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Alle Rechte, einjchliehlich des Ueberſetzungsrechts, vorbehalten. 


FEB 12 1909 


Borwort. 


Das Erjcheinen der ziveiten Hälfte diefes Buches hat fich zu meinem 
und des Herrn Berlegers lebhaften Bedauern fehr verzögert. Leider bin 
ich durch Krankheit lange Zeit gehemmt und an der Fortführung des 
Werfes gehindert worden. Ich hoffe jedoch, daß die Verzögerung dem 
Werfe jelbjt nicht nachteilig geweſen ift, zumal das ftetige Anwachſen 
der Litteratur eine etwas eingehendere Behandlung des Stoffes nad) 
Inhalt und Umfang erforderlich gemacht hat. 

Ob die Litteratur vollftändig berücfichtigt ift, wer vermöchte fich bei 
ihrem rapiden Anfchwellen unterfangen, jolches zu bejahen? Aber über- 
all Habe ich den Anſchluß am die frühere Praxis feitzuhalten gejucht. 

Beim Erbrechte habe ich mich der wertvollen und dankenswerten 
Mitwirkung und Unterjtügung des Herrn Gerichtsaſſeſſors Richard Hennig 
in Berlin zu erfreuen gehabt; eine Hülfe, die nicht blos mir perjünlich, 
fondern auch, wie ich glaube, dem Buche jelbjt zugute gekommen ijt 
und für Die ich ihm auch an diejer Stelle meinen verbindlichiten Danf 
ausjpreche. 

Die Regijter find von den Herren Neferendaren Dr. Sohn Ulrich 
Schroeder und Dtto Heinrich Kolbow in Roſtock i. M. mit Fleiß 
und Sorgfalt bearbeitet worden; auch ihnen bin ich dafür zu leb— 
haftem Danfe verpflichtet. 


Berlin, im Suni 1903. 
F. Leske. 
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Eriter Abſchnitt. Bürgerliche Ehe. 
g 169. 
I. Berlöbnis.!) 


I. Die Ehe ift die Grundlage der Familie und des Staates. 
Dur die Ehe und dur die Abjtammung von gemeinschaftlichen Vor: 
fahren werden Familienverhältnifje begründet; der Kreis der hierdurch 
verbundenen Perjonen bildet die Familie Das Familienrecht umfaßt die 
jenigen Rechtönormen, welche die Rechtöverhältniffe der dur Ehe und 
durch Abftammung verbundenen Perjonen (Verwandtſchaft) regeln. Dazu 
treten die Normen über das Vormundichaftsreht. Wenngleich) durch die 
Bormundihaft Yamilienverhältniffe nicht begründet werden, jo hat doch 
da8 Vormundſchaftsrecht mit Nüdjicht auf den gemeinjamen hijtorijchen 
Urfprung, den es mit dem Familienrecht im altdeutjhen Mundium findet, 
jeine Stellung im Familienrecht erhalten. Dazu kommt, daß die Vor- 
mundſchaft die fehlende elterliche Gewalt zu erjeben bejtimmt if. Die 
aus dem Tamilienrechte ſich ergebenden Nechte find jog. Zuftandsrechte mit 
abjoluter Natur; fie wirken deshalb nicht nur innerhalb des familien- 
rechtlichen Verbandes, in dem jich die einzelne Perſon befindet, jondern 
auc gegenüber jedem außerhalb dieſes Verbandes ftehenden Dritten. 

>), Mot. IV S.1ff.; Prot. II ©. 4863 ff. (Bd. 4S. Uff.); Denkfchrift S. 166 ff.; 
Bland-Unzner IV ©. 7 ff.; v. Staudinger-Engelmann IV ©.3ff.; Matthiaß II $ 79; 
Coſack II $ 275; Jacobi, Das perſönliche Eherecht des BGB., 2. Aufl. 1899, S. 14ff.; 
v. Buchla, 3. Aufl. S. 277 ff.: Förtich, S.12 ff.; F. Kohler, Das Eherecht des BGB., 1898; 
Fraenkel, Das Familienrecht de BGB., 1898, $1; Neumann, Handausgabe des BGB. 
&. 701ff.; Dernburg Bd. 38 10; Eccius Bd. 48204; Rehbein, Entich. des Ob.-Trib. 
Bd. 4 S. 1ff.; Züm, Das preufifche Ehereht, 1894, $ 4; Friedberg, Lehrbuch des 
latholiſchen und evangeliihen Kirchenrecht, 4. Aufl., 1895,98 153, 154; Richter-Dove- Stahl, 
Lehrbuch des fatholijhen und evangeliichen Kirchenrechts, 8. —* 1886, $ 289; 
Sohm, Das Recht der Eheſchließung, 1875, ©. 22ff.; Stölzel, Ueber das Verhältnis 
der neuen Ühegei eg dm Verlöbnisrechte, im JWMBl. 1877, ©. 3ff.; von 
Scherer, Handbud des enrecht?, Bd. 2 (1898) $ 110; Gehling, Die Unter: 
ſcheidung der Verlöbniſſe im lanoniſchen Recht, 1887. 

Leste, Allg. Preuß. Landrecht. 40 


8 1588. 


Berlöbnis, 


626 Vierte Buch. Familienrecht. 





II. Das Familienrecht des BOB. zerfällt in die drei Abjchnitte: 
Bürgerlihe Ehe, Verwandtichaft, Wormundjchaft. Mit der Ueberſchrift des 
eriten Abſchnitts „Bürgerlihe Ehe“ bringt das BOB. zum Ausdrude, 
daß die Ehe nicht blos ein Bürgerliches Rechtsverhältnis ift, jondern auch 
eine religiös-fittliche Seite hat.) Das BGB. behandelt die Ehe nur nad) 
ihrer rechtlichen Seite; joweit die Ehe ein Nechtöverhältnis iſt, fällt fie 
in das Gebiet des privaten und des öffentlichen Rechtes. Daneben läßt 
das BGB. die Firhlichen Verpflichtungen in Anjehung der Ehe unberührt.) 

III. Der Eheichließung pflegt ein Verlöbnis vorauszugehen als das 
gegenfeitige Verjprechen der Ehe?) Nach ALR.t) ift das PVerlöbnis ein 
obligatorifher Vertrag, wodurd zwei Perjonen verjchiedenen Gejchlechts 
einander Fünftig zu heiraten veriprechen. Davon weicht das BGB., das 
von einer Begriffsbeitimmung des Verlöbnifjes abfieht, injofern ab, als es 
in dem Verlöbnijje feinen auf Begründung eines Schuldverhältnifjes 
gerichteten, Sondern einen familienrechtlichen Vertrag erblidt, auf den 
aber die allgemeinen WVorjchriften über Nechtsgeichäfte und über Willens- 
erflärungen Anwendung finden.) 

1. Das ULR.®) jehte zur Gültigkeit des Verlöbnifjes voraus, daß Die 
Verlobten zur Zeit des Verlöbnifjes fähig gewejen fein würden, eine recht3- 
bejtändige Ehe abzujchliegen. Das Beſtehen eines geſetzmäßigen Werlöbnifjes 
hinderte die Eingehung eines anderweiten Verlöbniſſes. 

War dem jpäter Verlobten das frühere Verlöbnis des anderen Teiles 
befannt, fo erzeugte das ſpätere Verlöbnis weder Rechte noch Pflichten, 
gab aber dem Erftverlobten das Recht des Nüdtritt3 von der früheren 
Verlobung und einen Anſpruch auf Entihädigung und Abfindung.”) 

Das Berlöbnis erforderte ferner nach ALR.s) zu jeiner Gültigkeit 
gerichtliche oder notarielle Form. Gemeine Landleute fonnten jedoch ihre 
Berlobungen vor gehörig bejeßtem Dorfgerichte vollziehen und beurfunden 
lafjen. Abweichend vom römischen Rechte, aber im Anſchluß an das 
fanonijche Recht und die gemeinrechtliche Praris gewährte das ALR.?) bei 
einem formgerechten 1%) Verlöbniſſe einen Hagbaren Anſpruch auf Vollziehung 
der Ehe. Praftiih war eine ſolche lage jedod; ohne Bedeutung, da im 
Sale der Verurteilung zur Eingehung einer Ehe jede Anwendung von 
Zwang nad) dem Reichsrecht ausgeſchloſſen war.!“) 


1) BRE. ©. ) $ 1585 BOB. 
®) Ueber die  eieiitlige Entwidlung des Berlöbnisrcchts vgl. Friedberg 
a. a. O. 88 153, 154. 
875 111ALR. Bol. 1. 1 D. de sponsalibus, 23, 1. 
s) 88 104 ff. 88 116. BOB. 
9) 8 76 II 1 ALR.; Sparez, Amtliche Vorträge bei der Schluß-Reviſion, S. 108. 
>88 80, 133— 135 IL 1 LEN. 
°, 88 82-92 II 1 ALR.; $ 8 II 2 AGD. Weder das — * das 
römiſche Recht — für das Verlobnis eine beſtimmte Form; J. 4 D. 23, 
82, 128—132 I 1 ALR.; C, 10, 22; X. de sponsalibus 4, 1; "Suffet, 
Archiv Bd. 30 No. 36, Bd. 39 No. 215; Entf. RG. Bd. 39 No. 48 ©. 188, 
Bd. 40 No. 56 ©. 208. 
0) Ein mit Bewilligung beider Teile erfolgtes —— Br Ey ALR. die 
Wirkung —— rar Berlöbnifjes, 8 92, Anhangs=$ 97 I 
11) 8 888 Abi. 2, 8 894 Abi. 2 ERD. Ein direkter — an Eingehung 


$ 169. Berlöbnie. 627 





2. Das BGB. fchreibt für das Verlöbnis feine befondere Form 
vor und bejtimmt, daß das Verlöbnis feine Klage auf Eingehung der Ehe 
begründet. 

Aus einem Verlöbnijje fann nicht auf Eingehung der Ehe 
geflagt werden.!) 

Indem da8 BGB. jomit die Klaglojigfeit des Verlöbniſſes als 
Grundſatz Hinjtellt, erfennt es an, daß mit Rückſicht auf die notwendige 
Freiheit der Willensentichließung bei der Eheſchließung die Pflicht zur 
Erfüllung des Verlöbnifjes feine rechtlid) erzwingbare, jondern nur eine 
fittlihe Verpflichtung der Verlobten darjtellt. Jeder auch nur indirelte 
Zwang zur Eingehung der Ehe ijt ausgejchlojjen, und demgemäß ift auch 
da8 Berjprechen einer Strafe für den Tall, daß die Eingehung der Ehe 
unterbleibt, nichtig.) 

Wenn gegenüber der vom BGB. ausgeiprochenen Klaglofigfeit des 
Verlöbniſſes die Civilprozeßordnung?) noch ausdrüdlic) die Anwendung 
von Zwangsmaßregeln für den Fall der Verurteilung zur Eingehung 
einer Ehe ausjchließt, jo hat dies, abgejehen von der Uebergangszeit, nur 
für ſolche Fälle Bedeutung, in welchen e3 fih um die Vollitredung aus- 
ländijcher Urteile handelt.*) 

IV. Obwohl aus dem PBerlöbnifje fein flagbarer Anſpruch auf Ein- 
gehung der Ehe erwächjit?), gewährt da8 BGB. doch im Anſchluß an das 
ALR. bei einem ungerechtfertigten NRüdtritte vom Verlöbnis aus Rückſichten 
der Billigfeit einen Anjpruch auf Schadenserjaß (jog. negatives Interejje).®) 

1. Tritt ein Berlobter ohne wichtigen Grund von dem Verlöbniſſe 
zurüd, jo hat er nah BGB.?) dem anderen Verlobten und defjen Eltern 
jowie dritten Perjonen, welche an Stelle der Eltern gehandelt haben, den 
Schaden zu erjeßen, der daraus entjtanden ijt, daß jie in Erwartung der 
Ehe Aufwendungen gemacht haben oder Verbindlichkeiten eingegangen find. 

a) Die Vorausjegung des Schadenserſatzanſpruchs bildet aljo Die 
Thatjahe des Rücktritts vom Verlöbniſſe. Sache des zurüdgetretenen 





der Ehe war mit Rüchkſicht auf die erforderliche Freiheit der Eheſchließung auch nach 
lanoniſchem und gemeinem Rechte unzuläſſig, ſubſidiär war ein Anſpruch auf Ent— 
arte gegen. Friedberg, REN $ 158; v. Scherer Bd. 2 8 110; Seufferts 
Archiv, Bd. 27 No. 37, Bd. 28 No. 75, Bd. 34 No. 307. — Auh die Wirkung 
eined impedimentum impediens ae "dem Verlöbnifje nad) $ 39 des Perſonen— 
jtandgeieges vom 6. Februar 1875 nicht mehr zu. 

9—8s 1297 Abi. 1 BGB. —* Entwurf I $ 1227. 

) $ 1297 Abſ. 2 BGB. Abweichend 88 113, 114 II 1 ALR., im ——— 
um gemeinen und kanoniſchen Rechte; 1. 71 8 1 D, de cond. 35, 1; 1. 134 pr. 
). de verb. obl. 45, 1; 1. 2 Cod. de inutil. stipul. 8, 39; Seufferts Archiv 
Bd. 27 No. 116. 

) 8 888 Abf. 2, $ 894 Ab. 2, 8 328 CRD. 

4) Mot. z. EG. z. ug ©. 102; Begründung zum Entwurf eines Geſetzes 
betr. Aenderungen der CPO. ©. 150. 

5) Ueber öffentlich: vechtliche Wirkungen eines Verlöbniſſes vgl. $ 52 StrGB.; 
$ 51 No. 1 StrPO.; $ 383 No. 1 CRD. 

°), Borausjegung ift aber dad Vorliegen eines gültigen Verlöbniſſes; ein 
nah den allgemeinen Vorſchriften ————— (nichtiges, anfechtbares) Verlöbnis 
hat gr" — nicht. 

Er 1 Sa 1 BGB.; 88 112—117 II 1 ALM. 


40 * 


88 1297, 
1298. 
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. Verlobten ift e8, den Anjpruch durch den Nachweis abzuwehren, daß ein 
wichtiger Grund für den Nüdtritt vorlag.!) Ueber die Wichtigkeit des 
Grundes entjcheidet das Gericht nad) freiem Ermefjen. Im Anschluß an 
da8 ALR.?) iſt aber anzunehmen, daß zunächſt alle Gründe, aus welchen 
die Scheidung einer Ehe verlangt werden kann, aud den NRüdtritt vom 
Verlöbnifje rechtfertigen. Wichtige Gründe find ferner die Verlegung der 
Berlöbnistreue?), die Verweigerung der Einwilligung des gejeglichen Ver— 
treter8 oder der Eltern, der Eintritt anjtedender oder unheilbarer Krankheit, 
der Irrtum in Anſehung der Bermögensverhältniffe, jofern e8 den Ver— 
lobten”an dem nötigen Auskommen fehlen twiürde.t) 

b) Der Schadenserſatzanſpruch erfährt im Gegenſatze zum ALR. nach 
BGB. inſofern eine Erweiterung, als er nicht nur dem verlaſſenen Ver— 
lobten und deſſen Eltern, ſondern auch dritten Perſonen, z. B. den 
Pflegeeltern, Großeltern, ſonſtigen Verwandten und Freunden zuſteht, welche 
an Stelle der Eltern für den Verlobten Aufwendungen gemacht haben.) 

c) Was den Umfang des Erjaganiprudy8 anlangt, jo erjtredt er ſich, 
wie nah) ALR., auf das jog. negative Intereſſe. Es ift aller Schaden 
zu erjeßen, der daraus entjtanden ijt, daß die erjahberechtigten Perjonen 
in Erwartung der Ehe Aufwendungen gemacht haben oder Verbind- 
lichfeiten eingegangen jind®), 3. B. für die Anjchaffung einer Ausjtattung, 
eine8 Brautkleides, für die Einridtung einer Wohnung, für die Aus- 
rihtung eines Feſtmahls. Hierbei kann jeder Erjapberechtigte natürlich 
nur Erja des von ihm jelbit erlittenen Schadens beanjpruchen. 

Dem verlafjenen Verlobten iſt außerdem auch noch der Schaden zu 
erjeßen, den er dadurd erlitten Hat, daß er in Erwartung der Ehe 
lonftige jein Vermögen oder jeine Erwerbsitellung berührende Maßnahmen 
getroffen hat. Dahin gehören 3. B. die Fälle, in denen ein Verlobter in 
Erwartung der Ehe eine Erwerbsjtellung aufgegeben oder eine ihm während 
de Brautjtandes angebotene Anftellung oder einen ſonſtigen vermügens- 
rechtlichen Erwerb ausgefchlagen hat. ”) 

In allen diefen Fällen ift jedoch der erlittene Schaden nur injoweit 
zu erjeßen, al8 die Aufwendungen, die Eingehung der VBerbindlichfeiten 
und die jonjtigen Maßnahmen des Erjaßberechtigten den Umſtänden nach 
angemejjen waren.®) 


2 — Abi. 3 BGB. ) 8 100 II 1 ACH. 
l. Entih. RG. Bd. — 48 ©. 179, 182. Seufferts Archiv Bd. 26 

No. 90: d. 45 No. 55, No. 2 

3 Weitere Beifpiele: 88 j0i in = 1 ALR. Bol. aud) Richter-Dove-Kahl 
8 289 und von Scherer Bd. 2 8 110 

5) Die nn beruht ee an Beſchluſſ e der Reichstagslommiſſſon und 
wurde damit begründet, daß es Häufig vorfomme, daß folhe Perſonen für die Aus— 
jtattung einer Braut oder eines Bräutigams erhebliche Aufwendungen machten, wenn 
die Eltern verjtorben jeien oder nicht die genügenden Mittel bejähen; es jei fein 
Grund vorhanden, warum diefe Umjtände den das Verlöbnis Abbrechenden von der 
———— — befreien ſollten. BRK. S. 79. 

°) 8 1298 Abſ. 1 Satz 1 BGB.; 8 112 Il ı ALR.; Entſch. RG. in Gruchots 
Beiträgen, EN 25 No. 34 ©. 463 infchaffung eines Brautfranzes). 

H, Mot. IV ©. 3, 4; Denkſchrift S. 167. 

9 8 1298 bj. 2 BEL. 


8 169. Verlöbnis. 629 


d) Durch Dieje Vorſchriften werden weitergehende Anſprüche des 12 1299, 
unjhuldigen Verlobten oder jeiner Eltern, joweit jie 3. B. auf Grund 
unerlaubter Handlungen begründet find, nicht berührt.) 

e) Nach ALR.?) ging der Anſpruch auf Entichädigung und Abfindung 
wegen Verlöbnisbruchs in der Negel nicht auf die Erben des Berechtigten 
über. Nur wenn der Anjprud ihrem Erblaſſer bei Lebzeiten bereits 
rechtskräftig zuerfannt war, fonnten fie ihn beitreiben. Die Erben des 
Ihuldigen Teiles hafteten nur dann, wenn ihr Exrblaffer auf die aus dem 
Verlöbnis angeftellte Klage jeine Weigerung, die Ehe zu vollziehen, 
gerichtlich oder doch jchriftlich erklärt, oder wenn er noch vor feinem Tode 
ſich mit einer andern Perjon verheiratet hatte. 

Anders das BOB. Hier iſt der Schadenserſatzanſpruch aktiv und paſſiv 
vererblich; er ijt ferner übertragbar und demgemäß auch pfändbar®) und 
verpfändbar.t) 

2) Dem treulojen Verlobten, der ohne wichtigen Grund vom Ber: 
löbniſſe zurüdtritt, ift nah BGB. im Anſchluß an das ALR.S) derjenige 
gleichgejtellt, welcher durd; fein Verſchulden dem anderen Verlobten 
gerechtfertigten Grund zum Rücktritte giebt.6) Der zurüctretende Werlobte 
muß hier zur Begründung ſeines Schadenserſatzanſpruchs beweijen, dat 
dem anderen Teile ein Berjchulden (Vorſatz oder Fahrläffigkeit) zur Laft 
fällt, daS einen wichtigen Grund zum Rücktritte bildet.”) 

3) Nach dem Vorgange des preußiichen Nechtes®) gewährt das BGB.) nn 
einer unbejcholtenen!‘) Braut, die ihrem Werlobten die Beiwohnung 
geitattet hat, unter der Vorausſetzung, daß der Verlobte demnächſt ohne 
wichtigen Grund von dem Verlöbniſſe zurüdgetreten iſt oder daß er den 
Rüdtritt jeiner Braut durch ein Verjchulden veranlaßt hat, das einen wichtigen 
Grund für den Nüdtritt bildete, einen Anjpruc auf Entihädigung auch 
wegen des Schadens, der nicht Vermögengichaden iſt. Hier kann die 
eriagberechtigte Verlobte neben den ihr zuftehenden vermögensrechtlichen 
Erjagforderungen auch noch eine billige Entihädigung in Geld ver- 
langen.!!) Diejer immaterielle Schaden ijt der Braut auch dann zu erjeßen, 
wenn fie einen VBermögensichaden überhaupt nicht erlitten hat. Er bildet 
eine Genugthuung für den Schaden, den die Braut an ihrem Rufe jowie 
dadurch erleidet, daß fie fich in ihrer berechtigten Erwartung getäujcht, 
insbejondere der Ausficht auf Verſorgung beraubt fieht. 

1) 98 8% SS 823, 326 BGB.; jo, wenn ein Verlobter durch Betrug zur Eingehung 
des Berlöbnijjes veranlaßt worden ijt. 

n 124—127 TI 1 AL. s, Ss 851 CPO. 

*, & 1274 Abi. 2 BGB. 9) 8 120 IT 1 ALM. ®) $ 1299 BGB. 

) Vgl. Seufferts Archiv, Bd. 45 No. 253; en RG. Bd. 40 No. * S. 182. 

) 88 2—4 Geſetz vom 24. April 1854 (BS. S 193). 

) 8 1300 Abi. 1 BGB. 

10) Unbeicholtenheit iſt nicht gleichbedeutend mit Jungfräulichleit; der Anſpruch 
iteht auch einer re Witwe oder einer gejchiedenen Frau zu; Entſch. NG. 
Bd. 29 No. 26 ©. 

29 Einen —— Deflorationsanſpruch kennt das BGB. nicht; vol. $ 825 
BGB., oben S. 336. Eine billige Entjhädigung iſt eine nad) billigem Ermejien 
unter x Berüdfihtigung der konkreten Umſtände feitzufeßende Entihädigung. Bol. BRK. 


© — 
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Der Anſpruch iſt nicht übertragbar und nicht vererblich!), weil es ſich 


1301,1802. pierbei um eine höchitperjönliche Entihädigungsforderung handelt.2) Nur 


Braut⸗ 
geichente. 


Verjährung. 


wenn er durch Vertrag anerkannt oder rechtöhängig?) geworden iſt, kann 
er auch übertragen werden und geht er auf die Erben über. 

V. Geſchenke werden unter den Verlobten in der Voraußfegung der 
fünftigen Eheſchließung gewechſelt. Unterbleibt die Ehejchließung, gleichviel 
aus welchem Grunde, jo fann jeder Verlobte von dem anderen die 
Herausgabe feiner Gejchenfe ſowie desjenigen, was er ihm zum Peichen 
des Verlöbniſſes gegeben hat (Mahlihag, Draufgabet)) nad) den Bor: 
Ichriften über die ungerechtfertigte Bereicherung beanipruchen. >) 

Das Rückforderungsrecht des Schenkers ijt jedoch ausgejchloffen, wenn 
er ohne wichtigen Grund vom Verlöbniſſe zurücdgetreten iſt oder den 
Nüdtritt des anderen Teiles verjchuldet hat, ebenjo dann, wenn die Ehe 
von Anfang an unmöglich war, 3. B. wegen eines trennenden Ehehinder- 
nifjes, und der Schenker die gewußt hat.®) 

Wird das Verlöbnid dur den Tod eines der Verlobten aufgelöft, 
jo lieg das ALNR.?) dem Weberlebenden die Wahl, ob er die empfangenen 
Geſchenke behalten oder ob er fie zurüdgeben und die von ihm gemachten 
zurüdfordern will. Nah BGB. ift im Zweifel anzunehmen, daß die 
Nüdforderung in diefem Falle ausgeſchloſſen jein fol. Der überlebende 
Verlobte kann aljo jeine Geſchenke nicht zurüdverlangen, braucht aber die 
empfangenen den Erben des BVerjtorbenen auch nicht herauszugeben. 

Eine legtwillige Verfügung, durd die ein Verlobter den anderen 
Teil bedacht Hat, jowie ein Erbvertrag zwilchen Verlobten wird nad 
BOB. unwirkſam, wenn das PBerlöbnis vor dem Tode de Erblajjers 
aufgelöjt worden ift. jofern nicht anzunehmen iſt, daß der Erblafjer feinen 
Verlobten aud für einen jolchen Fall bedacht haben wirde.®) 

VI Im Anſchluß an das ALR.1) unterwirft das BOB.) die Ent: 
ihädigungsanjprüche wegen Berlöbnisbruch und den Anſpruch auf Rückgabe 
der Geichenfe einer Furzen Berjährungsfriit, nämlich einer Friſt von 
2 Jahren, beginnend mit der Auflöfung des Verlöbnifjes. 





) $ 1300 Abi. 2 BGB.; der Anfpruch iſt daher auch weder verpfändbar 
($ 1274 Ubi. 2 BGB.) nod) pfändbar ($ 851 CPO.) aud findet ihm gegenüber 
feine eye jtatt ($ 394 BGB.), und er gehört nicht zur Konkursmaſſe ($ 10.) 
B . 80. 


s) * *8 6 693 CPO. 

) 88 205, 209,217 15 ALR. (arrha sponsalitia, l. 5 Cod. de sponsalibus 5, 1), 
Rüdgabe des Berlobungsringes. 

6) 88 112, 122 II 1 NLR.; 8 1301 Eat 1, $ 812 Abf. 1 BGB. Ueber den 
Umfang des Herausgabeanſpruchs vgl. 88 818, 819, 822 BGB. Der Anfprud ist 
vererblich und übertragbar. 

5) 8 122 II 1 NER; S 815 BGB. Mot. IV ©. 7; in diejem Falle verliert 
alio der Schenter feine Beichente, während er die empfangenen herausgeben muß. 

7) 8 123 II 1 ALM. 8 1301 Satz 2 BGB. Nuslegungsregel! 

)8 2077 Abi. 2 u. 3, 8 2279 Abſ. 2 BGB. Bol. aud) $ 1584 BGB. 
(Widerruf der Brautgeichenfe infolge Ehejcheidung). Ueber Erbverträge zwiſchen 
Verlobten val. SS 2275, 2276 BOB. 

10) 88 128--132 II 1 Ye (1 und 2 Jahre). 
2 8 1302 BGB.; BRK. S. 80. 
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VI. Nah ALR.! erlangten Brautlinder ſchon durd die bloße 
gerichtliche Erklärung des Vaters die Rechte ehelicher Kinder. Diefe Vor— 
ſchrift wurde durch $ 22 des Geſetzes vom 24. April 1854 (GE. ©. 193) 
außer Kraft geſetzt. Das BGB. enthält Feine bejonderen Beitimmungen 
über Brautfinder, fie find alfo den unehelichen Kindern gleichgeftellt.?) 

VIII. Die Aufhebung des Verlöbniſſes erfolgt durch beiderjeitiges 
Einverjtändni3 der Verlobten, durch den Tod eines Teiles, durch ein- 
jeitigen Rücktritt, durch Wegfall der aufichiebenden oder durd Eintritt der 
auflölenden Bedingung, unter der es geichlofien worden ift.3) 

IX. Das BOB. enthält in Anjehung des Verlöbnifjes feine Ueber: 
gangsbejtimmungen und auch feine Kollifionsnormen. 

Da das Verlöbnis nach BGB., abweichend vom ALNR., fein obliga- 
toriihe8 Schuldverhältnist), jondern ein jamilienrechtliches Verhältnis it, 
jo finden auf ein am 1. Januar 1900 bejtehendes und nad) diejem Zeit: 
punkte fortgejebtes Verlöbnis die Vorichriften des BGB. Anwendung. Die 
Frage, ob ein gültiges Verlöbnis vorliegt, ift aljo nicht nach dem bisherigen, 
jondern nad dem neuen Nechte zu enticheiden, jo daß ein unter der 
Herrihaft des ALR. geichlofjenes formlojes VBerlöbnis nad) dem 1. Januar 
1900 als ein wirfjames zu gelten hat. Ebenſo bejtimmen ſich die ‚Wir: 
fungen eine nach dem J. Januar 1900 erfolgenden Rücktritts von einem 
nach altem Rechte abgejchlojjenen Verlöbniffe nach dem BGB. Enticheidend 
it, daß das BGB. jeden auch nur indirekten Zwang zur Eingehung der 
Ehe verwirft und daß das Verlöbnis deshalb unmittelbare rechtlihe Wir- 
fungen nicht äußert. Wirkungen aber, die fi erit auf Grund eines unter 
der Herrichaft des BGB. eingetretenen Thatbeitandes äußern, find mit 
Rüdfiht auf die familienrechtliche Natur des Verlöbnifjes nady dem Rechte 
des BGB. zu beurteilen.) 

Für die Form des Verlöbnifjes ijt der für die Formen der Rechts— 
geihäfte maßgebende allgemeine Grundjaß entjcheidend, doch genügt die 
Beobachtung der Form der lex loci actus.*) 

Im übrigen ijt für die Fähigfeit zum Abſchluſſe ſowie für die 
materiellen VBorausfegungen, den Anhalt und die Wirkungen eines Ber- 
löbnifje8 das Berjonaljtatut beider Verlobten maßgebend. Bei einer 
Kolliſion beider Perjonaljtatuten entjcheidet da des Beflagten.”?) 


1) 8 597 II 2 AUCH. nn — den EIER die Rechte 

Kinder nicht zu, Entich. RG. 5 Nr. 44 ©. 168 
2) Vgl. Art. 208 Abi. 2 EG. z. "BR. 

8) Bgl. 88 95—98 II 1 ACH. 

*) Deshalb fann auch Art. 170 EG. 3. BGB. en das Berlöbnis feine An- 
wendung finden. Anders Mot. 8 Eos. z. BR. ©. 2 

®) Val. auch Habidit a. a. ©. 374ff.; Stiebner, Einführumgsgefep, € . 310. 

9) Art. 11 EG. 3. BGB.; v. Br Theorie u. Praxis des internationalen Brivat: 
rechts, er J S. 479; Gierte, Deutſches Privatrecht, Bd. 1 ©. 235; Stobbe, Bd. 1 
34 ©. 

) * 7 EG. z. BGB. Vgl. v. Bar, Gierke, Stobbe a. a. O., Regelsberger, 
Pandekten, Bd. 18 * S. 176; Seufferts NArdiv, Bd. 6 No. 306. Das Reidys- 
ericht lieg mit [Rüdficht auf die Natur des Verlöbnifjes, als eines obligatorischen 
erages, hinfihtlich der Wirkungen den Erfüllungsort, das domieilium matrimonii, 

d. h. den Ort gelten, an welchen die Verlobten die Ehe begründen und das gemein- 
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X. In jtreitigen Verlöbnisſachen find die bürgerlichen Gerichte aus— 
ſchließlich zuſtändig. Die Ausübung einer geijtlichen oder einer durch Die 
Zugehörigkeit zu einem Glaubensbefenntnijje bedingten Gerichtsbarkeit ift 
ohne bürgerliche Wirkung.!) 


II. Eingehung der Ehe. 
s 170. 


1. Materielle Erforderniife der Eheſchlietßzung. Ehehindernifie.?) 


I. Die Ehe iſt die rechtlich anerfannte und geordnete Verbindung 
von Mann und Frau zur vollitändigen und dauernden Lebensgemeinjchaft.3) 
Weder das ALR. noch das BGB. jtellen eine Begriffsbeitimmung der Ehe 
auf; beide gehen davon aus, daß eine das Wejen der Ehe erichöpfende 
gejeßgeberiiche Definition nicht geliefert werden fann. Das ULN.t) be- 
zeichnete nur gemäß den naturrechtlichen Anjchauungen feiner Zeit ald den 
Hauptzwed der Ehe die Erzeugung und Erziehung der Kinder und ftellte 
daneben den Saß auf, daß auch zur wechjeljeitigen Unterftügung allein eine 
gültige Ehe geichlojjen werden könne. 

Die Ehe it ein Verhältnis, das zwar nur durd einen PVertrag, 
d. h. durch gegenfeitige Einwilligung der fünftigen Ehegatten zu ſtande 
fommen kann, aber fie ijt nicht jelbjt ein Vertrag. Die Ehe ift vielmehr 
ein Lebensverhältniß von wejentlich fittliher Natur, das aber rechtliche 


ichaftlihe häuslihe Zujammenleben beginnen wollten. Entih. NG. Bd. 7 No. 102 
©. 338, Bd. 20 No. 74 ©. 333, Bd. 29 No. 26 ©. 98. Geuffert? Archiv, Bd. 41 
No. 21, anders Bd. 44 No. 189. 

) 8 76 Perſonenſtandsgeſetz; $ 15 Abſ. 3 GVG. 

) Mot. IV ©. 10ff.; Prot. II ©. 4887 ff. (Bd. 4 ©. 11ff.); Denkichrift 
©. 169ff.; BRK. ©. 80ff.; Pland-Unzner IV ©. 19ff.; v. Staudinger-Engelmann 
IVS. 9 ff; Matthiaß II $80; Eofad II $ 277; R. Leonhard im Archiv f. bürgerl. Necht, 
Bd. 10 ©. 1ff.; Jacobi a. a. O. ©. 24 ff.; F. Kohler, Das Eherecht de BGB., ©. 5 ff.; 
Fraenkel, Das Familienrecht des BGB. 8 2; v. Buchta, 3. Aufl. S. 279ff.; Förtich, ©. 
13 ff.; A. Engelmann a.a.D. ©. 636ff.; Deruburg Bd.3 88 13—16; Eecius Bd. 4 
88 202, 203; Bürn, Das preuß. Eherecht, 1894, ©. 2ff.; Stölzel, Deutjches Ehe— 
ſchließungsrecht, 3. Aufl. 1879; Stölzel, in der Zeitichrift für Kirchenreht Bd. 17 
©. 69 ff.; Wohlerd, Das Reichsgeſetz über die Beurkundung des Perjonenjtandes und 
die Eheichließung vom 6. Februar 1875, 4. Aufl. 1890; Hinſchius, Das Reichsgeſetz 
über die Beurkundung des Perjonenjtandes und die Eheichliegung, 3. Aufl. 1890; 
von Sicherer, Berjonenjtand und Eheſchließung in Deutichland, 1879; Friedberg, 
Das Recht der Eheichliefung in hiftorischer Entwidlung, 1865; Sohm, Das Recht 
der Eheichließung, 1875; Friedberg, Verlobung und Trauung, 1876; Sohm, Trauung 
und Verlobung, 1876; Friedberg, Kirchenrecht (4. Aufl. 1895) 88 137—151; Nichter- 
Dove-Kahl, Kirchenrecht, 88 266— 280; Tran, Lehrbuch des Kirchenrechts (3. Aufl. 
1899) ©. 249 ff.; von Scherer, Handbuch des Kirchenrecdhts, 1898, Bd. 2 88 107, 
108, 114—134; reifen, Gedichte des kanoniſchen Eherechts bis zum Verfall der 
Stlofjenlitteratur (1888), ©. 22 ff. 

®) L.1 D. de ritu nupt. 23, 2 (nuptiae sunt coniunctio maris et feminae 
et consortium omnis vitae, divini et humani iuris communicatio); $ 1 Inst. de 
patr. potest. 1, 9; c. 3 C. XXVII, qu. 2; c. 11 X. de praesumt. II, 23 (maris 
et feminae coniunctio individuam vitae consuetudinem retinens). 


*%) 88 1, 2 II 1 ALR. 
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Wirkungen zur Folge hat; fie ijt deshalb auch ein Nechtöverhältnis und in ver 
gehört als jolches ſowohl dem Privatrecht als dem öffentlichen Rechte an. 

Neben der fittlihen und rechtlichen hat die Ehe aber auch eine religiöfe 
Seite, auf Grund deren die Kirche die rechtliche Drdnung der Ehe und 
insbejondere die Yurisdiltion in Eheſachen für fih in Anfprucd nahm. 
Diejes Recht Hat ſich die katholiſche Kirche feit den ältejten Zeiten beigelegt, 
und diejer Anſpruch war nicht blos eine Folge der dogmatischen Auffaffung von 
dem Wejen der Ehe.!) Denn die fatholifche Kirche hat nicht von vornherein 
die Saframentalität der Ehe als eines Gnadenmittel3 behauptet, vielmehr hat 
erit die mittelalterlihe Scholaftif da8 Dogma von der Saframentsnatur 
der Ehe aufgeitellt, und dieſes Dogma hat jpäter die Kirche janktioniert.?) 
Insbeſondere hat daß Tridentinum (1545—1563)°) gegenüber dem Zweifel 
der Protejtanten die Sakramentseigenſchaft der Ehe beitätigt.*) 

Demgegenüber führte die evangeliihe Auffafjung von dem Wejen der 
Ehe, welde deren Sakramentsnatur leugnete, von jelbit zur Anerkennung 
eine3 jtaatlihen Eherechts und einer jtaatlichen Ehegerichtsbarkeit. 

Sm Laufe der Zeit, insbejondere jeit innerhalb desjelben Staates 
verjchiedene Religionsgefellichaften und Kirchen beitanden, wurde die Schaffung 
eines jelbitändigen jtaatlichen Eherechts zur Notwendigteit. 

Sn diejer Beziehung hat zuerſt die landrechtliche Gejeßgebung unter 
dem Einfluſſe der naturrechtlichen Lehre des 18. Jahrhunderts an 
Stelle des konfeſſionell gejonderten, ein für die Anhänger aller Konfeſſionen 
geltendes Eherecht aufgejtellt.d) Eine völlige Bejeitigung der geijtlichen 
Gerichtsbarkeit in Ehejahen wurde in Preußen aber erjt durd die Ver: 
ordnung vom 2. Januar 1849 (GES. ©. 1) erzielt, welche die geiftliche 
Gericht3barkeit in allen weltlichen Angelegenheiten, namentlich auch in Ehe- 
lachen aufhob. 

Mit dem Neichgejebe vom 6. Februar 1875 ging dann auch der 
legte innerhalb des Deutjchen Reiches bejtehende Neft der geiftlichen Gerichts- 
barkeit auf die jtaatlichen Gerichte über‘) und das deutiche Gerichtsver- 
fafjungsgejeß bejtimmt nochmal ausdrüdlih, daß die Ausübung einer 
geiftlihen Gericht3barkeit in weltlichen Angelegenheiten ohne bürgerliche 
Wirkung ift und daß dies insbejfondere bei Ehe- und Verlöbnisſachen gilt.”) 

Das Neichsgeje vom 6. Februar 1875 Hatte im Anjchluß an das 
preußijche Gejeß über die Beurkundung des Perjonenjtandes und die Form 





ı) Vol. Freifen 8 a.D. ©. 855ff.; v. Scherer a. a. O. Bd. 2 ©. 99ff. 

2) reifen a. a. u —W Friedberg, Kirchenrecht, 8 138. Vgl. jedoch 
von Scherer a. a. O 8 | 

) Sess. 24 can. 1 de sacram. matr. Si quis dixerit, matrimonium non 
esse Sch et proprium unum ex septem legis evangelicae sacramentis a Christo 
Domino institutum, sed ab hominibus in ecclesia inventum, neque gratiam conferre: 
anathema sit. 

*) Das Tridentinum lie jedoch die Kontroverje über die Materie und die 
Minijter ded Sakraments umentichieden. Nach der herrichenden Anficht find die 
Ehegatten jelbjt die ministri des Saframents, ihre gegenjeitige Hingabe die Materie. 
ek — $ 267; Richter-Dove-Kahl a.a. O. $ 267; von Scherer Bd. 2 
& 112 162 ff. 9 Geſ.-Rev. Pens. XV Mot. ©. 1f. 

9 — Ueber das landesherrliche Eheſcheidungsrecht (1891) ©. 65 ff. 

78 15 Abi. 3 GBG. 
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der Eheſchließung vom 9. Mär; 1874 (GS. ©. 95), gleich dem ALR., ein 
fonfeffionslofes Eherecht aufgeftellt; da es aber nicht das ganze Cherecht 
vegelte, jo blieb Daneben immer noch Landesrecht in Kraft.) Mit dem 
BGB. ift nunmehr für ganz Deutjchland die Nechtseinheit auf dem Gebiete 
des Eherechts verwirklicht worden. Vom 1. Januar 1900 an giebt es ein 
gemeines deutjches Eherecht. 


I. Das BOB. ordnet das Eheſchließungsrecht auf der Grundlage 
des Neich3gejebes über die Beurkundung des Perjonenjtandes und Die Ehe- 
ſchließung vom 6. Februar 1875 (RGBl. ©. 23).2) 

Eine gültige Ehe kann jeder ſchließen, dem nicht natürliche oder gejeß- 
lihe Hinderungsgründe entgegenftehen. Die der Eheſchließung entgegen 
itehenden Hinderniſſe (Ehehindernifje, impedimenta matrimonüi) find ent— 
weder aufichiebende (i. impedientia), welche nur der BZulafjung zur 
Eheſchließung entgegenjtehen, die Gültigkeit der dennoch gejchlojfenen Ehe 
aber nicht berühren, oder trennende (i. dirimentia), welche eine gültige 
Ehe nicht zu ftande kommen laſſen und die troßdem abgejchlofjene Ehe 
nichtig oder anfechtbar machen.?) 

Zu den materiellen Erfordernijjen einer gültigen Eheſchließung, 
deren Mangel ein Ehehindernis begründet, gehören nad dem BGB.: 

A. Die Ehemündigfeit. 

1. Während nad) dem Reichsgeſetze vom 6. Februar 18754) die Ehe- 
miündigfeit des männlichen Geſchlechts mit dem vollendeten 20. Lebensjahre, 
die des weiblichen Gejchlecht3 mit dem vollendeten 16. Lebensjahre eintrat, 
beitimmt das BGB.5), daß ein Mann nicht vor dem Eintritte der Boll: 
jährigfeit, eine rau nicht vor der Vollendung des 16. Lebensjahres 
eine Ehe eingehen darf. 

Die Volljährigkeit tritt mit der Vollendung des 21. Lebensjahres ein ®), 
außerdem begründet die Wolljährigfeitserflärung die rechtliche Stellung 

) Bol. $ 36 Perſonenſtandsgeſetz v. 6. Februar 1875. 

?) Der Anhalt des Neichögelepes ift teild in dad BGB. iibergegangen, teil 

durd Art. 46 des EG. 5. BGB. abgeändert. Die Borichriften des Reichsgeſetzes 
in der vom 1. Januar 1900 an geltenden Fafjung find im Reichs-Juſtizamte zu— 
fammengeftellt und nebjt den vom Bundesrate beichlojjenen Vorjchriften zur Aus: 
führung des Perionenjtandsgejepes (vgl. RGBl. 1899 ©. 225) fowie den Erläuterungen 
zu diejen Ausführungsvorichriften unter dem Titel: Vorjchriften über die Beurfundung 
des Perſonenſtandes und die Eheichliefung. Berlin, 1899 (Reih&druderei) im Drude 
erſchienen. Durh Kaiſerl. Verordg. v. 25. Nov. 1899 (RGEBl. ©. 675) iſt das 
Perſonenſtandsgeſetz auch auf der Inſel Helgoland eingeführt. 
»), Aufſchiebende Ehehindernijje jind die Eheverbote der 88 1303, 1305, 1306, 
$ 1309 Abi. 2, $ 1310 Abi. 2, S$ 1311, 1313—1315, 1349 BOB. trennende 
Ehehindernijje bilden die in den $$ 1324—1328 mit der Wirkung der Nichtigkeit, 
und die in den 88 1331—1335 u. $ 1350 BGB. mit der Wirkung der Anfechtbartfeit 
der Ehe aufgejtellten Mängel. 

*) 8 28 Perſonenſtandsgeſetz. Nah römiſchem und kanoniſchem Rechte begann 
die Ehemündigfeit beim männlichen Geichlechte mit vollendetem 14., beim weiblichen 
mit vollendetem 12. Lebensjahre, nad) ALR. mit dem 18. Jahre bei Männern, mit 
dem 14. Sabre bei Frauen. $ 37 II 1 ULR.; preuß. Geſetz vom 21. Dezember 
1872 (85. 1873 ©. 1). 

6) 8 1303 Abi. 1 BGB. 

82 BGB. 
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eines Bolljährigen!) und damit auch die Ehemündigkeit. Für Männer ift 88 1303, 
aljo nach BGB. vor Vollendung des 18. Lebensjahres die Eingehung einer 1322. 
Ehe nicht möglid.?) 

Eine Befreiung von diefer Vorichrift ift bei Männern ausgeſchloſſen, 
dagegen bei Frauen ftatthaft.3) 

Die Bewilligung der Befreiung fteht dem Bundesjtaate zu, dem Die 
Frau angehört.t) In Preußen erteilt der Juſtizminiſter die Befreiung.) 

Für Deutjche, Die feinem Bundesitaat angehören, jteht die Bewilligung 
dem Reichskanzler zu.‘) 

Sn Anjehung der Ehemündigfeit de3 Landesheren und der Mit- 
glieder der landeöherrlichen Familien jowie der Mitglieder der fürftlichen 
Familie Hohenzollern, de3 vormaligen Hannoverſchen Königshaufes, des 
vormaligen Kurheifiichen und des vormaligen Herzoglich Naffauischen Fürjten- 
baujes enticheiden in erjter Reihe die Beitimmungen der Hausverfaffungen 
(Hausgejeße, Hausobjervanzen), des Privatfürjtenrechts und der Yandes- 
gejeße.”) 

Das Erfordernis der Ehemündigfeit it dem Standesbeamten dor 
Anordnung de3 Aufgebot3 al3 vorhanden nachzumeijen.®) 

2. Hinfichtlich der rechtlichen Folgen einer vor erreichter Ehemündigkeit Redtsfoigen. 
geichloffenen Ehe waren nach dem Perfonenftandsgejeße ?) die Borjchriften 
der Landesgejeke maßgebend. Nach ALR. war eine ſolche Ehe ungültig, 
jie wurde jedoch gültig, wenn nicht der Eheunmündige oder dejjen Vater 
oder Vormund den Mangel innerhalb 6 Monaten nad) dem Eintritte der 
Ehemündigfeit rügte.!0) 

Nah BGB. bewirkt der Mangel der Ehemündigfeit micht die Uns „u. 
gültigfeit der Ehe, jondern nur ein aufjhiebendes Ehehindernis. ahehinderni. 
Jedoch macht ſich der Standesbeamte, der diejem Cheverbote zuwider eine 
Eheſchließung vollzieht, ftrafbar.!!) 


B. Die Einwilligung des geſetzlichen Vertreters, —— 
1. Gejhäftsunfähige!?) können weder nad ALR. noch nach BGB. eine Vernrcien 


Ehe ſchließen; die Ehe eines Geſchäftsunfähigen iſt nichtig. Wer in der 


1) 8 3 Abi. 2 BGB. 7,8 3 Abſ. 1 BOB. 

9 8 1303 Abi. 2 BGB. Das Perſonenſtandsgeſetz lieh auch bei Männern 
Befreiung zu, $ 28 Abi. 2 Satz 2. Befreiung (Dispenfation) ift er des 
Geſetzes Ihr an einzelnen Fall; ee — Eheſchließungsrecht, S 

)81 BER. ) Art. 10 BD. v. 16. Nov. 1899 (GS. ©. 562). 

8 1352 En 1 Sat 2 BOB. 

) Art. 57 EG. 5. BGB.; 8 72 Perſonenſtandsgeſetz. 

8 45 Berfonenitanbägefeh, 

2) 8 36 aa. 0. 

10) 88 970, 990, 991, 992 II 1 ALR. Unter ungültigen Ehen verjteht das ALR. 
Ehen, denen zwar von Anfang an gefepliche Hinderniſſe im Wege jtehen, die aber 
doch in F Sat durch Hebung diefer Hindernifje verbindliche Kraft erlangen fünnen, 
89341 

: Fr — ERROR Art. 46 No. IV EG. 5. BGB. Val. aud) 

170 Str® 

ı) 8 102 $ 105 Abſ. 1, $ 1325 Abi. 1 BGB. Bol. 8 1231 Entwurf I; 
$ 39, 971 U a s 23—30 I 4 ALR.; 8 28 Abi. 1 Berfonenttandögefeb. Siehe 
oben $ 20 ©. 
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8 1304. Geſchäftsfähigkeit beichränkt ift, bedarf zur Eingehung einer Ehe der Ein- 

J ——— willigung ſeines geſetzlichen Vertreters.) ine beſchränkte Geſchäfts— 

Bertreters. fähigkeit beſitzen nach BGB. Minderjährige über 7 Jahre?) und Die 
wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder wegen Trunfjuht Entmündigten 
oder unter vorläufige Vormundſchaft Geftellten.d) Während aljo nad 
früherem Reichsrecht“) ein unter Vormundichaft ftehender Volljähriger, 
in3bejondere ein wegen Verſchwendung Entmündigter, im Gegenſatze zum 
ALR.5), der Einwilligung des gejeglichen Vertreter zur Eheichließung 
nicht bedurfte, verlangt da8 BGB. auch bei dem in der Gejchäftsfähigfeit 
beichränkten Volljährigen die Einwilligung feines geieglichen Vertreters, 
zum Schutze gegen die leichtfinnige und unüberlegte Schließung einer Ehe 
von feiten jolcher Perjonen. 

Da die Einwilligung zur Eheſchließung fih als Ausfluß der Sorge 
für die Berfon des Kindes oder Mündels darjtellt, fo ift die Eimwilligung 
desjenigen erforderlich, welcher zur Zeit der Eheichließnng in den Die 
Perſon betreffenden Angelegenheiten zur Vertretung des Kindes oder des 
Mündels berechtigt iſt. Je nachdem aljo der in der Geichäftsfähigfeit 
Beichränkte unter elterliher Gewalt®) oder unter Bormundichaft?) fteht, iſt 
der Inhaber der elterlichen Gewalt (Vater, Mutter) oder der Bormund 
der gejeßliche Vertreter. Iſt aus bejonderen Gründen die Sorge für die 
Perſon des Kindes oder des Mündels einem Pfleger übertragen®), jo hat 
diefer die Einwilligung zu erteilen. Dagegen bedarf es niemals der Ein- 
willigung des einer Mutter beftellten Beiftandes?), weil diejer ſelbſt da, 
wo er gejeßlicher Vertreter ijt!9), das Kind nur in Vermögensangelegen- 
heiten, nicht in Bezug auf feine Perjon vertritt. 

Der Bormund bedarf, abweichend vom bisherigen Nechte!!), zur Er— 
teilung der Einwilligung nicht noch jeinerjeit3 der Einwilligung Des 
Vormundſchaftsgerichts. 

Die Einwilligung des geſetzlichen Vertreters iſt bis zur Eheſchließung 
widerruflih 12), fie kann auch unter einer Bedingung oder Zeitbeſtimmung 
erklärt werden. Solange jedod) die Bedingung ſchwebt oder die Zeit- 
beftimmung noch nicht eingetreten it, kann die Ehe nicht geſchloſſen werden.!3) 

Die Einwilligung it dem Standesbenmten vor Anordnung des Auf- 
alas in degiaubigter Form beizubringen.1#) 


98 1304 Abi. 1, 8 183 BOB. 

) In Betracht tommen nur minderjährige Frauen. Vgl. $ 1303 BGB. 

2) 88 106, 114 BGB. ©. oben ©. 03H. 

829 Berfonenftandsgejet 

5) 8 55 II 1 ACH. 

°) 88 1626, 11630 Abſ. 1, 88 1684—1686 BOB. 

?) 88 1773, 1793, 1896, 1897 BOB. 

®) 88 1628, 1666, 1794, 1909, 1915 BGB. 

9 & 1687 BGB. 

ı, 8 1693 BGB. 

1) 8 54 II 1 NER; 8 48 preuß. —— a $ 29 Abſ. 5 Per: 
EN Te Eheſchliehungsrecht S 

— 28 


Mot. IV S. 14. 
3 8 45 Abſ. 2 No. 2 Perſonenſtandsgeſetz. 
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2. Abweichend vom bisherigen Rechte!) ift die Ehe eines Mündels 88 1304, 
mit jeinem WBormund oder mit einem jeiner Verwandten in grader Linie 
auch während der Dauer der Vormundſchaft zuläffig, dod muß an Stelle 
de8 von der Vertretung des Mündels ausgejchloffenen Vormundes zum 
Zwede der Erteilung der Einwilligung zu der Ehejchließung ein Pfleger 
beitellt werden.?) 

3. Verweigert ein Vormund oder ein Pfleger al8 geſetzlicher Ver— 
treter die Einwilligung?) zur Eheſchließung, jo kann dieſe auf Antrag des 
Mündel3 dur das Vormundichaftsgericht erjeßt werden.) Die Einwilligung 
muß erjeßt werden, wenn die Eingehung der Ehe nad) dem Ermefjen des 
Vormundſchaftsgerichts im Intereſſe des Mündels liegt. Bor der Ent- 
iheidung joll das Gericht, wenn e8 ohne erhebliche Verzögerung und ohne 
unverhältnismäßige Kojten gejchehen kann, Verwandte oder Verſchwägerte 
des Miündeld hören.) Die Wirkjamfeit der die Einwilligung erjeßenden 
Verfügung tritt erjt mit der Rechtskraft ein.®) 

4. Der Mangel der Einwilligung des gejeblichen Vertreters eines im Rechtsfolge. 
der Geichäftsfähigfeit beichränften Ehegatten ijt ein private8 trennendes 
Ehehindernis und begründet die Anfechtbarfeit der Ehe”) Eine weitere 
Folge dieſes Mangels äußert ſich auf dem Gebiete des ehelichen Güterrechts. 

Geht nämlich der Mann die Ehe mit einer in der Geichäftsfähigkeit 
beichräntten Frau ohne Einwilligung ihres geießlichen Vertreter ein, jo 
tritt nicht die Verwaltung und Nutznießung des Mannes, jondern Güter: 
trennung ein.®) 

C. Die Einwilligung der Eltern. Eiterlie 


Einwilligung. 

1. Neben der Einwilligung des gejeblichen Vertreter verlangt das Ze 
BOB. aud die Einwilligung der Eltern des Kindes zur Ehejchliefung. 

Das Einwilligungsreht der Eltern iſt nicht ein Ausflug der Sorge für 
die Perjon des Kindes, jondern ift begründet einmal im nterefje der 
elterlihen Autorität dur das natürliche Recht der Eltern auf Ehrer- 
bietung und Dankbarkeit jeitens ihrer Kinder, dann aber auch durch das 
perſönliche Intereſſe der Eltern ſelbſt (Unterhaltspflicht, Familienintereſſe). 

Nach bisherigem Reichsrechte“ꝰ) bedurften eheliche Kinder, ſolange der Thelihe 
Sohn das 25., die Tochter das 24. Lebensjahr nicht vollendet hatten, der 
Einwilligung ded Vaters, nad) dem Tode des Vaters der Einwilligung 
der Mutter umd, wenn fie minderjährig waren, auch des Vormundes. 


en. 


») 8 37 Berfonenftandsgejeß ; Art. 46 EG. En 

u we: er $ 1795 Abſ. 1 No. 1, $ 1909 Abſ. 1 * 1 BGB. Vol. auch 
ot. 

j 3 1015 Abſ. 1BGB. 

9 8 1304 Abi. 2 BGB.; 8 69 IT 1 ALR.; 829 Abſ. 5 Perſonenſtandsgeſeßz. 

) 81847 ag Ueber die Buftändigfeit des Gerichts vgl. 8$ 35, 36, 43 R 

9 Ss 53, 59, 20 RFrO. 

n 8 1331 v08. Siehe unten 8 173. 

s) 88 1364, 1426 BGB. Vgl. 88 977, 982, 999 II 1 ULH. 

8 29 — Goldenring in Gruchots Beiträgen, Bd. 21 
©. 657 ff., 666 ff. 
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Abweichend hiervon bedürfen nach BGB.!) eheliche Kinder, und zwar 
ſowohl Söhne wie Töchter, bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres?) 
der Einwilligung des Vater und nad) deflen Tode der Einwilligung der 
Mutter. Einem volljährigen Kinde kann aljo die elterlicye Einwilligung 
nicht mehr verjagt werden, dagegen bedarf der elterlichen Einwilligung aud) 
ein fir volljährig erklärtes Kind, denn das Einwilligungsrecdht ijt nicht an 
die Volljährigkeit des Kindes, jondern an die Vollendung des 21, Lebens— 
jahre geknüpft. 

Dem Tode des Vaters oder der Mutter ſteht es gleich, wenn fie zur 
Abgabe einer Erklärung dauernd außer ftande find, z. B. wegen Geiſtes— 
frankheit, oder wenn ihr Aufenthalt dauernd unbekannt ijt.$) Ob Dieje 
Vorausjegungen vorliegen, hat der Standesbenmte im einzelnen Falle nad) 
freiem Ermejjen zu beurteilen.*) 

Da das Einmwilligungsredt der Eltern vom BGB. als ein eigenes 
Recht der Eltern und nicht als Ausflug der elterlichen Gewalt oder eines 
Fürſorgerechts für die Perſon des Kindes behandelt wird, jo bleibt es 
bejtehen, auch wenn die Ehe der Eltern geſchieden oder die eheliche 
Gemeinſchaft aufgehoben oder wenn die elterliche Gewalt verwirft oder 
entzogen iſt oder ruht.) 

Bei ehelichen Kindern tritt alfo, wie im bisherigen Nechte, das Ein- 
willigungsrecht der Mutter erjt dann in Wirkjamfeit, wenn das des Vaters 
weggefallen: ift. 

a) Den ehelihen Kindern jtehen die durch nachfolgende Ehe legiti- 
mierten Kinder gleich.) Ein für ehelih erflärtes Kind bedarf, 
abweichend vom bisherigen Rechte”), nah BGB. nur der Einwilligung 
des Vaters; auch dann, wenn diefer gejtorben oder an der Abgabe einer 
Erklärung dauernd verhindert ilt, bedarf es nicht der Einwilligung der 
Mutter.®) 

b) Ein uneheliches Rind bedarf bis zum vollendeten 21. Lebensjahre 
der Einwilligung der Mutter.?) 

ce) Kinder aus nichtigen oder ungültigen Ehen galten nad) ALR. 
als eheliche, bedurften aljo der elterlihen Einwilligung), und zwar jelbit 
dann, wenn die Eltern oder ein Teil von ihnen nicht in gutem Glauben 
waren und feine elterlichen Rechte erlangt hatten.t!) 





ı) 8 1305 Abſ. 1 BGB. 

7, Die a Alterögrenze beruht auf einem Beſchluſſe de Reichs— 
tags, Sten. Ber 906, ©. 3073—3083; die Regierungsvorlage ($ 1288) 
hatte das 25. Lebensjahr vor sgelagen 

») 8 1305 Abi. 2 BG 9 Abſ. 3 Perſonenſtandsgeſetz. 

) Auf erhobene — * entſcheidet das Amtögericht, in deſſen Bezirke der 
a er jeinen Amtsfig hat. $ 11 Abſ. 3 Perſonenſtandsgeſetz; $ 69 RFrG. 

5) 88 1666, 1676, 1680, 1696, 1697 BGB. 

°, & 1719 BGB.; 88 596, 598 II 2 AUCH. 

) Soldenring a. 0. D. ©. 870. 

9 81305 Abj. 1 Saß3, $81723, 1736, 1738 BGB.; 88 601, 603 II 2 ACH. 

FE 1305 Abſ. 1 Sat 1 BGB.; 8 30 Berjonenftandsgefeh. 

50, 57 IT 2 ALR.; 8 29 Karen 

1), 8 54 II 2 ACH. it durch $ 29 Perſonenſtandsgeſetz bedeutungslos geworden ; 

Goldenring a. a. D. ©. 667; Hinſchius, Anm. 82 zu 8 29 des Perfonenftan gejeßes. 
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Nah BGB. gelten Kinder aus nidhtigen Ehen als ehelich, wenn 
wenigſtens einem Ehegatten die Nichtigfeit bei der Eheſchließung unbe— 
fannt war.!) 

aa) War nur dem Bater die Nichtigkeit bei der Ehe befannt, fo 
bat er nicht die fi aus der Vaterjchaft ergebenden Rechte. Das Kind 
gilt in diefem Falle dem Vater gegenüber nicht als ehelich, es tritt Deshalb 
an die Stelle des Vaters die Mutter, dieje hat aljo die Einwilligung zu 
erteilen.?) 

bb) War nur der Mutter die Nichtigkeit befannt, jo bedarf das 
Kind zur Eheichliegung der Einwilligung des Vaters und nad) dejjen Tode 
der Mutter.?) 

cc) War beiden Ehegatten die Nichtigkeit ihrer Ehe befannt oder 
berubte die Nichtigkeit der Ehe auf einem Formmangel, und war die Ehe 
nicht in das Heiratsregiiter eingetragen, jo gelten die Kinder als unehelich 
und e3 bedarf demgemäß nur der Einwilligung der Mutter.t) 

d) Bei einem an Rindesftatt angenommenen finde fteht nach 
BOB. das Einwilligungsredt an Stelle der leiblihen Eltern dem— 
jenigen zu, welcher das Kind angenommen hat, aljo entweder dem Adoptiv» 
vater oder der Adoptivmutter.d) Hat ein Ehepaar das Kind gemeinjchaftlich 
oder hat ein Ehegatte das Kind des anderen Ehegatten angenommen, jo 
erlangt das Kind die rechtliche Stellung eines gemeinjchaftlichen ehelichen 
Kindes beider Ehegatten.) Demgemäß bedarf das angenommene Kind zur 
Eheihliegung in dieſem Falle zunächſt der Einwilligung des Baters?), 
und nach deſſen Tode oder bei deijen dauernder Verhinderung zur Abgabe 
einer Erklärung, der Mutter.d) Abweichend vom bisherigen Nechte®) lebt 
nah BGB. das Einwilligungsredht der leiblihen Eltern aud) dann nicht 
wieder auf, wenn das durch die Annahme an Kindesſtatt begründete Rechts— 
verhältnis aufgehoben wird, z. B. durch den Fod des Annehmenden, durch) 
Rüdgängigmahung der Annahme oder dur jonftige Gründe.19) 

2. Mit Rüdfiht auf die höchjtperjönliche Natur des Einwilligungs- 
rechts kann die elterlihe Einwilligung nicht durch einen Vertreter 


ı) 8 1699 BOB. Was von nichtigen Ehen gilt, gilt auch von Chen, deren 
Nichtigken durch Anfechtung herbeigeführt iſt. 

) $ 1305 Abſ. 1 Satz 2, $ 1701 BGB. 

) SS 1699, 1702, 1305 8Ö8. *) 8 1699, 8 1305 Abi. 1 Sab 1 BGB. 

°, 1306 Abi. 1 Sap 1, $ 1741, 8 1757 Ubf. 1 BGB. Nach dem Perſonen— 
ſtandsgeſetze ($ 31) hatte die Adoptivmutter überhaupt fein Ginmwilligungsredt; 
Hinſchius, Anm. 1 ” $ 3l a. a. D.; Stölzel, Eheſchließungsrecht S. 23 Am. 8; 
vd. Sicherer a. a. O. ©. 184ff.; Goldenring a. a. D. ©. 668, doc war die Srage 
itreitig, a. M. z. B. Dernburg Bd. 3814 ©. 45; Kod, Kommentar zu 8 47 
1ALR. (5. Aufl). 

® 8 1757 bi. 2 BGB. 

) Selbft dann, wenn nicht der Vater, jondern die Mutter das ind an- 
genommen hat. 

) 8 1306 Abf. 1 Sab 2 BGB. 

°) Bgal. $ 714, 715 IL 2 ACH; Goldenring a. a. D. ©. 66 

ı, 8 1306 Ab). 2 BOB. Dies ‚git jelbjt dann, wenn die Teibficen Eltern 
dem Kinde linterhalt zu Be haben und deshalb die Fürjorgepflicht wieder: 
eintritt; $ 1765 Abi. 2 BGB 


8 1306. 


Kinder aus 
nichtigen 
Ehen. 


Ange 
nommene 
Kinder. 


Vertretung. 


88 1307, 
1308, 


Erjag der 
Einwilligung. 
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erteilt werden, jei e8 durch einen gejeglichen Vertreter oder einen Bevoll- 
mächtigten.!) Ausgejchlofjen ift jedoh nur die Vertretung im Willen, 
nicht die Vertretung in der Erklärung. Die Einwilligung kann aljo 
durch einen Bevollmächtigten nicht erteilt, wohl aber erklärt werden.?) 

Wenn der Vater oder die Mutter in der Gejchäftsfähigfeit bejchränft 
ift®), jo bedarf das Kind nicht der Zuftimmung des gejeglihen Wertreters.t) 

3. Eltern dürfen ihren Kindern die Einwilligung zur Eheſchließung 
nicht willfürlich verweigern. Deshalb gewährte das bisherige Neichsrecht 5), 
im Anschluß an das gemeine Recht und das ALR., großjährigen 
Kindern im Falle der Verſagung der Einwilligung eine Klage auf 
richterliche Ergänzung.?) 

Auch das BGB.) kennt einen Erjaß der elterlihen Einwilligung 
durch das Gericht, e8 weiſt die Enticheidung aber nicht dem Prozekrichter, 
jondern dem Bormundjchaftsrichter zu, weil diejer zu einer Abwägung der 
der ſich gegenüberjtehenden nterefjen der Eltern und des Kindes nad) 
jeiner gefamten amtlicyen Thätigfeit und vermöge der freieren Gejtaltung 
des für ihn maßgebenden Verfahrens geeigneter als der Prozeßrichter 
erichien.?) 

Wird einem für volljährig erklärten Kinde!‘) die elterliche Einwilligung 
ohne wichtigen Grund veriveigert, jo Fann fie auf Antrag des Rindes!t) 
dur) das Vormundſchaftsgericht erjeßt werden. Das Gericht hat unter 
Berüdjihtigung der Intereſſen des Kindes und der Eltern nad freiem 
Ermefjen zu prüfen, ob ein wichtiger Grund zur Verweigerung der Ge— 
nehmigung vorliegt.1?) Zuſtändig iſt das Amtsgericht, in deſſen Bezirke 
das Kind zu der Zeit, zu welcher die Entjcheidung erforderlich wird, jeinen 
Wohnfig oder in Ermangelung eines inländiichen Wohnfiges feinen Aufent- 
halt hat.13) Die Erjeßung tritt mit der Rechtskraft der vichterlihen Verfügung 
in Wirkjamfeit.14) Vor der Enticheidung joll das Vormundjchaftsgericht 
Verwandte oder Verjchwägerte des Kindes hören, wenn es ohne erhebliche 
Verzögerung und ohne unverhältnismäßige Kojten gejchehen fann.!5) Die 





ı) & 1307 Sab 1 BGB. ) Mot. IV ©. 27. Bol. oben 8 30. 

) $ 114 BGB. Bei Gejchäftsunfähigkeit gilt $ 1305 Abi. 2 BGB. 

98 1407 Sat 2 BGB. Abweichend von $ 107 BGB. 

) $ 32 Perſonenſtandsgeſetz; Art. 46 EG. 5. BOB. 

$ 68 II 1 ALH.; nah ALR. hatten 2 — —— und der 

Verlobte des Kindes das Klagerecht. ) Entſch. RG. Bd. 2 .86©. 43. 

®) $ 1308 BGB. Entwurf I $ 1238 — noch ein eher 

9) Brot. II ©. 4926 ff. (Bd. 4 ©. 32, 

ı0) 8 1308 BGB. ſpricht von der — gegenüber einem volljährigen 
Kinde; da die Volljährigkeit aber mit dem vollendeten 21. Lebensjahr eintritt und 
nur bis dahin die elterliche Einwilligung erfordert wird, jo fann der Fall der Ber- 
weigerung nur eintreten, wenn ein für volljährig erflärtes Kind vor dem 21. Lebens- 
jahre heiraten will; 8 1305 BGL. 

11) Alſo nicht auf Antrag des anderen Verlobten oder des anderen Elternteils. 

"”) Vgl. die Verſagungsgründe des ALR. 85 59—64, 66, 67 > 2, die immerhin 
noch einen gewifjen Anhalt gewähren, dazu Goldenring a. a. O. S . 683 ff. 

», 88 35, 36, 43 RFrG. ı) 88 53, 20 RFrG. 

8 1308 Abi. 2 BOB. Die Verwandten oder Verſchwägerten fünnen von 
dem Kinde Erjak ihrer Auslagen verlangen, die vom Bormundigaftägerichte feſt⸗ 
geſetzt werden; $ 1847 Abſ. 2 BSR. 
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Verfügung des Bormundicaftsgericht3, durch welche die elterlihe Ein- 
willigung erjeßt wird, erjeßt, wenn der Elternteil gleichzeitig der geſetzliche 
Vertreter des Kindes ift, zugleich dejien Einwilligung als des geſetzlichen 
Bertreters.!) 

4. Der Mangel der erforderlichen Einwilligung des Vaters oder des 
Adoptivvaters ?) bildete nach ALR.S) bei Söhnen unter 25 Jahren, die 
zur Zeit der Eheichliefung noch unter väterlicher Gewalt jtanden und bei 
noch nicht volljährigen Töchtern) ein innerhalb 6 Monaten nad) erhaltener 
Nachricht von der Bollziehung der Ehe gerichtlich geltend zu machendes 
trennendes Ehehindernis. Bei Töchtern bildete der Mangel der väter: 
fihen Einwilligung vom 21. bis zum 24. Lebensjahre nur ein auf: 
ihiebendes Ehehindernis.d) 

Bei minderjährigen vaterlojen Wailen gab die mangelnde Ein— 
willigung der Mutter oder des Vormundes dem Bormunde das Nedt, 
die Ehe mit Genehmigung des VormundjcaftsgerichtS während der Dauer 
der Bormundichaft anzufechten, und dieſes Anfechtungsrecht ftand dem Kinde 
jelbft innerhalb 6 Monaten nad) erreichter Volljährigkeit zu.) Bei groß- 
jährigen vaterlojen Kindern bildete der Mangel der mütterlichen Ein- 
willigung nur ein aufjchiebendes Ehehindernis.”) 

Nah BGB. begründet der Mangel der Einwilligung der Eltern 


Rechtsfolgen. 


Auf⸗ 
ſchlebendet 


oder des Annehmenden nur ein aufſchiebendes Ehehindernis; der Ehebindernis. 


Mangel hat aljo auf die Gültigkeit der Ehe feinen Einfluß. 

An den Mangel der vorgeichriebenen Einwilligung knüpfen fich aber 
nah ALR. wie nah BGB. mit Nüdficht auf die Undankbarkeit und 
Lieblojigfeit, die das Kind durch eine Eheſchließung ohne elterliche Ein— 
willigung an den Tag legt, vermögensredhtliche Folgen. 

a) Nah ALR.S) ſtand den Eltern das Recht zu, ein Kind, das ohne 
ihre erteilte oder richterlich erjeßte Einwilligung eine Ehe geichlofien 
hatte, bis auf die Hälfte des Pflichtteild zu enterben, jofern die Ehe nicht 
etiva wegen ded Mangels der elterlichen Einwilligung mit Erfolg als uns 
gültig angefochten war.?) 

Hatte eine Tochter unter 24 Jahren ohne Einwilligung des Vaters 
geheiratet, jo erlojh nach ALR.N) mit der Heirat nicht die väterliche 
Gewalt; die Folge war, daß der Vater dem Ehemanne gegenüber Nieh- 
braud) und Verwaltung des nicht freien Vermögens feiner Tochter behielt. 
Wenn eine minderjährige vaterloje Tochter ohne Einwilligung der Mutter 


1) Bol. Entwurf I $ 1238 Abi. 4; Prot. II ©. 4930 (Bd. 4 ©. 33). 

7) 88 968, 972 II 1, $ 681 II 2 ALH.; Goldenring a. a. O. ©. 700. 

») 8$ 994, 995, 997 II 1 ALR.; 88 29, 36 Perjonenjtandägeje. 

ti. Ob.-Trib. Bd. 71 ©. 282. 0) Goldenring a. a. O. ©. 702. 

9 88 978—984, 999 IT 1 ALR. Die Mutter Hatte überhaupt fein An— 
fechtungsrecht. 

— Stölzel in der Zeitſchrift für Kirchenrecht, Bd. 17 ©. 110; Goldenring 
a. a. Q. ©. 704, 705; Hinihius a. a. DO. Anm. 2d zu $ 36 des Berfonenftandägejepee. 

) 88 996, 998, 1000 II 1, $ 412 II 2 ACH. 

) Das Enterbungsredht war alſo nicht neben dem Anfechtungsrechte gegeben; 
Entih. RG. Bd. 42 No. 63 ©. 267 ff.; Gruchot, — Bd. 3 ©. 168. 

0, 88 228—230 II 2 AOR.; Soldenring a. a. O. 


Leute, Allg. Preuß. Landrecht. 41 


Strafbe: 


ftimmungen. 
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‚ oder des Vormundes fich verheiratete, jo verblieb, wenn die Ungültigfeit 


der Ehe nicht gerügt wurde, das Vermögen der Tochter bis zur Voll- 
jährigfeit unter vormundfchaftlicher Verwaltung, und der Mann durfte bis 
dahin die Einkünfte des Vermögens feiner Frau nur injoweit in Anjpruch 
nehmen, als fie zum jtandesmäßigen Unterhalte der Frau nach dem Ermeſſen 
de3 Vormundicaftsgericht3 notwendig waren. Auch waren alle Zuwen— 
dungen, welde die Frau ihrem Manne in einem vor erreichter Voll: 
jährigfeit gemachten Vertrag oder Tejtamente beftimmte, ungültig. 


Nach erlangter Volljährigkeit hing es dann von dem freien Entjchluffe 
der Frau ab, was fie von ihrem Vermögen dem Manne einbringen oder 
ſich vorbehalten wollte.!) 


b) Nah BGB. fann der Vater und die Mutter der Tochter, die 
fih ohne die erforderlihe Einwilligung verheiratet, die Ausſteuer ver- 
weigern.?) Auch verbleibt in diefem Falle die Nubniefung an dem Ver— 
mögen des Kindes dem Vater oder der Mutter bis zur Wolljährigfeit, 
obwohl jonft die elterliche Nutznießung mit der Heirat des Kindes endigt.?) 
Diejer Nachteil trifft aber nur die Töchter, da die elterliche Gewalt und 
Nupniefung nur bis zur Volljährigkeit oder bis zur Volljährigfeit- 
erklärung dauert und ein Mann nicht vor dem Eintritte dieſes Zeitpunfts 
heiraten darf.t) 

Abweichend vom ALR. gewährt jedoch der Mangel der elterlichen 
Einwilligung feinen Grund zur Entziehung oder Schmälerung des Pflicht- 
teils. 5) 

Die gleichen Folgen begründet der Mangel der Einwilligung des 
Annehmenden. 


5. Die elterlihe Einwilligung jowie die Einwilligung des Annehmen- 
den jind dem Standesbeamten vor Anordnung des Aufgebots in beglaubigter 
Form ald vorhanden nachzumeilen.d) Ein Standesbeamter, welcher unter 
Außerachtlaſſung diefer Vorfchrift eine Eheſchließung vollzieht, macht ic) 
itrafbar.”) 

Wer eine minderjährige unverehelichte Frauensperſon mit ihrem Willen, 
jedoch ohne Einwilligung ihrer Eltern, ihre Vormundes oder ihres Pflegers 
entführt, um fie zur Ehe zu bringen, wird auf Antrag mit Gefängnis 
beitraft. Hat der Entführer die Entführte geheiratet, fo findet die Ver— 
folgung nur ſtatt, nachdem die Ehe für nichtig erklärt worden ift.®) 


) N 999, 978—984 II 1 ACH. 

ns 1621 BGB.; diefe Folge trat richtiger Anficht nach wohl auch nad) ” 
ein, obwohl dieſes feine ausdrüdliche N Fa Goldenring a. a. O. ©. 

) 88 1661, 1686 BGB. 83 28, 10 1626, 1649 BGB. 

9) 8 2333 BEL. Anders Entwinf I $ *— No. 

8 45 Berjonenjtandsgeieh. 

7) 8 69 Perjonenjtandögejeg; Art. 46 E®. 5. BGB. Bol. aud) die land- 
rn — 88 1008—1012 II — ALR. und 8170 StrGB. 

2,8 237, 238 StGB.; Art. 34 EG. 5. BGB. Ein jelbftändige® Ehe 

hindernis bildete "die Entführung (raptu) ſchon dem ALN. und nad dem Perſonen⸗ 
ftandsgejege nicht mehr; über das fanonijche Recht vgl. are a Se 8143; 
Freifen a.a.D. ©. 587 ff.; v. Scherer a.a.D 86.2 8 124 ©. 376 ff. 
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D. Doppelehe (Bigamie, impedimentum ligaminis). 88 1309, 
1. Niemand darf eine Ehe eingehen, bevor jeine frühere Ehe aufgelöft —* 
oder für nichtig erklärt worden iſt. Die beſtimmt das BOB. im Anjhluß „ — 
an das bisherige Reichsrecht.) Die vorgängige Nichtigkeitserklärung iſt 
jedoch nicht erforderlich, wenn die Ehegatten die Eheſchließung wiederholen 
wollen, ſei es, daß die Ehegatten wegen Formmängel berechtigte Zweifel 
an der Gültigkeit ihrer Ehe haben, ſei es, daß im Falle der Doppelehe 
durch die Auflöſung der erſten Ehe der Grund für die Nichtigkeit der 
zweiten Ehe weggefallen iſt.?) 
Die Gültigkeit der zweiten Eheſchließung hängt hierbei von der Rechts— 
bedingung ab, daß die Ehe nicht bereit3 durch die erjte Eheſchließung 
gültig zu jtande gefommen it.) Die neue Ehejchliegung hat in denjelben 
Formen wie die erite zu erfolgen, insbeſondere bedarf es auch eines 
erneuten Aufgebots, joweit nicht davon Befreiung bewilligt ift.t) 
2. Abweichend vom bisherigen Rechte wird nah BGB. ein aufs 
ihiebende3 Ehehindernis dadurch begründet, daß gegen ein Ukteil, 
durch das die frühere Ehe aufgelöft oder für nichtig erklärt worden ift, 
die Nichtigkeitäflage oder die Nejtitutionsklage erhoben wird. In diejem 
Falle dürfen die Ehegatten nicht vor der Erledigung des Rechtsſtreits eine 
neue Ehe eingehen. Das Ehehindernis fällt jedoch) weg, wenn die Klage 
erit nad) dem Ablaufe der vorgejchriebenen Frift von 5 Jahren 5) erhoben 
worden: ijt.e) 
3. Ein Verftoß gegen das Eheverbot der Doppelehe machte nad) 
ALR.) die Ehe nichtig, aber, wenn die frühere Ehe aus einem unver: 
ichuldeten Jrrtume für getrennt angenommen war, mur ungültig, jo daß 
bei jpäterer Trennung der früheren Ehe die jpätere al8 von Anfang an 
gültig anzujehen war. 
Nah BGB. iſt das Ehehindernis der Doppelehe ein trennend es I 
deſſen Verletzung die Nichtigkeit der Ehe zur Folge hat, vorausgeſetzt, 
daß die frühere Ehe eine gültige war.s) Iſt dies nicht der Fall, ſo 
liegt nur ein aufſchiebendes Ehehindernis vor. 
4. Ein Ehegalte, der eine neue Ehe eingeht, bevor ſeine erſte Ehe?) — 
aufgelöſt oder für nichtig erklärt worden iſt, ſowie eine unverheiratete 
Perſon, die mit einem Ehegatten in Kenntnis der Thatjache jeiner Ver— 
heiratung eine Ehe eingeht, macht jich jtrafbar.10) Ebenjo wird ein Standes- 
beamter, der, wiljend, daß eine Perjon verheiratet ift, eine neue Ehe der- 
jelben jchließt, bejtraft.t!) 


») $ 1309 Abi. 1 Sab 1BGB.; $ 34 Perſonenſtandsgeſetz; $ 16 II 1 ACH. 
», $ 1309 Abi. 1 Sat 2 BEP. 
®) Brot. II ©. 4987, 4988 (Bd. 4 ©. 61, 62). “4, 8 1316 BOB. 
5) Denn nad) Ablauf von 5 Jahren von dem Tage der Rechtskraft des Urteils 
an find die Nichtigkeitd- und die Rejtitutionsklage unjtatthaft, $ 586 Abi. 2 CRD. 
1309 Hl. 2 BGB. Wird aber das die frühere Ehe auflöjente oder für 
nichtig erflärende Urteil infolge der Nichtigkeitö= oder der Rejtitutiondflage aufgehoben, 
jo ift die zweite Ehe nach $ 1309 Abſ. 1 BGB. nichtig. 
?) 8 936, 88 942—946 II 1 ACH. 
98 1326 BOB. 9) Gleihgültig, ob diefe Ehe nichtig war oder nicht. 
2) $ 171 StGB.; Art. 34 V EG. z. BEB. 1) 8 338 StGB. 
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88 1810, 
1590. 
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E. Verwandtſchaft, Schwägerſchaft. 

1. Im Anſchluß an das bisherige Reichsrecht) darf nah BGB.?) 
eine Ehe nicht geichlofjen werden: 

a) Zwiſchen Verwandten in grader Linie, alſo zwilchen Perſonen, 
deren eine don der anderen abjtammt®), und zwar ohne Unterjchied des 
Grades. Dazu gehören aud) diejenigen Perjonen, welche infolge einer 
Legitimation durch nachfolgende Ehet) oder durch Ehelichkeitserflärung 5) die 
rechtliche Stellung von Verwandten erlangt haben. 

Nach dem Vorbilde des Perjonenjtandsgejeßes‘) begründet es ferner 
feinen Unterjchied, ob die Verwandtichaft auf ehelicher oder auf unehelicher 
Abjtammung beruht. Verwandtſchaft im Sinne des Ehehindernijjes der 
Verwandtichaft bejteht nah BGB. auch zwilchen einem unehelichen Kinde 
und deſſen Abkömmlingen einerjeitS und dem Vater und defjen Verwandten 
andererjeit37), ohne daß eine Anerkennung des unehelichen Kindes durch 
den Vater vorausgeſetzt mwird. 

b) Zwiſchen vollbürtigen oder halbbürtigen Gejhmiitern. 
Bollbürtige Geſchwiſter find jolche, welche von demjelben Elternpaare, halb- 
bürtige jolche, welche von demjelben Vater oder derjelben Mutter abjtammen.*) 
Die Ehe ijt aljo erlaubt zwijchen Geichwijterfindern, Geſchwiſterenkeln, 
zwiſchen Oheim und Nichte, Neffe und Tante. Auch Kinder, welche von 
beiden Eltern in die Ehe gebracht find, jog. zuſammengebrachte Kinder, 
dürfen fich heiraten.?) 

ec) Zwiſchen Verfhmwägerten in grader Linie. Verſchwägert find 
die Verwandten eined Ehegatten mit dem anderen Ehegatten; die Schwäger- 
ichaft dauert fort, aud) wenn die fie begründende Ehe aufgelöjt ift.!%) Die 
Ehe ijt aljo verboten zwiichen Schwiegereltern und Schwiegerfindern jowie 
zwijchen Stiefeltern und Gtieffindern jeden Grades. Es ijt auch Hier 
gleichgültig, ob das Schwägerfchaftsverhältnis auf ehelicher oder umehelicher 
Abjtammung beruht, und ob eine Anerkennung des unehelichen Kindes ſtatt— 
gefunden hat oder nicht. Der Mann iſt aljo mit dem von feiner Frau 
in die Ehe eingebrachten unehelichen Kinde in grader Linie verjchwägert. 
Im Sinne des Ehehindernijjes der Schwägerjchaft beiteht eine Schwäger- 
Ichaft auch zwijchen dem einen Ehegatten und denjenigen, welche im Sinne 
des Ehehindernifjes der Verwandtſchaft troß unehelicher Abjtammung als 
Verwandte ded anderen Ehegatten gelten.!!) 


a R a No. 1—3 Perſonenſtandsgeſetz. Vgl. $ 3ff. TI 1 ALR.; Art. 46 


sen 
2) 8 1310 BOB. s) 8 1589 Abi. 1 Satz 1 BGB. 
9 88 1719, 1720 BGB. 9) ER 1723, 170 1735, 1737 BGB. 
33 No. 30.0.92;84 11 


)8 
M 1310 Abſ. 3 BGB., Bine Ausnahme von $ 1589 Abſ. 2 BGB, 
. Entwwuf I 8 30 9 (bj. Halbbürtige Geichwilter im Sinne des 
& 1310 a 1 BGB. find demnad — die unehelichen Kinder desſelben Vaters, 
aber verſchiedener Mütter. 
) v. Sicherer a. a. ©. S. 198; Hinſchius a. a. O. Anm. 13 zu $ 33 Perſonen⸗ 
ſtands BR 
8 1590 B. 
1), Pfand: ra IV ©. 28 Anm. 3. 
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d) Zwiſchen Perjonen, von denen die eine mit Eltern, Qoreltern oder 88 1310, 
Ablömmlingen der anderen Gejchlechtsgemeinichaft gepflogen hat.!) Das + 
BGB. hat dieſes Ehehinderniß der jog. affinitas illegitima, abweichend vom gan 
Berfonenitandsgejeß?), im Anichluß an das kanoniſche Recht und das evans- illegitima. 
geliiche Kirchenrecht?) aufgenommen, hat aber die außereheliche Schwäger- 
ihaft auf die grade Linie bejchränft.*) 

e) Zwiſchen demjenigen, welcher einen Anderen an Nindesitatt ans 
genommen hat und dem Ungenommenen oder deilen Abkömmlingen ift 
eine Ehe verboten, folange da8 durch die Annahme begründete Rechts— 
verhältnis bejteht.d) Das Eheverbot erjtredt fi aljo, abweichend vom 
Perjonenjtandsgejeß, aud) auf alle Abkömmlinge des Adoptivfindes, und 
zwar auch dann, wenn fi) die Annahme an Kindesſtatt auf diefe Ab— 
fümmlinge nicht erjtredt hat.) Uneheliche Abkömmlinge fallen unter das 
Eheverbot nur dann, wenn fie im Sinne des Gejeges mit dem Angenommenen 
verwandt find.”) Betroffen werden aljo die unehelichen Kinder einer ans 
genommenen rau, aber wicht die eined angenommenen Mannes. 

2. Das Ehehindernis der Verwandtſchaft und Schwägerichaft ($ 1310 * 

Abi. 1 umd 3) ift ein trennende3; eine diefem Eheverbote zumider ge- . 
ihlofjene Ehe ijt nah ALR.s) und nah BGB.) nichtig. Dagegen be- 
gründet die jog. affinitas illegitima nur ein auffchiebendes Ehehindernig. 
Ebenjo hat das Ehehinderni3 der Adoptivverwandtichaft, abweichend vom 
ALR.10), nur aufichiebende Wirkung. Schließen die durch die Annahme 
an Rindesjtatt verbundenen Perfonen dem Eheverbote zuwider eine Ehe 
ab, jo tritt mit der Eheichliegung die Aufhebung des durch die Annahme 
begründeten Rechtsverhältniſſes ein.t!) 

3. Auch diejes Ehehindernis ijt unter ſtrafrechtlichen Schuß gejtellt.1?) 

F. Ehebrud. Chebruch. 

1. In Uebereinſtimmung mit dem bisherigen Nechte!3) verbietet das 
BGB.) die Ehe zwiſchen einem wegen Ehebruchs gejchiedenen Ehegatten 
und demjenigen, mit welchem der geſchiedene Ehegatte den Ehebruch be- 
gangen hat. Vorausſetzung ift aber nad) BGB. daß diejer Ehebrud, in 
dem Sceidungäurteil al3 Grund der Scheidung feitgejtellt ift.15) Ergiebt 
fih aus den —— mit welcher Perſon der Ehebruch begangen 


91310 Abſ. 2 BOB. 

?) Stölzel, in der Zeitſchrift für Kirchenreht Bd. 14 ©. 112. 

2) Friedberg, K — 147; v. Scherer, Kirchenrecht Bd.2 8119 S. 328ff.; 
Freiſen a. a. O. S. 

+) Prot. II ©. ir — Br 23—27); BRK. ©. 8 


9) 8 1311 BGB; $ 33 4 Berionenitandögefeß; f 13 II 1 ACH; 
Art. 46 EG. 3. BOB. 
°) 8 1768 BOB. ?) Mot. IV ©. 31, 32; 88 1589, 1705 BGB. 
I $ 935 II 1 AL. °», 8 1327 BGB. 
s8 969, 985 IT 1 ALR., hier privates trennendes Chehindernis. 
3 8 ge Abi. 1 BOB. ı2) 8 173 Str®B., 8 69 ——— 
33 No. 5 —— —— Art. 46 EG. z. BGB.; 8 25 II 1 ACH 


1” 

8 1312 Abf. 1 

5) Fehlt dieſe — ſo darf der Standesbeamte die Eheſchließung nicht 
ablehnen, ſelbſt wenn er ah Kenntnis von dem Ehebruch erlangt hat, 
Entih. NG. Bd. 30 No. 44 ©. 144 
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88 1312, iſt, fo iſt auch der Name dieſer Perſon in dem Urteile feſtzuſtellen.)) Ob 
ee die Feltjtellung in der Urteilöformel oder in den Urteilsgründen erfolgt, 
sehn. iſt gleichgültig. Das Nichtvorhandenfein des Ehehindernifjeg des Ehebruchs 
hat allein der Standesbeamte durch Einficht des Scheidungsurteils feit- 
zujtellen.?) Abweichend vom Perjonenftandsgejeße braucht aber derjenige, 
mit welchem der geſchiedene Ehegatte den Ehebruc begangen hat, nicht 
mitjchuldig zu fein; dieſem gegenüber beiteht aljo das Verbot der Ehe- 
ſchließung aud dann, wenn er von dem Bejtehen der Ehe feine Kenntnis 

gehabt hat. 

In Einklange mit dem Perjonenitandsgefeße läßt auch da3 BGB.3) 
Befreiung von dem Ehehindernijje des Ehebruchs zu. Die Bewilligung 
jteht dem Bundesjtaate zu, dem der gejchiedene Ehegatte angehört.) In 
Preußen erteilt die Befreiung der AJuftizminifterd) Für Deutjche, die 
feinem Bundesjtaat angehören, jteht die Bewilligung dem Reichskanzler zu.‘) 
Die Befreiung kann auch nach Eingehung der neuen Ehe bewilligt werden.”) 

— 2. Das Ehehindernis des Ehebruchs bildet nah ALR.s) wie nad 
"BGB. ein trennendes Ehehindernis; die dem Eheverbote zuwider ab- 
geichlojfene Ehe ift nichtig. Bei nahträglicher Befreiung ift aber die 
Ehe nah BOB. als von Anfang an gültig anzujehen.!®) 

3. Der Ehebruch wird, wenn jeinetwegen die Ehe gejchieden ijt, an 
dem jchuldigen Ehegatten jowie deſſen Mitichuldigen bejtraft, die Ver— 
folgung tritt aber nur auf Antrag ein.!!) 

Wartezeit. G. Wartezeit. 

1. Wie nach bisherigem Nechte1?) fo Dürfen auch nach BGB.13) Frauen 
exit 10 Monate nad) der Auflöjung oder Nichtigfeit3erflärung ihrer früheren 
Ehe eine neue eingehen. Das Cheverbot hat den Zweck, bei ehelichen 
Kindern die Ungewißheit ihrer Abjtammung zu verhüten.+) Das Ehe— 
hindernis fällt jedoch weg, wenn die rau inzwilchen geboren hat. Be— 
freiung von dem Eheverbot ijt im Anſchluß an das Perſonenſtandsgeſetz 
zuläjfig.1?) Die Bewilligung erteilt in Preußen das Amtsgericht in deſſen 
Bezirke die Frau ihren Wohnſitz oder in Ermangelung eines in Preußen 








18 624 CRD. 

) Der nad) dem ALR. 8 736 II 1 für die Wiederverheiratung erforderte Vor⸗ 
behalt einer nadjzujuchenden Erlaubnis war fchon ni $ 39 des Perſonenſtands⸗ 
gelegen DE: vgl. AB. vom 13. Mai 1875 (IMBl. ©. 118); Stölzel im IJMBl. 

5 ©. 119, 126, in Gruchots Beiträgen, Bd. 21 ©. 321 ff.: Ss Deutiches 
Erefhfichmngkreit ©. 19, 20; Entid. RG. Bd. 30 No. 2 S Hinſchius, 
Anm. 20a zu $ 33 Rerfonenftandsgejeb. 

) 8 1312 Abi. 2 BGB.; $ 33 Abſ. 2 Perjonenjtandsgejep. 

98 1322 Abi. 1 BOB. 

) AB. vom 2. März; 1875 und vom 6. Nov. > (IMB. ©. 63, S. 234). 
Art. 10 Königl. VO. v. 16. November 1899 (GES. ©. 562). 

°, 8 1322 Abi. 1 Cab 2 BGB. n $ 1328 Abſ. 2 BGB. 

° 8 937 II 1 ACH. 

®) 8 1328 Abſ. 1 BGB. Anderd Entwurf I S$ 1237, 1250. 

10) 8 1328 Abi. 2 BGB. u) $ 172 StrGB. 

ı7) & 35 Perſonenſtandsgeſetz; Art. 46 EG. 3. BGB. 

ıs, $ 1313 BOB. Mol. aud) $ 187 Abi. 1, $ 188 BOB. 

1) Mot. IV ©. 32. 15) 8 1313 Abi. 2, $ 1322 BGB. 


$ 170. Erfordernifje der Eheſchließung. Ehehindermiſſe. 647 
begründeten Wohnfites ihren Aufenthalt hat. Fehlt es hiernach an einem 88 1814, 
zuftändigen Gerichte, jo erteilt da8 Amtsgericht des Eheſchließungsortes 1 
und, wenn die Ehe nicht in Preußen geichlofjen werden joll, da8 Amts: i 
gericht I Berlin die Befreiung.!) 

2. Dem Ehehindernijje der vorgejchriebenen Wartezeit ift, wie im Anfidteben. 
ALR.?) nur die Bedeutung eine8 aufidhiebenden beigelegt, die unter —— 
Verletzung des Eheverbots abgeſchloſſene Ehe iſt alſo gültig. Wird im 
Falle vorzeitiger Wiederverheiratung von der Frau ein Kind geboren, das 
ein eheliches Kind ſowohl des erſten als des zweiten Mannes ſein kann, 
ſo gilt das Kind, wenn es innerhalb 270 Tagen nach der Auflöſung der 
früheren Ehe geboren wird, als Kind des erſten Mannes, wenn es ſpäter 
geboren wird, als Kind des zweiten Mannes.?) 

H. Auseinanderjegungspflicdt. — 

1. Zum Schutze der vermögensrechtlichen Intereſſen von Kindern aus 
früheren Ehen im Falle der Wiederverheiratung eines Elternteils beſtimmt 
das BOB.) im Anſchluß an das Perjonenjtandsgeieß®), daß, wer ein 
eheliches®) Kind hat, das minderjährig ift oder unter feiner Vormundichaft 
oder Pflegſchaft') Iteht, eine neue Ehe erſt dann eingehen darf, nachdem 
ihm das zuftändige®) VBormundjichaftsgericht ein Zeugnis darüber erteilt hat, 
daß er die ihm bezüglich der Auseinanderjegung mit dem Kinde obliegenden 
Pflihten erfüllt habe oder daß fie ihm nicht obliegen.?) 

Ein gleiches Ehehinderniß beiteht im alle der fortgejeßten Güter- 
gemeinjchaft, wenn der überlebende Ehegatte fich wiederverheiraten will.) 

2. Das Ehehindernis hat nur aufſchiebende Wirkung !!), feine Ver- — 
letzung hat aber vermögensrechtliche Nachteile zur Folge. Nach ALR.!2) pindernis. 
verlor der Vater die Verwaltung des Vermögens der Kinder und konnte 
aus dem Niegbraude nur das nad) dem Ermefjen des Vormundicafts- 
gericht zu deren Unterhalt Erforderliche fordern. Der neue Ehegatte aber 
fonnte vor erfolgter Auseinanderjegung feine Nechte an dem Vermögen 
de3 anderen zum Nachteile der Kinder aus der früheren Ehe erlangen. 

Auh nah BGB.is) kann das Vormundichaftsgericht dem das Ehe— 
bindernis verlegenden Vater die Vermögensverwaltung entziehen fowie den 
zum Vormund oder zum Pfleger bejtellten Elternteil entlaffen.1#) 

J. Dienftlige Erlaubnis. Dienftliche 

1. Im Anſchluß an das Berfonenftandägefet 15) ſchreibt das BOB.!) ee 


F AD. v. 6. Nov. 1875 (IMDB. ©. 234); BO. v. 17. San, 1877 (BE. ©. 4); 
Allerh. Erl. v. 7. Sept. 1879 (IMBl. ©. 366). Art. 11 VO dv. 16. November 1899 
(5. ©. 562). ?) 88 19, 1006 II 1 AULH. ) $ 1600 BGB. 

*) 8 1314 Abi. 1 BEP. 

>), 8 38 Abi. 2 Perſonenſtandsgeſetz; Art. 46 EG. 5. BEB.; 8 18 IT I AL. 

9 Oder ein durch nachfolgende Ehe oder durch EHelichteitsertiärung legitimierteg 
oder ein angenommenes Kind (8$ 1719, 1736, 1757 BGB.). 

) Bol. 8 1915 BGB. 9 88 35, 36, 43 RFrG. 

”) Bol. 88 rg 1686, 1740, 1761, 1845, 1897, 1915 BL. 

198 an a ‚$ 1493 Abf. 2, 8 1549, 1557 BGB. 

8 1001 II 1 ACR. 2) 88 1002—1005 IL 1 ALR. 

19 88 1670, 1740, 1761 BGB. 14) SS 1845, — el 1915 BGB. 

) 8 38 Abi. 1 Perſonenſtandsgeſetz. 10 $ 1315 BOB. 


8 1315. 


Militär: 
perfonen. 


Landes⸗ 
beamte. 


Reichsbeamte. 


Ausländer. 
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vor, daß Militärperſonen und ſolche Landesbeamte, für die nach den 
Landesgeſetzen zur Eingehung einer Ehe eine beſondere Erlaubnis 
erforderlich iſt, nicht ohne die vorgeſchriebene Erlaubnis eine Ehe eingehen 
dürfen. 

a) Die Militärperſonen des Friedengitandes!) bedürfen zu ihrer Ver— 
heiratung der Genehmigung ihrer Vorgejehten ?), ebenjo benötigen die vor— 
läufig in die Heimat beurlaubten Refruten und Freiwilligen der Genehmigung 
der Militärbehörde. 3) 

Wer ohne die erforderliche dienitliche Genehmigung fich verheiratet, 
wird bejtraft, auch kann auf Dienjtentlafjung erkannt werden.t) 

b) Wer als Yandesbeamter anzuſehen iſt, emticheidet jich Lediglich 
nach dem Landesrechte. Demgemäß fallen alle im öffentlichen Dienſte des 
Staates, der Gemeinde und der Kirche angejtellten Perjonen darunter.) 
Für Preußen find alle Vorjchriften, nad) welchen für Staatsbeamte 
und Geijtlihe zur Eingehung einer Ehe eine bejondere Erlaubnis 
erforderlich war, aufgehoben.) Dagegen beiteht die Dienjtpflicht, von der 
erfolgten Ehejchliegung alsbald der unmittelbar vorgejeßten Dienftbehörde 
Anzeige zu erjtatten, fort.”) 

c) Reichsbeamte, d. 5. Beamte, welche entweder vom Kaiſer an— 
gejtellt oder nach Vorſchrift der Reichsverfaſſung den Anordnungen des 
Kaiſers Folge zu leiſten verpflichtet finds), bedürfen als jolche, wie jchon 
nad) dem Perjonenjtandsgejeße, feiner Erlaubnis zur Ehejchliegung.?) 

2. In wejentlicher Uebereinjtimmung mit dem bisherigen Neichsrechte 10) 
dürfen auch nad) BGB.) Ausländer!?), für die nach den Landesgejeßen 
zur Eingehung einer Ehe eine Erlaubnid oder ein Zeugnis erforderlich ift, 
nicht ohne dieſe Erlaubnis oder ohne dieſes Zeugnis eine Ehe eingehen. 
Die für die Eheſchließung von Ausländern bisher in Preußen geltenden 





) Dazu gebören nad) $ 33 A Reichsmilitärgeſetz vom 2. Mai 1874 (RGBl. 
©. 45): a) die Offiziere, Merzte und Militärbeamten des Friedensſtandes vom Tage 
ihrer Anſtellung bis zum Zeitpunkt ihrer Entlafjung aus dem Dienite; b) die 
Kapitulanten vom Beginne bis zum Ablauf oder bis zur Aufhebung der abgejichlofjenen 
Kapitulation; c) die Yjreiwilligen und die außgehobenen Nefruten von dem Tage, mit 
weldem ihre Verpflegung durd die Militärverwaltung beginnt, Einjährig: Freiwillige 
von dem Zeitpunkt ihrer definitiven Einftellung in einen Truppenteil an, ſämtlich 
bis zum Ablaufe des Tages ihrer- Entlafiung aus dem aftiven Dienite. 

?) $ 40 Reichsmilitärgeſetz. 9 8 60 No. 4 Reichsmilitärgeſetz. 

) $ 150 Abi. 1 Militärjtrafgefeßbuch vom 20. Juni 1872 (RGBL. S. 174). 
(Feſtungshaft bis zu 3 Monaten.) 

®) Vgl. Hinihius a. a. O. ©. 133; v. Sicherer a. a. O. ©. 262. 

9) Art. 42 Preuß. AG. z. BGB. Ueber den biäherigen Rechtszuſtand vgl. 
Begründung zu dem Entwurf eines AG. z. BEB. ©. 67 ff. Entjcheidend war 
früher die Rezeptionsfähigfeit zur allgemeinen Witwenverpflegungsanitalt. Bol. 
Staatöminifterialbeihluß vom 3. November 1896. 

Bal. für AJuftizbeamte AB. v. 20. April 1897 (IMBl. S. 98). 

) 8 1 Neihöbeamtengejeß vom 31. März 1873 (NGBL. ©. 61). 

®) Bol. Wohlers a. a. D. ©. 73; v. Sicherer a. a. DO. ©. 261, 262. Der 8 39 
des Perjonenjtandsgejeßes hatte injomweit den $ 19 des Reichsbeamtengeſetzes geändert. 
Bol. auch Mot. IV ©. 34. 

10, g 38 Abſ. 1 Perſonenſtandsgeſetz. 1) 8 1315 Abi. 2 BOB. 

2) Ausländer find Nichtdeutiche, Nichtangehörige des Deutichen Reiche, Art. 3 
Reichsverfafjung. 
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londesgejeglichen Beitimmungen!) hat das Ausführungsgeiek zum BOB. 
aufgehoben und die Eheichliegung von Ausländern nunmehr neu geregelt.?) 

Danach) haben Ausländer oder Ausländerinnen, die in Preußen eine 
Ehe eingehen wollen, ein Zeugnis der zuftändigen Behörde des Staates, 
dem fie angehören, darüber beizubringen, 

a) daß der Behörde ein nad) den Geſetzen diejes Staates bejtehendes 
Ehehindernis nicht bekaunt geworden ift, 

b) daß fie nach den Geſetzen dieſes Staates ihre Staatdangehörigfeit 
niht durch die Eheichliegung verlieren, jondern auf ihre Ehefrau und ihre 
ehelihen oder durch die nachfolgende Ehe legitimierten Ninder übertragen. 

Diefe Zeugnifje müffen von einem Konſul oder Gejandten des Reichs 
mit der Beicheinigung verfehen fein, daß die das Zeugnis ausſtellende Be— 
hörde für die Ausſtellung zujtändig iſt. Dies gilt jedoch nicht bei ſolchen 
Zeugnijjen, welche nach den Beitimmungen der Staatöverträge über die 
Beglaubigung der von öffentlichen Behörden außgejtellten Urkunden feiner 
Beglaubigung bedürfen.?) 

Von der Beibringung des Zeugnifjes über das Nichtbefanntjein von 
Ehehindernifien kann der Juftizminijter im einzelnen alle, von der Bei- 
bringung des Zeugniſſes in Anjehung der Uebertragung der Staats— 
angehörigkeit Fan der Minifter des Innern im einzelnen Falle oder für 
die Angehörigen eines ausländilchen Staates im allgemeinen Befreiung 
bewilligen.*) 

Wenn ein Angehöriger der rechtsrheiniichen Gebietsteile des 
Königreich Bayern in Preußen eine Ehe eingehen will, jo hat er das 
nach den Vorjchriften der bayrijchen Geſetze erforderliche Verehelichungs- 
zeugnis der zuftändigen Diftriktsverwaltungsbehörde beizubringen.®) 

Neben dem BGB. bleiben diejenigen Staatöverträge des Deutjchen 
Reiches bejtehen, welche mit einzelnen ausländischen Staaten bezüglich) der 
Zulaffung ihrer Staatdangehörigen zur Eheſchließung abgejchlofjen jind.e) 


) VBgl. Geſetz, betr. die Zulafjung von Ausländern zur Eingehung einer Che 
in den Königlich Preußiſchen Staaten, vom 13. März 1854 (GS. ©. 123); Stölzel, 
Deutihes Eheſchließungsrecht S. 12ff., 34fi., 42. 79 ff.; v. Sicherer a. a. ©. 
©. 274 ff.; Hinihius a. a. O. ©. 135 ff.; Wohlers a. a. O. ©. 74ff. 

” ?) Urt. 43 AG. 3. BGB.; Begründung zu dem Entwurf eines AG. z. BGB. 
69. 

2 Val. Staatöverträge zwiſchen dem Deutichen Reiche und der Deiterreidiich- 
Ungariihen Monardyie vom 25. Februar 1880 und vom 13. Juni 1881, RGBl. 
1881 ©. 4, ©. 253, 255, 256; zwilchen Preußen und Belgien (M. f. d. i. Verw. 
1851 ©. 280). 

) Ueber die bisherigen Befreiungen vgl. Wohlers a. a. ©. ©. 77 ff.; Hinſchius 
a. a. O. ©. 136, 137. 

) Art. 43 86 AG. 3. BGB. Für da8 rechtsrheiniſche Bayern bleibt 
alio das im Verſailler Bündnisvertrage vom 23. November 1870 No. III 8 1 
(REBEL 1871 ©. 18) und im Schluhprototolle von demjelben Tage No. I (RGEBl. 
1871, ©. 23) feftgejegte Nejervatreht unberührt. Bol. Pland-Ungner IV ©. 17, 
18; v. Staudinger-Engelmann IV ©. 29; v. Sicherer a. a. ©. ©. 278 ff., S. 333 ff. 
Tas Bundes- und Reichögejep vom 4. Mai 1868 (BGBL. S. 149) betr. die Auf: 
bebung der polizeilichen Belhräntung der Eheientiehung gilt in Bayern nicht. 

*) Art. 32 EG. 3. BGB. Dahin gehören: a) llebereinfommen mit Ftalien 
vom 3. Dezember 1874 (Gentralblatt f. d. Deutiche Reich 1875 S. 155, 156; AB. 


81315. 
Ausländer. 


650 Viertes Buch. Familienrecht. 





$ 1315. 3. Das EhehinderniS der dienftlihen Erlaubnis zur Eheſchließung 

aufslesen- Hegründet nur ein aufſchiebendes Chehindernis, deſſen Verlegung auf 

Hindernis. die Gültigkeit der geichlofjenen Ehe ohne Einfluß it!) 

rer III. Die materiellen Erfordernifje der Ehe werden, fofern auch nur 
einer der Berlobten ein Deutjcher ijt, in Unfehung eines jeden der Ber- 
lobten nad) den Geſetzen des Staates beurteilt, welchem er angehört.?) Das 
Gleiche gilt für Ausländer, die im Inland eine Ehe eingehen wollen. 
Soweit hiernady ausländiiches Recht in Frage kommt, hat e8 der Standes- 
beamte zu berüdjichtigen, falls es ihm nachgewiejen wird oder er ſonſt 
davon Kenntnis erlangt.) Das an fich für maßgebend erklärte Recht des 
fremden Staates ijt aber dann nicht anzuwenden, wenn dieſes jeinerjeits auf 
die Anwendung der deutjchen Geſetze zurückverweiſt. In dieſem Falle ijt 

ö das deutjche Recht anzumenden.*) 

—— IV. Die Gültigkeit einer vor dem 1. Januar 1900 geſchloſſenen Ehe 
beitimmt ſich Hinfichtlic ihrer materiellen Worausjegungen nad) den bis- 
herigen Gejeßen.?) 


8 171. 


2. Form der Cheichlieung 9) 


I. Nach dem römischen Rechte?) wie nach der Ehejchliegungslehre der 

woich ches Kanoniſtens) kam die Ehe lediglich durch den hierauf gerichteten, formlos 
erflärten Willen der Brautleute zu ftande (consensus facit nuptias). Nach 

dem germanijchen Ehejchliegungsrechte?) vollzog ſich die Eheſchließung ur— 
ſprünglich als Frauenfauf in der Form der Uebergabe der Braut (traditio 
sponsae, Trauung) an den Bräutigam durch ihren Muntwalt gegen Zahlung 

des geſetzlichen Muntgeldes (Muntſchatzes). Den Gegenitand des Kaufes 


vom 20. Auguſt 1875 (JMBl. ©. 195); b) mit Belgien vom 8. Oktober 1875 
(Gentralblatt S. 719), AB. vom 27. Juni 1878 (IMB. ©. 105); ce) mit der 
Schweiz vom 4. Juni 1886 (Centralblatt S. 162, 241). 
2) Bol. $ 38 Abſ. 1 Perſonenſtandsgeſetz; $ 150 Abi. 2 Militärſtrafgeſetzbuch. 
?) Art, 13 Abſ. 1 EG. 3. BGB. Bol. Stölzel, Deutiches Eheſchließungsrecht 
. 2ff.; $ 3 des Bundesgeſetzes vom 4. Mai 1870 (BGBL. S. 599); Entſch. RG. 
BD. 42 No. 78 ©. 339 
) Hinſchius a. a. D. 172; Stölzel a. a. O. ©. 7, 8. 
) Art. 27 EG. z. 308. Siehe oben ©. 3* 
5) Art. 198 Abſ. 1 EG. z. BGB. 
®, Mot. IV ©. 35 ff.; Bot. II ©. 4959 ff. (Bd. 4 ©. 48ff.); BRK. ©. 84 ff.; 
Pland- Unzner IV ©. 34ff.; v. Staudinger-Engelmann IV ©. 30ff.; Enneccerus⸗ 
Lehmann Bd. 2 8 80: Moithiaß Bd. 28813; Jacobi, Das perſönliche — 2. Aufl. 
©. 36 ff., Fraentel, Familienrecht, ©. 5ff.; F. Kohler, Das Eherecht, ©. 13ff.; 
v. Buchta, 3. Aufl. ©. 280 ff.; Förtidh © ©. 15; Engelmann a. a. O. ©. 641; Golad IL 
$ 276; Dernburg BD. 3812: Eceius Bo. 4 N 205; Zürn, Preuß. Eherechi, S. 23 ff., 
— Das Ebeſchliehunge⸗ und Eheſcheidungerecht, 2. Aufl. 1890. Weitere 
itteratur bei $ 170. 
) L. 15 D. de condicionibus 35, 1; 1. 30 D. de verb. sign. 50, 17; 1. 22 
Cod. de nuptiis 5, 4; nov. 22 cap. 3, nov. 117 cap. 3; Gehling, Die Unterjheidung 
der —— im — Rechte, ©. 7ff., ©. 157 #. 
) Cap. 1 u. 2 Causa 27 quaest. 2; c, 14, c. 23, e. 25, X de sponsal. 4, 1. 
®) —** —— $ 153; Schling a. a. O. ©. 29#.; Sohm, Das 
Recht der Eheichließung, ©. 22 ff. 


& A 
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bildete hierbei urſprünglich die Perſon der Braut, jpäter entwidelte fich die 
Auffaffung, Daß der Naufvertrag das Mundium über die Frau zum Gegen: 
ftande habe. Während die Kirche dieje Eheichliegungsform anerkannte, ver- 
langte und erreichte fie jchon früh ihre thätige Mitwirkung bei der Ehe- 
ihliegung durch Spendung des priejterlihen Segens, ohne daß fie jedoch 
die Gültigkeit der Ehe von der Firchlichen Eheeinjegnung abhängig machte. 
Un die Stelle der alten Eheihliegungsform durch Tradition der Braut trat 
dann jpäter mit dem Untergange der Geichlechtsvormundichaft die Trauung 
durch einen Dritten, d. h. ein einfaches Zuſammenſprechen und Zu— 
jammengeben der Brautleute durch einen Fürſprecher auf Grund des 
beiberjeitigen Konjenje der Nupturienten. Bon ehebegründender Wirkung 
war hierbei allein die Konjenserflärung der Brautleute. 


An die Stelle dieſes Fürjprechers trat in der zweiten Hälfte des 
Mittelalter der Priejter und damit an die Stelle der Laientrauung bie 
priejterlihe Trauung. 

Die durch die Formlofigfeit der Konſenserklärung und durd die damit 
zufammenhängende Klandejtinität der Eheichliegungen hervorgerufenen Uebel: 
fände bejeitigte da8 Tridentinijche Konzil durch jeine Beſchlüſſe über 
die Form der Eheſchließung, indem es zur Gültigkeit der Eheſchließung 
die Konjenserflärung der Brautlente in Gegenwart des eigenen Pfarrers 
und von zwei oder drei Zeugen forderte!) 


Eine religiöje, die Nechtsgültigkeit der Ehe bedingende Eingehungs- 
form Ffennt die fatholifche Kirdye nicht; fie knüpft den Abſchluß der Ehe 
lediglich an die Erklärungen der Nupturienten. 


In der evangelijchen Kirche?) gelangte erjt im 18. Jahrhundert 
die Anficht zur Anerkennung, daß die Ehe durch kirchliche Trauung be— 
gründet werde, nachdem die Volksſitte jchon längſt die kirchliche Mit- 
wirfung al3 Erfordernis der öffentlichen Anerkennung der erfolgten Ehe— 
ihliegung in Anſpruch genommen Hatte. Dieſer Rechtsauffafjung folgten 
die jtaatlichen Gejeßgebungen. Das ALR.) erklärte die priejterliche 
Trauung als einzige Form der Eheſchließung. 

Eine grundjägliche Auseinanderjegung zwilchen Staat und Kirche auf 
dem Gebiete des Eherecht3 vollzog fi in Preußen mit der Einführung der 
obligatorijchen Civilehe durch das Gejeh vom 9. März; 1874 (GS. ©. 95), 
nachdem ſchon Art. 19 der Verfaſſungsurkunde die Einführung der Eivil- 
ehe nad) Maßgabe eines bejonderen Geſetzes verheißen hatte. Das Reichs— 
gefeß vom 6. Februar 1875 erhob den Grundſatz der obligatorischen Eivil- 
ehe und der Civiljtandsregijter-Führung zum Neichsrechte. 


!) Sess, 24 de reform. matrim. cap. 1 (praesente prarocho et duobus vel 
tribus — Das Dekret gilt aber nur in den Pfarreien, wo es ala Beſchluß 
des Trienter Konzil in einer den Gläubigen verjtändlichen 7% era iſt. 
Friedberg, ——— $ 153 Anm. 41; von Scherer Bd. 2 $ 112 206. 

7 — — 8154; Richter- Dove⸗Kahl, Peer 88 281, 283; 
Sohm a.a.D. ©. 

$ 136 II u Hen. ni auch Projeft des da iuris Friedericiani von 
1749 (Samuel Cocceji) Pars I ‚tt. II 88 1— 
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Das BOB. hat an dieſem Grundſatze fejtgehalten.!) 

II. Der Ehejchliegung joll nad) BGB.?) wie nach bisherigem Reichs— 
recht) ein Aufgebot vorhergehen, welches dazu dient, etwaige Ehehinder- 
niffe zur Kenntnis des Standesbeamten zu bringen. Für die Anordnung 
iſt jeder Standesbeamte zujtändig, vor dem die Ehe geichlojfen werden 
darf. Das Aufgebot ift öffentlich bekannt zu machen und während zweier 
Wochen an dem Rats- oder Gemeindehaujfe oder an der jonjtigen zu 
Bekanntmachungen der Gemeindebehörden bejtimmten Stelle auszuhängen.*) 
Auf Verlangen iſt den Verlobten von dem Standesbeamten eine Bejchei- 
nigung über das angeordnete Aufgebot fojtenfrei zu erteilen.) Kommen 
Ehehindernifje zur Kenntnis des Standesbeamten, jo muß er die Ehe— 
ſchließung ablehnen.®) 

Das Aufgebot verliert jeine Kraft, wenn die Ehe nicht binnen 
6 Monaten nad) der Vollziehung des Aufgebot3 geichlojjen wird.) Es 
darf unterbleiben, wenn die lebensgefährliche Erkrankung) eines der Ver: 
lobten den Aufſchub der Eheichliegung nicht geitattet.?) Won dem Aufgebote 
fann Befreiung bewilligt werden) und zwar durch den Bundesitaat, in 
deſſen Gebiete die Ehe geichlojjen werden joll.!!) Ueber die Erteilung hat 
die Landesregierung zu bejtimmen!?); in Preußen erfolgt fie durch den 
Miniiter des Innern, im dringenden Fällen kann die Aufiichtsbehörde 
eine Abkürzung der für die Bekanntmachung des Aufgebots bejtimmten 
Friſten gejtatten.13) 

Das Unterbleiben des Aufgebot3 hat auf die Gültigkeit der Ehe feinen 
Einfluß, doch macht fi) der Standesbeamte, der unter Außerachtlaffung 
der Vorſchriften über das Aufgebot eine Eheſchließung vollzieht, jtrafbar.!t) 
Für die Angehörigen der rechtsrheiniſchen Gebietsteile des Königreichs 
Bayern wird das reichsrechtliche Aufgebot durch die nad) Art. 35 des 


bayriſchen Heimatsgeſetzes vom gig jeitend der Gemeindeverwaltun 
\ 8 17. Märy 1892 g 


des AufenthaltSortes der Brautleute zu erlajjende Bekanntmachung erjegt.13) 


) Allerdings fehlte es nicht an lebhafter Oppofition, in&bejondere auch an 
Anträgen auf Einführung der Noteivilehe und der fakultativen Eivilche, vgl. BRK. 
©. 84ff., 95 ff.; Prot. II S. 4887 fi. (Bd. 4 ©. 11ff.). 

n, 8 1316 BOB. 

%, 8 44 Perjonenitandsgejep; Art. 46 EG. 3. BGB. Ueber den Nachweis der 
zur Eheſchließung geieplich notwendigen Erfordernifje vor Anordnung des Wufgebots 
vgl. $ 45 Perjonenftandsgejep. 

4) 88 46, 47 Perfonenjtandsgeieh. 

°) 89 der Borichriften zur Ausführung des Perjonenftandsgejehes vom 25. März 
1899 (RGEBl. ©. 225). 

e) 8 48 Perſonenſtandsgeſetz. 

) 81316 Abj. 1 Sap2 BSB.; $ 51 Perſonenſtandsgeſetz Art. 46 EG. 3. BOB. 

8 Diefe joll fi der Standesbeamte ärztlich bejcheinigen laſſen; $ 50 Perſonen— 
ſtandsgeſetz; Art. 40 EG. 3. BOB. 

®) 8 1316 Abi. 2 BOB. 10) g 1316 Abi. 3 BGB. 

1) 8 1322 Abj. 2 BGB. 

ı2) 8 1322 Abi. 3 BOB. 

8), VO. vom $. Januar 1876 (GS. ©.3). Art. 12 BD. vom 16. November 1899 
(65. ©. 562). 14) 8 69 Perſonenſtandsgeſetz. 

5) 8 74 Abſ. 2 Perfonenftandsgejeg; vgl. v. Staudinger:lober IV ©. 32, 33; 
Planck- Unzner IV ©. 35, 36, 
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III. Nach dem bisherigen Neichsrechte!) fonnte innerhalb des Gebiets 
des Deutjchen Reichs eine Ehe rechtägültig nur vor dem Standesbeamten 
geihloffen werden. Die Ehejchliefung erfolgte in Gegenwart von zwei 
Zeugen durch die an die Verlobten einzeln und nacheinander gerichtete 
Frage des Standesbeamten: ob fie erklären, daß fie die Ehe miteinander 
eingehen wollen, durch die bejahende Antivort der Verlobten und den hierauf 
erfolgten Ausſpruch des Standesbeamten, daß er fie nunmehr fraft des 
Geſetzes für rechtmäßig verbundene Eheleute erkläre. Erſt durch dieſen 
Ausſpruch des Standesbeamten, der den Konjens der Brautleute feititellte, 
fam die Ehe zu ftande; diefer Ausipruch hatte demnach ſowohl deflaratorijche 
al3 fonftitutive Wirfung.?) 

Das BOB. hat den Formalakt der Eheſchließung einfacher geitaltet. 

Nach) dem BGB.) wird die Ehe dadurch geichloffen, daß die Ver- 
lobten vor einem GStandesbeamten perjönli und bei gleidh- 
zeitiger Anwejenheit erklären, die Ehe mit einander eingeben 
zu wollen. Der Standesbeamte muß zur Entgegennahme der 
Erklärungen bereit fein.) 

Demnad bildet nah dem BGB. nicht mehr der Ausſpruch des 
Standesbeamten den ehebegründenden Akt, jondern die Konfenserflärung 
der Verlobten. Das BGB. hat aljo der Fatholifch-tridentinischen Auffaſſung 
Rechnung getragen, indem es den Eheabjchluß an die Erflärung der Brautleute 
Mmüpft, ijt aber von der tridentinischen Form, die fich mit einer rein paſſiven 
Aſſiſtenz des Geiftlichen begnügt, infofern abgewichen, als es eine aktive 
Mitbeteiligung des Standesbeamten bei der Eheichließung für erforderlich 
erachtet. Durch die Vorichrift, daß der Standesbeamte zur Entgegennahme 
der Erklärungen bereit jein muß, it Flargejtellt, daß eine Ehe nicht gegen 
den Willen des Standesbeamten zu ftande kommen kann. 

IV. Wejentlihe Formvorſchriften für die Eheichließung find alſo 
nah BGB. folgendes): 

1. Die Verlobten müjjen perfönlih und bei gleichzeitiger 
Anwejenheit ihre SKonjenserflärung abgeben. Cine Stell: 
vertretung ijt hiernach außsgejchlojien und nur bei Yandesherren, den Mit: 
gliedern der landesherrlichen Familien jowie der fürftlihen Familie Hohen 
zollern und den ihnen gleichgeitellten Familien nah Maßgabe der Haus- 
verfaffungen oder der Landesgejege zuläffig.) 

Die Erklärungen der Verlobten fünnen nicht unter einer Bedingung 
oder einer Zeitbejtimmung abgegeben werden.”) 

Sit ein Verlobter ftumm oder ſonſt am Sprechen verhindert oder taub, 
und ift eine Verjtändigung mit ihm nicht möglich, fo joll bei der Ehe- 

') 88 41, 52 Berjonenitandägejep. 

nn; Stiedberg, Kirchenrecht, $ 156 ©. 426. 

») & 1317 

4) Vgl. BRE. 8* 104. 

)81317 BOB. 

Art. 57 EG. BGB.; 8 72 Abſ. 2 Perſonenſtandsgeſetz. 
$ 1317 bi. 2 BGB. Anders das — — ” — 
unter —— zuließ; v. Scherer a. a. 281 186 ff. 
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ſchließung ein Dolmetfcher!) hinzugezogen werben, ebenſo dann, wenn ein 
Berlobter der deutjchen Sprache nicht mächtig if. Doc kann in diejem 
Falle die Zuziehung unterbleiben, wenn der Standesbenmte die Sprade, 
in der ſich der Verlobte erklärt, beherricht.?) 

2. Die Konjenserflärung muß vor einem Standedbeamten 
abgegeben werden. 

Daß der Standesbeamte, welcher die Erklärungen entgegennimmt, der 
zuftändige ift, wird zur Gültigkeit der Ehe vom Gejege nicht erfordert.?) *) 

Als Standesbeamter gilt auch derjenige, welcher, ohne Standesbeamter 
zu fein, das Amt eine Standesbeamten öffentlich ausübt, vorausgejeßt, 
daß beide Verlobte den Mangel der anıtlichen Befugnis bei der Eheſchließung 
nicht gekannt haben.>) 

Ein Standesbeamter Tann bei der Schließung feiner eigenen Che 
nicht mitwirken‘), dagegen darf er fein Amt in Angelegenheiten ausüben, 
die feine Ehefrau oder Perfonen betreffen, mit denen er verwandt oder 
verſchwägert ift.”) 

3. Der Standesbeamte muß zur Entgegennahme der Er— 
Härungen bereit fein. Ohne die aktive Mitwirkung des Standes— 
beamten fann nad) BGB. eine Ehe nicht zuftande fommen. Der Standed- 
beamte ift aljo nicht bloßer Solennitätszeuge der gegenjeitigen Erklärungen 
der Verlobten, wie der Geiftlihe nach dem Tridentinum®), jondern aktiv 
Beteiligte. Er muß bereit fein, die Erklärungen entgegenzunehmen; es 
muß ihm alfo zum Bewußtjein gelangen, daß die Verlobten ihren Konjens- 
willen vor ihm erklären wollen. Lehnt er die Entgegennahme ab, fo fann 
eine Ehe troß der Erklärung der Nupturienten nicht zuftande fommen.?) 

4. Die Nichtbeobahtung diefer wejentlihen Formvorſchriften hat 
nad) dem BGB. die Nichtigkeit der Ehe zur Folge. 

V. Außer dieſen wefentlichen bejtehen nad) dem BGB. für die Ehe- 
ſchließung noch eine Neihe von nichtwejentlidhen Formvorſchriften, Die 
nur den Charakter von Ordnungsvorichriften haben, deren Außeradtlaffung 
aber auf die Gültigkeit der Ehe ohne Einfluß ift. 

1. Der Standesbeamte joll nah BGB. bei der Eheſchließung in 
Gegenwart von zwei Zeugen an die Verlobten einzeln und nad) einander 
die Frage richten, ob fie die Ehe mit einander eingehen wollen, und, 





1) Auf den Dolmeticher finden die für einen Zeugen geltenden Vorſchriften des 
8 1318 Abſ. 2 BGB. entſprechende Anwendung. 

”) Belanntmachung vom 25. März 1899 (RBB. ©. 225) $$ 10, 11. 

2) Bor „einem“ Standesbeamten! 

) Ueber Eheichließung in en vgl. & 75 Perſonenſtandsgeſe 

5) $ 1319 BGB.; —X II ©. 4949 ff. (Bd. 4 ©. 43ff.). Ein folder Fat 
liegt z. B. vor, wenn jemand glaubt, dab das Amt des Standesbeamten auf ihn 
unmittelbar von ſeinem Amtsvorgänger — ſei. 

6) Bgl. $ 1245 Abſ. 2 Entwurf I 

) Belanntmahung vom 25. März 1899 — ©. 225) 8 27. 

gl. v. Scherer a. a. D. Bd. 28 112 © 

6) Vieber Anweifung durch das br * 11 Abſ. 3 Perſonenſtands⸗ 

geſetz; ss 69, 186 RFrG. 
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nahdem die Verlobten die Frage bejaht haben, ausſprechen, daß fie kraft 5 — 


dieſes SGeſetzes nunmehr rechtmäßig verbundene Eheleute jeien.!) 

Der Ausſpruch des Standesbeamten hat aljo nad; dem BGB. nur 
no die Bedeutung einer Feſtſtellung der bereit3 erfolgten Ehejchließung, 
alſo nur noch deflaratoriihe Bedeutung. Stirbt der Standesbeamte nadı 
Abgabe der Erklärungen, jo hat der Wegfall ſeines Ausſpruchs auf die 
Gültigkeit der gejchlofjenen Ehe feinen Einfluf. 

2. Als Zeugen follen nur volljährige und im Beſitze der bürger- 
lihen Ehrenredte befindliche Perjonen zugezogen werden. Demnad) 
find auch Frauen und Ausländer zuläffige Zeugen. VBerwandtichaft oder 
Schwägerjchaft der Zeugen mit einander oder mit den Verlobten oder 
dem Standesbeamten jteht der Zuziehung nicht entgegen.?) 

3. Der Standesbeamte joll die Eheſchließung in das Heiratsregifter 
eintragen.?) 

Die Eintragung hat nur die Bedeutung einer Beurkundung der bereits 
erfolgten Ehejchließung. Ueber die erfolgte Eheichließung ijt den Eheleuten 
jofort eine Bejcheinigung auszujtellen.*) 

4. Die Ehe joll vor dem zujtändigen Standesbeamtend) gejchlofjen 
werden. 

Zuftändig iſt der Standesbeamte, in dejjen Bezirk einer der Verlobten 
zur Zeit der Eheſchließung feinen Wohnſitz oder jeinen gewöhnlichen Aufent— 
halt hat.) Hat ein Verlobter einen doppelten Wohnfig, jo ift der Standes- 
beamte eines jeden der beiden Wohnfite zuftändig. 

Wenn feiner der Verlobten feinen Wohnfig oder feinen gewöhnlichen 
Aufenthalt im Inlande hat und auch nur einer von ihnen ein Deutjcher 
üt, jo wird der zujtändige Standesbeamte von der oberjten Auffichtsbehörde 
des Bundesitaats, dem der Deutjche angehört, und, wenn diejer feinem 
Bundesjtaat angehört”), von dem Reichskanzler bejtimmt.d) Dieje Vorjchrift 
jol den im Auslande mwohnhaften Neichangehörigen, welche fi) im In— 
lande nur vorübergehend aufhalten, die Eheſchließung im Deutichen Reiche 


ı) 8 1318 Abſ. 1 BGB.; $ 52 Perſonenſtandsgeſetz; Art. 46 EG. 5. BGB. 
?, 8 1318 Abi. 2 BGB.; "vgl. aud) Bekanntmachung vom 25. März 1890 Roðvi. 
——— ss 10, 11; 8 53 Berfonenjtandögeieb; Art. 46 EG. z. BGB.; 88 32 bis 
Fr 
Ar 1318 Abi. 3 BGB. Ueber den Inhalt der Eintragung vol. $ 54 
Abi. 1 ur eſetz. 
34* bj. 2 9 erjonenjtandagejeß. 
gl. Kaiſerliche VO. betr. die Verrichtungen der Standesbeamten in Bezug 
auf vt Militärperſonen, welche ihr ge nad) eingetretener Mobilmachung 
verlafien haben, vom 20. Januar 1879 (RGB 
” Bu 320 Abi. 1 und 2 BGB.; $ 42 — ——— Art. 46 EG. 3 
BGB. Bezüglich des Wohnſitzes vgl. 8 7—11 BGB., |. oben S. 36, 37. 6 
ein gewöhnlicher Aufenthalt vorliegt, hat der Standeöbeamte im einzelnen Falle 
nach vernünftigem Ermefjen zu enticheiden; vgl. Wohlerd a. a. O. ©. 83. 
) Bgl. $ 6 des Reichsgeſetzes betr. die ee der deutſchen Schuß- 
gebiete in * Faſſung vom 19. März 1888 (RGBl. S 
8 1320 Abi. 3 BGB. Dieſe Beſtimmung iſt — dem Perſonenſtands⸗ 
geſetze neu. 
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in ſolchen Fällen ermöglichen, in welchen auch der andere Verlobte im 
Snlande weder einen Wohnfig noch einen gewöhnlichen Aufenthalt hat.!) 

Unter mehreren zujtändigen Standesbeamten haben die Verlobten die 
Wahl.?) 

5. Auf Grund einer ſchriftlichen Ermächtigung des zuftändigen 
Standesbeamten darf die Ehe auch vor dem Standesbeamten eine anderen 
Bezirkes geichlofjen werden.3) 

6. Ein Standesbeamter, der unter Außerachtlafjung der in dem BOB. 
gegebenen Vorſchriften eine Eheſchließung vollzieht, macht ſich jtrafbar.t) 

VI Das BOB. und das Perjonenjtandsgejeß laſſen die Firchlichen 
Verpflichtungen in Beziehung auf die Trauung unberührt.) Die kirchliche 
Trauung darf aber der bürgerlichen Ehejchliegung erit nachfolgen.‘) Geijtliche 
oder andere NReligionsdiener, die zu den religiöjen Feierlichkeiten einer Ehe— 
ſchließung jchreiten, bevor ihnen der Nachweis der vor dem Standes- 
beamten erfolgten Ehejchliegung geführt ift, werden bejtraft, ausgenommen 
wenn der Fall einer lebensgefährlichen einen Aufſchub nicht gejtattenden 
Erfranfung eines der Verlobten vorliegt. Irgend welche civilrechtlichen 
Wirkungen hat indejjen die firhliche Trauung nicht, vielmehr evjcheint jie 
lediglich als Firchliche Segnung des gejchlojjenen ehelihen Bundes und 
damit als das Anerkenntnis der Kirche, daß dieje Ehe eine chriftliche, 
ihren Geboten entiprechende iſt.) in Rechtsanſpruch des einen Ehe— 
gatten gegen den anderen auf Erfüllung der Firchlichen Verpflichtung zur 
Bornahme der Firchlihen Trauung bejteht nicht; haben ſich aber die Ehe— 
gatten vor der Eheichliegung die Firchliche Trauung verjproden oder als 
ſelbſtverſtändlich vorausgejeßt, jo ijt die nachträgliche Weigerung des einen 
Ehegatten unter Umständen al3 ein ehrloſes oder unfittliche8 Verhalten an— 
zujehen, das den anderen Ehegatten zur Klage auf Scheidung beredtigt.®) 

VII Nad dem Reichsgeſetze betreffend die Ehejchliegung und Die 
Beurkundung des Perjonenjtandes von NeichSangehörigen im Auslande 
vom 4. Mai 1870 (BOB. ©. 599) kann der Neichslanzler einen 
diplomatiichen Vertreter de8 Reichs für das ganze Gebiet des Staates, 


1) Mot. IV ©. 38. ) 8 1320 Abi. 4 BOB. 

5, 8 1321 BOB. $ 43 Perſonenſtandsgeſetz; Art. 46 EG. 5. BGB. 

*, 8 69 9 Berfonenftandägeieh 

) $ 1588 BOB.; 8 82 Perſonenſtandsgeſetz. 

°) 8 67 — —— 

) Ueber die Bedeutung der kirchlichen Trauung vgl. Friedberg, Kirchenrecht, 
8 156 VI; Richter-Dove-Kahl, Kirchenrecht, $ 283; Frantz, Kirchenrecht, ©. 307; 
v. Buchla in der Zeitfchrift für Kirchenrecht, Bd. 17 ©. 432, Kahl ebenda, Bd. 18 
©. 295. — Die Nichterfüllung der kirchlichen Pflicht zur Nachiuchung der Trauung 
ift unter Kirchenzucht geitellt, vgl. die für die ganze Preußiſche Landeskirche — 
Kirchengeſetze betr. die Trauungs-Ordnung vom 27. Juli 1880 (KG. u. VBl. S. 109) 
und betr. die Verlegung kirchlicher Pflichten in Bezug auf Taufe, Konfirmation und 
Trauung vom 30. Juli 1880 (NG. u. VBl. S. 116) nebjt Injtruftion vom 23. Auguſt 
1880 (RO. u. BB. ©. 119). 

) $ 1568 BGB. Bol. BRK. ©. 111, 112, 115, 116; Prot. II ©. 5694 
(Bd. 4 ©. 414); Dernburg Bd. 3 $ 12 ©. 39; Jacobi, Das perjönliche Eherecht, 
(2. Aufl.) ©. 118 ff.; v. Brinned i in er Beiträgen, Bd. 33 ©. 769 ff.; Friedberg, 
Kirchenrecht, $ 156 Anm. 26. 
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bei deſſen Hofe oder Regierung er beglaubigt iſt, und einem Reichsfonful 
für deſſen Amtsbezirt die allgemeine Ermächtigung erteilen, bürgerlich 
gültige Eheichliegungen von NReichdangehörigen vorzunehmen. Die Bor: 
ichriften dieſes Geſetzes find durd Art. 40 des Einführungsgejeges zum 
BOB. mit den Beltimmungen des BOB. in Uebereinitimmung gebradit. 
Das Neichsgejeß vom 4. Mai 1870 jchließt aber die Anwendung der am 
Drte der Eheichliegung geltenden Formen für die Eingehung der Ehen 
von Deutihen im Auslande nicht aus. Die Deutichen im Auslande fünnen 
fih alio neben den durd die Gejeße des Ortes beitimmten Formen aud) 
der im Reichsgeſetze vom 4. Mai 1870 vorgeichriebenen Form mit der 
Wirkung bedienen, daß ihre Ehe vor deutichen Gerichten als wirkiam 
anerfannt wird.!) Das Neid) hat ſich durd) Staatöverträge die An— 
erfennung jolder im Auslande vor diplomatischen Vertretern oder vor 
Reichskonſuln gejchlofienen Ehen mit folgenden Staaten gefichert, ſich anderer- 
jeit3 aber auch jelbjt verpflichtet, derartige im Inlande von Ausländern ab- 
geichlojjene Ehen anzuerkennen ?): 

1. durch den Freundichaftd-, Handels- und Ediffahrtsvertrag mit 
dem fsreiltaate Salvador vom 13. Juni 1870 (BGBL ©. 377) Art. VILLE: 

2. durch den Konjularvertrag mit Brajilien vom 10. Januar 1882 
(RGBL ©. 69) Urt. XIV; 

3. durch den Konfularvertrag mit Serbien vom 6. Januar 1883 
(RGBl. ©. 62) Urt. X. 

In den meilten anderen Staaten des Auslandes werden joldhe vor 
diplomatischen oder konſulariſchen Bertretern eines Staates abgejchloffenen 
Ehen nicht anerfannt.®) 

VII. Nah ALRt) Lonnten Ehen zur linten Hand mit landes- he zur 
berrliher Erlaubnis gejchlojjen werden. Durch eine joldhe Ehe erlangte 
die Frau nicht alle Standes- und Familienrechte, welche die Geſetze einer 
wirflihen Ehefrau beilegen. Kinder aus einer joldhen Ehe führen nicht den 
Namen des Baters, fondern den der Mutter und treten in deren Familie 
ein. Das BGB. kennt diejes Inftitut nit. ine Ehe zur linken Hand 
(morganatifche Ehe) fann aljo nur noch infoweit von praktischer Bedeutung 
werden, al3 daS dem hohen Adel vorbehaltene Sonderreht hierüber Be- 
ftimmungen enthält.?) 

IX. Die Form einer Ehe, die im Inlande geichloffen wird, jei e8 Inter 
von Inländern, ſei e8 von Ausländern, bejtimmt fich ausſchließlich nah "a 


1) Val. Entid. RG. Bd. 27 No. 24 ©. 103, 104. 

”) Der diesbezügliche mit dem Freiſtaate Coſta Rica ne Freundſchafts-⸗, 
Handels-⸗ und Schiffahrtsvertrag vom 18. Mat 1875 (RGEBl. 1877 ©. 13) iſt infolge 
jeiner Kündigimg am 30. November 1897 aufer Kraft getreten. Belanntmahung 
vom 1. Dezember 1897 (RGBl. 1899 ©. 785). 

2) Entih. RG. Bd. 9 No. 116 ©. 398. Vgl. v. Bar, Internationales Privat: 
recht Bd. 2 ©. 465 ff. 

*) 885 836—932 II 1, 88 555-591 II 2 ALR. Demburg, Bd. 3 $ 3; 
Eccius Bd. 4 $ 216; Gierke, Deutiches Privatrecht, Bd. 18 47 ©. A404 ff. 

5) Art. 57, 58 EG. z. BGB. Bol. Entih. NG. Bd. 2 No. 39 ©. 145; 
Bd. 32 No. 38 ©. 147; Seufferts Archiv Bd. 36 No, 93; Bolze, Prariß des 
Reichsgerichts Bd. 1 No. 1225; Heffter, Sonderrechte SS 67 fi. 

Leske, Alg. Preuß. Landrecht. 42 


g 1348. 
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deutjchen Gejegen.!) Für die im Auslande von nländern oder Aus- 
ländern abgejchlojjenen Ehen find Hinfichtli der Form die Geſetze des 
Ortes maßgebend, wo die Ehe geichlojjen wird (locus regit actum).?) 

Die formelle Gültigkeit einer vor dem 1. Sanuar 1900 gejchlojjenen 
Ehe iſt nad) dem bisherigen Rechte zu beurteilen. 


III. Nichtigkeit und Anfechtbarfeit der Ehe. 


g 172. 


1. Nichtigkeit der Ehe.) 


I. Das ALR. unterfhied nichtige und ungültige Ehen.t) 

Unter nichtigen Ehen verjtand e8 Ehen, welche wegen obwaltender 
Verbotsgeſetze niemals bejtehen fonnten; ungültige Ehen waren jolche, 
welchen zwar von Anfang an gejetliche Hindernifje im Wege jtanden, die 
aber doc in der Folge durch Hebung dieſer Hindernifje verbindliche Kraft 
erlangen konnten. 

Das BOB. unterjcheidet, entjprechend den von ihm aufgeftellten Vor: 
Ichriften über Nichtigkeit und Anfechtbarkeit der Nechtsgejchäftes), zwiſchen 
nihtigen und anfechtbaren Ehen. Die Nüdjicht auf das Weſen der 
Ehe machte aber mannigfache Abweichungen von jenen allgemeinen Grund 
jägen notwendig. 

Die Nichtigkeit der Ehe Hat zur Folge, daß die Ehe als nicht 
geſchloſſen anzujehen tft‘); die Anfechtbarfeit beiteht darin, daß die Ehe 
jo lange al3 gültig behandelt wird, al3 fie nicht angefochten wird, nad) 
erfolgter Anfechtung iſt die Ehe al3 von Anfang an nichtig anzufehen.?) 

Nichtigkeit tritt im allgemeinen ein, wenn die Aufrechterhaltung 
der Ehe dem Wejen der Ehe und der öffentlichen Ordnung widerjtreiten 
würde, Anfehtbarfeit, wenn der vorhandene Mangel weſentlich Privat- 
interefjen verleßt. 

Das BGB. kennt unheilbare und heilbare Nichtigkeiten. 


) Art. 13 Abi. 3 EG. 5. BGB. 

) Art. 11 EG. 3. BGB.; Entſch. NG. Bd. 42 No. 78 ©. 339. Bol. jedoch 
für Neichdangehörige das Neichögeiek vom 4. Mai 1870 (BGB. ©. 509), oben 
Seite 656, 657; Entſch. RC. Bd. 27 No. 24 ©. 103. Vgl. Art. II Abi. 3 des 
Freundichafts-, Handels-, Scdiffahrt3- und Konjularertrags zwijchen dem Deutichen 


Reiche und dem Königreiche der Hawaiiſchen Inſeln ;, 35. März _ 1979 (RGBl. ©. 121). 
19. Scptember 


2) Mot. IV S. 43 ff.; Prot. II ©. 4974 ff. (Bd. 4 &.53ff.); Denkſchrift S. 172 FF.; 
PBland=Ungner IV S.4lff.: v. ——— Kober IV ©. 41ff.; Enneccerus⸗ Lehmann 
Bd. 2 88 82, 86; Matthiah Br. 28 Jacobi a. a. O. 2. Aufl. S.40; Fraentel, 
Familienrecht, $ 3 ©. 16ff.; F. Kohler, Eherecht, ©. 16 ff: v. Buchla, 3. Aufl. 
©. 282ff.; Förtſch ©. 16ff.; Stölzel in der Zeitſchrift ‚fr Nirchenreht Bd. 17 
©. 69 ff.; Dernburg Bd. 3 $ 8; Eceius Bd. 3 88 203, 210; Nehbein, Entſch. des 
Ob.-Trib., Bd. 4 ©. 20ff.; R Leonhard im Archiv für bürgerl. Recht Bd. 10 
©. 8ff.; SFiicher in Iherings Jahrbüchern Bd. 29 ©. 248f 

*) 88 933, 934, 950, 951, 952, 973, 974, 975 II ı ALR.; Entih. RG. 
Bd. 28 No. 64 ©. 290. 

5) Vol. oben $ 27 ©. S1ff. 6) Dgl. g 1252 Abſ. 2 Entwurf I. 

) 8 1343 Nbj. 1, $ 142 Abi. 1 BOB. 
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Unter nichtigen Ehen ſchlechthin verſteht das BGB. ſowohl die nichtigen 88 1323, 
ald au) die anfechtbaren und angefochtenen Ehen. Nichtigleitsgründe find 1 
nah dem BGB. nur folgende Mängel!) : 

1. Verlegung der vorgeichriebenen Yorm der Eheichließung ?), 

2. Geichäftsunfähigfeit, Bewußtlofigfeit, Geijtesfrantheit?), 

3. Beſtehen einer gültigen Chet), 

4. Blutjchande >), 

5. Ehebrud).s) 

II. Eine Ehe ijt nichtig, wenn bei der Eheichliegung eine wejentliche Formmangel. 
Form ($ 1317) nicht beobachtet worden ijt.’) Sit eine ſolche Ehe aud) 
niht in das Heiratäregifter eingetragen, jo ijt eine Che im Rechtsſinn 
überhaupt nicht vorhanden, ihre Nichtigkeit ijt von ſelbſt gegeben und iſt 
unheilbar. Die aus einer jolhen Ehe hervorgehenden Kinder find uneheliche.>) 
Tie Nichtigkeit kann in diefem Falle ohne weiteres geltend gemacht werden, 
ohne daß es der Erhebung der Nichtigkeitsflage bedarf; denn eine Che, 
die überhaupt nicht erijtiert, braucht auch nicht für nichtig erklärt zu werden. 

Sit aber die wegen Formmangel3 nidhtige Ehe in das Heiratsregiſter 
eingetragen worden, und haben die Ehegatten nad; der Eheſchließung 
10 Jahre al3 Ehegatten miteinander gelebt, jo wird dadurch die Nichtigkeit 
geheilt und die Ehe ijt al3 von Anfang an gültig anzujehen.?) Iſt einer 
von den Ehegatten jchon vorher geitorben, jo tritt diefe Wirkung ſchon 
dann ein, wenn das BZujammenleben bi8 zum Tode, jedoch mindeſtens 
3 Jahre bejtanden hat.!) Vorausſetzung ift aber, daß bei dem Ablaufe 
der 10 Jahre oder zur Zeit des Todes des einen Ehegatten die Nichtig- 
feitäfflage noch nicht erhoben ift.!!) 

Gleiches gilt in Anſehung der von Deutichen im Auslande vor 
diplomatiihen Vertretern oder Reichskonſuln abgejchlofjenen Ehen.!?) 

II. Das ALR.) erklärte Chen, bei denen auf der einen Seite die Kal. 
freie Willensbejtimmung mangelte, für ungültig (impedimentum impediens). 

Das BGBL. jteht auf einem anderen Standpunkte. Die Eheſchließung 
it ein Vertrag; joweit aljo jemand unfähig ift, eine rechtögeichäftliche 
Willenserklärung abzugeben, fann er auch Feine Ehe jchliegen. Dem— 
gemäß bejtimmt das BGB. 4), daß eine Ehe nichtig ift, wenn einer der 
Ehegatten zur Zeit der Eheichliegung geichäftsunfähig) war oder fich im 


») $ 1323 BGB. Die $$ 116—118 BGB, finden alſo auf die Ehe Feine 
Anwendung. 


2) 8$ 1317, 1324 BEL. ) 8 1325 BGB. 

*, $ 1326 BOB. 5) 8 1327 BGB. °) $ 1328 BOB. 
r) 8 1324 Abi. 1 BOB. ©. o. ©. 653, 654. s) 8 1699 BSR. 
°) 8 1324 Abi. 2 Sap 1 BOB. 20) Bol. BRK. ©. 105. 


) : ara Abi. 2 Sap 2 BGB. 
40 II $ Ba EG. ;. —— Reichsgeſetz vom 4. Mai 1870 (BGBl. 

S. — El auch Art. 198 ES. 3. BOB, 

ıs) 88 38, 39, 971, 993 II '® 20—28 I 4 ALR.; Entſch. RG. Bd. 9 
Ro. 57 ©. 215, 216. Nacı tatholiichem und evangeliihemn Kirchenrecht ift die Che 
illendunfähig iger nichtig (impedimentum dirimens publicum). Friedberg, Kirchenrecht, 
$141 I; &enerer, irchenrecht, ®d. 2 $ 112 IV, 

14) 8 1325 Abſ. 1BGB. 16) 8 104 BOB. 
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88 1325, 
1326. 
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AZuftande der Bewußtlofigfeit oder vorübergehender Störung der Geijtes- 
thätigfeit befand.!) Dieje Nichtigkeit ift aber nad) dem BGB. hHeilbar und 
zwar dadurch, daß fie von dem Ehegatten nad) dem Wegfalle feiner 
Geichäftsunfähigkeit, Bewußtloſigkeit oder geijtigen Störung bejtätigt 
wird.?) Die Beltätigung bedarf nicht der für die Eheſchließung vor— 
geichriebenen Form, sie kann aljo auch jtillfchweigend erfolgen, namentlic) 
durch Fortjeßung des ehelichen Lebens troß Kenntnis der Nichtigkeit der 
Ehe. Die Beitätigung hat die Wirkung, daß die Ehe als von Anfang 
an gültig anzufehen ift.?) Iſt der bejtätigende Ehegatte in der Geſchäfts— 
fähigfeit bejchräntt, jo bedarf die Beltätigung der Einwilligung feines 
geſetzlichen Wertreterd. Der Mangel diefer Einwilligung madt die Ehe 
anfechtbar.t) Die Bejtätigung ift jo lange zuläjlig, bis die Ehe für nichtig 
erklärt oder aufgelöjt worden iſt und kann jelbjt noch im Laufe des Nichtig- 
feitSverfahrens jo lange geltend gemacht werden, al3 nad) den Vorjchriften 
der Prozegordnung überhaupt noch Thatjachen vorgebrad)t werden dürfen.>) 

Eine Bejtätigung ijt jelbjtverjtändlich nicht mehr möglich, wenn der 
früher Gejchäftsunfähige nad) dem Wegfalle der Gejchäftsunfähigfeit eine 
andere Ehe jchließt, denn dann jteht dieſe neue Ehe einer jpäteren Be— 
jtätigung der früheren entgegen. Die frühere Ehe bleibt alſo troß ihrer 
Beitätigung nichtig.®) 

Da die Beitätigung ein Rechtsgeſchäft ift, jo finden auf fie die allgemeinen 
Vorſchriften über die Nichtigkeit und Anfechtbarfeit von Nechtsgejchäften An— 
wendung.) 

IV. Wie nad ALN.S) fo it auch nad) BGB.) eine Ehe nichtig, 
wenn einer der Ehegatten zur Zeit der Eheſchließung mit einem Dritten 
in einer gültigen Che lebte. 

War dagegen die erſte Ehe nichtig, jo iſt und bleibt die zweite Ehe 
gültig, und die erite Ehe bildet nur, bis fie für nichtig erklärt it, ein 
auffhiebendes Chehindernid. Für das Strafrecht iſt es allerdings 
gleihgültig, ob Die erjte Ehe gültig oder ungültig war; die Eingehung 
einer Doppelehe iſt auch dann ftrafbar, wenn die erite Ehe nichtig und 
zur Zeit der Eingehung der neuen Ehe noch nicht aufgelöft oder für 
nichtig erklärt war.!!) War die erſte Ehe rechtskräftig gejchieden oder für 
nichtig erklärt, bevor die zweite Ehe gejchlofjen wurde, und wurde das 
Urteil demnähjt im Wiederaufnahmeverfahren bejeitigt, jo iſt die zweite 
Ehe nichtig, und die erjte ijt als fortbejtehend anzujehen.t!) 

») 8 105 BOB. 

) 8 1325 Abi. 2 BGB. Die Beltätigung ift ein einfeitiges Nechtögeichäft, 
das dem anderen Ehegatten gegenüber vorzunehmen ijt, der Widerjprud) des anderen 
Ehegatten jteht der Wirkſamkeit der Bejtätigung nicht entgegen, 

) Alſo abweichend von $ 141 BGB. Konvalescenz extunc. *) 8 1331 BGB. 

9) Mot. IVS.50,51. *) Vgl. Pland i. d. Deutichen Juriften-Beitg. 1899 ©. 38. 

) 8$ 116—118, 119, 123 BGB; a. M. Planck-Unzner a. a. O. ©. 52. 
Wenn die Vorichriften über Nichtigkeit und Anfechtbarfeit der Ehe entjprechende An 
wendung hätten finden jollen, jo hätte died im Geſetz Ausdrud finden müſſen. 

5) $ 936 II 1 ALR. Siehe oben ©. 643. 

») $ 1326 BGB. Dies ijt auch der Standpumft des kanoniſchen und protejtan- 
tiihen Kirchenrechts. Friedberg a. a. DO. $ 144. 

0, $ 171 StrG&B.; Art. 34 V EG. 5. BOB. 1) Mot. IV ©. 32. 
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Die wegen Doppelehe eintretende Nichtigkeit der zweiten Ehe ijt 


unheilbar und dieje Eonvalesciert, abweichend vom ALR.!), aud) dann nicht, 1 


wenn die erite Ehe vor der Nichtigfeitserklärung der zweiten Che für 
nichtig erklärt oder aufgelöjt worden ijt. Ebenſo iſt die Gutgläubigfeit 
de3 zur zweiten Ehe jchreitenden Ehegatten civilrechtlich ohne Belang.?) 

V. Nichtig iſt ferner eine Ehe, die zwijchen Verwandten in grader 
Linie, zwiſchen vollbürtigen oder halbbürtigen Geſchwiſtern jowie zwiſchen 
Verjchwägerten in grader Linie gejchloffen worden ijt.3) Die Nichtigkeit 
it unbeilbar. 

VI. Eine Ehe iſt endlich nichtig, wenn fie wegen Ehebruchs ver- 
boten war.*) Bei nacdhträglicher Befreiung von dem Ehehindernis iſt die 
Ehe als von Anfang an gültig anzujehen.d) Die Nichtigkeit ift alfo heilbar. 

VO. Das BOB.) geht in Webereinjtimmung mit dem bisherigen 
Rechte?) davon aus, daß eine nichtige Ehe jo lange als gültig anzujehen 
it, bis ſie für nichtig erklärt ift.d) Dies gilt nicht nur für materiell 
nichtige, jondern auch für formell nichtige Ehen, wenn ſie in Das 
Heiratöregijter eingetragen worden find, denn die Eintragung begründet 
nah BGB. eine Vermutung für die Gültigkeit der Ehe. Eine Ausnahme 
macht nur diejenige Ehe, die wegen eines Formfehlers nichtig und nicht 
in das SHeiratöregijter eingetragen ift; in Ddiefem Falle liegt eine Che 
überhaupt nicht vor und die Nichtigkeit kann ohme weiteres und von jedem 
geltend gemacht werden.?) 

Die Nichtigkeit einer nichtigen Ehe kann regelmäßig nad) dem BOB. 
nur im Lege der Nichtigfeitsflage geltend gemacht werden. Das Gleiche 
gilt von einer formell nichtigen Ehe, wenn jie in das Heiratöregijter ein- 
getragen: ijt.1°) 

Diefer Grundſatz ijt aber nicht ausnahmslos. Der Nichtigkeitsklage 
bedarf es nämlich dann nicht: 

1. wenn die nichtige Ehe bereit3 für nichtig erklärt ijt!!), oder 

2. wenn die nichtige Ehe durch Tod oder Scheidung oder infolge 
Tobedertlärung aufgelöjt iſt. 

In diejen Fällen kann die Nichtigkeit unbejchränft und in anderer 
er als * Nichtigkeitsklage geltend gemacht werden.!?) 


8943 II 1 ALR. 
) Anders jtrafrehtlid, vgl. $ 59 StGB. Ausnahme: $ 13485 BOB. Val. 
auch 8 629, 632 Abſ. 1CPO. 

g 1327, 8 1310 Abſ. 1 BGB. ©. o. ©. 644ff.; $ 945 II 1 ALH.; 
übereinjtimmend das fatholiicdye und proteftantijche Pirheneht, Friedberg a. a. ©. 
$ 146. 

*) 8 1328 Abſ. 1 BGB. ©. o. ©. 645; 8 937 IT 1 ALR. Ueber vs firchen- 
rechtliche Auffaſſung * = Scherer a. a. O. ». 2 $ 125; Friedberg a. a. O. $ 149. 

5), $ 1328 Abſ. 2 BGB. 

*, $ 1329 BGB. 

) Entih. NG. Bd. 9 No. 57 ©. 214, Bd. 28 No. 64 ©. 292. 

*) Bgl. $ 1699 Abi. 1 BOB. 

9) Siehe oben ©. 659; $ 1699 Abi. 2 BGB. 

12) 8 1329 BGB. 

ze Sleichgültig, ob auf Grund einer NichtigkeitSffage oder einer Anfechtungsllage. 

3. B. im Wege der Feſtſtellungsklage oder incidenter; vgl. Mot, IV ©. 58. 


88 1327, 
328,1329. 


’ 1: 
Blutihande. 


Ehebruch. 


Geltend⸗ 
machung der 
Nichtigkeit. 
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85 1330 Erfolgt die Nichtigfeit3erffärung auf erhobene Nichtigfeitäklage, jo iſt 

bis 1335. es jo anzujehen, al8 ob die Ehe nicht geichlojjen wäre, aljo nie bejitanden 
hätte.) Das auf die Nichtigfeitsflage ergehende Urteil ijt deklara— 
torischer Natur. 


& 173. 
2. Anfechtbarfeit der Ehe.) 


I. Nach dem BGB. kann eine Ehe nur in ganz bejtimmten Fällen 
Anfechtungs angefochten werden.?) Anfechtungsgründe jind: 
en 1. der Mangel der Einwilligung des gejeblichen Vertreterst), 

2. auf Irrtum beruhender Mangel der Uebereinjtimmung des wirk— 
fihen Willend mit dem erklärten Willen ?), 

3. Irrtum in der Perſon des anderen Ehegatten ®), 

4. Irrtum über perjönlice Eigenjchaften des anderen Ghegatten ®), 

5. argliftige Täufchung ?), 

6. widerrechtliche Drohung d), 

T. Irrtum über da8 Leben des für tot erflärten Ehegatten. ?) 

— I. Ein Ehegatte, der zur Zeit der Eheſchließung oder zur Zeit der 

des gefeglihen Beſtätigung feiner nichtigen Ehe ($ 1325) in der Geſchäftsfähigkeit be— 

veriretets. ſchränkt war, Kann die Ehe anfechten, wenn fein geſetzlicher Vertreter die 
Einwilligung zur Cheichliegung oder zur Beitätigung nicht erteilt hatte.!°) 
Solange jedoch der anfechtungsberechtigte Ehegatte in der Gejchäftsfähigfeit 
beichränft iſt, kann das Anfechtungsreht nur jein gejeliher Vertreter 
ausüben.!!) Der andere Ehegatte iſt nicht anfechtungsberechtigt, jelbjt wenn 
er den Anfechtungsgrund gekannt hat. 

Während der Mangel der Einwilligung des gejeklichen Bertreters 
ein private8 trennendes Ehehindernis mit der Wirkung der Anfechtbarfeit 
der Ehe bildet, begründet der Mangel der Einwilligung der Eltern nad) 
BGB. nur ein aufſchiebendes Chehindernis, am deijen Verlegung Tich 
für das Kind vermögensrechtliche Nachteile Fnüpfen.t?) 

Die ſechs Monate betragende Anfechtungsfriit beginnt mit dem Zeit— 
punft, in welchem die Eingehung oder die Beltätigung der Che dem 
gejeßlichen Vertreter befannt wurde oder der Ehegatte die unbeſchränkte 
Geichäftsfähigfeit erlangte!) 

— III. Da die Eheſchließung ein Vertrag iſt, und auf Grund dieſes 
Vertrags die Ehe zu ſtande kommt, ſo würde folgen, daß alle Willens— 

1) Pal. jedoch SS 1344, 1346, 1347, 1699 ff. BGB.; Mot. IV ©. 56. 

) Mot. IV €. 71ff.; Brot. II ©. 50095. (Bd. 4 ©. 7256); Dentſchrift 
S. 175 ff.; Planck-Unzner IVE. 55 ff.; v. Staudinger-Kober IV ©. 48ff.; Enneccerus= 
Lehmann Bd. 2 88 84, 85; Matthiaß Bd. 2 $ 83. Weitere Litteratur bei $ 172. 


8) 88 1330, 1331—1335 BOB. 9 $ 1331 BOB. 
5, $ 1332 BOB. 6) g 1333 BOB, ') $ 1334 BGB. 
) 8 1335 BOB. °, & 1350 BGB. Darüber vgl. unten $ 176. 


») $ 1331 BGB. ©. oben ©. 637. 

ı) 8 1336 Ubi. 2 Sab 2 BGB.; in dieiem Falle gilt der in der Geſchäfts— 
fähigkeit beichränfte Ehegatte nicht als prozeßfähig, $ 612 Abi. 1 CPO. 

17) Ziehe oben Seite 641 ff. 3) 8 1339 Abi. 2 BOB. 
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mängel, welche den PBertrag nicht zur Entitehung gelangen lajjen, auch se. 1832, 
der Entitehung der Ehe hinderli” wären. Dieje Folgerung hat indeſſen 
das BGB. mit Rückſicht auf die ſittliche Natur der Ehe und im öffent— 
lihen Intereſſe nicht gezogen!) Mentalrefervationen und Willens: 
erflärungen, die mur zum Schein oder zum Scerz abgegeben werden, 
bleiben bei der Eheichliegung außer Betracht. Es kann ſich aljo niemand 
darauf berufen, daß er feine Konjenserflärung unter einem geheimen Bor: 
behalt oder nur zum Schein oder aus Scherz abgegeben habe, jelbit dann 
nicht, wenn der andere Teil den Vorbehalt kannte oder mit dem Abichluf 
einer Scheinehe einverjtanden war.?) Solche Willensmängel find auf Die 
Gültigkeit der Ehe ohne Einfluß. Der fittlihe Ernſt der Ehe erfordert, 
daß derjenige, welcher unter den vorgejchriebenen Formen jeinen Ehe— 
ichliegungswillen erklärt, gebunden bleibt; ein bewußter Zwieſpalt von 
Wille und Erklärung wird vom Geſetze nicht berüdjichtigt. 

Anders, wenn die Nichtübereinjtimmung des wirklichen Willen mit 
dem erflärten Willen auf einem Jrrtume des Erflärenden beruht und 
infolge dieſes Irrtums der Wille, eine Ehe einzugehen, gar nicht vor: 
handen war. 

Unter diejer Vorausfegung läßt das BOB.) die Anfechtung der Ehe 
in zwei Fällen zu: 

1. wenn ein Ehegatte bei der Eheſchließung nicht gewußt hat, daß 
es ſich um eine Eheſchließung handelt, und 

2. wenn er Died zwar gewußt hat, aber eine Erflärung, die Che 
eingehen zu wollen, nicht hat abgeben wollen.*) 

Liegt ein ſolcher Thatbejtand vor, jo kann die Ehe von dem irrenden 
Ehegatten ohne weiteres angefochten werden, ohne daß es einer ejtitellung 
darüber bedarf, ob anzunehmen ift, daß der rrende bei Kenntnis der 
Sachlage die Ehe nicht geichlofjen haben würde, und jelbjt dann, wenn dem 
irrenden Ehegatten eine grobe Fahrläfligkeit zur Laſt fällt.) 

IV. Ein weiterer Anfechtungsgrund iſt nad BGB. der Irrtum in Jertum 
der Rerjon des anderen Ehegatten oder über ſolche perſönliche Eigen= 
ichaften, die den Anfechtenden bei Kenntnis der Sachlage und bei ver- 
jtändiger Würdigung des Weſens der Ehe von der Eingehung abgehalten 
haben würden.®) 

1. Sertum in der Perſon it Irrtum über die Identität des in der Perſon. 
anderen Ehegatten. Ein jolcher Irrtum kann ſowohl dann eintreten, wenn 
die beiden Eheſchließenden sich gegenjeitig in ihrer finnlichen Erjcheinung 
fennen, jo 3. B. infolge einer Perſonen-Verwechſelung, als auch dann, 
wenn der eine den andern nur als Träger einer bejtimmten individuellen, 


ı) Die $$ 116—118 BOB. finden auf die Eheichliefung feine Anwendung. 
Bol. auch Stohler in Jherings Jahrbüchern, Bd. 28 S. 166 ff., 185 ff. 

) Anders das fanoniihe Recht, Freiſen a. a. D. S. 220ff.; Friedberg 
a. a. O. 8 142. 

981332 BOB. 

+, Dieſe Fälle können beit Tauben, Stummen, Taubſtummen oder bei der 
beutjchen 55 nicht mächtigen Perſonen vorkommen; Mot. IV S. 78. 

’) 8 119 BGB. ©) 8 1333 BOB, 
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5 1333. jinnlic) nicht wahrnehmbaren Eigenſchaft Fennt.!) U. will 3. B. die B., 
die jüngite Tochter des Fürjten X. heiraten, die er nicht fennt, Fonjentiert 
aber in die Ehe mit der C., in der irrtümlichen Meinung, daß Dieje 
Perjon die von ihm gewvollte Ehegenofjin fei. Hier liegt ein Irrtum über 
die Perjon, nicht über eine Eigenſchaft der Perjon vor. 

- Der Irrtum in der Perjon wird von dem BGB. im Anſchluß an 
das bisherige Necht?) als Anfechtungsgrund anerkannt. 


—— 2. Während nach kanoniſchem Rechte) der Irrtum über perſönliche 

Eigenigaften. ECigenjchaften der Ehegatten (error qualitatis) auf die Gültigkeit der Ehe 
ohne Einfluß iſt, hat fi) das BOB. dem ALR.S) angeichloffen und einen 
jolhen Irrtum als Anfechtungsgrund unter der Vorausjeßung zugelafjen, 
daß der Irrende bei Kenntnis der Sachlage und bei verjtändiger Würdi- 
gung des Weſens der Ehe die Ehe nicht geichlojjen haben würde. 

Ein Irrtum über perjönliche Eigenjchaften des Ehegatten ijt nad) 
BOB. aber nur beachtlich, wenn er weſentlich ift. Für die Beurteilung 
der Wejentlichkeit des Jrrtums kommt es nicht allein auf den fubjeftiven 
Standpunkt des Irrenden, jondern auch auf den objektiven Mafjtab 
einer verjtändigen Würdigung des Wejens der Ehe an. 

Borausjeßung der Anfechtung ijt hiernad)®): 

a) daß der anfechtende Ehegatte über eine perjönliche Eigenjchaft des 
anderen Ehegatten im Irrtume gewejen jein muß, 

b) daß ihn dieſe Eigenichaft bei Kenntnis! der wahren Sachlage und 
bei objeftiver verjtändiger Würdigung des Wejend der Ehe von der Ein- 
gehung der Ehe abgehalten haben würde. 

Die Nichteingehung der Ehe muß jich aljo objektiv al3 gerechtfertigt 
darjtellen. Im übrigen it es unerheblich, ob den Srrenden ein Ver— 
ichulden trifft und ob der |rrtum dem anderen Teile befannt war oder 
befannt jein mußte. 

Als perjönlide Eigenjhaften werden jolche Fürperliche und fitt- 
liche Mängel in Betracht kommen, die das Wejen und den Zwed der Ehe 
zu gefährden geeignet find. Dahin gehören Mangel der PVirginität?), 


’) Dies ıjt der Fall des kanoniſchen error qualitatis in personam redundans, 
vgl. v. Scherer a. a. DO. Bd. 2 $ 112 ©. 180; Friedberg a. a. O. $ 142; GSehling 
in der Zeitjchrift für Kirchenrecht Bd. 23 ©. 51 ff. 

) 8 40 II 1, 8S 76 I 4 ALR.; 8 36 Perſonenſtandsgeſetz. 

) v. Scherer a. a. ©. Bd. 2 $ 112; Friedberg a. a. DO. $ 142; NRichter-Dove: 
Kahl a. a. O. 8270; Frang a. a. DO. $ 125; Freifen a. a. O. 8 27; eine Ausnahme 
machte dad fanonijhe Recht nur beim Irrtum über die perjönliche Freiheit des 
anderen Ehegatten (error condicionis). 

*) 8 1333 BOB. Vol. $ 119 BGB. 

°, 88 75—78 I 4, $ 40 II 1 ALM. 

°) Beweispflichtig iſt der Anfechtende. 

’) Vgl. Entſch. Ro. Bd. 17 No. 58 ©. 246, Bd. 25 No. 40 ©. 192; RG. 
in GruchotS Beiträgen, Bd. 33 No. 64 ©. 999; Bolze, Praxis des NG. Bd. 2 
No. 1142; Zur. Wochenichrift 1885 ©. 271 No. 23; Entſch. Ob.Trib. Bd. 20 
©. 244; GStriethorjt, Archiv, Bd. 45 ©. 173. 
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anjtedende Krankheit !), Geiitesfrankheit 2), entehrende Strafen), Schwanger: 
ihaft der Braut von einem Dritten.) Dahingegen entbehren bloße ge 
täuſchte Erwartungen rechtlicher Beachtung; deshalb ijt ein rrtum über 
die Bermögensverhältnifje oder über die Rang- und Standesverhältnifie 
de3 anderen Ehegatten unbeadhtlich.d) 

3. Die Anfechtungsfrift beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der 
Ehegatte den Irrtum entdedt.®) 

V. Abweichend vom kanoniſchen Nechte”), aber in Uebereinjtimmung 
mit der Theorie und Praxis des evangelischen Kirchenrechts®) und Des 
ALR.?) läht das BGB.1% neben der Anfechtung wegen Irrtums eine 
jelbjtändige Anfechtung der Ehe wegen Betrugs zu. 

Ein Ehegatte kann jeine Ehe anfechten, wenn er zur Eingehung der 
Ehe durch argliftige Täuſchung über ſolche Umjtände bejtimmt worden 
it, die ihn bei Kenntnis der Sacjlage und bei verjtändiger Würdigung 
des Weſens der Ehe von deren Eingehung abgehalten haben würden. 

Der Anfechtungsgrund liegt aljo hier in der Perſon des Täufchenden, 
der in rechtöwidriger Weife auf den Willen des Getäujchten eingewirkt hat. 
Eine ſolche arglijtige Täuſchung liegt 3. B. vor, wenn die rau die Ein 
gehung der Ehe ausdrüdlid von der Einwilligung ihrer Eltern abhängig 
gemacht und der Mann ihr diefe Einwilligung vorgejpiegelt hat.!!) Auch 
darin kann ein Anfechtungsgrund gefunden werden, daß der Mann der 
Frau arglijtig verjchwiegen hat, daß er jchon einmal verheiratet und von 
feiner erſten Frau gejchieden war.1?) Iſt die Täuſchung von einem Dritten 
(3. B. einem SHeiratömafler) verübt worden, jo ijt die Ehe nur dann 
anfechtbar, wenn der andere Ehegatte die Täuſchung bei der Eheſchließung 
gefannt hat.13) 

Niemals aber kann nah BGB. eine Ehe auf Grund einer Täufchung 
über Vermögensverhältniſſe angefochten twerden.!*) 


— 1) Striethorſt, Archiv, Bd. 47 ©. 107; Bolze, Praxis des NG. Bd. 10 
No. 561. 
* — Archiv, Bd. 99 S. 201; vgl. jedoch Entſch. RG. Bd. 27 No. 


RO, in Gruchot3 — Bd. 24 No. 56 S. 494; Bolze, Praxis des 
RG. Bd. 3 No. 828 ©. 

+) Auch Impotenz = Unfruchtbarkeit können einen Anfehtungsarund unter 
dem Geſichtspunkt eines Irrtums in perfünlichen Eigenjchaften bilden. Bol. Entid. 
RG. Bd. 34 No. 39 ©. 170. 

°, Der Entwurf III $ 1316 wollte auch den Irrtum über perjünliche Ver: 
bältnifie als Anfechtungsgrund gelten lafjen, doch hat die Reichstagskommiſſion diejen 
Grund gejtrichen, weil anzunehmen jei, daß ſehr bald die Jurisprudenz unter „berjöns 
lihen Berhältnifjen“ auch die Vermögensverhältnijie verjtehen werde. BRK. S. 106. 

°, 8 1339 Abi. 2 BOB. 

) v. Scherer a. a. D. Bd. 2 8 112 ©. 181; Freilen a. a.D. $ 27 ©. 299 ff. 

) Friedberg a. a. O. $ 142 ©, 372, Richter-Dove— Stahl $ 270 ©. 1061; 
Entihd. RG. Bd. 5 No. 46 ©. 177, Bd. 18 No. 45 ©. 223; Seufferts Archiv 
Bd. 37 No. 122, Bd. 43 No. 24, No. 195. 

839 1Il, ka 14 ALR.; % 36 Perjonenjtandsgejeb. 

0) & 1334 BOB. Vol. $ 123 BOB 

1) Denkſchrift ©. “177. 12) Entid. RG. Bd. 5 No. 46 S. 177. 

15) 8 1334 Ab. 1 Sat 2 BGB. 

24) 81334 Nbj.2 BGB. Beſchluß der Reichſstagskommiſſion, BRK. S. 106, 107. 


8 1334, 
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88 1335, 
1336,1339. 
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Auch bei der Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung iſt es gleich— 
gültig, ob dem getäuſchten Ehegatten eine Fahrläfligfeit zur Laſt fällt. 

Die Anfechtungsfriit beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Che- 
gatte die Täufchung entdedt.!) 

VI Im Einklange mit dem kanoniſchen Rechte?) und dem evangeli- 
ihen Kirchenrechte 3) jowie mit dem ALR.t) kann nad) BOB.) eine Ehe 
auch dann angefochten werden, wenn ein Ehegatte zur Eingehung der Ehe 
widerrehtlid durh Drohung beitimmt worden ift. 

Ob die Drohung von dem anderen Ehegatten oder von einem Dritten 
ausgeht, iſt gleichgültig, ebenjo ob die Drohung ſich unmittelbar gegen den 
Ehegatten oder gegen einen Angehörigen richtet. Auch auf die Art und 
das Mittel der Drohung (phyliicher oder piychiicher Zwang) kommt es nicht 
an, nur muß nach richterlicher Feititellung das angedrohte Uebel geeignet 
gewejen fein, die Erklärung des Ehejchliegungswillens bejtimmend zu beein- 
fluſſen. Die Anfechtungsfrijt beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem die 
Zwangslage aufhürt.®) 

VI Anfehtungsberehtigt ijt derjenige Ehegatte, in deſſen 
Berjon der Grund der Anfechtung gegeben it. Mit Rückſicht auf das 
Wejen der Ehe ijt bei der Anfechtung eine Vertretung im Willen aus 
geichlofjen. 

Die Anfechtung der Ehe durch einen Vertreter, insbejondere auch durch 
den gejeßlichen Vertreter, iſt alſo ausgeſchloſſen.) Deshalb bedarf auch 
der in der Geichäftsfähigfeit beſchränkte Ehegattes) zur Anfechtung nicht 
der Zuftimmung jeines geſetzlichen Wertreters.?) 

Eine Ausnahme maht das BOB. in 2 Fällen: 

1. Für einen geihäftsunfähigen Ehegatten kann ſein gejeßlicher 
Bertreter!?) die Ehe mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts!!) an— 
techten.1?) 

2. Beiteht der Anfechtungsarund in dem Mangel der Einwilligung 
des geſetzlichen Vertreters, ſo kann, ſolange der anfechtungsberechtigte Ehe— 
gatte in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt, nur ſein geſetzlicher Vertreter 
die Ehe anfechten.8) 

VII. Das Anfehtungsreht wird ausgejchlojien: 

1. durch Bejtätigung oder Genehmigung der Ehe. 

a) Eine wegen Irrtums, Täufhung oder Drohung anfedhtbare 
Ehe wird, wie nad) ALR.!4), unanfechtbar, wenn der anfechtungsberechtigte 


8 1339 Abſ. 2 BGB. 

2) v. Scherer a, a. = Bd. 28 112 ©. 173 ff.; Freiſen a. a. O. s 26 < . 257 fi. 

) Friedberg a. a, O. $ 112 ©. 173 ff.; Richter-Dove-Kahl 8 270 ©. 1058. 

) 85 38, 39, 993 1 1,831 14 ALR.; $ 36 Berjonenjtandsgeieh. 

5) 8 1335 BGB. Vol. 8 123 BOB. 

°, 8 1339 Abi. 2 BGB. Pal. auch $ 1346 BGB. 

') $ 1336 Abi. 1 Cap 1 B6B. °) 88 106, 114 BGB. 

8 1336 Abſ. 1 Sa 2 BGB.; er gilt für den Anfechtungsprozeß als prozeh- 
fühig, $ 612 CRD. 

10), Und zwar derjenige, welchem die Bertretung in den die Perſon betreffenden 
Angelegenheiten zujtebt. 

1) 88 35, 36, 43 RO. 12) 8 1336 Abi. 2 Sap 1 BGB. 

1) $ 1346 Abi. 2 Sap 2 BOB. 14) 841 II 1 ACH. 
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Ehegatte nad) der Entdedung des Irrtums oder der Täujchung oder nad 
dem Aufhören der Zmwangslage die Ehe bejtätigt.!) Die Beitätigung it 
ein einjeitiges, formlojes Rechtsgeſchäft, insbejondere kann eine jtillichweigende 
Beitätigung in der Fortiegung der ehelichen Gemeinichaft gefunden werden. 
Tie Bejtätigung kann nit durch einen Wertreter erfolgen; der in der 
Geihäftsfähigkeit bejchränfte Ehegatte bedarf zur Beitätigung nicht der 
Zuftimmung ſeines gejeglichen Wertreter8?); er gilt aljo hinfichtlich der 
Betätigung als geichäftsfähig. Dagegen kann für einen geihäftsunfähigen 
Ehegatten auch nicht jein gejeglicher Wertreter die Che beitätigen.?) 

b) Bei dem Anfechtungsgrunde des Mangeld der Einwilligung des 
aejeßlichen Vertreters (4 1331), geht das Anfechtungsrecht verloren entweder 
durh Genehmigung?) der Ehe jeitens des gejeglichen Vertreters des in 
der Gejchäftsfähigkeit bejchränften Ehegatten oder dur Betätigung der 
Che jeitend des anfechtungsberechtigten Ehegatten, nachdem er jeine 
unbeſchränkte Gejchäftsfähigfeit erlangt hat.d) Solange aljo der anfechtungs- 
berechtigte Ehegatte in der Gejchäftsfähigkfeit beſchränkt iſt, kann die Ehe 
nur von dem gejeßlichen Vertreter (Bater, Bormund) genehmigt werden.) 
Iſt der gejeßliche Vertreter ein Wormund, jo kann die Genehmigung bei 
der Verweigerung des Vormundes durch das Vormundichaftsgericht erſetzt 
werden ?), und fie muß erjeßt werden, wenn die Aufrechterhaltung der Ehe 
im Interejje de3 Ehegatten liegt.®) 

2. Durch Auflöjung der Ehe’) 

Die Auflöfung kann erfolgen durch den Tod eines Ehegatten, durch 
Scheidung oder durch Wiederverheiratung im alle der Todeserflärung 
des anderen Ehegatten. 

Das Anfehtungsrecht erlischt nur mit dem Tode des anfechtungs- 
berechtigten Ehegatten und iſt mit Nüchjicht auf die höchſt perjünliche Natur 
dieſes Nechtes aktiv nicht vererblich.10) Dagegen wird die Anfechtung durch 
den Tod des zur Anfechtung nicht berechtigten Ehegatten nicht außsgeichlofjen, 
nur erfolgt die Anfechtung in diejem Falle durch Erklärung gegenüber dem 
Nahjlaßgerichte.t!) 

Sit der anfechtungsberechtigte Ehegatte nach Erhebung der Anfechtungs- 
age, aber vor Erledigung des Rechtsſtreits geitorben, jo ilt zwar der 
Rechtsſtreit in Anſehung der Hauptjache als erledigt anzujehen!?), aber e8 








) $ 1337 Abi. 2 BGB. ) 8 1337 Abſ. 3, $ 1336 Abi. 1 BGB. 

) Denn $ 1336 Abi. 2 Sap 1 BGB. gilt nicht für die Bejtätigung. 

+) Genehmigung iſt nah BGB. Verzicht auf das Anfechtungsrecht jeitens des 
geſetzlichen Vertreters, Bejtätigung iſt Verzicht des anfechtungsberechtigten Ehegatten 
auf das Anfechtungsrecht; vgl. Pland I zu 88 141, 144 BGB. 

) $ 1337 Nbi. 1 Sap 1 BGB. 

°) Der gejeplihe Vertreter bedarf hierzu feiner Genehmigung des Vormund— 
ſchaftsgerichts. 

) Iſt der Vater oder die Mutter geſetzlicher Vertreter, ſo iſt die Erſetzung 
unzuläſſig. 

°), 1337 Abſ. 1 Satz 2, $ 1847 BGB.; 98 35, 43, 53 RFrG. 

»), 8 1338 BOB. 

m) So auch nad ALR., $ 42 IT 1 ACH. 

1, 8 1342 Ubi. 1 BGB.; 88 72, 73 NFr®. 

17) 8 6528 CRD. 
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bleibt die Thatſache beitehen, daß die Ehe durch Erhebung der Anfechtungs- 


ae. 1, age angefochten ift, und dieſe Thatfache hat die Wirkung, daß die Ehe 


Beltablauf. 


Form ber 
Anfechtung. 


al3 von Anfang an nichtig anzujehen it. Daraus folgt, daß Diele 
Nichtigkeit nunmehr von jedem, der ein rechtliches Intereſſe daran hat, 
alfo au von den Erben des verjtorbenen Ehegatten, geltend gemacht 
werden fann.!) 

3. Durch Zeitablauf. 

Die Anfechtung der Ehe kann nur binnen einer Ausſchlußfriſt von 
6 Monaten erfolgen.?) Die Frijt muß von Amtswegen berüdjichtigt werden, 
jedoch wird in die Friſt die Zeit nicht eingerechnet, während welcher der 
Anfechtungsberechtigte durch Stillitand der Rechtspflege oder in anderer 
Weile durch höhere Gewalt?) an der Nechtöverfolgung oder an der Er— 
Härung gegenüber dem Nacjlaßgerichte verhindert ijt.t) Sit der Anfechtungs- 
berechtigte geihäftsunfähig und ohne gejeßlichen Vertreter, jo endigt die 
Anfehtungsfrift nicht vor dem Ablaufe von 6 Monaten nach dem Zeitpunkt, 
in weldjem der Anfechtungsberechtigte gejchäftsfähig wird oder der Mangel 
der Vertretung aufhört.d) Der in der Gejchäftsfähigfeit nur beichränfte 
anfechtungsberechtigte Ehegatte gilt für die Ausübung der Anfechtung als 
geichäftsfähig.) Hat der geſetzliche Vertreter eines gejchäftsunfähigen Che- 
gatten verjäumt, die Ehe rechtzeitig anzufechten, jo kann nad) dem Wegfalle 
der Gejchäftsunfähigfeit der Ehegatte jelbjt die Ehe in gleicher Weije an— 
jechten, wie wenn er ohne gejeßlichen Vertreter gewejen wäre’) Die 
Anfechtungsfriit endigt für ihn aljo nidht vor dem Ablaufe von 6 Monaten 
nach den Zeitpunkt, in welchem er geichäftsfähig geworden iſt. Die 
Ausſchlußfriſt gilt jowohl für die Anfechtung im Wege der Anfechtungs- 
age als auch für die Anfechtung im Wege der Erklärung gegenüber dem 
Nachlaßgerichte.3) 

IX. Nah allgemeinen Grundjäßen erfolgt die Anfechtung eines 
Nechtögeichäfts durch formloje Erklärung gegenüber dem Anfechtungsgegner, 
ohne daß es einer gerichtlichen Geltendmachung der Anfechtung bedarf.?) 
Bon diefer Negel maht dad BOB. bei der Ehe eine Ausnahme Mit 
NRüdficht auf die Bedeutung, welche hier der Anfechtung zulommt, hat das 
BOB. die anfechtende Willenserklärung formalifiert. 

1. Während des Beitehens der Ehe kann die Anfechtung der 
Ehe, wie nad ALR.1) nur dur Erhebung der Anfehtungsflage 
erfolgen.!!) 





)Y Mot. IV ©. 89. 

?) 8 1339 Abi. 1 BGB. Nah ALR. 6 Wochen, $ 41 II 1 ALR.; abweichend 
auch 8$ 121, 124 BGB. Ueber die Friſtberechnung vgl. $ 187 Abſ. 1, $ 188 
Abi. 2 BEL. 

2) Siehe oben Geite 286 Anm. 1. 

) 8 1339 Abi. 3, $ 203 BOB. °) 8 206 BOB. 

*, 8 1336 Abi. 1 Sat 2 BOB. 

7) S8 1340, 206 BOB. 

8) 8 1341, 1342 BEL. ) 8 143 Abſ. 1 BEL. 

10, 88 42, 973, 974 II 1 ALR. Entſch. RG. in Gruchots Beiträgen Bd. 30 
No. 775. 965. 

2) 8 1341 Abſ. 1 BGB. 
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Die Erhebung der Anfechtungsklage hat eine doppelte Bedeutung. 
Sie bildet einmal den Anfechtungsaft und hat als ſolcher rechtsgeſchäft— 
lihen Charakter; jodann aber hat die Anfechtungsflage injoweit die Natur 
einer Feſtſtellungsklage, al3 durch fie feitgejtellt werden joll, ob die An— 
fechtung begründet war oder nidht.!) 

Als rechtsgeſchäftlicher Anfechtungsalt würde die Klageerhebung die 
solge haben, daß die Ehe al3 von Anfang an nichtig anzujehen ift?), und 
diefe Folge würde auch durch eine Zurüdnahme der Anfechtungsklage nicht 
bejeitigt werden fünnen. Das Ergebnis würde aljo jein, daß nach Auf: 
löjung der Ehe jeder Dritte, der ein rechtliches Intereſſe daran hat, die 
Ungültigfeit der Ehe incidenter geltend machen könnte. Im nterejie 
der Aufrechterhaltung der Ehe hat jedoch das BOB. an die Zurücdnahme 
der Anfechtungsflage — außer den prozejjualiihen Wirkungen?) — Die 
materiellrechtlihe Folge geknüpft, daß die Anfehtung als nidt 
erfolgt anzujehen ijt.t) 

Durch die Zurüdnahme der Klage erliſcht aber nicht das Anfechtungs- 
recht, vielmehr kann der amfechtungsberechtigte Ehegatte jpäter eine neue 
Anfechtungsflage erheben.®) 

Die Anfechtung gilt auch dann al3 nicht erfolgt, wenn die Ehe im 
Laufe des Anfechtungsprozejjes von dem gejeglichen Vertreter des an— 
jchtungsberechtigten Ehegatten genehmigt oder von dieſem jelbjt bejtätigt 
wird.®) 

2. Wird die Ehe durch Scheidung oder durch den Tod des anfechtungs- 
berechtigten Ehegatten aufgelöft, jo iſt die Anfechtung Hinfort unzuläjfig.”) 
Iſt Dagegen die Auflöfung der Ehe durd) den Tod des nicht anfechtungs- 
berechtigten Ehegatten erfolgt, jo ift die Anfechtung zuläjlig, und zwar 
geihieht fie in dieſem Falle dur eine in öffentlich beglaubigter Form *) 
gegenüber dem Nadjlaßgericht?) abzugebende Erklärung.!) Mit der Abgabe 
diejer Erklärung tritt die Rechtswirkung ein, daß die Ehe als von Anfang 
an nichtig anzufehen ijt.!!) 

Das Nachlaßgericht joll die Erklärung jowohl demjenigen mitteilen, 
welher im alle der Gültigkeit der Ehe, als auch demjenigen, welcher im 
Falle der Nichtigkeit der Ehe Erbe des verjtorbenen Ehegatten ift.1?) Eine 
Verlegung dieſer Ordnungsvorſchrift hat auf die Wirkjamkeit der An— 
jechtungserflärung feinen Einfluß. 

Das Nachlafgericht hat die Einfiht der Erklärung jedem zu gejtatten, 
der eim rechtliche Intereſſe glaubhaft macht.1®) 

X. Eine anfehtbare Ehe wird bis zur erfolgten Anfechtung als 


88 1341, 


1342,1343. 


—— 
der erfolgten 


gültig behandelt, nach erfolgter Anfechtung iſt ſie als von Anfang an Anfehtung. 


.—— — — 


) Mot. IV ©. 85. 


2) $ 1343 Abi. 1 Satz 1 BGB. ) 8 271 ERO. 

“) 8 1341 Abi. 2 Sag 1 BEP. 5, 8 271 Abi. 4 CRO. 
°) $ 1341 Abf. 2 Sab 2 BGB. ”) 8 1338 BGB. 

*) $ 129 BGB.; SS 167, 183 RFr& °, 88 72, 73 RIO. 

0) 8 1342 Abi. 1808. 2) 8 1343 Ab. 1 BOR. 


17) $ 1343 Abi. 2 Sap 1 8 
15) $ 1343 Abi. 2 Sap 2 808; $ 15 Abf. 2 RIO. 
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nichtig anzuſehen; ſie wird infolge der Anfechtung rückwärtshin mit ding— 
licher Wirkung vernichtet. Dies folgt ſchon aus den allgemeinen Grund— 
ſätzen des BOGB.!), und dies gilt jchledhthin da, wo die Anfechtung nicht 
durch Erhebung der Anfechtungsflage erfolgt. Eine Abweichung tritt aber 
da ein, wo die Anfechtung durch Erhebung der Anfechtungsklage geichieht. 

1. Erfolgt die Anfehtung nad Auflöjung der Ehe durch den Tod 
des nicht anfechtungsberechtigten Ehegatten durch Erklärung gegenüber 
dem Nachlafgerichte, jo tritt die Wirfung der Anfechtung ?) ohne 
weitere8 ein, d. h. es kann jeder, der ein Intereſſe daran hat, die Nichtigkeit 
der Ehe unbejchränft geltend machen.3) 

2. Erfolgt die Anfechtung vor Auflöfung der Ehe durch Erhebung 
der Unfehtungsflage, jo darf die Wirkung der Anfechtung, aljo Die 
Nichtigkeit der Ehe, nicht ohne weiteres, jondern erſt dann geltend gemacht 
werden, wenn die Ehe durch richterliches Urteil für nichtig erflärt oder 
aufgelöjt ijt.t) 

Die anfechtbare und durch Klage angefochtene Ehe wird aljo in dieſem 
Falle jo lange al3 gültig angejehen, bis fie für nichtig erklärt oder auf- 
gelöft it. Erſt nad erfolgter Nichtigkeitserklärung oder Auflöfung der 
Ehe fann die Nichtigkeit unbejchränft geltend gemacht werden. 

3. Stirbt im Laufe des Anfechtungsprozefjes vor Rechtskraft des 
Urteil3 einer der Ehegatten, jo iſt der Nechtsjtreit in Anjehung der Haupt- 
lache als erledigt anzufehen.d) Die in der Erhebung der Anfechtungsflage 
liegende rechtsgeichäftliche Anfechtung behält aber ihre Wirfung. Daraus 
folgt, daß in diefem Falle die Nichtigkeit von jedem geltend gemacht 
werden kann. 

4. Vor erfolgter Anfechtung kann ein Dritter die Nichtigkeit der Ehe 
nicht geltend machen; hat er aber die Anfechtbarkeit gefannt oder infolge 
grober Fahrläjligfeit nicht gekannt, jo wird er, wenn demnächſt wirklich 
die Anfechtung erfolgt, jo behandelt, wie wenn er die Nichtigfeit der Ehe 
gefannt hätte oder hätte Fennen müſſen.) 


8 174. 


3. Wirkungen der Nichtigkeit.) 

I. Die Wirkung der Nichtigfeit der Ehe bejteht darin, daß die Ehe 
al3 nicht geichlofjen anzujehen ijt. Won dieſem Grundiaße macht jedoch das 
BOB. im Intereſſe der Sicherheit des Verkehrs und zu Gunjten der gut- 
gläubigen Ehegatten Ausnahmen. 





; 142 Abſ. 1, $ 1343 Nbj. 1 BGB. Siehe oben $ 27 ©. 82, 83; Mot. 
84. 


2) x 1343 Abi. 1 Sat 1 BGB. 

) Sei es incidenter, jei e8 im Wege einer —— 

98 1343 Abſ. 2 BGB.; entſprechend dem 8 132 BD. 

9 N 328 CPO. *) $ 1343 Ubi. 1 En 2 2, $ 142 bj. 2 BGB. 

) Mot. IV ©. 63 ff.; Prot. II ©. 5000 ff. (Bd. 4 ©. 67 ff., 92, 93); Dentichrift 
©. 178, 179; Pland: Ungner IV ©. 67ff.; v. Staudinger- Engelmann 1V ©. 61ff.; 
Enneccerus- Lehmann Bd. 2 8 86; Fifcher in Gruchots Beiträgen Bd. 25 ©. 69 fi. 


IV © 
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Im Anſchluß an das ALR.!) ſchützt auh das BGB.) den gut— 
gläubigen Dritten, der im Vertrauen auf die Gültigkeit einer nichtigen, 
aber formgerecht abgejchlofienen Ehe mit einem der Ehegatten Rechts— 
geihäfte abgejchlofjen oder fich in einen Rechtsſtreit eingelafjen hat. 

Einem Dritten gegenüber dürfen nämlich Einwendungen aus der 
Nichtigfeitd) der Ehe gegen die Wirkſamkeit eines zwijchen ihm und einem 
der Ehegatten vorgenommenen Rechtögejchäft8 oder eine zwilchen ihnen 
ergangenen rechtöfräftigen Urteil nicht hergeleitet werden. 

Eine Ausnahme bejteht nur in folgenden Fällen: 

1. wenn die Nichtigkeit der Ehe auf einem Formmangel beruht 
und die Ehe nicht in das Heiratsregiſter eingetragen worden ijt®); 

2. wenn zur Beit der Bornahme des Rechtsgeſchäfts oder zur Zeit 
des Eintritt3 der Nechtshängigfeit ®) 

a) die Ehe für nichtig erklärt oder 

b) die Nichtigfeit dem Dritten befannt war.®) 

Beruhte aljo die Nichtigkeit der Ehe auf einem Formmangel, jo wird 
der Dritte nur dann gejhügt, wenn die Ehe in das Heiratsregiſter ein- 
getragen iſt. 

Der dem Dritten gewährte Schuß ijt unabhängig von dem guten 
Glauben der Ehegatten. 

II. Was bei der Butativehe, alfo bei der Ehe, bei welcher beide 
Ehegatten oder nur einer fich in dem guten Glauben befunden haben, eine 
gültige Ehe zu jchließen, das Verhältnis der Ehegatten zu einander anlanat, 
jo wendet das ALR.?) im allgemeinen auch hier die Grundſätze der Nichtig- 
feit an. Derjenige Ehegatte, welcher den andern durch Verjchweigung oder 
Berheimlichung des obwaltenden Ehehindernifjes oder jonft durch betrügliche 
Borjpiegelungen zur Schließung der nichtigen Ehe verleitet hatte, mußte 
den anderen jchadlos halten.) War der Ehemann in gutem Glauben, fo 
haftete er aus der Verwaltung des Frauenvermögens nur für qrobes Ver- 
jehen, befand jich dagegen die Ehefrau in quten Glauben, jo war der Ehe— 
mann in Anjehung der Verwaltung und Nüdgewähr des Frauenguts als 
unredlicher Beſitzer anzujehen.?) 

Tas BGB.19) hat die Wirkungen der Nichtigkeit abweichend geregelt. 

1. Es verjagt zunächit dem guten Glauben der Eheleute jeden Schuß, 
wenn die Nichtigkeit der Ehe auf einem Formmangel beruht und die 
Che nit in das Heirat3regifter eingetragen worden ift.!!) Hier ift 
eine Ehe überhaupt nicht zu jtande gekommen, es bewendet aljo bei den 
Folgen der Nichtigkeit. 

2. In allen anderen Fällen der Nichtigkeit, insbejondere auch bei den 
wegen Formmangels nichtigen, aber in das Heiratsregiſter ein— 


!) 88 960, 961 II 1 ALH. ?), 8 1344 BEP. 

) Auch dann, wenn die Nichtigkeit die Folge geichehener Anfechtung ift. 
*, $ 1344 Nbi. 2 BGB. 

88 253, 263, 281, 500, 693 BGB. 9 8 1344 Abi. 1 BEP. 

) 8 052—959, 974 II 1 ACH. 9 88 963— 065, 967 II 1 ACH. 
) Bezüglich der Kinder vgl. $ 1014 II 1, SS 50-57 II 2 ACH. 

, 8 1345 BGB. In Anfehung der Kinder vgl. 88 1699—1704 BGB. 
21), 8 1345 Abſ. 2 BGB. 


88 1344, 
1345. 
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345, getragenen Ehen, gewährt das BGB. dem gutgläubigen Chegatten 


88 1345, 
1346,1347. 
Butativehe. 


die Wahl, ob er e8 nad) der Nichtigfeit3erflärung oder der Auflöfung der 
Ehe in vermögensrecdhtlicher Beziehung bei den Folgen der Nichtigkeit 
belajjen will, oder ob das Verhältnis zwijchen ihm und dem fchlechtgläubigen 
Ehegatten in vermögensredhtlicher Beziehung, insbejondere auch in Anjehung 
der Unterhaltspflicht, jo behandelt werden joll!), wie wenn die Ehe zur 
Zeit der Nichtigkeitserklärung oder der Auflöſung gejchieden und der jchlecht- 
gläubige Ehegatte für allein ſchuldig erklärt worden wäre.?) 

Sn anderer ald vermögensrechtlicher Beziehung behält e8 aljo bei den 
Wirkungen der Nichtigkeit fein Berwenden.®) 

Da die Vorausjegung für die Ausübung des dem qutgläubigen Ehe- 
gatten gegebenen Rechtes die Schlehtgläubigfeit des anderen Ehegatten 
ijt, jo liegt dem erjteren der Beweis dafür ob, daß jenem die Nichtigkeit *) 
der Ehe bei der Eheichliegung befannt war.d) Demgegenüber hat der 


ſchlechtgläubige Ehegatte zu beweifen, daß auch der andere Ehegatte bei 


der Schliefung der Ehe Kenntnis von der Nichtigkeit hatte.®) 

So lange der gutgläubige Ehegatte von feinem Nechte feinen Gebraud) 
macht, verbleibt es bei den Wirkungen der Nichtigkeit, da8 Verhältnis iſt 
aljo jo anzujehen, als wenn eine Ehe nicht gejchlofjen wäre. Um aber 
eine Entjcheidung herbeizuführen, ijt dem anderen Ehegatten das Recht 
beigelegt, den berechtigten Ehegatten unter Bejtimmung einer angemefjenen 
Friſt zur Erflärung darüber anfzufordern, ob er von jeinem Rechte Gebraud) 
machen wolle. Nacd Ablauf der Friſt erliicht das Necht.”) 

3. Befanden ſich beide Chegatten zur Zeit der Eheſchließung in 
gutem Glauben oder beide in ſchlechtem Glauben, fo verbleibt es bei 
den Folgen der Nichtigkeit. 

Wird eine wegen Drohung anfechtbare Ehe für nichtig erklärt, jo 
jteht das Wahlrecht dem anfechtungsberechtigten Ehegatten zu ®); bei der 
Nichtigkeitserflärung wegen Irrtums ijt der zur Anfechtung nicht berechtigte 
Ehegatte wahlberechtigt, jofern diefer nicht den Jrrtum bei der Eingehung 
der Ehe Fannte oder fennen mußte.?) | 

4. Hat ſich der gutgläubige Ehegatte für die Ausübung des ihm zu= 
jtehenden Rechtes erklärt, jo kann er die Folgen der Nichtigkeit der Ehe 
nicht mehr geltend machen; hat er umgefehrt dem anderen Ehegatten 
erlärt, daß es bei dieſen Folgen bewenden jolle, jo erlijcht fein Recht. 
Die einmal abgegebene Erklärung iſt unmwiderruflic).1) 

Durch die Ausübung des Wahlrecht wird nicht ausgejchloffen, daß 
der gutgläubige Ehegatte nad) den allgemeinen Grundfägen über Schadens— 


2) Bol. $$ 1578—1582, SS 1584, 1478, 1549 BOB. 

2) 8 1345 Abſ. 1 BGB. ) Es findet aljo $ 1577 BGB. feine Anwendung. 

+) Nicht alfo die die Nichtigfeit begründenden Thatjachen, Mot. IV ©. 69. 

) Kennenmüfjen genügt nicht! 

°) Die Gutgläubigfeit muß nur bei der Eheſchließung vorhanden fein, mala 
fides superveniens ſchadet nicht. 

Ys 1347 Abj. 2 BOB. 

) Obwohl diefem der Anfechtungsgrund bei ber Eheſchließung befannt ift, aljo 
abweichend von $ 1345 Abi. 1 BGB. 9 $ 1346 BOB. 

1) 8 1347 Abi. 1 BGB, 
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erſatz aus unerlaubten Handlungen gegen den anderen Ehegatten einen 
Schadenserſatzanſpruch geltend machen Fann.!) 


$ 175. 
4. Verfahren in Ehejadhen. 


I. Unter Ehejachen verjteht die Civilprozegordnung Nechtsitreitigkeiten, 
welche die Scheidung, Nichtigkeit oder Anfechtung einer Ehe oder 
die Feſtſtellung des Beſtehens oder Nichtbeitehens einer Ehe zwijchen den 
Parteien oder die Herjtellung des ehelichen Lebens zum Gegenjtande haben.?) 

Für Chefahen iſt ausſchließlich das Landgericht zuftändig, bei 
welchem der Ehemann feinen allgemeinen Oerichtsitand hat. 

Wenn der Ehemann ein Deutjher ift und im Inlande feinen 


Eheſachen. 


Berichtds 
ftand. 


allgemeinen Gerichtsftand Hat, jo kann die lage von beiden Teilen bei 


dem Landgericht erhoben werden, in deſſen Bezirk er den letzten Wohnſitz 
im Inlande hatte und in Ermangelung eines ſolchen Wohnfiged bei dent 
Sandgerichte der Hauptjtadt des Heimatzjtaats. Sit der Ehemann zwar 
ein Deutjcher, gehört er aber einem Bundesftaate nicht an®), jo gilt als 
fein Wohnfi in Anjehung des Gerichtsitandes die Stadt Berlin, und dann 
kann die Klage bei dem Landgericht in Berlin erhoben werden.t) Tas 
Sleihe gilt, wenn der Ehemann feinen allgemeinen inländiichen Gerichts— 
ftand hat, in dem Falle, daß der Ehemann die Reichsangehörigkeit ver- 
loren, die Ehefrau fie aber behalten hat oder dag beide Ehegatten Die 
Neihsangehörigfeit verloren haben, der Ehemann aber eine andere Staat3- 
angehörigfeit nicht erworben hat. 

Hat eine Deutjche einen Ausländer geheiratet, und hat diefer im 
Inlande feinen allgemeinen Gerichtsitand, jo kann die Ehefrau die Nichtig- 
feitöflage und die Anfechtungsklage bei dem Landgericht erheben, in deſſen 
Bezirke fie den letzten inländtihen Wohnfik hatte, und in Ermangelung 
eines jolhen Wohnfites bei dem Landgerichte der Hauptitabt ihres 
Heimat3ftaat3 oder bei dem Landgericht in Berlin. Das Gleiche gilt 
auch dann, wenn zwei Deutjche eine Ehe geichlofjen haben, der Ehemann 
aber jpäter die Reichsangehörigkeit verloren und im Deutjchen Neiche feinen 
allgemeinen Gerichtsſtand hat.>) 

I. In Ehejachen it ein in der Geſchäftsfähigkeit bejchränfter 
Ehegatte aktiv und paſſiv prozekfähig.‘) Für einen gefhäftsunfähigen 
Ehegatten führt der gefeßliche Vertreter den Nechtöftreit; zur Erhebung 
der Anfechtungsflage bedarf er jedoch der Genehmigung des Vormundicafts- 


ı) 88 823 ff. BGB. 

?) 8 606 CPO. 

5) Bol. Reichsgeſetz betr. die ei der deutichen Schußgebiete in 
ber Faſſung vom 15. März 1888 (RGBl. ©. 71) 8 6 

) Da Berlin in mehrere Gerichtsbezirke geteilt werden wird (Geſetz vom 
16. September 1899, GS. ©. 391), jo wird der als Wohnſitz geltende Bezirk von dem 
Reichskanzler durd) — Anordnung beſtimmt, $ 15 Abſ. 1 Satz 2 und 3 CRD. 

s), 8 606 Abi. 3 CPO. 

) 8 612 EPD. Ausnahme im Falle de $ 1336 Abſ. 2 Cab 2 BGB. 
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gerichtd.!) Ein Bevollmäcdtigter des Hagenden Ehegatten bedarf einer 
bejonderen auf den Rechtsſtreit gerichteten Vollmacht, deren Mangel das 
Gericht von Amtswegen zu berüdjichtigen hat.?) 

Bis zum Schlufje derjenigen mündlichen Verhandlung, auf welche das 
Urteil ergeht, können andere al3 die in der Klage vorgebraditen Klage— 
gründe geltend gemacht werden.d) Das Verbot der Stlageänderung gilt 
aljo hier nicht. 

Nichtigkeltss III. Die Nichtigfeitsflage kann von jedem der Ehegatten jowie 
Fat von dem Staatsanwalt erhoben werden und, wenn fie auf Bigamie 
gejtügt wird, auch von dem Dritten, mit dem die frühere Ehe geſchloſſen 
war. Sonſt kann die Nichtigfeitstlage von einem Dritten nur dann 
erhoben werden, wenn für ihn von der Nichtigkeit der Ehe ein Necht, 
3. B. die Nachfolge in ein Fideilommig oder das Necht auf den Genuß 
Eine Stiftung, oder von der Gültigkeit der Che eine Verpflichtung, 
3. B. aus dem ehelichen Güterverhältnis, abhängt.*) 

Die von dem Staatsanwalt oder einem Dritten erhobene Nidhtigfeits- 
fage ift gegen beide Ehegatten, die von einem Ghegatten erhobene Klage 
gegen den anderen zu richten.) 

Mit der Nichtigkeitsflage kann nur eine Klage auf Feititellung Des 
Beitehens oder Nichtbejtehens einer Ehe zwijchen den Parteien verbunden 
werden.) Nur eine ſolche Klage oder eine Nichtigfeitsflage kann als 
Widerflage erhoben werden.?) 

Anfechtungs- IV. Wer zur Erhebung der Anfehtungsflage berechtigt iſt, ergiebt 
a. jih aus den Vorjchriften de8 BOB. über das Anfechtungsreht des Ehe— 
gatten.d) Die Prozepordnung gewährt auch dem Staatsanwalt ein Mit— 
wirkungsrecht und gejtattet ihm, neue Thatjachen und Beweismittel zum 

Zwecke der Aufrechterhaltung der Ehe vorzubringen. 

Die Anfechtungsklage fann nur mit der Klage auf Heritellung des 
ehelichen Lebens und mit der Scheidungsflage verbunden werden und nur 
eine ſolche Klage kann gegen fie als Widerklage erhoben werden.®) 

Der mit der Anfechtungstlage abgewiejene Kläger kann das Necht, 
die Ehe anzufechten, nicht mehr auf Thatſachen gründen, die er in Dem 
früheren Nechtsitreite geltend gemacht hat oder geltend machen fonnte. 
Das Gleiche gilt für den Bellagten in Anjehung der Thatjadhen, auf welche 
er eine Widerflage gründen fonnte.19) 

Wirkung des V. Das auf die Nichtigkeitäflage oder die Anfechtungsflage ergebende 

Urteiis. Urteil wirkt, wenn e8 bei Lebzeiten beider Ehegatten redtsträftig wird, 

für und gegen alle.!!) War jedocd die Nichtigfeitöflage wegen Bigamie 

erhoben, jo wirft das abweijende Urteil gegen den Dritten, mit dem die 

frühere Che geichloffen war, nur dann, wenn er an dem Rechtsſtreite 
ne hatte.1?) 


) ę 612 Abi. 2 CPO. ?) $ 613 RD. )z $ 614 CRD. 

*, 8 632 Ubi. 1 CPO. ) 8632 Abſ. 2 CRD. 

918633 CRD. ) 8 1331 1336 BGB. 9 $ 607 CPO. 

°) $ 615 CRD. 0) 8 616 CRD. 1) Vgl. $ 325 CRD. 
$ 6; i 
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Urteile, durch melde auf Nichtigkeit der Ehe erfannt it, find von 
Amtswegen zuzuftellen.!) Die Nichtigkeitserflärung hat der Standesbeamte 
am Rande der über die Eheichließung bewirkten Eintragung zu vermerfen.?) 

Stirbt einer der Ehegatten vor der Rechtskraft des Urteils, jo ijt der 
Rechtsſtreit in Anfehung der Hauptſache als erledigt anzufehen.?) 

VI Im Anſchluß an das preußiſche Recht“) ordnet die Civilprozeß— 
ordnung nunmehr einheitlich die Regulierung des ſog. Interimijtilums. 

Das Prozeßgericht kann auf Antrag eines der Ehegatten durch einit- 
weilige Verfügung. für die Dauer des Nichtigkeit: oder Anfechtungs- 
prozejied das Getrenntleben der Ehegatten geitatten, die gegenjeitige 
Unterhaltspfliht der Chegatten®) ordnen, wegen der Sorge für die 
Perfon der gemeinjchaftlihen minderjährigen Kinder, ſoweit es fich nicht 
um die gejegliche Vertretung handelt, Anordnungen treffen und die Unter: 
baltspflicht der Ehegatten den Kindern gegenüber im Verhältnifje der Ehe- 
gatten zu einander regeln.®) 

Das Gericht kann die einjtweilige Verfügung erlajien, ſobald der 
Termin zur mündlichen Verhandlung bejtimmt oder im Wege der Wider- 
Hage die Ehe angefochten: ijt.”) 

Sind gemeinjchaftlihe minderjährige Kinder der Ehegatten vorhanden, 
jo hat das Prozeßgericht dem Vormundſchaftsgerichte Mitteilung zu machen, 
damit dieſes in den Stand gejebt wird, rechtzeitig die zum Schuße der 
Kinder erforderlichen Mafregeln zu treffen.ꝰ) 

Für die einftweilige Verfügung gelten im übrigen die allgemeinen 
Vorſchriften.) — Soweit es ſich aber um die Negelung anderer Ver— 
hältniffe, al3 der im $ 627 ERD. ausdrücklich aufgeführten handelt, können 
fie nicht Gegenstand des Interimiſtikums fein.!) Dahin gehört 5. B. die 
Unterhaltspflicht der Ehegatten den Kindern gegenüber im Verhältniſſe zu 
den Kindern !!), die Verpflichtung des Ehemannes zur Leijtung von Koſten— 
vorihüfjen.1?) 

VII. Eine nad) den bisherigen Gejeßen aus formellen oder materiellen 
Gründen nichtige oder ungültige Ehe iſt als von Anfang an gültig anzu— 
jehen, wenn die Ehegatten am 1. Januar 1900 noch al3 Ehegatten mit 
einander leben und der Grund, auf dem die Nichtigkeit oder die Ungültig- 
teit beruht, nad) den Vorfchriften de BGB. die Nichtigkeit oder die An— 








'),$ 625 CRD. Auch das im Anfechtungsproze ergebende fondemnatoriiche 
Urteil bat die Ehe für nichtig zu erklären. ‚ 

) $ 55 Berjonenftandsgeieg; Art. 46 EG. 3. BGB. In Preußen hat die 
Staatdanwaltichaft eine mit der Beicheinigung der Rechtskraft verjehene Ausfertigung 
des Urteil3 dem Standesbeamten, vor welchem die Ehe gejchloijen iit, zu überjenden. 
AB. vom 25. Auguſt 1879, IMBl. ©. 256. 

”), 8 628 CRD. 

) 88 723—726, 728, 729 II 1 AOR.; 88 53 ff. 140 AGO.; 87 AG. 3. CPO. 

’, Nach Mafgabe des $ 1361 BGB. Leber die Berechnung des Wertes des 
Streitgegenitandes hierbei vgl. Plenarenticheidung de3 NG. Bd. 24 No. 81 ©. 373. 

°, 8 627 Abi. 1 CPO. Erler, Eheicheidungsrecht (2. Aufl. 1900), $ 45. 


’), 8 627 Abi. 2 CRD. », 8 627 Abi. 3 CRD. 
», 8 627 Abi. 4, SS 936-944 CRD. 
) Bol. Bland-Unzner IV ©. 45. 1) 88 1601. BOB. 


1) Rat. Entih. RG. Bd. 5 No. 119 ©. 415; $$ 1337, 1416 BOB. 
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fechtbarkeit der Ehe nicht zur Folge haben oder dieſe Wirkung verloren 
haben würde. Die für die Anfechtung im BGB. beſtimmte ſechsmonatige 
Friſt beginnt nicht vor dem 1. Januar 1900, ſelbſt dann nicht, wenn dem 
anfechtungsberechtigten Ehegatten der Anfechtungsgrund ſchon früher bekannt 
war.) 

Die nad) dem bisherigen Rechte erfolgte Ungültigfeiterklärung einer 
Ehe jteht der Nichtigfeit3erflärung nad) dem BGB. gleich.) 


$ 176. 
IV. Wiederverheiratung im Falle der Todeserflärung.?) 


I. Nach dem BGB. begründet die Todegerflärung die Vermutung, 
daß der Verfchollene am Ende des Tages gejtorben jei, welcher in dem 
die Todeserflärung ausſprechenden Urteil als Todestag feitgeitellt ijt.*) 
Diefe Todeserflärung berechtigt den zurückgebliebenen Ehegatten nah BOB. 
ebenfo wie nad) ALR. eine neue Ehe einzugehen.?) 

Mit der Schließung der neuen Ehe wird die frühere Ehe 
aufgelöjt.®) 

Mit diefer Auflöfung bejeitigt da8 BOB. die Folgen des Eheverbots 
der Bigamie; die neue Ehe ijt nicht deshalb nichtig, weil der für tot 
erklärte Ehegatte noch lebt.) Die frühere Ehe bleibt vielmehr auch dann 
aufgelöft, wenn die Todeserflärung infolge einer Unfechtungsflage auf— 
gehoben wird.®) 

Die Regel, daß mit der Schliegung der neuen Ehe die frühere Che 
aufgelöft wird, erleidet nur dann eine Ausnahme, wenn beide Ehegatten 
bei der Eheichliefung wiſſen, daß der Verjchollene die Todeserflärung 
überlebt hat. In diefem Falle ijt Die neue Ehe nichtig. Schlecht— 
gläubigkeit nur eines der Ehegatten hat gleichwohl die Auflöjung der 
früheren Ehe zur Folge, bewirkt alfo nicht die Nichtigkeit der zweiten 
Ehe wegen Bigamie.?) Ebenſo ijt die zweite Ehe auch dann nicht nichtig, 
wenn der Berjchollene zwar die Todeserflärung überlebt hat und Dies 





1) Art. 198 Abi. 2 EG. 3. BGB. Bol. Habicht a. a. D. ©. 378 ff. 

2) Art. 198 Abi. 3 EG. 3. BOB. 

®, Mot. IV ©. 640ff.; Brot. II ©. 5768 ff. (Bd. 4 ©. 452 ff.); Denkſchrift 
S. 179 ff.; Pland-Ungner IV ©. 72ff.; v. Staudinger: ‚Engelmann IV ©. 66 ff.; Jacobi 
a. a. O. (2. Aufl.) ©. 56 jf.; Enneccerus- Lehmann Bd. 2884; Nehbein in der Deutjchen 
Juriſten-Zeitung 1897 ©. 197; Erler, Ghejcheidungsreht (2. Aufl. 1900), $ 19; 
Dernburg Bd. 1 8 44, BD. 38 17. 

)83 18 BGB.; $ 970 Abi. 2 ERO.; fiehe oben $ 7 ©. 29 jf. 

2) 8 1348 BOB.; $ 666 IL 1 ALM. 

6) Alſo nicht mit "der Todeserklärung. 

') $$ 1309, 1326, 1348 Abi. 1 BOB. 

6) Ss 1348 Ubi. 2 Sab 2 BGB.; SS 957, 973 CRD. 

®) Der bösgläubige Ehegatte macht fi) aber nad $ 171 StrGB., Art. 34 
V EG. z. BGB. wegen Bigamie jtrafbar, denn, wenn auch mit der Schließung 
der neuen Ehe die frühere Ehe aufgelöjt wird, fo geht er doch eine neue Ehe ei, 
bevor feine Ehe aufgelöjt oder für nichtig erflärt worden iſt; jo auch v. Staudinger: 
Engelmann > ©. 68; vgl. auch Francke in der Deutſchen JurijtensBeitung 1897 
S. 382, 383. 
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beiden Ehegatten bei der Eheſchließung befannt war, aber vor der 
Schliegung der neuen Ehe gejtorben ijt; denn dann war die frühere Che 
durh den Tod aufgelöft. Worausjegung für den Eintritt der Nechtsfolge, 
daß mit der Schließung der neuen Ehe die frühere kraft Geſetzes aufgelöft 
wird, bleibt immer, daß der Verjchollene zur Zeit der neuen Eheſchließung 
nod lebt, wie andererjeit3 die neue nichtige Ehe auch dann nichtig bleibt, 
wenn der Verjhollene nad) der Schliegung der neuen Ehe jtirbt. 

I. Da die Todeserflärung nur eine widerlegbare Vermutung für 
den Tod des Verjchollenen begründet, jo wird fie hinfällig, wenn der ver- 
ihollene Ehegatte zurüdfehrt und der zurücdgebliebene Ehegatte ſich noch 
nicht wiederverheiratet hat. In dieſem Falle beiteht aljo die frühere Ehe 
fort. Die Todeserflärung allein berechtigt aljo den Verſchollenen nicht, 
eine neue Ehe zu ſchließen; ihm würde das Verbot der Doppelehe ($ 1309) 
entgegenstehen. Erſt mit der Wiederverheiratung des zurüdgebliebenen Ehe- 
gatten entfällt für den Verfchollenen das Ehehindernis der Doppelehe, und 
von diefem Zeitpunkt an kann auch er zu einer neuen Ehe jchreiten. 


III. Auf Grund der Todeserflärung iſt der zurüdgebliebene Ehegatte 
zwar ohne weiteres befugt, ſich Wieder zu verheiraten, und die infolge- 
deſſen eintretende Auflöſung der erjten Ehe bleibt auch dann bejtehen, 
wenn die Todeserflärung infolge einer Anfechtungsflage aufgehoben wird.') 
Iſt aber das die Todeserflärung ausjprechende Urteil im Wege der Klage 
angefochten ?2) und eine Wiederverheiratung noch nicht erfolgt, jo darf der 
zurüdgebliebene Ehegatte nicht vor der Erledigung des Anfechtungsprozeijes 
eine neue Ehe jchließen.?) Das hierdurch gejchaffene aufjhiebende Ehe- 
bindernis fällt jedocd, weg, wenn die Anfechtung erjt 10 Jahre nad) der 
Verfündung des Todeserflärungsurteil3 erfolgt iſt; denn nach dieſer Zeit 
iſt die Anfechtungsflage unjtatthaft.t) 

Die troß dieſes Ehehindernifjes erfolgte Wiederverheiratung iſt aller: 
dings weder nichtig noch anfechtbar, und die frühere Ehe wird und bleibt 
mit der Wiederverheiratung aufgelöft. 

IV. Stellt ſich heraus, daß der für tot erklärte Ehegatte noch am 
Leben ijt, jo fünnen für die Ehegatten der neuen Ehe aus der Fortjeßung 
der Ehe immerhin Gewifjensbedenfen erwachſen. Mit Rückſicht hierauf 
giebt da3 BGB. jedem der beiden Ehegatten das Necht, die neue Ehe 
anzufechten, vorausgejeßt, daß der Anfechtende in gutem Glauben ift, d. h. 
bei der Eheſchließung nicht gewußt hat, daß der Verjchollene noch lebt.) 

Die Anfechtung kann jedoch nur binnen 6 Monaten von dem Zeit- 
punkt an erfolgen, in welchem der anfechtende Ehegatte Kenntnis von dem 
Leben des Verjchollenen erlangt hat.) Auf das Anfechtungsrecht finden, 
joweit nicht Sonderbejtimmungen gegeben jind, die allgemeinen Vorjchriften 


9—8 1348 Ubi. 2 BGB. 
) $ 957 Abi. 2, 8$ 973—976 CPO. 
R, $ 1349 BOB. 4) $ 858 Abſ. 2 CPO. 
®) 8 1350 Ubi. 1 m. 1 BGB. Dem für tot erklärten Ehegatten jteht das 
er nicht 3 
®) 8 1350 Abi. | Cab 2 868. 


88 1348, 
1349, 
130. 


Anfehtung 
der Todes: 
erklärung. 


Anfehtung 
der neuen 
Ebe. 


53 1350, 
1360 


Unterhaltee 
pflicht. 
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des BOB. über die Anfechtbarkeit der Che!) entiprechende Anwendung. 


351,1852, Die Wirkung der erfolgten Anfechtung bejteht aljo darin, daß die neue 


Ehe als von Anfang an nidhtig anzujehen it. Daraus folgt, daß 
auch die an die Schliegung der neuen Ehe gelmüpfte Nechtfolge der Auf— 
lölung der erjten Ehe hinfällig wird und die frühere Ehe wieder auflebt, 
und daß die Ehegatten der früheren Ehe, alſo der verichollene und Der 
verlafiene Teil, ohne weiteres ihre alte Ehe wieder fortiegen. 

1. Ausgeſchloſſen it die Anfechtung ?): 

a) wenn der anjechtungsberechtigte Ehegatte die Che beitätigt, nach— 
dem er von dem Leben des Berichollenen Kenntnis erlangt hat; 

b) wenn die neue Ehe durch den Tod eines der Ehegatten aufgelöit 
worden üt. 

2. Tas Anfechtungsrecht wird nicht dadurch ausgeichloifen, daß auch 
der verichollene Ehegatte eine neue Ehe geichlofien hat. Dit aber die Ehe 
des zurüdgebliebenen Ehegatten angefochten worden und dadurd) die frühere 
Ehe wieder aufgelebt, jo it nunmehr auch die neue Ehe des Verjchollenen 
als verbotene Doppelehe nichtig.®) 

3. Infolge der Anfechtung der neuen Ehe lebt mit der früheren Ehe 
auch der Unterhaltsaniprudy gegen den Verjchollenen wieder auf.t) Deshalb 
jteht dem Ehegatten der früheren Ehe, wenn die neue Ehe von dem anderen 
Ehegatten angefochten worden ijt, ein Unterhaltsanſpruch gegen dieſen 
nicht zu. Anders ijt die Lage, wenn die neue Ehe von dem Ehegatten 
der früheren Ehe angefochten wird. Hier gewährt das BOB. dem anderen 
Ehegatten, der nunmehr allein jteht, gegen den anfechtenden Ehegatten aus 
Billigfeit3rüdiichten einen Unterhaltsanjpruh in demſelben Umfang, in 
welchem bei der Scheidung der für jchuldig erklärte Ehegatte dem uns 
ihuldigen gegenüber unterhaltspflichtig ift.?) 

Der Unterhaltsanipruch fällt weg, wenn der andere Ehegatte bei der 
Cheichliegung wußte, daß der für tot erflärte Ehegatte die Todeserflärung 
überlebt hat.®) 

V. Iſt die frühere Ehe durch die Wiederverheiratung des verlajfenen 
Ehegatten aufgelöft, und jtellt jich jpäter heraus, daß der Verichollene noch 
am Leben ijt, jo bejtimmt ji) die Unterhaltspflicht der Ehegatten der 
früheren Ehe gegenüber ihren gemeinichaftlihen Kindern im Verhältnijfe 
der Ehegatten zu einander nah den für die Scheidung geltenden 
Vorſchriften.) 

Im Verhältniſſe der Eltern zu den Kindern iſt der Vater vor der 
Mutter zum Unterhalte verpflichtet), die Frau muß aber dem früheren 
Manne aus den Einkünften ihres Vermögens und dem Ertrag ihrer Arbeit, 





1) 88 13361. BGB.; für das Verhältnis der Ehegatten zu Dritten ift alio 
$ 1344 und für das Verhältnis der Ehegatten zu einander $$ 1345, 1347 BGB. 
mafgebend. 

) $ 1350 Abi. 2 BGB. ) 8$ 1309, 1326 BGB. 

) 8 1360 BGB. ®) 88 1351, 1578-1582 BGB. 

9 lleber das Verhältnis dieſes Unterhaltsanſpruchs zu demjenigen der Verwandten 
vgl. 88 1608, 1609 BGB. Ueber die Geltendmachung dieſes Unterhaltsanſpruchs 
im Konkurſe vol. $ 3 Abi. 2 RO. 

) 88 1352, 1555 BOB. ) $ 1606 Abi. 2 BGB. 
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inöbejondere dem Ertrag eines Erwerbögeichäftes, zu den Koſten des Unter- 8 1358. 
halt einen angemejjenen Beitrag inſoweit leiften, als die Unterhaltsfoiten 

durd) die dem Manne an dem Vermögen der Kinder zujtchende Nutz— 

niegung nicht gededt werden.!) 

Auh in Anjehung der Sorge für die Perſon eines gemeinichaft: 
fihen Kindes gilt in diefem Falle das Gleiche, wie wenn die frühere Che 
geichieden und beide Teile für jchuldig erklärt wären.?) 

VI Wenn ein verichollener ausländijicher Ehemann feinen letzten Inter- 
Wohnſitz im Deutfchen Reiche hatte und die hier zurücgebliebene oder dahin "nr 
zurüdgefehrte Chefrau eine Deutſche iſt oder bi$ zu ihrer Werheiratung 
mit dem Berichollenen eine Deutihe war, jo kann auf ihren Antrag der 
Terihollene im Deutichen Reiche nad) den deutichen Geſetzen für tot erflärt 
werden.) Die Folge iſt dann, Daß die verlafiene Ehefrau auf Grund der 
Todeserflärung eine neue Ehe mit der Wirkung eingehen fann, daß dadurd) 
ihre frühere Ehe aufgelöft wird.t) 

Die Wirkungen einer vor dem 1. Januar 1900 erfolgten Todes: Uebergangs: 
erffärung bejtimmen fi) grundfäglich nad) dem bisherigen Nechte.) Jedoch mungen. 
lann der Ehegatte einer dor dem 1. Januar 1900 für tot erklärten 
Perion nah dem 1. Januar 1900 eine neue Ehe auch dann eingehen, 
wenn die Wiederverheiratung nad) den bisherigen Geſetzen nicht zuläjlig 
fein würde.®) 


V. Wirkungen der Ehe im allgemeinen. 


s 177. 
1. Perſönliche Nechtsitellung der Ehegatten.’) 


I. Die aus dem Weſen der Ehe für das perjönliche Verhältnis der Pittt zur 
Ehegatten zu einander ſich ergebenden fittlihen und rechtlichen Pflichten —— 
bemeſſen ſich nach dem Grundſatze, daß die Ehegatten einander zur ehelichen semeinigaft. 
Lebensgemeinſchaft verpflichtet ſind. 

In dieſer Auffaſſung ſtimmt das BGB.s) mit dem ALR.?) überein. 

Abweichend vom ALR.!P) enthält ſich aber das BGB. einer Aufzählung 
der einzelnen aus der Verpflichtung zur Lebensgemeinichaft folgenden Rechte 


') $ 1585 BGB. 2) 8 1637 BGB. Vogl. aud) Art. 206 EG. 3. BGB. 

) Art. 9 Abi. 3 ES. 5. BGB. 

*) Art. 13 Abi. 2 EG. 3. BGB. Meariolle, in der Zeitichrift für internat. 
Privat: und Strafreht, Bd. 9 ©. 104. 5) Art. 158 EG. 5. BOB. 

®) Art. 159 EG. 5. BGB.; es finden dann die Vorichriften der 88 1348 bis 
1352 entiprechende Anwendung. Bol. Habicht a. a. O. $ 12 ©. 50ff. j 

) Mot. IV ©. 104ff.; Brot. II ©. 5049. (Bd. 4 ©. 94); Denkichrift 
©. 18üff.; Pland-Unzner IV ©. 79ff.; v. Staudinger-Engelmann IV ©. 71ff.; 
Matthiah Bd. 2 884; Enneccerus-Lehmann Bd. 2 8 88; Coſack Bd.2 8 279; Jacobi, 
Das perfönliche Eherecht, (2. Aufl.) S.61ff.; Fraentel, Familienrecht, S.22 ff.; F. Kohler, 
Familienrecht, 8 7—10; v. Buchka, 3. Aufl. S. 282 ff.; Förtſch S. 20 fi.; Engelmann a. a. 
S.644 ff.; Hachenburg, Vorträge, S. 106 ff.; Dernburg Bd. 3 88 21— 23; Eceius 
8. 4 8 206; Zürn, Preuß. Eherecht, 86 ©. 28ff.; Jaſtrow, Das Recht der Frau 
nad) dem BGB., 1897; Pland, Die rechtliche Stellung der Frau nad dem BOB. 
(Rortrag), 1899. 98 1353 BGB. °) 8 175 IL 1 ACH. 

10) 88 174—183 II 1 ALR. 


m 
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83 1353, und Pflichten!) ine Verlegung dieſer Pflichten begründet aber nad) dem 
1354, BGB. abweichend vom ALR.?), eine Klage auf Heritellung de3 ehelichen 

1389. Xebens.?) 

Die Pliht zur ehelichen Lebensgemeinfchaft gehört derartig zum 
Weſen der Ehe, daß eine vertragsmäßige Ausjchliegung diefer Verpflichtung 
nichtig ſein mwürde.*) 

Tie Lebensgemeinjchaft muß eine dem Wejen der Ehe entjprechende 
ſein; ſoweit fich daher das Verlangen eines Ehegatten nach Herſtellung 
der Gemeinſchaft als ein Mißbrauch ſeines Rechtes darſtellt, iſt der andere 
Ehegatte nicht verpflichtet, dem Verlangen Folge zu leiſten.) Dieſes 
Weigerungsrecht hat er nad) dem BGB. ſchon dann, wenn er berechtigt 
it, auf Scheidung zu Klagen.’) 

a I. Sm Anihluß an das ALR.s) und das gemeine Necht geht das 
BGB.“) davon aus, daß der Mann das Haupt in der ehelichen Gemein- 
ihaft bildet, und daß ihm die Entfcheidung in allen das gemeinjchaftliche 
ehelihe Leben betreffenden Angelegenheiten zuſteht. Diefe Auffafjung 
entjpricht chriftlicher und deuticher Anjchauung. Aus feiner Stellung ergiebt 
jih insbejondere das Recht zur Beftimmung des Wohnortes!‘) und der 
Wohnung. Nur wenn die Entjcheidung des Mannes ſich als Mißbrauch 
feines Nechtes darjtellt, braud)t die Frau ihr nicht Folge zu leiften.!!) Von 
diejem Gefichtspunft aus iſt aljo aucd die Frage zu entjcheiden, ob Die 
Frau bei einer Verlegung des Wohnfiges dem Manne zu folgen ver- 
pflichtet ijt.1?) 

Aus dem Weſen der Ehe und der natürlichen Stellung de8 Mannes 
in der Ehe folgt, daß nach BGB., abweichend vom ALR.1E), das Necht des 
Mannes, den Wohnort zu bejtimmen, durch Vertrag weder vor noch nad) 
der Ehejchliegung ausgejchlofjen werden fanı. — Der Mann hat den 
ehelichen Aufivand, d. h. die Koſten des gemeinjchaftlichen ehelichen Lebens 
zu tragen!#) und die Frau iſt verpflichtet, hierzu einen Beitrag zu leiften; 
die Art und Höhe, in welcher diefer Beitrag zu leiſten ijt, richtet ſich nad) 
dem zwilchen den Ehegatten geltenden Güterjtande. 

— III. Das BGB. hat grundſätzlich die Gleichberechtigung von Mann 
und Frau anerkannt. Die Frau ijt deshalb, abtweichend vom ALR.V), voll 
fommen gejchäftsfähig; ſie kann auch al3 Ehefrau Nechtögejchäfte aller Art 


9 Dahin gehören z. B. die Pliht zur Treue, zum Zufammenleben, zur Unter: 
jtügung, * des debitum coniugale. 
) Vgl. Entſch. Ob.-Trib. Bd. 58 ©. 409; Rehbein, — des Ob.Trib. 
Bd. 4 ©. 39. ) 8 606 CPO.; vgl. $ 1567 Aa 2 No. 1 BGB. 
*,8 138 BGB.; Entid. Ob. -Trib. Bd. 41 ©. 183, 
5), $ 1353 Abi. 2 Sap 1 BOB, 
9) 8 1353 Abſ. 2 Sap 2 BGB.; 88 1565—1568 BOB. 
) Und Br Pens eines ——— des anderen Ehegatten; vgl. BRK. ©. 123. 
); 8 184 ] 1354 Abi. 1 GB .; 8 679 II 1 AUCH. 
9 ee er das BHB. = thatlächlichen a Su 
1) 8 1354 Abi. 2 BOB. 12) Bol. $ 10 BGB. ı2 8 682 II 1 ACH. 
14) 8 1389 Ubi. 1, 8 1427 Ubi. 1, 81360 BGB. Dazu gehören übrigens nicht 
die Koſten der Eheichliehung, iind im Zweifel von er ER zur Hälfte 
zu tragen; 8420 BGB., $ 171 II 1 ALR. Mot. IV 
) SS 320ff., 88 389 Fr. 1 1 ACH. 
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abſchließen, Nechte erwerben und Verpflichtungen eingehen, ohne daß fie 
hierzu der Einwilligung oder Genehmigung des Mannes bedarf. 

Die Gleichitellung beider Gejchlechter erleidet auch durch die Che- 
ihliegung feine Beichränfung.!) 

1. Die Frau erhält mit der Ehejchliegfung den Familiennamen 
des Manne8?), zu deſſen Führung fie nicht nur berechtigt, jondern aud) 
verpflichtet iſt. Ob eine bürgerliche Frau durch die PVerheiratung mit 
einem Wdeligen®) auch das Adelsprädilat erwirbt, wird im BGB. nicht 
entichieden.t) Die Beantwortung der Frage hängt davon ab, ob das 
Aelsprädilat („von“, „auf“, „zu“)d) oder ein fonjtige8 Adelsfennzeichen 
(Örof, Freiherr, Fürft) zum Samiliennamen gehört, aljo einen Bejtand- 
teil de3 Familiennamens bildet, oder ob ihm lediglich die Bedeutung eines 
Standesabzeichens oder eines Titel3 zufommt. 

Wäre eritered der Fall, jo würden auch über den Erwerb eines 
adligen Familiennamens fortan Tedigli die Normen des BOB. und 
nicht des Landesrechts entjcheiden; trifft letzteres zu, jo iſt für dieſe Frage 
nicht da8 BGB., jondern das Landesrecht nad) wie vor mafjnebend. 

Das preußiſche Recht®) jteht nun unbedenklich auf dem Standpunkte, 
daß das Adelsprädifat nicht zum Familiennamen gehört?), jondern eine 
Standesbezeichnung enthält. Für das Recht zur Führung des Adelsprädi- 
fat3 ift aber nad) ALR. ebenfo wie für den Erwerb und Verluſt des 
Adels überhaupt das öffentliche Necht entſcheidend. Die üffentlich-recht- 
lien Vorjchriften des ALR. hat aber das BGB. nicht bejeitigt.®) 

Die Frage ijt alfo nad wie vor nad) ALR. zu enticheiden; danach 
aber erlangt eine Frau, die ſich mit einem Manne von del verheiratet, 
dadurch Die äußeren Nechte des Adels, aljo auch das Necht zur Führung 
de3 Mdelsprädifats.?) 


) Eine Einichränfung erleidet nur das Verfügungsrecht der rau in Anſehung 
der dem Rechte des Mannes güterrechtlich unterworfenen Gegenftände, vgl. unten $ 181. 

?), & 1355 BGB.; 8 192 II 1 ACH. 
.. D. 5. mit einem dem niederen Adel angehörenden Manne; die Rechtsverhält— 
nifie des hohen Adels bleiben nad) Art. 58 EG. 3. BGB. unberührt. Vgl. Entſch. 
RG. Bd. 2 No. 39 ©. 145, 156. 

* Bol. Prot. II ©. 5057. Wal. über diefe Frage die Gutachten von 
d. Bülow, Krüdmann und Opet in den Verhandlungen des 24. Deutſchen Juriften- 
tages, Bd, 3 ©. 117; ©. 151ff.; ©. 191 ff.; ferner: Küngel in Gruchots Bei- 
trägen, Bd. 41 ©. 443 ff.; Mantey im Archiv f. öffentl. Neht Bd. 13 ©. 20ff.; 
Sohm in der Deutfhen ZJuriften-Zeitung 1899 ©. 8ff.; Mantey, Die Rechte des 
unehelichen Kindes (1897), S. 19ff.; Pland I ©. 66; Rehbein, BGB. IT S. 26. 

’) Das Wort „von“ vor einem Namen hat allerdings feineswegs immer die 
Bedeutung eines Adelsprädikats, jondern bildet oft einen Beftandteil des Tramilien= 
namens, jo bei den bürgerlichen Familien von Bergen, vom Hofe, auf der Mauer. 

®) Bgl. 8$ 14, 19, 83, 88 II 9, 88 641 684 II 2 ALR.; Mantey in der 
Veutihen Juriſten-Zeitung 1897 ©. 220; Brettner dajelbjt S. 242; v. Staudinger 
dajelbft 1898 ©. 362. 

) Dieje Anjicht vertritt genz allgemein Sohm a. a. ©. ©. 8—11. 

) Art. 55 EG. 3 BOB. 

”, 8 8 II 9 ACH. Das BGB. bat das Adelsrecht nicht geregelt und nicht 
regeln wollen, fondern der Landesgejeggebung überlaſſen. Nah Landesitaatsrecht 
entiheidet ſich auch die frage, ob eine ablige Frau durch Verheiratung mit einem 
Nihtadligen den Adel verliert, $ 84 II I ALR. 
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53 1358, 


1354,1356. 
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Aus der Verpflichtung zur Lebensgemeinſchaft folgt, daß die Frau an 
der ſozialen Lebensſtellung des Mannes teilnimmt. Ob ſie auch den Stand 
des Mannes im öffentlich-rechtlichen Sinne erwirbt, iſt eine von dem BGB. 
nicht entſchiedene, ſondern aus dem Landesſtaatsrechte zu beantwortende 
Frage.) 

2. Die Ehefrau teilt den Wohnſitz des Ehemannes, und zwar auch 
dann, wenn ſie dem Manne zu folgen an ſich nicht verpflichtet iſt, ihm 
aber thatſächlich gefolgt iſt.) Hat der Mann ſeinen Wohnſitz im Ausland 
an einem Orte begründet, an den die Frau ihm nicht folgt und nicht zu 
folgen braucht, weil das hierauf gerichtete Verlangen ſich als ein Mißbrauch 
ſeines Rechtes darſtellen würde?) jo fällt der geſetzliche Wohnſitz der Ehe— 
frau weg. 

Solange der Mann keinen Wohnſitz hat oder die Frau ſeinen Wohn— 
ſitz nicht teilt, kann die Frau ſelbſtändig einen Wohnſitz haben.*) 

Vom Zeitpunkte der Eheſchließung ab teilt die Ehefrau auch den 
Unterſtützungswohnſitz des Chemannesd), und ſie erwirbt durch Die 
Heirat die Staatsangehörigfeit des Mannes.®) 

3. Die Frau hat ſowohl das Recht als die Pflicht, daS gemeinichaft- 
liche Hauswefen zu leiten.) Zu Arbeiten im Hausweſen und im Gejchäfte 
des Mannes ijt fie verpflichtet, ſoweit eine ſolche Thätigfeit nad) den Ver— 
hältniffen, in denen die Ehegatten leben, üblich it.) Was die rau durch 
diefe Thätigfeit im Hauswejen und im Geſchäft als Gehülfin des Mannes 
erwirbt, gehört nad) ALR. wie nadı BOB. dem Manne.?) 

Nach ALR.1) durfte die Ehefrau wider den Willen de8 Mannes fein 
Gewerbe treiben, nicht Handelöfrau jein!!), überhaupt ſich zu nichts ver— 
pflichten, wodurd die Nechte auf ihre Perſon gelränft wurden; ſie durfte 
alfo ohne Genehmigung des Mannes Feine perjönlichen Dienjtleiftungen 
irgend welcher Art übernehmen. Das BGB. enthält feine ausdrüdliche 
Beitimmung darüber, ob die Frau ohne Einwilligung des Mannes jelb- 
jtändig einen Beruf oder ein Gewerbe ausüben darf.1?) Die allgemeinen 
Grundſätze de8 BOB. über die Gleichberechtigung beider Ehegatten und 
über die Geichäftsiähigfeit der Frau, Die weder durch die Heirat noch durd) 
das eheliche Güterrecht eine Beſchränkung erleidet, führen aber zur Be— 
jahung der Frage. Nach dem BOB. kann aljo die Frau ohne Einwilligung 


ı) Val. Prot. II S. 5058. (Bd. 4 ©. 9755); Mot. IV ©. 107; BRE. 
©. 124, 125; vgl. $ 193 II 1 ALR. 

8 10 Abi. 1 BGB. 

>) $ 1353 Abi. 2, $ 1354 Abi. 2 BOB. 

*) 8 10 Abi. 2 BOB. 

5, 88 15—17 Reichsgeſetz über den Unterjtügungswohnfig in der Faſſung vom 
12. März 1894 (RGBl. ©. 262). 

) 82 No. 3. 85 8 13 No. 5, $ 21 Abi. 2 Geſetz vom 1. Juni 1870 
(BGBl. S. 355); Art. 41 EG. z. BOB. 

F 1356 Abſ. 1 BGB; $ 194 II 1 ALN. 

8 1356 Abf. 2 BGB. 

2,8 211 II 1 ALR. Entih. RG. Bd. 3 No. 70 ©. 251. 

0) 88 195, 196 II 1 AUCH. 1) Art, 7 HGB. 

2) Vgl. BAR. ©. 126; Art. I 36 EG. 5. BGB. 
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ihres Mannes ein Gewerbe betreiben, Handelsfrau fein oder ein jonjtiges 
Erwerbögeihäft ausüben.!) 

Der Mann kann aber der rau den Beginn oder die Fortießung 
diefer Thätigkeit unterfagen, wenn er fie mit den Intereſſen der Familie 
nit für vereinbar hält. 

Glaubt dagegen die Frau, daß ſich die Enticheidung ded Mannes 
als Mißbrauch feines Nechtes darſtellt, jo braud)t jie ihr feine Folge zu 
leiten, und eS bleibt dann dem Manne nichts übrig, ald die Meinungs 
verichiedenheit durch Klage auf Heritellung des chelichen Lebens zum 
gerichtlichen Austrage zu bringen.?) 

4. Die Frau hat nah ALR. wie nad BOB. die ſog. Schlüjfel: 
gewalt®), d. h. jie beſitzt die gejeßliche Vertretungsmacht, innerhalb 
ihres häuslichen Wirfungstreijes im Namen de8 Mannes über 
deiien Vermögen zu verfügen und ihn durch Nechtsgeichäfte zu verpflichten. 
Tie Schlüffelgewalt verleiht ihr die Befugnis, die Geſchäfte des Mannes 
für ihm zu bejorgen und ihn zu vertreten, fie gilt aljo nach innen als 
Beauftragte des Mannes und nad außen, aljo Dritten gegenüber, als fein 
Vertreter.t) S 

Ta der Mann den ehelichen Aufwand zu tragen hat, jo it mithin die 
Frau befugt, alle das gemeinjchaftliche Leben erforderlichen Anſchaffungen, 
wie Lebensmittel, Kleidung, Hausgerät, Heizmaterialien, anzufchaffen, und 
aus allen diejen im Namen des Mannes mit Dritten abgeſchloſſenen Ge— 
Ihäften wird nicht die Frau, fondern der Mann unmittelbar und allein 
verpflichtet.) 

Außerdem ftellt das BGB.e) die Auslegungsregel auf, daß alle Necht3- 
geihäfte, welche die Frau innerhalb ihres häuslichen Wirkungskreiſes vor- 
nimmt, al3 im Namen des Mannes vorgenonmen gelten, wenn nicht aus 
den Umftänden ein anderes fich ergiebt. Wenn aljo die rau zu den 
gewöhnlihen KHaushaltungsgeichäften Waren auf Kredit entnimmt oder 
Arbeiten bei Handwerkern beftellt, jo wird dadurch nur der Manır ver: 
prlichtet.”) 

Dieſe Vertretungsbefugnis fteht auch der minderjährigen und der in 
der Geichäftsfähigfeit bejchränkten Ehefrau zu.®) 

Vorausjeßung der Bertretungsbefugnis der Frau ijt jedoch einmal, 
dab fie das gemeinfchaftliche Hausweſen thatjächlich leitet?) und fodann, 


’) Ueber die Handeläfrau vgl. Staub, Handelsgeſetzbuch (6. Aufl.), ©. 28 ff. — 
Die Zuftinnmung ded Mannes ijt nur für die Haftung des Frauenvermögeng für 
die in ihrem Gewerbebetrieb eingegangenen Verbindfichkeiten der Frau von Bedeutung; 
vgl. & 1405, 1412, 1452, $ 1459 Abi. 1, 88 1460, 1539, 1542 BGB. 

8 1354 BOB. ”) $ 1357 BOB.; 88 321—324, 328, 329 II 1 ACH. 
) Auf das Rectöverhältni® nach innen, d. h. der Ehegatten zu einander, 
finden deshalb aud die Vorichriften über den Auftrag entiprechende Anwendung. 
Trot. II S. 5076 (Bd. 4 ©. 107). 

», 8 164 BGB. ) 8 1357 Abſ. 1 Satz 2 BGB. 

) Dal. SS 321, 328 II 1 ACH. 

)8 165 BGB., nicht aber der geihäftsunfähigen Ehefrau. 88 104, 105 BOB. 
Bgl. Jahrbuch KG. Bd. 8 No. 23 ©. 57; Dernburg Bd. 3 8 21 ©. 77; 
die Eheleute dürfen aljo nicht getrennt von einander leben; dies wird wenigſtens 


8 1857. 


Echtüfiel« 
gewait. 


8 1357, 
1359. 


Beichränfung. 
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dag die von ihr vorgenommenen Geichäfte in ihren häuslichen 
Wirkungskreis fallen. Welche Gejchäfte innerhalb des häuslichen 
Wirkungskreiſes liegen, läßt fih nur nad) der Sitte und der Lebens- 
jtellung der Ehegatten, insbefondere nad) ihren wirtſchaftlichen und Ver— 
mögensverhältnijjen bejtimmen. Bei der Erfüllung der aus der Schlüfjelgewalt 
jich ergebenden Pflichten hat die Frau für diejenige Sorgfalt einzujtehen, 
welche fie in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt!) Cine Ber- 
nachläffigung dieſer Sorgfalt macht fie dem Manne gegenüber ſchadens— 
erjaßpflichtig. 

Das Net der Schlüffelgewalt unterliegt jedoch einer Beſchränkung. 

Das ALR.?) gab dem Manne das Recht, wenn die Frau Haushaltungs- 
Ihulden gemacht Hatte, obwohl fie von ihn dag nötige Geld zur Bejorgung 
der Wirtjchaft erhalten Hatte, aus ihrem vorbehaltenen und in dejien Er— 
mangelung aus der Gubjtanz des eingebrachten Vermögens Erjaß zu 
fordern. Wollte er dies nicht, jo Fonnte er zur Verhütung künftiger Schulden 
in der Form einer durch den Vormundjchaftsrichter zu erlafjenden öffent- 
lien Bekanntmachung die Vertretungsbefugnis der Frau zurüdziehen.?) 

Dad BGB. gewährt dem Manne ebenfall3 das Recht, die Schlüfjel- 
gewalt der Ehefrau zu bejchränfen oder auszufchließen. Da der Mann 
aus den von der Frau innerhalb ihres häuslichen Wirkungskreiſes vor— 
genommenen Nechtsgejchäften unmittelbar verpflichtet wird, jo muß ihm 
au ein Mittel zu Gebote ftehen, einem Mißbrauche der Schlüfjelgewalt 
durch unwirtichaftliche oder verjchwenderijche Haushaltung entgegenzutreten.5) 

Dritten gegenüber wird die Beſchränkung oder die Ausſchließung erſt 
wirfam, wenn fie zur Zeit der Vornahme des mit der Frau abgejchlofjenen 
Nechtsgeihäfts in das Güterrechtsregijter eingetragen oder dem Dritten 
befannt war.®) 

Gegenüber einer mißbräuchlichen Anwendung diejer Maßregel ijt Die 
Frau dadurch geihüßt, daß die Beſchränkung oder Ausjchliegung ihrer 
Vertretungsbefugnis auf ihren Antrag dur) das zujtändige Vormund— 
ichaftsgericht 7) aufgehoben werden fann.d) Auf Grund Diejes Beſchluſſes 
wird dann die Bejchränfung im Güterrechtsregiiter auf Antrag der Frau 
gelöjcht.?) 


geumbfüßfich gefordert werden müſſen. Dritte, die einer rau Waren oder Sachen 
zum Haushalte freditieren, müfjen ſich alfo zuvor erfundigen, ob die Frau dem 
Hausweſen vorjteht. 

2) 8 1359 BOB. 2), 88 Br _323 II 1 ACH. 

9) Kahrbud KG. Bd. 7 No. 28 ©. *) 8 1357 Abi. 2 Satz 1 BOB. 

5) Ein Mihtrauen gegen die Birticaftlihteit der Frau wird 3. B. begründet 
fein, wenn fie Geichäfte auf Kredit abichlieht, obwohl fie das zur Belorgung der 
Haushaltung erforderlihe Geld vom Manne erhalten, diejes aber zu anderen Zwecken 
verwendet hat. 

°) 8 1357 Abi. 2 Cab 3, 88 1435, 1558, 1561 Abi. 1 BGB. Ueber das 

Verfahren gr s 161 RFrG. 

88 45, 35 RFrG.; das Amtögericht, in dejien Bezirte der Mann jeinen 
Wohnfig Be in dejien Ermangefung jeinen Aufenthalt hat. 

5) $ 1357 Abi. 2 Sak 2 BGB. Der aufhebende Beſchluß tritt erjt mit der 
Rechtskraft in Wirkſamleit; $ 53 RFrG. 

®) 8 1561 Abi. 3 No. 1 BOB. 
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Außer dieſer fraft der Schlüjfelgewalt der Frau zuitehenden geſetz— 
fihen Vertretungsbefugnis it dem BGB. abweichend vom ALR.!), eine 
gegenfeitige Wertretung der Ehegatten in Behinderungsfällen (Krankheit, 
Abweienheit) fremd.?) Auch eine allgemeine Vertretungsbefugnis des Mannes 
zu Gunjten der Frau lennt da3 BGB., abweichend dom ALR.?), nicht. 
Lon Ausnahmefällen abgejehent), bedarf daher jeder Ehegatte einer Voll: 
macht des andern, um in jeinem Namen wirkfam Handeln und ihn in feinen 
Angelegenheiten vertreten zu können. 

Die Vorjchriften de BGB. über die Schlüfjelgewalt finden übrigens 
euch auf ausländijche Ehegatten oder Ehegatten, die nad) Eingehung 
der Ehe die Neichsangehörigfeit erworben haben, wenn fie im Inland 
ihren Wohnfig haben, ohne Rückſicht auf den ausländischen Güterjtand 
infoweit Anwendung, al3 dieſe dritten günftiger find, als die ausländifchen 
Öejepe.d) Geht alfo z. B. nad ausländiichem Nechte die Haftung des 
Mannes für die Haushaltungsgeichäfte der Frau noch weiter, fo verbleibt 
8 bei dem ausländiichen Nechte. 

5. Da nad) BGB.) abweichend vom ALR.’), die Frau unbeichräntt 
geſchäfts- und verpflichtungsfähig it, jo kann fie fich auch einem Dritten 
gegenüber zu einer von ihr in Perſon zu bewirfenden Leiltung verpflichten, 
jie kann ſich alfo al3 Gejinde vermieten oder eine Stellung als Wirtichafterin, 
Lehrerin, Schaufpielerin annehmen oder das Malen eines Porträts übernehmen. 
Sie bedarf hierzu am fich feiner Einwilligung des Mannes, der Vertrag 
it dem Dritten gegenüber bindend. Da aber eine joldye Thätigfeit der 
Frau geeignet fein fanır, die ehelichen Intereſſen zu gefährden und die 
Frau mit den für fie aus der ehelichen Lebensgemeinſchaft ſich ergebenden 
lichten in Konflikt zu bringen, jo hat da8 BGB.) das Net der Frau 
zur Uebernahme perjönlicher Dienjte dadurch bejchränkt, daß e8 dem Manne 
das Recht gewährt, das von der Frau eingegangene Rechtsverhältnis ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrift mit Ermächtigung des VBormundicafts- 
geriht3®) zu Fündigen. Dieje Ermächtigung muß vom Vormundjchafts- 
gericht erteilt werden, wenn ſich ergiebt, daß die Thätigfeit der Frau Die 
ehelihen Intereſſen beeinträchtigt.10) 

Die Kündigung bewirkt, daß das Nechtsverhältnis für die Zukunft 
aufgehoben wird.t!) 


j 8 erg 320—328 II 1 ALHR. 

’) Val. BRK. ©. 129. ») 88 188, 190, 191 IL 1 ALM. 

+ Val. 88 1401, "1450, $ 1525 Abi. 2, $ 1549 BOB. 

) Art. 16 Abi. 2 EG. 5. BGB. Bol. aud) $ 199 EG. 5. BGB. 

*, 8 1399 BGB. Bol. a“ Urt. 95 EG. z. BGB. 

) 88 196, 197, 320, 389 II 1 ALH.; End. NG. Bd. 3 No. 70 ©. 2 
B. 4 No. 67 ©. 238, Bd. 13 No. 70 ©. 295, Bd. 15 No. 58 ©. 255, Bd. 6 
Ro. 32 ©. 148, Bd. 28 No. 73 ©. 333, Bd. 34 No. 58 ©. 239; bei Gruchot, 
Beiträge, Bd. 24 No. 53 ©. 490, Bd. 27 No. 13 ©. 450, Bd. 35 No. 90 ©. 1040. 

> $ 1358 Ab. 1 Satz 1 BGB. 

88 35, 45, 53 RFrG. BRK. ©. 125—127. 

98 1358 Hbf. 1 Sat 2 BOB. Für die vor der Heirat übernommenen 
verfönlichen Dienfte jind die 8$ 626, 627, 671 BGB. mahgebend, 

) Rüdjtändige Leiltungen find alfo, foweit fie nicht durch die Natur des ar 
verhältnifies ausgeſchloſſen find, nachträglid zu bewirten. Planck-Unzner IV © 
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In folgenden Fällen ijt das Kündigungsrecht des Manned aus— 
geichlojien !): 

a) wenn der Mann der Verpflichtung der Frau zugejtimmt bat, 

b) wenn jeine Zuftimmung auf Antrag der Frau durch da8 Vormund— 
ichaftögericht erjeßt worden ijt.?) Die Erjegung der Zuftimmung kann 
die Frau verlangen 

aa) wenn der Mann durch Krankheit oder durch Abwejenheit an der 
Abgabe einer Erklärung verhindert und mit dem Aufſchube Gefahr ver— 
bunden it; 

bb) wenn jich die Verweigerung der Zujtimmung als Mißbrauch des 
Entſcheidungsrechts des Mannes 3) daritellt; 

ec) wenn und folange die häusliche Gemeinjchaft aufgehoben it. 

Da ſowohl die Zuſtimmung al3 die Kündiqung ein höchſt perfönliches 
Necht it, jo kann fie nicht durch einen Vertreter de8 Mannes erfolgen.*) 

Ein in der Geichäftsfähigfeit beſchränkter Ehemann bedarf hierzu nicht 
der Zuftimmung feines geſetzlichen Vertreters.) 

IV. Abweichend vom ALH.e), welches die Haftung de Ehemannes 
bei der Erfüllung der ihm infolge des Güterrechts obliegenden Berpflich- 
tungen je nad) den verjchiedenen Bejtandteilen des Frauenvermögens ver- 
ſchieden normierte und bei Beitimmung des Grades der Verichuldung 
auf die perlönlichen Fähigkeiten des Mannes Rückſicht nahm, beſchränkt das 
BOB. die gegenjeitige Haftung der Ehegatten bei der Erfüllung aller 
ſich aus dem ehelichen Verhältnis ergebenden Berpflichtungen nur auf 
diejenige Sorgfalt, welche fie in eigenen Angelegenheiten anzuwenden 
pflegen. ?) 

V. Aus dem Örundjaße, daß der Ehemann die ehelichen Laſten zu 
tragen bat, folgt, daß er verpflichtet ijt, der Frau nach Maßgabe jeiner 
Lebengitellung, feines Vermögen und jeiner Erwerbsfähigfeit Unterhalt 
zu gewähren.) Dieje Berpflichtung entipricht dem bisherigen Rechte®); 
fie ift unabhängig davon, ob die Frau eigenes Vermögen befigt und unter- 
icheidet fich von der gejeßlichen Alimentationspflicht der VBertwandten 19) dadurch, 
daß jie nicht durch die Bedürftigfeit der Frau bedingt und dat der Mann 
nicht berechtigt it, für fich jeinen Unterhalt vorweg zu nehmen. 

Eine gleiche Unterhaltspflict legt da8 BGB.) im Einklange mit 
dem ALR.1?) der Frau gegenüber dem Manne auf. Dem jittlihen Welen 
der Ehe entjpricht e&, daß auch die Frau dem Manne, wenn er außer 


') 8 1358 Abi. 2 BOB. ) 88 20, 35, 45, 53 RFrG. 

) 8 1354 BGB. s 1358 Nbj. 3 BEL. 

8 106, 114, 1358 Abſ. 3 BR 

°*, SS 554, 555, 561, 595 II 1, 8 132 I 21 ALM. 

N, 8 1359 BOB. Ton der Haftung wegen grober Fahrläjfigfeit jind jie dadurch 
nicht befreit, $ 277 BGB. 

s) 8 1360 Abſ. 1 BOB. 

) 8$ 185, 186 II 1 ALR. Neubauer im Archiv für bürgerl. Net, Bd. 10 
S. 108 ff. 

0, 88 1602, 1603 BGB. 11) 8 1360 Abi. 2 BOB. 

»») 8$ 174, 176, 262, 809 II 1 ALR. Enti. Ob.-Trib. Bd. 59 ©. 220; 
Striethorjt, Archiv, Bd. 90 S. 203. 


8 177. Reriönliche Nechtsitellung der Ehegatten. 687 


jtande iſt, Sich jelbit zu unterhalten, den feiner Lebensitellung ent- 
iprehenden Unterhalt nad) Maßgabe ihres Vermögens und ihrer Erwerbs: 
fähigkeit zu gewähren hat. Die Unterhaltspflicht der rau ift aber, im 
Unterjchiede von der des Mannes, eine nur jubiidiäre, denn jie hat zur 
Vorausiegung, daß der Mann außer jtande ift, ſich ſelbſt zu unterhalten.!) 

1. Ser Unterhalt ift in der durch die cheliche Lebensgemeinichaft 
gebotenen Weife zu gewähren?), daraus ergiebt fich Art und Form der 
Gewährung. Der Unterhalt umfaßt den gejamten Lebensbedarf, insbejondere 
gehören zum Unterhalt auch die Krankheit: und Kurkoſten der Frau?) und 
die Koften des Unterhalt der Frau in einem Gefängniſſe. Dagegen ge- 
hören nah BGB.9, abweichend vom ALR.S), zu den Unterhaltsfojten nicht 
die Koſten eines jtrafrechtlichen Verfahrens gegen die Frau, alſo auch nicht 
die durch die Verteidigung der Frau entjtandenen Kloten, ſowie die Kloten 
eines von der Frau geführten Nechtsjtreits. Unabhängig hiervon it aber 
die Pflicht des Mannes, auf Grund des ehelichen Güterrechts die Koſten 
eines gegen Die Frau gerichteten Strafverfahrend oder eines von ihr ge- 
führten Nechtsjtreit3 zu tragen oder die Befriedigung wegen diejer Koſten 
aus dem Frauendermögen zu Dulden.®) 

2. Hat ein minderjähriger Ehegatte ohne die erforderliche elterliche 
Einwilligung geheiratet, und ift deshalb die Nutznießung am Kindesvermögen 
dem Vater oder der Mutter verblieben ?), jo kommt, joweit die Unterhalts- 
pflicht des Ehegatten davon abhängt, daß er zur Gewährung des Inter: 
balt3 im jtande ift, die elterliche Nutznießung nicht in Betracht.$) 

3. Der Unterhaltsanjpruch der Ehegatten fann nicht für die Vergangenheit 
geltend gemacht werden, ausgenommen joweit der Unterhaltspflichtige in 
Verzug geraten oder der Unterhaltsanipruch rechtshängig geworden ijt.?) 
Ebenjo ijt ein Verzicht auf den Unterhalt für die Zukunft unzuläjfig.'9) 

4. Der Unterhaltsanjpruch erlischt mit dem Tode des bereditigten 
oder des verpflichteten Ehegatten. Im alle des Todes des Berechtigten 
bat der VBerpflichtete die Koſten der jtandesmäßigen Beerdigung zu tragen, 
joweit ihre Bezahlung nicht von den Erben zu erlangen ijt.!!) 

5. Der Unterhalt ijt grundjäßlich in der gemeinfamen Ehewohnung 
durch Naturalleiftung zu gewähren.1?2) Eine Ausnahme macht das BGB.13) 


!) Ueber die Unterhaftspflicht geichiedener Ehegatten val. $$ 1578—1582; über 
dad Berhältnis der Interhaltspflicht der Ehegatten zu der Unterhaltspflicht der Ver— 
wandten, $$ 1608, 1609 BGB. 

2, & 1360 Abi. 3 BOB. s) Bol. $ 187 IT1 ACH. 

*) Bol. Mot. IV ©. 124, 125. 

°) Val. 8$ 187—191, 726 IT 1 ALR. Bol. IMDB. 1897 ©. 320. 

°) ®al. 'SS 1387, 1388, $ 1412 bi. 2, 98 1416, 1464, 8 1529 Abi. 2, 
$ 1549 BSP. 

) 8 1305, 1661 BGB. 

2) 8 1360 Abi. 3 Sag 2, $ 1605 BOB. 

) 8 1360 Abj. 3 Sa 2, $ 1613 BGB. Ueber die Geltendmachung im Konkurſe 
vgl. 8 3 Abi. 2 HD. 

‚7, $ 1614 BGB. 

) SS 1615, 1968, 1360 Abſ. 3 Sat 2 BGB. 

2) Vol. $ 725 II 1 AUCH. 

1 8 1361 BOB. 


58 1360, 
1361. 
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im Anschlu an das ALR.i) nur für den Fall, daß die Ehegatten ge— 
trennt leben. 

Hat fi ein Ehegatte von dem andern thatſächlich getrennt und 
ift feine Weigerung, das cheliche Leben wieder herzuitellen, eine be— 
gründete?), jo fann er beanjpruchen, daß ihm für die Dauer der berechtigten 
Trennung der Unterhalt durch Entrihtung einer Geldrente gewährt wird, 
die für drei Monate vorauszuzahlen ijt.3) Auch ift in dieſem Falle der 
Mann verpflichtet, der rau die zur Führung eines abgejonderten Haushalts 
erforderlichen Sachen aus dem gemeinjchaftlichen Haushalte zum Gebrauche 
herauszugeben, es jei denn, daß Die Sachen für ihn umentbehrlic) find, 
oder daß ſich jolhe Sachen in dem der Verfügung der Frau unterliegenden 
Vermögen befindent), 3. B. im Vorbehaltsgut oder bei der Gütertrennung. 

Unter Umjtänden kann die Unterhaltspflicht de8 Mannes ganz weg— 
fallen oder ſich auf Zahlung eines Beitrags beichränfen, wenn es mit 
NRüdjicht auf die Bedürfniffe jorwie auf die Vermögens- und Erwerbs 
verhältnifje der Ehegatten der Billigfeit entipridt.). So fann 3. B. das 
der ehelichen Nutznießung und Verwaltung unterliegende Vermögen der 
Frau nur gering, dagegen ihr Vorbehaltsgut oder das Einkommen aus 
ihrer Arbeit fehr erheblich jein. Andererieit3 kommt in Betradht, daß der 
Unterhalt der Frau außerhalb der ehelichen Gemeinjchaft koſtſpieliger ift 
und dat der Mann während der Trennung der Unterjtügung feiner rau 
im Haushalt und im Gejchäft ($ 1356) entbehren muß. In ſolchen 
Fällen ericheint es billig, wenn das Gericht die LUnterhaltspflicht des 
Mannes beichränft oder ganz berneint.®) 

6. Die landesgejeplichen VBorichriften, nach welchen der Staat jowie 
Verbände und Anftalten, die auf Grund des öffentlichen Nechtes zur 
Gewährung von Unterhalt verpflichtet jind, Erjaß der für den Unterhalt 
gemachten Aufwendungen von der unterhaltenen Perſon jowie von den— 
jenigen verlangen fünnen, welche nad) den Worjchriften des BGB. unter- 
haltspflichtig waren, bleiben unberührt.”) 

7. Die gegenfeitige Unterhaltspflicht der Ehegatten bejtimmt ſich auch 
für die am 1. Januar 1900 bejtehenden Ehen nach den Vorjchriften 
des BGB.) 

VI Im Anſchluß an das gemeine?) und das preußiſche Recht0) ſtellt 
das BOB.) zu Gunſten der Gläubiger des Mannes die Vermutung 
») 88 724, 725 IT1 ALR.; Entih. RG. Bd. 17 No. 50 ©. 213. Beiſpiele bei 
Neubauer a. a. O. ©. 169 ff. 

8 1353 BGB. ) 8 1361 Abi. 1 Sa 1, 8 760 BGB. 

*) 8 1361 Abf. 1 Sat 2 BOB. 5) & 1361 Abi. 2 BOB. 

9) Vgl. Mot. IV ©. 634. Bol. aud) $ 627 CRD. 

) Art. 103 EG. 3. BGB.; 8 62 Reichsgeſetz über den Unterftüßungswohnfig 
vom 6. Juni 1870, in der Faſſung des Gejeges vom 12. Mai 1894, RGBl. ©. 262; 
Schaefer in Gruchots Beiträgen Bd. 41 ©. 229 ff. 

s) Art, 199 EG. 3. B6B. 

) L. 51 D. de donat. i. v. e. u. 24 1; 1. 6 Cod. 5, 16. Seufferts Archiv, 
Bd. 30 No. 290, Bd. 50 No. 178. 

0, 8 544 II 1 ALNR.; Entid. Ob.-Trib. Bd. 51 ©. 240; Striethorft, Ardiv, » 
Bd. 57 ©. 247; Jahrbuch KG. Bd. 4 No. 27 ©. 59; Fallmann in Gruchots 
Beiträgen Bd. 35 ©. 455 ff. 1) 8 1361 BGB.; 8 292 CPO. 
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auf, daß die im Beſitz eines oder beider Ehegatten befindlichen beweg— 
lihen Sahen dem Manne gehören (Mucianifche Präjumtion). Die Ber: 
mutung eritredt jich insbejondere auch auf Inhaberpapiere und auf mit 
Blanfoindofjament verjehene Drderpapieret), fie gilt dagegen nicht für 
dad Verhältnis der Ehegatten zu einander, auch nicht zum Schuhe des 
Mannes jelbjt und jeiner Erben, wie nah ALR.?) 

Nah BGB. gilt diefe Vermutung, abweichend vom früheren Rechte, 
auch dann, wenn die Eheleute getrennt leben, oder wenn die Frau ein 
jelbjtändiges Gewerbe betreibt und für diefen Zweck ein beionderes Lokal 
gemietet hat. Unberührt von dieſer Vermutung bleibt aber die Vorichrift 
der Givilprozeßordnung®), wonah die Zwangsvollſtreckung in Saden, Die 
ih im Beſitz eines Dritten befinden, nur zuläffig it, wenn der Dritte 
zur Herausgabe der Sachen bereit it. Die im Beige der Frau befindlichen 
Sahen fönnen aljo von den Gläubigern des Mannes nur dann gepfändet 
werden, wenn die Frau zur Herausgabe bereit iſt. Iſt dies nicht der 
Fall, jo unterliegt nur der Anſpruch des Mannes auf Herausgabe der 
Sachen der Pfändung.t) 

Eine weitergehende Vermutung jtellt die Konfursordnung zu Gunſten 
der Gläubiger de8 Mannes auf.) Dana kann die Frau im Konkurſe 
des Mannes Gegenftände, die fie während der Ehe erworben hat, nur in 
Anſpruch nehmen, wenn fie beweijt, daß fie nicht mit Mitteln des Mannes 
ertvorben find. Es gilt alfo zu Guniten der Konkursgläubiger des Mannes 
die Nermutung, daß der Erwerb mit Mitteln des Mannes erfolgt ift, und 
diefe Vermutung hat die Frau durch Gegenbeweis zu entkräften. Diefe 
Vermutung gilt jedoch nicht in Anjehung von Haushaltungsgegen- 
fänden, die der Mann an Stelle der von der Frau eingebrachten, nicht 
mehr vorhandenen oder wertlos gewordenen Stüde angeichafft hat. Diefe 
werden, auch wenn fie der Mann mit eigenen Mitteln anichafft, Eraft Ge— 
ſehes eingebrachtes Gut (Surrogation) und damit Eigentum der Frau, und 
der Nachweis diejer Vorausfegung genügt zur Begründung des Aus— 
londerunggrecht3 der Frau im Konkurſe ihres Mannes.*) 

Im Verhältniffe der Ehegatten zu einander und zu den Gläubigern 
beider Ehegatten gilt nad) BGB.“) die Vermutung, daß die ausſchließlich 
zum perjünfihen Gebrauhe der Frau bejtimmten beweglichen Sachen, 
insbejondere die Kleider, Schmudjachen und Arbeitsgeräte (Nähmaschinen, 
Shreibmajchinen, Stidereigerätjchaften) der Frau gehören. 

Die Vermutung des BGB. gilt auch für ausländische oder naturas 
liſierte Ehegatten, die ihren Wohnfiß im Inlande haben.s) 


-—_ 





) Alſo nicht auf Forderungen, Namenpapiere und Orderpapiere ohne Blantos 


mdojiament. 
) ARE. ©. 129, 130. ») 8 809 CRD. 9 88 846, 547 CPO. 


KO. 
2 $ 1382 BGB.; —— — eheliche Güterrecht nach dem BGB. (2. Aufl. 
1899) S. 19. Bal. auch 85601 Be 

) 8 1362 Nbj. 2 BOB.; EN8. 130; $ 292 CPO. 

*, Art. 16 Abi. 2 EG. 5. BGB.; Wal. auch Artt. 199, 200 EG. 3. BOB. 
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$ 178. 


2. Klage auf Heritellung des ehelichen Lebens. 


I. Die Erfüllung der aus dem perfönlihen Verhältniffe der Ehegatten 
fi ergebenden Pflichten iſt zwar nicht erzwingbar, aber die Verlegung 
diefer Pflichten begründet nad) dem BGB. eine Klage auf Heritellung des 
ehelihen Lebens. Eine jolhe Klage war dem preußischen Rechte fremd. 
Wenn aud) ein Zwang zur Herjtellung des ehelichen Lebens ausgeſchloſſen 
it), jo ift die Klage doch infofern von Bedeutung, al3 ſchon die bloße 
Verurteilung geeignet jein kann, auf den verurteilten Ehegatten einen 
moraliihen Zwang auszuüben und eine Unterlage für ein künftiges 
Scheidungsverfahren zu bieten.?) 

II. Rechtsſtreitigkeiten, welche die Heritellung des ehelichen Lebens 
zum Gegenjtande haben, gehören prozefjualiich zu den Ehejachen, für welche 
die ausichließliche Zuftändigkeit des Landgerichts begründet iſt.) Ein in 
der Geſchäftsfähigkeit beichränkter Ehegatte iſt aftiv und paſſiv prozekfähig; 
wird die Klage gegen einen gejchäftsunfähigen Ehegatten erhoben, jo ift 
der Nechtöftreit durch den gejeglichen Wertreter zu führen. Dagegen tit 
der gejegliche Vertreter eines geichäftsunfähigen Ehegatten zur Erhebung 
der lage auf Herjtellung des ehelichen Lebens nicht befugt.*) 

Der Bevollmächtigte des klagenden Ehegatten bedarf einer befonderen 
auf den Nechtöitreit gerichteten Vollmacht.) 

III. Die Klage auf Herjtellung des ehelichen Lebens kann mit der 
Sceidungsllage und mit der Anfechtungsflage verbunden werden ®); ihrer 
Erhebung muß ein Sühnetermin vorausgehen.”) Dem Bellagten ift die Be- 
fugni8 verjagt, den Anſpruch als folchen anzuerfennen.d) Die Vorſchriften 
über die Folgen der unterbliebenen oder verweigerten Erklärung über That— 
jachen oder über die Echtheit von Urkunden, über den Verzicht der Parteien 
auf die Beeidigung von Zeugen und Sachverſtändigen, über die Wirkung 
eine3 gerichtlichen Geitändnifjes und der Erlafjung eines Eides, ſowie die 
Vorichriften über die Eideszufchiebung und den Antrag, dem ©egner Die 
Borlegung einer Urkunde aufzugeben, findet in Anjehung jolher Thatſachen 
feine Anwendung, welche das Recht, die Herftellung des ehelichen Lebens 
zu verweigern, begründen jollen.?) 

Iſt eine Aussöhnung der Parteien nicht ummahrjcheinlih, jo kann 
das Gericht die Ausjegung des Verfahrens anordnen; die Ausſetzung ift 
aber im Laufe des Nechtsitreit3 nur einmal und höchitens auf ein Jahr 
zuläflig.!0) 

Stirbt einer der Ehegatten vor der Rechtskraft des Urteil, To it 
der Nechtsjtreit in Anſehung der Hauptjache als erledigt anzujehen.!!) 


8 888 Abſ. 2 CRD. ) 88 1567, 1568 BGB. 

®) 8 606 CRD. 8612 CPO. 

°, 8 613 CPO. Den Mangel der Vollmacht hat das Gericht von Amtswegen 
zu berücdiichtigen. 

8 615 CPO. ) 88 608, 609 EBD. 

8617 Nbi. 1, 8 307 CPO. 8617 Abſ. 2 CRD. 

19 8621 CRD. 1,8 628 6CPO. 
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Das Klagebegehren ift nicht allgemein auf Herftellung des chelichen 
Lebens, jondern auf Erfüllung derjenigen Pfliht zu richten, deren Ver— 
legung die Erhebung der Klage veranlaßt hat; e8 kann aljo 3. B. gefordert 
werden die Verurteilung zur Heritellung der häuslichen Gemeinjchaft!), zur 
Leitung des gemeinjchaftlichen Hausweſens, zur Führung des Familiennamens 
des Mannes, zum Folgen an den Wohnort. 


VI. Ehelihes Güterredt. 


A. Geſetzliches Güterrecht. 
8179. 


1. Einleitung. Allgemeine Vorſchriften.?) 


I. Die Wirkungen der Ehe auf das Vermögen der Ehegatten jind 
obhängig von dem die Ehe beherrichenden Güterrechte. 

Das römiſch-juſtinianiſche Recht beruhte auf dem Grundſatze der 
Gütertrennung, wonach die beiderjeitigen Vermögen der Ehegatten ge- 
trennt bleiben und der Einfluß der ehelichen Lebensgemeinichaft auf das 
Vermögen lediglich der freien Willensbejtinmung der Ehegatten überlafjen 
wird (Dotalſyſtem). Die Ehe als ſolche äußerte aljo feinen Einfluß auf 
dad Vermögen der Ehegatten. Jeder Ehegatte behielt jein Vermögen 
für fih und erlangte an dem Vermögen des andern nur fo viel Nechte, 
als diejer ihm freiwillig einräumte. Was die Frau oder ein anderer für 
jie dem Manne al3 Beitrag zur Beitreitung der ehelichen Lajten zuwandte 
(dos, res uxoria), bedurfte bejonderer rechtsgejchäftlicher Feſtſetzung. Alles 
Vermögen der Frau, das nicht Dos war, hieß Paraphernalvermögen. 
Das römische Dotalrecht it nur in einem fehr geringen Teile Deutjchlands 
rezipiert worden. 

Im Gegenjage zum römischen Nechte iſt das Streben des deutichen 
Rechtes von jeher dahin gegangen, der zwilchen den Ehegatten bejtehenden 
jttlihen Lebensgemeinjchaft auch einen durch bejtimmte Nechtsformen dar- 
geitellten Einfluß auf das Vermögen der Ehegatten einzuräumen, indem 
es das beiderjeitige Vermögen zu einer unter Leitung und Verwaltung 
des Mannes jtehenden wirtjchaftlihen Vermögenseinheit vereinigte. 
Dieſer Grundgedanke it in den verjchiedenjten Formen zur Verwirklichung 


918 1567 No. 1 BGB. 
7) Mot. 1V ©. 133 ff., 161 ff.; Denkſchrift ©. 184 ff.; Prot. II ©. 5095 ff. 
(BB. 4 ©. 116ff.); BRK. ©. 130ff.; Pland-Unzner IV ©. 97ff.; v. Staudinger 
V6& DL Matthiah Bd. 28 85ff.; Coſack SS 250 ff.; Hachenburg, Das BOB. 
Rorträge), S . 111 fj.; Schröder, Das eheliche Güterrecht nad) dem BGB. (2. Aufl.) 
1899; Pland, Die rechtliche Stellung der Frau (Bortrag), ©. 14ff.; Fraentel, Das 
nn des BGB., 863 F Kohler, Das Eherecht des BGB., 8 247 ff.: v. Buchka, 
3. 3. Aufl. 297 fi.; Förtich ©. 222 N; Engelmann, Altes und neues bürgerl. Recht, 
S. 651 ff.: — Das Recht der Frau, S. 56ff.; Neubauer, Das in Deutſchland 
—* eheliche Güterrecht (2. Aufl.), 1859; Gerber Eoſad Deuſches Privatrecht 
. Aufl. 1895), & 266 ff.; Dernburg Bd. 3 ss 24 ff.; Eccius Bd. 4 $ 208; Zürn, 
Sr Eherecht, S. 41 ff. 
44* 
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8 1432. gelangt und hat jeinen ältejten pofitiven Ausdrud im Sachſenſpiegel!) 
gefunden: Mann und Weib haben fein gezweiet Gut bei ihrem Xeib. 

Die in Deutichland bejtehenden mehr als hundert ehelichen Güterrechte 
lafjen fi auf folgende Hauptgruppen zurüdjühren: 

1. die allgemeine Gütergemeinjchaft, 

2. die partifuläre Gütergemeinjchaft (Errungenichaftsgemeinichaft und 
Fahrnisgemeinſchaft). 

3. Die deutſchrechtliche Gütertrennung (Verwaltungsgemeinſchaft oder 
Gütereinheit, reine Gütertrennung), 

4. das römiſche Dotalrecht. 

Nirgends war die Rechtszerſplitterung ſo groß, wie auf dem Gebiete 
des ehelichen Güterrechts. Dieſem Rechtszuſtande hat das BGB. nunmehr 
ein Ende bereitet, indem es das eheliche Güterrecht einheitlich für das 
ganze Deutſche Neid, geregelt hat.) Fortan gilt in ganz; Deutſchland ein 
einziges gejebliches Güterrecht, und ziwar hat das BGB. als jolches das 
auch dem ALR. zu Grund liegende Syitem der VBerwaltungsgemein= 
Ihaft angenommen.) Daneben regelt das BOB. im Anſchluß an die 
übrigen Hauptgruppen des bisherigen ehelichen Güterrecht3 die allgemeine 
Gütergemeinſchaft, die Errungenjchaftsgemeinfchaft und die Fahrnisgemeinſchaft 
al3 vertrag3mäßige Güterſtände und eröffnet ſomit den Ehegatten Die 
Möglichkeit, im Wege des Ehevertrags einen ihrem bisherigen Güterrecht 
und ihrem Nechtöbewußtjein entjprechenden Güterjtand zu jchaffen. 

Der gejeblihe Güterjtand des BOB. gilt jomit nur injoweit, als 
nicht die Ehegatten ihre güterrechtlichen Verhältnifje durch Vertrag ander- 
weitig geordnet haben.*) 

Inter: II. Während nad) preußifchem Nechted) für das eheliche Güterrecht 
— das Recht des erſten ehelichen Wohnſitzes maßgebend iſt und bleibt, auch 
wenn die Eheleute ſpäter ihren Wohnſitz nach einem Orte verlegt haben, 
welcher von einem anderen ehelichen Güterrechte beherrſcht wird (Unwandel— 
barfeit des ehelichen Güterrechts, wird nad) BGB.) das eheliche Güterrecht 
nach den deutſchen Geſetzen beurteilt, wenn der Ehemann zur Zeit der 
Eheſchließung ein Deutjcher war, ohne Rückſicht darauf, ob er jeinen 
Wohnjig im Inland oder im Auslande hatte. Das deutiche Recht bleibt 
maßgebend, auch wenn der Ehemann feinen Wohnfig in das Ausland verlegt 
ober eine fremde Staatsangehörigfeit erlangt. Erwirbt ein ausländijcher 


4) Sip. 1, X 31 $ 1: Man unde wif ne hebbet nein getveiet gut to irme 
live; vgl. auch 131 $ 2: Svenne en man wif nimt, so nimt he in sine gewere 
al ir gut to rechter vormuntscap. 

?) Das BGB. hat das ſog. Regionaliyiten, wonach im Anſchluß an die in 
Deutichland geltenden Hauptgruppen des ehelidyen Güterrechts mehrere Syiteme ge— 
jeglich normiert und dem Reichs- oder Landesgejeß überlafjen werden jollte, in 
welchem Teile Deutichlands das eine oder das andere der Syiteme gelten jollte, 
abgelehnt. Mot. IV ©. 134. 

9) Nur in bejonderen Füllen tritt für diefen Güterſtand kraft Geſetzes der 
ſubſidiäre Güterſtand der nn ein, SS 1364, 1418—1420, 1436, 1470 
Abi. 1, 8 1545 Abſ. 1, 88 1549, 1587, 1426— 1431 BHB. +, $ 1432 BGB. 

5) 88 350, 352 I 1 AUHR.; Entich. NS. Bd. 6 No. 62 ©. 233, Bd. 36 
No. 81 ©. 332; RG. in Gruchots "Beiträgen, Bd. 32 No. 77 ©. 1018, 1020. 

°, Art. 15 Abf. 1 66. z. BOB. 
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Ehemann nach der Eingehung der Ehe die Neichdangehörigfeit, oder haben aus- 88 1363, 
Ländijche Ehegatten ihren Wohnſitz im Inlande, jo find für das eheliche Güter- 136. 
recht die Geſetze des Staates maßgebend, dem der Mann zur Zeit der Ein— 

gehung der Ehe angehörte. Das BGB. hat aljo ebenfalls den Grundſatz der 
Unwandelbarkeit des Güterrecht3 angenommen. Verweiſt jedoch das nad) 

dem Grundjage der ehemännlichen Staatdangehörigfeit geltende ausländiiche 

Recht auf das deutjche Recht N) jo finden die deutſchen Gejege Anwendung. 

Die Ehegatten fünnen aber einen Ehevertrag jchließen, auch wenn er nad) dem 

Rechte der Staatsangehörigfeit des Mannes unzuläffig jein würde.?) 

III. Das vom BGB. zum gejeglichen Güterrecht erwählte Syſtem Per 
der Berwaltungsgemeinichaft oder, wie es das BGB. nennt, das Syitem 
der Verwaltung und Nutznießung des Mannes beiteht feinem Wejen 
nah darin, daß das Vermögen der Frau durch die Eheſchließung kraft 
Seiches der Verwaltung und Nutznießung des Mannes unterworfen wird®), 
der dafür den ehelichen Aufwand allein zu tragen hatt), und daß der 
Mann nach der Beendigung der Verwaltung und Nutznießung das ein- 
gebrachte Gut der Frau herauszugeben hat.>) 

A. Das der Verwaltung und Nubniefung des Mannes unterworfene Eingebradhtes 
drauenvermögen nennt das BOB. nad) dem Vorgange des ALR.) ein ia 
gebrachtes Gut.?) 

Dasjenige Vermögen der Frau, welches der ehemännlichen Berwaltung 
und Nutznießung nicht unterliegt, heißt Vorbehaltsgut. Der Begriff 
und der Umfang des Vorbehaltsguts iſt gefeblich begrenzt; alles Ver— 
mögen, das nicht Vorbehaltsgut ift, hat die Eigenſchaft des ein- 
gebrahten Gutes. Zum eingebrachten Gute gehört nah) BGB. nicht 
blos das von der Frau in die Ehe eingebrachte, fondern aud) das von 
der Frau während der Ehe erworbene Vermögen.?) Alles Vermögen der 
Frau gilt biß zum Beweiſe des Gegenteil als eingebrachtes Gut.!?) 

Die Verwaltung und Nubniefung de8 Mannes beginnt mit der 
Eheihliegung 1), fie tritt jedoch nicht ein, wenn der Mann mit einer in 
der Geichäftsfähigfeit beſchränkten Frau ohne Einwilligung ihres geieglichen 
Vertreterd ſich verheiratet.1?) Im übrigen begründet es für die Rechte 
de3 Mannes am eingebrachten Gute feinen Unterjchied, ob die Frau voll- 
jährig oder minderjährig ift.13) Die elterliche Gewalt oder die Vormund— 


) 2.8. weil nad) dem fremden Rechte das deutſche Recht al$ lex domicilii 
oder alö lex rei sitae oder ala Recht der ge enwärtigen rg ie in 


Betracht kommt. N) Art. 15 Ab}. 2, Art. 27 EG. 3 
») g 1363 BGB.; 88 205, 212, 231 IT 1 ven 
*) 8 1389 BOB. 5), 8 1421 BÖR. 
°*, 8 210 II 1 ACH. ) 8 1363 Abſ. 1 BGB. 


"88 210, 231 II 1 ALR.; 8 1365 BGB. 

*, & 1363 Abj. 2 BGB.; auch die Geſchenke de8 Mannes. 

icj Mot. IV ©. 162. 11) 8 1363 BGB.; SS 205, 231 IT 1 ALM. 

1 8 1364 BGB.; vol. 88 1304, 1331, 1661 BGB. es tritt Gütertrennung 
ein, $ 1426 BGB., daran ändert auch der Be afall der beichräntten Geſchäftsfähigkeit 
nichts. Vgl. auch 88 978, 980, 981, 983, 999° II 1 ALR 

) Die Frage iſt im breufifcjen Rechte beitritten, vgl. Dernburg, Bd. 3 8 30 
S. 104; Eccius Bd. 4 8 208 Anm. 56; Jahrbuch KG. Bd. 11 No. 19 ©. 75; 
dernbuig Schultzenſtein, Vormundſchaftsrecht, $ 87; 88 736ff. II 18 AL. 


88 1362, 


1365,1366 


1367,1372 


Borbehaltss 
gut. 


Geſehzliches 
Borbehaltss 
gut. 


69 Vierte Buch. Familienrecht. 


ichaft über die minderjährige Tochter bleibt beftehen, und dieſe bedarf zu 
ihren Willenserflärungen der Zujtimmung ihres gejeßlichen Vertreters nad) 
"den allgemeinen Vorjchriften.!) Mit der Heirat der Tochter endigt Die 
elterlihe Nußnießung.?) 

B. Jeder Ehegatte kann nah BGB. jederzeit verlangen, daß der 
Beitand de3 eingebrachten Gutes durch Aufnahme eines Verzeichniſſes 
unter Mitwirkung des anderen Ehegatten feitgeitellt wird. Das Ver— 
zeichnis ijt mit der Ungabe des Tages der Aufnahme zu verjehen und 
von beiden Ehegatten zu unterzeichnen. Jeder Ehegatte kann auc) öffentliche 
Beglaubigung der Unterzeichnung oder öffentliche Aufnahme des Verzeichnifjes 
beanipruchen. Die Koften der Aufnahme und der Beglaubigung hat der— 
jenige Ehegatte zu tragen und vorzujchießen, welcher das Verlangen jtellt.3) 
Auch kann jeder Ehegatte den Zuſtand der zum eingebraditen Gute 
gehörenden Sachen auf jeine Koſten durch Sacjverjtändige feititellen 
laſſen.) Für die Ernennung, Beeidigung und PVernehmung der Sad)- 
veritändigen iſt das Amtsgericht zujtändig, in dejien Bezirke ji) die Sachen 
befinden.5) 

IV. Die Verwaltung und Nubniegung des Mannes erjtredt jich nicht 
auf das Vorbehaltsgut der Frau.f) 

A. Nach BGB. wie nach ALR. entjteht VBorbehaltsgut entweder fraft 
Geſetzes oder durch Rechtsgeſchäft. 

1. Geſetzliches Vorbehaltsgut ſind nach BGB.: 

a) in Uebereinſtimmung mit dem ALR.?) die ausſchließlich zum 
perfönlihen Gebraude der Frau bejtimmten Sachen, insbejondere 
Kleider, Schmucdjachen und Arbeitögeräte.®) 

Es ijt gleichgültig, mit weſſen Mitteln diefe Sachen angejchafft find, 
Vorausjegung für die Vorbehaltseigenjchaft it nur, daß fie Eigentum der 
Frau find. Hierbei fommt aber die Vermutung in Betracht, dab folche 
Saden im Berhältnifje der Ehegatten zu einander und zu den Gläubigern 
der rau gehören?); 

b) alles, wa8 die rau durch ihre Arbeit!) oder durd den 
jelbjtändigen Betrieb eines Erwerbägejchäfts erwirbt.!!) Dieſe 


) Der Mann darf zum Vormunde der Frau bejtellt werden, $ 1778 Abi. 3 
BEHB.; bei Interefienkollifion ift dann ein Pfleger zu eınennen, 88 1795, 1909 BGB., 
aljo bei allen Necytögeichäften, bei welchen der Mann der Zujtimmung der Frau bedarf. 

) 8 1661 BGB. 

3) 8 1372 Abſ. 1, 8 1035 BGB.; g8 167 ff. RFrG. 

*) 8 1372 Abſ. 2 BGB. 5, 8 164 NO. 

°%) 8 1365 BGB.; $ 205 IT 1 AU. 

) 88 206, 217, 218 II 1 AER., auch die dem BGB. fremde Morgengabe 
gehörte zum geieblichen Vorbehaltsgute, $ 207 IT 1 AEN. 

®) 8 1366 BOB; BRK. ©. 134, 136; jo Schon nad) märkiſchem Provinzial: 
rechte, von Scholg und Hermensdori-Günsburg, Provinzialvecht der Kurmark Branden- 
burg (3. Aufl. 1805) ©. 203; Korn, Das Güterreht und Erbrecht der Eheleute nad 
dem brandenburgiichen Provinzialrecht, ©. 59 ff. 

) 8 1362 Abſ. 2 BGB. 

0) Ausgenommen Vrbeiten im Hausweſen und im Geichäfte de8 Mannes, 
& 1356 Abi. 2 BGB. 

) g 1367 BOB. 
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Vorichrift enthält eine Neuerung gegenüber dem früheren Rechte. Nach 8 1868. 
ALR.!) erwarb die Frau alles, wa3 fie in jtehender Ehe erivarb, der 
Regel nad) dem Manne; diefen Sat hat die preußiiche Praris?) in kon— 
itanter Rechtſprechung dahin ausgelegt, daß er id) nur auf den Erwerb 
der Frau durch häusliche Thätigfeit und gemeine Dienjte, nicht aber auf 
den Erwerb der rau durch artifizielle und indujtrielle Thätigkeit ſowie 
auf den Erwerb durch läjtige Verträge beziehe. Der Erwerb der Frau aus 
einem mit eigenen Mitteln betriebenen Gewerbe gehörte der rau und 
niht dem Manne; nur der Neingewinn aus dem Gewerbe fiel bei der 
Vermögendabjonderung dem Manne zu, jofern ihn nicht die Frau in Grund— 
jtüden und Klapitalien auf ihren Namen angelegt hatte. Zum vorbehaltenen 
Vermögen gehörte der Erwerb nur dann, wenn das Gewerbe oder 
dad Erwerbögejchäft mit den Mitteln des Vorbehaltsguts betrieben wurde; 
er bildete aljo regelmäßig einen Teil des eingebrachten, der Verwaltung 
und Nußniegung des Mannes unterivorfenen Vermögensd.3) 

Demgegenüber ijt nunmehr jeder Erwerb, den die Frau während der 
Ehe durch ihre Arbeit oder durch den jelbjtändigen Betrieb eines Erwerbs— 
geſchäfts erzielt, 3. B. als Tagelöhnerin, Fabrifarbeiterin, Malerin, 
Sängerin, Lehrerin, Stiderin, Buchhalterin, Schriftitellerin, gejeßliches 
Vorbehalt3gut der rau, an welchem dem Manne weder Verwaltung 
noh Nutznießung zujteht und welches der freien Verfügung der Frau 
unterliegt.) Auch wenn die rau im Geichäfte des Mannes gegen 
N Dienste leitet, gehört die Gegenleiftung zum Vorbehaltsgute.) 

2. Vertragsmäßiges Vorbehaltsgut ift, was durch Ehevertrag re 
für Vorbehaltsgut erklärt ijt.%) Ein ſolcher Ehevertrag kann auch während ordnet 
der Ehe errichtet und muß bei gleichzeitiger Anwejenheit beider Teile vor 
Geriht oder vor einem Notar geichlofjen werden.) Der Umwandlung 
von eingebrachtem Gute in Vorbehaltsgut fünnen weder die Gläubiger des 
Mannes noch die der Frau widerjprechen. 

3. VBorbehaltsgut ift ferner der Erwerb von Todesiwegen (Erbfolge, wenbungen 
Vermächtnis, Pflichtteil) und die unentgeltliche Zuwendung unter Lebenden Dritter. 


') 8 211 II 1 ALR. 

” Striethorit, Archiv Bd. 6 ©. 224, Bd. 11 ©. 356, Bd. 15 ©. 91, Bb. 46 
©, 166, BD. 99 ©. 148; Entſch. Ob. -Trib. Bd. 52 ©. 141; Entid. RG. Bd. 3 
Ro. 70 ©. 251; in Gruchois Beiträgen Bd. 24 No. 53 ©. 488; Bd. 26 No. 125 
©. 1002, Bd. 35 No. 90 ©. 1040. 

) 88 219, 220 II 1 ALR. Nach märkiſchem Provinzialvechte gehörte dem 
Manne nur der Erwerb der Frau in der Wirtichaft und in dem Gejchäfte des Mannes, 
jeder andere Erwerb fiel der Frau zu, v. Scholg und Hermensdorf a. a. D. ©. 204; 
Kom a. a. O. ©. 107. 

) Zum Vorbehaltsgute gehört demnach auch da8 Gehalt oder die - Penfion einer 
beamteten Ehefrau, ebenjo die \nvaliditäts-, Alters, Unfallrente einer rau. Ob die 
Frau ein Erwerbsgeſchäft ſelbſtändig betreiben darf, ijt nach $$ 1353, 1354, 1358 BGB. 
zu beurteilen; j. o. Seite 682. Der Erwerb der rau vor Eingehung der Ehe wird 
ingebrachtes But. 

) Brot. II ©. 5111, 5145 (Bd. 4 ©. 125, ©. 141). 

) 88 1368, 1432 BGB.; SS 208, 209 II 1 AUM. 

’, 8 1434 BGB. Das ALR. verlangte für den nad) der Hochzeit errichteten 
—— Form und Zuziehung eines Beiſtandes für die Frau, 88 209, 

If. II1 ALR 
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8 1369, (Schenkung, Ausitattung), wenn der Erblafjer durch legtwillige Verfügung !) 


Bon. 


Surrogiertes 
But. 


oder der Schenker bei der Zumendung beitimmt hat, daß der Erwerb 
BVorbehaltsgut fein fol.) Eine jolche Zweckzuwendung ſchließt nicht auß, 
dag die Ehegatten die Morbehaltseigenichaft ſpäter durch Ehevertrag 
wieder aufheben, ſofern dieſe nicht etwa zur Auflage oder Bedingung der 
Zumendung gemacht war. 


4. Vorbehaltsgut ijt alles, was dem Vorbehaltsgute fraft Surro— 
gation zuwächſt. Dazu gehört ®): 

a) der Erwerb, den die Frau auf Grund eines zu ihrem Vorbehalts— 
gute gehörenden Rechtes erlangt, 3. B. Kapitalzinſen, Mietzinjen, natürliche 
Früchte, Gewinn auf Grund eines zum Vorbehaltenen gehörenden Lotterie 
lojes, Erſparniſſe aus dem Vorbehaltsgute; 

b) der Erjaß für die Zerjtörung, Beichädigung oder Entziehung eines 
zu dem Vorbehaltsgute gehörenden Gegenjtandes; darunter fallen 3. B. 
Entihädigungen für Enteignung von Worbehaltsgut, Berficherungsgelder, 
Schadenderfagleiftungen, der bei der Zwangsverſteigerung von Vorbehaltsgut 
übrig bleibende Erlös; 

c) der Erwerb durd) ein Nechtsgeichäft, das ji auf das Vorbehaltsgut 
bezieht; dahin ift 3. B. zu rechnen der durch den Verkauf von Vorbehaltägut 
erzielte Gewinn, die Anichaffung von nventarienjtüden für ein zum Vor— 
behaltägute gehörende Grundjtüdt), die Valuta für die Abtretung einer 
zum Worbehaltsgute gehörenden Forderung. 

B. Die Redtsitellung der Frau gegenüber dem Worbehaltsgut ergiebt 
fich aus deſſen Weſen ($ 1365) und aus dem Orundjage des BGB., daß 
die Frau in ihrer Gejchäftsfähigfeit weder durch die Ehe als ſolche noch 
durch das in der Ehe geltende Güterrecht bejchräntt wird. Die Frau hat alſo 
dem Vorbehaltsgute gegenüber diejelbe freie Stellung wie im Falle der Güter: 
trennung gegenüber ihrem gejamten Vermögen.) In Anjehung des Vor: 
behaltsgut3 gebührt ihr aljo, wie im ALR.s Die jelbitändige Verwaltung 
und die Nutznießung jowie die freie Verfügung ohne Mitwirkung des 
Mannes, auch kann fie das Worbehaltsgut mit Schulden belaften. Einen 
Beitrag zur Beitreitung des ehelichen Aufwandes hat die Frau aus dem 
Vorbehaltsgute nur infomweit zu leiten, als der Mann nicht jchon durd) 
die Nutzungen des eingebrachten Gutes einen angemejjenen Beitrag erhält.?) 

Dritten gegenüber iſt die Vorbehaltseigenjchaft des Frauenvermögens 
nur dann wirkſam, wenn jie in dem Güterrechtsregiſter eingetragen oder 
ihnen befannt war.®) 





!) Darunter Bann dad BGB. nur einjeitige Verfügungen von Todes: 
wegen, $$ 1037, 2229 BOB. 

8 1369 BOB.; 8 214 II 1 UER. 

»), 8 1370 BGB.:; 88 217, 218 II 1 ALN. 

+) Mot. IV ©. 177, 178. 

6) 8 1371 BGB, 

es 221—223, 225—227, 229, 230, 318, 319, 619, 620 II 1 ALR. 

) Abweichend von $ 1427 Abi. 2 368. 

9) 8 1435 BOB. 
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88 1373, 
2. Verwaltung und Nutznießung. 1374. 


$ 180. 
a) Rechtsſtellung des Mannes." 

Durh das ganze geiegliche eheliche Güterredht des BGB. zieht ſich 
der Gedanke, dag der Frau die Subjtanz ihres Vermögens zu erhalten 
it. Der Mann ijt der Verwalter des Frauenguts und zieht die Nußungen 
für ji) al3 Beitrag zu dem von ihm zu bejtreitenden ehelichen Aufwand, 
ober die Verfügung über die Suübſtanz des Vermögens ſteht ihm nicht 
zu. Grundfäglich kann fein Teil allein, jeder Ehegatte nur mit Zuftimmung 
de3 andern über die Subjtanz des eingebrachten Gutes verfügen. 

A. Verwaltung. 


I. Der Mann ift Eraft Gejeßes berechtigt und verpflichtet, das ein Verwaltungs 
gebrahte Gut zu verwalten; demgemäß hat er auch die Berechtigung, 
die dazu gehörenden Sahen in Beſitz zu nehmen.?) Hat er den Beſitz 
erlangt, jo iſt er unmittelbarer Beliger und zwar Alleinbejiger; die Frau 
hat mittelbaren Beſitz, nicht Mitbefiß. Der den Ehegatten gewährte Beſitz— 

Ihuß richtet jich nad) den allgemeinen Borjchriften.?) 

Die Verwaltung führt der Mann Eraft eigenen Rechtes für Nechnung 
der Frau, und hierbei kann er ſowohl im Namen der Frau als auch im 
eigenen Namen handelnd auftreten, joweit er die Zujtimmung der rau 
befigt oder ihrer nicht bedarf.*) 

Der Mann ift zu einer ordnungsmäßigen, d. h. einer den Regeln 
einer vernünftigen Wirtjchaft entiprechenden Verwaltung verpflichtet.d) Verletzt 
er diefe Pflicht Ichuldhaft, jo haftet er der Frau für den daraus entjtehenden 
Schaden.) Ueber den Stand der Verwaltung hat er der Frau auf 
Verlangen Auskunft zu erteilen.?) 

I. Während nah ALR.S) der Mann das Recht der freien Verfügung gerfügungs- 
über die eingebrachten Mobilien (Möbel, Hausrat, Gerätjchaften) der vet. 
rau, insbefondere auch über die Inhaberpapiere und indojjablen Papiere 
mit Blankogiro hatte und der Eimvilligung der Frau nur zur Einziehung, 
Kündigung, Verpfändung oder Veräußerung ſolcher Kapitalforderungen, 
welhe auf den Namen der Ehefrau oder ihrer Erblafjer oder Geſchenk— 
geber gejchrieben waren, bedurfte), hat das BOB. das Verwaltungsrecht 





) Litteratur jiehe bei $ 179. 

7), % 1373 BSB.; SS 205, 231 IT 1 ALR.; der Mann ift aljo nicht kraft 
Geſetes Befiger. 

9 88 859- 865, 868 BGB. 

*) Bgl. Brot. II ©. 5100—5103, 5201—5203, 5241 (Bd. 4 ©. 119, 120, 
165, 186, 185). 

5, $ 1374 Sat 1 BOB. 

“8 1359 BGB. Der Anſpruch lann aber der Regel nad erit nach der 
* — Verwaltung und Nutznießung gerichtlich geltend gemacht werden, 

4 j 

) 8 1374 Sag 2 BOB. 8) 88 247, 233—239 II 1 AL. 

) Striethorft Archiv, Bd.12 ©. 32, Bd.24 ©. 74; : Entich. Ob.:Trib. Bd. 71.63. 
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58 1976, de3 Mannes gegenüber dem früheren Rechte im Intereſſe der Sicherheit 


der Frau erheblich) eingejchränft. 

Nah BEGB.!) umfaßt das Verwaltungsrecht des Mannes grundjäßlich 
nicht die Befugnis, die Frau durch obligatorische Rechtsgeſchäfte zu ver: 
pflichten oder über eingebrachtes Gut ohne ihre Zuftimmung zu ver— 
fügen. Daraus folgt: 

Ootkgatorlide 1. Der Mann ijt nicht berechtigt, obligatorische Nechtögejchäfte im 

gefipätte. Namen der Frau vorzunehmen und fie durch joldhe Nechtsgeichäfte zu 
verpflichten, auch wenn dieje Nechtögejchäfte zur ordnungsmäßigen Ver— 
waltung des eingebrachten Gutes erforderlic) find; hierzu bedarf er vielmehr 
der Zuſtimmung?) der rau, die regelmäßig in der Gejtalt einer Vollmacht 
nad) außen zum Ausdrude gelangen wird. Die Zuftimmung der Frau 
fann unter gewijjen Vorausjeßungen durch das Vormundſchaftsgericht erjeßt 
werden.?) Nechtsgeichäfte, denen die Frau zugeltimmt hat oder bei denen 
diefe Zuftimmung erjegt worden ijt, ann der Mann in Namen der Frau 
vornehmen. 

Verfügungen. 2. Das Verwaltungsrecht enthält noch Feine Verfügungsbefugnis des 
Mannes. Zu Verfügungen‘) über eingebrachte8 Gut bedarf der Mann 
regelmäßig der Zuftimmung (Einwilligung, Genehmigung) der Frau 
und zwar aud) dann, wenn fte zur ordnungsmäßigen Verwaltung des ein= 
gebrachten Gutes nötig find. Ohne ihre Zuſtimmung kann er alfo feine 
Sache veräußern, feine Forderung abtreten, feine Hypothek beitellen. Die 
ohne Zuſtimmung der Frau erfolgte Verfügung ift unwirkſam, fie wird 
wirkſam, wenn die rau fie genehmigt.d) Hat der Mann die Verfügung 
im Namen der Frau ohne deren Zuftimmung vorgenommen, jo fommen 
die Normen über die Vertretung ohne Vertretungsmacht zur Anwendung.) 

Berweigert die Frau ohne ausreichenden Grund ihre Zuftimmung zu 
einem zur ordnungsmäßigen Verwaltung des eingebrachten Gutes erforder: 
lichen (dinglichen oder obligatoriichen) Nechtsgeichäfte, 3. B. zur Aufnahme 
eines Darlehns oder zur Beltellung einer Hypothek, jo kann dieſe auf 
Antrag des Mannes, wie jchon nach ALR.?), durd) das Vormundſchafts— 
gericht erjeßt werden.®) 

Das Gleiche gilt, wenn die rau durch Krankheit oder durch Ab— 
wejenheit an der Abgabe einer Erklärung verhindert und mit dem Auf— 
ichube Gefahr verbunden: ift.?) 

Ausnahmen. Bon der Regel, dag dem Manne die Verfügung über eingebrachtes 
Gut ohne Zuftimmung der Frau verjagt ift, macht da8 BOB. Ausnahmen. 


) 8 1375 BOB. 

2) 88 152— 184 BGB., Eimwilligung oder Genehmigung, fie bedarf feiner Form 
und lann auch ſtillſchweigend erteilt werden. 

”, 8 1379 BOB. 

9 Nechtögeichäfte, durch die unmittelbar ein Recht übertragen, belajtet, geändert 
oder aufgehoben wird, jiehe oben ©. 62, 63. 

8 185 BOB. 9 ss 177—180 BOB. 

7,8 239 II 1 NEN. 

9 & 1379 Abſ. 1 BGB.; 88 35, 45, 53 RFrG., vgl. Jaſtrow, im Archiv für 
bürgerl. Necht, Bd. 25 ©. 131. ) 8 1379 Abi. 2 BOB. 
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a) Ohne Zuftimmung der Frau kann der Mann über Geld und BE 1376, 
andere verbraudbare Sachen verfügen, alfo über folhe Sachen, die 1377,1411. 
zum Umjage bejtimmt jind.!) Das vorhandene Geld (bares Geld, Bapier- u une 
geld, Banknoten) und die vorhandenen anderen verbrauchbaren Sachen (z. B. — 
Warenbeſtände eines Erwerbsgeſchäfts der Frau) bleiben zwar Eigentum der <aden. 
Frau, unterliegen alſo nicht dem Zugriffe der Gläubiger des Mannes, 
aber dem Manne ſteht das freie Verfügungsrecht über fie zu.) Er iſt 
jedoch verpflichtet, das bare Geld, ſoweit es nicht zur Beſtreitung von 
Ausgaben bereit zu halten iſt, für die Frau mündelſicher und verzinslich 
anzulegen.s) Ueber die durch dieſe Anlage begründete Forderung der Frau 
fonn der Mann aber nicht ohne ihre Zuftimmung verfügen. 

Andere verbrauhbare Sachen darf der Mann auch für ſich ver- 
äußern oder verbrauchen, muß aber ihren Wert nach beendigter Verwaltung 
und Nutznießung der Frau erjegen.‘) Den Gläubigern der rau gegen- 
über iſt er zum fofortigen Erſatze verpflichtet.5) 

Wenn aljo die Frau ein Ermwerbsgeichäft in die Ehe einbringt und 
der Mann den jelbjtändigen Betrieb des Gejchäfts durch die Frau nicht 
geitatten will, jo ijt er berechtigt, das Gejchäft im eigenen Namen fort: 
zubetreiben und über die zum Gejchäfte gehörenden Warenbejtände frei zu 
verfügen.) Iſt das Erwerbsgeichäft ein Handelsgeſchäft, jo darf der 
Mann für das Gejchäft die bisherige Firma mit oder ohne Beifügung 
eines das Nachfolgerverhältnis andeutenden Zuſatzes fortführen, wenn die 
grau in die Fortführung der Firma ausdrüdlich willig. Die Folge ift 
dann, da der Mann für alle im Betriebe des Geſchäfts begründeten Ver— 
bindlichkeiten der Frau haftet und daß die im Betriebe begründeten Forde- 
tungen den Schuldnern gegenüber als auf den Mann übergegangen gelten.?) 

b) Ohne Zuftimmung der Frau fann der Mann auc) verzinsliche Aufrehnung. 
oder unverzinglihe Korderungen der rau gegen jolche Forderungen an 
die Frau, deren Berichtigung aus dem eingebrachten Gute verlangt werden 
fann®), aufrechnen.?) 

Eine anderweitige Verfügung über sorderungen der Frau jteht dem 
Manne nur mit deren Zuftimmung zu, er fann fie aljo allein weder 
kündigen noch abtreten, noch verpfänden, noc ihre Bezahlung annehmen. 

8 1376 No. 1, 8 92 BGB. 

*) Nah BGB. wird an den Eigentumsverhäftnifien in Anfehung der ver- 
brauhbaren Sachen durch das ehemännliche Verwaltungs- und Nutznießungsrecht 
nichts geändert, die Frau behält aljo ihr Eigentum; nach ALR. ging bares Geld in 
das Eigentum des Mannes durch Vermiſchung mit feinem eigenen Gelde iiber, mit 
der Verpflichtung zur Nücderjtattung einer gleichen Menge oder des Wertes, $ 548 
II 1 ALR., Striethorit Ardiv Bd. 53 ©. 138, Bd. 57 ©. 61. Val. oben ©. 416. 

) 8 1377 Abi. 2, 8$ 1807, 1808 BGB. Bei ſich jelbjit kann der Mann das 
Geld nur mit Zuftimmung der Frau anlegen, $ 181 BGB. 

*) 8 1377 Abſ. 2 BGB.; mahgebend ijt der Wert zur Zeit der Veräußerung oder 
ded Verbrauchs. Auf die ehemännlihe Nupniefung an verbrauchbaren Sachen finden 
nah BGB. nicht, wie im ALR., die Grundjäge Über den quasiususfructus Anwendung. 

5) 8 1411 Abi. 2 BEP. 

°) Vgl. Hierüber Planck-Unzner IV ©. 120 ff., Hachenburg, Vorträge S. 119 ff. 

)8$ 22, 25 HOB. Staub, Handelägejepbuch 6. Aufl. S. 139, a. M. Cohn 
in Gruchot? Beiträgen Bd. 42 ©. 53, 

"88 1411— 1414 BOB. °) & 1376 No. 2 BEP. 


1376, 
1377,1378, 


1381. 
Erfüllung. 


Eurros 
gation, 
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e) Ohne Zuftimmung der Frau fann der Mann Verbindlichfeiten der 
Frau zur Leijtung eines zum eingebrachten Gute gehörenden Gegenjtandes 
(Sache, Net) durch Leiſtung des Gegenjtandes erfüllen.!) 

Er kann alſo eine Schuld der rau bezahlen, eine Forderung, zu 
deren Abtretung die Frau verpflichtet ift, abtreten oder eine von der Frau 
geichuldete Sache herausgeben. Vorausſetzung ift nur, daß die Verbindlich- 
feit der rau begründet ijt. 

d) Verfügungen, zu denen der Mann ohne Zuftimmung der rau 
berechtigt it, joll er nur zum Zwecke ordnungdmäßiger Verwaltung des 
eingebrachten Gutes vornehmen.?) Bei jchuldhafter Verlegung diejer Pflicht 
macht er ſich der rau gegenüber haftbar.?) 

e) Gehört zum eingebrachten Gute ein Grundſtück famt Inventar, jo 
fann der Mann über die einzelnen mventarjtüde innerhalb der Grenzen 
einer ordnungsmäßigen Wirtichaft verfügen. Für die hiernach ausgejchiedenen 
Stüde jowie für den gewöhnlichen Abgang hat er Erjat zu beichaffen; die 
Erjagitiide werden mit der Einverleibung in da8 Inventar Eigentum der 
rau, aljo eingebrachtes Gut.t) | 

III. Der Erwerb, den der Mann ald Verwalter für das eingebrachte 
Gut auf Grund eines Rechtsgeſchäfts macht, wächſt unmittelbar dem eingebrachten 
Gute zu, wenn der Mann das Nechtögeichäft in erfennbarer Eigenichaft 
al3 Vertreter der Frau, alfo im Namen der Frau, abgejchlojien hat. Wenn 
der Mann aber im eigenen Namen gehandelt hat, jo fällt der mit den 
Mitteln des Eingebrachten gemachte Erwerb zunächit in das Vermögen des 
Mannes, der dann verpflichtet ift, das Eigentum auf die Frau zu über- 
tragen. Im Intereſſe der Erhaltung der Subitanz des Eingebracdhten und 
im Hinblid auf das Ausjonderungsrecht der Frau im Konkurſe des Mannes 
hat hier das BGB.) im Anſchluß an das ALKR.e) das Surrogationgprinzip 
aufgejtellt, wonad) der Erwerb durch Nechtsgejchäft de8 Mannes unter 
gewiſſen Vorausjegungen kraft Gejeßes Eigentum der Frau wird. 

1. Erwirbt nämlich der Mann mit Mitteln des eingebrachten Gutes 
bewegliche Sachen, insbejondere auch Inhaberpapiere und mit Blanfo- 
indoffament verjehene DOrderpapiere, oder ein dingliches Recht an jolchen 
Sachen oder ein anderes Recht, zu deſſen Uebertragung der Abtretungs- 
vertrag genügt”), jo geht mit dem Erwerbe kraft Geſetzes das Eigentum 
auf die Frau über, ausgenommen wenn der Mann nicht für Rechnung 
des eingebrachten Gutes erwerben wollte.®)?) 

2. Wenn der Mann an Stelle der von der Frau eingebrachten, nicht 
mehr vorhandenen oder wertlos gewordenen Haushaltungsgegenjtände 


8 1376 No. 3 BOB. Nicht geitattet it alfo Hingabe an Zahlungsitatt 
oder Bertauf von Ehegut, um ans dem Erlöfe Berbindlichfeiten zu erfüllen, wohl 
aber Hinterlegung, Mot. IV ©. 276. 2) 8 1377 Abi. 1 BGB. 

», 8 1359 BGB. ) 88 1378, 1048 Abi. 1 BEP. 9) 8 1381 BOB. 

88 559, 560 II 1 ALR.; Strietborit, Archiv Bd. 60 ©. 152. 

1); 88 398. BOB. 

) Tie Beweislaft trifft denjenigen, welcher die Surrogation leugnet, Pland: 
Ungzner IV S. 127. 

) Das Zurrogationsprinzip gilt alfo, wie im ALR. ($$ 240, 241 TI 1), nicht 
bei Grunditüden und Necdten an Grundſtücken. 
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andere anjchafft, jo werden dieſe kraft Geſetzes eingebrachtes Gut, aljo 


Eigentum der Frau, gleichviel ob die Anſchaffung mit Mitteln des Mannes ® 


oder des eingebrachten Gutes erfolgt iſt.) Dem Manne jteht ein Erſatz— 
anſpruch nicht zu. 

B. Nußnießung. 

I. Mit dem Bermwaltungsredhte des Mannes iſt nah BOB. das Recht 
der Nußniegung am Frauengute verbunden. Kraft diejes Nupniegungsrechts 
erwirbt der Mann die Nubungen des eingebradhten Gutes für jich, hat 
dafür aber die ehelichen Lajten zu tragen. Das BGB. faht die ehemänn— 
lide Nutznießung als die Form auf, in der die rau ihrerjeitS mit ihrem 
Vermögen zu dem ehelichen Aufwande beizutragen hat. 

Nah ALR.?) hatte der Mann in Anjehung des eingebrachten Gutes 
alle Rechte und Pflichten eines Nießbrauchers. Im Anjchlug an das ALR. 
regelt zwar auch das BGB. die Nußniefung des Mannes, hat aber nur 
für die Art und Weile und den Umfang des Erwerbes und für die 
Ktojten der Gewinnung der Nutznießungen ſowie der Erhaltung der Subjtanz 
ded eingebrachten Gutes die Vorichriften über den Nießbrauch für ans 
wendbar erflärt®), im übrigen aber die Nußniegfung des Mannes jelb- 
jtändig geregelt. 

U. Nah BGB. erwirbt der Mann die Nußungent) des eine 
gebrachten Gutes in derjelben Weife und in demjelben Umfange wie ein 
Niepbraucher.>) 

Außer den Kojten, die durch die Gewinnung der Nußungen entjtehen, 
hat der Mann diejenigen Koften zu tragen, welche durch die Erhaltung 
der zum eingebrachten Gute gehörenden Sachen in ihrem woirtichaftlichen 
Beitand erwachlen. Ausbejjerungen und Erneuerungen liegen ihm nur 
injoweit ob, al3 jie zu der gewöhnlichen Unterhaltung der Sache gehören.®) 

III. Bejondere Beitimmungen trifft da8 BGB. in Anfehung der mit 
der Verwaltung und Nußnießung für den Mann verbundenen Yaiten. 
Es geht hierbei davon aus, daß der Mann im Verhältnifje zur Frau alle 
Laſten zu tragen hat, die bei vrdnungsmäßiger Wirtichaft aus den 
laufenden Einnahmen bejtritten werden und daß er dieſe Yajten unabhängig 
davon zu bejtreiten hat, ob der Ertrag de eingebrachten Gutes hierzu 
ausreicht. ?) 

1. Hiernach ift der Mann der Frau gegenüber verpflichtet, für die 
Tauer der Verwaltung und Nubniegung folgende Laſten zu tragen: 

a) die der Frau obliegenden öffentlichen Laſten mit Ausichluß der 
auf dem Vorbehalt3gute ruhenden Lajten und der außerordentlichen Yaiten, 
die ald auf den Stammwert des eingebrachten Gutes gelegt anzujehen find ®); 


!) 8 1382 BGB., 8 560 II 1 ACH. 

) 88 231, 256, 257 II 1 ACH. 

») 88 1383, 1384 BOB. 9 $ 100 BOB. 

° 8 1383 BGB. Vol. oben Seite 464 ff., 473 ff., 476 ff. und 88 1038, 1039, 

1048, 1066, 1068, 1073 3 3659 

* 88 1384, 1041 Bon. Ueber außergewöhnliche Reparaturen ſiehe oben 
©. 466; 88 1042, 1043 BB; über den Berwendungsanfpruc) des Mannes $ 1390 BOB. 

N Denlſchr. S. 192. 

9 8 1385 No. 1 BGB. Bol. $ 1047 BGB., fiehe oben ©. 467. 


38 1382 
is 1385. 


Nupnießung. 


Erwerb der 
Nugungen. 


Laſten. 


88 1385, 


1386,1388 


1389,1394. 


Ehelicher 
Aufwand. 


Erſatz 
von Auf⸗ 
wendungen. 
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b) die privatrechtlichen Laſten, die auf den zum eingebrachten Gute 
gehörenden Gegenſtänden (Sachen, Rechten) ruhen!); 

c) die Zahlungen, die für die Verſicherung der zum eingebrachten 
Gute gehörenden Gegenftände zu leiten find (Beiträge, Prämien) 2); 

d) die Zinjen derjenigen Verbindlichkeiten der Frau, deren Berich— 
tigung aus dem eingebrachten Gute verlangt werden Fann®), ſoweit dieſe 
Berbindlichkeiten im Berhältnifje der Ehegatten zu einander dem einge- 
bradten Gute (micht dem Vorbehaltsgute) zur Lajt fallen.t) 

Das Gleiche gilt von wiederkehrenden Yeiltungen anderer Art, ein— 
Ichlieglich der von der Frau auf Grund ihrer gejeklichen Unterhalts— 
pflicht5) geichuldeten Yeiltungen, jofern fie bei ordnungsmäßiger Verwal— 
tung au den Einkünften des Vermögens bejtritten werden®), und von ge= 
willen Brozepkoften.”) 

2. Soweit der Mann der frau gegenüber verpflichtet ift, deren Ver- 
bindlichfeiten zu tragen, haftet er den Gläubigern der Frau neben der 
Frau unmittelbar als Gejamtjchuldner.®) 

IV. Der Mann hat den ehelihen Aufwand zu tragen®), aljo 
alle Aufwendungen für die perjönlichen Bedürfnifje, insbejondere den Unter- 
halt der Ehegatten und der gemeinjchaftlichen Abkömmlinge.!e) Der von 
der Frau zu leiltende Beitrag bejteht in der Hingabe ihres eingebrachten 
Gutes an den Mann zur Verwaltung und Nutznießung. Der Umfang des 
ehelichen Aufwandes richtet fich nach den Lebensverhältnijfen, insbejondere 
nach den Standes- und Vermögensverhältnifien der Ehegatten. 

Die Frau kann aber verlangen, daß der Mann den Reinertrag 
de3 eingebrachten Gutes zur Bejtreitung des eigenen und des der Frau 
und den gemeinjchaftlichen Abkömmlingen zu gewährenden Unterhalt ver— 
wendet. Der Anjpruch der rau bejteht aber nur, ſoweit der thatjächlich 
erzielte Neinertrag des eingebrachten Gutes zur Erfüllung der Unterhalts- 
pflicht de8 Mannes erforderlich ift, in dieſem Falle aber ohne Rückſicht auf 
die jonjtigen Verpflichtungen des Mannes.t!) Die Frau kann Ddiejen An— 
Ipruch gegen den Ehemann jederzeit ohne Beichränfung gerichtlich geltend 
machen !?); andererjeit3 wird fie durdy eine Verlegung ihres Anſpruchs 
auch berechtigt, auf Aufhebung der Verwaltung und Nußnießung zu Hagen.!3) 

V. Für Aufwendungen, die der Mann zum Zwecke der Verwal— 
tung des eingebrachten Gutes machte und die er den Umjtänden nach für 


y 1385 No. 2 BGB., vol. 8 1047 BOD,, oben S. 467. 

2) 8 1385 No. 3 BGB., vgl. $ 1045 Abſ. 2 BGB., oben ©. 467. 

j ss 1411— 1414 BOB, Beiweispflichtig hierfür iſt die Frau. 

+, 8 1386, 88 1415, 1416 BGB. Der Mann mu bemweifen, daß die Ver: 
bindlichfeit dem Borbehaltsqute zur Laſt fällt. 

°) 88 1345, 1346, 1351, 1578, 1582, 1583, 1601, 1604, 1708, 1712 BGB. 

*, 8 1386 Abi. 1 BGB. ) Vol. unten 8 183, 

*, 8 1388 BGB. Auf das NechtöverhältniS der Gläubiger zu dem Manne 
und zu der rau finden alio die SS 421-—425 BOB. Anwendung. 

) & 1389 Abi, 1 BGB. SS 231, 256 II 1 ALR. 

20) Mot. IV ©. 514. Damit iſt anerfannt, daß der Mann auch der Frau 
gegenüber verpflichtet ijt, den Kindern Unterhalt zu gewähren. Brot. II S. 5260 
(Bd. 4 ©. 19). 1) 8 1389 Abi. 2 BGB. 

2) 8 1304 BOB. ©, 8 1418 Abſ. 1 No. 2 BGB. 
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forderlich Halten durfte, faın er von der Fran Erſatz beanjpruchen!), jo- 88 1890, 
fern e8 jich nicht um Aufwendungen handelt, die dem Manne jelbit zur 1408,1423. 
Laſt fallen.?) 

VI Da nad ALR.) der Mann in Anjehung des eingebrachten Ver: Niytüser- 
mögens der Frau alle Rechte und Pflichten eines Nießbrauchers hatte, jo vegane 
war er auch berechtigt, die einzelnen im Nießbrauch enthaltenen Nutzungs- der Mannes. 
rehte der Ausübung nad zu übertragen. Demgemäß waren aud Die 
Släubiger de8 Mannes bereditigt, ſich an den maritaliichen Nießbrauch 
zu halten), jedoch unbejchadet des Nechtes der Frau, ihr eingebrachtes 
Vermögen zurüdzufordern, wenn fie den Nachweis führte, daß der Mann 
feine Verbindlichkeit, ihr und ihren Kindern den nad) Verhältnis ihres 
Standes notwendigen Unterhalt zu gewähren, nicht mehr zu erfüllen ver- 
mögend jei.5) 

Das BGB. geht ebenfalls davon aus, daß die familienrechtliche Gewalt 
des Mannes, kraft welcher ihm die Verwaltung und Nubniefung am ein: 
gebrachten Gute zujteht, an die Berjon des Mannes gebunden‘), und daß des- 
halb dieſes Necht als ein höchſt perjönliches nicht übertragbar it.) Das 
eingebrachte Vermögen joll lediglich den Zweden der Ehe als Beitrag zur 
Beitreitung des ehelichen Aufwandes, nicht aber zur Befriedigung fremder 
Bedürfnifje dienen. Aus dem Grundjage der Nichtübertragbarfeit des ehe- 
männlichen Verwaltungs- und Nutznießungsrechts als jolchen folgt aber 
noch nicht, daß e8 dem Manne auch verjagt ijt, die Ausübung der einzelnen 
aus feinem Gejamtrechte ſich ergebenden Rechte einem Anderen zu über: 
laſſen. Der Mann kann alfo 3. B. Beltandteile des Eheguts dadurd) 
nußen, daß er jie vermietet oder verpachtet.®) 

Dagegen folgt nah BOB. aus den Grundjaße der Nichtübertragbarkeit, daß 
dad Verwaltungs: und Nubnießungsrecht als jolches auch der Pfändung 
nicht unterworfen ijt?), und daß e8 demgemäß im Konkurſe des Mannes aud) 
nicht mehr wie früher!) zur Konkursmaſſe gehört.!!) Die Gläubiger des 
Mannes können aljo nicht mehr, wie früher, die Ausübung der ehemänn— 
lichen Nutznießung für ji in Anſpruch nehmen und zu diefem Zwecke die 
Anordnung einer Verwaltung herbeiführen. 

Was die auf Grund der Verwaltung und Nußniefung erivorbenen 
Früchte des eingebrachten Gutes betrifft, fo fallen diefe in das Eigen: 
tum de3 Mannes!?) und find der Pfändung nur injoweit entzogen, als 





918 1390 BGB. Bal. 88 670, 256, 257 BGB. Anders $ 1049 BGB. und 
nach 88 231, 586 ff. II 1, 88 56, T5ff. I 21 ACH. 

2) 88 1384—1387 BOB. 3) 88 231, 257 II 1, 8 110 I 21 ACH. 

*) Nicht dagegen an die eingebrachten Mobilien der Frau, $ 3 BO. v. 7. April 
1838 (95. ©. 255). 

) 88 256— 258 IL 1 ALR., Entih. NG. Bd. 1 No. 55 ©. 136, in Gruchots 
Beiträgen, Bd. 24 ©. 1023, Bd. 25 ©. 891, Bd. 30 No. 78 S. 970, Bd. 32 
No. 79 ©. 1027. Dies galt auch für den Fall des Konfurjes des Mannes, 88 261, 
262 IT 1 ACH. ®) 8 1408 BGB.; Mot. IV ©. 213, 214. 

) 83 1408 BOB. ®, $ 1423 BOB. Siehe ©. 725 Anm. 8. 

8861 Abi. 1 Satz 1 ERD., demnad) auch nicht der Verpfändung $ 1274 
Abf. 2 BEP. 

7,81 N. 2 RD. (alte Fafjung); Entid. RG. Bd, 15 No. 3 ©. 8. 

EL Ab. 4 KO. (neue Faſſung). 2) 88 99, 954, 1073, 1383 BOB. 


88 139%, 
1409, 


Ausübung 
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der Mann ihrer zur Erfüllung der mit der Nußnießung verbundenen Ver: 
pflichtungen ), zur Erfüllung der ihm jeiner Frau, jeiner früheren Frau?) 
oder jeinen Verwandten gegenüber gejeglich obliegenden Unterhaltspflicht 
und zur Bejtreitung jeines jtandesmäßigen Unterhalts bedarf.) In gleichem 
Umfange fallen auch die vor der Konkurseröffnung von dem Manne er- 
tworbenen Früchte in die Konkursmaſſe. 

Einer das gejeßlihe Ma überjchreitenden Pfändung der Früchte kann 
jowohl der Mann al3 die Frau widerjprechen.t) 

VII. Steht der Mann unter VBormundichaft, jo vertritt ihn nach ALR. 
und nach BGB. jein Wormund?) in den Nechten und Pflichten, die ſich 
aus der Verwaltung und Nubniefung des eingebrachten Gutes ergeben.) 
Sit die Frau Vormund des Mannes, jo liegt ihr die gleiche Vertretungs- 
pflicht ob.) Damit iſt der Frau die Möglichfeit geboten, die zur Vor— 
nahme ihrer Nechtsgejchäfte und zur Führung ihrer Prozejje erforderliche 
Einwilligung des Manne3®) als deſſen Vertreter ſich jelbit zu erteilen.) 


$ 181. 
b) Rechtsjtellung der Frau.') 


I. Während das ALR.!!) von dem Grundjaß ausging, daß alle von 
der Ehefrau während der Ehe ohne Einwilligung des Ehemannes einge- 
gangenen Nechtsgeichäfte, durch die fie nicht Lediglich Nechte erwarb, 
nichtig Waren und daß die Wirkſamkeit diefer Nechtsgejchäfte, joweit jie 
nicht ausdrüdlich mit Beziehung auf ihr Vorbehaltsgut abgeichlofjen waren, 
von der Einwilligung de8 Mannes abhing, steht das BGB. auf dem 
Standpunkte, daß die Frau zwar weder als Ehefrau noch durch das in der 
Ehe geltende Güterrecht in ihrer Geſchäftsfähigkeit bejchränft wird, daß 
aber ihr Verfügungsredht in Anjehung des eingebradten Gutes zum 
Schutze der. daran dem Manne Eraft der Verwaltung und Nußnießung zus 
jtehenden Nechte Beichränfungen erleidet. 

1. Grundjäglic” bedarf nah BGB.1?) die Frau zur Verfügung 
über eingebrachte3 Gut, aljo zu Nechtsgejchäften, durch welche unmittel- 
bar ein Necht übertragen, belajtet, geändert oder aufgehoben wird), der 


») 88 1384—1387 BOB. 

?) $$ 1345, 1346, 1351, 1578, 1583, 1586, 1609 Abi. 2 BGB. 

); 8 861 Nbi. 1 Sap 2 CRD. 

*) 88 861 Nbi. 2, 8 766 CPO. Leber die erhobene Einwendung enticheidet das 


D 


Vollſtreckungsgericht. 5) Oder Pfleger, $ 1915 BGB. 
*) 8 1409 Sat 1 BGB. ») 8 1409 Saß 2, 8 1900 BGB. 


8) 88 1395— 1400 BOB. 

) Mot. IV ©. 297, 288. Bal. auch 8 1418 Abi. 1 No. 3 BGB. 

10) Mot. IV ©. 184—1S6, 191, 219ff., Prot. II ©. 5128, 5152, 5223 ff., 
5265 ff. (Bd. 4 ©. 132, 145, 176 Ff., 196); Dentichr. S. 1927. Weitere Litteratur 
bei $ 179. 

1) s$ 318, 319, 320, 334 II 1 ALR., Entih. Ob.-Trib. Bd. 73 ©. 65; 
Entih. RG. Bd. 3 No. 70 ©. 251, Bd. 4 No. 67 ©. 238, 241, Bd. 13 No. 70 
©. 295, Bd. 15 No. 58 ©. 253, 255, Bd. 16 No. 32 ©. 148, 150; in Gruchots 
Beiträgen Bd. 24 ©. 490, Bd. 27 ©. 450, Bd. 35 ©. 1040. Ausnahmen: 
ss 198, 202—204, 321, 335, 336 II 1 ACH. 2) $ 1395 BGB. 

:9) Dahin gehören 3. B. NAuflafiung, llebergabe, Abtretung, Erlap. 
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Einwilligung de8 Mannes!) Diefe hat aber nad) BGB. nicht die Be⸗ 88 1896, 
deutung, daß dadurd der Mann zum Mitverfügenden wird und das ding— f 
lihe Rechtsgeſchäft als Mitkontrahent jeiner Frau abjchließt, vielmehr ſtellt 

fi, die Einwilligung nad) dem BOB. als ein einjeitiges felbjtändiges zu 

dem Rechtsgejchäfte der Frau hinzutretendes Rechtsgeſchäft dar.?) 

2. Was die Wirkung einer Verfügung der Frau über eingebradhtes 
Gut ohne Einwilligung des Mannes anlangt, jo find zu unterjcheiden 
Berfügungen durch Vertrag und Verfügungen durch einjeitiges Rechts— 
geihäft. 

a) Verfügt die Frau durch Vertrag ohne Einwilligung de8 Mannes ——— 
über eingebrachtes Gut, jo hängt die Wirkſamkeit des Vertrags von der 
Genehmigung, d. 5. der nachträglichen Zuftimmung des Mannes ab.®) 

Die Genehmigung jowie die Verweigerung der Genehmigung kann 
jowohl der Frau ald dem anderen Teile (Gegenktontrahenten) gegenüber 
erflärt werden.*) 

Um den Schwebezuftand zu befeitigen, in dem fich der Vertrag bis 

zur Genehmigung de3 Mannes befindet, ift dem Gegenfontrahenten das 
Recht erteilt, den Mann zur Erklärung über die Genehmigung aufzufordern. 
Hat er dies gethan, jo kann die Erklärung nur nod ihm gegenüber er- 
folgen; eine vor der Aufforderung der Frau gegenüber erflärte Geneh— 
migung oder Verweigerung wird dadurch unwirkſam. Wird die Geneh— 
migung nicht bis zum Ablaufe von zwei Wochen nach dem Empfange der 
Aufforderung erklärt, jo gilt fie als verweigert.) 

Verweigert der Mann jeine Genehmigung, jo gilt der Bertrag für 
beide Teile al3 von Anfang an unwirkſam, und er wird auch nicht dadurch 
wirfam, daß die Verwaltung und Nutznießung de8 Mannes aufhört.‘) 
Dagegen wirkt die Genehmigung auf den Zeitpunft des Vertragsjchlufjes 
zurüd, jo daß der Vertrag al3 von Anfang an wirkſam anzufehen it, je= 
do mit der Beichränfung, daß Diejenigen Verfügungen, welche vor der 
Genehmigung von dem Manne über den Gegenjtand des Vertrags getroffen 
wurden oder im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arrejtvollziehung 
oder durch den Konkursverwalter erfolgt waren, nicht unwirkſam werden.’) 

Der Gegenkontrahent it biß zur Genehmigung des Vertrags zum 
Viderrufe beredtigt; dieſer kann ſowohl dem Manne als aud) der Frau 
gegenüber erflärt werden.) Gebunden ift der andere Teil nur dann, 
wenn er gewuht hat, daß die Frau Ehefrau ift; demgegenüber ſteht ihm 


y Einilligung ift die vor der Vornahme des Rechtsgeſchäfts erfolgende Zu— 
ftimmung, fie fann formlos jowohl der Frau als dem Dritten gegenüber erflärt 
werden, & 183 BOB; fiehe oben $ 34 ©. 99. 

ot. IV © . 226; auß jeiner Einwilligung wird der Mann perjönfich nit 
a Bezüglich, der erfügungen über Buchforderungen vgl. Artt. 50, 97 EG. 
) $ 1396 Nbj. 1 BGB. 

” Die Erllärung kann formlos erfolgen, bedarf alſo nicht der für den zu ge— 
nehmigenden Bertrag etwa vorgejchriebenen Form. 

* $ 1396 Ab). 2 Sa Bol. $ 108 BGB. 

8 1396 bj. 3 BOB )8 184 BOB. 

»), & 1397 bj. 1 BEB,, vgl. $ 109 BGB. Der Widerruf iſt ein einfeitiges 
empfangsbedürftiges Rechtägeicäft. 

Lestfe, Allg. Preuß. Landredit. 45 
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—1—— aber der Beweis offen, daß die Frau der Wahrheit zuwider die Einwilligung 
" er des Mannes behauptet Hat; er kann jedoch aud in Ddiefem Falle nicht 
"widerrufen, wenn ihm das Fehlen der Einwilligung bei dem Abſchluſſe 
des Vertrags befaunt war.t) 
— b) Einſeitige Rechtsgeſchäfte, durch welche die Frau ohne Ein— 
eienge willigung, alſo ohne vorherige Zuſtimmung des Mannes über einge— 
at. bradtes Gut verfügt (4. B. Kündigung, Anfechtung), find unwirkſam und 
fönnen auc durch nachträgliche Genehmigung de Mannes nicht wirkſam 
twerden.?) Auch wenn der Mann jeine Einwilligung erteilt hat, ift das 
Geſchäft unwirkſam, wenn die Frau dieſe nicht in [chriftlicher Form vor— 
legt und der andere Teil, dem gegenüber fie das Rechtsgeſchäft vornimmt, 
e3 aus diefem Grunde unverzüglich (d. h. ohne jchuldhaftes Zögern) zurüd- 
weil. Nur dann it die Zurüdweilung ausgeichlofjen, wenn der Mann 
jelbft den Gegner von der Eimilligung in Kenntnis geſetzt hatte.) 
Wegfall ber c) Bei Verfügungen der Frau über eingebradhte8 Gut durch Vertrag 
(Sräntung. oder einjeitige® Nechtögeichäft ($$ 1395—1398) ijt die Zuftimmung des 
Mannes dann nicht erforderlih, wenn er durch Krankheit oder durch 
Abweſenheit an der Abgabe einer Erklärung verhindert und mit dem 
Aufihube Gefahr verbunden ijt.t) 
— d) Wenn die Frau zur ordnungsmäßigen Beſorgung ihrer perſön— 
*lichen Angelegenheiten*) ein Rechtsgeſchäft vornehmen muß, zu dem fie der 
Zuftimmung ihres Mannes bedarf, jo kann dejjen Zujtimmung, wenn er 
fie ohne ausreichenden Grund verweigert, auf Antrag der Frau durch das 
Bormundichaftsgericht erjeßt werden.‘) 

II. Zu ſolchen dinglichen oder obligatorischen Nechtsgeichäften, welche 
der Frau lediglich einen rechtlichen Vorteil gewähren, 3. B. zur Annahme 
einer Schenkung, einer Erbichaft, eines Vermächtnifjes ?), oder durch welche 
fie fi) von einer Verbindlichkeit befreit, jowie zu Verfügungen von Todes- 
wegen®) bedarf die Frau mit Rückſicht auf ihre unbejchränfte Gejchäfts- 

Werpftihtung fähigkeit Feiner Zuftimmung des Mannes. Ebenſo bedarf die Frau zu 

use” figatoriichen Rechisgeſchäften, durch die fie fi) zu einer Zeiftung oder zu 
einer Verfügung über eingebradhte® Gut verpflichtet, nicht der Zu— 
ftimmung des Manned.?) Die Frau wird aus joldhen Rechtsgeſchäften 
perjönlich verhaftet. Dem Manne gegenüber iſt das Nechtögejchäft aber 
nur dann in Anjehung des Eheguts wirkſam, wenn er in die Vornahme 
des Rechtsgeſchäfts eingewilligt oder fie genehmigt Hat; nur unter diejer 
Vorausſetzung ift die Verbindlichkeit der Frau dem eingebradten Gute 
gegenüber vollitredbar.!®) 

1) 81397 Abi. 2 BOB. 

) 8,1398 BGB.; hier giebt es aljo überhaupt feinen Schwebezuftand. 

8 111 BGB. 

«) 8 1401 BGB. Bal. 88 202—204, 325328 II 1 ALR. 

®) 3. B. zur Führung des Eheicheidungsprozefie® oder zur Bejtellung eines 
Berteidigerd in einem Strafverfahren. °e, $ 1402 BGB.; & 35, 45, 53 RFrG. 

?) Val. 8 1406 No. 1 BGB. 9 Wgl. 88 1937, 1941 BGB. 

9 8 1399 Abi. 1 BGB. 

0) 8 1399 Abi. 2 BGB. Der Mann wird aber aus foldhen Schulden, in die 


er eingemilligt bat, nicht wie im ALR. $ 320 II 1, Entid. RG. Bd. 16 No. 59 
©. 260, perjönlich verhaftet. 
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Stimmt der Mann nicht zu, jo muß er das Rechtsgeſchäft dennod) 


infoweit gegen fich gelten laſſen, als das eingebrachte Gut bereichert wird.!) 11 411 


Aber auch Hier bedarf e8 der Zuftimmung des Mannes dann nicht, 
wenn Krankheit oder Abweſenheit ihn an der Abgabe einer Erklärung ver- 
bindern und mit dem Aufjchube Gefahr verbunden ijt.?) 

III. Einjeitige Rechtsgeſchäfte Dritter, die ſich auf das eingebrachte 
Gut beziehen, müſſen dem Manne gegenüber vorgenommen werden.®) 
Eine der Frau zuftehende Darlehnsforderung muß aljo vom Schuldner dem 
Manne gekündigt werden. 

Bezieht ſich das einjeitige Rechtsgeſchäft des Dritten auf eine Ver— 
bindlichfeit der Frau, jo ift e8 der Frau gegenüber vorzunehmen. Iſt aljo 
die Frau Darlehnzichuldnerin, jo hat der Gläubiger ihr das Darlehn zu 
kündigen. Dieſe Kündigung tft aber nur der Frau, nicht dem Manne 
gegenüber wirffam. Sol fie in Anſehung des eingebrachten Gutes auch 
dem Manne gegenüber wirkſam fein, jo muß fie auch diejem gegenüber 
erfolgen.4) 


1399, 
1,1408, 


€i — 


geitäe 
ritter 


IV. Die Verfügungsbeichränkungen, denen die Frau nad) dem BGB.) Wirkung der 


ungs 


in Anjehung ihres eingebrachten Gutes unteriworfen ijt, muß ein Dritter late. 


auh dann gegen fich gelten lajjen, wenn er nicht gewußt hat, daß die 
Frau eine Ehefrau: ift.®) 

In Abweichung von den allgemeinen Grundjäßen des BGB.) finden 
aljo auf den rechtsgejchäftlichen Verkehr einer Ehefrau die Vorjchriften zu 
Gunjten derjenigen, welche Rechte von einem Nichtberechtigten ableiten und 
über den Schuß des guten Glaubens im Grundbuchverfehre feine Anwendung.$) 

Wer fi) aljo mit einer Frau in Rechtsgeſchäfte einläßt, thut dies 
auf eigne Gefahr, und muß fich vorher erkundigen, ob fie verheiratet ift 
oder nicht. Hat fich die Frau argliftig für unverheiratet ausgegeben und 
einen Anderen dadurch zur Vornahme eines Nechtsgejchäfts verleitet, jo kann 
diejer den Erſatz des hierdurch ihm zugefügten Schadens aus dem einge- 
braten Gute der Frau ohme Rückſicht auf die Verwaltung und Nutz— 
niegung des Mannes verlangen?) 

V. Betreibt die Frau mit Einwilligung ihres Mannes jelbjtändig!P), 
d. h. im eigenen Namen ein Erwerbsgeichäft (z. B. als Handelsfrau oder 
als Gewerbefrau, als Künftlerin) mit eingebradhtem Vermögen, jo ift die 


1) 8 1399 2) 2 88 812ff., 818, 819 BGB. 


®), 8 1401 ® 9 $ 1403 Abſ. 1 BOB. 
*) 8 1403 rn 8* BOB. s) 88 13951403 BOB. 
n % 1404 BGB. 


I. 88 407, 408, 892, 893, 932, 936, 1138, 1155, 1158, 1207, 1208, 

1244 do 

*) Das Recht der Verwaltung und Nutznießung des Mannes wird in das 
Grundbuch nicht eingetragen, es entiteht kraft Geſetzes. Vgl. auch $ 11 EEG. 

inlii BGB. 

’o, Der ſelbſtän dige Betrieb der Frau bildet den Gegenſatz zu ihrer Thätigfeit 
ald Gehülfin ded Mannes in dem von diefem betriebenen Seichäfte, $ 1356 Abſ. 2; 
DRK. ©. 135. Ein jelbitändiger Betrieb ift aber nicht gleichbedeutend mit Allein- 
betrieb; ein felbftändiger Betrieb liegt auch vor, wenn die rau fih an einer offenen 
Handelägejellichaft oder an einer Kommanditgejellichaft beteiligt, nicht —— wenn 
ſie Kommanditiſtin oder ſtille Geſellſchafterin iſt. Vgl. auch Staub a. a. O. S. 31. 


45* 


Erwerbs 
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Zuftimmung de8 Mannes zu foldhen Nechtsgeichäften und Rechtsſtreitig— 
feiten nicht erforderlich, die der fonjentierte Gefchäftsbetrieb mit ſich bringt.!) 
Der Einwilligung des Mannes jteht e8 gleich, wenn die Frau mit Wiffen 
und ohne Einjprud des Mannes das Erwerbsgeſchäft betreibt.2) In 
diefem Rahmen, d. h. ſoweit e8 der Gejhäftsbetrieb mit ſich 
bringt), fallen alle Verfügungsbeijhränfungen, denen die Frau 
fonft unterworfen iftt), weg; fie kann in Anjehung der zum Erwerb3- 
geichäfte gehörenden Chegutögegenjtände wirkfjam verfügen, aljo Waren 
veräußern, Forderungen einziehen und abtreten, fie kann fich zu Leiftungen 
verpflichten, fie ijt zur gerichtlichen Geltendmachung der zum eingebrachten 
Gute gehörenden Rechte legitimiert, daS in einem ſolchen Rechtsſtreit er— 
gangene Urteil it in Anjehung des Ehegut3 dem Manne gegenüber 
wirfjam>), die aus einem folchen Urteil entjtandene Verbindlichkeit ift eine 
Ehegut3verbindlichkeit, einjeitige Nechtögeichäfte (Kündigung, Protefterhebung), 
die fich auf das Erwerbsgeſchäft beziehen, find der Frau gegenüber vorzu= 
nehmen. ®) 

Alles, was die Frau durch den Betrieb des Erwerbsgeihäft3 er- 
wirbt, wird ihr Borbehalt3gut, auch wenn das Gejchäft jelbit lediglich 
mit eingebradhtem Gute betrieben wird.) ALS Erwerb der Frau aus dem 
Gejchäftsbetrieb ift aber nicht blos, wie nad) ALR.®) der Reingewinn 
anzujehen, vielmehr gehören dazu alle Gegenjtände (Sachen, Rechte), weiche 
die Frau dur ihre Verfügung oder al8 Entgelt für ihre Verfügung 
erwirbt.) 

Der Mann kann gegen den Gejchäftsbetrieb der Frau jederzeit Ein— 
ſpruch erheben oder die erteilte Einwilligung widerrufen; Dritten 
gegenüber iſt aber ein folcher Einfpruch oder Widerruf nur wirkjam, wenn 
er in dad Güterrecht3regijter eingetragen oder ihnen befannt war.!°) 

Der Einjprud; und der Widerruf des Mannes unterliegt feinem 
freien Ermefjen, ein Verzicht auf den Widerruf iſt unzuläffig.!!) Ebenſo 
iſt eine Erjegung der fehlenden Einwilligung oder eine Aufhebung des 
vom Manne erklärten Widerrufs durch das Gericht ausgejchloffen. Gegen 


98 1405 Abi. 1 Sap 1 BGB. Vgl. Artt. 7—9I HGB., 5 11 GewO., 8$ 195, 
335—337 II 1 ALH. ) 8 1405 Ubi. 2 BG 

s In — der — vgl. 343 Abſ. 2,8 Bu HB. 

9 88 1395—1403 B ) $ 741 ERO., $ 1414 BOB. 

©) $ 1405 Nbf. 1 Cap y BGB. 

81367 BGB. Die zum Betriebe des fonjentierten Gejchäft® gehörenden Ehe- 
gutögegenftände jelbjt bleiben eingebradhtes Gut, an denen der Dann Berwaltung 
und Nutznießung behält, bis die Frau darüber verfügt. Er kann aljo insbefondere 
nad) $ 1376 No. 1 BGB. über verbraudhbare Sachen ohne —— der Frau 
—* An den im Geſchäftsbetrieb erworbenen Gegenſtänden (Sachen, Rechten) 
fällt agegen Nießbrauch und Verwaltung des Mannes fort, weil pe Vorbehalts⸗ 
gut ſind. u Bol. . Ob.-Trib. Bd. 52 ©. 

) Bol. auch Staub a BE 
10, 8 1405 nn 3,8 1435 er 1, $ 1558 BGB., $ 161 RFrG. Vgl. auch 
Art. 4 EG. 5. HGB 
1) Bol. Pland- Unzner IV ©. 154; Staub a. a. O. ©. 34 Anm. 91; Diüringer 
—— Handelsgeſetzbuch J S. 10. Ueber die Unterfagung des "Widerrufs 
duch dad Prozeßgericht im Wege der einjtweiligen en während des Ehe— 
ſcheidungsverfahrens, vgl. Entſch. RG. Bd. 35 No. 10 S 
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den Einſpruch oder den Widerruf der Einwilligung des Mannes iſt der 88 1406, 
Frau fein Nechtsbehelf gegeben. Iſt der Mann gejchäftsunfähig, jo kann 14 ‚1409. 
die Einwilligung durch den Vormund erteilt werden, und fie wird ent- 
behrlich, wenn die Frau jelbit Wormund ihres Mannes ijt.!) 

Bei Krankheit und Abweſenheit des Mannes bleibt der Frau nichts 
übrig, al3 für den Mann einen Pfleger bejtellen zu lafien, der dann für 
den Dann die Einwilligung zu erteilen hat. ?) 

Zur Zwangsvollitredung in das eingebrachte Gut ift ein gegen die 
Ehefrau ergangenes Urteil genügend, jofern nicht zur Zeit des Eintritts 
der Necht3hängigfeit der Einſpruch de8 Mannes gegen den Betrieb des 
Erwerbögejhäfts oder der Widerruf jeiner Einwilligung in das Güter— 
rechtöregijter eingetragen war.) 

Während nad ALR. aud der Mann für die Gejchäftsichulden der 
grau aus dem von ihm Ffonjentierten Gewerbe perjönlich haftete, fofern ſich 
niht die Frau die Einkünfte eines ſolchen beſonderen Gewerbes ausdrüdlic 
vorbehalten hattet), ift nad) BOB. eine perjönliche Haftung des Mannes 
ſchlechthin ausgeichlofjen.?) 

Beireibt eine Ehefrau, für deren güterrechtliche Verhältniffe das aus- 
ländifhe Recht maßgebend ift, im Inlande jelbjtändig ein Gewerbe, fo 
üt es auf ihre Gejchäftsfähigfeit in Angelegenheiten des Gewerbed ohne 
Einfluß, daß fie Ehefrau ift. 

Eine infolge des ausländiſchen Güterjtandes bejtehende Berfügungs- 
beichränfung der Frau fällt weg, wenn der Mann jeine Einwilligung zu 
dem jelbitändigen Gewerbebetriebe der Frau erteilt hat. Wenn die Frau 
ihren Wohnſitz im Auslande hat, jo ift * etwaiger Einſpruch des Mannes 
gegen den Gewerbebetrieb oder ein Widerruf der erteilten Einwilligung 
in das Güterrechtsregiſter des Bezirkes einzutragen, in welchem das Ge— 
werbe betrieben mird.®) 


VL Die Frau bedarf nad) BGB.) ferner in folgenden Fällen nicht er 


der Zuftimmung des Mannes: — des 
1. zur Annahme oder Ausſchlagung einer Erbichaft) 9) oder eines Rannes. 
78 1409 VOL. 


”, $$ 1910, 1911 BGB. $ 1401 BGB. findet hier feine Anwendung. 
98741 EPDO. Ueber den Widerſpruch des Mannes gegen die Zwangsvoll- 
tredung vgl. $ 774 CPO. 

9 88 335—337 II 1 ALR., Urt. 19 preuß. EG. zum alten HGB.; Art, 8 
968., Entſch. ROHG. Bd. 24 ©. 360. 

) Anderd im Falle der allgemeinen Gütergemeinihaft, vgl. 88 1459, 1452, 
1460, 8 1530 Abf. 2, 88 1532, 1519 Abi. 2, $ 1549 BOB. 

*) Art. 36 EG. z. BGB., vgl. auch Art. 16 dajelbit. 

’) 88 1406, 1407 BGB. 

8 1943, 1945 BOB. Der Mann kann fich feinerjeit3 der zur Geltend— 
madrng der bejchräntten Haftung gegebenen Mittel bedienen, nämlich die Anordnung 
der Nachlaßverwaltung und des Nachlaßkonkurſes, unabhängig von der Zuftimmung 
der Frau, beantragen. 88 1975 ff. BGB. Bol. jerner $ 2008 BEB., $ 999 ERD., 
218 KD. Auch zu einem Erbverzichte bedarf die Frau nicht der Zujtimmung des 
Mannes, da eine noch nicht angefallene Erbſchaft zum eingebrachten Gute überhaupt 
nicht gehört. Mot. IV ©. 243. 

*) Anders nad) ALR. $ 389 I I ALR., Demburg Bd. 3 8 30 ©. 104; Reh: 
bein, Entſcheidungen Bd. 4 ©. 122. 


710 Viertes Bud. Familienrecht. 





8 1891. Vermächtniſſes!), zum Verzicht auf den Pflichtteil?) fowie zur Errichtung 
des nventar33) über eine angejallene Erbichaft; 

2. zur Ablehnung eines Vertragsantragst) oder einer Schenkung 5); 

3. zur Bornahme eines Nechtsgejchäfts gegenüber dem Manne, 3. B. 
zu einer Mahnung; 

4. zur Fortjeßung eines zur Zeit der Eheſchließung anhängigen Rechts— 
jtreitö ®); 

5. zur gerichtlihen Geltendmachung eines zum eingebrachten Gute 
gehörenden Rechtes gegen den Mann’); 

6. zur gerichtlichen Geltendmachung eined zum eingebrachten Gute 
gehörenden NechteS gegen einen Dritten, wenn der Mann ohne die er- 
forderliche Zujtimmung der Frau®) über das Recht verfügt hat; 

7. zur gerichtlichen Geltendmachung eines Widerſpruchsrechts gegen- 
über einer Zwangsvollſtreckung, und zwar ſowohl bei einer gegen die Frau 
jelbjt betriebenen Zmwangsvollitredung, als auch in Fällen, in welchen 
Beſtandteile des eingebrachten Gutes bei einer gegen einen Dritten, ins— 
beſondere auch gegen den Mann, gerichteten Zwangsvollſtreckung gepſandet 
werben. ®) 

In allen diejen Fällen (4—7) iſt aljo nicht nur die Frau im Prozeſſe 
ohne die Zuſtimmung des Mannes aktiv legitimiert und das ergehende 
Urteil auch in Anſehung des eingebrachten Gutes dem Manne gegenüber 
wirkſam, ſondern es ſind auch die aus der Prozeßführung ſich ergebenden 
Verbindlichkeiten der Frau als Ehegutsverbindlichkeiten anzufehen.!0) 

a der VI. Im Anſchluß an das preußische Necht gewährt da8 BGB. der 
Frau zum Schuße gegen eine Gefährdung ihres eingebrachten Gutes durch den 
Mann beſtimmte Sicherungsmittel. 

Nach preußischen Nechte!!) hatte die Frau die Befugnis, ihre Anjprüche 
wegen des gejeplich in die Verwaltung des Mannes gefommenen Bermögens 
innerhalb eines Jahres nad) dem Beginne der Verwaltung des Mannes 
und, wenn er erjt jpäter Grundjtüde erwarb, binnen Jahresfriit feit der 
Erwerbung auf jeine Grundjtüde als Hypothek eintragen zu lafjen. 

Außer diefem Falle jtand der Frau auc) nach Ablauf des Jahres ein 
Anspruch auf beſondere Sicherheitöbeftellung nur alsdann zu, wenn ſich 
Umjtände ereigneten, welche die wahrjcheinlicde Beforgnis eines bevorjtehenden 
Verluftes begründeten. 1?) 

Nah dem BGB.13) hat die Frau einen Anſpruch auf Sicherheit3- 
feiftung gegen den Mann: 








ı) 8 2180 BGB. „88 2303 f. BGB. ») 8 1993 BGB. 
) Dagegen bedarf die Frau zur "Annahme eined Vertragsantrags, jofern der 
a. nicht unter $ 1395 BOB. Ar Era der — des Mannes. Mot. IV 
©. 
28 g 742 CPO. Br Bat. B 1394 68. ) 88 1375-1378 BGB. 
ot. IV S. 246, 247; vol. 88 In 771, 861 CRD. 
) —3* 8 1411, 1412, 1118 Abi. 2 BEB. 
54 II 1 ACH., Art. XII EG. zur preuß. KO. v. 8. Mai 1855 (GS. 
ea SAUG. z. KO. v. 6. Mai 1879. Das der Frau im Konkurſe des Mannes 
quftegene Vorrecht ($ 406 I 50 AGO., $ 80 Abi. 2 preuf. KO.) hatte den die 
eichskonkursordnung befeitigt. 10) 8 255 II 1 ACH. ‚»), 8 1391 BGB. 
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1. wenn durd) das Verhalten des Mannes die Beiorgnis begründet 8 


wird, daß die Rechte der Frau in einer das eingebradhte Gut erheblich 
gefährdenden Weiſe verlegt werden; 

2. wenn die der Frau aus der Verwaltung und Nutznießung des 
Mannes zuftehenden Anſprüche auf Erjaß des Wertes verbraudbarer 
Sahen erheblich gefährdet find, 3. B. wenn er Gelder der Frau, die er 
mündelmäßig ficher anlegen mußte, für fi verbraucht.!) 

Während aljo im erjten Halle die Frau gegen die Möglichkeit künftiger 
Verlegung ihrer Rechte geihügt wird, kann fie im zweiten Falle jowohl 
wegen bereit3 entjtandener al3 auch wegen künftig entjtehender Anjprüche 
Sicherheitsleiftung vom Manne verlangen. ?) 

Abweichend vom bisherigen Nechte ijt übrigens die vom Manne be- 
wirkte Sicherjtellung oder die Nüdgewähr des eingebrachten Gutes der 
Anfechtung jeitend der Gläubiger des Mannes entzogen. 8) 

Neben dem Anfpruch auf Sicherheitgleiftung kann die Frau aber aud) 
auf Aufhebung der Verwaltung und Nußniegung Klagen. *) 

Gehören zum eingebradhten Gute Inhaberpapiere (Schuldver- 
Ihreibungen und Aktien auf den Inhaber) oder Orderpapiere, die mit 
Blanfoindofjament verjehen find, jo kann die Frau, wenn die Voraus: 
ſetzungen vorliegen, unter denen der Mann zur Sicherheitgleiftung verpflichtet 
üt, auch verlangen, daß der Mann dieſe Papiere bei einer Hinterlegungs- 
itelle oder bei der Reichsbank mit der Beitimmung hinterlegt, daß die 
Herauögabe von dem Manne nur mit Zujtimmung der Frau verlangt 
werden kann.“) Ausgeſchloſſen von der Hinterlegung find jedoch die zu 
den verbrauchbaren Sachen gehörenden Inhaberpapiere, 3. B. Banknoten. ®) 

Die Wirkung der Hinterlegung befteht darin, daß der Mann über 
die hinterlegten Papiere nur mit Zuftimmung der Frau verfügen kann 
und zwar aud dann, wenn er an fich ohne ihre Zuftimmung über die 
Papiere zu verfügen berechtigt wäre. ?) 

Die Hinterlegung kann der Mann dadurch abwenden, daß er die 
Snhaberpapiere auf den Namen der Frau umjchreiben oder, foweit zu— 


— 





') 8 1377 Ubf. 3 BOB. 

) Bol. Brot. II ©. 5265—5270 (Bd. 4 S. 198— 201). Die Geltendmachung 
des Anſpruchs auf Sicherheitleiftung erfolgt im Wege der Klage gegen den Mann; 
die Klage kann während der Verwaltung und Nupniegung erhoben werden, $ 1394 
— Die Art der Sicherheitsleiſtung regelt ſich nad) den 88 232—240 BGB., 

oben $ 40. 

) 53 32 No. 2 KD. (vgl. die frühere Faltung 8 25 No. 2 RD.) und $ 3 
Ro. 4 Anfechtungsgejeß in der Faflung v. 17. Mai 1898 (RGBl. ©. 248), Be: 
gründung zu den Entwürfen eines Gejeßes, betr. Aenderungen der KO. und eines 
zugehörigen Einführungsgejeges, No. 100 der Neichstagsvorlagen, 9. Legislatur- 
periode, V. Seſſion 1897/98, ©. 33, 34. 

9 8 1418 Abi. 1 No. 1 BGB. 

) Die rau hat aljo die Wahl zwiſchen Sicherheitsleiftung und Hinterlegung. 
Hinterlegt aber werden nur die Papiere nebjt den Emeuerungsicheinen, nicht die 
Zins-, r me oder Gewinnanteiljcheine. 

*) $ 1392 Abj. 1 BOB. 

3) & 1392 Abi. 2, $ 1376 BGB. Dem ALR,. war ein folches, dad Verwal— 
tungäredht des Mannes einfchräntendes Recht in Anjehung der Inhaberpapiere fremd. 


1892, 
1418. 


5 139. 


teils 
fänigteit. 


Ai 


ALN. 
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läffig, in Buchforderungen gegen das Neich oder einen Bundesjtaat ums 
wandeln läßt.!) 


$ 182. 


c) Prozehführung.?) 

I. Man unterjcheidet Parteifähigfeit und Prozeßfähigkeit. Partei: 
fähig ift, wer rechtsfähig it’); die Parteifähigkeit ift eine Wirkung 
der allgemeinen Nechtsfähigkeit. Parteifähigkeit ijt aljo prozeſſualiſche 
Nechtsfähigkeit. Jeder Menſch it rechtsfähig, aljo auch parteifähig; der 
Unterfchied des Gejchlehts ift ohne Einfluß auf die Nedtsfähigfeit und 
damit auch auf die Barteifähigfeit. 

Die Prozeßfähigkeit ijt die Fähigkeit einer Partei, vor Gericht 
zu jtehen (legitima persona standi in iudicio)*), jte ijt eine Wirkung der 
allgemeinen Gejchäftsfähigfeit. Prozepfähigkeit ift prozeſſualiſche Handlungs— 
fähigkeit, d. h. Gejchäftsfähigfeit in Anjehung der Prozepführung. 

Eine Perjon ift infoweit prozeßfähig, als ſie ji) durch Verträge ver- 
pflichten Fand), d. h. als fie geichäftsfähig it; denn Gejchäftsfähigfeit ift 
nicht8 anderes al3 die Fähigkeit zur wirkfjamen Vornahme von Rechts— 
geſchäften. 

Schon hieraus folgt nach dem BGB. die unbeſchränkte Prozeßfähig— 
keit der Ehefrau, denn nad) dem BGB. iſt die Ehefrau geſchäfts- und 
verpflichtungsfähig. Die ausdrückliche Beſtimmung der Civilprozeßordnung, 
daß die Prozeßfähigkeit einer Frau dadurch, daß ſie Ehefrau iſt, nicht be— 
ſchränkt wird®), Hat alſo nur für die am 1. Januar 1900 beſtehenden 
Ehen praftiiche Bedeutung, in Anſehung derer der Grundjag gilt, daß, ſo— 
weit die Ehefrau nach den für den bisherigen Güterſtand maßgebenden 
Geſetzen infolge des Güterjtandes oder der Ehe in der Gejchäftsfähigfeit 
beſchränkt iſt, dieſe Beſchränkung ſolange in Kraft bleibt, al8 der bisherige 
Güterſtand beiteht. ”) 

I. Was die Prozefführung der Ehegatten nad) preußiichem Rechte 
anlangt, jo ging dieſes davon aus, daß der Mann jchuldig jei, die Perſon, 
die Ehre und das Vermögen jeiner Frau in und außer Gericht zu ver— 
treten, und daß daher in der Regel die Frau ohne Zuziehung und Ein— 
willigung des Mannes mit Anderen feine Prozeſſe führen dürfe.) Dieje 


' $ 1393 BGB., Art. 50, 97 EG. — Vgl. Reichsgeſetz, betr. das 
Reichsſchuldbuch v. ee Mai 1891 (REBL S . 321) und preuß. Geſetz betr. das 
Staatsſchuldbuch v. 20. Juli 1883 (GS. ©. 1% 0). 

?) Mot. IV ©. 202204, 230—235, 281, 282, Pland-Unzner IV ©. 124 ff., 
©. 134ff., ©. 148 ff.; dv. Staudinger IV ©. 117ff., ©. 127ff., 141ff.; Fraenkel, 
Familienredit, ©. 46 ff; Neumann, Handausgabe des BOB. J 766, 771, 780; 
Hachenburg, Vorträge, S. 145; Jaſtrow, Das Recht der Frau, ©. 61ff.; BWanjed, 
Preuß. u. Deutjches Civilrecht, 'S. 294; Dernburg Bd. 38 21; Ecciuß B. 4 8 206; 
Zürn, Eheredht, $ 7; Boas in Oruchots — Bd. 29 S. 305; Neubauer im 
Archiv, für al reg Recht, Bd. 10 ©. 

», 8 50 Abi. 1 € 05 98 EPo. :) 8 52 Abſ. 2 CPO. 

9) 36 Abſ. 2 ER 

rt. 200 Abi. 3 %; BEB. Val. 3. B. Art. 215—225 Code civil. 
$$ 188, 189 II 1 AoH. 
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Regel de3 materiellen Rechtes wurde durch die Beitimmung der Civil- 
prozegordnung!), wonach die Ehefrau als jolhe in der Prozeßfähigkeit 
nicht beſchränkt war, nicht berührt. ?) 

Durch die unbejchränfte Prozehfähigkeit der Ehefrau wurden die Be- 
ihränkungen ihrer materiellen Verfügungsbefugnis nicht bejeitigt, insbe— 
ſondere hatte die Prozekordnung weder die aus dem ehelichen Güterrechte 
fließenden Beichränfungen der Berpflichtungsfähigfeit der Frau berührt, 
noch die dem Manne nad) diefem Güterrechte zuftehenden Befugnifie ge= 
ihmälert. Die Ehefrau war aljo troß ihrer unbejchränften Prozeßfähigkeit 
feineswegs fchlehthin zu den ihr Vermögen betreffenden Klagen allein aktiv 
oder paſſiv legitimiert. Ob die Ehefrau allein oder nur in Gemeinschaft 
mit ihrem Ehemann einen Anſpruch im Prozefje durchzuführen oder abzu= 
wehren befugt war, blieb eine lediglih aus dem materiellen Rechte zu 
beantwortende Frage der Sadlegitimation. Inſoweit hiernach Die 
Frau nicht befugt war, über ein Vermögensrecht jelbjtändig und allein zu 
verfügen, injoweit war fie auch in einem Nechtsjtreit über dieſes Necht 
allein weder aktiv noch paſſiv legitimiert. Ob und inwieweit aljo eine 
Zuziehung des Mannes im Prozeß erforderlich war, fonnte nur nad) den 
durd die Givilprozegordnung nicht berührten, materiellen Vorſchriften des 
ALR. entichieden werden.) 

1. Anlangend das eingebradte Vermögen der Frau, jo konnten seozeh- 
nad preußijchem Rechte Rechtsitreitigfeiten, welche die Subſtanz des Ein- Are 
gebrachten betrafen, von dem Manne felbjtändig ohne Zuziehung der Frau Gut. 
betrieben werden. Nur bei Klagen über Grundjtüde oder Geredtigfeiten 
der Frau, ſowie über joldhe Kapitalien, welche auf den Namen der rau 
oder ihres Erblafjer8 oder Geſchenkgebers gejchrieben waren, mußten beide 
Eheleute zugezogen werden t); ein ſolcher Rechtsſtreit fonnte nur einheitlich 
gegen beide Eheleute zum Austrag gebracht werden, beide waren als not- 
wendige Streitgenofjen anzujehen.d5) Verſagte die Frau ihren Beitritt, jo 
fonnte ihre Einwilligung zur Prozeßführung durch da8 Vormundſchafts— 
gericht ergänzt werden. ®) 

’) 8 51 ERPO. alter Faſſung. 

?) Entih. NG. Bd. 13 No. 70 ©. 294; Bolze, Praxis des RG. Bd. 7 No. 693 
und Jurift. Wochenſchrift 1894 ©. 113 No. 4. 

% Bol. Entih. RG. Bd. 13 No. 70 ©. 290, Bd. 28 No. 73 ©. 331; in 
Gruchots Beiträgen Bd. 31 No. 81 ©. 975; Bd. 32 No. 78 ©. 1026; Bd. 33 
No. 112 ©. 1137; Bd. 36 No. 72 ©. 1043; Bd. 37 No. 119 ©. 1211, No. 120 
€. 1213, No. 121 ©. 1215, No. 122 ©. 1217; Bd. 38 No. 150 S. 1202; Bd. 39 
No. 111 ©. 1110, No. 112 ©. 1112, No. 113 ©. 1116; JMBl. 1892 ©. 155; 
Seuffert3 Archiv Bd. 42 No. 253, Bd. 44 No. 194. Die preußiiche Praris ift in 
Anjehung der Prozekführung der Ehefrau zu einer Klarheit und Einheitlichkeit der 
Rechtſprechung nicht gelangt, vgl. die Zufammenstellung bei Neubauer a. a. O. 

*, 88 19, 22 I 1 AGOD., 88 233, 245 II 1 ACER. 

°, Entih. RG. Bd. 13 No. 70 ©. 295; in Gruchots Beiträgen Bd. 37 No. 121 
€. 1216. Ueber die Bedeutung einer Prozepführung der Ehefrau „im ehelichen Bei- 
ande“ vgl. Entid. RG. Bd. 34 No. 58 ©. 237; in Gruchot3 Beiträgen Bd. 33 
Ro. 112 & 1137, Bd. 39 No. 111 ©. 1110, No. 112 ©. 1112, No. 115 ©. 1120; 
über Genehmigung der Prozekführung der Frau durch den Ehemann vgl. RS. in 
Gruchots Beiträgen Bd. 37 No. 121 ©. 1215; Bolze, Praris des RG., Bd. 17 
No. 564; Zur. Wochenichrift 1894 ©. 422 No. 7, 1896 ©. 102 No. 2, 1898 
©. 349 Ro. 4. °) $ 239 II 1 ACH. 
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Bei Klagen über eingebrachte Mobilien und ſolche Forderungen, die 
nicht auf den Namen der Frau geichrieben waren, war aljo der Ehemann 
wegen feine freien BerfügungsrechtS allein und ausjchlieplih aktiv und 
pafjiv legitimiert.!) Eine Ausnahme bezüglich der Mobilien machte nur 
die AInterventionsklage der Ehefrau?) Niemals war die Frau bei Pro— 
zeſſen legitimiert, welche die Nußungen des Eingebradhten betrafen. 

In allen diefen Fällen war der Mann verbunden, die Prozeßkoſten aus 
jeinem eigenen Vermögen oder aus dem Nießbrauche des eingebrachten Vermögens 
zu tragen und zwar jowohl gegenüber der Frau als gegenüber Dritten. °) 

Da die dem Manne am eingebradhten Vermögen zuſtehenden Rechte 
durd eine Verurteilung der Frau nicht beeinträchtigt werden fonnten, jo 
bedurfte es zur Zwangsvollſtreckung in das Frauengut eined auch gegen 
den Ehemann vollitredbaren Schuldtiteld.%) Wurde dagegen die Frau aus 
Delikten in Anjprucd; genommen und verurteilt, jo fonnte der Mann 
gegen die Zwangsvollftredung in das Eingebracdhte feinen Widerſpruch er— 
heben, ebenjo wenn eine Verbindlichkeit der Frau durch Geſetz während 
der Ehe begründet wurde. Denn der Mann konnte dann fein jelbjtändiges 
Neht am Chegute gegen Dritte geltend machen, wenn Rechtswirkungen 
von Handlungen der Frau in Betracht fommen, bei denen eine Genehmigung 
des Mannes nicht in Frage Fam.) 

Brojeh- 2. In Anjehung des geſetzlich vorbehaltenen Vermögens ſtand 

rung über die Prozepführung beiden Ehegatten gemeinſchaftlich zu‘), dagegen konnte 

gut. Die Frau Prozefje, die da3 durch Vertrag vorbehaltene Vermögen be= 
trafen, jelbjtändig ohne Zuziehung des Mannes betreiben. ?) 

Ein jelbjtändiges Klagerecht hatte die Ehefrau auch in Prozejjen der 
Ehegatten unter einander®) jowie in allen Rechtsjtreitigfeiten, die ihre per— 
ſönliche Rechtsſtellung betrafen, bei Feftitellungsflagen?), in Fällen, in denen 
ihr wegen Krankheit oder Abwejenheit de8 Mannes eine gejepliche Ver— 
tretungsbefugnis zuftand 10), bei Abjonderungsaniprüden im Konkurſe des 
Mannes und in ihrer Eigenfchaft ald Handelsfrau oder Gemwerbefrau.!!) So— 
weit fie jelbjtändig in der Prozekführung war, fielen ihr auch die Prozeß— 
fojten zur Laſt. 


1) 8 247 II 1 ACH, 

82 BO. v, 7. April 1838 (GE. ©. 255), Entſch. RG. Bd. 38 No. 80 ©. 302. 

®) 8$ 187, 796 IT 1 ALN., 8 19 11AGO,. vgl. Beihlüffe des NS. v. 25. Oft. 
1886 (Gruchots Beiträge Bd. 33 ©. 120), v. 11. Juli 1895 (IMBl. 1896 ©. 320), 
aber feine Haftung des Ehemannes gegenüber der Gerichtskaſſe, Beichluß des NG. 
v. 19. Dt. 1888 (JMBl. 1889 ©. 33), 

*) Entih. RG. Bd. 32 No. 72 ©. 290; der Mann konnte fein Recht auf dem 
Wege der Klage aus $ 690 CPO. (alter Faſſung) geltend machen. Bol. auch Jahr: 
bud KG. Bd. 7 No. 60 ©. 155, Falkmann in Gruchots Beiträgen, Bd. 35 ©. 502 ff. 

) Bol. Enid. RG. Bd. 34 No. 58 ©. 237. 

) $ 16 II 1 AGOD., vgl. 88 221—224 II 1 ALR. 

)8 19 II 1 AGO, 8 230 II 1 ALR., wegen der Prozehfoften in Anjehung 
des vorbehaltenen Vermögens vgl. 8$ 228—230 II 1 AL. 

) Ueber die Koftenvorichußpflicht des Mannes vgl. 88 187, 726 II 1 AUCH. 
RS. in Gruchots Beiträgen Bd. 33 No. 138 ©. 1207. 

) Entſch. RG. Bd. 39 No. 79 ©. 306. ı) 88 326, 327 IT 1 ALM. 

29) RO. in Gruchots Beiträgen, Bd. 39 No. 114 ©. 1118, Art. 9 HGB., 
8 11 Abf. 2 Gewd. 
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III. Das BGB. geht davon aus, daß die Prozefführung feine recht3- 88 1380, 
geihäftlihe Verfügung über den Gegenſtand des Rechtsſtreits daritellt, u 
fondern nur als Verwaltungsakt anzufehen ift. 


A. Brozeßführung des Mannes. — 

1. Auf Grund des dem Manne zuſtehenden Verwaltungsrechts iſt Renncd. 
ihm auch das Recht der ſelbſtändigen Prozeßführung beigelegt. Nach 
BGB. iſt der Mann berechtigt, ein zum eingebrachten Gute gehörendes 
Recht im eigenen Namen gerichtlich geltend zu machen, ſei es im Wege 
der Klage oder der Widerklage, ſei es im Mahnverfahren oder im Wege 
des Arreſtes oder der einſtweiligen Verfügung.) Das in dem Verfahren 
ergehende Urteil wirkt aber nur dann aud für und gegen die Frau, 
wenn e8 fich um ein Recht handelt, über das der Mann ohne Zuftimmung 
der Frau zu verfügen befugt ift?); und zwar fritt diefe Wirkung ein fo- 
wohl dann, wenn die Klage des Mannes abgeiwiejen wird, als auch dann, 
wenn der Mann mit der Klage objtegt, und auch dann, wenn die Frau 
der Prozekführung des Mannes nicht zugeftimmt hat. 

Hat jedoh der Mann ein Recht geltend gemacht, über daß er ohne 
Zuftimmung der Frau nicht zu verfügen befugt ift, jo wirft das ergebende 
Urteil nicht gegenüber der Frau, und zwar auch dann nicht, wenn Die 
Frau der Prozekführung de3 Mannes zugejtimmt hat oder wenn das Urteil 
zu Gunſten des Mannes ergangen ift.®) 

2. Will der Mann ein zum eingebrachten Gute gehörende Necht im 
Namen der Yrau geltend machen, jo bedarf er hierzu einer Vollmacht 
der Frau, denn der Mann ijt an ich nicht ermächtigt, die Frau im Prozeſſe 
zu vertreten. In dieſem alle wirkt da8 ergebende Urteil auch dem Manne 
gegenüber in Anjehung des eingebrachten Gutes, weil in der Prozekführung 
des Manned namen? und in Vertretung der Frau zugleich feine Zu— 
ſtimmung zum Rechtsſtreite zu finden ift.*) 

Die Kojten eine8 vom Manne im eigenen Namen in Anjehung 
des eingebrachten Gutes geführten Nechtsitreit3 fallen jtet3 dem Manne 
zur Laſt und zwar ſowohl dem Beklagten wie der Frau gegenüber. ®) 
Klagte der Mann im Namen der Frau ald deren Vertreter, jo it er der 
Frau gegenüber ebenfalls zur Tragung der Prozeßkoſten verpflichtet. ®) 

3. Die jelbjtändige Prozekführung des Manned in Anjehung eines 
zum eingebrachten Gute gehörenden Rechtes bezieht fih nur auf Aftiv- 





') 8 1380 Sa 1 BGB. 

) 8 1380 Saß 2, 8$ 1376-1378 BOB. 

9 Bol. Brot. II ©. 5215, 5216 (Bd. 4 ©. 172, 173). Einer fpäteren lage 
der Frau ſieht aljo die Einrede der vechtäfräftig entjchiedenen Sache nicht entgegen. — 
It der Mann ohne Zuftimmung der Frau verfügungsberechtigt, jo hat der Klage— 
antrag auf Leiltung an den Mann zu lauten, iſt dagegen der Mann nur mit Zu— 
—— der Frau verfügungsberechtigt, ſo iſt er * !eiftung an beide Ehegatten 
zu richten. 

9 8 1400 BGB. So aud) Neumann a. a. D. ©. 767. Hier ift die Frau 
Prozeßpartei. 

981387 No. 1BGB. 

9 81387 No. 1, $ 1388, 8 1412 Abſ. 2, $ 1416 BGB. 


58 1400, 
1407. 
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prozejje, d. 5. auf die jahlihe Aftivlegitimation des Mannes. Hierbei 
it alfo nur der Mann und nicht die Frau Prozeßpartei. !) 

Soll gegen das eingebradte Gut ein Recht geltend gemacht werden, 
jo ift die Klage gegen beide Eheleute zu richten und zivar gegen die 
Frau auf Leiftung und gegen den Mann auf Duldung der Zmangsvoll- 
jtredung in das eingebradhte Gut. ?) 

4. Selbjtveritändlich it der Mann, wie im preußilchen Rechte, allein 
legitimiert bei Recht3jtreitigkeiten, welche die Nußungen de3 eingebrachten 
Gutes betreffen. 

B. Prozefführung der Frau. 

1. Aus der unbejchränften Gejchäftsfähigfeit der Ehefrau folgt ihre 
unbejchränfte Prozepfähigfeit, und dieſe Prozeßfähigleit erleidet weder durch 
die Ehe als folche noch durch das ehelihe Güterrecht eine Beichränfung. ®) 
Grundjäglic it deshalb nah) BOB. die Ehefrau legitimiert, auch ohne 
Zuftimmung des Mannes einen Rechtsſtreit zu führen.) Diejer Grundjaß 
gilt unbeſchränkt für alle Nechtsitreitigfeiten der Frau in Anfehung des 
Vorbehaltsguts, bei perjünlichen Angelegenheiten, bei Feſtſtellungsklagen, 
bei der gerichtlichen Geltendmahung eines Widerſpruchsrechts gegenüber 
einer Zwangsvollitredung) und bei Deliktsflagen; er gilt gleichmäßig für 
Aktiv» wie für Ballivprozefje der Frau, jedoch) mit der Maßgabe, daß das 
in dem Nechtsjtreit ergebende Urteil nur der Frau gegenüber wirkſam 
it. Der Frau gegenüber fann das erlafjene Urteil geltend gemacht werden, 
joweit jie Vorbehaltögut bejigt und wenn die Verwaltung und Nubniegung 
beendet ift. Dagegen iſt das gegen die Frau in einem Paſſivprozeß ergangene 
Urteil dem Manne gegenüber in Anfehung des eingebradten Gutes 
unwirfjam®‘). Die Zwangsvollitredung in das eingebradte Gut kann 
demgemäß der Mann mit der Widerjpruchsflage abwehren. ”) 


Eine Ausnahme erleidet der Grundjaß der unbejchränkten Prozeß— 
führung im Intereſſe des Mannes und feiner Rechte am Vermögen der 
Frau bei Aktivprozejjen der Frau über Rechte am eingebrachten Gute. 
Hier hat da8 BGB. die Befugnis der Frau, ein zum eingebradten Öute 
gehörendes Recht geltend zu machen, an die Zujtimmung des Mannes 
geknüpft.) Im Anjehung der Erhebung einer folden Klage ijt die Frau 
zwar prozeßfähig, aber zur Sache nicht legitimiert. Macht die Frau 
ein zum eingebradten Gute gehörendes Recht ohne BZujtimmung des 
Mannes im Wege der Klage geltend, jo iſt fie, wie nach bisherigen Rechte, 
wegen mangelnder Aftivlegitimation abzumeijen. 


') Unberührt bleibt das Recht der Frau, in dem Rechtsſtreit als Nebeninter 
venientin — g 66 CPO. 

?) 9 CPO.; mur unter diefer Borausjeßung ift, wie im preußifchen Rechte, 
die Simangsoolfredung in das eingebradhte Gut der Frau zuläſſig. Entſch. RG. 
Bd. 32 No. 72 ©. 29%. 


»), 8 52 CRD. 
*, $ 1400 Abi. 1 BGB. 5, $ 1407 No. 4 BGB. 
°, $ 1400 Abi. 1 BGB. ) 8 771 CRD. 


) $ 1400 Abſ. 2 BGB. 
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Da die Zuftimmung des Mannes zur Klagebegründung gehört, jo iſt 
der Mangel diefer Zuftimmung von Amtswegen zu berüdfichtigen.!) Diet 
Zuftimmung zur Prozepführung (Einwilligung, Genehmigung)?), kann in 
jeder Lage des Verfahrens, und auch noch nachträglich erteilt werben. ®) 

2. Hat der Mann jeine Zuftimmung zur Prozehführung der Frau 
gegeben, jo iſt daS erlaffene Urteil in Anfehung des eingebradten 
Gutes nicht nur der Frau, fondern auch dem Manne gegenüber wirkjam. 
Diefe Wirkfamfeit ermöglicht dem Gläubiger der Frau aber noch nicht 
ohne weiteres die Zwangsvollſtreckung in das eingebradte Gut. Das 
Net Hierzu muß vielmehr in einem gegen den Mann zu richtenden 
Prozeſſe beſonders fejtgejtellt werden, in welchem diejer zur Duldung der 
Zwang3vollitredung in das eingebrachte Gut verurteilt wird. Selbitver- 
ſtändlich können aber die Klagen gegen den Mann und gegen die Frau 
verbunden werden. 5) 

3. Die Zuftimmung des Mannes zur Prozekführung ift entbehrlich, 
wenn er durch Krankheit oder durch Abweſenheit an der Abgabe einer 
Erklärung verhindert und mit dem Aufjchube Gefahr verbunden ijt. 6) 

Ebenfo bedarf eine Ehefrau, die mit Einwilligung de8 Mannes 
jelbftändig ein Erwerbsgeſchäft betreibt (Handelsfrau, Gemerbefrau) feiner 
Zuftimmung zu ſolchen Nechtsitreitigfeiten, die der Gejchäftsbetrieb mit ſich 
bringt.) Zur Zmwangsvollitredung in das eingebrachte Gut genügt hier 
ein gegen die Ehefrau ergangenes Urteil.) Der Mann muß aljo die 
Zwangdvollitredung in das eingebradte Gut dulden, und zwar gilt Dies 
nicht blos zu Gunjten der Gejchäftsgläubiger, jondern gegenüber allen 
Öläubigern der Frau, weil die Feittellung, ob eine Gejchäftsichuld oder 
eine jonjtige Schuld vorliegt, nicht jelten ſchwierig ift.*) 

Sit jedoch das gegen die Ehefrau ergangene Urteil in Anjehung des 
eingebrachten Gute dem Manne gegenüber unmwirkfjam, jo fann er im 
Bege der Klage Widerſpruch gegen die Zwangsvollitrefung erheben. 19) 

Da3 nur gegen die Ehefrau ergangene Urteil genügt jedoch dann 
nicht zur Bwangsvollitredung gegen das eingebrachte Gut, wenn zur Zeit 
des Eintritt3 der Nechtshängigfeit der Einſpruch des Mannes gegen den 
Geichäftsbetrieb oder der Widerruf jeiner Einwilligung zu dem Betrieb im 
Güterrechtöregifter eingetragen war.!!) Die Zmangsvollitredung kann ſich 
aljo dann nur gegen das Vorbehaltsgut richten. 

Endlich ift die Zuftimmung des Mannes entbehrlich zur Fortjegung 
eines zur Zeit der Ehejchliegung anhängigen NRechtöitreit31?) und zur gericht- 

*) Prot. II ©. 5232 (Bd. 4 ©. 181); abweichend Hadenburg, Vorträge, ©. 746. 

) SS 183, 184 BGB. Eine Zuftimmung zur Prozehführung der Frau liegt 
auch im Beitritte ded Mannes = ebenintervenient, $ 62 CPO. 


) Hachenburg, a. a. O. ©. 146; Planck-Unzner IV ©. 148. — Nach der 
gg des ——* fann die Zuftimmung * mehr en werden. 


Mot. IV ©. 234. “88 739, 742 
2 Sal 2. Seuffert in Gruchots ae ne 43 ©. 133 ff. 
2 1401 BGB n81 5 BOB. 


4a CPO. ogl. auch Staub, — € S. 32. 
egründung des Entwurfes einer CPO., No. 61 der Druckſachen des Reichs— 
tags, ie. Legißlaturperiode, V. Seſſion 1897/98, &. 153. 

0) ST7ACPO. 1) S741CBO. 7) 81407 N0.1 BGB. Vgl. $ 742 CPO. 


ri 
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88 1387, lichen Geltendmachung eine zum eingebrachten Gute gehörenden Rechtes 
1388 1407, gegen den Mann. !) 

1408,1410 — 

ui“ 4. Der Mann iſt der Frau gegenüber verpflichtet, die (gerichtlichen 

Vrozeßtoſten. und außergerichtlichen) Koſten des von ihr geführten Rechtsſtreits zu tragen, 

jofern nicht die Koſten dem Vorbehaltsgute zur Lait fallen.?2) Ebenjo hat 

er ihr gegenüber die Koſten der Verteidigung in einem gegen fie gerichteten 

Strafverfahren zu tragen, voraußgejegt, daß die Aufwendung der Koſten 

den Umjtänden nach geboten war oder mit feiner Zuftimmung erfolgte, 

jedoch umbejchadet der Erjaßpflicht der Frau im Falle ihrer Verurteilung. 3) 

In beiden Fällen haftet der Mann den Gläubigern der Frau neben 

der Frau als Gejamtichuldner ſoweit, ald er der Frau gegenüber haftet. t) 


g 183. 
3. Schuldenhaftung.d) 


Schulden des I Im Anſchluß an das gemeine deutjche Recht und das ALR.®) geht 
nenne . das BGB. von dem Grundſahe der Schuldentrennung aus; die Subftanz 
des eingebrachten Gutes haftet nicht für die Schulden de8 Mannes. 
Die Gläubiger ded Mannes fönnen aljo nicht Befriedigung au dem 
eingebrachten Gute verlangen”); fie fünnen fi) auch nicht an das Nutzungs— 
recht des Mannes halten.) Ihrem Zugriff unterliegt nur da8 Vermögen 
des Mannes, und in beichränktem Umfange fünnen auch die vom Manne 
erworbenen Früchte des eingebrachten Gutes zum Gegenjtand ihrer 
Bwangsvollitredung gemacht werden?); jedoch kann jowohl der Mann als 
auch die Frau gegen eine das zulällige Maß überjchreitende Pfändung 
Widerſpruch erheben. 10) 
Zu den Schulden des Mannes gehören auch die von der Frau auf 
Grund ihrer Schlüffelgewalt eingegangenen Berbindlichfeiten.!!) 
Schulden der II. Was die Schulden der Frau anlangt, jo haftet nah BGB. 
Frau. pie nach ALR. den Gläubigern unbeichränft das Vorbehaltsgut und grund- 
ſätzlich auch das eingebrachte Gut der Frau.!2) 
Haftung des 1. Ohne Rüdjicht auf die Verwaltung und Nußnießung des Mannes 
en tznnen insbejondere die Gläubiger der Frau Befriedigung aus dem ein- 
gebrachten Gute verlangen: 
1) 8 1407 No. 2 BEL. 
2) 8 1387 No. 1 BGB. ») 8 1387 No. 2 BOB. 
*) 8 1388, 88 421—425 BOB. 
6) Mot. IV S. 205 ff, Prot. II ©. 5132ff., 5156, 5235, 52765. (Bd. 4 
©. 134 ff., 147, 182, 204 f.); Denkſchrift S. 194 ff., Bland-Unzner IV ©. 160 ff, 
v. Staudinger IV ©. 152 ff., Enneccerus-Lehmann Bd. 2 $ 104; Matthiah Bd. 2 
$ 88; Fraenkel, Familienreht, S. 49 ff.; %. Kohler, Das Ehereht, S. 128 ff.; 
v. Buchla (3. Aufl.) S. 308 ff.; Förtih S. 226; Zaftrow, Das Recht der Fran, 
©. 59; Zürn, Preuß. Eheredt, $ 15. 
°, 8 257 ff. II 1 ALR., VD. v. 7. April 1838 (GS. ©. 255). 
) $ 1410 BGB.; noch viel weniger natürlich aus dem Vorbehaltsgute. 
s) 8 1408 BEB., $ 861 Abf. 1 Sap 1 CRD. 
8861 Abi. 1 Sab 2 CPO. 
») 8 S61 Abi. 2, $ 766 CPO. Die Frau bedarf hierzu nicht der Zuftimmung 
des Mannes, 8 1407 No. 4 BGB. 
1) 8 1357 BOB. Siehe oben ©. 683. 2) 8 1411 Abſ. 1 BGB. 
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a) wegen aller vorehelihen Schulden der Frau!); 


gg 1411 


b) wegen aller durch Geſetz begründeten oder aus unerlaubten Hand- bis 1414. 


lungen hervorgegangenen Berbindlichkeiten der Frau 2); 

ec) wegen aller ehelichen auf Rechtsgeſchäft beruhenden Schulden 
der Frau, wenn der Mann feine Zuftimmung zu dem Nechtsgeichäft er- 
teilt hatte, oder wenn das Rechtsgeſchäft ohne feine Zuftimmung ihm gegen- 
über wirkſam war?); 

d) wegen der Prozeßkoſten der Frau, und zwar auch dann, wenn 
dad Urteil dem Manne gegenüber in Anjehung des eingebrachten Gutes 
nicht wirkſam ijt.*) 

2. Das eingebrachte Gut haftet dagegen nicht: 


Nichthaftung 


a) für eine Verbindlichkeit der Frau aus einem nach Eingehung der eingebraditen 
But 


Ehe ohne Zuftimmung des Mannes vorgenommenen Rechtögefchäfte, 
jofern e8 nicht dem Manne gegenüber auch ohne defjen Zuftimmung wirf- 
ſam it); 

b) für eine Verbindlichkeit der Frau, die infolge des Ermwerbes einer 
Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes entjteht, wenn fie die Erbichaft oder 
da3 Vermächtnis nad der Eingehung der Ehe als Vorbehaltsgut erwirbt ®); 

ec) für eine Verbindlichkeit der Frau, die nad) der Eingehung der 
Ehe infolge eine zu dem Worbehaltsgute gehörenden Rechtes oder des 
Beſitzes einer dazu gehörenden Sache entjteht.”) Dahin gehören 3. B. 
die Verbindlichkeit zur Bezahlung der auf dem Worbehaltsgute ruhenden 
Reallaften und der davon zu entrichtenden Steuern ſowie die Verbindlich— 
keiten wegen Bereicherung des Vorbehaltsguts oder wegen Schadenszufügung 
duch Vorbehaltsjachen. 8) 9) 

Eine Ausnahme befteht nur für den Fall, daß das Necht oder die 
Sahe zu einem Erwerbsgeſchäfte gehört, das die Frau mit Einwilligung 
des Mannes jelbjtändig betreibt. 19) 

3. Die Gläubiger der Frau unterliegen bei der Geltendmachung von 
Anſprüchen der Frau in zeitlicher Beziehung feiner Beichränfung. 11) 

Hat fi) aljo ein Gläubiger einen der Frau gegen den Mann auf Grund 
der Verwaltung und Nußnießung zuftehenden Anjpruch im Wege der Zwangs— 
vollftrefung überweijen lafjen, jo ift er nicht genötigt, mit der gerichtlichen 
Geltendmachung bis zur Beendigung der Verwaltung und Nutznießung zu 
warten. Insbeſondere kann ein Gläubiger, der ſich den Anſpruch der Frau 
ei —— des Wertes der vom Manne für ſich veräußerten oder verbrauchten 





) So PR ALR. S 338 IT 1 ALHR. 

) Dies galt ge — Rechte, Entſch. Ob.-Trib. Bd. 47 ©. 238, 
Striethorjt, Ardiv Bd. 46 © 

”, 8 1412 Abſ. 1 BOB. 7 320 II 1 ALR., vgl. $ 1399 Abſ. 2, 88 1401, 
1402, 1405, 1406 BGB. 

8 1412 Abi. 2 BOB., dies gilt für Aktiv» wie für Paffioprozefie der Frau 
ohne Rüdficht darauf, ob der Rechtäftreit das Vorbehaltsgut oder das eingebradhte 
Gut oder eine — Angelegenheit der Frau betraf. 

s, 8 1412 vibſ. 1 Bo. 8 1413, $ 1369 BOB. 

n) 8 1414 BGB. ) gl. 88 833836 BOB. 

) Mot. IV ©. 253. 0) 8 1414 BOB. 

") g 1411 bj. 1 Gap 2, $ 1394 BGB. 


g 1411. 
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verbrauchbaren Sachen hat überweijen lafjen, diefen Anſpruch fofort geltend 
machen. !) 

4. Die bloße Zuftimmung des Mannes zu Rechtsgejchäften der Frau 
begründet niemals eine perjönlihe Haftung des Mannes für Die hieraus 
erwachjenen Verbindlichkeiten der Frau. Das BGB. hat alfo den ent: 
gegengejegten Standpunkt des ALR.?) abgelehnt. 

5. Die Zwangsvollſtreckung in das eingebradhte Gut der Frau ift 
nur zuläjig, wenn die frau zur Leitung und der Mann zur Duldung 
der Zwangsvollitredung in das eingebrachte Gut verurteilt iſt.) Hierbei 
fünnen die Eheleute al3 Streitgenofjen zujammen verklagt werden. Die 
Verurteilung des Mannes zur Duldung der Zwangsvollitredung kann aber 
auch dadurch erjeßt werden, daß er in einer gerichtlichen oder notariellen 
Urkunde die jofortige Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut bewilligt. *) 

Iſt der Güterjtand der Verwaltung und Nutznießung erjt eingetreten, 
nachdem ein von der Frau oder gegen jie geführter Rechtsſtreit anhängig 
getvorden ijt, jo bedarf es nicht der Verurteilung de Mannes zur Duldung 
der Zwangdvollitredung, da das Urteil ihm gegenüber in Anjehung des 
eingebrachten Gutes wirkffam ijtd); e8 genügt vielmehr die Erteilung einer 
in Anjehung des eingebrachten Gutes vollitredbaren Ausfertigung des 
Urteild gegen den Mann. ©) 

6. Die Eröffnung des Konfursverfahrens über das Vermögen der 
Frau ergreift jowohl das Vorbehaltsgut als auch da eingebradhte Gut.) 

Der Hereinziehung des eingebrachten Gute8 in die Konkursmaſſe 
jteht das Recht des Mannes auf die Verwaltung und Nußnießung ent- 
gegen. Auf Grund dieſes Rechtes kann der Mann die Ausjonderung des 
eingebrachten Gutes verlangen. Dieſes Ausjonderungsreht kann nur den— 
jenigen Gläubigern gegenüber nicht geltend gemacht werden, welchen das 
eingebradhte Gut ohne ARüdjicht auf die Verwaltung und Nutznießung des 
Mannes haftet.) Sind ſolche Konkursgläubiger vorhanden, jo müfjen 
zwei Mafjen gebildet werden, die eine aus dem Vorbehaltsgute, die andere 
aus dem eingebrachten Gute. Aus dem leßteren fünnen diejenigen Konkurs: 
gläubiger nicht befriedigt werden, weldhe aus dem eingebrachten Gute ohne 
Buftimmung des Mannes Befriedigung nicht verlangen fünnen. Dagegen 


») 8 1411 Ubi. 2, $ 1377 Abi. 3 BOB. 

) 88 329—333 II 1 ALR.; Entid. RG. Bd. 16 No. 59 ©. 259. Abweichend 
vom WER. ($ 337 II 1) haftet der Mann aud) nicht für die von der Frau im fon- 
fentierten Gewerbebetrieb eingegangenen WVerbindlichteiten. Ander® im alle ber 
Gütergemeinſchaft, hier haftet . Kir ie Gewerbeichulden als Dunn 88 1459, 
1452, 1405, 1435, 1460, $ 1530 bj. 2, $ 1532, $ 1519 Abi. 2, $ 1549 BOB. 

» 5 739 EPD. Wegen der Handels: und Gewerbefrau J 741 CPO. 

98794 — 2 CPO. °) 8 1407 No. 1 
ID. 


S 7 

N boten das BGB. noch die KO. enthalten hierüber Sondeworſchriften. Bol. 
Begründung eines Geſetzes, betr. Aenderungen der Konkursordnung, No. 100 der 
——— des Reichstags, IX. —— V. Seſſion 1897/98 ©. 22, 23; 
Komm.:B., No. 237 der Drudjachen, ©. 4, 5; Planch-Unzner IV ©. 164, Anm. 8; 
Jaeger, Kontursordnung 1899, ©. 40 ff.; Seuffert, in der Deutichen Juriften-Beitung 
1898, ©. 119; weiss Kontursprogefrei ©. 87. 

*) 85 82371. B 
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nehmen an der Werwertung und Berteilung des Vorbehaltsguts alle 
Konkursgläubiger teil. 

IH. Grundſätzlich fallen Verbindlichkeiten der Frau, für welche ihren „ 
Släubigern das eingebracdhte Gut haftet, auch im Verhältnifje der Ehe: 
gatten zu einander dem eingebrachten Gute zur Laſt. Bon diefem Grund: 
jage macht jedoch das BGB. einige Ausnahmen, indem e3 folgende Ver— 
bindlichfeiten im Berhältniffe der Ehegatten zu einander dem Vorbehalts- 
gute zur Laſt legt: 

1. Die Berbindlichfeiten der Frau aus einer unerlaubten Handlung }), 
die fie während der Ehe begangen hatte, oder aus einem Strafverfahren, 
dad wegen einer jolhen Handlung gegen jie gerichtet war.?) Dahin ge 
hören auch die Koften der Verteidigung der Frau, wenn fie verurteilt 
wird. Im Falle der Freiiprechung hat der Mann die Verteidigungsfojten 
zu tragen, vorausgejegt, daß die Aufwendung diejer Koſten den Umständen 
nad geboten war oder mit jeiner Zuftimmung erfolgte?) 

2. die WVerbindlichleiten der Frau aus einem fi auf das Vor— 
behaltsgut beziehenden Nechtöverhältnis, aucd wenn fie vor Eingehung 
der Ehe oder vor der Zeit entitanden find, zu der das Gut Vorbehaltsgut 
geworden iſt. Darunter fallen 3. B. Verbindlichfeiten der Frau aus 
Rechtsgeſchäften, die jich auf das Vorbehaltsgut beziehen und zu denen der 
Mann feine Zujtimmung erteilt hat oder die ihm gegenüber ohne feine 
Zuftimmung wirkſam find 5), jowie die gejegliche Verpflichtung der Frau zur 
Gewährung des Unterhalt? an ihre Verwandten); 

3. die Koſten eines Nechtäjtreit3, den die rau über eine der in den 
Rr.1 und 2 bezeichneten Verbindlichkeiten al3 Klägerin oder Beklagte führte ?); 

4. die Koſten eines Rechtsſtreits zwiſchen den Ehegatten jelbit, jofern 
die Frau zur Tragung der Koften verurteilt wurde ®); 

5. die Koſten eines Rechtsſtreits zwilchen der rau und einem Dritten, 
ausgenommen, 

a) wenn das Urteil dem Manne gegenüber in Anjehung des einge- 
brahten Gutes wirkſam ift?); hier fallen die Koften dem eingebrachten 
Gute jchlechthin zur Lajt, oder 

b) wenn der NRechtöjtreit eine perjönliche Angelegenheit der Frau oder 
eine Verbindlichkeit betrifft, die weder Deliftsfchuld ijt noch aus einem ſich 
auf das Vorbehaltsgut beziehenden Rechtsverhältniſſe Herrührt und für die das 
eingebrachte Gut haftet !%); hier fallen die Koiten dem eingebradhten Gute 
injoweit zur Lajt, als ihre Aufivendung den Umftänden nach geboten war.t!) 12) 





88 8235. BOB. ?) 8 1415 No. 1 BGB. 
e, & 1387 No. 2 BOB. * $ 1415 No. 2 BGB. 
) Dahin gehören insbejondere die aus dem fonjentierten Geſchäftsbetriebe der 
Frau herrührenden Verbindlichleiten. 6) Mot. IV ©. 262, 263. 
)8 1415 No. 3 BGB. 3 $ 1416 J l BOR. 
) 88 1400-1402, 1405, 1407, 8 1416 Abi. 2 Sag 1 BGB. 
‚, s$ 1411— 1414 BGB. 1) 8 1416 Abſ. 2 Sap 2 BGB. 


) Die Vorjchrijt des ALR., mwonad der Mann wegen der verheimlichten vor— 
chelichen Schulden der Frau und wegen wiljentlicher Einbringung fremder Saden 
aus dem Borbehaltögut Erjag fordern durfte ($$_ 339, 340 II 1), hat das BOB. 
niht aufgenommen, weil eine Verpflichtung der Frau zur Einbringung ihres Ber: 
mögend nicht beiteht. 
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IV. Zwiſchen den beiden Vermögensmaſſen, dem Vorbehaltsgut und 
dem eingebrachten Gute, findet nach BOB.!) inſofern eine Ausgleichungs— 
pflicht ſtatt, als die Frau, wenn eine Verbindlichkeit, die dem Vorbehalts— 
gute zur Laſt fällt, aus dem eingebrachten Gute berichtigt wird, aus dem 
Borbehaltsgute zu dem eingebrachten Gute Erjaß zu leiten hat, und als 
umgefehrt, wenn eine Verbindlichleit der Frau, die im Berhältnifje der 
Ehegatten zu einander nicht dem Vorbehaltsgute zur Laſt fällt, aus diefem 
Vorbehaltsgute berichtigt wird, der Mann aus dem eingebrachten Gute zu 
dem Vorbehaltsgut Erſatz zu leijten hat. Dieſe Erjaßpflicht beſteht aber 
nur joweit, al8 das erfaßpflichtige Vermögen zum Erſatz ausreicht. 


$ 184. 
4. Beendigung der Verwaltung und Nutniehung.?) 


I. Die ehelihe Verwaltung und Nutznießung wird beendigt®): 

1. mit der Auflöjung der Ehe durch) den Tod eined der Ehe: 
gatten, oder durch Scheidung der Ehe, oder durch Wiederverheiratung im 
alle der Todeserklärung; 

2. mit der Nechtöfraft des Urteils, durch welches die Aufhebung 
der Verwaltung und Nutznießung bejtimmt wird; 

3. mit der Nechtsfraft des Bejchluffes, dur; den dev Konfurs über 
das Vermögen des Mannes eröffnet wird; 

4. mit der Tode3erflärung de Mannes; 

5. durch einen die Beendigung bejtimmenden Ehevertrag.) 

II. Das BGB. gewährt der Frau, abweichend vom ALR., in ge 
wijjen Fällen, wenn der Mann die ihm in Anjehung der Verwaltung und 
Nubnießung des eingebrachten Gute? obliegenden Verpflichtungen verlegt, 
das Necht, die Aufhebung der Berwaltung und Nutznießung zu verlangen. 

Dieje8 Verlangen macht fie im Wege der Klage gegen den Mann 
mit der Wirkung geltend, daß mit der Rechtskraft des Urteils die Auf- 
hebung eintritt.) 

Die Folge dieſes Fonjtitutiven Urteils it dann der Eintritt Der 
Gütertrennung. ©) 

Die VBorausfeßungen, unter denen die Frau auf Aufhebung der Ber: 
waltung und Nubnießung Hagen kann, jind folgende: 


8 1417 BOB. 

) Mot. IV ©. 295 Ff.; Brot. ITS. 5135, 5165, 5175, 5194, 5238, 5258 ff. 
5291 fi., 6513, 8688 (Bd. 4 ©. 136, 137, 149, 155, 156, 163, 184, 210 ff.); Dent: 
ſchrift ©. 195 ff., Planck-Unzner IV ©. 173ff. v. ——— ger IV S 2 160 ff., A 
cerus-Lehmann BD. 2 8 105; Matthiaß Bd. 2 8 89; Buchta, 3. Aufl. S. 310; 
Förtſch ©. 228; Fraenkel a. a. O. © 53ff.; F. Rchler a. a. O. 8 31; Schröder 
a. a. D. ©. 32ff.; Demburg, nn 3 88 31, 32; Eccius Bd. 4 $ 211. 

9) Vgl. $ 1327 Entwurf I 

) Dark) einjeitigen Verzicht des Mannes wird die Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung nicht „beeubigt, da fie nicht blos ein Recht, ſondern zugleich eine Pflicht des 
Mannes iſt ($ 1374 BGB.); Mot. IV ©. 294, 295; anders nad) preuh. Nechte, 
vgl, Entih. Ob.-Trib. Bd. 79 ©. 217; Entich. NÖ. Bd. 1 No. 55 S. 136, in 
en Beiträgen Bd. 24 ©. 1024. 

5, g 1418 Abi. 2 BOB. °) $ 1426 BGB, 
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1. wenn die Borausjeßungen vorliegen, unter denen die Frau Sicher: 
heit3leiftung zu verlangen berechtigt ift!); 

2. wenn der Mann jeine Verpflichtung, der Frau und den gemein- 
Ihaftlihen Abkömmlingen Unterhalt zu gewähren, verleßt hat und für 
die Zufunft eine erhebliche Gefährdung des Unterhalt3 zu bejorgen: ift. ?) 
Eine ſolche Verlegung liegt jhon dann vor, wenn der Frau und den ge— 
meinjchaftlichen Abfümmlingen nicht mindeitens der Unterhalt gewährt wird, 
welher ihnen bei ordnungsmäßiger Verwaltung und Nußniefung des ein- 
gebrachten Gutes zufommen würde ®); 

3. wenn der Mann entmündigt iltt), d. h. wenn der die Ent: 
mündigung ausiprechende Beihluß in Wirkſamkeit getreten ift’); 

4. wenn der Mann wegen Gebrechlichfeit zur Bejorgung feiner Ver: 
mögensangelegenheiten einen Pfleger erhalten hat?); 

5. wenn für den Mann ein Abwejenheitspfleger beitellt und 
die baldige Aufhebung der Pilegichaft nicht zu erwarten ift.?) 

Die Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung iſt innerhalb und 
außerhalb des Konkurſes, abweichend vom früheren Rechte, der Anfechtung 
feiten® der Gläubiger des Mannes entzogen. ®) 

III. Während nah ALR. die eheliche Verwaltung und Nutznießung 
dur die Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen des Mannes nicht 
erlojh, jondern von dem Konkursverwalter ausgeübt wurde, ſoweit nicht 
die rau von ihrem Rechte auf Nüdforderung des eingebrachten Gutes 
Gebrauch machte?), endigt nah) BGB. die Verwaltung und Nußnießung 
dee Mannes kraft Geießes mit der Nechtöfraft des Eröffnungsbeſchluſſes.“0) 
Ta die Verwaltung und Nubniefung am eingebrachten Gute nicht über- 
tragbar!) und demgemäß auch nicht pfändbar !?) iſt, jo gehört fie, abweichend 
vom bisherigen Nechte, auch nicht zur Konkursmaſſe.!) Die bis zur Er- 
öfnung des Konkurſes vom Manne erworbenen Früchte gehören injo- 
weit zur Konkursmaſſe, al8 fie der Pfändung unterworfen find.) Die 
von dem Manne nach der Konfurseröffnung, aljo in der Zeit von der 
Eröffnung des Konkurſes bis zur Nechtskraft des Eröffnungsbeichlufjes, er- 


') $ 1418 Abi. 1 No. 1, $ 1391 BGB. jiehe oben $ 181 ©. 711. 

?) & 1418 Abi. 1 No. 2 BGB., ein Verichulden des Mannes wird nicht er⸗ 
fordert, es genügt objektive Nichterfüllung der Unterhaltspflicht. Prot. II ©. 5297 
(Bd. 4 ©. 213). — Nach ALR. (88 256, 258 II 1) konnte die Frau ihr Einge— 
brachtes erit dann zurüdjordern, wenn der Mann zur ( „Gewährung des Unterhalts nicht 
mehr vermögend war; Entih. RG. Bd. 1 No. 55 ©. 136; in Gruchots Beiträgen, 
Bd. 30 No. 78 S. 968. 

2) 88 1360, 1361, $ 1389 Abſ. 2, 88 1601-1603 BGB.; fiche oben $ 177 

. 686]. und $ 180 ©. 702, 

) 8 1418 Abſ. 1 No. 3, 88 6, 1409 BGB. 

5) Bgl. SS 661, 683 CPO. 9) 8 1418 Abſ. 1 No. 4, $ 1910 BGB. 

ng 1418 Abf. 1 No. 5, 88 1911, 1921 BGB. 

9 Bal. 8 32 No. 2 KO., 83 No. 4 Anfechtungsgeſetz. 

8 Bag II 1 ALR. 

2 $ 1419 BGB., 8$ 108, 109, 72, 73 KO. 8 577 CRD. 

) & 1408 BGB. in) $ 861 EVD. ın 8 1 Abf. 1 KO. 

“ 8 861 Abi. 1 Satz 2 ERD.; in die Konfursmaije fällt alſo nur der Leber: 
ſchuß der Früchte, d. h. derjenige Teil, defien der Mann zur Erfüllung beſtimmter 
Pflichten nicht bedarf. 
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8 1420, worbenen Früchte fallen dagegen nicht in die Mafje, denn diejer Erwerb 
1421. gehört nicht zu dem ihm zur Zeit der Konkurseröffnung gehörenden 
Vermögen.!) Die mit der Rechtskraft des Eröffnungsbeichlufjes eintretende 
Beendigung der Verwaltung und Nußnießung bleibt beitehen und lebt auch 
nach der Beendigung des Konkurjes nicht wieder auf; ihre Wiederher- 

jtellung kann nur durch einen Ehevertrag erfolgen.?) 

Durch Eröffnung des Konfurjes über das Vermögen der Frau wird 
die ehemännliche Verwaltung und Nußniegung nicht beendet. 

hehe der IV. Wird der Mann für tot erklärt, jo endigt die Verwaltung und 

"Mannes, Nutznießung mit dem Zeitpunkte, der als Zeitpunkt des Todes gilt.®) 
Kehrt der Mann zurüd, jo tritt unter den Ehegatten Gütertrennung ein), 
vorausgejeßt, daß nicht die Ehe infolge der Wiederverheiratung der Frau 
aufgelöjt ijt.d) Der Mann kann jedoch auf Wiederheritellung jeiner 
Rechte Hagen. ®) 

Wenn die grau für tot erklärt wird, gilt nur die Vermutung, daß 
fie in dem Beitpunfte gejtorben jei, welcher in dem die Todeserflärung 
ausiprechenden Urteile feitgejtellt iſt.) Mit diefem Zeitpunkt endigt aud) 
die Verwaltung und Nutznießung, und es eröffnet ſich die Erbfolge in das 
Vermögen der Frau nad den allgemeinen Grundjägen. Kehrt die Frau 
zurüd, jo kann fie die Herausgabe ihres Vermögens nad) den für den 
Erbſchaftsanſpruch geltenden Vorſchriften verlangen ®), und an diefem Ver: 
mögen erlangt der Mann dann, joweit es eingebrachtes Gut it, wieder 
Verwaltung und Nußnießung. 

Folgen der V. Während das ALR.?) für den Fall der Beendigung der Ber: 

veendigung. waltungsgemeinſchaft durch Tod oder Scheidung eingehende Bejtimmungen 
über die Auseinanderjeßung trifft, bejchränft fich das BGB. auf die Be— 
jtimmung, daß nach der Beendigung der Verwaltung und Nubniegung der 
Mann das eingebrachte Gut der Frau herausgeben und ihr über Die 
Verwaltung Rehenjchaft ablegen muß.!%) Für den Untergang oder die 
Berichlechterung von Vermögensjtüden hat der Mann der Frau Erjaß zu 
leijten, wenn er die ihm obliegende Sorgfalt verlegt hat.!!) Hierbei liegt 
dem Manne der Beweis Dafür ob, daß ihn an dem Untergang oder der 
Berjchlechterung Fein von ihm zu vertretende8 Verſchulden trifft.12) Da 
aber nah BGB., im Gegenfage zum ALR.1), feine Vermutung dafür 
Ipricht, daß durch die Vollziehung der Ehe dad Vermögen der Frau kraft 
Geſetzes in die Verwaltung und den Beſitz des Mannes übergegangen ift, 
jo muß die Frau, wenn jie den Mann für einen Gegenſtand verant- 
wortlic; machen will, beweilen, daß dieſer Gegenjtand in den Bejig des 
Mannes gelangt ift. 





) 8 1 Abf. 1 KO. So aud Neumann, Handausgabe zum BGB. zu $ 1419. 


2) 8 1432 BOB. 5) 88 1420, 18 BGB. $ 970 Abi. 2 CPO. 
*, 8 1426 BGB. 5) 8 1348 Abi. 2 BEP. 
°) $ 1425 Abi. 1 BOB. ) 8 18 Abi. 1 BOB. 
s, 8 2031 BEP. 9) 88 258, 598—613, 751— 754, 776—782 II 1 AUCH. 


s 1421 Sag 1 368, 11) g 1359 BOB. ı2) Mot. IV ©. 283. 
SL MR Entf, RO. in Orudots Beiträgen Bd. 25 Ro. 57 
2. Id 
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1. Das Frauengut iſt in demjenigen Zuſtande herauszugeben, welcher 1421, 
ih bei einer während der Verwaltung und Nußnießung bis zur Rück-14221423. 
gewähr fortgejetten ordnungsmäßigen Verwaltung ergiebt.!) — 

Abweichend vom ALR.?) erfolgt die Herausgabe in Natur; der Mann 
it aljo weder verpflichtet noch berechtigt, einzelne Vermögensſtücke zu be- 
halten und dafür deren Wert zu erjeßen. 

Die Herausgabepfliht und die Nechenichaftsablegung bejtehen nur in 
Anfehung der Subjtanz des eingebrachten Gutes. Der zur Herausgabe 
verpflichtete Mann hat der Frau ein Verzeichnis des Bejtandes des ein- 
gebrachten Gutes vorzulegen.?) Maßgebend ijt der Beſtand zur Zeit der 
Veendigung der Verwaltung und Nubniegung. 

Der Pflicht zur Nechenschaftsablegung genügt er durch Mitteilung 
einer die geordnete Zujammenftellung der Einnahmen oder der Ausgaben 
enthaltenden Rechnung. *) 

Auf die Herausgabe eine landwirtichaftlichen Grundſtücks oder eines 
Landguts finden die Vorjchriften über die Rückgewähr der Nießbrauchs— 
ſache entiprechende Anwendung. 5) 

2. Wenn die Verwaltung und Nubniegung infolge der Klage auf umfang. 
Aufhebung 8) durch Urteil aufgehoben wird, jo bemißt ji) der Umfang der 
Herauägabepflicht des Mannes jo, wie wenn der Anjpruch auf Heraus— 
gabe des eingebradhten Gutes mit der Erhebung der Klage auf Aufhebung 
der Verwaltung und Nußniegung vechtshängig geworden wäre.) Daraus 
folgt, dah der Mann die Nutungen des eingebrachten Gute von diejem 
Zeitpunkt an herauszugeben hat. 

3. Hat der Mann fraft jeiner eheherrlichen Verwaltung und Nutz- Beſtehende 
niegung ein zum eingebrachten Gute gehörendes Grumdftüc über die Zeit Min“ 
ſeines Werwaltungs- und NußniegungsrechtS hinaus vermietet oder ver— verträge. 
vadıtet, jo tritt die Frau nah) BGB.) bei der Beendigung der Verwaltung 
und Nutznießung kraft Gejeßed in die jich aus dem Miet: oder Pacht— 
verhältnis ergebenden Rechte und Pflichten ein; der Miet- oder Pacht— 
vertrag erlischt aljo nicht ohne weiteres. Die Frau fann aber den Vertrag 
dem Mieter oder Pächter unter Einhaltung der gejeglichen Kündigungs— 
frift®) kündigen. Der Mieter oder Pächter hat fein Kündigungsrecht, ift 
jedoh berechtigt, die Frau unter Bejtimmung einer angemefjenen Friſt zur 


2) Vgl. 88 1374, 591 BOB. 
?) 88 550, 564, 570 ff., 572f. II 1 AUCH. 





>) 8 261 BOB. 9 8 259 BOB. 
») 8 1421 Cap 2, 88 592, 593, 1055 Abſ. 2 BGB. Siehe oben ©. 469. 
*, $ 1418 BEP. *) 8 1422 BEGB., 88 253, 263, 281 CRO. 


9 88 1423, 1056 BGB. Der Mann bedarf zur Vermietung oder Verpad)- 
tung eingebrachter Grundjtüde weder nach) ALR. noch nad) BGB. der Zuſtimmung 
der rau; aus folhen vom Manne im eigenen Namen abgefchlofjenen Verträgen 
wird aber die Frau dem Dritten nicht verpflichtet; eine Ausnahme madht nur 
der $ 1423 BOB! Soll aljo der Miet- oder Pachtvertrag über die Dauer der 
Verwaltung und Nupniegung hinaus für die ganze Vertragäzeit wirkſam fein, jo be- 
darf er der ——— der Frau; ſie muß alſo entweder den Vertrag mit abſchließen 
oder ihre Zuſtimmung dazu erteilen, daß der Mann den Vertrag zugleich in ihrem 
Namen abichliegt. Wal. $ 1375 BGB. und $ 388 I 21 ALR., dazu Kochs Kom: 
mentar Note 91. ) 88 565, 566, 595 BOB. 
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‚ Erklärung darüber aufzufordern, ob jie von ihrem Kündigungsredhte Ge— 
brauch machen wolle. Grklärt fie fich nicht bi8 zum Ablaufe der gejebten 
Friſt, jo ijt ihr Kündigungsrecht erlofchen und fie muß den Miet- oder 
Pachtvertrag bis zum Ablaufe der vertragsmäßig bedungenen Zeit aushalten. 

4. Auch mach der Beendigung der Verwaltung und Nutznießung üt 
der Mann beredtigt, die Verwaltung jolange fortzuführen, bis er von 
der Beendigung Kenntnis erlangt oder fie fennen muß. Dieſe Fortführung 
it jowohl der rau wie Dritten gegenüber wirfjam. Ein Dritter, mit 
welhem der Mann ein Nechtsgeihäft abgeſchloſſen hat, kann ſich jedoch 
auf dieje Berechtigung dann nicht berufen, wenn er bei der Vornahme diejes 
Nechtsgeihäfts die Beendigung der Verwaltung und Nutznießung kannte 
oder fennen mußte. !) 

Wenn Die Verwaltung und Nutznießung infolge des Todes der 
Frau endigt, jo ift der Mann verpflichtet, die unaufichtebbaren Berwal- 
tungsgeichäfte zu bejorgen, bis der Erbe anderweit Fürſorge treffen Kann. ?) 

VI. Die einmal erfolgte Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung 
des Mannes iſt eine endgültige; das BGB. gewährt aber in einigen 
Fällen dem Manne das Nedt, auf Wiederberjtellung jeiner Nedte 
gegen die Frau zu Hagen?) und zwar: 

1. wenn die Entmündigung oder Pflegſchaft, wegen deren die Auf: 
hebung der Verwaltung und Nußniefung erfolgt it, wieder aufgehoben 
wird ?); 

2. wenn der die Entmündigung ausiprechende Beſchluß mit Erfolg 
angefochten wird 5); 

3. wenn der für tot erflärte Mann nod) lebt.) 

Die Wiederherjtellung der Nechte des Mannes tritt mit der Rechts— 
fraft des Urteild ein, das Urteil hat aljo fonftitutive Wirkung.) infolge 
des Urteils ijt die Frau zur Herausgabe des eingebrachten Gutes an den 
Mann verpflichtet, und zwar in dem Zuſtand, in welchem es fich zur Zeit 
der Nechtshängigfeit des Anſpruchs auf Wiederherjtellung der Verwaltung 
und Nutznießung befand.) Hierbei wird Vorbehaltägut, wa ohne Die 
Aufhebung der Nechte des Mannes VBorbehaltsgut geblieben oder geworden 
jein wirde.®) 

Dritten gegenüber ijt die Wiederheritellung der Rechte des Mannes 
nur wirffam, wenn jie in daS Güterrechtsregiiter eingetragen oder ihnen 
befannt war.!®) 

In anderen, al3 den genannten Fällen !!), kann eine Wiederheritellung 
der Rechte des Mannes mur durch Schließung eines Chevertrags herbei- 





2) 8 1424 Abſ. 1 BOB. 
. $ 1424 Nbi. 2 BSB. Val. 88 672, 674 BGB. 
») 8 1425 bi. 1 BOB. Das Klagerecht des Mannes ift an feine Präflufiv- 
friſt gebunden. 
+, 86 Abi. 2 BGB., SS 625 078, 685 CPO., 88 1920, 1921 BGB., 8 16 
Abi. I RFrG. °, $ 664 CRD. 9) 8 1420 BEL. 
$ 1425 Abi. 2 Sap 1 BSR. 
8 1425 Abi. 2 Saß 2, $ 1422 BGB. 
$ 1425 Nbi. 3, * — BGB. 
J 1431 Abi. 2, BGB. 1) 8 1425 Abſ. 1 BOB. 


$ 185. @iütertrennung. 


I 
Le) 
-] 


geführt werden, jo 3. B. wenn der Konkurs über das Vermögen des 55 1426, 
Mannes wieder — wurde.!) 1436. 
VI. Die Beendigung der Verwaltung und Nutznießung des Mannes Eintritt der 
bat die Folge, daß Gütertrennung eintritt. ) Dieje ijt Dritten gegenüber — 
nur wirkſam, wenn ſie ihnen bekannt oder in das Güterrechtsregiſter ein— 
getragen iſt.) 
VIII. Erbrechtliche Wirkungen ſind mit dem geſetzlichen Güterſtande 
des BGB. ebenſowenig verbunden wie mit der landrechtlichen Ver— 
waltungsgemeinjchaft. 


8 185. 
5. Gütertrennung.*) 


I. Das BGB. hat neben dem regelmäßigen gejeßlichen Güterſtande Weſen der 
der Verwaltung und Nutznießung als außerordentliche geſetzliches Güter: — 
recht die Gütertrennung aufgeſtellt. Das Weſen der Gütertrennung be— 
ſteht darin, daß das Vermögen des Mannes und das Vermögen der Frau 
zwei thatſächlich und rechtlich völlig getrennte Maſſen bilden; die Frau 
bat ihrem Wermögen gegenüber grundjägli die Stellung einer unver- 
heirateten Frau, der Mann erivirbt feine Nechte am Frauengute; jeder 
Teil befigt, verwaltet und nubt fein Vermögen felbjtändig und behält die 
freie Verfügung. Die Ehe äußert alfo auf das Vermögen beider Ehe- 
gatten Feinerlei Wirkung. 

Die Giütertrennung nähert fich hiernach dem römiſchen Dotalrechte; 
fie ift dem ALR. fremd. 

Gütertrennung tritt entweder Fraft Geſetzes oder kraft Ehevertrags ein. 

II. Kraft Geſetzes tritt die Giütertrennung ein: Eintritt fraft 

1. wenn der Mann die Ehe mit einer in der Geichäftsfähigfeit be- Ir 
Ihränften Frau ohne Einwilligung ihres gefeßlichen Vertreters geichlofjen hat ?); 

2. wenn die Verwaltung und Nubniegung des Mannes, die allge- 
meine Gütergemeinſchaft, die Errungenschaftsgemeinjchaft oder die Fahrnis— 
gemeinichaft in anderer Weije beendigt wird, al3 durch Auflöfung der Ehe 
oder durch Ehevertrag ®); 

3. wenn dur Ehevertrag die Verwaltung und Nubnießung des 
Mannes ausgeſchloſſen oder die allgemeine Gütergemeinjchaft, die Errungen- 
Ihaftsgemeinjchaft oder die Fahrnisgemeinſchaft aufgehoben wird, ohne daß 
eine anderweite Regelung getroffen wird’); ; 


— — — 


Anders nad) 8 264, 265 II 1 ACH. ) 8 1426 BGB. 
3, 88 1431, 1435 BGB. 

y Mot. IV S. 302, 321ff., Denfihr. ©. 196, 197, Prot. II ©. 5302 fi. 
Bd. 4 S. 225 ff.); Bland- Ungner IV ©. 183ff.; v. Staudinger IV ©. 172$.; 
Enneccerus- «Lehmann Bd. 2 8$ 93, 106; Matthiah ». 2 $ 90; v. Buchta (8. Aufl.) 
©. 311; Förtih ©. 228; Coſack ». 2 g 288; Fraenkel, Familienrecht 8 7; 75. Kohler 
832; Neumann, Handausgabe des BEB., €. 803 ff.; Schröder, Das eheliche Güter- 
teht (2. Aufl.) S. 36 ff.; Jaſtrow, Das Recht der Frau, e. 72, 82 ff. 

) 8 1426 bi. 1, 'g 1364 BOB. 

®) & 1426 Abſ. 1, 8 1418—1420, 8 1470 Abſ. 1, 8 1545 Abſ. 1, $ 1549 

B. 7) 8 1436 BOB. 


SS 1437, 
1428,1429 
1430, 


Ehelicher 
Aufwand, 


Verwaltung 


bes Frauen⸗ 


verinögens 
durch den 
Dann. 
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4. wenn die durch gerichtliches Urteil aufgehobene eheliche Gemein— 


ſchaft nachträglich wieder hergeſtellt wird. !) 


III. Die allgemeinen Vorichriften des BGB.?) über die Wirkungen 
der Ehe gelten auch bei der Gütertrennung, insbejondere hat auch bier 
der Mann den ehelichen Aufwand zu tragen.d) Zur Beltreitung des 
ehelichen Aufwandes hat jedoch die Frau dem Manne einen angemejjenen 
Beitrag zu leiſten“). Diejer Beitrag it nicht aus dem Stamme, jondern 
nur aus den Einfünften ihres Vermögens und dem Ertrag ihrer Arbeit 
oder eines bon ihr jelbitändig betriebenen Erwerbsgeſchäfts zu leilten. Für 
die Vergangenheit kann der Mann den Beitrag nur injoweit beanjpruchen, 
als die Frau ungeachtet jeiner Aufforderung mit der Yeiltung im Rück— 
itande geblieben ijt. 5) 

Ter Anſpruch des Mannes ift nicht übertragbar‘) und demgemäß 
auch nicht pfändbar ‘) oder verpfändbar®), und der Aufrechnung nicht zu— 
gänglich“); er gehört deshalb auch nicht zur Konlursmaſſe des Manneg.!") 

Don der Beitragspflicht tritt nur dann eine Befreiung ein, wenn ine 
folge der Vermögenslage des Mannes eine erheblihe Gefährdung 
des Unterhalt3 zu bejorgen ijt, den der Mann der Frau und den gemein- 
Ichaftlichen Abkönımlingen zu gewähren hat.!!) In diefem alle iſt Die 
Frau berechtigt, den Beitrag zu dem ehelichen Aufwand injoweit zur eigenen 
Verwendung zurüdzubehalten, al3 er zur Beitreitung des Unterhalt3 er- 
forderlich iſt.“) Das Gleiche gilt, wenn der Mann entmündigt ijt oder 
wegen Gebrechlichfeit oder Abwejenheit einen Pfleger erhalten hat. 13) 

Aufvendungen, welche die Frau zur Bejtreitung des ehelichen Auf: 
wandes aus ihrem Vermögen macht, oder freiwillige Beiträge, die te zu 
diejem Zwecke dem Manne zumendet, gelten im Zweifel als geichenft, jo 
daß die Frau feinen Erjaßanipruc gegen den Mann hat. !*) 

IV. Ueberläßt die Frau freiwillig ihr Vermögen ganz oder teilmeiie 
denn Manne zur Verwaltung, fo kann er über die Einkünfte, die er 
während jeiner Verwaltung bezieht, nad) freiem Ermeſſen und ohne Ver— 
pflihtung zur Nechnungslegung frei verfügen, joweit die rau nicht eine 
abweichende Beitimmung getroffen hat.!d) Das VBerfügungsrecht de8 Mannes 
ijt nur injoweit beichränft, al3 er verpflichtet it, die Einkünfte zunächſt zur 
Beitreitung der Koſten Der ordnungsmäßigen Verwaltung und zur Er— 
füllung jolcher Verpflichtungen der Frau zu verwenden, die bei ordnungs— 
mäßiger Verwaltung aus den Einkünften des Vermögens bejtritten werden. 


1) 8 1575 Abf. 1, $ 1587 BGB. 
) ss 13} 53-1362 BOB,, ſiehe oben $ 177. 2) 8 1427 Abi. 1 BGB. 
N 1427 Abi. 2 Sap 1 BGB. lieber die Höhe * Beitrags entſcheidet im 
Streitfalle der Brozehrichter. 8) 8 1427 Abi. 2 Sat 2 BOB. 
*, 8 1427 Abſ. 2 Sab 3 BGB. ) 8 851 CPO. 
) 8 1274 Nbi. 2 BGB., vol. aud) J Abi. 2 BGB. 
», 8 394 BGB. 2 
1, 88 1360, 1361, 1601—1603 308, * J 8 1418 No. 2 BGB. Dieſe Ge— 
tährdung braucht nicht auf einem Berichulden des Mannes zu beruhen. 
, $ 1428 Abſ. 1 BOB. 
15) $ 1428 Abi. 2, 88 1910, 1911, $ 1418 Nr. 3-5 BGB. 
) 8 1429 BGB. Auslegungdregel, vgl. $ 685 Abſ. 2 BOB. 
15) $ 1430 BOB. 


$ 186. Allgemeine Borichriften. Eheverträge. 729 





Eine Verpflichtung, die Verwaltung zu übernehmen, bejteht für den 88 1431, 
Mann nicht, thut er es gleichwohl, jo hat er nur für diejenige Sorgfalt 1432.1433. 
einzuftehen, welche er in eigenen Angelegenheiten aufzuwenden pflegt. !) 

In Anjehung de8 Stammes des ihm zur Berwaltung überlajjenen 
Vermögens hat er der Frau gegenüber die Stellung eines Beauftragten. ?) 

V. Die Gütertrennung iſt Dritten gegenüber nur wirkjam, wenn fie Fünt 
in dem Güterrechtsregiſter eingetragen oder dem Dritten befannt war.) 

Im Grundbuchverfehre wird der Nachweis, daß zwilchen Chegatten 
Gütertrennung bejteht, durd ein Zeugnis des Gerichts über die Eintragung 
des güterrechtlichen Verhältniſſes im Güterrechtsregifter geführt.) it das 
Grundbuhamt zugleich das Negiftergericht, jo gemügt jtatt des Zeugniſſes 
die Bezugnahme auf dad Regiiter. 5) 

VI Die bei der Gütertrennung für das Vermögen der Frau gelten- Porbebatts- 
den Borichriften finden auf das Vorbehaltsgut entiprechende Ans — 
wendung.?) 


B. Vertragsmäßiges Güterredit. 


$ 186. 


1. Allgemeine Vorſchriften. Eheverträge.) 


I. Die Ehegatten können nach BGB.ð*), wie nad) ALR., ihre güter- Eheverträge. 
tehtlihen Werhältnifje vor und nad Eingehung der Ehe durch Bertrag 
regeln. Sie fünnen alſo den gejeglichen Giteritand ausschließen, aufheben 
oder ändern, nad) erfolgter Ausſchließung oder Menderung wiederheritellen 
und den durch Vertrag begründeten Güterjtand wieder ändern.!“) Solche 
Verträge werden Eheverträge genannt. 

Der nah dem BOB. für den Abſchluß von Eheverträgen geltende 
Grundſatz der Vertragsfreiheit it aber, abgejehen von den allgemeinen 
Grundſätzen über die Unwirkſamkeit der Verträge!!), gewiſſen Bejchrän- 
kungen unterworfen. 

Der Güterftand kann nämlich nicht durch einfache Verweiſung auf 
ein nicht mehr geltendes oder auf ein ausländiſches Gejeb beitimmt werden.!?) 
Tie Eheleute können aljo 3. B. nicht im allgemeinen vereinbaren, daß unter 


1) 88 1359, 277 BOB. 


?) 8S 662—676 BEB. ”), 8 1431 Abi. 1 BGB. 
*, 8 34 RGBO. In das Grundbuch wird die Sütertrennung nicht eingetragen. 
», 8 35 REGBD. °) 88 1371, 1441, 15%, 1549 BGB. 


) 
) Mot. IV ©, 304ff.; Brot. II ©. 5305 ff. (Bd. 4 ©. 215 FF); Dentichrift 
S. 197 f.; Pland-Ungner IV ©. 189 ff.; v. Staudinger IV ©. 180ff.; Dernburg 
Bd. 388 6, 7; Eccius Bd. 4 $ 209. 9 $ 1432 BGB. 

) 88 208, 209, 215, 251, 252, 253, 354, 355, 412—419 II 1 ALR.; Gef. 
v. 20. März 1837 (GS. ©. 63). 

m, Nah ALR. konnte jedod die allgemeine Gütergemeinichaft durh Vertrag 
nur vor der Eheſchließung eingeführt, während der Ehe aber nur dann begründet 
werden, wenn die Eheleute ihren Wohnfig von einem Orte, wo feine Gütergemein- 
haft obmwaltete, an einen Ort verlegten, wo diefe galt; 8$ 354, 355 II 1 ALNR. 

11) 88 134, 138 BOB. 

”, 8 1433 Ab}. 1 BGB. Die Verlegung diefer Vorſchrift macht den Vertrag nichtig. 


SS 1433, 
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ihnen das Güterrecht des ſächſiſchen oder des öjterreichischen bürgerlichen Ge— 


1434,1437. ſetzbuchs gelten jolle, wohl aber können fie den materiellen Inhalt eines nicht 


Form des 
Ehevertrags. 


Wirkung 


gegen Dritte. 


mehr geltenden oder eines ausländijchen Geſetzes als maßgebendes Güter- 
recht feitjeßen. Eine Ausnahme ijt nur für den Fall beitimmt, daß der 
Mann zur Zeit der Eingehung der Ehe oder, falld der Ehevertrag nad 
der Eheichliegung geichlofjen wird, zur Zeit des Vertragsabſchluſſes jeinen 
Wohnjig im Auslande hat; hier ift die Verweilung auf ein an dieſem 
Wohnfite geltendes ausländijches Güterrecht zuläjlig. !) 

II. Wie nad) ALR.?) jo ift auch nah BOB. für die Abjchliegung 
von Eheverträgen die Beobachtung einer bejtimmten Form vorgejchrieben. 
Eheverträge müjjen nah BGB. bei gleichzeitiger Anmejenheit 
beider Teile vor Gericht oder vor einem Notar geichlojjen wer- 
den); Stellvertretung *) it bei der Abſchließung nicht ausgeichlofjen. 

Ein Ehevertrag. durch den die allgemeine Gütergemeinjchaft vereinbart 
oder aufgehoben wird, kann jedoch nicht durch einen gejeglihen Ver— 
treter geichloffen werden.°) Gleiches gilt von einem Ehevertrage, durch) 
den die Fortjeßung der allgemeinen Gitergemeinjchaft ausgeichloffen oder 
die Ausſchließung aufaehoben wird.*) it einer der Chegatten in der 
Geſchäftsfähigkeit bejchränkt, jo bedarf er zum Abjchluß eines ſolchen Ver— 
trags der Zujtimmung feines gejeßlichen Wertreter8?) und, falls diejer ein 
Vormund iſt, der Genehmigung des Bormundjchaftsgerichts. 9) Solange 
aljo ein Ehegatte gejchäftsunfähig it, fann er einen ſolchen Vertrag über- 
haupt nicht abjchliegen. 

Wird mit einem Ehevertrag in derjelben Urkunde ein Erbvertrag 
verbunden, jo genügt die für den Ehevertrag vorgejchriebene Form. ®) 

Ein der geieglichen Form entbehrender Ehevertrag ift nichtig. 19) 

11I. Das BOB. madht die Wirkſamkeit eines Ehevertragd gegenüber 
Dritten nicht von einer öffentlichen Bekanntmachung abhängig!!), es gewährt 
aber dem gutgläubigen Dritten injofern Schuß, als durch Ehevertrag 

1. die Verwaltung oder Nutznießung des Mannes ausgejchlojjen oder 
geändert, oder 

2. eine in dem üterrechtsregijter eingetragene Regelung der güter- 
— ——— aufgehoben oder geändert wird, 


$ 1433 Abſ. 2 BGB. Val. Art. 15 EG. z. BGB. 

?) Nach ALR. unterlagen Eheverträge, die vor der Eheſchließung errichtet 
BIER, der gerichtlichen oder notariellen Aufnahme ($$ 209, 82 II 1 ALR.); nad 
der EHeichliehung war gerichtliche Form unter Zuziehung eines Beiltandes für die 
Frau vorgeichrieben ($$ 198, 200, 201 II 1 ACR.). Einführung der Sütergemeins 
idjaft erforderte vor wie nad) Eingehung der Ehe geridytliche Form, 88 356, 422 
II 1 ALH.; Geſ. v. 20. März 1837 (BE. ©. 63). 

8 1434 BGB.; 88 167.5 RFrG. Art. 31, 40ff. PrFrG. 

) Sowehl gefeblich als gewillfürte, 


°) $ 1437 Abi. 1 BOB. °, $ 1508 Abſ. 2 BGB. 

7) Die — bedarf nicht der im $ 1434 BGB. vorgeſchriebenen Form. 
$ 182 Ab. 2 BOB ) $ 1437 Abſ. 2 BGB. 

*, $ 2276 Abi. 2 BOB. 0, 8 125 BOB. 


1) Sl 88 422, 426, 428ff., 352, 353 IT 1 AOR.; 8 4 Gef. v. 20. März 
1837 (85. ©. 6; Art. 20 EG. 3. HORB. v. 24, Juni 1861 (GS. ©. 449); 
Art. 59 $ 9 bj. 1, Art. 63 AG. 3. BOB. 
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3. einem Dritten gegenüber aus der Ausſchließung, Aenderung oder 88 1435 
Aufhebung Einwendungen gegen ein zwifchen ihm und einem der Ehegatten 14381447. 


in Anfehung des Frauenguts vorgenommenes Rechtsgeſchäft nur dann ber- 
geleitet werden fünnen, wenn zur Zeit der Vornahme des Nechtsgeichäfts 
die Ausichliegung, Aenderung oder Aufhebung in dem Güterrechtsregiſter 
des zuftändigen Amtsgerichts eingetragen oder ihm befannt war.!) 

Den Rechtsgeſchäften jind rechtskräftige Urteile gleichgeitellt, wobei 
als maßgebender Zeitpunkt die Zeit des Eintritts der Nechtshängigfeit 
beitimmt ift. ?) 

Die Wirkjamfeit eines ſolchen Rechtsgeſchäfts oder Urteil wird aljo 
zu Gunjten des gutgläubigen Dritten jo behandelt, wie wenn zur Zeit 
der Vornahme des Rechtsgeſchäfts oder des Eintritt der Rechtshängigkeit 
der gejegliche Güteritand der Verwaltung und Nutznießung oder der ein- 
getragene vertragsmäßige Güterſtand noch bejtanden hätte. ®) 

IV. Die VBorichriften des BOB. über die Wirkung von Eheverträgen 
gegenüber gutgläubigen Dritten finden entiprechende Anwendung, wenn 
ausländijche Ehenatten oder Ehegatten, die nad) der Eingehung der 
Ehe die Reichdangehörigfeit erwerben, ihren Wohnfig im Inlande haben. 
Ter ausländiſche geiegliche Güterſtand jteht einem vertragsmäßigen gleich. *) 
Tie Wirkſamkeit des ausländiichen Güterjtandes ijt alio von der Eintragung 
in das zuftändige Güterrechtsregijter abhängig. 


2. Allgemeine Gütergemeinichaft. 


s 187. 
a) Das Gefamtaut,) 


I. BGB.) und ALR.?) ftimmen in ihrer Auffaffung von dem Wejen 
der allgemeinen Gütergemeinjchaft im Grundgedanken überein; ſie iſt ge 
ſtaltet ald eine Nechtögemeinschaft zur gelamten Hand, und zwar auf der 
aha des deutichrechtlichen Miteigentums. Das Wejen der allgemeinen 


er - 1435, 1558—1563 BGB. 

?, 88 263, 281, 499, 500, $ 510 Abi. 2, 8 on 696 EVD. 

) Mot. IV ©. 314 ff.; Pland-Unzner IV & 

) Art. 16 EG. 3 B68 

5, Mot. IV ©. Soßhr, 333 ff., Prot II ©. 5339 ff. (Bd. 4 ©. 2307); Dent- 
cchrift S. 198ff.; Pland: Unzner IV ©. 200ff.; v. Staudinger IV ©. 192ff.; En- 
neccerus- Lehmann Bd. 2 88 109, 110; Mattbiaf Bd. 2891; Gofad Bd. 2 88 291, 
292: v. Buchfa (3. Aufl) ©. 314 ff.; Förtſch S. 229 ff.; Fränfel, Familienrecht 
©. 63f.; F. Kohler, Eherecht, $ 34; Engelmann a. a. DO. $ 256; Schröder, Das 
ehelihe Güterrecht (2. Aufl.) $ 4 ©. 41ff.; Dernburg Bd. 3 88 35—40; Eecins 
©. 3 8 209; Zürn $$ 16—19; Gierfe, Die Genofienichaftstheorie und die deutiche 
Rechtiprechung, S. 367 ff. 6) 88 1438, 1442 BGB. 

) 88 361-363, 365—367, 371, 372 IT 1 ALNR. Die landrechtlidhe Güter— 
gemeinschaft galt als geſetzliches Güterredt in der Provinz Poſen (Publ. Pat. 
v. 9. Nov. 1816 8 12, GS. ©. 217, 225; Gef. v. 5. Juni 1863, GS. ©. 374); 
owie in einigen zu Boien früher gehörigen Orten der Provinz Brandenburg, in den 
vommerihen Sreiien Lauenburg und Bütow und in den früher zu Weſtpreußen 
gehörigen Orten der Kreiſe Belgard, Dramburg und Nenjtettin, und awvar für 
alle nah dem 1. Oft. 1865 geichlojjenen Ehen Geſ. dv. 4. Aug. 1865, GS. S. 873), 
ferner für die nicht adeligen Chen innerhalb des Gebiets des Oſtpreußiſchen Zufag 92) 


Inter: 
nationales 
Recht. 


Weſen ber 


allgemeinen 
@ütergemeln- 


ſchaft. 


58 1438, 
1442. 


Vereinbarung 


und Aufs 
bebung 
der Güter- 
gemeinichaft. 


Geſamtgut. 
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Gütergemeinſchaft beſteht darin, daß das Vermögen des Mannes und das 
Vermögen der Frau zu einem gemeinſchaftlichen Vermögen beider Ehe— 
gatten, dem ſog. Geſamtgute, vereinigt wird. Dieſe Vereinigung beider 
Vermögensmaſſen vollzieht ſich kraft Geſetzes, alſo ohne daß es einer Ueber— 
tragung der einzelnen Gegenſtände durch Rechtsgeſchäft bedarf. !) 

Die allgemeine Gütergemeinjchaft ift eine Eigentumsgemeinichaft als 
Ausflug der ehelichen Verbundenheit; ein Miteigentum zur gejamten Hand, 
nicht nach Bruchteilen. Subjefte der allgemeinen Gütergemeinjchaft find 
die Ehegatten in ihrer perjonenrechtlichen Verbundenheit, Objekt iſt das 
Geſamtgut al3 Vermögensganzes. Gelbjtändige Eigentumsanteile bejtehen 
während der Dauer der Gemeinjchaft nicht, erjt mit Aufhebung der Gemein 
Ichaft treten Sonderrechte auf einen Anteil am Ganzen hervor. ?) 

Ein Ehegatte kann aljo nicht über jeinen Anteil am Gejamtgut umd 
an den einzelnen dazu gehörenden Gegenſtänden verfügen, auch ijt er 
nicht berechtigt Teilung zu verlangen.) Demgemäß iſt der Anteil eines 
der Ehegatten auch der Pfändung nicht unterworfen *) und gehört nicht zur 
Konkursmaſſe.) 

II. Ein Ehevertrag, durch den der Güterſtand der allgemeinen Güter— 
gemeinſchaft eingeführt oder aufgehoben wird, kann nach BGB.?) nicht 
durch einen gejeglichen Vertreter gejchloffen werden; er fann alfo nur 
von beiden Teilen in Perſon abgeichlojien werden. Sit aljo einer der 
Vertragichliegenden gneichäftsunfähig, jo iſt die Abjchliegung eines ſolchen 
Vertrags unmöglid. Sit ein Teil in der Gejchäftsfähigfeit beichränft 7), 
jo bedarf er der Zuftimmung °) feines geießlichen WBertreter8 und, wenn 
diefer ein Vormund it, muß auch die Genehmigung des VBormundichafts- 
gerichts hinzukommen. °) 

III. Die allgemeine Gütergemeinjchaft ergreift das gejamte Vermögen 
der Ehegatten; deshalb umfaßt das Gelamtgut nicht blo8 da3 dem Manne 
oder der Frau beim Abjchluffe des Vertrags gehörende, jondern auch da3 
während der Gütergemeinfchaft erworbene Vermögen.!) Der Grundjaß, 
daß die Geſamtgutseigenſchaft kraft Geſetzes eintritt, und daß alle einzelnen 
Sahen und Nechte unmittelbar in das Geſamtgut fallen, gilt auch für 
echte, die im Grundbuch eingetragen find oder in das Grundbuch ein= 
getragen werden können. Jedem Ehegatten ijt daher das Necht eingeräumt, 





und Wejtpreußiichen Provinzialredit3 ($ 17). Im übrigen fanden die Vorfchriften 
des ALR. über die allgemeine Gütergemeinjchaft nur da Anwendung, wu Verträge, 
Statuten oder Provinzialgeiege nicht ein anderes ausdrücdlich verordneten (SS 345, 
360 II 1 ALR.). Leber den Zwed, den man bei Aufnahmen diejer Beitimmungen 
in das Syitem ded ALR. verfolgte, vgl. Svarez, Schluprevifion, ©. 115. 

') 8 1438 BGB. 

) Entih. NG. Bd. 1 No. 140 ©. 396, Bd. 14 No. 76 ©. 293. 

9 8 1442 BOB. 9 8 S60 Abi. 1 BGB. 

5) 8 1 Abi. 1 KO. Gegen eine zum Gejamtgute gehörende "Forderung fann 
der Schuldner nur eine Forderung aufrechnen, deren Berichtigung aus dem Geſamt— 
qute verlangt werden fann. 8 1442 Abi. 2, 88 1459 —1462 BOB. 

°% 8 1437 Abi. 1 BOB. 7) 88 106, 114 BGB. 

») 88 182. BOB. 

*) 8 1437 Nbi. 2, 8 16, 55 62 RFrG. 

0, 8 1438 Abſ. 1 Sab 2 BOB. 
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von dem andern die Mitwirkung zur Berichtigung !) des Grundbuchs zu 881438, 
verlangen. 2) 1439, 145 
Die Eintragung im Grundbuch erfolgt in der Weile, daß bei dem 
gemeinſchaftlichen Rechte das für die Gemeinſchaft maßgebende Rechtsver— 
hältnis, alſo das Beſtehen der allgemeinen Gütergemeinſchaft, bezeichnet wird. °) 
Gehört alſo ein Grundſtück zum Geſamtgute, ſo werden die Ehegatten 
als Miteigentümer kraft ehelicher Gütergemeinſchaft eingetragen.9 


Der Nachweis des Beſtehens der allgemeinen Gütergemeinſchaft wird 
dem Grundbuchamte durch ein Zeugnis des Gerichts über die Eintragung 
des güterrechtlichen Verhältniſſes im Güterrechtsregiſter geführt. °) 

Sit das Grundbuchamt zugleich das Negiftergericht, jo genügt jtatt 
des Zeugnijies die Bezugnahme auf das Regiiter. ©) 

Dem Gejamtgute fällt der eheliche Aufwand zur Laſt.) 

IV. Aus dem Grundjaße, daß Gegenſtand der Gütergemeinichaft ein 
Vermögen als Oanze3 it, folgt nicht, daß das gejamte Vermögen 
der Ehegatten von ihr ergriffen wird, vielmehr fünnen gewiſſe Vermögens— 
gegenftände ausgejchloffen fein. Solche Gegenjtände bilden entweder das 
Sondergut oder das Vorbehaltsgut der Ehegatten. 

l. Das Sondergut eines Ehegatten umfaßt die nicht durch Nechts- 
geihäft übertragbaren Gegenſtände.) Dahin gehören 3. B. Lehen, Stamm, 
Fideilommißgüter, gewiſſe Bauerngüter und alle höchſt perjünlichen Rechte, 
wie das Worfaufsrecht?), der Niegbrauch 19), beſchränkte perjönliche Dienftbar- 
feiten 1), nicht übertragbare Forderungen.1?) Die Nußungen der Sonder: 
güter fallen jedod) in das Gejamtgut!3), ebenjo alles, was auf Grund eines 
zu einem Gondergute gehörenden Rechtes oder als Erjab für Die Ber: 
ftörung, Beichädigung oder Entziehung eines zum Sondergute gehörenden 
Gegenſtandes oder durch ein Nechtögejchäft erworben wird, das ſich auf 
ſolches Sondergut bezieht.) Nur wenn das Surrogat wieder in einem 
nicht übertragbaren Gegenjtande beiteht, wird es wieder Sondergut. 


Im übrigen finden auf da8 Sondergut die bei der Errungenjcafts- 
— für das eingebrachte Gut geltenden Vorſchriften Anwendung.6) 


8894 BGB. 
) 8 1438 Abſ. 3 BGB.; dadurch wird der Widerſpruch zwiſchen dem Inhalte 
des Grundbuchs und der wahren Rechtslage — Val. oben $ 110 S. 388 ff., 


Sondergut. 


350 GBO., 8 5 EEG. 2) 8 48 RGBO. 

9 F 10 No. 1 AR. v. 20. Nov. 1899 zur Ausführung der Grundbuchordnung 
(IMB. ©. 349). $ 365 II 1 ALHR. 5) 8 34 RGBO. 

9 "5 RGBO. ) 8 1458 BGB. 

981439 BOB. 918 514 BOB. 

0, 8 1059 BGB. 1) g 1092 BGB. 


7) 88 399, 400 VOB,, 3. B. der Penſionsanſpruch eines Lehrers (RG. i. Gruchots 
Leitr., Bd. 43 Mo. 56 S . 1014), die Forderung auf Unfalls, Invaliden-, Altersrente 
($ 68 Unfallverf..Ge}. v. 6. Juli 1884, 8 40 Imvalidenverj.Gej. v. 13. Juli 1899). 

Val. $ 370 II 1 ACH. 

en) Das Surrogationsprinzip des $ 1524 BGB. findet bier Feine Anwendung. 
Dad für den Berzicht eines Ehegatten auf den Niehbraud) gezahlte Entgelt wird alſo 
Gejammgut. Brot. IV ©. 5348 (Bd. 4 ©. 237) 

"s) 881525, 1527,1528, 1529 Ab}. 2, 881531. 1539, 1540, 1541, 1546 Ab. 3 BGB. 
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85 1440, 2. Vorbehaltsgut des Mannes oder der Frau ijt, was durch Ehe— 
— vertrag oder Beſtimmung des Zuwenders für Vorbehaltsgut erklärt iſt!) 
"ur. * oder von einem der Ehegatten auf Grund eines zum Vorbehaltsgute ge— 
hörenden Rechtes oder als Erſatz für die Zerſtörung, Beichädigung oder 
Entziehung eine zum WVorbehaltsgute gehörenden Gegenitandes oder durch 
ein Rechtsgeichäft erworben wird, das ſich auf das Vorbehaltögut bezieht 
(Erwerb fraft Surrogation). ?) 

Abweichend von den Vorjchriften der Verwaltungsgemeinichaft fallen 
dagegen die ausschließlich zum perjönlichen Gebrauche der Frau bejtimmten 
Sachen, wie Kleidungsſtücke, Schmudiachen und Arbeitsgeräte, jowie der 

Erwerb der Frau durch ihre Arbeit in das Gejamtgut.?) 
Das Vorbehaltigut der Frau iſt den bei der Gütertrennung geltenden 
Borichriften unterworfen; die Frau hat jedoch dem Manne zur Bejtreitung des 
ehelichen Aufwandes einen Beitrag nur injoweit zu leiften, als die in das 
Gejamtgut fallenden Einkünfte zur Beftreitung des Aufwandes nicht ausreichen.t) 


$ 188. 
b) Rechtsjtellung des Nlannes.?) 


ger. I. Wie nad) ALR.®) jo Steht auch nad) BGB.) dem Manne als 
— dem Haupte der ehelichen Gemeinſchaft die alleinige Verwaltung des Ge— 
ſamtguts zu. Der Mann iſt insbeſondere berechtigt, die zu dem Geſamt— 
gute gehörenden Sachen in Belig zu nehmen, über das Geſamtgut zu 
verfügen und Rechtsſtreitigkeiten (Aktiv- und Paſſivprozeſſe) im eigenen 
Namen zu führen.) Er hat aljo die Verwaltungs, Verfügungs- und 
Vertretungsbefugnis in Anjehung des Geſamtguts. 

Das unbeichränkte Recht zur Prozeßführung begreift aber nicht 
die Befugnis, einen Rechtsſtreit einjeitig durch prozefjualiiche Rechtsge— 
ihäfte (Vergleich, Verzicht, Anerfenntnis) zu erledigen, joweit ein ſolches 
Rechtsgeſchäft außerhalb des Prozeſſes an die Einwilligung der Frau ge- 
bunden jein mwirde.®) 

Durd die Verwaltungshandlungen des Mannes wird die rau weder 
Dritten noch dem Manne gegenüber perjönlich verpflichtet. 19) 


) Rot. 8 373 III ALR., Entih. RG. Bd. 24 No. 49 ©. 243; Jur. Wochen: 
ihrift 1886 ©. 124 No. 52; Nehbein, Entid. Ob.-Trib. Bd. 4 S. 186; Dernburg 
Bd. 3 8 35 Anm. 15; Eccius Bd. 4 $ 209 ©. 71 (7. Aufl.). 

7) 88 1440, 1369, 1370 BGB.; fiehe oben S. 694 ff. Gejehliches Vorbehalte: 
gut giebt es nach BGB. bei der allgemeinen Gütergemeinichaft nicht. 

+, Nach ALH, ($ 364 II 1) waren die Kleidungsſtücke der rau gejeßlich von 
der Gemeinschaft ausgenommen. 4) 8 1441 BOB. 

5) Mot. IV ©. 348 ff., Prot. II S. 5349 ff. (Bd. 4 ©. 238 ff.); Dentichr. S. 109 ff. 
Weitere Litteratur bei $ 187. 9%) 8 377 II 1 ALR. 7) 8 1443 Abſ. 1 BOB. 

») Zur Bmangdvollitredung in das Geſamtgut ift ein gegen den Ehemann er 
gangenes Urteil erforderlih und genügend. 8 740 EBD. ai S. 742 Anm. 4. 

) Mot. IV 5. 360. Aud nach ALR. war der Mann zur Prozeßführung 
allein legitimiert, nur follte er die frau zuziehen, wenn der Gegenitand des Rechts— 
jtreit8 ein eingebrachtes Grundftüd oder eine jolde Gerechtigkeit oder ein auf den 
Namen der Frau, ihres Erblafierd oder Gejchenfgeberd oder ein auf den Namen 
beider Eheleute gejchriebenes Kapital betraf. ($ 23 IT 1 AGO, 378, 379 IL 1 
ALR.). 10) 8 1443 Abſ. 2 BGB. 
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Der Mann ijt der Frau für die Verwaltung des Gefamtguts zwar 88 1444, 
nicht verantwortlich, hat aber für eine Verminderung des Gejamtguts zu 1445,1456 
dieſem Erſatz zu leiten, wenn er die Verminderung in der Abjicht, die 
Frau zu benachteiligen oder durch ein Rechtsgeſchäft herbeiführt, zu dem er 
der Zuftimmung der Frau bedurft hätte. !) 

I. Der Grundjaß, daß das Gejamtgut der unbejchränkten Verwaltung (6 — 
des Mannes unterliegt, erleidet Ausnahmen ſowohl nach der Richtung, des Mannes. 
daß der Mann zu gewiſſen Nechtsgejchäften der Zuftimmung der rau be- 
darf ?), als auch dahin, daß in gewiſſen Fällen auch der Frau Verwaltungs- 
befugniſſe zuftehen. 3) 

Ter Mann bedarf nämlich der Einwilligung der Frau zu folgenden 
Rechtsgeſchäften: 

1. zu einem obligatoriſchen Rechtsgeſchäfte, durch das er ſich zu einer 
Verfügung) über das Gejamtgut im Ganzen verpflichtet, ſowie 
zu einer dinglichen Verfügung über das Gejamtgut, durch die eine ohne 
Zuſtimmung der Frau eingegangene obligatoriiche Verpflichtung dieſer Art 
erfüllt werden joll 5); 

2. zu jeder Verfügung über ein zu dem Geſamtgute gehörendes 
Grundſtück fowie zur Eingehung der obligatorischen Verpflichtung zu 
einer jolhen Verfügung 6); der Mann darf aljo ein jolches Grundſtück ein- 
feitig weder veräußern noch mit Hypotheken, Grundſchulden, Reallaften 
oder Grunddienjtbarkeiten belaiten.7)3) Dagegen it dem Manne nicht 
verwehrt, das Grundſtück auch über die Dauer der Gütergemeinjchaft hinaus 
zu verpadhten oder zu vermieten, denn darin liegt feine Verfügung über 
die Subitanz, jondern nur eine Art der Nubung des Grundjtüds. Den 
Grundſtücken ftehen diejenigen Nechte gleich, für welche reichsgeſetzlich oder 
landesgejeßlich die fich auf Grundſtücke beziehenden Vorfchriften gelten, 3. B. 
das Erbbaurecht ?), das Bergwerfseigentum, die jelbjtändigen Gerechtigkeiten 19); 

3. zu Schenfungen aus dem Geſamtgut, und zwar ijt die Wirk: 
jamfeit nicht nur des dinglichen Vertrags, durch den ein zum Gejamtgute 
gehörender Gegenſtand verſchenkt wird, fondern auch des obligatorischen 
Schenkungsverſprechens an die Einwilligung der Frau geknüpft, gleichviel 
ob das Schenfungsveriprehen ſich auf Gejfamtgutsgegenjtände oder auf 


8 1456 BGB. Der Erjag ift dem Geſamtgut erit nad der Beendigung 
der Gütergemeinichaft zu leijten, $ 1467 BGB. 2) 88 1444— 1446 BOB, 

9 88 1357, 1449— 1454 BGB. Darüber unten $ 189. 

*) Siehe oben 8 19 ©. 62, 63. 

>) $ 1444 BGB.; fo auch nah ALR., vgl. Nehbein, Entſch. d. Ob.-Trib. 
Bd. 4 S. 199; Entih. NG. Bd. 1 No. 140 ©. 393. 

°*) $ 1445 BGB.; jo aud im ALR. $ 378 II 1; ander8 nad) wejtfäliichem 
Güterrechte, 8 3 Gef. v. 16. April 1860. 

) Das ALR. gejtattete jedoch dem Manne die dingliche Belaftung ohne Ein- 
willigung der rau; Entſch. Ob.-Trib. Bd. 39 ©. 143, Bd. 48 ©. 175 (Neallait), 
Striethorſt Archiv Bd. 30 ©. 160 (Gereditigteit). 

) Bei der allgemeinen &ütergemeinichaft finden jedoch die Vorſchriften über 
den Schutz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs (abweichend von $ 1404 BGB.) 
Anwendung, 88 891—893 BGB. Der Dritte wird aljo geſchützt, wenn er nicht 
weiß, da der Ehemann in Gütergemeinichaft lebt. », $ 1017 BOB. 

10, Art. 37 No. 1, Art. 38 $ 5, Art. 40 AG. 3. BGB. 


SS 1446, 


1447,1448. 


Erfap 
zujtimmung. 


Wirkung ber 
mangelnden 


Suftimmung 


der Frau. 
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jolhe Gegenftände bezieht, welche zum Worbehaltsgut oder zum Sonder- 
gute des Mannes gehören.!) Dagegen bleibt e8 dem Manne unbenommen, 
ohne Eiwilligung der Frau aus feinem Worbehaltsgut oder Sondergut 
unmittelbar durch dinglichen Vertrag zu verjchenfen. 2) 

Ausnahmsweiſe ijt die Einwilligung der Frau nicht erforderlich für 
Schenkungen, durch die einer fittlihen Pflicht oder einer auf den Anjtand 
zu nehmenden Rüdjicht entiprochen wird. ®) *) 

4. Nah ALR.5) war dem Manne die Befugnis verjagt, Kapitalien, 
die auf den Namen der rau, ihres Erblaſſers oder Geſchenkgebers oder 
auf den Namen beider Ehegatten gejchrieben waren, ohne Einwilligung der 
Frau aufzulündigen, einzuziehen oder abzutreten. 

Das BGB. hat diefe Verfügungsbeihränktung des Mannes bejeitigt €) 
und ebenjowenig das der Frau nad) ÜLR.?) gewährte Necht beibehalten, 
gegen jede vom Manne beabjichtigte Verfügung dem Dritten gegenüber, 
mit dem fie vollzogen werden jollte, dergejtalt Widerſpruch zu erheben, 
da die Ergänzung ihrer Einwilligung durd) den VBormundjchaftsrichter 
abgewartet werden mußte. 

5. Unter Umjtänden kann nad) BGB.8) die Zuftimmung der Frau 
auf Antrag des Mannes durch das Vormundichaftsgericht?) erſetzt werden, 
nämlich 

a) wenn es ſich um ein zur ordnungsmäßigen Verwaltung des Geſamt— 
gut3 erforderliches KRechtsgeichäft handelt und die Frau ihre Zuftimmung 
ohne ausreichenden Grund verweigert, oder 

b) wenn die Frau durch Krankheit oder durch Abweſenheit an der 
Abgabe einer Erklärung verhindert und mit dem Aufjchube Gefahr ver- 
bunden: ilt. 

Bei Schenfungen ijt die Erjeßung der Zuftimmung der Frau aus— 
geſchloſſen. 

III. Der Mangel der erforderlichen Einwilligung der Frau zu einer 
Verfügung des Mannes über das Geſamtgut hat die Unwirkſamkeit der 
Verfügung für beide Eheleute nah ALR.1) wie nach BGB.) zur Folge. 


8 1446 Abi. 1 BGB. ?) Mot. IV ©. 357. 

) 8 1446 Ab}. 2 BGB. Bol. $ 534 BOB. Begen | re Ausftattungen von 
Ablömmlingen vgl. 88 1465, 1624 BOB. 

4) Abweichend hiervon waren nad ALR. (88 381—383 II 1) dem Manne 
Schenkungen aus dem Gejamtgute gejtattet, jedoch jtand der Frau unter gewiſſen 
Vorausfegungen ein Widerrufsrecht zu. Erfolgte fein Widerruf, jo mußte fich der 
Mann die einjeitig gemachten Schenkungen bei der Auseinanderfegung nah Auf: 
löfung der Gemeinjchaft auf feinen Anteil anvechnen lajjen. 

®) 8 380 IT 1 ALH., Striethorjt Archiv Bd. 12 ©. 31; Entſch. Ob.-Trib. 
Bd. 83 ©. 54; NO. in Gluchois Beiträgen Bd. 34 No. 24 © . 725. 

9 vezůgiich der Er — vgl. Art. 47 8 2 AG. 3. BOB. 

) 88 387, 388 CH. 

)8 1447 BOB. Bol. $ 1379 BGB., 88 378, 379 IT 1 ACH. 

9) 88 35, 45, 53 RFrG 

) Entic. NG. Bd. 1 No. 140 ©. 397; in Gruchots Beiträgen Bd. 34 No. 24 
©. 727; Entid. Ob.:Trib. Bd. 75 ©. 257 ff. 

u) $ 1448 BGB. Nach vos ſind auch die ohne Einwilligung der Frau vor— 
enommenen obligatoriſchen Rechtsgeſchäfte des Mannes unwirkſam, weil alle Ver— 
Bindtichfeiten des Mannes Gejamtqutsverbindlichkeiten find. 8 1459 BEL. 
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Der Mangel der erforderlichen Zuftimmung der Frau hat, unbejchadet on u 1448, 
der Vorjchriften über den Schub des guten Glaubens Dritter und über 
den öffentlichen Glauben des Grundbuchs, Ddiejelben Wirkungen, wie bei 
dem gejeglichen Güterjtande der Verwaltung und Nußniegung der Mangel 
der Zujtimmung de8 Mannes bei Verfügungen der Frau über eingebrachtes 
Gut.!) Daraus ergiebt ſich: 

1. Bertragsmäßige Verfügungen des Mannes über das Gejamtgut 
werden wirfjam durch die Genehmigung (nachträgliche Zujtimmung) der 
Frau. Verweigert die Frau die Genehmigung, jo wird der Vertrag aud) 
nicht dadurch wirkſam, daß die Gütergemeinjchaft aufhört. Der andere 
Bertragsteil Fann aber den Mann auffordern, die Genehmigung jeiner 
Frau zu beſchaffen; eine Aufforderung an die Frau ijt wirkungslos. Hat 
er den Mann aufgefordert, jo kann die Erklärung über die Genehmigung 
nur noch ihm gegenüber erfolgen; eine vor der Aufforderung dem Manne 
gegenüber erklärte Genehmigung oder Verweigerung der Genehmigung 
wird dadurd unwirlſam. Wird die Genehmigung nicht bis zum Ablaufe 
von zwei Wochen nad dem Empfange der Aufforderung erklärt, jo gift 
ſie als verweigert.?) Sit in ſolchem Falle die Genehmigung der Frau 
durch das Vormundichaftsgericht erjegt, jo muß der Beichluß des Gerichts 
innerhalb der zwei Wochen vom Manne dem Gegenkontrahenten mitgeteilt 
jein, jonjt gilt die Genehmigung al3 verweigert.) Bis zur Genehmigung 
des Vertrags ijt der andere Vertragsteil zum Widerrufe berechtigt; gebunden 
ift er nur, wenn er wußte, daß der Mann in Gütergemeinjchaft lebt und 
nicht nadjweift, daß der Mann wahrheitswidrig die Einwilligung der Frau 
behauptet hat. Aber auch in Ddiefem Falle ijt das Widerrufsrecht dann 
ausgejchlofjen, wenn ihm das Fehlen der Einwilligung bei dem Vertrags— 
ſchluſſe befannt war.*) 

2. Einjeitige Necdtsgejchäfte, durch die der Mann ohne Ein 
willigung der Frau über das Gejamtgut verfügt (3. B. Kündigung einer 
zum Gejamtgute gehörenden Hypothek), jind unwirkſam und bleiben auch 
trog der Einwilligung der Frau unwirkſam, wenn der Mann dieje nicht 
in ſchriftlicher Form vorlegt und der andere Teil das Nechtsgeichäft 
aus diefem Grunde unverzüglich zurüchveijt. 5) 

3. Soweit da3 Gejamtgut durch ein Nechtsgejchäft, dad der Mann 
ohne die erforderliche °) Zujtimmung der Frau vornimmt, bereichert wird, 
it der Mann verpflichtet, die Bereicherung aus den Geſamtgute heraus— 
zugeben. ?) 

Hat dagegen der Mann durch ein ohne die erforderliche Ein— 
willigung der Frau vorgenommenes Nechtsgeichäft das Gejamtgut ver— 
mindert, jo hat er hierfür zu dem Gejamtgute nach der Beendigung der 
— — Erſatz zu leiſten.) 


© 1448 Abſ. 1, $ 1396 Ubi. 1 und 3, 88 1397, 1398 BGB.; fiehe oben 


©. 705 ) $ 1448 bj. 2 BOB. 
28 1448 Abi. 3 BOB. *) 8 1397 BOP. 
s\ & 1398 BoB. 88 111, 182 Abi. 3 BOL. *) 88 1444-1446 BOL. 
r) 88 1455, S12ff., 818 BOB. Rat. 8 1390 Abi. 2 Sap 2 BGB. Entf. 
RG. Bd. 23 No. 59 ©. 276 *) 88 1456, 1467 BOB. 


Leste, Allg. Preuß. — 47 
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88 1449, 4. Steht der Mann unter Bormundichaft, jo hat ihn der Vormund !) 

1450,1457. | in den Rechten und Pflichten zu vertreten, die ſich aus der Verwaltung de3 

Fee one Geſamtguts ergeben. Iſt die Frau Vormund des Mannes, fo liegt ihr 
den die gleiche Vertretungspflicht ob.?) 


Bormund. 


$ 189. 
c) Rechtsitellung der Frau.) 


Geſchäfts⸗ J. Auch bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft iſt die Frau weder in 
fähigkeit. ihrer Eigenſchaft als Ehefrau noch durch das in der Ehe geltende Güter— 
recht in ihrer Gejchäftsfähigfeit beſchränkt. Cine Beeinträchtigung erleidet 
nur ihre Verfügungsbefugnis in Anjehung der Gejamtgutsgegenitände. Da 
bei der allgemeinen Giütergemeinihaft die Frau von der Verwaltung des 
Geſamtguts ausgejchloffen ift, jo kann fie ohne die Zuftimmung des Mannes 
mit Wirkung für dad Gejamtgut weder ein auf diejes bezügliches Necht3- 
geschäft vornehmen, noch einen das Gejamtgut betreffenden Rechtsitreit führen. 
Bon diefem Grundjage macht da8 BOB. aber Ausnahmen: 
Rechts· 1. Verfügt der Mann in Füllen, bei denen er der Einwilligung der 
— ung Frau bedarft), ohne dieſe Einwilligung über ein zu dem Geſamtgute 
gehörendes Recht, ſo kann die Frau dieſes Recht ſelbſtändig ohne Mit— 
wirkung des Mannes gegen Dritte gerichtlich geltend machen.) Sie kann 
alſo eine ohne ihre Einwilligung verjchenkte Sache oder ein veräußertes 
Grundſtück von dem dritten Erwerber zurüdfordern, ſoweit dieſer nicht 
durch feinen guten Glauben‘) oder durch die Worjchriften über den 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs gefchügt ift, oder fie kann, wenn auf 
Grund eines unwirkſamen Rechtsgejchäfts eine Eintragung in das Grund- 
buch erfolgt ijt, jelbitändig den Anſpruch auf Berichtigung des Grund— 
buch3') geltend machen. 
Vertretung 2. In dringenden Fällen, d. h. wenn mit dem Aufichube Gefahr 
des Mannes. perbunden ift, ift die Frau an Stelle des durch Krankheit oder durch Ab— 
wejenheit verhinderten Mannes zur Verwaltung und Vertretung des Ge- 
Jamtgut3 berufen.*) Sie kann dann im eigenen Namen oder im Namen 
de3 Mannes?) ein ſich auf das Geſamtgut beziehendes Rechtsgeſchäft vor— 
nehmen oder einen fich auf das Geſamtgut beziehenden Rechtsſtreit führen. 
Die auf Grund jolcher Vertretungen eingegangenen Verbindlichkeiten find 
Gejamtgut3verbindlichkeiten, für die der Mann auch perjönlich haftet. !) 





') Oder Pileger, $ 1915 BGB. ?) 8 1457 BOB. 

) Mot. IV ©. 360ff.; Brot. II ©. 5392 ff. (Bd. 4 S. 259 ff.); Dentichrift 
©. 200ff. Weitere Sitteratur bei $ 187. 

) 88 1444—1446 BGB. SS 378, 379 II 1 ALM. 

») 8 1449 BOB. Vgl. Rehbein, Entſch. Ob.-Trib. Bd. 4 ©. 229 Anm. 6. 

9) Auf diefen kann jich der Dritte aber nicht berufen, wenn die Gütergemein- 
ichaft in y ae eit — iſt. 

)8894 BGB. Wegen Sicherung des Berichtigungsanſpruchs durch Wider— 
ſpruch „ogl. s 809 BGB. 

450 BGB. Dal. 88 202—204 II 1 ALHR. 88 4 u. 5 des Gejehes 

vom 16. * 1860 (GS. S. 165). 9) Anders im Falle * 8 1401 BGB. 

0) 8 1459 bj. 2, 8 1460 bl 1, $ 164 BOB. 
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3. Verweigert der Mann ohne ausreichenden Grund feine Zuſtim— rue 
mung zu einem zur ordnungsmäßigen Bejorgung einer perjönlichen An- 1 458. 
gelegenheit der Frau erforderlihen Rechtsgeſchäfte, das die rau mit ii 
Rirfung für das Gefamtgut ohne jeine Zuftimmung nicht vornehmen 
fan, jo kann das Vormundichaftsgericht auf Antrag der Frau die Zu— 
ftimmung erjeßen.!) 

In diefem Falle iſt das Nechtsgeichäft auch ohne Zujtimmung des 
Mannes für das Gejamtgut wirkjam. ?) 

4. Ein jelbjtändige8 Verwaltungs: und Bertretungsrecht bejigt nad) grwerbe— 
ALR.S) und nah BGB.) auch die Handel und Gewerbefrau. Betreibt —— 
die Frau mit Einwilligung oder wenigſtens mit Wiſſen oder ohne Ein— 
ſpruch des Mannes ſelbſtändig ein zum Geſamtgute gehörendes Erwerbs— 
geſchäft. ſo kann ſie mit Wirkung für das Geſamtgut auch ohne Zuſtim— 
mung des Mannes Rechtsgeſchäfte vornehmen und Rechtsſtreite führen, die 
der Geſchäftsbetrieb mit ſich bringt. 

Die aus dem Geſchäftsbetriebe hervorgegangenen Verbindlichkeiten ſind 
Geſamtgutsverbindlichkeiten, für die auch der Mann perſönlich verhaftet ijt. 5) 

Der Erwerb aus dem Betrieb eines Erwerbsgeichäfts fällt dem Gejamt- 
gute zu. ®) 

Einfeitige Nechtögeichäfte, die fi) auf das Erwerbsgeſchäft beziehen, 
find der Frau gegenüber vorzunehmen. 

Der Einſpruch de8 Mannes gegen den Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts 
duch die Frau und der Widerruf feiner Einwilligung zu dem Betriebe 
bedürfen zur Wirkjamfeit gegenüber Dritten nad) BOB. der Eintragung 
in dad Güterrechtäregifter. ?) 

Zur Zwangsvollitredung in das Gejamtgut genügt ein gegen die Frau 
ergangene3 Urteil, jofern nicht zur Zeit des Eintritt der Rechtshängigkeit 
der Einjpruch oder der Widerruf des Mannes im Güterrechtsregijter ein- 
getragen ivar.®) 

5. Abweichend vom bisherigen Rechte ijt die Frau®) jelbjtändig befugt, «röfa, 
eine ihr angefallene Erbichaft oder ein ihr angefallenes Vermächtnis anzu Schentung. 
nehmen oder auszufchlagen, auf den Pflichtteil zu verzichten ſowie einen ihr 
gemachten Bertragsantrag oder eine Schenfung abzulehnen. 1%) Auch zur 
Errihtung des Inventars über eine ihr zugefallene Erbſchaft bedarf jie 
ebenjomwenig der Zuftimmung des Mannes!!) wie zu dem Antrag auf Auf: 
gebot Der Nacjlaßgläubiger!?) oder auf Eröffnung des Nachlaßkonkurjes. 1?) 

6. Endlich) bedarf die Frau aucd zur Fortjegung eines bei dem Eins zortfepung 
tritte Der Gütergemeinjchaft anhängigen Rechtsſtreits nicht der Zuftimmung — BER 
des Mannes. 14) ® 


) 8 1451 BGB. 8$ 35, 45, 53 RFrG. Jaſtrow in der acaeiit für deutjchen 


Eivilprozep, B. 25 ©. 145 ff. ?}-8 1460 bj. 18 
s) 8$ 389, 335, * 111 ALR. “88 1458, * BGB. 
s, 8 1459 Abi. 2 BOB. °) 8 1438 Abſ. 1 BOB. 
78 1405 Abi. 3 08 *, 8 741 CRD. 


®, Und zwar nur die Frau, nicht der Mann! 
eo, & 1453 Abi. 1 BGB. 1) 8 1453 Abi, 2 BGB. Bal. $ 2008 BGB. 
2) & 999 ERD. 13) 8 218 KO 
s, 8 1154 BOL. Wegen der Vollftrectbarteit des Urteils vgl. $ 742 Abf. 2 2 CRD. 


47* 


88 1454, 
1455, 1459. 


Grundfap. 


Gefamtgutss 
verbindliche 
feiten. 
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II. Ein von der Frau ohne die erforderliche Zuſtimmung des Mannes 
vorgenommenes Rechtsgeſchäft iſt dem Geſamtgute gegenüber unwirkſam. 
Soweit durch ein ſolches Rechtsgeſchäft das Geſamtgut bereichert worden 
iſt, kann die Herausgabe der Bereicherung gefordert werden.!) 

III. Die Stellung der Frau im Bereich ihrer Schlüfjelgewalt ijt dies 
jelbe wie bei dem gejeglichen Güterjtande der Verwaltung und Nutznießung; 
fie kann aljo innerhalb ihres häuslichen Wirkungsfreifes über das Gejamt- 
gut verfügen.?) 


$ 190. 
d) Schuldenbaftung.?) 


I. Keine Gütergemeinihaft ohne Schuldengemeinſchaft. Aus dem 
Grundjaße, daß das gütergemeinjchaftliche Vermögen der Eheleute ſowohl 
in Anjehung des Aftivvermögens al3 aud in Anjehung des Paſſivvermögens 
ein einheitliches Ganzes bildet, und daß „die eheliche Wirtichaft auf gemein- 
ſamen Gedeih und Verderb geführt werden joll**), zieht da8 BGB. 5) in Ueber: 
einjtimmung mit dem bisherigen Nechte®) die Folgerung, daß das Gejamt- 
gut grundjäglich für alle Verbindlichkeiten der Ehegatten haftet, und daß 
deshalb die Gläubiger des Mannes und die Gläubiger der Frau grund 
jäglich wegen aller Berbindlichkeiten der Ehegatten Befriedigung aus dem 
Gejamtgute verlangen fünnen. Diejer Grundſatz erleidet jedoch Ausnahmen. 

Sejamtgutsverbindlichkeiten find nah BGB.: 

1. alle voreheliden Schulden beider Ehegatten”); 

2. alle während des Beſtehens der Gemeinjchaft bis zu deren Auf— 
hebung eingegangenen Verbindlichkeiten des Mannes, auch wenn fie aus 
unerlaubten Handlungen herrühren >); 

3. alle rechtsgeſchäftlichen Berbindlichfeiten der Frau, die nad) 
dem Eintritte der Gütergemeinjchaft entitanden find, aber nur dann, wenn 
der Mann jeine Zuftimmung zu dem Nechtögejchäft erteilt hat, oder wenn 
dad Nechtsgeichäft ohne jeine Zujtimmung für das Geſamtgut wirkſam ift?); 


1) 88 1455, 812. BOB. ) 8 1357 BGB., vgl. oben ©. 683 fi. 

) Mot. IV ©. 364 ff., Prot. II ©. 5396 ff. (Bd. 4 ©. 261); Denkichrift 
©. 200f. Weitere Litteratur bei $ 187, 

“4, Mot. IV ©. 364. 5) 8 1459 BOB. 

6) N, 380, 384, 385, 386, 390, 391 II 1 ALR. Bgl. aud) Art. 59 $ 3 


GB. 
$ 1459 Abſ. 1 BGB. $ 391 IT 1 ALR. Das nad) ALR. wegen Ueber— 
ihuldung des einen Ehegatten dem anderen eingeräumte Wahlrecht auf Vermögens: 
abjonderung oder Aufhebung der Gemeinjchaft binnen zweijähriger Friſt (8$ 392 big 
395, 420 II 1 ACH.) ijt dem BGB. unbelannt; vgl. jedoch Art. 47 $ 2 AG. ;. BEL. 

®) 8 1459 Abi. 1 BGB., 88 380, 384, 390 II 1 ALHR., $ 3 weitfäl. Geſetz 
vom 16. April 1860. Nach $ 386 II 1 ALR. konnten jedoch Grundſtücke und Ge— 
rechtigfeiten, welche die Yrau in die Gemeinſchaft gebradjt hatte, wegen einjeitiger 
Schulden des Mannes, die er jich bei der Auseinanderjegung auf jeinen Anteil an— 
rechnen laſſen mußte, nur alsdann angegriffen werden, wenn das ührige gemein- 
ichaftlihe Vermögen zu deren Bezahlung nicht hinreichte. Nach dem BGB. find 
alfo alle Schulden des Mannes ohne Ausnahme zugleih Gejamtgutsverbindlicjkeiten. 

9) 8 1460 Abſ. 1 BGB., 88 1449— 1455, 1357 BOB. Durd) die Vorjchrift 
de8 $ 1460 BOB. joll der Mann in Anjehung des Gejamtgut3 gegen die ihm aus 


AG. 3 
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4. alle während der Gütergemeinſchaft durch das Geſetz der Frau 
auferlegten, jowie alle aus unerlaubten Handlungen der Frau hervor- 
gegangenen Berbindlichkeiten (Deliktichulden) !); 

5. die Kojten eines Nechtsjtreit8 der Frau und zwar auch dann, 
wenn da3 Urteil dem Gejamtgute gegenüber nicht wirkſam ilt?); 

6. alle VBerbindlichkeiten der Frau, die infolge des Erwerbes einer 
Erbichaft oder eines Vermächtniſſes entjtehen >); 

7. alle Berbindlichkeiten der Frau aus einem Erwerbsgeichäfte, das 
ſie mit Einwilligung des Mannes jelbjtändig betreibt, und zwar auch dann, 
wenn das Gejchäft ausichließlich mit Mitteln des Vorbehaltsguts betrieben 
wird?) 

II. Abweihend vom ALR.?) haftet nah) BGB.) der Mann aud) 
perſönlich als Gejamtichuldner‘) für Verbindlichkeiten der Frau, die Ge— 
famtgutSverbindlichkeiten ſind.) Jedoch erlifcht Die perjünliche Haftung des 
Mannes mit der Beendigung der Gütergemeinjchaft, wenn die Verbindlich- 
keiten im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander nicht dem Gejamtgute, 
jondern der Frau zur Laſt fallen.) Eine perſönliche Haftung der Ehe- 
frau für die Gejamtgutsverbindlichkeiten des Mannes während der Dauer 
der Gemeinjchaft it Dagegen ausgeichloffen !%); fie haftet nur mit dem Ge: 
ſamtgute. 

III. Einſeitige Schulden der Frau ſind alle Verbindlichkeiten aus 
Rechtsgeſchäften, welche die Frau während der Gütergemeinſchaft ohne 
Zuſtimmung des Mannes vorgenommen hat, und welche ohne dieſe Zu— 
ſtimmung unwirkſam ſind, ſowie alle in Anſehung ihres Vorbehaltsguts 
eingegangenen Verbindlichkeiten.!!) Für ſie iſt die Frau den Gläubigern 
nur perſönlich mit ihrem Vorbehaltsgute verhaftet; das Geſamtgut haftet 
nur für eine etwaige Bereicherung.!?) 


der unbeſchränkten Geſchäfts- und Prozehfähigkeit der Frau drohenden Gefahren ges 
Ihügt werden. Vgl. aud 8 389 II 1 ALH. 

) 8 1459 Abſ. 1 BGB.; $ 390 IT 1 ALR.; Entſch. Ob.-Trib. Bd. 47 ©. 238; 
Striethorit, Ardiv Bd. 46 ©. 132; RG. im IMB. 1889 ©. 145; Entſch. Bd. 23 
Ro. 39 ©. 185. ?) 8 1460 Ubi. 2 BGB. 

2 $ 1461 BGB. Ausgenommen, wenn die Frau die Erbichaft oder das Ver: 
mãchtnis nad dem Eintritte der Gütergemeinichaft ald Vorbehaltsgut erwirbt. 
Bat. $ 1413 BOB. 

9 $ 1462 BGB. Gelamtgutsverbindlichkeiten der Frau find dagegen nicht 
diejenigen Berbindlichteiten, weldye nach dem Eintritte der Gütergemeinihaft infolge 
emes zu dem Borbehaltsgute gehörenden Nechtes oder des Beſitzes einer zu dent 
Vorbehaltsgute gehörenden Sache entjteht. Val. $ 1414 BGB. 

) Nah ALER. hajtete der Mann nur für diejenigen während der Ehe einge: 
gangenen Schulden der Frau perjünlich, in welche er, ohne jeine perjönliche Haftung 
auszufchließen, eingewilligt hatte, oder welche aus einem von der frau betriebenen 
Gewerbe herrührten, deſſen Einkünfte fie jich nicht ausdrücklich vorbehalten hatte. 
% 329, 330, 335—337, 389 II 1 ALR. 

°, 8 1459 Abi. 2 BGB. 7,88 421-425 BOB. 

*, Der Mann haftet aljo den Gläubigern der Frau neben der Frau periön- 
ih. Natürlich Haftet er für die in feiner Perfon entitandenen Gejamtqutsverbind: 
lichleiten auch perjönlich mit feinem jonjtigen Vermögen. 

*, Die Beweislajt trifft den Mann. Vgl. aud) $ 1469 BGB. 

9) Sp auch nach ALR. $ 380 IT 1. — Bol. jedoch 8 1480 BGB. 

") 8 1460 Abi. 1 BGB. ‚2, 8 1455 BOB. 


88 1459, 
1460,1461, 
1462, 


Einjeitige 
Schulden der 
Frau. 


38 1455, 
1460, 


Gemeinfame 
Schulden. 
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IV. Gemeinfam eingegangene Schulden beider Ehegatten begründen 
eine perjönliche Haftung beider Ehegatten und eine Verhaftung des Ge— 
jamtgut3, denn in der gemeinfamen Vornahme eines Rechtsgeſchäfts iſt 
zugleic; die Zujtimmung des Manned zur Vornahme des Rechtsgeſchäfts 
durch die Frau zu finden.!) 

V. Zur Zwangsvollitredung in da8 Gejamtgut iſt ein gegen den 
Ehemann ergangenes Urteil erforderlic, und genügend.?) Bei Schulden der 
Frau aus einem mit Einwilligung des Mannes jelbjtändig betriebenen Er= 
werbsgejhäfte gemügt jedoch zur Zwangsvollitredung in das Geſamtgut 
ein gegen die Frau ergangenes Urteil.?) Dies gilt nicht blos zu Gunſten 
der Gejchäftsgläubiger, jondern zu Gunſten aller Gläubiger der Frau, und 
zwar mit Nüdjicht darauf, daß die Feſtſtellung, ob eine Geſchäftsſchuld oder 
eine jonjtige Schuld vorliegt, oft jchwierig iſt.) Der Mann fann aber im 
Wege der Klage Widerſpruch gegen die Zivangsvollitredung erheben, wenn 
das gegen die rau ergangene Urteil in Anjehung des Gejamtguts ihm 
gegenüber unwirkſam ijt.’) War jedod) zur Zeit des Eintritt der Nechts- 
hängigfeit der Einfpruh des Mannes gegen den Betrieb des Erwerbs 
geichäfts oder der Widerruf feiner Einwilligung zu dem Betrieb im Giter- 
rechtsregiiter eingetragen, jo verbleibt e8 bei der Negel, daß ein gegen den 
Mann ergangenes Urteil erforderlich ilt.*) 

Wenn die allgemeine Gütergemeinichaft exit eingetreten ift, nachdem 
ein von der Frau oder gegen die Frau geführter Rechtsſtreit rechtshängig 
geworden ilt, jo fann eine in Anjehung des Gejamtguts vollitredbare Aus— 
fertigung des zu Gunſten oder gegen die Ehefrau ergangenen Urteils für 
oder gegen den Mann erteilt werden, jofern die Gütergemeinjchaft bei dem 
Gericht offenkundig ijt oder durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Ur— 
funden nachgeiwviejen twird.’) 


1) 88 420-427, $ 1459 Abi. 2 BEP. 
2) $ 740 CPO.. denn der Mann ijt berechtigt, Prozeſſe, die ji auf das Ge— 
jamtgut beziehen, im eigenen Namen zu führen ($ 1443 BGB.) Der Sculdtitel 
gegen den Ehemann genügt aljo, um eine zum Gejamtgute gehörende Sache, auch 
wenn jie ſich im Beſitze der Frau befindet, zu pfänden. Denn bei der allg. Gg. gilt 
bis zum Beweiſe des Gegenteild alles im Beſitz eines oder beider Ehegatten befind- 
lihe Vermögen als Gejamtgut. $ 1438 BGB. Sache der Frau it es, die Nicht- 
zugebörigkeit der gepfändeten Sache zum Geſamtgute (Sondergut, VBorbehaltsgut) nach— 
zumeifen und ihr Recht im Wege der Wideripruchsllage ($ 771 CPO.) zu verfolgen. 
Erjt wenn der Beweis der Nidhtzugehörigkeit erbracht ift, fommt die Vermutung des 
$ 1362 Abſ. 2 BGB. in Betracht, weil die dort aufgeführten Sachen bei der allg. 
Sg. zum Gejamtgute gehören und Borbehaltseigenihaft nur dann haben, wenn jte 
ihnen durch Ehevertrag beigelegt ift ($ 1440 Abi. 2 BGB.). — Bei der Zwangs— 
volljtredung in das Geſamtgut fann aljo der Gläubiger nicht blos die im Beſitze des 
Mannes, jondern auch die im Beſitze der Frau oder im Mitbejite beider Ehegatten 
befindlichen Sachen pfänden lajjen. Einer Pfändung des Anſpruchs des Mannes auf 
Herausgabe der im Beſitze der Frau befindlichen Sachen, wenn jie zur Herausgabe nicht 
bereit iſt (5 809, 846 ff. CPO.), bedarf es nicht. WU. M. Begründung zum Entwurf 
eined Geſetzes betr. ————— der CPO. ©. 152 und Bland-Unzner IV ©. 220. 
Vgl. jedoch $ 48 Abi. 2c und Abſ. 3, $ 63 Geſchäftsanweiſung für die Gerichts: 
vollzieher vom 1. Dezember 1899 (JMBl. ©. 631). Siehe Übrigens auch Seuffert, 
in Gruchots Beiträgen, Bd. 43 ©. 139 ff. ») 8 741 CRD. 

) Materialien zur ERO. (Heymann, 1898) ©. 214. 

®) 88 771, 774 CPO. 9) 8741 CPO. )88 742, 727, 730—732, 795 CPO. 
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VI Rird das Konfursverfahren über das Vermögen ded Mannes 88 1468, 
eröffnet, jo gehört das Geſamtgut zur Konkurdmafle.!) Eine Auseinander- ae 
ſezung wegen des Gejamtgut3 zwilchen den Ehegatten findet nicht jtatt, da > 
die allgemeine Gütergemeinjchaft durch die Eröffnung des Konkfurjes über 
das Vermögen des Mannes, abtweichend vom ALR.?), nicht beendigt wird. 

Durch das Konkursverfahren über das Vermögen der Frau wird das 
Geſamtgut nicht berührt.®) 

VI. Sm Berhältniffe der Ehegatten zu einander fallen alle Gejamt- N 

gutöverbindlichkeiten regelmäßig dem Geſamtgute zur Lajt.t) Wenn aljo zu einander. 
die Gejamtgutsverbindlichkeit eines Ehegatten aus deſſen Borbehaltsgute 
getilgt ift, jo muß diefem Ehegatten au dem Geſamtgut Erjat geleijtet 
werden, und zwar der Ehefrau jchon während bejtehender Gütergemein— 
Ihaft, dem Manne erjt nad) der Beendigung der Gütergemeinjchaft.) Nach 
der Auflöfung der Gütergemeinichaft kann jeder Ehegatte bei der Aus— 
einonderjegung wegen des Gejamtgut3 verlangen, daß diefe Gejamtguts- 
verbindlichfeit zunächſt aus dem Gefamtgute berichtigt wird.) Der Frau 
gegenüber haftet außerdem der Mann perjönlicy wegen des ihr zu leiſten— 
den Erjages, wenn die Gejamtgutöverbindlichkeit der rau aus ihrem Vor— 
behaltägute getilgt ift, da der Mann alle Gejamtgutsverbindlichkeiten, 
welche im Werhältnifje der Ehegatten zu einander dem Gejamtgute zur 
Saft fallen, auch gegenüber der Frau allein zu tragen hat.‘) 

Diefe Regel de3 BGB. erleidet nur in Anjehung gewiljer Gefamt- 
gutverbindlichkeiten eine Ausnahme dahin, daß fie nicht dem Gejamtgute, 
jondern demjenigen Ehegatten zur Laſt fallen, in dejien Perſon fie ent- 
ftanden find.) Die Bedeutung diefer Ausnahmen bejteht darin, daß, wenn 
eine der ausgenommenen Öejamtgutsverbindlichkeiten aus dem Gejamtgute 
getilgt ift, von dem Ehegatten, der fie zu tragen hat, zu dem Gejamtgute 
Erſatz zu leiften ift®), und daß jeder Ehegatte nach Auflöfung der Gemein- 
haft verlangen kann, daß die dem anderen Ehegatten zur Laſt fallende 
Sejamtgut3verbindlichkeit bei der Auseinanderjeßung nicht aus dem Geſamt— 
gute berichtigt twird.10) 

Zu diefen Ausnahmen gehören: 

l. die Verbindlidjfeiten aus unerlaubten Handlungen, die der be— 
treftende Ehegatte nad) dem Eintritte der Gütergemeinichaft begangen hat, 
oder aus einem Strafverfahren, das wegen einer folhen Handlung gegen 
ihn gerichtet war!!); 

2. die in Anjehung des Vorbehaltsguts entitandenen Verbindlichkeiten, 
auch wenn fie vor dem Eintritte der Gütergemeinjchaft oder vor der Zeit 
entitanden find, zu der das Gut Vorbehaltsgut wurde !?); 


Konkurs. 


:, 8 2 Abi. 1 KO. Damit enticheidet da3 BGB. eine Streitfrage; vgl. Entſch. 
RG. Bd, 8 No, 26 ©. 102, Bd. 14 No. 76 ©. 293. Gierke, Genofjenjchaftstheorie, 


5. 399 Anm. 1; 88 14, 44 KO. (alte Fafjung). ) 8 421 II 1 ACH. 
8 2 Abj. 2 KO. ) Bol. 8 1367 Abſ. 1 Entwurf I. 
’) $ 1467 BGB. °) 8 1475 BGB 


) $ 1481 BEP. Mot. IV ©. 384, 385. ° ®) 88 1463, 1464, 1465 BOB. 
*) & 1467 BOB. 10) 8 1475 Abf. 2 BGB. 

) 8 1463 No. 1 BGB., 88 334, 385, 390 II 1 ACH. 

) 8 1463 No. 2 BGB. 
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38 1468 3. die Koſten des Nechtsftreit3 über eine der genannten Verbind— 
bis 1467. lichfeiten !); 
4. die Koſten eines Rechtsſtreits zwiſchen Mann und rau fallen im 
Verhältnifje der Ehegatten zueinander der Frau zur Lajt, ſoweit nicht der 
Mann fie zu tragen bat.?) Ebenjo verhält e8 ſich mit den Koſten eines 
Nechtöjtreit3 zwilchen der Frau und einem Dritten, fofern nicht das 
Urteil dem Gejamtgute gegenüber wirtjam ift.3) Dies gilt aber nicht für Pro— 
zejle über eine perjünliche Angelegenheit der Frau oder eine nicht unter die 
Vorichrift des $ 1463 Nr. 1, 2 BOB. fallende Gejamtgutsverbindlichkeit 
der Frau, wenn die Aufwendung der Koſten den Umjtänden nach geboten 
war.) Hier fallen alfo die Brozepfojten endgültig dem Gejamtgute zur Lajt. 
5. Eine Ausjtattung, die der Mann einem gemeinjchaftlichen Kinde 
aus dem Gejamtqute verjpricht oder gewährt, fällt im Verhältniſſe der Ehe- 
gatten zu einander dem Manne injoweit zur Laft, als fie daß dem Ge— 
jamtgut entiprechende Maß überiteigt. ?) 
ha rn VIII. Berwendungen des Mannes in jein Worbehaltsgut verpflichten 
a ao ihn zum Erſatze des Wertes der Verwendung zum Gejamtgute®); jedoch ift 
gut. der Erjaß erit bei der Beendigung der Giütergemeinfchaft zu leijten. 7) 
Verwendungen von Vorbehaltägut in das Gejamtgut berechtigen den 
Mann, Erjaß aus dem Gelamtgute zu verlangen®), doch wird der Anjpruch 
erjt nach der Beendigung der Gütergemeinjchaft fällig.?) Verwendungen 
aus dem Gejamtgut in das Vorbehaltsgut der Frau und umgekehrt jind 
nad) den allgemeinen Borjchriften über die Gejchäftöbeforgung ohne Aufs 
trag oder über die Bereicherung zu beurteilen. 1%) Im übrigen gilt der 
Grundjaß, daß dasjenige, was einer der Ehegatten aus irgend einem 
Rechtsgrunde zu dem Geſamtgut oder was die Frau zu dem Worbehalts- 
gute des Mannes jchuldet, erit nad) der Beendigung der Gütergemeinjchaft 
zu leilten it; hat jedoch die Frau Vorbehaltsgut und reicht diejes zur Be- 
richtigung einer Scyuld der Frau zum Gejamtgut oder zum Vorbehaltsgut 
des Mannes aus, jo muß fie die Schuld fchon vorher berichtigen. 1!) Ebenjo 
fann die Frau ihre Anjprüche gegen den Mann oder gegen dad Gejamtgut 
jhon während der Gütergemeinjchaft geltend machen. 


$ 191. 
e) Beendiaung der allgemeinen Bütergemeinfchaft. Nuseinanderjegung.'?) 
— J. Die allgemeine Gütergemeinſchaft endigt mit der Auflöſung der 


Ehe durch Tod!) oder durch Eheſcheidung!y, durch einen die Güter— 


81463 No. 3 BGB. 

8 1464 Abſ. I BGB. °) 8 1459 Abi. BGB. *) 8 1464 Abi. 2 BOB. 

°) $ 1465 Abſ. 1, $ 1624 BOB. Wegen der Nusjtattung eines nicht gemein— 
Ihaftlihen Kindes vgl. 5 1465 Abi. 2 BGB., wegen der Ausgleihung unter den 
Abkömmlingen $ 2054 BOB. 

) 8 1466 Abſ. 1 BGB. Maßgebend ift der Wert zur Zeit der Verwendung. 

) 8 1467 Abſ. 1 BGB. 9) 8 1466 Abi. 2 BGB. 9 $ 1467 Abi. 2 BOB. 

9) Prot. IIS. 5411 (Bd. 4 5. 269), Mot. IV ©. 382. 81467 Abi. 1 BGB. 

*2) Mot. IV ©. 393 f., Dentihr. S. 202 ff., Brot. II ©. 5418jf. (Bd. 4 
©. 272 ff.); weitere Litteratur bei $ 187. a Vol $ 634 II 1 ACH. 

'*) Bol. 8 743 IT 1 MER Wegen Wiederwverheivatung im Falle der Todes: 
erflärung vgl. $ 1348 Nbi. 2 BOB. 
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gemeinjchaft aufhebenden Ehevertrag !) jowie durch Aufhebung infolge richter- 88 1468 
lichen Urteils. bis 1471. 
Die landrechtliche Vorſchrift), wonach im Falle der Ueberichuldung 
oder der Eröffnung des Konfurjes über das Vermögen des einen Ehegatten 
der andere die Aufhebung der Gemeinjchaft für die Zukunft fordern konnte, 
it dem BGB. fremd. 
II. Neu ijt gegenüber dem bisherigen Nechte die Aufhebung der Hdama, 
Sütergemeinihaft durch Urteil mit der Wirkung, daß die Aufhebung mit 
der Rechtskraft des Urteil3 eintritt, und daß für die Zukunft Gütertrennung 
gilt.) Die Klage auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft iſt jowohl der 
Frau als auch dem Manne gegeben. *) 
1. Die Frau ijt Hageberedtigt: ne 
a) wenn der Mann ein Nechtögefchäft, zu deſſen Vornahme er der 
Einwilligung der Frau bedarf, ohne deren Zuftimmung vorgenommen hat 
und für die Zukunft eine erhebliche Gefährdung der Frau zu bejorgen ift 5); 
b) wenn der Mann das Gejamtgut in der Abficht, die Frau zu bes 
nachteiligen, vermindert hat®); 
ec) wenn der Mann jeine Verpflichtung, der Frau und den gemein— 
ſchaftlichen Abkömmlingen Unterhalt zu gewähren, verlegt hat und für die 
Zulunft eine erhebliche Gefährdung des Unterhalt3 zu bejorgen ift’); 
d) wenn der Mann wegen Verſchwendung entmündigt it oder 
wenn er das Gejamtgut durch Verſchwendung erheblich gefährdet ®); 
e) wenn das Oejamtgut infolge von DBerbindlichkeiten, die in Der 
Perion des Mannes entjtanden find, in jolchem Maße überjchuldet ift, daß 
ein jpäterer Erwerb der Frau erheblich gefährdet wird. °) 
2. Die Klage jteht dem Manne zu, wenn das Gejamtgut durch die Kane des 
Verbindlichfeiten der Frau, die im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander 
nicht dem Geſamtgute zur Laſt fallen!®), in ſolchem Maße überjchuldet ift, 
daß ein jpäterer Erwerb des Mannes erheblich gefährdet wird. 1!) 
3. Dritten gegenüber ijt die Aufhebung der Gütergemeinjchaft mur 
wirffam, wenn jte ihnen befannt oder in dem Güterrechtsregiſter ein- 
getragen iſt. 1?) 
II. Die Beendigung der allgemeinen Gütergemeinſchaft hat nad — 
BGB. die Auseinanderſetzung in Anſehung des Geſamtguts zur Folge; 
jeder Ehegatte kann dieſe Augeinanderjeßung beanfpruchen. 1?) 


1) Bgl. $ 419 IT 1 ALN. 

) 88 392, 410, 420, 421 II 1 ALR. Vgl. jedoch Art. 47 $ 2 und Art. 59 
39 Abſ. 2, Art. 63 No. 2 AG. 5. BEP. 

°, 8 1470 Abi. 1 BOB. 9 88 1468, 1469 BOB. 

*) 8 1468 No. 1, 8 1444—1446 BGB. 

) 8 1468 Ro. 2, $ 1456 BOB. 

) 8 1468 No. 3 BGB. Siehe oben ©. 723 Anm. 2. 

998 1468 No. 4 BGB. Die Entmiündigung wegen Geijtesfranfheit und die 
Einleitung einer Abweſenheitspflegſchaft ($ 1418 No. 3—5 BGB.) berechtigen aljo 
die Frau nicht zur Klage auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft. 

) 8 1468 No. 5 BOL. 10) 88 1463—1465 BOB. 
')$ 1469 BOB. 
) $ 1470 Abi. 2, $ 1435 BGB., $ 422 II 1 ACH. 
“), 8 1471 Abi. 1 BGB. 


8 1471. 


Auseinanders 
fepung. 
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Das ALR.!, enthielt beiondere Vorichriften nur für den Fall der Auf- 
löjung der Gütergemeinjchaft durch Tod oder durch Eheicheidung und lieh 
im eriteren Falle bis zur Auseinanderjegung Miteigentum am Geſamtgute 
zwijchen dem überlebenden Ehegatten und den Erben des Verſtorbenen 
fortbeftehen; der Ueberlebende verblieb bis dahin im Bejiß und in der 
Verwaltung, war aber verpflichtet, feinen Miterben Rechnung zu legen, 
infofern ihm nicht der Nießbrauch am Geſamtgute zukam. Der Erwerb 
nach Beendigung der Gütergemeinjchaft gehörte nicht mehr zum Gejamtgut, 
und in Anſehung der Schuldenhaftung galten die Vorjchriften wie bei Erb— 
teilungen, die Miteigentümer hafteten aljo bis zur Auseinanderfegung g e— 
meinjchaftlich, d. 5. zuſammen, aber nicht jolidarüch. 

Das BGB.) jtellt im Gegenjage zum bisherigen Rechte allgemeine 
Vorſchriften über das Nechtsverhältnis nad) der Beendigung der allge: 
meinen Gütergemeinjchaft bis zur Auseinanderfegung und über die Art der 
Auseinanderjegung auf. 

1. Mit der Beendigung der allgemeinen Giütergemeinichaft hört nad 
dem BGB. die Nepräjentation der ehelichen Gemeinjchaft durch den Mann 
auf, und es tritt das Gejamthandsprinzip nunmehr voll in Kraft. Bis 
zur Beendigung der Auseinanderjegung jteht die Verwaltung des Geſamt— 
guts beiden Ehegatten gemeinjchaftlich zu.) Kein Ehegatte kann vor der 
Auseinanderjegung über feinen Anteil am Geſamtgut und an den einzelnen 
dazu gehörenden Gegenjtänden verfügen, 3. B. veräußern oder ver- 
pfänden oder Teilung verlangen; gegen eine Gejamtgutsforderung kann 
nur eine Öejamtgutsverbindlichkeit aufgerechnet werden.) Dagegen ift 
nach der Beendigung der Gütergemeinjchaft ausnahmsweiſe der Anteil 
eined Ehegatten an dem Geſamtgute zu Gunften der Gläubiger des An— 
teilöberechtigten der Pfändung untertvorfen.?) Deshalb gehört auch, wenn 
nac der Beendigung der Gemeinichaft, aber vor der Auseinanderjegung 
Konkurs über das Vermögen eine der Chegatten eröffnet wird, der 
Anteil des Gemeinichuldners zur Konkursmaſſe; die Auseinanderjeßung findet 
aubextalb des Konkursverfahrens jtatt.®) 

2. Auch nad) der Beendigung der Gemeinjchaft ift der Mann zur 
Fortführung der Berwaltung berechtigt, bis er von der Beendigung Kenntnis 


8 68 88 634, 635, 653— 661, 743, 758 II 1 ALR.; Striethorft, Archiv Bd. 46 


S. 5 5; Entich. NE. Bd. 21 No. 47 ©. 252. 2) ss 1471—1481 BOB. 
8 1472 Abſ. 1 BGB. Die Frau hat alio nunmehr Anſpruch auf Mitbefik; 
ss 866, 1443 Abi. 1 BOB. 8 1471 Abi. 2, 8 1442 — 


5) $ 860 Abi. 2 BGB., über die Ausführung der "Pfändung vgl. $ 857 EBD. 
Die Biwangsvollitredung in das Geſamtgut ijt nad) der Beendigung je allgemeinen 
Gütergemeinjchaft vor der Auseinanderfegung nur zuläffig, wenn beide Ehegatten 
zu der Leijtung oder der eine Ehegatte zu der Leiftung und der andere zur Duldung 
der ———— verurteilt ſind. 88 743, 744 ERD., vgl. auch 8 794 Abi. 
2 CPO. 

) 8 16 Abj. 1, $ 51 KO. Ein jelbitändiges Konkursverfahren über das Ges 
ſamtgut findet niemals itatt. Dit alfo da8 Geſamtgut ſchon vor der Beendigung 
der Gütergemeinichaft überjchuldet, jo fünnen die Gejamtgutsgläubiger vor der Be: 
endigung die Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen des Mannes beantragen, 
ſofern diejer ihnen aud) ar haftet; in diefen Falle gehört dann das Geſamt— 
qut zur ge 8 2 KO. Vol. Komm.:B. zu $ 14 KO. ©. 10, 11 und 
Jäger, KO. ©. 38 ff. 
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erlangt oder jie fennen muß. Im alle des Todes der Frau hat der KB 1472 
Mann unaufichiebbare Verwaltungsgeihäfte zu bejorgen, bis die Erben bis 1476. 
anderweit Fürjorge treffen. !) 

Jedem Ehegatten ijt ferner die Pflicht auferlegt, dem anderen gegen 
über zu Mafregeln mitzuwirken, die zur ordnungsmäßigen Verwaltung er: 
forderlich jind; die zur Erhaltung notwendigen Maßregeln fann jeder 
Ehegatte jelbjtändig treffen. ?) 

3. Der Erwerb, den die Ehegatten nach der Beendigung der Güter: 

gemeinjchaft machen, fällt nicht in das Gejamtgut, ausgenommen der Er— 
werb kraft Surrogation, alfo das, was auf Grund eine8 zum Gejamt- 
gute gehörenden Rechtes oder als Erjag für die Zerftörung, Beihädigung 
oder Entziehung eines zum Geſamtgute gehörenden Gegenjtandes oder durch) 
ein Nechtsgejchäft erworben wird, das ſich auf das Geſamtgut bezieht. 3) 
Haben die Ehegatten auf Grund eines jolchen Rechtsgeſchäfts eine Forde— 
rung erworben, jo braucht der Schuldner deren Zugehörigkeit zum Ges 
jamtgute erjt dann gegen fich gelten zu laffen, wenn er von der Zugehörigkeit 
Kenntnis erlangt. *) 

4. Die Auseinanderjegung erfolgt, joweit die Ehegatten Feine ab— Art der Aus. 
weichende Bereinbarung getroffen haben, nach folgenden Grundſätzen 5): — 

a) Die Auseinanderſetzung in Anſehung des Geſamtguts kann auf 
Antrag eines der Ehegatten durch dasjenige Amtsgericht vermittelt werden, 
in deſſen Bezirfe der Ehemann zur Zeit der Beendigung der Güterge— 
meinichaft feinen Wohnfig oder in Ermangelung eined inländischen Wohn— 
fies feinen Aufenthalt hatte. ®) 

Zunächſt find aus dem Gejamtgute Die Sejamtgutsverbindlichkeiten zu Ehufden- 
berichtigen, ſoweit nicht eine ſolche Verbindlichkeit im Verhältniſſe der Ehe- berichtigung. 
gatten zueinander einem der Ehegatten allein zur Laſt fällt. ') 

Sit eine Gejamtgutöverbindlichfeit noch nicht fällig oder ift fie jtreitig, 
jo ift das zur Berichtigung Erforderliche (Sache, Geld) zurüczubehalten. ®) 

Soweit erforderlich, ift da8 Gejamtgut zur Berichtigung der Geſamt— 
gutsverbindlichkeiten in Geld umzujeßen. 9) 

b) Der nad der Berichtigung der ©ejamtgutsverbindlichfeiten ver— ueberſchuß. 
bleibende Ueberſchuß wird unter die Ehegatten zu gleichen Teilen ver- 
teilt, ohne Nüdficht darauf, wieviel jeder Ehegatte in die Ehe eingebracht 
oder während der Ehe erworben hat.!°) 

Die Teilungsmafje bildet aljo der nach Berichtigung der Schulden 
verbleibende Reſt des Geſamtguts. Jeder Ehegatte muß fich aber auf die 
ihm gebührende Hälfte das anrechnen laſſen, was er als Erjagleiftung zu 


9—8 1472 Abſ. 1 Satz 2 BOB. 

7,8 1472 Nbi. 2 BGB. 2) 3 1473 Abſ. 1 BGB. 

*, $ 1473 Nbj. 2 BGB. Die Vorjchriften der 88 406--408 BGB. finden 
entiprechende Anwendung. 5) 88 1474— 1481 BOB. 

®) 88 09, 193 RFrG., Art. 21-28 PrFrG. Auf das Verfahren finden Die 
SS 86—98 RIO. entfprechende Anwendung. ) 88 1463-1465 BOB. 


9 8 1475 Ubi. 1 und 2 BGB. 
», $ 1475 Abi. 3 BGB. Bol. $ 733 Abi. 3 BGB. 
ı, 8 1476 Abſ. 1 BEL. 


88 1476, 


1477, 1478 
1479. 


Teilung. 


Aufhebun 


buch Urteil, 


Aufhebung 
ur 
Schetbung. 
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dem Gejamtgute jchuldet. Soweit die Erjapleiftung nicht durch Anrechnung 
erfolgen kann, verbleibt er dem anderen Ehegatten perjönlicdy verpflichtet. !) 

ec) Die Teilung des Ueberſchuſſes erfolgt nach den Vorjchriften über 
die Gemeinjchaft.2) Es tritt alfo, wenn die zum Gejamtgute gehörenden 
Segenjtände ſich ohne Verminderung ihres Wertes in gleichartige Teile 
zerlegen lafjen, Teilung in Natur ein, die Verteilung gleicher Teile unter 
die Ehegatten geichieht durch das 203. Iſt Naturalteilung ausgeſchloſſen, 
jo erfolgt die Teilung durch Verkauf nach den Vorjchriften über den Pfand— 
verfauf, bei Grundſtücken durch Zwangsverſteigerung und durch Teilung 
des Erlöſes. Der Verkauf einer gemeinjchaftlichen Forderung iſt jedoch 
nur Dann zuläjlig, wenn fie noch nicht eingezogen werden kann, andernfalls 
fann jeder Ehegatte gemeinfchaftliche Einziehung verlangen. 

Jedem Ehegatten jteht das Net zu, gegen Erjab des Werte die 
ausſchließlich zu ſeinem perjönlichen Gebrauche bejtimmten Sachen, ins— 
befondere Kleider, Schmuckſachen und Arbeitsgeräte, jorwie diejenigen Gegen 
ftände zu übernehmen, welde er in die Gemeinjchafl eingebracht vder 
während der Gemeinfchaft durch Erbfolge, durch Vermächtnis oder mit 
Rückſicht auf ein künftiges Erbrecht, durch Schenkung oder als Austattung 3) 
erivorben hat.!) 

d) Bei der Aufhebung der Gütergemeinjchaft durch Urteil) kann 
derjenige Ehegatte, welcher das Urteil erwirkt hat, verlangen, daß die Aus— 
einanderjegung jo erfolgt, wie wenn der Anſpruch auf Auseinanderjegung 
mit der Erhebung der Klage auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft rechts— 
hängig geworden wäre.‘) 

e) Im Anschluß an das ALR.') macht das BGB.) von dem Grund 
jage, daß der Ueberſchuß unter die Ehegatten zu gleichen Teilen verteilt 
wird, eine Ausnahme für den Fall, daß die Aufhebung der Gütergemein= 
haft durh Scheidung der Ehe erfolgt und einer der Ehegatten allein 
für jhuldig?) erklärt ift. In dieſem Falle kann der unſchuldige Ehegatte 
verlangen, daß nach Berichtigung der Gejamtgut3verbindlichkeiten jedem von 
beiden Ehegatten zunächit der Wert desjenigen zurücerjtattet wird, was er in 
die Gitergemeinjchaft eingebracht hat. Yon dem hiernach verbleibenden Ueber— 
Ihufie gebührt jedem Ehegatten die Hälfte. Neicht jedoch der Wert des 
Geſamtguts zur Nüderjtattung nicht aus, jo trägt jeder Ehegatte die Hälfte 
des Fehlbetrags. 

Sind beide Ehegatten für jchuldig erklärt, fo behält e8 bei dem Grund— 
jae der Teilung nad) Hälften fein Berwenden.!®) 

Als eingebrachtes Gut gilt Hierbei das Vermögen, welches jedem Ehe— 
gatten bei dem Eintritte der Gütergemeinichaft gehört und welches er von 


1) 8 1476 Abi. 2 BGB. Das BGB. behandelt alſo die Erfaßpflicht, ab» 
tweichend vom APR. s 333— 385, 390 II 1), nidt als aus: Kollationspflicht. 
2) & 1477 Abi. 1, 88 752ff. BGB. Siehe oben ©. 298 ff. 
98 1624 BOB. 
*) & 1477 BOB. Val. auch 88 640, 641, 648, 649 IT 1 ACH. 


5) 88 1468, 1469 BGB. °) 8 1479 BOB. Bol. $ 1422 VOL. 
) S8 755, 761, 811-820 II 1 ACH. 
°) 8 1478 BGB. ») $ 1574 BER. 


m) 8 1476 BOB. 
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Todeswegen oder mit Rüdjicht auf ein künftige Erbrecht, durch Schenkung 88 1478, 
oder als Ausjtattung erworben hat, ausgenommen, wenn der Erwerb den 1490,1481. 
Umjtänden nad) zu den Einkünften zu rechnen iſt. Der Wert des Ein- 
gebrachten bejtimmt jich nach der Zeit der Einbringung.!) 

Das dem unjchuldigen Ehegatten eingeräumte Recht jteht auch dem 
Ehegatten zu, dejjen Ehe wegen jeiner Geijtesfrankheit geichieden ift.?) 

f) Was die Haftung der Ehegatten bei Nichtberichtigung der Schulden Haftung der 
gegenüber den Gläubigern anlangt, fo haftet, wenn eine Gejamtgutd- zaa eupen. 
verbindlichfeit nicht vor der Teilung berichtigt wird ®), dem Gläubiger nun= 
mehr auch der Ehegatte perjönlich als Gejamtjchuldner, für den zur Zeit 
der Zeilung eine ſolche Haftung nicht beiteht*), jedoch beſchränkt jich jeine 
Haftung auf die ihm zugeteilten Gegenjtände, wobei die für die Haftung 
des Erben geltenden Borjchriften entjprechende Anwendung finden.>) 

Diefer Ehegatte kann aber die Bejchränkung feiner Haftung nur 
geltend machen, wenn fie ihm im Urteile vorbehalten ijt.%) Bei der 
Zwangsvollſtreckung wird die Beichränfung nur berüdjichtigt, wenn auf Grund 
des Vorbehalts gegen die Zwangsvollitredung von dem Ehegatten Ein- 
wendungen erhoben werden.?) 

Bleibt bei der Auseinanderjegung eine Gejamtgut3verbindlichkeit un- gaftung na 
berichtigt, die im Berhältnifje der Ehegatten zu einander dem Geſamtgut fnnen. 
oder dem Manne zur Laft fällt, jo hat der Mann dafür einzujtehen, daß 
die Frau don den Gläubigern nicht in Anjpruch genommen wird, anderer: 
jeit3 hat die Frau dafür einzuftehen, daß der Mann von den Gläubigern 
nicht in Anſpruch genommen wird, wenn die Gejamtgutsverbindlichleit im 
Berhältnifje der Ehegatten zu einander der Frau zur Lajt fällt.®) 


$ 192. 
f) Sortgefegte Gütergemeinichaft.?) 


I. Während nad) ALR.!) bei Auflöfung der Ehe durch den Tod 
eine8 der Ehegatten die eheliche Gütergemeinjchaft ſtets erloſch, ijt nad 
BOB. die Wirkung der durch Tod erfolgten Auflöfung der Ehe auf die 
Sütergemeinjchaft verjchieden, je nachdem die Ehe beerbt oder unbeerbt 
it, d. 5. je nachdem gemeinjchaftlihe Abkömmlinge vorhanden ind 
oder nicht. 


', 8 1478 Nbj. 2, 8 1520, 1521 BOB. 
?) 8 1478 Abi. 3, $ 1569 BGB., Prot. II ©. 5749, 5750 (Bd. 4 ©. 443, 
). 5) 8 1475 BGB. 

9 Bol. $ 1459 ausj. 2 Sap 2, 88 421-425 BGB. 

5) & 1480, 1990, 1991 BOB, alſo Haftung cum viribus, nicht pro viribus,. 
Val. dazu Bland: Ritgen Ve. 9 fi, 110ff. 

9) 8 780 Abſ. 1, 8 786 CPO. ) 8 781, 785 CPO. 

*) 8 1481 BOB. 

) Mot. IV ©. 419ff.; Denkſchrift S. 204ff.; Brot. IT ©. 5461 ff. (Bd. 4 
©. 294 ff.): Planck-Unzner IV ©. 243ff.; v. Staudinger IV ©. 247 ff.; Endemann 
Bd. 2 8 187; Enneccerud-Lehmann Bd. 2 8 113; Matthia Bd. 2 $ 94; Fraentel, 
Familienredit, ©. 73 ff.; Schröder a. a. ©. ©. 53ff.; Dernburg vd. "3 $ 39; Bürn, 
preuß. Eherecht, $ 23; Gierte, Genoſſenſchaftstheorie, S. 407 ff. 19 3634 111 ACH. 
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1. Nach ALR.) trat bei Auflöfung der Ehe durch den Tod an die 
Stelle der ehelichen Gütergemeinjchaft big zur Auseinanderſetzung Mit- 
eigentum nad) Bruchteilen zwiſchen dem überlebenden Ehegatten und den 
Verwandten des Verjtorbenen. Der überlebende Ehegatte nahm die Hälfte 
des Gejamtgut3 als jein Eigentum zurüd, die andere Hälfte wurde als 
Nachlaß des verjtorbenen Ehegatten angejehen, der ſich nad) den Regeln 
der gemeinen Erbfolge auf die Verwandten des PVerjtorbenen vererbte. 
Hinterließ der verjtorbene Ehegatte unabgefundene Ablümmlinge, jo ge 
bührte dem überlebenden Ehegatten kein Erbteil, er mußte jich vielmehr 
mit jeiner Hälfte und einem aus den zu jeinem perjönlichen Gebrauche 
bejtimmt geweſenen Kleidungsftüden, Betten und Leibwäſche beftehenden 
Voraus begnügen. Waren dagegen abgefundene Finder vorhanden, jo 
hatten fie auf den Nachlaß des verjtorbenen Parens feinen Auſpruch, es 
verblieb vielmehr dasjenige, was ihnen etwa noch von diefem Nachlafje 
nach den Regeln der gejeglichen Erbfolge zugefommen wäre, dem über- 
lebenden Ehegatten.?) 

Hinterließ der verftorbene Ehegatte nur Njcendenten oder Seiten 
verwandte bis zum jechsten Grade voller oder halber Geburt, jo erbte 
der überlebende Ehegatte mit dieſen nad) den Grundjäßen der gejeglichen 
Erbfolge.3) 

In allen Fällen, in denen der überlebende Ehegatte mit anderen, als 
unabgefundenen Kindern an dem Nachlaſſe teilnahm, behielt er außerdem, 
neben einem bejtimmten Voraus an Mobilien*), den Tebenslänglichen Nieß— 
brauch am Geſamtgute.) 

Waren aber nahe Verwandte des Verjtorbenen (d. h. bis zum jechsten 
Grade) überhaupt nicht vorhanden, jo wurde das Gejamtgut Alleineigentum 
des überlebenden Chegatten.®) 

Endlich war nad) ALR.’) der überlebende Ehegatte noch infofern be- 
günftigt, al8 ihm bei der Auseinanderjegung in Bezug auf Grundftüde 
und Gerechtigfeiten ein Wahlrecht eingeräumt war, diefe für eine von den 
übrigen Erben zu jeßende Tare zu übernehmen oder den anderen Erben 
zu überlafjen. Ein gleiche Uebernahmerecht gegen Erſatz des Schäßungs- 
wertes jtand dem überlebenden Ehegatten in Anjehung der für den täg- 
lihen Hausgebrauc, bejtimmten Mobilien auch dann zu, wenn fie von dem 
Verjtorbenen herrührten.®) ?) 

2. Dad BOB.10) geht bei unbeerbter Ehe, wenn aljo fein Ab— 
fümmling oder ein nicht gemeinschaftliher Ablümmling vorhanden ijt, 
') 98 635—661 IT 1 AR. $ 7 weitfäl. Gefe vom 16. Mpril 1860. 

») & 644 II 1, 8$ 372—374 II 2 ALR. Bol. Bornemann, preuß. Civil— 
recht ®d. 6 (1839) 8 440 ©. 374—385. 

) Er erhielt alfo neben Verwandten in aufiteigender Linie, Geſchwiſtern oder 
Geſchwiſterlindern erjten Grades ein Drittel, neben Verwandten in entfernteren 
Graden die Hälfte von dem ru des Verjtorbenen, 88 642, 625, 626 II 1 ALHR. 

*) 88 643, 628, 629 II 1 ACH. 

) 8645 II 1 AOR. Ro. bei Gruchot, Beiträge Bd. 32 No. 80 S. 1030. 

6) 8 647 II 1 AN. 

’) 8 648 Il 1 ALR. Ueber das jog. er vgl. Anhang 8 79 zu 
$ 648 IT 1. °) 88 649-652 II 1 AQR 

*) Bgl. auch Art. 47 $ 3 AG. 5. BOB. ) g 1482 BGB. 
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ebenfalld davon aus, daß der Anteil des verjtorbenen Ehegatten am Ge- 8 1488, 
jamtgute zu deſſen Nachlafje !) gehört, und daß die Beerbung des Ehegatten 

nach den allgemeinen Vorichriften erfolgt. Der Verftorbene wird alio jo 

beerbt, wie er beerbt jein würde, wenn Gitergemeinjchaft nicht beitanden 

hätte; es tritt aljo die gewöhnliche gejegliche Erbfolge?) oder Erbfolge auf 

Grund einer Verfügung von Todeswegen ein. 

Der überlebende Ehegatte erhält demgemäß als gejepliches Erbe neben 
Abkömmlingen des Verjtorbenen ein PVierteil, neben den Eltern und deren 
Ablömmlingen oder neben Großeltern des Erblafjerd die Hälfte und, wenn 
mit Großeltern Ablümmlinge von Großeltern zujammentreffen, auch den 
ſonſt den Abkömmlingen zufallenden Anteil an der anderen Hälfte des Nach— 
lafjes, jowie außer diejem Erbteile die zum ehelichen Haushalte gehörenden 
Gegenftände, ſoweit fie nicht Zubehör eine Grundjtüds find, und bie 
Hochzeitsgeſchenke als Voraus. In Ermangelung folder Verwandter erhält 
der überlebende Ehegatte die ganze Erbichaft. 

Die Auseinanderjeßung erfolgt bei unbeerbter Ehe zwijchen dem über- 
lebenden Ehegatten und den Erben des verjtorbenen Ehegatten; bis zur 
Auseinanderjegung jteht aljo die Verwaltung des Geſamtguts dem über- 
lebenden Ehegatten und den Erben des verjtorbenen Ehegatten gemein- 
ſchaftlich zu.®) 

I. Sind im Falle der Auflöfung der Ehe durch den Tod eines der zortgefepte 
Ehegatten gemeinschaftliche Abkömmlinge vorhanden, jo wird nah BGB. ® — 
die Gütergemeinſchaft zwiſchen dem überlebenden Ehegatten und den ge— 
meinſchaftlichen Abkömmlingen fortgejegt.?) 

Den allgemeinen Landrechte war eine fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 
fremd °); Die bis zur Auseinanderjegung zwiſchen dem überlebenden Ehe— 
gatten und den Erben des Verftorbenen bejtehende Gemeinjchaft und das der 
überlebenden Mutter eingeräumte Necht auf Fortjegung der Gütergemein- 
ſchaft mit den noch nicht abgefundenen Kindern entjprachen nicht dem Nechte 
der deutichrechtlichen fortgejegten Gütergemeinfchaft (communio bonorum 
prorogata). ©) 

Die fortgejegte Gütergemeinjchaft de8 BGB. beruht auf dem Gedanken, geerhte Ehe. 
daß der Anteil des verjtorbenen Ehegatten am ®ejamtgute bei beerbter 
Ehe nicht zum Nachlafje gehört”), eine erbredhtliche Succeſſion in den 
Anteil aljo nicht ftattfindet; die bisherige Gemeinjchaft wird zwiſchen dem 
überlebenden Ehegatten und den gemeinichaftlichen Abkömmlingen, die im 
ware der gejeglichen Erbfolge als Erben berufen jind®), mit der Maßgabe 


9 Der Nachlaß beſteht aus dem Anteil am Geſamtgute ſowie aus dem Sonder— 
gut und dem Vorbehaltsgute des Verſtorbenen. 

2) 88 1931, 1932, 2303 ff. BOB. ») 8 1472 BOB. 

*, 8 1483 BOB. 

9) Dagegen nicht dem weitfäliichen Rechte, 88 6—10, Geſetz v. 16. April 1860. 

°, 8 653 II 1, 8 410 II 18 ALR., Entih. NOHG. Bd. 9 No. 77 ©. 249 ff.; 
Strietborft, Archiv Bd. 25 ©. 133. Das UL. ließ aber die provinzialvechtliche und 
die — ——— fortgeſetzte Gütergemeinſchaft unberührt. Striethorſt, Archiv 
Bd. 68 ©. 104 ff. ©. 288ff.; rn Db.-Trib. Bd. 77 ©. 58 ff. 

7) 8 1483 Abi. 1 Sup 2 8 

9 & 1924 BOB. 
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58 1483, fortgejebt, daß der überlebende Ehegatte die rechtliche Stellung des Mannes, 
ie die anteilsberechtigten Abkömmlinge dagegen die Stellung der Frau haben. !) 
j Da das Gejamtgut von dem Nacjlafje getrennt zu halten ift, jo findet 

eine Auseinanderjegung in Anjehung des Gefamtguts nicht jtatt. Im übrigen, 

d. h. in Anjehung des Vorbehaltsgut3 und des Sonderguts des Berjtorbenen 

erfolgt die Beerbung des Ehegatten nach den allgemeinen Vorjchriften. ?) 

Sind neben den gemeinjchaftlihen Abkömmlingen noch einjeitige 
Abkömmlinge vorhanden, fo beſtimmen ſich ihr Erbrecht und ihre Erbteile 
in derjelben Weife, wie wenn fortgejegte Gütergemeinjchaft nicht eingetreten 
mwäre.3) Für fie bejteht der Nachlaß des Verſtorbenen in dejjen Anteil 
am Gejamtgute jowie aus dem etwaigen Sondergut und Vorbehalt3gute. 
Die Beerbung erfolgt aljo nad) den allgemeinen Vorſchriften des Erbredt.*) 

III. Der Eintritt in die fortgefeßte Gütergemeinjchaft vollzieht ſich 

Ablehnung Fraft Gejeges mit dem Tode des Ehegatten, doch kann der überlebende 
kortasfepten Ehegatte die Fortjeßung der Gütergemeinjchaft ablehnen®); es tritt dann 
Giltergemein: Diejelbe Nechtslage ein wie bei unbeerbter Che. ®) 
alt. Die Ablehnung muß binnen 6 Wochen von dem Zeitpunlt an er: 
folgen, in welchem der überlebende Ehegatte von dem Tode ded anderen 
Kenntnis erlangt hat; jie erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Nachlaß— 
gericht, auch fünnen weder die Annahme noch die Ablehnung unter einer 
Bedingung oder einer Zeitbejtimmung erklärt werden. Die Ablehnung ift 
ausgejchlofjen, wenn die fortgejeßte Gütergemeinjchaft einmal angenommen 
oder wenn die für die Ablehnung vorgejchriebene Friſt verjtrichen iſt. Die 
Annahme und die Ablehnung können nicht auf einen Teil des Gejamtguts 
bejchränft werden, teilweile Annahme oder Ablehnung find unwirkſam. 
Das Ablehnungsrecht ijt endlich vererblid).?) 

Steht der überlebende Ehegatte unter elterlicher Gewalt, jo bedarf die 
Ablehnung der Genehmigung des Vormundichaftsgericht. ®) 

Wird innerhalb der Ablehnungsfrijt über das Vermögen des über— 
lebenden Ehegatten das Konkursverfahren eröffnet, jo fteht die Annahme 
oder die Ablehnung der fortgefeßten Gütergemeinfchaft nur dem übers 
lebenden Ehegatten, nicht dem Konkursverwalter -zu.?) 

Die Fortjeßung der allgemeinen Gütergemeinjchaft kann auch durch 
Ehevertrag ausgeſchloſſen werden !9), auch kann jeder Ehegatte einjeitig 
die Fortfegung durch Tegtwillige Verfügung (Tejtament, Erbvertrag) aus— 
ſchließen, wenn er berechtigt ijt, dem anderen Ehegatten den Pflichtteil zu 
entziehen !!) oder auf Aufhebung der Gütergemeinjchaft zu Fagen.?) 1?) 





ı) 8 1487 Abi. 1 BGB. ) 8 1483 Abſ. 1 Sat 2 BGB. 

” 8 1483 Abi. 2 BOB. 4) 8 1924 BOB. 5) 8 1484 Abſ. 1 BOB. 

9 8 1484 Abi. 3 BGB. Der Eintritt der fortgejeßten Gütergemeinſchaft gilt 
dann als nicht erfolgt, und es findet in Anſehung des Geſamtguts die Auseinander— 
jeßung zwijchen dem überlebenden Ehegatten und den Erben des verjtorbenen jtatt. 
$g 1471, 1482 BOB. 

7) 8 1484 Nbf. 2, 88 1943— 1947, 1950, 1952 BGB. Ueber Anfechtung der 
Annahme und Ablehnung vgl. 88 1954—1957 BGB. 

°, 8 1484 bj. 2 Saß 2 BGB., 88 35, 43 RFrG. 89 KD. 

10) 8 1508 BOB. 

1) 8 2335 BOB. 7) 88 1468, 1469 BGB. ı®) 8 1509 BOB. 
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In dieſem Falle gilt der Eintritt der Gütergemeinſchaft als nicht erfolgt, 83. 1483 
der Anteil des verftorbenen Ehegatten am Gejamtgute gehört aljo dann zu 1508 ri 
jeinem Nachlaß, und es findet in Anſehung des Gejamtguts die Ausein- 1,09, 1510. 
anderſetzung jtatt.!y 

Das Nachlaßgericht?) hat dem überlebenden Ehegatten auf Antrag ein 
Zeugnis über die Fortjegung der Gütergemeinichaft zu erteilen.) Nur 
auf Grund eine jolchen Zeugnijjes ijt für Eintragungen in das Grund: 
buch das Beſtehen der fortgejegten Gütergemeinichaft anzunehmen. 4) 

IV. Subjefte der fortgejeßten Gütergemeinſchaft jind der über- — 
lebende Ehegatte und die gemeinſchaftlichen Abkömmlinge, die im Falle ber wien —* 
geſetzlichen Erbfolge als Erben berufen ſind.“) Ausgeſchloſſen ſind 
erbunwürdige Abfümmlinge®), ſowie ſolche, welche während der fort— 
geſetzten Gemeinſchaft auf ihren Anteil am Geſamtgute verzichten’), oder 
welhe jchon vor dem Eintritte der fortgejeßten Giütergemeinjchaft einem 
der Ehegatten gegenüber mit Zuftimmung des anderen auf jeinen künftigen 
Anteil am Gejamtgute verzichtet haben.$) 

Auch kann jeder Ehegatte für den Fall, daß die Ehe durch jeinen 
Tod aufgelöjt wird, einen gemeinjchaftlichen Ablömmling durch letztwillige 
Verfügung von der fortgejegten Gütergemeinjchaft ausichlieen.?) 

Wenn ein anteil3berechtigter Abkömmling jtirbt, fo treten jeine Ab- 

lömmlinge an jeine Stelle in der fortgejeßten Gütergemeinjchaft; find jolche 
nicht vorhanden, jo wächſt jein Anteil den übrigen anteil8berechtigten Ab— 
fömmlingen und, in deren Ermangelung, dem überlebenden Ehegatten an. 10) 
Es gilt aljo audy nad) dem BGB. der Sat: „Was in der Were verjtirbt, 
erbt wieder an die Were.“ Damit ift zugleich ausgeiprochen, daß der An- 
teil eines Abkömmlings unvererblich und jede letztwillige Verfügung eines 
Ablömmlinges über feinen Anteil ausgejchlofjen iſt. 

V. Bei der fortgejeßten Gütergemeinfchaft umfaßt da8 Gefamtgut!!) umfang des 
das bisherige eheliche Gejamtgut, joweit es nicht einem einjeitigen Ab- AAſamtguis. 
ümmlinge zufällt 12), den Erwerb des überlebenden Ehegatten aus dem Nach— 
lafie des verftorbenen jowie den Erwerb nad) dem Eintritte der fortgefeßten 
Gütergemeinfchaft. 

Niht zum Gejamtgute gehört dagegen das Vermögen der gemein- 
Ihaftlichen Ablömmlinge zur Zeit des Eintritt3 der fortgejeßten Güter: 
gemeinſchaft ſowie deren ſpäterer Enwverb.!?) 


8 1510 BOB. ) ss 72, 73, 78, 84, 85 RFrG. 

°) $ 1507 BGB. Die BVBorjchriften * den Eröſchein ($$ 2353 ff.) finden 
entiprechende Anwendung. 

98 36 Abi. 2 NEBO. Val. 8 99, 37, 38 RGBO. Art. 10 AG, z. 
RXGBO. Ueber die Eintragung des Rechtöverhältniffes der fortgeſetzten Gütergemein- 
Ihaft in das Grundbuch j. $ 48 RGBO. 

°) $ 1483 Abi. 1, $ 1924 BOB. °) 8 1506, 8$ 2339 ff. BEP. 

n $ 1491 BGB. der Verzicht bindet auch die Abkömmlinge des Berzichtenden. 

98 1517, 8 2346 Fl. BGB. Die Wirkung ded Verzichts erjtredt ſich auch 
auf die Ablömmlinge des Verzichtenden, $ 2349 BGB. 

”, 8 1511, 1516 BGB., j. unten XI, 

’, & 1490 BIP. 11) 8 1485 Abi. 1 BGB. 


1) 8 1485 Abl. 2 BEP. 
Leble, Allg. Preuß. Landredt. 48 


88 1485 


bis 1487. 


Vorbehalts⸗ 
gut. 


Sondergut. 


Mechts⸗ 


ſtellung der 
Geſamt⸗ 


händer. 
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Die Gejamtgutseigenjchaft tritt auch Hier kraft Geſetzes ein, ohne daß es 
einer Hebertragung der einzelnen Gegenftände durd) Rechtsgeichäft bedarf. Dies 
gilt auch von Rechten an Grundftüden, fo daß der überlebende Ehegatte 
und jeder anteil3berechtigte Abkömmling die Mitwirkung zur Berichtigung 
des Grundbuch verlangen fann.!) 

Borbehaltsgut des überlebenden Ehegatten ijt bei der fortgefeßten 
Oütergemeinjchaft fein bisherige WVorbehaltsgut ſowie die Surrogate des 
Vorbehaltsguts und die Zuwendungen von Todeswegen oder unter Lebenden, 
wenn der Erblafjer oder der Schenker fie zum Vorbehaltsgute beftimmt hat.?) 

Das Sondergut des überlebenden Ehegatten bilden, wie bei der 
allgemeinen Gitergemeinfchaft, die nicht. durch Rechtsgeſchäft übertragbaren 
Gegenftände.®) 

Vorbehaltsgut und Sondergut der anteildberechtigten Ablümmlinge 
giebt es dagegen bei der fortgejegten Gütergemeinfchaft nicht, weil deren 
Vermögen von dem Gejamtgut außgejchlofjen bleibt.) 

VI. Das Recht3verhältnis der fortgejeßten Gütergemeinſchaft erjcheint 
im BOB. in mwejentlicher Uebereinſtimmung mit dem früheren Nechte, als 
eine Eigentumsgemeinfchaft zur gejamten Hand, nicht al8 ein Mit- 
eigentum nach Bruchteilen. Die Nechte und PBerbindlichfeiten des über- 
lebenden Ehegatten jowie der anteilsberechtigten Ablümmlinge in Anjehung 
de Gejamtgut3 bejtimmen fich nach den für die eheliche Gütergemeinjchaft 
geltenden Borjchriften, wobei der überlebende Ehegatte dieſelbe rechtliche 
Stellung einnimmt, welche während der Ehe dem Manne zukommt, während 
die anteil8berechtigten Abkömmlinge die rechtliche Stellung der Frau haben.’) 

Dem überlebenden Ehegatten, al3 dem Haupte der Hausgemeinjchaft, 
gebührt hiernacd) die Verwaltungs und Verfügungsbefugnis, Befis, Genuß 
und Vertretungsmacht in Anjehung des Geſamtguts; NRechtsitreitigkeiten, 
die ji auf daß Gefamtgut beziehen, kann er im eigenen Namen führen. Durd) 
jeine Berwaltungshandlungen werden jedoch die anteildberechtigten Abkömm— 
linge weder Dritten noch ihm gegenüber perjönlich verpflichtet.) Die Ab— 
fümmlinge nehmen aljo an der Verwaltung und Vertretung feinen Teil, 
jind aber mit gejamter Hand zur Mitwirkung bei Verfügungen und obli- 
gatoriſchen Rechtsgejchäften über das Gejamtgut in denjelben Fällen berufen, 
in welchen bei der ehelichen Gütergemeinjchaft der Mann der Zuftimmung 
jeiner Frau bedarf.”) Hat der überlebende Ehegatte ohne die erforderliche 
Zuftimmung über ein zu dem Geſamtgute gehörende8 Recht verfügt, fo 
fönnen die Abkömmlinge das Recht ohne feine Mitwirkung gegen Dritte 
gerichtlich geltend machen.®) Dagegen jteht den Abkömmlingen weder in 


) 8 1485 Abj. 3, $ 1438 Abf. 2 u. 3 BGB. In das Güterrechtäregijter 
wird die fortgejeßte Sütergemeinfchft nicht eingetragen. 

) 8 1486 Abf. 1, S$ 1369, 1370 BOB. 

2 8 1486 Abi. 2 BGB. Giehe oben ©. 733. 

*) $ 1485 Abi. 2 BOB. 5) 8 1487 Abi. 1 BOB. 6) 8 1443 BOB. 

) 88 1444—1449, $ 1487 Abſ. 1 BGB.; fiehe oben $ 188. Ihre Zujtime 
mung kann auf Antrag des überlebenden Ehegatlen im Falle des $ 1447 BGB. 
durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden; vgl. $ 43 Abſ. 1 RFrG. Wegen 
Beſtellung eines Pflegers, wenn der überfebende Chegaite —— Vertreter eines 
Abkömmlings iſt, vgl. $ 1909 BOB. 9 $ 1449 BOB. 
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Notfällen an Stelle des verhinderten Ghegatten eine Vertretungsmacht 83 1487, 
zu, noch find fie berechtigt, die in perfönlichen Angelegenheiten verweigerte 1498,16. 
Zuftimmung des Ehegatten dur) das Vormundichaftsgericht erjeben zu 
lafjen.!) 

Was der überlebende Ehegatte zu dem Geſamtgute jchuldet oder aus 
dem Gejamtgute zu fordern hat, iſt erit nach der Beendigung der fort- 
geſetzten Gütergemeinfchaft zu Teiften.?) 

Wie bei der allgemeinen Gütergemeinjchaft, jo find auch bei der fort- 
geiegten Gütergemeinfchaft die Anteile des überlebenden Ehegatten und der 
Ablümmlinge an dem Geſamtgut und an den einzelnen dazu gehörenden 
Gegenjtänden der Pfändung nicht unterworfen d) und gehören nicht zur 
Konkursmajfe.t) 

Eine Verpflihtung des überlebenden Ehegatten zum Unterhalt und 
zur Ausjtattung der Abfümmlinge aus dem Geſamtgute beiteht nad) BGB. 
nicht, vielmehr bewendet e8 in Anfehung der Unterhaltspflicht bei den all: 
gemeinen Grumdjäßen über die gejeßliche Unterhaltspflicht der Verwandten 5), 
und in Anjehung der Austattung iſt der überlebende Ehegatte Fraft des 
ihm zuftehenden Verfügungsreht3 über das Gefamtgut berechtigt‘), feinen 
Söhnen und Töchtern eine den Verhältniſſen des Gejamtguts entiprechende 
Austattung zu gemwähren.”?) 

VII. Gejamtgutsverbindlichfeiten der fortgejeßten Gütergemein- — 
ſchaft find alle Verbindlichkeiten des überlebenden Ehegatten ſowie ſolche 
Verbindlichkeiten des verjtorbenen Ehegatten, die Gejamtgutsverbindlic)- 
teiten der ehelichen Gütergemeinſchaft waren.®) 

Zur Zmwangsvollitredung in das Geſamtgut ift ein gegen den über- 
lebenden Ehegatten ergangenes Urteil erforderlich und genügend®), und 
zwar können die Gläubiger die zu dem Gejamtgute gehörenden Sachen 
ohne weiteres pfänden lafjen, mögen fie ſich im Beſitze des überlebenden 
Ehegatten oder der Abkömmlinge befinden.!‘) 

Wird über das Vermögen des überlebenden Chegatten das Konkurs— 
verfahren eröffnet, jo gehört, außer feinem Vorbehalts- oder Sondergute, 
das Geſamtgut zur Konkursmaſſe; eine NAuseinanderjegung wegen Des 
Geſamtguts zwijchen dem überlebenden Ehegatten und den anteilsberechtigten 
Ablömmlingen findet nicht ftatt.1!) 

Für Die Verbindlichfeiten der Abkömmlinge haftet das Gejamtgut 
nicht; ein gegen einen Ablümmling ergangenes Urteil kann aljo niemals 


) Die 88 1450, 1451 BGB. finden Feine Anwendung. Ueber die Berant- 
wortlichleit des überlebenden Ehegatten vgl. $ 1456, über Bereicherung des Geſamt— 
guts durch Rechtögeichäfte des überlebenden Ehegatten $ 1455 BGB. 

)8 1487 Abi. 2 BGB., über Ausgleichung zwiſchen Borbehaltägut des über- 
iebenden Ehegatten und Gejamtgut entjcheidet 8 1466 BGB. 

9 8 860 Abi. 1 CPO. 81 Abi. 1 RD. 

) 88 1601 ff. BGB., ſ. u. $ 208. °) Aber nicht verpflichtet! ") 8 1624 BGB. 

*, 8 1488 BGB. Die Verbindlichkeiten des verftorbenen Ehegatten, die nicht 
Selamtgut&verbindlichleiten waren, gelten alſo nicht als Gejamtgutsverbindlichteiten 
der fortgejegten Gütergemeinschaft, dahin gehören insbefondere die von der Frau ohne 
Zuſtimmung des Mannes eingegangenen Berbindfichfeiten, SS 1460—1462 BGB. 

°», 8 745 Abi. 1 CRD. 0) Vgl. auch IMBl. 1900 ©. 29. 

8 2 abi. 1 RD. 


48* 


88 1489, 
1491. 


— eines 


— 
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in das Geſamtgut vollſtreckt werden. Durch das Konkursverfahren über das 
Vermögen eines Abkömmlinges wird das Geſamtgut nicht berührt.!) 

Für alle Gejfamtgutsverbindlichkeiten der fortgejeßten Gütergemeinſchaft 
haftet der überlebende Ehegatte auch perjönlich?); joweit ihn jedoch Die 
perjönlihe Haftung nur infolge des Eintritt3 der fortgejeßten Güter— 
gemeinjchaft trifft ®), beſchränlt ſich ſeine Haftung nach Analogie der Erben— 
haftung auf das Geſamtgut in dem Beſtande, den es zur Zeit des Ein— 
tritts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft hat.*) 

Eine perſönliche Haftung der anteilsberechtigten Abkömmlinge für 
die Schulden des veritorbenen oder des überlebenden Ehegatten ijt aus- 
geichlofjen.>) 

VOI Ein anteil3berechtigter Abkömmling kann auf jeinen Anteil am 
za verzichten. Ein folder Verzicht fanrı jowohl während der 

Dauer als aud) vor dem Eintritte der fortgejegten Gütergemeinjchaft er- 
folgen.®) 

1. Der während der fortgejegten Gütergemeinjchaft erfolgende Ver: 
zicht ijt entweder ein einjeitiger oder ein vertragSmäßiger. 

a) Der einjeitige Verzicht erfolgt durch eine in öffentlich beglaubigter 
Form?) gegenüber dem für den Nachlaß des verjtorbenen Chegatten zu— 
jtändigen Amtsgericht) abzugebende Erklärung), die von dem Gerichte 
dem überlebenden Ehegatten und den übrigen anteilsberechtigten Ablömm- 
lingen mitgeteilt werden joll.1°) 

b) Den vertrag3mäßigen Verzicht muß der Ablümmling mit dem 
überlebenden Ehegatten und den übrigen anteilSberechtigten Ablömmlingen 
ichließen; der Vertrag erfordert gerichtliche oder notarielle Beurfundung.!!) 

Steht der verzichtende Abkömmling unter elterliher Gewalt, jo muß 
zu dem Verzichte die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts hinzu— 
fommen.1?) 

Der Verzicht hat in beiden Fällen dingliche, auch die Abkömmlinge 
des Verzichtenden bindende Wirkung. Der Anteil des Verzichtenden wächſt 
aljo den übrigen anteil3berechtigten Ablümmlingen und, wenn jolche nicht 
vorhanden find, dem überlebenden Ehegatten zu.1?) 

2. Verzichtet ein Abkömmling dor dem Eintritte der fortgejeßten 
Gütergemeinfchaft, alfo noch während des Bejtehens .der ehelichen Güter- 
gemeinschaft, durch Vertrag einem der Ehegatten gegenüber für den Fall, 


1,8 2 Abſ. 2 KO. ) $ 1489 Abi. 1 BOB. 

” Alſo nicht, jomweit er für die Schulden ſchon während der ehelichen Güter: 
—“ ern — 

9 8 1489 Abſ. 2 8 1967 ff. BGB.; * 236 KO. Dal. bierüber Planck⸗Unzner 
IV ©. 25 * ) 8 1489 er GB. °, 88 1491, 1517 BGB. 

7, 8 129 BGB., SS 167 Abi. 2, $ 183 RSG: Art. 31 Pızrb. 

) 88 72, 73 NEO. °) 8 1491 Abi. 1 BOB. 

0) $ 16 Abi. 2 RFrG., — a Mot. IV ©. 469. 

1) $ 1491 Abi. 2 BEB., 8 128 ‚SS 167—182, 184 RFrG. Art. 31 
Pızrb., Art. 141 EG. 3 . BGL. * s ioı Abi. 3 BGB,, 88 35, 43 RFrG. 

5) 8 1491 Abi. 4, J 1490 Sat 2 BGB. Ueber Verzicht gegen Abfindung 
vgl. $ 1501 BGB. Ein Recht eines gemeinfchafttichen Ablömmlinges, feinen Anteil 
am Gejamtgute der Pen Gütergemeinihaft auszujclagen, hat das BOB. 
nicht anerfannt. Mot. I 
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daß die Ehe durch deſſen Tod aufgelöſt wird, auf feinen Anteil am Ge- 68 149, 
jamtgute der hierdurch eintretenden fortgejegten Gütergemeinichaft, jo iſt 1516,1517. 
zur Wirkſamkeit eines jolchen Verzichtövertrags die Zuftimmung des anderen 
Ehegatten erforderlich.!) 
Der Verzichtsvertrag bedarf der gerichtlihen oder notariellen Beur— 
kundung?); jteht der Verzichtende unter Wormundichaft oder unter elter- 
liher Gewalt, jo it die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erforder- 
ih.) Der Ehegatte, mit dem der Verzichtövertrag geſchloſſen wird, kann 
in nur perjönlich jchließen; ift er in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, fo 
bedarf er nicht der Zuftimmung feines gejeglichen Vertreters; ift er ge 
ihäftsunfähig, jo kann der Vertrag durch den gejeßlichen Vertreter ge- 
ſchloſſen werden.) 
Die Zuſtimmungserklärung des anderen Ehegatten zu dem Verzichts— 
vertrage bedarf ebenfalls der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung 
und iſt unwiderruflich.“) Uebrigens kann der Verzichtsvertrag auch mit 
beiden Ehegatten geſchloſſen werden, dann enthält der Vertragsſchluß 
die Zuftimmungserflärung. 
Die Wirfung des Verzicht bejteht darin, daß der Verzichtende von 
der fortgejeßten Gütergemeinſchaft ausgeichloffen it, wie wenn er zur Zeit 
ihres Eintritt3 nicht mehr lebte.) Dieſe Wirkung erjtredt ſich auf Die 
Abkömmlinge des Verzichtenden, jofern nicht ein anderes bejtimmt wurbe.?) 
Ein Vertrag, durch den ein ſolcher Verzicht aufgehoben wird, unter: 
liegt denjelben Vorfchriften, wie der Verzichtövertrag, er bedarf insbejondere 
der gerichtlichen oder notariellen Beurfundung.®) 
IX. Die fortgejegte Gütergemeinfchaft endigt: Endigung der 
1. durh freiwillige Aufhebung?), und zwar entweder durch — 
einſeitige Erklärung des überlebenden Ehegatten‘) gegenüber dem für fcaft. 
den Nadjla des veritorbenen Ehegatten zufjtändigen Amtsgericht!!) oder 
durch Vertrag zwiſchen dem überlebenden Ehegatten und den anteils- 
berechtigten Ablömmlingen.t?) Steht der überlebende Ehegatte unter elter- 
liher Gewalt oder unter VBormundichaft, jo iſt zur Aufhebung die Ge— 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts erforderlich !?); 


98 1517 Nbi. 1 Sab 1 BGB. Bol. $ 368 Ff. IT 2 ACH. 
) 8 1517 Nbi. 2, 8 2348 BGB. ®) 8 2347 Abſ. 1 BGB. 
98 2347 Abſ. 2 BGB. Steht der Ehegatte unter Vormundſchaft oder unter 

—— Gewalt, ſo iſt auch noch die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts er— 
tor erlich 

8 1517 Abi. 1 Sat 2, 8 1516 Abi. 2 Sak 3 u. 4 BGB. Da der $ 1516 
Ab. 2 Sap 1 u. 2 nicht anwendbar iſt, jo folgt, daß die Zuftimmung hier durch 
einen Vertreter erteilt werden fann, und daß, wenn der zuitimmende Ehegatte in 
der Geſchäftsfähigleit beſchränkt ift, die Zuftimmung feines geiepligen Vertreters er- 
jorderlich ift. °) 8 1517 Abſ. 2, 8 2346 Abſ. 1 BGB. r, 8 2349 BOB. 

° 8 1517 Abſ. 1, 8 2351 BER. 

°, & 1492 BOB. Bol. $ 13 des weitfäl. Gejehed vom 16. April 1860. 
er zu r Rücktritt des Abkömmilinges ijt aljo ausgeſchloſſen. 
88 ER RG. Form der Erklärung: öffentliche Beglaubigung, $ 129 
BGB., F F 183 RFrG. Die einſeitige Aulbebung it aber nur allen Ab— 
!ömmlingen gegenüber zuläjfig. 

ei, Arm: gerichtliche oder notarielle Beurkundung, $ 128 BOB., 88 167—182, 
154 RFrG 13) 8 1492 Abi. 3 BGB. 


g 1492 


bis 1497. 


Schichtung. 
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2. durch erzwungene Aufhebung infolge Klage eines anteilsberechtigten 
Abkömmlinges gegen den überlebenden Ehegatten.!) Dieſe Klage auf Auf— 
hebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft iſt nur in beſtimmten Fällen 
gegeben.) Die Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft tritt mit 
der Rechtskraft des Urteils ein und zwar für alle Abkömmlinge, auch 
wenn das Urteil auf die Klage nur eines der Abkömmlinge ergangen ijt3); 

3. kraft Gejeße8 mit der Wiederverheiratung des überlebenden 
Ehegatten.*) Sind jedoch minderjährige oder bevormundete Abkömmlinge 
vorhanden, jo ift der überlebende Ehegatte verpflichtet, von feiner Abſicht 
der Wiederverheiratung dem VBormundicaftsgericht5) Anzeige zu eritatten, 
ein Verzeichnis des Gejamtgut3 einzureichen, die Gütergemeinjchaft auf: 
zuheben®) und die Auseinanderjegung herbeizuführen.) Der überlebende 
Ehegatte darf die neue Ehe erit jchliegen, nachdem ihm dad Vormundſchafts— 
gericht ein Zeugnis darüber erteilt hat, daß er dieſe Verpflichtungen er- 
füllt hat oder daß fie ihm nicht obliegen.®) 

Uebrigend fann mit Erlaubnis des Vormundichaftsgerichtd die Auf- 
hebung der Gütergemeinjchaft bis zur Eheſchließung unterbleiben?) und die 
Auseinanderjeßung erjt jpäter erfolgen 19); 

4. mit dem Tode oder der Todeserflärung des überlebenden 
Ehegatten. !!) 

X. Die Beendigung der fortgejeßten Gütergemeinjchaft zieht die Aus— 
einanderjegung (Schichtung) in Anjehung des Geſamtguts nad) fich.1?) 
Mit der Beendigung hört die Repräjentation der Hausgemeinjchaft durch 
den überlebenden Ehegatten auf, und die Verwaltung des Gefamtgut3 jteht 
nunmehr bis zur Auseinanderjegung in voller Wirkung des Gejamthand- 
prinzip8 dem überlebenden Ehegatten und den anteilöberechtigten Abkömm— 
fingen gemeinjhaftlicd zu; der Erwerb des überlebenden Ehegatten 
fällt, abgejehen von dem Erwerbe kraft Surrogation, nit in das Ge— 
jamtgut.13) 

Nach der Beendigung der fortgejeßten Gütergemeinjchaft ift vor der 
Auseinanderjegung die Zwangsvollſtreckung in das Geſamtgut nur zuläjfig, 

ı) 8 1495 BOB. 

?) $ 1495 No. 1—5 BOB. entiprechend dem $ 1498 BGB.: erhebliche Gefähr- 
dung des Abkömmlinges, des Unterhalts des Ablömmlinges, des Geſamtguts, Ver: 
wirkung der elterlichen Gewalt ($ 1680 BGB.) Val. $ 14 weitfäl. Sejep vom 
16. April 1860. Dagegen gewährt der Eintritt der Volljährigkeit, die Verheiratung 
oder die Bildung eines Telbftändigen Hausſtandes des Abtümmlinges fein Recht, die 
Aufgebung zu verlangen. ’) ap: BGB. Das Urteil ijt konjtitutiver Natur. 

98 1493 Ubi. 1 BGB. Bol. $ 14 No. 1 weitfäl. Gejeg v. 16. April 1860. 

) $8 35, 43 NrO. ) 8 1492 VOL. 

) 8 1497—1506, 1493 bj. 2 Sab 1 BGB. 

) 8 1314 Abi. 2 BGB. Aufichiebendes Ehehindernis! 

°, In diefem Sale bewendet e8 bei der Beendigung durd) die Bschäitehung 

‚°, $ 1493 Abi. 2 Cap 2 BGB. — Das Jnititut der Einkindichaft, welches 
hauptſächlich bezwedle, die im Falle der Wiederverheiratung des überlebenden Ehe— 
gatten ſonſt notwendig werdende Auseinanderſetzung mit den Vorkindern zu ver— 
meiden, hat das BGB. nicht aufgenommen. Vgl. Mot. IV ©. 486 ff., Prot. II 
©. 5567 (Bd. 4 ©. 348). 89 717—752 II 2 ALR. 

1) 8 1494 Abi. 1 BOB. ı) 8 1497 Abi. 1 BOB. 

iej 8 1497 Abi. 2 BOB. 
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wenn der überlebende Ehegatte zur Leiftung und die Abkömmlinge zur 88 1498 

Duldung der Zwangsvollſtreckung verurteilt find.') 1802 1608. 
it die Beendigung der fortgejepten Gütergemeinjchaft nad) der Be— 

endigung eines Nechtsjtreit8 des überlebenden Ehegatten eingetreten, fo 

fann eine in Anjehung des Gejamtgut3 vollitredbare Ausfertigung des Ur— 

teild3 gegen die Abkömmlinge erteilt werden.?) 

Auch ift nach der Beendigung der Gütergemeinfchaft der Anteil des 
überlebenden Ehegatten und jedes anteilberechtigten Ablömmlinges an dem 
Geſamtgute zu Gunften der Gläubiger des Anteil3berechtigten der Pfändung 
unterworfen.) Deshalb gehört auch diefer Anteil, wenn nach der Be- 
endigung der ®emeinfchaft, aber vor der Museinanderjegung über das 
Vermögen des überlebenden Ehegatten oder eines Ablömmlinges das Konkurs: 
verfahren eröffnet wird, zur Klonfursmajfe.t) 

1. Die YAuseinanderjeßung erfolgt im wejentlidhen nad) benjelben 
Grundjägen wie bei der ehelichen Gütergemeinjchaft.5) Zunächſt find aus 
dem Gejamtgute die Gejamtgutöverbindlichkeiten zu entrichten, ſoweit nicht 
eine jolche Verbindlichkeit im Werhältniffe des überlebenden Ehegatten zu 
den anteil3berechtigten Ablümmlingen ausnahmsweije®) dem erjteren ?) oder 
den Iebteren®) allein zur Laſt fällt. Der nad) der Berichtigung der Ge— 
jamtgut3verbindlichkeiten verbleibende Ueberſchuß des Geſamtguts gebührt 
zur einen Hälfte dem überlebenden Ehegatten, zur anderen Hälfte den an- 
teilsberechtigten Abkömmlingen, welche die ihnen zufallende Hälfte nad) den 
Grundjägen ber gejeglichen Erbfolge teilen.?) 

Dem überlebenden Ehegatten jteht aber das Necht zu, das Gefamtgut 
oder einzelne dazu gehörende Gegenjtände gegen Erſatz des Wertes zu 
übernehmen 1%); nur wenn die fortgejeßte Gütergemeinjchaft durch Urteil auf- 
gehoben ijt!!), entfällt dieſes Recht, und in dieſem Falle find die Abkömm— 
linge berechtigt, die ausjchließlich zum perjönlichen Gebrauche des verjtorbenen 
Ehegatten bejtimmt gewejenen Sachen, insbejondere deſſen Kleider, Schmuck— 
fahen und Arbeitögeräte, jowie die von ihm in die Gütergemeinfchaft ein- 
gebradjten oder während der Gütergemeinjchaft durd; Erbfolge, durch Ver: 
mächtnis oder mit Rüdfiht auf ein künftige Erbrecht, durch Schenkung 
oder al3 Ausitattung erworbenen Gegenjtände gegen Erſatz des Wertes zu 
übernehmen. 





») $ 745 Abi. 2, 8 743 CRD. 
r) 8 744, 727, 730-732 CRO. 
$ 860 Abf. 2 ERD. 
81 ab. 1 RD. Bol. jedoch Sägen, urchs 

5) 8 1498 BGB.; jiehe oben ©. 7475. Val 9 58 

©) Regel iſt, da bie Gesnuttoelötsnhleiien auch im Verhältnifie des 
überlebenden Ehegatten und der anteiläberehhtigten Ablömmlinge zu einander dem 
Gejamtgute zur Laſt fallen. 

7 $ 1499 BEB. 9) $ 1500 BOB. 

8 1503 Abſ. 1, 88 1924 ff. BGB. Das an ene gelangt hierbei 
nad den für die Ausgleichun unter Ablömmlingen geltenden Borichriften zur Aus— 
feihung, joweit nicht eine otche bereitö bei der des sr des ver: 
* rbenen Ehegatten erfolgt iſt, $ 1503 Nbf. 2, 88 20505. BOB 

8] Abf. 1 BGB. Das Nedt ift unvererblic. 

u) 8 1495 BGB. 
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B. en Dieſes Recht kann von den Abkömmlingen aber nur zu gejamter 
“ Hand, aljo nur gemeinschaftlich ausgeübt werden.!) 

2. Eine Abfindung, die einem anteil3berechtigten Abkömmling aus 
dem Gefamtgute für den Verzicht auf feinen Anteil gewährt worden ijt?), 
wird bei der Schichtung in das Gejamtgut eingerechnet, und die Abkömm— 
linge müſſen ſie fi) auf die ihnen gebührende Hälfte anrechnen.?) Die 
Abfindung fällt im Verhältnifje der Abkömmlinge zu einander denjenigen 
Abkömmlingen zur Lajt, welchen der Verzicht zu jtatten fommt.t) 

Durch Vertrag kann aber vor der Aufhebung der fortgejeßten Güter: 
gemeinjchaft eine hiervon abweichende Vereinbarung getroffen twerden.>) 

3. Sit eine Teilung des Gejamtgut3 vor der volljtändigen Berich- 
tigung der Oejamtgutsverbindlichkeiten erfolgt, jo haften alle Gejamthänder 
den Gejamtgutsgläubigern perſönlich als Geſamtſchuldner, die Ab- 
fümmlinge aber nur mit den ihnen aus dem Gejamtgute zugeteilten Gegen- 
jtänden nad) Maßgabe der für die Haftung der Erben geltenden Vorjchriften.s) 
Im Berhältniffe zu einander find die Abfömmlinge aber nur nad) der 
Größe ihres Anteil3 an dem Gejamtgute verpflichtet. Hat aljo ein Ab— 
fümmling mehr al3 jeinen Anteil geleitet, jo kann er von den übrigen 
Abkömmlingen Erjaß des zu viel Geleijteten beanjpruchen, wobei deren 
Berpflihtung ſich aud auf die ihnen zugeteilten Gegenjtände bejchränft.”) 

4. Bei der Auseinanderjegung finden zu Gunſten eines anteils— 
berechtigten Abkömmlinges die Vorjchriften über da8 Recht auf Ergänzung 
des Pflichtteils entiprechende Anwendung, wobei an die Stelle des Erb- 
fall8 die Beendigung der fortgejeßten Gütergemeinjchaft tritt, al3 gejeß- 
licher Erbteil der dem Ablömmlinge gebührende Anteil an dem Gejamtgut 
und als Pflichtteil die Hälfte des Wertes dieſes Anteils gilt.®) 

Ebenjo finden die VBorjchriften über die Erbunmwürdigfeit An- 
wendung. Sit aljo ein gemeinjchaftliher Abkömmling in Anjehung des 
Nachlaſſes des verjtorbenen Ehegatten unmwürdig, jo ijt er auch des An— 
teil8 am Geſamtgut unmürdig.?) 

geptiwillige XI. Das BOB. geht davon aus, daß für Die anteilöberechtigten 
übern e, Abkömmlinge die Teilnahme an der fortgejegten Gütergemeinſchaft den 
eines Ab» Erjaß für ihr gejepliches Erbreht bildet. Hierauf beruhen folgende Vor- 
tömmlinges. schriften: “ 

Jeder Ehegatte kann für den Fall der mit feinem Tode eintretenden 
Fortſetzung der Gütergemeinjchaft durch Tetwillige Verfügung mit gericht— 





) $ 1502 Abi. 2 BOB. 

) 8 1491 BGB., f. oben ©. 756. 

) $ 1501 Abſ. 1 BGB., fie fällt alfo allein den Abkömmlingen zur Laft. 

9 8 1503 Abi. 3 BGB. 

°®) $ 1501 Abi. 2 BGB. Die Vereinbarung bedarf der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung und iſt aud) den erjt jpäter in die fortgejegte Gütergemein- 
ihaft eingetretenen Ablömmlingen gegenüber wirkſam. 

s) 88 1480, 1498 BGB., $ 786 CRD. 

’) 8 1504 BGB. Alſo Haftung cum, nicht pro viribus, auf welche die Vor— 
Ihriften über die Erbenhaftung entipredhende Anwendung finden, 88 1990, 1991 BGB. 

9) 8$ 1505, 2325—2332 BGB. 

88 1506, 2339—2345 BOB. 
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liher oder notarieller Zuſtimmung) des anderen Ehegatten, oder 45 1511 


beide Ehegatten können in einem gemeinſchaftlichen Teitament ?) 

1. einen gemeinjchaftlichen Abkömmling, unbejchadet ſeines Erbrechts 
gegenüber dem Worbehaltsgut oder dem Sondergute des verjtorbenen Ehe— 
gatten von der Teilnahme an der fortgejeßten Giütergemeinjchaft mit der 
Wirkung ausſchließen, daß er den Betrag aus dem Gejamtgute verlangen 
fan, der ihm als Pflichtteil gebühren würde, wenn die fortgejeßte Güter: 
gemeinjchaft nicht eingetreten wäre?®); 

2. den Schichtteil eines anteilsberechtigten Abfünmlinges bis auf die 
Hälfte herabjegen*) oder unter Angabe eines gejeßlichen Enterbungsgrundes 5) 
gänzlich entziehen‘) oder im Falle der Verſchwendung entiprechend be— 
ihränfen?); der durch die Entziehung freigewordene Betrag füllt den 
übrigen anteil3berechtigten Abtümmlingen zu, ſoweit er nicht einem Dritten 
zugewendet ijt®); 

3. anordnen, daß ein anteil3berechtigter Ablümmling berechtigt fein 
joll, bei der Teilung da3 Gejamtgut oder einzelne dazu gehörende Gegen- 
itände gegen Erſatz des Wertes zu übernehmen. Insbejondere kann auf 
diefe Weile die Uebernahme eines Landgut3?) zum Ertragswert oder 
zu einem Preiſe, der den Ertragswert mindejtens erreicht, angeordnet 
werden.10) Das Recht der Uebernahme eined Landgut kann aucd dem 
überlebenden Ehegatten eingeräumt werben.!!) 

XH. Dem Ehegatten ift es zwar gejtattet, die fortgejeßte Güter: 
gemeinschaft im ganzen auszuſchließen, dagegen nicht erlaubt, durch letzt— 
willige Verfügung oder durch Vertrag in die den anteilsberechtigten Ab- 
kömmlingen kraft Gejeßes zuftehenden Rechte im einzelnen einzugreifen; 
derartige Anordnungen, die mit den Vorjchriften des Geſetzes (58 1483 
bis 1517) in Widerfpruch ftehen, find nichtig.!?) 


1 8 1516 Abſ. I u. 2 BGB. Die Zuftimmung iſt unwiderruflih und kann 
niht durch einen Vertreter erflärt werden. 

8 1516 Abi. 3 BGB. 

88 1511, 2303. BGB. Das Citat im $ 1511 Abi. 3 ift ein Drudiehler, 
8 muß jtatt „S 1500“ heißen: „F 1501”. gl. Ubbelohde in Iherings Jahrbüchern 
3.38 ©. 214. 

9 $ 1512 BGB. 

®) 88 2333, 2336 Abi. 2 bi8 4 BGB. 

% 8 1513 Abi. 1 BGB. 

’) $ 1513 bj. 2, $ 2338 BOB. Beſchränkung in guter Abficht; der Ehe— 
gatte kann aljo eine Nacherbſchaft anordnen oder die Verwaltung des Scichtteils 
einem Teitamentsvollitreder übertragen. Vgl. auch $ 863 Abſ. 3 CRD. 

*) 8 1514 BGB. 

?) Siehe oben ©. 246 Anm. 4 

»), 8 1515 Abi. 1 u. 2 BGB. Art. 137 EG. 5. BGB., Art. 83 AG. z. BOB. 
Us Ertragswert gu der a ERROR Betrag des jährlichen Reinertrags. 

1, 8 1515 Abi. 3 B 

, 8 1518, 8 134 08. Henderungen find alfo nur foweit zuläffig, ald das 
Geſetz fie zuläßt. 


s 1516, 
er 


-1 
[or] 
08 
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8 1526. 
$ 193. 


3. Errungenihaftsgemeinicdaft.‘) 


I. Als zweiten vertragsmäßigen Güterjtand regelt daS BOB. die 
Errungenjfhaftsgemeinjchaft.?) 

Im Geltungsbereiche des ALR. galt die Errungenjchaftsgemeinjchaft 
nur da, wo fie durch Vertrag begründet worden war; fie follte zwar aud) 
dann gelten, wenn jie an dem Orte, wo die Eheleute nach vollzogener 
Heirat ihren eriten Wohnjig nahmen, durch Provinzialgejee und Statuten 
eingeführt war?), allein in Preußen bejtanden joldhe im Geltungsgebiete 
de3 ALR. nicht; die landrechtlichen Vorjchriften über die Errungenjchafts- 
gemeinjchaft hatten jomit nur für die dur) Vertrag begründete Errungen- 
ſchaftsgemeinſchaft Bedeutung. 

Weien ber Der Grundgedanke der Errungenjchaftsgemeinjchaft beruht auf einer 

ae Verbindung der Güterfyiteme der Verwaltungsgemeinihaft und der Güter- 

— gemeinſchaft; was der Mann oder die Frau während der Ehe erwerben, 
wird gemeinſchaftliches Vermögen beider Ehegatten (Geſamtgut); daneben 
beſteht das eigentümliche Vermögen jedes Ehegatten, Sondergut des Mannes 
und Sondergut der Frau, die von einander getrennt bleiben, aber der 
Verwaltung des Mannes unterſtellt ſind. Das BGB. bezeichnet das eigen— 
tümliche Vermögen jedes Ehegatten als „eingebrachtes Gut“.“) 

II. Man unterſcheidet alſo bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft folgende 
Vermögensmaſſen: 

1. das Geſamtgut (die Errungenſchaft); 

2. das eingebrachte Gut des Mannes; 

3. das eingebrachte Gut der Frau; 

4. das Vorbehaltsgut der Frau. Ein Vorbehaltsgut des Mannes 
iſt außgeichlofjen.®) 


ı) Mot. IV ©. 491ff.; Denkſchr. S. 207 ff.; Prot. II S. 5567 ff. (Bd. 4 
©. 349 f}.); Pland:Unzner IV ©. 283 ff.; v. Staudinger IV ©. 289 ff.; Endemann 
Bd. 2 8 188; Enneccerus-Lehmann Bd. 2 88 109, 110; Gojad Bd. 2 $ 297; 
Matthiaß Bd. 2 $ 95; v. Buchka (3. Aufl.) ©. 329 ff.; Förtſch S. 235; Fräntel, 
Familienrecht ©. 81ff.; F. Kohler, Eherecht $$ 38—42 ©. 181 ff.; Schröder a. a. O. 
©. 63 ff.; Engelmann a. a. DO. $ 257; Rocholl, Das Eherecht des BGB., ©. 265 ff.; 
Scefold, Die Errungenjhaftsgemeinihaft des BGB., 1899; Dernburg Bd. 3 $ 41; 
Eccius Bd. 4 $ 209; Zürn, preuß. Eherecht, $ 20; Nehbein, Entſch. Ob.:Trib. 
Bd. 4 ©. 231; Neubauer, Das in Deutjchland geltende eheliche Güterrecht, 2. Aufl. 
1889, vgl. insbejondere S. 29, 35, 36, 90—137, 204, 207, 215, 217 ff. 

?) Ueber das Geltungsgebiet der Errungenſchaftsgemeinſchaft ſ. Begründung zu 
dem Entwurf eines preuf. AG. 3. BGB. ©. 121 ff. egen der Ueberleitung diejes 
Güterjtandes vgl. Art. 53, 54, 55 AG. 5. BGB.; Stranz:Gerhard ©. 330 ff. 

®) 88 348, 350, 354, 356, 359, 396—422 II 1 ACH; $ 1 Gejeß v. 20. März 
1837 (85. ©. 63). 

*) Der Entwurf I $ 1411 Hatte hierfür die Bezeihnung „Sondergut” gewählt, 
die II. Kommiſſion erjegte jedoch den Ausdrud Sondergut durch „eingebradjtes Gut”, 
weil es „nit ratjam jei, nachdem man beim gejeglichen Güterrechte da8 der Ber- 
waltung und Nußniegung des Mannes unterliegende Vermögen als „eingebrachtes 
But“ bezeichnet habe, bei der Errungenihaftsgemeinichaft für das entipredhende, den 
Bweden der Ehe gewidmete Vermögen den Ausdrud Sondergut zu wählen“. Brot. II 
©. 5568 (Bd. 4 ©. 349). ) 8 1526 Abi. 2 BGB. 88 396 IT 1 ALR. 
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A. Sejamtgut iſt bei der Errungenjchaftögemeinichaft der Erwerb 1519, 
der Eheleute während der Errungenjchaftsgemeinichaft; was der Mann mer 1634, 
oder die Frau feit Beginn der Ehe durch leibliche oder geiltige Thätig- —— 
feit erwirbt (erringt), wird gemeinſchaftliches Vermögen beider Ehegatten.!) 
Tas Gejamtgut umfaßt insbejondere den Erwerb eines Ehegatten aus dem 
Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts?), die Nubungen des eingebrachten Gutes 
und des Gejamtgut3?) jowie die Erjparnijje des Gejamtgut3 und alles, 
wa3 die Ehegatten mit Mitteln des Geſamtguts erwerben, unentgeltliche 
Zuwendungen, die den Umjtänden nad) wirtichaftlich zu den Einkünften ge- 
hören, 3. B. Trinkgelder, Weihnachtögratififationen, Neujahrsgejchenfet), 
den Erwerb durch Glüdsfälle, den Shah), den Fund, den Lotterie 
gewinn.e) 

a) Die Vermutung fpricht dafür, daß das vorhandene Vermögen, 
mag e3 fich im Beſitz eines der Ehegatten oder beider Ehegatten befinden, 
Gejamtgut fei.”) Diefe Vermutung gilt ſowohl zu Gunften der Gefamt- 
gutögläubiger, ald auch im Berhältnifje der Ehegatten zu einander. Dieje 
Vermutung dient namentlich aud zum Schuße der Frau, denn infolgedefjen 
fällt dem Manne der Bewei3 zur Laft, daß das in feinem Beſitze befind- 
lihe Gut nicht zum Geſamtgute gehört. Aus der Vermutung folgt ferner, 
dog jede auf das eingebracdhte Vermögen gemachte Verwendung bis zum 
Beweiſe des Gegenteild al3 aus dem Gejamtgute gemacht gilt.) 

b) Auf das Gejamtgut finden die Vorjchriften der allgemeinen Güter: 
gemeinschaft Anwendung.) Es gilt auch hier dad Prinzip der Nechtöge- 
meinihaft zur gejamten Hand: das Gejamtgut jteht im Miteigentum zur 
gelamten Hand. Die Gejamtgutseigenjchaft tritt kraft Geſetzes ein, Die 
einzelnen Gegenjtände (Sachen, Rechte) werden aljo gemeinjhaftlich mit 
dem Erwerb, ohne daß e8 einer vechtögejchäftlichen Uebertragung bedarf. 
Died gilt aud für Nechte, die im Grundbuch eingetragen find und ge- 
meinjchaftlich werden; hier ijt aber jedem Ehegatten das Recht gegeben, 
von dem anderen die Mitwirkung zur Berichtigung ded Grundbuch zu 
verlangen 1%) und jo die Uebereinjtimmung des Grundbudinhalt3 mit der 
wirklichen Rechtslage herbeizuführen.!!) Die Eintragung im Grundbud er: 
folgt in der Weije, daß das für die Gemeinjchaft maßgebende Rechtsver— 


9 8 1519 Abi. 1 BOB. 

?, & 1524 Abi. 1 Sak 2 BO 

8 1525 Abi. 1 BGB. 8 Los II ı ALRI 

4) I 1521 Sag 2 BGB. Val. hierzu Prot. II S. 5601 (Bd. 4 ©, 366). 


5) D. H. die dem Entdeder als ſolchem gebührende Hälfte des Scapes, 
$ 984 BEL.; dagegen fällt der dem Eigentümer der Sache zulommende Anteil 
des Schapes in das —— Gut, wenn die Sache, in welcher der Schatz 
verborgen — zum eingebrachten Gute gehörte; vg SS 1524, 1525 Abſ. 1 BGB. 

Bol. aud) 8 404 II 1 ULR.; es ſei denn, aß das Log zum eingebraditen 
Gute — m fällt auch in Gewinn in das eingebrachte Vermögen, $ 1524 BGB. 
7 BGB.; vgl. $ 400 II 1 ACH. 

5 —* ©. 516. Erjt wenn die Vermutung de $ 1527 widerlegt ijt 
(vgl. $ 292 EPO.), gilt die Vermutung des $ 1362 BOB. 

8 1519 Abi. 2 BGB. 

0, $ 1438 Abi. 2 u. 3, $ 894 BOB. 
+) Der Antrag eines Ehegatten genügt aljo nicht. 


SS 1520, 


1521 ,1529. 


Ein: 
gebrachtes 
Gut. 
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hältnis bezeichnet wird, alſo z. B. Miteigentum kraft beſtehender Er— 
rungenſchaftsgemeinſchaft.!) 

Ein Ehegatte kann nicht über ſeinen Anteil am Geſamtgut und an 
den einzelnen dazu gehörenden Gegenjtänden verfügen; er ijt auch nicht 
berechtigt, Teilung zu verlangen.?) Demgemäß ijt auch der Anteil eines 
der Ehegatten an dem Gejamtgut und an den einzelnen dazu gehörenden 
Gegenjtänden der Pfändung nicht unterworfen 3) und gehört auch nicht zur 
Konkursmaſſe.) Dagegen gehört im Konfursverfahren über das Vermögen 
des Mannes das Gejamtgut zur Konkursmaſſe; durch das Konkursverfahren 
über das Vermögen der Frau wird jedoch das Gejamtgut nicht berührt.) 

ec) Der Mann hat in Anjehung des Geſamtguts die Verwaltungs, 
Verfügungd- und Bertretungsbefugnis; er bedarf aber zur Eingehung 
obligatoriicher Rechtsgeſchäfte ſowie zu dinglichen Verfügungen über das 
Geſamtgut im ganzen und über Grundjtüde gleihwie zu Schenfungen aus 
dem Öejamtgute der Einwilligung der Frau.®) 

Die Rechtsſtellung der Frau ijt dieſelbe, wie bei der allgemeinen 
Gütergemeinjchaft 7); ihr jteht auch die Schlüfjelgewalt zu.®) 

d) Der ehelihe Aufwand fällt dem Gejamtgute zur Lajt?); dieſes 
hat aber auch die Laſten des eingebradhten Gute beider Ehegatten 
zu tragen 10), und zwar in demjelben Umfange wie bei dem Giterjtande 
der Verwaltung und Nubniefung der Mann die auf dem eingebrachten 
Gute der Frau ruhenden Laſten zu tragen hat.1!) 

B. Eingebradtes Gut ijt das getrennte Bermögen de3 Mannes 
und das getrennte, der Verwaltung des Mannes unterworfene Vermögen 
der rau. 

1. Das eingebradhte Gut umfaßt ingbejondere: 

a) alles bewegliche oder unbewegliche Vermögen eines Ehegatten, das 
ihm bei dem Eintritte der Errungenjchaftsgemeinichaft gehört, auch ver— 
brauchbare Sachen, indbefondere Geld !?); 

b) der Erwerb von Todeswegen, aljo wa3 ein Ehegatte durd Erb- 
folge, durch Vermächtnis oder als Pflichtteil erwirbt13), aller Erwerb mit 
Rückſicht auf ein Fünftiges Erbrecht (Abfindungen), Schenkungen (auch ſolche 
zwijchen den Ehegatten), Uusftattungen ($ 1624)14); 

c) alle nicht durch Rechtsgeſchäft übertragbaren Gegenjtände 15) ſowie 


>) 8 48 RGBO. Ueber den Nachweis der beftehenden Errungenſchaftsgemein— 
ihaft gegenüber dem Grundbuchamte vgl. 88 34, 35 RGBO 

8 1442 2 BGB. °) 860 CRD. JHLA. 1 RO. )82KD. 

6) 88 1443— 1448 BGB.; fiehe oben $ 188, ©. 734 ff. 

) 88 14491453 BGL.: jiehe oben $ 189 ©. 738 ff. 

*) $ 1357 BOB.; das Recht der Schlüfjelgewalt fteht der Frau ohne Fri 


auf das in der Ehe geltende Güterrecht zu. »), 8 1529 Nbj. 1 BG 
‚0, Weil die Nutzungen des Pr Gutes zu dem Gejamtgute — 
$ 1525 BOB. 


2 $ 1529 Abſ. 2, 88 1384— 1387 BGB., fiehe oben ©. 701 ff. 

‚2, 8 1520 BGB.; es iſt gleichgültig, ob dem Ehegatten die Gegenftände allein 
oder als Miteigentümer, insbejondere auch — mit dem andern Ehegatten 
gehörten. ) Vgl. 8 136 

1) $ 1521 BGB., 88 1e. 303 II 1 ACH. 

, Bol. oben ©. 733 u. Arm. 12. 
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Rechte, die mit dem Tode eines der Ehegatten erlöjchen (Leibrente) oder 88 1522 
deren Erwerb durch den Tod eines der Ehegatten bedingt find (Lebens— —— 
verjiherung) !); BERN 

d) alles, was durch Ehevertrag für eingebrachtes Gut erklärt ift) 2); 

e) das Surrogat des eingebrachten Gutes, ausgenommen der Erwerb 
aus dem Betrieb eines Erwerbögeichäfts.?) 

2. Der Mann hat da8 eingebrachte Gut beider Ehegatten für Rech— 
nung des ÖejamtgutS zu verwalten; die Nußungen aus diefen Gütern 
fallen jedocdy dem Geſamtgute zu.) 

Ueber jein eigenes eingebradhtes Gut jteht dem Manne das freie 
Verwaltungs- und PVerfügungsreht zu und auch in Anjehung des einge- 
braten Gutes der Frau gebührt ihm, entjprechend den Grundjäßen der 
Verwaltungsgemeinjchaft, Beſitz, Verwaltung, Verfügung und Nußniegung, 
nur daß er die Nubungen nicht für ich, jondern für das Gejamtgut) er— 
wirbt und daß dieſes auch die Laſten des eingebrachten Gutes trägt.®) 

Auch die Rechtsitellung der Frau in Anfehung ihres Sonderguts iſt 
diejelbe wie bei der Berwaltungsgemeinichaft.”) 

Die Zwangsvollitrefung in das eingebradhte Gut der Ehefrau ijt nur 
zuläjlig, wenn die Ehefrau zu der Leijtung und der Ehemann zur Duls 
dung der Zwangsvollitredung in das eingebradhte Gut verurteilt ijt.®) 

3. Die Ehegatten können die Feititellung des Bejtandes der beider- 
jeitigen Sondergilter durch Aufnahme eine8 VBerzeichnijjes verlangen; 
zu dieſem Zwecke iſt jedem Ehegatten da8 Necht eingeräumt, von dem 
andern Ehegatten die Mitwirkung zu diejer Feititellung zu beanjpruchen.?) 

Auf die Aufnahme des Verzeichnifjes finden die für den Nießbrauch 
geltenden Borjchriften Anwendung.?0) 

Auch kann jeder Ehegatte den Zuſtand der zum eingebrachten Gute 
gehörenden Sachen auf jeine Koſten durch Sachverſtändige feititellen Tajjen.!!) 

©. Vorbehaltsgut kann bei der Errungenjchaftsgemeinichaft nur gorsenatts- 
die Frau haben, nicht der Mann.!?) gut. 

1. Borbehaltsgut der Frau iſt: 

a) was durd; Ehevertrag für Vorbehaltsgut erklärt ift!?); 

b) was die Frau von Todeswegen (durch Erbfolge, durch Vermächtnis 
oder als Pflichtteil) erwirbt, oder was ihr unter Lebenden unentgeltlich 
mit der Beitimmung zugeivendet wird, daß es Borbehaltsgut fein fjoll!#); 


») 8 1592 BGB. 2) 8 1523 BOB. 
) 8 1524 BGB. fiche oben ©. 696, 747. 9 8 1525 Abi. 1 BGB. 
s) & 1525 bj. 2 BGB., vgl. oben $ 180, 6) 8 1529 BOB. 


) 8 1525 Abi. 2 BGB., val. oben $ 181. 

9 5 739 ERD., vgl. au SS 741, 742 CPO. 

"8 1528 Abi. 1 BGB., vgl. 88 397—400 II 1 ALN., das die Inventari— 
fierung von Amtswegen vorjchrieb. Durd das — —— ſichert ſich jeder Ehegatte 
dem andern gegenüber von vornherein den Gegenbeweis gegen die Vermutung des 
z 1527 BGB. ‚0, $ 1035 BGB., |. oben ©. 470. 

2), 8 1528 Abſ. 2 BGB., $ 164 REG. 2 8 1526 Abſ. 2 BGB. 

298 1526 Abſ. 1 BGB. Geſetzliches Vorbehaltsgut giebt es auch bei der 
Errungenjhaftsgemeinihaft nicht; die zum perſönlichen Gebrauche der Frau beſtimm— 
ten Sachen gehören zum Gejamtgute. 14) 8 1369, $ 1526 Abi. 1 BGB. 


88 1526, 
* bis 


Schulden⸗ 
haftung. 


Geſamtguts⸗ 
verbindlich⸗ 
feiten des 
Mannes, 


der Frau. 
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c) was die Frau auf Grund eines zu ihrem Vorbehaltsgute gehören— 
den Rechtes oder als Erſatz für die Zerjtörung, Beſchädigung oder Ent— 
ziehung eines zu dem Vorbehaltsgute gehörenden Gegenſtandes oder durch 
ein ſich auf das Vorbehaltsgut beziehendes Rechtsgeſchäft erwirbt.!) 

2. Für dad Vorbehaltsgut der Frau gelten diejelben Grundjäße wie 
für das Vorbehaltsgut bei der allgemeinen Gütergemeinjchaft.2) Sie hat 
alfo Beſitz, Verwaltung, freie Verfügung und Nußnießung und bat dem 
Manne zur Beitreitung des ehelichen Aufwandes einen Beitrag nur injo= 
weit zu leilten, als die Einfünfte des Geſamtguts dazu nicht ausreichen. 

III Schuldenhaftung. 

1. Nah ALR.S) haftete das Gejamtgut, aljo der gemeinschaftliche Er— 
werb, für die ehelichen und für die vorehelichen Schulden des Mannes 
ſowie für die vorehelihen Schulden der Frau; für Die ehelihen Schulden 
der Frau nur dann, wenn fie gültig, d. h. auf Grund ihrer Schlüfjelgewalt 
oder mit Einwilligung de8 Mannes entjtanden waren.) Kein Ehegatte 
baftete aber perſönlich für die befonderen Schulden des anderen; anderer- 
jeit8 fonnte, wenn durch die bejonderen Schulden des einen Ehegatten das 
Geſamtgut geſchwächt war, der andere Ehegatte Erſatz aus dem Sonder- 
vermögen des eriteren fordern.S) 

Das dem ALR.e eigentümliche Recht der Ehegatten, Abjonderung 
des Erwerbes für die Zukunft zu fordern, wenn der andere Ehegatte Fein 
eigentümliche8 Vermögen in die Ehe gebracht hatte, ilt dem BGB. fremd. 

2. Nah dem BGB. find Gejamtgutöverbindlichfeiten bei der Er- 
rungenjchaftögemeinjchaft alle Schulden de8 Mannes, und zwar jowohl 
die vorehelichen al3 auch die nach Eintritt der Gemeinjchaft entjtandenen 
Verbindlichkeiten, mögen fie aus Rechtsgeſchäften oder unerlaubten Hand- 
lungen herrühren.”) Die Gläubiger des Mannes können aljo wegen aller 
Verbindlichleiten de8 Mannes Befriedigung aus dem Gejamtgute verlangen. 

3. Dagegen find nicht alle Verbindlichfeiten der Frau Gejamtguts- 
verbindlichkeiten, vielmehr haftet, in Abweichung von der allgemeinen Güter- 
gemeinjchaft®), das Gejamtgut nur in bejtimmten Fällen für die Verbind- 
lichkeiten der Frau?) Insbeſondere find die vorehelihen Schulden ſowie 
die aus unerlaubten Handlungen hervorgegangenen Berbindlichfeiten der 
Frau (Deliktichulden) bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft Feine Gejamtgut3- 
verbindlichfeiten.10) 

Als Gejamtgutsverbindlichkeiten hat das BGB. vielmehr nur folgende 
Verbindlichkeiten der Frau anerkannt: 

a) die Verbindlichkeiten, die zu den Lajten ihres eingebrachten Gutes 
gehören (Steuern, Neallajten, Verſicherungsbeiträge, Schuldenzinjen) 1); 

b) die Verbindlichfeiten, die auß einem von der Frau nad dem Ein— 
tritte der Errungenjchaftsgemeinjchaft vorgenommenen Rechtsgeſchäft ent— 


ı) 8 1370, 8 1526 Ab. 1 BGB. vgl. oben ©. 696, 734. 

?, $ 1526 Abi. 3 BGB., alfo die Grundjäge der Gütertrennung, $ 1441 BOB. 
2) 88 406-409 II 1 VCH.  *) 88 321, 324—337, 389, 408 II 1 ACH. 
5) S 409 II 1 ALH. °% 8 410 II 1 ALM. 

) 8 1530 Abſ. 1 BGB., vol. $ 407 II 1 ACH, 9) S. oben $ 190. 
®) 88 1531—1534 BGB. Anders $ 408 II 1 ALR. 

1%) Vgl. Mot. IV ©. 524 ff. 2) 8 1531 BOB. 
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itehen, fowie die Kojten eines von der Frau geführten Nechtäjtreits, vor- 88 1530 
ausgejeßt, daß die Vornahme des Rechtsgeſchäfts oder die Führung des DIS 1587. 
Rechtsſtreits mit Zuftimmung des Mannes erfolgt it oder ohne jeine Zus 
ftimmung für das Geſamtgut wirkſam ijt!); 

ec) die Verbindlichkeiten, die nah) dem Eintritte der Errungenſchafts— 
gemeinjchaft infolge eines der frau zujtehenden Nechtes oder des Beſtehens 
einer ihr gehörenden Sache entjtehen, wenn das Recht oder die Sache zu 
einem von der Frau mit Einwilligung des Mannes jelbjtändig betriebenen 
Erwerbsgeſchäfte gehören ?); 

d) die Verbindlichteiten, die der Frau auf Grund der geſetzlichen 
Unterhalt3pflicht jowohl ihren Verwandten als dem gejchiedenen Manne 
gegenüber obliegen.?) 

4. Für die Gefamtgutsverbindlichkeiten der Frau haftet der Mann 
den Gläubigern der Frau neben der Frau auch perfönlid als Geſamt— 
ichuldnert) aljo auch mit feinem eingebrachten Gute; jedoch erliicht die per- 
jönlide Haftung mit der Beendigung der Errungenichaftsgemeinichaft, wenn 
die Verbindlichkeiten im Verhältniffe der Ehegatten zu einander nicht dem 
Gefamtgute zu Laſt fallend) Eine perjönliche Haftung der Frau für die 
Gejamtgutsverbindlichkeiten de3 Mannes ift, wie bei der allgemeinen Güter: 
gemeinichaft, ausgeſchloſſen. 

5. Zur BZwangsvollitredung in das Geſamtgut iſt ein gegen Zwang 
den Ehemann ergangenes Urteil erforderlih und gemügend®), denn der Politredung. 
Mann ijt befugt, Prozefje, Die jich auf da8 Gejamtgut beziehen, im eigenen 
Namen zu führen.) Auf Grund des gegen den Mann ergangenen Urteils 
fann der Gläubiger die zum Geſamtgute gehörenden, zu feiner Befriedigung 
beſtimmten Gegenjtände pfänden lafjen, ohne Nüdjicht darauf, ob fie ſich 
im Beſitze des Mannes oder im Beſitze der Frau befinden.®) 

Eine Ausnahme gilt, wenn die rau jelbjtändig ein Erwerbsgeſchäft 
betreibt; hier genügt zur Zwangsvollitredung in das Gejamtgut ein gegen 
die Ehefrau ergangenes Urteil, e8 jei denn, daß zur Zeit des Eintritts 
der Rechtshängigfeit der Einſpruch des Mannes gegen den Betrieb des 
Erwerbsgeſchäfts oder der Widerruf feiner Einwilligung zu dem Betrieb 
im Güterrechtsregiſter eingetragen war.) Dem Manne bleibt e8 über- 


») $ 1532 BGB., vol. 88 1357, 1450, 1451, 1452, 1455 BGB., das find 
die Fälle der Schlüfjelgemwalt, der Bertretung des Mannes in Krankheitsfällen, der 
vormundichaftögerichtlichen Erfeßung der ehemännlichen Zuftimmung, des jelbjtändigen 
Betriebs eines Erwerbsgeſchäfts, der Bereicherung des Geſamtguts. 

2, 8 1533 BGB. 

) $ 1534, 88 1578ff., 88 1601. BGB. Auf Verbindlichfeiten, die auf die 
Frau al3 Erbin eines Interhaltspflichtigen, insbefondere auf Grund des $ 1712 
BGB. übergegangen find, it der $ 1534 BOB. nicht zu beziehen; für dieje gelten 
die Grundſähze über die Haftung für Naclahverbindlichkeiten; BRK. ©. 141. 

9 88 421—425 BOB. 


s, & 1530 Ubi. 2, 88 1535-1537 BOB. 

8 740 EBOD.; näheres fiehe oben ©. 742 Anm. 2. 

”) 8 1519 Abi. 2, $ 1443. 

) gl. $ 1527 BGB. und den Aufſatz im JMBl. 1900 ©. 22ff., dagegen 
Blank in der Deutihen Jurijten-Ztg. 1900 ©. 77f. ©. oben ©. 742 Anm. 2. 

”, 8 741 CPO. Bol. au $ 742 CRD. 
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58 1535 laſſen, im Wege der Klage den Nachweis zu führen, daß das Urteil ihm 
bis 1537, gegenüber unwirkſam ijt.!) 
1543. 

Wird über dad Vermögen ded Mannes das Konkursverfahren 
eröffnet, jo gehört das Gejamtgut zur Konfursmafje; diefe wird alſo aus 
dem eingebrachten Gute des Mannes und aus dem Gejamtgute gebildet. Eine 
Auseinanderjegung wegen des Gejamtqut3 zwijchen den Ehegatten erfolgt 
nicht.?) Der Konkurs über daS Vermögen des Mannes beendigt aber die 
Errungenicaftsgemeinichaft.?) 

Durch das Konfursverfahren über das Vermögen der Ehefrau (ein= 
gebradhtes Gut, Vorbehaltsgut) wird das Gejamtgut nicht berührt.%) 
Berbältmis 6. Die Gejamtgutsverbindlichkeiten fallen grundjäglih aud im Ver— 
ver Ehegatten Hältniffe der Ehegatten zu einander dem Geſamtgute zur Lajtd); 
. von diejem Grundjage macht das BGB. aber Ausnahmen, inden e3 ge- 

wiſſe Gejamtgut3verbindlichkeiten nur dem einen oder dem anderen Ehe- 
gatten zur Laſt legt. 

a) Dem Ehegatten, in deſſen Perjon fie entjtehen, fallen nämlich zur 
Laft 9): 

aa) die Verbindlichfeiten aus einem fich auf fein eingebradjtes Gut 
oder jein Vorbehaltsgut beziehenden Nechtöverhältnis, auch wenn fie vor 
dem Eintritte der Errungenichaftsgemeinjchaft oder vor der Zeit entjtanden 
jind, zu der dad Gut eingebrachtes Gut oder Vorbehaltsgut geworden ift; 

bb) die Kojten eines Nechtöjtreits, den der Ehegatte über eine dieſer 
Verbindlichkeiten führt. 

Diefe Vorjchriften finden jedoch injomweit feine Anwendung, als die 
Verbindlichfeiten als Lajten des eingebrachten Gutes beider Ehegatten 
von dem Gejamtgute zu tragen jind”), oder al3 jie durch den Betrieb 
eines Erwerbsgejchäfts, der für Rechnung des Gejamtgut3 geführt wird, 
oder infolge eine zu einem ſolchen Erwerbögejchäfte gehörenden Rechtes 
oder des Beſitzes einer dazu gehörenden Sache entjtehen.®) 

b) Dem Manne fallen gegenüber der Frau folgende Berbindlichkeiten 
zur Laſt?): 

aa) die vorehelihen Schulden des Mannes 10) 11); 

bb) die der Frau gegen den Mann aus der Verwaltung ihres ein- 
gebrachten Gutes zuftehenden Erjaßanjprüche, joweit nicht das Geſamtgut 
zur Zeit der Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft bereichert iſt; 

cc) die Deliktsfhulden des Mannes aus einer nad) dem Eintritte der 
98 771 CRD. 

2,82 Abſ. 1 Ko. Dagegen hat die Frau in Anſehung ihres eingebrachten 
Gutes und we Vorbehaltsguts einen Ausſonderungsanſpruch. 

) 8 1543 BGB. nicht aber der Konkurs der rau. 82 Abſ. 2 RD. 

) —* iv ©. 532, $ 1426 Entw. I. 9) 8 1535 BGB, 

) 8 1537 Abi. 1 BOB., injfoweit aljo die : Caften des eingebraditen Gutes von 
dem Geſamtgute zu tragen find ($ 1529 Abi. 2 BGB.), fallen ſie auch im Ber: 
hältnijje der Ehegatten „a einander dem Sefamtgute zur Laſt. 

) 8 1537 bj. 2 BGB., weil die Nußungen des Erwerbsgeihäfts in das Ge- 
jamtgut fallen, deshalb. hat ze auch die Verbindlicjleiten des Erwerbsgejhäfts zu 
tragen. ) $ 1536 BOB. 

) Für diefe haftet den Gläubigern gegenüber n a $ 1530 BOB. 

1), Ausnahme: $ 1537 Abi. 1, $ 1529 Abi. 2 8 


stonlurs. 
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Errungenſchaftsgemeinſchaft begangenen unerlaubten Handlung ſowie die 88 1538 
Berbindlichkeiten aus einem Strafverfahren wegen einer unerlaubten Handlung; u 

dd) die Koften eines Nechtöftreits, den der Mann über eine der vor- 
bezeichneten Verbindlichfeiten führt!); 

ee) die einem Kinde im Uebermaße veriprochene oder gewährte Aus— 
ftattung.?) 

7. Für Verwendungen von eingebradhtem Gute auf das Geſamtgut as. 
und von Gejamtgut auf das eingebrachte Gut muß in Höhe der Be— stelhung. 
reicherung Erſatz geleitet werden.d) Hierbei gilt die Vermutung, daß 
verbraudbare Saden, die zum eingebradten Gute eines Ehegatten 
gehört haben und nicht mehr vorhanden find, in das Geſamtgut verwendet 
worden find und dieſes durch den Wert der Sachen bereichert worden: ijt.*) 

Die Ausgleihungsaniprühe werden erſt nad) der Beendigung der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft fällig; eine Schuld der Frau ift jedoch fchon 
während der Errungenjchaftögemeinjchaft zu berichtigen, joweit hierzu ihr 
eingebradhtes Gut und ihr Vorbehalt3gut ausreichen.?) 

IV. Die Errungenſchaftsgemeinſchaft endigt: 

1. mit der Auflöfung der Ehe durdy den Tod eines der Ehegatten Beendigung. 
und durh Scheidung der Ehe?); 

2. durch einen die Beendigung beftimmenden Ehevertrag’); 

3. durch Aufhebung infolge richterlihen Urteil3®) auf Klage der 
Frau?) oder des Mannes 10); die Aufhebung tritt mit der Rechtskraft des 
Ürteil3 ein !1)12); 

4. kraft Geſetzes mit der Nechtökraft des Beſchluſſes, durch den der 
Konkurs über das Vermögen des Mannes eröffnet wird 13) 14); 


1) Ausnahme: 8 1537 Abi. 1 $ 1529 Abi. 2 BGB. 

) 88 1538, 1465, 1624 BG 

») & 1539 Sa 1 BGB. Dehgebenb ift die Bereicherung zur Zeit der Be- 
endigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft. Weitergehende, auf bejonderen Gründen, 
3 B. auf Fe ohne u beruhende Anſprüche bleiben unberührt, 
$ 1539 Sap 2 BGB. *) 8 1540, $ 92 BGB. Bol. $ 292 EPO. 

® 8 1541 "BOB. Bal. $ 1467 BGB. 

*) Bol. 88 634, 732, 743 II 1 ALR., $ 1429 Abi. 1, $ 1371 No. 1 Ent- 
wurf I. Eine Fortjegung der Errungenfchaftsgemeinidaft bei beerbter Ehe iſt aus: 
geſchloſſen. 

) Dad ALR. geſtattete die Aufhebung der auf Provinzialgeſetzen oder auf 
Statuten fi gründenden Gemeinjchaft durch Vertrag während der Ehe nicht, wohl 
aber der durch Vertrag —— (68 413, 419 II 1). 

9 $ 1542 Abj. 1 B 

” Kr ee Bring % 1418 No. 1, 3—5, 8 1468 BGB. 

.°) Aufhebungsgrund: $ 1469 BGB. 1) 8 1542 Abi. 2 BED. 

1 Das AS. räumte jedem Ehegatten dad Recht ein, die Aufhebung der Ge- 
meinichaft zu verlangen, wenn der andere Ehegatte mehr Schulden als rc 
oder fein eigentümliches Bermögen in die Ehe gebradyt hatte (88 420, 392, 410 II 
I ALR.); das BGB. hat diefe Vorichrift nicht übernommen. 

518 1543 BGB., der Konkurs der Frau Hat dieje men nicht, er berührt 
nicht das Gejamtgut, $ 2 Abi. 2 KD. — Nach ACH. ($ 421 II 1) konnte jeder 
Ehegatte die Aufhebung der Gemeinſchaft fordern, wenn der andere in Konkurs ge- 
Taten war. 

1 * * — lann jedoch auf Wiederherſtellung der Gemeinſchaft Hagen, $ 1547 
mE F Preuß. Landrecht. 49 


g 154 
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5. mit der Todeserklärung des Mannes oder der Frau, und zwar 
mit dem Zeitpunkte, der als Zeitpunkt des Todes gilt.!) 

Bei Beendigung der Errungenjchaftsgemeinjchaft in den Fällen zu 3 
bis 5 tritt für die Zukunft kraft Geſetzes Gütertrennung ein.?) 

Dritten gegenüber wird aber die Beendigung der Gemeinichaft nur 
dur Eintragung in das Güterrechtäregiiter wirkſam.?) j 

V. Nach der Beendigung der Errungenjchaftsgemeinichaft erfolgt Die 
Yuseinanderjeßung; diefe regelt ih in Anjehung de8 Geſamtguts 
nach den Vorjchriften der allgemeinen Gütergemeinjchaftt) und in Anjehung 
des eingebrachten Gute der Frau nad) den für den Güterjtand der 
Verwaltung und Nußniefung geltenden Vorjchriften.d) Daraus folgt, daß 
bi8 zur Beendigung der Auseinanderjeßung die Verwaltung des Gejamt- 
gut3 nunmehr beiden Ehegatten gemeinfchaftlich zujteht, daß Fein Ehe— 
gatte vor der Auseinanderjeßung über jeinen Anteil am Gejamtgut und an 
den einzelnen dazu gehörenden Gegenjtänden verfügen Fann®), und Daß 
der Erwerb, den die Ehegatten nad) der Beendigung der Gemeinschaft 
machen, abgejehen von dem Erwerbe fraft Surrogation, nicht in daS Ge— 
jamtgut fällt.) Der nad) der Berichtigung der Gejamtgutsverbindlichkeiten 
verbleibende Ueberſchuß wird zu gleichen Teilen unter die Ehegatten ver- 
teilt. Die Einbuße trägt auch hier der Ehemann allein.®) 

Wird die Errungenjchaftsgemeinichaft durch den Tod eines Ehegatten 
beendigt, jo gehört jein Anteil am Gejamtgute zu feinem Nachlaſſe. 

Was das eingebrachte Gut der frau anlangt, jo Hat dieſes Der 
Mann nad) der Beendigung der Errungenichaftsgemeinichaft der Frau 
herauszugeben und ihr über die Verwaltung Rechenſchaft abzulegen.?) 

VI. Unter Umftänden gewährt das Gejeß dem Ehegatten nach der 
Beendigung der Errungenjchaftsgemeinichaft einen Anſpruch auf Wieder: 
herjtellung der Gemeinſchaft. Diefer von dem Grunde der Beendigung 
abhängige Anſpruch wird im Wege der Klage geltend gemacht und fteht 
jowohl der Frau ald dem Manne zu. 

1. Die Frau ift Hageberectigt: 

a) wenn die Errungenjchaftsgemeinichaft durd die Eröffnung des 
Konkurſes über dad Vermögen des Mannes endigte 10); 





1) 5 1544 BGB. Bal. 8 15 BGB. 8 970 Abi. 2 CPO. Abweichend 
$ 1420 BGB. Wegen Wiederheritellung der Gemeinfchaft vgl. $ 1547 Ubi. 1 BOB. 

) 8 1545 34 1, 88 1427—1431 BOB. 9 88 1545, 1435 BGB. 

*) Siehe oben $ 191 ©. 746ff. 

6) 8 1546 Abi. 3, 88 1421—1424 BGB., fiehe oben $ 184 ©. 724 ff. 

°) Wegen der Zwangsvollftredung in das Geſamtgut nad) der Beendigung der 
Errungenjhaftsgemeinichaft vgl. SS 743, 744, 860 Abi. 2, $ 794 Abi. 2 CPO., wegen 
des Konkurſes $ 16 Abſ. 1, 8 51 KO. und oben ©. 746 Anm. 6. 

7) 8 1546 Abi. 1, 88 1442, 1472, 1473 BOB. 

°) 8 1546 Abf. 2, 1475—1477, 1479—1481 BGB. Vgl. aud) 88 406 
bis 408, 661, 664 II 1 ALN. ) $ 1546 Abj. 3, 88 1421-1424 BOB. 

) 8 1547 Abi. 1 Satz 1 BGB. Nach dem Wortlaute des Geſetzes fteht der 
Frau das Klagerecht auch ſchon während des Konkuräverfahrens zu; a. M. v. Stau— 
— a. DO. zu $ 1547 BGB. S. 318 Anm. 1 u. Endemann a. a. O. ©. 808 

nn. 60. 
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b) wenn Die Gemeinſchaft infolge der irrigen Todeserflärung der 
5rau beendet war und der Mann noch nicht zur zweiten Ehe gejchritten ijt.!) 

2. Der Mann ijt Flageberedtigt: 

a) wenn Die Gemeinſchaft auf die Klage der Frau durch Entmündigung 
des Mannes oder dur Einleitung einer Pflegichaft über ihm oder durch 
Beitellung eines Abweſenheitspflegers für ihm aufgehoben war und die 
Entmündigung oder Plegichaft wieder aufgehoben oder der die Entmün— 
digung ausiprechende Beſchluß mit Erfolg angefochten ift?); 

b) wenn die Gemeinjchaft infolge der irrigen Todeserflärung des 
Mannes endigte und die Frau noch nicht zur zweiten Ehe geichritten ift.®) 

Die Wiederheritellung der Errungenjchaftsgemeinjchaft tritt mit der 
Rechtskraft des Urteil3 ein; diejes hat aljo Eonjtitutive Wirkung.) Infolge 
des Urteils ijt die rau zur Herausgabe des eingebrachten Gutes an den 
Mann verpflichtet, und zwar in dem Zuſtande, in welchem es ſich zur 
Zeit der Rechtshängigfeit des Anſpruchs auf Wiederherftellung der Errungen- 
\Haftsgemeinjchaft befand.>) 

Vorbehaltsgut der Frau wird im Falle der Wiederheritellung, was 
ohne die Beendigung der Gemeinſchaft Vorbehaltsgut geblieben oder ge— 
worden jein würde.) 

Dritten gegenüber erlangt die Wiederherjtellung, wenn die Veendigung 
in das Güterrechtöregifter eingetragen war, erjt Wirkjamfeit, wenn fie in 
dad Güterrechtöregiiter des zuftändigen Amtsgericht3 eingetragen wird oder 
ihnen befannt ijt.?) 


$ 194. 
4. Fahrnisgemeinihaft.‘) 


I. Der Güterjtand der Fahrnisgemeinſchaft (Mobiliargemeinjchaft) 9) 
bildete, abgejehen von einigen Heineren Stechtägenieten! 10), den gejeßlichen 
Güterjtand des franzöfiichen und badifchen Rechtes. Dem ALR. war die 
dahrnisgemeinſchaft fremd. 

Nah BGB. bedeutet der vertragsmäßige Güterjtand der Fahrnisgemein— 
J die Gemeinſchaft des beweglichen Vermögens und der Errungenſchaft; die 


1) $ 1547 Abſ. 1 Satz 2, 8 1348 Abſ. 2 BOB. 

®) 8 1547 Abf. 2, 8 1418 Mo. 3—5, $ 1425 Abf. 1BGB. 

») $ 1547 Abi. 1 Sap 2, 8 1348 Abi. 2 BOL. 

983 1548 Abi. 1 Gab 1 BGB. 5) 8 1548 Abſ. 1 Sat 2, $ 1422 BOB. 

9 S 1548 Abi. 3 BGB. ’) $ 1548 bj. 2, $ 1435 BOB. 

%) Mot. IV ©. 54lff.; Dentſchr. S. 211ff.; Prot. II S. 5612. (Bd. 4 
©. 373 f.); Planck⸗ Unzner IV ©. 302 fi.; v. Staudin er IV ©. 318 ff.; Endemann 
®.281 189: Enneccerud-Lehmann Bd. 2 $ 109ff.; Eojad B. 2 N 298; Matthiaf 
®. 2 8 96; p. Buchka (3. Aufl.) ©. 333 ff. Förtih S S. 229 ff.; See. —— 
techt, ©. soff; F. — — 8 43; Schröder a. a.D.$6 6 68; 
Rocholl, Das Eherecht, S. 288 fi. 

”, Der Entw. I (88 191 1484) hatte für diefen Güterſtand die Bezeichnung: 
„demeinichaft des beweglichen Vermögens und der Errungenihaft“ gewählt. 

2R Bgl. Mot. IV ©. 541 und Begründung zu dem Entw. eine preuß. AG. 
808. 132. Wegen der lleberleitung dieſes Güterjtandes vgl. Art. 55, 56 
18. 5. BOB.; Stranz Gerhard ©. 336 ff. 


49* 
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Fahrnisgemeinſchaft ſteht der allgemeinen Gütergemeinſchaft näher als die 
Errungenſchaftsgemeinſchaft und fällt mit ihr vollſtändig zuſammen, wenn keiner 
der Ehegatten unbewegliches Vermögen beſitzt. Das Weſen dieſes Güterſtandes 
beſteht darin, daß alles Vermögen, das die Ehegatten bei dem Eintritte 
der Fahrnisgemeinſchaft beſitzen, mit Ausnahme des unbeweglichen Ver— 
mögens, oder das ſie ſpäter während der Gemeinſchaft erwerben, mit 
Ausnahme des unentgeltlichen Erwerbes von unbeweglichem Vermögen, 
gemeinſchaftlich wird. Auch bei der Fahrnisgemeinſchaft ſind folgende 
Vermögensmaſſen zu unterſcheiden: 

1. das Geſamtgut, 

2. das eingebrachte Gut eines jeden Ehegatten (Sondergut), 

3. da8 Vorbehaltsgut der Frau; ein Vorbehaltsgut de8 Mannes 
ijt, wie bei der Errungenjcaftsgemeinjchaft, ausgejchlofjen.!) 

Für das Nechtsverhältnis der Fahrniggemeinichaft find mit gewiſſen 
Abweichungen die Vorfhriften der allgemeinen Gütergemeinjchaft maßgebend. ?) 

A. Geſamtgut ift das gejamte bewegliche Vermögen der Ehegatten, 
das ſie bei dem Eintritte der Fahrnisgemeinſchaft bejiten oder jpäter 
während des Bejtehens der Gemeinjchaft entgeltlich oder unentgeltlich er- 
werben. Zum Gejamtgute gehört aber auch dasjenige unbewegliche 
Vermögen, welches die Ehegatten nad dem Eintritte der Gemeinschaft 
entgeltlich erwerben (Kaufeigen). 

Ausgeichloffen vom Gejamtgut ijt aljo das umbewegliche Vermögen 
beider Ehegatten, da3 fie bei dem Eintritte der Fahrnisgemeinſchaft befigen 
oder während der Gemeinſchaft unentgeltlich erwerben.?) Won dem Ge— 
jamtgut ijt ferner das eingebradte Gut ausgejchlojjen.t) 

Das Nechtsverhältnis der Ehegatten zu dem Gejamtgut ift, wie bei 
der allemeinen Gütergemeinjchaft, ein Miteigentum zur gejamten Hand.®) 
Das Gejamtgut unterliegt der Verwaltung des Mannes, der jedoch der 
Frau für die Verwaltung nicht verantwortlich ijt.) Aus dem Gejamtgute 
hat der Mann den ehelichen Aufwand zu bejtreiten, und die Gläubiger des 
Mannes fönnen aus ihm ohne Ausnahme, die Gläubiger der Frau, ſoweit 
nicht Ausnahmen bejtehen”?), Befriedigung verlangen.d) Zur Zmangsvoll- 
jtredung in das Gejamtgut iſt ein gegen den Ehemann ergangenes Urteil 
erforderlich und genügend.?) 

Im Konkurje des Mannes gehört das Gejamtgut zur Konkursmaſſe, 
eine Auseinanderjegßung wegen des Gejamtgut3 zwijchen den Ehegatten 
findet nicht ftatt. Der Konkurs der Frau läßt das Gejamtgut unberührt.) 

B. Das eingebradte Gut (Sondergut) eine8 Ehegatten umfaßt: 

1. da8 unbewegliche Vermögen, das er bei dem Eintritie der 
Fahrnisgemeinſchaft hat oder während der Gemeinſchaft durd) Erbfolge, 


ı) $ 1555 BGB. ) 8 1549 BOB. 

"®) Arg. $ 1551 9b. 1 BOB. 9 8 1550 Abi. 1 BOB. 
5) 8$ 1438, 1442, 1549 BGB., fiehe oben ©. 732, 734 ff. 
6) 88 1443, 1456 BOB. 7) 88 1460-1462 BOB. 


9) 88 1458, 1459 BGB. Näheres fiehe oben $ 190 ©. 740ff. 
98 740 ERD., fiehe oben S. 742, vgl. — s — 8 750 Ubi. 2, 
794 Abi. 2 CPO. 92 


un 
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durh Vermächtnis oder mit Nücjicht auf ein künftiges Erbrecht, durch 88 1551 
Schenkung oder als Außjtattung, alfo unentgeltlich, erwirbt!) Zum bis 1555. 
unbeweglichen Vermögen gehören ?): 

a) Grundftüde nebit Zubehörd); den Grundſtücken jtehen Diejenigen 
Rechte gleich, für welche die ſich auf Grundſtücke beziehenden Vorjchriften 
gelten, 3. B. das Erbbauredhtt), das Erbpadhtredht5), da8 Bergwerkseigen— 
tum®), Die Filchereigeredhtigfeit und andere jelbitändige Gerechtigkeiten ); 

b) Rechte von Grundſtücken, aljo Dienjtbarfeiten, dingliche Vorkaufs— 
rechte, Reallajten, ausgenommen find Hypotheken, Grundſchulden und Renten- 
ihulden ; 

e) Forderungen, die auf die Uebertragung des Eigentums an Grund» 
jtüden oder auf die Begründung oder Uebertragung der bezeichneten Rechte 
oder auf Die Befreiung eine Grundſtücks von einem jolchen Rechte ge- 
richtet find ®); 

2. alle nit durd; Rechtsgeſchäft übertragbaren Gegenjtände), aber 
nicht deren Surrogate 10); 

3. alles Vermögen, das durch Ehevertrag für eingebradhtes Gut er— 
llärt iſt 11); 

4. alle Zuwendungen von Todeswegen oder unter Lebenden, die 
durch Bejtimmung des Erblaffer8 oder des Schenferd für eingebrachtes 
Gut erflärt find 12); 

5. alle Surrogate von eingebrachtem Gute, ausgenommen iſt jedoch 
der Erwerb aus dem Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts; er fällt in das Ge— 
ſamtgut.19) 

Auf das eingebrachte Gut finden die bei der Errungenſchaftsgemein— 
ſhaft für das eingebrachte Gut geltenden Vorſchriften Anwendung.) 

Die Zwangsvollitretung in das eingebradhte Gut der Ehefrau iſt 
nur zuläffig, wenn Die drau zu der Leitung und der Mann zur Duldung 
der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut verurteilt ift.15) 

C. Vorbehaltsgut der Frau iſt, was durd Ehevertrag oder durch gorbehalts— 
Zuwendungen Dritter dafür erklärt iſt, ſowie der Erwerb durch Surro- gut. 
gation 16); es unterſteht den Vorſchriften über die Gütertrennung.!”) 

IL Vezüglid der Haftung des Gejamtgut3 für die Schulden der Squlden— 
Ehegatten gelten die für die allgemeine Gütergemeinjchaft maßgebenden baftung. 





'), 8 1551 Abſ. 1 BGB. 7) 8 1551 Abſ. 2 BGB. 
») $$ 97, 98 BOB. *) $ 1017 BGB., ig oben $ 124 ©. 448 ff. 
*) Art. 63 EG. 5. BGB. *%) Art. 37 AG. 5. BOB. 


) Art. 40 AG. 3. BGB. 

*, Die Motive — die Ausdehnung der Immobiliareigenſchaft auf 
dieſe Forderungen durch den Zweck, den dieſe at —— und durch 
die wirtſchaftliche An diejer Forderungen. Mot. I 

”, $ 1552 BGB., fiehe oben ©. 733. 

", 8 1554 Saß 2 BOB. 41) 5, 1553 No. 1 BGB. 

8 1553 No. 2, 8 1369 BOB. 5) 88 1554, 1524 BOB. 

1) $ 1550 Ubi. 2, 88 1525, 1528, 1529 Ubi. 2, 88 1531, 1535, 1536 No. 2 
14,88 1537, 1539— 1541, 1546 Abf. 3 BGB. jiche oben S. 765. 

98 39 CPO., vgl. auch 88 741, 742 CPO. 

) 85 1555, 1549, 8 1440 Abi. 2, $$ 1369, 1370 BEP. 

") ð 1441, 1549 BGB. 
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556, Vorſchriften.) Cine eigentümliche Verteilung der Schulden findet jedoch 
ftatt, wenn ein Ehegatte während der Fahrnisgemeinſchaft durch Erbfolge, 
durh Vermächtnis oder mit Rüdjiht auf ein Fünftiges Erbredt, durd) 
Schenkung oder als Ausſtattung Gegenjtände erwirbt, die teils Gejamtgut, 
teil eingebrachte8 Gut werden; in diefem alle werden die infolge des 
Ermwerbes entjtehenden Verbindlichfeiten im Verhältnifje der Ehegatten 
zu einander auf das Gefamtgut und den Ehegatten, der den Erwerb 
macht, verhältnismäßig verteilt.) Das Berhältnis gegenüber den Gläu- 
bigern wird aber hierdurch nicht berührt.3) 

III. Die Aufhebung der Fahrnisgemeinjchaft erfolgt in derjelben 
Weiſe wie bei der allgemeinen Gütergemeinfchaftt), ebenjo die Auseinander- 
jegung in Anſehung des Gejamtgut3.d) Für die Auseinanderſetzung be- 
züglich der Sondergüter gelten die Vorjchriften der VBerwaltungsgemeinjcaft.‘) 

Fortgeſetzte Gütergemeinjchaft tritt bei beerbter Ehe nur ein, 
wenn fie durch Ehevertrag vereinbart ijt”); fie bezieht ſich in diefem Falle 
nur auf dad Geſamtgut, während auf das eingebradhte Gut der Ehegatten 
und auf das Vorbehaltsgut der Frau die für das Vorbehaltögut bei der 
allgemeinen Gütergemeinjchaft bezüglicd; der Beerbung geltenden Vorfchriften 
Anwendung finden.®) 


$ 19. 
C. Süterredtsregifter.‘) 


I. Schon das ALR. 19) hatte zum Schuße gutgläubiger Dritter bejtimmt, 
daß in allen Fällen, wo die Gemeinjchaft der Güter oder des Ermerbes 
ausgeſchloſſen oder aufgehoben werden follte, dieſe Thatſache gerichtlich ver- 
lautbart und in den Zeitungen oder Amtsblättern der Provinz, d. h. des 
Bezirkes, in denen die Ehegatten ihren Wohnſitz nahmen !!), zu dreien Malen 
innerhalb vier Wochen bekannt gemacht werden jollte, und das Gefeß über 
die Errichtung und Bekanntmachung der Verträge wegen Einführung oder 
Ausſchließung der ehelihen Giütergemeinihaft vom 20. März; 1837 (GE. 
©. 63) ($ 4) verordnete, daß jeder Vertrag über die Ausjchliegung der 
Gütergemeinjchaft in Anjehung eines Dritten erjt nad) erfolgter öffentlicher 
Belanntmahung wirkſam werden folltee Außerdem hatte das Einführungs- 
gejeß zum alten HGB.1?) für Vollfaufleute die Eintragung der Ausichliegung 


1) 8 1549 BGB., fiehe oben $ 190. 
2) 8 1556 BGB. Die Beitimmung lag dem franzöfiihen Rechte, vgl. 
Art. 1411—1418 Code civil; Förtſch S 
) Hiefür bleiben aljo die Borihriften > SS 1459 — 1462 BGB. maßgebend. 
—3 1549, 88 1468—1482 BGB. Vgl. oben $ 191. 
5) 8 1471 BOB. 
°, Näheres bei Schröder a. a. D. ©. 73ff. 8 1557 BGB. 
9) Prot. II ©. 5619 ff. (Bd. 4 ©. 377 ff.). 
’), Mot. IV ©, 553fi., Brot. II ©. 5627. (Bd. 4 S. 381 ff.); Schröder, 
a. a. O. 8 7; Endemann Bd. 2 8 188. 10) IS 422 II 1 AUCH. 
1), Bol. 8 622 I 9 ALR., Entid. Ob.-Trib. Bd. 7 ©. 387, Bd. 30 €. 135; 
Anb.:$ 76 zu $ 356 II 1 ACH. 12), Art. 20 Preuß. EB. z. HGB. 
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oder Aufhebung der Gütergemeinjchaft in das Handelsregijter umd die 
BVeröffentlihung diefer Eintragung vorgeichrieben. 

Im Anſchluſſe hieran hat das BGB. ein für die Eintragung der güter- 
rechtlichen Verhältniffe der Ehegatten bejtimmtes öffentlihes Regiiter 
geichaften, das fog. Güterrechtsregiſter!), welches dazu bejtimmt iſt, 
alle Abweichungen vom gefeklihen Güteritand offenkundig zu machen, 
weil jeder Dritte zu der Annahme berechtigt ijt, daß in einer Ehe der 
gejeglidhe Güterftand herridht und weil das Vertrauen zu diefer Annahme 
nur dann nicht gerechtfertigt erjcheint, wenn die Abweichung vom gejeß- 
lichen Güterjtande fundbar gemacht it. Nah BGB. verleiht aber nicht die 
Beröffentlichung, jondern die Eintragung der auf die vermögensrechtlichen 
Verhältniffe der Ehegatten ſich beziehenden Thatſache dieſer Wirkſamleit 
gegen Dritte?), und andererfeit3 wird der gute Glaube desjenigen gejchüßt, 
welcher im Vertrauen auf die Richtigleit des Regiſters gehandelt hat. Die 
Eintragung in dad Güterrechtöregiiter genießt jedoh nicht öffentlichen 
Glauben, wie die Eintragung in das Grundbuch?), ſodaß fein Inhalt 
ſchlechthin al3 richtig zu gelten hätte, vielmehr wird der Dritte nur unter 
der Vorausſetzung geihübt, daß die eingetragene Thatjache mit der wirk— 
lichen Rechtslage im Einklange fteht. Iſt alfo 3. B. ein eingetragener 
Ehevertrag nichtig, jo ift die Eintragung ohne Wirkjamfeit und die aus 
dem Mangel ſich ergebende wahre Sachlage ift auch dem gutgläubigen 
Dritten gegenüber entjcheidend. 

II. Das Güterrechtäregiiter ift nad) BGB. für folgende Eintragungen 
beitimmt: 

1. für die Beichränfung oder Ausichliegung der Schlüſſelgewalt jowie 
für die Aufhebung einer ſolchen Beichränfung oder Ausjchliegung ); 

2. für die Beitimmung der Vorbehaltsgut-Eigenjchaft 3); 

3. für die Ausichliegung oder Aenderung der Verwaltung und Nutz— 
niegung ded Mannes ſowie für die Aufhebung oder Menderung einer in 
dem Güterrechtöregijter eingetragenen Regelung der güterrechtlichen Ver— 
hältniſſe ©); 

4. für den Einfprud; de8 Mannes gegen den jelbitändigen Betrieb 
eines Erwerbsgeſchäfts der Frau oder für den Widerruf jeiner Einwilligung 
ſowie für die Zurüdnahme des Einſpruchs oder des Widerrufs. ?) 

Das Güterrechtöregijter dient aber auch zur Aufnahme derjenigen 
Eintragungen, welche in Anjehung der am 1. Januar 1900 bejtehenden 
Ehen zu erfolgen haben.®) 





) Entw. I $ 1435 nannte es „eherechtliches Regiiter“. 

?) Die Eintragung in das Güterrechtsregiſter erjegt alfo den Beweis der 
Kenntnid des Dritten; Gegenbeweis des Pan. iſt, — vom HGB. 
($ 15 Abſ. 2), „nusgeichlifen. ) 8 892 BOB. 

98 1357 B 6) 88 1371, 1 1526, 1549 BGB. 

©) 88 1431, vr 1470, 1545, 1548, 1587 BOB, Art. 16 co. 3. BOB. 

7) 88 1405, 1452, $ 1519 Abi. 2, 8 1525 Abf. 2, $ 1549 BGB, Art. 16, 
Art. 36 No. I EG. 5 

5) Art. 59 8 g Ab}. 9, Art. 61 8 3, Art. 62 Abi. 1, Art. 63-65 AG. z. 
BEB., Art. 19 N dom 6. November 1899 (JIMBl. ©. 299). 
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III. Zujtändiges NRegijtergericht ift das Amtsgericht, in defjen Bezirke 
der Mann jeinen Wohnſitz Hat.!) Die Landesjuftizverwaltung kann aber 
die Führung des Regiſters für mehrere Amtsgerichtsbezirfe einem Amts: 
gericht übertragen.?) Verlegt der Mann nad) der Eintragung feinen Wohnfig 
in einen anderen Bezirk, jo muß die Eintragung im Regiſter dieſes Be— 
zirfes wiederholt werden. Sm Falle der Rückverlegung in den früheren 
Bezirk gilt die frühere Eintragung al3 von neuem erfolgt.) 

Die Führung des Güterrechtsregijters ift im Anſchluß an die für das 
Handel3regifter gegebenen Vorſchriften geordnet); außerdem hat der Bundes- 
rat durch Beihluß vom 3. November 1898, der vom Reichskanzler durch 
Belanntmahung vom 12. November 1898 veröffentlicht worden iſt, formelle 
Beitimmungen erlajjen.?) 

Eine Eintragung in das Güterrechtäregifter ſoll) nur auf Antrag 
und nur injoweit erfolgen, al3 fie beantragt ijt?); der Antrag ift in öffent- 
lich (gerichtlich) oder notariell) beglaubigter Form zu jtellen®) oder zum 
Protokolle des Gerichtsichreibers des Negiitergericht3 zu erklären.) 

Sit die Eintragung von der Beurteilung eines jtreitigen Necht3- 
verhältniffes abhängig, jo kann der Negifterrichter fie ausjegen, bis über 
das Verhältnis im Wege des Rechtsſtreits entjchieden ijt.10) 

Der Antrag ijt regelmäßig von beiden Ehegatten zu jtellen!!); an 
Stelle der Ehegatten kann ihn aber auch der die Erklärung beurfundende 
oder beglaubigende Notar jtellen, denn diejer gilt kraft Geſetzes als er- 
mächtigt, im Namen des zur Anmeldung Verpflichteten die Eintragung zu 
beantragen.1?2) Jeder Ehegatte iſt übrigend dem anderen gegenüber zur 
Mitwirkung verpflichtet; weigert ji” alfo ein Ehegatte, jo fann er im 
Wege der Klage dazu gezivungen werden.13) 

Ausnahmsweiſe genügt der Antrag eines Ehegatten: 

1. Bei der Beſchränkung oder Ausſchließung der Schlüfjelgewalt der 
Frau, ſowie bei dem Einſpruche de8 Mannes gegen den jelbjtändigen Be- 


*) $ 1558 Abi. 1 BOB. Betreibt einer der Ehegatten im Bezirk eines anderen 
Gerichts ein Handelögewerbe oder ein anderes Gewerbe, jo muß die Eintragung auch 
in das Güterrechtöregifter des für den Ort der Handelöniederlafjung oder des anderen 
Gewerbes zuftändigen Gericht? erfolgen, Art. 4 EG. a8 HGB., Art. 36 I EG. 3. BGB. 

) $ 1558 Abi. 2 BOB. Bol. AB. vom 4. De ember 1899 (IMBI. ©. 560), 
betr. die Uebertragung der Regiiterführung für den Bezirk des Amtsgerichts II in 
Berlin jowie für die Bezirfe der Amtsgerichte in Charlottenburg und Rixdorf auf 
das Amtsgericht I in Berlin. ) $ 1559 BGB. 

*) $$ 161, 127—130, 142, 143_RFt®. 

8) Fentralbl. f. d. Drich. Reich S. 438; hierzu ift die AB. des Juſtizminiſters 
vom 6. November 1899 (IMBl. S. 299) ergangen. Bgl. Art. 29 PrFrG. 

®) Folge der em ss 142, 161 RFrG. 

', 8 1560 Satz 18 

” $ 1560 Satz 2, $ 2 BGB., S$ 167, 183 RFrG. 

$ 128, 161 Rré 8 11 RrG. findet alſo keine Anwendung. Der 
Regiſterrichter hat ſich ſelbſt der Protokollaufnahme zu unterziehen, wenn bei dem 
Gerichtsſchreiber die zur Beurteilung der Verhältniſſe erforderliche Rechtslenntnis nicht 
zu erwarten iſt; Art. 2 AB. v. 6. November 1899, IMBl. S. 299. 

0, 88 127, 161 RF1G. 1) $ 1561 Abj. 2 BOB. 

12) 88 129, 161 RFr®. 

13, $ 1561 Abi. 2 BGB., 88 894, 896 CPO. 
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trieb eined Erwerbögefchäfts der Frau oder bei dem Widerrufe feiner Ein- 
willigung hat der Mann den Antrag zu jtellen.!) 

2. Seder der Ehegatten ijt zur Antragftellung berechtigt: 

a) bei Eintragung eines Ehevertrags oder bei Wenderung der güter- 
rechtlichen Berhältnifje durch gerichtlihe Enticheidung ?), wenn mit dem 
Antrage der Ehevertrag oder die mit dem Zeugnijje der Nechtsfraft ver— 
jehene Entjcheidung vorgelegt wird); 

b) bei Wiederholung einer Eintragung in dem Regijter eines anderen 
Bezirkest), wenn mit dem Antrag eine nad) der Aufhebung des bisherigen 
Wohnfiges erteilte öffentlich beglaubigte Abſchrift der früheren Eintragung 
vorgelegt wird.) 

IV. Die Verfügung auf alle das Negijter betreffenden Gefuche und 
Anträge liegt dem Richter, die Eintragung in das Regiſter dem Gericht- 
jchreiber ob; wird eine Eintragung abgelehnt, jo find die Gründe der 
Ablehnung mitzuteilen.) Jede Eintragung foll von dem Gerichtsichreiber 
beiden Ehegatten befannt gemacht werden.,) Außerdem ift die Eintragung 
durch das für Belanntmachungen des Regiſtergerichts bejtimmte Blatt zu 
veröffentlichen.d) Wird eine Aenderung des Güterjtandes eingetragen, jo 
bat fi die Bekanntmachung auf die Bezeichnung des Güterjtandes umd, 
wenn dieſer abweichend vom Geſetze geregelt ift, auf eine allgemeine Be— 
zeihnung der Abweichung zu bejchränfen.?) 

Auf Berlangen Hat das Megiltergeriht eine Bejheinigung 
darüber zu erteilen, daß bezüglich des Gegenftandes einer Eintragung 
weitere Eintragungen in das Güterrechtsregijter nicht vorhanden find, oder 
da eine bejtimmte Eintragung in das Negilter nicht erfolgt ift.!%) Eine 
unzuläjfige Eintragung kann von Amtswegen durch Eintragung eined Ver— 
merfes gelöjcht werden, wenn nicht der Beteiligte binnen einer ihm be- 
ſtimmten angemefjenen Friſt Widerjpruch erhebt. Ueber den Widerſpruch 
enticheidet das Regijtergericht und gegen die den Widerjpruch zurückweiſende 
Verfügung findet die jofortige Beſchwerde jtatt.1!) Die Löſchung kann auch 








98 1561 Abi. 1, $ 1357 Abſ. 2, $ 1405 Abi. 3 BGB. 

) Dahin gehören folgende Fälle: Aufhebung der Beihränfung oder Nus- 
Ihliefung der Schlüfjelgewalt durch Beſchluß des VBormundicaftsgerichts, $ 1357 
Abi. 2 BGB.; Aufhebung eined® Güterjtandes durch Urteil, 88 1418, 1470, 1542, 
1549; Beendigung der ee und Nutznießung oder der Errungenſchafts— 
gemeinichaft durch Beſchluß über Eröffnung des Konkuries über das Vermögen des 
Mannes oder dur Todederflärung des Mannes, 88 1419, 1420, 1543, 1544 BGB.; 
Biederheritellung der Verwaltung und Nutznießung oder der Errungenichaftögemein- 
ihaft, 8$ 1425, 1548 BOB. 

8 1561 Abi. 3 No. 1 BGB. 9 $ 1559 BGB. 

°, $ 1561 Abf. 3 No. 2 BGB. vol. 8 14 UP. vom 6. November 1899 
IMDB. S. 299). ®, Art. 3, 4, 5 AB. vom 6. November 1899 (JMBl. S. 299). 

) 8 161 Abi. 2 RFrG., Art. 12 AB. vom 6. November 1899 (JMBI. ©. 299). 

*, $ 1562 Abi. 1 BGB., Nett. 5, 10, 11 AB. vom 6. November 1899. Die 
vom Regifterrichter verfügte Bekanntmachung ift vom Gerichtsfchreiber, und zwar nur 
einmal, zu bewirfen. 9 8 1562 Abſ. 2 BGB., Art. 11 Abi. 4a. a. O. 
.. 9) 83162 RFrG. Die Nusfertigungen der vom Richter erteilten Beicheinigungen 
md von dem Gerichtäichreiber zu unterjchreiben und mit dem Gerichtsjiegel zu ver— 
jeben, Art. 3 AB. vom 6. November 1899; Art. 18 PrFrG. 

uj 88 142, 161, $ 141 Abſ. 3 u. 4 RFr®. 


1562, 
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8 1563. von dem dem Regijtergericht im Injtanzenzuge vorgeordneten Landgerichte 
von Amtswegen verfügt werden, das dann als erjte Anitanz enticheidet. 
Gegen die den Widerſpruch zurüdweijende Verfügung des Landgerichts ift 
die jofortige Beichwerde an das Kammergericht gegeben; eine weitere 
Beichwerde ijt in diefem Falle ausgejchlofjen.!) 
Deffenilichteit V. Das Güterrechtsregiſter iſt öffentlich; die Einſicht iſt jedem ge— 
ſtattet, ohne daß es des Nachweiſes eines Intereſſes bedarf.?) Die Regiſter— 
akten kann aber nur derjenige einſehen, der ein berechtigtes Intereſſe 
glaubhaft madt?); jedoch find diejenigen Schriftſtücke, auf welche bei den 
Eintragungen Bezug genommen iſt, jedem auf Erſuchen zur Einſicht vor— 
zulegen, und zwar auch ohne richterliche Anordnung.) Bon den Ein— 
tragungen fann auch eine Abjchrift gefordert werden, die auf Berlangen 
von dem Gerichtöichreiber zu beglaubigen: it.) 

Dem Grundbuhamte gegenüber wird der Nachweis, daß zwilchen 
Ehegatten Gütertrennung oder ein vertragsmäßiges Güterrecht bejteht, 
oder daß ein Gegenſtand zum Vorbehaltsgut eine Ehegatten gehört, durch 
ein Zeugnis des Negijterrichterd über die Eintragung geführt.®) 


bed 
Regifters. 


$ 196. 


D. Sandesgefeblidie Aeberleitung beſtehender Güterftände.’) 


Grundfag der I. Während die perjünlichen Nechisbeziehungen der Ehegatten zu 
— ge 8) jich auch für diejenigen Ehen, welche am 1. Januar 1900, aljo 
ur Zeit des Inkrafttretens des BOB. bereits bejtanden, alsbald und 
— nach den Vorſchriften des vös bejtimmen®), gilt in Anſehung 

der vermögensrehtlichen Beziehungen der Ehegatten der Grundjaß, 

daß für den gejeßlichen oder vertragsmäßigen Güterjtand bejtehender Ehen 

die bisherigen Geſetze maßgebend bleiben !%); e3 gilt alfo der Grundjag 

der ———— des einmal begründeten Güterſtandes.)) Das 


9 81 143, $ 19 Abi. 2 RFrG., Art. 7, 5 PrFrG. 

?) $ 1563 Sag 1 BGB. 

2) 8 34, 8 15 Abi. 2 RFrG., $ 15 AB. vom 6, November 1899 (IJMBl. ©. 299), 

*) Art. 14 AB. vom 6. November 1899. 

5) 8 1563 Sab 2 BGB., Art. 13 AB. vom 6. November 1899, 

®, 8 34 ROBO, Art. 3 AB. vom 6. November 1899. Die Zeugnifje find 
—* Richter auszuſtellen und vom Gerichtsſchreiber nach Art. 18 PrFrG. auszu— 
ertigen. 

) — are u dem Entwurf eines Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 

Geſetzbuche, S. 71ff.; —— Ber. des Abgeordnetenhauſes, No. 227 der Druckſachen, 
19. egislaturperiode, I. Seifion 1899, ©. 48ff.; Endemann Bd. 2 $ 190; Rocholl 
a. a. O. ©. 354 ff.; Kuhbier, Die Ueberleitung der beitehenden Ehen unter das neue 
Recht (1900); Enneccerus-Lehmann Bd. 2 8 163; die Kommentare von Gtranz: 
Gerhard und Hodler zu Art. 44—67 AG. 5. BGB.: BD. betreffend den Güterſtand be- 
itehender Ehen, vom 20. Dezember 1899 (GS. ©. 607). 5, Siehe oben 4 177. 

) Art. 199 EG. z. BGB. 6, Art. 200 EG. z. BG 

) Bgl. Mot. zum EG. z. BGB. ©. 280 ff.; diefer Grundjag galt auch für 
das preußiſche Hecht, vgl. Bubl.:Pat. zum ALR. g XIV Abſ. 1, die Patente vom 
9. ‚September 1814 $ 9, vom 9. und 15. November 1816 $ 11, vom 19. April 1844 
$ 7, die preuß. Gejeße vom 11. Juli 1845 $ 8, vom 16. Februar 1857 Art. 5, 
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alte Recht bleibt insbejondere auch hinfihtlih der erbredtlihen Wir- 
fungen des Güterjtandes beitehen.!) Soweit ferner die Ehefrau nad) den 
für den bisherigen Güterftand maßgebenden Gejegen infolge des Güter- 
ftandes oder der Ehe in der Gejhäftsfähigfeit bejchränkt ijt, bleibt dieſe 
Beihränkung jolange in Kraft, ald der bisherige Güterjtand bejteht.?) Won 
dem Grundjaße der Unmandelbarfeit macht jedoch das Reichsrecht inſoweit eine 
Ausnahme, als durd Ehevertrag eine nach den Vorichriften des BGB. 
zuläffige Regelung des Güterſtandes auch dann getroffen werden Tann, 
wenn nach dem bisher geltenden Güterrecht ein Ehevertrag unzuläflig 
fein würde.d) Nur infoweit wird reihsrechtlich eine freiwillige Ueber: 
leitung beftehender Güterjtände in das neue Necht geitattet und befördert. 

Hat fich jomit die Reichsgeſetzgebung eines unmittelbaren Eingreifens 
in die beftehenden Güterjtände enthalten, jo hat fie doch im Intereſſe einer 
ihnelleren einheitlihen Durhführung des BGB. und im Hinblid auf Die 
Schwierigkeiten, die ich bei der großen Zahl der in Deutichland geltenden 
Süterrechte einer reichsgefeglichen Leberleitung des alten Rechtszuſtandes in das 
neue Recht entgegenitellten, der Landesgeſetzgebung die Ermädtigung 
erteilt, Die bisherigen Geſetze, joweit fie nad den reichögefeßlichen Ueber— 
gangsbejtimmungen in Kraft bleiben, auch) nod nad) dem 1. Januar 1900 
zu ändern.t) 

Eine jolde landesgeſetzliche Ueberleitung der Güterſtände der be— grmäctiaung 
ſtehenden Ehen iſt nun in Preußen auf Grund jener reichögejeglichen a 
Ermächtigung zur Aenderung der bisherigen das eheliche Güterrecht be- 
treffenden Normen in dem Ausführungsgejehe zum BGB. vom 20. Sept. 1899 
erfolgt. 

Diefe Ueberleitung ift in der Weiſe durchgeführt, daß an die Stelle 
der bisher geltenden güterrechtlichen Bejtimmungen unmittelbar fraft Ge— 
jeßes die Normen des BGB. über den entjpredhenden Güterjtand 
de3 neuen Rechtes getreten jind, jo daß der Güterjtand in feinem Weſen unver- 
ändert geblieben ijt und nur die Einzelheiten von der Menderung betroffen 
find. Galt alfo vor dem 1. Januar 1900 in einer Ehe der Güterjtand der 
Berwaltungsgemeinichaft, jo iſt an deſſen Stelle auch nad) dem 1. Januar 1900 
die Verwaltungsgemeinjchaft getreten; für eine Ehe mit allgemeiner Güter: 
gemeinichaft gilt auch jegt entjprechend allgemeine Gütergemeinjchaft. In— 
deſſen iſt es den Ehegatten geitattet, die gejeßliche Leberleitung des 
Güterjtandes vertragsmäßig anderweit zu regeln und durch Ehevertrag 








vom 16. April 1860 $ 22, vom 5. Juni 1863 Art. 4, vom 4. Auguit 1865, vom 
5. Februar 1869 Art. 3; Demburg Bd. 3 $ 4; v. Bar, Theorie und Prarid des 
internationalen Privatrechts, 2. Aufl. Bd. 1 515 ff.; Gierle, Deutiches Privatrecht, 
B. 1 8 23; Entid. RG. Bd. 6 No. 62 ©. 223, Bd. 36 No. 81 ©. 332 RS. 
in Gruchot3 Beiträgen Bd. 32 No. 77 ©. 1020. 

) Art. 200 Abi. 1 Sap 2 EG. z. BGB.; dies iſt eine Ausnahme von dem 
für die erbredtlichen Verhältniſſe mahgeblichen Brundjage des Art. 213 EG. 
GB. — Der Grundjag der Unwandelbarkeit gilt nach Art. 200 Abſ. I aud) 

t die Vorſchriften der franzöfiichen und badijchen Geſetze über das Verfahren bei 
Vermögensabjonderun en unter Eheleuten. 7) Art. 200 Abi. 3 EG. 5. BGB 
®) Art. 200 Abt 2 EG. F BGB., vgl. Art. 1394, 1395 Code civil. 

*) Art. 218 EG. 3. BGB 
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eine andere nad) den Vorjchriften des BGB. zuläjiige Regelung des Güter- 
ſtandes zu jeßen oder den Güterjtand in einzelnen Beziehungen zu ändern.!) 

II. In den neuen Recht3zuftand find nun folgende Ehen übergeleitet : 

A. Alle Ehen, wenn die Ehegatten am 1. Januar 1900 in 
Preußen ihren Wohnfik hatten, und zwar: 

1. diejenigen Ehen, bei welchen die Ehegatten ihren eriten ehelichen 
Wohnſitz nad der Eheichliegung in Preußen genommen hatten und welche 
demgemäß einem in Preußen geltenden gejeglichen Güterjtand unter= 
worfen waren ?); 

2. diejenigen Ehen, deren Ehegatten den erjten ehelichen Wohnfig 
nicht in Preußen, jondern in einem anderen Bundesjtaate gehabt haben, 
für die aber auf Grund des in diefem Bundesſtaate belegenen eriten Ehe— 
wohnſitzes ein auch in Preußen geltendes geſetzliches Güterrecht galt?); 

3. diejenigen Ehen, für welche einer der überzuleitenden gejeßlichen 
Güterſtände ohne Rückſicht auf den erſten Ehewohnſitz kraft Ehevertrags 
beſtand. Galt jedoch für eine Ehe kraft Ehevertrags gemeines Dotalrecht, 
ſo ſind an die Stelle der bisherigen Geſetze die nach dem BGB. für die 
Gütertrennung geltenden Vorſchriften getreten); 

4. diejenigen Ehen, deren Güterſtand ſich kraft Geſetzes oder Ehevertrags 
nach einem in einem anderen Bundesſtaate geltenden (alſo nichtpreußiſchen) 
Güterrechte beſtimmte, vorausgeſetzt, daß die Geſetzgebung des betreffenden 
Bundesſtaats das bisherige Güterrecht in einen im BGB. geregelten 
Güterſtand übergeleitet hat.“) 

B. Ehen, bei denen die Ehegatten erſt nad dem 1. Januar 
1900 ihren Wohnjit nad; Preußen verlegten, werden von der 
Zeit der Begründung de3 preußiichen Wohnfiged an ebenfall3 von der 
Ueberleitung ergriffen, fofern für fie ein Güterjtand gilt, den das preußiiche 
Recht einer Ueberleitung unterzogen hat, und jofern der Güterjtand nicht 
ihon dur die Geſetze eines anderen Bundesftaat3 geändert worden ijt.?) 

III. Von der gejeßlichen Ueberleitung in das Reichsrecht find da— 
gegen nicht betroffen: 

1. alle in Preußen am 1. Januar 1900 beitehenden Ehen mit einem 
ausländifhen (nicht deutichen) Güterrechte; 

2. die älteren im Ausſterben begriffenen Ehen mit einem Güterrechte, 
das bereit3 durch frühere Gejege für die Zukunft bejeitigt und nur den 
Ihon damals bejtehenden Ehen belajjen worden ijt®); 


!) Art. 60 AG. 5. BOB. Für einen folden Ehevertrag werden Gerichts: 
gebühren und Stempel nicht erhoben, wenn er vor dem Ablauf eines Jahres 
nach der Menderung des Güterſtandes geichlojien wird; e8 gelten für ihn aber als— 
bald die Vorſchriften über das Güterrechtsregiiter und den Schuß des guten Glaubens. 

2) Art. 45—56 AG. 3. BGB. Bol. 88 350, 352 II 1 ALN. 

) Art. 57 AG. 5. BGB. 9) Art. 58 AG. 3. BGB. 

5) 88 1427—1430 BGB., Art. 58 Abi. 2 AG. 5. BOB. 

®, Art. 61 $ 2 AG. 5 BOB. BO. vom 20. tee * — ©. 607); 
AMBL 1900 ©. 15. N) Art. 65, ne AG. 3. 

®) Vgl. die Geſetze vom 11. Juli 1845, 66. 6 471 — — 16. Fe⸗ 
bruar 1857, GS. ©. 87 (Danzig), vom 16. April 1860 g 22, 8S. 165 (Weit: 
falen), vom 5. Juni 1863, vs 8 S. 374 (Poſen), vom 31. März und in Augujt 1865, 
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3. die Ehen, deren Güterjtand durh Ehevertrag geordnet ijt, jo- 
fern der vertragsmäßige Güterjtand feiner der geſetzlich geltenden iſt; 
4. die außerhalb Preußens bejtehenden Ehen preußiichen Rechtes. 

In Anjehung diejer Ehen bleiben aljo die bisherigen ihren Güterjtand 
betreffenden Geſetze in Kraft, jedoch kann eine anderweitige Regelung des 
Güterſtandes durh Ehevertrag nah Maßgabe der PBorichriften des 
BOB. getroffen werden.!) 

IV. Was die Durchführung der Ueberleitung im allgemeinen anlangt, gngemeine 
jo ift fie nad) dem Grundſatze erfolgt, daß durch die Meberleitung beitehende — * 
Rechtsverhältniſſe möglichſt geſchont und in wohlerworbene Rechte Dritter 
nicht eingegriffen werden ſollte. 

Das zur Zeit der Aenderung des Güterſtandes vorhandene Vermögen 
der Ehegatten iſt daher, ſoweit es nach dem bisherigen Rechte zu einer 
dem eingebrachten Gute, dem Vorbehaltsgut oder dem Geſamtgut ent— 
ſprechenden Vermögensmaſſe gehörte, in eingebrachtes Gut, Vorbehaltsgut 
oder Geſamtgut des BGB. verwandelt.“) Die Haftung des Ehevermögens 
für die vor der Menderung des Güterjtandes entitandenen Verbindlich: 
feiten der Ehegatten jowie die perſönliche Haftung der Ehegatten jelbjt 
richtet ſich nach den bisherigen Geſetzen, die auch für das Verhältnis der 
Ehegatten unter einander maßgebend bleiben, und zwar jowohl für Die 
stage, welcher Vermögensmaſſe oder welchem der Ehegatten in deren Ver— 
bältnifje zu einander die Verbindlichfeiten gegen Dritte zur Lajt fallen, als 
au für die Verbindlichkeiten der Ehegatten gegen einander.d) Ebenſo ijt 
auf anhängige Rechtsſtreite und auf die Wirkung der Entjcheidung, ſowie 
bei anhängigen Scheidungsjahen auf die nachfolgende Vermögens 
auseinanderjegung der Ehegatten die Aenderung des Güterjtandes ohne 
Einfluß.) Soweit mit dem bisherigen Güterjtande nad) Auflöfung der 
Ehe durd den Tod eined der Ehegatten erbrehtlihe Wirkungen ver- 
bunden find, werden fie aufrecht erhalten; ſoweit dagegen eine erbredhtliche 
Vorſchrift nicht als erbrechtliche Wirkung des bisherigen Güterjtandes an— 
zujehen iſt, kommen die Vorjchriften des BGB. in Anwendung. 

Die Frage, ob eine bejtimmte Nechtsnorm eine erbrechtliche Wirkung 
des Güterjtandes ift oder nicht, kann an fi) nur von Fall zu Fall nad) 
Maßgabe der verjchiedenen Güterſyſteme jowie der Bedeutung und des 
Zweckes der betreffenden Rechtsnorm entjchieden werden); die Frage ver— 


GS. ©. 181, 873 (Grafihaft Henneberg, Lauenburg, Bütow, Belgard, Dramburg, 
Neujtettin), vom 5. Februar 1869, GS. ©. 329 (Wejtpreußen), vom 22. Mai 1874, 
GS. ©. 183 (Magdeburger Polizeiordnung, revidierte Willfür der Stadt Burg). 

*) Art. 62 AG. 3. BGB., Art. 200 Abf. 2 EG. 3. BGB., es iſt alſo danach 
die Beſtimmung des Güterftandes durch Verweilung auf ein nicht mehr geltendes 
Recht unzuläjjig, $ 1433 BGB. Ein folder Ehevertrag ijt gebühren- und jtempelfrei, 
wenn er vor dem 1. Januar 1901 geichlojjen wird, Art. 62 Abi. 2 AG. 3. BOB. 

7) Art. 59 8 1 AG. z. BGB. 

® Art. 59 $ 3 AG. : BOB. und Begründung ©. 149. 

4) Art. 59 8 6 AG. 3. BGB. 

) Bol. Nieder, Einführungsgejeg, zu Art. 200 u au Habicht, Einwir- 
fung vs BSR. ©. 393 ff.; Stranz-Gerhard a. a. ©. ©. 2 
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liert indefjen an ihrer Bedeutung durd) die Thatſache, daß das Gejek 
mannigfache Recht3verhältnifje ausdrücklich als erbrechtlihe Wirkungen des 
Güterjtandes deflariert hat.!) 

Die dem überlebenden Ehegatten nad) den bisherigen Gejeßen zus 
jtehenden und bei der UWeberleitung als erbrechtliche Wirkungen des bis- 
herigen Güterjtandes aufrecht erhaltenen Rechte fünnen ihm nur nad) Maß— 
gabe der Vorichriften de8 BGB. entzogen werden.?) Dieje Rechte fallen 
nämlich, joweit jie dem gejeglihen Erbredte der Ehegatten nah BOB. 
entiprechen, fort, wenn der Erblafjer zur Zeit ſeines Todes auf Scheidung 
wegen Verſchuldens des anderen Ehegatten zu Hagen berechtigt war und Die 
Klage auf Scheidung oder auf Auflöfung der ehelichen Gemeinſchaft erhoben 
hatte?), und fie können, wenn fie die Natur eines Pflichtteild nad 
neuem Rechte haben, durch Iegtwillige Verfügung aus denjelben Gründen 
entzogen werden, auß denen nad) BGB. der Erblafjer dem Ehegatten den 
Plichtteil entziehen kannt) 

Die Einführung des neuen Rechtes und die Wirkfamfeit des durch 
die Ueberleitung kraft Geſetzes eingetretenen Güterſtandes Dritten 
gegenüber verlangt an ſich weder Eintragung (Regiſterzwang), noch Be— 
kanntmachung; der gutgläubige Dritte genießt in diefer Beziehung nur den— 
jelben Schuß, den ihm die bisherigen Gejeße gewährten.) War aljo nad) 
früherem Rechte die Wirkjamfeit eines Güterſtandes von der Beobachtung 
einer befonderen Form abhängig, 3. B. von der Bekanntmachung des Ehe- 
vertrag8®), jo bleibt die Beobachtung diefer Form auc die Vorausſetzung 
für die Wirkfamfeit des durch die Ueberleitung eingetretenen neuen Güter- 
ſtandes.“) Nur in zwei Fällen bedarf e8 zur Wirkſamkeit gegenüber Dritten 
jtet3 der Eintragung in das Güterrechtäregijter, nämlich, wenn der infolge 
der Ueberleitung eingetretene Güterjtand jpäter durch Vertrag, Urteil oder 
in anderer Weije geändert werden joll®), und wenn nad) dem 1. Januar 1900 
der Wohnfit des Mannes verlegt wird.?) 

V. Die in Preußen geltenden geſetzlichen Güterrechte find nun im 
einzelnen durch bejondere Bejtimmungen der Ueberleitung unterworfen worden. 
Dieje Ueberleitung erſtreckt ſich auf 

1. die Iandrechtlihe Verwaltungsgemeinſchaft (Art. 45) und Die 
Berwaltungsgemeinichaft nad) dem Märkiſchen Provinzialrehte (Art. 46); 

2. die landrechtlihe und die Weitfälifche allgemeine Gütergemeinjchaft 
(Artt. 47, 48); 


1) So Art. 46 $ 2, Art. 50 8 2, Art. 51 8 4, Art. 52 8 2, Art. 53 88 4 
und 6, Art. 54 8 4, Art. 55 $ 3 AG. 3. BOB. 
?) Art. 59 8 7 AG. 3. BGB. s, 8 1933, 88 1565—1568 BGB. 
9 8 2335—2337 BGB. 8) Art. 59 8 9 Abf. 1 AG. 5. BOB. 
9) gl. 4. 8. 8 422 II 1 ven. 
ejtimmungen der 88 352, 353, 425 II 1 ALR. treten jedoch außer 
Kraft, Art. 59 $ 9 Abſ. 1 Satz 2 AG. 3. BGB. 
®) Art. 59 $ 9 Abſ. 2 AG. 3. BGB. Das Gleiche gilt von einem nad) dem 
1. Januar 1900 erhobenen Einjprud oder Widerruf der Einwilligung de8 Mannes 
zu dem —— Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts durch die Frau. 
Art. 60 AG. z. BGB. Für die Eintragungen gelten die Vorſchriften der 
$$ 1558—1563 BGB. Art. 64 AG. 5. BOB., }. oben $ 195. 





8 196. Landesgejegliche Ueberleitung beitehender Güterſtände. 783 





3. den Güterjtand des gemeinen Dotalrechts (Art. 49); 

4. die Verwaltungsgemeinjchaft in den OberlandesgerichtSbezirken Kiel 
und Gelle (Urt. 50); 

5. die Pommerſchen Güterrecdhte (Art. 51); 

6. die in einigen gemeinrechtlichen Gebieten geltenden Formen der 
allgemeinen Gütergemeinichaft (Art. 52), der Errungenjchaftsgemeinichaft 
(Art. 53, 54) umd der Fahrnisgemeinjchaft (Art. 55); 

7. die Güterjtände des rheinischen Rechtes (Art. 56). 

Bei dieſer Ueberleitung ift das gejeglihe Güterreht de3 BOB. 
(Berwaltungdgemeinichaft) an die Stelle der zu 1, 3, 4, 5 (ſoweit nicht 
allgemeine Gütergemeinjchaft gilt), erwähnten Güterjtände, jowie an die 
Stelle der Errungenjchaftsgemeinichaft nach Altheffiichem, Solmjer und 
Mainzer Recht im Oberlandesgerichtsbezirte Kafjel getreten (Art. 54), die 
allgemeine Gütergemeinjchaft des BGB. an die Stelle der land— 
rechtlichen, Wejtfäliichen, Pommerſchen Gütergemeinjchaft (Art. 51) ſowie 
an die Stelle der allgemeinen Gütergemeinichaft in Schleswig - Holitein, 
Hannover, Hejlen-Nafjau und Hohenzollern (Urt. 52), die Errungen- 
Ihaftsgemeinfchaft de8 BGB. an die Stelle der Errungenicafts- 
gemeinihaft in dem zum ÜOberlandesgerichtsbezirfe Frankfurt a. M. ges 
börenden Teile der Rheinprovinz, in Heſſen-Naſſau und in Schleswig-Holjtein 
(Art. 53), die Fahrnisgemeinſchaft des BGB. an die Stelle der Ge- 
meinjchaft des beweglichen Vermögens und der Errungenichaft in den zum 
Oberlandesgerichtsbezirle Frankfurt a. M. gehörenden Teilen der Rhein— 
provinz oder in der Provinz Schleswig-Holſtein (Art. 55). 

Endlich find für Ehen, deren Güterjtand ſich nach dem Rheinischen 
Bürgerlichen Geſetzbuche beitimmte, an die Stelle der geſetzlichen Güter- 
gemeinihaft!) die Fahrnisgemeinſchaft des BGB. an die Stelle der 
nur fraft Ehevertrag eintretenden Errungenfchaftsgemeinichaft?) und der 
allgemeinen Gütergemeinshaft®) die Errungenjchafts- und die Güter- 
gemeinihaft de3 BGB. an die Stelle des vertragsmäßigen Güterjtandes 
der Ausſchließung der Gütergemeinjchaftt) die geſetzliche Verwaltungs— 
gemeinjhaft des BGB., an die Stelle des urteilsmäßigen oder vertrags- 
mäßigen Güterftandes der Gütertrennung) die Vorjchriften de8 BOB. 
über die Gütertrennung getreten.‘) 

VI In Anſehung der einzelnen in Preußen geltenden gejeßlichen 
Güterrechte foll hier nur die Meberleitung der Verwaltungsgemeinfchaft des 
Allgemeinen Landrechts und des Märkifchen ProvinzialrechtS ſowie der 
landregtlihen Gütergemeinſchaft kurz dargejtellt werden.”) 


!) Art. 1400—1496 C. c. 2) Art. 1498, 1499 C. c. 

® Art. 1526 C. c. 

* Art. 1530—1435 C. c. 

) Urt. 1443—1452, 1536—1539 C. c. 

9 Art. 56 AG. z. BR. Der vertragsmähige Giterjtand des Dotalrechts 
it der Ueberfeitung nicht unterworfen, nur die Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit 
der Frau ijt —— ausgenommen in Anſehung des Seiratäguts der rau, 
Art. 56 8 10 AG. 5. BGB. 

”) —** — der Einzelheiten ift auf die Begründung zum AG. 3. BOB. und 
auf bie Darftellung bei Strang und Gerhard zu Art. 45—57 zu verweiſen. 
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A. Die Iandredtlihe Verwaltungsgemeinjhaft oder Güter- 
trennung bildete vor dem Inkrafttreten des BOB. das gejeglihe Güter— 
reht in den Provinzen Schlejien!), Sachſen (biß auf Heine Gebietsteile 
des Märkiſchen Provinzialrehts), Brandenburg, joweit hier nicht Mär: 
kiſches Provinzialrecht galt, in den landrechtlichen Teilen von Hannover 
(Dftfriesland, Eichsfeld), für Ehen der Erimierten in Altvor- und Hinter: 
pommern, mit Ausnahme der dazu gehörenden Bezirte des Märkifchen 
Provinzialrecht3, für Chen Adeliger in den Gebieten des Ditpreußifchen?) 
und Wejtpreußiichen Provinzialrechts, ſowie in einzelnen Teilen der 
Provinz Wejtfalen mit den zur Rheinprovinz gehörenden Kreijen Rees, 
Eſſen und Duisburg für Die vor dem 1. Januar 1861 gejchlofjenen Ehen.?) 

Infolge der Ueberleitung der landredhtlihen Verwaltungsgemeinſchaft 
in den gejeglichen Güterjtand der Verwaltung und Nußniegung des Mannes 
nah) BOB.) ift daS vorhandene vorbehaltene Vermögen der Frau Vor— 
behaltsgut, ohne daß es der Eintragung in das Güterredhtöregifter bedarf, 
und das eingebradte Vermögen der Frau eingebrachtes Gut im Sinne 
de3 BGB. geworden); dagegen wird jetzt nach der Ueberleitung, abweichend 
vom früheren Rechte, jeder Erwerb, den die rau während der Ehe durd) 
ihre Arbeit außerhalb des Hausweſens und des Gejchäfts des Mannes oder 
durch den jelbjtändigen Betrieb eined Erwerbsgeſchäfts macht, Vorbehalts— 
gut der Frau.) Im übrigen werden alle Vorjchriften des ALR.T) über 
da8 vorbehaltene Vermögen der Frau nad) der Ueberleitung durch das 
neue Recht des BOB. erſetzt. Nur die Vorichrift des ALR.s), daß 
Grundjtüde und Kapitalien der Frau, um Dritten gegenüber die 
Eigenfchaft des Vorbehaltenen zu erlangen, auf den Namen der Frau ge- 
ihrieben werden müfjen, gilt auch für daS zur Zeit der Ueberleitung vor— 
handene vorbehaltene Vermögen jo lange, bis 3. B. durch die Wohnfig- 
verlegung des Mannes die Eintragung in das Güterrechtsregiſter erfolgen muB.?) 

Dagegen bewirkt die Ueberleitung in Anjehung des eingebrachten 
Vermögens der Frau eine erhebliche Einjchränfung des Verfügungs— 
rechts de8 Mannes gegenüber dem bisherigen Rechte!) Insbeſondere 
erlangt der Mann nicht mehr Eigentum an dem baren Gelde und den 
jonftigen verbrauchbaren Sachen der Frau!!), vielmehr behält die Frau 
ihr Eigentum und der Mann hat nur nad außen das freie Ver— 
fügungsrecht über Geld und andere verbraudhbare Sachen, iſt aber der 
Frau gegenüber verpflichtet, von dieſem Verfügungsrechte nur zum Zwecke 


!) Seit dem Gefeße vom 11. Juli 1845 (GS. ©. 471). 

7, Bol. Zuſatz 92 u. 96 zum Dftpreußijchen Front v. 4. Auguft 1801. 

*) Bol. Begründung ©. 71; Neubauer, Das in Deutjchland geltende eheliche 
Güterrecht ©. Aufl. 1889) ©. 53. 4) Art, 45 8 1 AG. 5. BOB. 

d) Art. 59 8 1 AG. 3. BGB. Auch die dem BGB. unbelannte Morgen— 
($ 207 II 1 ALR.) Gehätt nad der — die — * Vorbe⸗ 


altsguts. = hierüber oben $ 179 ©. 695. 
«a m ss 223, 224, 228, et 339, 340, 546, 547, 619 II 1 Ton, $ 19 
I1Q 8 216 II 1 ACH. 


n Kt 59 8 9 Abi. 1, * 63 AG. z. BGB. 
a, Siehe oben $ 180 ©. 697 ff. 
2) 88 548-551, 231— Sn 247, 561 II 1 ACH. 
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ordnungsmäßiger Verwaltung des eingebrachten Gutes Gebrauch zu machen 
und das Geld der Frau mündeljicher!) anzulegen, ſoweit es nicht zur 
Beltreitung von Ausgaben bereit zu halten iſt.) Der Erwerb, den der 
Mann al3 Verwalter mit Mitteln des eingebrachten Gutes macht, wird 
nach der Ueberleitung unmittelbar Eigentum der Frau, Haushaltungsgegen— 
ſtände jogar ohne Rüdjicht darauf, ob jie mit Mitteln des Mannes oder 
de3 eingebrachten Gutes angeichafft find.®) 

Eine erhebliche Abweichung gegenüber dem ALR. hat das Recht der 
Nupniegung des Mannes infolge des erweiterten Fruchtbegriffs erfahren.t) 
Bei einem zum eingebrachten Vermögen gehörenden Nechte erwirbt jetzt 
der Mann die Erträge, die das Recht feiner Beitimmung gemäß gewährt, 
aljo bei einem Rechte auf Gewinnung von Bodenbeftandteilen die ge- 
wonnenen Beitandteile, bei einem Bergwerke die Ausbeute jelbft, nicht blos 
die Nukung der Ausbeute.5) 

Die Berpflihtung ded Mannes, die Koſten und Laſten der Ehe 
zu tragen, bleibt im wejentlichen unverändert.) Für Aufwendungen, 
die der Mann zum Zwede der Verwaltung des eingebrachten Gutes macht, 
lann er nach der lleberleitung von der Frau ſchon dann Erſatz beanfpruchen, 
wenn er fie den Umjtänden nad für erforderlich halten durfte”), ohne daß 
es alfo einer ausdrüdlichen Einwilligung der Frau hierzu bedarf.®) 

Anhängige Prozejje werden nad) den Borichriften des alten Nechtes 
erledigt.) Alle Beichränfungen der Gejhäftsfähigleit der Ehefrau 
find weggefallen; bejchränkt ift nur ihr Verfügungsreht in Anjehung des 
eingebrachten Vermögens.!®) 

Während der Ehe eingegangene rechtögejchäftlihe Schulden der Frau 
jind mangel3 der erforderlichen Zujtimmung des Mannes jeßt nicht mehr, 
wie früher nah ALR.!!), nichtig, jondern nur in Anjehung des eingebrachten 
Gutes bis zur Beendigung der Verwaltung und Nußniefung unmwirfam.!?) 
Im übrigen gilt für die vor der Meberleitung entjtandenen Schulden das 
‚bisherige NRedjt.13) 

Für den Fall der Beendigung der Verwaltung und Nußniegung 
fommen bezüglich der Verpflichtung de8 Mannes zur Herausgabe des ein— 
gebrachten Gutes der Frau die VBorfchriften des BOB.) zur Anwendung. 
Tie F: MORSTEONIDEN Vorſchriften 15) über die Augeinanderjegung zwiſchen den 


MN s 1807-1809 BGB., Art. 73—76 AG. z BGB. 

2), 88 1376 No. 1, 8 1377 BGB., vgl. oben $ 180. 

2 8 1380, 1381 BGB., alfo nicht blos unter den Vorausſetzungen der 
8 240, 560 II 1 ALH. 

4, 8 110 I 2 ALR. 8 100 BGB., vgl. oben $ 18. 

®) Siehe oben $ 18 ©. 59, 8 99 Abi. 2 BGB., SS 37, 38 I 21 ACH, 

) 88 11, 12, 70, 71, 80, 81, 87—89 I 21, $$ 1354—1386 BOB. 

) 8 1390 BOB. 9 88 56, 75ff., 124 ff. I 21 ACH. 

”) Art. 5986 AG. 3 BGB Wegen der Bro oyehtofen vol. 88 187—191 LI 
1 ALR.; bei neuen Prozeſſen gelten aud für die beftehenden Ehen in Anfehung 
der Frage, wer die Prozeßkoſten zu tragen bat, die Worichriften des BOB. 88 1387, 


1388, 8 1412 Abi. 2, $ 1415 No. 3, $ 1416 BOB. 0) Vgl. oben $ 181. 
1, SS 320, 334 II 1 ALNR. 1 8 1412 bj. 1 BSP. 
ı, Art. 59 8 3 AG. 3. BOB. 1) 88 1421, 1422 VGL. 


») 8 570-581, 598—613, 751—754, 766—782 II 1 ACH. 
Leste, Allg. Preuß. Landrecht. 50 
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Ehegatten im Falle der Auflöſung der Ehe durch Tod oder durch Scheidung 
ſind hierdurch bejeitigt.!) Im Falle der Scheidung bleibt die Aenderung 
des Güterjtandes auf die Vermögensauseinanderjeßung der Ehegatten nur 
dann ohne Einfluß, wenn die Ehe auf Grund einer vor der Aenderung 
des Güterjtandes erhobenen Klage gejchieden wird); es gilt alfo dann 
das alte Recht.?) 

Erbredtlihde Wirkungen find mit der Verwaltungsgemeinichaft 
weder nad) ALR. noch nah BGB. verbunden; das Erbrecht des über- 
lebenden Ehegatten bejtimmt ſich daher von der Weberleitung an nad) den 
Borichriften de8 BOB Bejonderheiten bejtehen jodann in folgenden 
Fällen: 

1. War nad) ALR.®) für eine Ehe die Verwaltung und der Nich- 
brauch des Mannes ausgeſchloſſen, jo find mit der Ueberleitung an die 
Stelle des bisherigen Nechtes die Vorjchriften de8 BGB. über die Güter: 
trennung getreten. ®) 

2. Unberührt find die landesgejeglichen Vorfchriften über die Befugnis 
des überlebenden Ehegatten zur Uebernahme eines in die Landgüterrolle 
eingetragenen Landguts geblieben.?) 

3. AB erbredtlihe Wirkung des Güterjtandes gilt auch das 
Wahlrecht des überlebenden Ehegatten bei adeligen Ehen nad den Vor— 
Ichriften des Dftpreußiihen Provinzialrecht3.!) Der Ehegatte hat aljo jekt 
die Wahl zwijchen der kölmiſchen Hälfte und der Erbfolge nad dem BGB.) 

B. Un die Stelle des — Güterſtandes nach Märkiſchem 
Provinzialrecht iſt ſeit dem 1. Januar 1900 infolge der Ueberleitung 
die Berwaltungsgemeinſchaft des BOB. getreten.19) 

Der Geltungsbereich der Märkiſchen Verwaltungsgemeinfchaft eritredte 
ji) auf den größten Teil der Provinz Brandenburg, jowie auf einzelne 
Heinere Teile der Provinz Wejtpreußen, Pommern, Poſen, Schlefien und 
Sadjen.!!) 

Die Berwaltungsgemeinihaft der märkiſchen Ehegatten jteht von 
bornherein berjenigen des BOB. injofern näher als der landredtlichen, als 


) Eoweit nicht wohlerworbene Rechte begründet ſind, vgl. Begründung S. 82. 

) Art. 59 $ 6 Abi. 2 AG. z. BOB. », 88 751—782 II 1 ACH, 

) 88 1931 #. BOB. 

) 8 980-983, 999 II 1 ALHR., die war der Fall, wenn eine minderjährige 
vaterloje Tochter ohne Einwilligung ihrer Mutter oder ihres Bormundes ſich ver: 
heiratete, vgl. oben ©. 641, 642. 

°) Art. 45 8 1 Abf. 2 AG. 3 BGB., 88 1427—1430 BOB,, ſ. oben $ 185. 

) Art. 45 82 Ab. 1 AG. 3. BOB. Tal. die Sandgüterrollen für Branden= 
burg vom 10. Juli 1883 (GS. ©. 111), für Sclejien vom 24. April 1884 
(GS. — 121), für Schleswig-Holſtein vom 2. April 1886 (GS. ©. 117). 

Zufap 96 8$ 1—17. 
Itt. 458 > 2 Abi. 2 AG. 3. BOB. SS 1931. BOB. 

, Art. 46 $ 1 bj. 1 AG. 3. BGB. Ausnahme: Art. 45 $ 1 Abi. 2 und 
Art. 46 8 1 Abi. 2 AS. 3. BGB. 

9 Bol. hierüber von Scholg und Hermensdorff-Günsburg, Das beitehende 
Provinzialreht der Kurmark Brandenburg (3. Aufl. 1895) S. XLVIIf.; Kom, 
Das Güterrecht und Erbredt der Eheleute nad) dem Brandenburgifchen Brovinzial- 
rechte, 1880 ©. 1ff., ©. 139 5f.; Crome, Das märtiiche Ehe-, Familien- und Erb— 
recht, 3. Mil, 1895, ©. 1ff., ©. 81ff. — Dad märkiiche Provinzialrecht umfahte im 
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die märkiſche Ehefrau in ihrer Gejhäftsfähigfeit nicht beichränft war; 
fie verlor durch die Eheichliegung nicht die Befugnis, wirkjame Verfügungen 
über ihr eingebrachtes Vermögen zu treffen, und die von ihr ohne Zus 
ziehung oder Genehmigung des Mannes und jogar gegen dejjen ausdrüd- 
liches Verbot abgejchlofjenen Nechtsgeichäfte waren vollfommen gültig und 
für ihre Perſon verbindlich und klagbar. Wegen jolcher Verbindlichkeiten 
fonnte ihr vorbehaltene8 Vermögen zu jeder Zeit, das eingebrachte aber 
erit nach Beendigung der Verwaltung und des Nießbrauchs de8 Mannes, 
ohne Einwilligung des Mannes aljo nicht in jtehender Ehe, zum Gegen— 
itande der Zwangsvollſtreckung gemacht werden.) Ferner fiel nad 
Märkiichem Rechte nur der Erwerb der Frau in der Wirtichaft und in dem 
Geichäfte des Mannes dem Manne zu, jeder andere Erwerb dagegen gehörte 
ihr eigentümlich.?) 

1. Eine Eigentümlichfeit de8 Märkischen Rechtes war das Erbredt 
des überlebenden Ehegatten. Diejer hatte die Wahl, ob er der Erb: 
haft entjagen und jein Vermögen zurücdnehmen, oder ob er unter Ein— 
werfung jeines eigenen Vermögens die Hälfte des zu einer Mafje vereinigten 
gejamten Vermögens beider Ehegatten al3 jtatutarifche Portion bean— 
ipruchen wollte, wobei die andere Hälfte den übrigen Erben des Ver— 
itorbenen zugeteilt twurde.?) Diejes Wahlrecht konnte dem überlebenden 
Ehegatten auch nicht durch Tejtament, ſelbſt wenn dieſes ein wechjeljeitiges 
war, genommen werden, vielmehr jtand es ihm frei, unter Ausichlagung 
der ihm durch das Teitament angetragenen Erbſchaft die gejeßliche ſtatu— 
tariiche Erbfolge zu wählen. Die Streitfrage, ob es fich bei diejem jtatu= 
tariichen Erbrechte des überlebenden Ehegatten um eine erbrechtliche Wirkung 
des Güterjtandes handelt, hat das Geſetz dadurch entichieden, daß es Diejes 
Erbrecht als ein ſolches güterrehtlicher Natur deklariert hat.) Für 
dieje Nechte des überlebenden Ehegatten an dem Vermögen des verjtorbenen 
Ehegatten bleibt daher grundjäßlich das bisherige Märkiſche Recht maßgebend.>) 
Danach Hat alfo der überlebende Ehegatte auch jebt noch, ſolange er nicht 
den Nacjlaßgläubigern gegenüber unbejchränkt haftet, das Necht, jelbit nach 
dem Ablaufe der gejeglichen Ausichlagungsfriit, zwiſchen der jtatutarijchen 
Portion und der Rüdnahme des eigenen Vermögens zu wählen. Bejtehen 
bleiben ferner die bisherigen Vorjchriften des Märkiichen Nechtes über -die 
Bildung der Teilungsmafje, über die Kollationgpflicht zwijchen dem iüber- 
lebenden Ehegatten und den Kindern des verjtorbenen, über das PBraecipuum 


weſentlichen die constitutio Joachimica vom Mittwoch nad) Francisci (den 9. Oktober) 
1527 vom Kurfürften Joachim I. (c. ce. M. 1 ©. 19) und die Verordnung vom 
30. April 1765 von Friedrich d. Gr. (n. c. c. vol. III ©. 690); Kom a. a. O. 
S. 146 ff.; Erome a. a. O. ©. 103 ff. 

) Bol. Kom a. a. O. ©. 36ff., 119. Der $ 320 II 1 ALR. war in der 
Mark juspendiert. 

) v. ge und Hermensdorff-Sünsburg a. a. ©. ©. 204; Crome a. a. O. ©. 7 ff.; 
Kom a. a. ©. 107 ff., der den Erwerb der Frau aus ihrer artifiziellen Thätie, 
feit jogar zu — vorbehaltenen Vermögen rechnet. S. oben S. 695. 

) Kom a. a. ©. ©. 139 ff, 149 ff.; v. Scholg a. a. D. ©. 298 ff. Auf diejes 
Wahlrecht konnte nur in einem fürmlidhen Ehe: oder Erbvertrage verzichtet werden. 

*) Art. 46 $ 2 Sap 1 A6. 5. BOB. 

) Art. 46 $ 2 Sag 2 AG. 5. BGB., Art. 200 EG. 5. BOB. 
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des überlebenden Ehegatten!) ſowie das Recht der Miterben, ſich die Ein- 
werfung des eigenen Vermögens des Ehegatten zu verbitten, wenn dieſes 
überjchuldet ijt.?) 

Dagegen werden die nicht auf dem Güterrechte, fondern auf der erb- 
rechtlichen Stellung de3 märkiſchen Ehegatten beruhenden Borjchriften des 
bisherigen Rechtes kraft Reichsrechts) aufer Kraft geſetzt, ſodaß ſich alſo 
insbeſondere der Erwerb, die Annahme und die Ausſchlagung der Erbſchaft 
ſowie die Haftung gegenüber den Nachlaßgläubigern nunmehr nad den 
Bejtimnumgen des BOB. richten.*) 

2. Da das geſetzliche Erbredit des BOB. für den überlebenden 
Ehegatten, in deſſen Intereſſe lediglich das ftatutariiche Erbrecht aufrecht 
erhalten worden iſt, unter Umſtänden günjtiger iſt al3 dieſes, weil die 
ftatutarifche Portion auch bei dem Mangel erbberechtigter Verwandten des 
veritorbenen Ehegatten ſtets auf die Hälfte des gemeinschaftlichen Vermögens 
bejchränft ift, jo gewährt das Geſetz“) dem überlebenden Ehegatten bei 
der gejeglihen Erbfolge das Wahlrecht zwiichen der Erbfolge nad) 
dem Märkiichen Rechte und der Erbfolge nach dem BGB. Dieſes Wahl- 
recht kann er bis zum Ablaufe der im BGB. vorgefchriebenen Aus: 
ihlagung3frijt ausüben ’), andernfalls ihm nur die ftatutarische Erbfolge 
nach dem bisherigen Nechte freiiteht. Die Wahl erfolgt durd; Erklärung 
in öffentlich beglaubigter Form gegenüber dem Nachlahgerichte,®) 

Läßt der überlebende Ehegatte die Ausichlagungsfrüt verjtreichen, ohne 
ſich zu erflären, ob er nad) dem BGB. erben wolle, jo hat jeder Mit- 
erbe das Recht, ihm durch) das Nachlaßgericht?) eine Frijt zur Er— 
Härung darüber jegen zu lajjen, ob er die jtatutarische Portion oder Die 
Nüdnahme des eigenen Vermögens wähle.t) 

Die Friſt joll mindeitens einen Monat und höchſtens drei Monate 
betragen, ſie endigt aber niemals vor dem Ablaufe der Ausjchlagungsfrijt.t!) 
Mit dem fruchtloſen Ablaufe der geieplichen Friit geht das Wahlreht auf 
die Miterben über; auf dieje Folge ift der Ehegatte in dem Friſtſetzungs— 
beſchluſſe hinzumeijen.!?) 

) Korn a. a. D. ©. 169 ff. 

?) Erbichaftsedilt vom 30. April 1765, $ 10; Kom a. a. O. © 155 ff.; 
Grome a.a. O. ©. 22ff. ® rt. 213 EG. 3. BOB. 

) Damit ijt die frühere Streitfrage, ob der märkiſche Egegatte die Rechtswohl— 
that des Inventars nur auf Antrag eines Gläubiger durch gerichtliches Urteil oder 
ihon mit dem fruchtlojen Wblaufe der landrechtlichen Anventarfrijt verlor, bejeitigt; 
vgl. Entſch. Ob.-Trib. Bd. 77 ©. 18ff., Entih. RG. Bd. 5 No. 85 ©. 313; 
Grome a. a. ©. ©. 26ff.; Nom a. a. O. ©. 165 ff.; v. Scholg a. a. ©. ©. 305 fi., 313 ff. 

5) Art. 46 8 3 AG. 5. BOB. °) 88 1931—1934 BSB. 

) 8 1944 BGB., Art. 46 8 3 Abſ. 1 AG. 3. BGB. 

s) Art. 46 $ 3 Abi. 2 A. 5. BGB., 8 129 BOB. 88 177, 183 RFrG. 
Art. 31 Pıfıd. 88 72, 73 RgrG. 

0) Art. 46 8 4 Abſ. 1 AG. 3. BGB. Nad) bisherigem Rechte wurde die Friit 
auf Antrag der Miterben dur das Prozeßgericht gejeßt, bei deren Verſäumung das 
Wahlrecht dem überlebenden Ehegatten durd Urteil aberfannt und auf die Miterben 
übertragen wurde, Norma. a. O. 5. 157, 168. 1) Art. 46 $4 Abſ. 2 AB. z. BGB. 

12) Art. 46 8 4 Abi. 3 AG. 3. BGB. — Ueber den Einfluß eines anbängigen 
Sceidungsprozejies auf das Wahlrecht des überlebenden Ehegatten vgl. Art. 59 $ 7 
AG. 5. VBEGB., 8 1933 BGB. 
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3. Was die teitamentariiche Erbfolge anlangt, jo fonnte der über- 
lebende Ehegatte, wie oben bereit3 erwähnt, mochte es ſich um ein ein- 
faches oder ein wechieljeitige8 Tejtament handeln, jein jtatutarifches Wahl: 
reht auch gegenüber dem Tejtament ausüben, aljo der tejtamentariichen 
Zuwendung entjagen und die Hälfte des gejamten Vermögens beider Ehe- 
gatten nach Abzug und Berichtigung der Schulden als jtatutarische Portion 
wählen.) Macht der märkijche Ehegatte jet von diefem Rechte Gebrauch ?), 
jo fommen für die gejeßliche Erbfolge die oben (unter 2) erörterten Vor: 
ihriften zur Anwendung. 

Iſt dagegen der überlebende Ehegatte in dem Tejtamente des ver: 
jtorbenen Ehegatten übergangen oder verkürzt, jo kann er auch in Diefem 
Falle?) jein jtatutarisches Necht mit der Maßgabe geltend machen, daß, 
wenn er mit der Ausübung des Wahlrecht3 zögert, die Miterben ihm 
auch hier eine Friſt durch das Nachlaßgericht ſetzen laſſen fünnen.*) 

4. Nur ein unter den Chegatten errichteter Erbvertrag ſchließt 
da3 jtatutariihe Erbrecht aus“); e8 kommt mithin jegt, da erbrechtliche 
Wirkungen des Güterjtandes in diefem Falle nicht vorliegen, lediglich das 
BGB. zur Anwendung. 

C. An die Stelle des gejeglihen Güterftandes der landrechtlichen geberleuung 
allgemeinen Gütergemeinjchaft find infolge der Leberleitung mit ges der Tandredr- 
wiſſen Ginjchränfungen die Vorihriften des BOB. über die allgemeine Üeneindan. 
Bütergemeinjchaft getreten‘), und zwar ohne daß e3 zur Wirkſamkeit gegen 
Tritte der Eintragung in das Güterrechtäregijter bedurfte.) War jedoch 
am 1. Januar 1900 die landredtliche Gütergemeinichaft bei Ehen be— 
vormundeter Mündel bis nad) erfolgter Aufhebung der Vormundſchaft 
ausgelegt ®), jo tritt auch die Weberleitung erit zu der Zeit ein, zu welcher 
nad) dem ALH. die Ausfeßung der Gütergemeinjchaft endigen würde, bei 
weiblihen Mündeln aljo ſpäteſtens 3 Monate nad) dem Eintritte der 
Volljährigkeit, bei männlichen fpätejtens im Termine zur Entlajtung des 
Zormundes, jofern ſich nicht die Mündel bi dahin für die Ausjchliegung 
der Gütergemeinschaft erklärt Haben.?) Die Ueberleitung vollzieht fich 
dann mit rüchvirfender Kraft, d. h. die Wirkungen der eingetretenen Güter- 
gemeinjchaft eritreden fich auf den Anfang der Ehe zurüd.!) Da die land— 
rechtliche Gütergemeinjchaft und die Gütergemeinichaft des BOB. im Grund- 





!) Korn a. a. D. ©. 202, 222 ff.; v. Scholg a. a. O. ©. 298 ff. 

”, 8 1948 Abi. 1 BGB. 

) Sofern nicht ein rechtmäßiger Enterbungsgrund vorliegt, $ 2335 BGB., 
Art. 5987 AG. 3. BGB.; die jtatutariiche Portion hat infoiern die Natur eines 
Pflichtieilsrechts; Korn a. a. O. ©. 194 ff. 

) Art. 46 $ 5 Ad. 5. BOB. 

*) Korn a. a. O. © 222. 

) Art. 47 8 1 Abſ. 1 NG. z. BGB. Ueber den Geltungsbereich des geſetz— 
lichen Güterſtandes der allg. Gütergemeinſchaft nach ALR. vgl. oben S. 731 Anm. 7. 

) Vgl. jedoch Art. 59 $ 9 Abi. 2 und Art. 63 AG. z. BOB. 

*, 8 78251. II 18 ALR., hierzu Entſch. RG. Bd. 5 No. 59 ©. 217 ff., Jahr: 
buch KG. Bd. 9 ©. 40. 

r Art. 47 8 1 Abi. 2 AG. 3. BOB. Val. Entich. Ob.-Trib. Bd. 30 
©. 123f.; Striethorit Archiv Bd. 62 ©. 330; Dernburg Bd. 3 $ 34 Anm. 25. 

0, 8 790 IE 18 ACH. 
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gedanken übereinjtimmen!), jo ijt infolge der Ueberleitung das zu dieſer 
Zeit vorhandene gemeinjchaftliche Vermögen Gejamtgut und das vor: 
behaltene Bermögen Vorbehaltsgut inı Sinne de8 BGB. geworden.?) 

Die Rechtsſtellung des Mannes bleibt im wejentlicdyen diejelbe mie 
nach bisherigem Rechte ?), jedoch hat das Geſetz die VWorjchrift des AULR.t), wo— 
nad) der Mann Sapitalien, die auf den Namen der Frau, ihres Erblafjers 
oder Gejchenfgebers oder auf den Namen beider Eheleute geichrieben find, nur 
mit Einwilligung der Frau auffündigen oder einziehen kann, zum 
Schutze der Frau für die beitehenden Ehen aufrecht erhalten.) Auch be- 
dürfen jet Schenkungen des Mannes aus dem Gejamtgute der Einwilligung 
der Frau, ausgenommen ſolche Schenkungen, durd) die einer jittlichen Pflicht 
oder einer auf den Anftand zu nehmenden Rückſicht entiprochen wird.®) 

Was die NRechtsjtellung der Frau’) anlangt, jo find infolge der 
Ueberleitung alle Beichränfungen weggefallen, denen die rau nad) bis— 
herigem Rechte in Anjehung ihrer Gejchäftsfähigfeit unterworfen war.®) 

Hinfihtlich der Schuldenhaftung ftimmt dad BGB. mit dem ALR. 
injoweit überein, al3 das Geſamtgut grundjäßlich für alle Verbindlichkeiten 
der Ehegatten haftet.) Nah ALR.!) unterlagen jedoch Grundjtüde und 
GSerechtigfeiten, welche die rau in die Gemeinjchaft eingebracht hatte, wegen 
einjeitiger Schulden de8 Mannes, die er bei der Uuseinanderjegung auf 
feinen Anteil jich hätte anrechnen laſſen müjjen, nur alsdann dem Zugriffe 
der Gläubiger, wenn das übrige gemeinjchaftliche Vermögen zu deren Be- 
zahlung nicht Hinreichte. AUndererjeitS gewährte das ALR.1), wenn ein 
Ehegatte mehr Schulden als Vermögen in die Gemeinjchaft eingebracht 
hatte, dem anderen Ehegatten das Recht, innerhalb zweier Jahre nad) 
vollzogener Ehe auf die Abjonderung des Vermögens mit der Wir: 
fung anzutragen, daß die vorehelichen Gläubiger nur an das abgejonderte 
Vermögen ihres eigentlichen Schuldners ſich halten konnten. Dieſe Vor: 
Schriften des Landrechts hat das Geſetz mit Rückſicht auf den befonderen 
Schuß, den fie der Frau oder dem nichtüberjchuldeten Ehegatten bieten, 
aufrecht erhalten.!?) 

Infolge der Uenderung des Güterjtandes ift die perſönliche Haftung 
des Mannes für die Gejamtgutsverbindlichkeiten der Frau gegenüber dem 
ALR.is) erweitert worden 14); der Mann wird aber dadurch genügend ge— 
Ihüßt, daß jeine Haftung mit der Beendigung der Gütergemeinjchaft erlifcht, 
wenn die Verbindlichkeiten im Verhältnifje der Ehegatten zu einander nicht 
dem Gejamtgute zur Laft fallen, und daß er auf Aufhebung der Güter- 
gemeinjchaft Klagen kann, falls das Gejamtgut infolge ſolcher Verbindlich— 





ı) 88 361, 363, 365—367, 371, 372 II 1 ALR., 88 1438, 1442 BOB. 

?) Art. 59 8 1 AG. 3. BGB. Wal. oben $ 187. 

») Wal. oben $ 188, 88 377, 380 II 1 ALR., $ 1443 BOB. 

*%) 8 379 IT I ALR. 9) Art. 47 82 WG. ;. BEB., SS 1444, 145 BOB. 
9) 8 1446 BGB., 88 381—383 II 1 ALHR., j. oben $ 188 ©. 736 Anm. 4. 
) Vgl. oben $ 189. ° Bol. 8 389 II 1 AL. 


®) Siehe oben $ 190, ‚, 8 356 II 1 ALR. 
1) 88 392—395 II 1 ALR. 9) Art. 47 82 AG. 5. BOB. 


ıs) 8$ 329, 330, 335—337, 389 IT 1 ALR., ſ. oben 8 190 ©. 741 Anm. 5. 
, 8 1459 Abi. 2 BGB. 
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feiten der Frau in ſolchem Maße überjchuldet iſt, daß jein jpäterer Erwerb 
erheblich gefährdet wird.!) 

An Anfehung der vor dem 1. Januar 1900 entitandenen Verbind— 
lihjfeiten der Frau verbleibt es bei den Vorjchriften des ALR.) Für die 
Beendigung der Gütergemeinſchaft find für die bejtehenden Ehen Die 
Vorſchriften des BOGB.3) maßgebend, jedoch iſt die Vorfchrift des ALR.) 
aufrecht erhalten, wonach jeder Ehegatte innerhalb zweier Jahre nach voll- 
zogener Ehe außer der Abjonderung des Vermögens auch die Aufhebung 
der Gütergemeinſchaft fordern Fan, wenn der andere Ehegatte mehr 
Schulden als Vermögen in die Ehe gebradjt hat. In diefem Falle gilt 
dann für die Zukunft Gütertrennung?), deren Eintritt zur Wirkſamleit 
gegenüber Dritten jedoch der Eintragung in das GüterrechtSregijter bedarf.‘) 
Außerdem ift reichsgefeßlich eine Aufhebung der Gütergemeinichaft auch für 
die beitehenden Ehen durch Ehevertrag jchledhthin zuläffig.”) 

Für die nach der Beendigung der Gütergemeinichaft vorzunehmende 
Auseinanderjegung, für die Erbfolge in den Anteil des verjtorbenen Ehe— 
gatten, für das Necht3verhältnis bis zur Auseinanderjeßung hinfichtlich des 
Gejamtgut3, für die Art der Auseinanderjegung und für die Haftung der 
Ehegatten nach der Auseinanderjegung find die Vorjchriften des BGB.) 
maßgebend. Fortgejegte Gütergemeinjchaft tritt bei übergeleiteten 
Ehen nur ein, wenn fie nad) dem 1. Januar 1900 durch Ehevertrag ver- 
einbart ijt.?) 

Aufrecht erhalten ijt ferner auch hier das Uebernahmerecht des über- 
lebenden Ehegatten in Bezug auf ein in die Landgüterrolle eingetragenes 
Landgut oder ein Anerbengut.1%) Beſtehen bleiben endlich für die über- 
geleiteten Ehen auc diejenigen Vorjchriften des bisherigen Rechtes !t), 
welche die Wirkſamkeit der Ausichliegung oder Aufhebung der Gütergemein- 
Ihaft Dritten gegenüber von einer öffentlichen Bekanntmachung abhängig 
machen. Dieſe Vorjchriften gelten für die bejtehenden Ehen jolange, bis 
die Ehegatten ihren Wohnſitz verlegen.!?) 


ES non 

) Art. 59 $ N 

3) 88 Haar BOB. ©. oben 8 191 ©. 744 ff. 

ı,8 420 II 1 

. 2 a $ 5 de. 2 4®. — BGB. 

5 

) Art. 200 Abi. 2 du z. BOB. 

5) 88 1471-1481 BGB. Bgl. oben 8 191. 

*) Art. 47 84 AUG. 3. BGB. Vgl. oben $ 192 und Komm.Ber. ©. 51. 

10) Art. 4783 AG. 3. BGB. Vgl. oben ©. 756 Anm. 7 und $ 30 des 
—— betr. das Anerbenrecht bei Renten- und Anfiedelungsgütern, v. 8. Juni 1896 
(SS. 135). 

F sg 422, 426, 428, 429 II 1 ALR., 8 4 Geſetz vom 20, Mär; 1537 (GE. 
S. 63), Art. 20 EG. 3. HGB.; nur die Beitimmungen der 88 352, 353 II 1 AL. 
iind außer Kraft N u 59 8 9 Abſ. 1 AO. z. BGB. 

ın Art. 63 


Geſchicht⸗ 
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VII. Auflöſung der Ehe. 


8 197. 
1. Scheidung der Ehe.) 


I. Die Auflöfung der Ehe erfolgt: 

1. durch den Tod eines der Ehegatten ?), 

2. durch die Wiederverheiratung eines Ehegatten nad) erfolgter Todes— 
erklärung des anderen Ehegatten), 

3. durh Scheidung. 

II. Nah römiſchem Rechte bejtand Freiheit der Scheidung 9; Die 
Ehe konnte nicht nur auf Grund gegenjeitiger Uebereinkunft der Ehegatten 
(divortium communi consensu), ſondern auch, ohne daß es eines bejonderen 
Scheidungsgrundes bedurfte, durch einjeitige Auffündigung (repudium) eines 
jeden der Ehegatten aufgelöjt werden, und zwar ohne jede Mitwirkung der 
Obrigkeit.) Erjt in der Kaijerzeit wurde die Scheidungsfreiheit beichränft, 
insbejondere bejtimmte die lex Julia de adulteriis des Auguſtus, daß Die 
Sceidungserflärung (repudium) vor jieben Solennitätszeugen abgegeben 
werden müſſe.“) Auch knüpften fich jpäter, in der chriftlichen Kaiferzeit, 


) Mot. IV ©. 562ff., Brot. IV ©. 5644 ff. (Bd. 4 ©. 391Ff.), Denkſchrift 
S. 212, BRK. ©. 108ff.; Pland-Unzner IV ©. 313ff.; v. Staudinger-Engel- 
mann IV ©. 333 f.; Scherer, Familienrecht des BGB. ©. 220 ff.; Endemann Bd. 2 
$ 165; Ennecceruß-Lehmann Bd. 2 88 115, 116; Matthiak Bd. 2 (3. Aufl.) $ 97; 
Gojat Bd. 2 $ 301; v. Buchka (3. Aufl.) S. 335Ff.; Förtih S. 24ff.; Fräntel, 
Familienrecht S. 90ff.; F. Kohler, Ehereht S. 39 ff.; Engelmann a. a. O. $ 250; 
Jacobi, Das perjünlihe Eherecht des BGB. (2. Aufl. 1900) ©. 80ff.; Davidſon, 
Das Recht der Eheſcheidung nad) dem BGB. (1900); Erler, Ehejcheidungsrecht 
(2. Aufl.) 1900; Rodoll, Ehereht ©. 304 ff.; Hubrich, Das Necht der Ehejcheidung 
in Deutichland (1891); Walter, Das Recht der Eheſcheidung nad) dem BGB. 
(Diſſ.) 1897; Dernburg Bd. 3 88 17—20; Eccius Bd. 4 $ 212; Zürn, Das preuf. 
Ehereht S$ 24—27; Hergenhahn, Das Eheſchließungs- und Eheſcheidungsrecht 
B. 1 ©. 30ff., Bd. 2 ©. 32ff.; Friedberg, Stirchenrecht (4. Aufl.) 88 159, 
160; Richter-Dove-Kahl, Kirchenrecht (8. Aufl.) 88 286, 287; Frank, Kirchenrecht 
(3. Aufl.) 88 145—147; von Scherer, Handbucd des Kirchenrechtes Bd. 2 88 136, 
137; reifen, Gejchichte des fanonijchen Eherechts (1888) S. 769—830. 

) Vgl. 8 1440 Abſ. 1 Entw. I und $ 434 II 1 ALR. 

®) $ 1348 BGB. Bol. oben $ 176 ©. 676ff., $ 666 II 1 ALR. Nadı 
fanonijhem Rechte begründet die Verjchollenheit und die darauf gejtüßte Ver— 
mutung des Todes des Verſchollenen nicht die Annahme der Auflöfung der Ehe, 
vielmehr muß dieje durch den Tod des Verſchollenen bewiejen werden, damit der 
zurüdgebliebene Ghegatte zur zweiten Ehe jchreiten darf. Kehrt der Verjchollene 
jpäter zurücd, jo ift die zweite Ehe nichtig, äußert aber die Wirkungen einer Butativehe; 
vgl. von Scherer Bd. 2 8 121 ©. 355, 356, alſo anders als nach ALR. und nah BGB. 

) L. 2 Cod de inutil. stipul. 8, 39: Libera matrimonia esse, antiquitus 
placuit. Ideoque pacta, ne liceret divertere, non valere constat. 1. 14 Cod. de 
nuptiis 5, 4. 

5) Nur die durch confarreatio geſchloſſene Manus:Ehe mußte durch feierliche 
diffarreatio aufgelöjt werden. Vgl. Danz, Lehrbudy der Gejchichte des römischen 
Rechts, Teil I (2. Aufl. 1871) 8 96 ©. 158 ff. 

°%)L. un. 1 $ D. unde vir et uxor 38, 11; L. 9 D. de divortiis 24, 2; 
vgl. hierüber Schleſinger in der Zeitjchrift für Rechtsgeſchichte, Bd. 5 ©. 193 ff. 
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an die Scheidung vermögensredhtlihe und perfünliche Strafen für den 
ſchuldigen Teil.!) 

Nah germaniſchem Rechte Fonnte die Auflöfung der Ehe auf 
Grund gegenfeitigen Einverjtändnifjes der Ehegatten erfolgen. Dagegen 
war die einjeitige Scheidung uriprünglid nur dem Manne geitattet, 
jdoh war eine Scheidung ohne vrechtlidyen Grund mit vermügens- 
rechtlichen Nachteilen für den Mann verbunden. Später wurde unter dent 
Einflufje des römischen Rechtes auch der Frau das Recht beigelegt, die 
Ehe einjeitig aus beſtimmten gejeßlichen Gründen aufzulöfen. ?) 

Die römiſch-katholiſche Kirche hat von jeher an dem Grundjaße der 
Unauflöslichfeit der vollzogenen Che feitgehalten und den Standpunft 
vertreten, daß die Ehe nur durch den Tod eines Ehegatten gelöjt werden 
nme?) Da jedoch nach fatholiicher Lehre das Saframent der Ehe und 
demgemäß die Unauflösbarfeit der Ehe erſt durdy die thatjächliche gegen 
jeitige Hingabe der Ehegatten zur Vollendung gelangt, jo iſt die Auflöfung 
der noch nicht fonfummierten Ehe (matrimonium ratum non consummatum) 
ausnahmsmweije zuläſſig. Diefe Fälle find nad geltendem Fanonischen 
Rechte: die Ablegung des mit dem Kloſtereintritte verbundenen feierlichen 
Gelöbniſſes der Keuſchheit (votum solemne castitatis) 4) und die Dispenfation 
des Rapjtes.d) 

Kennt zwar die katholiſche Kirche grundfäglich feine Trennung der 
Ehe dem Bande nad), jo geitattet fie doch eine Aufhebung der ehelichen 
Gemeinschaft unter Aufrechterhaltung des ehelichen Bandes durch Trennung 
der Ehegatten von Tijch und Bett (separatio quoad mensam et thorum), und 
zwar eine lebenslängliche (perpetua) wegen Ehebruch8 ſowie anderer fleijchlicher 
Verbrechen, und eine zeitliche (temporaria) aus mehrfachen anderen, dem 
Ermeſſen des geiftlichen Richter unterliegenden Gründen (Infidien, Sä- 
vitien, Dejertion).s) 

Die evangeliſche Kirche?) erfennt die Auflösbarfeit der Ehe aud) 
Die Zufendung eine® Scheidebriefß (libellus repudiü, I. 6 Cod. de repud. 5, 17) 
satte nicht die Bedeutung einer beionderen Scheidungsform, fondern fam nur als 
jiheres Kennzeichen des Scheidungswillend in jchriftliher Form gegenüber der 
mündlichen in Betracht, vgl. Schlefinger a. a. O. ©. 203 ff. 

) Val. 8. Wächter, Ueber Ehejcheidungen bei den Römern, 1522; Walter, 
Geihichte des römiſchen Rechtes, Teil II (3. Aufl.) ©. 128ff.; Schulin, Geſchichte 
des römischen Rechtes, $ 54; Klenze in der Zeitichrift für geſchichtliche Rechtswiſſen— 
Ihaft, Bd. 7 ©. 21fj. Ueber die erite Ehejcheidung in Rom vgl. Savigny, Ver: 
miſchte Schriften Bd. 1 (1850) S. 81 ff. 

”) Bgl. Loening, Geſchichte des deutjchen Kirchenrehts, Bd. 2 ©. 617 ff.; 
Oefiden, gut Beichichte der Eheicheidung vor Gratian (1894) S. 35 ff.; Quellens 
nahweije bei Friedberg a. a. D. $ 159 ©. 436 ff. 

Conc. Trid. Sess, 24 de sacram, matrimonii, can. 7; von Scherer a. a. O. 
8. 2 8 136; Hubrih a. a. O. 8 3 ©. 10ff.; Friedberg a, a. ©. 8 159. 

*) Conc. Trid. Sess. 24 can. 6. Hubrih a.a.0.$4 ©. 1dff. 

Hubrich a.a.D. 85 ©. 21ff.; von Scherer a. a. DO. Bd. 2 8 136 Anm. 47, 
Ueber die Lösbarkeit auch vollzogener Ehen nicht getaufter Perfonen und das ſog. 
privjjegium Paulinum vgl. von Scherer a. a. D. ©. 560 ff. 

*) Friedberg a. a. DO. $ 159; von Scherer a.a. OD. Bd. 2 $ 137; Hubrid) 


a. a. O. 88 7,8. 
NFriedberg a. a. O. $ 160; Richter-Dove-Kahl a. a. ©. $ 287; Hubrich 
a. a. O. S. 43 ff. 


$ 1564. 
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dem Bande nad) an und gejtattet dem unſchuldigen Teile die Wieder— 
verheiratung. Urjprünglich waren auf Grund von Ausjprüchen der heiligen 
Schrift die Scheidungsgründe auf die Fälle des Ehebruchs und der bös— 
lihen Verlaſſung (Dejertion im eigentlichen Sinne) bejchränft, jpäter wurde 
dann in analoger Anwendung diejer Scheidungsgründe auch in anderen 
Fällen (Sävitien, Inſidien, Quafidejertion) die Scheidung der Ehe zu— 
gelajjen.!) Einen entjcheidenden Einfluß auf das Sceidungsredt gewann 
die naturrechtlihe Schule des 18. Jahrhunderts, welche die Ehe für ein 
Vertragsverhältnis erklärte und von dieſem Standpunft aus die Auflöjung 
der Ehe nicht nur aus denjelben Gründen für gerechtfertigt erklärte, aus 
welchen die Aufhebung eines Vertrags zuläjiig erſchien, jondern namentlich 
auch von dem Geſichtspunkte der Erfüllung der Ehezwecke aus die Scheidungs— 
frage beurteilte. So gelangte man zur Scheidung wegen unbeilbarer Krank— 
heit, twegen Wahnfinnd, wegen unüberwindlicher Abneigung der Ehegatten 
und jchließlich zur Anerkennung der Auflösbarleit der Ehe auf Grund gegen 
jeitiger Einwilligung der Ehegatten und auf Grund einfeitiger Abneigung. 
Dieſe Ideen find auch in das Preußiſche Allgemeine Landrecht über: 
gegangen, das in diejer Richtung am weitejten gegangen ijt.?) Die im 
19. Sahrhundert gegen dieſe Ausdehnung des Scheidungsrecht3 eintretende 
Reaktion führte in Preußen nur zu einer Reform des Berfahreng in Ehejachen.?) 

Das Reichsgeſetz vom 6. Februar 1875 lieg das materielle Scheidungs— 
recht unberührt und bejtimmte nur, daß jtatt der bejtändigen Trennung der 
Ehegatten von Tiſch und Bett fortan die Auflöjung de3 Bandes der Ehe 
auszujprechen jei. Außerdem erklärte es in jtreitigen Ehejachen die bürger: 
lichen Gerichte für ausjchlieglich zujtändig; jede geiftliche oder eine durch 
die Zugehörigkeit zu einem Glaubensbekenntniſſe bedingte Gerichtsbarkeit 
war damit bejeitigt.*) 

III. Das BOB. fennt nur eine Scheidung der Ehe dem Bande nad); 
e3 fennt weder eine bejtändige noch eine zeitweijed) Trennung der Ehe— 
gatten don Tiih und Bett. Die Scheidung der Ehe erfolgt nur durch 
Urteil mit der Wirkung, daß mit der Nechtsfraft des Urteil die Auf- 
— der — eintritt.) Damit iſt das landesherrliche Eheſcheidungs— 


) Ueber die Selbſtſcheidung und die Entwickelung des landesherrlichen Ehe— 
art aan vgl. Stölzel, Ueber das landesherrliche Eheſcheidungsrecht, 1891, bei. 


2) 88 66955. TI 1 ALR. Das Scheidungsrecht wurde durch Friedrich den 
Großen völlig neu geregelt; das Projekt des corpus iuris Friedericiani von 1749, das 
in feinen eberechtlihen Beitimmungen in einem großen Teile der damaligen Monarcie 
Geſetzeskraft erlangte, war von naturredhtlichen Yrfejauuungen erfüllt. Das Zirkular- 
rejfript vom 27. September 1751 (N.c.c.I ©. 157) ging noch weiter als das 
Projelt und ließ die Scheidung auf Grund gegenjeitiger Einwilligung zu. Erſt das 
Editt vom 17. November 1782 (N. c. c. VII ©. 1613 ff.) trat den Mipbräuchen der 
überhand genommenen Eheicheidungen entgegen. Das Scheidungsrecht des Edikts 
ging dann mit gewiſſen Milderungen in das ALR. über; Svarez, Schlußvorträge 
©. 125, 156ff., 174. Hierüber ſ. Hubrich a. a. O. ©. 176 ff. 

s) VD. vom 28. Juni 1844 (85. ©. 153); vgl. hierüber Savigny, Dar- 
jtellung der in den preußiichen Gejeßen über die Eheicheidung unternommenen Reform, 
Vermiichte Schriften, Bd. 5 ©. 222 ff. *) 88 76, 77 Er ni = 

5) Vgl. jedoch $ 620 CPO. 98 1564 BG 
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veht, joweit es im einzelnen gemeinrechtlichen Gebieten nah Herkommen 
beitand, bejeitigt.!) 

Neben der Sceidungsflage gewährt das BGB.?) eine Klage auf 
Aufhebung der ehelihen Gemeinſchaft. Jedem Ehegatten, der auf 
Scheidung zu Klagen berechtigt it, jteht e8 frei, jtatt auf Scheidung auf 
Aufhebung der ehelichen Gemeinjchaft zu Hagen. Bei diejer Klage bleibt 
dad Band der Ehe beitehen, ſodaß die Eingehung einer neuen Che aus: 
geihlojien ijt, dagegen bleibt es den Ehegatten unbenommen, die eheliche 
Gemeinſchaft jederzeit wieder herzuitellen. 


2. Scheidungsgründe. 


8 198. 


a) Abfolute Scheidungasgrünsde.”) 


I. Das BGB. geht davon aus, daß ein Ehegatte die Scheidung 
grundjäßglich nur wegen eine ſchweren Verſchuldens des anderen Ehe— 
gatten verlangen darf.t) Damit ijt ohne weitere8 eine Scheidung auf 
Grund gegenjeitiger Einwilligung der Ehegatten oder auf Grund ein 
jeitiger Abneigung jowie wegen unverjchuldeter förperlicher Gebrechen oder 
Krankheiten des anderen Teiles ausgejchlojien.) Das BGB. erachtet eine 
auf Willkür der Ehegatten beruhende Scheidung mit dem Wejen der 
Ehe al3 einer über dem .Willen der Ehegatten jtehenden fittlihen und 
rehtlichen Ordnung für unvereinbar. 

Die auf dem Verjchuldungsprinzipe beruhenden Scheidungsgründe des 
BOB. jind teils abfjolute, teil3 relative. Abjolute Scheidungsgründe 
md ſolche, welche das Recht auf Scheidung jchlehthin auf Grund eines 
beitimmten Werhaltens des anderen Teiles begründen®); relative jind 
jolhe, welche nur dann die Scheidung rechtfertigen, wenn durch das jchuld- 
bafte Verhalten des anderen Teile8 nad) der Ueberzeugung des Richters 
eine jo tiefe Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes herbeigeführt ijt, daß 
dem verlegten Ehegatten die Fortjegung der Ehe nicht zugemutet werden 
fann.?) 


1) Das landesherrliche Scheidungsrecht war durch 8 76 des Perſonenſtands— 
geſetes nicht beſeitigt, es beſtand in Preußen für die Provinzen Schleswig-Holjtein 
und Hannover und für den Regierungsbezirk Kafjel als ein Akt jtaatshoheitlicher 
Gewalt, es hatte den Charakter einer im Gnadenwege erfolgenden landesherrlichen 
lex specialis. Vgl. Stölzel, Ueber das landesherrliche Eheſcheidungsrecht (1891) S.54 ff. 

) 8 1575 BGB. Näheres fiehe unten $ 202. 

2) Litteratur bei $ 197; ferner Gerhard, Die Sheigeibungßgründe des BGB, 
(Bortrag) 1899. A. B. Schmidt, Eheicheidung und richtextichen Ermejien, in der 
seitgabe der Giehener Juriitenfafultät für Dernburg (1900) ©. 3ff.; Glüdsmann, 
Die Eheicheidung nad) dem neuen Recht (1899). 

) Mot. IV ©. 567}. Eine Ausnahme von diefem Grundſatze macht nur 
die Scheidung wegen Geijtesfranfheit, $ 1569 BGB. 

) Im Gegenfage zum ALR. II 1 88 696, 697, 716-718. Gegen dieſe 
gehn ründe hatten ſich ſchon die — Reformentwürfe erflärt, vgl. 
Sabigny, Vermiſchte Schriften, Bd. 5 S. 271ff., 306 ff. 

9 8$ 1565—1567, 1569 BGB. ) 8 1568 BOB. 


8 15% 
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II. Die abjoluten Sceidungsgründe des BGB. find: Ehebruch, 
Doppelehe, widernatürlihe Unzucht, Lebensnachſtellung, bösliche Verlajjung 
und Geiftesfrankheit. 

A. Ein Ehegatte fann auf Scheidung Hagen, wenn der andere Ehe- 
gatte fih des Ehebruchs jchuldig madht.!) 

1. Der Begriff des Ehebruchs ijt für das Eherecht derjelbe, mie 
für das Strafrecht. Vorausſetzung iſt das Beſtehen einer gültigen Ehe; 
eine Ehe, bei deren Schließung die wejentliche Form nicht beobachtet und 
die nicht in da3 Heiratäregijter eingetragen ijt?), ift überhaupt feine Che 
und demgemäß kann hier auch Fein Ehebruch begangen werden. Anders 
liegt die Sache bei jonjt nichtigen oder bei anfechtbaren Ehen; da Dieje 
jolange als gültig anzujehen find, bis fie auf erhobene Nichtigfeitsflage 
oder Anfechtungsflage für nichtig erklärt find), jo kann während des Be- 
ſtehens jolcher Ehen und jolange nicht ihre Nichtigkeit durch Urteil erklärt 
ift, auch eine Scheidung wegen Ehebruchs erfolgen.t) 

Nur der vollendete Ehebrud) gewährt einen Grund zur Scheidung ), 
nicht dagegen der Verſuch des Ehebruchs. 

Das ALR.s) ftellte den unerlaubten Umgang, wodurch eine dringende 
Vermutung der verlegten ehelichen Treue begründet wurde, dem Ehebruche 
gleich, geitattete jedoch die Entkräftung diefer Vermutung und damit des 
Scheidungsgrundes durch den GegenbeweiS der Nichtvollendung des Ehe— 
bruchs.) Ebenſo ließ es die Scheidung wegen bloßen Verdachts des Ehe— 
bruchd dann zu, wenn ein Ehegatte troß gerichtlichen Verbots den ver- 
trauten Umgang mit einer verdächtigen Perſon fortjegte.) Alle diefe und 
jonjtige?) die ehelihe Treue verlegenden Thatbejtände bilden nad) dem 
BOB. Feine abjoluten Sceidungsgründe, jondern können nur nad) Lage 
des Falles al3 relative Scheidungsgründe in Betracht kommen. 

Notwendig ilt aber, daß der Ehebruch ſich al3 eine ſchuldhafte, dem 
Ehegatten zurechenbare Handlung darjtellt; eine ſolche it aber nicht vor— 
handen, wenn dev Ehebruch in einem Zuſtande begangen wird, in dem die 
freie Willensbejtimmung des Ehegatten ausgejchloffen it, 3. B. in einem 
Zujtande von Bewußtlofigfeit 1), von Geijtesfrankheit!!), infolge Irrtums 12) 
oder —— Notzucht. 


) $ 1565 Abj. 1 BOB. ?) 8 1317, 1324 BGB., ſ. oben ©. 659. 

j Val. oben S. 661, 669, 670. 

) Bol. aud Nectiprehung des ar in Straffahen, Bd. 8 ©. 277; Erler 
a.a. D. ©. 94; Davidjon a.a.D. ©. ! 

0) So aud) nad $ 670 I 1 ran. Ueber die Merkmale des vollendeten 
Ehebruchs vgl. Entſch. RG. in Strafiahen Bd. 7 ©. 299, Bd. 14 ©. 202 ff., 
S. 353 ff,; ferner Entih. NG. Bd. 9 No. 47 ©. 189 ff., Bd. 38 No. 47 ©. 181; 
Seuffert3 Archiv Bd. 39 No. 115, Bd. 52 No. 162. 6, 8 673 II 1 ACH. 
) Hergenhahn, Cheichliehungs- und Chejcheidungsredt, DD. 1 © 50-54, 
B. 265 . 51, 52. RO. in Grudots Beiträgen Bd. 31 No. 83 ©. 982 ff., Bd. 36 
o. 75 ©. 1051 ff. °) SS 674—676 II 1 ACH. 

®) 2. B. die Thatbeitände der 88 174, 176 StrGB. 

Red, Dahin gehört finnloje Trumfenpeit, Bolze, Praris des NG. Bd. 3 No. 839 

Bol. Striethorit Ardiv Bd. 52 ©. 243. 

“ Dgl. Zuriftiiche Wochenſchrift 1892 S. 21 No. 29; Bolze, Praxis des RES. 

Bd. 13 No. 530 ©. 294; Mot. IV ©. 583. 
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Da das BOB. der Frau in der Ehe grundfäßlich eine dem Manne 8 1565. 
gleihberechtigte Stellung einräumt, jo bejteht auch kein Unterjchied zwiſchen 
dem Ehebruche des Mannes und dem der Frau.) ?) 

2. Dem Ehebruche werden gleichgeftellt Bigamie und widernatür- „ame 
liche Unzuct.d) Vorausfegung für den Scheidungsgrund der Bigamie !de Unsuct. 
üt nicht das Beſtehen einer gültigen eriten Ehe, jondern lediglich die 
Thatjache, daß ein Ehegatte eine neue Ehe eingeht, bevor die erite auf: 
gelöit oder für nichtig erklärt ift, mag die erite Ehe gültig oder ungültig 
ſein.) Doc entfällt der Scheidungsgrund, wenn ein Strafausichliefungs- 
grund 5) vorliegt, 3. B. der Ehegatte des irrigen Glaubens geweſen iſt, 
jeine erite Ehe jei durch den Tod aufgelöjt oder für nichtig erklärt wor: 
den.d) Da die Bigamie einen jelbjtändigen Scheidungsarund bildet, jo 
braucht der Hagende Ehegatte nicht zu beweilen, daß die zweite Ehe aud) 
fonjummiert jei; einen jelbjtändigen Scheidungsgrund wird fie allerdings nur 
für die feltenen Fälle abgeben, in denen eine Konſummation der neuen 
Ehe nicht ftattgefunden hat.) Auch in diejen Fällen ift nur die Vollen- 
dung, nicht jchon der Verjuch der Strafthaten ein abjoluter Scheidungs- 
grund.®) 

3. In allen drei Fällen ijt die Scheidung ausgeichloffen, wenn der 
Hagende Ehegatte dem Ehebruch oder der jtrafbaren Handlung zuge 
ſtimmt oder fi der Teilnahme (Mitthäterjchaft, Anitiftung, Beihilfe) 
Ihuldig gemacht hat.?) 

Denn Zujtimmung oder Teilnahme bei den jtrafbaren Handlungen 
des andern Ehegatten lajjen auf einen folhen Tiefftand des eigenen fitt- 
lichen Bewußtjeind und der eigenen ehelihen Gefinnung des Hagenden 
Ehegatten jchliegen, daß er die Unerträglichleit eines weiteren Zufammen- 
lebend mit dem anderen Teile nicht mehr geltend machen kann und daß 
damit die Entjtehung des Scheidungsanſpruchs in feiner Perſon von vorn- 
berein ausgeſchloſſen wird.0) 

Die Zuſtimmung entbehrt des rechtsgeſchäftlichen Charakters; ſie kann 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend vor oder nach Begehung der ſtrafbaren 
Handlung erteilt werden, jo daß jedes Verhalten des Ehegatten, durch 
dad fein Einverftändnis mit der ftrafbaren Handlung des anderen Ehe— 
gatten erkennbar wird, ſich als Zuftimmung darjtellt. Won dieſem Ge- 
'ichtspunft aus, kann 3. B. die Zuftimmung zum Ehebruche nicht blos im 


> Anders das ALR. II IS 671. 
) Wegen Freititellung der Perfon, mit welcher der Ehebruc begangen worden 
it, im Scheidungäurteile, vol. oben ©. 645, 646, 8 624 CPO. 
8 1565 Abſ. 1 BGB., 88 171, 175 StCB,, $ 672 IT 1 ACH. 
*, Siehe oben ©. 660. 
j ss 51—54 StrGB. 
*) Alfo anders, als bei der eivilrechtlichen Geltendmachung der Nichtigkeit der 
zweiten Ehe als Doppelehe, ſ. oben S. 661. 
) Mit. IV ©. 583, 584. 
) Die verjuchten Strafthaten fünnen als relative Gründe in Betracht fommen, 
3 1568 BGB. 
’, & 1565 bi. 2 BEGB., 88 47 -49 StrGB. 
:c) Bol. Brot. II S. 5662 (Bd. 4 ©. 400). 
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einzelnen Falle, jondern allgemein im voraus erteilt werden.!) Jedenfalls 
it die Zuſtimmung jederzeit widerruflich.?) 

Dagegen wird nah BGB., abweichend vom ALR.?), der Scheidungs- 
anſpruch nicht dadurch ausgeſchloſſen, dat der klagende Ehegatte durch fein 
eigenes umfittliche8 Verhalten dem anderen Teile Anlap zur Begehung der 
Strafthaten gegeben hat, 3. B. durch bösliche Verlaſſung oder durch Ver— 
weigerung der ehelichen Prlicht.*) 

B. Ein abjoluter Scheidungsgrund liegt nach BGB.5) in Ueberein— 
ftimmung mit dem ALR.s) ferner vor, wenn ein Ehegatte dem andern 
nach dem Leben trachtet, d. h. Handlungen begeht, welche die ernſt— 
lihe Abjicht erkennen lafjen, den Tod des anderen Teil herbeizuführen.) 
Auf die Tauglichkeit oder Untauglichfeit des etwa angemwendeten Mittels 
fann e8 hierbei nicht ankommen, jondern auf die durch die Handlung be— 
thätigte Willensrichtung, die ſich als eine jchwere Verlegung der ehelichen 
Gemeinschaft daritellt.) Deshalb können unter Umjtänden auch bloße Be— 
drohungen mit der Begehung eines Mordes oder eined Totichlagd den 
TIhatbeitand der Lebensnacditellung erfüllen, fofern nur die Drohung auf 
die ernftliche Abficht ihrer Verwirklichung jchließen Täßt.?) 

Eine das Leben oder die Gejundheit gefährdende Behandlung oder 
Thätlichkeit kann Dagegen nur als relativer Scheidungsgrund wirkſam twerden.!) 

C. Abjoluter Scheidungsgrund iſt auch, wie jhon nad ALR.!u), bös— 
liche Verlajjung.??) Tas gemeine protejtantiiche Eherecht !3) unterjchied 
bei der böslichen Verlafjung (malitiosa desertio) zwijchen den Fällen, wo 
der Ehegatte jich an einen unbefannten oder dem Gerichte nicht erreich— 
baren Ort in der Abficht begeben hatte, das eheliche Zuſammenleben für 
immer aufzuheben, und den Fällen, wo der Aufenthalt des entwichenen 
Ehegatten befannt und dem richterlichen Arme erreichbar war (jog. Quaſi— 
dejertion). 4) In Fällen der erjten Art erfolgte nach wiederholter öffent- 
liher Ladung die Scheidung der Ehe in contumaciam; in Fällen der 
zweiten Art wurde die Ehe nad erfolglofen Zwangsmaßregeln zur Wieder: 
heritellung des ehelichen Lebens gejchieden. 





1) Nach gemeinem proteſtantiſchem Eherechte war die Frage ſtreitig, ob die im 
voraus erteilte Erlaubnis zum Ehebruche die Scheidungsklage auäthliche (vgl. 
Seuffert3 Archiv Bd. 8 No. 268, Bd. 20 No. 41, Bd. 27 No. 139, Bd. 28 No. 34, 
Bd. 41 No. 191, Bd. 42 No. 215, Bd. 44 No. 106); auch im ALCR. war dieje 
Frage nicht augdrüdlic entichieden, die Praxis aber verneinte die Frage; Striethorſt 
Archiv Bd. 61 ©. 281; RG. in Gruchots Beiträgen Bd. 24 No. 77 ©. 917, Bd. 29 
No. 77 ©. 97; Hubrich 0.0.0. ©. 125. 

) So auch Enneccerus-Lehmann Bd. 2 S. 340. 

») 8 719 II 1 ALH. q) Mot. IV ©. 587. 

5, 8 1566 BOB. Val. BRK. ©. 110, 111. 6, 8 699 II 1 ALH. 

’, Ein jtrafbarer Verfuch ijt nicht erforderlih. Scherer, Familienrecht, S. 238. 

®) Darauf deutet aud) das Wort „trachtet“, das die Intenfität und Zäbig- 
feit a verbrecheriſchen Willens zum Ausprude bringt. 

= aud) Davidſon a. a. D. ©. 

3 Abweichend $ 699 II 1 ACH., er diefe Gründe der Lebensnachſtellung 
gleichitellt. BRK. ©. 111. 

11) 88 677—693 II 1 ALHR. 1 8 1567 BOB. 

18, Michter-Dove-flahl a. a. O. 8 — S. 1185; Hubrich a. a. O. S. 80. 

14) Beiſpiele bei Hergenhahn, a. a. O. Bd. 1S. 58—63, Bd. 2 ©. 59—64. 
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Die bösliche Verlaſſung des preußiichen Rechtes umfahte ebenfalls die 
Säle der Dejertion und der Duafidejertion.!) Jedoch wurde die bösliche 
Verlajjung eines feinem Aufenthalte nad) unbekannten Ehegatten (Quaſi— 
deiertion) erſt dann zu einem Sceidungsgrunde, wenn der Ehegatte einem 
gegen ihn erlafjenen amtsrichterlihen Nüdfehrbefehle feine Folge ge— 
leiftet hatte ?), wobei übrigens die bösliche Verlaſſung nicht jchon deshalb 
als feitgejtellt angenommen werden durfte, weil der erlajjene Befehl nicht 
befolgt wurde.3) 

Unter böslicher Berlajjung verſteht das BOB.t) in wejentlicher Ueber: 
einjtimmung mit dem bisherigen Nechted) jede eigenmächtige und wider— 
rechtliche, in böslicher Abficht erfolgte Aufhebung der häuslichen Gemeinjchaft.‘) 

Die Vorausjegungen für die Scheidung wegen böslicher Verlafjung 
ind num verjchieden, je nachdem der Aufenthalt des ungetreuen Ehegatten 
befannt und dem Gericht erreichbar (Quafidejertion) oder unbefannt und 
nit erreichbar (Dejertion) iſt. 

1. Im Falle der Duafidefertion jegt die Scheidung voraus, daß 
der abtrünnige Ehegatte auf erhobene Klage?) des unjchuldigen Ehegatten 
zur Herſtellung der häuslichen Gemeinjchaft rechtskräftig verurteilt worden 
it. Ein weiteres Erfordernis it, daß der verurteilte Ehegatte ein Jahr 
lang von der Rechtskraft dieſes Urteil3 an?) gegen den Willen des 
anderen Ehegatten in böslicher Abjicht dem Urteile nicht Folge geleijtet 
hat. Erit nad) Ablauf diefer Friſt ift der unfchuldige Ehegatte berechtigt, 
die Scheidung zu verlangen.®) 

a) Die Herjtellung der häuslichen Gemeinjchaft begreift inhaltlich) 
nur einen Teil der durch die eheliche Gemeinjchaft begründeten Pflichten 19), 
nämlich die Pflicht zum räumlichen Zujammenleben der Ehegatten. Eine 
Ionitige Verlegung der aus der Lebensgemeinjchaft jich ergebenden Pflichten 





) 88 677, 688 II 1 ALM. 

?) Den — Teil trafen aber feine Zwangsmaßregeln. 

) $ 685 II 1 ALR., $ 5 AG. z. CPO., $ 16 N0.7 u. 8 EG. 3 . EBD. 
(alte Saflung)- RES. in Gruchots Beiträgen Bd. 28 No. 65 ©. 953; ee 
a. a. O. Bd. 1 ©. 64-75, Bd. 2 ©. 65—72. 

*) Eine Begriffsbejtimmung giebt das BGB. nicht, fie ergiebt ſich aber aus 
dem Inhalte der gejeglichen Borjchriften, $ 1567 BGB. 

Val. RG. in Gruchots Beiträgen Bd. 30 No. 48 ©. 850; Entih. RG. 
Bd. 15 Wo. 43 ©. 203; Seuffert3 Arhiv Bd. 42 No. 35, No. "303, Bd. 47 
No. 199. 6) Bol. $ 1567 BOB. 

) Voraudgehen muß ein —————— $ 606 Abſ. 1, 88 608-610 CPO. 
Einen Rüdtehrbefehl fennt dad BGB. aljo nicht. 

) 8 705 CPO. Eine Zwangsvollſtreckung aus diefem Urteile findet nicht ftatt, 
$ 888 Abi. 2 CPO.; es dient nur zur Vorbereitung des Scheidungsverfahreus. 

9 Da "bögliche Berlafjung nur vorliegt, wenn die einjährige Friſt verjtrichen 
ift, der Ablauf diefer Frijt aber Vorausfegung für den Sceidungsaniprud) it, jo 
mup die Friſt jedenfall zur Zeit der erjten mündlichen Verhandlung im Scheidungs⸗ 
verfahren abgelaufen ſein, ſonſt muß die Klage abgewieſen werden. Es genügt 
alſo nicht, dab die Friſt zur Zeit der Erlaffung des » Sheidungsurteils verjtrichen 
iit (jo Erler a. a. O. ©. 108; Davidfon a. a. O. ©. 52, 53). Es iſt aber auch nicht 
richtig, daß das Amtsgericht den Antrag auf Anberaumung eines Sühnetermind ab— 
Ei. babe, wenn ihm der Friſtablauf nicht nachgemwiejen wird, wie Gerhard a. a. O. 

. 11 behauptet; eine joldhe re iteht dem Amtsgericht überhaupt nicht zu. 

10, Vgl. oben $ 178 ©. 6 


S 1567. 


Duafis 
dejertion. 


8 1567. 
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fann deshalb niemal3 al3 bögliche Verlafjung in Betracht fommen.!) Die 
Aufhebung der häuslichen Gemeinſchaft muß ſich al3 eine räumliche Trennung 
der Ehegatten mit oder ohne Veränderung des Aufenthaltsortes im Sinne 
einer thatjächlichen Abjonderung des einen Ehegatten vom anderen daritellen.?) 

In diefem Sinne liegt bösliche Verlaſſung nicht nur dann vor, wenn 
ein Ehegatte die häusliche Gemeinichaft jeinerjeit3 preisgiebt, jondern aud) 
dann, wenn ein Ehegatte den anderen verjtößt und ſich grundlos weigert, 
ihn wieder aufzunehmen.?) 

Die Aufhebung der ehelicdyen Gemeinjhaft muß ferner eigenmächtig 
und ohne rechtmäßigen Grund erfolgen, und gerade Zwed der Verurteilung 
zur Herſtellung der häuslichen Gemeinschaft iſt e8, dem abtrünnigen Che- 
gatten Die Widerrechtlichkeit jeiner Handlungsweile zum Bewußtjein zu bringen. *) 

Da der auf Herjtellung des ehelichen Lebens gerichtete Rechtsſtreit zu 
der Nlarjtellung dienen jol, ob die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft 
aus rechtmäßigen Gründen erfolgt ijt oder nicht, jo kann der beflante 
Ehegatte der Klage Thatjachen entgegenjegen, die das Verlangen des 
Hagenden Ehegatten nad Heritellung der häuslichen Gemeinjchaft als einen 
Mißbrauch feines Nechtes ericheinen laſſen oder die ihn berechtigen würden, 
auf Scheidung zu Hagen.) Die Trennung der Ehegatten iſt hiernad dann 
gerechtfertigt, wenn fie duch ein dem Wejen und den fittlihen Anforde- 
rungen der Ehe derartig wideriprechendes Verhalten de anderen Ehe— 
gatten veranlaft iſt, daß dem ſich trennenden Ehegatten die Fortſetzung 
der häuslichen Gemeinschaft nicht oder wenigſtens jolange nicht zugemutet 
werden kann, bis der andere Teil unzweideutige Beweiſe für eine Aenderung 
jeines Verhaltens gegeben hat.) Hiernach liegt z. B. für die Frau ein 
rechtmäßiger Grund zur Aufhebung der häuslichen Gemeinjchaft vor, wenn 
jie ſich wegen fortgejeßter Mifhandlungen oder Bedrohungen”), wegen 
Berjagung der ihr im gemeinjchaftlichen Hausweſen zulommenden Stellung 8), 
wegen Nichtgewährung zureichender oder jtandesmäßiger Wohnung®), oder 
wegen Berjagung des Unterhalt3!%) vom Manne getrennt hat.!!) 


) Deshalb kann 3. B. die Verweigerung der jpezifiihen ehelichen Pflicht nur 
als relativer Scheidungsgrund nad) $ 1568 BGB. wirken. 

) In dieſem Sinne liegt Aufhebung der häuslichen Gemeinjchaft aud) vor, 
wenn die Ehegatten zwar in demjelben Haufe, ja in derjelben Wohnung, wenn auch 
in verichiedenen Wohnräumen, wohnen, ſich aber thatjächlih von einander abjondern. 
Dal. Präj. No. 942 des vormaligen Ob.-Trib. vom 9. November 1840, vgl. auch 
Davidjon a. a. ©. ©. 47 u. Erler a. a. O. ©. 101. 

) Die Bejtimmung des ALR. II 1 $ 687, dab der Mann die Frau, die ſich 
eigenmächtig und ohne rechtmäßigen Grund von ihm getrennt hat, nicht eher wieder 
aufzunehmen braucht, biß fie ihren inzwiſchen geführten unbeicholtenen Wandel durd) 
glaubhafte Zeugnifie nachgewiejen bat, ift vom BGB. abgelehnt. 

) Denkſchr. S. 214. ) 88 1353, 1354 BOB. 

* Entſch. RG. Bd. 40 No. 42 ©. 161; RG. in Gruchots Beiträgen Bd. 34 
0. 25 ©. 727 ff. 
) RG. in Gruchots Beiträgen Bd. 26 ©. 1161, Bd. 29 No. 6 ©. 120, Bd. 30 





No. 48 S. 850; Bolze, Praxis des RG. Bd. 6 ©. 263 No. 672; Zur. Wochenſchr. 


1586 ©. 26 Wo. 69. °) Bolze, Praxis Bd. 2 ©. 298 No. 1151. 
», Entih. RG. Bd. 5 No. 43 ©. 165, Bd. 15 No. 40 ©. 188, Bd. 23 
No. 33 ©. 102. 10, Seufferts Archiv Bd. 49 No. 254. 


11) Weitere Beifpiele ſ. bei Scherer a. a. ©. S. 244 und bei Davidion a. a. O. S. 35 ff. 
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Unzuläſſig it aber, im Gegenſatze zum ALR.!), der Einwand der 
Frau, daß ihr die Pflicht, dem Manne zu folgen, durch einen vor oder 
während der Ehe geichlofjenen Vertrag erlafien fei, denn ein jolcher Ver— 
trag wäre nichtig 2), jelbjt wenn er vor dem 1. Januar 1900 geichlojien 
märe.?) 

b) Die Vorklage auf Herjtellung der häuslichen Gemeinjchaft ſetzt 
aber voraus, daß der Hagende Ehegatte jeinerjeitS den erniten Willen 
bat und bereit ijt, die Gemeinjchaft herzuftellen und die Ehe fortzujeßen. 
Ergeben die näheren Umftände des Einzelfall den Mangel eines jolchen 
ernitlihen Willens), jo kann von böslicher Verlafjung feine Nede jein. 

Zum Sceidungsgrunde wird die einjeitige Aufhebung der häuslichen 
Gemeinschaft erſt dann, wenn der abtrünnige Ehegatte ein Jahr lang von 
der Nechtöfraft des auf die Vorklage ergangenen Urteil3 an gegen den 
Willen des anderen Ehegatten in böslicher Abficht dem Urteile keine Folge 
geleijtet, aljo die Heritellung der häuslichen Gemeinjchaft halsjtarrig und 
hartnädig verweigert bat.>) 

Da die Trennung des Ehegatten gegen den Willen des anderen 
erfolgen muß, jo ergiebt jich, daß eine bösliche Verlaffung auch dann nicht 
vorliegt, wenn die Vorklage auf Wiederheritellung der Gemeinſchaft nur in 
der einverjtändlichen Abjicht erhoben it, einen Scheingrund für die 
Scheidungsklage zu gewinnen, nicht aber in der Abjicht, den anderen Che: 
gatten ernſtlich zur Wiederherftellung der häuslichen Gemeinjchaft zu ver— 
anlajjen.e) Gewinnt aljo das Gericht die Ueberzeugung, daß die Trennung 
auf einem gegenjeitigen Einverjtändnijje der Ehegatten beruht, und 
dab die Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft nur als ein Mittel benutzt 
worden it, um eine Scheidung auf Grund gegenfeitiger Einwilligung durch- 
zujeßen, jo ijt die Scheidungsflage abzuweiſen. 

e) Die Weigerung des abtrünnigen Ehegatten, dem Urteil auf Her- 
itellung der häuslichen Gemeinschaft Folge zu leiften, muß auf böslicher 
Abjicht beruhen, d. 5. durch den Willen bejtimmt jein, die häusliche Gemein- 
ihaft zu zerreißen (animus matrimonii dirimendi)., Eine Berlaffung in 
böslicher Abjicht liegt alſo vor, wenn der verurteilte Ehegatte fich bewußt 
ehewidrig dem Urteile gegenüber verhält und in dieſem erhalten be- 
harrt.) Die Böslichkeit der Abſicht ift aber dann ausgeichlojien, 
wenn jih nad) dem Erlajje des Urteild auf Wiederherftellung der Gemein- 


1) 8 682 II 1 ACH. 

) ©. oben S. 680; $ 138 BGB. 

) Art. 199 EG. 5. BOB. 

*) Eine Beweispflicht für die Ernitlichkeit des Klagebegehrens liegt jedoch dem 
Kläger nit ob. Das Gericht kann aber von Amtswegen ſolche Umſtände berüd: 
hohtigen. $ 622 CPO. 

®, & 1567 Abi. 2 No. 1 BEP. 

®) Bolze, Braris des RG. Bd. 9 No. 504, Bd. 15 No. 425; Jur. Wochenſchr. 
1391 ©. 365 No. 44; Hergenhahn a. a. D. Bd. 1 5. 64, Bd. 2 ©. 67, 68, 71; 
en. RG. Bd. 31 No. 42 ©, 203. RG. in Gruchot3 Beiträgen Bd. 29 No. 6 

) Bal. aud) Hubrich a. a. O. ©. 85, 93, 190. Das Bewuhtjein feines ehe: 
widrigen Verhaltens erlangt der Ehegatte ſpäteſtens durch feine rechtskräftige Ver: 
urteilung auf die Bortlage. 

Leste, Allg. Preuß. Landredit. 51 
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Ihaft und vor dem Frijtablaufe neue Thatjachen !) ereignen, die eine 
Trennung der Ehegatten auch ohne richterliche Erlaubnis zu rechtfertigen 
vermögen, oder wenn der verurteilte Ehegatte au) nur in dem guten 
Glauben ſich befand, daß ſolche nadträglihe Nechtsgründe vorhanden 
jeien.?) 

Die Nichtbefolgung des gerichtlichen Urteils innerhalb der gejeglichen 
Frist jtellt die Umverjöhnlichfeit und Hartnädigfeit des abtrünnigen Ehe- 
gatten Kar und läßt den Scheidungsanipruh auf der Grundlage der ur— 
teil3mäßig feitgejtellten Pflicht zur Herjtellung der häuslichen Gemeinjchaft 
entjtehen. 

d) Wird die häusliche Gemeinschaft innerhalb der gejeßlichen Friſt 
wiederhergeitellt, jo ift die Scheidungsflage bejeitigt.?) Andererſeits wird 
der einmal entjtandene Anſpruch auf Scheidung nicht dadurch ausgeſchloſſen, 
daß der Jchuldige Ehegatte nach Ablauf der einjährigen Friſt und vor 
Erlaß des Sceidunggurteild fi zur Fortjeßung der häuslichen Gemein= 
ichaft erbietet.*) Nur die wirkliche Heritellung der häuslichen Gemeinjchaft 
durch beide Ehegatten würde den Scheidungsgrund bejeitigen und damit 
die Scheidungdflage erledigen. 

2. Der Fall der eigentlihen Dejertion liegt vor, wenn der 
Aufenthalt des abtrünnigen Ehegatten unbefannt oder dem Gerichte nicht 
erreichbar ijt, jo daß feine Ladung nur durd öffentliche Zuftellung bewirkt 
werden fann.d) In diefem Falle bedarf es in Uebereinjtimmung mit dem 
früheren NRechte®), einer vorausgehenden Verurteilung zur Heritellung der 
häußlihen Gemeinſchaft nicht, vielmehr liegt bösliche Verlafjung ſchon dann 
vor, wenn ein Ehegatte fich ein Jahr lang gegen den Willen des anderen 
Ehegatten in böslicher Abficht von der häuslichen Gemeinschaft ferngehalten 
hat und die Vorausſetzungen für die öffentliche Zuftellung ?) jeit Jahres— 
frift gegen ihn bejtanden haben. Liegt diejer Thatbeitand vor, jo ijt die 
Erhebung der Scheidungsklage zuläffig.®) 

Die Vorausjegungen der öffentlichen Zujtellung müfjen nicht nur zur Zeit 
der Erhebung der Sceidungsflage, jondern bis zum Schlufje derjenigen 
mündlichen Verhandlung, auf welche daS Urteil ergeht, bejtehen.?) Andern— 
falls ijt die Klage abzuweifen, dem Kläger bleibt es jedoch unbenommey, 








) Auf Thatjachen, die fih vor dem Urteil im Vorprozeß ereignet haben und 
und die der Bellagte damals hätte geltend machen können, fann er im Scheidungs- 
—— — mehr zurück — 

ot. IV ©. 590; a. M. Entſch. RG. Bd. 40 No. 42 ©. 161. 

. Foren dann die Häusliche Gemeinschaft wieder aufgehoben, jo muß der ver: 
lafjene Ehegatte von neuem auf Herjtellung der häuslichen Gemeinjchaft Hagen und 
wieder ein Jahr N * er auf Scheidung klagen kann. 


‘% Mot. IV ©. Prot. II ©. 5663 ff. (Bd. 4 S. 402-404), BRK. 
E 113, 114. So * * preuß. Rechte; vgl. RG, in Gruchots Beiträgen Bd. 24 
. 495. ) $ 1567 Ubi. 2 No. 2 BGB. 
°) 88 688—693 II 1 ACR. ” $ 203 CPO. 


) Eines Sühneverjuch® bedarf e8 nicht, $ 611 CPO. 

®, Dies kann unter Umftänden and) noch die Reviſionsinſtanz jein, denn das 
Vorhandenſein der Vorausjegungen in Anjehung der öffentlichen Zuftelhung unter: 
liegt der Dffigialprüfung bes Gerichts; jo auch Gerhard a. a.D. ©. 17; Rland- 
Unzner Bd. 4 ©. 320; a. M. Erler a. a. ©. S. 111 Ann. 41; Davidfon a. Fi D ©. 33. 


$ 198. Abjolute Scheidungsgründe. 803 





ohne daß es der Erhebung einer neuen Klage bedarf, die Verurteilung des $ 1569. 
Beklagten zur Wiederherftellung der häuslichen Gemeinjchaft zu beantragen.!) 

D. Zu den abjoluten Scheidungsgründen gehört nad) BOB. in Ueber: 
einjtimmung mit dem ALR.?) die unheilbare Geiftesfrantheit.!) Das weites 
BGB. macht hier eine Ausnahme von dem VBerjchuldungsprinzipe, wo— trankheit. 
nah grundjäglicd; nur wegen Verſchuldens eines Ehegatten die Scheidung 
der Ehe zuläjfig iſt. 

Geijtesfrankheit ift jedoch nur dann ein Scheidungsgrund: 

1. wenn die Krankheit während der Ehe wenigjtens drei Jahre *) gedauert hat, 

2. wenn die Krankheit einen joldhen Grad erreicht hat, daß die 
geiftige Gemeinſchaft zwijchen den Ehegatten aufgehoben ijt’) und 

3. wenn jede Ausficht auf Wiederherjtellung diejer Gemeinjchaft aus— 
geihlofjen. 

Ob dieje Vorausſetzungen vorliegen, hat das Gericht nad freiem Ermefjen 
zu prüfen; jedoch darf es erjt dann auf Scheidung erkennen, nachdem es einen 
oder mehrere Sadjverjtändige über den Geijteszujtand des Beklagten gehört hat.°) 

Welche Art der Geiftesfrankheit vorliegen muß und was überhaupt 
unter Geijtesfrankheit zu verjtehen ift, jagt das Geſetz nicht”); es überläßt die 
Seititellung ſomit der medizinischen Wiſſenſchaft.) Eine Entmündigung braucht 
nicht erfolgt zu jein, die Scheidungsflage kann alſo aud) gegen einen nicht 
entmündigten Ehegatten erhoben werden, dem dann aber zur Führung des 
Rechtsſtreits ein Pfleger zu beitellen ift.?) 

Daß die Geijtesfrankheit erjt während der Ehe entjtanden ift, wird 
vom Gejeße nicht erfordert; beſtand jie jedoch ſchon zur Zeit der Ehe- 
ſchließung, jo ift die Ehe nichtig.!9) 





) Entw. I $ 1443 Abi. 3 enthielt dieje Beitimmung ausdrüdlich; die II. Kom— 
miſſion hat fie als jelbjtverjtändlich geitrihen. Mot. IV ©. 593, Prot. II ©. 5668 
(®. 4 ©. 404). 

) $ 698 II 1 ALR.; dahin rechnete das ALR. Raſerei und Wahnfinn, nicht 
auch Blödfinn; Entih. NG. Bd. 16 No. 55 ©. 234. 

) 8 1569 BGB. Lenel, Deutjche Juriften-Ztg. 1900, S.215 ff. Diefer Scheis 

dungägrund war im Entwurf I verworfen; vgl. Mot. IV ©. 570—572; erſt die II. Kom— 
miſſion befhloß feine Zulafiung (Prot. II S. 5707—5718, Bd. 4 ©. 423—429). Nach— 
dem dann in der Reichstagskommiſſion ( BRK. S. 116—118) und in der zweiten Leſung 
im Plenum (Sten.Ber. S. 2946— 2967) der Scheidungdgrund wieder abgelehnt war, 
—* bei der dritten Leſung (Sten.Ber. S. 3084—3089) die Wiederherſtellung 
der Regierungsvorlage, aljo die Anerkennung dieſes Scheidungsgrundes, 
. 4) Drei Jahre von der ge, an rückwärts gerechnet; jo auch v. Staus 
Er rt ge Bd. 4 ©. 340 Anm. 2a zu $ 1569; Hubrich im Archiv für d. 
civil. Praris, Bd. 85 ©. 66 Anm. 15; Davidfon a. a. ©. S. 81; Erler a. a. ©. ©. 118. 
A. M. Endemann Bd. 2 ©. 682 Unm. 33; Gerhard a. a. D. ©, 19. 

s) Die geiftige Gemeinjchaft ift aufgehoben, wenn der Franke Ehegatte Fein Ver: 
ſtändnis mehr für die fittlichen Pflichten des ehelichen Lebens und fein Bewußtſein 
der gemeinichaftlich beitehenden Interejien hat. Vgl. aud) Endemann Bd. 2 ©. 682 
Anm, 30, der mit Recht die Auffafjung der Prot. II ©. 5713 (Bd. 4 ©. 426) umd 
danach Planck-Unzner IV ©. 322 Anm. 3a als zu eng bezeichnet. 

°, 8 623 CPO. Verlegung diejer Vorſchrift begründet die NRevifion. 

) Bol. SS 27,28 I1 ACH. Siehe oben ©. 35. 

9 Blohe Geiſtesſchwäche genügt jedenfalls nicht zur Scheidung. 

», 8 1910 Abi. 2, $ 38 RFrG. * Entſch. RG. Bd. 30 No. 55 S. 184. 

0, 88 1325, 104, 105 BGB.; vgl. oben S. 659, 660. 
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8 1568. Im Falle der Scheidung hat der klagende Ehegatte dem geijtesfranfen 
Berurteilten Unterhalt in gleicher Weile zu gewähren, wie ein allein 
für fchuldig erflärter Ehegatte!) Lebte der geichiedene Ehegatte in allge- 
meiner ütergemeinjchaft oder in Fahrnisgemeinichaft, jo jtehen ihm in 
Anjehung der Auseinanderjegung ebenfalld die Rechte eines unjchuldigen 
Ehegatten zu.?) 


$ 199. 


b) Relative Scheidungsgründe.?) 


Prinzip der I. Während das ALR. nur abjolute Scheidungsgründe anerkannte, hat 

Nelativität. da8 BGB. die jonjtigen Gründe, aus denen die Scheidung wegen eines 
ihuldhaften Verhaltens verlangt werden fann, auf ein gemeinjames Brinzip 
zurüdgeführt, nad) dem zu beurteilen it, ob im einzelnen Falle das Ver— 
halten eines Ehegatten einen Anſpruch auf Scheidung begründet. Nach 
diejem Prinzipe können nur ſolche Thatjahen zur Klage auf Scheidung 
führen, welche eine Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes verurjacht 
haben. Dieje Zerrüttung muß aber entweder dur ſchwere Verletzung 
der durch die Ehe begründeten Pflichten oder durch ehrlojes oder un— 
jittliche8 Verhalten des beklagten Ehegatten verjchuldet ſein.) Die 
Zerrüttung muß ferner eine jo tiefe fein, daß dem unjchuldigen Ehegatten 
die Fortjeßung der Ehe nicht zugemutet werden fann.®) 

Schwere Ver: II. Al3 Beijpiel einer jchweren Verletzung der ehelichen Pflichten 
——— nennt das Geſetz nur die grobe Mißhandlung.“) Damit iſt aber weder 
vᷣiuchien. gejagt, daß jede grobe Mißhandlung die Scheidung rechtfertige, noch ver— 

neint, daß nicht auch wegen einer nicht groben Mißhandlung die Scheidung 
zuläſſig ſein könne.) Auch bier kann nur das freie verſtändige Ermeſſen 
des Richters unter Berückſichtigung der perſönlichen Verhältniſſe der Ehe— 
gatten, ihrer Bildungsſtufe, ihrer Anſchauungen, Sitten und Lebensgewohn— 
heiten entſcheiden. 


81583 BGB.; vgl. auch $ 759 II 1 ALR. Siehe unten ©. 813 ff. 

2) 8 1478 Abi. 3, $ 1549 BOB. 

s) Mot. IV ©. 503ff., Dentihr. S. 215, Prot. II ©. 5671 ff. (Bd. 4 ©. 405 ff.), 
DRK. ©. 114ff., Sten.Ber. ©. 2937 ff. Litteratur bei $ 197. 

*) 8 1568 Cap 1 BGB. Ob ein beitimmtes Verhalten eine ſolche Zerrüttung 
des ehelichen Lebens herbeigeführt bat, muß der Richter nach den Umſtänden des 
einzelnen Falles und unter X Bertidfichtig igung des Wejens der Ehe ald eines Lebens— 
verhältnifie8 von vornehmlich fittliher Natur enticheiden. 

d) Die Scheidung iſt hiernady ausgejchlofien, wenn der Hagende Ehegatte dem 
Verhalten des anderen Teiles zugejtimmt oder daran teilgenommen bat. Mot. IV 
©. 596. 

°) 8 1568 Sat 2 BGB. Val. 8 699 II 1 ACH. 

) Eine grobe Mißhandlung kann 3. B. in Uebereilung oder in heftiger Leiden- 
ihaft begangen fein, ohne daß dadurch eine Zerrüttung des ehelichen Lebens herbei- 
geführt wird. Entjchuldigt fann die Mißhandlung auch fein, wenn fie in Abwehr 
eines Angriffs erfolgte (vgl. Gruchot Bd. 30 No. 83 ©. 987), aud Tann ein Exceß 
in der Notwehr entichuldbar jein, vol. $ 53 StGB. Dagegen ift nicht erforderlich, 
da die Mißhandlung das Leben oder die Geſundheit des anderen Ehegatten zu ges 
fährden geeignet ift, vgl. $ 699 IT 1 ACH. 
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III. Als ſchwere Verlegung der durd die Ehe begründeten Pflichten 8 1568. 
fönnen unter dad vom Geſetz aufgeitellte Prinzip insbejondere folgende in 
der bisherigen Gejeßgebung jpezialifierten Thatbeſtände fallen: 

1. Hartnädige Verſagung der jpezifiichen ehelichen Bilicht !); 

2. gefährliche Drohungen, Freiheitsberaubung oder grobe Ehren— 
fränfungen ?); 

3. Unverträglichkeit und Zankjucht?); 

4. falſche Anjchuldigungen t); 

5. abſichtliche Verſagung des Unterhalt3.°) 

IV. Ob ein ehrloje oder umfittliches Verhalten in der Handlungse gprisjes oder 
weiſe eines Ehegatten zu erbliden it, läßt fich ebenfall® nur nad den —— 
Umſtänden des einzelnen Falles beurteilen. In der Regel wird ein ehr— 
loſes oder unſittliches Verhalten in folgenden Fällen gefunden werden 
können: 

1. Begehung eines entehrenden Verbrechens oder Ver— 
gehens?); hierbei kommt es jedoch weder auf die Dauer oder die Art der an— 
gedrohten Strafe, noch auf die Thatjache der Beitrafung überhaupt, jondern 
lediglich auf den Charakter der Handlung und die in ihr zu Tage tretende 
ehrloje Gefinnung an.) Es ijt aljo gleichgültig, ob die Strafthat mit Zucht: 
haus oder mit Gefängnis bejtraft wird, und ob neben der Strafe auf Verluſt 
der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden fann; maßgebend ijt nur, ob 
ſich in der Begehung der jtrafbaren Handlung ein jo ehrlojes oder unſitt— 
liches Verhalten offenbart hat, daß dadurd) eine tiefe Zerrüttung des ehelichen 
Verhältniſſes herbeigeführt worden iſt. Die entehrende Strafthat bildet 
jedoh nur dann einen Scheidungsgrund, wenn fie nad Schließung der 
Ehe begangen worden ijt.d) Entehrende Verbrechen oder Vergehen, die 
5 694, 695 IT 1 AER. Bol. Seufferts Archiv Bd. 40 No. 116 ©. 175; 
Em Praris des NO. Bd. 5 ©. 256 No. 783, Bd. 9 No. 502 ©. 229, Bd. 14 

No. 505 ©. 342; AYuriftiiche "Bohenfchr. 1899 ©. 31l, No. 29, No. 31, No. 35 
u. 36; Entid. RG. Bd. 38 No. 58 ©. 218. 

2) ss 700-702 II 1 ALR. Bol. Juriſtiſche Wochenjchr. 1885 S. 359 No. 30, 
1891 ©. 35 No. 87, 1892 ©. 48 No. 27; Bolze, Praris des RG. Bd. 1 ©. 277 
Ro. 1239—124], BD. 2 ©. 300 No. 1157, © 301 No. 1158, Bd. 9 ©. 229 
No. 500, Bd. 10 ©. 289 No. 568, Bd. 12 ©. 292, 293 No. 518, Bd. 13 ©. 291 
No. 522, ©. 292 No. 526; RG. in Gruchots Beiträgen Br. 3 No. 84 ©. 989, 

” 8 703 II 1 ULR. Bolze, Praxis des RG. Bd. 2 ©. 301 No. 1160, 
Bd. 12 ©. 294, 295 No. 524, Bd. 21 ©. 293 No. 591. 

+, 8 705 II 1 ARM. Entich. RG. Bd. 4 No. 104 ©. 380, Bd. 33 No. 66 
S. 284; Seufferts Archiv Bd. 36 No. 279. 

5) 88 711—713 II 1 ALR. NG. in Grucots Beiträgen Bd. 29 No. 38 
=. 691; Bolze, Praxis des RG. Bd. 8 ©. 271 No. 570, 571, Bd. 9 ©. 230 
No. 503, Bd. 20 ©. 304 No. 602. 

9 Voi. 8 704 II 1 ALR. Entſch. NG. Bd. 34 No. 57 ©. 234. 

) Mot. IV ©. 596, 597, Brot. II €. 5687 (Bd. 4 ©. 413). Nah ACH. 
bildete allein die Thatjache der Beitrafung, d. b. der rechtskräftige Richterſpruch, Die 
beitrafte That, das Hlagefundament, wobei die Feſtſtellung des Strafrichters der 
Nachprüfung des Tibilrichers entzogen war, NG. in Gruchots Beiträgen Bd. 27 
Ro. 67 ©. 959, Bd. 30 No. 82 ©. 985, Bd. 31 No. 85 ©. 989; ob die Strafe 
als eine „harte und jchmähliche” anzujehen war, mußte nad) der Individualität des 
einzelnen Falles entichieden werden. Gntich. Ob.Trib. Bd. 60 ©. 168, Jahrbuch 
KG. Bd. 6 No. 19 ©. 38, Bd. 9 No. 13 ©. 48, 54—59. ®) Vgl. $ 1444 Entw. 1. 
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$ 1568. in die Zeit vor Eingehung der Ehe fallen, Fünnen nicht als Scheidungs— 


Der: 


gründe in Betradht kommen, jondern nur etwa unter dem Geſichtspunkt 
eines Irrtums über wejentliche perjünliche Eigenjchaften oder wegen arg= 
liftiger Täufhung als Gründe für die Anfechtung der geichlofjenen Che.!) 
Ob ein im Gnadenweg erfolgter Erlaß der Strafe das an fidh ent- 
Itandene Recht des unjchuldigen Ehegatten auf Scheidung zu bejeitigen ver- 
mag, ijt weder unbedingt zu bejahen noch unbedingt zu verneinen. Auch 
hier wird e8 auf die näheren Umjtände des Einzelfall3 ankommen, dabei 
aber zu berüdjichtigen jein, daß nicht die Verurteilung als ſolche, jondern 
die in der Begehung der That ſich offenbarende ehrloje Gelinnung das 
Recht auf Scheidung begründet. 

2. Ergreifung eines jhimpflihen Gewerbes?) kann unter 
Umständen fi auch als ein zur Scheidung berechtigendes ehrlojes oder 
unfittliche8 Verhalten darjtellen, vorausgejeßt, daß die Ergreifung nicht auf 
dem Einverjtändnifje beider Ehegatten beruht. 

3. Unverbejjerlihe Trunkſucht, liederlider Lebenswandel, 
unordentlihe Wirtjchaft?) Fönnen nit minder das Gericht zu der 
Ueberzeugung führen, daß eine jo tiefe Zerrüttung des ehelichen Verhält- 
nifje8 eingetreten ijt, daß dem unjchuldigen Ehegatten die Fortießung der 
Ehe nicht zugemutet werden fann. 

4. Hierher gehört auch die Frage, ob die nachträgliche Verweigerung 


— der vor der Eheſchließung verſprochenen oder als ſelbſtverſtändlich voraus— 


Trauung. 


gejeßten kirchlichen Trauung ſtets als ehrloje8 oder unfittlihes Verhalten 
zu erachten iſt.) Auch dieje Frage iſt nur nach der bejonderen Lage des 
einzelnen alles zu entjcheiden. ine grundloje frivole Verweigerung der 
firchlihen Trauung wird als ein die Scheidung begründendes unſittliches 
Verhalten anzujehen jein. Scheitert dagegen die verjprodyene Trauung an 
dem Verhalten der Kirche, z. B. bei Miichehen an der Weigerung des 
einen Teiles, die von der Fatholijchen Kirche verlangte Zuficherung bezüg- 
lid) des religiöjen Belenntnifjes der zu erwartenden finder zu erteilen, jo 
entbehrt die Unterlaſſung nicht des rechtfertigenden rundes. 5) 

5. Ericheint die Ausjicht auf Ausjöhnung der Parteien nicht aus- 
geichloffen, jo muß das Gericht von Amtswegen die Ausjfegung des Ver— 
fahrend anordnen.) Die bloße Möglichkeit der Verjöhnung nötigt 
das Gericht nicht zur Ausſetzung. Im Laufe des Nechtsitreit3 darf Die 
Ausjegung nur einmal und höchjtens auf zwei Jahre angeordnet werden.) 





ı) Brot. II ©. 5689 (Bd. 4 ©. ar l. Entid. RG. Bd. 9 No. 48 
©. 191, 193; Bolze, Praris des RG. Bd. 7 u No. 681. Siehe oben $ 173 
©. 665 Anm. 3. 

”) Vgl. $ 707 II 1 ALR. Dahin gehört 3. B. der Betrieb einer Borbdell- 
wirtichaft oder das Wuchergewerbe, jo Dernburg Bd.3$ 18 Anm. 38, Mot. IV ©. 577. 

) 88 708—710 III ALHR. Bol. Jurijtiiche Wochenſchr. 1889 S. 440 No. 35. 

*) 88 1588 BGB., fiehe oben ©. 656. In der Reichstagskommiſſion wurde 
diefe Frage einftimmig bejaht (BRK. S. 116); dieſe Anficht ijt natürlich nicht 
bindend, in der Allgemeinheit auch nicht richtig. 

*) Prot. II ©. 5690 ff. (Bd. 4 ©. 415, 416). Dal auch Davidſon ©. 73 ff. 

°, 8620 Abſ. 1 CPO. ) 8 620 Abj. 2 CRD. 
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s 200. 


3. Verluſt des Scheidungsredhts.!) 


I. Das Recht auf Scheidung erlifht nad BGB.2), in Ueberein— 
jtimmung mit dem ALR.s), in den auf Verſchulden eines Ehegatten ge— 
gründeten Scheidungsfällen t) 

A. duch Verzeihung. 

Die Verzeihung ift Fein Rechtsgeſchäft, jondern ein thatjächliher Vor— 
gang, durch den „der verlehte Ehegatte zu erkennen giebt, daß er die Ehe 
durch das DVerjchulden des anderen Ehegatten als nicht zerrüttet oder doch 
al3 jegt nicht mehr zerrüttet betrachtet.““) Daraus folgt einmal, daß der 
verzeihende Ehegatte Kenntnis von dem die Scheidung begründenden Ver- 
halten des anderen Ehegatten erlangt haben muß, und fodann, daß die 
Verzeifung dem anderen Teile gegenüber zum Ausdrude gelangt fein muß.‘) 

Eine bejondere Form ijt für die Verzeihung nicht vorgejchrieben, jie 
fann aljo ausdrüdlich oder ſtillſchweigend) erklärt werden und bedarf 
feiner Annahme. Ob in einem bejtimmten Verhalten oder in einer kon— 
freten Aeußerung eine Verzeihung gefunden werden fann, iſt Sache der 
thatjächlihen Würdigung des einzelnen Falles. Insbeſondere iſt auch nad) 
den beionderen Umjtänden und der fonfreten Sachlage zu entjcheiden, ob 
— abweichend vom ALR.) — in der Leiftung der ehelichen Pflicht troß 
Kenntnis des Scheidungsgrundes eine Verzeihung zu erbliden ijt.?) 

Die Verzeihung kann vor oder nach Erhebung der Scheidungsflage 
erflärt iwerden und ijt, wenn jie während des Scheidungsprozefjes erfolgt, 
von der Burüdnahme der Scheidungsflage nicht abhängig.!) Eine im 
voraus erteilte Zuficherung der Verzeihung in Anjehung eines noch nicht 
vorliegenden Scheidungsgrundes, aljo ein Verzicht auf die Geltendmachung 
fünftiger Scheidungsgründe, iſt nichtig !!), wohl aber ijt ein rechtögefchäft- 
licher Verzicht auf die Geltendmachung eine8 vorhandenen Sceidungs- 
grundes zuläſſig und wirkjam.t?) 

Unbeachtlich ift jedenfall3 die dem Einwande der Verzeihung entgegen- 
gejeßte Replif, daß die Verzeihung nicht ernjtlich gemeint geweſen jei.13) 


ı) Mot. IV ©. 602 ff. Brot. II ©. 5718 (Bd. 4 S. 4297 N: 2, Denkſchr. ©. 215, 
216, BRR. ©. 119, Sten.:Ber. ©. 2967. Literatur bei $ 1 

2) 8 1570 BGB. »), 88 720-722 II 1 AR. 

9 88 1565—1568 BOB. 5) Mot. IV ©. 602. 

9 —* Striethorſt, Archiv Bd. 74 ©. 246. U. M. Planck-Unzner Bd. 4 S. 323. 

) Abweichend von $ 720 II 1 ACH. 

) Bol. $ 722 II 1 ACH. 

) Beiipiele aus der Prarig: Bolze, Praris des RG. Bd. 1 5. 279 No. 1246, 
> 11 ©. 413 No. 110, Bd. 20 ©. 306 No. 607; Seufferts Arhiv Bd. 42 

123. 

10) Entih. RG. Bd. 34 No. 44 ©. 189. Das Gericht hat eine etiwaige Ver- 
zeihung von Amtswegen zu ———— 8 CPO. 

1, 8 138 BGB. Entſch. R No. 51 ©. 211. 

’) In dem Berzichte wird — A! eine Berzeihung zu finden fein. 

2) Entſch. RG. Bd. 37 No. 92 ©. 346 


8 1570. 


Berzeibung. 


88 1571, 
1 


573. 


Beitablauf. 
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Ob eine unter Vorbehalt oder bedingt ausgeiprocdhene Verzeihung 
(3. B. für den Fall fünftiger Bejjerung) für wirkſam zu erachten it, Tann 
auch nur nad) der Lage des einzelnen Falles und unter Berüdjichtigung 
des Wejens der Ehe entichieden mwerden.!) 

Berziehene Scheidungsgründe, auf die eine Scheidungsflage nicht mehr 
gegründet werden fann, Dürfen gleichwohl zur Unterjtügung einer auf 
andere Thatjachen gegründeten Scheidungsklage geltend gemacht werden.?) 

Das Scheidungsrecht erliicht ferner im Anſchluß an das ALR.) 

B. Durch Zeitablauf.t) 

1. Die Scheidungsflage muß binnen einer Ausſchlußfriſt von ſechs 
Monaten von dem Zeitpunfte der erlangten Kenntnis des Scheidungss 
grundes erhoben werden, und fie iſt ausgejchlojien, wenn zehn Jahre 
jeit dem Eintritte des Scheidungsgrundes verjirichen find, 

Der Lauf beider?) Friiten wird gehemmt, folange die Häusliche 
Gemeinjchaft der Ehegatten aufgehoben ijt; die thatjächlihe Trennung der 
Ehegatten gilt aljo nah BGB. — im Gegenfaße zum ALR.s) — als 
Unterbrediung der Friſt. Hierfür war die Nüdficht maßgebend, die Aus— 
jöhnung der Ehegatten zu fördern und die Zahl der Scheidungen thunlichjt 
zu verringern.) Um jedoch dem jchuldigen Ehegatten Klarheit über den 
Fortbeſtand der Ehe zu verjchaffen, gewährt ihm das Gejeß die Befugnis, 
den umnjchuldigen Ehegatten aufzufordern, entweder die häugliche Gemein 
haft herzuftellen oder die Klage auf Scheidung zu erheben. In Ddiejem 
Falle laufen die Frijten von dem Empfange der Aufforderung an.d) Die 
Ladung zum Sühnetermine?) jteht der Erhebung der Klage glei, doc 
verliert die Ladung ihre Wirkung, wenn der berechtigte Ehegatte im Sühne— 
termine nicht erjcheint oder wenn drei Monate nach der Beendigung des 
Sühneverfahrens verjtrichen find, ohne daß vorher die Klage erhoben worden 
ijt.10) Dadurch joll verhindert werden, daß der Hläger die Erhebung der 
Klage nad) Belieben verzögert. 

Da die Friſten Ausſchlußfriſten und feine Verjährungsfriiten find, jo 
finden auch die für die Verjährung geltenden Borjchriften 1!) auf fie grumd= 
jäglich feine Anwendung, jedoch mit zwei Ausnahmen hinjichtlih der 
jeh8monatigen und der dDreimonatigen Früt!?): 


1) So auch Davidjon a. a. D. ©. 86. A. M. Erler a. a. O. ©. 122, 123; 
jedenfall3 ijt die Anwendung der allgemeinen Boricriften iiber Bedingungen auf die 
Verzeihung abzulehnen. In gewiſſem Sinne wird jede Verzeihung unter der jtill- 
Ichweigenden Bedingung der Beſſerung erteilt, Bartels, Ehe u. Verlöbnis, S. 317; 
Hubrich a. a. ©. ©. 194. Bol. auch Dernburg Bd. 3 $ 19 ©. 65 Anm. 3; 
Jacobi, Das Eherecht Aufl.) S. 108 Anm. 127. 

?) 8 1573 BOB. 

) 8 721 II 1 ALR.; die dem Landrecht eigentümliche Friſt von 1 Jahre 
war ebenjall8 feine Berjährungafrift, NG. bei — Bd. 33 No. 66 S. 1005. 


*) 8 1571 BOB. 5) BAR. ©. 110. 

°) Entih. NO. Bd. 15 No. 68 ©. 202. 

?) Prot. II ©. 5730 (Bd. 4 ©. 434). 9 8 1571 Abi. 2 BEP. 
°) $ 609 ERO. 10, 8 1571 Abſ. 3 BOB. 


m) 88 194. BGB. Der Frijtablauf begründet alfo auch nidyt blos eine perem= 
toriiche Einrede, jondern mul don Amtäwegen berüdjichtigt werden, ſ. oben $ 38. 
g gt — 
) 8 1571 Abſ. 4 BGB., nicht auch hinſichtlich der zehnjährigen Friſt! 
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a) Stilljtand der Rechtspflege (iustitium) und höhere Gewalt !) wirken 
Hemmung der Friſt; die Zeit, während deren der bereditigte Ehegatte an 
der Erhebung der Scheidungsflage verhindert ift, wird aljo in die Friſt 
nicht mit eingerechnet.?) 

b) Sit der zur Klage berechtigte Ehegatte geichäftsunfähig und ohne 
gejeglichen Vertreter, jo endigt die Frijt nicht vor dem Ablaufe von ſechs 
Monaten oder drei Monaten nad, dem Zeitpunkt, in welchem der Che: 
gatte unbeſchränkt gejchäftsfähig wird oder der Mangel der Vertretung 
aufhört.?) 

2. Die Zurüdnahme einer friftgerecht erhobenen Klage hat zur Folge, 
daß die Scheidungstlage als nicht anhängig geworden anzufehent), die 
Ausichlußfrift jomit durch die Erhebung der Klage nicht gewahrt iſt. 

Fit die für die Geltendmachung eine Scheidungsgrundes bejtimmte 
Friſt veritrichen, jo fann dieſer gleichwohl im Yaufe eines anhängigen Rechts— 
jtreit8 noch geltend gemacht werden, vorausgejeßt, daß die Friſt zur Zeit 
der Erhebung der Klage noch nicht verjtrichen war.d) Ebenjo dürfen durch 
Zeitablauf präfludierte Scheidungsgründe doc noch zur Unterftügung 
anderer Gründe herangezogen twerden.®) 

II. Eine Kompenjation von Scheidungsgründen auf Grund des Ein- 
wands, daß ſich der Kläger eines gleich jchuldhaften Verhaltens wie der 
Beklagte jhuldig gemacht Habe, kennt das BGB. nidht.?) 


8 201. 
4. Wirkungen der Scheidung.®) 


I. Die Auflöfung der Ehe tritt mit der Rechtskraft des Scheidungs- 
urteil3 ein.) Derjenige Ehegatte, welcher die Schuld an der Scheidung 


!, Weber den Begriff der höheren Gewalt fiehe S. 286 Anm. 1. 

?, $ 203 BGB. 

’) 8 206 BGB. Ein in der Gejchäftsfähigfeit beichränfter Ehegatte ist in Ehe: 
ſachen prozehfähig, $ 612 Abi. 1 CPO., deshalb findet $ 206 Abſ. 1 BGB. auf ihn 
feine Anwendung. 

*) 8 271 Fisi. 3 ERO., $ 212 BGB. gilt nicht für Ausſchlußfriſten. 

>, $ 1572 BOB. 6, $ 1573 BGB. Vgl. $ 616 CPO. 

) Das ALR. hatte das Prinzip der Kompenfation auf den Ehebruch einge- 
ſchränkt, aber von diefem Prinzipe zu Gunften des Mannes eine Ausnahme dahin 
— daß die auf den Ehebruch der Frau geſtützte Klage des Mannes durch den 

inwand, daß der Mann ſich eines —— Vergehens ſchuldig gemacht habe, nicht 
beſeitigt werden fonnte, 88 670, 671 IL 1 ALR., Entſch. NG. Bd. 20 No. 54 ©. 238. 

5 Mot. IV ©. 606-609, 620ff., Pentihr. ©. 216ff., Prot. II ©. 5734, 
5750 ff. (Bd. 4 ©. 436 ff., 444 ff); Litteratur bei $ 197; ferner Opet, Das Namen— 
recht des BGB., im Archiv f. d. civil. Braris Bd. 87 ©. 339; Süpfle, Das Namen: 
reht nad dem BEB. (1899) ©. 30Ff.; Ramdohr in Gruchots Beiträgen Bd. 43 
©. 33 ff.; Sühheim, ebenda ©. 581 ff. 

8 1564 Eat 3 BGB.; die Staatdanwaltichaft hat dem Standesbeamten, 
vor welchem die Ehe geſchloſſen worden ijt, eine mit dem Zeugniſſe der Rechtäfraft 
und mit der Angabe des Tages der Nechtsfraft verjehene Ausfertigung des Urteils 
behufs Beiichreibung des Randvermerkes zu überfenden. $ 25 Abſ. 1 Befannt- 
mahung de Bundesrat vom 25. März 1899 (RGB. ©. 225). Die Auflöjung 


88 1573, 
1578. 


Kompen- 
fation. 


Schuldfrage. 


$ 1574. 
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trägt, ift mannigfahen Nechtsnachteilen unterworfen.!) Deshalb bejtimmt 
da8 Gejeß, daß, jofern die Ehe wegen eine auf einem Verſchulden be= 
rubenden Grundes?) gejchieden it, in dem Scheidungsurteile von Amts: 
wegen ausgejprochen werden muß, daß der Beklagte die Schuld an der 
Scheidung trägt.?) 

Hat der Bellagte Widerflage erhoben, mit der aud) er objiegt, jo jind 
beide Ehegatten für jehuldig zu erklären‘) Das BGB. hat aljo das 
landredhtlihe Prinzip der Abwägung, auf weſſen Seite ein Uebergewicht 
der Schuld vorhanden ward), abgelehnt. 

Wenn der Beklagte an ſich berechtigt wäre, gegen den Kläger Wider: 
Hage auf Scheidung zu erheben, die Widerflage aber nicht erheben will, 
jo muß auf jeinen Antrag auch der Kläger für jchuldig erklärt werden. 
Das Gleiche gilt, wenn das Necht des Beklagten auf Scheidung zivar 
durch Verzeihung oder durch Zeitablauf ausgejchlofien war, aber zur Zeit 
de3 Eintritt8 des vom Kläger geltend gemachten Scheidungsgrundes noch 
beitand.e) Der in dem Urteile für fchuldig erklärte Ehegatte kann den 
Ausſpruch über die Schuldfrage allein ohne gleichzeitige Anfechtung der 
Scheidung durch Rehtsmittel grundjäglich nicht angreifen. Es würde 
die unter Umſtänden zu dem unannehmbaren Ergebnijje führen, daß der 
für die Eheicheidung feitgejtellte Scheidungsgrund als vorhanden, dagegen 
derjelbe Scheidungsgrund für die Schuldfrage als nicht erwiejen erachtet 
würde. ”) 

Wird die Ehe auf Grund eines dem Beklagten zur Lait fallenden 
Verschuldens gejchieden, jo iſt damit ohne weiteres auch die Schuld des 
Beklagten feitgejtellt und der Ausſpruch geboten, daß der Beklagte Die 
Schuld an der Scheidung trägt.) Daran wird jeßt auch dadurch nichts 
geändert, daß die Ehe aucd auf Grund eines Verichuldens des Klägers 
geichieden werden fünnte. Das urteilgmäßig feitgejtellte, zum Scheidungs- 
Ipruche führende Verjchulden des Ehegatten führt zu dem nad) dem Geſetze 
mit dem Scheidungsausſpruch untrennbar verbundenen ausdrüdlidhen 
Ausipruche, daß diefer Ehegatte die Schuld an der Scheidung trägt. Da 
alfo nur derjenige Ehegatte für jchuldig erklärt wird, deſſen jchuldhaftes 
Verhalten die Scheidung begründet hat, jo iſt e8 von vornherein aus— 
geichlofien, daß der Schuldausjprud; ohne Anfechtung des Scheidungsaus- 
ſpruchs zum Gegenjtand eines jelbjtändigen Nectsmittelangriffd gemacht 





der Ehe it vom Standesbeamten am Nande der über die Ehejchliegung bemirkten 
Eintragung zu vermerten. $ 55 al 1 Berionenjtandägefeg, Art. 46 EG. 3. BGB. 

1) 88 1478, 1549, 1577 Ab. 2, 3, 1578, 1579, 1584, 1635 BOB. 

2) 88 15651568 BOP. 

) 8 1574 Abſ. 1 BGB. Daß diefer Ausipruch in der Urteildformel erfolgen 
müſſe (jo Pland-Unzner Bd. 4 ©. 326; Erler a. a. ©. ©. 228), iſt nicht notwendig, . 
aber zwedmähig., Wegen der Feitftellung des Mitſchuldigen im Urteile bei Schei— 
dung wegen — vgl. $ 624 CPO. und oben ©. 645, 646. 

*, $ 1574 Abi. 2 VÜOP. 5) 88 745750 II 1 AQR. 

°, 8 1574 Abf. 3 BGB. Der Schuldausjprudh kann aber nicht auf Thatfachen 
gejtügt werden, deren Geltendmadhung nad $ 616 CPO. ausgeſchloſſen it. 

) Vgl. Entſch. RG. Bd. 27 No. 47 ©. 195, 198, Bd. 33 No. 42 S. 202. 
Sofa: in SE Zeitſchrift für deutſchen — Bd. 16 ©. 2737. Endemann 

d. 2 ©. 684 Anm. 6. 5, 8 1574 Abi. 1 "BSR. 
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werden kann. Dies iſt nur da denkbar, wo auch ohne Erhebung einer 88 1574, 
Widerflage auf Antrag des Bellagten der Kläger und Widerbeflagte 1577. 
für jchuldig erflärt wird.!) Deshalb kann auch, wenn einer der Che- 

gatten vor der Nechtöfraft des Scheidungsurteil3 ftirbt, der Nechtsitreit 

nicht in Anſehung der Schuldfrage fortgejeßt werden, denn er ijt in 
Anjehung der Hauptſache al3 erledigt anzujehen.?) 

II. Die gejchiedene Frau behält grundjäglic; auch nad) der Scheidung Name der se 
der Ehe den Familiennamen des Mannes?); es jteht ihr aber auch, wie —— 
nach AULR.t), das Recht zu, ihren eigenen Familiennamen (Mädchennamen) 5) 
oder, wenn fie vor der Eingehung der geichiedenen Ehe verheiratet war, 
auch den Namen wieder anzunehmen, den jie zur Zeit der Eingehung diejer 
Che Hatte. Die Wiederannahme des leßteren Namens it ihr jedod nur 
dann gejtattet, wenn der Mann allein oder wenn beide Ehegatten für 
ihuldig erflärt jind.®) 

Iſt die Frau allein für jchuldig erklärt, jo darf fie den Familien— 
namen de3 Mannes wider dejjen Willen nicht fortführen, vielmehr kann 
der Mann ihr die Führung jeine® Namens unterjagen.?) 

Die Wiederannahme des früheren Namens jeitend der Frau ſowie Die 
Unterfagung der Fortführung des Mannesnamens jeitens des Mannes erfolgen 
durch Erklärung gegenüber dem Standesbeamten, wenn die Ehe vor einem 
preußiichen Standesbeamten gejchlojjen war?) War die Ehe nicht vor 
einem ſolchen geſchloſſen, 3. B. vor Einführung der obligatoriichen Eivilehe 
vor einem Geijtlichen, jo ijt für die Entgegennahme der Erklärungen das 
Amtsgericht des Wohnſitzes oder des gewöhnlichen AufenthaltS des Er— 
Härenden zujtändig.) Die Erklärungen find in öffentlich beglaubigter Form 
abzugeben!) und am Rande der über die Chefchliegung bewirften Ein— 
tragung zu dvermerfen.!!) Die Unterjagungserflärung de8 Mannes joll 
der Frau von dem Standesbeamten (Amtsgericht) mitgeteilt werden.1?) 

Die Erklärungen find an feine Friſt gebunden, können aljo, da es 
fih um einen familienrechtlichen unverjährbaren Anjpruch handelt, jederzeit 
abgegeben mwerden.t?) 


ı) $ 1574 Abi. 3 BOB. 

) 8 626 ERD., Pland:linzner Bd. 4 ©. 326 Anm. 4. 

”) $ 1577 Abſ. 1 BGB. Bol. $ 1355 BOB. 9 8 741 II 1 ACH. 

®) Sleichgiltig ob fie für ſchuldig erklärt ift oder nicht. 

) $ 1577 Abi. 2 Sap 1 BGH, aljo nur, wenn fie nicht oder nicht allein für 
ihuldig erklärt worden ift. ) 8 1577 Abſ. 3 Sat 1 BGB. 8 742 II 1 ACH. 

98 1577 Abſ. 2 Sap 2, Abſ. 3 Sab 2 BGB. 

9) Art. 68 $ 1 Abi. 1 AG. 5. BOB. 

0) 8 129 BGB. Für die öffentlihe Beglaubigung find außer den Amtögerichten 
und Notaren ($$ 167, 183 RFrG.) aud) die Standesbeantten zuftändig (Art. 68 
$ 1 Abi. 1 AG. 4. BGB.); auf die Beglaubigung eines Handzeichens eritredt ſich 
jedoch die Befugnis des Standesbeamten nicht (Art. 68 $ 3 AG. 3. BGB.) dieje 
muß bier ſtets durch das Amtsgericht oder den Notar erfolgen (8$ 167, 183 RFrG., 
$ 129 Abf. 1 Sag 2, $ 126 Abi. 1 BGB). Vgl. auch Art. 111, 115, 117, 122, 
123 PrFrG. 1) Art. 68 8 1 Abj. 2 AG. 5. BOB. 

7, $ 1577 Abi. 2 Sap 3 BGB. Die Unterlafjung der Mitteilung iſt obne 
Einfluß auf die Wirffamkeit der Unterſagung. So aud) Planck-Unzner Bd. 4 ©. 329; 
Davidfon a. a. D. ©. 122. Unrichtig Erler a. a. ©. ©. 136. 

198 194 Abi. 2 BGB. Opet a. a. ©. ©. 343. 
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8 1577. Führt die Frau troß der Unterfagung den Namen des Mannes 
weiter, jo fann der Mann auf Unterlaſſung Hagen.!) 

Die abgegebene Erklärung wird wirkſam, d. h. der Namenserwerb 
bei Wiederannahme des früheren Namens jowie der Verluft des Mannes 
namens tritt ein, jobald die betreffende Erklärung der zujtändigen Behörde 
(Standesbeamter, Amtsgericht) zugegangen ijt.?) Mit dem Verluſte des 
Mannesnamens erlangt die Frau kraft Geſetzes ihren Mädchennamen 
wieder.?) 

Welchen Einfluß die Scheidung auf den Stand und Rang der Frau 
hat, it vom BGB. nicht geregelt, weil diefe Frage dem öffentlichen Rechte 
angehört. Die hierfür mahgebenden landesgejeglichen Beitimmungen 4) jind 
daher in Kraft geblieben.’) 

Dana behält die gejchiedene Frau in der Negel den bisherigen 
Stand und Rang de3 Mannes. it fie jedoch für jchuldig erklärt, jo 
fällt fie in den vorehelichen niedrigen Stand zurüd, während fie in den 
höheren vorehelichen Stand wieder hinaufrüden kann, wenn fie nicht für 
ichuldig erklärt worden it. 

Unterhalts: III. Im Anſchluß an die römischen Eheicheidungsitrafen 6) hatte auch 

ei das ALH.”) an die Scheidung der Ehe für den jchuldigen Teil vermögens— 

Ehegatten. rechtliche Nachteile zu Gunſten des unjchuldigen Teiles geknüpft, und zwar 
aus dem Gejichtspunft einer Entjchädigung wegen des infolge der Scei- 
dung eintretenden Verluſtes der künftigen Erbfolge. Das preußiiche Necht 
ging bierbei von der Fiktion aus, daß der jchuldige Teil an dem Tage 
der Verkündung des rechtskräftig gewordenen Scheidungsurteild gejtorben 
jei®) und gewährte dem unfchuldigen Ehegatten einen Anſpruch auf Kapitals 
abfindung, die je nad) dem Grade der Verichuldung in dem vierten oder 
jechsten Teile de8 Vermögens de3 jchuldigen Ehegatten beitand. Statt der 
Abfindung konnte die unjhuldige Frau Lebenslänglichen ſtandesmäßigen 
Unterhalt aus den Mitteln des jchuldigen Mannes wählen®), während dem 
unfchuldigen Manne ein joldes Wahlreht nur dann zujtand, wenn er 
wegen Alters, Krankheit oder anderer Unglüdsfälle nicht imjtande war, 
jich feinen Unterhalt jelbjt zu verdienen.!°) 

Tas BGB. kennt feine Ehejcheidungsitrafen; es geht davon aus!!), 
da es dem Wejen der Ehe widerjtreite, dem unjchuldigen Ehegatten eine 
vermögensrechtliche Abfindung für Die ihm infolge der Scheidung entgehenden 
Vorteile der Ehe zu gewähren und räumt ihm dafür gegen den jchuldigen 
Ehegatten einen Unterhaltsaniprud) ein. Wie der ſchuldige Ehegatte mit 
der ee. auch den Anfpruch auf Unterhalt verwirkt, jo darf anderer- 


812 BOB. Bol. auch Entſch. Ob.-Trib. Bd. 1 S 

2) $ 130 BGB. 

2) 8 1577 Abſ. 3 Satz 4 BGB. Dieſer Namenserwerb kann alſo zu einer 
Zeit erfolgen, wo die geſchiedene Frau ſelbſt noch keine en davon hat. Opet 
a. a. O. ©. 342. ) 85 738— 740 IT 1 ALM. 

®d) Siehe oben ©. 681, 682. 

9) Windicheid, Pandelten, Bd. 2 $ 510, Demburg, Pandekten, Bd. 3 8 26. 

) Ss 783 f., 811f. II 1 ACH. 8 784 II 1 ACH. 

SS 798 fi. II 1 ACH. 10, 8 809 II 1 ALR. 

m) Mot. IV ©. 615, 616. 
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jeit3 der unjchuldige Ehegatte durch die Scheidung nicht des ihm auf 
Grund der Ehe gewährten Unterhalt3 verlujtig geben. Der Unterhalts= 
anjpruch ftellt ſich alſo weder al3 Abfindung noch als Entihädigung, ſon— 
dern al3 Nachwirkung der Ehe dar.!) 

Unterhaltspflichtig iſt nur der allein für jchuldig erflärte Ehegatte, 
unterhalt3berechtigt nur der nicht für jchuldig erklärte Ehegatte; find 
beide Ehegatten für jchuldig erklärt, jo jteht feinem der Ehegatten gegen 
den anderen ein Unterhaltsanjprud) zu. Die Unterhaltspflicht dauert bis 
zur Wiederverheiratung des berechtigten Ehegatten?) und geht auf die 
Erben des Verpflichteten über®); der UnterhaltsSanjpruch ijt dagegen un— 
vererblich, erliicht aljo mit dem Tode des Berechtigten.t) 

Während der Unterhaltsanſpruch inhaltlid den jtandesmähigen 
Unterhalt umfaßt, d. h. den gejamten Lebensbedarf, wie er fich nach der 
Lebensſtellung des berechtigten Ehegatten bemißt>), jett die Unterhaltspflicht 
voraus, daß der berechtigte Ehegatte bedürftig, d. h. nicht imſtande iſt, 
jich jelbjt zu umterhalten®), und daß der verpflichtete Ehegatte zur Be— 
itreitung des Unterhalts fähig iſt.) Dieje VBorausjegungen find aber wieder 
verjchieden, je nachdem der Mann oder die Frau unterhaltspflichtig find. 

1. Sit der Mann allein jchuldig, jo hat er der unterhaltsberechtigten 
Frau den jtandesmäßigen Unterhalt nur injoweit zu gewähren, als jie ihn 
nicht au3 den Einfünften ihres Vermögens und aus dem Ertrag ihrer 
Arbeit bejtreiten fann.d) Die Bedürftigfeit der Frau richtet ſich alſo 
lediglich nach den Einkünften ihres Vermögens und nach dem Ertrag ihrer 
Arbeit; jie braucht aber den Stamm ihres Vermögens (Kapital) 
niht anzugreifen und jid) aus dem Ertrag ihrer Arbeit nur dann zu 
unterhalten, jofern nad) den Verhältniſſen, in denen die Ehegatten gelebt 
baben, Erwerb durch Arbeit der Frau üblich iſt. Entjcheidend für die 
Verpflichtung der geichiedenen Frau zum Erwerbe durch eigene Arbeit ijt 
aljo nicht die Thatjächlichkeit, jondern allein die Weblichfeit ertwerbender 
Thätigkeit. War nad) den Lebensverhältnifjen, in denen die gejchiedenen 
Ehegatten gelebt haben, Erwerb durch Arbeit der Frau nicht üblich, jo 
fann auch nad) der Scheidung von ihr nicht verlangt werden, daß jie 
ihren Unterhalt durch Arbeit ermwerbe.?) 

Reihen die Einkünfte ihres Vermögens und der etwaige Erwerb 
ihrer Arbeit zu einem jtandesmäßigen Unterhalte nicht oder nur zum Teile 
aus, Io it der Mann verpflichtet, die fehlende Differenz zu ergänzen. 


) Mot. IV S. 617; Jacubezky, Bemerkungen, ©. 308. 

) 8 1581 BGB. » 8 1582 BOB. 

’ $ 1580 Abj. 3, $ 1615 BGB. 

5) 88 1578, 1580, 1610 BOB. 

9 eweispflichtig iſt der Unterhaltsberedhtigte. 

’) Beweisprlichtig für die Unfähigkeit ijt * Unterhaltsverpflichtete. 

8 1578 Abſ. 1BGB. 

) Auf die Erwerbsfähigkeit kommt es in dieſem Falle nicht an; die ver— 
mögensloſe gejchiedene Frau eines reichen Grafen fann aljo den ganzen Unterhalt be- 
anſpruchen und braucht ſich auch den Ertrag einer freiwillig übernommenen Erwerbs- 
thätigfeit (3. B. als —— nicht anzurechnen. A. M. Davidſon a. a. ©. ©. 124; 
vgl. auch Jaſtrow, Dad Recht der Frau, S. 149, 150. 


RR, 1578, 
580,151, 
1582, 
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Hierbei iſt es übrigens gleichgültig, ob der Anſpruch gleich bei der 
Scheidung begründet war oder erjt Später entjtanden iſt. 

2. Sit die Frau für allein jchuldig erklärt, jo hängt ihre Unterhalts- 
pfliht davon ab, ob der Mann imftande ist, ſich jelbit jtandesmäßig zu 
unterhalten. Nach dem Geſetze wird aljv die Bedürftigfeit de8 Mannes 
erjt dann als vorhanden angenommen, wenn er erwerböunfähig und ver= 
mögenglos ijt.!) Demgemäß hat die fchuldige Frau dem Manne nur in= 
ſoweit jtandesmäßigen Unterhalt zu gewähren, al3 er jelbjt außer jtande 
ift, diefen zu bejtreiten.?) Die Unterhaltspflicht der Frau iſt hiernach auch 
für den Fall der Scheidung nur eine jubfidiäre. 

Dem vermögenslofen, aber erwerbsfähigen Manne ſteht hiernach über- 
haupt Fein Unterhaltsanjpruch gegen die gejchiedene Frau zu; dem erwerbs— 
unfähigen aber vermögenden Manne erit dann, wenn er jeinen Unterhalt 
weder aus den Einkünften noch aus dem Stamme feines Vermögens be- 
jtreiten fan. Die Erwerbsüblichfeit fommt bei dem Manne überhaupt 
nicht in Betracht. 

Kann der Mann feinen jtandesmäßigen Unterhalt nur teilmweije be= 
jtreiten, jo muß die Frau den fehlenden Betrag zuſchießen. 

3. Da der allein jchuldige Ehegatte nur dann unterhaltspflichtig ift, 
wenn er zur Beitreitung des Unterhalts fähig, aljo leiftungsfähig ift, jo 
erleidet jeine Verpflichtung eine Einſchränkung für den Fall der eigenen 
Bedürftigfeit. Das Geſetz geht nun davon aus, daß der unterhaltspflichtige 
Ehegatte dann leiftungsfähig ift, wenn er unter Berüdfichtigung jeiner 
jonjtigen Verpflichtungen ohne Gefährdung ſeines eigenen jtandesmäßigen 
Unterhalt imjtande ijt, dem anderen Ehegatten jtandesmäßigen Unterhalt 
zu gewähren.) Sit er hierzu außer jtande und iſt ein zur Gewährung 
des Unterhalt verpflidteter Verwandter des unjchuldigen Ehegatten 
vorhanden, jo muß diefer vor ihm eintreten.) Abgeſehen hiervon ijt die 
Leiltungspfliht des jchuldigen Ehegatten dahin eingejchräntt, daß er von 
den zu feinem Unterhalte verfügbaren Einkünften) zwei Dritteile zurüd- 
behalten darf und nur ein Pritteil zum jtandesmäßigen Unterhalt 
ſeines gejchiedenen Ehegatten zu verwenden braucht. Reichen die zwei 
Dritteile auch nicht einmal zu feinem notdürftigen Unterhalt aus, jo kann 
er von den Einkünften ſoviel zurüdbehalten, als zu defjen Beftreitung er— 
forderlih if. Im dieſem Falle erhält der unterhaltsberechtigte Ehegatte 
den Ueberſchuß, unter Umständen gar nichts. Daraus folgt, daß der 
ihuldige Ehegatte nur dann unterhaltspflichtig ift, wenn und joweit er 


1) Der Mann muß aljo aud) den Stamm jeine® Vermögens angreifen, erit 
wenn er diefen aufgezehrt hat und erwerbsunfähig ift, gilt er im Sinne des Geſetzes 
als bedürftig. Nur unter diefer Vorausjekung fteht ihm auch während der Ehe ein 
Unterbaltsanfpruch zu, 8 1360 Abi. 2 BGB., fiche oben ©. 686, 687. 

2) 8 1578 Abi. 2 BOB. 

s, 8 1579 Abi. 1 BGB. 

*) 8 1608 Abi. 2 BGB. 

®) Dazu gehören beim Manne nicht nur die Einkünfte jeined Vermögens, fon= 
dern auch der Ertrag feiner Arbeit, bei der Frau fommt $ 1578 Abi. 1 BGB. in 
Betracht, Ueblichkeit der Erwerbsarbeit. Vgl. aud) Erler a. a. ©. ©. 140; Davidjon 
a. a. O. S. 133, 
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über mehr Einkünfte verfügen kann, al zu feinem notdürftigen Unter— 
halt erforderlich jind. 

Grundjäglich hat der für fchuldig erklärte Mann der gejchiedenen 
Frau jtandesmäßigen Unterhalt injoweit zu gewähren, als fie ihn nicht 
aus den Einkünften ihre Vermögens beitreiten kann.) Hiervon madıt 
das Geſetz injofern eine Ausnahme, als es der Frau den Unterhalts— 
anſpruch gegenüber dem leijtungsunfähigen Manne dann verjagt, wenn 
jie ihren Unterhalt au8 dem Stamme ihre Vermögens beitreiten fann.?) 
Soweit aljo der ſchuldige Mann bei Berüdjichtigung feiner jonjtigen Ver— 
pflihtungen außer jtande iſt, ohne Gefährdung feines ftandesmäßigen Unters 
halt8 der Frau Unterhalt zu gewähren, entfällt feine Unterhaltspflicht ſo— 
lange, als die Frau noch Kapitalvermögen befigt, aus dem fie fich unter: 
halten fann.®) 

Eine weitere Einjhränfung erfährt die Unterhaltspflicht, wenn der 
Unterhaltsanſpruch des gejchiedenen Ehegatten mit dem eines minderjährigen 
unverheirateten indes oder dem eines neuen Ehegatten nach Wiederver- 
heiratung des jchuldigen Teiles zufammentrifft. In dieſem Falle bejchränkt 
ji) die Unterhaltspflicht des jchuldigen Ehegatten dem unjchuldigen gegen- 
über auf dasjenige, was nad) richterlichem Ermefjen mit Rückſicht auf die 
Bedürfnifje jowie auf die Vermögens: und Erwerbsverhältnifje der Be- 
teiligten der Billigkeit entipricht.*) Den volljährigen oder verheirateten 
Kindern und den übrigen Verwandten geht der Unterhaltsaniprud; des 
geichiedenen Ehegatten vor.?) 

4. Bei Scheidung der Ehe wegen Geijtesfranfheit liegt dem 
Hagenden Ehegatten dem geiltesfranfen gegenüber die gleiche Unterhalt3- 
pflicht ob, wie einem allein fir jchuldig erklärten Ehegatten.®) 

5. Der Unterhalt ijt dem beredhtigten Ehegatten durch Entrichtung 
einer für drei Monate voraus zu zahlenden Geldrente zu gewähren.“) Ob, 
in welcher Art und für welchen Betrag der Unterhaltspflichtige Sicher: 
heit leijten muß, bejtimmt fich nad) den Umjtänden.d) Iſt nicht Schon bei 
der Verurteilung zur Entrichtung der Geldrente auf Sicherheitsleiftung 
erfannt worden, jo fann der Berechtigte nachträglich Sicherheitsleiſtung 
verlangen, wenn fic die Vermögensverhältniſſe des Verpflichteten erheblich 
verichlechtert haben; auch kann er unter der gleichen Vorausſetzung eine 
Erhöhung der jhon im Urteile fejtgejegten Sicherheit verlangen.?) 

Tritt nad) der Berurteilung zur Entrihtung der Geldrente eine 
wejentlihe Menderung der für die Verurteilung maßgebend geweſenen 
Berhältnifje ein, jo kann jeder Teil im Wege der Klage eine entjprechende 
Abänderung de3 Urteil verlangen. Die Abänderung darf aber nur für 
die Zeit nad) Erhebung der Klage erfolgen.!®) 





ı) 8 1578 Abi. 1 BGB. ) 8 1579 Abi. 2 BGB. 
a, Bal. Brot. II ©. a (Bd. 4 ©. 524, 531). 
*) $ 1579 Abſ. 1 Sap 2 BGB. 5) & 1609 Abi. 2 BGB. 
°, 8 1583 BOB. ng - Abi. 1, 8 760 BGB., fiche oben ©. 301. 
> $ 1580 Abi. 1 Sat 2 BGB 
», 8 324 CRD. 
320 8 323 CRD, vgl. aud) 8 258 CPO. 
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580,153. 
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Statt der Rente kann der berechtigte Ehegatte, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt!), eine Abfindung in Kapital verlangen. Die Klage 
auf Gewährung des Unterhalt3?) ijt feine Eheſache und darf mit der 
Sceidungsklage nicht verbunden werden.3) 

Im übrigen finden auf den Unterhaltsanfprucd die für Die Unter: 
halt3pflicht der Verwandten geltenden Vorjchriften entiprechende Anmwendung.*) 
Insbeſondere kann derjenige Ehegatte, welcher durch fein fittliches Ver— 
ſchulden bedürftig geworden it, nur den notdürftigen Unterhalt zu feinem 
Lebensbedarfe verlangen. Auch kann der Unterhaltsanipruch nicht für die 
Vergangenheit geltend gemacht werden 5), ausgenommen für den Hall des 
Verzugs des Berpflichteten und der Nechtshängigfeit des Anfpruche. Der 
Unterhaltsanipruch unterliegt als Anſpruch aus einem familienrechtlichen 
Verhältniffe nicht der Verjährung 9), dagegen verjährt der Anjpruch auf 
die einzelne Nentenleiftung in 4 Sahren.?) 

Sm Konkurſe des Unterhaltspflichtigen kann der Unterhaltsanjprud) 
für die Zufunft®) nicht geltend gemacht werden), er wird aljo nicht 
als Konkursforderung angejehen 19), ausgenommen, wenn der Gemeinjchuldner 
al8 Erbe des Unterhaltöpflichtigen haftet.!!) Soweit dagegen der Unter- 
haltsanſpruch ſchon vor der Konfurseröffnung entitanden ijt und für Die 
Vergangenheit geltend gemacht werden kann 12), ijt er von der Geltend— 
mahung im Konfurje nicht ausgeſchloſſen. 

Der Unterhaltsanipruch de3 berechtigten Ehegatten ijt ferner der 
Pfändung nicht unterworfen 13), demgemäß auch nicht übertragbar !*) und 
nicht verpfändbar 5), auch der Aufrechnung nicht zugänglich.16) 

6. Die Unterhaltspfliht erlijcht: 

a) mit der Wiederverheiratung des berechtigten Ehegatten, der da- 
mit nicht mehr als bedürftig erachtet wird 17); dagegen bleibt fie bejtehen 
im Falle der Wiederverheiratung des verpflichteten Ehegatten.!®) 





) Darüber an das richterliche Ermejjen. 

) 8 1580 Abi. 2 BGB. 2) 8 615 CPO. 

*) 8 1580 Abi. 3, —55 — 1610, 1611 Abſ. 1, 88 1613, 1615 BGB. ©. unt. 8208. 
5) In praeteritum non vivitur! 


6, 8 194 Abi. 2 BOB. ', $ 197 BOB. 
7 D. oe die Be nad) Eröffnung des Kontursverfahrene. 
383 


10) Der —— iſt dagegen befugt, ſeinen Anſpruch gegen den Ge: 
meinjchuldner während de3 Konkursverfahrens injoweit geltend zu madjen, als diejer 
— F Konkurseröffnung durch neuen Erwerb zur Gewährung des Unterhalts im 
tande iſt. 

m, Vgl. auch $ 1582 BGB. Auch im Nachlaßlonkurſe des Unterhaltspflichtigen 
fann der en unbejchränft geltend gemacht werden, $ 226 KO. 

19) 8 1580 Abi. 3, $ 1613 BGB. 

18) N s50 Abi. 1 No. 2 CPO. Vol. auch 8 850 Abi. 4 CPO. und Art. 1 
und 2 des Neichsgejeges wegen Abänderung des Geſehes, betr. die Beichlagnahme 
des Arbeits- oder Dienftlohns, und der CPO., vom 29. März 1897 (ROBL. €. 159). 

) 8 400 BOB. 

16) 8 1274 Abi. 2 BGB. auch mit Niegbrauch nicht befaftbar, $ 1069 BGB. 

16, 8 304 BOB. 7) 8 1581 Ab. 1 BOB. Anders $ 805 II 1 ACH. 

#, 8 1581 Abſ. 2 BGB., jedoch äufert der Güterjtand der neuen Ehe Wirkungen 
auf den Unterhaltsanſpruch der gejchiedenen Ehegatten. 
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Hat die zum Unterhalte verpflichtete Frau ſich wieder verheiratet, jo S8 1581, 
fommt bei Beurteilung der Frage, ob fie zur Gewährung des Unterhalts 199,158. 
imftande ijt!), die dem zweiten Manne an dem eingebrachten Gute zu— 
itehende Berwaltung und Nutznießung nicht in Betradht.?) 

Beiteht in der neuen Ehe des unterhaltspflichtigen Ehegatten allge- 
meine Gütergemeinſchaft, Errungenichaftsgemeinihaft oder Fahrnisgemein— 
haft, jo beftimmt ſich die Unterhaltspflicht des Mannes oder der Frau 
gegenüber den früheren Ehegatten jo, wie wenn da8 Gejamtgut dem 
Unterhalt3pflichtigen gehörte); 

b) mit dem Tode des berechtigten Ehegatten, dagegen nicht mit 

dem Tode de3 verpflichteten Ehegatten*); die Unterhaltspflicht geht alſo 
auf die Erben des Berpflichteten über), und zwar ohne Beichränfung.®) 
Dem Erben ijt jedoch die Befugnis eingeräumt, die Herabfegung der Geld- 
vente bis auf die Hälfte der Einkünfte zu beanjpruchen, die der Unter— 
haltspflichtige zur Zeit jeine8 Todes aus feinem Vermögen bezog.?) Dies 
gut auch für den Fall, daß mehrere gejchiedene und unterhaltsberechtigte 
Ehegatten vorhanden find.d) Mehrere Erben haften für die Unterhaltspflicht 
al3 Gejamtjchuldner®); 

ec) dur; Verzicht des berechtigten Ehegatten.!®) 

IV. Eine weitere Wirkung der Scheidung ift das Necht des unfchuldigen wWiverruf von 
Ehegatten, alle Schenkungen zu widerrufen, die er dem allein für jchuldig SHentungen. 
erflärten Teile während de8 Brautitandes oder während der Ehe gemacht 
hat.!!) Der erfolgte Widerruf begründet einen perjönlichen Anjpruch auf 
Herausgabe des Geſchenkes nad) den Vorjchriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung.!?) 

Der Widerruf ift ausgeichlofjen, wenn der Schenker oder der Be— 
ihenkte gejtorben ift, dagegen geht der durch den vollzogenen Widerruf 
begründete Anſpruch des Schenkers auf jeine Erben über, wie er anderer: 
jeit3 auch gegen die Erben des Bejchenkten verfolgt werden kann. Im 
übrigen ift das Recht des Widerruf an eine Ausichlußfrift von 1 Jahre 
jeit der Rechtskraft des Scheidungsurteils gefnüpft.!?) 


!) 88 1579, 1608 BOB. 

) $ 1581 bj. 2, $ 1604 Abi. 1 BGB. 

2) $ 1581 Nbf. 2, $ 1604 Abi. 2 Sat 1 BGB. Ueber die Konfurrenz be- 
bürftiger Verwandter beider Ehegatten ſiehe F 1604 Abi. 2 Sap 2 BGB. 

+) 5 1582 Abj. 1, $ 1615, $ 1580 Abi. 3, 8 1967 ff. BOB. 

°) UL Erjap für das infolge der Scheidung verloren gegangene Erbredit, 
Prot. II ©. 5921 ff. (Bd. 4 ©. 526 ff.), Dentihr. ©. 217. 

9) $ 1582 Abi. 2 Sa 1 BGB. 

”) $ 1582 Abf. 2 Sag 2 BGB. Einkünfte aus einem Rechte, das mit dem 
Eintritte eines bejtimmten Zeitpunft3 oder Ereignifies erliicht, bleiben von dem Ein 
tritte deö Zeitpunftes oder des Ereignijjes an außer Betracht, z. B. Nießbrauchs— 
oder Autorrechte, $ 1582 Nbi. 2 Say 3 BGB. 

») 8 1582 Abi. 3 BGB. ) 8 2058 BOB. 

) $ 1614 BGB. findet hier feine Anwendung. 

»), 8 1584 Abi. 1 BGB., jo ſchon nad) SS 773—775 II 1 NALR. Sind beide 
Ehegatten für fchuldig erflärt, jo fteht feinem von ihnen ein Widerrufsrecht zu. 

’") & 1584 Abſ. 1 Sap 2, $ 531 BGB., fiehe oben ©. 222ff. Der Widerruf 
erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Bejchentten. ») 8 1584 Abſ. 2 BOB. 
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Letztwillige Verfügungen, durch die ein Ehegatte den anderen bedacht 
hat, ſind, wenn die Ehe geſchieden worden iſt, im Zweifel unwirkſam, mag 
der bedachte Ehegatte allein für ſchuldig erklärt ſein oder nicht.!) 

V. Die Unterhaltspflicht der Eltern gegenüber den Kindern erleidet 
durch die Scheidung grundſätzlich keine Aenderung, denn die Unterhalts— 
pflicht beruht nicht auf der Ehe, ſondern auf der Verwandtſchaft. Des— 
halb haftet nach wie vor für die Unterhaltspflicht der Vater vor der Mutter, 
wenn ihm die elterliche Nutznießung an dem Vermögen des Kindes zuſteht; 
ſteht dagegen die elterliche Nutznießung der Mutter zu, ſo haftet dieſe vor 
dem Bater.?) Dieſe Verpflichtung beſteht ohne Rückſicht darauf, welchem 
Ehegatten die Sorge für die Perjon des Kindes zujteht.3) 

In erjter Reihe hat aljo der Water den Unterhalt des Kindes zu 
bejtreiten und diejen zumächjt aus der Nubniegung am Sindesvermögen zu 
deden. Dieje Ordnung geftaltet ſich aber im Berhältnifje der Ehegatten 
zu einander anderd nad) Scheidung der Ehe. Das BGB. geht im An— 
ihluß an verwandte Beltimmungen de3 ALR.t davon aus, daß nad) 
Scheidung der Ehe aucd die Frau verpflichtet ijt, zum Unterhalte der aus 
der gejchiedenen Ehe jtammenden Kinder beizutragen, gleichviel ob fie für 
Ihuldig erklärt ijt oder nicht. Demgemäß kann der Mann beanjprucen, 
daß, joweit die Unterhaltskoſten nicht durch die ihm an dem Kindesvermögen 
zuftehende Nußnießung gededt werden), die Frau ihm einen angemefjenen 
Beitrag zu den Koſten leijtet.*) Diejen Beitrag hat fie zu gewähren aus 
den Einkünften ihre8 Vermögens und dem Ertrag ihrer Arbeit oder eines 
von ihr jelbjtändig betriebenen Erwerbsgeſchäfts. Die Höhe des Beitrags’) 
hat der Richter nach freiem Ermefjen unter Berüdjichtigung der Vermögens— 
und Ermwerbsverhältnifje ſowie der Lebengitellung der Ghegatten zu be— 
jtimmen. Der Anſpruch des Mannes ift ein höchit perjönlicher, deshalb 
nicht übertragbar), aud) nicht pfändbar?) und verpfändbar!0) und der Auf: 
rechnung entzogen.!!) Steht der rau die Sorge für die Perjon des 
Kindes zu1?), jo fann fie ihren Beitrag zur eigenen Verwendung für den 
Unterhalt des Kindes zurüdbehalten, wenn eine erhebliche Gefährdung diejes 
Unterhalts zu bejorgen ijt.13) 

Für die Dauer des Scheidungsprozejfes kann das Prozeßgericht auf 
Antrag eines der Ehegatten durch einjtweilige Verfügung die Unterhalts- 
pflicht der Ehegatten den gemeinschaftlichen Kindern gegenüber im Verhält- 
niffe der Ehegatten zu einander vorläufig regeln.!*) 


1) 88 2077, 2268, 2279 BOB. 

?) 8 1606 Abſ. 2, 88 1684, 1685 BGB. 

9 Val. $ 1635 BGB. Mot. IV ©. 628. *) 88 103—107 II 2 AUCH. 

5) Hat das Kind freies Vermögen, dejjen Einkünfte zu jeinem Unterhalt aus: 
reihen (88 1650, 1651 BGB.), fo iſt es überhaupt nicht unterhaltsberechtigt ($ 1602 
Abi. 2 BGB.) und dann iſt auch die Frau nicht beitragspflidtig. 

°) 8 1585 Abi. 1 BGB. 

) Die Ehegatten können aber aud) die Höhe des Beitrags durch Vertrag feſt— 
jegen, auc, fann der Mann — verzichten. 


) 8 1585 bl. 1 Gap 2 *, 8 851 CRD. 
0) 8 1274 Abi. 2 BOB. 1) 8 394 BOB. 
2) Bol. $ 1635 BOB. 19 $ 1585 Abi. 2 BGB. 


14) 8 627 CPO. 
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Die Frage, inwieweit nad) der Scheidung die Sorge für die Perſon 
de3 Kindes dem Vater oder der Mutter zufteht, it im Zuſammenhange 
mit den Vorſchriften über die elterlihe Gewalt zu erörtern.!) 


$ 202. 


5. Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft und deren Wirkungen. ?) 


I. Nach ALR.?) jollte auf bloße Scheidung von Tiſch und Bett nicht 
erfannt werden, jobald auch nur einer der Ehegatten der proteitantijchen 
Religion zugethan war. Wenn aber unter fatholiichen Ehegatten auf eine 
beitändige Separation von Tiih und Bett erfannt wurde, fo hatte dies 
alle bürgerlichen Wirkungen einer gänzlichen Eheſcheidung. Inwiefern ein 
geichiedener Ehegatte nach den Grundſätzen feiner Religion von diejer er- 
folgten Trennung der vorigen Ehe zur Vollziehung einer anderen Gebraud) 
machen fonnte und durfte, blieb jeinem Ermefjen überlafjen. 

Das Perjonenftandsgejeg vom 6. Februar 18754) bejeitigte die ber 
jtändige Trennung der Ehegatten von Tiſch und Bett und ließ fortan nur 
die Auflöjung de8 Bandes der Ehe zu. Es bejtimmte, daß, wenn - vor 
dem 1. Sanuar 1876, dem Tage des Inkrafttretens dieſes Gejeßes, auf 
beftändige Trennung von Tiih und Bett erfannt worden war, jeder Ehe— 
gatte, wenn eine Wiedervereinigung nicht jtattgefunden hatte, auf Grund 
des ergangenen Urteil3 die Auflöjung des Bandes der Ehe im ordentlichen 
Prozeßverfahren beantragen fonnte.?) 

Das BGB.) hat neben der Klage auf Scheidung der Ehe ein neues 
Nechtögebilde geichaffen, die Klage auf Aufhebung der ehelichen Ge- 
meinjchaft, eine Klage, die zwar Hinfichtlic) ihrer Wirkung an die separatio 
perpetua quoad mensam ac thorum des kanoniſchen Rechtes?) erinnert, in 
ihrer Richtung und Ausgejtaltung aber durchaus von jenem Inſtitut abweicht.’) 


1) Vol. 8 1635 BGB. ©. unten $ 210 ©. 858 ff. 

?) Brot. II ©. 5644 ff. (Bd. 4 ©. 391 ff), BRK. ©. 119—124, Sten.Ber. 
©. 3089— 3091; Sedel in der Feſtgabe für Heinrich Dernburg (1900) ©. 351 ff.; 
Davidſon a. a. D. ©. 108ff.; Erler a. a. O. ©. 81ff.; Jacobi a. a. D. ©. 102 ff. 

” 88 733—735 II 1 ALR. Bol. Hierzu Stölzel, Wiederverheiratung eines 
bejtändig von Tiſch und Bett getrennten Ehegatten (1876) ©. 9ff. 

8 77, 78 Perſonenſtandsgeſetz; $ 77 war in Preußen duch Verordnung 
vom 14. Februar 1875 (GS. ©. 93) jeit dem 1. März 1875 eingeführt. 

®) Stölzel a. a. D. ©. 23 ff. 9) $ 1575 BOB. 

) von Scerer, Kirchenrecht, Bd. 2 8 137 ©. 578 Äf. 

®) Der Entw. I ($$ 1440, 1444) kannte nur eine zeitweilige Trennung von 
Tisch und Bett, die II. Kommiffion (Prot. II S. 5645—5659, Bd. 4 ©. 391—399) 
verwarf auch diefe. Erit in der Reichstagsflommilfion (BRK. S. 119—121) wurde 
die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft vom Standpunkte des fatholiichen Teiles 
der Bevölferung aus begründet und durchgejept. Es wurde geltend gemacht, daß 
nad) der Lehre der fatholiichen Kirche eine Scheidung der Ehe dem Bande nad) nicht 
zuläſſig fei, daß die fatholiiche Kirche nur eine separatio a thoro et mensa fenne, die 
den Eheleuten zwar gejtatte, getrennt von einander zu leben, ihnen aber nicht geitatte, 
eine neue Ehe einzugehen. Für einen Katholifen könnten ſich fchiwere Gewiſſens— 
bedenten daraus ergeben, daß ihn der Staat im Falle einer unhaltbar gewordenen 
Ehe ausichließlih auf den Weg der Scheidungsflage verweije, während die Vorſchriften 
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II. Die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft kann auf dieſelben 
Gründe geſtützt werden, aus denen die Scheidung der Ehe verlangt werden 
kann. Der Ehegatte, der auf Scheidung zu klagen berechtigt iſt, kann ſtatt 
auf Scheidung auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft klagen!); die 
Klage ſetzt alſo nicht ein Verſchulden des anderen Ehegatten voraus, fie 
fann insbejondere auch wegen Geijtesfrankheit des anderen Teiles erhoben 
werden. In prozefjualer Beziehung ift die Klage auf Aufhebung der ehe- 
lihen Gemeinjchaft der Scheidungsflage gleichgejtellt.) Die Aufhebung er: 
folgt durch Urteil, und die mit dem Aufhebungsurteile verbundenen Wirkungen 
treten mit der Nechtsfraft des Urteil ein.d) Auch das Aufhebungsurteil 
hat fi über die Schuldfrage auszujprechent) und IThatjachen, auf Die 
eine Aufhebungsklage nicht mehr gegründet werden kann, dürfen zur Unter- 
jtüßung einer auf andere Thatfahen gegründeten Aufhebungsklage geltend 
gemacht werden.d) 

Das Net, auf Aufhebung der ehelichen Gemeinjchaft wegen Ver— 
ſchuldens zu Hagen, erlifcht Durch Verzeihung oder durch Zeitablauf.6) 

III. Der jcheidungsberechtigte Ehegatte hat die Wahl, ob er die 
Scheidung der Ehe oder die Aufhebung der ehelichen Gemeinjchaft begehren 
will. Auf Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft kann aber nur erfannt werden, 
wenn der beklagte Ehegatte damit einverjtanden ift. Denn wenn der andere 
Ehegatte beantragt, daß die Ehe, fall3 die Klage begründet ijt, gefchieden 
wird, jo muß auf Scheidung erkannt werden.’) Der Antrag jegt nicht Die 
Erhebung einer Widerflage voraus und kann jolange gejtellt werden, al3 
neue Klagegründe geltend gemacht werden Fünnen.®) 

Die Aufhebung der ehelichen Gemeinjchaft dauert nur folange, als 
beide Ghegatten hierzu willens find, daneben bejteht jederzeit das Recht, 
die Zöjung der Ehe dem Bande nad) zu verlangen. Deshalb kann jeder 
der Ehegatten, ohne Rückſicht darauf, ob er für jchuldig erklärt ift oder 
nit, auf Grund des Aufhebungsurteils jederzeit und ohne weiteres 
die Scheidung beantragen.) Das Scheidungsverlangen fann nur mit dem 
Einwande befeitigt werden, daß nad Erlajjung des Aufhebungsurteils Die 
eheliche Gemeinjchaft wiederhergejtellt worden ijt.10) 








jeiner Kirche ihm die Erhebung diefer Klage verböten. Daraufhin wurde die Klage 
auf Aufhebung der ehelichen Gemeinichaft, allerdings ohne Hinweis auf ein bejtimmtes 
Religionsbelenntnis, beſchloſſen und vom Reichstag angenommen. 

1) 8 1575 Abi. 1 Satz 1, 88 1565—1569 BOB. 

?) 8 639 EPD. Bal. aud) SS 605, 620 ‚ERD. 

s) 88 1564, 1586 BGB. *) 8 1575 Abi. 2, $ 1574 BOB. 

r $ 1575 Ar. 2,8 1573 BGB. 

9 88 1570, 1571 BGB. Die Aufhebung der ehelichen Gemeinjchaft ift am 

Rande der über die Eheichliefung bewirkten Eintragung zu vermerten, $ 55 Abf. 1 
BPerjonenftandsgejeg, Art. 46 II EG. z. BOB. u 5 ; 1572 BOB. findet An⸗ 
wendung. 8 1575 bj. 1 Gap 2 368 

°, 8 614 CPO., alfo nicht mehr in der Revifionsinjtanz, weil die Natur diejes 
NRechtämitteld neue Thatjachen und Beweismittel zu feiner Begründung ausſchließt; 
jo aud) Sedel a. a. Q, ©. 353 Anm. 10; Planck-Unzner IV ©. 327 Anm. 3; 
a. M. Endemann Bd. 2 ©. 691 Anm. 6; Davidjon a. a. O. ©. 110. 

9, Darin liegt der Hauptunterjchied von der kanoniſchen separatio quoad mensam 
et thorum. 0, 8 1576 Abi. 1 BOB. 


$ 202. Aufhebung der ehelichen Gemeinihaft und deren Wirkungen. 821 





Die auf Grund des Aufhebungsurteil3 zu erhebende Klage ijt eine 
gewöhnliche Scheidungsklage?!); fie ift Feine bloße Fortſetzung des früheren 
Verfahrens ?), jondern eine Art Judikatsklage (actio iudicati), deren Klage— 
grund das Urteil auf Aufhebung der ehelichen Gemeinjchaft ift und deren 
Gegenjtand das Scheidungsbegehren, d. 5. die Umwandlung der Aufhebung 
der ehelichen Gemeinjchaft in Scheidung der Ehe bildet.) Diejem Begehren 
muß der Richter ohne weiteres jtattgeben, und der im Aufhebungsurteile für 
Ihuldig erflärte Ehegatte ift auch im Scheidungsurteile für jchuldig zu er: 
Hären®), jodaß eine wiederholte Prüfung der Schuldfrage ausgeſchloſſen iſt. 
Eine Widerflage auf Herjtellung de3 ehelichen Lebens ijt angefichts des 
recht3fräftigen Urteils auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft unzuläjlig; 
der einzig zuläjfige Einwand gegenüber der Judikatsklage ift der Einwand 
der nad Erlafjung des Sceidungsurteil3 erfolgten Wiederherjtelung der 
ehelichen Gemeinjchaft. 

Die Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft ift im Heiratsregiſter am 
Nande der über die Eheſchließung bewirkten Eintragung zu vermerfen.>) 

IV. Die Aufhebung der ehelichen Gemeinichaft hat „die mit der 
Scheidung verbundenen Wirkungen“, mit der Beſchränkung jedoch, daß die 
Eingehung einer neuen Ehe ausgeſchloſſen iſt.“) D. h. nichtS anderes 
als: Mit der Rechtskraft des die Aufhebung der ehelichen Gemeinjchaft aus- 
jprechenden Urteils treten alle mit der Scheidung verbundenen Wirkungen 
ein, ausgenommen die Zuläjjigfeit der Eingehung einer neuen 
Ehe. Die Hauptwirfung der Scheidung iſt die Auflöjfung der Ehe dem 
Bande nad) und die damit gegebene Möglichkeit der Wiederverheiratung 
der Gejchiedenen. Da nun gerade diefe Wirkung bei der Aufhebung aus— 
drüdlich ausgeichlofjen it, jo fann die Wirkung der Aufhebung nicht 
die Auflöjung der Ehe dem Bande nad) jein, jondern gerade im Gegenteile 
das Fyortbejtehen der Ehe dem Bande nad. Die Aufhebung der ehelichen 
Gemeinschaft wirkt aljo nur die thatjächliche, nicht die rechtliche Aufhebung 
(Auflöjung) der Ehe’); fie ermöglicht jederzeit die formloje Wiederher- 


!) So auch Planck-Unzner IV ©. 327; Endemann Bd. 2 ©. 691 Anm. 9; 
v. Staudinger-Engelmann Bd. 4 ©. 347; Neumann, Handausgabe, Bd. 2 ©. 871. 

?, So behaupten Davidfon in der Zeitjchrift für deutichen Civilprozeß, Bd. 26 
S. 82 bis 89; Sedel a. a. D. ©. 355; Peterfen-Anger zu $ 639 CPO. 

) Auf dieje Klage und da8 Berfahren finden in Ermangelung bejonderer Be- 
itimmungen die Vorſchriften des S 606 ſſ. CPO. entiprehende Anwendung. 

) $ 1576 Abſ. 2 BGB. Die 88 1570—1574 BGB. finden bier feine An— 
wendung. 

°) 8 55 Nbf. 1 Perſonenſtandsgeſetz, Art. 46 II EG. 5. BGB. 

*, 8 1586 Sah 1 BOB. 

) So auch v. Staudiger-Engelmann IV ©. 357; Rocholl a. a. D. ©. 343, 
344; Enneccerus-Lehmann Bd. 2 $ 122 ©, 350; Davidion a. a. O. ©. 175 ff. und 
Zeitjchrift für deutichen Civilprozeß Bd. 26 ©. 80; Erler a. a. O. ©. SL, 82, 163; 
Jacobi a. a. DO. ©.104; Matthiah Bd. 2 (3. Aufl.) S. 309, 315; Engelmann, Das alte 
und das neue bürgerliche Recht, S. 651; Fränkel, Das Tyamilienrecht, S. 101; 
Süßheim in Gruchots Beiträgen Bd. 43 S. 582. U. M. Pland-Unzner IV ©. 338; 
Endemann a. a. D. Bd. 2 ©. 692; Sedel a. a. D. ©. 356 ff. (der jeltiamer Weiſe 
auch Matthia zu den Anhängern der abweihenden Meinung rechnet). Schon die 
Entſtehungsgeſchichte jpricht, wie v. Staudinger-Engelmann mit Hecht bervorbeben, gegen 
die Seckel'ſche Anficht, denn der Reichdtag wollte ja gerade mit Rüdjicht auf das fatho- 
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ſtellung der ehelichen Gemeinſchaft, was bei einer Auflöſung dem Bande 
nach unmöglich wäre. Dazu kommt die Beſtimmung, daß die Vorſchriften 
über die Nichtigkeit und Anfechtbarkeit der Ehe Anwendung finden, wie 
wenn das Aufhebungsurteil nicht ergangen wäre.!) 

Die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft bewirkt alſo nicht die Auf— 
löſung der Ehe, trotzdem treten im übrigen die mit der Scheidung ver— 
bundenen Wirkungen?) auch bei ihr ein. 

V. Die Ehegatten können die eheliche Gemeinjchaft jederzeit twieder- 
berjtellen, ohne daß es einer neuen Eheſchließung bedarf; mit der that- 
ſächlichen Wiederherftellung fallen die mit der Aufhebung verbundenen 
Wirkungen für die Zukunft weg und für die wiederhergeitellte Ehe tritt 
nunmehr Gütertrennung ein.?) 

Die Wiederheritellung der ehelichen Gemeinschaft ift auf Antrag im 
Heiratöregifter am Rande der über die Ehejchliegung bewirkten Eintragung 
zu vermerfen.t) 

VI. Das jebige deutſche Reichsrecht betrachtet alſo thatjächlich ge— 
trennte Ehegatten, d. h. ſolche, zwiſchen welchen die ehelihe Gemeinschaft 
rechtskräftig aufgehoben ijt, nicht als geſchiedene Ehegatten; e8 eröffnet 
ihnen aber die Möglichkeit, auf Grund des Aufhebungsurteils eine Scheidung, 
d. h. eine Auflöjung des Bandes ihrer Ehe zu erlangen.) Eine vor Bei: 
bringung des Sceidungdurteil8 eingegangene Ehe iſt Bigamie. Eine zeit- 
weilige Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft duch Urteil kennt das 
BOB. nicht.‘) 


$ 203. 


6. EHeicheidungsprozeh.‘) 

I. Redtsitreitigfeiten, welche die Scheidung einer Ehe oder die Auf- 
hebung der ehelichen Gemeinjchaft zum egenjtande haben, gehören zu den 
Ehejahen im Sinne der EBD.) Bei dem großen ntereffe, daS der 
Staat an der Aufrechterhaltung der bejtehenden Ehen hat, iſt das Scheidungs- 
verfahren mit bejonderen Kautelen umgeben. Mit Nüdjicht auf daS be- 
teiligte öffentliche Intereſſe erleidet insbejondere der Grundjaß der Partei— 
dispofition eine erhebliche Einjchränfung, ebenjo die Verhandlungsmarime, 
auch ift der Staatsanwaltjichaft eine Mitwirkung eingeräumt und ein Sühne- 
verjuch zur Borbedingung des Verfahrens gemadt. 


fiiche Dogma von der Umauflöslichkeit der Ehe die Möglichkeit eine Aufgebens bes 
ehelichen ger ihaffen, ohne daß dadurd) das Band der Ehe gelöft wurde. 
586 Sab 2 BB. Auch daraus folgt, daß eine ey Ar der Ehe 
durch die * der ehelichen Gemeinſchaft nit Hattfindet, $ 1338 
lſo —— 1478, 1577—1585, 8 1608 Abſ. 2, $ 1609 Abſ. 2 So 2 
$$ 1635, a BHB 


») & 1587 BOR.; fie ift ind Güterrechtsregiſter einzutragen. 

+, 8 55 Ab. 2 erfonenftandsgejeh, Art. 46 II EG. 5. BGB. 
©) 88 1586, 1576 B 

5 vgl. jedod) ss 820, Kor CPO. 

’, Erler a. a. O. ©. 161ff.; Rocholl a. a. ©. ©. 305. 

») 85 606—639 EPCO. Siehe oben $ 175 ©. 673. 
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II. Für das Sceidungsverfahren ift daS Landgericht, bei welchem Buſtandigtelt. 
der Ehemann jeinen allgemeinen Gerichtsjtand hat, ausſchließlich zuftändig.!) 
Die Klage auf Herftellung des ehelichen Lebens, die Scheidungsklage, die 
Aufhebungskflage und die Anfechtungsflage fönnen verbunden werden, da— 
gegen ift die Verbindung einer anderen Klage?) mit den erwähnten Klagen 
jowie die Erhebung einer Widerklage anderer Art unjtatthaft.?) Ein in 
der Gejchäftsfähigfeit bejchränfter Ehegatte ift in Anjehung der Scheidungs- 
flage unbejchränft prozeßfähig ?), für den gejchäftsunfähigen Ehegatten wird 
der Rechtsſtreit durch den gejeglichen Vertreter geführt, doch bedarf dieſer 
zur Erhebung der Sceidungsklage, aljo auch der Klage auf Aufhebung 
der ehelichen Gemeinjchaft, der Genehmigung des Vormundichaftögericht3.>) 
Mit Rüdfiht auf dem höchjt perjönlichen Charakter der Eheſachen bedarf 
ein Bevollmächtigter des Elagenden Ehegatten einer bejonderen, auf 
den Rechtjtreit gerichteten Vollmacht; eine allgemeine Prozeßvollmacht 
genügt aljo nicht, vielmehr ijt eine auf den „ipeziellen Eheſtreit“ gerichtete 
Vollmacht erforderlich, welche ohne weiteres die Ermächtigung in fich jchlieft, 
alle bezüglichen Klagegründe geltend zu machen.) Den Mangel der Boll- 
macht hat da8 Prozefgericht von Amtswegen zu berüdjichtigen.”) 

III. Die Erhebung einer Scheidungsflage ®) jeßt grundfäglicd einen Cüsne- 
vorgängigen Sühneverjuh) voraus. Der Vorfigende des Prozeßgerichts T# 
hat bei Einreichung der Klage von Amtswegen zu prüfen, ob den gejeß- 
lichen Borjchriften über den Sühneverjuch genügt ijt, eher darf er feinen 
Berhandlungstermin auf die Klage feitjegen.?) Nur dann kann von dem 
Sühneverſuch abgejehen werden, wenn der Aufenthalt des Beklagten un— 
befannt oder im Ausland ift, wenn dem GSühneverjuch ‘ein anderes jchwer 
zu bejeitigendes Hinderniß entgegenjteht, da8 von dem Kläger nicht ver- 
ſchuldet it (3. B. Krankheit, Verbüßung einer langen fFreiheitsjtrafe), oder 
wenn die Erfolglofigfeit des Sühneverſuchs mit Beftimmtheit vorauszujehen 
it. Ueber das VBorhandenjein diefer Vorausjegungen entjcheidet der Vor: 
ſitzende des Prozeßgerichts ohne vorgängiged Gehör des Bellagten.!%) Ein 
Rechtsmittel gegen die Enticheidung des Vorſitzenden findet nicht jtatt, 
ebenjowenig iſt das erfennende Gericht befugt, das Verfahren des Vor— 
jigenden einer Nachprüfung zu unterziehen und die Scheidungsflage aus 
dem Grunde abzumeilen, weil feiner Meinung nad) den Vorjchriften über 
den Sühneverjud nicht genügt jei. Das Gericht kann geeignetenfall3 nur 


1) 8 606 Abi. 1, $ 13, 8 40 Ubi. 2 CPO. Näheres fiehe oben ©. 673. 
lleber die Mitwirkung der Staatsanwaltſchaft j. $ 607 CPO. 

3- B. einer vermögenstechtlihen Klage auf Unterhalt, auf Herausgabe des 
eingebrachten Vermögens, auf Erziehung der Kinder, dagegen ijt, wie nad) bisherigem 
Rechte S 745 ff. II 1 ALR., die Schultag von der Scheidung nicht zu trennen, 
$ 1574 BSR. $ 615 EBD. 

*, 8 612 Abf. 1 ERO. 5, $ 612 Abſ. 2, 8 639 CRD. 
®, Died wurde ald die einjtimmige Medrheit der Reichstagstommiffion aus⸗ 
he se len zur CPO. (Heymann, 1898) ©. 68 


Oder einer Klage auf Aufhebung der ehelichen Semeinjchaft oder auf Her: 
jtellung des ehelichen Lebens. ») 8 608 CR. 
»», g 611 CRD. 
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einen nachträglichen Verſuch der gütlichen Beilegung des Rechtsſtreits be— 
ihließen.!) 

Zuftändig für die Vornahme des Sühneverſuchs iſt ausſchließlich das 
Amtsgericht, vor welchem der Ehemann zur Zeit der Erhebung diejed An— 
trags jeinen allgemeinen Gerichtöjtand hat.?) Der Antrag auf Anberaumung 
eines Sühnetermins unterliegt nicht dem Anwaltszwang. In dem Sühne- 
termine müfjen beide Parteien perſönlich erjcheinen; Beijtände Fünnen 
zurüdgewiejen werden. 3) 

Bleibt der Kläger oder bleiben beide Parteien aus, jo muß der Kläger 
die Anberaumung eine8 neuen Sühnetermins beantragen und den Beklagten 
zu dem Termine laden. Beim Ausbleiben des Beklagten iſt dann der 
Sühneverſuch als mißlungen anzujehen.t) Zwangsmaßregeln find ausge— 
ſchloſſen. Der Aufnahme eines Protokolls bedarf es nur, wenn ein Ver— 
gleich geſchloſſen wird 5); mißlingt der Sühneverſuch, jo iſt dem Kläger auf 
jeinen Antrag eine Bejheinigung hierüber zu erteilen.®) 

IV. Abweichend von der allgemeinen Regel?) fünnen in Scheidungs- 
prozefien bis zum Schluffe derjenigen mündlichen Verhandlung, auf welde 
das Urteil ergeht, andere als die in der Klage vorgebradten Klage: 
gründe geltend gemacht werden.) Das Verbot der Klageänderung gilt 
alfo hier nicht, ebenjowenig für die Widerflage; der Grundſatz gilt auch 
für die Berufungsinftanz®), dagegen nicht für die Reviſionsinſtanz, weil 
die Natur dieſes Necht3mitteld jedes neue thatjächliche Vorbringen aus— 
Ichließt.1%) In Sceidungsjahen gilt zwar auch der Grundſatz, daß 
nur derjenige Teil die Berufung einlegen darf, welcher ji) durch Die 
ergangene Entjcheidung beſchwert fühlt, indeijen kann bei der bejonderen 
Natur des Scheidungsprozejjes unter Umſtänden auch der fiegreiche Teil 
das Rechtömittel ergreifen, um feinem vom erjtinjtanzlichen Antrag ab- 
weichenden wahren Willen Geltung zu verjchaffen.!!) 

Die Zulaffung neuen Vorbringen ſchließt aber die Ausichliegung 
verabjäumten Vorbringend nicht au. Es darf nämlich der mit der 
Scheidungsklage abgewiejene Kläger in einem jpäteren Prozeſſe die Scheidung 
nicht mehr auf Thatfachen gründen, die er in dem früheren Scheidungs— 
prozejje geltend gemacht Hat oder in irgend einer Weile (Slageänderung, 
Klagenverbindung) geltend machen fonnte. Das Öleiche gilt für den Be— 
Hagten in Anſehung der Thatſachen, auf welche er eine Widerklage zu 





2 206 EPRD., Entſch. NG. Bd. 18 No. 77 ©. 363. 
8 609 bj. 1 ERD., vgl. auch Abi. 2 $ 609. 
; 8 610 Abi. 1 ag Wegen Benadhrichtigung des Seeljorgerd vgl. AB. vom 


27. Auguft 1879 rt . 260). 1) 8 610 Abi. 2 EVD. 

) 8 23 No. 2 Sefedäftsorbmung = die rn. der ——— 
vom 26. November 1899 (JIMBl. ©. 395). *) Val. 8 23 No. 10 a. a. 

) Vgl. $ 268 CRD. *, 8 614 Abf. 1 CRO. 


,) Die 88 527, 529 EBD. gelten alfo bier nicht; vgl. Entid. RG. Bd. 31 
No. 2 ©. 9. Bon einem Sühneverfuh iſt das neue een und die Er: 
Hebung der Widerflage nicht abhängig, $ 614 Ubi. 2 CRD. 

’0, Juriſt. Wochenſchrift 1896 ©. 149 No. 17. 

9) Bol. Entid. NG. Bd. 45 No. 82 ©. 321 und Juriſt. Wochenjchrift 1895 
©. 520 No. 13, 1896 S. 320 No. 6; Entſch. NG. Bd. 27 No. 96 ©, 370ff., 
Br. 36 ©. 352 ff.; NO. in Grucots Beiträgen Bd. 41 No. 8 ©. 171. 
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gründen imjtande war.!) Es gelten aljo alle etwaigen Nlagegründe durch die 
Abweifung der früheren Klage als verbraucht, ausgenommen Thatjachen, 
die erjt jpäter entitanden jind, oder welche die Partei früher nicht kannte, 
oder zwar fannte, aber nicht zu beweijen imjtande war.?) Wohl aber 
fünnen ſolche Thatſachen zur Unterjtügung einer auf andere Thatjachen 
gegründeten Scheidungsflage geltend gemacht werden.?) 

V. In Ehejachen hat das Prozeigericht die materielle Wahrheit zu 
erforichen und ijt deshalb in Scheidungsjadhen an Zugeftändnijje, Anerfennt- 
nifje, VBerzichtleiftungen und Eideszujchiebungen der Parteien nicht gebunden.*) 
Auch kann das Gericht zum Zwede der Aufrechterhaltung der Ehe That- 
jachen, die von den Parteien nicht vorgebradht find, berüdjichtigen und Die 
Aufnahme von Beweiſen von Amtswegen anorduen, jedoch find die Parteien 
vor der Entiheidung zu hören.d) Zur Ermittelung der Wahrheit kann das 
Gericht auch das perjönliche Erjcheinen einer Partei anordnen und jie 
über bejtimmte Thatjachen vernehmen.‘) 

Ein PVerjäumnisurteil gegen den Beklagten iſt unzuläjlig; wenn der 
Beklagte oder Widerbeflagte in dem erjten Verhandlungstermine nicht er- 
iheint?), jo fann erjt in einem neuen auf Antrag des Klägers zu be- 
jtimmenden Termine verhandelt werden. Im übrigen ift der Beklagte und 
Widerkläger zu jedem QTermine, der nicht in feiner Gegenwart anberaumt 
wurde, zu laden.®) 

Beantragt der Kläger jelbjt in einem Sceidungsprozejje die Aus— 
ſetzung des Verfahrens, jo darf das Gericht auf Scheidung nicht erkennen, 
bevor die Ausſetzung jtattgefunden hat. Dieſe muß von Amtswegen er- 
folgen, wenn die Scheidung auf Grund eines relativen Scheidungsgrundes 
beantragt ijt und die Ausficht auf Ausjöhnung der Parteien nicht ausge— 
ſchloſſen erjcheint.?) Jedoch darf die Ausjegung im Laufe des Nechtsitreits 
nur einmal und höchſtens auf zwei Jahre erfolgen.10) 

VI. Auf Antrag eine8 der Ehegatten fann das Gericht durch einſt— 
weilige Verfügung!) für die Dauer des Rechtsſtreits das Getrenntleben 
der Ehegatten gejtatten, die gegenjeitige Unterhaltspflicht der Ehegatten 1?) 
ordnen, wegen der Sorge für die Perſon der gemeinjchaftlichen minder- 
jährigen Kinder, joweit e8 ſich nicht um die gejebliche Vertretung handelt, 
Anordnungen treffen, und die Unterhaltspflicht der Ehegatten den Kindern 
gegenüber im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander regeln.13) 

Vor der einjtweiligen Verfügung hat das Prozeßgericht, wenn ein 
gemeinjchaftliche8 minderjähriges Kind der Ehegatten vorhanden ijt, dem 
Bormundichaftsgerichte Mitteilung zu machen.!*) 


)$ 616 CRD. 
?) Entih. RG. Bd. 35 No. 86 ©. 343, Bd. 42 No. 96 ©. 384. 





s, $ 1573 BGB. *) 8 617 CRD. 

°, 8 622 Abſ. 1 EBD. 6) 8 619 CRD. 

) Oder nicht re vgl. — Anger zu $ 618 CRO- Anm. 3 (4. Aufl. 
1900); Reinde, CPO. (4. Aufl.) ©. 5 5) $ 618 CRD. 

”, $ 620 Abi. 1 RO 10, 8 620 Abi. 2 CRD. 


"88 936—944 EVD. 
‚7, $ 1361 BGB. (Entrichtung einer Geldrente). 
'") 8 627 Abi. 1 CRD. Bal. oben ©. 675. 1) 8 627 Ubi. 3 CPO. 
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Die einjtweilige Verfügung iſt nad Beltimmung de8 Termind zum 
Sühneverjuche zuläfjig oder jobald im Wege der Widerflage die Scheidung 
beantragt ijt.!) 

Nicht Gegenjtand des Interimiſtikums ift die Verpflichtung zur Leiftung 
eines Koſtenvorſchuſſes. 

Nach preußiſchem Rechte?) mußte der Mann auf Verlangen der Frau 
aus deren Eingebradhtem, in dejjen Ermangelung aus eigenen Mitteln 
die Koſten des Scheidungsprozejjes vorichießen, denn nach ALR. gehörten 
zu dem von dem Manne jeiner rau zu gemwährenden Unterhalt auch die 
jie betreffenden Prozeßkoſten.) Unter Umjtänden fonnte fie durch einjt- 
weilige Verfügung ermächtigt werden, zur Dedung der Prozeßkoſten 
ein Darlehn unter Verpfändung eine von ihr eingebrachten Grundjtüds 
ohne Konjens ihre® Mannes aufzunehmen. *) 

Dad BGB. behandelt die Koftenvorjchußpflicht des Mannes nicht 
unter dem Gejichtspunfte jeiner Unterhaltspflicht; die Frage, ob er zur 
Leitung eine8 Kojtenvorjchujjes verpflichtet it, regelt ji) nad) 
den für den Güterjtand geltenden Vorjchriften.) Bei dem gejeglichen 
Güterjtand iſt der Mann der Frau gegenüber verpflichtet, die Kojten 
eines Necht3jtreit3 zu tragen, den die Frau führt oder der gegen Die rau 
geführt wird, ſofern nicht die Kojten dem Vorbehaltsgute zur Lajt 
fallen.) Die Pflicht zur Koftentragung ?) umfaßt aber auch die Pflicht zur 
Reiftung eines Kojtenvorjchuffes. °) 

Im Verhältnifje der Ehegatten zu einander fallen die Koſten des 
Rechtsſtreits zwilchen ihnen dem VBorbehaltögute zur Lajt, foweit nicht der 
Mann fie zu tragen hat.) Der Mann aber hat die Kojten nur zu tragen, 
joweit fie ihm nad) den Vorjhriften der CPO. auferlegt find. Ob dies 
der Fall jein wird, jtellt ic) erjt nad) der Beendigung des Prozeſſes heraus. 
Eine Berpflihtung des Mannes zur Vorſchußleiſtung für die 
Frau aus feinen eigenen Mitteln bejteht nicht mehr. 

Nun haftet aber für die Koſten eines Necht3jtreit3 der Frau, aljo 
auch für einen Koſtenvorſchuß, unter allen Umſtänden jtet8 das eingebradte 
Gut, und zwar ohne Rüdjicht darauf, ob das Urteil dem Manne gegen- 
über wirkſam ift oder nicht.!%) Die Gerichtsfafje oder der jonjtige Koſten— 
gläubiger kann aljo gegen die Frau auf Zahlung der Prozeßkoſten oder 
eines Koſtenvorſchuſſes und gegen den Mann auf Duldung der Zwangs— 
vollſtreckung in das eingebrachte Gut Hagen.!!) 


1) 8 627 Abi. 2 CPO. 

47 726 II 1 ALR NG. im JMBl. 1889 ©. 33, 34; der Mann haftete 
aber nur der Frau, nicht der Gerichtskaſſe Gegenüber. », 8 187 II 1 ACR. 

* NG. in Gruchots Beiträgen Bd. 33 No. 138 ©. 1207. 

>) Bol. Beſchluß des NG. v. 3. Mai 1900 (IMBl. ©. 435). 

6) 8 1387 No. 1 BGB. 

) Zu den fojten — > gerichtlihen und die — — Koſten. 

J Planck⸗ Unzner IV ©. ) 8 1416 Abj. 1 BGB. 

0, 8 1412 Abi. 2 BGB. Umftänden kann der Weg des $ 1402 BGB. 
beifen, Erjegung der Zuftimmung des Mannes zu einem Nechtögefchäfte der Frau 
durd) das Vormundſchaftsgericht. 

) Bgl. über dieſe beſtrittene Frage Planck-Unzner Bd. 4 ©. 135; Erler a. 


a. D. ©. 206 ff.; Davidjon a. a. D. ©. 17ff; Neumann, Handausgabe de BOB. 
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Nicht anders liegt die Sache bei der vertragsmäßigen Gütergemein- 
Ihaft in Anfehung des Gejamtguts.!) 

Beiteht hiernach eine Verpflichtung des Mannes zur Koftenvorihuß- 
zahlung für die rau nicht, jo bleibt einer unvermögenden Frau nichts 
übrig, al3 für den Sceidungsprozei das Armenrecht nachzuſuchen.?) 

Wenn nun auch die Verpflichtung des Mannes zur Leiſtung eines 
Koſtenvorſchuſſes für die Frau nicht Gegenjtand des Intermijtifumß fein 
fann®), jo iſt damit doch nicht ausgeichlofien, daß bei dem Vorliegen der 
jonjtigen allgemeinen VBorausjegungen*) der Erlaß einer einjtweiligen 
Verfügung, indbejondere zum Zwecke der Regelung eines einftweiligen 
Zuftandes in Bezug auf ein ſtreitiges Nechtsverhältnis, zur Abwendung 
wejentlicher Nachteile beantragt werden kann. Bedarf die Frau alſo barer 
Mittel, um fich in einem Schetidungsprozefje wirkſam vertreten zu lafjen 
und die Nachteile einer Nichtvertretung von ſich abzuwenden, jo kann das 
Prozeßgericht nah freiem Ermejjen die VBerpflidtung des 
Mannes zur Leiltung eines Koſtenvorſchuſſes aus dem einges 
bradten Gute oder dem Gejantgute für die Frau anordnen.) 

VII. Urteile, durch welche auf Scheidung der Ehe oder auf Aufhebung 
der ehelichen Gemeinfchaft erfannt iſt, find von Amtswegen zuzuftellen.) Eine 
mit dem Zeugniſſe der Nechtöfraft und mit der Angabe des Tages der 
Rechtskraft verjehene Ausfertigung des Urteils hat die Staatdanwaltichaft 
dem Standesbeamten,' vor welchem die Ehe gejchloffen worden iſt, behufs 
Vermerkes am Rande der über die Eheichliegung bewirkten Eintragung zu 
überjenden.”) 

Stirbt einer der Ehegatten vor der Nechtöfraft des Urteils, jo iſt 
der Nechtsjtreit in Anjehung der Hauptjache al3 erledigt anzujehen.d) In 
Anjehung der Prozeßloſten kann der Nechtsjtreit von dem überlebenden 
Ehegatten und den Erben des verjtorbenen nad Aufnahme fortgejeßt 
iwerbden.?) 


B. 2 ©. 772; Marwig in der Deutichen Juriften-Zeitung 1900 ©. 43; Mittel: 
itein ebenbafeibit & . 160; Davidjon ebendafelbjt S. 160; Scherer, Familienrecht S. 91. 

2) 88 1451, 1460 bj. 2, 8 1464 Abi. 1, $ 1549 BGB. Bal. aud OLG. 
Hamburg in der Deutichen Quriften-Zeitung 1300 ©. 168 und Beihlug des RG. 
v. 5. April 1900, ebendajelbit ©. 231. 

7) 88 114f. CRD. 

) Denn $ 627 EBD. bezieht ſich nur auf die dajelbjt beftimmten Anordnungen, 

*) 8 940 CRD. 

®, 8 940 CPO., 88 1412 Abſ. 2, $ 1460 Ubi. 2 BGB. VPeterfen:Anger 
Bd. 2 (4. Aufl.) ©. 200 Anm. 5; Bland- Unzner Bd. 4 S. 45; Mitteljtein in der 
Deutjchen AN eng 1900 ©. 160; fiehe auch S. 168. 

28 625 CRD. 

7,8 55 Berjonenftandägefeh, Urt. 46 II EG. z. BGB., € 25 Abſ. 1 Be- 
fanntmadung des Reichskanzlers vom 25. März 1899 (NHL. € 225). — Ueber 
die Feſtſtellung der Perjon bes Mitehebtedhers" im Urteile vgl. 8 624 ERD. und 
oben ©. 645, 646. 

”, 8 628 CPO. Folglich auch in Anjehung der Schuldfrage $ 1574 BGB. 

78 239, $ 99 Abi. 3 CPO. 


Urteil. 


Inter ⸗ 
nationales 
Necht. 


828 Viertes Buch. Familienrecht. 











g 204. 


7. Internationales Scheidungsrecht. Uebergangsbeſtimmungen.) 


J. Während nach bisherigem Rechte angenommen wurde, daß der 
über die Scheidung der Ehe urteilende Richter nur das Geſetz ſeines 
Landes befolgen dürfe, und daß dasjenige Recht von ihm anzuwenden ſei, 
welches in ſeinem Bezirke, d. h. an dem Orte gelte, an welchem der Be— 
flagte im Zeitpunfte der Erhebung der Klage jeinen Wohnfig hatte?), Hat 
das Neichsrecht grunmdjäglich für die Scheidung der Ehe die Geſetze des 
Staate8 für maßgebend erklärt, dem der Ehemann zur Zeit der Stlage- 
erhebung angehört (Nationalitätsprinzip).?) 

Diejer Grundjaß erleidet jedoch gewiſſe Ausnahmen: 

1. Sind nad) dem hiernach mahgeblihen Rechte eines fremden 
Staates die deutſchen Gefege anzuwenden, jo finden dieſe Geſetze An- 
wendung (Prinzip der Nücdvermweilung).t) 

2. Die Anwendung eines ausländiichen Geſetzes ijt ausgefchlofien, 
wenn fie gegen die guten Sitten oder gegen den Zwed eines deutjchen 
Geſetzes verjtoßen würde>); 3. B. würde der deutſche Richter eine zeit- 
weilige Trennung von Tiſch und Bett nicht ausſprechen Fönnen. 

3. Sit zur Zeit der Erhebung der lage die Reichdangehörigkeit des 
Mannes erlojchen, die Frau aber Deutſche, jo finden die deutſchen Geſetze 
Anmwendung.®) 

4. Grundfäglich ift die Staatdangehörigfeit de8 Mannes zur Beit der 
Erhebung der Klage maßgebend; Hat fich jedoch die Thatjache, welche ala 
Scheidungdgrund geltend gemacht wird, zu einer Zeit ereignet, al3 Der 
Mann einem anderen Staate angehörte, jo kann fie als Scheidungsgrund 
nur zugelafjen werden, wenn jie auch nad) den Gejeßen dieſes Staates 
ein Scheidungsgrund oder ein Trennungsgrund ijt.) Die Thatjache, die 
als Scheidungsgrund geltend gemacht wird, muß aljo als ſolcher ſowohl 

) Erler a. a. ©. $ 23 ©. 88 ff.; Davidfon Das Recht der Eheicheidung, 
S. 181ff., S. 210ff.; Enneccerus-Lehmann Bd. 2 ©. 427 ff.; Keidel, Das inter: 
nationale Ehereht nad dem BGB., in der Zeitfchrift für internat. Privat: und 
Strafrecht, Bd. 7 ©. 228 ff; Klein, Dertliches Recht in Eheiheidungsiachen, ebenda— 
jelbjt ©. 487 ff.; Barazetti, Erörterungen aus dem Gebiete des internationalen Privat- 
recht3 im BGB., ebendafelbit Bd. 8 S. 118 Ff.; Biberjeld, Zu Art. 17 des EB. 3. 
BGB., ebendaielbit S. 384 ff.; Habidht, Einwirfung des BGB, auf zuvor entitandene 
Rechtsverhältniſſe, S. 21ff.; Niedner, Dad Einführungsgejeg, ©. 45Ff.; von Bar, 
Theorie und Prarid des internationalen Privatrechts, Bd. 1 (2. Aufl.) S. 482 ff.; 
Gierke, Deutiches Privatrecht, Bd. 1 ©. 236; Stobbe, Deutiches Privatreht, Bd. 1 
(3. Aufl.) 8 34 ©. 270; Böhm, Die räumliche Herrihhaft der Rechtsnormen, $ 8 ©. 43. 

?) Vgl. Entih. RG. Bd. 9 No. 48 ©. 191, Bd. 16 No. 28 ©. 138; RG. 
bei Gruchot, Bd. 31 No. 45 ©. 839. 

°) Art. 17 Abſ. 1 EG. 5. BGB. Die Kenntnis des ausländifchen Rechtes 
wird hiernac in Zukunft eine große Bedeutung gewinnen, vgl. die Zujammenjtellung 
der Rechtsnormen ausländischer Staaten bei Davidjon a. a. O. ©. 189 ff. 

4) Art. 27 EG. z. BGB., ſiehe oben ©. 16. 6) Art. 30 EG. 5. BGB. 

9) Art. 17 Abi. 3 EG. 3. BGB., vgl. auch Art. 14 Abſ. 2. 

) Art. 17 Abi. 2 EG. 3. BGB. 
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nach den Geſetzen des Staates, dem der Mann früher angehörte, als auch 
nad) den Gejegen des Staates, dem er zur Zeit der Klageerhebung angehört 
(alfo nach deutichem Rechte), begründet jein.!) 

5. Bon einem deutjchen Gerichte kann auf Grund eines ausländijchen 
Geſetzes?) auf Scheidung jowie auf Aufhebung der ehelichen Gemeinjchaft 
nur erfannt werden, wenn ſowohl nad) dem ausländifchen Geſetz als nad) 
den deutſchen Gejegen die Scheidung zuläffig jein würde.?) 

Auf jtändige oder zeitweilige Trennung von Tiſch und Bett kann 
aljo überhaupt nicht erfannt werden, da diefe Art der Scheidung dem 
deutichen Rechte unbekannt ijt.*) 

I. Seit dem 1. Sanuar 1900 erfolgen die Scheidung und die Auf- 
hebung der ehelichen Gemeinjchaft nad) dem neuen Nechte, aljo nach den 
Vorichriften des BGB.) Das neue Necht gilt aber auch für die vor dem 
1. Januar 1900 anhängig gewordenen Saden.*) 

Nach dem 1. Januar 1900 kann nur noch auf Scheidung oder 
Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft geklagt und erfannt, und die Klage 
fann nur auf die Scheidungsgründe des BGB.) gegründet werden. Eine 
anhängige Scheidungsflage, die auf einen Grund gejtüßt ijt, den das BOB. 
nicht kennt, alſo 3. B. auf gegenjeitige Einwilligung ®), it hiernach abzu= 
weilen. Sit die Klage auf eine WVerfehlung der in den $$ 1565 bis 
1568 BGB. (Ehebruch, Lebensnachſtellung, bösliche Verlafjung, relativer 
Scheidungsgrund) bezeichneten Art gegründet, der ſich der Beklagte vor 
dem 1. Januar 1900 jchuldig gemacht hat, ſo kann nur dann auf Scheidung 
oder Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erkannt werden, wenn die Ver: 
fehlung auch nad) dem bisherigen Nechte ein Scheidungsgrund oder ein 
Trennungsgrund war.“) Dagegen ijt jeit dem 1. Sanuar 1900 die 
Geijtesfrantheit 19) ein Scheidungsgrund aud) da, wo e8 bisher eine Scheidung 
wegen Geijtesfranfheit nicht gab, und es genügt, wenn aud) die drei Jahre, 
während deren die Krankheit gedauert haben muß, jchon vor dem 1. Kan. 1900 
abgelaufen jind. 

Erfolgt die Scheidung nach dem 1. Sanuar 1900 wegen eines vor 
diejem Zeitpunkt eingetretenen Scheidungsgrundes, jo bejtimmen jich Die 
Wirkungen der Scheidung nad) dem neuen Rechte, während andererjeits 


) Bol. auch Entic. ng Bd. 41 No. 61 ©. 215; RG. in Gruchots Bei: 
trägen, Bd. 31 No. 45 ©. 8 

) Ueber die — ausländiſcher Scheidungsurteile vgl. $ 318 CPO. 
und dazu ge CPO. (4. Aufl); Heideder, im der Zeitichrift für deutjchen 
Eivilprozeh, Bd. 18 ©. 570ff.; Kaiſer in der Zeitichrift für franz. Civilrecht, Bd. 21 
S. 686 ff. 2) Art. 17 Abi. 4 ES. 3. BGBB. 

*) Die Aufhebung der ehelihen Gemeinſchaft iſt nicht Wentifch mit der bejtän- 
digen oder re — von Tiſch und Bett. U. M. Erler a. a. O. ©. 92. 

°) Art. 201 Abi. 1 EG. 5. BGB. Davidjon a. a. O. ©. 210ff.; Nöldefe, 
in der Deutjchen Suiten. Being 1899 ©. 407 ff.; Habicht a. a. O. S. 404 ff.; 
Niedner a. a. D. ©. 318ff.; Gerhard, Die Eheicheidungsgründe des BOB. (1899) 
©. 20 ff.; Jacobi, Das perfönliche Eherecht (2. Aufl.) ©. 106ff.; Fuchs in Gruchots 
Beiträ en, Bd. 44 ©. 36 ff. 

) Bgl. über die Stellung des Reviſionsgerichts Entſch. RG. Bd. 45 No. 2 
S. 95, —* 115 S. 418. ) 88 1565—1569 BOB. 

*) 8 716 MIACR. 9 Art. O1 A6.2C8.5.B6B. 1%) 81569 BOB. 


Webergangd> 
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an eine dor dem 1. Januar 1900 ausgeſprochene Scheidung ſich die 
Folgen des alten Rechtes audy nad) diefem Zeitpunfte knüpfen und zwar 
jelbjt dann, wenn das Urteil erit nad) dem 1. Sanuar 1900 die Rechts— 
fraft erlangt hat. Was insbejondere die Vermögensdauseinanderjeßung der 
geichiedenen Ehegatten anlangt, jo hängt diefe von dem Güterjtand ab, der 
in der Ehe herrichte 1); fie richtet ſich alſo noch nach dem bisherigen Rechte.?) 

Sit vor dem 1. Januar 1900 auf bejtändige oder zeitweilige Trennung 
von Tiſch und Bett erkannt worden, jo find für die Wirkungen der 
Trennung die bisherigen Geſetze maßgebend.®) 

Dad alte Recht bleibt insbejondere auch dafür maßgebend, ob und 
inwieweit eine bis zu dem Tode eines der Chegatten fortbeitehende 
Trennung in allen oder einzelnen Beziehungen der Auflöfung der Ehe 
gleichiteht.*) 

Auf beftändige oder zeitweilige Trennung von Tiſch und Bett kann 
von deutjchen Gerichten fortan nicht mehr erfannt werden. 


Zweiter Abſchnitt. Verwandtſchaft. 
Ss 205. 


I. Allgemeine Vorſchriften.“) 


I. Die Verwandtichaft beruht auf der Abjtammung; Verwandte find 
die durch die Gemeinjchaft des Blutes verbundenen Perjonen. 

1. Das römiſche Recht unterjchied eine zweifache Verwandtſchaft, 
die civile und die natürliche; Die erjte beruhte auf der Gemeinjchaft des 
Haujes (familia), die andere auf der Gemeinjchaft des Blutes. 

Die civile Verwandtihaft (Agnation) umfaßte den Kreis der durch 
häuglihe Gewalt (patria potestas und manus) verbundenen Perſonen; 
Agnaten waren diejenigen, weldhe unter der häuslichen Gewalt derjelben 


1) Art. 200 EG. 3. BGB. 

) Habicht a. a. & ©. 412; Davidfon a. a. ©. ©. 215; Niedner a. a. ©. 
©. 302 Note a. a in der Zeitichrift für internat. Privat: und Straf: 
reht, Bd. 8 ©. 

2) Art. 30 Sap 1 EG. 5. BOB. Bol. $ 77 des Perſonenſtandsgeſetzes v. 

6. Februar 1875. Vgl. Iſenſee, ns Recht der Wiederverheiratung eines durch aus— 
(ändifches Urteil beitändi, von Tiſch und Bett getrennten Ehegatten, im Ardiv für 
bürgerl. En. Bd. 11 ©. 337 ff. 

*) Art. 202 EG. 5. BGB. Die Frage ijt von Erheblichkeit für die erbrecht— 
Iihen Wirkungen der Trennung. 

d) Mot. I ©. 65, 66; BRK. ©. 141; Sten.Ber. S. 2969. Planck-Unzner 
IV ©. 340ff.; v. Staudinger-Engelmann IV ©. 361 ff.; Endemann Bd. 2 88 191 
bis 193; Ennecceruß- Lehmann Bd. 2 123, 124; Matthiaf Br. 28 99; Coſack 
Bd. 1826; Fraentel, Das Familienrecht, ©. 103 fi; v. Buchta (3. Aufl.) ©. 343 ff.; 
Opet, Das Verwandiſchaftsrecht des BOB. (1899); Spahn, Verwandtichaft und Vor: 
mundjchaft nad dem BGB. (1900); Engelmann a. a. ©. $ 243; Dernburg Bd. 3 
$ 42; Windicheid-$tipp, Pandekten Bd. 1 (8. Aufl. 1900) 88 56a, 56b; Demburg, 
Bandeften Bd. 3 88 1—4; Negeläberger, —— Bd. 1 88 70-73; Belter, 
Pandelten Bd. 1 $ 58. 
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Perſon jtanden oder gejtanden haben würden, wenn der gemeinjchaftliche 
Stammvater nod gelebt hätte. Die Agnation wurde nur durch Zeugung 
oder durch Rechtsakt (Arrogation, Adoption) begründet. 

Die natürliche Verwandtihaft (Kognation) umfahte den Kreis 
der durch die Gemeinfchaft des Blutes verbundenen Perjonen; Kognaten 
oder Blutsverwandte find die von einander oder von einem gemeinjamen 
Ahnen abjtammenden Perjonen. 

2. Im alten deutichen Rechte erjcheint die Verwandtſchaft (Sippe, 
Sippihaft, Freundichaft) urſprünglich nur als eine auf chelicher Bluts— 
verwandtichaft beruhende Verbindung der agnatilchen TFamilienglieder; 
jpäter gehörte dazu auch die mütterliche Sippe. Der deutſchrechtliche 
Begriff der Agnaten iſt ein anderer als der römijchrechtliche; Agnaten 
im deutjchen Rechte waren nur die dur Männer verwandten Männer 
(mas a mare). Während aljo nad römiihem Rechte auch weibliche 
Perſonen Agnaten jein konnten, beſchränkte das deutſche Recht den Begriff 
der Agnaten auf Männer.!) 

3. Nach preußiichem Nechte ?) hießen Perjonen, welche gemeinjchaftliche 
Stammeltern hatten, BlutSverwandte; das ALR. verjtand aljo unter 
Berwandtichaft nur die Blutsverwandtichaft (Nognation). Eine allgemeine De- 
finition der Agnation giebt das ALR. nicht, e8 bezeichnet aber im Lehnrecht 
al3 Agnaten Seitenverwandte männlichen Geſchlechts, welche durd eine 
ununterbrochene Reihe männlicher ehelicher Nachkommen von eben dem 
eriten Erwerber des Lehns wie der nußbare Eigentümer jelbit abjtammen.®) 

I. Das BOB. fchließt fi) dem früheren Nechte an; auch nad) 
BGB. ift Verwandtichaft das auf gemeinfamer Abjtammung beruhende Ver: 
hältnis zweier Perjonen. Verwandt jind Perſonen, deren eine von der 
anderen abjtammt oder die von derjelben dritten Perjon abjtammen. Wie 
ſchon nad) bisherigem Rechte find Perjonen, deren eine von der anderen 
abftammt, in gerader Linie verwandt; Perjonen, die nicht in gerader 
Linie verwandt find, aber von bderjelben dritten Perjon abjtammen, find 
in der Geitenlinie verwandt. 

1. Die Verwandtichaft in gerader Linie begreift das Verhältnis der 
Azendenten und der Deizendenten zu einander; die gerade Linie ijt ent- 
weder eine aufjteigende oder eine abjteigende, je nachdem es ji um 
da8 Verhältnis der Nachkommen zu den Vorfahren (Eltern, Großeltern, 
Urgroßeltern und weiteren Woreltern) oder der Vorfahren zu den Nach: 
fommen (Kindern, Enfeln, Urenfeln und weiteren Ablümmlingen) handelt.5) 

2. Perjonen, die von derjelben dritten Perſon abjtammen, find mit 
der dritten Perjon in gerader, unter fi) in der Seitenlinie verwandt. 


) Man unterihied Schwertmagen, das find die durch Männer verwandten 
Männer (Ngnaten), und Spillmagen (Spindelmagen oder Kunkelmagen), das find 
die durd) Frauen verwandten Männer und die weiblichen Verwandten männlicherjeits 
(Kognaten). 841 I 1 ALM. 

7815 ITI1SALN. +) 8 1589 Abi. 1 BOB. 

9) Unter Abkömmlingen ſchlechthin veriteht da8 BGB. die Nachkommen jedes 
Grades, unter Kindern grundjäglich die Ablömmlinge eriten Grades. Vgl. aud) 
SS 40, 41 11 MALEN. 


3 1589, 
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ſchaft. 


SS 1589, 
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Dazu gehören Gejchwilter, Gejchwifterkinder, Oheim und Neffe. Haben 
Geihwilter Vater und Mutter gemeinfam, jo heißen fie vollbürtige 
(germani), haben jie nur den Vater (consanguinei) oder nur die Mutter 
(uterini) gemeinjam, jo werden fie halbbürtige Gejchwilter genannt. Das 
BGB. behandelt beide Arten von Seitenverwandten gleich.!) 

3. Der Unterfchied zwiihen Agnaten und Kognaten it dem BGB. 
fremd; er behält aber jeine Bedeutung für das Landesrecht auf dem Ge— 
biete des Lehnrecht3, der Yamilienfideitommiffe, der Stammgüter jowie des 
hohen Adels.?) 

4. Ein unehelihes Kind und dejjen Water gelten al3 nicht ver- 
wandt), dagegen ijt e8 mit feiner Mutter und deren Verwandten ver- 
wandt.t) Die natürliche Verwandtſchaft zwiichen dem unehelichen Kinde 
und feinem Vater wird aber in gewifjen Richtungen vom BOB. anerfannt.5) 

5. In Anſehung der Berechnung des Grades der Verwandtichaft 
folgt da8 BOB. dem gemeinen und dem preufiichen Rechte.) Der Grad 
der Verwandtichaft bejtimmt ſich nach der Zahl der jie vermittelnden Ge— 
burten.”) Demgemäß find Eltern und Kinder im erjten Grade, Gejchwiiter, 
Enfel im zweiten, Onkel und Neffe, Tante und Nichte im dritten Grade, 
Geſchwiſterkinder (Vetter und Baſe) im vierten Grade verwandt. 

III. Neben der Verwandtſchaft behandelt da3 BOB. die Schwäger— 
Ihaft (affinitas). Die Schwägerſchaft iſt das Verhältnis eines Ehegatten 
zu den Verwandten de3 anderen.) Die Verwandten eine Ehegatten jind 
aljo mit dem andern Ehegatten verſchwägert. Die Ehegatten jelbit find 
mit einander nicht verjchwägert. Die Linie und der Grad der Schwäger— 
ichaft bejtimmen ji) nad) der Linie und dem Grade der fie vermittelnden 
Berwandtichaft. 

Die Schwägerjchaft begreift in der geraden Linie das Verhältnis 
des einen Ehegatten zu den einjeitigen Ablömmlingen des anderen Ehe— 
gatten (Stiefeltern und Stieflinder) jowie zu den Eltern des anderen 
Ehegatten (Schwiegereltern und Schwiegerfinder), in der Seitenlinie das 
Verhältnis des einen Ehegatten zu den Seitenverwandten des anderen?); 
der Ehemann ijt z. B. mit den Gejchwiltern jeiner Frau in der Geiten- 


) Vgl. 8 1310 Abſ. 1 BGB. 

) Art. 57-59 EG. 5. BOB. ) 8 1589 Abi. 2 BGB. 

*, 8 1705 BB. 

5) 8 1310 Abi. 3, $ 1708 ff., $$ 1719, 1723 BGB. 

#) Quot generationes, tot gradus, $ 7 Inst. 3, 6;1. 1089 D.38, 10. 845 
I 1 ALR. Ueber die abweichende Berehnung des kanoniſchen Rechtes vgl. C. 35, 


qu. 5, c. 9. 

) 8 1589 Abſ. 1 Satz 2 BGB. Die Einteilung der Verwandten in Ord— 
nungen hat nur für das Erbrecht Bedeutung, $ 1924. BGB. 

) $ 1590 Abi. 1 BGB., 5443 II ALR. J.483D. 38, 10. Die Schwäger: 
ichaft jet eine gültige Ehe voraus. 

®, Die dem einen Ehegatten verſchwägerten Perjonen jtehen dagegen in 
feinem Scwägerichaftsverhältnifje zu dem andern Ehegatten; auch die von zwei Ehe— 
atten zujammengebradhten Kinder jind nicht verichwägert. -— Das kanoniiche 
Recht kennt auch Schwägericdhaften zweiten und dritten Grades, jo zwijchen den Ge— 
ſchwiſtern des Mannes und denen der Frau. — Stiefgeſchwiſter jind mit einander 
nicht verjchwägert, jondern venvandt und zwar im zweiten Grade in der GSeitenlinie. 
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linie im zweiten Grade verſchwägert. Die Schwägerſchaft dauert fort, 5% | Fr 
auch wenn die Ehe, durch die jie begründet wurde, aufgelöjt ift.!) 

IV. Außer der auf Blutsverwandtichaft beruhenden natürlichen Ber: 
wandtihaft kennt das BGB. im Anichluß an das frühere Necht, eine 
durch Rechtsakt begründete Fünjtliche oder juriftiiche Verwandtſchaft. Ein 
jolher Rechtsakt iit die Annahme an Kindesjtatt, der die Wirkung hat, 
daß das angenommene Kind die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes 
erlangt.?) 

V. Soweit in dem Gerichtsverfafjungsgejeße, der Civilprozeßordnung, 
der Strafprozefordnung, der Konkursordnung und dem Anfechtungsgejet 
an die Verwandtſchaft oder Schwägerjchaft rechtliche Folgen geknüpft find, 
finden die BVorjchriften des BGB. über Vermandtichaft oder Schwäger- 
ihaft Anwendung.?) 


II. Ehelihe Abftanımung. 


$ 206. 


1. Borausjegung der Ehelichfeit.*) 


I. In Uebereinftimmung mit dem ALR.S) ift nah BGB.) ein Kind, Ehelichtelt. 
da8 nach der Eingehung der Ehe geboren wird, ehelich, wenn die Frau 
es vor oder während der Ehe empfangen und der Mann innerhalb der 
Empfängnigzeit ihr beigewohnt hat. Jedes Kind alfo, welches die Frau 
nah Schließung der Ehe?) aus einer Beiwohnung des Mannes geboren 
hat, ift ehelih. Ob das Kind fchon vor Eingehung der Ehe empfangen 
wurde, ijt gleichgültig; ein Kind, da8 vor Eingehung der Ehe empfangen 
und nah Eingehung der Ehe geboren ijt, iſt nicht etwa ein durch nach— 
folgende Ehe legitimiertes Kind oder gilt nicht blos als ein eheliches Kind, 
jondern ijt ein eheliches Kind.99) 

Da der Beweis der Beirmohnung des Mannes während der Em- 
pfängnidzeit mit Schwierigkeiten verknüpft, oft ſogar unmöglich ift, jo hat 


9 8 1580 un). 2 BEL. 

81 BGB. ?) Art. 33 EG. 5. BOB. 

de Ay ©. 646 ff, sn . 218, Brot. II & 5777, 5790 ff. (Bd. 4 
S. 456, 463 fj.); Bland-Unzner IV ©. 348 ff.; v. Staudinger: Engelmann IV 
©. 364 ff.; Opet a. a. 8.86 ©. 14ff.; Spahn a. a.D.$8 3 3€ 11ff.; Knitſchky, 
Das Rechtsverhältnis zwiſchen Eltern und Kindern (1899) $ 2 ©. 2; Stölzel, 
Das nT der väterlihen Gewalt in Preußen (1874); weitere ——— bei $ 205. 

5) 88 1, 9, 40 Il 2 ALR. Entid. Ob.Trib. Bd. 8 ©. 73 

8 1591 BOB. N Oder innerhalb 302 Tagen nad) Auflöfung der Ehe. 

#9) Damit iſt eine „Streitienge des gemeinen Nedtes erledigt; Windjcheid, Ban- 
deften Bd. 1 $ 56b; Demburg, Bandelten > 3 8 28; Belfer, Bandelten Bd. 1 

56; Entid. RG. B. 12 No. 40 ©. 166; 1. 11 8 4 Cod. de natural, lib. 5, 27; 
ot. IV ©. 646. 

9) Bon praftiicher Wichtigfeit ijt dies bei der Lehns:, Fideilommih- oder Stamm— 
gutserbfolge, jofern nicht Durch Bandesgeiet oder Satzung die vor der Ehe empfangenen 
— nach Sieg ber Ehe geborenen Kinder von der Nachfolge ausgeichlofjen find. 

ot. 


a = — Landrecht. 53 


8 1591. 
Bel⸗ 
wohnungs⸗ 
vermutung. 


Vaterſchafts⸗ 
vermutung. 
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das Geſetz die Vermutung aufgeſtellt, daß der Mann innerhalb der 
Empfängniszeit der Frau beigewohnt habe.) Dieſe Vermutung gilt 
ſchlechthin, ſoweit die Empfängniszeit in die Ehe fällt; ſoweit ſie aber in 
die Zeit vor der Ehe fällt, gilt ſie nur, wenn der Mann geſtorben iſt, 
ohne die Ehelichkeit des Kindes angefochten zu haben.?) Fällt die Em— 
pfängnißzeit teild in die Zeit vor der Ehe, teil in die Ehe, jo gilt aljo 
die Vermutung der Beimohnung in Anjehung der vorehelihen Empfängnis- 
zeit nur, wenn die Ehelichfeit nicht angefochten wird, in Anfehung der in 
die Ehe fallenden Zeit, unbedingt. Die Vermutung der Beimohnung des 
Mannes während der Ehe fann jedoch durch den Gegenbeweis widerlegt 
werden, daß die Beimohnung nicht ftattgefunden habe, wobei der Gegen— 
beweis auch durch Eideszujchiebung geführt werden fann.?) Auch joweit 
die Vermutung bezüglich einer vorehelichen Beiwohnung gilt, kann fie durch 
Gegenbeweis entlräftet werden. 

Die Vermutung der Beimohnung gilt auch nad) Aufhebung der ehe— 
lichen Gemeinjchaft, wenn die Empfängnigzeit erjt nach der rechtöfräftigen 
Aufhebung beginnt; ein aus jolcher Empfängnis hervorgegangenes Kind it 
ein eheliche8 Kind, denn die Aufhebung der Gemeinschaft hat die Auf- 
löfung der Ehe nicht zur Folge.*) 

II. Das ALR. jtellte die Vermutung auf, daß Kinder, die während 
einer Ehe erzeugt oder geboren wurden, von dem Manne erzeugt jeien.>) 
Nah BOB. gilt zwar feine Baterjchaftsvermutung, aber in dem Gate, 
daß jede8 nad Eingehung der Ehe aus der Beimohnung des Mannes 
geborene Kind ehelich it, liegt zugleich die weitere Norm, daß das nad 
der Schließung der Ehe geborene Kind von dem Manne erzeugt ijt, wenn 
die rau es vor oder während der Ehe empfangen und der Mann inner- 
halb der Empfängnigzeit der Frau beigewohnt hat. Al Vater des Kindes 
gilt aljo unter diefer Vorausjegung der Ehemann der Mutter.®) 

Die Beimohnung innerhalb der Empfängniszeit begründet jedoch dann 
nicht die Annahme der ehelichen Abjtammung, wenn e8 den Umjtänden 
nah offenbar unmöglich ift, daß die Frau das Kind von dem Manne 
empfangen hat.) Die Thatjache, daß die Frau fich innerhalb der Em- 
pfängniszeit eines Ehebruchs jchuldig gemaht oder noch mit anderen 
Männern al3 ihrem Ehemann Umgang gehabt Hat, ijt aljo unerheblich.®) 


ı) 8 1591 Abi. 2 Satz 1 BGB. 

?) $ 1591 Abſ. 2 Sap 2 BGB. Auf die Kenntnis des Mannes von der 
Schwangerſchaft oder Geburt fommt es nicht an. 

» 8 292 ERO. 

) So aud) v. Staudinger-Engelmann IV ©. 365; Spahn a. a. ©. ©. 14; 
a. M. Pland-Unzner IV ©. 345 Anm. 6; Sedel a. a. D. 365. 

) 8 1 II 2 ULR Dem Manne war e3 gejtattet, dieje ihm entgegenftehende 
Vermutung durch den Beweis, daß er der Frau in der Empfängniäzeit thatjächlich 
nicht beigewohnt habe, zu widerlegen, 88 2—4 II 2 ALR., Entſch. Ob.Trib. Bd. 8 
©. 73; Striethorft Ardiv Bd. 10 ©. 262, Bd. 11 ©. 206, Bd. 70 ©. 153; Entſch. 
NG. Bd. 18 No. 62 ©. 288. 

°) In diefem Sinne gilt aud) nad) BGB. der Sa: pater est, quem nuptiae 
demonstrant. 

) & 1591 Ubi. 1 Sap 2 BGB. vgl. auch SS 2—4 II 2 AUCH. 

*), So aud) $ 5 II 2 ALR. 
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Das Kind wird als eheliches behandelt, wenn e8 von dem Ehemann 83 rg 
erzeugt ſein kann); nur der Nachweiß der offenbaren Unmöglidleit?), 
daß die Frau ed don dem Manne empfangen hat, widerlegt die Ehelichkeit 
des Kindes. In Diejer Beziehung wird z. B. der Nachweis genügen, 
daß der Mann jahrelang abwejend gewejen, daß er zeugungsunfähig it, 
daß die Frau zur Zeit der Beiwohnung des Mannes bereit3 ſchwanger 
gewejen iſt. 

III. Als Empfängniszeit gilt nah BGB.) abweichend vom ALR.t) — 
die Zeit von dem 181. bis zu dem 3023. Tage vor dem Tage der Ge— 
burt des Kindes, mit Einfchluß jowohl des 181. als des 302. Tages. 
Die fürzefte Dauer der Schwangerjchaft beträgt alfo 181, die längſte 
Dauer bei einem lebend geborenen Kinde 302 Tage; der Tag der Ge- 
burt wird nicht mitgerechnet. Sit aljo das Kind am 1. Juli geboren, jo 
gilt al3 die Empfängnidzeit die Zeit vom 2. September bis 1. Januar, 
und in einem Schaltjahre die Zeit vom 3. September bis 2. Januar. 
Zwilchen dem Tage der Geburt und der Beimohnung müfjen alfo minde- 
ſtens 180 Tage liegen, damit das Kind al ein eheliche8 und mindeſtens 
302 Tage, damit e8 al3 ein uneheliched Kind anzufehen itt. Das BOB. 
bat im Intereſſe des Kindes und zur Wahrung des Familienfriedens die 
Empfängniszeit joweit ausgedehnt, daß auch jolche Fälle darunter fallen, 
in welchen ein Kind ſchon im Anfange des jiebenten oder erit am Ende 
des zehnten Monat3 geboren wird. 

Wird feitgeitellt, daß das Kind innerhalb eines Zeitraums empfangen 
worden ijt, der weiter ald 302 Tage vor dem Tage der Geburt zurüd- 
liegt, jo gilt zu Gunſten der Ehelichkeit des Kindes diejer Zeitraum als 
Empfängniszeit.5) Der Fall wird insbefondere praftiich, wenn das Kind 
nad Auflöfung der Ehe (Tod, Scheidung) geboren ijt; der Beweis früheren 
Empfängnijies ift aljo im Intereſſe des Kindes zugelafien. 

Im Anſchluß an das ALR.*) enthält das BGB?) die Vorfchrift, daß, 
wenn von einer Frau, die ſich nad) Auflöfung der Ehe vor oder nad) Ab— 
lauf der Wartefrift wieder verheiratet hat, ein Kind geboren wird, das 
ein eheliches ſowohl des erjten als des zweiten Mannes jein würde, ent- 
iheidend ift, ob es innerhalb 270 Tagen nad) Auflöfung der früheren 
Ehe oder jpäter geboren wird.) Im erſten Falle gilt e8 als Kind des 
eriten Mannes, im zweiten als Kind des zweiten Mannes. 


* ) 2er mi — eheliche Vater wird als wirklicher ehelicher Water behandelt. 
ot. 

I Siehe Bierlßer Pot. II S. 5793 (Bd. 4 ©. 464); vgl. auch 88 319, 560, 
2048, 2155, 2217 BGB. Offenbar unmöglich ift, was nad) menjchlicher Erfahrung 
gänzlich) ausgeſchloſſen iſt. Wer die offenbare Unmöglichkeit behauptet, muß fie 
beweijen. ) 8 1592 Abi. 1 1 868 

+) 8 2 II 2 ALH.; 210 bis 302 Tage; — Hedi: 182 bis 300 Tage. 

9) 8 1592 Abi. 2 BGB.; 88 19, 40 II 

e 88 22—25 II 2 ACH. )8 1600 BGB. 

*) Vorausſetzung ift, daß die Ehelichkeit des Kindes weder von dem erjten nod) 
von dem zweiten Manne mit Erfolg angefochten iſt; iſt dagegen die Anfechtung von 
dem einen oder dem anderen Manne mit Recht erfolgt, jo it das Kind ein eheliches 
Kind des nicht anfechtenden Mannes. Haben beide Männer die Ehelichkeit mit Recht 
angefochten, jo iſt das Kind ein uneheliches. 
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8 1598. IV. Die von dem ALR.i) zum Zwede der Verhütung der Unter— 
ihiebung eines fremden Kindes den Erben de8 Mannes eingeräumten 
Sicherungsmaßregeln hat das BGB. ald unpraktijch bejeitigt. 

ee V. Die eheliche Abftammung eines Kindes wird nad) dem BGB. 

beurteilt, wenn der Ehemann der Mutter zur Zeit der Geburt des Kindes 

Deutſcher ijt oder, fall3 er vor der Geburt des Kindes gejtorben: ift, 
zulegt Deutjcher war.?) 

Das Mechtsverhältnis zwilchen den Eltern und einem nach dem 

1. Januar 1900 geborenen Kinde bejtimmt fi von da ab nad) dem BOB.®) 

ee VI. Jede Geburt eines Kindes ijt nad) dem Perfonenjtandsgejet t) 
innerhalb einer Woche dem Standesbeamten des Bezirkes, in welchen Die 
Niederfunft ftattgefunden Hat, anzuzeigen. Zur Anzeige iſt in erjter Reihe 
der eheliche Water verpflichtet; ijt Diejer nicht vorhanden oder an der Anz 
zeige verhindert, jo tritt nad) einander die Anzeigepflicht der bei der 
Niederfunft zugegen gewejenen Hebamme, des dabei zugegen getvejenen 
Arztes, jeder anderen dabei zugegen gewejenen Perjon und in letzter Reihe 
der Mutter ein, jobald jie dazu imftande if. Die Anzeige ift mündlic) 
von dem Berpflichteten ſelbſt oder durd) eine andere aus eigener Wifjen- 
ſchaft unterrichtete Perfon zu machen. Die Eintragung des Geburtsfalls 
joll enthalten: Vor- und Familiennamen, Stand oder Gewerbe und Wohn: 
ort des Anzeigenden; Ort, Tag und Stunde der Geburt; Gejchlecht des 
Kindes, Vorname des Kindes’); Vor: und Familiennamen, Religion, Stand 
oder Gewerbe und Wohnort der Eltern. Bei Zwillinge: oder Mehr- 
geburten ijt die Eintragung für jedes Kind bejonder und fo genau zu 
bewirken, daß die Zeitfolge der verichiedenen Geburten erjichtlich ift. Wird 
die Anzeige über 3 Monate verzögert, jo darf die Eintragung nur mit 
Genehmigung der Auffichtsbehörde erfolgen, welche die erforderlichen Er— 
mittelungen auf Koſten des ſäumigen Anzeigepflichtigen vorzunehmen hat.*) 


$ 207. 
2. Anfechtung der Ehelichkeit.) 
Anfechtungs» I Das Recht, die Ehelichkeit eines Kindes anzufechten, iteht nad) 


recht des 


Mannes. VBGB.S) wie nad preußiichem Nechte?) ausichlieglih dem Ehemanne zu, 


2) 88 26—39, 41—48 II 2 ALR. (Zuordnung einer anjtändigen Gejellidafterin, 
Zuzichung einer ehrbaren Matrone bei der Entbindung). 

”) rt. 18 EG. z. BOB. 

2) Art. 203 EG. 3. BGB. 

+, 88 17—27 Berjonenjtandögejeb. 

5) Wenn die Vornamen zur Beit der Anzeige noch nicht feititehen, jo find jie 
nadjträglich und längitens binnen 2 Monaten nach der Geburt anzuzeigen. 

°) Bei Geburten, die fich in Öffentlichen Entbindungs-, Hebammen, Kranken-, 
Belangen: und ähnlihen Anjtalten jowie in Kaſernen ereignen, trifft die Anzeige— 
pflicht ausschließlich den Vorſteher der Anftalt oder den von der zuftändigen Behörde 
ermächtigten Beamten, $ 20 a. a. D. Ueber die Beurkundung von Geburten, die fid) 
auf Seeihiffen während der Reiſe ereignen, vgl. SS 61—b4 a. a. O. 

) Litteratur bei $ 206. 8 1593 BOB. 

) 88 2, 7—20, 40, 41 II 2 ALR. 
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aljo weder dem Kinde‘), noch der Mutter, noch den Verwandten der 33 1598, 
Mutter oder jonft einem Dritten. Es ijt aljo grundjäplid der Entfchei- 1 1594,1598 
dung des Mannes unterjtellt, ob er das von jeiner Frau während der 

Ehe oder innerhalb 302 Tagen nach der Auflöjung der Ehe geborene 

Kind als das feinige anerkennen will oder nicht. Dem Manne ift hier- 

nad ein willfürliches Beſtimmungsrecht über den Familienftand des Kindes 
eingeräumt.?) Das Anfechtungsrecht des Mannes ift hödjjtperjönlicher Natur, 

geht aljo auf die Erben des Mannes nicht über umd geht durch Friſt— 

ablauf?) und durch Anerkennung der Ehelichkeit t) verloren.’) 

Aufrecht erhalten für Preußen iſt jedoch die Vorfchrift, wonach Lehns— 
und Fideikommiß-Anwärter die Nechtmäßigfeit eine Kindes, jomweit deſſen 
Succefjion in das Lehn- oder Fideilommiß davon abhängt, binnen 3 Jahren 
nah dem Tode des angeblichen Vaters anfechten fünnen. Dieſes Necht 
fann ihnen auch nicht durch das Anerfenntnid des Vaters benommen wer— 
den.) Weiſt aljo ein Anwärter nad, daß das Kind in Wirklichkeit nicht 
von dem Ehemanne herrührt, jondern für das Lehn- oder Fideikommiß 
ein uneheliches ijt, jo ift e8 von der Nachfolge ausgeichlofien. Ein der- 
artige8 Urteil in dem Anfechtungsprozejfe hat aber feine abjolute Wirkung, 
ſondern wirft nur unter den Parteien”); über die Chelichfeit des Kindes 
wird damit nicht entjchieden, denn darüber enticheidet lediglich das BGB.) 

II. Es ift nun zu unterjcheiden zwilchen der Geltendmahung der 
Unehelichfeit eines Slindes, das während der Ehe oder innerhalb 
302 Tagen nad) der Auflöfung der Ehe geboren ijt und zwiſchen der 
Anfehtung der Ehelichkeit eines joldhen Kindes.) 

1. Die Geltendmachung der Unehelichkeit ſteht jedem zu, der Weltend- 
an der Unehelichteit ein Iniereſſe hat, alfo auch den Erben des Mannes; fie muehetihtet. 
erfolgt entweder durch Feititellungsflage oder durch Widerflage oder in- 
cidenter als Präjudizialpunft im Anjchluß an einen von der Unehelichkeit 
des indes abhängigen Anſpruch. Meaterielle Vorausſetzung für Die 
Geltendmachung der Unehelichkeit bildet aber die vorgängige Anfech— 
tung der Ehelichleit dur den Mann. Erjt wenn dieje mit Erfolg 
durchgeführt ift, Darf jich auch jeder Dritte, der ein Intereſſe daran hat, 
darauf berufen und die Unehelichleit des Kindes geltend machen. Eine 
Ausnahme bejteht nur für den Fall, daß der Mann gejtorben ijt, ohne 
das Anfechtungsrecht verloren zu haben; in diefem Falle kann jeder Dritte 10) 
ohne weiteres Die Unehelichfeit des Kindes geltend machen, muß aber den 


!) Das NAnfehtungsreht des Kindes war eeitig, ag — die Praxis ihm die 

negative Filiationsllage verſagt; Entſch. Ob.Trib. Bd. 2 2; Entid. RG. Bd. 26 
0.58, ©. 305. Anders nad) gemeinem Rechte, Entſch. Ro. Bi. 18 No. 35 ©. 184. 

) Weber die Gründe vgl. Mot. IV ©. 657 ff. 

») $ 1594 BGB. +) 8 1598 BGB. 

5), Stirbt der Mann ohne die Ehelichleit angefochten zu haben, fo iſt das Kind 
en ein eheliches. 

°) 88 17, 18 II 2 ALR., Art. 59 EG. z. BGBB., Art. 89 il, 1 No. le 
AG. 5. BOB. ) —— iri Bd. 19 S. 80. 

*) Bgl. 5 — Unzner IV ©. 347 Anm. 4. 

8 1593 

0, Nicht Fr Tr nad preuß. Recht ($$ 15, 16, 40, 41 IT 2 ALR.), die 
Erben de3 Mannes. 
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KS 1594 Beweis der Unehelichkeit führen. An eine bejtimmte Friſt ift die Geltend- 

bis 1597. machung der Unehelichfeit nicht gelmüpft. Stirbt der Mann nad) Berluft 
feines Anfechtungsrechts, jo kann die Unehelichkeit des Kindes überhaupt 
nicht En gemacht werden. 

a Die Anfehtung der Ehelichfeit ift ein eimfeitige8 Rechts— 

Ehelichteit. Be des Mannes, das nur binnen Jahresfrijt!) von der Kenntnis der 
Geburt des Kindes bei Verlujt des Anfechtungsrecht3 vorgenommen werden 
fann. Sie erfolgt bei Lebzeiten des Kindes durch Erhebung der Anfech- 
tungsflage?), und nad) dem Tode des Kindes durch Erklärung gegenüber 
dem Nachlafgerichte.?) 

Bis zu diefer Anfechtung durch den Ehemann kann niemand die Un- 
ehelichfeit des Sindes geltend machen. 

3. Die Geltendmahung der Unehelichkeit und die Anfechtung der 
Ehelichfeit beziehen ji) nur auf ſolche Kinder, die von der Ehefrau 
während der Ehe oder innerhalb 302 Tagen nad) der Auflöfung der Ehe 
geboren find. Damit bleibt jelbitverjtändlich das Recht jedes Dritten uns 
berührt, die Unehelichkeit eine8 jpäter, als 302 Tage nad Auflöfung der 
Ehe geborenen Kindes ohme weiteres geltend zu machen oder nachzumeijen, 
dab das Kind nicht von der Ehefrau geboren, jondern untergeichoben ei, 
oder daß eine gültige Ehe nicht beitanden habe. An eine bejtimmte Frijt 
ift ein ſolcher Beweis nicht gebunden. 

III. Aus der höchſt perjünlichen Natur des Anfechtungsrechts folgt, 
dag die Anfechtung nicht durch einen Vertreter erfolgen fann und daß der 
in der Geichäftsfähigfeit beichränktet) Mann nicht der Zuſtimmung feines 
gejeglichen Vertreters bedarf.>) 

Sit der Mann jedoch geihäftsunfähig®), jo kann fein gejeßlicher Ver— 
treter mit Genehmigung des Vormundichaftsgerichts die Ehelichkeit anfechten 7); 
hat er die Anfechtungsfrift verjäumt, jo gereicht die dem Manne nicht 
zum Nachteile, vielmehr kann der Mann nad dem Wegfalle jeiner Ge- 
ihäftsunfähigfeit ſelbſt die Ehelichkeit in gleicher Weile anfechten, wie wenn 
er ohne gejeßlichen Vertreter geiwejen wäre.) Die Form der Anfechtung 
iſt verfchieden, je nachdem fie bei Lebzeiten oder nad) dem Tode des 
Kindes .erfolgt. 

— 1. Bei Lebzeiten des Kindes geſchieht die Anfechtung durch Erhe- 
bung der Anfechtungsklage (Sllegitimitätsflage) gegen das Kind.“) 
Die Erhebung der Anfechtungsflage hat hierbei die Bedeutung ſowohl des 
rechtögejchäftlichen Altes der Anfechtungserflärung als auch des prozefjualen 


98 1594 BGB., 8 7 IT 2 ALR. Auf den Lauf diefer Ausſchlußfriſt finden 
die für die Verjährung geltenden VBorjchriften der 88 203, 206 BGB. entiprechende 
Anwendung. ) 8 1596 Abi. 1 BGB. 

$ 1597 Abi. 1 BOB. 9 88 106, 114 BOB. 

9) & 1595 Nbi. 1 BGB. MWerboten ijt nur Die Vertretung im Willen, nicht 
in der Erflärung des Willens; Bertretung durch einen — ie im 
a re iſt zuläifig, $ 641 Nbj. 1, $ 613 

51 GB. ) $ 1595 9 2 Sak 1 BGB. 

8 1086 et 2 Sak 2 BOB 

) Im Gegenfabe zum ALR. (8 7 II 2), das die Abgabe ey ei 
Erklärung für ausreidyend erachtete. Entſch. RG. Bd. 18 No. 62 ©. 
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Vorganges, durch welchen der Rechtsſtreit über die Feititellung der Ehe- 
lichfeit oder Unehelichkeit des Kindes anhängig wird.!) 

Dem Kinde ijt während feiner Minderjährigleit ein Pfleger zu be— 
jtellen.?) Allerdings ift das Kind troß der erfolgten Anfechtung bis zur 
Erledigung der Anfechtungsflage als ein eheliches zu erachten und jteht bis 
dahin unter der elterlichen Gewalt de8 Mannes der Mutter, indejjen ijt 
wegen der miderjtreitenden Intereſſen des Ehemanned und des Kindes 
behufs der Prozepführung hier die Vertretung des Kindes dem Manne 
zu entziehen und einem Pfleger zu übertragen, vorausgejeßt, daß nicht 
wegen Ruhens der elterlihen Gewalt des Vaters der Mutter die elter- 
fihe Gewalt zujteht; in diefem Falle vertritt die Mutter das Sind, ſo— 
fern nicht zu bejorgen ijt, daß die Mutter das Intereſſe des Kindes nicht 
gehörig wahrnehmen werde. Dann ift dem Rinde zum Zwecke der Prozeh- 
führung ebenfall3 ein Pfleger zu bejtellen.?) 

Wird die Klage bis zum Beginne der mündlichen Verhandlung des 
Beklagten zur Hauptjahet) zurüdgenommen, jo ijt die Anfechtung als nicht 
erfolgt anzufehen.?) Die Zurüdnahme bejeitigt aljo jowohl die Wirkungen 
der Rechtshängigkeit als auch die Folgen des mit der Erhebung der Klage 
verbundenen rechtögejchäftlichen Aktes der Anfechtung.®) 

Da3 Gleiche gilt, wenn der Mann vor der Erledigung des Rechts— 
jtreit3 das Kind als das jeinige anerfennt.?) 

Durd die Zurüdnahme der Klage erliiht das Anfechtungsrecht nicht, 
die Anfechtung kann vielmehr von neuem erfolgen. 

Vor der Erledigung des Anfechtungsprozefjes (Urteil, Tod) kann Die 
Unehelichfeit nicht anderweit geltend gemacht werden ); das Kind iſt aljo 
bis dahin troß der in der Klageerhebung liegenden Anfechtung jowohl dem 
Manne als auch Dritten gegenüber al3 ehelich anzufehen. 

Hängt die Entjheidung eined Rechtsſtreits davon ab, ob ein Mind, 
deſſen Ehelichkeit im Wege der Anfechtungsklage angefochten worden it, 
unehelih it, jo hat das Gericht auf Antrag das Verfahren biß zur Er— 
ledigung des Anfechtungsprozeſſes auszujeßen.?) 

Sit die Ehelichfeit des Kindes mit Erfolg angefochten 19), jo gilt das 
Kind ſowohl dem Manne al3 Dritten gegenüber als unehelich, jo daß 
Rechtsgeſchäfte Dritter, die fie mit dem Manne als gejehlihem Vertreter 
des Kindes abgejchlofjen haben, nad) rückwärts hinfällig werden, ſelbſt wenn 
die Dritten dabei in gutem Glauben waren.!!) Die Unehelichleit Tann 
nunmehr von jedem Dritten geltend gemacht werden.1?) Wird die An— 
fechtungsflage abgewiejen, jo bleibt das Kind ein eheliches Kind des Vaters. 


1) Mot. IV ©. 670. 8 253 CRD. Bal. oben ©. 669. 
) & 1630 Abi. 2, $ 1795, $ 1909 BG Bol. auch $ 9 IT 2 ALR. 
9) Da die Mutter an fich 4 Bartei ift, jo SED. ſie auch ald Zeugin ver— 


nommen werden. 98271 Abi. 1 E 
9) $ 1596 Abi. 2 — 1 BGB. 
9) Bgl. oben ©. 6 
) $ 1596 Abi. 2 * 2 BGB. Bol. 8 641 Abſ. 1, $ 628 CRD. 
9 8 1596 Abi. 3 BOB. 9 88 153, 152 ERO. 


6) ®gl. $ 11 II 2 ACH 1) Mot. IV ©. 663. 
ij 8 1593 BOB. 


8 1596. 
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55 1597 2, Nach dem Tode des Kindes erfolgt die Anfechtung durch eine in 
bis 159. öffentlich (gerichtlich oder notariell) beglaubigter Sorm!) abzugebende Er— 
——— klärung gegenüber dem Nachlaßgerichte.?) Dieſes ſoll die Erklärung 
dem A ſowohl demjenigen mitteilen, welcher im alle der Ehelichkeit, al3 auch 
demjenigen, welcher im alle der Unehelichkeit Erbe des Kindes ijt.?) 

Das Nachlaßgericht hat die Einficht der Erklärung jedem zu gejtatten, 
der ein rechtliches Interejje glaubhaft macht.t) 

Die gegenüber dem Nachlaßgericht abgegebene Erklärung kann als 
nichtig oder anfechtbar angefochten werden; hierüber enticheiden die für 
Willenserflärungen gegebenen allgemeinen Borjchriften.5) 

Anerlennung IV. Abgeſehen von dem Friſtablauf“) iſt die Anfechtung ausge— 

ethe greit. ſchloſſen, wenn der Mann das Kind nad) der Geburt als das ſeinige 
anerkennt‘) Die Anerkennung it ein einfeitiges, feiner Form bedürftiges 
Nechtsgejchäft des Mannes, das auch in einer Verfügung von Todeöwegen 
(Tejtament, Erbvertrag) erfolgen Fann.®) 

Die Anerkennung kann nicht unter einer Bedingung oder Zeitbejtim- 
mung erklärt werden, auch nicht durch einen Vertreter erfolgen. Der in 
der Geichäftsfähigfeit bejchränfte Mann bedarf nicht der Zujtimmung des 
Vormundſchaftsgerichts“); die Anerkennung eines gejhäftsunfähigen Mannes 
iſt nichtig.!®) 

Wie jede rechtsgejchäftliche Willenserklärung, ift auch die Anerkennung 
wegen Irrtums, argliftiger Täufhung oder Drohung anfechtbar. 
Die Anfechtung erfolgt bei Lebzeiten des Kindes duch Erhebung der An— 
fechtungsflage gegen das Kind, nad) feinem Tode durch Erklärung gegen- 
über dem Nacjlafgerichte.!!) Die Anfechtung iſt ausgejchlojjen, wenn der 
Mann die Anerkennung bejtätigt!?) oder wenn die für die Geltendmadhung 
der Anfechtung beftimmte Frift13) abgelaufen it. Die nach der Geburt er- 
folgte Anerkennung ijt unmiderruflid). 

Fit der Mann vor Ablauf der für die Anfechtung der Ehelichkeit 
bejtimmten einjährigen Friſt verjtorben, ohne daS Recht verloren zu haben, 
die Anerkennung des Kindes anzufechten, jo geht das Recht zur Anfechtung 
jeiner Anerkennung mit Nüdficht auf die höchjtperjönliche Natur dieſes 
Nechtes auf feine Erben nicht über.!4) 


1) 8 129 BGB., 88 167, 183 RFrG. 
— 8 1597 Abſ. 1 BEB., 88 72, 73 RFrG. Auch bier gilt die Vorjchrift des 


$ 1595 BOB. (Anfechtung durch Vertreter). ) 8 1597 Abſ. 2 Sap 1 BGB. 
” $ 1597 Abi. 2 Sap 2 BGB. $ 15 Abi. 2 RFrG. 
5) 88 105, 116ff. BOB. 9 8 1594 BGB. 


38 1598 Abſ. 1 BGB. 

) Die Anerkennung fann ausdrücklich oder ſtillſchweigend erfolgen; der rechts 
geichäftlihe Wille muß darauf gerichtet ſein, daß das Kind als eheliches gelten jolle, 
jelbft wenn es nit von dem Manne erzeugt ijt; die Willenserklärung iſt nicht 


empfangsbedürftig. 
v8 1508 Gib, 2 u. 3, 8 1595 Abf. 1 BOB. 10), 8 105 BEP. 
2) 8 1599 BGB., es gelten die Vorſchriften der 88 1595 bis 1597. 
2) 8 144 BOB. 
1») 88 121, 124 BGB. Bei Unfechtbarkeit wegen ar F er Täuſchung oder 
Drohung finden die Vorſchriften 203 1u. 2 und 8 GB. entſprechende 


Anwendung. ) Mot. IV ©. 674. 
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Hat alſo der Mann ein Kind, das während der Ehe oder innerhalb 
302 Tagen nach der Auflöſung der Ehe von der Frau geboren iſt, nach 
der Geburt als das ſeinige anerfannt!), fo iſt das Recht der Anfechtung 
der Ehelichkeit für ihn verloren und die Ehelichkeit des Kindes jteht nun— 
mehr jedem gegenüber feit, jomohl ihm, als dem finde, der Frau oder 
Dritten gegenüber.?) 

Friſtablauf und Anerkennung bewirken die endgültige und unbe- 
jtreitbare Feſtſtellung der Ehelichkeit des Kindes, jelbjt dann, wenn die 
Anerkennung der wahren Sadjlage nicht entipricht und der Mann weiß, 
daß das Kind nicht von ihm abjtammt. 

V. Wird die Ehelichfeit eines Kindes oder die Anerkennung der Ehe- 


8 159. 


Prozeſſua⸗ 
e Sonder⸗ 


lichkeit eines Kindes von dem Ehemanne der Mutter durch Erhebung der —— 


Anfechtungsklage angefochten, ſo gelten folgende Sonderbeſtimmungen. 

Legitimiert zur Erhebung der Klage iſt nur der Ehemann; er iſt prozeß— 
fähig, auch wenn er in der Gejchäftsfähigfeit bejchränkt ijt. Für einen ges 
Ihäftsunfähigen Ehemann wird der Nechtjtreit durch den gejeglichen Ver- 
treter geführt, der die lage aber nur mit Genehmigung de Vormund- 
Ihaftsgericht3 erheben darf.®) 

Der Bevollmächtigte des Klägers bedarf einer bejonderen, auf den 
Nechtsjtreit gerichteten Vollmacht, deren Mangel das Gericht von Amts- 
wegen zu berüdjichtigen hat.t) Die Staatsanwaltichaft ijt zur Mitwirkung 
befugt.) Die Vorjchrift über die Wirkung eines Anerfenntnifjes kommt nicht 
zur Anmwendung®) und die Vorfchriften über die Folgen der unterbliebenen 
oder verweigerten Erklärung über Thatjachen oder über die Echtheit von 
Urkunden, über den Verzicht der Parteien auf die Beeidigung von Zeugen 
und Sachverſtändigen, über die Wirkung eines gerichtlichen Gejtändnijjes 
und der Erlafjung eines Eides jowie die Vorfchriften über die Eideszu- 
Ihiebung und über den Editionsantrag finden in Anjehung jolder That- 
jachen Feine Anwendung, welche die Unehelichfeit des Kindes begründen 
jollen.”) 

Das Gericht kann das perjönliche Erjcheinen der Parteien anordnen, 
ein Verſäumnisurteil ijt unzuläffig.) Zu Ounjten der Ehelichkeit können 
von den Parteien nicht vorgebrachte Thatjachen berüdjichtigt, auch kann die 
Aufnahme von Beweijen von Amtswegen angeordnet werden.?) 

Das Urteil ift von Amtswegen zuzuftellen; jtirbt eine der Parteien 
vor der Rechtskraft des Urteils, jo ift der NRechtsjtreit in der Hauptſache 
als erledigt anzujehen.!%) Sofern aber daß Urteil bei Lebzeiten der Par— 
teien rechtöfräftig wird, wirkt e8 für und gegen alle.!!) 


1) Die Anerkennung wirft nicht gegenüber einem jpäter als 302 Tage nad) 
Auflöjung — * — Kinde. 
7 81 jo auch nach preußiſchem Rechte, $$ 7, 8, 16 II 2 ACH. 
N 64 3 "ERD. Für die Anfechtungsflage iſt 9* ein — 
Gerichtsſtand begründet, $ 642 CPO. 9 88 613, 641 Abi. 1 CRD. 
607, Abi. 1 CPO. °e) 88 617 bj. T, S 641 Nbj. 1 CRD. 
9 8 617 Abi. 2, $ 641 Ubi. 1 CPO. 
8 618, 619, 641 Abi. 1 CPO. 


») 8 622 Abi. 1, 8 641 Abi. 1 CRD. 
10) 88 625, 628, 641 Abi. 1 CRO. 11) 8 643 CPO. 


g 1601. 


Rechtliche 
Natur. 


Voraus⸗ 
ſeßzungen. 
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Mit der Klage wegen Anfechtung der Ehelichkeit kann nur die Klage 
wegen Anfechtung der Anerkennung und umgekehrt verbunden werden. 
Eine Widerklage iſt unzuläſſig.) 


$ 208. 


III. Unterhaltspflicht der Verwandten.) 


I. Die gegenjeitige Unterhaltspflicht der Verwandten ijt eine auf dem 
Tamilienverbande beruhende natürlihe und fittliche Pflicht der Familien- 
glieder, ji im Bedürfnisfalle beizujtehen. Dieje Pflicht ift, weil fie auf 
familienrechtliher Grundlage beruht, auch familienrechtlicher Natur, wenn— 
gleich der auf fie gegründete privatrechtlihe Anſpruch den allgemeinen 
Grundjäpen des Rechtes der Schuldverhältnifje unterworfen ift. Die Unter: 
haltspflicht iſt aber feine einheitliche, jchon durch das Verwandtſchaftsver— 
hältnis gegebene, jondern eine fort und fort ſich erneuernde Verbindlichkeit, 
die erjt beim VBorhandenfein bejtimmter Vorausſetzungen zur Entjtehung gelangt. 

In Uebereinftimmung mit der herrichenden Lehre des gemeinen Rechte ?), 
aber abweichend vom Preußiſchen Landrechte) hat das BGB.5) die gegen- 
jeitige Unterhaltspfliht auf Verwandte in gerader Linie beichränft. 
Eine Unterhaltspfliht der Geſchwiſter befteht aljo nad) BGB. nicht.) 
Außer dem Unterhaltsanfprud der Verwandten fennt da8 BGB. einen 
Unterhaltsaniprud): 

1. der Ehegatten gegen einander ($S$ 1360, 1361, 1345, 1351); 

2. des geichiedenen Ehegatten gegen den andern ($$ 1578—1583); 

3. des aus einer nichtigen Ehe jtammenden Kindes gegen den Pater 
($ 1703); 

4. des umehelihen Kindes und feiner Mutter gegen den Vater 
(s$ 1708, 1715); 

5. der Mutter de8 zur Zeit des Erbfalls noch nicht geborenen Erben 
oder Nacherben gegen den Nachlaß (SS 1963, 2141). 

II. Die Unterhaltzpflicht des BGB.”) hat, wie nad ALR.*), zur Vor— 
ausſetzung die Bedürftigfeit des Unterhaltöberechtigten und die Leis 
ftungsfähigfeit des Unterhalt3pflichtigen. 

) $ 641 Abj. 3 CRD. 

2) Mot. IV ©. 676ff., Brot. II ©. 5821 ff. (Bd. 4 : are); v. Staudinger: 
Engelmann IV ©. 378ff.; Enneccerus-Lehmann Bd. 2 88 126, 127; Matthiaß 
Bd. 2 8 102; Endemann Bo. 2 8 197; v. Buchla (3. Aufl.) S . 345 ff: Fränfel, 
Das Familienrecht ©. 109 fi. ; Scerer, Familienrecht ©. — Opet, Das Ver: 
wandtſchaftsrecht 810 ©. — Knitſchty a. a. 0.988 ©. o. Spahn a. a. O. 
©. 45 ff.; Dernburg Bd. 3 8 45, Dernburg, Pandelten Bd. 2 8 37; Windicheid, 
Bandekten Bd. 2 8 475; Bingner, Zur Theorie und Praxis der Alimentationd- 
pfliht (1873); Neugebauer im Ardiv für bürgerl. Recht Bd. 10 ©. 149 ff. 

RG. in Gruchot? Beiträgen Bd. 31 ©. 875 +) 88 15, 16 II 3 ALR. 

5) 8$ 1601, 1589 BGB. 88 63—65 II 2, sg 14, 17 IT 3 ACH. 

©, Entw. I $ 1480 hatte die Unterhaltspflicht noch auf die Geſchwiſter ausge— 
dehnt. “Eine Unterhaltspfliht von Verſchwägerten in gerader Linie kennt das BOB. 
nicht, = pa zwiſchen Stiefeltern und — 

Abſ. 1, 4603 Abſ. 1B 

RN Fr 251 U 2,815 113 AR 
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1. Unterhaltsberechtigt ijt nur, wer außer jtande ift, fich felbit zu 


unterhalten; dieje Unfähigkeit muß ihren Grund in Vermögenslojigfeit 1 


und Erwerb3unfähigfeit haben. Wer die Subjtanz jeines Vermögens 
aufgezehrt hat oder Fein eigenes zum Unterhalte verwertbares Vermögen 
befitt, und wer unfähig ift, jich durch den Ertrag einer erwerbenden Thätig- 
feit den Unterhalt zu beichaffen, it im Sinne des BGB. bedürftig. Beide 
Begriffe, die Vermögenslofigfeit und die Erwerb3unfähigfeit, find aber nicht 
abjolute, jondern relative. Wie die Vermögenglofigfeit nicht durch Gewäh— 
rung der öffentlichen Armenpflege ausgejchlofien wird), jo kann Erwerbs- 
unfähigfeit vorliegen, wenn troß bejtehender Erwerbsmöglichkeit eine be= 
ſtimmte Thätigfeit dem Bedürftigen nad) feiner Lebensjtellung nicht zuge- 
mutet werden fann.?) Ob der Unterhaltsberechtigte jeine Bedürftigkeit 
ſelbſt verjchuldet Hat, ijt für die Unterhaltspflicht ohne Belang und beein- 
flußt nur den Umfang de zu gewährenden Unterhalt3.?) Wer aber Unter: 
halt fordert, hat die Vorausjegungen jeiner Bedürftigfeit zu beweiſen, da 
dieje Die recht3erzeugende Thatſache für jeinen Anſpruch bildet. 

Im Anſchluß an das ALR.t kennt das BOB.) eine gejteigerte 
Unterhaltspflidt der Eltern gegenüber den Kindern; es begrenzt 
diefe aber nicht, wie da8 ALH. auf die Dauer der väterlichen Gewalt, 
jondern auf die Dauer der Minderjährigfeit. 

Ein minderjähriges unverheiratetes Kind ift nicht verpflichtet, 
die Subjtanz ſeines Vermögens anzugreifen; es ift, auch wenn es Ver— 
mögen bat, jchon dann bedürftig, wenn die Einkünfte jeines Vermögens 
und der Ertrag jeiner Arbeit zu jeinem Unterhalte nicht ausreichen. Darüber 
hinaus tritt die Unterhalt2pflicht der Eltern ein; fie müſſen alfo dem Kinde 
Unterhalt infoweit gewähren, als die Einfünfte jeine® Vermögens und der 
Ertrag jeiner Arbeit zu jeinem Unterhalte nicht zureichen. 

Da dad BGB. die Unterhaltspflicht der Eltern gegenüber den Kin— 
dern auf der Grundlage der Verwandtidaft, nicht als Ausflug der elter- 
lichen Gewalt und Nutznießung behandelt, jo find, auch dann, wenn ein 
Kind freies Vermögen bejigt®), die Einkünfte dieſes letzteren von der Nutz— 
niegung ausgeſchloſſenen Kindesvermögend zunächſt zum Unterhalte des 
Kindes zu verwenden, und zwar nod) vor den Einkünften des der elter- 
lihen Nutznießung unterworfenen Vermögens, auch wenn dejjen Reinertrag 
zur Bejtreitung der Kojten des Unterhalts ausreicht.”) 

Die Unterhaltspflicht der Eltern reicht aber nur bis zur Volljährig- 
feit oder bis zur Verheiratung des Kindes; von da ab hört die gejteigerte 
Unterhaltpfliht auf, und das Kind muß auch die Subjtanz feines Ver- 
mögen® angreifen, ehe e3 jeinen Eltern gegenüber unterhaltsberechtigt ijt. 

2. Borausjegung der Unterhaltspflicht ift die Leiſtungsfähig— 
keit. Das BOB. geht mit dem ALR.S) davon aus, daß das Necht und die 


1) Entih. RG. Bd. 17 No. 53 ©. 225. 

) Opet a. a. D. ©. 74; Spahn a. a. D. ©. 47. 

) $ 1611 BGB. So aud) nad ALR. SS 252, 253 II 2 ALR. 

*) 88 65, 161—164, 204 II 2 ALH. °) 8 1602 Abi. 2 BGB. 

9 $ 1651 BEP. 

) Mot. IV 683. So aud nah ALR. $ 161 IT 2, Entih. RG. Bd. 9 
No. 76 ©. 281. °) 88 19, 29 II 3 ACH. 


88 1602, 
611,1651. 
Bedürftigkeit. 


Lelſtungs⸗ 
fühigteit. 


8 1603, 
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Pflicht der Selbſterhaltung der Pflicht, Andere zu unterſtützen, vorgeht.t) 
Unterhaltspflichtig iſt aljo nicht, wer bei Berüdjichtigung jeiner ſonſtigen 
Verpflichtungen außer ftande ift, ohne Gefährdung feines jtandesmäßigen 
Unterhalt3 den Unterhalt zu gewähren.?) Niemand braucht ji in jeiner 
Lebensführung jo einzuichränfen, daß er, um einen Verwandten unterjtügen zu 
fönnen, feinem eigenen Stande entjprechend nicht mehr zu leben vermag, und 
ebenjowenig darf bei der Gewährung des Unterhalts die ordnungsmäßige 
Erfüllung der anderweiten Schuldverpflichtungen des Unterhaltspflichtigen 
leiden.) AndererjeitS find bei der Beurteilung der Leijtungsfähigfeit des 
Berpflichteten nicht nur jein Vermögen und feine Einkünfte, jondern aud) 
jeine Erwerbsfähigkeit, d. h. das, was er durch eine feiner Lebensſtel— 
lung entiprechenden Thätigfeit ertverben fann, in Anſchlag zu bringen.t) 

Leiftungsfähig it hiernach) nur, wer über mehr verfügt, als bei Be— 
rückſichtigung jeiner jonjtigen Verpflichtungen zu jeinem eigenen jtandes- 
mäßigen Unterhalt erforderlich iſt. 

A. Eine Ausnahme bejteht nur, im Anſchluß an das Preußijche Recht >), 
zu Öunjten minderjähriger unverheirateter Kinder gegenüber ihren 
Eltern. Hier tritt die Leiltungsfähigfeit gegenüber dem natürlichen umd 
jittlichen Pflichtgebote zurüd, das eine erweiterte Unterhaltspflicht der Eltern 
fordert. Eltern find ohne Rüdjiht auf ihre jonitigen Verpflichtungen 
und auf eine Gefährdung ihres eigenen jtandeömäßigen Unterhalts, ver: 
pflichtet, alle verfügbaren Mittel (aljo aud den Stamm ihre Ver— 
mögens) zu ihrem und der Kinder Unterhalte gleichmäßig zu verwenden.®) 

Dieje gejteigerte Unterhaltspflicht tritt nur dann nicht ein: 

a) wenn ein anderer unterhaltspflichtiger Verwandter des Kindes 
(3. B. Großeltern) vorhanden it, oder 

b) wenn das Kind eigenes Vermögen bejikt, aus deſſen Stamme fein 
Unterhalt bejtritten werden Fann.”) 

Mit der Volljährigkeit oder Verheiratung des Kindes hört die ge— 
fteigerte Unterhaltspflicht der Eltern auf. 

Wird der Unterhaltspflichtige in Anſpruch genommen, jo trifft ihn die 
Beweislajt für feine Leiltungsunfähigfeit.®) 

B. Bei der Beurteilung der Leiftungsfähigfeit einer Frau, aljo 
der Frage, ob und inwieweit eine Frau ihren Verwandten Unterhalt zu 
gewähren imjtande ift, fommt beim gejeglichen Güterftande die dem Manne 
an dem eingebradhten Gute zuftehende Verwaltung und Nutznießung nicht 
in Betracht. Denn die Rechte de8 Mannes an dem Ehegute jollen nicht 


1) Mot. IV ©. 685. ) 8 1603 Abf. 1 BGB. 

2) Damit ijt aber nicht gelost, daß der Unterhaltspflichtige weh wäre, 
alle feine Schulden vorweg in Abzug zu bringen, Mot. IV ©. 686, hierüber kann 
nur das — Fr im einzelnen Falle entjcheiden. 

) Entſch. RG. Bd. 4 No. 44 ©. 155. 

) NG. bei Gruchot, Bd. 25 ©. sh, AIMBI. 1880 ©. 327. 

*) $ 1603 Abi. 2 Sap 1 BGB. Eine gejteigerte DON EEE der Slinder 
gegenüber den Eitern befteht nicht. ) $ 1603 Abſ. 2 Sag 2 BOB. 

®, So auch ſchon nad ALR., Deklaration vom 21. Sul 1843 (GS. ©. 296). 
Die Einrede der Leiftungsunfähigteit darf aber nicht in die Zwangsvollſtreckungs— 
injtanz verwiejen werden. Mot. IV ©. 687. 
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weiter gehen, als die der Frau ſelbſt, wenn die eheliche Nutznießung und 1601 
Verwaltung nicht bejtände.!) 1606. 

Ebenjo ijt bei der allgemeinen Gütergemeinjchaft, Errungenichafts- 
gemeinschaft oder Fahrnisgemeinichaft für die Bemeſſung der Leiſtungs— 
fähigfeit de8 Mannes oder der Frau das ganze Gejamtgut zu Grunde zu 
legen, die Leijtungsfähigfeit alfo jo zu bejtimmen, al® ob das ganze Ge— 
jamtgut dem unterhaltspflihtigen Ehegatten allein gehörte.) Bedürftigen 
Verwandten beider Ehegatten ijt der Unterhalt aus dem Gejamtgute jo 
zu gewähren, wie wenn fie zu beiden Ehegatten in dem Berwandtichafts- 
verhältnifje jtänden, auf dem die Unterhaltspflicht des verpflichteten Ehe— 
gatten beruht. 

C. Sit ein minderjährige3 Kind feinen Verwandten gegenüber 
unterhaltspflichtig, jo kommt, wenn es ſich um jeine Leijtungsfähigkeit handelt, 
die dem Inhaber der elterlichen Gewalt zuftehende elterlihe Nußniegung 
an dem Vermögen des Kindes gleichfall3 nicht in Betradht.) Das Kind 
muß aljo jeine Verwandten jo unterhalten, wie wenn es jelbjt die Nußungen 
feines Vermögens bezöge. 

III. Die Reihenfolge, in der die Verwandten unterhaltspflichtig find, Reihenfolge 
hat das BGB. in Uebereinftimmung mit dem ALR.t) nad) der geiehlihen an 
Erbfolgeordnung geregelt, d. h. die Unterhaltspflicht trifft die Verwandten Pflistigen. 
des Unterhalt3berechtigten in derjenigen Ordnung, in welcher fie als geſetz— 
lihe Erben des Unterhaltsberechtigten berufen jein würden.) Hiernach 
haften die Abkömmlinge des Unterhaltsberechtigten vor jeinen Verwandten 
in aufiteigender Linie (Ajcendenten); die Ablümmlinge haften aber nicht 
nad) der Nähe des Grades, fondern nad) Stämmen, jo daß an die 
Stelle eines verjtorbenen Abkömmlinges dejjen Kinder treten. 

A. Unterhaltspflihtig find aljo: Verwandte. 

1. in eriter Neihe die Kinder und die mit ihnen erbberechtigten Ab— 
kömmlinge (Enfel) des Unterhaltöberechtigten ®); die Kinder haften zu gleichen 
Teilen, die weiteren gleichzeitig umterhaltspflichtigen Abkömmlinge nad) 
Stammteilen 7); 

2. in zweiter Reihe die Eltern, der Vater haftet jedoch vor der 
Mutter und zwar aud nad) Auflöjung der Ehe. Steht die Nutznießung 
an dem Vermögen des Kindes der Mutter zu°), gleichgültig, ob die Nutz— 
niegung einen Ertrag abwirft oder nicht, jo haftet die Mutter vor dem 
Bater; von diejer Haftung vor dem Vater kann fie ſich nur durch Ver: 
sicht auf die Nußnießung befreien ?); 


98 1604 Abſ. 1 BGB. Mot. IV ©. 256. Das Recht des Mannes am 
Ehegute gilt aljo nicht als „Tonftige Verpflichtung“ im Sinne des $ 1603 BOB. 

) 8 1604 Abſ. 2 Satz GB. ) 8 1605 BOB. 

9 88 17, 18 II 3 ve. ) 88 1606, 1924 ff. BGB, 

9) D. h. neben Kindern aud die Ablömmlinge vorverftorbener Kinder. 

7) 88 1924, 1927 BOB. Mehrere IUnterhaltspflichtige haften alfo nicht als 
Geſamtſchuldner, jondern nad) Maßgabe desjenigen Anteil®, zu weldem jeder 
als gejeglicher Erbe des Bedürftigen berufen jein würde; neben zwei Enteln haftet 
aljo ein Kind zu */,, jeder Enkel zu '/,. Nah ALR. hafteten mehrere Unterhalts- 
pflichtige auch nicht jolidarijch, fondern gemeinfchaftlich nad) Verhältnis ihres Ver— 
mögens ($ 20 II 2 ALH. ) NG. bei Gruchot, Bd. 24 ©. 1036, Bd. 31 ©. 412. 

) Bol. $ 1684 Abi. 1 No. 2 BGB. ) $ 1606 Abf. 2 Satz 2° BEL. 
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35 1606 3. in weiterer Reihe die Voreltern (weiteren Ajcendenten) des Be— 

bis 1608. dürftigen nach der Nähe des Grades und ohne Unterſchied zwijchen den 
väterlihen oder mütterlihen Boreltern; gleih nahe Verwandte haften 
zu gleichen Teilen, nicht als Gejamtichuldner.!) 

An die Stelle eine zum Unterhalte nicht verpflichteten, leiſtungs— 
unfähigen Verwandten, tritt der nädhjftverpflichtete Verwandte.?) 

Da dieſer nur feine eigene gejegliche Pflicht erfüllt, jo erwirbt er auch 
feinen Erjtattungsanjpruch gegen den eigentlich Verpflichteten. 

Dem leiftungsunfähigen Verwandten ift ein folcher gleichgeitellt, gegen 
den die Nechtverfolgung im Inland ausgeſchloſſen oder erheblich erjchwert 
it; auch Hier tritt der nach ihm haftende Verwandte an feine Stelle.) 
In dieſem Falle geht jedoch der Anipruch des befriedigten Unterhalts- 
berechtigten gegen den zunächſt verpflichteten Verwandten auf den befrie- 
digenden Verwandten kraft Gejeges über; der Uebergang Tann aber 
nicht zum Nachteile de8 Unterhaltöberechtigten geltend gemacht werden.*) 

Ehegatte. B. Die Unterhaltspflicht dev Verwandten tritt aber erjt ein, wenn 
fein unterhaltöpflihtiger Ehegatte vorhanden: ift. 

Sit aljo der Unterhaltsberechtigte verheiratet, jo haftet jein Ehegatte 
vor allen Verwandten.) Soweit jedoch der Ehegatte (Mann oder Frau) 
leiftungsunfähig ilt®), haften die Verwandten vor dem Chegatten.?) 

Der Leiltungsunfähigfeit eines Ehegatten fteht es gleich, wenn Die 
Rechtsverfolgung gegen ihn im Inlande ausgeſchloſſen oder erheblich er- 
ſchwert ijt.®) 

Bei der Scheidung, bei der Aufhebung der ehelichen Gemeinjchaft jo- 
wie bei der Anfechtung der Ehe infolge Todeserflärung des früheren Che- 
gatten haftet der gejchiedene jowie der anfechtende unterhaltspflichtige Ehe— 
gatte gleichfall8 vor den Verwandten.?) 

—— IV. Iſt bei dem Zuſammentreffen mehrerer Bedürftiger der Unter— 
verechugter. haltspflichtige außer ſtande, allen Unterhalt zu gewähren, jo iſt für Die 
Nangordnung der Befriedigung die gejegliche Erbfolge maßgebend. Die 
Abkömmlinge gehen alfo den Verwandten der auffteigenden Linie, und unter 
den Abkömmlingen die Kinder den Enkeln vor; unter den Voreltern gehen 
die näheren den entfernteren vor. Es geht alſo jtet3 der Anſpruch des- 


») 8 1606 Abſ. 2 Sa 1 BGB. 
”) 8 1607 Abi. 1 BGB., jo auch nad ALR. 8 19 II 3. 
> $ 1607 Abi. 2 Satz 1 BGB. Striethorjt, Archiv Bd. 19 ©. 141. 

*) $ 1607 Abſ. 2 Sab 2 BGB. Ueber die Erftattun — fremder Ber: 
onen enticheiden die allgemeinen Borfchriften, vgl. ss 679, BGB.; über die 
Erſatzanſprüche der Armenverbände vgl. Art. 32, 103 c6. z. BOB. Schäfer in 
Gruchots Beiträgen Bd. 41 ©. 229 ff. 

6, 8 1608 Abi. 1 Sak 1, 88 1360, 1361 BGB. Siehe oben ©. 686, 687. 

*) Bgl. $ 1603 Abi. 1 BGB. 

) 8 1608 Abi. 1 Satz 2 BGB., alfo erjt die Abkömmlinge, dann die Eltern. 

) 8 1608 Abi. 1 Sap 3, $ 1607 Abi. 2 BGB., auch hier findet kraft Ge— 
ſetzes Uebergang des Erftattungsanipruch® auf den zahlenden Verwandten jtatt, uns 
beſchadet des aus allgemeinen Grundjägen ſich ergebenden Rückgriffsrechts. 

8 1608 Abf. 2 BGB. Val. 88 1578—1583 BGB. und oben ©. 813 ff. 
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jenigen vor, welcher nad) der gejelichen Erbfolge zunächſt als Erbe des 55 1609 
Verpflichteten berufen jein würde.!) ne 

Bei Konkurrenz des Unterhaltsanſpruchs des Ehegatten des Unter: 
halt3pflichtigen mit dem Unterhaltsanſpruche von dejjen Verwandten jteht 
der Ehegatte den minderjährigen unverheirateten Kindern gleich”); er geht 
anderen (volljährigen oder verheirateten) Kindern und den übrigen Ber- 
wandten bor.?) 

Ein gejhiedener Ehegatte?) geht den volljährigen oder verheirate- 
ten Rindern und den übrigen Verwandten ebenfall3 vor.?) 

V. Das Maß des zu gemährenden Unterhalt3 richtet ſich nad der Rab und Art 
Lebenzitellung des Bedürftigen, es ift aljo, wie jchon nad) ALR., ftandes= atıs- 
mäßiger Unterhalt zu gewähren.) Nur die perjönlichen Verhältniſſe uns 
des Bedürftigen, nicht auch die feiner Familie (Frau, Kinder) find zu be— 
rüdjichtigen. Der Unterhalt umfaßt den gejamten Lebensbedarf; was dazu 
gehört, richtet ſich ſowohl nad) der Lebensitellung des Berechtigten, als 
nah den Bermögensverhältnifien des Verpflichteten. Bei einer der Er— 
ziehung bedürftigen Perjon gehören zum Unterhalte auch die Koften der 
Erziehung (auch die Tauffojten) und der Vorbildung zu einem Beruf’); 
unter Umftänden find aljo auch die Kojten eines Univerfitätsftudiums dahin 
zu rechnen. Dagegen begreift die Unterhaltspflicht nicht auch die Verpflich- 
tung, Schulden des Bedürftigen oder Prozeßkoſten zu bezahlen. Wohl aber 
gehören die Koften der Beerdigung dahin, joweit ihre Bezahlung nicht 
von den Erben zu erlangen: ijt.$) 

Ausnahmsweiſe ift der Unterhaltsanjpruh auf den notdürftigen 
Unterhalt beſchränkt, wenn der Bedürftige durch jein fittliches Verjchulden 
(Spiel, Trunf, Ausſchweifung) feine Bedürftigfeit verurfacht hat?) oder wenn 
der Bedürftige ji) dem Unterhaltspflichtigen gegenüber einer Verfehlung 
Ihuldig gemacht hat, die ihn zur Entziehung des Pflichtteild berechtigt.19) 

Die Beſchränkung wirkt nur zu Gunjten des Verlegten, jo daß die Ver— 
bindlichfeit etwaiger jonjtiger Mitverpflichteter zur Gewährung des jtandes- 
mäßigen Unterhalt3 von der Beichränfungsbefugnis nicht berührt wird.!!) 

Abweichend vom bisherigen Nechte!?) it der Unterhalt regelmäßig Geldrente. 
dur Entrihtung einer Geldrente zu gewähren, die für 3 Monate vor- 
auszuzahlen it. Das Gericht kann jedoch dem Verpflichteten auf jein Ver- 
langen gejtatten, daß er den Unterhalt in anderer Art (Naturalleiftung, 
Kapitalzahlung) gewähre, wenn bejondere Gründe e3 rechtfertigen.!®) 


1) 8 1609 Abi. 1 BGB. ?) $ 1602 Abj. 2 BGB. 

*») $ 1609 Abj. 2 Sap 1 BOB. 

) Ebenjo ein nad) $ 1351 BGB. unterhaftsberechtigter Ehegatte. 

) $ 1609 Abi. 2 Sat 2 BGB. 

) 8 1610 Abi. 1 BGB., SS 64, 204, 252 II 2, 88 14,.15 IT 3 ALR., 
(alimenta civilia). ) $ 1610 Abi. 2 BOB. 

1615 Abſ. 2, $ 1968 BGB. 

) Nah ALR. 8 253 II 2 genügte Verarmung durch eigene Schuld, nad) ge— 
meinem Rechte wurde der Aniprucd dur) Unwürdigkeit gänzlich verwirkt. 

0) g 1611, 88 2333—2335 BOB. 1) g 1011 1 96. 3 BOB. 

2) vgl. NG. bei Grucot, Bd. 25 ©. 468, Bd. 31 ©. 414 

8 Tsı2 Abi. 1 u. 3 BOB. 


88 1612 


bis 1615. 
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Eltern fünnen einem unverheirateten Kinde gegenüber beſtimmen, in 
welcher Art und für welche Zeit im voraus der Unterhalt gewährt werden 
foll; jedoch kann das Vormundfchaftsgericht auf Antrag des Kindes aus 
bejonderen Gründen die Bejtimmung der Eltern ändern.!) 

Eine mwejentlihe Aenderung der Verhältniffe, welche für die Verur— 
teilung zur Entrihtung der Geldrente oder jonftigen Leijtungen maßgebend 
waren, fann zu einer entjprechenden Abänderung des Urteil führen, je- 
dody nur für die Zeit nach Erhebung der Stlage.?) 

VI. Der Unterhalt wird nur für die Zufunft gewährt; für Die 
Vergangenheit iſt ein Anſpruch auf Erfüllung oder auf Schadengerfaß 
wegen Nichterfüllung nur begründet, wenn der VBerpflichtete in Verzug 
geraten oder der Unterhaltsanſpruch rechtshängig geworden iſt.) Unbe= 
rührt bleiben jedoch ettwaige Erjtattungsanfprüche des Bedürftigen gegen 
den Unterhaltspflichtigen aus dem Geſichtspunkte der Geihäftsführung ohne 
Auftrag oder aus der ungerechtfertigten Bereicherung. 

Für die Zukunft kann auf den Unterhalt nicht verzichtet werben, 
ein folcher Verzicht ift nichtig.) Auch wird der BVerpflichtete durch eine 
Vorauszahlung des UnterhaltS auf längere Zeit al3 auf 3 Monate bei 
erneuter Bebdürftigfeit de8 Berechtigten von den jpäter entjtehenden Unter 
halt3verbindlichkeiten nicht befreit. Hatte der Verpflichtete jelbit den Beit- 
abjchnitt zu bejtimmen, jo wird er nur für einen den Umjtänden nad) an= 
gemefjenen Zeitabjchnitt befreit.) 

Der Unterhaltsanſpruch iſt unvererblic®), nicht übertragbar’), der 
Pfändung nicht unterworfen®), auch der Aufrechnung nicht zugänglich?) 
und ann im Konkurſe des Unterhaltspflichtigen für Die Zukunft nicht geltend 
gemacht werden.1) 

Als Anſpruch aus einem familienrechtlichen Verhältnis unterliegt der 
Unterhaltsanjprud) nicht der Verjährung, dagegen verjährt der Anjpruch 
auf die einzelnen Leitungen in 4 Jahren.!!) 

Wie das bisherige Necht !?), jo fchließt auch daS BOB. eine Rückforde— 
rung geleijteten Unterhalts auch für den Wall, daß der Bedürftige 
wieder zu befjeren Vermögensverhältnifien gelangen jollte, aus, Der Unter- 
halt3anipruch erlifcht mit dem Tode des Berechtigten oder des Verpflichte- 
ten, ausgenommen der Anjprud auf Erfüllung oder Schadenserjaß wegen 
Nichterfüllung für die Vergangenheit und der Anſpruch auf ſolche im vor— 
aus zu bewirkende Leijtungen, die zur Beit des Todes des Berechtigten 
oder des Berpflichteten fällig find.t3) 


8 1612 Abf. 2 BGB. SS 20, 35, 43, 59 RFrG. Gegen die Zurüd- 
weijung des zune jteht dem Kinde die Beſchwerde zu. 
2 


323, 258 CRD. 
») 8 1613 BGB., in praeteritum non vivitur! Go auch — — RG. 
bei Gruchot Bd. 31 ©. 414. *) 8 1614 Abſ. 1 3 
5) $ 1614 Abſ.2 BGB. °, 8 1615 Abi. 1 BGB. y rg 00 BGB. 
„) R 850 Abf. 1 No. 2 ERO., auch nicht belajtbar, $ 1274 Abſ. 2, $ 1069 
Abi. 2 GB. y 8 394 BGB. 


ns 3 Abi. 2 KO., Be oben ©. 816 Anm. 8—12. 
“ $ 194 Abi. 2, g 197 BOB. 
12) Das ACH. machte a bei Geſchwiſtern eine Ausnahme, $ 21 II 3, Striet- 
horſt Archiv, Bd. 18 ©. >, 8 1615 Abi. 1 BGB. 
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8 1616. 
IV. Rechtliche Stellung der ehelichen Kinder. 
$ 209. 


A. Redtsverhältnis zwilhen den Eltern und dem Kinde im 
allgemeinen.') 


I. Das auf der chelihen Abjtammung beruhende Verwandtichafts- 
verhältnis zwijchen Eltern und Kindern äußert auf dem Gebiete des bürger- 
lihen Rechtes auf beiden Seiten Nechte und Pflichten. Dieje gegenjeitigen 
rechtlichen Beziehungen ordnet das BGB. allgemein für volljährige wie 
für minderjährige Kinder.?) 

1. Das Kind erhält den Familiennamen des Vaters?) und zivar Name des 
unmittelbar mit der Geburt. Zur Führung dieſes Namens ift das Kind 
nicht blos berechtigt, jondern auch verpflichtet. Den Vornamen bejtimmt 
der Bater al3 Inhaber der elterlichen Gewaltt), nad) jeinem Tode Die 
Mutter, eventuell der Wormund.d) Die Namensänderung (Vor- oder 
Familienname) unterliegt den Borjchriften des öffentlichen Nechtes.) Dem 
ehelichen Kinde kommt in Preußen auch der Adel des Vater zu”), und e3 
erlangt nad) Landesreht®) auch den Stand ſeines Vaterd?) ſowie defjen 
Staat3angehörigkeit.1%) Das eheliche Kind teilt ferner den Wohnjig 
de3 Baterd umd behält ihn, bis es ihn rechtögültig aufhebt!!), auch wenn 
der Vater jtirbt oder die elterliche Gewalt verliert.1?) 

2. Solange das Kind dem elterlichen Hausjtand angehört und von Dienſtpflicht. 
den Eltern erzogen oder unterhalten wird, iſt es verpflichtet, in einer 
feinen en und feiner Lebensſtellung entjprechenden Weiſe den Eltern 





) Mot. IV ©. 712ff., Dentihr. ©. 221ff., Prot. II ©. a (Bd. 4 

S. 535 ff.); v. Staudinger: Engelmann IV ©. 398 Fi; Endemann Bd. 2 88 196, 

198— 204; Enneccerus = — Bd. 2 88 128—136; Bert Bd. 2 $ 103; 

v. Buchla (3. Aufl.) ©. fl; Sräntel a. a. O. ©. 118ff.; Engelmann a. 

a. O. — 681; Spahn a. a. O. S . 62; ; Opet a.a. O. ©. 125 ff., 335 ff.: Knitſchky 

a. a. O. S. 133f Dernburg Br. 3 88 46, 47, 58; Züm a. a. O. ©. 176ff.; 
—8 "Das Recht der bäterlicen Gewalt in Preußen (1874). 

) Den ehelihen Kindern find aleichgejtellt die Kinder aus nichtigen Ehen, die 
legitimierten und die angenommenen Kinder $$ 1699—1704, 1719, 1736, 1757 BGB. 
) $ 1616 BGB. $ 58 II 2 ACH. “8 1627 BGB. 

>) 8 1686, 1793 BGB. Ueber die Eintragung in das Geburtsregiſter val. 
gs 2 Berfonenftandögeie Ueber die Wahl des VBornamend enticheidet das üffent- 
lihe Recht, BRK. 143. 

°) Bol. Alert. Erlaß vom 12. Juli 1867 (GS. ©. 1310), vgl. auch Art. 89 
No. 6 Ad. 3. BEB 

) 8 3, 4 m 9 ALR., gilt als Norm des öffentlichen Nechtes fort. 

*) Dad BGB. enthält hierüber feine Beitimmung, jondern überläßt die Frage 
dem Landesrechte, dejien öffentlich-rechtliche Normen vom BGB. nicht berührt werden. 

»), 8 59 IT 2 ALR. Art. 89 No. 10 AG. 3. BGB. Vgl. BRK. ©. 143. 

10) 82 Mo. 1, 88 3, 11, 19, 21 Gejeß vom 1. Juni 1870 (BGBL. ©. 355) 
und Art. 41 EG. ;. BOB. "11,87 Abi. 3, $ 8 80%. 

7) Das ehelihe Kind teilt auch den Unterſtützungswohnſitz des Waters, $ 15 
RGeſ. vom 6. Juni 1870 in der Faſſung vom 12. März 1894 (RGEBl. S. 262). 
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u * in ihrem Hausweſen und Geſchäfte Dienſte zu leijten.!) Dieje Ver— 
pflichtung trifft Söhne und Töchter in gleihem Maße, ohne daß fie dafür 
eine Vergütung beanjpruchen fünnen, folange fie nicht vereinbart ijt.?) Was 
das Kind hierbei erwirbt, wird Eigentum desjenigen Elternteild, welchem 
die Erziehungsgewalt zujteht oder welcher das Kind unterhält.) Unter 
diejer Dienftpflicht darf aber die Ausbildung und der Unterricht des Kindes 
nicht leident); gegen mißbräudliche Ausnutzung des Kindes ſchützt das 
Bormundichaftsgericht.) Kraft feiner Erziehungdgewalt kann der Bater 
anordnen, daß das Kind auch außerhalb des Haufes bei Dritten Dienjte 
leiftet, der Erwerb aus folchen Dienften wird aber freie8 Vermögen des 
Kindes®), das der Vater nur zu verwalten hat, aber zunächſt zum Unter: 
halte des Kindes verwenden darf. 

Soweit die Verpflihtung zur Dienftleiftung auf der elterlichen Er- 
ziehungsgewalt beruht, endigt fie, wie dieje, mit der Volljährigkeit des 
Kindes, auch wenn die Zugehörigkeit zum Hausjtande noch fortdauert. 
Soweit dagegen die Dienjtleiftungspfliht auf der Gewährung des Unter: 
halt8 beruht, bejteht fie jolange fort, al8 das Kind dem elterlichen Haus— 
jtand angehört und von ihnen unterhalten wird, mag das Find minder: 
jährig oder volljährig fein und mag die Unterhaltsgewährung auf gejeß- 
liher Verpflihtung beruhen oder freiwillig erfolgen. 

AS familienrechtliher Anſpruch ift der elterlihe Anſpruch auf Die 
Dienjte des Kindes unverjährbar.‘) 

— 3. Bei Aufwendungen, die ein dem Hausſtand angehörendes voll— 
jähriges Kind zur Beſtreitung von Haushaltskoſten aus ſeinem Vermögen 
macht, gilt die Auslegungsregel, daß die Abſicht fehlt, Erſatz zu ver— 
langen. Das Gleiche gilt auch dann, wenn das Kind zu dieſem Zwecke 
etwas aus ſeinem Vermögen den Eltern überläßt.ꝰ) 

ee Berbleibt ein volljähriges Kind im Haushalte der Eltern und 

mögens burd überläßt es fein Vermögen ganz oder teilweije der Verwaltung des Vaters?) 
“ oder der Mutter, jo können die Eltern die Einkünfte, die fie während 
der Verwaltung beziehen, nach freiem Ermefjen verwenden, ſoweit nicht 
ihre Verwendung zur Beitreitung der Koften der ordnungsmäßigen Ver— 
waltung und zur Erfüllung folder Verpflichtungen des Kindes erforderlich 
ift, die bei ordnungsmäßiger Verwaltung aus den Einkünften des Ver— 
mögens bejtritten werden. Das Kind kann jedoch eine abweichende Be— 


») 8 1617 BGB., $ 121 IT 2 AUCH. 

?) Dies galt auch im preuß. Rechte, — Archiv Bd. 60 ©. 246, Bd. 94 
©. 183. Entſch. RG. Bd. 4 No. 33 ©. 

®,8 123 II 2 ACH. 

) So ausdrücklich = 122 II 2 ALN. 

5) $ 1666 Abſ. 1 BEB °, 8 1651 Abi. 1 No. 1 BGB. 

) 8 194 Abſ. 2 BGB. s, 8 1618 BGB. 

®) Mit der Bolljährigkeit fcheidet das Kind aus der — Gewalt aus, 
und das elterliche Verwaltungs- und Nußnießungsrecht in Anſehung des Kindes: 
vermögens erlischt, ſodaß das volljährige Kind über ſein Vermögen frei verfügen 
fann; dieje Wirkung tritt nicht nur dann ein, wenn das Mind das Elternhaus ver: 
läßt, "um einen felbjtändigen Haushalt zu gründen, fondern auch dann, wenn es im 
elterliden Hausſtande verbleibt. 
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jtimmung treffen und die Eltern vom Genufje feines Vermögens aus- hi 1619 


ichließen.!) 

4. Daß Rinder den Eltern Ehrfurdht und Gehorjam — has 
ſprach das ALR.?) ausdrüdlid aus. Auch den Beitimmungen des B 
liegt zwar dieſe fittlihe Pflicht der Kinder gegenüber ihren — J 
Grunde, aber es hat die Aufnahme einer ſolchen moraliſchen Verpflichtung 
abgelehnt, weil fie rechtlich nicht erzwingbar tft.®) 

5. Im Anſchluß an das gemeinet) und preußiſche Necdtd) erkennt 
auh das BGB. die Verpflihtung der Eltern zur Ausfteuer ihrer 
Töchter an. 

Die Ausjteuer ijt ein uraltes deutjches Injtitut und bezeichnet beiveg- 
liche Sachen, welde die Tochter im Falle ihrer Verheiratung zur erjten 
Einrihtung des Haushalts erhält. Während aber da3 ALR. die Aus- 
jteuerpflicht nur al3 eine natürliche, nicht al3 eine Durch Klage erzwingbare 
Rechtspflicht erachtete, hat das BGB. einen Anſpruch der Töchter auf 
Ausſteuer anerkannt.) Dieſer Anjpruch bejteht aber nur, joweit nicht die 
Tochter ausreichendes eigenes Vermögen hat, denn in dieſem Falle muß fie 
jih die Ausſteuer ſelbſt bejchaffen.”) 

a) Verpflichtet zur Gewährung der Ausſteuer ift in erſter Reihe 
der Vater, jomweit er bei Berüdjichtigung jeiner jonftigen Verpflichtungen 
ohne Gefährdung jeines jtandesmäßigen Unterhalt dazu im ftande ijt. Sit 
der Bater leiltungsunfähig oder ijt er gejtorben, jo trifft die gleiche Ver— 
pflihtung die Mutter. 

Der Leijtungsunfähigfeit des verpflichteten Teiles iſt es gleichzuachten, 
wenn die Rechtsverfolgung gegen ihn im Inland ausgejchloffen oder er- 
heblich erjchwert ift.d) Bei Beurteilung der Leiftungsfähigfeit der Mutter 
fommt die dem Manne an dem eingebrachten Gute zuftehende Verwaltung 
und Nußnießung nicht in Betracht.?) 

b) Der Anſpruch wird mit der Ehefchliefung der Tochter erworben 
und geht inhaltlich auf die Gewährung einer angemejjenen Ausfteuer!), 
wobei in Anjehung der Größe und der Art der Ausfteuer (Geld, Hausrat) 
die Gitte, die Größe des elterlichen Vermögens, die Kinderzahl ſowie die 
Lebensſtellung des Bräutigamd und der Zweck, dem fie dienen foll, in 
Betracht fommen.!!) 

c) Der Anſpruch auf Ausjteuer ift ausgeſchloſſen, wenn ſich die Tochter 
ohne die erforderliche elterliche Einwilligung verheiratet1?), oder wenn fie 


ı) 8 1619 BGB. Die Eltern können aljo } B. die Einkünfte für Br — 
ſchaftlichen Ze oder zu anderen Zweden verbrauchen. 2), 8 61 II 2 ACH. 

2) Vgl. jedoch Entw. I $ 1498, BRE. + 143. ®rot. II Bd. 4 ©. 536. 

*, Windicheid, Bandeften Bb. 2 $ 493, 3; Dernburg, Pandelten Bd. 3 $ 15. 

9) 8 232—248 II 2 ALH. ) $ 1620 Abi. 1 BGB. 

) Bol. aud) $ 234 II 2 ALR. 

2) 8 1620 bj. 2, $ 1607 Abſ. 2 BGB. — F die klagende 
Tochter. 9 8 1620 Abſ. 2, 8 1604 

10) Darüber entjcheidet das Ermeſſen des Richters 

14) Mot. IV ©. 717, Brot. II Bd. 4 ©. 318, 322, vgl. auch Knitſchky a. 
a. D. ©. 93 ff. 
$ 1621 Ubi. 1 BGB. Die Erjegung der Einwilligung dur; das Vormund— 
—* berechtigt nicht zur Verweigerung der Ausſteuer, ſ. o. S. 637, 640 ff. 
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ſich einer Verfehlung ſchuldig gemacht hat, die den verpflichteten Elternteil 
berechtigt, ihr den Plichtteil zu entziehen.!) Auch kann der Anjprud nicht 
wiederholt geltend gemacht werden; wenn aljo die Tochter für eine 


frühere Ehe jchon eine Augjteuer erhalten Hat, jo kann fie feine weitere 


verlangen.?) 

Großeltern und entferntere Ajcendenten jind nicht ausſteuerpflichtig 
und Söhne nicht ausjteuerberechtigt. 

Der Anjpruch ijt nicht übertragbar®), aber, jobald erworben, aftiv 
und paſſiv vererblich und verjährt in einem Jahre von der Eingehung 
der Ehe an.t) 

6. Neben der Ausſteuer unterjcheidet da8 BGB. die Ausjtattung. 

Die Ausjtattung umfaßt alles, was einem Kinde (Sohne oder 
Tochter) mit Rüdjicht auf jeine Verheiratung oder auf die Erlangung einer 
jelbftändigen Lebengitellung zur Begründung oder zur Erhaltung der Wirt- 
ihaft oder der Lebengitellung von dem Water oder der Mutter zuge- 
wendet wird. 

Eine Nehtspfliht der Eltern zur Gewährung einer Austattung er- 
fennt das BGB. nit an, dagegen geht e8 mit dem ALR. davon aus, 
daß für die Eltern eine moralijche, jittlihe Verpflichtung hierzu bejteht, 
und zwar jowohl gegenüber den Töchtern als aud) gegenüber den Söhnen. 
Demgemäß it die Ausjtattungspflicht zivar nicht erzwingbar, die Zuwen— 
dung einer Ausjtattung gilt aber nicht als Schenkung, und es finden auf 
fie die gejeglichen Schenkungsbeſchränkungen feine Anwendung.?) 

Dieſer Grundſatz erleidet nur injofern eine Einjchränfung, als eine 
Ausjtattung injoweit als Schenkung gilt, als ſie das den Umſtänden, 
insbejondere den WVermögensverhältnifjen des Vaters oder der Mutter ent- 
Iprechende Maß überjteigt.‘) 

Auch joweit eine Ausjtattung nicht al3 Schenkung gilt, bejtimmt fich 
doc die Verpflichtung des Ausjtattenden zur Gewährleijtung wegen eines 
Mangel3 im Rechte oder wegen eines Fehlers der Sache nad) den für die 
Gewährleijtungspflicht des Schenlers geltenden Vorſchriften.) 

Der Bormund kann eine Ausjtattung aus dem Vermögen des Mündels 
nur mit Öenehmigung des VormundichaftsgerichtS verjprechen oder ge— 
währen.) Wenn der Vater oder die Mutter als Inhaber der elterlichen 
Gewalt oder al3 Vormund Vermögen des Kindes verwaltet und dem Kinde 


ſpruche der Tochter. ) 8 1622 BGB. $ 242 II 2 ACH. 


" Demgemaß weder pfändbar ($ 851 CPO.), noch verpfändbar ($ 1069 Abi. 2, 
$ 1274 Abi. 2 BGB.), auch findet feine Aufrechnung gegen ihn jtatt ($ 394 BGB.) 
und er fällt nicht in die Konkursmaſſe ($ 1 Abi. 4 Rd). *) 8 1623 BOB. 

8) Siehe oben $ 68 ©. 221 ff. 

9) $ 1624 Abſ. 1 BGB. Die Beweispflicht liegt demjenigen ob, welcher die 
Ueberjcjreitung des — Maßes behauptet. Der das entſprechende Maß 
überſteigende Teil der Ausſtattung, alſo ſoweit Schenkung vorliegt, unterliegt dem 
Anfehtungsrechte der Gläubiger innerhalb und außerhalb des Konkurſes. 

7) 8 1624 Abi. 2, 88 523, 524 BOB., fiehe oben $ 67 ©. 220. 

s, 8 1902 Abi. 1 BGB. Ueber Ausgleihungspfliht der Ablömmlinge vgl. 
8 2050 Abſ. 1 BGB. 


$ 210. Sorge für die Perjon des indes. 853 








aus dem Vermögen des Kindes gewährt ift.!) Dieſe Auslegungsregel gilt 8 163. 
au für die Gewährung einer Ausſteuer an die Tochter.?) 

II. Das Nechtsverhältnis zwiſchen den Eltern und einem ehelichen Sr aka, 
Kinde wird nad den deutſchen Gejegen beurteilt, wenn der Water die und Ueber: 
Reichsangehörigkeit beſitzt. Iſt der Vater geftorben, beſitzt aber die Mutter ihnen 
die Reichdangehörigkeit, jo iſt gleichfall8 das deutjche Recht mahgebend. 

Das Gleiche gilt, wenn die Neichdangehörigkeit der Eltern erlofchen, die 
des Kindes aber bejtehen geblieben iſt.) it das Kind vor dem 1. Januar 
1900 geboren, jo ijt von diejem Zeitpunkt an das Nechtöverhältnis zwiſchen 
ihm und feinen Eltern nad) den Borjchriften des BOB. zu beitimmen.t) 5) 


B. Elterlihe Gewalt. 
J. Elferliche Gewalt des Paters. 
1. Inhalt der elterlichen Gewalt. 


g 210. 
a) Sorae für die Perfon des Kindes.) 


I. Während nad altem römijchen Rechte die civilrechtliche väter- *äterlihe 
lihe Gewalt (patria potestas) nur demjenigen Manne, welcher homo sui i 
iuris (pater familias) war, an den in gültiger Civilehe geborenen agna= 
tiihen Dejcendenten zuftand und den Charakter eines volllommenen Herr- 
ſchaftsverhältniſſes des Vaters über feine Kinder hatte’), find die alten 
römischen Grundjäge im juftinianifchen Rechte zwar weſentlich gemildert, 
aber doc grundjäßlich nicht geändert. 

Das deutjche Recht ging von der Auffaffung aus, daß die päter- 
liche Gewalt nicht ſowohl in dem Eigeninterefje des Vaters, als in dem 
natürlichen Schußbedürfnifje des Kindes ihren Grund habe, und daß mit 


ı) $ 1625 BOB. Nach ALR. (8$ 245—247 II 2) galt nur die Vermutung, 
daß das, was die Eltern dem Kinde iiber die Ausjtattung hinaus (Brautichag, 
Mitgabe) zugewendet haben, aud dem Vermögen des indes ftamme. Für den 
Ihatbeitand des $ 1619 BGB. gilt die Auslegungsregel des $ 1625 nicht. 

) U. M.v. Staudinger-Engelmann IV ©. 408; dagegen Neumann, Handaus— 
gabe, Bd. 2 ©. 905; Knitihly a. a. O. ©. 100; Spahn a. a. D. ©. 73. 

® Art. 19 EG. 5. BGB. 9 Art. 203 EG. 5. BOB. 

8) Ueber Prozeſſe, die die Feititellung des Beſtehens oder Nichtbeitehens eines 
Eltern: oder Kindesverhältnifjes zum Gegenjtande haben, vol. 88 640—644 EBD. 

*) Mot. IV ©. 721ff., Denkſchr. ©. 2227f., Prot. II ©. 5958 fi. (Bd. 4 ©. 546 ff.); 
dv. Staudinger-Engelmann Bd. 4 ©. 408 ff.; Endemann Bd. 2 ; 198 ff.; Enneccerus: 
Lehmann BD. 2 8 128ff.; Matthiaß Bd. 2 88 104ff.; Coſack Bd. 2 $ 305 ff.; 
Fränkel, Familienrecht S. 122 ff.; Engelmann a. a. ©. ©. 681 ff.; v. Buchka (3. Aufl.) 
a.a.D. ©. 351 ff.; Opet a. a. O. ©. 171ff.; Knitſchky a. a. ©. ©. 133 ff.; Dern— 
burg Bd. 3 $ 47 ff.; Eccius Bd. 4 88 224 ff.; Windicheid Bd. 2 $ 515; Dernburg, 
Bandelten Bd. 3 $ 31; Stölzel, Das Recht der väterlihen Gewalt in Preußen 1874). 

) Die Kinder des filius familias parens ftanden zunächſt in der väterlichen 
Gewalt ihres väterlichen Großvaters, erſt wenn der Vater durch den Tod des Groß— 
vaterd homo sui iuris wurde, erlangte er jelbit die patria potestas über feine Kinder. 
Die väterlie Gewalt dauerte grundjäßlich jo lange, als der Bater lebte. 
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88 1626, dem Wegfalle dieſes Bedürfniſſes auch die väterliche Gewalt aufhöre. Der 
1627,1634. Vater hatte nicht blos das Recht, fondern auch die Pflicht der Fürforge 


Eiterliche 
Gewalt. 


Anhalt. 


für das Mind und nad außen die Stellung eine8 gejeglichen Vertreters. 
Daneben fam ihm die Nutzung und Verwaltung des Kindesvermögens zu. 

Unter dem Einflufje dieſer deutjchrechtlichen Grundjäße hat ſich dann 
die gemeinrechtliche Praxis entwidelt und dem Vater kraft feiner väterlichen 
Gewalt eine Art vormundichaftlihe Stellung eingeräumt, wobei e8 ihm ein 
jelbjtändiges Nutzungs- und Verwaltungsrecht an dem Vermögen des Kindes 
gewährte, das nicht jchon mit der Volljährigkeit des Kindes, jondern erjt 
duch die Abjonderung des Kindes von dem väterlichen Haushalt oder 
durch Berheiratung der Tochter endigte. 

Auf dem Boden der gemeinrechtlihen Praxis jteht im wejentlichen 
auch das Preußifche Allgemeine Landredt. 

Das BOB. iſt der deutjchrechtlichen Auffafjung gefolgt und hat an 
die Stelle der väterlichen Gewalt die elterliche Gewalt gejeßt. Sie it 
von dem natürlichen Schußbedürfnijje des Kindes aus als eine vormund- 
ſchaftliche Schuggemwalt gejtaltet, die dem Inhaber, Fraft feiner elter- 
lihen Gewalt, das Recht und die Pflicht verleiht, für die Perſon und das 
Vermögen des Kindes zu jorgen. Zugleich begründet die elterliche Gewalt 
für ihren Inhaber da8 Recht der Nubniefung am Vermögen des Kindes. 
Das BGB. kennt aljo feine väterliche Gewalt, jondern eine beiden Eltern 
gemeinjam zuftehende elterliche Gewalt. 

Inhaber der elterlichen Gewalt ift während der Ehe regelmäßig und 
allein der Vater, nad) deffen Wegfall die Mutter!) Die elterliche Ge— 
walt der Mutter iſt während der Ehe auf die Teilnahme an der Sorge 
für die Perſon des Kindes bejchränft.?) 

Während die elterliche Gewalt in natürliher Weiſe durch eheliche 
Geburt entjteht, endigt fie, abiweichend vom früheren Rechte, mit der Voll— 
jährigfeit des Kindes; fie eritredt fi) aljo nur auf minderjährige 
Kinder.) Bolljährige Kinder find vollfommen geichäftsfähig, aljo nicht 
mehr jchußbedürftig; minderjährige Kinder, die nicht unter elterlicher Ge— 
walt jtehen, erhalten einen Vormund.) 

II. Die elterliche Gewalt umfaßt inhaltlich: 

1. die Sorge für die Perjon des Kindes), 

2. die Sorge für dad Vermögen des flindes®), 

3. die Nußniefung an dem Vermögen des findes.’) 

Die Sorge für die Perjon und das Vermögen bed Kindes ijt nicht 
nur ein Recht, jondern gleichzeitig eine Pflicht, die dem Gewalthaber 
fraft der elterlichen Gewalt zujteht, während die Nubniefung am Kindes 
vermögen nur ein Recht des Gewalthaber8 begründet. Demgemäh kann 
zwar auf die Nugnießung ®), nicht aber auf die Sorge für die Perſon oder 
das Vermögen des Kindes verzichtet werden. 





ı) 88 1627, 1684, 1685, 1698 BGB. ) $ 1634 BOB. 


) $ 1626 BOB. “5 1773 BGB. 
) 88 1631—1637 BGB *) 88 16381648 BGB. 


?) 88 1649—1663 BSP. °) 8.1630 Abj. 1 BOB. 
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Die Sorge für die Perjon und das Vermögen umfaßt gleichzeitig die 
Vertretung ded Kindes; der Inhaber der elterlichen Gewalt (Water 
oder Mutter) iſt aljo gejegliher Vertreter des Kindes, er hat Dritten 
gegenüber in allen perjünlichen und vermögensrechtlichen Angelegenheiten 
des Kindes eine grundjäglicdh unbejchränfte!), gejeßliche Wertretungs- 
madht.?) Dieje Vertretungsmacht ijt nur, wie die des Vormundes, im 
Halle einer Kollifion der Intereſſen ausgejchlofjfen, jo daß dann zur 
Vertretung des Kindes ein Pfleger beitellt werden muß.?) Auch kann das 
Bormundichaftsgericht dem Gewalthaber für einzelne Angelegenheiten oder 
für einen bejtimmten Kreis von Angelegenheiten die Vertretung ent— 
ziehen.t) Auf jolhe Angelegenheiten des Kindes, für die ein Pfleger 
bejtellt ijt, erjtredt fich das elterliche Fürforgerecht nicht, deshalb hat der 
Gewalthaber dem Vormundſchaftsgericht unverzüglih Anzeige zu machen, 
jobald das Bedürfnis einer Pflegichaft eintritt.) Kraft Gejeßes iſt nun 
die Vertretungsmacht des Gewalthabers ausgeſchloſſen?): 

1. bei einem Rechtögejchäfte jowie einem Nechtftreite zwifchen dem 
Kinde einerjeit3 und dem Ehegatten oder einem Verwandten des Gemalt- 
haber8 in gerader Linie andererfeits, e8 jei denn, daß das Nechtsgejchäft 
ausichlieglic in der Erfüllung einer Verbindlichkeit bejteht; 

2. bei einem Nechtögejchäfte, daS die Uebertragung oder Belajtung 
einer durch Pfandrecht, Hypothek oder Bürgſchaft geficherten Forderung 
des Mündels gegen den Gewalthaber oder die Aufhebung oder Minderung 
diejer Sicherheit zum Gegenjtande hat oder die Verpflichtung des Kindes 
zu einer ſolchen Uebertragung, Belaftung, Aufhebung oder Minderung be- 
gründet jowie bei einem Nechtöjtreit über eine Angelegenheit diejer Art; 

3. der Gewalthaber kann auch nad) allgemeinen Grundjäßen nicht im 
Namen des Kindes mit ſich im eigenen Namen oder ald Vertreter eines 
Dritten ein Rechtsgefchäft vornehmen, ausgenommen wenn das Rechts— 
geihäft ausichlieglic in der Erfüllung einer Verbindlichkeit beiteht. Eben- 
jowenig fann der Gemwalthaber das Kind in einem Rechtsſtreite vertreten, 
den ed gegen den Gewalthaber oder gegen diefen als Vertreter eines 
Dritten führt.?) 

Bei einer Meinungsverjchiedenheit zwijchen dem Gewalthaber und dem 


ı) Ausnahmen finden ftatt bei gewiſſen Nechtögeichäften höchſt perfönlicher 
Natur, die eine Vertretung nicht zulafien, z. B. die Anfechtung der Ehe ($ 1336 
Abſ. 1), die Beltätigung einer wegen Jrrtums, Täufhung oder Drohung anfedt- 
baren Ehe ($ 1337 Ubi. 3), die Errichtung eine® Tejtaments ($ 2064); in anderen 
Fällen ijt der Gewalthaber an die Genehmigung des VWormundjchaftsgerichts gebunden, 
jiehe unten ©. 863 fi. 

’, Eine Willenserklärung, die der Gewalthaber innerhalb der ihm zuftehenden 
Vertretungsmacht im Namen des Kindes abgiebt, wirft aljo unmittelbar für und 
gegen das Kind, gleihgültig, ob die Erklärung ausdrüdlich im Namen des Kindes 
el t oder ob die Umjtände ergeben, daß fie in dejjen Namen erfolgen joll. $ 164 
BOR. Er kann im eigenen Namen oder im Namen des Kindes Rechtsgeſchäfte ab- 
ſchließen oder Prozeſſe führen. 

) 8 1630 Abi. 2 Satz 1, 8$ 1795, 1909 BGB. 

9 $ 1630 Ubi. 2 Sap 2, 8 1796 BOB. 88 35, 43 RFrG. 

9) 8$ 1628, 1909 BGB. 88 37, 57 No. 3 RFrG. 

) $ 1795 BOB. ’) $ 181 BGB. 


88 1628, 
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Pfleger über die Vornahme einer jowohl die Perjon ald das Vermögen 
des Kindes betreffenden Handlung enticheidet das Bormundfchaftsgericht.!) 

III. Bei der Ausübung der elterlichen Gewalt haftet der Gewalt— 
haber nur für diejenige Sorgfalt, welche er in eigenen Angelegenheiten 
anzumenden pflegt.) Die Rechtsfähigkeit, Gejchäfts-), Delikts-4), Tejta- 
ment3-5) und Prozehfähigfeit®) des Hausfindes erleidet durch die elterliche 
Gewalt al3 folhe nad) BGB. feine Beſchränkung, in diefen Beziehungen 
it das Hauskind den allgemeinen Vorjchriften unterjtellt, welche für ge- 
waltfreie Minderjährige gelten. 

IV. Die Sorge für die Perjon des Kindes, als Ausfluß der elter- 
lihen Gewalt, umfaßt da8 Recht und die Pflicht, das Kind zu erziehen, 
zu beauffichtigen und feinen Aufenthalt zu bejtimmen.”?) 

1. Da8 Erziehungsrecht verpflichtet und berechtigt dazu, für die 
förperliche und jittliche Ausbildung des Kindes in einer feinen Fähigkeiten 
und Anlagen jowie feinen jonjtigen Verhältniffen entiprechenden Weije zu 
forgen und e8 zu einem bejtimmten LYebensberufe fähig zu machen.) Hier— 
bei ift der Vater befugt, angemefjene Zuchtmittel gegen das find an— 
zuwenden, um die von ihm getroffenen Maßnahmen zu erzivingen. Auch 
hat ihn das Vormundichaftsgeriht in der Ausübung feines Erziehungs- 
recht8 durch Anwendung geeigneter Yuchtmittel zu unterjtügen ?); insbe— 
jondere fann das ind mit Hülfe des Vormundſchaftsgerichts in einer 
geeigneten Familie oder in einer Erziehungs- oder Bejjerungsanitalt unter- 
gebracht werden.!%) Gegen einen Mißbrauch der Erziehungsgemwalt, ins- 
bejondere auch des Züchtigungsrechts, hat das VBormundjchaftsgeriht Schub 
zu gewähren.!!) Die Frage, in welder Religion ein Kind zu erziehen 
ift, richtet fi nad) Landesrecht.!) In Preußen bildet die religiöfe Unter- 
weilung einen Beitandteil der Schulbildung. Hierüber hat aljo derjenige 
zu bejtimmen, dem die Erziehung des indes obliegt. 

Bei Kindern aus gemiſchten Ehen!?) enticheidet zunächſt der ge= 
meinjame Wille der Eltern über den NReligiongunterricht; folange beide 
einig find, hat fein Dritter (Geiftlicher, Vormundſchaftsrichter) das Recht, 
ihrer Beſtimmung zu widerjprehen.!4) In Ermangelung einer Einigung 


1) 8 1629 BGB. Beſchwerderecht $ 59 RFrG. 
GB. ) 88 106—113, 131 BGB. 


5, 8 2229 BOB. 
°, 8 52 Abi. 1 BGB. 
) 8 1631 Abſ. 1 BOB. 

°) Mot. IV ©. 750. Bol. 88 74, 75, 108 IT 2 ALR. 

) 8 1631 Abi. 2 BGB., 88 86—89 II 2 ALH. 

10) Segen die Enticheidung des Vormundſchaftsgerichts hat das Kind, jofern es 
nicht geichäftsunfähig ift oder das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ein jelb- 
jtändiges Beichwerdereht. $ 59 RFrG. 

1) 88 1666, 1680 BGB., 8$ 90—91 IT 2 ALR. 

12) rt. 134 EG. z. BOB. 

m) Bol. Hübler, Die religiöje Erziehung der Kinder aus gemijchten Ehen (1888) ; 
Hinrichs im Archiv f. d. civil. Praxis, Bd. 75 ©. 100; Tophoff in Gruchots Bei- 
trägen, Bd. 35 ©. 377; Broeje ebendajelbit, Bd. 37 ©. 853; Kahl, Konfeſſion der 
Kinder aus gemijchten Ehen (1895). 

“) 8 78 II 2 ALR., Art. 89, 1 AG. 3. BGB. 
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find die Kinder ohne Unterjchied des GejchlechtS jedesmal in der Reli— 
gion des Vaters zu unterrichten und Fein Ehegatte darf den anderen 
zu Abweichungen von dieſer gejeglichen Vorſchrift durch Verträge ver- 
pflichten !); ein folder Vertrag wäre nichtig.) Die Religion des Waters 
ift auch nach feinem Tode maßgebend, ohne Rückſicht auf eine in der lekten 
Krankheit erſt erfolgte Neligionsveränderung.d) Hat er jedoch das Kind 
wenigitend das ganze lebte Jahr vor jeinem Tode in dem Glaubens- 
befenntnifje des anderen Ehegatten unterrichten lafien, jo ift diefer Unter: 
riht auch nad jeinem Tode bid zum vollendeten 14. Jahre des Kindes 
beizubehalten.*) 

Nach zurüdgelegtem 14. Lebensjahre können die Kinder jelbjt wählen, 
zu welcher Religion fie fich befennen wollen.®) 

In dem Erziehungsredhte liegt auch das Necht, über die Berufswahl 
des Kindes zu enticheiden®); gegen einen Mißbrauch dieſes Rechtes hat 
dad Vormundihaftsgericht die erforderlichen Mafregeln zu treffen.”) 

2. Die Sorge für die Perjon des Kindes ergreift aucd das Necht 
und die Pfliht der Aufjicht über das Kind. Aus der Pflicht zur Auf- 
ficht folgt, daß der Gewalthaber (Vater, Mutter) zum Erſatze des Schadens 
verpflichtet ijt, den das Sind einem Dritten widerrechtlich zufügt. Won 
diejer Erjaßpflicht können fich die Eltern nur durch den Nachweis befreien, 
daß fie ihrer Aufjichtspflicht genügt haben oder daß der Schaden auch bei 
gehöriger Aufficht entitanden fein mwürbe.®) 

3. Ein Ausflug der Sorge für die Perion des Kindes ijt ferner das 
Recht der Beitimmung über den Aufenthalt des Kindes.) Hieraus er- 
giebt fich das Hecht des Water oder der Mutter, da ungehorfame Kind 
geeignetenfall3 im Wege des Zwanges zurüdführen zu laſſen. Demgemäß 
gewährt das BGB. im Anſchluß an das gemeine Recht 10) und die preußiiche 
Praris!!) dem Vater einen Anjprud, die Herausgabe des Kindes von 
jedem zu verlangen, der e8 ihm widerrechtlich vorenthält.!?) Diefer 
Anſpruch jteht auch der Mutter zu, joweit ihr das Necht der Sorge für 
die Perjon des Kindes übertragen ijt.13) 

Der Anſpruch richtet ſich nicht nur gegen jeden Nichtinhaber der 
elterlichen Gewalt, ſondern auch gegen denjenigen Elternteil, welchem die 
Sorge für die Perjon nicht obliegt. Dem Beklagten jteht gegenüber dem 
Anjpruche des Klägers die Einrede offen, daß er zur Vorenthaltung des 


ı) Deklaration vom 21. November 1803. ?) $ 134 BGB. 

», 8 81 II 2 ALM. 

*, 8 82 IT 2 ALR. Jahrbuch KG. Bd. 9 ©. 44, 48; Bd. 10 ©. 79. 

®) 8 85 IT 2 ALH. 

°) Bol. auch SS 108—111 I I2 ALR. Beſchwerderecht: Art. 59 RFrG. 

y g 1666 BGB. Ein weiteres Eingreifen des Vormundſchaftsgerichts in dieſes 
Elternrecht, wie es das ALR. (II 2 88 112—117) vorjchrieb, hat da8 BGB. abgelehnt. 

°) 8 832 BGB. Vgl. 88 139—146, 167, 203 II 2 ALR. ©. oben ©. 340 ff. 

) Wegen des Wohnfiges vgl. $ 11 BGB. 

m) NS. Bd. 10 No. 32 ©. 113, Bd. 18 No. 39 ©. 186 (interdietum de liberis 
exhibendis). ı) Dernburg Bd. 3 8 50 ©. 167 Anm. 6. 1 & 1632 BGB. 

#), Der Anſpruch folgt niht aus dem Rechte zur gejeplichen Vertretung des 
Kindes, jondern jteht demjenigen von den Eltern zu, weldem die Sorge für die 
Perſon des Kindes zukommt, auch wenn ihm die gejepliche Vertretung entzogen ift. 


88 1632, 
1666. 


Aufſicht. 


Aufenthalt. 


dr 1633 


BVerheiratung 


ber Tochter. 


Antells⸗ 
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Kindes berechtigt jei, 3. B. dur Beichluß des Vormundſchaftsgerichts.!) 
635. Dagegen it die Einrede, daß der Kläger dem Beflagten das flind ver— 
tragsmäßig überlafjen habe, unzuläffig, denn ein Verzicht auf die Aus— 
übung des Rechtes für die Perſon des Kindes ijt unwirkſam.?) 

V. Die elterliche Gewalt erjtredt ji) auf alle minderjährigen Kinder; 
die Verheiratung der Tochter hebt aljo, abweichend vom ALR.?), die 
elterlihe Gewalt nicht auf. Die verheiratete minderjährige Tochter bleibt 
daher nah) BOB. in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt. Indeſſen erleidet 
die elterliche Gewalt doch injofern eine Einſchränkung, als fic) die Sorge 
für die Perjon der verheirateten minderjährigen Tochter auf die Ver— 
tretung in den ihre Perſon betreffenden Angelegenheiten bejchräntt, 
während die thatſächliche Sorge für ihre Perfon auf ihren Ehemann 
übergeht.) Die dem Gewalthaber zufitehende Sorge für daS Vermögen 
der Tochter bleibt alfo troß ihrer Verheiratung beitehen. 

VI. Während des Beitehend der Ehe hat au die Mutter das 
Recht und die Pflicht, für die Perjon des Kindes zu jorgen. Diejer An 
teil an der elterlichen Gewalt jteht ihr neben dem Vater zu und gewährt 
ihr die Befugnis, alle mit der Sorge für die Perjon des Kindes ver- 
bundenen Rechte kraft eigenen Rechtes geltend zu machen.) 

Dieſes mütterlihe Fürjorgerecht erleidet nur Die doppelte Beſchrän— 
fung, daß bei Meinungsverjchiedenheiten zwiſchen den Eltern jtet3 Die 
Meinung de8 Vaters vorgeht, und daß die gejeplihe Vertretung 
des Kindes ausichließlich dem Vater zujteht, jofern Ddiefer nicht an der 
Ausübung der elterlihen Gewalt thatjächlich verhindert ift oder jeine elter= 
lihe Gewalt rubt.*) 

VI. Die Scheidung der Ehe?) beeinflußt nur die Sorge für die 
Perfon des Kindes. Im Anſchluß an das AULR.S) beftimmt das BGB), 
daß, wenn ein Ehegatte allein für ſchuldig erklärt ift, die thatjächliche 
Sorge für die Perſon des Kindes dem andern Ehegatten zufteht. Sind 
Dagegen beide Ehegatten für fchuldig erklärt, jo findet, wie nach ALR., 
eine Verteilung der Kinder nad) dem Geſchlechte jtatt. Bis zum vollende- 
ten ſechſten Lebensjahre werden alle Kinder der Mutter zugewieſen, von 
da ab fteht die Sorge für die Perjon der Söhne dem Vater, der Töchter 
der Mutter zu.) Das Vormundjhaftsgeriht!!) kann indeffen aus 


) Bgl. $ 1635 Abſ. 1 — s$ 1637, 1666 Abſ. 1 BGB. 

) Bol. Opet a. a. D. ©. 2 ” 8 228 II 2 ACH. 

) 8$ 1633, 1354 BOB. Dit der Heirat endigt auch die —— — 

j 88 1631, 1632 BOB. °) 8 1634, $ 1685 Abi. 1 

) Wegen aller Scheidungsgründe bis auf die Geiftesfrantheit. 

8 92f[. II 2 AUCH. ”) 8 1635 Abf. 1 BEP. 

10) Das ALR. überwies alle Kinder ohne Unterjchied des Geſchlechts bis zum 
zurüdgelegten 4. ——— der Mutter, $ 94 II 2 ULR. 

’) 35, 43, 19 ff, 59 RFrG. Damit ift eine Streitfrage — Darm 
Nechtes —— Dal hierüber NG. in Gruchots Beiträgen Bo. 2 ©. 4665 ff.; 
Jahrbuh KG. Bd. 3 No. 32 ©. 65, No. 38 ©. 74, Bd. 12 & "66: Gntich. 
RG. Bd. 23 No. 1 ©. 387; Dernburg Bd. 3 8 51 ©. 169 Anm. 6. — Das 
BGB. überweiit den Streit über die Erziehung der Kinder nicht dem Prozehgerichte, 
jondern dem Bormundfchaftsrichter. Der Gehihtspuntt des Interejie der Kinder 
bat bei diefer Regelung den Ausſchlag gegeben. 
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befonderen Gründen im Interefje der Kinder eine abweichende Anordnung 
treffen; dagegen iſt e8 nicht befugt, wie das preufiiche Recht geitattete'), 
die Sorge für die Perjon der Kinder beiden Eltern zu entziehen und 
einem Dritten zu übertragen.?) Die Anordnung fann wieder aufgehoben 
werden, jobald fie nicht mehr erforderlich ijt.) 

Das Prozeßgeriht kann auf Antrag eined Ehegatten für die Dauer 
der Scheidungsprozeſſes in Anjehung der Sorge für die Perjon der ges 
meinjchaftlichen minderjährigen Kinder abweichende Anordnungen treffen.*) 

Das Recht des Vaterd zur Vertretung des Kindes bleibt von der 
Scheidung unberührt, ebenjo die elterlihe Nußnießung und Vermögens— 
verwaltung. Unter Umjtänden fann alfo die Sorge für die Perjon des 
Kindes einem andern Ehegatten zuftehen, als demjenigen, welchem das 
Recht der Vertretung zufteht.®) 

Dieje Beitimmungen über die Sorge für die Perjon der Kinder 
gelten aber nur, jolange die gejchiedenen Ehegatten leben; mit dem Tode 
eines der Ehegatten geht die Sorge für die Perjon der Kinder auf den 
überlebenden über. 

In jedem Falle behält auch derjenige Ehegatte, dem die Sorge für 
die Perjon des Kindes nicht zufteht, wie jhon nah ALR.*), die Bes 
fugnis, mit dem Kinde perjönlich zu verkehren. Das Vormundſchafts— 
gericht kann den Verkehr in Anfehung von Zeit, Ort und Art näher regeln, 
darf ihn aber niemals gänzlich ausſchließen oder verbieten.”) 

Abweichende Vereinbarungen der gejchiedenen Eltern in Anjehung der 
Sorge für die Perjon der gemeinjchaftlihen Kinder find nichtig, da auf 
dad Recht und die Pilicht der Sorge für die Perjon des Kindes nicht 
verzichtet werden fann. Dagegen iſt nicht ausgeichloffen, daß ein Ehegatte 
die Ausübung dieſer Sorge ebenjo wie einem Dritten auch dem andern 
Ehegatten überlajjen fann.‘) 

Was von dem Einfluffe der Scheidung auf die Sorge für die Per— 
jon der gemeinjchaftlihen Kinder gilt, findet auch Anwendung auf die 
Aufhebung der ehelihen Gemeinjdhaft.?) 

Für die Scheidung wegen Geijtesfranfheit jind bejondere Be— 
timmungen im Geſetze nicht getroffen. Iſt die Scheidung wegen Geiſtes— 
frankheit ded Vaters erfolgt, jo ruht jeine elterliche Gewalt, und ihre 
Ausübung wird der Mutter auf ihren Antrag dom Vormundjchaftsgericht 
übertragen. Damit jteht ihr dann die Sorge für die Perſon der gemein- 
ſchaftlichen Kinder zu.1%) Bei Scheidung wegen Geiitestrankheit der Mutter 

1) 8 98 ff. IT 2 AT. 

i ) Soweit nicht etwa die allgemeinen Grundſätze des $ 1666 Abſ. 1 BGB. 
vorliegen, 

* Vor der Entſcheidung ſoll das Vormundſchaftsgericht, ſoweit thunlich, den 
Elternteil, dem die Sorge für die Perſon des Kindes * werden ſoll, hören, 
degeichen u. oder Verſchwägerte des Kindes, $ 1673 BOB. 


7 CPO.., vgl. auch $ 630 CPO. °) Bol. BRE. ©. 146. 
e 88 on, 102 II 5 ALR. Jahrbuch KG. Bd. 2 ©. 64, Br. 7 ©. 9. 
)8 1636 BGB. 9) Vgl. Entid. NG. Bd. 37 No. 50 ©. 180. 
Ir, $ 1586 BOB. 


1685 Abi. 2 BGB. Stellt die Mutter feinen Antrag, jo wird ein Vor: 
mund beitellt, und dann fommt $ 1698 BGB. in Betradt. 


$ 1636. 
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verbleibt && bei dem Nechte des Vaters bezüglid) der Sorge für die Per— 
jon der finder. 

Sit eine Ehe infolge Wiederverheiratung nad) erfolgter Todeserflärung 
aufgelöft, jo gelten in Anjehung der Sorge für die Perjon der Kinder 
diejelben Vorjchriften, welche für den Fall der Scheidung gegeben find, 
wenn beide Ehegatten für jchuldig erklärt jind.!) 


g 211. 


b) Sorge für das Dermögen des Kindes.?) 


I. Die elterlihe Gewalt umfaßt ferner die VBermögendvermwaltung, 
d. 5. das Necht und die Pflicht, für da8 Vermögen des Kindes zu jorgen.?) 
Das BGB. unterjcheidet, wie das ALR., freie8 und nichtfreies Ver— 
mögen des Kindes, je nachdem die Nutznießung des Vaters ausgejchlofjen 
it oder nicht. Das freie Vermögen des Kindes bildet die Ausnahme, 
da3 nichtfreie die Regel.) Der Vermögensverwaltung des Vaters unter- 
liegt nad) BOB. ſowohl das freie als das nichtfreie Vermögen des Kindes.5) 

Auch nah ALR. ftand dem Vater in Anjehung des nichtfreien 
Vermögens des Kindes das Verwaltungsrecht zu, daß ihn zur freien Ver— 
fügung über das Sapitalvermögen berechtigte. Insbeſondere Fonnte er 
Kapitalien der Kinder einziehen, anderweitig belegen, auch ſich jelbjt zum 
Schuldner bejtellen, jofern nicht ein jolches Kapital den Kindern zur Sicher— 
heit bejonders verfchrieben war.®) Nur zu allen Veränderungen der Sub- 
jtanz, die ein Nießbraucher nicht ohne den Eigentümer vornehmen konnte, 
insbejondere zur Veräußerung, Berpfändung oder Belaftung von Grund— 
jtüden oder Gerecdhtigfeiten bedurfte der Water während der Minderjährig- 
feit des Hauskindes der Einwilligung des Vormundſchaftsgerichts, nad) 
erreichter Volljährigkeit der Zuftimmung des volljährigen Kindes.?) 

Die Rechte des Vaters am nichtfreien Vermögen des Kindes waren 
bedingt durch die Pflicht zum jtandesmäßigen Unterhalt und zur Erziehung 
des Kindes; folange er diejer Pflicht nachkam, konnte er die Einkünfte des 
Vermögens nad jeinem Belieben verwenden und jeine eigenen Gläubiger 
fonnten ihre Befriedigung daraus juchen.®) 


) 81637 BOB. Wegen der llebergangsbejtimmungen vgl. Art. 206 EG. 3. BGB. 

?) Litteratur bei $ 210. ) $ 1638 BOB. 

9 88 147—157 II 2 ULR. $$ 1649, 1650 BOB. 

5) Das BOB. hat nad) dem Vorgange des ALR. da römifche Pelulienrecht 
nicht übernommen (vgl. Sparez, Schlußvorträge S. 136). Auch hat es mit der Ans 
erfennung der vollen Vermögensfähigfeit des Hauskindes mit dem römijchen 
Prinzipe der Berjoneneinheit zwijchen Hausvater und Hauskind, wonach zwiichen 
beiden weder durch Rechtsgejchäfte, noch durch andere juriftiiche Thatjachen eigentliche 
Rechtsverhältniſſe begründet werden konnten, gebrochen. Auch die fog. adjektiziichen 
Klagen hat da8 BGB. bejeitigt. 

°) 88 168, 169 II 2 ALR., Entih. ObTrib. Bd. 14 ©. 62; Zahrbuh KG. 
Bd. 2 No, 74, Bd. 3 No. 80, Bd. 5 No. 31. 

) 8$ 170—175 II 2 ALH., NG. in Gruchots Beiträgen, Bd. 29 ©. 927. 

8) SS 204, 205 II 2 ALR. Leber die Pflicht des Waters zur Gicherheitd- 
leiftung vgl. 88 179—200 II 2 ACH. 
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In Anjfehung des freien Vermögens hatten die Kinder nad) ALR. 
eben die Rechte, die einem nicht unter väterlicher Gewalt jtehenden Menjchen 
über jein Eigentum zufamen. War das Hauskind wegen Minderjährigfeit oder 
aus anderen Gründen zu eigener Verwaltung nicht fähig, jo gebührte dem 
Vater die dormundichaftlihe Verwaltung!); großjährige Hauskinder 
fonnten über ihr freies Vermögen frei verfügen und ſich jelbjtändig ver— 
pflichten, doc mußten ihre Gläubiger während der Dauer der väterlichen 
Gewalt für ihre Forderungen ſich dingliche Sicherheit im freien Vermögen 
des verpflichteten Kindes verjchaffen.?) 

I. Die Vermögensverwaltung begreift inhaltlih die Erhaltung und 
Vermehrung des Kindesvermögens; fie jteht nad) BGB. grundfäglic nur 
dem Vater zu, jo daß nicht etwa bei Lebzeiten beider Eltern die Mutter 
neben dem Bater zur Sorge für dad Vermögen mitberufen ift. 

Der Bater hat bei der Vermögensverwaltung im allgemeinen die 
Stellung eine8 Vormundes, doch ift er freier gejtellt als diefer. Seine 
Verwaltung erjtredt fi) auf das gejamte Vermögen des Kindes, mit ge— 
wiljen Ausnahmen. 

1. Jeder Erblaſſer oder jeder Dritte, der einem Kinde unter Leben— 
den unentgeltlich Vermögen zumendet, kann durch legtwillige Verfügung 
oder bei der Zuwendung die väterliche Vermögensverwaltung ausjchließen ?) 
oder bejtimmte Anordnungen über die Art der Verwaltung treffen. Be— 
folgt der Vater dieſe Anordnungen nicht, jo hat das VBormundichaftsgericht 
die zu ihrer Durchführung erforderlihen Mafregeln zu treffen.t) Von 
dem Erwerbe hat der Vater zum Zwede der Einleitung einer Pflegichaft 
dem Bormundichaftsgericht unverzüglich Anzeige zu erjtatten.>) 

2. Die Vermögensverwaltung des Vaters erjtredt fich ferner nicht 
auf das, was das Sind auf Grund eines zu einem jolchen Vermögen ge= 
hörenden Rechtes oder als Erjab für die Zerjtörung, Beichädigung oder 
Entziehung eines zu dem Vermögen gehörenden Gegenjtandes oder durd) 
ein Nechtögejchäft erwirbt, das fi auf da8 Vermögen bezieht (Surro— 
gationsprinzip).e) 

Soweit der Vater von der Vermögensverwaltung ausgejchlofjen iſt, 
fann er auch die Nußnießung nicht ausüben; er fann jedoch die Her— 
ausgabe der Nutzungen injoweit beanjpruchen, al3 jie nicht zur ordnungs= 
mäßigen Bermögensverwaltung und zur Bejtreitung der Laſten der Nutz— 
niegung zu verwenden jind.’) 

III. Der Vater ald Inhaber der elterlichen Gewalt kann von den 
ſeiner Verwaltung unterliegenden Sachen des Kindes Beſitz ergreifen; hat 


) 88 158, 159 IT 2 ALR., Jahrbuch KG. Bd.6 S. 61, Bd.12 ©.133. Es 
war jtreitig, ob die vormundichaftliche Verwaltung des Vater! nicht durch die preuf. 
Vormundihaftsordnung befeitigt war (jo Dernburg Bd. 3 $ 54 Anm. 23; Eccius 
Bd. 4 $ 223 Anm. 8); die Prarid verneinte es. 

?) $ 166 IT 2 ACH 

») 8 1638 Abf. 1 BOB. 

*) 8 1639 Abſ. 1 BGB. Mbweichende Anordnungen find im Intereſſe des 
Mündels zuläſſig. $ 1803 Abi. 2, $ 1639 Abi. 2 3CR. 

®) 8 19009 BGB. 8 49 RFrG. * 8 1638 Abi. 2 BGB. 

?) 8 1656 Abf. 1 BGB. Vgl. jedoch $ 1651 Abi. °1 No. 2 BGB. 


1688, 
‚1656. 


-_ 
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verwaltung. 


88 1640, 
1641,1642. 
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er ihn erlangt, jo iſt er unmittelbarer Bejiter, während für das 
Kind nur mittelbarer Beſitz, nicht Mitbeſitz, begründet wird.!) 

Eine allgemeine Inventariſationspflicht des Vaters befteht nicht; er 
ift aber, abweichend vom bisherigen preußiichen Rechte, verpflichtet, das 
bei dem Tode der Mutter vorhandene ſowie da8 dem Kinde ſpäter 
zufallende Vermögen des indes, jomweit e3 feiner Verwaltung unterliegt, 
zu verzeichnen und das mit der Verficherung der Nichtigkeit und Voll: 
jtändigfeit verjehene Verzeichnis dem Vormundſchaftsgericht einzureichen.?) 
Kommt der Vater diefer Verpflichtung nicht nad), jo kann ihm das Vor— 
mundichaftögericht die Bermögensverwaltung entziehen.) Bei Haushaltungs- 
gegenftänden genügt die Angabe des Gejamtwerts.t) Iſt überhaupt fein 
Vermögen vorhanden, jo genügt der Vater jeiner Pflicht durch eine ein- 
fache, dahin gehende Anzeige. 

Durch diejes Verzeichnis joll die Rechtslage der Vermögensverhält- 
niffe nach dem Tode der Mutter Eargeitellt und der Anjprucd des Kindes 
auf Herausgabe ſeines Vermögens fichergeftellt werden. 

Das Vormundichaftsgeridht kann, wenn ſich das Verzeichnis als un— 
genügend herausftellt, Aufnahme durch eine zuitändige Behörde) oder 
durd) einen zujtändigen Beamten oder Notar anordnen, ausgenommen, 
wenn die Mutter eine ſolche Aufnahme durch letztwillige Verfügung aus— 
geſchloſſen hat.*) 

Entiprechend der vormundichaftlihen Natur der elterlichen Gewalt 
darf der Vater ebenjowenig wie der Vormund ) in Vertretung des Kindes 
Schenfungen maden, mit Ausnahme jolcher, durch die einer fittlichen 
Piliht oder einer auf den Anjtand zu nehmenden Rüdficht entſprochen 
wird.®) 

Bares Geld des Kindes hat der Bater, joweit e8 nicht zur Be— 
ftreitung von Ausgaben bereit zu halten ift, wie Mündelgeld verzins- 
lich anzulegen.) Doc fann da8 Vormundſchaftsgericht aus befonderen 
Gründen dem Vater auch eine andere Anlegung gejtatten.!) Diefe Vor— 
Ichrift dient zur Sicherung des Kindes, zumal der Water weder al3 Ber- 
mögensverwalter noch als Nußnießer des Kindesvermögens zu einer Sicher: 
heit3leitung verpflichtet ift. 

IV. Bei gewifjen Recht3gejchäften, die der Water mit Bezug auf das 
1 —— —— unterliegende Vermögen des Kindes vor— 


$ 868 BGB. A. M. Förtſch in Gruchots Beiträgen, Bd. 43 ©. 545. 
?) 8 1640 Abi. 1 — Dieſe Vorſchrift beruht auf einem Beſchluſſe der 
Reichstagslommiſſion BRKÆ. S. 147, 148, 
81670 BGB. 
1640 Abſ. 1 Satz 2 BGB. 
5) Art. 31, 108, 128 Brars 
) 8 1640 Abi. 2 BGB. Die Koften der Aufnahme jind aus dem Sindes- 
vermögen er bejtreiten. 
$ 1804 BGB. 
9 8 1641 BGB. Ueber den Begriff der Schenkung ſ. o. ©. 216 
*) 88 1642 Abſ. 1, 1807, 1808 BGB. Art. 73—75 AG. z. 
weichung vom preußiichen Rechte! 
10, 8 1642 Nbf. 2 BGB. 
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nimmt, erleidet die Vertretungsmacht des Vaters infofern eine Beſchrän— 
fung, als zu den jonjtigen allgemeinen Erfordernifjen der Wirfjamfeit des 
betreffenden Rechtsgeſchäfts noch die Genehmigung des Vormund- 
ſchaftsgerichts hinzutreten muß. 

A. Dieſer Genehmigung bedarf nämlich der Vater!): 

1. zur Verfügung?) über ein Grundjtüd oder über ein Recht an 
einem Grundjtüde (Vorkaufsrecht, Neallajt, Grunddienjtbarkeit)); 

2. zur Verfügung?) über eine Forderung, die auf Uebertragung 
des Eigentum an einem Grundſtück oder auf Begründung oder Ueber— 
tragung eine8 Rechtes an einem Grundſtück oder auf Befreiung eines 
Grundſtücks von einem ſolchen Rechte gerichtet ift; 

3. zur Eingehung der obligatoriihen Berpflichtung zu einer der vor— 
bezeichneten Verfügungen. 

Zu den Rechten an einem Grundſtück im Sinne diefer Vorjchriften 
gehören nicht Hypotheken, Grundſchulden und Rentenjchulden; über dieje 
darf der Vater aljo jelbftändig verfügen, er fann fie aljo fündigen, ein= 
ziehen, löſchen lafjen, auf Dritte übertragen; nicht aber fann er ein Grund- 
ftüd mit Hypotheken belajten; ferner*®) 

4. zu einem Nechtögejchäfte, durch das das Find zu einer Verfüs 
gung?) über fein Vermögen im ganzen oder über eine ihm angefallene 
Erbichaft oder über jeinen Fünftigen gejeglichen Erbteil oder feinen künf— 
tigen Plichtteil obligatoriic verpflichtet wird, jowie zu einer Verfügung 
über den Anteil des Kindes an einer Erbichaft; 

5. zu einem PVertrage, der auf den entgeltlichen Erwerb oder die 
Veräußerung eines Erwerbsgeſchäfts gerichtet ift, jomwie zu einem Gejell- 
ihaft3vertrage, der zum Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts eingegangen wird; 

6. zu einem Miet- oder Pachtvertrag oder einem anderen Vertrage, 
durch den das Kind zu wiederkehrenden Leiftungen verpflichtet wird, wenn 
da8 PVertragsverhältnis länger als ein Jahr nah der Wollendung des 
21. Lebensjahrs des Kindes fortdauern foll; 

7. zur Aufnahme von Geld auf den Kredit des Kindes, 3. B. eines 
Darlehng; 

8. zur Ausjtellung einer Schuldverfchreibung auf den Inhaber oder 
zur Eingehung einer Verbindlichkeit aus einem Wechjel oder einem anderen 
Papiere, das durch Indoſſament übertragen werden kann; 

9. zur Uebernahme einer fremden Verbindlichkeit, inSbejondere zur 
Eingehung einer Bürgichaft; 

10. zur Erteilung einer Profura; 
endlich 5) 


8 1643 Abi. 1, $ 1821 Abi. 1 No. 1-3 BGB. Es iſt gleihgültig, ob 
die Bermögendge egenftände, auf welche ſich die Rechtsgeſchäfte beziehen, zum freien 
oder nichtfreien de mögen gehören. 

Sei ) D. 5. zur Uebertragung, Belaftung, Aenderung oder Aufhebung von 
ten. 

) ®gl. $ 171 IT 2 AL. 

*) 8 1643 Abi. 1, $ 1822 No. 1, 3, 5, 8-11 BGB. 

) 8 1643 Abi. 2 BGB. 


8 1648. 


58 1643, 


1674. 
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11. zur Ausſchlagung einer Erbichaft oder eines Vermächtnijjes ſowie 
zum Verzicht auf einen Pflichtteil.t) 

Wenn jedod der Anfall an das Kind erjt infolge einer Ausſchlagung 
des Vaters eintritt, jo iſt die vormundjchaftlihe Genehmigung nur er- 
forderlich, wenn der Vater neben dem Kinde als Miterbe berufen war. 

Das Vormundichaftsgericht kann die Genehmigung zu einem Necht3- 
geichäfte mur für jeden einzelnen Fall und nur dem Vater gegenüber er= 
teilen?); es hat hierbei unter verantwortliher Würdigung aller Umstände 
nad) freiem Ermejjen zu entjcheiden.) Nur zu Sreditgeichäften, zur Aus— 
jtellung einer Schuldverjchreibung auf den Inhaber oder zur Eingehung 
wechjelmäßiger VBerbindlichkeiten jowie zur Uebernahme einer Bürgjchaft 
oder jonjtigen fremden Verbindlichkeit kann das Vormundſchaftsgericht eine 
allgemeine Ermädtigung erteilen, wenn jie zum Zwecke der Ver— 
mögensverwaltung, insbejondere zum Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts er— 
forderlich ijt.*) 

B. Bezüglih der Wirkſamkeit eines ohne die erforderliche Ge— 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts geſchloſſenen Rechtsgeſchäfts iſt 
zwiſchen Verträgen und einſeitigen Rechtsgeſchäften zu unterſcheiden. 

1. Die Wirkſamkeit des Vertrags hängt von der nachträglichen 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ab. Dem Vertragsgegner gegen— 
über wird die Genehmigung ſowie deren Verweigerung erſt wirkſam, wenn 
ſie ihm durch den Vater mitgeteilt werden. Bis dahin tritt alſo ein 
Schwebezujtand ein, den der Vertragsgegner dadurch Löjen kann, daß er 
den Bater zu einer Erklärung darüber auffordert, ob die Genehmigung 
erteilt jei. Erfolgt diefe Mitteilung nicht bi8 zum Wblaufe von zwei 
Wochen nad) dem Empfange der Aufforderung, jo gilt die Genehmigung 
al8 verweigert. Mit der Volljährigkeit des Kindes tritt jeine Genehmigung 
an die Stelle der des Vormundjchaftsgericht3.>) 

Hat der Vater dem PVertragdgegner die Genehmigung des Vormund— 
ſchaftsgerichts vorgejpiegelt, jo ijt diefer bi zur Mitteilung der nachträg— 
lihen Genehmigung zum Widerrufe berechtigt‘), jofern der Water nicht 
nachweilt, daß dem PVertragägegner das Fehlen der Genehmigung bei dem 
Vertragsichluffe befannt war.”) 

2. Einjeitige Rechtsgeſchäfte (Kündigung, Vollmacht, Mahnung, 


Verzicht) find ohne die erforderliche ee des Vormundjchafts- 


gerichts unwirkſam. Wird ein ſolches Rechtsgeichäft jelbjt mit diejer Ge— 
nehmigung vom Water einem Anderen gegenüber vorgenommen, jo muß 
dieje in ſchriftlicher Form vorgelegt werden, widrigenfall3 das Necht3- 
geihäft unmwirkffam ijt, wenn der Andere e8 aus diejfem Grunde unverzüg- 
lich zurückweiſt. 8) 


1) Died war im preußiichen Rechte bejtritten, vgl. Entſch. ObTrib. Bd. 52 
S. 171; Rehbein Entich. des ObTrib. Bd. 4 S. 466; Demburg Bd. 3 $ 55 ©. 186 
u. Anm. 17; Eccius Bd. 4 $ 223 Anm. 27. 


) $ 1643 Abi. 3, $ 1828 BGB. ») $ 1674 BGB. 
*) 8 1643 Abi. 3, $ 1825 BGB. Ueber ” —— gegen das Vormund—⸗ 
a ogl. $ 59 RFG. 5) 8 1643 Nbj. 3, $ 1829 BGB. 


Mit dem Widerrufe verliert der Vertrag Seine RWirkfamteit. 
n $ 1643 Abſ. 3, $ 1830 BOB. 9) 8 1643 Ab. 3, $ 1831 BGB. 
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C. In folgenden Fällen bedarf der Vater nicht der Genehmigung 5 er 
* 


des Vormundſchaftsgerichts: 

1. zu einem Vertrage, der auf den entgeltlichen Erwerb eines 
Grundſtücks oder eines Rechtes an einem Grundſtücke gerichtet iſt !); 

2. zu einem Erbteilungsvertrage); 

3. zu einem Padjtvertrag über ein Landgut oder einen gewerblichen 
Betrieb 3); 

4. zu einem Lehrvertraget); 

5. zu einem auf die Eingehung eines Dienſt- oder Arbeitsverhältnifjes 
gerichteten Bertraged); 

6. zu einem Vergleich oder einem GSchiedsvertrage ®); 

7. zu einem Nechtsgejchäfte, durch das die für eine Forderung bes 
Kindes beftehende Sicherheit aufgehoben oder gemindert oder die Ver— 
pflihtung dazu begründet wird.”) 

D. Gegenftände (Sachen, Rechte), zu deren Veräußerung die Geneh- 
migung des Bormundjchaftsgericht8 erforderlich ijt®), kann der Vater aud) 
nur mit dieſer Genehmigung dem Finde zur Erfüllung eine von ihm 
geichlofjenen Vertrags oder zu freier Verfügung überlafjen.?) Eine Ueber- 
lafjung ohne diefe Genehmigung hat nit die Wirkung, daß der von dem 
Kinde geſchloſſene Vertrag durch die Erfüllung als von Anfang an wirt: 
ſam gilt.!0) 

E. Ohne Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ſoll der Vater 
nit ein neues Erwerb3gejhäft im Namen des Kindes beginnen.!!) 
Eine Zumwiderhandlung gegen dieſe Vorfchrift ift zwar auf die Wirkſam— 
feit der Neubegründung des Erwerbsgejchäfts ſowie der im Betrieb eines 
ſolchen nicht genehmigten Erwerbsgeſchäfts vom Vater abgeſchloſſenen Rechts— 
geihäfte ohne Einfluß, doch kann ſich der Water möglicherweije haftbar 
machen??), auch kann das Vormundichaftsgericht unter Umſtänden ein- 
ihreiten.13) 

Die Fortführung eines bejtehenden Erwerbsgeſchäfts bedarf feiner 
Genehmigung. 


V. Da der Vater bei der Verwaltung des Kindesvermögens nach Surrogation. 


außenhin regelmäßig nicht zum Ausdrude bringen wird, daß er als ge- 
ſetzlicher Vertreter des Kindes handelt, er vielmehr meist im eigenen Namen, 
aljo als mittelbarer oder indirefter Stellvertreter auftreten wird, fo würde 
er an fi) verpflichtet fein, die in jeiner Perfon eingetretenen rechtlichen 
Wirkungen auf das Kind zu übertragen, für das er gehandelt hat. Hier 
hat jedoch da8 BGB. im Intereſſe der Sicherheit des Kindes das Surro- 
gationsprinzip aufgeftellt. Erwirbt nämlich der Vater mit Mitteln des 
Kindes es beweglide Sadıen, jo geht unmittelbar mit dem Erwerbe das 


Dark $ 143 as 1; $ 1821 No. 4 BOB. 


9 $ 1822 No. 2 BSP. ») $ 1822 No. 4 BGB. 

*) 8 1822 No. 5 BOB. 58 1822 No. 6 BOB. 

°) $ 1822 No. 12 BGB. ?) $ 1822 No. 13 BOB. 
? $ 1643 BOB. 


O0 BGB. Dadurd; foll die Tragweite des 5 110 BGB. Hargejtellt 
werben, Mot. IV ©. 767, 768. 0) 8 110 BGB. 
iij 8 1645 BOP. m) 8 1664 BOB. 2) 8 1667. BOB. 


Beste, — Preuß. Landrecht. 55 
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Eigentum kraft Gejebes auf das Kind über, fofern nicht der Vater be- 
weit, daß er nicht für Nechnung des Kindes eriverben wollte.!) 

Dies gilt insbejondere aud) von dem Ermwerbe von Snhaberpapieren 
und von Drderpapieren, die mit Blanfoindofjament verjehen jtnd.?) 

Ermwirbt der Vater mit Mitteln des Kindes ein dingliches Recht an 
beweglihen Sachen, insbejondere an Inhaberpapieren oder an blanfo= 
indoffierten Drderpapieren (Pfandrecht, Nießbrauch), oder ein anderes Nedht, 
zu deſſen Uebertragung der Abtretungdvertrag genügt?), jo findet gleich— 
fall das Gurrogationgprinzip Anwendung.) Für den Erwerb von 
Grundftüden und Rechten an Grundftüden gilt da8 Surrogationd- 
prinzip nicht, ebenjowenig bei Wertpapieren, die auf den Namen 
lauten, denn die Umfchreibung auf den Namen des Vaters läßt immer 
defien Abficht erkennen, für fich erwerben zu wollen. Wird nachgewieſen, 
daß der Vater nicht für Rechnung des Kindes, fondern für ſich erwerben 
wollte, jo erwirbt das Kind das Eigentum erft durch die betreffende 
Uebertragungshandlung des Baters.5) 

VI. Die Vermögensverwaltung des Vaters endigt nad) BOB. in 
Uebereinftimmung mit dem nah ALR.: 

1. kraft Geſetzes mit der Rechtskraft des Beichluffes, durch den der 
Konfurs über das Vermögen des Vaters eröffnet wird.®) 

In diefem Falle ift ein Pfleger zu beftellen ), dem er da8 Vermögen 
des Kindes herauszugeben und über die Verwaltung Rechenſchaft ab— 
zulegen hat.®) 

Bon der Konfurderöffnung hat der Gemwalthaber dem Vormund— 
Ihaftsgericht unverzüglich) Anzeige zu erjtatten.?) 

Nah der Aufhebung des Konkurfes kann das Vormundſchaftsgericht 
die Verwaltung dem Water wieder übertragen 1); 

2. dur Entziehung jeitend des VBormundjchaftsgericht3.1!) 

VU. Für Aufwendungen, die der Vater bei der Sorge für das 
Vermögen des Kindes macht, und die er den Umftänden nad) für er- 
forderlich halten durfte, kann er von dem Kinde Erſatz beanjpruchen, ſo— 
weit fie nicht ihm ſelbſt zur Laſt fallen.!2) 


ı) 8 1646 Abi. 1 BGB. Das Kind braucht nur zu beweilen, daß der Er- 
werb en 9* Mitteln —— u 
» 8 1646 Abſ. 1 Sap 2 
2), 88 398. BGB. 
*) 8 1646 Nbj. 2 BOB. 
®), Der dem Kinde beim linterbleiben der Uebertragung — Erſatzanſpruch 
genießt ein eg re im Konkurje des Vaters, $ 61 No. 
®) Abi. 1 BGB., SS 206, 268 II 2 ACH. —* en, endigte aber 
nicht die rating Verwaltung des Baterd in Anjehung de freien Ber: 
mögend, $ 159 II 2 ACH. 
7, 8 1909 BGB. 
*, 8 1681 BGB. 
8 1909 Abi. 2 BGB. 
) 8 1647 Abi. 2 BGB. Nah ALR. endigte die — —— dauernd, 
Entſch. ObTrib. Bd. 35 ©. 92, Striethorſt Archiv Bd. 23 S. 378. 
9 8 1670 BOB. 
2) 8 1648 BGB., vgl. 5. B. 8 1654 BGB. 
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$ 212. 
c) Elterlihe Nutznießung.) 


I. Kraft der elterlichen Gewalt jteht dem Water die Nutznießung an 
dem Vermögen ded minderjährigen Kindes zu.?) 

Diefe Nutznießung kommt dem Vater, al3 Ausfluß der elterlichen Ge— 
walt, au8 eigenem Rechte zu und umfaßt grundſätzlich das geſamte Ber- 
mögen des Kindes, ohne Rückſicht darauf, ob e8 der Verwaltung des Vaters 
unterliegt oder nicht. 

Ausgeſchloſſen von der Nußniegung ift nur das freie Vermögen 
bes Kindes.?) Dahin gehören: 

1. Die ausichließlih zum perſönlichen Gebraude des Kindes be— 
ftimmten Saden, insbejondere Kleider, Schmudjachen und Arbeitsgeräte.t) 
Das AULR5) rechnete auch die Patengejchenfe zu dem freien Ver— 
mögen; das BGB. trifft hierüber feine ausdrüdlihe Vorſchrift, jondern 
läßt entjcheidend jein, ob fie mit Rüdficht auf die Sitte und den Gegen: 
itand des Gejchenfes für die Eltern oder für das Kind beftimmt find. In 
der Regel unterliegen diefe Geſchenke der elterlichen Nubnießung ®), joweit 
nicht der Schenker bei der Zuwendung ausdrüdlic; das Gegenteil bejtimmt 
hat”), oder die Sachen ausschließlich dem perjönlichen Gebrauche des Kindes 
gewidmet find; 

2. alles, was das Rind durch jeine Arbeit®) oder durch den ihm 
vom Vater mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts geitatteten ſelb— 
jtändigen Betrieb eine Erwerbsgeihäfts?) erwirbt !9); 

3. alles, was das Kind von Todeswegen erwirbt oder was ihm 
unter Lebenden von einem Dritten unentgeltlich unter ausdrüdlicher 
Entziehung der Nubnießung zugewendet wird 11); 

4. die Surrogate de3 freien Vermögen31?); jedoch werden die Surro- 
gate der ausfchlieglid zum perſönlichen Gebrauche des Kindes beftimmten 
Saden nur dann wieder freie Vermögen, wenn auch jie wieder aus- 
ſchließlich zum perfünlihen Gebrauche bejtimmt find 19); 

5. dasjenige Vermögen, auf deſſen Nußniegung der Vater verzichtet 
hat 14); 

6. auch Lehen und Lehnseinkünfte werden nad) preußiſchem Rechte 
dem freien Vermögen des Kindes zugerechnet.15) Dagegen gehören die Ein- 


ı) Qitteratur bei $ 210. ) $ 1649 BSP. 

) 8 1650 BGB., 8 147 IT 2 ULM. 

*, 8 1650 BEB., BRE. ©. 149. s) 8 157 II 2 ACH. 

®) 8 1649 BGB. ) 8 1651 Abf. 1 No. 2 BGB. 

*) Gegenjag: Dienjtleiftung für die Eltern, $ 1617 BGB., diefer Erwerb ge- 
bört dem Vater. Bol. auch 88 148, 149 II 2 AH. ) $ 112 BGB. 


”) $ 1651 bj. 1 Ro. 1 368. er dem römifchen peculium castrense 
und quasi castrense, Dernburg Pandekten Bd. 3 8 35. 

i1) 8 1651 Ab. 1 No. 2 BOB., $ 154 II 2 ACH. Entipricht dem peculium 
adventicium irregulare. Sat der Erblafier oder der Dritte dem Bater aud die 
Bermögendverwaltung — ſo muß ein Pfleger ir werden, $ 1909 BGB. 

) 8 1651 Abf. 2 BOB. Mot. IV ©. 774, 775. 

8 1662 BGB. 

ı) 8 150 II 2 ALH., Art. 59 EG. 5. BGB., Art. 89 AG. 3. BOB. 


55” 


88 1649 
bis 1651, 
1662. 
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88 1652, fünfte aus Fideilommißvermögen oder aus Stiftungen zum nichtfreien Ver— 
mögen des Sindes.!) 

Nah ALR. gehörte zum freien Vermögen auch noch alles, was Die 
Kinder von demjenigen eriparten, was ihnen von den Eltern zu ihrem 
Unterhalt außer dem väterlichen Haufe oder fonjt zu ihren Ausgaben an— 
gewiefen tworden war.?) Das BGB. hat jedoch dieſe Vorjchrift nicht über- 
nommen. 

II. Da das nichtfreie Vermögen des Kindes die Negel, daß freie da— 
gegen die Ausnahme bildet, jo hat derjenige, welcher ſich auf das freie 
Vermögen beruft, diefe Eigenjchaft zu beweiſen. Auch das freie Ver: 
mögen unterliegt grundfäglich der Vermögensverwaltung des Gewalthabers 3) 
ebenfo, wie daS der elterlichen Nutznießung unterrworfene nichtfreie Ber: 
mögen de3 Kindes.) Nur jolde Gegenjtände, welche das Kind durch den 
jelbjtändigen Betrieb eines Ermwerbsgejchäfts, zu dem e8 mit Genehmigung 
des Wormundichaftsgerihts vom Vater ermächtigt ift, erwirbt, unterftehen 
nicht der elterlihen Bermwaltung.?) 

—— III. Das BGB. hat die elterliche Nutznießung nach dem Vorbilde 
der für die Nutznießung des Mannes an dem eingebrachten Gute der Frau 
geltenden Vorſchriften geregelt. Dementſprechend erwirbt der Vater die 
Nutzungen9 des ſeiner Nutznießung unterliegenden Vermögens für ſich 
in derſelben Weiſe und in demſelben Umfange wie ein Nießbraucher.“) 
Auch hat er für Die Dauer der Nutznießung dem Kinde gegenüber Die 
Laſten dieſes Vermögens zu tragen und haftet dafür nach den für den 
gejeglichen Güterjtand geltenden Vorichriften.?) Zu den Laften gehören 
aud die Kojten eines Rechtöftreits, der für das Sind geführt wird ®), ſo— 
fern fie nicht dem freien Vermögen zur Lajt fallen, fowie die Koften der 
Verteidigung des Kindes in einem Strafverfahren, vorbehaltlich der Erjaß- 
pflicht des Kindes im Falle feiner VBerurteilung.!%) Dagegen gilt die Unter- 
haltspflicht der Eltern gegenüber dem Kinde nicht als eine Laſt der elter- 
lihen Nußnießung, jondern als Ausflug der Verwandtjchaft.1!) 

Soweit der Vater dem Kinde gegenüber deſſen Verbindlichfeiten zu 
tragen hat, haftet er den Gläubigern neben dem finde als Gejamt- 
ſchuldner 12), und macht fi) dem Kinde erfaßpflichtig, wenn er die Lajten 
aus dejjen Vermögen bejtritten hat. 

— Verbrauchbare Sachen!) darf der Vater für ſich veräußern oder 


an verbraud 
baren Saden. 
1) PER Bd. 3 $ 54 ©. 180. Bol. Aıt. 69 $ 2 AG. z. BGB. 
°) 8 153 II 2 AO. 
— 1627, 1638 BOB. 
egen des preußiichen Nechtes ($ 159 II 2, $ 984 II n ALR.) vgl. oben 
©. 861 umd Rehbein, Entich. des ObTrib. Bd. 4 ©. 451 ff., 454 ff. 
5) 88 112, 1651 Abi. 1 No. 1 BGB. 
) 8 100 BSB,, d. h. die Früchte einer Sache oder eines Rechtes ſowie die 
Vorteile, er der Gebrauch der Sache oder des Rechtes gewährt. 
) 8 1652 BGB., 8 168 II 2 ALR., fiehe oben ©. 701. 
9 $ 1654 BGB., fiehe oben S. 701, 702. Der Vater hat die Laften ohne 
Rückſicht auf den Betrag der Nutzungen zu tragen. 
») Im preuß. Rechte war dies jtreitig, Entſch. Fe Bd. 59 ©, 243. 
0) Vgl. Mot. IV ©. 788 ff. 1) 8 1601 ff. BOB. 
7) 88 1654, 1388 BOB. 28) 92 BGB. 
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verbrauchen !), Geld jedoh nur mit Genehmigung des VBormund: 88 1658, 
ihaftsgerichts 2), ſonſt hat er e8 mündelficher und verzinslich anzulegen.s) 1658,1658. 
Die Zinjen gebühren ihm aber als Früchte. 

Den Wert der veräußerten oder verbraudhten Sachen hat der Vater 
nach der Beendigung der Nußnießung zu erjeßen. Erfordert die ordnungs- 
mäßige Verwaltung des Vermögens ſchon vorher Erjag, jo ift er jofort 
zu leijten.*) ’ 

IV. Eine Sonberbejtimmung trifft das Geſetz für den Tall, daß zu —— 

dem ber elterlichen Nutznießung unterliegenden (nichtfreien) Vermögen des ürwerbs. 
Kindes ein Erwerbsgeſchäft gehört, mag es fi nun um die Fort- öeſqante. 
führung eines fchon bejtehenden oder um Die Begründung eine neuen 
Erwerbsgeſchäfts handeln.d) Betreibt nämlich der Vater ein ſolches Ge- 
Ihäft im Namen des Kindes, jo ergreift die elterliche Nutznießung nicht 
die einzelnen zum Ermwerbsgejchäfte gehörenden Gegenjtände (Sachen, Rechte), 
fondern das Erwerbsgeſchäft als jolches, das wirtſchaftlich als ein Ganzes 
betrachtet wird. Demgemäß gebührt dem Water kraft feiner elterlichen 
Nußnießung nur der fi aus dem Betrieb ergebende jährliche Rein- 
gemwinn.d) Ergiebt fi) aber in einem Jahre ein Verluft, jo verbleibt 
der Gewinn fpäterer Jahre bis zur Ausgleichung des Verluftes dem 
Kinde.”) 

Der Anſpruch des Vaterd auf den jährlichen Neingewinn ift vor der 
Fälligkeit nicht übertragbar ®) und nicht pfändbar.?) 

Dieje Sondervorjchriften finden jedoch Feine Anwendung, wenn der 
Bater das Kind mit Genehmigung des Vormundsichaftsgerichts zum jelb- 


1) Das preußiſche Recht wendete auf diefe Sahen bie Grundſätze über den 
uneigentlihen Niekbraud an. Entſch. RG. Bd. 10 No. 42 ©. 151; $$ 168, 169 
II 2, $ 173 I 21 UALR.; bezüglicd) des Geldes war dem Vater die freie Verfügung 
geitattet (Entih. ObTrib. Bd. 14 ©. 62), wenngleich) dad ALR. feine ausdrückliche 
Beitimmung hierüber enthielt. ?) 88 35, 43 RFrG. 

"8 1642 Nbf. 1 BGB., ebenfo wie das zum freien Vermögen des Kindes 
gehörende Geld. 

8 1653 BGB. Anders $ 1067 BGB. Sofortiger Erjak ift auch zu leiſten, 
wenn der Vater von der Ausübung der Nupniekung ausgeſchloſſen ijt ($ 1657 BGB.) 
und den Gläubigern gegenüber ($ 1659 BGB.). 

5) Sowohl zum Erwerb eine Erwerbsgeſchäfts durh entgeltlihen Ber: 
trag oder zu einem zum Betrieb eines Erwerbögeihäfts eingegangenen Gejellichafts- 
— 1822 No. 3, $ 1643 Abſ. 1 BGB.), als auch zum Beginn eines neuen 
Erwerbögeihäft? im Namen des Kindes ($ 1645 BGB.) bedarf es der Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts. — Der Bater fann auch durd; Vertrag mit dem Kinde 
ein zu dejjen Vermögen gehörendes Erwerbsgeſchäft nad) den Grundjägen über den 
Nießbrauch an verbrauhbaren Sachen (fiehe oben ©. 472) übernehmen und das 
Erwerbögeihäft dann für eigene Rechnung und auf eigenen Namen betreiben. 
Bei einem ſolchen Bertrage muß dem Kinde ein Pfleger bejtellt werden ($ 1630 
Abi. 2, $ 1795 Abi. 2, $ 1909, 8 181 BGB.) und außerdem bedarf er der Ge— 
nehmigung des Bormundihaftsgerihts ($ 1643 Abi. 1, $ 1822 No. 3 BGB.). 
Bal. Mot. IV ©. 784, 

9) 8 1655 Sab 1 BGB. Diefer Gewinn verbleibt dem Vater, auch mern ſich 
in jpäteren Jahren ein Berluft ergiebt; eine Riüderftattung des Gewinnes früherer 
Jahre findet aljo nicht ftatt. 

’) $ 1655 Sap 2 BOB. *, 8 1658 Abi. 2 BOB. 

?) 8 862 CRD. Der fällige Anspruch fteht in Anjehung der Pfändbarkeit 
den erworbenen Früchten gleich, $ 862 Abſ. 2, $ 861 Abſ. 1 Sap 2 CRD. 


Nupniekung 
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. jtändigen Betrieb eine Erwerbsgeſchäfts ermächtigt hat.!) Im Bereich 


eines folchen Gejchäftsbetriebs ift das Hauskind unbeſchränkt geichäftsfähig ?) 
und prozehfähig, und die elterliche Nutznießung erjtredt ſich überhaupt nicht 
auf die Erträgniſſe eines jolchen Geſchäfts, vielmehr gehört der Erwerb 
des Kindes aus dieſem Gejchäftsbetriebe zu feinem freien Vermögen.) 

V. Steht dem Bater die Verwaltung des Kindesvermögens nicht 
zu, jo verbleibt ihm zwar die elterlihe Nutznießung al3 dingliches Necht, 
er wird aber von der eigenen Ausübung der Nutznießung ausgejchlofjen ; 
diefe erfolgt vielmehr für Nedynung des Vaterd durch den für die Ver— 
mögensverwaltung berufenen gejeßlichen Vertreter des Kindes. 

In folgenden Fällen jteht nun dem Water (Gewalthaber) die Ver: 
mögensperwaltung nicht zu: 

1. wenn ein Dritter (Erblafjer, Schenker) dem Vater die Verwaltung, 
nicht aber zugleich die Nußniegung des dem Kinde zugemwendeten Ver— 
mögens entzogen hat ($ 1638 BOB.) t); 

2. wenn die Vermögensverwaltung des Vaterd durd; Eröffnung des 
Konfurjes über jein Vermögen beendigt ijt ($ 1647 BGB.) 5); 

3. wenn das Bormundichaftsgericht dem Water die Vermögensverwal— 
tung mit Ausnahme der elterlihen Nußniegung entzogen hat ($$ 1666, 
1670 BGB.); 

4. wenn die elterlihe Gewalt ruht (55 1676—1678 BGB.)P); 

5. wenn wegen Verhinderung des Vaters ein Pfleger beftellt ijt 
($ 1909 Abj. 1 Sap 1 BGB.); 

6. wenn wegen thatjächliher Verhinderung des Waterd an der Ver— 
mögensverwaltung die elterlihe Gewalt von der Mutter ausgeübt wird 
($ 1685 Abi. 1 BOB.); 

7. wenn auf Antrag der Mutter al8 Gewalthaberin die Vermögens— 
verwaltung einem Beijtand übertragen iſt ($ 1693 BGB.). 

In allen diefen Fällen kann jedod) der Vater (Gewalthaber) von dem zur 
Bermögensverwaltung berufenen gejeglichen Vertreter des Nindes die Heraus: 
gabe der Nußungen nad Abzug der Verwaltungsfojten und der Lajten 
der Nußnießung verlangen?) Diejer Anſpruch ift vor der Fälligkeit nicht 
übertragbar 8) und kann auch vorher nicht gepfändet werden.?) Da dem 
Vater das dingliche Recht der Nutznießung verbleibt, jo erwirbt er aud) 
in diejen Fällen das Eigentum an den getrennten Früchten, und dieſe find 
dem Zugriffe der Gläubiger entzogen.!) 


1) 8 112 BGB. 2) Vgl. jedoch $ 1643 BGB. 

” 8 1651 Abi. 1 No. 1 BEP. *) Val. auc SS 97755. II 18 AUCH. 

5) Mac ACH. (Ss 206, 265 II 2) verlor der Vater im Falle des Konkurſes 
mit der Verwaltung aud) den Niekbraud, ebenjo im Falle der Entmündigung wegen 
Verſchwendung und bei Mißbrauch der väterlichen Gewalt (&& 255—259 II 2). 

°), Bol. 88 260—265 II 2 ALN. 

) 8 1656 Abj. 1 BGB. Wenn die elterliche Gewalt des Vaters ruht (8 1676, 
1677 BGB), oder wenn ihm außer der Vermögensverwaltung auc die Sorge für 
die Perſon des Kindes entzogen iſt ($ 1666 BGB.), jo können auch die Koſten 
des Unterhalts des Kindes abgezogen werden, joweit fie dem Vater zur Lajt 
fallen ($ 1656 Abj. 2, 88 1602, 1603 BGB.). 

) $ 1658 Abi. 2 BOB. ®, $ 862 ER. 

10) Mot. IV ©. 791. 
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Wenn der Vater von der Vermögendverwaltung und jomit auch von 88 1657 
der Ausübung der Nutznießung ausgejchloffen ijt, jo hat er, ausgenommen bis 1669. 
wenn ihm die Verwaltung wegen Ruhens der elterlichen Gewalt nicht 
zufteht, eine ihm dem Kinde gegenüber obliegende Verbindlichkeit, die er 
an ſich erjt nach der Beendigung der Nutznießung zu erfüllen brauchte !), 
jofort zu erfüllen.?) 

VI. Die höchſtperſönliche Natur des Rechts der elterlichen Nutznießung Unäbertrag- 
bewirkt, daß dieſes Recht weder übertragbar °) noch pfändbar *) ift, und Rugnießung. 
daß auch weder ein Nießbraud 5) noch ein Pfandrecdht %) daran beitellt 
werden fann.”) 

Können aljo die Gläubiger des Vater das Necht der Nubniefung 
al3 ſolches nicht pfänden, fo find doch die von dem Gewalthaber er- 
worbenen Früchte injoweit der Pfändung unterworfen, al3 fie nicht von 
ihm zur Bejtreitung der Lajten der Nußniegung, zur Erfüllung der ihm 
jeiner Ehefrau, feiner früheren Ehefrau oder jeinen Verwandten gegenüber 
gejeglich obliegenden Unterhaltspflicht und zur Bejtreitnng jeines jtandes- 
mäßigen Unterhalt3 erforderlich jind.®) 

Der Widerſpruch gegen eine unzuläffige Pfändung kann auch von dem 
Kinde geltend gemacht werden.?) 

Da da3 elterlihe Nutznießungsrecht nicht gepfändet werden kann, jo 
gehört e8 auch nicht zur Konkursmaſſe im Konkurje über das Ver: 
mögen des Gerwalthaberd.1%) Dagegen fünnen die vor der Konkurseröffnung 
vom Gewalthaber bereit3 erworbenen Früchte infoweit zur Konkursmaſſe 
gezogen werden, al3 fie der Pfändung unterliegen.t!) Die nad) der Konkurs- 
eröffnung erworbenen Früchte fallen nicht in die Konkursmaſſe. 

VD. Wa3 die Rechtsftellung der Gläubiger des Kindes zu dem *1 
Rechte der elterlichen Nutznießung anlangt, jo bildet für ſie das gejamte sKindes. 
Kindesvermögen eine einheitliche Befriedigungsmafje; fie können ohne Rüd- 
fiht auf die elterlihe Nußniegung Befriedigung aus dem Vermögen des 
Kindes verlangen 12), und zwar nad) ihrer Wahl ſowohl aus dem freien 
Vermögen des Kindes, als auch aus dem der Nubniegung unterliegenden 
(nichtfreien) Kindesvermögen, gleichviel aus welchem Rechtsgrunde Die 
Schulden des Kindes entitanden find. 

1. Zur Zwangsvollſtreckung genügt ein gegen das Find ergangenes 
Urteil, ohne daß e8 noch eines gegen den Gewalthaber gerichteten Urteils 
auf Duldung der Zwangdvollitredung bedarf.!?) 


1) 8.8. $ 1653 BOB. 

?) 8 1657 . 8 1658 Abi. 1 BGB. 

) 8 862 Abi. 1 CPO. 9) $ 1069 Abi. 2 BGB. 

9 8 1274 Abi. 2 BGB. 

ad ALR. waren die Rechte des Vaters am nichtfreien Kindesvermö er 
duch die Pflicht zum ſtandesmäßigen Unterhalt und zur Erziehung des Kindes 
dingt; jolange der Bater diejer Pflicht nachlam, konnte er die Einkünfte diejes * 
mögens nach ſeinem Belieben verwenden, und N jeine eigenen Gläubiger fonnten 
ihre Ge % daraus fuchen, 88 204, 205 II 2 ALN. 
bi. 2, $ 861 Abi. 1 Sag 2 CPO. 

. 5 862 Abſ. 8, 766 CPO. ‚0, 5 1 KO. 

1) 88 861, 862 CPO. ın 8 — Abſ. 1 BGB. 

»», 8 746 CPO. Bol. IJMBI. 1900 ©. 22 
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Den Gläubigen des Kindes ift außerdem die Befugnis beigelegt, von 
dem Water zu beanjpruchen, daß er die ihm dem Finde gegenüber nad) 
beendeter Nubniegung obliegende Erjagpflicht für die von ihm veräußerten 
oder verbraudten Saden jofort erfüllt.!) 

2. Der Vater haftet den Öläubigern des Kindes für die Verbind- 
lichleiten des Kindes mit feinem eigenen Vermögen grundjäglih nicht, 
und ebenfowenig können die Gläubiger des Vaters die Subjtanz des 
Kindesvermögend zu ihrer Befriedigung in Anſpruch nehmen.?) 

In gewiffen Fällen haftet aber der Vater für die Verbindlichkeiten 
des Kindes neben dem Finde al3 Gejamtjchuldner: 

a) Der Vater haftet neben dem Kinde als Gejamtjchuldner bei Ver— 
legung jeiner Aufjichtspflicht für den ai den das Kind widerrechtlich 
einem Anderen zugefügt hat ®); 

b) der Bater haftet ferner ala Geſamtſchuldner neben dem Kinde für 
die auf dem Kindesvermögen ruhenden Laſten ſowie für die Koſten eines 
für das Kind geführten Rechtsſtreits.“) 

3. Im Berhältnifje des Vaters und des Kindes zu einander fallen 
dem freien Vermögen folgende Berbindlichfeiten des Kindes zur Lajt?): 

a) die Verbindlichfeiten aus einer unerlaubten Handlung, die das Kind 
während des Beitehens der elterlichen Nutznießung begeht, oder aus einem 
dieferhalb gegen das Kind gerichteten Strafverfahren; 

b) die Berbindlichfeiten des Kindes aus einem fi) auf das freie 
Vermögen beziehenden Nechtsverhältnis, auch wenn fie vor Beginn der 
elterlichen Nußnießung oder vor der Zeit entitanden find, zu der das 
Vermögen freied Vermögen geworden iſt; dahin gehören insbejondere die 
Schulden des Kindes aus einem von ihm jelbitändig betriebenen Erwerbs— 
geichäfte, jowie aus Dienſt- oder Arbeitöverhältniffen oder auß der dem 
Kinde gejeglich obliegenden Unterhaltspflicht #); 

ec) die Koſten eine Nechtsjtreit3 wegen einer der vorbezeichneten 
Berbindlichkeiten jowie die Kojten eines Rechtsſtreits zwiſchen Vater und 
Kind, foweit nicht der Vater fie zu tragen hat. 

Wird eine Verbindlichkeit, die dem freien Vermögen zur Laſt fällt, 
aus dem der elterlichen Nußniefung unterliegenden Vermögen berichtigt, 
oder umgefehrt, jo hat das Kind aus dem freien Bermögen, ſoweit diejes 
reicht, zum nicht freien Vermögen Erſatz zu leiten, und umgekehrt. Es 
findet aljo die Prlicht zur Ausgleichung jtatt. 

4. Im Konkurs über da8 Vermögen des Kindes wird das Recht der 
Gläubiger auf konkursmäßige Befriedigung aus dem nicht freien Vermögen 
der Rinder durch die elterliche Nußniegung nicht berührt, dieſe muß dem 
Rechte der Gläubiger weichen. 

VII. Die elterlihe Nußniegung endigt: 


1) 8 1659 Abi. 2 BOB. 

) Inwieweit die getrennten Früdte, die zum Vermögen des Baterd ges 
hören, dem Zugriffe der Gläubiger des Vaters unterliegen, ergiebt $ 862 CPO. 

) 8 832, $ 528 Ubi. 2, $ 840 BGB. 

*) SS 1654, 1388 BOB. 

5) 8 1660, 1415, 1416 Abi. 1, 1417 BGB. ) Mot. IV ©. 788. 
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1. dur) Heirat des Kindes), die Nutznießung verbleibt jedoch dem 
Bater, wenn ſich das Kind ohne die erforderliche elterliche Einwilligung 
verheiratet hat.?) Die elterliche Gewalt als ſolche endigt nicht mit der 
Heirat des Kindes; 

2. duch Verzicht jeitend des Vaters; der Verzicht iſt in öffentlich 
beglaubigter Form?) gegenüber dem Bormundichaftsgerichtet) zu erklären 5); 

3. bat der Bater fraft feiner Nubniefung®) ein zu dem Ver— 
mögen des Kindes gehörendes Grundſtück über die Dauer der Nutznießung 
hinaus vermietet oder verpachtet, jo iſt das Kind oder jein gejeblicher 
Vertreter nad) Beendigung der Nußnießung berechtigt, dem Mieter oder dem 
Pächter unter Einhaltung der gejeglichen Kündigungsfrift zu kündigen. Der 
Mieter oder der Pächter hat fein Kündigungsrecht, fondern iſt an den Vertrag 
gebunden; er ijt jedoch berechtigt, das Kind oder deſſen gejeglichen Ver— 
treter unter Bejtimmung einer angemefjenen Frijt zur Erklärung darüber 
aufzufordern, ob fie von dem Kündigungsrechte Gebraud) machen wollen. 
Erflärt ſich das Kind oder fein gejeglicher Vertreter nicht bi8 zum Ablaufe 
der Friſt, jo ijt das Kündigungsrecht erlojchen und das Kind muß den 
Miet: oder Pachtvertrag bis zum Ablaufe der vertraggmäßig vereinbarten 
Zeit aushalten ?); 

4. durch Entziehung durd; das WVormundjchaftögericht wegen Ge— 
fährdung der Perjon des Kindes ®); 

5. mit dem Erlöfchen der elterlichen Gewalt. 








$ 213. 
2. Auffichts- und Fürjorgepflicht des VBormundichaftsgerichts.?) 
I. Die dem Inhaber der elterlichen Gewalt gegenüber der Perſon 


88 1661 


bis 1663 


— 


und dem Vermögen des Kindes zukommende Machtfülle erleidet im Intereſſe — 








ı) 8 1661 BGB. Da der Sohn erſt mit der Volljährigkeit ehemündig wird 
und in diefem Beitpunfte die elterlihe Gewalt endigt, jo fommt nur die vor Er— 
reihung der Volljährigkeit heiratende Tochter in Betracht. Nah ALR. erlojch mit 
Berheiratung der die: die väterliche Gewalt, $ 228 II 2 ALH. 

) $ 1305 BGB. Bol. Entid. ObTrib. Bd. 30 ©. 114; GStriethorft Archiv 
Bd. 15 ©. 280; Dernburg Bd. 3 $ 48 Anm, 23 und Eccius Bd. 4 $ 224 Anm. 22. 

9 8 129 BOB., $$ 167, 183 RFrG. 9 88 35, 43 RFrG. 

) $ 1662 BOL. 

*) Nicht kraft feines Verwaltungsrecht, auf Grund deſſen der Vater dad Recht 
bat, Diet: oder Pachıtverträge namens des Kindes, wenn das BVertragsverhältnis 
nicht länger als ein Jahr nad) der Vollendung des 21. Lebensjahre des Nindes 
fortdauern foll, unbejchränft, wenn der Vertrag aber länger fortdauern foll, mit Ges 
— des Vormundſchaftsgerichts, mit bindender Wirkung für das Kind abzu— 
ſchließen 

) 8 1663 Abſ. 1 BGB. Ueber den Einfluß der Beendigung der elterlichen 
Nutznießung auf die Verpachtung eines landwirtichaftlichen Grundjtüds oder eines 
Landgut vgl. $ 1663 Abſ. 2, 88 592, 593 BGB. und oben ©. 246. 

*) $ 1666 Abi. 2 BG v. 

) Mot. IV ©. 802 ff.; Denlkſchr. S. 229; Prot. II S. 6087 fi. (Bd. 4 ©. 617 ff.); 
v. GStaudinger-Engelmann IV ©. 458 ff.; Endemann Bd. 2 $ 198; Gnneccerußs 
Lehmann Bd. 2 $ 130; Matthiaß Bd. 2 8 107; Fränkel a. a. 2 ©. 156 ff.; 
v. Buchla (3. Aufl.) S. 357 ff.; Knitſchly a. a. O. $ 13; Opet a. a. O. $ 16. 
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55 1665, des Kindes ſowie zu deſſen Sicherung gegen Mißbrauch der elterlichen Ge— 
5. walt und gegen Gefährdung de3 Kindes durch die Aufficht und Fürjorge 
des Vormundſchaftsgerichts gewiſſe Beſchränkungen. Dieſe Aufficht ift aber 
mit Rüdficht darauf, daß die Stellung des Inhabers der elterlichen Gewalt 
eine freiere ijt, al8 die eines Vormundes, nicht als eine ftändige und fort- 
dauernde geftaltet, fondern als eine folche, die nur aus Anlaß bejonderer 
Umjtände wirkfjam wird. Beim Borhandenjein jolcher Umjtände iſt das 
Bormundichaftsgeriht von Amtswegen verpflichtet wie berechtigt, gegen 
den Inhaber der elterlihen Gewalt einzuichreiten. Zur Unterjtügung des 
Vormundichaftsgericht3 dient der Gemeindewaijenrat, der dem Gericht 
Anzeige zu machen hat, wenn ein Fall zu feiner Kenntnis gelangt, in dem 
das Vormundihaftsgericht zum Einjchreiten berufen ift.!) 

U. Zuftändig iſt das Amtsgericht, in dejjen Bezirke das Kind zu der 
Zeit, zu welder das Einjchreiten nötig wird, jeinen Wohnfig oder in Er- 
mangelung eine3 inländischen Wohnfiges jeinen Aufenthalt hat. Iſt das 
Kind ein Deutjcher und hat e8 im Inlande weder Wohnfig noch Aufent- 
halt, jo ift daS Gericht des legten inländiichen Wohnfiges zuftändig. 

In Ermangelung eines ſolchen wird das zujtändige Gericht, falld das 
Kind einem Bundesitaat angehört, von der Landesjuſtizverwaltung, anderen 
jall3 von dem Reichskanzler bejtimmt.?) Gegen die Ablehnung oder gegen 
die Aufhebung einer vom Vormundichaftsgerichte getroffenen Maßregel fteht 
den Verwandten und Verichwägerten des Kindes die Beſchwerde zu.®) 

nt III. Ein Fall des Einfchreitens ijt für das PVormundfchaftsgericht 
zunächſt gegeben, wenn der Vater aus rechtlichen*) oder thatjächlichen >) 
Gründen verhindert it, die elterliche Gewalt auszuüben. Hier hat das 
Bormundihaftsgericht, fofern nicht die elterlihe Gewalt von der Mutter 
ausgeübt wird), die im Intereſſe des Kindes erforderlihen Mafregeln zu 
treffen.) Meiftend wird diefe Maßregel in der Anordnung einer Pflegichaft 
beitehen.®) 

Für Diefe Mafregel ijt neben dem jonjt zuftändigen Geriht auch 
das Gericht zujtändig, in dejien Bezirke das Bedürfnis der Fürjorge her— 
vortritt.?) 

el Ya IV. Ein weiterer Fall des Einfchreitens ijt nach dem Vorgange des 
des Kindes. ALR.10) dann gegeben, wenn das geiftige oder leibliche Wohl des Kindes 
dadurd gefährdet wird, daß der Vater das Recht der Sorge für die 
Perſon des Kindes mißbraudt, das Kind vernadläfligt oder fid) 
eine ehrlofen oder unfittlichen Verhaltens jchuldig macht.!!) In diefem 
Falle hat dad Vormundichaftsgericht die zur Abwendung der Gefahr nad) 
jeinem Ermeſſen erforderlichen Maßregeln zu treffen. Das Vormundicafts- 
gericht Fan 3. B. in die Sorge für die Perjon des Kindes eingreifen, 





») $ 1675 BOB. Art. 77 U. 5 BOB. 


7,88 35, 36 Abi. 1 u. 8 8 43 RFrG. »), 8 57 No. 8 RFrG. 
“3.8. $ 1630 Abi. 2, 8 ar BOB. 9 * B. Krankheit, Abweſenheit. 
81685 BOB. BRR. ©. 146, SE ver BOB. $ 12 Krb. 
5) 8 1009 BGB. ö) 


$ 44 RO. 
‚», 8 90, 91, 266 II 2 ALR. Jahrbuch KG. Bd. 1 ©. 53 ff., 56. 
1, Vgl. hierüber Opet a. a. D. ©. 201 ff. A 
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und dem Vater das Erziehungsrecht entziehen und einem Pfleger über- 
tragen. Als beſonders wirkſames Mittel, das Kind gegen den ſchlechten 
Einfluß der Eltern und gegen Verwahrlofung zu ſchützen, ift dem Vormund— 
Ihaftsgeriht die Befugnis eingeräumt, zum Zwecke der Erziehung die 
Unterbringung des Kindes in einer geeigneten Familie oder in einer Er— 
ziehungs- oder einer Beljerungsanftalt anzuordnen!) In allen Diefen 
dällen wird aber ein ſchuld haftes Verhalten des Vaters (Gewalthabers) 
vorausgefeßt. Der Landesgefebgebung iſt jedoch das Recht eingeräumt, 
auch abgejehen von dem Nachweis eines Verjchuldens des Ge- 
walthabers?) und von dem Vorliegen der reihsrechtlihen Vorausſetzungen 
eine Zwangserziehung dann eintreten zu lafjen, wenn fie von dem Vor— 
mundjchaftsgericht angeordnet wird und wenn fie zur Verhütung des völligen 
ſittlichen Verderbens des Kindes notwendig ift.?) 

Von diejer Befugnis hat Preußen durch Erlaß des Gejeßes über 
die Fürforgeerziehfung Minderjähriger, vom 2. Juli 1900 (GS. ©. 264) 
Gebrauch gemadhtt) und damit die Durchführung der Fürforgeerziehung 
gejeglich geregelt. Dana) fönnen in Preußen Kinder unter 18 Jahren 
der Fürſorgeerziehung überwiejen werden: 

1. wenn die Vorausjegungen des $ 1666 BGB. vorliegen und Die 
Sürjorgeerziehung erforderlih it, um die Verwahrlofung des Kindes zu 
verhüten (Präventiverziehung); 

2. wenn das Find eine jtrafbare Handlung begangen hat, wegen der 
es wegen ſeines jugendlichen Alters ftrafrechtlich nicht verfolgt werden kann, 
und die Fürforgeerziehung mit Rückſicht auf die Beichaffenheit der Hand— 
lung, die Perjönlichkeit der Eltern oder fonjtigen Erzieher und die übrigen 
Lebensverhältnifje zur Verhütung weiterer fittliher VBerwahrlofung des 
Kindes erforderlich ift>); 

3. wenn die Fürjorgeerziehung außer diejen Fällen wegen Unzuläng- 
lichkeit der erziehlihen Einwirkung der Eltern oder fonftigen Erzieher oder 
der Schule zur Verhütung des völligen fittlichen Werderbens des Kindes 
notwendig it. 

Die Unterbringung zur Fürjorgeerziehung darf nur erfolgen, nachdem 
das Vormundjchaftsgericht durch Beſchluß das Vorhandenfein ihrer Voraus— 
jegungen unter Bezeichnung der für erwiejen erachteten Thatjachen feſt— 
gejtellt und die Unterbringung angeordnet hat. Bei Gefahr im Verzuge 
fann eine vorläufige Unterbringung angeordnet werden. Gegen den Be- 
Ihluß findet fofortige Beſchwerde mit auffchiebender Wirkung jtatt. 

Die Fürforgeerziehung erfolgt unter öffentlicher Auffiht und auf 
öffentliche Koften; über die Art der Erziehung, ob Familienerziefung oder 


) $ 1666 Abj. 1 BGB. Die rat — an aljo gegen den Willen 
des Vaters, anders im Falle des S 1631 U 2 Cap ? 

2) Und unabhängig von einer — Ach * "Kindes. Bol. auch 
BR. ©. 149. Sten. Ber. S. 3035. Unberührt bleibt die Zwangserziehung auf 
Grund des $ 56 REtrGB. 

2) Art. 135 EG. z. BGB. 

) Das Gejeh teilt mit dem 1. April 1901 in Kraft; mit dem gleihen Zeit: 
punkte wird das Geſetz vom 2 en 1878, betr. die Unterbringung — 
Kinder aufgehoben. Bol. $ 55 NSNGB,, Art. 34 II EG. 5. BOB. 


8 1666. 


g 1666. 
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Anſtaltserziehung, entſcheidet der verpflichtete Kommunalverband (Provinz).t) 
Sit ein Kind in einer Familie untergebracht, jo iſt zur Ueberwachung feiner 
Erziehung und Pflege von dem Konmunalverband ein Fürſorger zu be= 
jtellen, wozu auch Frauen bejtellt werden fünnen. Die Fürforgeerziehung 
endigt ſpäteſtens mit der Minderjährigfeit.?) 

Die Fürforgeerziehung läßt an ſich das Recht zur Vertretung bes 
Kindes, die Wermögensverwaltung fowie die elterlihe Nutznießung unbe- 
rührt, jedoch kann das Vormundſchaftsgericht dem Vater die Sorge für 
die Perſon des Kindes einjchließlich der Vertretung des Kindes auch 
gänzlich entziehen. Die Vermögensverwaltung fowie Die elterliche 
Nutznießung können dagegen dem Vater nur dann entzogen werden, wenn 
er das Recht des Kindes auf Gewährung des Unterhalt? verlegt hat?) und 
für die Zukunft eine erhebliche Gefährdung des Unterhalts zu bejorgen ijt.t) 

Sit dem Vater (Gemwalthaber) die Sorge für die Berjon oder das 
Bermögen des Kindes entzogen, jo muß das Vormundichaftögericht dem 
Kinde einen Wormund oder einen Pfleger beitellen.d) 

Ein Vormund wird bejtellt, wenn dem Vater die Sorge für Die 
Perſon und da3 Vermögen des Kindes entzogen ijt®); ein Pfleger da= 
gegen, wenn dem Vater nur die Sorge für die Perjon oder nur die 
Sorge für das Vermögen entzogen worden ijt.”) 

Wurde für das Nind ein Bormund bejtellt, weil die Vertretung des 
Kindes dem Vater entzogen ift, oder wurde für die Erziehung des Kindes 
an Stelle des Vaters ein Pfleger beitellt, jo jteht der Mutter die Sorge 
für die Perfon des Kindes neben dem Vormund oder dem Pfleger in 
gleicher Weiſe zu wie in normalen Verhältniffen neben dem Vater; alſo 
mit Ausſchluß der Vertretungsbefugnis und mit dem Vorzuge des gejeß- 
lihen ®ertreter8 bei Meinungsverjchiedenheiten.) Ob bei teilmeijer 
Entziehung der Sorge für die Perjon des Kindes, aljo 3. B. bei An— 
ordnung der Zwangserziehung, ein Pfleger zu bejtellen iſt, unterliegt dem 
Ermefjen des Vormundſchaftsgerichts. 

V. Das Vormundſchaftsgericht iſt ferner zu einem Einſchreiten ver— 
pflichtet, wenn das Vermögen des Kindes gefährdet iſt. Dieſe Ge— 
fährdung muß ihren Grund haben entweder in einer Pflichtverletzung 
oder in dem (verſchuldeten oder unverſchuldeten) Vermögensverfalle des 


') Art. 135 Abi. 2 EG. 5. BOB. 

7) 88 1 bis 5, 11, 13, 55° Geſet vom 2. Juli 1900. 

88 1601, 1602, $ 1610 Abſ. 2 BOB. Die elterlihe Gewalt als ſolche 
fann auf Grund ded $ 1666 BGB. nicht entzogen werden, wie & 1666 Abſ. 2 er: 
gie, Puls nur ihre einzelnen Beltandieile; — auch Neumann, Handausgabe zu 
$ 1666 BGB. Bd. 2 ©. 924, 925. — Sie fann aber thatſächlich dadurch ent— 
zogen —— daß dem Vater ſowohl die Sorge für die Perſon des Kindes als auch 
die Vermögensverwaltung und die Nutznießung entzogen wird. BRK. S. 153. 
Vol. audı 8 1673 BGB. 

) 8 1666 Abi. 2 BGB. Bol. Art. 204 Abſ. 2 EG. z. BGB. 

&) Die Mutter tritt nicht an die Gtelle des Baterd, "weil der Vater nicht 
thatſächlich, jondern rechtlid) an der Ausübung der elterlihen Gewalt verhindert 
iit, 8 1685 BOB °, 8 1773 Abi. 1 BGB. 

9 8 1909 Abi. 1 BGB. Vgl. auch Spahn a. a. O. ©. 107. 

°) 88 1698, 1634 BGB. 
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Vaters (Gewalthabers).) Die Pflichtverletzung kann ſich entweder auf die 
mit der Vermögensverwaltung oder auf die mit der Nutznießung 
verbundenen Pflichten beziehen. Liegen dieje Vorausſetzungen vor, jo hat 
da8 Vormundichaftsgericht die zur Abmwendung der Gefahr erforderlichen 
Mapregeln zu treffen, deren Koften dem Vater zur Lajt fallen.?) Welche 
Maßregeln fi) im einzelnen Falle als notwendig erweijen, hängt von dem 
verjtändigen Ermefjen des Gerichts ab, doch hebt das Geſetz einige bejonders 
einichneidende Maßregeln als zuläſſig hervor.®) 

1. Die Anordnung der Einreichung eine VBermögensverzeichnifjes, 
da3 der Vater mit der Verficherung der Nichtigkeit und Vollſtändigleit zu 
verjehen hat.t) 

2. Die Anordnung der Rehnungslegung über die Vermögens 
verwaltung, jei es einer einmaligen, jei e8 einer fortlaufenden. 

3. Gehören Wertpapiere, Kojtbarkeiten oder Buchforderungen gegen 
das Reid; oder einen Bundesjtaat zum Vermögen des Kindes, jo kann das 
Vormundichaftsgericht anordnen: 

a) daß der Vater die Wertpapiere, Kojtbarkeiten oder Buchforderungen 
bei einer Hinterlegungsitelle oder bei der Reichsbank mit der Beitimmung 
Binterlegt, daß die Herausgabe nur mit Genehmigung des Vormundſchafts— 
gerichtö verlangt werden fann.®) 

Der Bater kann jedoch Inhaberpapiere, ftatt fie zu hinterlegen, 
auf den Namen des Kindes mit der Beitimmung umfchreiben lajjen, daß 
er über fie nur mit Genehmigung des Vormundichaftsgericht3 verfügen 
fann. Sind die Papiere von dem Neiche oder einem Bundesjtaat aus- 
geitellt, jo kann er fie mit der gleichen Beitimmung in Bucjforderungen 
gegen das Reich oder den Bundesjtaat umwandeln lafjen °); 

b) daß Anhaberpapiere, die in Buchforderungen gegen das Reich oder 
einen Bundesitaat umgewandelt werden können, nicht hinterlegt, jondern in 
Buchforderungen umgewandelt werden ?); 

c) daß der Vater bei Buchforderungen gegen das Neich oder einen 
Bundesitaat, die zum Vermögen des Mündels gehören, in das Schuldbuch 
den Vermerk eintragen läßt, daß er über die Forderungen nur mit Ge— 
nehmigung des Vormundichaftsgerichts verfügen kann ®); 

d) jolange die hinterlegten Sachen nicht zurüdgenommen find, bedarf 
der Bater zu einer Verfügung über fie und wenn Hypotheken-, Grund- 
Ihuld- oder Nentenjchulden hinterlegt find, zu einer Verfügung über Die 
Hypothefenforderung, die Grundſchuld oder die Nentenjchuld der Genehmi- 
gung des Vormundſchaftsgerichts. Das Gleiche gilt von der Eingehung 
einer Berpflichtung zu einer joldhen Verfügung °); 


1) 8 1667 Abſ. 1 BGB. Mad ALR. II 2 88 179, 182, 267 verpflichtete 
— den Vater zur Sicherheitsleiſtung. 
$ 1667 Abſ. 3 B BOR. 
$ 1667 Ubi. 2 BGB. 
a En — Verzeichnis car $ 1640 Abi. 2 ar 1 Anwendung. 
n $ 1 GB. 8 1815 Abi. 1 BO 
53 215 a. 2 BGB. 8 1816 83 
9 & 1819 BGB. 


8 1667. 
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e) find Inhaberpapiere auf den Namen des Kindes umgefchrieben 


88 1668, 
10201671, oder in Yuchforderungen umgewandelt, jo bedarf der Vater auch zur Ein- 


— 
er 


VBermogens⸗ 
verwaltung. 


gehung der Verpflichtung zu einer Verfügung über die ſich aus der Um— 
ſchreibung oder der Umwandlung ergebenden Stammforderungen der Ge— 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts. Das Gleiche gilt, wenn bei einer 
Buchforderung des Kindes der Vermerk eingetragen iſt, daß der Vater 
über die Forderung nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ver— 
fügen fann (c).!) 

Erweifen ſich dieſe Maßregeln als nicht ausreichend, fo fann das 
Vormundſchaftsgericht dem Water Sicherheitsleiftung für das feiner 
Verwaltung unterliegende Vermögen auferlegen. Art und Umfang 
der Sicherheitsleiftung Hat das Vormundſchaftsgericht nach freiem Er- 
meſſen zu bejtimmen.?) Die angeordnete Sicherheit kann jedoch nicht er- 
zwungen werden.d) Dagegen ijt da8 Vormundichaftsgericht befugt, während 
der Dauer der elterlichen Gewalt jederzeit die Erhöhung, Minderung oder 
Aufhebung der geleiteten Sicherheit anzuordnen.t) 

Bei der Beitellung und Aufhebung der Sicherheit wird die Mit- 
wirkung des Kindes, — dem an fich ein Pfleger beitellt werden müßte, 
da es ſich um Nechtögejchäfte zwilchen Vater und Kind Handelt, — durch 
die Anordnung des Bormundfchaftsgerichts erießt.) Die Koften der Be— 
jtellung und Aufhebung der Sicherheit hat in jedem Falle der Vater zu 
tragen.®) 

Unterbleibt die Befolgung der Anordnungen, die da8 VBormundfchafts- 
gericht wegen Gefährdung des Vermögens des Kindes getroffen hat, fo 
fann das Vormundjchaftsgericht, in Uebereinjtimmung mit dem bisherigen 
Rechte”), dem widerſpenſtigen VaterdieBermüögensverwaltungentziehen.®) 

Die dem Vater entzogene Sorge für das Vermögen des Kindes geht 
dann aber nicht auf die Mutter über, fondern es muß für die Ver- 
mögensvermwaltung ein Pfleger bejtellt werden.?) Dem Vater bleibt zwar 
die Nußniegung, aber er darf fie nicht ausüben.!) Dem Rinde hat er 
das Vermögen herauszugeben und über die Verwaltung Rechenſchaft ab- 
zulegen.!!) Die Sorge für die Perſon des Kindes wird durd die Ent» 
ziehung der Vermögensverwaltung nicht berührt, fie verbleibt alfo dem 
Vater. Bejondere Fürjorge trifft das Geſetz für den Fall, da der Water 
zu einer neuen Ehe jchreiten will. 

Das ALH.1?) verpflichtete den Vater, der ſich wiederverheiraten wollte, 
zur Auseinanderjegung mit feinen Kindern erjter Ehe und zur Feftitellung 


98 1820 BGB. 

) 8 1668 BOB., 88 178, 179, 180 II 2 AUCH. 

8 1670 Satz 2 BOB *) $ 1671 BOB. 

s) $ 1672 Abi. 1 BGB. Die Beitellun un begreift auch die Menderung (Er- 
höhun ——— vgl. & 1844 Abſ. 2 AL ®) 8 1672 Abi. 2 BGB. 

Hs 7 I12 aeN. 

9) I 208. Eine Strafgewalt, wie gegenüber dem Vormunde, fteht dem 
Vormundicaftsgerichte gegen den Water nicht zu. ) 8 1909 Abſ. 1 BGB. 

.o, 8 1656 BOB. 1) 8 1681 BGB. 

17), 88 187, 188, 191, 199, 200 II 2; 88 970—976 II 18; 88 18, 1001, 
1002 II 1 ALR. 
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ihre8 Vermögens unter Zuziehung eine Kurators; beſaß er Grundftüde 88 1669 


oder Gerechtigfeiten, jo mußte er das Vermögen der Slinder auf Diele 
Grundjtüde eintragen lafjen (Kautionshypothek). Kam er diefer Pflicht 
nicht nad), jo verlor er die Verwaltung des Vermögens der Kinder. Außer- 
dem mußte er, ſobald die Verpflichtung zu dieſer Sicherheitsleiftung ein- 
trat, dem Vormundichaftsgericht Anzeige machen; bei vorjäßlicher Verab— 
ſäumung dieſer Pflicht verlor er den Nießbrauch. Im Anjchluffe hieran 
geht das BGB. davon aus, daß die Wiederverheiratung ded Vaters!) 
feinen Einfluß auf das Bejtehen der elterlichen Gewalt, insbejondere auch 
auf die Nutznießung hat, e8 verpflichtet aber den Vater zur Anzeige von 
der beabfichtigten Ehejchliegung bei dem WVormundichaftsgerichte, jowie zur 
Einreihung eines Verzeichnijjes?) des jeiner Verwaltung unterliegenden 
Vermögen? auf jeine Koften und zur Herbeiführung der Auseinander- 
jegung, joweit in Anjehung de3 nichtfreien Vermögens eine Gemeinjchaft 
zwijchen ihm und dem Kinde bejteht, z. B. durch gemeinjchaftliche Beerbung 
des anderen Elternteil3.) Dem Kinde ijt dann zum Zwecke der Ausein— 
anderjegung ein Pfleger zu bejtellen.*) 

Das Vormundihaftsgericht kann jedoch gejtatten, daß die Auseinander- 
ſetzung erſt nach der Eheichliegung erfolgt.®) 

Zur Sicherung der Erfüllung diejer dem Water obliegenden Ver— 
pflichtungen dient, wie jchon nach ALR.S) die Aufitellung eines aufichiebenden 
Ehehindernijjed, das die Eingehung der Ehe von dem Zeugnifie des 
Bormundichaftsgericht über die Erfüllung der dem Water obliegenden 
Verpflichtungen abhängig macht.) 

Eine Verlegung dieſer Verpflichtungen berechtigt das Vormundſchafts- 
gericht gleichfall3 zur Entziehung der Bermögensvermwaltung.®) 

Uebrigend kann das Vormundichaftsgericht während der Dauer der 
elterlichen Gewalt eine von ihm getroffene Anordnung jederzeit ändern.°) 
Vor einer Entiheidung, durch welde die Sorge für die Perjon oder 
dad Vermögen des Kindes oder die Nutznießung dem Water entzogen 
oder bejchränft wird, ſoll das VBormundichaftsgericht, ſoweit thunlich, den 
Vater hören.!o) Auc Verwandte, insbejondere die Mutter, oder Ber- 
ihmwägerte des Kindes jollen gehört werden, wenn dadurd Feine erhebliche 
Verzögerung entjteht und nicht unverhältnismäßige Koſten verurfacht werden.t}) 
Die Verwandten und Verſchwägerten fünnen von dem Kinde Erſatz ihrer 
Auslagen verlangen, deren Betrag dad Vormundichaftsgericht feitjeßt.1?) 
Der Bater hat feinen Anſpruch auf Erjab der Auslagen. 


) Die Mutter verliert die elterlihe Gewalt durch Wiederverheiratung, $ 1697 
BGB.; die Verpflichtungen des $ 1669 BGB. Tiegen ihr aber gleichfalls ob. 

) Bol. auch 8 1640 BGB. Dieje Beitimmungen wollen einer VBerdunfelung 
der Vermögensverhältnifje der Kinder aus früherer Che vorbeugen. 

») $ 1669 Sat 1 BOB. 

9 8 1909 Abi. 1, nn Abi. 2, 8 1795 BGB. 

98 1669 Sap 2 ) 8 18 IT 1 ACH. 

?) & 1314 BGB. Mehe oben ©. 647. 8 1670 BOB. 

r) S 1671 BGB. vl $ 57 No. 8 RFrG. (Beichwerderedt). 

, 8 1673 Abi. 1% BB. »1) 8 1673 Abſ. 1 BGB. BRK. ©. 153. 

1) 8 1673 Abi. 2 * 1847 Abſ. 2 BGB. Gegen die Feitiepung findet Be— 
ſchwerde jtatt, $ 20 RIO, 


bis * 
167 


88 1674, 
1676, 
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VI. Was die Haftung des Vormundſchaftsrichters gegenüber dem 
unter elterlicher Gewalt ſtehenden Kinde anlangt, ſo iſt er dieſem zum 
Erſatze des Schadens verpflichtet, den das Kind infolge Verletzung der ihm 
obliegenden Pflichten erleidet.!) 

Hat der VBormundicaftsrichter vorſätzlich feine Amtspflichten verlegt, 
jo haftet er dem Kinde unbedingt; bei Fahrläſſigkeit haftet er nur dann, 
wenn das Kind nicht auf andere Weije, 3. B. vom Vater (Gewalthaber 
oder einem Dritten) Erjaß zu erlangen vermag. Hat jedoch das Rind 
oder deſſen gejeglicher Vertreter vorjäglich oder fahrläffig unterlafjen, den 
Schaden durd) Gebraud) eines Nechtsmitteld abzuwenden, jo fällt die Erjaß- 
pflicht ganz weg. 

Sit neben dem Vormundjchaftsrichter auch der Vater (Gewalthaber) 
für den Schaden verantwortlich, fo haften beide als Gejamtichuldner?); im 
Verhältnifje zu einander ijt jedoch der Gemwalthaber allein verpflichtet.) 


$ 214. 


3. Ruhen und Beendigung der elterliden Gewalt.) 


I. Wie das preußische Necht, fo unterfcheidet auch da8 BGB.5) zwilchen 
dem Ruben?) und der Beendigung) der elterlichen Gewalt. 

Die elterlihe Gewalt ruht entweder wegen rechtlicher oder wegen 
thatjächlicher Verhinderung des Vater (Gewalthabers). 

1. Die elterliche Gewalt ruht aus rechtlichen Gründen: 

a) wenn der Vater (ewalthaber) geihäftsunfähig ift”), alfo fich 
in einem die freie Willensbeftimmung ausichließenden Zuftande krankhafter 
Störung der Geijtesthätigfeit befindet oder wegen Geijteöfranfheit ent— 
mündigt ijt®); 

b) wenn der Vater in der Gejchäftsfähigfeit beſchränkt ift®), 
alfo 3. B. wegen Geijtesfchwäche, wegen Verichwendung 10) oder megen 
Trunfjucht entmündigt oder unter vorläufige Wormundjchaft1!) geftellt ijt1?); 

c) wenn der Vater wegen förperlicher Gebrechen einen Pfleger für 
feine Perjon und fein Vermögen erhalten hat.13) 

In diefen Fällen (b und c) verbleibt jedoch dem Bater die Sorge 
für die Berfon des indes neben dem gejeplichen Vertreter des Kindes, 
alſo neben der Mutter oder dem Vormunde; nur zur Vertretung des 
Kindes ijt er nicht berechtigt. Bei einer Meinungsverjchiebenheit zwiſchen 


ı) 8 1674, er vr 1 u. 3 BGB. 


841 50% 
itteratur bei $ 213. 
88 260, 261 II 2 ALCH., 88 1676—1678 BOB. 
88 210-259 II 2 ACH,, 88 1679, 1680 BGB. 
7), $ 1676 Abſ. 1 BEP. 9) $ 104 BGB., $ 261 II 2 ACH. 
») $ 1676 Abi. 2 BOB. 
ꝛ0) Entmündigung wegen Verſchwendung bewirkte ‚nach ac. I 2 $ 256 bie 
Beendigung der väterlichen Gewalt. 1) 8 1906 BGB. 
17) SS 106, 114 BGB. is) 8 1910 Abf. 1 BGB. 


2 5 500 
8 
9) Li 
—* 
6) 
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dem Vater und dem gejeplichen Vertreter hat die Meinung des gejeglichen 9 1676 
Vertreters den Vorzug.) 8 1678, 

2. Die elterlihe Gewalt ruht aus thatſächlichen Gründen, wenn 
von dem Vormundichaftsgerichte fejtgejtellt wird, daß der Vater auf er 
längere Zeit an der Ausübung der elterlihen Gewalt thatſächlich 
verhindert ijt, 3. B. wegen Krankheit, Abwejenheit.?) Bei blos vorüber- 
gehender Verhinderung ift, ſoweit nicht die Mutter die elterliche Gewalt 
ausübt), ein Pfleger zu bejtellen.*) 

Das Ruben der elterlichen Gewalt dauert jolange, bis vom Vormund- 
ſchaftsgerichte feitgeitellt wird, daß der Grund nicht mehr beiteht.>) 

3. Nah ALR.s) wurde beim Ruhen der väterlichen Gewalt der Nieß— 
brauch; des Vaters, joweit er nicht zur Verpflegung und Erziehung der 
Kinder oder zur Unterjtügung des Vaters erforderlid war, zur Subjtanz 
des Vermögens geichlagen. 

Nah) BGB. bleibt zwar die elterliche Gewalt während des Ruhens 
beim Water, doch ift er nicht berechtigt fie auszuüben; es verbleibt ihm 
jedody die Nutznießung am Vermögen des Kindes.) 

Die Ausübung der elterlichen Gewalt gebührt während des Ruhens 
fraft Gejeßes der Mutter mit Ausnahme der Nußniefung und mit Ein- 
ihluß des Vertretungsrehts.d) Nah Auflöjung der Ehe wird der 
Mutter die Ausübung der elterlichen Gewalt nur auf ihren Antrag durd) 
das Vormundjchaftsgericht übertragen, wenn feine Ausjicht bejteht, daß der 
Grund des Ruhens wegfallen werde. In dieſem Falle erlangt die Mutter 
auch die Nutznießung am Kindesvermögen.?) 

Iſt die Mutter gejtorben oder ruht auch ihre elterliche Gewalt, jo 
muß dem Rinde ein Vormund beitellt werden, dem dann die Sorge für 
die Perjon und das Vermögen des indes obliegt.!°) 

II. Nach dem BGB. wird die elterliche Gewalt beendigt durch dem Beendigung 
Tod des Kindes oder des Gewalthabers!!), durch Volljährigkeit!) oder MT gkerisen 
Bolljährigkeit3erflärung 1?) des Kindes!t), durch Annahme des Kindes an 

Kindesitatt.15) 


1) 8 1676 Abi. 2 Sat 2 und 3 BGB. 

2) 8 1677 Ubi. 1 BGB. Dieſe Verfügung tritt mit der Beitellung des Vor— 
mundes in Wirkfamfeit, hat jedody während der Berhinderung des Vaters die Mutter 
die elterlihe Gewalt auszuüben, mit der Belanntmahung an die Mutter. $ 51 
Abi. 1 * 

8 1685 BOB. 981665 BOB. 

5) 8 1677 Ubi. 2 BGB. Diele —— wird mit der Bekanntmachung an 
den Bater oder an die Mutter wirffam. 8 51 Abi. 2 RFrG. 

°) $ 264 II 2 AULR. Minderjährige Kinder erhielten einen Vormund, $ 11 
Vormord. 

’), $ 1678 BGB. Wegen Ausübung der Nupnieung vgl. 5_ 1656 BOB. 

*) $ 1685 Abſ. 1 BOB. ) $ 1685 Abi. 2 BGB. 

er 1 BOB. Ueber die Stellung der Mutter neben dem Bormund vgl. 
$ 1698 BG 

2) Lebt die Mutter, jo erlangt dieſe die elterliche — ($ 1684 BGB.). 

1)8 1626 BOB. 3, BOB. 

27 Dieje Gründe hat das Geſetz als ſelbſtverſtändlich ht ausdrüdlich im Ges 
ſetz erwähnt. 18) 88 1757, 1765 BOB. 


Ledte, Allg. Preuß. Landredit. 36 


gg 1679, 
1680. 
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erflärung. 


Verwirkung. 
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Das BOB. führt als Beendigungsgründe nur an Todeserflärung 
des Baterd und Verwirkung.) 

Die landrechtlichen Beendigungsgründe der väterlichen Gewalt: Errich— 
tung einer abgejonderten Wirtichaft (separata oeconomia)?), Emanzipation 
des Kindes (emancipatio Saxonica oder Germanica)®), Heirat der Tochter‘), 
Entweichen de3 Vaters), hülfloje8 Verlafjen des Kindes‘), Entmündigung 
wegen Berjchtvendung ?), Ablegung des Slojtergelübdess), find dem BGB. 
unbelannt. 

1. Die Beendigung der elterlichen Gewalt durch Todeserklärung 
des Vaters tritt mit dem Zeitpunkt ein, der al3 Zeitpunkt des Todes gilt, 
d. h. in dem Ausſchlußurteil als folder feitgejtellt iſt.) In dem gleichen 
Zeitpunkte beginnt die elterlihe Gewalt der Mutter.!0) ehrt der für tot 
erklärte Water wieder zurüd, jo erlangt er die elterliche Gewalt dadurd 
wieder, daß er dem Bormundichaftsgerichte gegenüber erklärt, daß er fie 
wieder erlangen wolle.!!) 

Diefe Vorichriften gelten aucd für eine vor dem 1. Januar 1900 
erfolgte Todeserllärung.!?) 

2. Die elterliche Gewalt endigt ferner durh VBerwirkung.!?) 

Nah ALR.!4) hörte die väterliche Gewalt von felbjt auf, wenn der 
Vater wegen grober Verbrechen zu harter und jchmählicher Zuchthaus- 
oder Feitungsarbeit oder mehr als zehnjähriger Freiheitsitrafe15) verurteilt 
worden war. 

Das BOB. läßt dagegen die Verwirfung der elterlichen Gemalt 
fraft Geſetzes eintreten, wenn der Water wegen eines an dem finde 
verübten Verbrechens oder vorſätzlich verübten Vergehens zu Zuchthausſtrafe 
oder zu einer Gefängnisſtrafe von mindeitens ſechs Monaten rechtskräftig 
verurteilt iſt. 

Sit wegen des Bufammentreffend mit einer anderen jtrafbaren Hand— 
lung auf eine Geſamtſtrafe erkannt, fo entjcheidet diejenige Cinzeljtrafe, 
welche für die an dem Kinde verübte Strafthat verwirkt ijt.!%) Mit der 
Nechtskraft des Urteil3 tritt die Verwirkung ein.) Das Vormundichafts- 
gericht it von der Perurteilung zu benadhrichtigen.!3) Die Verwirkung 
tritt nur demjenigen Kinde gegenüber ein, an welchem die Strafthat verübt 





1) 88 1679, 1680 BEP. 8 210 II 2 ACR., $ 12 Vormord. 
s) 88 214ff. IT 2 ALR., $ 12 VormOrd. *) 88 228 ff. II 2 ACH. 
6) 8 257 II 2 MUCH. e) 8 258 II 2 AQR. 

) 8 256 II 2 ACH. s, 8 1199 II 11 ACH. 

») $ 1679 Abi. 1, $ 18 BOB. 1%) $ 1684 Abi. 2 BEL. 
) 8 1679 Abi. 2 BEL. ) Art. 106 EG. 5. BEL. 


13), 8 1680 BGB. 

14) RN 255, 259, 260 TI 2 ACH. Die nad) ULR. verlorene väterliche Gewalt, 
ijt nach dem 1. Januar 1900 als elterlihe Gewalt wieder aufgelebt, wenn der Ver: 
luft durd; andere als die im $ 1680 BGB. angeführten Thatlachen herbeigeführt 
worden war. Mrt. 203, 204 EG. 3 BGB. eſchluß des Kammergerichts vom 
28. Dezember 1899, IMBl. 1900 S. 612, Jahrbuch KG. Bd. 19 No. 15 S. 51. 

= Jahrbud) KO. Bd. 9 No. 13 ©. as fl. 

$ 1680 Ab}. 1 Sab 2 BOB. 

ing R 1680 Abi. 2 BOB. 

15) 8 50 RFrG. 
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iſt.) Infolge der Verwirfung verliert der Vater auch die Nutznießung am 83 1681 
Vermögen des Slindes.?) en 

Die elterlihe Gewalt geht aber in dieſem Falle während bejtehender " 
Ehe nicht auf die Mutter über, jondern es ijt ein Vormund zu bejtellen.3) 

Auf die Mutter geht jie nur über, wenn die Ehe aufgelöjt it und die 
elterliche Gewalt vor oder nad) der Scheidung verwirft wurde.*) 

III. Die elterlihe Gewalt endigt ferner dur Wiederverheiratung 
der Mutter) al3 Inhaberin der elterlichen Gewalt. 

IV. Wenn die elterliche Gewalt des Vaters endigt oder ruht, oder Herausgabe 
wenn aus einem anderen Grunde jeine VBermögensverwaltung aufhört ®), —— 
hat er dem Kinde das Vermögen herauszugeben und über die "ai, 
tung Rechenſchaft abzulegen‘) 

Bis der Vater von der Beendigung oder dem Ruhen Kenntnis erlangt 
oder ſie fennen muß ®), ijt er berechtigt, die mit der Sorge für die Perfon 
und das Vermögen des Kindes verbundenen Gejchäfte fortzuführen. Auf 
dieje Berechtigung können fi) aber nur gutgläubige Dritte berufen.?) 

Sm Falle der Beendigung der elterlichen Gewalt durd) den Tod des Fortführung 
Kindes, iſt der Vater verpflichtet, Geſchäfte, mit deren Aufichube Gefahr —*—— 
verbunden iſt, zu beſorgen, bis der Erbe anderweit Fürſorge treffen kann!) 

V. Soweit auf den dem Landesrechte vorbehaltenen Gebieten in 
privatrechtlichen Vorſchriften auf die väterliche Gewalt oder den väter— 
lichen Nießbrauch Bezug genommen ift, tritt an die Stelle der väterlichen 
Gewalt die elterliche Gewalt, an die Stelle des väterlichen Nießbrauchs 
die elterlihe Nußniegung.t!) : Wenn in privatrechtlichen Angelegenheiten 
eines Minderjährigen die Zuftimmung des Water oder des Vormundes 
oder die Bertretung durch den Vater oder den Vormund vorgejchrieben 
ist, jo jteht die Zuftimmung oder die Vertretung der Mutter zu, fofern 
fie kraft elterlicher Gewalt die Vertretung des Minderjährigen hat.!?) 

Soweit in öffentlich-rechtlichen Vorſchriften der bejtehenden Landes— 
gejebe13) auf die väterliche Gewalt Bezug genommen iſt, tritt ebenfalls an 
die Stelle der väterlichen Gewalt die elterliche Gewalt des Waters.!4) 

Steht dieje nad) dem BGB. der Mutter zu oder wird fie von ihr aus— 
geubt. ſo liegt der Mutter auch die Vertretung des Minderjährigen in 


1) Die Verwirkung bezieht ſich aljo nur auf das verlegte Kind, nicht auf 
die Übrigen Kinder des Gewalthabers. Dabingehende weitere Anträge ind in der 
Kommifjion ausdrüdlich abgelehnt worden. Prot. II ©. 6167 ff. (Bd. 4 ©. 658 ff. ). 

2) Mot. IV ©. 837. 

») 8 1773 BOB. Ueber die Stellung der Mutter neben den Bormunde vgl. 
$ 1698 BGB. *) $ 1684 Abſ. 1 No. 2 BGB. 

°) 8 1697 BGB. Eine Entziehung der elterlichen Gewalt als ſolche fennt 
das BGB. nicht, nur eine Entziehung ihrer ſümtlichen Bejtandteile, der Sorge für 
die Perion und das Vermögen des Kindes ſowie der Nußniehung. $ 1666 Abi. 2 BOB. 

°) Bol. $ 1647, $ 1666 Abſ. 2, $ 1670 BOB. ) 8 1681 BGB. 

8 129 Abi. 2 BGB. ») 8 1682 BOB. 10, 8 1683 BGB. 

) Art. 69 8 1 Abi. 1 AG. 5. BOB. 

2) rt. 69 8 1 Abi. 2 AG. z. BOB. 

2, Bol. $ 97 No. — vom 13. Dezember 1872 in der Faſſung 
der Bekanntmachung vom 19. Mär; 1891 (GS. ©. 180). 

1) Art. 69 8 4 Abl. 1 A®. 5. BOB. 


56* 


SS 1684, 
1685,1698. 


Mebengewalt, 


Zwiſchen⸗ 
geivalt, 


Vollgewalt. 
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öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten inſoweit ob, als ſie nach dem bisherigen 
Rechte dem Vater, Vormund oder Pfleger zuſtand. Wenn jedoch in einer 
Angelegenheit die Mitwirkung weiblicher Perſonen ausgeſchloſſen iſt, ſo 
kann ſich die Mutter nach den für die Vertretung ſolcher Perſonen geltenden 
Vorſchriften vertreten laſſen.!) 


$ 215. 


N. Elterliche Gewalt der Mutter.) 


I. Die elterliche Gewalt jteht grundfäglich beiden Eltern zu; ſo— 
lange jedoch der Vater lebt, tritt daS elterliche Recht der Mutter zurüd 
und die elterliche Gewalt wird allein von dem Vater ausgeübt. Bei Leb- 
zeiten des Vaters beichränkt jich die Gewalt der Mutter regelmäßig auf 
eine Teilnahme an der Sorge für die Perjon des Kindes. Sie ilt 
neben dem Water berechtigt und verpflichtet, für die Perjon des Kindes 
zu forgen, jedoch mit der Einjchränfung, daß ſie zur gejeglihen Ver— 
tretung des Kindes nicht berechtigt it, und daß bei einer Meinungs- 
verichiedenheit zwiichen den Eltern die Meinung des Vaters vorgeht.?) 
Die gleiche Stellung räumt ihr das Geſetz während der Dauer der Ehe 
auh dann ein, wenn für das Kind an Etelle des Vaters ein Vormund 
beitellt ijt, weil die elterliche Gewalt des Vaters ruht oder verwirkt iſt 
oder weil Die Vertretung des Kindes dem Vater entzogen ijt, oder wenn 
für die Erziehung des Kindes an Stelle des Waters ein Pfleger bejtellt 
iſt.) Im diefen Fällen erjcheint die elterliche Gewalt als eine lediglich auf 
die Perſon des Kindes bejchränfte Nebengewalt. 

Sit jedoch der Bater an der Ausübung der elterlihen Gewalt 
thatſächlich verhindert oder ruht feine elterliche Gewalt, jo iteht der 
Mutter während der Ehe die Ausübung der elterlihen Gewalt jo- 
lange zu, bis die thatjächliche Verhinderung des Vaters oder das Ruhen 
der elterlichen Gewalt aufhört. In diefem Falle jteigert ſich die Gewalt 
der Mutter zu einer Zwiichengewalt.®) 

Erjt nad) dem Tode oder der Todeserklärung des Vaters, ſowie nad 
Verwirkung der elterlihen Gewalt durch den Vater und Auflöfung der 
Ehe füllt der Mutter die bisher von dem Vater ausgeübte elterlihe Gewalt 
endgültig und in vollem Umfange zu. Erjt jet erjtarft die elterliche 
Gewalt der Mutter zur Vollgewalt.®) 

II. Eine der väterlichen Gewalt entiprechende mütterlihe Gewalt war 
dem preußiichen Rechte unbefannt, und jelbjt nad) dem Tode des Vaters 


1) Art. 69 8 4 Abi. 2 AG. z. BOB. 

?) Mot. IV ©. 733 ff.; Dentihr. ©. 233 ff.; v. Staudinger-Engelmann IV 
©. 480 ff.; Pland-Ungner IV ©. 435 ff.; Endemann Bd. 2 $ 204; Enneccerus- 
Lehmann Bd. 2 8134; Matthiah, 3. Aufl. Bd.2 8108; Coſack Bd.2 8306; v. Buchka 
(3. Aufl.) ©. 300; Fränlel, Familienrecht S. 130 ff., S. 160 ff.; Engelmann a. a. O. 
$ 266; Opet a. a. O. ©. 304 ff.; Knitſchky a. a. DO. ©. 245 ff.; Spahn a. a. O. ©. 79 ff. 

=) $ 1634 BOB. *) 8 1698 BOB. 

5), 8 1685 BOB. , $ 1684 BOB. 
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itand der Mutter nur das Erziehungsredht unter der Aufjiht des Vor: 
mundes zu, während die Sorge für die Perfon und das Vermögen des 
Kindes, einjchließlid der Vertretung, joweit die Mutter nicht ſelbſt zum 
VBormunde berufen war, auf einen von der Obrigkeit bejtellten Vormund 
überging.!) Ebenfowenig ſtand der Mutter ein Necht der Nußniefung am 
Vermögen de3 Kindes zu. 

III. Nah BGB. jteht der Mutter die elterliche Gewalt über 
alle ihre ehelichen und die ihnen rechtlich gleichgejtellten Kinder?) bis zu 
ihrer Volljährigkeit zu, ohne Rüdjicht darauf, ob jie verheiratet oder unver- 
heiratet, Hauskinder oder jelbjtändig find. Die elterlihe Wollgewalt der 
Mutter hat grundjäßlich den gleihen Inhalt wie die des Waters; der 
Mutter jteht aljo die Sorge für die Perjon und das Vermögen (Bermögens- 
verwaltung) de3 Kindes zu und ihr gebührt insbejondere auch die Nutz— 
nießung am nichtfreien Vermögen des Kindes’) jowie die geſetzliche 
Vertretung. Eine Beichränkung erleidet die elterliche Gewalt der Mutter 
nur injofern, als diejer ein Beiftand geitellt werden fannt) und als fie, 
im Gegenjaße zur elterlichen Gewalt ded Vaters, durch Wiederverheiratung 
der Mutter beendigt wird.) 

IV. Der Mutter jteht nun nad BGB. die elterlihe Gewalt in 
folgenden Fällen zu: 

l. wenn der Vater gejtorben oder für tot erklärt it.) Im Falle 
der Todeserklärung beginnt die elterlihe Gewalt der Mutter mit dem 
Zeitpunkte, der als Zeitpunft der Todeserflärung des Vaters gilt‘); 

2. wenn der Vater die elterliche Gewalt verwirkt hat‘) und Die 
Ehe aufgelöjt ijt.?) Solange die Ehe beiteht, tritt infolge der Verwir— 
fung der elterlichen Gewalt durch den Water niemals die elterliche Gewalt 
der Mutter ein, vielmehr muß in diefem Falle dem Kinde ein Vormund 
bejtellt werden !P), neben dem der Mutter die Sorge für die Perſon des 
Kindes in gleicher Weije zujteht wie neben dem Water.!!) 

Sit aber die Ehe, vor oder nad der Verwirfung der elterlichen 
Gewalt, aufgelöft, jo geht die elterliche Gewalt voll und allein auf die 
Mutter über. 

V. Die elterliche Gewalt fteht an ſich beiden Eltern gemeinfchaftlid) 
zu; jolange aber der Vater während der Ehe an der Ausübung der 
elterlichen Gewalt thatſächlich verhindert ift!?) oder folange feine Gewalt 
ruht!®), bleibt zwar der Vater der Träger der elterlichen Gewalt, und 


2) 8 17 No. 3, 88 18, 27, 28 FEAR —— vom 5. Juli 1875. 
x g 16 ad 9 1701, 1702, 1719, 1757 BGB. 
GB. Sie hat die Nutznießun a — ſie während der Dauer 
der —* —*2 Gewalt ausübt, 8 1685 di 





9 8 1687 Abi. 1 BGB. g\ jr ge BOB. 

9 8 1684 Abi. 1 No. 1 BGB. 98 1684 Abſ. 2, $ 18 BOB. 
) 8 1680 BSP. 

*, 8 1684 Abi. 5, No. 2 BOB. 

», 8 1773 BO ’, 8 1698 BOB. 


= 3. B. durch atheit oder Abweſenheit. $ 1665 BOB. 
) 3. B. bei Geichäftsunfähigfeit oder beichräntter Seihäftsfähigkeit (Entmün 
digung — Verſchwendung, Trunkſucht) SS 1676, 1677 BGB. 


58 1684, 
1686, 
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8 1687. damit behält er auch die Nubnießung am Slindesvermögen?!), ihre Aus— 


Belftanb. 


übung geht aber während der Dauer der Ehe fraft Geſetzes auf die 
Mutter über, mit Ausnahme der Nubnießung.?) Im diefem Falle 
übt aljo die Mutter die Sorge für die Perſon, einſchließlich der geſetzlichen 
Vertretung des Kindes, ſowie die Vermögensverwaltung aus.?) 

Wenn jedoch nach Auflöfung der Ehet) die elterliche Gewalt des 
Vaters ruht und feine Aussicht bejteht, daß der Grund des Ruhens weg— 
fallen werde (3. B. bei Geiltesfranfheit, Verurteilung zu Tebenslänglicher 
Zuchthausitrafe), jo hat das Vormundfchaftsgericht der Mutter auf ihren 
Antrag die Ausübung der elterlichen Gewalt zu übertragen.) In 
diefem Falle erlangt die Mutter au die Nutznießung am Ver— 
mögen des Kindes.) 

Stellt die Mutter feinen Antrag auf Uebertragung der Ausübung, 
jo muß dem Kinde ein Vormund bejtellt werden. 

VI Auf die elterlihe Gewalt der Mutter finden grundfäglich Die 
für die elterlihe Gewalt des Vaters geltenden VBorjchriften Anwendung, 
jedoh kann der Mutter ein Beijtand bejtellt werden‘), der jie bei der 
Ausübung der elterlichen Gewalt zu unterftügen und zu überwachen hat 
und hierbei im allgemeinen die Stellung eines Gegenvormundes ein- 
nimmt. Auf Antrag der Mutter kann ihm jedoch die VBermögensverwaltung 
übertragen werden, und dann hat er die Nechte und Pflichten eines 
Rflegers.®) 

1. Das Vormundihaftsgeriht?) muß der Mutter einen Beijtand 
beitellen: 

a) wenn der Bater die Beitellung durd) letztwillige Berfügung !°) 
angeordnet hat!?); 

b) wenn die Mutter die Beitellung beantragt!?); 

ce) wenn das Vormundichaftsgericht aus bejonderen Gründen wegen 
de3 Umfange® oder der Schwierigkeit der Wermögensverwaltung, oder 
wegen Gefährdung der Perjon oder des Vermögens des Kindes von 
Amtswegen die Beitellung im Intereſſe des Kindes für nötig eradhtet.13) 

2. Für die Berufung und Beitellung des Beijltandes gelten die 
gleichen Bejtimmungen wie bei dem Gegenvormunde.!*) Danad) ift zunächſt 
der vom Water als Beiltand Benannte, jodann der von der Mutter Bes 


) vol. 1678 BGB. ?) 8 1685 Abſ. 1 BOB. 

*, Nur im Halle des $ 1676 Abi. 2 Sap 1 BGB. fteht dem Vater neben 
der Mutter die Sorge für die Perſon des Kindes zu, zu feiner Vertretung it er 
aber nicht berechtigt und bei Meinungsverjchiedenheiten geht die Meinung der 
Mutter vor. 

+) Sei es infolge Scheidung, fei es infolge Wiederverheiratung im alle der 
Todeserllärung ($ 1348 Abi. 2 BOB.). 


) 8 1685 Abſ. 2 Satz 1 BGB. 9) $ 1685 Abi. 2 Sab 2 BOB. 
) $ 1687 BOB. ) $ 1693 BOB. 
843 RFrG, 0, 88 1937, 2299 BGB. 


1, N 1687 No. 1, $ 1777 BGB. Dem Bater muß zur Zeit feines Todes 
die elterlihe Gewalt über das Kind zugejtanden haben. 

ı7, 8 1687 No. 2 BOB. 

18, 8 1687 No. 3, SS 1673, 1675 BGB. Val. aud Art. 69 $ 2 AG. 5. BGB. 

) 8 1694 Abi. 1, $ 1792 Abi. 4 BEP. 
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nannte und nad) diefen der Großvater des Kindes von väterliher Seite 88 1688 
ſowie der Großvater des Kindes von mütterlicher Seite berufen.!) Im bis 16%. 
übrigen fann jeder zum Beiltande ausgewählt werden, der zum Gegen— 
vormunde bejtellt werden kann, alfo aud) Frauen.?) Der Beiltand erhält 
eine Bejtallung, die er nach Beendigung feines Amtes zurüdzugeben hat.?) 

3. Ueber den Umfang des Wirkungsfreiies des Beijtandes enticheidet Wirtungs: 
jeine Beitellung. Er kann entweder für alle Angelegenheiten oder für dia 
gewiſſe Arten von Angelegenheiten oder für einzelne Angelegenheiten bejtellt 
werden.t) Dad Bormundichaftsgericht kann aljo den Wirfungsfreis nad) 
den Bedürfnifjen des einzelnen Falles abgrenzen. Sit der Umfang nicht 
beitimmt, jo fallen alle Angelegenheiten in den Wirkungskreis des Bei— 
ſtandes. Hat aber der Vater die Beitellung angeordnet, jo find deſſen 
Reijungen bei der Beitellung zu befolgen.) Innerhalb des ihm über— 
tragenen Wirkungsfreijes hat der Beiltand die Mutter bei der Erfüllung 
der ihr fraft der elterlichen Gewalt obliegenden Pflichten zu unterftüßen 
und zu überwachen und dem VBormundjchaftsgerichte jeden Fall, in welchem 
e3 zum Einſchreiten berufen ijt®), unverzüglich anzuzeigen.?) 

a) Der Mutter jteht hiernach zwar die Ausübung der elterlichen 
Gewalt zu, aljo die Sorge für die Perjon und das Vermögen des Kindes $) 
jowie die gejeßliche Bertretung, ihre Machtbefugnijie find aber injoweit 
eingejchränft, al8 fie innerhalb des Wirkungsfreiies des Beijtandes feiner 
Genehmigung zu jedem Nechtsgejchäfte bedarf, zu dem ein Vormund der 
Genehmigung des Bormundjchaftsgericht3?) oder des Gegenvormundes 1%) 
benötigt.!) 

Die Genehmigung des Beiftandes genügt aber nicht bei denjenigen 
Rechtsgejchäften, welche die Mutter als Inhaberin der elterlichen Gewalt 
nicht ohne die Genehmigung des VBormundjchaftsgericht3 vornehmen fann 12); 
hier bedarf es aljo jeiner Genehmigung jelbjt dann nicht, wenn dieſe 
Nechtögeihäfte in jeinen Wirkungskreis fallen jollten. 

Der Beijtand kann übrigens jeine Genehmigung zu einem Rechts- 
geichäfte mur der Frau, nicht dem Dritten gegenüber erflären.!®) Seine 
Genehmigung wird aber in allen Fällen durch die Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts erjeßt.'t) 








') $ 1776 BGB. Dem lebergangenen jteht die ſofortige Beſchwerde zu, 8 60 
Abi. 1 No. 1 RFrG.; ebenjo demjenigen, deſſen Weigerung zur Uebernahme der 
Beiſtandſchaft zurüdgemiejen wird, $ 60 Abi. 1 No. 2 RFrG. 

2) 88 1779, 1792 Abi. 4 BGB. Eine Ehefrau mit Zuftimmung ihres Mannes, 
$ 1783 BGB. 

) 8$ 1791, 1792 Abj. 4, 8 1893 Abi. 2, $ 1895 BGB. 

) 8 1688 Abſ. 1 und 2 BGB. 


5), $ 1688 Abi. 3 BGB. °, S$ 1665-1668, 1670 BGB. 
8 1689 BGB. 8) Someit nicht der Fall des $ 1693 BGB, vorliegt. 
9) 88 1821, 1822 BOB. 19) 88 1809, 1810, 1812, 1813 BGB. 


19 8 1690 Abi. 1 Sab 1 BGB. 

ij 8 1690 Abf. 1 Sap 2, $$ 1643, 1686 BGB. fiehe oben ©. 863. 

29 8 1828, $ 1690 bj. 1 Sap 3 BGB. Ueber die Wirkſamkeit eines von 
der Mutter ohne die erforderlidie Genehmigung des Beiltandes vorgenommenen 
Rechtögeichäfts vgl. SS 1829—1531 BGB., und oben ©. 864. 

19 8 1690 Abi. 2 BB. 


88 1691 
bis 1698. 


Termögends 
verwaltung. 
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In allen Fällen, in denen das NRechtsgejchäft zu dem Wirkungskreiſe 
des Beiitandes gehört, mag dazu nun die Genehmigung des Beiltandes 
oder allein die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erforderlich fein, 
joll!) das Vormundichaftsgericht vor der Entiheidung über die Genehmi- 
gung den Beiltand hören, jofern ein jolcher vorhanden und die Anhörung 
thunlich ift.?) 

b) Erjtredt fi der Wirkungskreis des Beiftandes auf die Sorge für 
die Perjon des Kindes, jo bedarf die Mutter, wenn jie für fi und 
zugleich kraft elterliher Gewalt für ein Kind die Entlafjung aus dem 
Staatöverbande beantragt, der Genehmigung des Beiltandes zu dem Antrag 
auf Entlafjung des Nindes.3) 

c) Die Mutter hat das ihrer Verwaltung unterliegende Geld des 
Kindes mündelmäßig und verzinslich anzulegen, jomweit es nicht zur Bejtrei- 
tung von Ausgaben bereit zu halten it.) Fällt jedoch die Anlegung des 
Geldes in den Wirkungsfreis ihres Beiftandes, jo joll fie das Geld nur 
mit Genehmigung des Beiltandes und bei dejjen Weigerung mit Genehmi- 
gung des VBormumdichaftsgerichts bewirken.d) Weiter aber joll fie das 
Geld des Kindes bei einer inländifchen öffentlichen Sparkaſſe oder bei der 
Reichsbank, bei einer landesgeſetzlich für geeignet erklärten inländijchen 
Bank oder bei einer Hinterlegunggitelle nur mit der Bejtimmung anlegen, 
daß zur Erhebung des Geldes die Genehmigung des Beiltanded oder des 
Vormundſchaftsgerichts erforderlich ift.‘) 

d) Die Mutter hat ein Verzeichnis über da8 Vermögen des Kindes 
beim Tode de8 Bater8”), auf Anordnung des Vormundſchaftsgerichts bei 
Gefährdung des Vermögens des Klindes®), im Falle der Wiederverheiratung ?) 
und bei der Annahme eines Kindes 10) dem Vormundſchaftsgericht einzureichen. 
Bei der Aufnahme diejes, Verzeichnifjes iſt der Beiltand zuzuziehen, jofern 
jich fein Wirkungskreis nicht auf einzelne bejtimmte Angelegenheiten bejchränft ; 
er hat das Verzeichnis ebenfalls mit der Verjicherung der Richtigkeit und 
Volljtändigkeit zu verjehen. Die Einreihung eines ungenügenden Ber: 
zeichniffe8 berechtigt das Vormundjchaftsgericht zu der Anordnung, daß das 
Verzeichnis durch eine zuftändige Behörde oder durd einen zuftändigen 
Beamten oder Notar aufgenommen wird.1!) 

4. Wenn fi die Mutter der Vermögensverwaltung nicht gewachlen 
fühlt oder die damit verfnüpfte WVerantwortlichkeit nicht tragen will, jo 
fann das Bormumdichaftsgeriht auf ihren Antrag dem Beiltande Die 
Bermögensverwaltung ganz oder teilweije übertragen.!?) In Ddiejem 


1) , Das Unterlaff en der Ordnungsvorſchrift Hat auf die Wirkſamkeit des Rechts: 
geihäfts feinen u vgl. jedoch $ 1848 BOB. ) 8 1690 Abi. 3 BGB. 

) $ 14a Abſ. 2 Sap 2 Reichsgeſetz über die Ermwerbung und den Berluft 
der Bundes» und Staatdangehörigfeit vom 1. Juni 1870 (BGB. ©. 355), Art. 41 
II EG. z. BGB. 

*) 88 1642, 1686 BOB. Vgl. jedoch $ 1653 BOB. 

5) 88 1691, 1810 BOB. 

°) 88 1691, 1809, $ 1807 Abf. 1 No. 5 BGB., Art. 75 AG. 5. BGB. Zu: 
widerhandlung macht die Mutter Idabenserjagpflichtig, $ 1664 BGB. 

7) 88 1640, 1686 BOB. s, 8 1667 Abj. 2, $ 1686 BOB. 

») $ 1669 BOB. » $ 1760 BÖB. 11) g 1692 BER. 

2 8 1693 BGB. 
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Falle hat der Beiſtand die Rechte und Pflichten eines Pflegers'); er hat 58. =. 
aljo die gejeglihe Vertretung des Kindes in Vermögensangelegenheiten 
unter Ausjchluß der Mutter.) Soweit der Mutter die Vermögendverwal- 
tung nicht zujteht, kann fie auch die Nutznießung nicht ausüben, jondern 
nur die Herausgabe der Nutzungen verlangen.?) 

Das VBormundichaftsgericht fann die Uebertragung der Vermögens— 
verwaltung auf den Beijtand jederzeit aufheben; doc ſoll die Aufhebung 
nur mit Zujtimmung der Mutter erfolgen.*) 

Die Sorge für die Perſon des Kindes fann dem Beiltande nicht 
übertragen werden. Sit dem Beiltande die gejamte Vermögensverwaltung 
übertragen und wird der Mutter die Sorge für die Perſon des Kindes 
entzogen), jo muß dem Kinde ein Bormund bejtellt werden.®) 

5. Der Mutter jteht nad) preußiichem Rechte die Nußniegung an 
dem Fideikommißvermögen des Kindes kraft der elterlichen Gewalt nicht 
zu.) Dad Vormundichaftsgericht kann aber nad) jeinem Ermejjen auch 
ohne Antrag der Mutter die Verwaltung des Fideilommißvermögens 
dem ihr beitellten Beijtand übertragen, und Ddieje Uebertragung muß 
erfolgen, wenn jie vom Vater durch letztwillige Verfügung angeordnet ijt.®) 

6. Das Vormundichaftsgericht hat die gejamte Thätigleit des Bei- 
itande3 zu beauffichtigen?); dem Kinde ijt der Beiltand für den aus feiner 
ihuldhaften Pflichtverlegung entjtehenden Schaden verantwortlich 19). Für feine 
Aufwendungen kann er von dem Kinde Borihuß oder Erjaß verlangen !!); 
aus bejonderen Gründen kann ihm vom WBormundjchaftsgericht eine ange- 
mejjene Vergütung bewilligt werden.!?) 

Das Amt des Beiſtandes endigt!?) mit jeiner Entmündigung, mit 
jeiner Todeserflärung, mit feiner Entlafjung wegen pflichtiwidrigen Ver: 
halten oder wegen Eintritt3 eines Untauglichfeitägrundes, wegen Ver: 
beiratung der zum Beijtande beitellten Frau und wegen Verſagung oder 
Widerruf der ehemännlichen Zuftimmung, mit feiner Entlafjung wegen 
Verjagung oder Zurüdnahme der dienftlichen Erlaubnis, wenn der Beiftand 
ein Beamter oder Religionsdiener ijt, und mit jeiner Entlajjung auf An— 
trag aus wichtigen Gründen. 

Das Amt des Beijtandes endigt ferner auch dann, wenn die elter- 
lihe Gewalt der Mutter ruht!) und wenn die Beitellung des Beiltandes 
aufgehoben wird.15) Nach Beendigung der Beiltandjchaft bleibt der Bei— 
jtand zur Fortführung der Geichäfte berechtigt, bis er von der Beendigung 


1) 8$ 1915, 1793, BGB. 


2) 88 1628, 1630 BOB. ) 8 1656 BGB. 
*) 8 1695 BOB. s) $ 1666 BOB. 
* 8 1773 BOB. 


) Anders nach Rheiniihem Rechte, C. c. Art. 384. 

9) Art. 69 $ 2 AG. 3. BGB. Beichwerdereht 88 20ff. RFrG., Art. 3 bis 
8 PrFrG. 98 1694 Abſ. 1, 88 1837, 1839 BGB. 

0) 8 1833 BOB. Wegen Sichergeitsleiftung vgl. $ 1844 BGB., $ 54 RFrG. 

1) 88 1694, 1835 BGB. 2) 8 1694 Abi. 1, $ 1836 BOP. 

15) & 1694 Abi. 1, S$ 1895, 1885 —1889 BEL. 

) 8 1694 Nbi. 2 BL. In diefem Falle muß ein Vormund bejtellt werden, 
s 1773 BEL. 15) 8 1695 BOB. 


gg 1696 
bis 1698, 
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Kenntnis erlangt hat.!) Seine Bejtallung bat er dann dem Vormund— 
IchaftSgerichte zurücdzugeben.?) 

Den Tod des Beiltandes hat die Mutter dem Bormundichaftsgericht 
underzüglich anzuzeigen.?) 

VII. Die elterlihe Gewalt der Mutter ruht aus denjelben Gründen 
wie die des Vaters.) Während des Nuhens it die Mutter nicht be= 
rechtigt die Gewalt auszuüben, jedoch verbleibt ihr die Nußniekung 
an dem Vermögen des Kindesd) Dem Kinde iſt aljo, wenn die 
Mutter geichäftsunfähig (z. B. geiſteskrank) ijt, ein Vormund zu beitellen, 
dem die Sorge für die Perfon und das Vermögen jowie die gejeßliche 
Vertretung des Kindes zufteht.) Ruht jedoch die elterliche Gewalt der 
Mutter, weil fie in der Gejchäftsfähigfeit beſchränkt, alio wegen 
Seiftesichtwäche, wegen Verſchwendung oder wegen Trunkſucht entmündigt 
oder unter vorläufige Vormundſchaft geitellt it oder weil ſie wegen Ge— 
brechlichfeit einen Pfleger erhalten hat, jo iteht ihr zwar die Sorge 
für die Berjon des Kindes (Erziehung, Aufiicht, Aufenthaltsbeſtimmung) 
neben dem Vormund oder Pfleger zu, zur Vertretung des Kindes 
iſt fie jedoch nicht berechtigt, und bei einer Meinungsverjchiedenheit zwiſchen 
ihr und dem Vormund oder Pfleger geht die Meinung des Bormundes 
oder Pflegers vor.’) 

Ruht aber die elterliche Gewalt der Mutter wegen Minderjährig- 
feit, jo behält die Mutter die Sorge für die Perjon des Kindes an 
Stelle des Vormundes, zur Bertretung des Kindes it fie jedoch auch in 
diejen Falle nicht berechtigt. Der hierzu bejtellte Vormund bat in den 
perjönlichen Angelegenheiten des Kindes, aljo joweit der Mutter die Sorge 
zufteht, die rechtliche Stellung eines Beijtandes; er hat alfo die Mutter 
bei der Sorge für die Perjon des Kindes zu unterjtüßen und zu über- 
wachen, aucd dem Wormundichaftsgerichte jeden zum Einſchreiten geeigneten 
Sal unverzüglich anzuzeigen.d) Bei einer Meinumngsverjchiedenheit zwiſchen 
dem VBormund und der Mutter geht aber hier die Meinung der Mutter vor.?) 

VIII. Die elterlicie Gewalt der Mutter endigt ebenfalls aus den 
gleihen Gründen, wie die elterliche Gewalt des Vaters.!e) Endigt fie 
dur) Tod oder Todeserflärung oder durch Verwirkung, jo muß dem Kinde 
nunmehr ein Vormund beitellt werden.!!) 

Außerdem verliert die Mutter die elterliche Gewalt Fraft Gejeßes, 
wenn fie eine neue Ehe eingeht.!?) Sie behält jedoch; die thatjächliche Sorge 
für die Perſon des Kindes, ohne zur Vertretung de3 Kindes in perjün= 
lichen Angelegenheiten berechtigt zu fein. Sie verliert aljo mit der 


») 88 1893, 1682, 1683, 1694 BGB. 

®) 8 1893 Abi. 2, $ 1694 BOB. ) 88 1894, 1694 BOB. 

“) 88 1686, 16761678 BGRGB. fiche oben ©. 880, 881. 

®) Unbeſchadet der Borichrift des S 1685 Ab}. 2 BGB. Bezüglich) der Aus— 
übung vol. $ 1656 BOB. Das Amt eines etwaigen Beiltandes endigt mit dem 


Ruben, $ 1694 Abi. 2 BGB. ©) 88 1678, 1686, 1773 BGB. 
J 1676 Abi. 2, 8 1686 BOB. ») S$ 1696, 1689 BGB. 
°) $ 1698 BOB. findet hier Feine Anwendung. 

10) SS 1679, 1680, 1686 BGB. 1) 8 1773 BOB. 


12) $ 1697 Sab 1 BOB. Val. $ 1669, 1686 BOB., $ 48 NFrO. 
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Wiederverheiratung jowohl die Vermögensverwaltung als auch die Ver— 
tretung in perjönlichen und in WVermögensangelegenheiten und die elter- 
lihe Nußniegung.!) Der Vormund des Kindes hat, joweit der Mutter 
die Sorge zufteht, auch hier die rechtliche Stellung eines Beiltandes. Als 
Bormund des Kindes kann aud die Mutter bejtellt werden, jedoch nur 
mit Zujtimmung ihres zweiten Mannes.?) 

Durch Auflöfung der zweiten Ehe erlangt die Mutter die elterliche 
Gewalt nicht wieder. 

IX. Steht der Mutter weder die elterliche Gewalt noch deren Aus- 
übung zu, und wird für das Kind ein Vormund beitellt, weil die elter- 
liche Gewalt des Vaterd ruht?) oder verwirkt it‘), oder weil die Ver— 
tretung des Kindes dem Water jowohl in den die Perſon als auch in 
den das Vermögen betreffenden Angelegenheiten entzogen ijt?), oder wird 
für die Erziehung des Kindes an Stelle des Waters ein Pfleger beitellt, 
jo jteht der Mutter die Sorge für die Perſon des Kindes neben dem 
Bormund oder dem Pfleger in gleicher Weile zu wie jonjt neben dem 
Vater. Sie it alſo zur Vertretung des Kindes nicht berechtigt, und bei 
einer Meinungsverjchiedenheit zwijchen ihr und dem Wormunde geht Die 
Meinung des Bormundes oder Pflegers vor.s) 


$ 216. 


V. Redtlihe Stellung der Kinder aus nichtigen Ehen‘) 


I. Während das gemeine Recht im Anſchluß an das Fanonijche®) 
Recht Kinder aus nichtigen oder ungiltigen Ehen dann als eheliche aner- 
fannte, wenn auch nur einer der Ehegatten bei Schließung der Ehe in 
gutem Glauben ich befand), ging das ALR.!O) in der Begünftigung der 
Kinder aus nichtigen Ehen noch weiter und legte ihnen, ohne Rüchkſicht 
auf den guten Glauben der Eltern, ihren unmittelbaren Eltern gegenüber 
alle Rechte der ehelichen Kinder bei; fie traten aber zu den Familien 


) Ein Antrag, der Mutter im alle der Wiederverheiratung die Nutznießung 

zu befafien, Prot. II Bd. 4 S. 645 ff., wurde abgelehnt. Die Unterhaltspjlicht der 

Mutter bleibt aber beitehen ($ 1601 BGB.), die nu des Kindesvermögens find 

aunächit zum Unterhalt des Kindes zu verwenden, $ 1602 Abi. 2 BGB., vgl. oben 
©. 843, 


847. 2) 8 1783 BOB. s) 88 1676, 1677, 1773 BOB. 
*) 8 1680 BGB. 5, $ 1773 BOB. 
8 1698 BOB. 


7) Mot. IV ©. 843ff.; Denkſchr. S. 237 ff.; Prot. IT ©. 6174 ff. (Bd. 4 
©. 662 ff); v. run ers Engelmann Bd. 4 ©. 495 ff; Planck-Unzner IV ©. 451 ff.; 
Endemann Bd. 2 8 Enneccerus⸗ Lehmann B. 2 8 137; Mattbiah Bd. 2 
$ 109; Cojad Bd.2 8 330: v. Buchka, 3. Aufl. S. 362 ft. ; Engelmann 0.0.0.8 268; 
Fränfel a. a. D. ©. 165; Opet a. a. D.$ 25 ©. 325; Knitſchky a. a. DO. 8 16 
©. 271ff.; Spahn a. a. O. ©. 21ff.; Grier, Eheſcheidungsrecht (2. Aufl.) 8 20 
S. 76f.; Dernburg BB. 3872 ©. 230, 

®) Cap. 2, 8, 14, 15 X qui filii sint legitimi, 4, 17. 

) Windicheid-Slipp, Pandelten Bd. 1 $ 56b, 

0, 88 50—57 II 2 ALH. Entih. NO. Bd. 18 No. 62 ©. 289; im JMBl. 
1832 ©. 283; Fiſcher in Gruchot3 Beiträgen Bd. 25 ©. 69. 


8 1698. 


Kinder aus 
nichtigen 
Ehen. 
Putativ⸗ 
Under. 


88 1699 
bis 1702, 
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der Eltern in kein Verwandtſchaftsverhältnis, unter ſich aber hatten ſie alle 
Rechte ehelicher Geſchwiſter, auch führten ſie in der Regel den Namen 
der Mutter. Der ſchuldige Elternteil erwarb keine elterlichen Rechte, nur 
der unſchuldige Teil erlangte ſie. Soweit die Eltern jedoch den Kindern 
Erziehung und Verpflegung gewährten, erlangten ſie die Rechte von 
Pflegeeltern. 

Das BGB. hat ſich dem gemeinen Rechte angeſchloſſen und gewährt 
den Kindern aus einer nichtigen Ehe, die im Falle der Gültigkeit der Ehe 
ehelich ſein würden, nur dann die Rechtsſtellung ehelicher Kinder, wenn 
wenigſtens einer der Ehegatten bei der Eheſchließung in gutem Glauben 
ſich befand.) Da ſolche Kinder als eheliche gelten, jo erlangen fie auch 
ſämtliche Rechte und Pflichten der ehelichen Kinder.?) 

Kannten beide Eltern bei der Eingehung der Ehe die Nichtigkeit 
oder beruhte die Nichtigkeit der Ehe auf einem Formmangel und war die 
Ehe nicht in das Heiratsregijter eingetragen?), jo gelten die Kinder ohne 
Rückſicht auf den guten Glauben der Eltern als uneheliche.t) 

II. Waren beide Eltern bei Eingehung der Ehe in gutem Glauben, 
jo haben fie den Kindern gegenüber im wejentlichen die gleihe Stellung 
wie wenn die Ehe geichieden und beide Ehegatten für jchuldig erklärt 
jind.d) Die Kinder ftehen aljo unter der elterlichen Gewalt des Waters, 
die Sorge für die Perſon des Kindes fteht aber in Anjehung der Töchter 
der Mutter, in Anjehung der Söhne über ſechs Jahre dem Water zu. 
Das VBormundichaftsgericht kann jedoch aus bejonderen Gründen eine ab— 
weichende Anordnung treffen. Das Recht der gejeplichen Vertretung ver- 
bleibt aber in jedem Falle dem Vater. In Anjehung der Sorge für das 
Vermögen der Kinder und der elterlichen Nußniegung gelten die allge- 
meinen Negeln, ebenfo nach dem Tode eine der Ehegatten. 

1. War dem Vater die Nichtigkeit der Ehe bei der Eheſchließung 
befannt, fo jteht die elterliche Gewalt der Mutter zu, während dem Vater, 
wie nach ALR.e), Die ſich aus der Vaterjchaft ergebenden Rechte?) ent- 
zogen find.) Dagegen behält das Sind feinen Unterhaltsaniprud und 
jein Erbrecht gegenüber dem Vater und dejien Verwandten. 

2. War dagegen nur die Mutter jchlechtgläubig, jo jteht allein dem 
Bater die elterliche Gewalt über das Kind zu, während der Mutter nur 
diejenigen Nechte zulommen, welche im Falle der Scheidung der allein für 
Ihuldig erklärten Frau zujtehen®); ſie it alfo auf den perjönlichen Ver: 
fehr mit dem Kinde beichränft.!%) Stirbt aljo der Vater oder endigt feine 
elterlihe Gewalt aus einem anderen Grunde (Todeserflärung, Verwirkung 
und Auflöfung der Ehe), jo erlangt die Mutter nicht die elterliche Ge- 


ı) 8 1699 Abi. 1 BGB. Grobfahrläfiige Unkenntnis fteht dem jchlechten 
Glauben nicht gleid). 

?) Eiche oben $ 209 ©. 849 ff. (Familienname des Vaters, Wohnjig, Dienft- 
pflicht, Ausſteuer, gr Unterhalt, Erbredt). 

, 8 1345 Abi. 2 BOB. 8 1699 Abi. 2 BOB. 

5) s$ 1700, 1585, 1635, 1636 BGB. °) 8 54 II 2 ACN. 

) 8$ 1305, 1601, 1617, 1626, 1747, 1777, 1852, 1899, 1925, 2303 BOB. 

) 8 1701 BGB. », 8 1702 Abſ. 1 BGB. 

‚, 8 1636 BOB. 
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walt, jondern e8 wird ein Vormund beitellt. Der Mutter jteht in dieſem 
Falle nur die Sorge für die Perſon des Kindes, mit Ausjchluß der geſetz— 
lien Bertretung zu.!) 

Dem VBormunde liegt aljo die gejebliche Vertretung des Kindes aud) 
in perjönlichen Angelegenheiten und die Sorge für dad Vermögen des 
Kindes ob. Soweit der Mutter die Sorge für die Perjon des Kindes 
zufteht, hat der Vormund die rechtliche Stellung eine Beijtandes; er hat 
alſo die Mutter bei diefer Sorge zu unterjtügen und zu überwachen. 
Diejelbe Stellung nimmt die Mutter ein, wenn die elterliche Gewalt des 
Vaters wegen jeiner Gejchäftsunfähigfeit oder wegen thatjächlicher Ver— 
binderung für längere Zeit ruht.) Ruht dagegen die elterliche Gewalt 
aus anderen Gründen, 3. B. weil der Vater in der Geichäftsfähigkeit 
beichränft ift, jo bleibt die Mutter lediglich auf den perjünlichen Verkehr 
mit dem finde angemwiejen. 

3. Waren beide Eltern in ſchlechtem Glauben und gilt das Kind 
deshalb nicht als ehelich, jo Fan es gleichwohl von dem Vater, jolange er 
lebt, Unterhalt wie ein eheliches Kind verlangen.?) 

III. Nach ALR.t) waren Kinder aus anfechtbaren und für ungültig 
erflärten Ehen den Kindern aus nichtigen Ehen gleichgeitellt. Nah BGB. 
jteht eine anfechtbare Ehe, wenn ſie angefochten iſt, ihrer Wirkung nad) 
einer nichtigen Ehe gleich’); der Kenntnis der Anfechtbarfeit der Ehe wird 
die Kenntnis der Nichtigkeit gleichgeitellt.®) 

Die Vorichriften über die Stellung der Kinder aus nichtigen Ehen 
finden aljo auf Kinder aus anfechtbaren und angefochtenen Ehen ent= 
iprechende Anwendung. Sie gelten als ehelich, jofern nicht beide Ehe- 
gatten die Anfechtbarfeit der Ehe bei der Cheichliegung gekannt haben. 
Dabei jteht bei einer wegen Drohung anfechtbaren und angefochtenen 
Ehe der anfechtungsberechtigte Ehegatte einem jolchen gleich, dem Die 
Nichtigkeit der Ehe bei der Ehejchliegung unbekannt war.?) 

IV. Inwieweit die Kinder aus einer vor dem 1. Januar 1900 
geichlofjenen nichtigen oder ungültigen Ehe als eheliche Kinder anzujehen 
find, und inwieweit der Vater und die Mutter die Pflichten und Rechte 
ehelicher Eltern haben, beftimmt ſich nach den bisherigen Gejegen.®) 


ı) 8 1702 Abi. 2 BGB. 

) 8 1702 Nbj. 3 BGB. Die Mutter hat alſo diejelbe Stellung wie eine 
Mutter gegenüber ihrem unehelichen Kinde, $ 1707 BGB. 

) Ss 1703 BOB. Das Recht aus $ 1612 Abi. 2 BGB. jteht dem Water 
nicht zu, $ 1703 Sa 2 BGB. In — des Anſpruchs gegen die Mutter 
gilt $ 1705 BGB. 4) 8 57 II 2 ACH. 

) 8 1343 BGB., jiche oben S. 669—672. 

) 8 142 Ubi. 1, $ 1346 Sap 1 BGB. 

’) 8 1704 BOB. 8, Art. 207 EG. 3. BOB. 
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$ 217. 


VI Rechtliche Stellung der unehelichen Kinder‘) 


I. Umeheliche Kinder ftanden nad römiſchem Nechte zu der Mutter 
und deren Familie in demjelben Verhältniſſe wie cheliche Kinder; Dagegen 
beitand zwijchen ihnen und dem außerehelichen Erzeuger fein Verwandt— 
ichaftsverhältnig, jie galten als sine patre. Dieje Anficht erfuhr in der 
jpäteren Kaiſerzeit mehrfache Einjchränfungen, indem den Konkubinenkindern 
(liberi naturales) nicht nur ein Alimentenanfpruch?), jondern aud) ein 
außerordentliches Intejtaterbredyt gegen den Water gewährt wurde Die 
gemeinrechtlihe PBraris übertrug dann die Rechte der liberi naturales auf 
alle unehelichen Kinder?) und bildete die Paternitätsflage aus, durch Die 
der Vater ausgemittelt und zur Leiltung von Mlimenten für das Kind 
angehalten werden Fonnte. 

Nah deutichem Rechte galten die unehelich geborenen Kinder als 
rehtlos!); fie traten weder in die Familie des Vaters noch in die der 
Mutter, und vermöge dieſer Jamilienlojigfeit war ihre rechtliche und joziale 
Stellung bis in die neuere Zeit herabgemindert.?) 

Unehelih iſt nah BGB. dasjenige Kind, für welches nicht die 
Vorausſetzungen zutreffen, unter denen e8 nach den Vorjchriften des BGB.) 
ehelich ijt oder als ehelich gilt. 

Tas BOB. beitimmt im Anfchlug an das gemeine?) und das preußiiche 
Necht®), daß zwilchen dem uneheliden Kinde und deſſen Vater fein Ver— 
wandtichaftsverhältnis bejteht”), Dagegen räumt es im Verhältniſſe zu der 
Mutter und zu den Vertvandten der Mutter dem unehelichen Kinde Die 
rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes ein; es tritt aljo, abweichend vom 
preußiichen Rechte), in die mütterlihe Familie ein.!!) Da das unehe- 
9) Mot. IV S. Sölji.; Dentſchr. ©. 238; Prot. IV ©. BLSI FT. (DB. 4 
S. 670ff.); Planck-Unzner IV ©. 456ff.; v. Staudinger: Engelmam IV ©. 504 fi; 
Gndemann Bd. 2 88 206, 207; Ennelcerus⸗ Lehmann Bd. 2 8 138; Coſack Bd. 2 
88 327, 328; Matthiaß Bd. 2 Sg 101, 110; Förtidh ©. 33 f.; v, Budhta (3. a) 
S. 363: Sräntel a. a. O. ©. 167 ff.; Engelmann a. 8* O — 269; Opet a. a. O. 
S. 361 .: ; Knitſchky a. a. DO. 8 16; Spahn a. a. 0. s 17: . Je mburg Bd. 3 88 68 
bis 71; Eccius Bd. 4 88 217, 228: Zürn, Das preuß, Eherecht $ 34; Neubauer, 
Das in Deutichland geltende Erbrecht mit Ausſchluß des Erbrechts der Ehegatten. 
Das Redytöverhältnis der unebelihen Kinder (1590). Mantey, Tie Rechte des un- 
ehelichen Kindes und jeiner Mutter nach dem preuß. Recht im Gebiete des ALR. 
und dem BGB. (1897); Hirſch, Die Rechtöverhältnijje der unehelihen Kinder nad 
dem er (1897); Hamenburg, Die Rechtsſtellung des unehelichen Kindes in dem 
Entw. BOB. f. d. D. R. a Bulling, Die Nechte der unehelihen Kinder 
nad) ie Entw. e. BGB. f. d. D. R. 1805; Jaſtrow, Das Recht der frau, S. 169 ff. 

2) Nov. 89 cap. 12 $ 3 9) Vgl. cap. 5X 4, 7. 

) Sachſenſpiegel I Art. 38 81. 

8) Stobbe, Deutiches Rrivatredht Bd. 1 (3. Aufl.) 8 47 ©. 4045, $ 48 
S. 415 fj. °) 88 1591—1600, 88 1699-1704 BGB. 

) L.2,L. 4, L.SD. unde cogati 8, 1; L.4$2 D. de grad. et afl. 38, 10. 

8 639 II 2 ACH. 5) 8: 589 Abi. 2 BOB. 

10) Nach ALN. traten unebeliche Kinder weder in die Familie des Vaters nod) 
der Mutter ein. 8 1705 BOB. 
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— — 


liche Kind und deſſen Vater als nicht verwandt gelten, ſo iſt es dem Vater 
gegenüber, abweichend vom ALR.!), auch nicht unterhaltspflichtig und ihm 
iteht auch Fein Erbrecht gegenüber dem Vater und deſſen Verwandten zu.?) 

Das BGB. macht feinen Unterjchied zwiichen ehewidrigen und anderen 
unehelichen Kindern, feine Vorjchriften beziehen fich alſo auf alle unehe- 
lichen Kinder, auch auf die im Ehebruch oder in Blutichande erzeugten Kinder 
(ex damnato coitu procreati). 

Ein Unterjchied zwilchen Brautfindern und anderen unchelichen Kindern 
it dem BGB. ebenjo wie dem preußiichen Rechte unbekannt. 

II. Aus der Zugehörigkeit des unehelichen Kindes zur Familie feiner 
Mutter folgt, daß e8 den Familiennamen feiner Mutter trägt?) Führt 
die Mutter infolge ihrer WVerheiratung einen anderen Nanten, jo erhält 
das Kind den jamiliennamen, den die Mutter vor der Verheiratung 
geführt hat.) it jedoch die Mutter von Adel, jo kann fich das unebe- 
liche Kind den adeligen Namen und das Wappen nicht anmaßen.d) Yur 
Führung des Familiennamens der Mutter iſt das uneheliche Kind nicht 
blo8 berechtigt, jondern aud) verpflichtet. Den Familiennamen feines Vaters 
darf es jelbjt mit deſſen Einwilligung nicht führen.) Jedoch kann der 
Ehemann der Mutter (d. h. aljo, wenn die Mutter mit einem Anderen 
al3 dem Vater des unehelihen Kindes verheiratet ijt) durch Erklärung 
gegenüber dem Standesbeamten”?) dem Kinde mit Einwilligung des Kindes 
und der Mutter jeinen Namen erteilen.) Die Erklärung des Ehemannes?) 
jowie die Einwilligungserflärungen des Kindes und der Mutter find in 
— beglaubigter Form 10) abzugeben.) 


') 8 638 II 2 ACH. 

?) Abweichend $ 652 II 2 ALR. Ueber das Inteftaterbredht der unchelichen 
Kinder nach gemeinem Rechte vgl. Entih. RG. Bd. 12 No. 56 ©. 226. 

°) $ 1706 Abi. 1 BGB., aljo den Geburts: oder Mädchennamen der Mutter, 
und zwar auch dann, wenn die unehelihe Mutter eine Witwe oder eine gejchiedene 
Frau iſt. Dede Aenderung in der Schreibweile diejes santifiennamens iſt verboten 
und ftrafbar. Allerh. Kabinettsorder vom 15. April 1822 (BS. © 103), Allerh. 
Erlaß vom 12. Zuli 1867 (GS. ©. 1310); Jahrbuch KG. N. F. 3. 1&.C. 100. 

*) 8 1706 Abſ. 2 Sab 1 BGB., und zwar vor ihrer erjten Berheiratung, 
Brot. IV ©. 6189 (BB. 4 ©. 670). 

) 8 641 11 2 AUCH, iſt als Norm des öffentlichen Nechtes in Kraft geblieben 

55 EG BEL. Das Adelsprädifat ift nach preußiichem Rechte nicht Be- 
—— des — ſondern Standesabzeichen, vgl. oben $ 177 ©. 681. Bal. 
8 14 II I ACH. 2 Mot. IV ©. 89. 

) Art. 688 2 AG. 5 BGB. Da die Erklärung gegenüber, nicht vor dem 
Standesbeamten abzugeben it, jo fann fie auch ſchriftlich erfolgen, die Erklärung 
wirft mit dem Zugehen an den Standesbeamten, 8 130 BGB. Zuſtändig iſt der 
Standedbeamte, in defien Geburtäregiiter die Geburt” des Kindes eingetragen ift, und 
der Standesbeamte, der die Eheichliefung vorgenommen hat, diefer aber nur dann, 
wenn die Erklärung bei der Eheſchließung erfolgt. Jahrbud KG. N. 5. Bd. 1 
No. 39 ©. A. 148. 

) Dies geſchieht, um den Makel der unehelichen Geburt zu verdeden. 

) Sie iſt am Rande der über den Geburtsfall bewirkten Eintragung zu ver: 
merken, Art. 68 8 2 Abi. 3 AG. 3. BOB. 

10) 8 126 BGB., 88 167, 183 RgxG. 

11) 8 1706 Abi. 9 Sap 2 BGB. Die Vorschrift beruft auf einem Beſchluſſe 
des Reichstags, BRK. ©. 156. 
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8 1707. Das Recht der Beilegung eines Vornamens gebührt ebenfalls der 
Mutter als Ausfluß der Sorge für die Perfon des Kindes!), und wo Die 
Mutter nicht vorhanden ift, dem Vormunde. Das unehelichg Kind teilt 
ferner den Wohnjig?) und die Staatsangehörigfeit?) der Mutter. 

—— Da das Kind zu der Mutter und zu den Verwandten der Mutter 

in die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes tritt, jo folgt ohne weiteres, 
daß zwijchen dem umehelichen Kinde ſowie dejjen Nachfommen und der 
Mutter jowie deren Aicendenten eine gegenjeitige Unterhaltspflicht bejteht®), 
daß das Kind der Mutter gegenüber zur Leiltung von häuslichen Dienften 
verpflichtet ift?), daß die uneheliche Tochter einen Anſpruch auf eine ange- 
mejjene Ausſteuer gegen ihre Mutter Hat®), daß ein gegenjeitiges Erb- 
und Pilichtteilsrecht ?) bejteht und daß der Großvater des unehelichen Kindes 
von miätterlicher Seite zur Vormundſchaft über das Kind berufen ift.*) 
Der Mutter ijt jedoch die elterlihe Gewalt über ihr uneheliches Kind verjagt, 
dem Kinde muß vielmehr jtet3 ein Vormund bejtellt werden), doc darf hierzu 
die Mutter vor dem Großvater bejtellt werden.!%) Dagegen hat die Mutter 
das Recht und die Pilicht der thatjächlichen Sorge für die Perjon des 
Kindes!t); fie hat aljo dad Recht und die Pflicht, das Kind zu erziehen, 
zu beauflichtigen, feinen Aufenthalt zu beitimmen und feine Herausgabe von 
jedem Dritten zu verlangen, der es ihr widerrechtlich vorenthält. Zur 
Vertretung des Kindes iſt die Mutter jedoch nicht berechtigt, 
auch nicht in perjönlichen Angelegenheiten. Geſetzlicher Vertreter des Kindes 
it vielmehr ausichlieglich der Bormund.!?) Soweit der Mutter die Sorge 
für die Perſon des Kindes zufteht, hat der Vormund die rechtliche Stellung 
eines Beiltandes 13); er hat aljo Die Mutter in der Ausübung diefer Sorge 
zu unterjtügen und zu überwachen, auch dem Vormundichaftsgerichte jeden 
zum Einfchreiten geeigneten Fall unverzüglich) anzuzeigen, 
Das uneheliche Kind bedarf ferner der Einwilligung der Mutter zur 
Eingehung einer Ehe!t), auch iſt dieſe erforderlich bei der Chelichfeits- 
erflärung !5) ſowie bei der Annahme des Kindes an Nindesitatt.!%) Da der 


was 


(85. ©. 1310). 

) 8 11 BGB. Auch den Unterjtügungswohnfig, 8 21 des Reichsgeſetzes über 
den Unterjtüßungswohnfig, in der Faſſung vom 12. März 1594 (RGB. S. 262). 

»,8 3 RGeſ. vom 1. Juni 1870 (BSR. S. 355). 

) Der Bater ijt aber vor der Mutter und den mütterlihen Verwandten unter: 
haltspflichtig, $ 1709 BGB., fo auch SS 629, 630 IL 2 ALR. 

5) $ 1617 BOB. 6), $ 1620. BOB. 7) SS 1924 ff., 2303 ff. BGB, 

s, S 1776 BGB. », $ 1707 Sag 1 BGB. 

», 8 1778 Abi. 3 BOB. Eine geieglihe VBormundichaft des mütterlichen 
Sroßvaters ijt dem BGB. unbefannt, übrigens kann auch der Vater des unehelichen 
Kindes zum Bormunde bejtellt werden. N, $ 1707 Sap 2 BGB. 

12) Er iſt aljo auc allein zur Stellung des Strafantrags für das minderjährige 
unebeliche Kind ſowie zur Erhebung der Privatflage berechtigt ($ 65 StrGB. Art. 34 
III EG. z. BOB., $ 414 Abi. 3 SIPO.). is) $ 1707 Sap 3, $ 1689 BOB. 

1) 8 1305 Abi. 1 BGB. '°) $ 1726 BGB. bei einem Kinde unter 21 Jahren. 

#, 8 1747 BGB., bis zum 21. Lebensjahre des Kindes, 
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Mutter die elterliche Gewalt verjagt ist, fo it ihr auch die Vermögens: 88 Im, 


berwaltung und die Nutznießung am Vermögen des Kindes entzogen. 

In Anjehung der religiüjen Erziehung des Kindes bleiben die 
landesgeſetzlichen Vorſchriften unberührt!) Das uneheliche Kind iſt aljo 
bis zum vollendeten 14. Lebensjahr in dem Glaubensbefenntnifje der Mutter 
zu erziehen?), von da ab ſteht e8 in feiner Wahl, zu welcher Religions» 
partei es fich bekennen will.?) 

III. Im Anſchluß an das gemeine und das preußiiche Necht gewährt 
da3 BOB.) den unehelichen Ninde einen Unterhaltsanjpruch gegen 
den natürlichen Vater. Der Rechtsgrund dieſes Anſpruchs it vom BGB., 
übereinjtimmend mit der gemeinrechtlichen und preußiichen Prarisd), auf 
die Vaterſchaft, alfo auf das durch die natürliche Verwandtſchaft zwiſchen 
dem unehelichen Kinde und jeinem Vater begründete Verhältnis gejtüßt. 
Der Unterhaltsanfprucdy des unehelihen Kindes wird demgemäh als ein 
familienrechtlicher Anſpruch behandelt, wenngleich das BGB. feine Ver— 
wandtichaft zwilchen dem Kinde und jeinem natürlichen Vater anerkennt. 

Der Unterhaltsanſpruch gegen den Vater jteht aber nur dem Kinde, 
nicht der umehelichen Mutter zu, er kann aljo nur von dem Vormunde 
de3 Kindes, nicht von der Mutter erhoben werden, von legterer vielmehr 
nur dann, wenn fie zum Vormunde des Kindes bejtellt ijt.®) 

Der Unterhaltsanfpruch ift nur dem unehelichen Kinde, nicht auch) 
defjen Abkömmlingen gewährt. Was das Verhältnis der Unterhaftspflicht 
des natürlichen Vaters zu der Unterhaltspflicht der unehelichen Mutter ans 
langt, fo haftet in erjter Reihe der Vater, erſt in zweiter Neihe find die 
Mutter und die mütterlihen Verwandten unterhaltspflichtig.”) Eine jub- 
fidiäre Unterhaltspflicht der väterlichen Aſcendenten bejteht nicht.) 

Abweichend vom preußiichen Nechte?), nad) dem das uncheliche Kind 
auch jeinen Water jubfidiär, d. h. in Ermangelung anderer dazu näher 
verpflichteter Perſonen nach ſeinem Vermögen zu unterjtügen verpflichtet 


) Art. 134 EG. z. BGB. 

?, 8 642 II 2 AIR. Das unehelihe Kind folgt aud) einem etwaigen Kon— 
efiongweehfe der Mutter. Jahrbuch KG. Bd. 10 No. 16 ©. 71; anders Bd. 4 
No. 36 ©. 79. 98 884112 ACH. 9 $ 1708 BOB. 

s Entic. NG. Bd. 7 Ro. 102 ©. 340, Bd. 40 No. 48 ©. 179. Das fran— 
zöſiſche Recht verſagte dem unehelichen & Kinde jeden Unterhaltsanſpruch, es galt der 
Sag: la recherche de la paternite est interdite, Art. 340 Code eivil. Die ge: 
meinrechtliche Delittötheorie, die den Nechtsgrund in dem in der anferehelichen Bei— 
wohnung angeblicd, liegenden Delikt ſah, war unbaltbar. 

) Die preußifche Praris gewährte auch der unehelichen Mutter ein jelbitändiges 
Klagereht gegen den natürlichen Vater auf Alimentation des Kindes. Striethorit 
Ardiv Bd. 39 ©. 80, Bd. 94 ©. 220; Entſch. Ob.-Trib. Bd. 76 ©. 213. 

7, 8 1709 Nbj. 1 BGB., fo auch) $ 20 Abi. 1 Gefeh vom 24, April 1854 
(85. ©. 193), 8 629 II 2 ACH. Soweit aber die Mutter oder ein unterhaltss 
pflichtiger mütterlicher Verwandter den Unterhalt des Kindes beitritten haben, geht 
der Anſpruch des Kindes gegen den Bater fraft Geſetzes auf die Mutter oder den 
Berwandten über. Der llebergang darf aber nicht zum Nachteile des Kindes geltend 
gemacht werden. $ 1709 Abi. 2 BB 

%, So auch nad) preuf. Rechte, SS 20, 22 Gejeß vom 24. April 1854 (WS. 
©. 193), wodurd) $ 628 II 2 ALR. aufgehoben wurde. 

®) 8 638 II 2 ALM. # 


este, Allg. Preuß. Landrecht. 57 


Unterhaltss 
pflicht 
bed Baters. 
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1718. 
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war, beſteht nach BGB. keine Unterhaltspflicht des unehelichen Kindes 
gegenüber ſeinem Vater. 

IV. Vorausſetzung für die Durchführung des Unterhaltsanſpruchs iſt 
der Nachweis und die Feſtſtellung der außerehelichen Vaterſchaft. Dieſe 
Feſtſtellung erfolgt entweder durch Urteil oder durch Anerfenntnißt); beide 
wirfen aber nicht objektiv gegen Dritte, jondern bilden nur den Berpflic)- 
tungsgrund für den Unterhaltsanipruc des Kindes.?) 

1. Der dem Kinde obliegende Nachweis der Vaterſchaft wird nun 
dadurd, erleichtert, daß das Geſetz im Anjchluß an das bisherige Recht?) 
die Vermutung aufjtellt, daß als Vater des unehelihen Kindes gilt, wer 
der Mutter innerhalb der Empfängniszeit beigewohnt hat.) Dieje Ber: 
mutung kann aber durch Gegenbeweis entkräftet werden. Das Geſetz 
gewährt nämlich dem in Anſpruch genommenen Beklagten jowohl den Ein— 
wand, daß auch ein Anderer innerhalb der kritiſchen Zeit der Mutter bei- 
gewohnt habe (exceptio plurium concumbentium), als aud) den Einwand, 
daß eine Empfängnis der Mutter aus feiner Beiwohnung den Umjtänden 
nad offenbar unmöglich jeid), z. B. weil die Mutter zur Zeit feiner Bei— 
wohnung bereit3 ſchwanger geweſen ſei. Dieje offenbare Unmöglichkeit der 
Empfängnis kann nun jowohl von dem Beklagten als Einwendung gegen- 
über dem erhobenen Anfpruche wie auch vom Kläger als Replik gegen 
über dem Einwande des Beklagten erhoben werden; der Kläger Fann aljo 
auch replicando geltend machen, daß die Beiwohnung des Andern außer 
Betracht zu bleiben Habe, weil e8 den Umständen nad) offenbar unmöglich 
jei, daß die Mutter aus dieſer Beiwohnung das Kind empfangen habe.®) 

Weitere Einwendungen al3 die exceptio plurium find ausgeſchloſſen, 
insbejondere die nad) preußiichem Nechte?) zuläflig gewejenen Einwendungen, 
daß die Mutter in der Empfängnigzeit verheiratet geweſen, daß fie in 
geichlechtlicher Beziehung eine beicholtene Perſon oder wegen unzüchtigen 
Lebenswandels berüchtigt fei, oder daß fie jchon früher außer der Ehe ge— 
boren oder daß fie jich früher eines Ehebruchs jchuldig gemacht habe. Das 
BOB. verwirft alle dieje Einwendungen, weil jie nicht unbedingt geeignet 
find, die Vaterſchaft ungewiß zu machen. Unerheblich ijt insbejondere 
auch der Einwand, daß der Vater zur Zeit der Beiwohnung unzurechnungs- 
fahig geweſen ſei. 


981718 BGB. Nach preußiſchem Rechte war der Anſpruch des unehelichen 
Kindes davon abhängig, daß nach den geſetzlichen Beſtimmungen der Entſchädigungs— 
anſpruch der Mutter begründet war, oder daß es zur Begründung ſeiner Anſprüche 
ein ausdrückliches in einer öffentlichen Urkunde abgegebenes Anerkenntnis der Vater: 
ſchaft von Seiten des Waters beizubringen vermochte. $ 13 Geſetz vom 24. April 1854. 

) Auch für den der Mutter zujtehenden Enifhäßigungsanfprukh, $ 1715 BOB. 
In einem Rechtsſtreite, der die Feſtſtellung des Beftehens oder Nichtbejtehens der 
unehelihen Vaterſchaft zum Gegenſtande hat, wirkt das Urteil nicht für und gegen 
Alle, jondern nur zwijchen den Parteien, $ 644 EPD., die Feititellung erfolgt im 
gewöhnlidyen Prozeije. Eine objektiv wirlende Feitftellung der ——— iſt ausge— 
ſchloſſen; vgl. Endemann Bd. 2 ©. 886, Spahn a. a. O. ©. 

2) Val. 8 15 Geſetz vom 24. April 1854. 

4 Ss 1717 Abſ. 1 Satz 1 BGB. 9) $ 1717 Abſ. 1 Sab 2 BEP. 

°) Dies fann 3. B. aus dem Neifegrade des Kindes zur Zeit der Geburt ge: 
folgert werden; vgl.Mot. IV ©: 887. ) 89 u. $ 13 Geſetz vom 24. April 1854. 
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Als Empfängnigzeit gilt nah BGB.!) wie bei ehelichen Kindern die 
Zeit vom 181. bis zum 302. Tage vor dem Tage der Geburt des Kindes 
mit Einjchluß jowohl des 181. als des 302. Tages. 


2. Das preußische Necht?) gab dem unehelihen Kinde, unabhängig von 
dem der Mutter gegen den Bater zujtehenden Anfpruch, einen Unterhalts- 
anſpruch auch dann, wenn das Kind ein ausdrücliches in einer öffentlichen 
Urkunde abgegebene3 Anerkenntnis der Vaterſchaft von jeiten des Vaters 
beizubringen vermochte. Dieſes Anerfenntnis enthielt fein bloßes Zu— 
geſtändnis einer Thatjache, jondern eine rechtSbegründende Willenserklärung, 
aljo eine Nechtshandlung, durch welche die Waterjchaft mit ihren rechtlichen 
Folgen als fejtgejtellt zu erachten war; e8 hatte aljo Eonftitutive Wirkung. 

Nah BEGB.3) hat die Anerkennung der Vaterfchaft Tediglich die Wir- 
fung eines Verzicht auf die „exceptio plurium“.t) Wer feine Vaterjchaft 
nad der Geburt des Kindes anerkennt, kann ſich nicht darauf berufen, 
daß ein Anderer der Mutter innerhalb der Empfängniszeit beigewohnt 
habe. Die Anerkennung muß in einer öffentlihen Urkunde erfolgen, 
zu deren Aufnahme außer den Notaren und Amtögerichten auch der 
Standesbeamte zuftändig ift, welcher die Geburt des Kindes beurfundet 
bat, mag die Anerkennung bei oder nad) der Anzeige der Geburt erfolgen.®) 
Beantragt bei einer vor dem Gericht oder dem Notar erfolgenden Aner- 
fennung der Erklärende die Beijchreibung eines Vermerkes im Geburts- 
regüter, jo hat da8 Gericht oder der Notar die Erklärung und den An— 
trag dem zuftändigen Standesbeamten mitzuteilen.*) 

Die Anerkfennung der Vaterjchaft ift nad) BGB. eine nicht empfangs- 
bedürftige vechtsgejchäftliche Willenserklärung, fie iſt nicht Fonjtitutiver Natur, 
bildet aber die Unterlage jowohl für den Unterhaltsanſpruch des Kindes 
al3 für den Entihädigungsaniprucd der Mutter. Da die Anerkennung 
nur die Geltendmachung der exceptio plurium ausſchließt, jo bleibt dem 
Bater doc der Einwand offen, daß es den Umſtänden nad) offenbar un— 
möglich jei, daß die Mutter das Kind aus feiner Beiwohnung empfangen 
habe, wie denn auch die Anerkennung nicht etwa die Feititellung begründet, 
daß der Anertennende der Mutter in der Empfängniszeit beigewohnt hat.?) 
Da die rn der unehelichen Baterjchaft eine rechtsgejchäftliche 


»), 8 1717 Abi. 2 BGB. Nah ALR. umfahte die Empfängniszeit den Feit- 
raum vom 285. bis zum 210. Tage vor der Entbindung. Die Ausdehnung des 
$ 1592 Abi. 2 BGB. findet hier nicht jtatt. 

2) 8 13 No. 2 Gef. vom 24. April 1854. Striethorft, Archiv Bd. 62 S. 256, 
Bol. Rs Hahn bei Gruchot, Bd. 35 ©. 347 

», $ 1718 VOR. 9 Brot. II ©. 6209 (Bd. 4 ©. 679). 

°), 8 167 Abi. 2, 8 200 Abi. 1 RFrG., Art. 7O Abi. 1 AG, 3. BGB. Die 
Anertennung darf in das Geburtsregijter nur eingetragen werden, wenn fie vor 
dem Standesbeamten oder in einer gerichtlich oder notariell aufgenommenen Urkunde 
erflärt iſt, $ 25 Perſonenſtandsgeſetz. Vgl. aud) 88 14—16 —— 
25. März 1899 (RGEBl. ©. 225). *) Art, 70 Abi. 2 AG. 3 HB 

) A. M. Matthiah, 3. Aufl., Bd. 2 $ 101 ©. 328, Wer die Vaterfchaft an- 
erfennt, gilt folange als Vater, bis das Anertenntnis widerlegt it; dazu genügt aber 
nicht die Behauptung, daß ein Anderer der Mutter innerhalb der Empfängniszeit 
beigewohnt habe. 


57* 


88 1717, 
1718, 


a 


Boteriiaft. 


88 1708 


bis 1710. 
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ordentliche 
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Willenserklärung iſt, jo find für Nichtigkeit und Anfechtbarkeit die allge— 
meinen Vorichriften über Willenserflärungen maßgebend.!) 

3. Der gejeßliche Unterhaltsanfpruch des unehelichen Kindes ift weder 
von der XYeiltungsfähigfeit des Vaters noch don der Bedürftigfeit des 
Kindes abhängig?). Abweichend von preußiihen Rechte), welches das Map 
des zu gewährenden Unterhalt nur auf den Betrag feitjeßte, den Leuten 
vom Bauern- oder gemeinen Bürgerjtande die Erziehung eines ehelichen 
Kindes, nebſt dem Schul- und Lehrgelde fojten würde, wobei auf die jeden 
Ortes gewöhnlichen Preife und auf die mit den Jahren zunehmenden Be— 
dürfnifje des Kindes Nücjicht genommen werden follte, legt das BGB.) 
dem Bater die Pflicht auf, dem Kinde den der Lebensitellung ber 
Mutter entiprechenden Unterhalt zu gewähren, weil das Kind in die 
Familie der Mutter und damit in deren gejellichaftliche Verhältniſſe eintritt.5) 

Der Unterhalt umfaßt den gefamten Lebensbedarf fowie die Koſten 
der Erziehung und der Vorbildung zu einem Berufe.) Die Unterhalts- 
pflicht des Vaters beginnt mit der Geburt des Kindes und endigt mit der 
Vollendung des 16. Lebensjahr.) Ausnahmsweiſe dauert jogar Die 
Unterhaltspflicht über diefe Zeit hinaus, wenn das Kind, wofür e8 beweis— 
pflichtig ift, zur Zeit der Vollendung des 16. Lebensjahrs infolge fürper- 
licher oder geijtiger Gebrechen außer ftande iſt, fich jelbjt zu unterhalten.®) 
Eine nach diejem Zeitpunkt eintretende Bedürftigfeit begründet dieſen außer- 
ordentlichen Unterhaltsanipruch nicht.) Dieje außerordentliche Unterhalts= 
pfliht des Waters fällt aber fort, wenn er leijtungsunfähig it, aljo 
nachweilt, daß er bei VBerüdjichtigung feiner jonjtigen Verpflichtungen 
außer jtande it, ohne Gefährdung feines eigenen jtandesmäßigen Unterhalt 
den Unterhalt dem Kinde zu gewähren.!®) 

4. Der Unterhalt ijt jtet3 durd) Entrichtung einer Geldrente zu 
—5— dem Vater ſteht alſo, im Gegenſatze zum preußiſchen Nechte 12), 


») 88 116—124 BGB. NIS notwendiges Erfordernis der Anerkennung ergiebt 
fid) das Vorhandenſein eines Verpflihtungswillens des Erflärenden, der die Geſchäfts— 
fähigteit des Anerfennenden vorausjegt. In der Geichäftsfähigkeit — Per⸗ 
ſonen bedürfen der Einwilligung ihres geſetzlichen Vertreters, SS 106 ff. BOB, 

2) Abweichend von der Interhaltäpflicht der ehelichen Verwandten, j. oben 
$ 208 ©. 842ff. Auf die Leiltungsfähigfeit der Mutter fommt es auch nicht an, 
denn der Vater haftet vor der Mutter, $ 1709 Abi. 1 BGB. 

9) 88 612, 621, 626, 627 II 2 ALR. $ 12 Gel. v. 24. April 1854. Die 
Praris nahm ar, daß der Unterhalt nad) einem Durdichnittsjage für die ganze 
Unterhaltszeit ein für allemal zu bejtimmen ſei und zwar nad) den Verhältnifjen des 
Drted, an dem die Mutter zur Zeit der Erhebung der Klage ihren Wohnfig hatte, 
fofern die Mutter nicht etwa Ihren Wohnfig an einem teuren Orte zu dem Zwecke 
gewählt hatte, um erhöhte Süße zu erlangen. Entſch. ObTrib. Bd. 58 ©. 312; 
Rehbein Entich. des ObTrib. Bd. 4 ©. 607. 

) $ 1708 Abi. 1 Sat 1 BGB. 

5) Denlſchrift S. 240. 

$ 1708 Abſ. 1 Satz 2 BGB., alſo ſtandesmäßigen Unterhalt, vgl. $ 1610 
Abi. 1 BOB. ) Anders ss 633, 634 II 2 n (14. Lebensjahr). 

) 8 1708 Abi. 2 BOB. ) BAR. ©. 158. 

0, 8 1708 Abi. 2, 8 103 Abi. 1 BGB. 

198 1710 Abſ. 1 BGB. Anders $ 1612 Abſ. 1 BOB. 

12) SS 621, 622 II 2 ACH. 
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nicht das Necht zu, das Kind nach zurüdgelegtem 4. Lebensjahre jelbjt in 
Pilege zu nehmen.!) 

Die Rente ift fir 3 Monate voraus zu zahlen; durch eine Voraus— 
leiftung für eine jpätere Zeit wird jedoch der Vater nicht befreit.?) Erlebt 
das Kind den Beginn des PVierteljahrs, jo gebührt ihm der volle auf das 
Bierteljahr entfallende Betrag, auch wenn es im Laufe des PVierteljahrs 
ftirbt.®) 

5. Der Unterhalt kann, wie früher nach preußiichem Rechte), auch 
für die Vergangenheit verlangt werden.?) 

Im Konkurſe des Vaters kann der Unterhaltsanjpruch für die Zu— 
funft, d. h. für die Zeit nach der Eröffnung des Konkursverfahrens als 
Konkursforderung nicht geltend gemacht werden, ebenjowenig bilden die 
im voraus zu bewirfenden, bei der Stonkurseröffnung bereits fälligen 
Rentenanſprüche Konkursforderungen.) Dagegen kann im Sonkurje der 
Erben des PVaterd der Unterhaltsanipruh auch für die Zeit nad) der 
Konturderöffnung geltend gemacht werden, und ebenjo fann ein für die 
Vergangenheit erwachjener Unterhaltsanjpruch von der Verfolgung im 
Konkurſe nicht ausgeichloffen werden, unterliegt dann aber als Konkursforde— 
rung den mit dem Konfursverfahren verbundenen Beichränkungen.?) 

6. Eine entgeltlicye Vereinbarung ziwiichen dem Water und dem finde, 
durch welche die Art oder der Umfang des für die Zukunft zu gewährenden 
Unterhalt3 in anderer als den gejeglichen Vorjchriften entiprechender Weije 
geregelt, oder durch welche an Stelle des Unterhalts eine Abfindung ges 
währt werden ſoll, kaun formlos getroffen werden, bedarf aber der Ge— 
nehmigung des Vormundicaftsgericht3.®) 

Ein unentgeltliher Verzicht auf den Unterhalt für die Zukunft 
it nichtig ®); ein entgeltlicher Verzicht des Kindes bedarf der Genehmigung 


!) Eine abweichende Bereinbarung bedarf vielmehr der Genehmigung de Vor: 
mundſchaftsgerichts, $ 1714 Ubi. 1 BOB. 

) 8 1710 Abſ. 2 BGB. Im Falle des PVerluftes muß der Vater eventuell 
die Rente nochmals zahlen. Die Zahlung der Rente hat an den Vormund zu geichehen, 

9 8 1710 Abi. 3 BGB. Bal. $ 63 I 16 ALR. Ueber die Klage auf fünf: 
tige Alimente vgl. $ 258 CPO.; über Abänderung des Urteil3 wegen wejentlicher 
Aenderung der zur Zeit der Verurteilung zur Entrihtung der Alimente mahgeben- 
den Verhältnifie vgl. $ 323 EPD. Wegen der Pfändungserweiterungen zu Gunften 
des Unterhaltsanſpruchs des unehelichen indes val. $ 850 Adi. 4 CPO. und Reichs— 
gefeß wegen Abänderung des Geſetzes, betreffend die Beichlagnahme de3 Arbeits: 
oder Dienftlohnes, und der Civilprozekordnung vom 29. März 1397 (NGB. ©. 159). 

+, Entih. ObTrib. Bd. 55 ©. 105. 

) 8 1711 BGB. Abweichend von $ 1613 BGB. 

°) Der Anſpruch ijt deshalb aud) den Zwangsvergleiche nicht unterworfen und 
fann während der Dauer des Konkurſes in das vom Gemeinſchuldner neu erworbene 
ar geltend gemacht werden, Materialien zur KO. (Heymann, 1898) S. 34 ff., 
S. 156 ff. 

8 3 Abi. 2 Ko, vgl. Jäger, Konkursordnung ©. 51 ff. 

) & 1714 Abi. 1 BGB. Dahin gehören alio auch Vereinbarungen zwifchen 
dem Bater und dem finde (vertreten durch den Vormund), wonach an Stelle der 
Geldrente Naturalverpflegung gewährt, oder wonach die Fälligkeitstermine der Rente 
anderweit geordnet werden oder wonach der Vater das Kind ſelbſt in Pflege nehmen 
ſoll. Bol. auch $ 42 No. 8 preuß. VormO. 

v, 8 1714 Abi. 2 BOB. 


88 1710, 
1711,1714. 


Unterhalt 
für die Ber» 
gangenbeit. 


Vergleich 
über den 
linterhalt. 


88 1712, 
1718,1716, 
1717. 
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des Vormundſchaftsgerichts, ein unentgeltlicher Verzicht auf den Unterhalt 
‚für die Vergangenheit iſt dagegen zuläſſig. 

Der Unterhaltsanſpruch iſt weder pfändbar!) noch verpfändbar?), auch 
fann er nicht abgetreten werden ®) und iſt der Aufrechnung nicht zugänglic).t) 

7. Schon dor der Geburt des Kindes kann der Vater auf Antrag 
der Mutter durch einftweilige Verfügung des Gericht35) angehalten werben, 
die dem Kinde für die eriten 3 Monate zu gewährende Unterhaltörente 
al3bald nad) der Geburt an die Mutter oder an den Vormund zu zahlen 
und den erforderlichen Betrag angemefjene Zeit vor der Geburt zu hinter: 
legen.) Zur Begründung des Anſpruchs genügt die Glaubhaftmahung 
der Beimohnung fowie der Schwangerſchaft und der vermutlichen Water: 
Ihaft des in Anfpruch Genommenen.’) ine Gefährdung des Anſpruchs 
braucht nicht glaubhaft gemacht zu werden.) 

8. Der Unterhaltsanſpruch erliicht nicht mit dem Tode des Vaters, 
iſt vielmehr, wie im preußijchen Rechte), vererblich und jteht dem Kinde 
auch dann zu, wenn der Vater vor der Geburt des Kindes geftorben ijt.10) 

Der Erbe des Vaters ift jedoch berechtigt, das Kind mit dem Betrag 
abzufinden, den ed, wenn es ehelich wäre, als Pflichtteil erhalten würde.!!) 

Mit dem Tode des Kindes erlischt dagegen der Unterhaltsanjprud), 
joweit e8 ſich nicht um rüdjtändige oder zur Zeit des Todes bereits fällige 
Leiltungen handelt.1?) Die Kojten der Beerdigung hat der Vater nur ins 
joweit zu tragen, al3 ihre Bezahlung nicht von den Erben des Kindes zu 
erlangen: ift.13) 

V. Das BGB. gewährt auch der Mutter, im Anſchluß an das 
frühere Necht '*), einen Entſchädigungsanſpruch gegen den Vater des unehe- 
lihen Kindes. Diejer Anſpruch jtellt ſich nicht als familienrechtlicher, 
jondern al3 ein unmittelbar auf dem Geſetze beruhender Entſchädigungs— 
anſpruch dar!5), der nur die Vaterfchaft des in Anſpruch Genommenen zur 
Vorausſetzung hat und nur durch diejenigen Einwendungen ausgejchlofjen 
wird, welche auc dem Unterhaltsanſpruche des Kindes entgegenjtehen.!#) 

Der Anfpruch geht auf Erjab der Entbindungskojten!?) ſowie der 
Koften des Unterhalt3!S) für die erjten ſechs Wochen nad) der Entbin- 


1) 8 850 Abi. 1 No. 2 CRD. 

?) 8 1274 Ubi. 2 BOB. 8 400 BOB. 

“8 394 BOB. 6) 88 035 ISRD. 

9 8 1716 Abj. 1 Sab 1 BOB. 

) Dazu genügt die Glaubhaftmahung der Beiwohnung zu einer Zeit, die nad) 
dem — Stande der Schwangerſchaft vorausſichtlich in die Empfängniszeit fällt. 
Vgl. Prot. II ©. 6228 ff. (Bd. 4 ©. 690 ff.). 9) 8 1716 Nbi. 2 BGB. 

») 8 19 Geſetz vom 24. April 1854. 16) 8 1712 Abi. 1 BGB. 

1) 8 1712 Nbi. 2 BGB. Sind mehrere uneheliche Kinder vorhanden, fo wird 
die Abfindung jo berechnet, wie wenn alle ehelich wären. 

2) 8 1713 Abi. 1 BOB. 

»») $ 1713 Abſ. 2, $ 1968 BOB. Mafgebend für die — Koſten 
iſt auch der die Lebensſtelung der Mutter, $ 1708 Abſ. 1 BGB. 

) 88 1-—7 Geſetz vom 24, April 1854. 16) Mot. IV ©. 907. 

», 8 1717 Abi. 1 BGB. Anders nad) $ 9 Geſetz vom 24. April 18: 54. 

) Dahin gehören die Kojten für Hebamme, Arzt, Apothefe, Wartung und 
Pilege. 18) Alſo des gefamten Lebensbedarfes. 
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dung.!) Wurden infolge der Schwangerichaft oder der Entbindung weitere 58 He 
Aufwendungen notwendig, fo hat der Vater auch die dadurch entitehen- 
den Koſten zu erjeßen.?) Die Höhe der Koſten bemißt ſich nach der 
Lebengitellung der Mutter. Auf die Bedürftigfeit der Mutter fommt es 
ebenjowenig an, wie auf die Leiltungsfähigkeit des Vater. Der Ent: 
Ihädigungsanipruch jteht der Mutter auch dann zu, wenn der Vater vor 
der Geburt des Kindes geitorben oder wenn das Kind tot geboren: ijt.?) 

Soweit die Mutter den gewöhnlihen Betrag der zu erjeßenden 
Koſten verlangt, braucht fie nicht zu beweilen, daß fie den Betrag wirklich 
aufgewendet hat; der Bater ijt vielmehr zum Koſtenerſatz auch dann ver— 
pflichtet, wenn die Mutter dieje Kojten überhaupt nicht aufgewendet hat.*) 

In Anſehung weitergehender Anjprüche liegt aber der Mutter Die 
Beweispflicht dafür ob, daß und wieviel Koſten jie aufgewendet hat. 

Der Anspruch der Mutter it aktiv und paſſiv vererblich, pfändbar 
und übertragbar; er verjährt in 4 Jahren, die Verjährung beginnt mit 
dem Ablaufe von jehs Wochen nad) der Geburt des Kindes.>) 

Im Konkurfe des Vaters ijt der Erſatzanſpruch der Mutter dem 
Unterhaltsanſpruche de3 Kindes gleichgeitellt. 6) 

Der Entihädigungsanjprud der Mutter kann jchon vor der Geburt 
des Kindes durd) einjtweilige Verfügung jichergejtellt twerden.?) 

VI. Die rechtlihe Stellung eine8 vor dem 1. Januar 1900 ge— 
borenen unehelichen Kindes beſtimmt ſich vom 1. Januar 1900 ab nad) 
den Vorſchriften des BGB.) 

Für die Unterhaltspflicht des Water bleiben jedoch die bisherigen 
Geſetze maßgebend; über Vorausjeßung, Inhalt, Umfang und Dauer des 
Unterhaltsanfpruch® entjcheidet in dieſem Falle aljo das preußiiche Necht. 

Das Rechtsverhältnis zwiſchen einem unehelichen Kinde und jeiner Mutter 
wird nad) den deutſchen Geſetzen beurteilt, wenn die Mutter eine Deutjche ift.?) 

Wenn die Neichdangehörigkeit der Mutter erlojchen, die des Kindes 
aber bejtehen geblieben ijt, jo find für das Nechtsverhältnis zwiſchen beiden 
ebenfall3 die deutſchen Geſetze maßgebend.!) Die Unterhaltspflicht des 
Vaterd gegenüber dem umehelichen Kinde und feine Entjchädigungspflicht 
gegenüber der Mutter richtet fich nach den Geſetzen des Staates, dem die 
Mutter zur Zeit der Geburt des Kindes angehört; es fünnen jedoch Feine 
weitergehenden Anjprüche geltend gemacht werden, als nad) den deutjchen 
Gejeßen begründet jind.!!) 

ı) 8 1715 Abſ. 1 BOB. 

?) Dahin gehören z. B. die Koſten einer durch die Entbindung verurfachten 
Krankheit oder Erwerbsunfähigkeit. Die Koften der Beerdigung, fall die Mutter 
infolge der Entbindung ftirbt, gehören jedoch nicht dahin, vgl. vd. Sramdinger- Engel- 
u Bd. 4 ©. 517; Fränfel a. a. O. ©. 178; Mantey a. a. D. ©. 65; Hirſch 

.D. ©. 52; a. M. Bland- Unzner 1V © . 469. 

®, s 1715 Abſ. 2 BGB. 98 1715 Abi. 2 BOB. 

°) $ 1715 Abi. 3 BGB. Die Anſprüche aus $ 825, 8 847 Abi. 2 2, $ 1300 
BGB. bleiben neben an Erjabanfprud) aus $ 1715 BSP. beitehen. 





%, 8 3 Abi. 2 KO. ) $ 1716 868. 
= Art. 208 En 1 EG. K; BOB. Nicdner, EinfG. ©. 325. 
) Art. 20 Sap 1 EG. 3. BGB. ) Art. 20 Sa 2 BOB. 


11) Art. 21 EG. 3. BCE 


s 1719, 
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VII. Legitimation unehelicher Kinder. 
g 218. 


1. Legitimation durch nachfolgende Ehe.') 


I. Nah römischen Rechte fonnten die im Konkubinat erzeugten 
Kinder (naturales liberi) durch nachfolgende Heirat des Water mit der 
Mutter den legitimen gleichgeftellt werden (legitimatio per subsequens 
matrimonium).?) Dieje vom fanonijchen Rechte anerkannte Legitimation 
wurde auf alle unehelichen Kinder ausgedehnt?) und von der gemeinrecht- 
lihen Praxis aufgenommen.) hr folgte auch das ALR.S), Das die 
Legitimation durch nachfolgende Ehe an die Vorausſetzung knüpfte, daß Die 
Erzeugung des Kindes durch die demnächſtigen Ehegatten feititand, jei es 
durch ausdrücdliches oder ftilljchweigendes Anerfenntnis der Vaterjchaft ſeitens 
des Ehemannes, ſei e8 durch Feſtſtellung im Prozeßwege vor oder nad) 
Schließung der Ehe. 

II. Auch nad) BOB. ift die Legitimation ein Mittel, durch das der 
Bater feinem ımehelichen Kinde die rechtliche Stellung eines ehelichen ver- 
ſchaffen fann.®) 

Die Vorausfeßung für die Legitimation durch nachfolgende Che 
bildet Tediglich die Thatfache, daß ich der Vater des umehelichen Kindes 
mit der Mutter verheiratet. Liegt diefer Thatbejtand vor, jo erlangt das 
Kind mit der Ehejchliefung fraft Geſetzes die Stellung eines che= 
lichen Kindes, ohne daß es der Zuftimmung des Kindes oder der Eltern 
bedarf und jelbjt gegen den Willen des Kindes und der Eltern. Ein 
Kind, das erit nad Eingehung der Ehe geboren, aber vor der Ehe: 
Ihliegung empfangen iſt, ift nicht ein durch nachfolgende Ehe legitimiertes, 
jondern ein eheliches Kind.?) 

Die Legitimation bezieht ſich auf alle unehelichen Kinder, auch auf 
die incestuosi und adulterini®) und auch auf diejenigen, welche jchon vor 


) Mot. IV ©. 919ff., Prot. II ©. 6245 ff. (Bd. 4 ©. 698ff.); Denlſchr. 
©. 242; Planck-Unzner IV ©. 474 ff.: v. Staubinger-Engelmanmn IV ©. 524 fi.; 
Endemann Bd. 2 8 208; Enneccerus-Lehmann Bd. 2 $ 139; Coſack Bd. 2 8 329; 
Matthiaß, 3. Aufl, Bd. 2 8 111; v. Buchka (3. Aufl.) ©. 367; Förtih ©. 32; 
Engelmann a. a. O. $ 262; Fräntel a. a. ©. ©. 181ff.; Spahn $4 ©. 23ff.; 
Dpet a.a.D. ©. 36ff.; Anitihiy a. a. O. ©. 32ff.; Stölzel, Das Recht der väter- 
lien Gewalt (1874) $ 2 ©. 8ff.; Dernburg Bd. 3 8 59; Eccius Bd. 4 $ 219 11; 
Stobbe= Lehmann, Deutiches Privatrecht Bd. 4 (3. Aufl.) $ 319. 

®) 1. 10, 11 Cod. de naturalibus liberis 5, 27; nov. 89, c. 8 

°, Cap. 6 X. qui filii sint legitimi 4, 17: tanta est vis matrimonii, ut qui 
antea sunt geniti post contractum matrimonium legitimi habeantur. 

4) Nach gemeinem Nechte fonnten aucd im Ehebruch erzeugte Sinder durch 
nachfolgende Ehe legitimiert werden, Entich. NG. Bd. 30 Nu, 44 ©. 144, 

8) 88 596—600 II 2 ALR. Enid. NG. Bd. 31 No. 69 ©. 304; Striet- 
horſt Archiv Bd.'18 ©. 268. °, $ 1719 BOB. 

78 1591 Abi. 1 BGB., fiche oben ©. 833. 

*) So auch nah ALR., Entih. NG. Bd. 25 No. 42 ©. 204; im gemeinen 
Nechte war die Frage ftreitig, vgl. Stölzel a. a. D. ©. 9, Mot. IV ©. 920. Bal. 
übrigens die Cheverbote der S$ 1310, 1312 BGB. 
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der Ehejchließung ihrer Eltern auf Antrag ihres Vaters für ehelich erflärt!) 88 1720, 
oder von dem Water oder der Mutter oder einem Dritten an Kindesitatt 1° 
angenommen worden jind.?) 
III. Unumjftößliche Vorausfeßung der Legitimation durch nachfolgende Baterihafts 
Ehe ijt die Vaterjchaft des Ehemannes der Frau, beide Ehegatten müfjen 
alſo die natürlichen Eltern des Kindes fein. Als Vater des Kindes gilt 
aber der Ehemann der Mutter, wenn er ihr innerhalb der Zeit vom 
181. bi8 zum 302. Tage vor dem Tage der Geburt des Kindes, mit 
Einſchluß ſowohl des 181. als des 302. Tages, beigewohnt hat.?) Der 
Beweis dieſer Beimohnung it im Streitfalle von demjenigen zu beweilen, 
der die Beiwohnung während der Empfängniszeit behauptet. Dieſe Bei— 
wohnung wird aber vermutet, wenn der Ehemann feine Vaterſchaft nad — E; 
der Geburt des Kindes in einer öffentlichen Urkunde anerkannt hat.t) Vermutung. 
Die Baterjchaftsvermutung kann nur durch den Nachweis ent- 
fräftet iwerden, daß e8 den Umſtänden nach offenbar unmöglich ift, daß die 
Mutter aus dieſer Beiwohnung empfangen hat.) Die Einwendung der 
mehreren Zuhälter (exceptio plurium) ijt aljo ausgeſchloſſen. 
Dagegen kann die Beiwohnungsvermutung durd) jeden Beweis 
des Gegenteil3 widerlegt twerden‘), insbejondere aljo auch durch den Be— 
weis der Nichtbeiwohnung. 
Bon einer Anerkennung der Vaterſchaft feitens des Ehemannes ijt die 
Legitimation durch nachfolgende Ehe nicht abhängig; die Anerkennung hat 
feine Fonjtitutive Wirkung, fondern nur die Bedeutung eines Berveismittels 
für die Abjtammung des Kindes?) 
IV. Die Legitimation durch nachfolgende Ehe fett zwar grundjäßlic) 
voraus, daß die Ehe gültig ijt, indejjen tritt die Wirkung der Legiti- 
mation ausnahmsweiſe auch bei dem Abjchluß einer nichtigen Ehe ein. Es 
finden nämlich die für Kinder aus nichtigen Ehen geltenden Vorjchriften 8) 
entjprechende Anwendung.) in uneheliche8 Kind wird alſo troß der 
Nichtigkeit der nachfolgenden Ehe dann legitimirt, wenn es im Falle der 
Gültigkeit der Che legitimiert werden wirde, aljo wenn auch nur einer 
der Ehegatten bei der Eheichliefung im guten Glauben war. Die Legiti- 
mation iſt dagegen ausgeſchloſſen, wenn beide Ehegatten die Nichtigkeit 
der Ehe bei der Eheſchließung gekannt haben, oder wenn die Nichtigkeit 
auf einem Formmangel beruht und die Ehe nicht in das Heiratsregifter 
eingetragen worden ilt. 
V. Das legitimierte Kind erlangt von der Eheichliegung an die recht- Wirtung der 
liche Stellung eines ehelichen Kindes; «8 tritt aljo von da ab im die etmatton, 
Familie des Waters, gelangt, wenn es minderjährig ift, in die elterliche 


ı) 8 1723 BGB. ) 88 1741. BOB. 
) $ 1720 Abſ. 1, $ 1717 Abi. 2 BGB. 
*, $ 1720 Abſ. 2 BOB. Für die Aufnahme diefer Urkunde find die Amts— 
gerichte, Notare und Standesbeamten zuftändig. 88 167, 191 RFrG. Aıt. 70 
AG. 3. BEB. ©. oben ©. 899. 5) 8 1720 Abi. 2 BOB. 
eg 292 CRD. ) Entih. NG. Bd. 31 No. 69 ©. 304. 
) 8 1699— 1704 BOB. 
; 8 1721 BOB. 


8 
$ 
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1723,1736. 
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Gewalt des Vaters, erhält dejjen Familiennamen), ijt dem Vater und 
dejien Aſcendenten gegenüber unterhaltsberechtigt und unterhaltspflichtig, er— 
langt die Staatsangehörigfeit?) und teilt den Unterſtützungswohnſitz“) des 
Vaters, teilt feinen Wohnfigt) und ift auch in erbrechtlicher Beziehung einem 
ehelichen Kinde gleichgeitellt. 

Eine über das Kind geführte Vormundſchaft endigt aber nicht ſchon 
mit der Ehejchliefung, jondern erjt dann, wenn die Vaterſchaft des Che- 
mannes durch ein zwilchen ihm und dem Kinde ergangenes Urteil rechts— 
kräftig feitgeitellt it oder die Aufhebung der VBormundichaft von dem 
Vormundjchaftsgericht angeordnet wird. Die Aufhebung hat aber das 
Vormundichaftsgericht anzuordnen, wenn es die Vorausſetzungen der Legiti- 
mation für vorhanden erachtet.®) 

Die Wirkungen der Legitimation erjtreden ſich auch auf die Ab— 
fümmlinge des unehelichen Kindes und zwar auch dann, wenn das Kind 
ihon vor der Eheichliegung feiner Eltern gejtorben ijt.*) 

Ob durch nachfolgende Ehe Tegitimierte Kinder von der Succejjion 
in Lehen und Familienfideilommiſſe ausgejchloffen find, ift nach den aufs 
recht erhaltenen landesgejeglichen Vorſchriften zu enticheiden.”) 

In erjter Reihe find Hierfür die Bejtimmungen der Stiftungsurfunde 
maßgebend; joweit dieje feine abweichende Vorſchrift enthält, ift die Sue— 
cejlionsberechtigung nad) preußiichem Rechte zu bejahen:®) 

VI. Inwieweit ein vor dem 1. Januar 1900 Tegitimiertes Kind die 
rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes hat und inwieweit der Water 
und die Mutter die Pflichten und Rechte ehelicher Eltern haben, bejtimmt 
fi) nad) den bisherigen Gejeßen.?) 

Im übrigen richtet ſich die Legitimation eines unehelichen Kindes, 
wenn der Vater zur Zeit der Legitimation die Neichsangehörigfeit befißt, 
nad) dem BOB.1) 


g 219. 


2. Ehelichkeitserklärung.!!) 


I. Ein umeheliches Kind kann auf Antrag jeines Vater auch durd) 
eine Verfügung der Staatögewalt mit der Wirkung für ehelich er: 
Härt werden, daß das Kind die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes 
erlangt.!?) Dieje aus dem römischen Nechte überfommene Legitimation iſt 


ı) Auch den Adel des Vaters, $ 5 II 9 ACH. 

?) Neichögejeß vom 1. Juni 1870 (BOB. ©. 355) $ 2 Abi. 1 No. 2, 8 4. 

®) Reichsgeſetz vom 6. Juni 1870 (12, März 1894) $ 18. 

) 8 11 BGB, nur eine nad) dem Eintritte der Volljährigkeit des Kindes er- 
folgende Legitimation hat feinen Einfluß auf den Wohnſitz des Kindes. 

5) $ 1883 BOB. *%, $ 1722 BOB. 

?) Art. 59 EG. 3. BOB., vgl. auch Art. 57, 58 daſelbſt. 

) $ 361 I 18 NALR., für gemeines Recht Entih. NG. Bd. 12 No. 60 ©. 239, 
248, Bd. 30 No. 44 ©. 144, *, Art. 209 EG. 5. BOB. 

10) Art. 22 Abſ. 1 BGB. Vgl. Niedner, EinfG. ©. 55 ff. 

") Mot. IV ©. 930 ff, Prot. II S. 6255. (Bd. 4 ©. 704 ff.), Denkichrift 
©. 243. Xitteratur bei $ 218. 12) 88 1723, 1736 BOB. 
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auch in das gemeine Recht und von da in das ALR. übergegangen. 88 1723 
Nah römishem Rechte!) konnte die Legitimation der Stonkubinenkinder nn 
durch Inndesherrliches Nejfript (per rescriptum prineipis) erwirkt werden, “” * 4. 
wenn dem Manne eine nachträgliche Ehe mit der Mutter des Kindes nicht 

mehr möglic; oder nicht zuzumuten war und wenn feine ehelichen Kinder 
vorhanden waren. Dieje Legitimation ging in die gemeinrechtlihe Praxis 
urfprünglich nur mit der Wirkung der Aufhebung des Maleld der unehe- 

lihen Geburt über, fpäter mit der Wirkung der Begründung der väter- 

lichen Gewalt. Auch das ULR.?) kannte eine Legitimation durch obrigfeit- 

liche Deklaration, die unter der Vorausjeßung, daß unter den Eltern Feine 

Ehe ftattgefunden Hatte, einen Antrag des Vaters auf Legitimation des 
unehelich erzeugten Kindes3) bei Hofe erforderte. 

Das BOB. folgt dem bisherigen Rechte. 

II. Die Ehelichfeitserflärung ift danad), wie bisher, Gnadenjache*) erforderniffe. 
und erfolgt nur auf Antrag des Vaters des umehelichen $tindes. ®) 

Diejer Antrag muß die Erklärung des Vaters enthalten, daß er das Kind Yuntrag des 
als das feinige anerfenne‘) und bedarf der gerichtlichen oder notariellen Boters. 
Beurkundung.) Die Ehelicjleitserflärung erfordert eine Verfügung der zorm des 
Stantögewalt, fie kann nicht unter einer Bedingung oder einer Zeitbejtim- Antrags. 
mung erfolgen.d) Zuftändig it der Bundesitaat, dem der Bater angehört?); 

über die Erteilung hat die Yandesregierung zu bejtimmen.!%) In Preußen 

wird die Ehelichfeitserflärung von dem Auftizminijter erteilt. Handelt es 

ſich um die Annahme eines adeligen Namens, ſo ijt die Genehmigung des 

Königs einzuholen.!!) 

St der Vater ein Deutjcher, der feinem Bundesjtaat angehört!?), jo 
jteht Die Ehelichkeitserflärung dem Reichskanzler zu.'3) 

1. Die Ehelichfeitserflärung erfordert die Einwilligung des Kindes 
und, wenn das Kind nicht das 21. Lebensjahr vollendet hat, auch Die 
Einwilligung der Mutter, jowie, wenn der Vater verheiratet ijt, aud) , 
die Einwilligung feiner Frau.!#) 

Die Einwilligung der Mutter des Kindes jowie der Frau des Vaters ginwinigung 
ift jedoch entbehrlich, wenn fie zur Abgabe einer Willenserklärung dauernd 
außer jtande find oder wenn ihre Aufenthalt unbekannt ijt.15) 

Auf Antrag des Kindes kann die von der Mutter verweigerte Ein: 
willigung durch das Vormundichaftsgericht 1%) erſetzt werden, wenn das 


der 
Beteiligten. 





b, Nov. 74 pr. c. 1, 2; Nov. 89 c. 9. Stölzel, Recht der väterlichen Ge— 
walt ©. 10. 2) 88 601—611 II 2 ACH. 

) Oder der aus einer Ehe zur linken Hand erzeugten Kinder, $ 609 II 2 ALN. 

“8 1734 BOB. °) 8 1723 bj. 1 BEL. 

) $ 1725 808. 

), 8 1730 BGB., $ 128 BGB., 88 167, 168 RFrG. 

° 8 1724 BOB. °», 8 1723 Nbf. 2 BGB. 

10) 8 1723 Nbj. 3 BGB. 

1) Verordnung zur Ausführung ded BGB. vom 16. Novenber 1899 (OS. 
&. 562) Art. 13. Bol. UB. vom 14. Dezember 1899 (IMBl. ©. 784). 

) Dg P Schubgebietägeich in der Belanntmadung vom 10. September 1900 
(RGBl. S. 813) $ 9 ıs, 8 1723 Abi. 2 BGB. 

10) 1728 Ab}. 1 BGB. ») 8 1726 Abi. 3 BB. 

0, S$ 35, 36, 43 RFrxG. 


88 1727 


bis 1733. 


Form ber 
Eins 
willigung. 
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Unterbleiben der Ehelichkeitserklärung dem Kinde zu unverhältnismäßigem 
Nachteile gereichen würde.!) 

2. Die Einwilligungserklärung ift ein einfeitiges Nechtsgeihäft?), das 
der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung bedarf.d) Die Einwilligung 
muß dem Vater oder der Behörde gegenüber erklärt werden, bei welcher 
der Antrag einzureichen ijt, jie ift ummiderruflich.t) Der Antrag und die 
Einwilligungserflärung find höchſt perjönlicher Natur, können aljo nicht 
durch einen Vertreter erfolgen.) it hiernach der Bater oder die Mutter 
des Kindes gejhäftsunfähig, jo iſt die Ehelichkeit3erflärung unmöglid). 
Fit jedoch das Kind geichäftsunfähig oder noch nicht 14 Jahre alt, jo 
kann an dejjen Stelle fein gefeglicher Vertreter mit Genehmigung des Vor: 
mundjchaftsgerichtS die erforderliche Einwilligung erteilen.e) 

Fit dagegen der Vater oder das Kind nur in der Gejchäftsfähigfeit 
bejchränft, jo bedarf ſowohl der Antrag als die Einwilligungserflärung 
außer der Zujtimmung des gejeglichen Vertreter8 der Genehmigung des 
Bormundichaftsgerichts.”) 

St die Mutter des Kindes oder die Frau des Vaterd in der Ge- 
ſchäftsfähigkeit bejchränkt, jo bedarf ihre Einmwilligungserflärung weder der 
Zuftimmung des gejeblichen Wertreterd noch) der Genehmigung des Vor— 
mundſchaftsgerichts.ꝰ) 

III. Die Ehelichkeitserkllärung iſt unzuläſſig, wenn zur Zeit der Er— 
zeugung des Kindes die Ehe zwiſchen den Eltern wegen Verwandtſchaft 
oder Schwägerſchaft verboten war.?) Ein in Blutſchande erzeugtes Kind 
fann alfo nicht für ehelich erklärt werden, dagegen ijt Ehelichkeitserflärung 
eines im Ehebruch erzeugten Kindes ſtatthaft. Nach den Tode des 
Kindes kann die EhelichkeitSertlärung nicht mehr erfolgen, fie ift alfo nur 
bei Lebzeiten des Kindes zuläjfig.!%) Der Tod des Vaters hindert aber 
die Ehelichkeitserflärung dann nicht, wenn er den Antrag bei der zuitändigen 


- Behörde (Amtsgericht) 11) eingereicht oder bei oder nad der gerichtlichen 


oder notariellen Beurkundung des Antrags das Gericht oder den Notar 
mit der Einreichung betraut Hat.!?) Erfolgt die Ehelichfeitserflärung nad) 


ı) 8 1727 BGB. Eine Verfügung, durch welche die Zuſtimmung zu einer 
Ehelichkeitserflärung erſetzt DR, fann nidyt mehr geändert werden, wenn die Ehe— 
lichkeit3erflärung erfolgt iſt, 5 55 RFrG. 

) E3 gelten deshalb auch binfichtlich der Nichtigkeit und Anfechtbarkeit die all- 
gemeinen Vorſchriften. Die Anfechtung des Antragd und der Einwilligung jowie 
die Betätigung der anfechtbaren Erklärung kann jedoch nicht durch einen Vertreter, 
auch nicht durd einen gejeplichen Vertreter, 31 81731 BOB, 

8 1730 BGB. *) $ 1726 Abi. 2 BOB. 

°, 8 1728 Abi. 1 BGB. — —— iſt nur die Vertretung im Willen, 
nicht in der Erklärung des Willens. 98 1728 Abi. 2 BGB. 

)8 1729 Abſ. 1 und 2 BGB. s) 8 1729 Abi. 3 BOB. 

», 8 1732 BGB. Ein Verſtoß gegen dieſes Verbot macht die Ehelichleits⸗ 
erflärung nichtig. 10) & 1733 Abſ. 1 BGB. 

AB. vom 14. Dezember 1899 (IMBl. ©. 784) $ 3. Es genügt aber aud) 
die Einreichung des Antrags beim Juftigminifter, Art. 13 BO. vom 16. November 
1899 (SS. &. 562). 

) 8 1733 Abf. 2 BGB. Der Antrag kann widerrufen werden, folange bie 
Ghelichteisertlärung noch nicht ausgeſprochen iſt. 
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dem Tode, jo hat fie die gleiche Wirkung, wie wenn fie vor dem Tode 
des Vaters erfolgt mwäre.!) 

Da die Ehelichfeit3erflärung eine Gnadenſache ift, jo fann fte beliebig 
verjagt werden, auch wenn ihr ein gejepliches Hindernis nicht entgegenjteht 
und alle gejeglichen Erfordernifje erfüllt find.?) 

Wird die Ehelichfeitserflärung ausgeiprochen, obwohl es an einem 
gejelichen Erfordernifje fehlt, jo ift fie nichtig. Ohne Einfluß ift e8 je 
doch, wenn der Antragjteller nicht der Water des Kindes ift, oder wenn 
irrtümlicherweife angenommen wurde, daß die Mutter des Kindes oder die 
Frau des Vaters zur Abgabe einer Erklärung dauernd außer ftande oder 
ihr Aufenthalt dauernd unbekannt jei.3) 

IV. Die Chelichfeitserflärung hat die Wirkung, daß das Kind bie 
rechtlihe Stellung eines ehelichen Kindes erlangt.) Dieje Wirkung er: 
ſtreckt ji) ohne weiteres auc) auf die Ablömmlinge des Kindes, dagegen 
nicht auf die Verwandten des Vaters.) Es entiteht alfo nur ein Ver— 
wandichaftsverhältnis zwilchen dem Water und dem legitimierten Kinde ſo— 
wie deſſen Abkömmlingen; in die Familie des Vaters tritt das 
Kind nit ein.) Die Chelichfeitserklärung hat aljo nicht die vollen 
Wirkungen der Legitimation durch nachfolgende Ehe, jondern nur be- 
ihränftere Wirkungen. Zwilchen der Frau des Vaters und dem Kinde 
tritt fein Schwägerjchaftsverhältnis ein, ebenjowenig zwiſchen dem Ehegatten 
des Kindes und deſſen Vater.) Eine Erweiterung dieſer Wirkungen ift, 
entgegen dem ALR.s), aucd nicht duch Familienvertrag zuläſſig. Das 
Nechtsverhältnis, das ich aus dem Berwandtjchaftsverhältnifje zwifchen dent 
Kinde und jeinen Verwandten ergiebt, bleibt grundfäßlich unberührt.) 

1. Da infolge der Ehelichkeitserflärung das Kind die rechtliche Stel- 
lung eines ehelichen Kindes im Verhältniſſe zum Vater erlangt, fo 
tritt e8, wenn es minderjährig ift, in die elterliche Gewalt des Vaters; die 
bisher geführte Vormundſchaft über das Kind endigt. Zwiſchen Vater und 
Kind wird die gegenfeitige Unterhaltspflicht und ein gegenjeitiges Erb⸗ und 
Pflichtteilsrecht begründet !%), und zwar ift der Vater dem Kinde und dejjen 
Ablömmlingen vor der Mutter und den mütterlichen Verwandten unter: 
haltspflichtig.!!) 

Das Kind erhält mit der Ehelichkeitserflärung den Familiennamen 
des Vaterd1?) und ijt zur Leiftung von Dienſten im Hausweſen und Ge: 
ſchäſte des Vaters verpflichtet 1°); die für ehelich erklärte Tochter hat An— 
ſpruch auf Ausfteuer.1*) 


ı) 8 1733 Abi. 3 BOB. 2) $ 1734 BGB. 
s, 8 1735 BOB. ‘) $ 1736 BOB. 
5, & 1737 Abi. 1 Ca 1 VGB., 8 603 IT 2 ACH. 

©) Val. au $ 604 IT 2 ALR. ?) 8 1737 Abi. 1 Satz 2 BEL. 


) 8 605 II 2 UL. 

u. Abi. 2 BGB. Ausnahmen: 8 1305 Abſ. 1 Sap 2, 8$ 1738, 
1739 BGB. 
0) 88 1601-1615, 8$ 1924, 1925, 2303 BOB. Vgl. jedoch) $ 607 IT 2 ACH. 
ı, 8 1739 BOB. 
) & 1616 BOB. Den Adel des Vater nur mit Genehmigung des Königs, 
13 BD. vom 16. November 1899 (GS. ©. 562). 
19) 8 1617 BOB. ) 88 1620—1623 BOB, 


Art, 


— 


88 1733 
bis 1737, 
1739. 
Verſagung. 


Wirkungen. 


910 Vierte Bud. Familienredt. 


58 1738, Das legitimierte Kind teilt ferner den Wohnſitz des Vaterd und be- 

1739,1740. hält ihn, bis es ihm rechtsgültig aufhebt. Sit die Ehelichkeitserklärung 
jedoch erjt nad) dem Eintritte der Volljährigkeit erfolgt, jo hat fie feinen 
Einfluß auf den Wohnfig des Kindes!) Durd die Ehelichkeiterflärung 
erwirbt das Kind auch die Stantsangehörigfeit des Vaters?) und teilt defjen 
Unterjtüßungswohnfiß.?) 

2. Da die für ehelich erffärten Kinder nicht in die Familie des Vaters 
treten, jo find fie zur Nachfolge in Lehne und Familienfideilommifje nicht 
berechtigt, joweit nicht etwa die Stiftungsurfunde eine abweichende Be— 
ſtimmung trifft.*) 

3. Der Grundjaß, daß das Verhältnis zwiſchen dem legitimierten Kinde 
und feinen Verwandten durch die Ehelichteit3erflärung nicht berührt wird, 
gilt nicht ohne Ausnahme: 

a) Ein für ehelid) erklärtes minderjähriges Kind bedarf nämlich zur 
Eingehung einer Ehe der Einwilligung feiner Mutter aud dann nicht, 
wenn der Vater gejtorben ijt.?) 

b) Mit der Ehelichfeitserklärung verliert jodann die Mutter das Recht 
und die Pflicht, für die Perſon des Nindes zu forgen; dieſe Ireten jedoch 
von jelbjt wieder ein, wenn die Mutter dem Kinde Unterhalt zu gewähren 
hat, weil der Vater dazu nicht imftande ift, und wenn die elterliche Gewalt 
des Vaters endigt oder wenn fie wegen Gejchäftsunfähigfeit oder wegen 
thatjächlicher Verhinderung des Vaters ruht.®) 

ce) Der Vater hat dem Kinde und dejjen Abfümmlingen vor der 
Mutter und den mütterlichen Verwandten Unterhalt zu gewähren.?) 

4. Wenn der Vater eines für chelic) erklärten Kindes eine Ehe ein- 
gehen will®), während er die elterliche Gewalt über das Kind hat, jo hat 
er jeine Abjicht dem VBormundichaftsgericht anzuzeigen, auf feine Ktoften ein 
Verzeichnis des Kindesvermögens einzureichen und, joweit in Anjehung 
diejes Vermögens eine Gemeinjchaft zwifchen ihm und dem Kinde bejteht, 
die Auseinanderjeßung herbeizuführen.?) 

5. Die Wirkungen der Ehelichkeitserkflärung treten, wie bei der Legiti- 
mation durch nachfolgende Ehe, nicht rückwärts hin von der Geburt des 
Kindes an ein, fondern in dem Zeitpunkt, in welchem die die Ehelichkeits— 
erflärung ausjprechende Verfügung der Stantögewalt in Wirkfamfeit tritt.19) 





) 8 11 BOB. 
) 82 Abſ. 1 No. 2, 88 4, 13 No. 4 RGeſetz vom 1. Juni 1870 (BGBl. 
©. 355). ) Rochogefeb vom 6. Juni 1870 (12. März 1894) $ 18. 


+), 8 604 IT 2 ALH., $ 1737 BGB. Art. 59 EG. 3: BOB. 
6) 8 1305 Abi. 1 Sap 3 BGB. 
°, 88 1707, 1738, 1676 bj. 1, 1677 BGB. 8 1739 BOB, 
) D. h. wenn er überhaupt zum eritenmafe heiraten till. 
ss 1740, 1669 — 1671 BGB. Die Erfüllung . ——— iſt durch 
das EHehindernis des 8 1314 BGB. geſichert. Mot. IV 
10) Vgl. ferner Art. 22 und 209 EG. 3. BGB., oben ce 508. 
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VIII. Annahme an Kindesſtatt. 
g 220. 


1. Vorausſetzungen und Erforderniſſe der Annahme an Kindesſtatt.) 


I. Das BGB. betrachtet die Annahme an Kindesſtatt als ein Mittel 
zur Begründung eine Eltern und Nindesverhältniffes, durch das der An— 
genommene die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes des Annchmenden 
erlangt. Nadı BGB. ijt alfo die Annahme an Kindesſtatt die Begründung 
eines Kindesverhältniſſes durch rechtsgeichäftlichen Alt. 








Dem römiſchen Nehte war die Annahme an Nindesjtatt nicht fo - 


wohl ein Mittel zur Begründung eines Nindesverhältniffes, als vielmehr 
ein Mittel zur Begründung der väterlichen Gewalt. Die römiſche Anz 
nahme an Kindesſtatt (adoptio) zerfiel in zwei Arten ?): 

1. in die adoptio im engern Sinne, d. h. in die Annahme eines 
fremden Hauslindes, 

2. in die arrogatio, d. h. in die Annahme eines nicht unter väter- 
fiher Gewalt jtehenden, aljo gewaltfreien Menjchen (homo sui iuris). 

Während die Adoption im engeren Sinne durch ein Nechtsgeichäft 
zwiſchen dem natürlichen und dem Adoptivvater in Gegenwart des Kindes 
zu gerichtlihem Protokolle ſich vollzog®), geihah die Arrogation durd) 
landesherrliches Nefkript unter Zuftimmung des Kindes oder deſſen Vor— 
munded.4) Für beide Arten der Adoption galt, daß nur Männer adop- 
tieren fonnten; ausnahbmsmweife war Frauen die Adoption in solatium 
liberorum ammissorum Durch landesherrliche® Nejkript gejtattet.d) Der 
Adoptierende mußte homo sui iuris und 18 Jahre älter fein, als das 
Adoptivfind®); eine Adoption unter Bedingung oder auf Zeit war unter- 
jagt ?); außerdem war die Kindesannahme demjenigen verfagt, welcher Teib- 
lie Kinder hatte oder noch erzeugen fonnte.d) Der Arrogierende jollte 
nicht unter 60 Jahre fein und durfte nicht mehrere arrogieren.”) 


1) Mot. IV ©. 951ff.; —— ©. 244; Prot. II S. 6279ff. (Bd. 4 
©. 718ff.; Pland-Unzner 1V ©. 4090 ff.; v. Staudinger: Engelmann 1V ©. 54lff.; 
Endemann Bd. 2 8 210; Emneccerus-Lehmann Bd. 2 88 141—143; Coſact Bd. 3 
ss 332—335; Matthiaf, 3 Auff., Bd.2 88 112, 113; v. Buchla (3. Aufl.) ©. 370 fi.; 
Förtſch 7 35 ff.: Opet a. a. D. ©. 53 ff; Snitichhy a. a. O. ©. 58ff.; Fränkel 
a. a. O. ©. i37 Engelmam a. a. O. 8 262; Spahn a. a. ©. ©. 32ff.: Stölzel 
a. a. O. ©. 12 55 "Dernburg‘ Pandekten Bd. 3 $ 30; u. Bandeften Bd. 2 
Ss 523 —525; — Bd. 3 88 61—63; Eccius Bd. 4 $ 220; Stobbe-Lehmann 

Bd. 4 (2. Aufl.) $ 320; Delius, in Gruchois Beiträgen Bd. 33 ©. 501 ff. 

NLISID de adopt. 1, 7. 

®) I. 11 Cod. de adopt. 8, 48; 1.2581 D. de wer 1:9, 

) $ 1 J. de adopt. 1, 11; 1. Re pr. D. de adopt. 1, 7; 1.2, 6, 8 Cod. de 
adopt. 8, 48, 

°, 1. 5 Cod, 8, 48. Dadurch trat das Ndoptivfind in das Verhältnis eines 
leiblichen Kindes zu feiner Mdoptivmutter mit wechielfeitigem Erbrechte; Schirmer, 
Röm. Erbrecht $ 11 ©. 205 Note 22. 

84J.1, * 1. 498 1D. 1, 7; Grund: adoptio enim naturam imitatır, 

1.34 D. 1,7. EHE AS D 1% 

»)1.1582u.3D. 1,17. Ueber den Anſpruch des arrogatus impubes auf 
die quarta Divi Pii vgl. Koeppen, Syſtem des heutigen römiſchen Erbrechts S. 133 ff. 


Geſchicht⸗ 
Lidhes. 


88 1741, 
1748. 


Vorauss 
fegungen, 
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Die römiſche Adoption bewirkte im vorjuſtinianiſchen Rechte, daß der 
Adoptierte eine capitis deminutio minima erlitt, d. h. er ſchied aus ſeiner 
bisherigen Agnatenfamilie aus und trat in die Agnatenfamilie des Adoptiv— 
vaters, womit er in deſſen patria potestas gelangte. Die Adoption ge: 
währte alfo dem Adoptierten gegenüber allen Agnaten des Adoptivvaters 
nicht nur die Nechte der Agnation, jondern auch für die Dauer der 
Adoption die vollen Rechte der Nognation.!) Da hierdurch wichtige 
Veränderungen in Anjehung des Erbrecht des Adoptierten in jeiner natür- 
lihen Familie, der gegenüber er nur das Recht der Kognation behielt, 
bedingt waren?), jo nahm Juſtinian wejentliche Veränderungen vor. 

Wurde nämlich) das Sind einem leiblihen Ajcendenten, aljo 
namentlich dem väterlichen oder mütterlichen Großvater in Adoption ges 
geben (adoptio plena), jo jollten die bisherigen Wirkungen nad) wie vor 
eintreten. Dasjelbe galt bei der Arrogation. Gab dagegen der leibliche 
Vater das Kind einem Fremden (extraneus), d. h. feinem leiblichen Aſzen— 
denten in Adoption (adoptio minus plena), jo follte e8 troß der Adoption 
in der bisherigen patria potestas bleiben und in feiner Stellung zu feiner 
natürlichen Familie feine Veränderung erleiden. Die einzige Wirkung be- 
jtand darin, daß das Kind ein Intejtaterbrecht al3 suus heres gegenüber 
dem Adoptivvater erhielt. 

Das römische Adoptionsrecht, wie es in der jujtinianischen Gejeßgebung 
enthalten ift, hatte infolge der Rezeption auch in Deutjchland Eingang ge- 
funden und galt hier al3 gemeine Recht, allerdings beeinflußt durch 
die Auffaffung, daß nach heutiger Anſchauung als der Zwed der Adoption 
die Begründung eines Kindesverhältniſſes anzufehen ſei, und durch das 
Beitreben, die Unterjchiede zwiichen Arrogation und Adoption, zwiſchen 
adoptio plena und minus plena mehr und mehr zu verjchmelzen.*) 

Aus dem gemeinen Rechte ijt die Annahme an Nindesftatt auch in 
das ALR. übergegangen, das die Unterjcheidung zwiſchen Arrogation und 
Adoption aufgegeben hat und in der Annahme ein Mittel zur Begründung 
eines Eltern und Nindesverhältnifjes jieht.>) 

Im Anschluß an dieſe Rechtsentwidelung kennt aud) da BGB. nur 
eine Art der Annahme an Kindesſtatt. Sie bildet einen Erjab für die 
verjagte leibliche Nachkommenſchaft und bezwedt, den Namen und die 
Familie des Annehmenden künſtlich fortzupflanzen. 

II. Nad) BGB. fann ein Kind nur annehmen, wer Feine ehelichen 
Abkömmlinge (Kinder, Enkel) hat‘), das Vorhandenjein eines angenommenen 
Kindes jteht einer weiteren Kindesannahme nicht entgegen.) Die Annahme 


11,23 D.1,7;1.1$4 D. unde cogaati 38, 8. 

?) Bol. hierliber Schirmer, Röm. Erbredit $ 11 ©. 192. 

8) In der 1. 10 Cod. de adopt. 8, 48. 

+) Entſch. RG. Bd. 6 No. 45 ©. 171, Bd. 31 No. 39 ©. 187; Stölzel a. 
0.0. ©. 13. 
8) 88 666, 681 IT 2 ALN., vgl. aber $ 716 IL 2. 

9) 8 1741 Sa 1 BGB., jo auch $ 671 IT 2 ALR.; legitimierte Kinder 
jtehen den ehelichen gleich, hindern alſo aud) die Hindesannahme, 88 1719, 1736 BGB. 

', $ 1743 BGB. Auch das Vorhandenfein eines unchelihen Kindes hindert 
die Annahme nicht. 
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an Kindesjtatt kann nicht unter einer Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung 88 en 
erfolgen.!) 

1. Der Annehmende kann ein Mann oder eine Frau ?), verheiratet 1145, 
oder unverheiratet jein; auch ein Ehepaar kann ein Kind gemeinſchaftlich 
annehmen.) 

Der Annehmende muß das 50. Lebensjahr vollendet haben und min—- giter des An 
deitens 18 Jahre älter jein als das Kind. Von diejen Erfordernifjen nebmenden. 
kann jedoch Befreiung bewilligt werden, von der Vollendung des 50. Lebens: 
jahres jedoch nur, wenn der Annehmende volljährig iſt.“) Zuſtändig iſt 
der Bundesjtaat, dem der Annehmende angehört, iſt dieſer ein Deutjcher, 
der feinem Bundesjtant angehört, jo ſteht die Bewilligung dem Neichs- 
fanzler zu.) In Preußen wird die Befreiung von dem Juſtizminiſter 
erteilt.) 

2. Die Fähigkeit, von einer anderen Perſon an Kindesjtatt angenom: 
men zu werden, unterliegt feiner Beſchränkung. 

Es können aljo ehelich oder unehelich geborene Perjonen angenommen 
werden ®), verheiratete oder unverheiratete, unter elterlicher Gewalt oder 
unter Bormundichaft ftehende PBerjonen. Auch Ausländer find annahme- 
fähig. Ein bereit3 angenommenes Kind kann jedoch, jolange das durch 
die Annahme begründete Nechtsverhältnis bejteht, nur von dem Ehegatten 
des Annehmenden an Kindesjtatt angenommen werden.) Eine Annahme 
an Entfeljtatt iſt ausgejchlojjen.!") 

3. Die Annahme an Kindesjtatt erfolgt durd) Vertrag zwiichen dem Zunahme— 
Annehmenden und demjenigen, welcher an Kindesjtatt angenommen werden vertrag. 
joll. !ı) 

a) Der Annahmevertrag muß bei gleichzeitiger Anwejenheit 
beider Teile vor Gericht oder vor einem Notar geichloffen werden. 

Der Annehmende und der Anzunehmende (Adoptivfind, Wahlfind) müfjen 
aljo ihre Willenserklärung vor Gericht oder vor einem Notar miündlic) 
erflären.!?) Wegen jeiner höchitperjönlichen Natur fann der Annahmevertrag 
nicht durch einen Vertreter, auch nicht durch einen gejeglichen Vertreter 
geichlofjen werden.!?) Dies gilt Schlechthin für den Annehmenden. Sit 
diefer alfo gejchäftsunfähig, jo ift die Annahme an Kindesjtatt überhaupt 
nicht zuläſſig. Iſt er dagegen nur in der Gejchäftsfähigfeit beichränt, jo 
— er zum Abſchluſſe des Vertrags, den er ſelbſt ſchließen muß, der 





ı) 8 1742 BOB. 

2) SS 674, 675 IT 2 AUCH. *, $ 1749 BOSB., 8 687 IT 2 AEN. 

+, 8 1744 BGB. Das ALR. forderte nur, > dafs das Adoptivfind jünger fein 
mußte ald der Annehmende, 8 677 II 2 NALN. 

*) $ 1745 Abi. 1 BOB. 8 1745 Abſ. 2 BGB. 

BO. vom 16. November 1899 (GS. S. 562) Art. 14. Wegen der geſchäft⸗ 
lichen Behandlung ſolcher Geſuche, vgl. AB. vom 14. Dezember 1899 (IMBl. ©. 784). 

) Eine Frau kann aljo ihr uneheliches Kind, ein Mann fein außerehelich er: 
zeugtes Kind annehmen. ») 8 1749 Abi. 2 BGB. 

) Eie war nad) oe Rechte zuläffig. 1.6, 10, 11, 37, 43, 44 D. 1,7. 

$ 1741 Sap 1 BG 

2) & 1750 Abi. 2 388. Das ALR. (8 666 II 2) berfangte nur Schriftlich- 

feit des seat, 13) 8 1750 Abſ. 1 Sab 1 BOB. 
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88 1746 

bis 1748, 

1750 bis 
1752. 


Einwilligung 
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Zujtimmung jeined gejeplihen Vertreters und der Genehmigung 
de8 BormundjchaftsgerichtE.!) 

Fit dagegen das auzunehmende Kind?) noch nicht 14 Jahre alt, jo kann 
jein gelegliher Vertreter (Bater, Mutter, VBormund) den Vertrag mit 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts jchliegen.?) 

Hat aber das Kind das 14. Lebensjahr vollendet und ift e8 gejchäfts- 
unfähig, jo it die Annahme an Kindesftatt ausgejchloffen. Iſt dagegen 
da3 Kind nach Vollendung des 14. Lebensjahres nur in der Gejhäfts- 
fähigleit bejchränft, jo bedarf e8 zur Eingehung des Vertrags der 
Buftimmung ſeines gejeglihen Vertreter und der Genehmigung des Vor— 
mundjchaftögericht3; den Vertrag muß e8 aber jelbjt fchließen.*) 

Das VBormundfchaftsgericht ſohl jedoch die Genehmigung nicht erteilen, 
wenn ein Vormund feinen Mündel oder ein zur Vermögensverwaltung 
beitellter Pfleger feinen Pflegling an Kindesſtatt annehmen will, jolange 
der Vormund oder der Pfleger im Amte find. Will ein Vormund feinen 
früheren Mündel oder ein Pfleger jeinen früheren Pflegling an Kindesitatt 
annehmen, jo joll das Vormundjchaftsgericht die Genehmigung nid)t er: 
teilen, bevor beide über ihre Berwaltung Nechnung gelegt vder das Vor— 
handenfein des Mündelvermögens nachgewieſen haben.>) 

b) Der Annahmevertrag bedarf unter Umſtänden noch der Einwilligung 


Dritter. dritter Perſonen. Ein Ehegatte, der annehmen will oder angenommen 


werden foll, bedarf nämlich der Einwilligung des anderen Ehegatten. Dieje 
Eimpilligung iſt nur dann nicht erforderlich, wenn der Ehegatte zur Ab- 
gabe einer Erklärung dauernd außer jtande oder fein Aufenthalt dauernd 
unbekannt ift.®) 

Ein eheliches Kind kann bis zum 21. Lebensjahre nur mit Ein= 
willigung jeiner Eltern, ein uneheliches Kind nur mit Einwilligung 
jeiner Mutter an Nindesjtatt angenommen werden.) Das Erfordernis 
dieſer elterlichen Einwilligung fällt auch hier nur damı fort, wenn beide 
Eltern oder die Mutter (bei einem unehelichen Kinde) zur Abgabe der Ein: 
willigungserflärung dauernd außer ftande find oder ihr Aufenthalt dauernd 
unbefannt ift. 

Die Einwilligung muß dem Annehmenden oder dem Kinde oder dem 
für die Betätigung des Annahmevertrags zuftändigen Gerichte gegenüber, 
und zwar im gerichtlicher oder notarieller Beurkundung erfolgen.d) Sie 
ift unwiderruflich und kann micht durch einen Vertreter im Willen erteilt 


a Br 51 Abſ. 1 BGB. SS 35, 43 RFrG. 
eh es geſchaftsunfähig "ober in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt fein. 

n $ 1750 Abf. 1 Sap 2 VOL. 

98 1751 Abſ. 2 BGB. Ueber die Folgen des Mangeld der Zuſtimmung 
des geieglichen Vertreter vgl. SS 108, 109 BGB., des Mangels der Genehmigung 
des Bormundjcaftsgerichts ss 1643, 1828— 1831 BGB. 

5) 8 1752 BOB. Da es jih um eine Ordnungsvorichrift handelt, jo macht 
eine Verlegung der Vorfchrift die erfolgte Annahme nicht nichtig. Vgl. jedod) $ 1848 BGB. 

°%) $ 1746 BOB. 

') & 1747 BGB. 

*) $ 1748 Abi. 1 u. 3 BGB., $ 128 BGB., $ 167 RFrG., Art. 31 PrFrG. 
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werden !); ein in der Gejchäftsfähigkeit bejchränfter Einwilligender bedarf 
nicht der Zuftimmung feines geleßlichen Bertreters.?) 

c) Der Annahmevertrag bedarf endlich der Bejtätigung durd das 
Amtsgericht, in deſſen Bezirfe der Annehnende zur Zeit der Einreichung 
des Antrag auf Bejtätigung feinen Wohnjig oder in Ermangelung eines 
inländischen Wohnfiges feinen Aufenthalt hat.) Das Gericht darf, wie im 
preußifchen Nechtet), die Beftätigung nur dann verjagen, wenn ein geſetz— 
liches Erfordernis der Annahme fehlt.) 

Der Mangel eined gejeglichen Erforderniffes (3. B. das Vorhanden— 
jein eheliher Kinder) macht aljo die Annahme troß der Beitätigung un- 
wirfiam. Nur wenn bei der Beitätigung mit Unrecht angenommen wurde, 
daß ein Ehegatte oder die Eltern des Kindes, deren Einwilligung erforder: 
li war, zur Abgabe der Einwilligungserflärung dauernd außer ftande feien 
oder daß ihr Aufenthalt dauernd unbefannt fei, bleibt die Wirkiamfeit der 
Annahme hiervon unberührt.®) 

Wenngleich die Bertragichliegenden an den Annahmevertrag ſchon vor 
der Bejtätigung mit dem Zeitpunkte des Abichlufjes gebunden jind, jo daß 
ein Nüdtritt vom Vertrag ausgeſchloſſen iſt, jo tritt die Kindesannahme 
doch erjt mit der Beitätigung’) in Kraft.) 

Der Beichluß, durch den die Bejtätigung erteilt wird, tritt mit der 
Defanntmahung an den Annehmenden in Wirkjamtfeit.’) 

Die Bejtätigung des Annahmevertrags kann niht nad) dem Tode 
des indes erfolgen.!®) 

Nach dem Tode des Annehmenden ift die Beftätigung nur zuläſſig, 
wenn der Annehmende vder das Nind den Antrag auf Bejtätigung bei 
dem zuftändigen Amtsgericht eingereicht oder bei oder nach der gerichtlichen 
oder notariellen Beurkundung des Annahmevertrags das Gericht oder den 
Notar mit der Einreichung betraut hat.!!) 


') $ 1748 Nbf. 2 Sab 1 BGB. Vertretung in der Erklärung des Willens 

iſt nicht ausgeſchloſſen. ) 8 1748 Abſ. 2 Satz 2 BGB. 

$ 1741 Cap 2 BGB. $ 66 RFrG. it der Annehmende ein Deuticher 
und hat er im Inlande weder Wohnfit noch Aufenthalt, jo iſt das Gericht zuſtändig, 
in deſſen Bezirle der Annehmende ſeinen letzten inländiſchen Wohnſitz hatte. In 
Ermangelung eines ſolchen Wohnſitzes wird das zuſtändige Gericht, falls der An- 
nehmende einem Bundesjtaat angehört, von der Landesjuftizverwaltung, anderenfalls 
von dem Reichskanzler beſtimmt. 8 66 Abp 2 RFrG. 

— $ 667 112 AEN., 8 28 II 2, 8 22 II 3 ABO. 

9 8 1754 Abi. 2 2 Sap 1 BGB. Die "Prüfung des Gerichts hat ſich aljo nur 
darauf zu erjtreden, ob die gejeßlichen Erfordernifie (Mangel ehelicher Abkömmlinge, 
Alter des Annehmenden, Einwilligung Dritter, Form de⸗ Vertrags) erfüllt ſind; 
liegen ſie vor, ſo muß die Beſtätigung erteilt werden. Die Adoption iſt alſo keine 
Gnadenſache. 

381756 BGB. 

) Die Beſtätigung hat den Charakter einer das Vorhandenſein der geſetzlichen 
Erfordernijje der Annahme an Kindesjtatt im üffentlihen Intereſſe deflarierenden 
Verfügung. Mot. IV ©. 973, 977, 

) $ 1754 Abi. 1 BGB. Die Bejtätigung wirft alſo nicht auf den Zeitpunkt 
bes a ai zurüd. 

?) 8 67 Abi. 1, $ 16 RFrG. ich 8 1753 Abi. 1 BGB. 

u) 8 1753 Abi. 2 BGB. 
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38 1758, 
1754, 


1756. 


&erichtliche 
Betätigung. 


88 1753 
bis 1755. 


Anfechtung. 
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Die nad) dem Tode des Annchmenden erfolgte Bejtätigung hat die 
gleiche Wirkung, wie wenn fie vor den Tode erfolgt wäre!) Der Be- 
jtätigungsbejchluß tritt in dieſem Falle mit der Bekanntmachung an das 
Kind in Wirkjamfeit.?) 

Das Gericht iſt zu einer Wenderung feines Beichluffes nicht befugt.°) 

Verjagt das Gericht endgültig jeine Betätigung, jo verliert der Ylı= 
nahmevertrag feine Wirkung.t) 

Segen den Beichluß, durd welchen die Bejtätigung erteilt wird, findet 
fein Nechtsmittel jtatt.5) Gegen den Beichluß, durch welchen die Beitäti- 
gung verjagt wird, ijt die Jofortige Beichwerde zuläjiig®); die Beſchwerde 
jteht jedem der Bertragichließenden zu, auch wenn der Antrag auf Bes 
jtätigung von ihm nicht geitellt war.”) 

d) Der Annahmevertrag wie die erforderlichen Einwilligungserklärungen 
können nad) Maßgabe der für rechtsgejchäftliche Willenserflärungen gelten- 
den Borjchriften®) angefochten werden (Irrtum, unrichtige Uebermittelung, 
Täufhung, Drohung). Jedoch kann die Anfechtung und die Beftäti- 
gung des anfechtbaren Nechtögejchäfts nicht durch einen Vertreter, aud) 
nicht durch den gejeßlichen Vertreter erfolgen, ausgenommen, wenn e3 fid) 
um die Anfechtung oder die Bejtätigung eines von dem gejelichen Ver— 
treter eine noch nicht 14 Jahre alten Kindes mit Genehmigung des Vor— 
mundjchaftsgerichts abgejchlofjenen Annahmevertrags handelt; in diefem Falle 
kann der gejegliche Vertreter mit Genehmigung des VBormundichaftsgerichts 
den Annahmevertrag anfechten und den anfechtbaren betätigen. 

it der Annehmende oder das anzunehmende Kind in der Geſchäfts— 
fähigkeit beichränft, jo bedürfen fie zur Anfechtung wie zur Beitätigung 
de3 Annahmevertrags außer der Zuſtimmung ihres gejeblichen Vertreters 
der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. Dagegen bedürfen diejenigen 
Berjonen, deren Einwilligung erforderlich iſt (8 1746, 1747 BOB.), 
wenn fie in der Gejchäftsfähigfeit beſchränkt find, zur Anfechtung oder Be— 
jtätigung ihrer Einwilligungserflärungen nicht der Zuftimmung ihrer 
gejeplichen Vertreter.?) 

Anfechtungsgegner ijt bei der Anfechtung des Annahmevertrags der 
Bertragsgenofje, bei der Anfechtung der Eimvilligungserklärung ſowohl der 
Annehmende al3 auch das Kind und deren Erben.!®) 

III. Die Annahme an Kindesitatt bejtimmt fic, wenn der Annchmende 
zur Zeit der Annahme die Reichsangehörigkeit bejigt, nad) den deutſchen 
Geſetzen. Gehört der Annehmende einem fremden Staate an, während 
das Kind die Neichgangehörigfeit bejigt, jo bedingt die Annahme die nad) 
den BOB. erforderlidie Einwilligung des Kindes oder eines Dritten, zu 


1) 8 1753 Abi. 3 BGB. 


8 1754 Abf. 2 Sap 2 BOB, » 8 68 Ab. I NFro, 


6, 8 68 Abi. 2 Sap 1 NFr®., binnen einer Friſt von zwei Wochen, beginnend 
mit den Zeitpunkt, in welchem der Beſchluß dem Beichwerdeführer befannt gemadjt 
worden iſt. $ 22 Abi. 1 RFrG. ; 8 68 Abi. 2 Cab 2 RFrG. 

5, 88 119ff., 141, 142 BOB. 

5) 88 1755, 1748 Abi. 2, 8 1750 Abi. 1; 8 751 BGB. 

10) Vgl. aud) v. Staudinger-Engelmann IV, zu $ 1755 BGB., ©. 554. 
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dem das Kind in einem familienrechtlichen Verhältniſſe ſteht, widrigenfalls 8 1757. 
die Annahme unwirkſam ift.!) 


8 221. 


2. Wirkungen der Annahme an Nindesftatt.?) 


I Schon das fpätere römische Necht Fannte Fälle, in denen durch Zittungen 
die Annahme an Kindesjtatt ein Kindesverhältnis ohne die väterliche fir ben Wr 
Gewalt begründet wurde, jo bei der Mdoption feitens einer Frau und" 
bei der Annahme an Nindesitatt ſeitens eines Nichtafcendenten (adoptio 
minus plena).?) Nach ALN.t) entitanden zwiichen Vater und Kind in der 
Negel die Nechte und Pflichten wie zwijchen Teiblichen Eltern und den aus 
einer Ehe zur rechten Hand erzeugten lindern. 

Im Anſchluß hieran erlangt auch nad) BGB. das Kind durd) die 
Annahme an Sindesjtatt die rechtliche Stellung eines ehelidhen 
Kindes des Annehmenden, ohne Aiücjicht darauf, ob der Annehmende 
ein Mann oder eine Frau und ob das Kind ehelich oder unehelich ijt.5) 

Wird don einem Ehepaare gemeinjchaftli” ein Kind angenommen 
oder nimmt ein Ehegatte ein Kind des anderen Ehegatten an, jo erlangt 
das Kind die rechtliche Stellung eines gemeinſchaftlichen chelichen 
Nindes der Ehegatten.®) 

Daraus folgt zunädjit, daß auf das NechtSverhältnis zwiſchen dem 
angenommenen Kinde und dem Annehmenden diejenigen VBorjchriften An— 
wendung finden, welche für das Nechtsverhältnis zwiſchen den Eltern und 
den Kindern gelten”), joweit nicht das Gejeß®) oder der Annahmevertrag ®) 
etwas Abweichende beſtimmen. 

1. Das Kind iſt aljo verpflichtet, im Hausweſen und im ©ejchäfte 
des Annehmenden Dienjte zu leijten, folange e8 deſſen Hausſtand angehört 
und von ihm erzogen oder unterhalten wird.1%) Der Annehmende it ferner 
einer angenommenen Tochter gegenüber ausſteuerpflichtig.!!) 

2. Das angenommene Kind jteht, jo lange es minderjährig ift, in der 
elterlichen Gewalt des Annehmenden (Manı oder Frau).1?) 

Mit der Annahme an Nindesjtatt endigt die bisher über das Kind 
etwa geführte Vormundjchaft ohne weitere3'3), und die elterliche Gewalt des 
Annehmenden tritt an deren Stelle. Damit erlangt der Annchmende das 
Recht und die Bilicht, für die Perjon und das Vermögen des Kindes zu 








) Art. 22 CO. 3. BOB. ) Qitteratur bei & 220. 
J Windſcheid, Bandeften Bd. 2 8 523 Note 1 und 8 524 Mote 9; fiehe oben 


©. | *%) $ 681 IT 2 ACH. 
$ 1757 Abſ. 1 BOB. °, 8 1757 Abi. 2 BGB. 
1) $$ 1616—1698 BO2. s) 88 1758-1761 BGB. 
») $ 1767 BOB. 10) g 1617 BOB. 


88 1620. BOB. 

m 88 1626 fi. BGB. ES gelten insbejondere alfo auch die Vorſchriſten über 
die elterlihe Gewalt der Mutter. 

88 1601 ff., vgl. jedoch $ 1766 BSP. 


8 1758. 


Name des 
Alndes. 
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ſorgen (Vertretung, Vermögensverwaltung), ſowie die Nutznießung am Ver— 
mögen des angenommenen Kindes.!) 

3. Zwiſchen dem Annehmenden und dem angenommenen Kinde beſteht 
eine gegenſeitige Unterhaltspflicht; auch iſt das Kind dem Annehmenden 
gegenüber erb-⸗ und pflichtteilsberechtigt.) Dem Annehmenden ſteht ferner 
an Stelle der leiblichen Eltern die Einwilligung zur Eingehung einer Ehe 
des angenommenen Kindes zu®); auch darf der Annehmende, ſolange das 
Adoptivverhältnis bejteht, mit dem angenommenen Kinde oder deſſen Ab- 
fümmlingen feine Ehe jchließen.t) 

4. Das angenommene Kind erhält den Familiennamen des An— 
nehmenden. 

Wird das Kind jedoch von einer Frau angenonmen, die infolge ihrer 
Verheiratung einen anderen Namen führt, jo erhält e8 den Kamiliennamen, 
den die Frau dor der Berheiratung als Mädchen geführt hat.>) 

Nimmt ein Ehepaar gemeinjchaftlich ein Kind an oder nimmt ein 
Ehegatte ein Kind des anderen Ehegatten (Stieffind) an, jo erhält das 
Kind in jedem Falle den Familiennamen des Manne2.®) 

Wird eine verheiratete oder verheiratet geivefene Frau an Nindesitatt 
angenommen, jo behält jie jelbjtverftändlich den Familiennamen ihres Mannes, 
den ſie infolge der Verheiratung erlangt hat”), und die Annahme an Kindes- 
itatt bewirkt nur eine Abänderung Ddesjenigen Namens, welchen fie vor 
der Verheiratung geführt hat, d. h. alio ihres Mädchennamens.d) Wird 
aljo die Ehe geichieden und nimmt die Frau ihren eigenen Familiennamen 
(Mädchennamen), jei e8 aus eigener Wahl, jei es infolge Unterjagung ihres 
Mannes wieder an?), jo erhält fie nunmehr nicht ihren früheren” Familien— 
namen, jfondern den Familiennamen des Annehmenden. 

Das angenommene Kind ijt jedod) berechtigt, dem neuen Namen 
(Adoptivnamen) feinen früheren Familiennamen hinzuzufügen!‘), fofern 
nicht der Annahmevertrag etwas anderes bejtimmt.!t) 

Ob da3 angenommene Kind auch den Adel des Annehmenden er- 
wirbt, richtet ſich nach Landesrecht.1?) An Preußen fann das angenom- 
mene Kind den Adel des Annehmenden nur mitteljt befonderer Iandesherr- 
licher Begnadigung erhalten.!3) ft jedoch der Annehmende bürgerlichen 





) Anders nad) ALR. SS 694—698 IT 2 

) 85 1924, 2303 BGB., aber nicht umgelert 8 1759 BGB. 

®, & 1306 BEL. *, $ 1311 BOB. 

) 8 1758 Abi. 1 Sab 1 und 2 BGB. Den Mäddıiennamen der Frau er: 
hält das Kind aud dann, wenn die rau zum zweiten Male geheiratet hat. So 
auch nad) s88 682, 688 II 2 VUN. e, 8 1758 au. 1 Sat 3 BGB. 

) 88 1355, 1577 BGB. s) Mot. IV ©. 982. 

», $ 1577 BOB. 

0, Der Familienname des Annehmenden muß alſo voranftehen, der frühere 
samilienname des Kindes muß folgen. ı, 8 1758 Abi. 2, $ 713 I1 2 ACH. 

2, Siehe oben ©. 681. 

3, 8 684 IT 2 ALHR., Anhangs:$ 100 zu $ 667 IT 2 ALR. Allerh. KabO. 
vom 16. Dezember 1843 (AMB. ©. 306); Allerh. Erlah vom 25. April 1870 und 
AB. vom 2. Mai 1870 (JMBl. ©. 126); Allerh. Erlai vom 28. Aunifund AR, 
vom 9. Auguſt 1889 (JMBl. ©. 152) Auch nad) gemeinem Rechte wurde der 
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Standes und der Angenommene adliger Herkunft, jo verliert dieſer zwar 
nidht die Rechte des Adelß, er muß aber außer dem Namen des Anneh— 
menden zugleich jeinen adligen Familiennamen beibehalten.) Nah ALR.?) 
überfommt das Adoptivfind auch den Stand des Annehmenden. 

5. Das angenommene Kind teilt ferner den Wohnſitz des Annehmen- 
den und behält ihn, bis es ihm rechtsgültig aufhebt. Eine erit nad) dem 
Eintritte der Volljährigkeit des Kindes erfolgende Annahme an Kindesitatt 
hat feinen Einfluß auf den Wohnſitz des Kindes.) 

Die Annahme an Kindesjtatt begründet für ſich allein nicht Die 
Staatsangehörigfeitt); ift aljo daS anzunchmende Kind ein Ausländer, 
jo bedarf e8 zur Erlangung der Stantsangehörigfeit ded annehmenden In— 
länders der Naturalijation.) ‘) 

Dagegen teilt das angenommene Kind den Unterjtüßungstwohnfig des 
Adoptivvaters.”) 

6. Ob und inwieweit das angenommene Kind auf dem Gebiete des 
Lehn- und Fideikommißrechts, obwohl es reichsrechtlid; die Stellung eines 
ehelichen Kindes erlangt, fuccejiionsberechtigt oder von der Nachfolge aus- 
geichlofjen ift, richtet fich nad) Landesrecht.) In Preußen entjcheidet 
hierüber zunächit der Anhalt der Stiftungsurkunde. Mangels bejonderer 
Beitimmung ſind angenommene Kinder nicht nachjolgeberechtigt, weil fie 
durd; die Annahme nicht in die berufene Familie treten.?) 

II. Die Wirkungen der Annahme an Nindesjtatt treien mit der Be- 
ftätigung des Annahmevertrags ein!) und erjtreden jich auch auf die- 
jenigen Abkömmlinge des Kindes!!), welche nach dem Bertragsabjchlufje 
geboren \verden.!?) 

Nach ALR.13) erjtredten fih die Wirkungen auch auf die zur Zeit 
des Bertragsabichluffes jchon vorhandenen Abkömmlinge und deren fpäter 
geborene Ablömmlinge. Das BOB. läßt jedoch in Anſehung foldher Ab— 
kömmlinge die Wirkungen der Kindesannahme nur dann eintreten, wenn 
der Annahınevertrag auch mit ihnen abgefchlojfen wird.!) 

III. Die Wirkungen der Annahme an Kindesjtatt erſtrecken fich nicht 
auf die Verwandten des Annehmenden. Das angenommene Mind tritt 
alfo nicht in die Familie des Annehmenden; zwilchen dem Ange— 
Adel durch Adoption nicht übertragen. Seufferts Archiv Bd. 52 No. 219; Entic. 
RG. Bd. 38 No. 54 ©. 202. 2) 8 685 IL 2 ARN, 2) 8 083 IL 2 AUCH. 

8 11 BOB. *) Ref. vom 1. Juni 1870 (BOB. ©. 355) $ 2 Abſ. 2. 

8 Vgl. 8 2 Mo. 5, $ B des zitierten Geſetzes. 

*) Die AB. vom 1. März 1886 (JMBl. ©. 53) betr. die Adoption von Aus- 
ländern durch Inländer ift durch die Beftimmung des $ 1754 Abi. 2 BGB. objofet 
geworden. Val. S. 915 Note 5. 

) Ref. vom 6. Juni 1870 in der Faſſung vom 12. März 1804 (RGBl. 
S. 262) $ 18. *) Art. 59 CB. 5. BEL. 

%) 8 1763 BGB., 8 708 II 2 ACH. 8 1754 Abi. 1 Sak 1 BEP. 

) D. b. die ehelichen, legitimierten oder an Kindesitatt angenommenen Kinder 
des Ndoptivfindes, auch die unehelichen Kinder der Ndoptivtochter, nicht aber die un— 
ehelichen Kinder des Adoptivjohnes. 2) 8 1762 Sat 1 BOB. 

=) 8 707 IT 2 AL. 

), 8 1762 Sap 2 BGB. Zwiſchen dem Annehmenden und den Abkömmlingen 
des Angenommenen bejtcht das Ehehindernis der Wdoptivverwandtichaft. $ 1311 BOB. 


88 1762, 
1763 
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nommenen und den Verwandten des Annehmenden wird ein Verwandt— 
wandtjchaftsverhältnis nicht begründet.!) 

Auch entjteht nah BGB. zwiichen dem Ehegatten des Annehmenden 
und dem Kinde ebenfowenig ein Schwägerjchaftsverhältnis wie zwiſchen 
dem Ehegatten des Kindes und dem Annehmenden.?) 

IV. Dagegen wird an dem Vertwandtichaftsverhältnifje zwiſchen dem 
angenommenen Kinde und feinen leiblichen Verwandten durch die Annahnıe 
an Kindesjtatt nichts geändert. Die bisherigen gegenjeitigen Rechte und 
Pflichten (Erb- und Pflichtteilsrechte) bleiben vielmehr bejtehen, joweit nicht 
das Geſetz abweichende Beitimmungen trifft.?) 

1. Mit der Annahme an Kindesjtatt verlieren nämlich die leiblichen 
Eltern die elterliche Gewalt über das minderjährige Mind, die uneheliche 
Mutter das Recht und die Pflicht, für die Perjon des Kindes zu jorgen.t) 
Die elterlihe Gewalt und das thatjächliche Fürjorgeredht erlangt vielmehr 
der Annehmende >), und die leiblichen Eltern jowie die leiblihe Mutter er- 
langen ihre Nechte auch dann nicht wieder, wenn das Annahmeverhältnis 
durch Vertrag wieder aufgehoben wird.e) 

Hat jedoch der Teibliche Vater oder die leibliche Mutter dem ange- 
nommenen Kinde Unterhalt zu gewähren ?), weil der Annehmende leijtungs- 
unfähig ift, jo fällt zwar nicht die elterliche Gewalt, wohl aber die that- 
ſächliche Fürſorge für die Perſon des Kindes an die leiblichen Eltern 
twieder zurüd, wenn die elterliche Gewalt des Annehmenden endigt (z. B. 
wegen ſeines Todes), oder wenn fie wegen Gejchäftsunfähigfeit oder wegen 
thatjählicher Verhinderung des Annchmenden ruht. Das Neht zur Ver— 
tretung des Kindes Tebt jedoch nicht wieder auf®); dem minderjährigen 
Ndoptivfinde muß alfo dann ein Vormund bejtellt werden.?) 

2. Die zwijchen dem Kinde und feinen leiblichen Verwandten beitehende 
gegenfeitige Unterhaltspflicht wird ziwar durch die Annahme an Kindesſtatt 
nicht berührt, jedoch geht die Unterhaltspflicht des Annehmenden gegenüber 
dem Angenommenen und dejjen von der Annahme mit betroffenen Ab— 
fümmlingen derjenigen der leiblichen Verwandten (Eltern und Boreltern 
des Kindes) vor.10) 

3. Das Recht der Einwilligung zur Eheſchließung eines nod nicht 
21 Jahre alten angenommenen Kindes jteht an Stelle dert leiblichen 
Eltern dem Annehmenden zu, und fie erlangen das Einwilligungsrecht auch 
dann nicht twieder, wenn das Annahmeverhältnis aufgehoben wird.!!) 12) 


9 8 1763 Sab 1 BGB. Eo auch nah ALR. 88 708-710 II 2. Damit 
aljo auch Fein Erbrecht und feine Interhaltspflicht. 

2, $ 1763 Sap 2 BGB. Anders nad) $ 682 IT 2_ALNR. 

) 8 1764 BGB., 88 702, 711, 712 II 2 ALR. 

“, 8 1765 Abſ. 1, $ 1707 BOB. ®) 8 1757 BOB. 

°) Anders nach $ 715 II 2 UL. ?) gl. 8$ 1601 ff., 1606, 1766 BGB. 

*) $ 1765 BOB. 

’, 8 1773 BGB. In Anſehung der Perſon des Kindes iſt aljo ‚der Bor: 
mund auf die Vertretung in periönlichen Angelegenheiten beſchränkt. Uebrigens kann 
in diefem Kalle der Teiblicdye Vater zum Vormunde beftellt werden, $ 1845 BGB., 
fiehe ©. 969 Note 10. 0) 8 1766 BOB. 1) 8 1306 BB. 

2) Bat. ferner 88 1776 Abſ. 2, 8 1809 Abſ. 2 BGB. 
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V. Der Angenommene!) hat gegenüber dem Annehmenden dasjelbe 
Erbrecht und Pilichtteilsrecht wie ein leibliches Kind.?) 

Dagegen erlangt der Annehmende dur die Annahme an Kindesitatt 
fein Erbrecht gegenüber dem Angenommenen.) 

Da der Annehmende durch die Annahme an Kindesjtatt die elterliche 
Gewalt über den minderjährigen Angenommenen erlangt und ihm damit 
auch die Verwaltung und die Nutznießung am Vermögen des Kindes zu— 
itehtt), jo ift ihm die Plicht auferlegt, über das Kindesvermögen, joweit 
es auf Grund der elterlichen Gewalt feiner Verwaltung unterliegt, auf 
jeine Kojten ein Verzeichnis aufzunehmen und dem VBormundichaftsgerichte 
mit der Verjiherung der Nichtigkeit und Vollſtändigkeit einzureicdhen.?) 

Kommt der Annehmende diejer Pflicht nicht nach, jo kann ihm das 
Bormundjchaftsgericht die Vermögensverwaltung 6) entziehen. ?) 

Wenn der Annehmende eine Ehe eingehen will, während er die elter- 
lihe Gewalt über das angenommene Kind hat, jo liegt ihm die gleiche 
Pliht zur Inventarijation und zur Yluseinanderjegung ob, wie einem 
Elternteile, der zur zweiten Ehe jchreiten will, gegenüber jeinen Kindern 
aus erjter Ehe.®) 

VI. Die gejeglichen Wirkungen der Annahme an Kindesſtatt fünnen 
nur injoweit vertraggmäßig geändert werden, al8 die Nußniegung des An— 
nehmenden an dem Vermögen des Kindes jorwie das Erbredyt des Kindes 
dem Annehmenden gegenüber ausgeichlojjen werden kann. Im übrigen 
find die gejeßlichen Borjchriften über die Wirkungen der Annahme zwingen: 
der Natur, jodaß fie der Privatdispofition nicht unterliegen.?) 

VII. Inwieweit ein vor dem 1. Januar 1900 an Kindesjtatt ange- 
nommened Kind die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes Hat” und in- 
wieweit der Vater und die Mutter die Pflichten und Rechte chelicher 
Eltern haben, bejtimmt ſich nach den bisherigen Gejeßen.!®) 





) Und deijen von der Annahme betroffene Ablömmlinge, $ 1762 BGB. 

) 8 1757 BGB., S$ 692, 693, 707 IT 2 ALR. Es kann aber durch den 
J—— ausgeſchloſſen werden. 8 1767 Abſ. 1 BGB. 

981759 BOB. fo auch) nadı ALR. SS 694, 701 II 2 ACH. 

+, Nach preußiſchem Rechte hatte der Annehmende weder Verwaltung noch 
Nießbrauch des Kindesvermögens, dieſes wurde freies Vermögen. War das ange: 
nommene Kind großjährig, jo verwaltete es fein Vermögen jelbjtändig; war es 
minderjährig, jo führte der leibliche Vater, der allerdings den Nießbrauch ver- 
for, die vormundicaftliche Verwaltung. 88 694—698 IIZALR. Richtiger Anficht nad) 
war die vormundſchaftliche Verwaltung des Vaters durd) die Bormundichaftsordnung 
vom 5. Juli 1875 nicht bejeitigt. Siehe oben $ 211 ©. S61 Anm. 1. 

8) 8 1760 Abi. 1 BGB. Dieje Pflicht iſt — im Intereſſe der Sicherheit 
des Kindes auferlegt, dem er nach Beendigung der elterlichen Gewalt das Vermögen 
—— und über die Verwaltung Rechenſchaft abzulegen hat. $ 1681 BGB. 

licht aber die Nupniehung! 

n $ 1760 Abi. 2 BGB. Ueber fonjtige Erzwingung der Pflicht vgl. Art. 17, 
15 PrFrG. (Ordnungsitrafe). 

9 88 1761, 1669— 1671 BGB. fiche oben ©. 879. 

nA 1767 BGB. al. jedod) $ 1758 Ab. 2 BGB. Siche aud) $$ 703— 706 
II 2 UER. 

10) Art. 209 EG. 5. BGB. Dazu Habicht, Einwirkung des BGB. auf zuvor 
entjtandene Nechtöverhättniffe, 2. Aufl. S. 611 ff. 
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59 bis 
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$ 222. 


3. Aufhebung der Annahıne an Kindesitatt.') 


I. Das durch die Annahme an Kindesjtatt begründete Rechtsverhältnis 
fann nur durch Vertrag umd durch Heirat der durch das Annahme: 
verhältnis verbundenen Perſonen wieder aufgehoben werden.?) Andere 
Beendigungdgründe fennt das BGB. nicht. Ansbefondere wird die An- 
nahme an Kindesjtatt weder durch den Tod des Annehmenden noch durch 
den Tod des Angenommenen noch durch einjeitigen Antrag des Annehmen- 
den oder des Angenommenen aufgehoben. 

1. Die Aufhebung durd; Vertrag kann nicht unter einer Bedingung 
oder einer Zeitbeftimmung erfolgen.) Der Bertrag iſt zwilchen dem An— 
nehmenden und dem angenommenen Kinde jowie dejjen von den Wirkungen 
der Annahme betroffenen Abkömmlingen!) zu jchliegen.d) Hat ein Ehe- 
paar ein Nind gemeinschaftlich angenommen oder hat ein Ehegatte ein 
Kind de3 anderen Ehegatten angenommen, jo bedarf e8 der Mitwirkung 
beider Ehegatten. 

a) Nach dem Tode des angenommenen Kindes ijt der Muf- 
hebungsvertrag zwilchen den übrigen Beteiligten, alfo dem Annehmenden 
und den jämtlichen Abkömmlingen des Kindes, auf die ſich die Wirkungen 
des Annahmevertrags eritredt haben, zu jchließen.®) 

b) Nach dem Tode des Annehmenden ift die Aufhebung der 
Adoption durch Vertrag grundjäglich ausgeſchloſſen. Nur wenn ein Ehe- 
paar gemeinjchaftlic; ein Rind oder wenn ein Ehegatte ein Kind des an- 
deren Ehegatten adoptiert hat, kann das Mdoptionsverhältnis nad) dem 
Tode eine8 der Ehegatten aufgehoben werden. In diefem Falle ift der 
Aufhebungsvertrag zwilchen dem überlebenden Ehegatten und dem Kinde 
ſowie dejjen von den Wirkungen der Adoption mit umfaßten Abkömmlingen 
zu Schließen.) Die im Berhältniffe zu dem verjtorbenen Ehegatten ein- 
getretenen Wirkungen der Annahme werden jedoch durch den Aufhebungs- 
vertrag nicht berührt, jodaß aljo der Angenonmene den durch die Annahme 
etwa erlangten Namen des verjtorbenen Ehegatten fortführen muß.®) 

e) Der Aufbebungsvertrag unterliegt denjelben Erforderniffen und 
Formen wie der Annahmevertrag.’) Er muß alio vor einem Gericht oder 
Notar bei gleichzeitiger Anweſenheit aller Beteiligten geichloffen werden 
und bedarf der gerichtlichen Bejtätigung; er kann nicht durd) einen Ver: 
treter gejchlojjen werden. Sit einer der BVertragichliegenden in der Ge- 
Ihäftsfähigfeit beichränft, jo iſt die Zuſtimmung feines gejeßlichen Vertreters 


’, Litteratur bei $ 220, 
2, 88 1768, 1771 BOB, SS 714-716 II 2 AQN. 


s, 8 1768 Abi. 1 BOB. *, 8 1762 BOB, 
°, 8 1708 Abi. 2 BOB. 9) 8 1769 Satz 1 BOB, 
) $ 1769 Satz 2 BOB. 2) Mot. IV ©. 99. 


*, 8 1770 BGB. Der Eimvilligung einer dritten Perfon bedarf es jedod) bei 
der Aufhebung nicht. 
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und die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erforderlich. Hat das 
angenommene Kind oder ein Abkömmling nicht das 14. Lebensjahr voll- 
endet, jo fann jein gejeßlicher Vertreter den Aufhebungsvertrag mit Ge— 
nehmigung des Vormundichaftsgerichts ſchließen. Die Aufhebung tritt mit 
der Betätigung in Kraft.) 

2. Wenn der Annehmende mit dem angenommenen Kinde oder deſſen 
Ablöümmlingen dem Eheverbote der Adoptivverrwandtichaft zuwider?) eine Ehe 
eingeht, jo tritt mit der Eheſchließung kraft Gejehes die Aufhebung des 
Annahmeverhältnijjes ein, die Aufhebung wirkt aber nur zwijchen den beiden 
Ehegatten.®) 

Sit jedoch die Ehe nichtig oder anfechtbar und angefochten, jo wird 
das Annahmeverhältnis zwar nicht aufgehoben, jteht aber dem einen Ehe- 
gatten die elterliche Gewalt über den anderen Ehegatten auf Grund der 
Annahme zu, jo wird mit der Eheſchließung dieje elterliche Gewalt ver- 
wirkt, während die ſonſtigen Wirkungen der Annahme fortdauern.t) 

Die Verwirkung tritt nicht ein, wenn die Nichtigkeit der Ehe auf 
einem Formmangel beruht und die Ehe nicht in das Heiratsregijter ein- 
getragen worden 1jt.5) Das Adoptionsverhältnis bleibt aljo bejtehen, weil 
die Ehe als nicht geichlofjen gilt. 

II. Die Aufhebung der Annahme an Kindesitatt Hat zur Folge, daß 
das angenommene Kind die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes des 
Annehmenden verliert. Die elterliche Gewalt über das minderjährige an- 
genommene Kind wird beendigt und fällt nicht an die leiblichen Eltern des 
Nindes zurück.“) Die gegenjeitige Unterhaltspflicht fällt fort und das an— 
genommene Kind und diejenigen Ablömmlinge des Kindes, auf welche ſich 
die Aufhebung eritredt, verlieren das Necht, den Familiennamen des An- 
nehmenden zu führen; fie müfjen aljo den vor der Adoption geführten 
samiliennamen wieder annehmen.) Dies gilt jowohl für den Fall der 
Aufhebung durch) Vertrag als auch für den Fall der Aufhebung durd) 
Heirat. Wenn 3. B. der Adoptivjohn die Mdoptivmutter heiratet, jo ver- 
liert er durd) die Heirat feinen Namen und erlangt feinen früheren Namen 
zurüc, den nun aber infolge der Heirat die Adoptivmutter erhält.®) 

Hat jedoh ein Ehepaar gemeinschaftlich ein Kind angenommen vder 
hat cin Ehegatte da3 Kind des anderen Ehegatten angenommen und erfolgt 
nad) dem Tode des einen Ehegatten die Aufhebung des Annahmeverhält- 
niſſes durch Vertrag, jo behalten das Kind und defien von der Annahme 
betroffene Abfömmlinge das Necht, den durch die Annahme erlangten 
— trotz der Aufhebung der Adoption weiterzuführen.?) 


y Bg l. ferner 88 65-68 RFrG. )81311 BGB. 

38 Be Ab. 1 BGB. Die Aufhebung äußert ihre Wirkſamkeit aljo nicht 
auf diejenigen Perſonen, auf welche ſich die Wirkungen der Adoption fonjt nod) er: 
itredt haben, 3. B. die Abkümmlinge des Kindes, diefe behalten alſo den Familien 
namen ded Annehmenden. 

) Dem minderjährigen Ehegatten muß alio dann ein Vormund bejtellt werden 
ss 1773, 1765 BGB. )81771 bj. 2 BOB. 

°, 8 1765 BOB. )$ 1772. Sup 1 BOB. 

9 Brot. II ©. 6321 (Bd. 4 ©. 741). 

”, $ 1772 Zap 2 BGB. 
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III. Die Annahme an Kindesſtatt und die Aufhebung der Annahme 
ſind, ſofern der Vorgang durch öffentliche Urkunden nachgewieſen wird, auf 
Antrag eines Beteiligten am Rande der über den Geburtsfall vorgenom— 
menen Eintragung zu vermerfen.!) 

IV. Das landrechtliche Injtitut der Pflegefindfchaft?) hat da8 BGB. 
nicht aufgenommen. 


Dritter Abichnitt. Vormundſchaft. 
8 223. 
I. Einleitung.?) 


I. Vormundſchaft ijt die vom Staate geregelte Fürſorge für diejenigen 
Perfonen, welche wegen mangelnder oder wegen bejchränfter Gejchäftsfähig- 
feit für ſich jelbjt zu jorgen außer jtande jind und des elterlichen Schußes 
entbehren; fie bietet Erjag für die fehlende elterliche Gewalt. 

A. Das römische Necht unterfchied zwei Arten der Vormundichaft: Die 
tutela und Die cura.*) 

1. Die tutela hatte zwei Anwendungsfälle: die tutela impuberum 
(Vormundſchaft über gewaltfreie Unmündige) und Die tutela mulierum 
(Vormundſchaft über gewaltfreie mündige Frauen); im juftinianischen Recht 
bejtand nur noch die tutela impuberum. 


) 8 26 Berjonenjtandsgefeß. 

”,88 753—773 II 2 AOR. 

2) Mot. IV ©. 1008 ff.; Dentihr. ©. 245 jf.; Brot. II ©. 63225. (Bd. 4 
S. 742ff.); vd. u. Engelmann IV ©. 571 ji.; Endenann Bd. 2 88 211ff. 

©. 907 ff.; Enneccerus:Tehmann Bd. 2 85 144 af. ©. 400 ff.; Coſack Bd. 2 & 336 ff, 

— 585 ff.. Matthiaß 3. Aufl., Bd.2 88 114ff. S. 367 ff.; v. Buchia (3. Aufi) S. 375 ff.; 
Förtſch S. M ff.; Engelmann a. a. D. 8 270ff. (2. Aufl. unter dem Titel: Das 
Bürgerliche Recht Deutſchlands. 1900); Dernbur K 3 88 73—89; Eccius Bd. 4 
ss 229— 236; Zürn, Das Preuß. Bormundfchaftöredht, 1894; Dernburg- Scdulpen- 
jtein, Das Vormundſchaftsrecht der preuf. Monardie, 3. Aufl. 1886; Windicheid 
Bandelten Bd. 2 88 432—446, $ 526; Dernburg, Bandelten Bd. 3 ss 39—53; 
Rudorff, Das Recht der Vormundidaft, 3 Bde. 1832— 1834; Kraut, Die Vormund— 
jchaft nad) den Grundſätzen des deutſchen Rechts, 3 Bde. 1835—1859; Rive, Ge: 
ihichte der deutichen Vormundſchaft, 2 Bde, 1862—1875. Für das neue Recht 
ferner: Böhm, Das Vormundichaftsreht des BGB., 1897, 2. Aufl. 1899; Fuchs, 
Das deutſche Vormundſchaftsrecht unter Gege nüberjtellung des preuß. Vormundſchafts⸗ 
rechts, 1899; Scultetus, Handbuch des Bormundihaftsrehts, 1899; v. Scilgen, 
Deutſches Vormundſchaftsrecht, 1899; Philler, Das Vormundſchaftsrecht des BOB, 
1900; Schultheis, Der deutſche Vormundſchaftsrichter, 1900; Schroeder-Mugdan, 
Das deutfche Bormundicaftsrecht, 1900; Heſſe, Deutiches Bormundichaftäredit, 1900; 
Scyulgenjtein-Köhne, Das deutiche Vormundihaftsrecht (Tertausgabe mit Erläute- 
rungen) 1898; Weihweiler, Der Geichäftstreis des Vormundſchaftsgerichts, 1900; 
Boſchan, Das Eltern: und Bormundichaftsrecht, 1900. 

+) Bol. Löhr, im Magazin für Rechtswiſſenſchaft und rn bung, Bd. 3 
©. Uff. ©. 407 ff.; Voigt, Römiſche Nechtögeihichte Bd. 1 $ “, Br. 288 106, 
107; Bangerow, Bandelten $ 263 Anm.; Bernice, Labeo Bd. 1 ©. 184. ff. 
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Die Tutel wurde urjprüglid; als ein Necht des Vormundes und ala 
ein Mittel betrachtet, da8 Vermögen des Bevormundeten bei der Familie 
zu erhalten; erjt fpäter trat der Gejichtspunft in den Vordergrund, daß 
die Tutel ein im Intereſſe des Mündels geichaffenes Inſtitut jet. 

Vormund war urjprünglich kraft Geſetzes (tutor legitimus) der nächite 
Monat; in der patria potestas lag aber die Befugnis des Haußvaters, 
einen Vormund im Tejtamente zu ernennen (tutor testamentarius). Erſt 
in der republifanischen Zeit erhielt die Obrigkeit (praetor urbanus) durd) 
die lex Atilia (tutor Atilianus) das Necht, einen tutor zu ernennen (tutor 
dativus) und zwar unter Buziehung der Mehrheit der Bolkstribunen.!) 
Später wurden auch noch andere Magijtrate mit dem Rechte der Beſtellung 
von Tutoren ausgeftattet. 

So war der Gedanfe zur Anerkennung gelangt, daß die Vormund— 
Ichaft ein munus publicum und deren Uebernahme ein onus jei. 

Die Tutel umfahte die Sorge für die Perjon ſowie für das Ber: 
mögen des Mündels?) und vor allem das Recht der auctoritatis inter- 
positio, wodurch der Tutor zu dem in feiner Gegenwart vom Mündel’) 
ſelbſt abgeſchloſſenen Gejchäft ummittelbar nach dem Abjchluffe jeine Zu— 
ftimmung erteilte (auctoritatem interposuit).‘) Dieje auctoritatis inter- 
positio war ein Formalakt, durch den der tutor die unvollfommene 
Handlungsfähigfeit des impubes ergänzte und fo die an fih unwirkſame 
Willenserflärung des Mündels zu einer materiell und formell wirkjamen 
machte. 

2. Die cura hatte 3 Anwendungsfälle: cura minorum, cura prodigi 
und cura furiosi. 

Die römiſche cura war jünger al3 die tutela und beruhte auf dem 
prätoriihen Rechte; fie begründete fein Recht, jondern eine Pflicht des _ 
curator, 

Während der impubes sui iuris nad) römijchem Rechte einen tutor 
haben mußte, hatte der pubes sui juris minor (d. h. der noch nicht 
25 Jahre alte Mündige) urjprünglid) in Rom feinen VBormund; er war 
vollkommen handlungsfähig, fonnte ſich aber jeit der Jex Plaetoria®) vom 
Magijtrat (Prätor) einen curator erbitten. Ein Zwang hierzu bejtand 
jedod) nicht, und noch bei Juftinian galt als Regel: inviti adulescentes 
curatorem non accipiunt.‘) Die Erbittung wurde aber zur Negel und 
der pubes minor blieb, auch wenn er einen curator hatte, volltommen 
geihäftsfähig, wurde aber verfügungsunfähig. Die Verwaltung feines Ver: 
mögend (administratio bonorum) ging infolge der Bejtelung auf den 
curator über, jo daß der minor, wenn er mit ®irfung für jein Ver— 
mögen ji) verpflichten oder Veräußerungsgeichäfte abſchließen wollte, der 
Zujtimmung (consensus) de3 curators bedurfte.?) 


) Für die Provinzen übertrug die lex Julia et Titia die Ernennung dem 


praetor provinciae., 1.1 D. de tutelis 26, 1. 
7) D. h. vom impubes infantia maior, 
82 J. de auctoritate tutorum 1, 21. ®) Etwa 186 v. Ehr. 


*, Tit. Inst. de curatoribus 1, 23. 
) Die Konjenserteilung fonnte vor, bei oder nach der von Kuranden zu voll: 
ziehenden Rechtshandlung erfolgen. 


Dentiches 


Recht. 
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Die auctoritatis interpositio hatte dagegen der curator nicht. 

Die ältejten Formen der cura, nämlid; die des furiosus und des 
prodigus, waren legitimae curae, d. h. die nächſten Agnaten waren geſetz— 
liche Kuratoren. Später erfolgte die Berufung durd) obrigfeitliche Be— 
jtellung.!) 

Im juftinianischen Rechte jind die Unterjchiede zwijchen tutela und 
cura verblaßt. 

B. Dem deutſchen Rechte lag, wie dem römiſchen, der Gedanke der 
Schutzbedürftigkeit der einer väterlichen oder chemännlichen Munt ent- 
behrenden Perſon zu Grunde.?) 

In der ältejten Zeit war die Vormundichaft Familienſache. Nach 
dem Tode des Vaters ftand die Gejamtvormundichaft über die Witive und 
die unmündigen Söhne ſowie iiber die unverheirateten Tüchter der Sippe 
al3 jolcher zu. In der fränkiſchen Zeit war „rechter“ oder „geborener“ 
Vormund al3 Organ der Familie der nächjte mündige Schwertmagen, d. h. 
der nächite männliche Verwandte, zumächit alſo der ältejte Sohn, während 
die Gefamtvormundfchaft der Sippe zur Obervormundichaft fich abfchmwächte.3) 
Die Vormundſchaft endigte für männliche Perjonen mit der Volljährigkeit, 
für weibliche bejtand fie al3 Geſchlechtsvormundſchaft fort. 

Im Mittelalter war die Gejchlechtsvormundichaft der Frauen zu einer 
Vertretung in gerichtlichen Angelegenheiten abgeſchwächt und bei der Alters- 
vormundſchaft trat neben den „geborenen“ Vormund der von Bater ge: 
forene und demnächſt der vom Richter gejeßte; die Obervormundjchaft der 
Sippe wurde durd) die ftaatliche Obervormundichaft verdrängt. 

Bei der Nezeption de3 römischen Rechtes in Deutjchland fand die 
Unterjcheidung zwijchen tutela impuberum. und cura minorum fein Ber: 
jtändnis; beide Inſtitute verjchmolzen zu einer einheitlichen Altersvor— 
mundichaft. In das Vormundichaftsreht griff dann die Gejeßgebung 
des alten Deutjchen Reichs fürdernd und umbildend ein. 

Die Neichspolizeiordnungen von 1548% und 15775) bejtimmten 
nämlich: 

a) daß den Pupillen und minderjährigen Kindern jederzeit Vormünder 
gegeben werden (Altersvormundichaft); 

b) daß ein jeglicher Vormund, er jei durch das Tejtament, Eraft Ge— 
ſetzes oder durch den Richter gegeben, jich der Vormundſchaft nicht unter: 
ziehen joll, die Verwaltung fei ihm dann zuvor durch die Obrigkeit decer- 
niert und befohlen (Dativtutel, Bejtellungsprinzip); 

e) dab der Vormund ein Inventar errichten, Kaution Teijten und 
eidlich die Erfüllung feiner Pflichten geloben foll, insbejondere Mündel— 
güter ohne Genehmigung der Obrigkeit nicht veräußern, verpfänden vder 


’) Ulpian. fragm. tit. 12. 

2) Bal. Schröder, Deutiche Rechtsgeſchichte ©. 69, S. 313ff., ©. 695 ff.; 
Brunner, Deutsche Rechtsgeſchichte Bd. 1 ©. 77, 89, 222. 

*) Ueber den jog. — vgl. Kraut a. a. O. Bd. 1 ©. 63ff.; Brunner 
a. a. O. Bd. 1 ©. 223, Bd. 2 ©. 48ff. 

) Titel 31. 

°, Titel 32. 
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beichtveren und jährlich auf Erfordern der Obrigkeit gebührlich Rechenſchaft 
ablegen foll (Staatlihe Obervormundichaft). 

Dieje Grundjäge haben ſich als die gemeinrechtlichhen erhalten und auf 
ihrer Grundlage entwickelte ſich partifularrechtlic die jtaatliche Obervor— 
mundichaft. 

C. Das Preußiſche Allgemeine Landreht war im twejentlichen 
dem gemeinen Rechte gefolgt, hatte aber die Befugniſſe und die Pflichten 
der Obrigkeit erheblich erweitert. E3 ging davon aus, daß es zunächit 
Sache des Staates jei, Perjonen, die für fich jelbjt zu ſorgen nicht im- 
itande jeien, unter jeine bejondere Aufſicht und Fürjorge zu ftellen, 
für ihre Erziehung und ihren Unterhalt, für die Erhaltung ihres Ber: 
mögens und für dejjen nubbare Verwaltung zu jorgen. Deshalb war die 
Bormundichaft in der Negel eine tutela dativa und Die Obrigfeit jollte 
auf tejtamentarische und gejebliche Vormünder nur infofern reflektieren, als 
das väterliche Urteil oder die nahe Verwandtſchaft eine gegründete Ver— 
mutung gaben, daß die vom Bater ausgejuchte oder mit dem Mündel ver: 
wandte Perſon die tauglicdhjte jei, um ihr die Sorge für die Perjon und 
das Vermögen des Bilegebefohlenen anzudertrauen. 

Ebenfo betrachtete das ALR. den Bormund nicht al3 einen Privat: 
admtiniftrator fremden Vermögens, jondern als einen Bevollmächtigten oder 
Beamten des Staates!), welcher der Obrigkeit in Anjehung feiner ganzen 
Verwaltung unmittelbar jubordiniert und ihr davon die genauejte Nechen: 
haft zu geben verbunden war.?) 

Der Unterfchied zwiſchen tutela impuberum und cura minorum war 
im ALR. aufgegangen in eine einzige Vormundſchaft über Minderjährige?), 
dagegen hatte es die Unterſcheidung zwiſchen Tutor (Vormund) und Ku— 
rator beibehalten, freilich in einem anderen Sinne als das römiſche Recht. 

Vormünder nannte das ALR. diejenigen, welchen der Staat die 
Sorge für feine Pflegebefohlenen in Anjehung aller ihrer Angelegenheiten 
aufgetragen hattet) Diejenigen dagegen, welche den Pflegebefohlenen ent: 
weder nur zur perjönlichen Aufjicht oder Erziehung vder nur zur Be: 
forgung gewiſſer Geſchäfte und Angelegenheiten vom Staate beitellt 
wurden, führten den Namen Ruratoren.d) Daneben kannte das ALN. 
noch Beijtände und verjtand darunter diejenigen Perjonen, welche je: 
mand bei gewifjen Gefchäften, die er für fich allein vorzunehmen nad) be- 
jonderen gejeplichen Vorjchriften nicht fähig war oder folchergeftalt vor- 
zunehmen jich nicht getraute, zu Hülfe nahm.®) 

Die Vormünder hatten ſich bei Führung ihres Amtes nad) den Vor: 
Ihriften der Gejeße und den bejonderen Anweilungen des vormund— 
ſchaftlichen Gerichts jorgfältig zu achten?) und dieſes war befugt und ver- 
pflichtet, fie Dabei zu dirigieren und unter bejtändiger Auflicht zu halten.®) 


78 235 II 18 ALR. 
» ea rn von Svarez bei der Schlufrevifion, Amtliche Vorträge ©. 185. 
8, 6,7, 14, 15, 19 IL 18 ACH. .) $3 II 18 ACH. 
s 8 4, 8 953 IT 18 ACN. 9) 8 5, $ 1005 II 18 ALM. 
8 236 II 18 ALR. Tas Bormundichaftsgericht war "dazu eine follegiale 
Behörde. . 8) $ 237 II 18 ACH. 
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Der Vormund war, in&bejondere bei der Verwaltung des Mündel- 
vermögeng, derartig eingeſchränkt und in feiner Selbſtändigkeit beengt, daß 
die Yeitung der Vormundſchaft in Wahrheit bei dem Gerichte lag und dem 
Vormunde nur die Ausführung der gerichtlichen Anorditungen und Ent: 
Iheidungen zufam. Ward hiernach al3 empfindlicher Mangel der land: 
rechtlichen Geſetzgebung diefe Bevormundung der Vormünder durch die 
Gerichte und die Dadurch bedingte Schwerfälligkeit der Vermögensverwal— 
tung empfunden, jo konnte es nicht fehlen, daß ſich ſchon in der erjten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts lebhafte Neformbeitrebungen in der Richtung 
geltend machten, der Familie eine größere Mitwirkung bei der Vermögens— 
verwaltung zu fichern, dem Vormund eine freiere Stellung zu gewähren 
und die Thätigkeit der Gerichte zu bejchränfen.!) 

Dieje Beitrebungen führten jchließlich zum Erlajje der für den Umfang 
der gejamten preußiichen Monarchie am 1. Januar 1876 in Kraft ges 
tretenen Vormundichaftsordnung vom 5. Juli 1875. Dieſes Gejek 
ift aufgebaut auf folgenden Prinzipien: freiere Stellung der Vormünder, 
Erweiterung des Einfluffes der Familie, Aufiichtsrecht des Vormundſchafts— 
gericht, das durch Einzelrichter gebildet wird, unter Mitwirkung der Ge: 
meinde (Waijenrat), Sicherung des Mündels in Anſehung der Vermögens: 
verwaltung durch; Mitwirkung eines beaufjichtigenden Gegenvormundes. 

Die Bormundichaftsorduung unterschied Vormundſchaft und Pflegſchaft: 
jene übertrug dem VBormunde die allgemeine Sorge für die Perjon und 
das Vermögen des Mündels ſowie die erforderliche Vertretung ?), dieje ge— 
währte dem Pfleger vormundichaftsrechtlihe Nechte nur in Anjehung ein= 
zelner Gejchäfte oder eines beitimmten Kreiſes von Angelegenheiten.?) 

Den Unterjchied zwiſchen Unmündigen und Minderjährigen hatte Die 
VBormundichaftsordnung in Uebereinjtimmung mit dem ALR. für die Not: 
wendigfeit der Bebormundung verivorfen; fie unterichied nur Bormundichaften 
über Minderjährige und über Grofjährige. 

Minderjährige erhielten einen Vormund, wenn fie nicht unter väter: 
liher Gewalt jtanden, wenn die väterliche Gewalt nad) den Borjchriften 
des bürgerlichen Nechte8 ruhte oder wenn ihr Vater jelbjt bevormundet 
twurde.®) 

Großjährige erhielten einen Vormund, wenn fie für geiftesfranf, 
für Verjchwender erklärt oder taub, jtumm, blind und hierdurd) an Be— 
jorgung ihrer Nechtsangelegenheiten gehindert waren, und endlich waren 
auch unter gewiſſen Vorausſetzungen abwejende Großjährige der Bevor: 
mundung unterrvorfen.S) 

Bormundichaftsbehörden” bildeten die Gerichte (Einzelrichter).") 

II. Das BOB. hat fich bei der Ausgeftaltung des Vormundſchafts— 
vecht3 der preußiichen VBormundichaftsordnung angelchloffen. Cine grund- 
jägliche Abweichung von dieſem Geſetz ergiebt ſich vornehmlich daraus, daß 
das BOB. im Gegenjage zum preußischen Rechte eine elterliche Gewalt 


) Bgl. IMBl. 1851 ©. 178 ff. ) 8 27 Pr. Vormord. 
2) 8$ 86, 90 Pr. VormoOrd. 8 1a. a. O. 


5) 88 81, 82 a. a. O. ) 8 1 a. a. O. 
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der Mutter anerlennt. Außerdem Hat da8 BGB. die bei der Hand: 
habung des preußiichen Vormundjchaftsrecht8 gemachten Erfahrungen ver- 
wertet und namentlich eine größere Sicherung des Mündelvermögens er: 
jtrebt.!) 

Das BGB. behandelt im wejentlichen nur da8 materielle Vormund- 
Ihaftsrecht, während das formelle Vormundſchaftsrecht, aljo das Verfahren 
in Vormundichaftsjachen in dem Reichsgeſetz über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit von 17. Mai 1898 (RGBl. ©. 189)?) geordnet 
ift. Im übrigen unterjcheidet da8 BGB. mit dem preußischen Rechte zwei 
Arten vormundfchaftlicher Fürjorge, die Vormundſchaft, welde die all— 
gemeine Fürſorge für die Perfon und das Vermögen des Mündels ums 
faßt?), und die Pflegihaft, die fi nur auf eine bejtimmte einzelne 
Angelegenheit oder auf einen bejtimmten Kreis von Gejchäften erjtredt.*) 
Demgemäß fennt das BOB. Feine Abweſenheitsvormundſchaft, wie das 
preußifche Recht, jondern eine Abwejenheitspflegichaft, da ſich die Für: 
jorge nur auf die Vermögensangelegenheiten des abwejenden VBolljährigen 
bezicht.5) Abweichend vom preußiichen Rechte, das nur Berjonalpfleg- 
Ihaften kannte®), hat das BOB. aud) eine Realpflegſchaft zugelafjen.”) 

Die Dbervormundichaft jteht nah dem BGB. dem Staate zu, ihre 
Führung iſt als Teil der freiwilligen Gerichtsbarkeit den Gerichten 
(Amt3gerichten) übertragen), doch ijt auch der Gemeinde und der Familie 
eine gewifje Mitwirkung bei Führung der Obervormundichaft gejichert. 

Der Gemeindewailenrat?) jteht dem Bormundichaftsgericht als 
Hülfsorgan zur Seite, während dem Yamilienrate!?) die Nechte und 
Pflichten des VWormundichaftsgericht3 übertragen werden können. 

Abweichend vom preußischen Rechte kennt da8 BGB. feine geſe tz— 
liche Vormundichaft, jede Vormundſchaft tritt auf Grund einer Anordnung 
des Vormundichaftsgericht3 ein (Bejtellungsprinzip)."!)) Die Berwaltung 
des Wormundes it eine grundjäßlic jelbjtändige, das Vormundichafts- 
gericht darf nicht jelbit handelnd in die Verwaltung eingreifen, jedoch 
jind dem Vormunde gewiſſe Schranken gezogen. Neben dem Vormunde 
fann ein Gegenvormund bejtellt werden, der dem Bormundicafts- 
gerichte bei der Aufficht zur Unterjtügung dient. Seine Auffichtspflicht ift 
jedoch nicht, wie im preußiichen Rechte auf die Vermögensverwaltung be= 
ſchränkt, jondern erjtredt fih auch auf die Sorge für die Berjon des 
Mündels.!?) 


) Dentichrift ©. 245. 
?) Andenveite Beröffentlihung des Textes vom 20. Mai 1895 (XGBl. ©. 771) 
ss 35—64. >), 8 1703 BOB. 

) Ausnahme: die Gebrecylichkeitäpflegichaft ($ 1910 BGB.). 

)8 1911 BGB. 

2 Sahrbuch Br Bd. 1 No. 29 ©. 47, Bd. 7 No. 9 ©. 31 ff. 
8 19 

m Üat. tod ton a 147 €. 5. BGB. v, 8$ 1849-1850 BGB. 
8 1872 

), Bol. erg — 136 EG. z. BGB., Art. 78 AG. z. BGB. 

19) S 1792, 1799 BGB. 

Leste, Allg. Preuß. Landrecht. 59 
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93. 


8 1778. 
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Die geſamte Thätigkeit des Vormundes und des Gegenvormundes 
unterliegt der Aufſicht des Vormundſchaftsgerichts.!) 

Zur Sicherheitsleijtung ilt der Bormund nur aus bejonderen 
Gründen verpflichtet; in diefen Fällen kann er aber die Ucbernahme der 
Vormundſchaft ablehnen oder feine Entlajjung fordern?) 


II. Vormundſchaft über Minderjährige. 


g 224. 
A. Anordnung der Bormundfhaft.?) 


I. Das BGB. geht von dem Grundjab aus, daß eine VBormundichaft 
dann anzuordnen ift, wenn das Bedürfnis einer allgemeinen Fürſorge 
für die Perfon und das Vermögen vorhanden ift.*) 

Diefe Vorausſetzung ijt für einen Minderjährigen gegeben): 

1. wenn er nicht unter elterliher Gewalt jteht; 

2. wenn die Eltern weder in den die Berjon nod in den 
das Bermögen betreffenden Angelegenheiten zur Vertretung 
des Minderjährigen beredtigt jind; 

3. wenn fein Samilienftand nicht zu ermitteln ijt. 

A. Nad) dem BOB. jtehen nun Minderjährige nicht unter elter: 
licher Gewalt: 

a) wenn beide Eltern tot oder für tot erklärt find ($$ 1679, 1686); 

b) wenn der Water die elterliche Gewalt verwirkt hat, die Ehe mit 
der Mutter des indes aber fortbejteht ($ 1680)®); 

e) wenn die Mutter, der die elterliche Gewalt nad) Auflöfung der 
Ehe zugejtanden hat, jie verwirkt hat (SS 1680, 1684 Abſ. 1 No. 2)°); 

d) wenn die Mutter, der die elterliche Gewalt zuftand, eine neue 
Ehe eingeht ($ 1697) ?); 

e) wenn fie unehelich geboren ($ 1707) und weder legitimiert 
(ss 1719, 1723, 1736, 1738) noch an Kindesſtatt angenommen find 
($ 1757)°); 

f} wenn bei ihrer Annahme an NKindesitatt der Annahmevertrag 
wieder aufgehoben wird ($$ 1765, 1768, 1771)9); 

g) wenn fie aus einer nichtigen oder mit Erfolg angefochtenen Ehe 
ftammen und beide Ehegatten den Mangel gefannt haben ($$ 1699 ff.). 

1) 8 1837 BOB. 

®) 88 1844, 1845, 1786, 1889 BOB. Val. jedoch $ 61 No. 5. KO. 

», Litteratur ſiehe bei $ 223; jener Böhm in Gruchots Beiträgen Bd, 41 ©. 559. 

9 Mot. IV ©. 1046. ' ) 8 1773 BOB. 

%) Siehe oben ©. 852, 883. 

) Siehe oben ©. 890. 

» ©. 896. Umeheliche Kinder jtehen überhaupt nidht in elterficher Gewalt, 
erhalten alſo jtet8 einen Vormund. 

) Siche oben ©. 920, 923. 
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B. Die Eltern find weder in den die Perſon noch in den das Ver— 
mögen betreffenden Angelegenheiten zur Vertretung des Minderjährigen 
berechtigt: 

a) wenn den Eltern (oder auch nur dem Water)!) die Vertretungs- 
befugnis nach beiden Richtungen (Perſon und Bermögen) durd) das Vor— 
mundjchaftsgericht entzogen ijt ($ 1666) 2); 

b) wenn die elterlihe Gewalt des Vaters ruht?) und die Mutter 
tot oder die Ehe aufgelöft ift, jofern legterenfalls nicht da8 Vormundſchafts— 
gericht der Mutter auf ihren Antrag die Ausübung der elterlichen Ge— 
walt übertragen hat, weil Feine Ausficht bejteht, daß der Grund des Nuhens 
wegfallen werde ($ 1685 Abj. 2); 

c) wenn die elterliche Gewalt der Mutter ruht ($$ 1676, 1677, 
1696, 1697).%) 

C. Der Familienjtand eines Minderjährigen ift dann nicht zu er: 
mitteln, wenn nicht feitgejtellt werden kann, ob das Kind .unter elterlicher 
Gewalt fteht oder ob eine der Vorausſetzungen vorliegt, unter denen eine 
Vormundſchaft anzuordnen ift (3. B. bei Findelfindern). Jedenfalls muß 
aber die Minderjährigfeit einer ſolchen Perſon irgendwie fejtgejtellt werden. 

Ob die gejeßlihen Vorausſetzungen für die Anordnung einer Vor: 
mundjchaft gegeben jind, entjcheidet endgültig, mit Ausſchluß des Prozep- 
richters, die VWormundichaftsbehörde.5) 

I. Eine Bormundjchaft tritt nad) dem BGB. nie fraft Geſetzes 
ein, jondern nur auf Grund einer Anordnung des Bormundichaftsgerichts. 
Das BGB. hat an dem Beitellungsprinzipe feitgehalten: das Vormundſchafts— 
gericht muß von Amtswegen die Vormundjchaft anordnen‘); eine gejeßliche 
Vormundichaft ift dem BOB. unbefannt. Die einzige Ausnahme von diejem 
Grundſatze bildet die nach Landesrecht bejtehende gejegliche Bevormundung 
dur) einen Anſtaltsvormund oder durch Beamte der Armenverwaltung. ”) 

Damit das Vormundicdaftsgericht feiner Pflicht zur Anordnung einer 
Vormundſchaft genügen kann, it den Standesbeamten und Gemeindewaijen- 
räten, jowie auch den Gerichten die Verpflichtung auferlegt, von jedem zu 
ihrer Kenntnis gelangenden Falle der Bevormundung dem Vormundſchafts— 
gericht Anzeige zu machen.) Im übrigen ijt aber auch ein eder berechtigt, 
zum Zwecke der Einleitung einer Vormundſchaft einen diesbezüglichen 
Antrag bei dem Vormundicaftsgerichte zu jtellen®) und gegen eine die 


1) In — ge tritt auch nicht die elterlihe Gewalt der Matter ein, fiche 
oben ©. 876 Anm. 5. 

) Iſt dem Gewalthaber die Vertretung nur in den die Perſon des Kindes 
oder nur in den das Vermögen des Kindes betreffenden Angelegenheiten entzogen, 
jo ift dem Rinde ein Pfleger ER beitellen ($ 1909 BGB.). 

Siehe oben 8 214 S. 800 ff. 

9 Siehe oben S. 890. 

9) Entſch. RG. Bd. 33 No. 111 ©. 414. 

®), 8 1774 BGB. 

) Art. 136 _ 3. BGB., Art. 78 AG. 3. BGB. Siehe Seite 939, 940. 

) 88 48-50 RG. 

) Eine Segen der Berwandten des Mündels hat dad BGB., im Gegen- 
fage zum preuß. Rechte ($ 16 Abſ. 1 Pr. VormOrd.), für entbehrlich erachtet. 


59* 


8 1774. 


Beltellungs» 
prinzip. 


8 1776. 


Berufung. 
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Anordnung einer Vormundſchaft ablehnende Verfügung des Vormundſchafts— 
gerichts jteht Jedem, der ein rechtliche Intereſſe an der Anordnung hat, 
jowie dem Ehegatten, den Verwandten und Verichwägerten des Mündels 
die Beſchwerde zu.!) 

III. Die Anordnung einer Vormundichaft erfolgt grundjäglih nur, 
wenn der Mündel ein Deutjcher it, mag er feinen Wohnſitz oder feinen 
Aufenthalt im Inland oder im Auslande haben. Die Anordnung der Vor— 
mundfchaft im Inlande kann aber unterbleiben, wenn die nach dem BOB. 
erforderlihe VBormundichaft bereits im Ausland angeordnet ijt und Dies 
im Intereſſe des Mündels liegt.?) 

Sit über einen Deutjchen, der im Auslande jeinen Wohnſitz oder 
Aufenthalt hat, im Inland eine Vormundſchaft angeordnet, jo kann das 
inländische Wormundichaftsgericht jie an den ausländiihen Staat ab— 
geben, wenn dies im Intereſſe de8 Mündel3 liegt und der Vormund, 
bei dejjen Weigerung das vorgeordnete Landgericht, feine Zuftimmung 
erteilt. Der ausländijhe Staat muß ſich aber zur Uebernahme bereit 
erflären.?) 

Ueber einen Ausländer, der im Inlande wohnt oder fid) aufhält, 
fann im Inlande eine Vormundjchaft angeordnet werden, jofern der Staat, 
dem er angehört, die Fürjorge nicht übernimmtt) und der Ausländer nad 
den Geſetzen feines Heimatsſtaats der Fürſorge bedarf oder im Anland 
entmündigt ijt.) 

Solange eine Vormundſchaft nicht angeordnet ijt, kann das deutjche 
Vormundichaftsgericht vorläufige Maßregeln anordnen.®) 

IV. Aus dem Bejtellungsprinzipe folgt, daß ein Vormund nur Fraft 
Beitellung des Bormundichaftsgerichts in fein Amt eintritt. Voraus— 
ſetzung der Beitellung ift aber entweder die Berufung zur Vormundichaft 
oder die Wahl durch das Vormundichaftsgericht. Die Berufung zur Vor- 
mundjchaft gewährt ein gejeßliches Recht auf Uebertragung des Amtes, hat 
aber im übrigen nur die Bedeutung, daß das Vormundjchaftsgericht den 
Berufenen nur aus gejeglich beitimmten Gründen übergehen darf. 

A. AS Berufungsgründe fennt das BOB. nur letztwillige Ver— 
fügung und Geſetz. 

Im Anflug an das preußische Recht’), wern auch in Einzelheiten 
abweichend, find nun im BGB.’ als Vormünder folgende Perſonen in 
nachjtehender Reihenfolge berufen: 


1) 8 57 No. 1 RFr6. 

2, 8 47 Abſ. 1 RFrG. 

>) 8 47 Abi. 2 RFrG. 

4) Dies muß der Bormundichaftsrichter durch Ermittelungen feititellen. 

>) Art. 23 Abſ. 1 EG. 5. BGB. In erfter Reihe find etwaige Etaatöverträge 
zwiichen dem Deutichen Reiche und den fremden Staaten enticheidend, 

°) Art. 23 Abi. 2 EG. 5. BGB. 

) Im preuß. Rechte ging jeder Beitellung zum Bormunde defien Berufung 
zur Vormundichaft voraus. Die Berufung erfolgte durch Geſetz oder durch den 
Richter. 88 17, 19 Br. VormOrd. 

°) $ 1776 BOB. Vgl. $ 17 Pr. Vormord. 
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1. wer von dem Vater de8 Mündels durd letztwillige Ver- 
fügung!) (Tejtament, Erbvertrag)?) al8 Vormund benannt iſt; 

2. wer von der ehelihen Mutter des Mündels durch letzt— 
willige Verfügung?) als Vormund benannt iſt. 

Da3 elterliche Recht der Benennung eines Vormundes jtellt ſich als 
ein Ausflug der elterlichen Gewalt dar und ſetzt deshalb voraus, daß dem 
betreffenden Elternteile zur Zeit feine8 Todes die elterlihe Gewalt 
über das Kind zujteht und daß er entiweder in den die Perjon oder in 
den das Vermögen betreffenden Angelegenheiten zur Vertretung des Kindes 
berechtigt ift.) Der Mangel der Vertretungsmacht nad) der einen oder 
nach der anderen Ceite hin macht die Benennung unwirkſam. 

Der Bater hat da8 Benennungsredht aud für ein Mind, daß erjt 
nach feinem Tode geboren wird, wenn er dazu berechtigt jein würde, falls 
das Kind vor feinem Tode geboren wäre.?) 

Bei widerjtreitenden Anordnungen des Vaters und der Mutter geht 
die des Vaters vor®); 

3. kraft Gejeßes der Grofvater des Mündels von väter- 
liher Seite; 

4. fraft Gejeßes der Großvater des Mündels von mütter- 
licher Seite.”)®) 

Die Großväter find jedoch nicht berufen: 

a) wenn der Mündel von einem Anderen als dem Chegaiten feines 
Vaters oder jeiner Mutter an Kindesitatt angenommen it; 

b) wenn derjenige, von weldhem der Mündel abjtammt, von einem 
Anderen al3 dem Ehegatten jeines Vaters oder feiner Mutter an Kindes— 
jtatt angenommen it und die Wirkungen der Annahme ji) auf den Mündel 
eritrecden.?) 


!) 8 1777 Abi. 3 BGB., alſo einfeitige Verfügungen von Todeswegen. 

?, 88 1937, 2299 BGB. In einem Bertrage kann der Bormund nicht bes 
nannt werden, wohl aber in einem Erbvertrage durch einleitige Berfügung. 

», 8 1777 Abi. 3 BOB. 

*, 8 1777 Abſ. 1 BGB. Die Vertretungsmacht fehlt dem Gewalthaber: 

A. in den die Berjon des Kindes betreffenden Angelegenheiten, wenn ihm 
die Sorge für die Perſon des Kindes entzogen iſt (8$ 1666, 1686); 

B. in den das Bermögen betreffenden Angelegenheiten, 

a) wenn ihm die Vermögensverwaltung entzogen iſt ($ 1666 Abi. 2, & 1670); 

b) wenn fich die Tochter mit Einwilligung der Eltern verheiratet ($$ 1633, 1661); 

e) wenn über fein Vermögen der Konkurs eröffnet wird ($ 1647); 

—F wenn der Mutter ein Beiſtand für die Vermögensverwaltung beſtellt iſt 
1693); 

C. wenn die elterliche Gewalt ruht (58 1676— 1678). 

°), & 1777 Abſ. 2 BGB. 

®), Bal. $ 1634 Sab 2 BGB. Co auch v. Staudinger: Engelmann Bd. 4 
©. 579; Fuchs a. a. D. ©. 140; Böhm a. a. O. ©. 50; Schultzenſtein-Köhne a. 
a. D. ©. 72 Anm. 5; Mot. IV ©. 1048, Brot. II Bd. 4 ©. 746. Bol. auch $$ 172, 
174 11 18 ALR. ımd $ 17 No. 2 und 4 Pr. VormOrd. 

) &o auch $ 17 Nbf. 1 No. 5 und 6 Pr. VormOrd. 

8) Darumter fällt aud der Großvater des unehelichen Kindes (Water der un- 
ehelihen Mutter), und zwar aud) dann, wenn der uneheliche Enkel durch Ehelichleits- 
erllärung legitimiert ift und der Bater ftirbt. Vgl. auch $ 12 Abſ. 2 Pr. VormOrd. 
und $ 1778 Abi. 3 BGB. », & 1776 Abi. 2 BOB. 


88 1776, 
1777. 


88 1775, 
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B. Die Berufung zur Vormundſchaft gewährt dem Berufenen ein 


1778,1779. geſetzliches Recht auf Mebertragung des vormundicdaftlihen Amtes, und 
u dieſes Necht kann dem Berufenen ohne feine Zuftimmung nicht entzogen 


des Amtes, 


Richterliche 
Auswahl. 


werden. Gegen eine Webergehung jteht dem Berufenen die jofortige 
Beihwerde zu.!) 

Ohne Zuftimmung des Berufenen darf das Vormundſchaftsgericht nur 
in folgenden Fällen eine Webergehung eintreten lafjen ?): 

1. wenn der Berufene nicht zum Wormunde bejtellt werden kann 
oder Joll3); 

2. wenn er an der Webernahme der Vormundſchaft verhindert ift; 
ift der Berufene jedoch nur vorübergehend verhindert, jo hat ihn das Vor— 
mundfchaftsgericht auf feinen Antrag nad; dem Wegfalle des Hindernifjes 
an Stelle des bisherigen Vormundes zum Vormunde zu bejtellen *); 

3. wenn er die Uebernahme der Vormundſchaft verzögert; 

4. wenn feine Bejtellung das Interejje des Mündels gefährden würde.?) 

Bor allen Berufenen darf für eine minderjährige Ehefrau der Mann, 
für ein uneheliches Kind darf die Mutter vor dem mütterlichen Großvater 
zum Vormunde bejtellt werden ®); beide haben aber Fein Recht auf Be— 
ftellung, vielmehr entſcheidet das freie Ermefjen des VWornumdjchaftsgeridht2.?) 

Neben dem zur Vormundichaft Berufenen darf nur mit dejjen Zus 
jtinnmung ein Mitvormund bejtellt werden.®) 

Ein Zwang zur Uebernahme der Vormundichaft befteht für den Be— 
rufenen überhaupt nicht. 

V. In Ermangelung eined durch letztwillige Verfügung oder durch 
das Geſetz Berufenen hat das Bormundichaftsgericht nad) Anhörung des 
Gemeindewaifenrats?) den Vormund jelbjt auszumählen.!) Die Wahl 
joll auf eine Perſon gelenkt werden, die nad) ihren perſönlichen Verhält- 
niffen und ihrer Vermögenslage fowie nad) den jonftigen Umftänden zur 
Führung der Vormundichaft geeignet it. Insbeſondere ift bei der Aus— 
wahl auch aufdas religiöje Bekenntnis des Mündels Rückſicht zu nehmen !}), 
auch find Verwandte und Verſchwägerte des Mündels zunächjt zu berüd- 
jichtigen.!?) 

Für den Mündel und, wenn mehrere Geichwiiter zu bevormunden 
find, für alle Miündel, ift, jofern nicht befondere Gründe für die Beltellung 
mehrerer Vormünder vorliegen 13), nur ein Vormund zu bejtellen.!4) 


1) 8 60 Abf. 1 No. 1 RFrG., binnen 2 Wochen nad erlangter Kenntnis von 
der — 8 60 Abſ. 2, 8 2 RFrG. ) 81778 Abſ. 1 BGB. 
) 8 1780- 1784 BOB. 981778 Abi. 2 BGB. 


°) Vgl. $ 18 Abi. 2 Pr. VormOrd. 

98 Tr 78 Abi. 3 BOB, 8 17 Abſ. 3 Pr. VormOrd. 

) Jahrbuch KG. Bd. 14 No. 16 ©. 72. 

®, $ 1778 bj. 4, $ 1786 No. 7 BOB. ») $ 1849 BOB. 
0, 8 1779 Abi. 1 BGB. 8 19 Pr. Vormord. 

1) Mol. 8 1801 BOB. Die gt begieht fich nicht auf die berujenen 
— Jahrbuch KG. Bd. 3 No. ©. 22 8 1779 Abi. 2 BGB. 
13), Dieje können bei größeren und — Verwaltungen gegeben jein. 

4) 8 1775 BGB., 8 19 Abſ. 3 Pr. VormOrd. Ob die Geichwilter vollbürtige 
oder Halbbürtige find, ijt gleichgültig. Auch mehrere uneheliche Kinder derjelben 
Mutter erhalten nur einen Vormund. 


$ 224. Anordnung der Vormundſchaft. 935 





VI. Gewiſſe Berjonen find zur Uebernahme der Vormundihaft un 
fähig, fie „können“ nicht zum Vormunde bejtellt werden. Andere Per: 
jonen find zur Uebernahme der Bormundjchaft untauglich, fie „Jollen“ 
nicht zum Vormunde bejtellt werden. Die Beitellung einer unfähigen 
Perſon ijt nichtig, die Beitellung einer untauglichen Perſon ift dagegen 
troß des Verbot3 wirkſam und bleibt wirkſam bis zur Entlaſſung des 
Bormundes.!) 

Eine nichtige Bejtellung läßt den Miündel ohne gejebliche Ver— 
tretung, eine Bevormundung liegt in Wirflichfeit nicht vor; der ald Vor— 
mund Handelnde ijt ohne Vertretungsmacht und haftet dem Mündel nad) 
den Vorjchriften der Geichäftsführung ohne Auftrag.?) 

Die von dem einer Ordnungsvorſchrift zuwider bejtellten Vormunde 
für den Mündel abgejchlojjenen Nechtsgeihäfte find für und gegen den 
Mündel wirkſam. 

A. Unfähig zur Uebernahme der Vormundſchaft find >): 

1. Geſchäftsunfähige); 

2. wegen Geiſtesſchwäche, Verfhwendung oder Trunkſucht Ent- 
mündigte.>) 

B. Untauglid zur Bejtellung als Vormund iſt: 

1. wer minderjährig ift oder als Volljähriger, deſſen Entmündigung 
beantragt ift, unter vorläufige Vormundſchaft geitellt und deshalb in der 
Geſchäftsfähigkeit beichränft ift®); 

2. wer wegen geiftiger oder Förperlicher Gebrechen zur Bejorgung 
feiner Vermögensangelegenheiten einen Pfleger erhalten hat’); 

3. wer in Konkurs geraten ijt, während der Dauer des tonkurjes®); 

4. wer der bürgerlichen Ehrenrechte für verluftig erklärt ijt, ſoweit 
ji nicht auß den Vorfchriften des jeweiligen Strafgeſetzbuchs ein anderes 
ergiebt ?); 

5. wer durd; Anordnung des Vater oder der ehelihen Mutter des 
Mindel3 durch Tegtwillige Verfügung von der Vormundſchaft ausgejchloffen 
it; die Mutter kann jedoch den von dem Vater als VBormund Benannten 
nicht außjchließen.!®) 

C. Frauen find zur Führung der VBormundfchaft, im Gegenjage zum 
früheren preußiichen Nechte!!), weder unfähig noch untauglid; fie künnen 


alfo zum Vormunde bejtellt werden, dürfen aber die Uebernahme der Vor— 


mundjchaft ablehnen.1?) Eine Ehefrau, die mit einem Anderen, als dem 


9 & 1886 BOB. 

) 8 677 ff., SS 177—180 BGB. Diefer Miündel hat auch fein Vorrecht im 
Konkurſe des Kar Bormunde Veitellten, $ 61 No. 5 KO,, Frot. II Bd. 4 ©. 754. 

2, 8 1780 B. $ 104 BOB. 9) 88 6, 114 BEP. 

981781 * 1, 88 106, 114, 1906 BGB. 

8 1781 No. 2, 1910 BGB. 

8 1781 No. 3 GB., 8 21 Abſ. 1 No. 4 Pr. VormOrd 

"8 1781 No. — N Abi. 1 Mo. 3 Pr. Vormord., 8 34 No 6, 
$ 36 StrB., Mot. IV ©. 

ı0) 8 1782 BGB., 8 3 AH. 1 No. 6 Pr. Bormörd. 

1), 8 21 Abi. 1 Wo. 7 2 und 3 Pr. Vormörd. Vgl. BRK. ©. 160, 161, 

m, 8 1786 bj. 1 No. 1 BOB. 


38 1780, 
1781,1782, 
1786. 


Unfähigkeit. 


Untauglid- 
feit. 


88 1788, 
1784. 


Beitellung 


von Beamten. 
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Vater des Mündels verheiratet iſt, ſoll jedoch nur mit Zuſtimmung ihres 
Mannes zum Vormunde beſtellt werden.!) 

D. Beamte oder Religionsdiener, die nad) den Landesgeſetzen einer 
befonderen Erlaubnis zur Uebernahme einer Vormundſchaft bedürfen, jollen 
nicht ohne die vorgefchriebene Erlaubnis zum Vormunde bejtellt werden. ?) 

Sn Preußen?) bedarf jeder, der ein StaatSamt?t) oder ein be= 
joldetes Amt in der Kommunal-5) oder Kirchenverwaltung®) bekleidet, 
zur Uebernahme einer Bormundjchaft oder zur Fortführung einer vor dem 
Eintritt in das Amt übernommenen Bormundichaft der Erlaubnis der zu— 
nächſt vorgejeßten Behörde.”) 

Die Erlaubnis hat der Beamte vor feiner Beitellung ſelbſt nach— 
zufuchen®) und dem VBormundjchaftsgerichte vorzulegen; es jteht indejjen 
nicht3 im Wege, daß der Vormundfchaftsrichter die betreffende Behörde 
Direkt angeht. 

Sit eine Beitellung vor Erteilung der Erlaubnis erfolgt, jo hat das 
— den Vormund zu entlaſſen, wenn die Erlaubnis ver— 


1) 8 1783 BGB. Vgl. aud) $ 1887 BGB. Ein Widerruf der Zuſtimmung 
ift zuläflig, > m. Abi. 2 BGB., anders nad preuß. Nechte, $ 64 Pr. VormOrd. 

) 4 BGB. ) Art. 72 AG. z. BGB. 

) AL 8 1—3, 68, 69 II 10 ALR. Dazu gehören auch die öffentlichen 
Lehrer der Staatd- und Xolts- (Gemeinde⸗) ſchulen Art. 23 Abi. 2 Preuß. Verf.⸗ 
Urkunde, RG. in Gruchots Beiträgen Bd. 27 No. 86 ©. 909), die Domänenbeamten, 
die auf Wartegeld ftehenden Beamten (Reſtript vom 1. März 1822, Kampk, Jahr: 
bücher Bd. 19 ©. 306). Auch nicht bejoldete Staatsbeamte bedürfen der Erlaubnis, 
3. B. Referendare. 

d) Dahin ‚gehören and) die Amts, Kreis- und Provinzialämter. 

*% D. h. in der Verwaltung der Preuß. evangeliichen Landeskirche der alten 
Provinzen und der evangeliihen Kirchengemeinſchaften der neueren Provinzen oder 
der latholiſchen Kirche mit Einſchluß der altkatholiichen Kirchengemeinden. Dal. 
er vom 9. Juli 1788 (Rabe, —* preuß. Geſetze Bd. 1 Abt. 7 ©. 7206), 
Art. 14 Preuß. Verflirkunde, ss 17, 19 IF 11 ALR., Gel. vom 4. Juli 1875 
(SS. € 333). Alle fonftigen Religionsgeielichaften, auch die ausdrüdlich aufge 
nommenen, jind feine Kirchen oder nad ALR. Kirchengefellichaften. U. M. Stranzs 
Gerhard, Das Preuß. AG. z. BED. zu Art. 72 ©. 367; Scröder-Mugdan a. a. 
O. ©. 21; Bhiller a. a. O. ©. 42; v. Scilgen a. a. O. ©. 32 Anm. 3 zu $ 53. 
Bol. hierüber Erujen-Müller, Das Preuß AG. z. BGB. S. 150, 151; Hinſchius 
in v. Stengels Wörterbuch des Verwaltungsrechts Bd. 1 ©. 726; Schulpenjtein- 
Köhne a. a. D. ©. 83; Heſſe a. a. D. ©. 29; Dernburg-Schulpenftein a. a. O. 850. 

) Die Erlaubnis iſt auch erforderlich zur Uebernahme oder Fortführung des 
Amtes eines Gegewormundes, eines Pflegers oder eines Beiſtandes. Die Erlaubnis 
hat zu erteilen: 

a) bei Auftizbeamten die Aufjichtsbehörde (88 78, 79 AG. 3. GBG., Geſ. vom 
10. April 1892 (GS. ©. 77); Gel. vom 16. September 1899 — ©. 391); 

b) bei Univerfitätöprofejioren der Minifter der geijtlichen, Unterrichts: und Me— 
dizinal-Angelegenheiten (Erla von 21. Januar 1896, Wentralblatt für die Unter: 
richtöverwaltung ©. 195); 

c) bei evangelijchen Geiftlichen in — öſtlichen Provinzen die Superintendenten 
(AB. vom 14. November 1871, IJMBl. ©. 227, 260), vgl. auch Nitze, Die Verfaſſungs— 
und Verwaltungs-Geſetze der evangel. oe 2. Auflage 1895, ©. 28; bei 
katholiſchen rn der Biſchof (Rejkript des JM. vom 14. Nuguft 1818, Kampt, 
Kahrbücer Bd. 11 ©. 7). 

°) Die Erteilung der Erlaubnis iſt in Preußen jtempelfrei. No. 15 des 
Stempeltarif3 zum preuß. Stempeliteuergefeße v. 31. Juli 1895 (GS. ©. 413). 
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88 1785 


fagt oder die erteilte zurüdgenommen wird.!) Notare bedürfen Feiner BIS 1788 


Erlaubni3.?) Reichsbeamte, die in Preußen ihren Wohnfig haben, be- 
dürfen ebenfall3 der Erlaubnis ihrer zunächſt vorgejeßten Behörde.?) 

Die Militärperfonen des Friedensſtandes) und die Civilbeamten 
der Militärvermwaltung können die Uebernahme von Vormundſchaften ab- 
lehnen, find fie aber zur Uebernahme bereit, jo bedürfen fie der Genehmi- 
gung ihrer Borgejeßten.>) 

Für die der Marine angehörenden Perſonen fehlt es bisher an einer 
Vorſchrift. 

VII. Die Uebernahme der Vormundſchaft iſt für jeden Deutſchen gitict zur 
eine Staatsbürgerpflicht, der er ſich unterziehen muß, ſofern er dazu nicht Uebernahme. 
unfähig oder untauglich ijt.%) Dieje Pflicht zur Uebernahme der Bormund- 
ihaft beiteht aber nur für demjenigen, welcher vom Vormundichaftsgerichte 
zum Vormund ausgewählt it”), aljo nicht für den zur Vormundichaft 
Berufenen.?) Der vom Bormundichaftögeriht Ausgewählte kann durch 
Ordnungsſtrafen zur Uebernahme der Vormundſchaft angehalten werden.®) 

Die einzelne Strafe darf den Betrag von 300 Mark nicht überjteigen 
und mehr ald drei Strafen, die nur in Zwilchenräumen von mindejtens 
einer Woche verhängt werden dürfen, find nicht zuläjjig.10) 

Die öffentlich-rechtliche jtantSbürgerliche Pflicht begründet für den Aus— 
gewählten eine privatrechtliche Verantwortlichkeit, denn eine jchuldhafte und 
grundlofe Ablehnung der Vormundſchaft verpflichtet den Ausgewählten dem 
Mündel gegenüber für den Schaden, der diejem aus der Verzögerung der 
Beitellung des Vormundes erwächlt.t!) 

Ausländer, d. h. Nichtangehörige des Deutjchen Reichs, find zur 
lebernahme einer inländijchen Vormundſchaft nicht verpflichtet, aber auch 
nicht unfähig oder untauglich; hat ein Nichtdeuticher aber eine Vormund— 

Ihaft im Deutſchen Neiche übernommen, fo ift er nicht berechtigt, feine 
Entlafjung wegen jeiner Ausländereigenfchaft zu verlangen.!?) 

VIIL Gewiſſe Perjonen find, wenn fie zum Vormund ausgewählt asrenmungs- 
werden, berechtigt, die Hebernahme der Vormundſchaft abzulehnen. Ein sründe. 
ſolches Ablehnungsrecht haben: 


1) 8 1888 BGB. Art. 72 Abi. 2 AG. 5. BGB. 

?) Art. 72 Abi. 3 AG. 3. BGB. Rechtsanwälte find feine Beamte. 

?) Reichsbeamtengeſetz vom 31. Mär; 1873 $ 19, 

*) Bgl. oben ©. 648 Anm. 1. 

°) 8 41 Reich: Militärgefep v. 2. Mai 1874 (NGB. ©. 45). Wegen Erteilung 
der Genehmigung vgl. KabOrd. v. 8. Aug. 1876 (Armee-Verordbl. 1876 ©. 189). 
Generale und Stabeojfiziere, die ji) in einer Immediatſtellung befinden, haben die 
Genehmigung zur Uebernahme unmittelbar bei dem Könige, die übrigen Generale, 
StabSoffiziere und alle anderen Milittärperionen bei der zunächſt vorgejepten Militär: 
behörde nachzuſuchen. 

) 88 1785, 1780— 1754 BGB., $ 20 Pr. VornoOrd. 

'), 8 1779 BOB. 

*, S 1776 BOB. 

»), $ 1788 Abſ. 1 BGB. Der Feſtſetzung der Ordnungsftrafe muß eine An- 
drohung vorausgehen, $ 33 RFrG. Eine Umwandlung der Selditrafe in Freiheits— 
itrafe ijt unzuläflig. 10, 8 1788 Abi. 2 BOB. ) 8 1787 Abi. 1 BOB. 

) Jahrbuch KG. Bd. 4 No. 33 ©. 73. 


88 1786, 
1787, 1789 
bis 1791. 


Beftellung des 


Bormundes, 


Beitallung. 


938 Vierted Bud. Familienrecht. 


1. Frauen!); 

2. Perſonen über 60 Yahre?); 

3. jeder, der mehr als vier minderjährige eheliche Kinder hat; ein 
von einem Anderen an Kindesjtatt angenommened Kind wird jedoch nicht 
gerechnet 3); 

4. Perſonen, die durch Krankheit oder Durch Gebrechen an der ordnungs⸗ 
mäßigen Führung der Vormundſchaft verhindert find 4); 

5. diejenigen, welche wegen Entfernung ihres Wohnſitzes von dem 
Sitze des Vormundſchaftsgerichts die Vormundſchaft nicht ohne bejondere 
Beläjtigung führen können 5); 

6. jeder, der zur Sicherheitsleiſtung angehalten wird ®); 

7. jeder, der al Mitvormund bejtellt werben joll?); 

8. wer bereit3 mehr al3 eine Vormundichaft oder Pflegichaft führt ®); 
die VBormundichaft oder Pflegichaft über mehrere Geſchwiſter gilt nur als 
eine; die Führung von zwei Gegenvormundichaften jteht der Führung einer 
Vormundſchaft gleich.?) 

Das Ablehnungsreht muß dor der Beitellung bei dem Vormund— 
ichaft3gerichte geltend gemacht werden; mit der Beitellung erlifcht es alio.!°) 
Gegen die Verfügung des Vormundſchaftsgerichts, durch welde die Ab— 
lehnung für unbegründet erachtet wird, fteht dem Ablehnenden die jofortige 
Beichwerde zul), die jedoch feine auffchiebende Wirkung hat.!?) Der Ab- 
lehnende muß deshalb auf Erfordern des Vormundſchaftsgerichts die Vor— 
mundjchaft in der Zwiſchenzeit vorläufig übernehmen.!3) 


IX. Sowohl der berufene wie der ausgewählte Vormund wird 
von dem Vormundjchaftsgerichte bejtellt; erſt mit dieſer Beftellung be— 
ginnt dad Amt des Vormundes. Die Beftellung erfolgt dadurch, daß der 
Bormund don dem Vormundichaftsgerichte zu treuer und gemiljenhafter 
Führung der Vormundſchaft verpflichtet wird. Dieje Verpflichtung ſoll 
mitteljt Handſchlags an Eidesftatt cerfolgen.!) Die Beitellung kann auch 
unter dem Vorbehalte der Entlaffung für den Fall erfolgen, daß ein be= 
ſtimmtes Ereignis eintritt oder nicht eintritt.15) Der Vormund erhält eine 
Bejtallung.!*) Dieje Beitallung hat nur die Bedeutung eined gericht- 


1) 8 1786 Abi. 1 No. 1 BOB, HB No. 1 
3 8 1786 Abi. 1 No. 2 BEB., 8 23 No. 2 
9 8 1786 Abi. 1 No. 3 BOB., $ 23 No. 7 
*) 8 1786 Ab. 1 No. 4 BEB., 8 23 No. 4 

6 





rt. VormOrd. 
tr. VormOrd. 
rt. VormOrd. 
rt. VormOrd. 
9) 8 1786 Abi. 1 No. 5 BEB., $ 23 No. tr. VormOrd. 
©) 8 1786 Ab. 1 No. 6 BGB., $ 23 No. 6 Br. VormoOrd. 
’) & 1786 Abſ. 1 No, 7 BGB. 
) 8 1786 Abi. 1 No. 8 BGB., 8 23 No. 3 Pr. Vorm 
) Die Führung nur einer Gegenvormundicaft fommt — nicht in Betracht. 
8 23 Abi. 2 Pr. VormoOrd. 
) 8 1786 Ab). 2 — 8 23 Abſ. 3 Br. VormOrd. 

31860 No. 2 RFrG 8 24 RO, 
3 81787 Abſ. 2 NFC. 
“8 1789 BGB., 8 24 Pr. VormOrd. 
5, & 1790 BGB. 
6, 8 1791 Abf. 1 BGB. 


— 


Bol. 
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lichen Zeugnifjes über die gejchehene Beitellung, nicht den Charakter einer 88 1791, 
den gutgläubigen Dritten ſchützenden Vollmachtsurkunde.!) 1792. 

Die Beitallung joll enthalten ?): 

1. den Namen des Mündels; 

2. die Zeit der Geburt des Mündels; 

3. die Namen des Vormundes, des Gegenvormundes® und der Mit- 
bormünder; 

4. im Falle der Teilung der Vormundjchaft die Art der Teilung; 

5. die etwaige Einjeßung eine Familienrats. 

X. Neben dem VBormunde kann ein Gegenvormund bejtellt werden. *) Beitehungde 

Die Beitellung iſt jedoch nicht obligatorifch, und fie kann überhaupt Gegen» 
unterbleiben, wenn nad; dem Ermefjen des Vormundſchaftsgerichts die Yer- "Ude. 
mögensverwaltung nicht erheblich oder wenn die Vormundichaft von mehre- 
ren Vormündern gemeinjchaftlich*) zu führen ijt.) 

Haben mehrere VBormünder die Vormundſchaft nicht gemeinschaftlich 
zu führen, jo kann der eine VWormund zum Gegenvormunde des anderen 
bejtellt werden.) Im übrigen finden die für die Berufung und Beitel- 
lung des Vormundes geltenden Vorjchriften?) auch auf die Berufung und 
Beitellung des Gegenvormundes Anmwendung.®) 

Der Vater oder die Mutter fünnen die Bejtellung eines Gegenvor- 
mundes ausjchließen.?) 

XI. Von dem Grundjaße, daß die Vormundſchaft nie kraft Geſetzes, Gefepliche 
fondern nur zufolge Anordnung des Vormundjchaftsgerichts eintritt (Bes Yormund- 
jtellungsprinzip), hat das Neichsrecht injofern eine Ausnahme zugelafjen, Malt. 
als es dem Landesrechte die Aufrechterhaltung der geſetzlichen Vormund— 
ſchaft des Vorſtandes gewiſſer Verpflegungsanſtalten vorbehalten hat.0) 

Von dieſem Vorbehalte hat die preußiſche Geſetzgebung Gebrauch 
gemacht und im Anſchluß an die bisher beſtehenden Vorjchriften!!) die ge— 
jeglihe Vormundſchaft der Anftalt3vorftände und der Beamten der Ge— 
meindeverwaltung geregelt.!?) 

1. Danad) erlangt der Vorſtand einer unter der Verwaltung des „ur. 
Staate8 oder einer Gemeindebehörde jtehenden Erziehungs: oder Ver- mundung 
pflegungsanftalt Fraft Gejeges die Nechte und Pflichten eines Vormundes ah inet 
über die in der Anjtalt untergebracdhten Minderjährigen.t?) Diefe vor voritand. 
mundjchaftlihe Stellung erlischt jedoch, jobald das Bormundichaftsgericht 
auf Grund der ihm reichsrechtlich zuftehenden Befugnis ftatt des Vorſtandes 





1) Mot. 1V ©. 1079. So aud im preuß. Rechte. 

?) 8 1791 Abi. 2 BGB., 8 24 Abi. 2 Pr. VormOrd. 

»), $ 1792 Abi. 1 BGB., 8 26 Nbj. 1 Pr. Vormord. 

“) 8 1797 BGB 

°, $ 1792 Abi. 2 BOB. Vgl. $ 1915 Abi. 2 BGB. Näheres fiehe $ 228 
S. #7. 

9 $ 1792 Abi. 3 BGB. ) 88 1776—1791 BGB. 

») $ 1792 Abſ. 4 BGB. Vgl. Art. 210 cs; BGB. 

°) 88 1852, 1855, 1856, 1857 BGB. 8 %6 N 6 Pr. Vormord. 

10) rt. 136 EG. z. BG 2. 

) 8 13, 8 26 Abi. 4, S 27, 39, Al Br. Bormörd. 

2) Art. 73 NG. ;. BG 8) Art. 78 8 1 AG. 3. BGB. 


Bevor: 
mundung 


durch Beamte 


der Armen⸗ 
verwaltung. 
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einen anderen Vormund bejtellt.!) Am übrigen behält der Worftand die 
Stellung eines gejeglihen Vormundes bis zur Volljährigkeit des Mündels, 
jollte jeine Erziehung oder Verpflegung in der Anjtalt auch jchon beendigt 
fein und er nad diefem Zeitpunfte die Anftalt verlajjen haben. 

Mit der Aufnahme des Mündels in die Anftalt endigt von jelbit das 
Ant des bisherigen Vormundes, fo daß es jeiner Entlafjung nicht bedarf. 

Die Aufnahme des Minderjährigen in die Anjtalt hat der Vorſtand 
dem Vormundichaftsgericht und dem Genteindewailenrate?), die beide ihre 
Auffichtspfticht auch gegenüber dem AnftaltSvorjtand auszuüben haben, ans 
zuzeigen.?) 

Ein Gegenvormund ijt neben dem Vorſtande nicht zu beitellen.*) 

2. Neu eingeführt ift die jog. Generalvormundjchaft von Beamten 
der Gemeinde-Armenverwaltung über jolhe Minderjährige, die in Anjtalten 
oder Familien als Pfleglinge untergebracht jind. 

Auf Grund ortöjtatutarischer Beltimmung können nämlid Beamten 
der Gemeinde-Armenverwaltung alle Rechte und Pflichten eines Vor— 
mundes für Diejenigen Minderjährigen übertragen werden, welche im Wege der 
öffentlichen Armenpflege>) unterjtügt und unter Auffiht der Beamten ent- 
weder in einer von dieſen ausgewählten Familie oder Anftalt oder, jofern 
es jid; um uneheliche Minderjährige handelt, in der mütterlichen Familie 
erzogen oder verpflegt twerden.‘) 

Auch Hier tritt die Vormundjchaft kraft Geſetzes ein, wenn die 
Boransjeßungen einer folchen Generalvormundfhaft durch Ortsſtatut ge— 
regelt find. Mit der Aufnahme in die Familie oder Anjtalt endet ohne 
weitered das Amt des bisherigen Vormundes. Sind dem Beamten jedod) 
nur einzelne Rechte und Pilichten eines Vormundes übertragen, jo bes 
jteht da8 Amt des bisherigen Vormundes im übrigen fort. 

Auch hier dauert die Vormundſchaft bis zur Volljährigkeit des Mündels 
fort, jofern das Vormundichaftsgericht nicht einen anderen Vormund be— 
jtellt. Der Beamte hat die Aufnahme des Pfleglings in die Anftalt oder 
in die Familie dem Vormundichaftsgericht und dem Gemeindewaijenrat an— 
zuzeigen. 

3. Sowohl der Anſtaltsvormund als auch der beamtete Vormund 
geht den nach $ 1776 BGB. berufenen Vormündern vor.?) 


) Art. 78 Abſ. 2 Sap 1 NG. 3. BGB., Art. 136 No. 1 EG. 3. BGB. 

) ©. des Bezirkes, in dem die Anjtalt liegt. 

% Art. 7882 NG. 3. BGB. 

) Art. 78 8 3 Abſ. 1 AG. z. BGB., über die dem Vorftand zujtehenden 
Beireiungen vgl. Abi. 2 a. a. O. 

°) Bal. BGeſ. über den Unterſtützungswohnſiz vom 6. Juni 1870, in der 
Faſſung des RGeſetßes vom 12. März 1804 (NGBL. ©. 259), Preuß. AG. zu diefem 
Gejebe vom 8. März 1871 (WS. ©. 130). 

°), Art. 78 8 4 Ab. 1 NG. 3. BB. 

) Bericht der XV. Kommiſſion des Abgeordneten-Hauſes zur Vorberatung des 
Entwurſes eines AG. 5. BOB. (19. Legisl.-Periode) I, Seſſion 1899) ©. 9. 
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B. Führung der Vormundſchaft. 
1. Rechte und Pflichten des Vormundes. 
g 22 


a) Allgemeiner Wirfunasfreis des Pormundes.!) 


I. Die Vormundſchaft iſt Erſatz fir die fehlende elterlihe Gewalt; 
der vormundichaftlihe Schuß umfaßt daher die allgemeine Fürjorge für 
den Miündel, entjprechend demjenigen Schuße, welchen die elterliche Gewalt 
dem Minderjährigen gewährt. Demgemäß hat der Wormund das Recht 
und Die Pflicht, für die Perfon und das Vermögen des Mündels zu forgen 
jowie den Mündel zu vertreten.?) 

Das Amt des Vormundes beginnt mit der Beitellung, von da an 
übt er feine Nechte und Pflichten aus und zwar felbjtändig und auf eigene 
Verantwortung, nicht al3 Organ des Wormundjchaftsgerichts. Der Vor— 
mund iſt der gejeßliche Vertreter des Mündels, feine Vertretungsmacht ift 
eine grundjäßlich unbejchränkte; er iſt berechtigt, im Namen des Miündels 
Nechtögejchäfte vorzunehmen und Prozefje zu führen. In allen Fällen, 
in denen das Gejeh die Wirkſamkeit eines NechtsgejchäftS von der Zus 
ſtimmung (Einwilligung, Genehmigung) des gejeßlichen Vertreters abhängig 
macht, hat der Vormund dieſe Zujtimmung zu erteilen.) Ebenjo find ihm 
gegenüber, al3 dem gejehlichen Vertreter des Mündels, Nechtögeichäfte vor- 
zunehmen. 

Eine Willenserklärung, die der Vormund innerhalb der ihm zuftehen- 
den BVertretungsmact im Namen des Mündels abgiebt, wirkt unmittelbar 
für und gegen den Mündel, gleichgültig, ob die Erklärung ausdrüdlich im 
Namen des Mündels erfolgt oder ob die Umftände ergeben, daß fie in 
deſſen Namen erfolgen joll.t) 

Für die don dem Vormund in Ausübung jeiner Vertretungsmacht 
begangenen widerrechtlichen Handlungen, durch die er einem Dritten Schaden 
zugefügt bat, haftet nicht dev Mündel, jondern allein der VWormund. Da: 
gegen haftet der Mündel für ein Verjchulden, das der Vormund bei Er- 
füllung einer obligatoriſchen Verpflichtung des Mündels begangen hat, wie 
für fein eigenes Berjchulden.5) 

I. Wie bei der elterlichen Gewalt, fo erjtredt ſich auch das Necht 
und die Pflicht des Vormundes, für die Perſon und das Vermögen des 
Kindes zu jorgen, nicht auf Angelegenheiten des Mündels, für die ein 





’) Litteratur nn bei $ 223. ) 8 1793 BGB., $ 27 Pr. Vormord. 

s, 88 106. B 

*,8 164 358. 6 der Vormund das Rechtsgeſchäft im eigenen Namen oder 
im Namen des Mündels abſchließen will, unterliegt feinem freien, jtet3 das Intereſſe 
des berüdjichtigenden Ermejien. 

) 8 278 BGB., dem Mündel ijt aber der Vormund haftbar, $ 1833 BGB. 


Vertretungs⸗ 
macht. 


Beihränkung 
des Bor: 
mundes durch 
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88 1791 
bis 1796 
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Pfleger bejtellt iſt.) Ein Pfleger ijt insbejondere zur Verwaltung desjenigen 


“Vermögens zu bejtellen, dejjen Verwaltung dem Vormunde durch letztwillige 


Berfügung ( oder durch Beitimmung bei der Zuwendung entzogen: ift.?) 

III. Die an ſich unbeſchränkte Vertretungsmacht des Vormundes iſt 
in gewiffen Fällen gänzlich ausgejchlofjen, in anderen bejchränft: 

1. Gewiſſe Rechtshandlungen höchit perfönlicher Natur können von 
dem Mündel nur jelbjt oder mit Zultimmung des gejeblichen Vertreters 
borgenommen twerden®), in anderen Fällen it der Vormund an die Ge— 
nehmigung des Vormundjchaftsgerichts gebunden.t) 

2. Kraft Gejebed ift die Vertretungsmaht de8 Vormundes wegen 
Intereſſenkolliſion ausgejchlofjen in folgenden Fällen: 

a) bei einem Nechtsgejchäfte zwijchen feinem Ehegatten oder einem 
jeiner Verwandten in grader Yinie einerjeit3 und dem Mündel andererjeitg, 
es jei denn, daß dad Nechtögeichäft ausſchließlich in der Erfüllung einer 
Verbindlichkeit bejteht >); 

b) bei einem Nechtögeichäfte, das Die Uebertragung oder Belajtung 
einer durch Pfandrecht, Hypothek oder Bürgichaft gneficherten Forderung 
des Mindeld gegen den Vormund oder die Aufhebung oder Minderung 
der Sicherheit zum Gegenjtande hat oder die Verpflichtung des Mündels 
zu einer folchen Webertragung, Belaftung, Aufhebung oder Minderung 
begründet ®); 

ce) bei einem Rechtsſtreite zwiſchen den unter a bezeichneten Perſonen 
jowie bei einem Nechtsjtreit über eine Angelegenheit der unter b bezeich- 
neten Art ?); 

d) endlich kann der Vormund nicht im Namen des Mündel3 mit fich 
im eigenen Namen oder als Vertreter eine Dritten ein Rechtsgeſchäft 
vornehmen, e8 ſei denn, daß das Rechtsgeſchäft ausſchließlich in der Er— 
füllung einer Verbindlichkeit beiteht.®) 

3. Kraft Anordnung des Vormundicaftsgericht3 kann dem Vormunde 
die Vertretung für einzelne Angelegenheiten oder für einen Kreis von Ans 
gelegenheiten entzogen werden. Die Entziehung joll aber nur erfolgen, 
wenn das Intereſſe de8 Mündel3 zu dem nterefie des Vormundes oder 
eine3 von dem Vormunde vertretenen Dritten (3. B. eines zweiten Mündels) 
oder des Ehegatten oder eine Verwandten des Vormundes in erheblichem 
Gegenſatze fteht.?) 

IV. In der Regel foll zwar für den Mündel nur ein Vormund 
bejtellt werden, ausnahmsweife können jedoch aus bejonderen Gründen für 


1) 88 1794, 1628, 1909 BGB. 2) 8 1909 Abſ. 1 Satz 2 BGB. 

) Dabin gehören 5. ®.: 8 1336 Abi. 1, 8 1337 Abſ. 3, 8 1437 Abſ. 1, 
Abi. 2, 8 1508 Abi. 2, 8 1516 Abi. 2, 8 1728 Abi. 1, 8 1729 Abi. 2, 8 1731 
N 1748 Abi. 2, 8 1750, $ 1755, 8 1770, $ 2064, g 2229 Abi. 1, 2, 8 2274, 
8 2275, 8 2282 bj. 1, $ 2290 Nbj. 2,8 2 296, $ 2347 Abi. 2, 8 2351, 8 2352 BGB. 

*) 88 1821, 1822 BOB. ) 8 1795 Abi. 1 No. 1 BGB. 

°, 8 1795 Abi. 1 No. 2 BGB. Die Borichrift des preuß. Rechtes (8 40 
Abi. 2 Pr. VormOrd.), wonach der Wormund eine auf jeinem Grundjtüde haftende 
Hypothek oder Grundichuld für den Mündel nicht erwerben durfte, hat das BOB. 
abgelehnt. ) 8 1795 Abſ. 1 No. 3 BGB. 

) 8 1795 Abſ. 2, $ 181 BGB.; fiehe oben ©. ©. 8 1796 BOB. 
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denjelben Miündel mehrere Vormünder beftellt werden.!) In dieſem Falle 
haben fie die Vormundſchaft gemeinschaftlich zu führen, fie können alfo 
nur in ihrer Gejamtheit handeln.) Bei einer Meinungsverjchiedenheit 
entjcheidet da8 Vormundichaftsgericht?), jedoch kann bei der Bejtellung ein 
anderes bejtimmt werden. 

Das Bormundichaftsgeriht kann jedoch im Intereſſe des Mündels 
die Führung der Vormundichaft unter mehrere Vormünder nach bejtimmten 
Wirkungsfreifen in der Art verteilen, daß innerhalb des ihm überwiejenen 
Wirkungsfreijes jeder Vormund die Vormundſchaft jelbjtändig führt. 

Beitimmungen der Eltern, die fie in legtwilliger Verfügung für Die 
Entfheidung don Meinungsverjchiedenheiten und für die Verteilung der 
Geſchäfte unter die Mitvormünder getroffen haben, find für da8 Vormund— 
ichaftsgericht bindend, jofern nicht ihre Befolgung das Interefje des Mündels 
gefährden würde.) 

Fällt einer der Mitvormünder weg, jo haben die übrigen Vormünder 
die VBormundichaft folange allein fortzuführen, bis ein neuer Mitvormund 
bejtellt ijt.>) 

Die mehreren gemeinjchaftlich verwaltenden Vormünder vertreten den 
Mündel auch nur gemeinschaftlich; Anordnungen des Bormundfchaftsgerichts 
fünnen daher auch nur an alle Vormünder gerichtet werden.) Das Be- 
ichwerderecht kann jedoch jeder von den Mitvormündern für den Münbel 
jelbjtändig ausüben.) In Prozeffen des Mündel3 müfjen alle VBormünder 
die Prozeßvollmacht ausftellen, doc genügt die Zuftellung an einen der 
Vormünder.?) 

Sind die Geichäfte in der Weile verteilt, daß die Sorge für die 
Perſon und die Sorge für das Vermögen des Mündeld verjchiedenen 
Bormündern zujteht, jo entjcheidet bei einer Meinungsverfchiedenheit über 
die Vornahme einer ſowohl die Perſon als das Vermögen des Mündels 
betreffenden Handlung das VBormundjchaftsgericht.?) 

Die Verjährung von Anſprüchen zwiſchen dem Vormund und dem 
Mündel ift während der Dauer des Vormundjchaftsverhältniffes gehemmt.!®) 


s 226. 
b) Sorae für die Perfon des Münsdels.') 


I. Das Reht und die Pflicht des Vormundes, für die Perjon des 
Mündels zu forgen, entjpricht inhaltlich den Rechten und Pflichten, die 


2) 8 1775 BOB. 

) & 1797 Abi. 1 Sab 1 BGB., 8 30 Abi. 1 Pr. Bormörd. 

) $ 1797 Abi. 1 Sab 2 BGB. Nach der Pr. VormOrd. $ 30 Abi. 2 ent- 
ae die Fra und erit, wenn eine folche nicht erzielt wurde, das Vormund— 
cha 

Sr 4 1797 Ubi. 2 und 3 BGB., $ 30 Abi. 3 und 4 Pr. VormOrd. 





Ei Vormoid. Mot. IV ©. 109. Wegen der Anzeigepflicht 
$ 1894 Da! 28 °) Jahrbuch KG. Bd. 8 No. 17 ©. 48. 
58 39 38171 CRD. 
981798 BGB. 10) g 204 BEL. 


11) Litteratur bei $ 223. 
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dem Inhaber der elterlichen Gewalt in Anfehung der Sorge für die Perſon 
de3 Kindes obliegen.!) 

Die Sorge für die Perjon des Mündels umfaßt jowohl die thatjäch- 
lihe Fürforge als aud) die Vertretung des Mündel3 in perjünlichen An— 
gelegenheiten. 

II. In thatjädhlicher Beziehung jteht dem Vormunde das Necht 
und die Pflicht der Erziehung ſowie der Beauffichtigung des Mündels 
und der AufenthaltSbejtimmung zu. Kraft des Erziehungsredht3 darf der 
Vormund angemefjene Zuchtmittel?) gegen den Mündel anwenden, und 
hierbei hat ihn das Vormundichaftsgericht auf feinen Antrag durch Ans 
wendung geeigneter Zuchtmittel zu unterjtügen. Er kann auch die Her: 
ausgabe des Mündel3 von jedem verlangen, der den Mündel ihm wider- 
rechtlich vorenthält. Das Erziehungsrecht berechtigt und verpflichtet auch 
den Vormund, für das förperliche und geiſtige Wohl des Mündels, und 
insbejondere fitr feine Ausbildung zu einem bejtimmten Qebensberufe zu jorgen. 

Die religiöfe Erziehung des Mündels, die nur einen Teil der Er- 
ziehung überhaupt bildet, wird durch Landesrecht geordnet.?) 

Demgemäß find im Gebiete des ALR. Miündel aus gemijchten Ehen 
grundjäglich in der Neligion des Vaters auch nad) dejjen Tode zu erziehen, 
e3 jei denn, das der Vater das Kind während des ganzen lebten Jahres 
vor feinem Tode in einer anderen al3 jeiner Religion hat erziehen lafjen; 
dann bewendet e3 bei diefem Unterricht.) Uneheliche Kinder werden in 
dem Glaubensbelenntniffe der Mutter erzogend) und folgen auch einem 
etwaigen Konfejftonswechjel der Mutter.®) 

Nach zurüdgelegtem 14. Lebensjahre können die Mündel ihr religiöfes 
Belenntnis ſelbſt wählen.”) 

Da bei der Auswahl auf das religiöje Bekenntnis des Mündels Rück— 
ficht genommen werden joll®), jo fann dem Vormunde von dem Vormund— 
Ihaft3geriht die Sorge für die religiöfe Erziehung des Mündels ent- 
zogen werden, wenn er nicht dem Bekenntnis angehört, in dem der Mündel 
zu erziehen ift.?) In diejem Falle ift für die religiöfe Erziehung geeigneten- 
fall3 ein Pfleger zu beitellen.!®) 

Die Koften der Erziehung, die zu den Unterhaltsfojten gehören 11), 
hat der Vormund aus den Einkünften des Mündelvermögens zu bejtreiten; 
reichen Ddieje nicht aus, jo fan das Stammvdermögen angegriffen werden.!?) 
Ueber die Angemejjenheit der verwendeten Kojten hat das Vormundichafts- 
Be au wachen. 13) 


) F 1800, 1631—1633 BGB. Vgl. oben 8 210. 

2, 3. B. Verweis, Ermahnung, körperliche Züchtigung. 

s) rt. 131 EG. 3 BGB. Bol. oben ©. 856ff. und dazu oh, Jahrbuch 
KG. Bd. 17 No. 10 ©. 37; Stölzel, Recht * ‚väterlichen Gewalt ©. 


) Jahrbuch KG. Bd. 21 No. 10 S ; Bd. 20 No. 64 ©. jr 245. 

5) 8 642 II 2 UCH. ” — 2. Bd. 10 No. 16 ©. 71. 
7, 8 84 II 2 AUCH. *, 8 1779 Abi. 2 BOB. 

») $ 1801 BOB. ) $ 1909 bj. 1 Cap 1 BOB. 


1) $ 1610 Abi. 2 BGB., vgl. oben ©. 847. Der Vormund hat aud) etiwaige 
ee es Miündels geltend zu machen. 
m) Bol. $ 37 Pr. VormoOrd. ı») 8 1843 BGB. 
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Auf das Erziehungsrecht kann der Vormund wirkjam nicht verzichten, 
wohl aber kann er vertragsmäßig die Erziehung des Mündels einem 
Anderen übertragen. 

III. In rechtliher Beziehung hat der Wormund den Mündel in den 
die Perſon betreffenden Angelegenheiten zu vertreten. Insbeſondere be- 
jtimmt der Vormund den Wohnſitz des Mündels.!) Der weiblihe Mündel 
bedarf zur Eingehung einer Ehe der Eimwilligung feines Vormundes. 
Verweigert diejer die Einwilligung, jo kann fie auf Antrag des Mündels 
durch das Bormundicaftsgericht erſetzt werden.?) 

Der Bormund kann, wenn der Mündel ohne jeine Einwilligung eine 
Ehe geichlofjen oder ohne feine Einwilligung eine während der Geſchäfts— 
unfähigfeit oder im AZuftande der Bewußtlofigfeit oder vorübergehender 
Störung der Geijtesthätigfeit geichlofiene Ehe bejtätigt hat, die Ehe ge— 
nehmigen. Wird die Genehmigung von ihm verweigert, jo kann fie auf 
Antrag des Mündel3 durd; das Bormundjchaftsgericht erſetzt werden.?) 4) 

Iſt eine Ehefrau bevormundet, jo bejchränft jich die Sorge für ihre 
Rerjon auf die Vertretung in den die Perjon betreffenden Angelegenheiten?) 

Die Eheſchließung zwijchen dem Wormund oder feinen Kindern und 
dem Mündel it, abweichend vom früheren Rechte"), gejtattet; er bedarf 
iedody hierzu der Bejtellung und Einwilligung eines PBilegers.’) 

Der Vormund vertritt ferner den Mündel in den die Perjon be- 
treffenden Prozefien®); er hat das Recht, Strafantrag für den Mündel zu 
jtellen®), in einem gegen den Mündel jchwebenden Strafverfahren einen 
Verteidiger zu wählen! und muß in der Hauptverhandlung als Beiltand 
zugelaljen und gehört werden.!!) Er kann jelbitändig von den zuläffigen 
Rechtsmitteln Gebrauch machen!?) und it berechtigt, für den Mündel als 
Privatlläger aufzutreten!3) ſowie einer erhobenen öffentlichen Klage ſich 
als Nebenkläger anzujchliegen.!#) 

Der Vormund kann ferner den Mündel mit Genehmigung des Vor— 
mundjchaftsgericht® zum jelbjtändigen Betrieb eines Erwerbsgeihäfts er- 
mächtigen und dieſe Ermächtigung mit derjelben Genehmigung zurüdnehmen.!>) 
Ebenfo kann er den Mündel ermächtigen, in Dienjt oder in Arbeit zu 
treten; wird dieſe Ermächtigung von ihm verweigert, jo Fann fie durch 
das Vormundſchaftsgericht erjet werden, wenn fie im Intereſſe des Mündels 
liegt.1) 

Auch Hat der Vormund das Recht, die Entmündigung des Mindels 
oder die Wiederaufhebung der Entmündigung zu beantragen, die Ans 


E88 BOB. ’, 8 1304 BOB. ») 88 1337, 1331, 1325 BGB. 
*) Weber die —— des Vormundes, falls die Mutter des Miündels lebt, 
jiehe oben &. 590, 89 >) 88 1633, 1800 BOB. 


837 ——— eſetz, aufgehoben durch Art. 46 I EG. z. BGB. 
) 8 1795, 1909 BG * 
) Ueber Zuſtellung Eideszuſchiebung und = —— vgl. $$ 171,473 CRD. 


7865 StGB. ı) 8 137 Stfro. 1, 8 149 StrPO. 
j 88 340, 371 StPO. 12) 8 414 StrRD. 

“) 8 435 StPO. Bol. auch $ 268 StPO. 

»») 8 112 BOB. , 8 113 BOB. 
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fechtungsllage vder die Aufhebungsklage zu erheben!) ſowie mit Ge— 
nehmigung des Vormundichaftsgericht3 die Todeserflärung des verjchollenen 
Miündel3?) und feine Entlafjung aus dem Staatsverbande 3) zu beantragen. 

Endlich bedarf der Mündel auf Verlangen auch der Genehmigung 
des Vormundes, wenn er die aus der Neichdangehörigkeit folgenden Be— 
fugniffe in Anſpruch nehmen will.t) 

IV. Der Mündel hat, wenn er 14 Jahre alt und nicht geichäfts- 
unfähig iſt, in allen jeine Perſon betreffenden Angelegenheiten ein jelb- 
itändiges Belchtwerderecht.d) Außerdem jteht gegen eine Verfügung, die 
eine Enticheidung über eine die Sorge für die Perjon des Mündels be- 
treffende Angelegenheit enthält, jedem, der ein berechtigte Intereſſe an 
der Wahrnehmung diefer Angelegenheit hat (z. B. Pfarrer, Lolalſchul— 
injpeftor), die Beſchwerde (aber nicht die jofortige Beſchwerde) zu.*) 


E 227. 
ce) Sorae für das Vermögen des Mündels.') 


I. Tie Sorge de3 VBormundes für das Vermögen des Mündels er: 
ſtreckt ſich grundfäßlich auf das gefamte Vermögen des Mündels, mag 
e3 fi) im Inland oder im Auslande befinden. Der Vormund hat aljo 
nicht nur das inländiiche, ſondern aud) das ausländische Vermögen des 
Mündels zu verwalten.) Nur wenn und joweit der fremde Staat die im 
Inland erfolgte Vormundſchaftsbeſtellung nicht oder nicht im vollen Um— 
fang?) anerkennt, darf der Vormund in dem fremden Staate nicht thätig 
werden. Grundjäßlich aber jteht dem inländischen Vormund eine ertra= 
territoriale Wirkjamfeit zu. 

1. Auf Grund feines Verwaltungsrechts it der Vormund berechtigt, 
das feiner Verwaltung unterliegende Vermögen in Bejit zu nehmen. Hat 
er den Bejib erlangt, jo ijt er unmittelbarer, der Mündel mittelbarer 
Beliger.19) 

Inhaltlich begreift die VBermögensverwaltung die Erhaltung und die 
Vermehrung des Miündelvermögens. Der Vormund hat fein Vermögen 
und das des Mündels getrennt zu halten und darf das Mündelvermögen 
nicht für fich verwenden.!!) Much der bloße Gebrauch von Mündelſachen 





1) 88646, 664, 666, 675, 680, 685, 686 EPO.; vgl. auch 8$ 656, 675, 679 CPO. 

) & 962 ERO. ) Art. al II EG. ;. BEL. 

+) 8 2 RGeſ. vom 1. November 1867 (BGBL. ©. 55), Aıt. 37 EG. 5. BGB. 
—— Vertretungsbefugniſſe des re jiehe beit Sfhulfenftein Köhne, Arm. 1 
zu $ 1793. 5), 8 59 NEO. °) 8 57 No. 9 RR. 

) Ritteratur bei $ 223; Bee oben 8 211. 

9) Vgl. von Bar, Theorie und Praxis des internationalen Privatrechts, 2. Aufl. 
Bd. 1 S. 564 ff. Böhm, Internationale Nachlapbehandlung, (2. Aufl. 1895) ©. 45. 

9) 3.8. in Anfehung von Liegenichaften, vgl. Jettel, Internat. Privat: und 
—— (1893) ©. 60ff. Vgl. Großherzogl. Hefliiches Beieh vom 18. Juli 1858, 

rt. 13 lit. u. 

0) So auch Pland:Greifj, IIT S. 35, 55. A. M. Förtſch in Gruchots Bei- 
trägen Bd. 43 ©. 545 ff. 

11) 8 1805 BGB. $ 40 Pr. Vormord. 
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ift ihm nicht gejtattet. Verwendet der Vormund Geld des Mündels für gg 1802, 
fich, jo hat er e8 von der Zeit der Verwendung an zu derzinjen.t) 1837. 

2. Die Grundlage für die Vermögensverwaltung bildet die Inventaris Inventarl— 
fationgspflicht des Vormundes; er ijt verpflichtet, daS bei der Anordnung der Tatlonspflit. 
Bormundihaft vorhandene und das im Laufe der Vormundichaft dem 
Mündel zufallende Vermögen zu verzeichnen und das mit der Verficherung 
der Richtigkeit und Vollſtändigkeit verjehene Verzeichnis dem Vormund— 
ichaftsgericht einzureichen. Iſt ein Gegenvormund vorhanden, jo ift er 
bei der Aufnahme des Verzeichnifjes zuzuzichen und das Verzeichnis auch 
von Ddiefem mit der Verficherung der Richtigkeit und Volljtändigfeit zu 
verjehen.?) 

Bei der Aufnahme kann ſich der Bormund der Hülfe eines Beamten, 
eined Notar oder eined anderen Sachverſtändigen bedienen.) Da die 
Inventarijationgpflicht des Vormundes Feine privatrechtliche, jondern eine 
öffentlichsrechtliche ift, jo fann der Vormund zur Ableiftung des Dffen- 
barungseide8 nicht angehalten werden.t) Abweichend vom preußijchen 
Necht5) findet nah) BGB. weder eine Befreiung des Vormundes von diejer 
Inventarifationspflicht ſtatt, noch kann die Offenlegung de8 Vermögens: 
verzeichnifjes verboten werden. 

Eine Vorjhrift über den Inhalt des Verzeichnifjes enthält das Ge— 
jeß nicht, jedenfall3 muß es geeignet jein, dem Vormundſchaftsgericht eine 
genaue Kenntnis der zum Vermögen des Mündel3 gehörenden und der 
Verwaltung des Vormundes unterliegenden Gegenjtände zu gewähren.e) 

Eine Frijt für die Aufnahme des Inventars ijt nicht vorgeſchrieben; 
verzögert aber der Vormund nad) dem Ermeſſen des Vormundſchaftsge— 
richt3 die Aufnahme, jo kann er im Aufjichtöiwege hierzu angehalten werden.”?) 

Iſt das eingereichte Verzeichnis nach der Anſicht des Gerichtd un— 
genügend, jo kann e8 auf Anordnung des Gericht? durch eine zujtändige 
Behörde‘) oder durd einen zujtändigen Beamten?) oder Notar aufge- 
nommen twerden.!®) 

Die Koften der |nventarijation fallen dem Miündelvermögen zur Lajt.!!) 

3. Die Selbjtändigleit des VBormundes in Anjehung der Vermögend- Ein— 
verwaltung kann eine Einfchränfung durch bindende Anordnung Dritter Ihräntung. 
erfahren. 

») 88 1834, 246 BGB. 

7) & 1302 Abi. 1 BEB., $ 35 Abj. 1 Pr. Vormord. 

») & 1802 Abi. 2 BOB. 

) Nur nad) Beendigung jeined Amtes fann dev Miündel den Offenbarungseid 
von ihm verlangen. 88 1890, 260 BOB. 

>) 8 35 Abi. 2 und 3 Pr. VormOrd. 

6) Bol. Jahrbuch KG. Bd. 10 No. 14 S. 63; Bd. 15 No. 18 ©. 73. 

) Bol. $ 1837 BOB. 

®) Bol. Art. 108, 128 PrFrG. AB. vom 20. Dezember 1899 (JMBl. S. 806) 
ss 8, 26—33 (Dorfgerichte). VO. vom 20. Dezember 1899 (GS. ©. 640), AB. 
vom 28. Dezember 1899 (IMBl. ©. 889) 88 32—40 (Ortögerichte). 

) Geſchäftsanweiſung für Gericht8vollzieher vom 1. Dezember 1899 (IMBl. 

S. 692) 8 105 (Gerichtövollzieher); $ 70 Abi. 1 AG. z. GBG. (Gerichtsjchreiber); 
Art. 131 PrFrG. (Gerichtsichreibergehülfe). ic) 8 1802 Abſ. 3 BGB. 
1) Bol. 8 94 No. 6 GG. 
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Der Erblajjer kann nämlich) durch leßtwillige Verfügung (Teſta— 
ment, Erbvertrag)!), der Schenfer bei der Zuwendung Anordnungen über 
die Art treffen, wie der Vormund dad von ihnen herrührende Vermögen 
zu verwalten hat.2) An dieſe Anordnungen ift der Vormund gebunden. 
Mit Genehmigung des VBormundichaftsgerichts kann jedoch der Vormund 
von den Anordnungen abweichen, wenn ihre Befolgung das Intereſſe des 
Mündels gefährden würde.’) 

Will der VBormund von den Anordnungen de8 nod) Iebenden Schenters 
abweichen, jo ijt dejjen Zuſtimmung erforderlich und gemügend; die Zu— 
jtimmung kann bei dauernder Verhinderung oder Abwejenheit des Schenfers 
durch das Bornmmdjchaftsgericht erjeßt werden.t) 

4. Der Bormund kann nicht in Vertretung des Mündels Schen— 
fungen aus dem Mündelvermögen machen, auch nicht mit Genehmigung 
de8 Bormundjchaftsgerichts.d) Ebenjowenig darf er jeine Zujtimmung 
(Einwilligung, Genehmigung) zu einer von dem Mündel jelbjt gemachten 
Schenkung erteilen.) Es fehlt ihm hierzu die rechtliche Vertretungsmadht. 
Die verbot3widrige Schenkung iſt nichtig’), und das Gejchenkte kann vom 
Mündel zurüdgefordert werden); außerdem macht fi) der Vormund dem 
Mündel gegenüber verantwortlich. 

- Bon dem Berbote jind nur Schenkungen ausgenonmen, durch Die 
einer jittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand zu nehmenden Rückſicht 
entjprochen wird.?) 

II. Das zum Vermögen de3 Mündels gehörende Geld hat der Vor: 
mund verzinslic anzulegen.!) Nur joweit das Geld zur Beitreitung 
von laufenden Ausgaben bereit zu halten ift, hängt e8 von dem Ermefjen 
des Vormundes ab, ob und in welcher Weile er es anlegen will. 

Die Anlegung von Mimdelgeld joll!!) der Vormund nur mit Ge: 
nehmigung des Gegenvormundes, wenn aber ein jolher nicht vorhanden ijt 
und nicht etwa die Wormundichaft von mehreren Vormündern gemeinjchaft: 
lich geführt wird, mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts bewirken. 





») 88 1037, 2209 BGB. 

) $ 1803 Abſ. 1 BGB. 8 36 PrVormO. Der Begriff „Verwaltung“ um: 
faßt hier auch die Veräußerung. Mot. IV ©. 1105. >) & 1803 Abſ. 2 BGB. 

+) 8 1803 Abi. 3 BOB. 

8 1804 Cab 1 BGB., $ 38 FrVormd. 

*) Unter Schenkungen find nur Schenkungen im juriftijchen Sinne ($$ 516, 
517 BOB.) zu verjtehen, nicht jonjtige Xiberalitäten, welche nicht Schenkungen in 
diefem Sinne find, allo nicht Aufgabe oder Minderung einer für den Anſpruch des 
Miündel3 beitellten Sicherheit, Erbverzicht, Ausihlagung einer Erbichaft, eines Ber: 
mächtnifjes, Aufhebung eines vertragsmähigen Erbrechts. Mot. IV ©. 1106. Bal. 
$ 517 Entw. I. Siehe oben $ 66. Anders nad) preußiſchem Rechte, Entſch. RG. 
Bd. 33 No. 44 ©. 209. ) 8134 BOB. 

*) Entih. RG. Bd. 3 No. 83 ©. 307. War der Empfänger in gutem Glauben, 
jo haftet er nur auf die Bereicherung ($$ 032, 816 F B.). 

°, 8 18504 Satz 2 BGB. Darunter fallen z. . Weihnachtsgefchente, Hoch⸗ 
zeitsgeſchenke. 

10) 8 1806 BGB. 8 39 PrVormO. Jahrbuch KG. Bd. 3 No. 27 ©. 49. 

") Die Wirkſamkeit der Anlegung iſt aljo von der vorgejchriebenen Genehmigung 
nit abhängig. Der Bormund macht jid) aber durd die Nichtbefolgung der Ord— 
nungsvorichrift verantwortlich. 
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Die Genehmigung des Gegenvormundes wird in allen Fällen durch 88 1807, 
die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erjekt.!) 1810. 

A. Nah der Vorſchrift des Geſetzes Toll die Anlegung von Zauernde 
Mündelgeld erfolgen: Anlegung. 

1. in Forderungen, für die eine ſichere Hypothek an einem inlän— 
diſchen?) Grundſtücke beſteht, oder in ſicheren Grundſchulden oder Renten— 
ſchulden an inländiſchen Grundjtüden.) Das BGB. trifft über die Mündel— 
jicherheit jolher Belajtungen Feine Beltimmung, jondern überläßt die Feſt— 
itellung der Beleihungsgrenze und der Wertermittelung von Grundſtücken 
den Landesgejeßen für die innerhalb ihres Geltungsbereich8 belegenen 
Grundſtücke. 

In Preußen iſt eine Hypothek, eine Grundſchuld oder eine Renten— 
ſchuld an einem in Preußen belegenen Grundſtück als mündelſicher an— 
zuſehen, wenn ſie innerhalb des Fünfzehnfachen oder, ſofern ihr kein an— 
deres der Eintragung bedürfendes Recht im Range vorgeht oder gleichſteht, 
innerhalb des Zwanzigfachen des jtaatlich ermittelten Grundſteuerreinertrags 
oder bei einem ländlichen Grunditüc innerhalb der erjten zwei Drittel, 
bei einem jtädtijchen Grundſtück innerhalb der eriten Hälfte des Wertes 
zu jtehen kommt.®) 

Bei ländlihen Grundjtüden ijt der Wert durch Tare einer Preu— 
ßiſchen öffentlihen Kreditanjtalt®), die durd Vereinigung von Grund 
befigern gebildet ift und durch jtaatliche Verleihung Nechtsfähigkeit erlangt 
bat oder duch Tare einer Preußiihen Provinzial» (Nommunal:-) 
ſtändiſchen öffentlichen Grundfreditanjtalt‘) oder durch gerichtliche 
Tare°) feitzuftellen. 

Bei jtädtijchen Grundjtücden wird der Wert entweder durch die— 
jelben Taren oder durch Tare einer öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalt) 
ermittelt.!0) 

Statt des Zwanzigfachen des Grundjienerreinertrags it bei Grund- 
jtüden, die von einer öffentlichen Kreditanftalt dev erwähnten Art ſatzungs— 
gemäß ohne bejondere Ermittelungen bis zu einem größeren Bielfachen 
beliehen werden fünnen, das größere Vielfache, höchitens aber der dreißig- 
face Betrag mahgebend.!!) 


») 8 1810 BGB. Bal. $ 46 PrBormd. 

) Das preuß. Necht ließ auch außerdeutiche Hypothelken zu, $ 30 Abſ. 1 
Br. Bormörd. 

) 8 1807 Ab. 1 No. 1 BOB. 

+, 8 1807 Abi. 2 BGB. 

) Art. 73 8 1 Abſ. 1 NG. 3. BGB. 

—7 Dahin gehören die öffentlichen Landſchaften, das Berliner Pfandbrief-Inſtitut. 

) 3. B. die Yandesfreditanjtalt in Hannover, die Landeskreditkaſſe im Kaſſel. 
Bal. Geſetz vom 3. Auguſt 1897 (85. ©. 388). 

*) AGO. II 6, Art. 110, 119 Abi. 2, 127 PrFrG., $ 59 AB. vom 20, De— 
zember 1899 (IMBl. S. 806). 

) Dahin gehören die jtädtifchen und ländlichen Provinzial: Feuer-Spzietäten, 
die Nafjauifche und die Heſſiſche Brandverjicherungsanftalt. Geſetze vom 21. Dezem: 
ber 1871 (85. ©. 110) und vom 18. März 1579 (65. ©. 136). 

1 Art. 7381 N. 2 AS. 5 BEP. 

2, Ad. 7352 Abi. 1 a. a. D. 


8 1807. 
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Durh Königliche Verordnung kann für einzelne Bezirke jtatt des 
Zwanzigfachen ein größeres Vielfaches des Grundjteuerreinertrage, höchſtens 
aber das Vierzigfache bejtimmt werden !); 

2. in verbrieften Forderungen gegen das Reich oder einen Bundes- 
jtaat?) jowie in Forderungen, die in das Neichsichuldbuch?) oder in das 
Staatsichuldbuc eines Bundesjtaats!) eingetragen find); 

3. in verbrieften Forderungen, deren Verzinfung von dem Reiche 
oder einem Bundesitaate getwährleijtet iſt?); 

4. in Wertpapieren (Inhaberpapieren, Orderpapieren, Neftapapieren), 
insbejondere Pfandbriefen, jowie in verbrieften Forderungen jeder Art 
gegen eine inländilche kommunale Körperjchaft oder die Kreditanjtalt einer 
ſolchen Nörperichaft, jofern die Wertpapiere oder die Forderungen 
von dem Bundesrate zur Anlegung von Miündelgeld für ge- 
eignet erflärt jind.?) 

In Preußen find außer den unter 1—4 bezeichneten Forderungen 
und Wertpapieren noch folgende zur Anlegung von Mündelgeld geeignet: 

a) die Nentenbriefe der zur Vermittelung der Ablöfung von Nenten 
in Preußen bejtehenden Nentenbanten °); 

b) die Schuldverjchreibungen, welche von einer deutſchen fommunalen 
Körperichaft oder von der Kreditanſtalt einer jolchen Körperſchaft oder mit 
Genehmigung der jtaatlichen Aufſichtsbehörde von einer Kirchengemeinde 
oder einem firchlichen Verband ausgeftellt und entweder von feiten der 
Inhaber fündbar find oder einer regelmäßigen Tilgung unterliegen ?); 

c) die mit jtaatliher Genehmigung ausgegebenen Pfandbriefe und 
gleihartigen Schuldverjchreibungen einer jtaatlihen Kreditanitalt der im 
Art. 738 1 Ab. 2 AG. 3. BOB. bezeichneten Art !P); 

d) die auf den Inhaber lautenden Schuldverichreibungen, welche von 
einer Preußischen Hypotheken-Aktien-Bank auf Grund von Darlehen au 
Preußische Körperichaften des öffentlichen Nechtes oder von Darlehen, für 


e Art. 7382 Abi. 2 AG. 3. BGB. 

) Dahin gehören alfo Deutfihe Reichsanleihe, Preukiihe Staatsjcdyuldicheine. 
Als Bundesstaat gilt audı das Reichsland Elfah-Lothringen. Art. 5 EG. 3. BEB. 

>) Bol. RGeſ. vom 31. Mat 1891 (RGBl. ©. 321) und vom 8. März 1897 
(RED. ©. 21); JMBl. 1892 ©. 124. Art. 50 Co. 3 BGB., $ 188 RFrG. 

4) Sefeß vom 20. Juli 1883 (5. ©. 120), vom 4. März 1885 (IS. ©. 55), 
vom 12. April 1896 (BS. ©. 124), vom 8. Auni 1891 (®S. ©. 105). Art. 16 
AG. ;. BGB. IJMBL. 1881 ©. 154 u. 203, 1885 ©. 125, 1886 ©. 138, 1891 
S. 178. 

6, 8 1807 Abſ. 1 No. 2 BGB. 

6, 8 1807 Abſ. 1 No. 3 BGB. 

') 1 1807 Abſ. 1 Mo. 4 BGB. Vgl. Art. 212 EG. 5. BGB. StenBer. 
©. 3000 ff. 

# Art. 74 No. 1 AG. 3. BEHB. Vgl. Rentenbanfgeieß vom 2. März 1850 
(5. ©. 112). 

®) Art. 74 No. 2A, z. BGB. Dahin gehören Stabdt:, Kreis-, Provinzial— 
Obligationen. 

0, Art. 74 No. 3 a. a. D.; dahin gehören namentlih die Pfandbriefe der 
Provinzial- Landſchaften ſowie zentralfandfchaftliche Biandbriefe (vgl. Deutſche Juriſten— 
Zeitung 1900 ©. 522, 1901 ©. 58, ©. 132); Brivatpfandbriefe jind alfo ausge: 
ſchloſſen. 
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welche eine ſolche Körperjchaft die Gewährleijtung übernommen hat, aus— 
gegeben jind '); 

5. bei einer inländiichen öffentlihen Sparkafje?) wenn jie von der 
zuftändigen Behörde des Bundesjtaats, in welchem fie ihren Sig hat, zur 
Anlegwig von Mündelgeld für geeignet erklärt it.) 

In Preußen erfolgt die Erklärung der Anlagefähigfeit durch den 
Negierungspräfidenten im Einvernehnen mit dem Landgerichtspräfidenten. 
Die Erklärung kann jederzeit zurückgenommen werden. Die Erklärung und 
die Zurücdnahme jind jedoch durch da Amtsblatt befannt zu madhen.*) 

Während aljo früher in Preußen nur eine vorübergehende Be- 
legung von Mündelgeldern bei Sparkaſſen jtatthaft war>), iſt jeßt den 
VBormündern geitattet, Mündelgelder dauernd bei einer hierzu für ge- 
eignet erflärten Sparkafje") anzulegen. Jedoch joll der Bormund Mündel: 
geld bei einer Sparfaffe nur mit der Beitimmung anlegen, daß zur Er- 
hebung des Geldes die Genehmigung des Gegenvormundes oder des 
Bormundichaftsgerichts erforderlich ijt.?) 

Die preußiſche Praris ließ die Außerfursjeßung von Sparfajjen- 
büchern zu®); ihre Wiederinkursjeßung erfolgte auf Antrag des Vormundes 
durch das Vormundſchaftsgericht.“) 

Iſt ein Sparkaſſenbuch vor dem 1. Januar 1900 außer Kurs ge- 
jeßt, jo it zur Erhebung des Geldes die Genehmigung des Gegenvormundes 
oder des Vormundichaftsgerichts erforderlich.) Unter der SHerrichaft des 
BGB. findet eine Außerkursſetzung nicht mehr ftatt, denn das BOB. kennt 
dieſes Inſtitut nicht.) Eine vor dem 1. Januar 1900 erfolgte Außer- 
fursjeßung hat jedoch mit diefem Tage nicht von jelbit ihre Kraft ver- 
loren 12), ſondern dauert auch nach diejem Zeitpunkt als Verfügungsbe— 


') Art. 74 No. 4 a. a. O. Tazu gehören insbeſondere die von Hypotheken— 
banfen ausgegebenen Nommumalobligationen. Den Hypothefenpfandbriefen dev Hypo— 
thefen-Alttien-Banten iit demnach) Mündelficherheit nicht — 

) Art. 99 EG. z. BGB. 8 1807 Abſ. 1 No. 5 BGB. 

‘) Art. 750 F51 AG. 5 BEL. 

-, 8 39 Abi. 2 Pr. Bormd., feine dauernde Anlegung. 

) Bol. Sparkajjen-Reglement vom 12. Dezember 1538 (GS. 1839 ©. 5). 

) $ 1800 BOB. 

) 8 60 PrVormO. weil die Sparfaffe an ‚den Inhaber Zablung leiften und 
von der Legitimation des Präfentanten abjehen Fanın. Jahrbuch WG. Br. 3 No. 31 
©. 61, Bd. 14 No, 22 ©. 91. 

) Bol. Gejeße vom 16. Juni 1835 (GS. ©. 133) und vom 4. Mai 1843 
(85. ©. 177, 179); BO. vom 8. Juni 1835 (OS. ©. 114) 88 49, 50; BO. vom 
16. Augujt 1867 (85. S. 1457). ' Art. 7582 AGO. 3. BOB. 

m Aus Art. 99 EB. z. BGB. kann nicht hergeleitet werden, daß das Inſtitut 
unberührt geblieben ijt, dem $ 60 PrVormO., auf welchen jid) die Außerkurs— 
jegung flüßte, ift aufgehoben. Art. 89 No. 30 AG. 5. BGB. Bol. auch Stranz: 
Berhard, Das Preuß. AS. z. BGB. ©. 379; Hodler, Preuß. AG. 4. BGB. ©. 289; 
Schultheis a. a. ©. ©. 315. N. M. Dernburg, Bürgerliches Recht Bd. 2 $ 154 
Anm. 9 ©. 354; Habicht a. a. O. 2. Nufl. ©. 332. 

12) Art. 176 EG. 3. BGB. bezieht ſich nur auf eigentliche Juhaberpapiere, nicht 
anf 109. Yegitimationspapiere (unvollkommene Sinhaberpapiere); jo auch Schultheis 
a. a. O. S. 85, ©. 315; Stranz-Gerhard a. a. DO. S. 379; Habicht a. a. O. ©. 332. 
Unrichtig Heſſe, Vormundſchaftsrecht S. 79 und Boſchan a. a. O. ©. 198. 
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88 1808, ſchränkung fort.!) Eine Wiederinkursſetzung findet nad) dem 1. Januar 1900 
1809, nicht jtatt, auch fie ift dem BOB. unbelannt. 
„a1. B. Wenn die dauernde Anlegung von Mündelgeld den Umjtänden 
—— nach?) nicht in der unter A bezeichneten Weiſe erfolgen kann, fo hat der 
Antegung. Vormund das Geld wenigitend vorübergehend bei der Reichsbank?), bei 
einer Stantsbant oder bei einer anderen durch Landesgeſetz Dazu für ge- 
eignet erklärten inländiichen Bank oder bei einer Hinterlegungsitelle anzu— 
legen®), und zwar mit der Bejtimmung, daß zur Erhebung des Geldes 
die Genehmigung des Gegenvormundes oder des Wormundichaftsgerichts 
erforderlich ijt.°) 

In Preußen ®) it diefe hülfsweile Anlegung von Mündelgeld geftattet: 

1. bei der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchafts-Kaſſe); 

2. bei einer jonftigen preußifchen öffentlichen Banfanftalt (Landes— 
bank, Landfchaftlichen, ritterjhaftlihen Darlehnskaſſe u. ſ. w.); 

3. bei einer preußiichen Privatbank unter der Vorausſetzung, daß 
entweder die von ihr außgejtellten Wertpapiere durch den Bundesrat zur 
Unlegung von Mündelgeld für geeignet erklärt find, oder daß fie durch 
Anordnung der zujtändigen Minijter für die Hinterlegung von Wertpapieren 
als Hinterlegungsitelle beſtimmt ift.*) 

Die Anlegung von Mündelgeld bei den ordentlihen Hinterlegungs- 
jtellen findet dagegen in Preußen nicht jtatt.®) 

Geſebwidrige C. Eine den geſetzlichen Vorſchriften zuwider erfolgte Anlegung von 

Anlegung. Miündelgeld darf der Mündel zwar nicht zurücdweijen 1%), da8 Vormund— 
ihaftögericht fan den Vormund aber im Anflichtöwege zu einer andermweiten 
vorjchrift3mäßigen Anlegung anhalten!!), und der Vormund macht ſich dem 
Mündel wegen Pflichtverlegung haftbar.!?) 

Auch it dem Mündel die Befugnis zuzuiprechen, von dem VBormund 
im Wege der Klage zu verlangen, dab er die vorichriftswidrige Anlegung 
rüdgängig made und das Geld anderweitig anlege.t) 

Das Vormundichaftsgericht Fann übrigen® dem Vormund ausnahms— 
weife ein andere Anlegung als die gejeplich vorgejchriebene!t) geftatten, 
wenn hierzu bejondere Gründe vorliegen.!5) 


1) Art. 168 EG. 3. BGB. Keller in der Deutichen — Zeitung 1899 
S. 109. ?) Jahrbuch KG. Bd. 7 No. 22 © 

°) Zur Zeit nimmt die Reichsbank Mündelgelder zur — Belegung nicht 
an. Belanntmahung vom 3. Dezember 1878. 

*) 8 1808 BGB. $ 39 Abi. 2 Br. Bormörd. 9) $ 1809 BOB. 

® Art. 76 Abi. 1 AG. 5. BGB. 

) Vgl. Gejeg vom 31. Juli 1895 (GS. ©. 310) und vom 8. Juni 1896 
(GS. ©. 123). 

#), Art. 85 AG. 3. BGB. Erlafie vom 17. und 18. Dezember 1899 (IMBl. 
©. 505), AB. vom 19. Dezember 1899 (MB. ©. 804). 

», Art. 76 Abi. 2 AG. 3. BGB. Art. 144 Sab 2 EG. 5. BGB. 

10, Es handelt fich bei den 88 1807— 1810 nur um DOrdnungsvorichriiten. 

1, 8 1837 BGB, m, 8 1833 BOB. 

“a Entich. NG. Bd. 16 No. 47 ©. 205. Für diefe Klage ijt dem Mündel 
ein Pileger zu beitellen. 

88 1807, 1808 BGB. 
8 1811 Boð. z. B. die Anlegung in ausländiſchen Werten. 
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III Der Vormund iſt, abweichend vom bisherigen Hechte!), ver: gg 1814, 
pflichtet, die zu dem Vermögen des Mündels gehörenden Inhaber- 1815. 
papiere?) mebjt den Erneuerungsſcheinen (Talons) bei einer Hinter» „Aufl * 
legungsſtelle oder bei der Reichsbanks) mit der Beſtimmung zu hinterlegen, des Mündel- 
daß die Herausgabe der Papiere nur mit Genehmigung des VBormund- — ——— 
ſchaftsgerichts verlangt werden kann.) Nur aus beſonderen Gründen kann legung von 
das Vormundſchaftsgericht den Vormund von dieſer Hinterlegungspflicht Sinleren. 

entbinden.ꝰ) 

1. Inhaberpapiere, die zu den verbrauchbaren Sachen gehören, deren 
beſtimmungsmäßiger Gebrauch in dem Verbrauch oder in der Veräußerung 
bejteht (Banknoten, Lotterieloje, zum Umſatze bejtimmte Wechjel mit Blanko— 
giro, Sinhaberpapiere, die zum VBetriebsfonds eine zum Mündelvermögen 
gehörenden Erwerbsgeſchäfts gehören)*), jowie Zins-, Nenten- oder Ge— 
winnanteiljcheine, brauchen nicht hinterlegt zu werden.?) 

Den Inhaberpapieren find Orderpapiere gleichgeitellt, die mit 
Blankoindofjament verjehen jind.®) 

Auf die jog. qualifizierten Yegitimationspapiere (unvolllommene In— 
haberpapiere) erjtredt ſich die Hinterlegungspflicht nicht.®) 

In Preußen!‘ find als Hinterlegungsitellen für Wertpapiere die 
Bezirfsregierungen und als deren Kaſſen die Negierungshauptlafjen be— 
jtimmt. In Berlin iſt Hinterlegungsitelle die Minijteriale,, Militär: und 
Baukommiſſion. Außerdem find durch Anordnung der zujtändigen Minijter 
noch andere Stellen als außerordentliche Hinterlegungsitellen für Wert- 
papiere bejtimmt worden.!!) 

Eine Außerkursjeßung von Inhaberpapieren findet feit dem 1. Januar 
1900 nicht mehr statt. Eine vorher erfolgte Außerkursſetzung hat mit 
diefem Tage ihre Wirkung verloren.!?) 

2. Statt die Inhaberpapiere zu hinterlegen, kann der Vormund fie >, umfcrel- 
auch auf den Namen des Mündels umjchreiben lajjen und zwar mit bung auf den 
der Beſtimmung, daß er über fie nur mit Genehmigung des Vormundſchafts- Mündeıs. 
gericht3 verfügen 13) Fann.1#) 

Sind die Papiere von dem Reiche oder einem Bundesſtaat ausge— 

Rai, jo kann der Vormund jie mit der gleichen Verfügungsbeſchränkung 


)$ 60 Br. VormOrd. ?) Siehe oben $ 96. 
) Komtoir für Wertpapiere in Berlin. 

+) 8 1814 Cap 1 BGB. Nach preuf. Nechte war der Vormund zur Hinter— 
legung nur berechtigt, aber nicht verpflichtet. 860 Pr. VormOrd. °, 8& 1817 BOB. 

) Brot. IV ©. 6400 (Bd. 4 ©. 785). )8 1814 Satz 2 BGB. 

981814 Satz 3 BOB. Urt. 9, 12, 13 Wechjelordnung, $ 363 HGB. 

) Dabin gehören Spartafjenbücher, Verſicherungspolizen, fandicheine, Depot- 
icheine, fie werden durch $ 1807 Abi. 1 No. 5 und $ 1812 BGB. getroffen. 

‚0, Art. 144 EG. z. BGB. Hinterlegungsordnung vom 14. März 1879 (SS. 
©. 249), Art. 84 NG. 5. BOB. Ueber das Verfahren bei der Hinterlegung vol. 
Art. 47 a—51 Hinterlegungsordnung. 

) Art, 85 AG. z. BGB. AB. vom 19. Dezember 1899 (JMBl. ©. 804, 
805); 3. B. die Seehandlung, die Preußische Zentral-Genoſſenſchafts-Kaſſe. 

Art. 176 EB. 3. BOB, 

#, Darunter fällt die Beräußerung, Belajtung, Kündigung, Einziehung. 

) 8 1815 Abſ. 1 Cap 1 BGB. Art. 18 $ 3 AG. ;. BGB. 
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gg 1812, in Buchforderungen gegen das Weich oder den Bundezjtaat umwandeln 
1813, laſſen.) 


m. Das Vormundichaftsgericht kann eine foldhe Umwandlung in Buch— 
" forderungen aud; gegen den Willen des Vormundes anordnen.?) 
Bud): 
forderungen. Gehören beim Eintritte der Vormundſchaft Buchforderungen gegen 


das Reich oder einen Bundesjtaat zu dem Vermögen des Mündels, oder 
erwirbt dev Mündel jpäter jolche Forderungen, jo hat der Vormund eben- 
fall3 in das Schuldbud den Vermerk eintragen zu lafjen, daß er nur 
mit Genehmigung des Gericht über die Forderungen verfügen Fann.3) 

Bon diefer Verpflichtung fann jedoch das VBormundjchaftsgericht den 
Vormund aus bejonderen Gründen befreien.t) 

3. Sinter- 3. Aus bejonderen Gründen?) kann das Bormundichaftsgericht auch 
— die Hinterlegung von anderen Wertpapieren (. B. Hypothelen-, Grund⸗ 
und Koitbar- IJHuld-, Nentenjchuldbriefen, Sparkaſſenbüchern) jowie von Kojtbarkfeiten 
teten. des Mündels anordnen. Auf Antrag des Vormundes kanıı die Hinter- 
(egung von Zins-, Nenten= und Gewinnanteilicheinen auch dann angeorduet 

werden, wenn ein bejonderer Grumd nicht vorliegt.®) 

Zu jeder Berfügung (Veräußerung, Belaftung) über die hinter- 
legten Gegenjtände und zu jeder Eingehung der Verpflichtung zu einer 
jolden Verfügung bedarf der Bormund der Genehmigung de8 Bormund- 
Ichaftsgericht3; jeine Vertretungsmacht ijt alfo während der Dauer der 
Hinterlegung bejchränft.‘) 

Eine gleihe Beſchränkung erleidet die Vertretungsmacht des Bor: 
mundes bei der Verfügung über Inhaberpapiere des Mündels, die als 
Erfaß für die Hinterlegung auf den Namen des Mündels umgejchrieben 
oder in Buchforderungen umgewandelt find. Hier bedarf der Bormund 
nicht blos zur Verfügung über die Forderung jondern auch zur Eingehung 
der obligatorischen Verpflichtung zu einer Verfügung über die fich aus der 
Umschreibung oder der Ummandlung ergebenden Stammforderungen der 
Genehmigung des VBormundichaftsgerichts.‘) 

Unbefehräntte IV. Der Vormund ijt bei feiner Verwaltungsthätigfeit grundfäß- 
Vertretungs: [ich in der Ausübung feiner Vertretungsmacht unbeihränft.?) 

l. Der Vormund Hat aljv freie Verfügungsmadht über die be- 
weglichen Sachen, insbejondere auch die Koſtbarkeiten des Mündels 10), 
mit Ausnahme des angelegten Geldes!) ſowie der auf Anordnung des 
Bormundichaftsgerichtd hinterlegten Wertpapiere und Koftbarkeiten.!?) 

2. Der Bormund iſt jedoch zur Annahme einer geichuldeten Leijtung 
nur dann jelbjtändig befugt 13): 

. 5 8 1815 Abi. 1 Sak 2 BOB. 2) $ 1815 Abi. 2 BON. 

», 8 1816 BOB. 4) 8 1817 BOB. 

°) So bei Miktrauen gegen den Vormund oder wenn ev zu Jicherer Aufbe— 
wahrung außer jtande iſt. Mot. IV ©. 1132. 

) $ 1818 BGB. 8 60 Pr. Vormord. ') 8 1819 BOB, 

) 8 1820 BGB. Gleiches gilt, werm der Fall des $ 1816 BGB. vorliegt. 

») 8 1793 BOB. 

’, Er kann fie veräußern und verpfänden. 1) 8 1809 BGB. 

2) 88 1812, 1819 BOB. 

, 8 1813 BGB. Am allgemeinen bedarf der Bormund zur Annahme einer 
geichuldeten Leitung, z. B. zur Einziehung und Rückzahlung des gejtundeten Kauf: 
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a) wenn der Gegenjtand der Leiftung nicht in Geld oder Wert- 
papieren beiteht; 

b) wenn der Anſpruch nicht mehr als 300 Mark beträgt '); 

ec) wenn dem Vormunde \ von ihm jelbit angelegtes Geld zurüdgezahlt 
wird !)?); 

d) wenn der Anſpruch zu den Nußungen?) des Mündelvermögens 
gehört, weil diefe zur Beltreitung der laufenden Musgaben benußt zu 
werden pflegen); 

e) wenn der Anjpruch auf Erjtattung von Kojten der Kündigung 
oder der Nechtöverfolgung oder auf jonjtige Nebenleiftung gerichtet ift. 

3. Der Vormund darf ferner ein bereits beitehendes Erwerbsgeſchäft 
des Miündeld im Namen des Mündels fortführen.’) 

4. Der freien Bertretungsmacht des Bormundes unterliegt auch der 
unentgeltlihe Erwerb für den Mündel, 5. B. die Annahme einer 
Schenkung, einer Erbichaft. 

5. Unbeſchränkt ift auch der Vormund bei der Vertretung des Mündels 
im Prozeß‘) und bei der Zmangsvollitredung.”) 

Der Grundſatz der unbejchränften Vertretungsmacht erleidet aber er- 
hebliche Ausnahmen.®) 

V. Bei der Erfüllung der ihm obliegenden Verpflichtungen haftet 
der Vormund dem Mündel nicht blos, wie nach früherem NRechte®), für 
die Sorgfalt, welche ein ordentlicher Hausvater auf jeine eigenen Angelegen- 
heiten verwendet, jondern für jedes Verichulden. Der Vormund macht 
ich aljo durch ſchuldhafte Pflichtverlegung dem Mündel jchadenserjagpflich- 
tig.!%) Seine Verantwortlichfeit beginnt mit dem Zeitpunfte jeiner Be— 
jtellung und wird nicht dadurch bejeitigt, daß das Bormundichaftsgericht 
oder der Gegenvormund die Handlung des Vormundes genehmigt haben.!!) 
Der Mündel kann den Schadenserſatzanſpruch auch jchon während des Be- 
itehens der Bormundichaft gerichtlich verfulgen.'?) 


breifes für — Mündelſachen, der —— = 2: event, 
des Vormundſchaftsgerichts. $ 1812 BGB. Prot. IV 3. 

') Ausgenommen, wenn bei der Anlegung des Geldes ein anderes bejtimmt 
worden iſt, $ 1809, dann füllt die Selbjtändigfeit des VBormundes weg. 8 1813 


Abi. 2 BOB. 
£) Die Berreiung von No. e gilt auch nicht fiir die Erhebung von Geld, das 
nach $ 1807 Nbi. 1 No. 1—4 angelegt iſt. ) 8 100 BOB. 


+) Mot. IV ©. 1125. 

&) Arg. $ 1823 BGB. 

) Ausnahmen: 8 612 Abi. 2, 8 641 Abi. 2 CPO. 

) Bol. $ 1676 Entw. I. Brot. Bd. 4 S. 705. 

®*) Darüber 88 228, 229, 

8 32 Br. Vormörd. 

8 1833 Abi. 1 BGB. 88 276, 249 BGB. 

’) Bol. 8 49 Pr. VormOrd. Nur nad Lage des einzelnen alles läßt jich 
beurteilen, ob durd eine jolhe Genehmigung ein WVerfchulden des Vormundes aus: 
geichloffen wird. 

12) Dem Mündel iſt dann zu diefem Zwecke ein Pfleger zu bejtellen. Neben 
. dem civilrechtlichen Anjpruche des Mündels bejteht natürlich die Befugnis des Vor— 
ae gegen den pflichtwidrigen Bormund im Aufſichtswege vorzugehen. 
$g 1837, 1886 BOB. 


88 1812, 
1838. 


Berantwort- 
lichteit des 
Bormundes. 


956 Viertes Buch. Familienrecht. 





Wenn für den entſtandenen Schaden Mehrere neben einander verant— 
wortlich ſind (Mitvormünder, Vormund und Gegenvormund), jo haften ſie 
als Geſamtſchuldner!), fo daß die Einrede der Teilung ausgeſchloſſen 
iſt.) Im Verhältniſſe zu einander ſind die mehreren Vormünder zu 
gleichen Teilen verpflichtet und derjenige, welcher mehr als ſeinen Anteil 
geleiſtet hat, kann inſoweit von den übrigen Mitverpflichteten Erſatz ver— 
langen.) Sit jedoch neben dem Vormunde für den von dieſem verurſachten 
Schaden der Gegenvormund oder ein Mitvornund nur wegen Verlegung 
jeiner Aufiichtspflicht verantwortlid, jo ijt in ihrem Werhältnijfe zu ein- 
ander der Vormund allein verpflichtet.*) 

Die Vorjchrift des preußiichen Nechtes5), wonad der Ehemann einer 
zum VBormunde bejtellten Frau für die vormundjchaftlihe Verwaltung als 
Bürge haftete, wenn er nicht der Vater des Miündels war, hat das BOB. 
nicht übernommen. 

VI. Die Vormundſchaft it ein umentgeltlihes Ehrenamt, 
das aljo grundjäglih ohne Vergütung zu führen it. Das Bormund- 
ſchaftsgericht kann jedoch) dem Vormund eine angemefjene Vergütung 
(Honorar) bewvilligen, aber nur dann, wenn das Vermögen des Miündels 
jowie der Umfang und die Bedeutung der vormundjchaftlichen Ge: 
ſchäfte e8 rechtfertigen.) Die Vergütung kann aber jederzeit fiir Die 
Zukunft geändert oder entzogen werden.) Bor der Bewilligung, Aende— 
rung oder Entziehung fol der Wormund und, wenn ein Gegenvormund 
vorhanden oder zu bejtellen ijt, auch diefer gehört werden.) 

Für Aufwendungen, die der Vormund zum Zwede der Führung 
der VBormundfchaft macht, kann er von dem Mündel Vorjchuß oder Erſatz 
verlangen.?) 

Für dieſe Erfaßpflicht find die für den Auftrag geltenden Borfchriften 
maßgebend.1%) Als Aufwendungen gelten aber auch joldye Dienjte, die zum 
Gewerbe oder zum Berufe des Normundes gehören.!!) 


z 88 4215. BGB., $ 1833 Abi. 2 Sat 1 BGB. 

?) Vgl. $ 32 Abſ. 4 Pr. VormOrd. 

») 8 426 BB. Mot. IV ©. 1178. Damit ftimmt aljo das ALR. (15 
88 443 ff.) überein. ') 8 1833 Abi. 2 Satz 2 BGB. 

7,8 32 Nbi. 3 Pr. Vormürd. 

9 8 1836 Abi. 1 Sab 1 BGB. Nadı BGB. ift alfo nicht mehr, wie nad) $ 34 
Abſ. 2 Pr. VormOrd. Iediglidı der Umfang der Vermögensverwaltung maßgebend. 
Ueber ” ra der Honorarbewilligung vgl. Jahrbuch KG. Bd. 11 No. 17 
©. 70, Gegen die Ablehnung der beantragten a it nur Beſchwerde 
zukäffig. ) 8 1836 Abſ. 1 Sab 2 BOB. 

*) 8 1836 Abi. 2 BGB., über das de des Segenvormundes vgl, 
8 57 No. 7 RFrG. 

) 8 1835 Abi. 1 BGB. $ 33 Abi. 2 Pr. Bormörb. 

‚», 88 669, 670 BGB., dies rechtfertigt fid) durch die Analogie zwiſchen Bor: 
mundjchaft und Auftrag. 

a $1 835 Abi. 9° BEL. Val. Jahrbuch KG. Bd. 13 No. 18 ©. 79, Bd. 16 
No. 10 S. 40 (Reditdanwalt als Bormund). Leber die Verzinfungapflicht des 
Mindels $ 256 BOB. 
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g 228. 


2. Rechte und Pflichten des Gegenvormundes. 


I. Wie nad) preußifchem Rechte!) jo kann auch nad) BGB.?) bei jeder 
Bormundichaft neben dem Vormund ein Gegenvormund bejtellt werden. 
Während aber nad) preußiichem Rechte ein Gegenvormund ſtets dann beitellt 
werden mußte, wenn mit der Vormundſchaft eine, wenn auch nicht erhebliche, 
Vernögensverwaltung verbunden war und nicht mehrere Bormünder zu 
ungetrennter Verwaltung bejtellt waren, erkennt da8 BGB. eine verpflich- 
tende Notwendigkeit hierzu nirgends an. 

Ein Gegenvormund joll nur bejtellt werden, wenn mit der Vor: 
mundjchaft eine Vermögensverwaltung verbunden ijt?), ausgenommen 

1. wenn die Verwaltung nicht erheblidy ijt, oder 

2. wenn die Bormundichaft von mehreren Vormündern gemeinfchaft: 
(ih zu führen ift. 

Sit die VBormundichaft von mehreren Bormündern nicht gemeinfchaft- 
lid) zu führen, jo Fan der eine Vormund zum Gegenvormunde des anderen 
bejtellt werden.®) 

Der Vater oder die Mutter können neben einem von ihnen benannten 
Rormunde die Beitellung eines Gegenvormundes ausschließen, auch den 
Gegenvormund bejtimmten Bejchränfungen unterwerfen?) 

Sm übrigen finden auf die Berufung und Bejtellung des Gegen 
vormundes die für die Berufung und Beltellung des Vormundes gegebenen 
Borjchriften Anwendung.) Er wird alſo cbenfall3 zu treuer und gewiſſen— 
bafter Führung der Vormundfchaft mittels Handſchlags an Eidesstatt be: 
jtellt und erhält eine Bejtallung. 

II. Der Gegenvormund führt fein Amt wie der Vormund als ein 
unentgeltliche Ehrenamt. Während aber das preußiiche Recht?) dem Vor— 
mundjchaftsgerichte nicht gejtattete, dem Gegenvormund ein Honorar zuzu— 
billigen, Tann nad) BOB. das Bormundjchaftsgericht aus befonderen 
Gründen auch dem Gegenvormund eine Vergütung betvilligen.®) 

Der Gegenvormund hat darauf zu achten, daß der Vormund Die 
Vormundſchaft pflihtmäßig führt. Dieſe Auffichtspfticht erjtredt ſich aber 
nicht nur, wie früher im preußischen Rechte?) auf die Vermögensverwal— 
tung des Vormundes, jondern auf die gefamte, die Perſon und das 
Vermögen des Mündel3 ergreifende Vormundſchaftsführung. Dagegen 


', 8 26 Abi. 1 Br. VormOrd. ?), $ 1792 Abſ. 1 BGB. 
) Bei der Sregfhart ijt die Bejtelling eines Gegenvormundes nicht erforder: 
ih, $ 1915 Abi. 2 BOB. 


Voraus⸗ 
fegung. 


Führung. 


Aufſichts 
pilicht. 


*) 8 1792 Abi. 3 BGB. Auch mehrere Gegenvormünder können für eine 
4 


Bormundihaft beftellt werden, dies folgt aus Abi. 3 u. 4 a. a. O. 
5) 88 1777, 1852, 1855 BGB. Bol. 8 26 Abi. 6 Pr. VormOrd. und Art. 136 
No. 4 EG. 3. BEB. °) 8 1792 Nbf. 4, 88 1776—1791 BOB. 
) 8 34 Abſ. 3 Pr. VormOrd. 9 $ 1836 Abi. 1 BOB. 
?, 8 31 Pr. VormoOrd. 


1891. 
Anzeige⸗ 
pflicht. 


— 


des G 
vormun 
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„ſteht ihm nicht, wie im preußiſchen Rechte, auch die Aufjiht über einen 


bei Verhinderung des Vormundes eintretenden Pfleger zu, hierzu würde 
e3 einer bejonderen Bejtellung bedürfen. 

III. Pflichtwidrigfeiten des Wormundes hat der Gegenvormund dem 
Vormundichaftsgericht unverzüglich anzuzeigen, ebenjo jeden Fall, in welchen 
das Bormundicaftsgeriht zum Einfchreiten berufen iſt, insbejondere den 
Tod de8 Vormundes oder den Eintritt eines anderen Umſtandes, infolge- 
dejjen das Amt des Vormundes endigt oder die Entlajjung des Bormundes 
erforderlich wird.!) 

Damit der Gegenvormund feiner Auffichtöpflicht genügen kann, hat 
ihm der Vormund auf fein Verlangen über die Führung der Vormund— 
ichaft Auskunft zu erteilen und die Einficht der fi auf die Vormundſchaft 
beziehenden Papiere zu geftatten.?) Andererfeit3 ift aber auch der Gegen 
vormund verpflichtet, dem Vormundſchaftsgericht auf Verlangen jederzeit 
über die Führung der VBormundfhaft und über die perjönlichen Verhält- 
nifje des Mündels Auskunft zu erteilen.®) 

Bei der Anventarifierung des Mündelvermögens ijt der Gegenvor- 
mund zuzuziehen und bei der Rechnungslegung hat er ebenfall® mitzu— 
wirfen.*) 

Die Anlegung de3 Miündelvermögens joll der Bormund nur mit Ge- 
nehmigung des Gegenvormundes bewirken, ebenjo die Erhebung angelegter 
Mündelgelder, die bei der Sparkaſſe, bei der Reichsbank oder bei einer 
anderen Anjtalt angelegt jind.5) 

Eine Anzahl wichtiger Recht3gejchäfte darf der Vormund nur mit 
Genehmigung des Gegenvormundes vornehmen.®) 

Ein Recht zur jelbjtändigen Vertretung des Mündel3 Hat der Gegen 
vormund nicht, aud) nicht in dringenden Fällen’) 

Der Gegenvormund haftet dem Mündel, wie der Vormund, für jedes 
Verſchulden, das ihm bei der Erfüllung der ihm obliegenden Pflichten zur 
Laſt Fällt.*) 

Für feine Aufwendungen kann er Vorſchuß oder Erſatz verlangen.”) 


$ 229. 


3. Genehmigungsbedürftige Rechtsgeichäfte. 


I. Der Vormund bedarf troß jeiner unbejchränften Vertretungsmacht 
in ae en Da der Genehmigung des Gegenvormundes. 


») 8 1799 Abi. 1 BGB. Vgl. 8 31 Abi. 2, 8 65 Abſ. 1 Pr. Vormord. 
„Beicwerderect: x 57 No. 6 RFrG. ) $ 1799 Abſ. 3 BGB. 

») $ 1839 BOB. *) 8$ 1802, 1842, 1891 BOB. 

®) 8 1809, 1810 BGB. 6) Darüber fiehe $ 229. 

) Ueber Tonftige Rechte des Gegenvormundes vgl. 88 1847 al. n 8 1859 
Abſ. 1, 8 1873 B s) & 1833 Abl. 1 Sat 2 8 

s) $ 1835 BOB. 
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Das preußische Necht!) erforderte die Genehmigung des Gegenvor- 88 1812, 


mundes en 
a) zur Veräußerung von Wertpapieren, — 


b) zur Einziehung, Abtretung oder Verpfändung von Kapitalien, 
ſofern dieſe nicht bei Sparkaſſen belegt waren, 

ec) zur Aufgabe oder Minderung der für eine Forderung bejtellten 
Sicherheit. 

Die Genehmigung des Gegenvormundes fonnte auch durch die Ge— 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts erjeßt werden. 

Demgegenüber hat das BGB. im Intereſſe der Sicherheit des Mündels gerjügung 
den Umfang der Vertretungsmacht des Vormundes noch weiter eingejchräntt, Über — 
indem es allgemein für die Verfügung?) über einen dem Mündel zu— Rechte, Wert, 
itehenden Anfpruch die Genehmigung des Gegenvormundes erfordert. — 

1. Der Vormund kann nämlich grundſätzlich über eine Forderung) oder 
über ein anderes Recht, kraft deſſen der Mündel eine Leiſtung verlangen Fannt), 
jowie über Wertpapiere des Mündels nur mit Genehmigung des Gegen- 
vormundes verfügen?), jofern nicht die Genehmigung des Vormundſchafts— 
gerichts erforderlich iſt.) Das Gleiche gilt von der Eingehung der Ber: 
pflihtung zu einer ſolchen Verfügung. 

Verjagt der Gegenvormund feine Genehmigung, oder it er an der 
Erteilung der Genehmigung behindert, jo wird jeine Genehmigung durch 
die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erjeßt.”) 

Sit ein Gegenvormund nicht vorhanden, jo tritt, mag die Bejtellung 
mit, Recht oder Unrecht unterblieben jein, an die Stelle der Genehmigung 
des Gegenvormundes die Genehmigung des Vormundicaftsgerichts. Cine 
Ausnahme gilt nur für den Fall, daß mehrere Vormünder die' Vormund- 
ſchaft gemeinſchaftlich führen, denn in dieſem Falle wird die mangelnde 
Genehmigung des Gegenvormundes durch die gegenſeitige Kontrolle der 
Mitvormünder erjebt.®) 

2. Soweit der Vormund zu einem Rechtsgeſchäfte der Genehmigung 
des Gegenvormundes bedarf, kann Diefe Genehmigung nur dem Vor: 
munde gegenüber erklärt werden.) Zu Nechtsgeichäften, zu denen Die 
Genehmigung des Begenvormundes erforderlich ift, fann das Vormund— 
\haftögericht dem Vormund eine allgemeine Ermächtigung erteilen.!®) 


a SS al, 46 Pr. Vormord. 

2) Der Ausdrud „Verfügung“ umfaßt nidt nur die „Veräußerung“ 
(Uebertragung, Aenderung, Aufhebung, Erlaß) und „Belaftung“ (Beitellung eines 
dinglihen Rechtes), jondern aud die Kündigung und Einziehung. Vgl. Brot. II 
Bd. 4 ©. 782. Nach dem Spracgebrauce des BGB. füllt auch die „Annahme 
einer gejchuldeten Leijtung unter den Begriff der Verfügung. 

9 Darunter fallen Anſprüche des Mündels aus obligatoriſchen Rechtsverhält— 
niſſen, z. B. Forderungen aus Kauf-, Miet- und Pachtverträgen, Tarlehnsforderungen. 

) Dahin gehören Anſprüche aus dinglichen Rechtsverhältnifien, z. B. aus 
der Hypothek, Grundjduld, Nentenjchuld. 5) Ausnahmen: $ 1813 BGB. 

®), 88 1819—1822 BOB. 

) 8 1812 Abſ. 2 BGB. 8 41 Abſ. 2 Pr. Vormord. 

s) 8 1812 Abi. 3, 8 1797 BOB. 

9 81832 BGB. Die Vorjchriften der 883 1828— 1831 BGB. finden entiprechende 
Anwendung, |. ©. 964, 965. 10) 8 1825 BOB. 


88 1821, 


1852, 


1855. 


Genehmigung 
des Bormunds 
Ichaftes 


gerichts. 
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3. Der Genehmigung des Gegenvormundes bedarf es nicht im Falle 
der befreiten Vormundſchaft!) und ebenſowenig, wenn ein dem Mündel 
gehörender Gegenſtand im Wege der Zwangsvollſtreckung veräußert oder 
belaſtet werden ſoll.?) 

II. In folgenden Fällen bedarf der Vormund der Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts: 

1. zur Verfügung?) über ein Grundſtück) oder über ein Recht an 
einem Grundſtücke (Grunddienſtbarkeit“), dingliches Vorkaufsrecht®), Real- 
laſt)); 

2. zur Verfügung über eine Forderung, die auf Uebertragung des 
Eigentums an einem Grundſtück oder auf Begründung oder Uebertragung 
eines Rechtes an einem Grundſtück oder auf Befreiung eines Grundſtücks 
von einem ſolchen Rechtes) gerichtet iſt“); 

3. zur Eingehung der Berpflichtung zu einer der in No. 1 oder 2 
bezeichneten Verfügungen 19); 

4. zu einem ®Bertrage, der auf den entgeltlichen Erwerb eines 
Grundſtücks oder eines Nechtes an einem Grundſtücke gerichtet iſt.!!) 

Zu den Rechten an einem Grundjtüd im Sinne diefer Vorjchriften 
(1—4) gehören nicht Hypotheken, Grundſchulden oder Rentenſchulden, 
über dieje darf der VBormund ohne Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
verfügen, hier genügt aljo die Genehmigung des Gegenvormundes.1?) Der 
Bormund bedarf hiernach zur Kündigung, Einziehung, Löſchung, Ueber: 
tragung von Hypotheken nicht der Genehmigung des Vormundſchafts— 
gericht8, dagegen zur Belaſtung eines Mündelgrundjtüds mit Hypothefen, 13) 

Selbjtverftändlih bedarf es feiner Genehmigung zur Veräußerung 
oder Belajtung eines dem Mündel gehörenden Gegenjtandes im Wege ber 
Zwangsvollſtreckung. Dagegen kann der Vormund den Antrag auf Zwangs— 
verjteigerung eines im Miteigentume de8 Mündels ftehenden Grundftücs 
nur mit Öenehmigung des Bormundichaftsgericht3 ſtellen.u) Ebenjo er: 
fordert ein Gebot, da8 der Vormund namens jeines Mündels in der 





) 8 1852, 1855 BGB. Wrot. II Bd. 1 €. 795. 
) Alſo zur unmittelbaren Uebertragung, Belaſtung, Aenderung oder — 
von Rechten. Auch die Unterwerfung unter die ſofortige ——— enthält 
eine Verfügung über das Grundftück, Jahrbuch KG. Bd. 21 No. 5 ©. A. 19, 
) Den Grundſtücken jtehen Erbbaurechte gleich, $ 1017 BOB. 
N 5) Die Grunddienftbarkeit kann von dem herrichenden Grundſtücke nicht getrennt 
werden. 
) Das dingliche Vorkaufsrecht ift jedoch nicht übertragbar, 88 514, 1098 BEP. 
) 8,1821 Abſ. 1 No. 1 BGB. Bat. 8 42 No. 5 Pr. VormoOrd. 
ei Darunter iſt ein Verzicht auf den ——— — zu verſtehen. Prot. II 
Bd. 4 S. 79. ) 8 1821 Abſ. 1 No. 2 BEL. 
* 1821 Abſ. 1 No. 3 BGB. 
2 $ 1821 Abi. 1 No. 4 BGB. 8 42 No. 5 Pr. VormoOrd. 
', 8 1812 BGEB. es jei denn, daß die Hypotheken-, Grund» oder Rentenſchuld— 
brieje hinterlegt find, $ 1819 BGB. 
». Sit der Mündel 18 Jahre alt, io foll ihn das Vormundichaftsgericht vor 
PM in allen Fällen des $ 1821 BGB., ſoweit thunlich, hören. $ 1827 
), $ 181 Abſ. 2 Sap 2 ZwVG. v. 24. März 1897, vgl. aud) Art. 22 AG. 3. ZU BG. 
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Zwangdverjteigerung eine Orundjtüds abgeben will, zur Wirkſamleit die 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts, die durch eine öffentlich beglaubigte 
Urkunde jofort nachzuweiſen ift, jofern nicht die Genehmigung bei dem 
Gericht offenkundig ift.!) 

Ueber. die Art der Veräußerung eines Mündelgrundftüds enthält 
das BGB. feine bejondere Beitimmung, es überläßt, wie das preußiiche 
Recht?) die Entfcheidung darüber dem Ermeſſen des Gerichts. 

Der Bormund bedarf der Genehmigung des Bormundfchaftsgerichts 
ferner: 

5. zu einem Nechtögejchäfte, durch das der Mündel zu einer Ver— 
fügung über fein Vermögen im ganzen) oder über eine ihm angefallene 
Erbſchaft oder über feinen fünftigen gejeglichen Erbteilt) oder jeinen fünf: 
tigen Pflichtteil?) verpflichtet wird, jowie zu einer Verfügung über den 
Anteil des Mündeld an einer Erbichaft®); 

6. zur Ausſchlagung einer Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes, zum 
Verzicht auf einen Pflichtteil jowie zu einem Erbteilungsvertrage ’); 

7. zu einem Bertrage, der auf den entgeltlichen Erwerb oder die 
Veräußerung eines Erwerbsgejchäfts gerichtet ift, jowie zu einem Gefell- 
Ihaftövertrage, der zum Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts eingegangen wird ®); 

8. zu einem Pachtvertrag über ein Landgut?) oder einen gewerb- 
lichen Betrieb 1); 

9. zu einem Miet- oder Pachtvertrag oder einem anderen Vertrage, 
durch den der Mündel zu wiederkehrenden Leiltungen verpflichtet wird 11), 
wenn das PVertragsverhältnis länger als ein Jahr nad) der Vollendung 
de3 21. Lebensjahre des Mündels fortdauern joll!?); 

10. zu einem Lehrvertrage, der für längere Zeit als ein Jahr ge= 
ſchloſſen wird 13); 


1) 8 71 Abi. 2 336. ) 8 44 Pr. VormOrd. 
Vgl. 88 310, 311 BOB. *) Bgl. 8 1922 VOL. 
5) Val. $ 2303 BOB. °, 8 1822 No. 1 BGB. 


)18 1822 No. 2 BGB. Zur Erhebung der Teilungsflage oder zu dem An- 
trage, die zu einer gemeinſchaftlichen Erbſchaft gehörenden Gegenſtände zum Zwecke 
der Aufhebung der Gemeinjchaft zu verlaufen ($$ 2042, 753 BGB.), iſt die Ge- 
nehmigung des Bormundihaftsgerichts nicht erforderlih. Mot. IV ©. 1140. Im 
übrigen hängt es Iediglid von dem Ermefjen des Vormundes ab, ob die Erbaus— 
einanderjegung über eine dem Mündel angefallene Erbſchaft mit defjen Miterben er- 
u . BOB. folgt Hierin dem preußiichen Rechte, $ 43 VormOrd. Vgl. 
3 861. 


Fo. 

) 8 1822 No. 3 BEGB., $ 42 No. 9 Pr. VormOrd. 

9) Siehe oben ©. 246 Note 4. 

0) 8 1822 No. 4 BGB. Bol. $ 42 No. 7 Pr. VormoOrd. 

") z. B. BVerfiherungdverträge, Leibrentenverträge, Altenteiläverträge. 

) 8 1822 No. 5 BOB. Es ift gleihgültig, ob der Mündel Vermieter oder 
Verpächter it, oder ob für ihm gemietet oder gepachtet werden ſoll; auch befchräntt 
dad BGB., abweihend vom preuß. Rechte ($ 42 No. 7 VormOrd.), die Genehmigung 
nicht auf unbemwegliche Saden. 

ı», 8 1822 Wo. 6 BOB. a $$ 126—132 Meichögewerbeordnung in ber 
Faſſung vom 26. Juli 1897 (RGBI. ©. 663) und 14. März 1898 (RGBl. ©. 37) 
und 8 76—82 HB. Bor der Entjcheidung fol der Mündel gehört werden. 
8 1827 Abf. 1 BEB. 


Leske, Allg. Preuß. Landrecht. 61 


g 1822. 


55 1822, 
1825, 
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11. zu einem auf die Eingehung eines Dienft- oder Arbeitöverhält- 
niſſes gerichteten Vertrage, wenn der Mündel zu perjünlichen Leijtungen 
für längere Zeit al8 ein Jahr verpflichtet werden joll!); 

12. zur Aufnahme von Geld auf den Kredit des Mündels 2); 

13. zur Ausftellung einer Echuldverfchreibung auf den Inhaber oder 
zur Eingehung einer Verbindlichkeit aus einem Wechjel?) oder einem anderen 
Papiere, das durch Indoſſament übertragen werden fann*)3); 

14. zur Uebernahme einer fremden Verbindlichkeit, insbeſondere zur 
Eingehung einer Bürgichaft.*) 

Bu den vorjtehend unter 12 bis 14 bezeichneten Rechtsgeſchäften Fann 
das Vormundihaftsgeridht dem Vormund eine allgemeine Ermächtigung 
erteilen, jedoch joll die8 nur dann gejchehen, wenn die Erteilung zum 
Bwede der Vermögensverwaltung, insbejondere zum Betrieb eine8 Er- 
werbsgeſchäfts, erforderlich ijt”); 

15. zur Erteilung einer Brofura®), dagegen ift der Vormund zum 
Widerruf einer Profura oder zur Erteilung einer Handlungsvollmacdht 
jelbjtändig befugt); 

16. zu einem Vergleich !%) oder einem Schiedsvertrag !!), e8 jei denn, 
da der Gegenjtand des Streited oder der Ungewißheit in Geld jchäßbar 
it und den Wert von 300 Mark nicht überjteigt.1?) Soweit fi der 
Vergleich) als eine Veräußerung der unter die Ziffern I—3 und 5 fallen- 
den Gegenjtände darjtellt, ijt jedoch die Genehmigung des Vormundſchafts— 
gericht3 auch dann erforderlid, wenn der Wert der Gegenjtände den Be— 
trag von 300 Mark nicht überjteigt.!?) Zu den Vergleichen gehört auch 
der Prozehvergleich 14) und der Zwangsvergleich im SKonkurje 1?); 

17. zu einem Rechtsgeſchäfte, durch daS die für eine Forderung des 
Mündels bejtehende Sicherheit aufgehoben oder gemindert oder die Ver: 


1) 8 1822 No. 7 BGB. Das Vormundichaftsgericht foll den Mündel vor der 

Entſcheidung hören, 8 1897 Abſ. 1 BGB. Bol. auch $ 113 BGB. 
) & 1822 No. 8 BGB., $ 42 No. 12 Pr. VormoOrd. 

n 8 42 No. 10 Br. vormord. 

9 Dahin gehören taufmönnifche Anweifungen und Berpflihtungsicheine, Kon— 
nofjemente der Seeſchiffer, Ladeſcheine, Lagericeine, — Transportoer⸗ 
ficherungspolicen, wenn fie an Order lauten, $ 363 HGB 

5, 8 1822 No. 9 BGB. 

*, $ 1822 No. 10 BGB., $ 42 No. 13 Pr. Vormord. 

) 8 1825 BGB. 

8, 8 1822 No. 11 BGB., 8 42 No. 11 Pr. VormOrd. $ 48 HGB. 

88 52, 54 HOB. 10) Val. 8 779 BGB. 1, 88 1025 ff. CPO. 

12) 8 1521 No. 12 BGB., $ 42 No. 8 Pr. Vormord. 

15), Vgl. Mot. IV ©. 1143. 

4) Unter die Prozeßhandlungen im Sinne des $ 54 EVD., die ohne die 
nach bürgerlihem Rechte erforderliche befondere Ermächtigung gültig find, wenn Die 
Ermädtigung zur Prozepführung im allgemeinen erteilt oder aud) ohne eine ſolche 
ENG im allgemeinen ftatthaft iſt, fällt nicht der Vergleich. Entſch. „RE. 
Bd. 19 No. 69 ©. 362, Seuffert, Archiv Bd. 43 No. 223. Doc iſt die Trage 
—— vgl. die Zuſammenſtellung der Litteratur hierüber bei Heſſe, Vormundſchafts— 
recht, ©. 113 und in dem angeführten Urteile de NG. 

18) ss 1757. KO. aud der Zwangsvergleich hat die Natur eines Vergleichs 
und nicht einer richterlichen Entſcheidung; doch iſt auch dies ſtreitig. Wal. auch 
$ 1714 BGB. (Vergleich über den Unterhaltsanſpruch des unehelichen Kindes). 
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pflichtung dazu begründet wird!), z. B. zur Entlafjung eines Bürgen, 
eine3 Grundſtücks aus der Pfandhaft, zu einer Vorrecht3einräumung. 

18. Der Vormund joll ferner nicht ohne die Genehmigung des Vor: 
mundjchaft3gericht8 ein neue8 Ermwerbögeihäft im Namen des Mündels 
beginnen oder ein bejtehendes Erwerbsgeihäft des Mündels auflöjen.?) 
Bor der Entiheidung joll das Vormundjchaftsgericht den Mündel, fofern 
er das 18. Lebensjahr vollendet hat, joweit thunlich hören.) Zur Fort- 
jegung eines Erwerbsgeſchäfts bedarf der Vormund alfo feiner Genehmigung. 

19. Gegenjtände, zu deren Veräußerung die Genehmigung des Gegen 
bormunde3 oder des Vormundſchaftsgerichts erforderlich ift, kann der Vor— 
mund dem Mündel nicht ohme diefe Genehmigung zur Erfüllung eines 
von dieſem gejchlofjenen Vertrags oder zu freier Verfügung überlafjen.t) 
Eine Ueberlajjung ohne dieſe Genehmigung hat nicht die Wirkung, daß 
der von dem Mündel gejchlofjene Vertrag durd Erfüllung als von Anfang 
an wirfjam gilt.) 

Die Prozekführung des Vormundes für den Mündel hat das BOB. 
bon einer Genehmigung des Vormundichaftsgerichts nicht abhängig ge- 
macht; der Vormund Hat jelbjtändig nad pflichtmäßigem Ermeſſen zu 
handeln. 

III. Der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts bedürfen ferner 
noch zahlreiche andere Rechtshandlungen und Rechtsgejchäfte des Wormundes ®), 
jo 3. B. der Antrag auf Entlafjung de3 Mündel® aus dem Staatsver— 
bande?), der Antrag auf Eintragung des Mündel3 in das Börjenregifter ®), 
die Zuftimmung zu einem Yamilienjchluffe bei einer Yamilienftiftung.?) 

IV. Bor der Entiheidung über die zu einer Handlung des Vor— 
mundes erforderlihe Genehmigung joll das Vormundſchaftsgericht den 
Gegenvormund hören, jofern ein jolcher vorhanden und die Anhörung 
thunlich ijt.!) Die Wirkjamkeit der Genehmigung ijt jedoch von der An 
hörung nicht abhängig, ihre Unterlafjung macht aber den Vormundſchafts— 
richter unter Umjtänden dem Mündel verantwortlich.t!) 

In gewiſſen Fällen ift auch die vorherige Anhörung des Miündels 
borgejchrieben.1?) 

In allen Fällen, in welden die Genehmigung des VBormundicafts- 
gericht3 zu einem Rechtsgeichäft oder zu einer Handlung des Vormundes 
erforderlich ijt, darf die Genehmigung nur dann erteilt werden, wenn das 


) 8 1822 No. 13 BGB. Abweichend erforderte da8 preuß. Recht in diefen 
Fällen nur 5 en des Gegenvormundes, $ 43 No. 3 Vormord. 
) 8 1823 BOB. Bol. aud) $ 1821 No. 4, $ 1822 No. 3 und 4 BOL. 
333884 B. 9 g 1824 BOB. 
5) Val. 8$ 110, 1644 BGB. 
9) Bal. die Aufzählung bei en und Lorenz, Formularbuch für die frei— 
willige Gerichtäbarteit, Berlin 1900, ©. 71, 72 unter G 1—26 
) & 14a de8 RGeſ. vom 1. Sum 1870 (BEBL. ©. 355), Urt. 41 II EG. 
3 BGB. Der 14 Jahre alte Miündel ift von dem a vor der 
Entiheidung über die Entlafjung zu hören, $ 1827 Abj. 1 BOB 
*) Börjengejeß vom 22. — 1896, 8 58. 
) Art. 285 AUG. z. BOB. 19 $ 1826 BGB. 
19 Bol. 8 55 Abi. 4 Pr. VormOrd. $ 1848 BGB. 12) 8 1827 BGB. 
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8 1835, 
1828. 


GErflärung 
der Ge: 


nehmigung. 


Wirkung 
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Vormundichaftsgericht fich die Meberzeugung verſchafft hat, daß das Rechts— 
gejchäft oder die Handlung dem Intereſſe des Mündeld entſpricht. Die 
Genehmigung des VBormundicaftsgerichts ftellt ſich nicht al3 eine rechts— 
geichäftliche Erklärung, fondern als eine obrigfeitlihe Handlung dar. Ueber 
die Form, in der fie zu erteilen it, enthält das BGB. feine Beitimmung !), 
doch liegt e8 in der Natur der Sache, daß ſie regelmäßig ſchriftlich zu 
erfolgen bat.?) 

Das Vormundichaftsgericht kann die Genehmigung zu einem Rechts— 
geichäfte, abweichend vom früheren preußischen Rechte, nur dem Vor— 
munde gegenüber erflären®), wobei e8 gleichgültig it, ob fie dem Vor— 
mund im voraus oder nachträglich erteilt wird.t) Eine dem Dritten gegen- 
über erklärte Genehmigung it unwirkſam.) 

Das Normundichaftsgericht hat die Genehmigung für jeden einzelnen 
Hal zu erteilen, nur ausnahmsweile fann es dem Vormund eine allge- 
meine Ermächtigung zur Wornahme bejtimmter Nechtsgejchäfte (Kredit- 
geihäfte, Ausſtellung von Edyuldverfchreibungen auf den Inhaber oder von 
Orbderpapieren, Uebernahme von Bürgichaften) erteilen.‘) 

Eine Verfügung, durch welde die Genehmigung zu einem Necht- 
geichäft erteilt oder verweigert’) wird, kann von dem Vormundichaftsgerichte 
lo lange geändert werden, als die Genehmigung oder deren Verweigerung 
nicht einem Dritten gegenüber wirkſam geworden: ijt.3) 

V. Die zu einem Recht3geichäft erforderliche Genehmigung des Vor— 
mundjchaftsgericht8 hat den Zweck, die Vertretungsmacht des Wormundes 
zu bejchränfen; fie hat grundſätzlich dieſelbe Bedeutung, welche der Ein- 
willigung oder Genehmigung des Vormundes zu einem Rechtsgeſchäfte des 
Mündels innewohnt.?) Was die Wirkjamkeit eines ohne die erforderliche 
Genehmigung des Vormundichaftsgericht3 abgejchloffenen Rechtsgeſchäfts be- 
trifft, jo iſt zwiſchen Verträgen und einfeitigen Rechtögefchäften zu unter- 
icheiden: 


) Bol. jedoch $ 1831 BEB., $ 29 RGBO. 

) Weber den Zeitpunkt der Wirtſamien der Genehmigung vgl. en über 
die Ausfertigung gerichtliher Verfügungen Art. 18 PrFrG. ) $ 1828 BGB. 

*) Genehmigung umfaßt hier ſowohl die vorherige Einwilligung wie die nad): 
träglidhe & ——— 

®) Ueber die Verwendung des Stempels zu Urkunden über Rechtsgeſchäfte, die 
erit durd die — Rechtswirkſamkeit erlangen, vgl. AB. vom 29. Dezember 
1899 (IMBl. 1900 ©. 3). °, $ 1825 BOB. 

') Gegen die Verweigerung der Genehmigung jteht dem Mündel (entweder felbit 
nad) $ 59 RFrG. oder vertreten durch jeinen Bormund) die Beſchwerde zu, da jein 
Recht durdy die Verweigerung beeinträchtigt wird ($ 20 RFrG.). — Dritten 
Gertragsgegner) ſteht dagegen fein Beſchwerderecht zu, da die Verweigerung der Ge— 
nehmigung nicht ſein Recht beeinträchtigt, denn er hat überhaupt Si echt aus 
dem nicht genehmigten Rechtsgeſchäft und fein Recht auf fein Zujtandelommten, 
fondern nur ein zen e hieran; Prot. II Bd. 4 ©. 758, jo aud) S — 


Engelmann Bd. 4 ©. 631 & N 1828; Schulthei8 a. a. D. ©. 97; Schröder: 
Mugdan a. a. D. ©. 94; a FE ©. 229; Matthiaß Bd. ; & Aufl.) 
©. 384; Schultetus a. a. O. 114; ſiehe auch Eecius Bd. 4 $ 232 Note 31; 


a. M. Schulpenftein, in der dei fiir deutjchen Eivilprogeh Bd. 25 ©. 219. 
) 8 55 Abi. 1 R5r® ) 88 107—111 BGB. 
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1. Die Wirkſamkeit eine8 Vertrags hängt von der nahträglihen 88 1829 
Genehmigung des Vormundichaftsgericht3 ab. Dem Vertragdgegner gegen= bis 1831. 
über wird aber die Genehmigung oder deren Verweigerung erjt wirkjam, dei®erträgen, 
wenn fie ihm durch den Vormund mitgeteilt wird.!) Bis zu diejer Mit: 
teilung tritt ein Schwebezuitand ein, den der Vertragsgegner dadurd) be- 
jeitigen fan, daß er den Bormund zur Mitteilung darüber auffordert, ob 
die Genehmigung erteilt fei. Erfolgt dieje Mitteilung nicht bi8 zum Ab— 
laufe von zwei Wocden nad) dem Empfange der Aufforderung, jo gilt die 
Genehmigung als verweigert, der bis dahin gebundene Vertragsgegner 
wird aljo frei.) Iſt der Mündel volljährig geworden, fo tritt jeine Ge— 
nehmigung an die Stelle der Genehmigung des Wormundichaftsgericht3.?) 

Die nahträglihe Genehmigung des Vormundjchaftsgericht3 wirkt auf 
den Zeitpunkt des Abjchluffes des Vertrags zurüd, durd die Rückwirkung 
werden aber Verfügungen nicht unwirkſam, die vor der Genehmigung im 
Wege der Zmwangsvollitredung oder der Arrejtvollziehung oder durch den 
Konkursverwalter erfolgt jind.*) 

Hat der Vormund dem DVertragdgegner gegenüber wahrheitswidrig 
die Genehmigung des VBormmmdichaftsgericht behauptet, jo iſt dieſer bis 
zur Mitteilung der nachträglihen Genehmigung zum Widerrufe berechtigt), 
jofern der Vormund nicht nachweift, daß dem Vertragsgegner bei dem Ab— 

Ichluffe des Vertrags das Fehlen der Genehmigung befannt war.) 

2. Einjeitige Rechtsgeſchäfte“)) find ohme die erforderliche Ge— bet enfeitigen 
nehmigung des Vormundjchaftsgericht8 unwirkſam. ber auch wenn der ——— 
Vormund ein ſolches Rechtsgeſchäft mit dieſer Genehmigung einem Anderen 
gegenüber vornimmt, ſo muß dieſe Genehmigung in ſchriftlicher Form 
vorgelegt werden, widrigenfalls das Rechtsgeſchäft unwirklſam iſt, wenn 
der Andere es aus dieſem Grunde unverzüglich (ohne ſchuldhaftes Zögern) 
zurüchveift.®) 


$ 230. 


C. Fürforge und Auffidt des Bormundfhaftsgeridts.?) 


I. Dem Vormundſchaftsgerichte jteht über die gejamte Thätigkeit des wufiichts- 
Vormundes und des Gegenvormundes die Aufjicht zu. Diejes Aufſichts- kecht. 





) Alfo — von $ 182 Abſ. 1 BGB. nicht durch das Vormundſchafts— 
gericht, $ 1829 Abi. 1 BGB. Bis zur Mitteilung an den Vertragsgegner kann 
aljo das — —— ſeine ee ändern — aufheben. 8 55 Abi. 1, 
$ 62 RT bi. 2 BG 

» N 1829 Ab). 3 BOB. 98 184 BGB. 

0) Der Widerruf hat dem Vormunde gegenüber zu erfolgen, mit dem Widerrufe 
verliert der Vertrag feine Wirkungen; der Bormund haftet für den aus feiner wahr- 
ne kn ST entftandenen Scaden dem Mündel nad) $ 1833 BOB. 


2 Bun Mahnung, Vollmacht, Anfechtung, Aufrechnung, Nüdtritt. 
8 1831 

) Mot. IV e 1155 ff., Prot. II S. 6426 ff. (Bd. 4 S. 799 5.); Litteratur 
bei $ 223. 


88 1837, 
1838, 


gwangs⸗ 
erziehung. 


Auskunft. 
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recht erſtreckt ſich auf die Sorge für die Perſon und für das Vermögen 
des Kindes und ermächtigt das Vormundſchaftsgericht, gegen Pflidhtwidrig- 
feiten (Handlungen und Unterlafjungen) durch Gebote und Verbote einzu= 
Ichreiten.!) Zur Befolgung feiner Anordnungen fann das Vormundſchafts— 
gericht den Vormund und den Gegenvormund durch Ordnungsſtrafen an— 
halten; die einzelne Strafe darf jedoch den Betrag von 300 Mark nicht 
überjteigen.?) Der Feſtſetzung der Strafe muß eine Androhung voraus— 
gehen.3) 

Das Vormundichaftsgericht ift indefjen nicht befugt, Fraft feines Auf- 
fihtsrecht3 in bloßen Zwedmäßigfeitsfragen dem Vormund Anweilungen zu 
erteilen oder in die Selbjtändigfeit des Wormundes einzugreifen.*) 

U. Im öffentlihen Intereſſe ift dem Vormundſchaftsgerichte das 
Necht eingeräumt, in die dem Vormunde zuftehende Erziehungsgemalt in— 
jofern einzugreifen, al3 es felbjt gegen den Willen des Vormundes zum 
Zwecke der Erziehung des Mündel3 defjen Unterbringung in einer geeigneten 
Familie oder in einer Erziehungsanjtalt oder einer Beſſerungsanſtalt an= 
ordnen fann.®) 

Steht dem Vater oder der Mutter die Sorge für die Perfon des 
bevormundeten Mündels zu®), jo ijt eine ſolche Zwangserziehung nur zus 
läjfig, wenn das geiftige oder leibliche Wohl de8 Mündeld dadurch ge= 
fährdet wird, daß der Vater oder die Mutter das Recht der Sorge für 
die Perjon des Mündels mißbrauchen, den Mündel vernachläfjigen oder 
fi) eines ehrlofen oder unfittlihen Verhaltens jchuldig machen.”) 

In Preußen ift auf Grund des Art. 135 des EG. 5. BOB. das 
Geſetz über die Fürſorgeerziehung Minderjähriger vom 2. Juli 1900) 
(GS. ©. 264) ergangen, da8 die Durdjführung der Fürſorgeerziehung 
gejeglich regelt. Danach) fünnen Mündel unter 18 Jahren insbejondere 
dann der Fürjorgeerziehung überwiefen werden, wenn die Vorausſetzungen 
des $ 1838 BOB. vorliegen und die Fürjorgeerziehung erforderlich ift, 
um die VBerwahrlojung des Mündel3 zu verhüten. Die Fürforgeerziehung 
endigt mit der Minderjährigfeit.?) 

III. Um dem Vormundjchaftsgerichte die Durhführung des Aufſichts— 
recht3 zu erleichtern, ijt dem Vormunde ſowie dem Gegenvormunde zur 
Pliht gemacht, dem Gericht auf Verlangen jederzeit über die Führung 


') 8 1837 Abſ. 1 BGB., 8 51 Pr. VormOrd. 

7) 8 1837 Abi. 2 BGB., $ 51 Abi. 2 Pr. VBormörd. Eine Umwandlung 
der Geldſtrafe iſt augeichloffen. Vol. 85 18, 24 RFrG. Die zwangsweiſe Ein- 
ie erfolgt im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens, Art. 16 PrFrG. 

$ 33 RO. 

| Bol. Dentidhr. 2 247. 

9 & 1838 Sag 1 B GB. 

°) Bal. 8$ 1676 Abſ. 2, 1696—1698, 1765 Abi. 2 BB. 

) 8 1838 Saß 2, 88 1666, 1686 6 BOR. 

) Vgl. Noelle, Das Geſetz über die Fürſorgeerziehung Minderjähriger, Berlin 
1901; v. Mafjow, Das Preuß. Fürſorgeerziehungsgeſetz, 1901. Das Geſetz tritt am 
1, — 1901 in ern, vgl. die AB. vom 6. Februar 1901 zur Ausführung diefes 
Geſetzes (JMBl. ©. 31) und oben S. 875. 

) Unberührt bleibt die Zwangserziehung auf Grund des $ 56 StrGB. 
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der Vormundſchaft und über die perjünlichen Verhältniſſe des Mündels gg 1839, 
Auskunft zu erteilen.!) 1840, 

Der Vormund hat insbefondere dem Vormundichaftsgerichte jährlich 1841. 
Rehnung über feine Wermögensverwaltung zu legen?), und zwar nicht "nm 
nur, wie bisher nach preußiichem Nechte, auf Erfordern des Vormundſchafts— 
gericht3®), jondern kraft Geſetzes, jo daß feine Werantwortlichleit wegen 
Berzögerung der Rechnungslegung nicht von einer vorherigen Aufforderung 
de3 Gerichts abhängig gemadjt iſt. Die Pflicht zur Nechnungslegung iſt 
jowohl eine im Aufſichtswege erzwingbare öffentlich-vechtliche, als auch eine 
dem Mündel gegenüber begründete privatrechtliche Pflicht, die nötigenfalls 
im Prozeßwege durch einen zu dieſem Zwecke beitellten Pfleger durchgejeßt 
werden fann.*) 

Das Rechnungsjahr wird vom VBormundjchaftsgerichte beſtimmt; doc) fann 
dieje8 bei Vermögensverwaltungen von geringerem Umfange nad) Ablegung 
der erjten Rechnung anordnen, daß die Rechnung für längere, höchitens 
dreijährige Zeitabjchnitte zu legen ift.°) 

Inhaltlich joll die Rechnung eine geordnete Zujammenjtellung der 
Einnahmen und Ausgaben enthalten, über den Ab- und Zugang des Ver- 
mögens Auskunft geben und, joweit Belege erteilt zu werden pilegen, mit 
Belegen verjehen jein.®) 

Wird für den Mündel ein Erwerbsgeſchäft mit faufmännifcher Buch— 
führung betrieben, jo genügt als Rechnung eine aus den Büchern gezugene 
Bilanz”), wobei e8 dem Vormunde gejtattet ift, fich der Hülfe eines Sad)- 
verjtändigen zu bedienen. Das Vormundjchaftsgericht kann jedoch auch 
bier die Vorlegung der Bücher und jonjtigen Belege zum Zwecke der 
Prüfung verlangen.®) 

Daß der Vormund bei jeder Rechnung eine vollftändige Ueberſicht 
über den gegenwärtigen Stand des Mündelvermögens liefert, ijt nicht er- 
forderlih. Mit Nücdjicht auf das bei der Einleitung der Vormundichaft 
von dem Vormund einzureichende Vermögensverzeichnis?) muß es für ge- 
nügend erachtet werden, wenn jede Rechnung eine Angabe über den Ab— 
und Zugang des Vermögens enthält.) 

Die nad) preußiihem Rechte vorgejchrieben gewejene Verficherung des 
Bormundes, daß er alle Einnahmen verrechnet habe und außer den in der 
Rehnung aufgeführten vormundichaftlihen Vermögensſtücken andere nicht 
verwahre, Hat da8 BGB. als entbehrlich nicht übernommen. 


’) 8 1839 BGB. Dieje Pflicht iſt durch Ordnungsſtrafen erzwingbar. 
$ 1840 BGB. Bon der Pilidht zur N lann der Vormund 
befreit werden, 8$ 1854, 1855, 1903, 1904 BG 
», 8 56 Br. Bormörd. 4) Mot. IV ©. 1157. 
°) $ 1840 Abi. 3 BGB., 8 56 Abi. 1 Pr. VormOrd. 
®) $ 1841 Abſ. 1 BOB. ———— die Belege erforderlich ſind, hat das Vor— 
mundſchaftsgericht nad) verftändigem Ermejien zu beurteilen, ander $ 56 Abſ. 3 
Pr. VormOrd. 
) D. i. ein das Verhältnis des ran und > Schulden baritellender 
en 2 gr . 8 261 Ziff. 6 HGB. ) $ 1841 Abi. 2 BGB. 
Is 180 
10) So er ver 8 56 Abſ. 3 Pr. VBormörd. 
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88 1842, Der VBormund hat die Rechnung dem Gegenvormunde, fofern ein 
1843,  folcher vorhanden oder zu bejtellen ijt, unter Nachweiſung des Vermögens- 
1844. Heitandes vorzulegen.) Der Gegenvormund hat ſich von dem Vorhandenfein 

des Vermögens zu überzeugen und jich hierbei auch die über die hinterlegten 
Wertpapiere und Kojtbarfeiten de8 Mündels ausgejtellten Ginterlegungs- 
heine vorlegen zu lafjen jowie zu prüfen, ob die zu dem Mündelvermögen 
gehörenden Inhaberpapiere vorjchriftsmäßig hinterlegt find.) Die Rech— 
nung bat der Gegenvormund mit den Bemerkungen zu verjehen, zu denen 
die Prüfung ihm Anlaß giebt.) Etwaige Pflihtwidrigfeiten des Vormundes 
hat er dem Vormundſchaftsgericht unverzüglich anzuzeigen); er jelbjt macht 
ſich für jeden aus einer jchuldhaften Pflichtverlegung entitehenden Schaden 
dem Miündel verantwortlich.) 

Mehrere zu ungetrennter Verwaltung bejtellte Vormünder haben die 
Rechnung gemeinjchaftlich zu Tegen.®) 

Das Vormundihaftsgericht hat die Rechnung rehnungsmäßig und 
fachlich zu prüfen und foweit erforderlich, ihre Berichtigung und Er- 
gänzung herbeizuführen.) Die fachliche Prüfung hat ſich insbejondere auch 
darauf zu eritreden, ob das Mündelvermögen den gejeglichen Vorjchriften 
entjprechend ®) angelegt iſt, und ob Die Sinhaberpapiere nebjt den Er: 
neuerungsicheinen, Wertpapiere ſowie Nojtbarfeiten des Mündels hinterlegt?) 
jind; geeignetenfall8 fann das Gericht auch die Vorlegung der in den 
Händen des Bormundes befindlichen Wertpapiere des Mündels verlangen. 

Ob nad) Erledigung der vom Vormundſchaftsgericht angeordneten 
Berichtigung und Ergänzung die Belege der Rechnung dem Vormunde 
zurüdzugeben jind, hängt von dem Ermejjen des Vormundſchaftsgerichts ab.1%) 

Anſprüche, die zwilchen dem Vormund und dem Mündel jtreitig 
bleiben, können jchon dor der Beendigung der Vormundichaft im Rechts— 
wege zwilchen dem Bormund und einem dem Mündel zu diejem Zwecke 
zu bejtellenden Pfleger geltend gemacht werden.!!) 

Sicherheits: IV. Entjprechend dem Vorgange ded preußiichen Nechtes!?) kann das 

ueittung det Vormundſchaftsgericht aus bejonderen Gründen!) den Vormund zu einer 

Sicherheitdleijtung für das feiner Verwaltung unterliegende Mündelver- 
mögen anhalten.!4) Weber die Art und den Umfang der Sicherheitsleijtung 
enticheidet da8 Vormundichaftsgericht nad) feinem Ermefjen; e8 kann aud) 


2 8 1842 —* 1 BGB., 8 — Zu 4 Br. VormOrd. 

SS 1814, 1818, 1819 BG ) 8 1842 Saß 2 BGB. 

J ; 1799 Ab. 1 BGB. 5, 8 1833 Abi. 1 Sat 2 BGB, 

°) Vgl. & 1797 BOB., $ 56 Abi. 2 Br. VormOrd. 

» 8 1843 Abſ. 1 BGB., $ 56 Abi. 5a. a. ©. Bei der rechnun nobmäßigen 
Prüfung kann ſich das Gericht in ee Fällen der Hülfe eines Rechnungs— 
beamten bedienen; vgl. AL. vom 16. September 1895 (IMBl. ©. 273) und vom 
15. April 1897 (JIMBl. ©. 93). 


88 1807, 1808, 1809 BGB. 9 8$ 1814, 1818, 1819 BGB. 
19 die Pr. Vormord. 8 56 Abſ. 5 jchrieb die Rüdgabe vor. 
R\ $ 1843 Abſ. 2 BOB ) $ 58 Pr. VormOrd. 


ei, Die Gründe können in der Berjon des Vormundes oder in dem erg 
des Vermögens liegen; dab es fih um ein erhebliches Vermögen handelt, ift, a 
weichend vom preußiichen Rechte, an jic nicht erforderlich. 14,81844 Abſ. 1 BGB. 
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da3 Grundbuchamt um die Eintragung einer Sicherungshhpothel an Grund- 
ſtücken des Vormundes erjuchen. Die Hypothek entjteht dann mit der Ein- 
tragung!); bei ihrer Löfchung?) wird die Lölchungsbewilligung des 
Mündeld dur die Anordnung des VBormundjchaftsgericht3 erjekt.?) 

Solange das Amt des Vormundes dauert, fann das Vormundſchafts— 
gericht jederzeit die Erhöhung, Minderung oder Aufhebung der Sicherheit 
anordnen.t) 

Soweit bei der Beitellung, Aenderung oder Aufhebung der Sicher: 
heit die Mitwirfung des Mündel3 erforderlich ift, wird dieſe durch die 
Unordnung des Vormundichaftsgericht3 erjeßt?); infoweit ift aljo das Vor— 
mundjichaftsgericht zur Vertretung des Mündels ermächtigt. 

Die Koſten der Sicherheitsleiftung ſowie der Aenderung oder der 
Aufhebung fallen dem Mündel zur Lajt.°) Urkunden über Sicherjtellungen 
der VBormünder find in Preußen von Stempeljteuer befreit.”) 

Ein Vormund, der zur Sicherheitsleiftung angehalten wird, kann die 
Uebernahme der Vormundſchaft ablehnen?) oder, wenn die Gicherheit3- 
leiftung während jeine8 Amtes angeordnet wird, feine Entlafjung ver- 
langen.®) 

V. Wenn der zum Wormunde bejtellte Vater!) oder die zum Vor— 
munde bejtellte Mutter!!) des Mündels eine Ehe eingehen will, jo haben 
fie ihre Abficht dem Vormundichaftsgericht anzuzeigen, auf ihre Koſten ein 
Verzeichniß des ihrer Verwaltung unterliegenden Mündelvermögens einzu= 
reihen und, joweit in Anjehung dieſes Vermögens eine Gemeinſchaft 
zwijchen ihnen und dem Mündel befteht, die Auseinanderjegung herbeizu: 


88 1814, 
81 


1889 


Eheſchlleßung 
des zum Bor: 
munde 
beitellten 
Baters. 


führen. Für den Mündel ijt zu diefem Zwede ein Pfleger zu beitellen.!>) 


Zur Sicherung diefer dem Vormund obliegenden Verpflichtung hat das 
BOB. ein auffchtebendes Ehehindernis dahin aufgejtellt, daß der Vormund 
die Ehe erjt eingehen darf, nachdem ihm das Bormundichaftsgericht ein 
Beugnis darüber erteilt hat, daß er jeine Verpflichtungen erfüllt hat oder 
daß fie ihm nicht obliegen. 

Mit Erlaubnis des Vormundſchaftsgerichts Tann die Auseinander- 
jeßung erjt nach der Eheſchließung erfolgen.!?) 

VI. Das Vormundſchaftsgericht ift in gewilfen Fällen zu einem Ein- 
greifen im Intereſſe des Mündels verpflichtet, wenn das Bedürfnis der 





) 8 54 RG. Der Vormund foll vorher, wenn thunlich, gehört werden. 
?) Dieje fann nur mit Buftimmung ded Eigentümers (VBormundes) erfolgen. 
RGBO. 8 1183 BOB. 
2, 8 1844 Abſ. 2 BOB. $ 19 RGBO. 
*) 8 1844 Abi. 1 Sap 2 BGB. 5) * 1844 Abſ. 2 BOB. 
9) $ 1814 Abſ. 3 BGB., $ 58 Abi. 2 Pr. VormOrd. 
7) No. 590 ded Stem petarife zum Stempeiteuergeiehe, vom 31. Juli 1895. 
°) 8 1786 No. 6 BG y GB. 
Dies fan vorfommen, wenn nad) RR Dog * eier Gewalt des 
Annehmenden der leiblihe Vater zum Bormunde des angenommenen Kindes bejtellt 
wird. — 1765 BGB. Siehe oben ©. 920. 
3. B. wenn die eheliche Mutter, die durch Wiederverheiratung die elterliche 
Seal — hat ($ 1697 BGB.), zum Vormunde beſtellt wird. 
2) 88 1845, 1669 BOB. 
M\ $ 1314 BHP. $ 1669 Sap 2 BGB. 


-] 


2 


Einfiweilige 
Mahregeln. 


88 1846, 


Anhörung ber 


Berwanbteit. 


Haftung des 
mu 
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ans. 
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Fürforge bervortritt. Iſt nämlich ein Vormund nod) nicht bejtellt, ſei es 
überhaupt noch nicht, jei es infolge Wegfalld des früheren Vormundes, oder 
ift der bejtellte Vormund rechtlich ($ 1909) oder thatjächlich, z. B. wegen 
Krankheit oder Abmwejenheit, an der Erfüllung feiner Pflichten verhindert, jo 
hat das Vormundjchaftsgeriht die nach feinem Ermefjen erforderlichen 
Mapregeln zu treffen.) 

Die Art des Eingreifens ergiebt fih aus der Lage des einzelnen 
Falles; jo kann 3. B. die Beitellung eines Pfleger angezeigt fein, oder 
das Gericht kann aud an Stelle des Vormundes jelbit handeln, z. B. 
eine Forderung des Mündels fündigen oder ein Rücktrittsrecht geltend 
machen. Da folhe Maßnahmen regelmäßig in eiligen Fällen zu ergreifen 
jein werden, jo ijt außer dem regelmäßig zujtändigen Gericht?) auch jedes 
andere Amtsgericht zuftändig, in deſſen Bezirfe das Bedürfnis der Für— 
jorge hervortritt. Das einfchreitende Gericht hat aber von den angeord- 
neten Maßregeln dem zujtändigen Gerichte Mitteilung zu machen.?) 

VII. Um der Familie des Mündels eine Mitwirkung bei der Führung 
der Vormundſchaft zu fihern, bejtimmt das BGB.), im Anſchluß an das 
preußiſche Necht5), daß das Vormundſchaftsgericht vor einer von ihm zu 
treffenden Entfcheidung auf Antrag des Vormundes oder des Gegenvor- 
mundes Verwandte oder Verjchwägerte des Mündels hören joll®), wenn 
es ohne erhebliche Verzögerung und ohne unverhältnismäßige Koften ge— 
ſchehen kann. In wichtigen Angelegenheiten fol die Anhörung auch ohne 
Antrag erfolgen; als jolche jind beifpielmweije anzufehen: die Volljährigkeits- 
erklärung ?), die Erjeßung der Einwilligung des Vormundes zur Ehe— 


ſchließung des Mündelss), die Erjegung der Genehmigung einer ohne Ein- 


willigung des Vormundes gejchlofjenen Ehe des Mündels?), die Entlafjung 
des Mündels aus dem Staat3verband 10) und die Todeserkflärung.!!) 

Die Wirkfamkeit der Entjcheidung des Vormundſchaftsgerichts ijt von 
der Anhörung der Verwandten oder Verjchwägerten nicht abhängig; dieſe 
haben weder ein Net auf Anhörung noch eine Pflicht, fi) gutachtlic) 
zu äußern. Das Gericht macht fi) aber unter Umjtänden dem Mündel 
verantwortlich.1?) 

Die Verwandten und die Verfchwägerten haben gegen den Mündel 
einen Anspruch auf Erjab ihrer baren Auslagen. Der Betrag der Aus— 
lagen wird von dem Vormundſchaftsgericht feitgefebt.13) 

VII Nah ALR.14) Haftete der Vormundjchaftsrichter für ein 
mäßiges Verjehen, daS er bei Beitellung des Vormundes oder bei 
Führung der Aufjicht und Direltion über ihn begangen hatte, doch war 
bie Haftung nur eine fubfidiäre, d. h. jie trat erſt dann ein, wenn fein 


1) 8 1846 BGB. 2) 88 35, 36, 43 RT 
», 8 44 ns Vgl. aud) $ 1876 Y und Art. 23 Nbi. 2 ẽ6. z. BEB. 
9 8 1847 BGB. 8 55 ‚Pr. Vormord. 
9 re — ſchriftlich. ) 8 3—5 BGB. 
*) $ 130 », 8 1337 BGB. 
A. N ia Ron vom 1. Juni 1870, Urt. 41 EG. 3. BOB. 
13. BGB., 8 962 EBD. 1m) $ 1848 BOB 


) $ 1847 bj. 2 BOB. 
") 88 301—307 II 18 ALR., vgl. jedoch $ 170 II 18 ALR. 


$ 230. Fürforge und Aufſicht des Vormundſchaftsgerichts. 971 








anderes geſetzmäßiges Mittel, den Pilegebefohlenen zu entihädigen, mehr 
übrig war. 

Dieje landrechtlichen Beitimmungen wurden durch die preufiiche Vor— 
mundjchaftsordnung bejeitigt!), jo daß nunmehr die Verantwortlichleit des 
Bormundichaftsrichters fich nach den allgemeinen Borjchriften über Die 
Haftpflicht der Beamten wegen Verlegung ihrer Amtspflicht vegelte. Da— 
nach hatte der Vormundichaftsrichter auf die pflichtmäßige Führung feines 
Amtes die genaujte Aufmerkfamkeit zu wenden und jeded dabei begangene 
Verſehen, auch ein geringes, zu vertreten. Doc; war auch hierbei die 
Haftung nur eine fubjidiäre.?) 

Nad) BOB.) macht fih der Vormundichaftsrihter dem Mündelt) 
wegen vorjäßlicher oder fahrläjliger Verlegung der ihm obliegenden Pflichten 
verantwortlich, und zwar haftet er bei vorjäglicher Pflichtverleßung für den 
dem Mündel daraus entjtehenden Schaden unbedingt. Fällt dagegen dem 
Bormundichaftsrichter nur Fahrläſſigkeit zur Laft, jo haftet er nur ſub— 
jidiär, d. h. er fann nur dann verantwortlich gemacht werden, wenn der 
Mündel nicht auf andere Weile Erjaß zu erlangen vermag. 

Die Erjagpflicht ift dann überhaupt ausgejchlofjen, wenn der Mündel 
vorjäßlich oder fahrläſſig unterlaffen hat, den Schaden durch Gebraud) eines 
Rechtsmittels abzuwenden. 

Die Verpflichtung des Vormundichaftsrichters geht auf feine Erben über. 

Haftet der Vormundichaftsrichter wegen Verlegung feiner Amtspflicht 
neben dem Bormund oder dem Gegenvormunde für den von dieſem verur: 
ſachten Schaden, jo haften fie alle al3 Geſamtſchuldner, im Verhältnifje zu 
einander ijt aber der Vormund oder der Gegenvormund allein verpflichtet; 
der Bormundichaftsrichter hat aljo einen Regreaniprud).) 


$ 231. 


D. Mitwirkung des Gemeindemwaifenrats.‘) 


I. Als Hülfsorgan iſt dem Bormundjchaftsgericht, im Anſchluß an dag 
preußische Recht”), der Gemeindewaijenrat zur Seite gejtellt, dem die Auf: 
gabe zufällt, da8 Bormundjchaftsgericht bei der Erfüllung der ihm ob- 
liegenden obervormundjchaftlihen Pflichten zu unterftüßen. 


ı) 8 102 Pr. VormOrd. ) 88 88-91 II 10 ALM. 

2) 8 1848, $ 839 bj. 1 und 3 BGB. 

*) Nicht jedem Dritten, dejjen Interefie durch die Pflichtverletzung berührt wird. 
Dritten gegenüber ijt der Bormundichaftsrichter nur nach Maßgabe der allgemeinen 
Borichriften haftbar, $ 823. BGB. Bol. Mot. IV ©. 1191. 

5) 88 840, 841 BGB. 


e Mot. IV ©. 1017, 1225 ff., Brot. II ©. 6496 (Bb. 4 ©. 838). Badftübner, 
Der Waijenrat ald Hülfsorgan des Bormundichaftsrichters, 1898; Baum, Die Pflichten 
des Waifenrats, 6. Aufl. 1900; Krueger, Der Waijenrat im Königreich Preußen, 
1892; Weihweiler, Leitfaden für preußifche Gemeindewaifenräte, 12. Aufl. 1900; 
Fuhrmann, Die Geihäftsführung des Gemeindewaijenrates, 1899. Weitere Litteratur 
bei $ 223. 

) 88 52--54 Pr. VormOrd. 





g 1848. 


Stellung. 


8 1860. 


Organijation. 


Pflichten. 


972 Viertes Buch. Familienrecht. 





Die Organiſation des Gemeindewaiſenrats iſt dem Landesrecht!) über— 
laſſen; das BGB. regelt nur die dem Gemeindewaiſenrat obliegenden 
materiellen Aufgaben. 

II. Für jede Gemeinde oder für örtlich abzugrenzende Gemeindeteile 
find ein oder mehrere Gemeindeglieder ald Gemeindemwaijenrat zu beitellen. 
Für benachbarte Gemeindebezirfe können diejelben Perſonen bejtimmt twerden. 

Das Amt eine Waijenrat3?) it ein unentgeltliche8 Gemeindeamt. 

Die dem Gemeindewailenrat obliegenden Verrichtungen lönnen durch 
Beihluß der Gemeindebehörde (Magiitrat, Gemeindevorfteher) bejonderen 
Übteilungen oder jchon bejtehenden Organen der ©emeindeverwaltung, 
z. B. der Armen= oder der Schuldeputation, übertragen werden. 

Die Ernennung der Waijenräte erfolgt durch den Magijtrat (Ge— 
meindevorjteher) nad) Anhörung der Stadtverordnetenverjammlung (Gemeinde- 
vertretung); in jelbitändigen Gutsbezirken wird der Waijenrat von dem 
Gutsvorjteher ernannt.?) | 

Zur Unterjtügung des Gemeindewaijenrats können Frauen, die hierzu 
bereit find, als Wailenpflegerinnen widerruflich bejtellt werden, die 
dann unter Leitung des Gemeindewaijenrats bei der Beauffichtigung der 
im Kindesalter jtehenden Miündel und bei der Ueberwachung weiblicher 
Mündel mitzwwirfen haben. 

Der Gemeindemwailenrat unterjteht nicht der Aufſicht des Vormund— 
Ichaftögericht3; Beſchwerden hat das Gericht bei der vorgejeßten Dienjt- 
behörde (Magijtrat, Landrat als Vorjigender des Kreisausſchuſſes) anzu— 
bringen.®) 

III. Dem Gemeindewaijenrate liegt in Unterjtüßung des Vormund— 
IchaftsgerichtS die Ueberwachung der Vormünder ob; er hat darüber zu 
wachen, daß die Bormünder der jich in feinem Bezirk aufhaltenden Mündel 
für die Perfon der Mündel, insbejondere für ihre Erziehung und ihre 
förperliche Pflege pflihtmäßig Sorge tragen. Mängel und Pflichtwidrig— 
feiten, die er in diefer Hinficht wahrnimmt, hat er dem Bormundicafts- 
gericht anzuzeigen und auf Erfordern über das perjünlihe Ergehen und 
das Verhalten eines Mündels Auskunft zu erteilen.) 


) In Preußen ijt die Regelung durch Art. 77 AG. 3. BGB. erfolgt. 

?) Die Behörde heißt Gemeindewaijenrat, das einzelne Mitglied Waijenrat. 

2) Bol. Städteordnung vom 30. Mai 1853 (65. ©. 261) $ 56 No. 6,8 9, 
74, 76; vom 19. März 1856 (GS. ©. 237, Wejtfalen) $ 56 Wo. 6, 88 74, 76; 
vom 8. Juni 1891 (GS. ©. 107, Wiesbaden) 8 56 No. 6; vom 15. Mai 1856 
(Rheinland, WS. S. 406) $ 53 No. 6, 88 79, Sl; vom 4. Auguft 1897 (85. 
S. 254, Heſſen-Naſſau) 8 61 No. 6, 8 85; LandgemeindeOrd. vom 3. Juli 1891 
(85. ©. 233, öftlihe Provinzen) und vom 4. Juli 1892 (5. ©. 147, Scyleäwig- 
Holjtein) $ 88 Abi. 4 No. 5, vom 19. März 1856 (GS. ©. 265, Weitfalen) 841,878; 
vom 4. Auquft 1897 (GS. ©. 301, Heſſen-Naſſau) 3 59 No. 5. Vgl. auch Art. 124 
Abi. 3 Pırärb. 

) Auftizbeamte bedürfen zur Uebernahme des Amtes als Waiienrat der Ge— 
nehmigung (IJMBl. 1893 ©. 3). Auch Piarrer künnen zu Waifenräten bejtellt werden 
(MB. f. d. i. 2. 1876 ©. 68 u. 97). Bal. ferner über den Geichäftöverfehr 
(IMDB. 1875 ©. 209), Poftiendungen (JMBl. 1897 ©. 26 No. 5), Abhaltung 
regelmäßig wiederlehrender Berfammlungen (IMBl. 1891 ©. 45, 46). 

8) $ 1850 Abi. 1 BGB. 
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Erlangt der Gemeindewaijenrat von einem Falle Kenntnis, in welchen gg 1849, 
ein Vormund, ein Gegenvormund oder ein Pfleger zu bejtellen ift, jo Hat 1850, 
er hiervon dem Vormundichaftsgericht Anzeige zu eritatten!) und die Perſon — 
vorzuſchlagen, die ſich im einzelnen Falle zur Beſtellung eignet.?) 

Die Auffichtspflicht des Gemeindewaijenrats ijt aber nicht auf Die 
Sorge für die Berjon des Mündel3 bejchränkt, jondern erjtredt jich auch, 
in Erweiterung des preußiichen Rechtes, auf das Vermögen des Mündels. 

Dem Gemeindewaijenrat ijt die Amtspflicht auferlegt, dem Vormundſchafts— 
gericht Anzeige zu machen, jobald er von einer Gefährdung des Mündel- 
vermögens Kenntnis erlangt.?) 

IV. Das VBormundichaftsgericht hat dem Gemeindewaijenrate von jeder 
Anordnung einer Vormundſchaft über einen fi) in deſſen Bezirke auf: 
haltenden Mündel unter Bezeichnung des Wormundes und des Gegen 
vormunde3 jowie jeden in der Perſon des Vormundes oder Gegenvor— 
munde3 eintretenden Wechjel Mitteilung zu machen.t) 

Ebenjo ijt bei der Bevormundung durd) einen Anſtaltsvorſtand die 
Aufnahme des Mündel3 in die Anjtalt von dem Anjtalt3vorjtande dem 
Gemeindewaijenrate des Bezirkes, in dem die Anjtalt liegt, anzuzeigen.) 

Von der Verlegung de Aufenthalt3 eines Mündels in den Bezirk 
eine3 anderen Gemeindewaifenrats hat der Vormund dem bisherigen Ge— 
meindewaijenrat und diejer dem Gemeindewaijenrat des neuen Aufenthalts- 
orts Anzeige zu erjtatten.e) 

Gegen jede Berfügung des Vormundſchaftsgerichts, die eine Ent— 
Iheidung über eine die Perſon des Miündel3 betreffende Angelegenheit 
enthält, jteht dem Gemeindewailenrat ein jelbjtändiges Beſchwerderecht zu.”) 


$ 232. 


E. Befreite Bormundfchaft.?) 


I. Nach preußifchem Rechte?) waren der Vater, die Mutter, der Ehe- Anordnung 

mann und die Öroßeltern des Mündels kraft Gejekes von der Mech: der Befreiung. 
nungslegung während der Verwaltung frei. Demgegenüber tritt nad) 
BOB. bei der Altervormundichaft eine Befreiung des Vormundes kraft 
Geſetzes niemals ein, dagegen ijt dem Vater ſowie der ehelihen Mutter das 
Recht eingeräumt, die von ihnen durch leßtwillige Verfügung benannten 
Vormünder von gewiſſen Geſetzesſchranken zu befreien. Solche befreiende 
Anordnungen kann aber das Vormundſchaftsgericht außer Kraft feßen, 
wenn ihre Befolgung das nterefje des Miündels gefährden mwürde.1°) 


1) 8 49 RIO. 2) 88 1849, 1779, 1915 BGB. 

) $ 1850 bj. 2 BGB. Eine Einmiſchung des Gemeindewaiſenrais in die 
Vermögensverwaltung des Vormundes iſt freilich — 

98 1851 Abi. 1BGB. ®) Art. 78, $ 2 Abi. 1 AG. z. BGB. 

°) 8 1851 Abi. 2 —33 ) $ 59 bj. 1 No. 9 —2* 

) Mot. IV ©. 1162ff.; Prot. II ©. 6435 ff. (Bd. 4 S. 805 ff.), Dentichrift 
S. 247. 857 Pr. VormoOrd. 10) $ 1857 BOB. 


88 1852 


bis 1856. 


Anhalt ber 


Befreiungen. 
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II. Der Vater und die eheliche Mutter können unter der Voraus— 
ſetzung, daß ihnen zur Zeit ihres Todes die elterliche Gewalt über den 
Mündel zuſtand, bei der Benennung des Vormundes durch letztwillige Ver— 
fügung folgende Befreiungen anordnen): 

1. Die Beſtellung eines Gegenvormundes kann ausgeſchloſſen werden ?); 

2. der benannte Vormund kann von der Verpflichtung befreit werden, 
Mündelgeld bei einer öffentlichen Sparkaſſe, bei der Reichsbank, bei einer 
Staatsbank oder bei einer anderen Hinterlegungsſtelle mit der Beſtimmung 
anzulegen, daß zur Erhebung des Geldes die Genehmigung des Gegen 
bormundes oder des Vormundichaftsgerichts erforderlich fei?); 

3. dem Vormunde kann gejtattet werden, die vorgeichriebene Anlegung 
von Mündelgeld ohne Genehmigung des Gegenvormundes oder des Vor— 
mundjchaftsgericht3 zu bewirken ®); 

4. dem Vormunde kann auc, gejtattet werden, über Rechte und Wert: 
papiere de8 Mündel3 ohne Genehmigung des Gegenvormundes oder des 
Bormundichaftögericht3 zu verfügen ®); 

Sit die Beitellung eines Gegenvormundes ausgeſchloſſen worden, jo 
find diefe Anordnungen (2—4) al3 getroffen anzufehen >); 

5. der benannte Vormund kann ferner von der Verpflichtung ent— 
bunden werden, Inhaber- und Drderpapiere zu hinterlegen und bei den 
zum Vermögen des Mündel3 gehörenden Buchforderungen gegen das Reich 
oder gegen einen Bundesſtaat den Vermerk in das Neichsfchuldbuc oder 
in das Staatsſchuldbuch eintragen zu lajjen, daß er über die Forderungen 
nur mit Genehmigung des Vormundjchaftsgericht3 verfügen Fönne®); 

6. der Wormund kann endlich auch von der Verpflichtung zur Rech— 
nung3legung befreit werden.) In Ddiefem alle ijt aber der Wormund 
verpflichtet, nad) dem Ablaufe von je zwei Jahren eine Ueberficht über 
den Beitand des feiner Verwaltung unterliegenden Vermögend dem Vor— 
mundjchaftögericht einzureichen. Auf Anordnung des Vormundichaftsgerichts 
fann die Einreichung dieſer Ueberſicht auch in längeren, höchſtens fünf- 
jährigen Zwilchenräumen erfolgen.) Auch gegenüber einem von der Rech— 
nungslegung befreiten Vormunde bejteht die Pflicht Des Gegenvormundes, 
die Meberficht zu prüfen und den Vermögensbejtand ſich vorlegen zu Tajjen.?) 

III. Weitere Befreiungen find ausgeſchloſſen, insbejondere kann von 
der Verpflichtung zur Einreichung eines Vermögensverzeichniſſes 10), ſo— 
wie von der Pflicht zur Sicherheitgleiftung nah BGB. nicht befreit 


1) 88 1855, 1856, 1777 BOB. 

?) 8 1852 Abi. 1 BGB., jo auch 8 26 Abi. 6 Pr. Vormord. 

e $ 1852 Abſ. 2 Satz 1 368. s88 1809, 1810 BOB. 

*) $ 1852 bj. 2 Sag 1, & 1812 BGB. 

5) 8 1852 Abſ. 2 Saß 2 BGB. — Bei der Bevormundung dur einen An- 
italt3vorstand jtehen dem Vorſtande die nach $ 1852 Abſ. 2 BGB. zuläffigen Bes 
freiungen ohne weiteres zu. Art. 788 3 AO. 5. BOB. 

h 853, 1814, 1815, 1816 BOB. 

$ 1864 Abi. 1 BGB., $ 57 Br. Vormörd. Bon der Pfliht zur Schluß- 
rechnung ($ 1890 | fanın nicht entbunden werden. 

5) 8 1854 Abſ. 2 BGB. 2 8 1854 Abi. 3 BGB. 

10) 8 1802 BGB. 
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werden !); ebenjo ift das Verbot der Dffenlegung des Vermögensverzeich— ss — 
niſſes nicht mehr zuläjfig.?) 


g 233. 


F. $amilienratf.’) 


I. Im Anschluß an das preußifche Vormundichaftsredht‘) hat das Sinfepung des 
BOB. den Zamilienrat als ein mit den Rechten und Pflichten des Vor- samttien- 
mundjchaftsgericht3 ausgeſtattetes oberbormundichaftliche® Organ aufge- 
nommen. 

Die Einjegung des Familienrat3 erfolgt niemal® von Amtswegen, 
jondern nur auf Anordnung des Vaters oder der Mutter oder auf An— 
trag eined Dritten. Ein Familienrat foll5) eingejeßt werden: 

1. wenn der Vater oder die eheliche Mutter die Einſetzung letztwillig 
angeordnet hat.‘) 

Diefe Anordnung ift ein Ausfluß der elterlihen Gewalt und jeßt 
voraus, daß dem Vater oder der Mutter bis zum Tode die elterliche Ge— 
walt über den Mündel zugeitanden hat. Die Einfeßung des Familienrats 
fann von dem Eintritt oder Nichteintritt eines beftimmten Ereignifjes ab- 
hängig gemacht werden, 3. B. davon, daß die zu Mitgliedern des Familien— 
rat3 berufenen Perjonen das Amt übernehmen, oder daß zur Zeit der 
Anordnung der Vormundichaft ein bejtimmte® Handelsgeſchäft noch für 
Rechnung des Mündels betrieben wird.?) 

Die Einſetzung des Familienrats unterbleibt, wenn die erforderliche 
Zahl geeigneter Perſonen nicht vorhanden iſt?); 

2. wenn ein Verwandter oder Verſchwägerter des Mündel3 oder der 
Vormund oder der Gegenvormund die Einjeßung beantragt. Das Vor— 
mundfchaftsgericht muß diefem Antrag entjprechen, wenn es die Einjeßung 
im Intereſſe des Mündel3 für angemejjen erachtet.) Hat der Vater oder 
die Mutter die Einſetzung letztwillig unterjagt, fo unterbleibt fie, hat aber 
der Vater die Einjegung angeordnet, jo kann fie von der Mutter nicht 
unterjagt werden.!®) 

Gegen eine Verfügung des Vormundichaftsgerichts, durch welche die 
Einfegung eines Yamilienrat3 abgelehnt wird, jteht dem über 14 Jahre 
alten Mündel, dem Ehegatten, den Verwandten und Verſchwägerten des 


) Anders nah 8 59 Pr. VormOrd. 

?) Anders nad) $ 35 Abi. 3 Pr. Vormörd. 

s, Mot. IV ©. 102%0ff., S. 1203 ff. Prot. II ©. 6490 ff. (Bd. 4 ©. 831 ff.). 

) 88 71—80 Pr. VormoOrd. 

* Nur pe 

* 8 1858 Abi. 1, 88 1868, 1777 BGB., vol s S 71 Abſ. 1 No. 1 Pr. Bormörd, 

7) & 1858 Nbf. 2 BGB. Mot. IV ©. 

8 1858 Abi. 3 BGB., vol. 8 80 Abi. 3 — Vormord. 

98 1859 Abſ. 1 BGB. Die Preuß. VormOrd. ($ 71 Abſ. 1 No. 2 u. 3) 
ſchloß in diefem Falle . Ermefjen des VBormundichaftsgerichts gänzlich aus. 

10) 8 1859 Abi. 2, 88 1868, 1777 BGB. Bol. $ 71 Abi. 2 Pr. Vormord. 
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Mündel3 ſowie jedem, dejjen Recht durch die Verfügung beeinträchtigt 
wird, die Beſchwerde zu.!) 

II. Der Familienrat beiteht au8 dem VBormundjchaftsrichter als Vor— 
jigenden und aus zivei, höchitens ſechs Mitgliedern?) 

Niemand ift aber zur Uebernahme des Amtes eines Mitglieds des 
Familienrats verpflichtet.?) 

Die Zufammenfegung des Familienrat3 erfolgt entweder auf Grund 
einer Berufung oder auf Grund richterliher Auswahl der Mitglieder. 

1. Berufen ift als Mitglied des Yamilienrats, wer von dem Vater 
oder der ehelichen Mutter des Mündels al3 Mitglied Teptwillig benannt 
iſt.) Der Benannte darf ohne feine Zuftimmung nur übergangen 5) werden, 
wenn er nicht bejtellt werden fann oder foll oder wenn er an der Ueber— 
nahme de3 Amtes verhindert it oder die Uebernahme verzögert oder wenn 
jeine Beltellung das Intereſſe des Miündels gefährden würde. Bei vor— 
übergehender Verhinderung hat ihn das Vormundſchaftsgericht nad) dem 
Wegfalle des Hindernifjes auf feinen Antrag an Stelle des bisherigen 
Mitglieds zum Mitgliede des Familienrats zu bejtellen.‘) Die vom Vater 
Berufenen gehen den von der Mutter Berufenen vor.?) 

2. Goweit eine Berufung nicht vorliegt oder die Berufenen Die 
Uebernahme des Amtes ablehnen, hat das Vormundſchaftsgericht die zur 
Beſchlußfähigkeit des Familienrats erforderlihen Mitglieder, aljo höchſtens 
zweis), nach freiem Ermeſſen aus der Zahl der Verwandten oder Ver— 
ihwägerten de8 Mündels auszumwählen.’) 

Die Beitimmung der Zahl weiterer Mitglieder und deren Auswahl 
fteht dem Familienrate zu.1) 

3. Wird der Familienrat durch Wegfall eines Mitglieds beſchluß— 
unfähig, jo find vom Familienrat ein oder zwei Erjfagmitglieder zu 
beitellen, joweit für diefen Fall nicht durch Anordnung des Vater oder 
der ehelichen Mutter gejorgt ift.!!) 

Der Familienrat wählt die Erjaßmitglieder aus und bejtimmt Die 
Neihenfolge ihres Eintritt in den Yamilienrat.!?) 

Bei vorübergehender Verhinderung eines Mitglied! muß beim 
Nichtvorhandenfein eined ordentlichen Erjagmitglied8 für die Dauer der 
Verhinderung ein Erjagmitglied bejtellt werden, dejjen Auswahl dem Vor— 
jigenden des Familienrats zufteht.!?) 


) 88 20, 57 Abi. 1 No. 4, 8 59 RFr®. 

?) & 1860 "BOB. 8 72 Br. Vormord. 

) 8 1869 BGB. 8 71 Abſ. 3 Pr. VormOrd. 

8 1861 Satz 1 BOB. 

®) Gegen die Uebergehung ſteht * — die ſofortige Beſchwerde zu. 
8 60 No. 1 RFr®. 9) $ 1861 Satz 1, $ 1778 Abi. 1 und 2 BOB. 

’, 8 1868 Abi. 2 BGB. s) 88 1860, 1874 Abſ. 1 BEL. 

) 8 1862 Abf. 1 Sap 1, 81867 BGB., vgl. $ 73 Pr. VormOrd. Bor der 
Auswahl follen der Gemeindewaijenrat und Verwandte oder Verjchwägerte des 
Mindel® gehört werden. 

0, 8 1862 Abſ. 2 BGB. Der Familienrat kann aud fremde Perjonen aus: 
wählen 1) 8 1863 Nbf. 1 und 3 BGB., 8 76 Abi. 2 Pr. VornOrd. 

3 $ 1863 Abi. 2 BGB. un 8 1864 BGB. 
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4. Die Mitglieder des Familienrat® werden von dem Vorſitzenden 88 1870 
durch Verpflichtung zu treuer und gewifjenhafter Führung des Amtes bis 1872, 
mittel3 Handichlags an Eidesſtatt bejtellt.!) 

Die Bejtellung kann unter dem Vorbehalte der Entlajjung für den 
Fall des Eintritt8 oder Nichteintritts eines beſtimmten Ereignifjes erfolgen.?) 

Die Einſetzung eines Familienrats ift in der Beitallung des Vor: 
mundes und des Gegenvormundes (Pflegers) anzugeben.?) 

III. Unfähig zum Mitgliede des Familienrats find Gejchäftsunfähige Unfänigtett, 
oder wegen Geiftesichtwäche, Verſchwendung oder Trunfjucht Entmündigte.t) a 
Die Beitellung einer unfähigen Perjon ift nichtig. 

Untauglid) ift: 

1. der Bormund, nicht aber der Gegenvormund?); 

2. wer zur Uebernahme der Bormundichaft untauglich ift”); 

3. wer durch letztwillige Anordnung des Vaters oder der Mutter 
des Mündel3 ausgejchlojjen it. Eine von dem Vater benannte Perjon 
fann jedod) von der Mutter nicht ausgejchloffen werden *); 

4. wer mit dem Mündel weder verwandt noch verſchwägert ift, es 
jei denn, daß er von dem Water oder der Mutter des Mündel3 benannt 
oder von dem Familienrat oder von dem Worfigenden ($ 1864) ausge— 
wählt iſt.ꝰ) 

Die Beitellung einer untauglihen Perſon ift zwar wirkjam, das Vor— 
mundfchaftögericht hat aber ein dem Verbote zuwider bejtelltes Mitglied zu 
entlafjen.!0) 

Beamte, Neligionsdiener oder Militärperfonen bedürfen zur Ueber: 
nahme des Amtes eines Yamilienrat3mitglied3 Teiner Erlaubnis. 

IV. Der Familienrat hat die Rechte und Pflichten des Vormund— — 
ſchaftsgerichts!); er iſt nicht blos ſtaatliches Hülfsorgan, ſondern tritt damien 
ganz an die Stelle des Vormundſchaftsgerichts, dergeitalt, daß ihm die et. 
gleihen Rechte und Pflichten obliegen, wie jonft dem Vormundſchaftsge— 
richt; ihm ſteht aljo die Fürjorge und die Auffiht über die Vormund— 
haft zu, er hat insbejondere die geſamte Thätigfeit de8 Vormundes und 
des Gegenvormundes zu beauffichtigen, gegen Pflichtwidrigfeiten einzu— 
Ichreiten, Ordnungsitrafen zu verhängen, die Nechnungslegung zu prüfen 
und feine Genehmigung zu allen Nechtsgeichäften und Handlungen zu er- 
teilen, die jonjt der Genehmigung des VBormundichaftsgerichts bedürfen. 

Der Familienrat ijt aljo eine Behörde, die während der ganzen Dauer 
der Vormundſchaft die Gejchäfte der Obervormundſchaft auszuüben hat. 
Deshalb find die Mitglieder des FamilienratS wegen Verletzung ihrer 


98 1870 — $ 74 Pr. VormOrd. ) 8 1871 BOB. 
») 8 1791 Abſ. 2, $ 1792 Abſ. 4, & 1915 BGB. 
K “> BGB,., vgl. $ 1780 BER. ) & 1866 BOB. 


Frauen fönnen, abweichend vom preuß. sn (8 72 Abi. 2 
Br. — ), Mitglieder des Familienrats ſein. BRK. 
) Vgl. 88 1781, 1782 BGB. 9 F —* Abſ. 2 BGB. 
) 8 1867 BOB. 
0) 8 1878 Abi. 1, & 1886 BOB. 
1) 8 1872 Abi. 1 Sa 1 BGB., Pr. VormOrd. 8 75. 
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Amtspflichten in gleicher Weile verantiwortlid, wie der Vormundſchafts— 
richter.!) Aus dem behördlichen Charakter des Familienrats folgt ferner, 
daß die Mitglieder ihr Amt nur perjönlic) ausüben fönnen; eine Ver— 
tretung durch Bevollmächtigte ift alfo ausgejchlojfen.?) 

1. Die Leitung der Geichäftsführung liegt dem Vorjißenden 06°), der 
den Familienrat entweder von Amtswegen oder auf Antrag dur) münd- 
lihe oder fchriftlihe Einladung der Mitglieder einzuberufen hat. Die 
Einberufung muß erfolgen, wenn zwei Mitglieder, der Vormund oder der 
Gegenvormund fie beantragen oder wenn das Intereſſe des Mündels fie 
erfordert.t) Zur Beichlußfähigfeit ift die Anweſenheit des Vorſitzenden 
und mindeftens ziweier Mitglieder erforderlich.?) 

2. Der Familienrat faßt feine Beichlüffe durch mündliche Abftimmung 
in nicht öffentliher Sikung‘) nad) der Mehrheit der Stimmen der An- 
wejenden; bei Stimmengleichheit entjcheidet die Stimme des Vorfißenden.”) 

Bon der Teilnahme an der Beſchlußfaſſung kann ein Mitglied aus— 
geichloffen werden, wenn fein nterefje zu dem des Mündels in einer 
Angelegenheit in erheblichem Gegenjage fteht. Leber die Ausſchließung 
entjcheidet der Vorfißende.®) 

Ueber die Form der vom Familienrat getroffenen Verfügungen und 
Beichlüffe enthält das BGB. Feine Beitimmungen; fie find deshalb in 
derjelben Form zu erlajjen, in der ſonſt das Vormundſchaftsgericht Ent- 
iheidungen trifft. Die Vorſchrift des preußiichen Nechte3?), wonad der 
Vormund verlangen Eonnte, daß ihm die Beſchlüſſe des Familienrats jchrift- 
lich zugingen, hat da8 BOB. nicht übernommen. 

3. Der Vorſitzende ijt verpflichtet, ein Mitglied, das ohne genügende 
Entihuldigung der Einberufung nicht Folge leitet oder die rechtzeitige 
Anzeige jeiner Verhinderung unterläßt oder fi) der Teilnahme an der 
Beſchlußfaſſung enthält, in die dadurch verurjachten Kosten zu verurteilen. 19) 
Außerdem kann der Vorjigende gegen das Mitglied auch eine Ordnungs— 
itrafe bis zu 300 Mark verhängen, um e3 zur Erfüllung der ver- 
weigerten Pflichten anzuhalten.!!) 

Die Feſtſetzung des Betrags der Koſten erfolgt in Preußen durch 
den Borfigenden des Yamilienrat3 und aus der Koftenfejtjegung findet Die 
Zwangsvollſtreckung nad) den Vorfchriften der CPO. ftatt.12) 

Bei nachträgliher genügender Entjhuldigung find die getroffenen 
Pure aufzuheben.13) 


8 er „bi. 2 Sap 2 BGB. Siehe oben ©. 971. 
8 2’ ad). 2 Sak 1 BGB. », 8 1872 a 1 Sa 2 BGB. 
8 873 BOB >) 8 1874 Abſ. 1 8 
°) Weil der Samifienat die rechtliche Stellung des —— hat. 
7) $ 1874 Abi. 2 BOB. 

*) $ 1874 Abſ. 3 BGB. Der Vormund darf den Sigungen nicht bewohnen, 
doch fann feine Anhörung beichloffen werden. 9 8 78 Abi. 2 Pr. VormoOrd. 

0) 8 1875 Abi. 1 BGB. 

19) 8 1875 Abſ. 2 BGB., vgl. 8 79 Abi. 2 Pr. VormOrd. Einer vorherigen 
Androhung der Ordnungsſtrafe bedarf e8 hier nicht, $ 33 Abſ. 1 RFrG. 

'?) Art. 10, 14 PrFrG. $ 798 CPO. Gegen die Verhãngung der Strafe: 
Beſchwerde mit aufichiebender Wirkung. 15) 8 1875 Abſ. 3 BGB. 


g 233. Familienrat. 979 





4. Erfordern dringende Fälle ein ſofortiges Einſchreiten, ſo hat der 
Vorſitzende die erforderlichen Anordnungen allein zu treffen. Seine An— 82. 
ordnungen find aber nur vorläufige; er hat deshalb alsbald den Famillen— 
rat einzuberufen, ihn von den getroffenen Anordnungen in Kenntnis zu 
fegen und einen Beichluß über die etwa weiter erforderlichen Mafregeln 
herbeizuführen.!) 

5. Das Amt des Mitglieds eined Familienrats ift zwar ein ument- 
geltliches Ehrenamt, doc können die Mitglieder von dem Mündel den Er- 
fa ihrer baren Auslagen beanjpruchen. Die Feſtſetzung des Betrags liegt 
dem Vorſitzenden ob.?) 

V. Das Amt eines Mitglieds des Familienrats endigt aus denſelben Dr in 
Gründen wie das Amt eine Vormundes, aljo durd) Entmündigung, Tod, 
Todeserflärung und Entlaffung.?) Gegen jeinen Willen kann aber ein Mit- 
glied nur durch das dem VBormundjchaftsrichter vorgeordnete Landgericht 
entlaffen werden.9 

VI Fehlt es an der zur Beichlußfähigfeit erforderlichen Zahl von Miihebung 
Mitgliedern und find geeignete Perjonen zur Ergänzung nicht vorhanden, Bemitienrait, 
jo hat da8 Bormundichaftsgericht den Familienrat aufzuheben.S) 

Die Aufhebung kann aud) vom Water oder der ehelichen Mutter des 
Mündels für den Fall des Eintritt3 oder NichteintrittS eines künftigen 
Ereignifjes lebtwillig angeordnet werden. Tritt diejer Fall ein, jo hat 
das Bormundichaftsgeriht den Familienrat aufzuheben.®) 

Die Aufhebung ift den bisherigen Mitgliedern, dem Vormund und 
dem Gegenvormunde mitzuteilen. 

Bormund und Gegenvormund erhalten neue Beltallungen; die bis— 
herigen find dem Vormundichaftsgerichte zurüczugeben.”) 


g 234. 


G. Beendigung der Bormundfchaft.®) 


I. Die Vormundſchaft endigt Fraft Gejeßes mit dem Wegfalle der für BECNgEN 
die Anordnung der Vormundichaft beſtimmten Vorausjeßungen?), oder mit — 
der Aufhebung durch das Vormundſchaftsgericht. Mit der Beendigung NM 
der Vormundichaft endigt ohne weitere® auch das Amt des Wormundes. 

A. Kraft Geſetzes endigt hiernad die Vormundichaft: 

1. mit dem Tode des Mündels; 


$ 1876 BOB., 8 78 Abi. 4 Pr. VormOrd. 

8 1877 BGB. Beichwerde: 8 20 NFr®. 

8 1878 Abi. 1, 88 1885, 1886, 1889 BGB, jche g 234. 

: 1878 Abi. 2 BGB., Beichwerde: 8 60 No. 4, 8 64, 199 RFrG. 
8 

N 





1879 BGB. Beſchwerde 857 No. 4 RFrG. 

1880 BGB. 

1881 BGB., val. 8 80 Abſ. 2 und 3 Br. Vormord. 
Mot. IV ©. 11856, Brot. II ©. 64725. (Bd. 4 S. 825 ff.). 
88 1882, 1773 BGB 
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2. mit der Volljährigkeit oder der Wolljährigfeitserflärung des 
Mündels ; 

3. mit dem Eintritt oder dem Wiedereintritte der elterlichen Gewalt 
über den Mündel, alſo z. B. mit der Annahme des Mündels an Kindes— 
ſtatt oder mit der Ehelichkeitserklärung, oder wenn der Inhaber der elter— 
lichen Gewalt in den die Perſon und in den das Vermögen betreffenden 
Angelegenheiten zur Vertretung des Mündels wieder berechtigt iſt?); 

4. mit der Erlafjung des die Todeserllärung des Mündels aus— 
fprechenden Urteil3.?) 

B. Die Vormundichaft endigt mit der Aufhebung durch das Vor— 
mundichaftsgericht im Falle der Verichollenheit de Mündels.“) 

Die Vormundihaft muß aufgehoben werden, wenn dem Vormund— 
Ichaftsgerichte der Tod des Mündel3 befannt wirdd); fie kann aber nad) 
dem Ermejjen des WVormundichaftsgericht3 aud) dann aufgehoben werden, 
wenn dem WVormundjchaftsgerichte der Tud des Mündels nicht befannt ift. 

C. Eine Bejonderheit gilt für den Fall der Legitimation des unehe- 
lihen Mündels durch nachfolgende Ehe. Der Vater erlangt zwar Die 
elterliche Gewalt über das Kind ſchon kraft Geſetzes mit der Eheſchließung, 
das Kind erjcheint aber jolange ſchutzbedürftig, bis die Vaterichaft des Ehe— 
mannes, die jederzeit noch beftritten werden kann, fejtgejtellt if. Deshalb 
bejtimmt das BGB., daß die Vormundſchaft erit dann endigt, wenn Die 
Vaterichaft des Ehemannes durch ein zwilchen ihm und dem Mündel er- 
gangenes Urteil rechtskräftig feitneitellt ift*) oder die Aufhebung von 
dem Vormundichaftsgericht angeordnet wird.?) 

Das Bormundjchaftsgericht Hat die Aufhebung anzuordnen, wenn 
e3 die Vorausjeßungen der Legitimation®) für vorhanden erachtet, aljo die 
Eheſchließung und Die Baterichaft des Ehemannes.) Bei Lebzeiten des 
Ehemannes ſoll aber da8 Bormundichaftsgericht die Aufhebung nur dann 
anordnen, wenn der Ehemann die Baterfchaft anerkannt!“) hat oder wenn 
er an der Abgabe einer Erklärung dauernd verhindert oder fein Aufenthalt 
dauernd unbefannt ijt.t!) 

1. Das Amt des Vormundes endigt entweder kraft Geſetzes oder 
mit der Entlajjung des Vormundes. 

A. Kraft Geſetzes endigt dad Amt: 

1. mit der Entmündigung des Vormundes !?); 

2. mit dem Tode des Vormundes oder mit der Erlajjung des die 
Todeserflärung enthaltenden Urteils '®); 


1) Vgl. 8 61 Pr. Vormord. Den Saß: „Heirat macht mündig“ hat das 
BGB. nicht anerkannt. ) 8 1773 BGB. fiehe oben ©. 930. 

8 1884 Abj. 2, 8 18 BOB. 9 8 1884 Abi. 1 Saß 1 BGP. 

) 8 1884 Nbf. 1 Sa 2 BGB. Beichwerde: 88 20, 57 Abſ. 1 No. 1 RFr®. 
Wirlſamleit der Aufgebung: $ 16 Abi. 1 RFrG. 

9) Die Aufhebung tritt dann mit der Rechtskraft des Urteils fraft Geſetzes ein. 

7) 8 1883 Abi. 1 BGB. 9) SS 1719, 1720 BGB. 

9 8 1883 Abſ. 2 Sab 1 BEP. 

10) Eine —— Form AS für die Anerkennung nicht vorgejchrieben. 

1) 8 1883 Abſ. 2 Sa 2 BGB. Gegen die aufhebende Verfügung it Be: 
ſchwerde zuläflig, $ 57 Abi. 1 No. 1 RFrG. 

12, 8 1885 Ubi. 1, $ 6 BGB. 1») 8 1885 Abſ. 2, $ 18 BOB. 
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3. mit der Beendigung der Vormundichaft als folcher; 

4. mit der Aufnahme des Mündel3 in eine unter der Verwaltung 
des Staates oder einer Gemeindebehörde ftehenden Erziehungs oder Ver: 
pflegungsanftalt.!) 

B. Die Entlafjung des Vormundes erfolgt entweder von Amts— 
wegen dur das VBormundichaftsgericht oder auf Antrag des Bormundes. 

1. Bon Amtswegen it der Vormund zu entlafjen: 

a) wenn die Fortführung des Amtes das Intereſſe des Mündels 
gefährden würde, insbejondere fommt die Gefährdung wegen pflichtividrigen 
Berhaltens des Vormundes in Betracht ?); 

b) wenn in feiner Berjon einer der Gründe vorliegt, die jemanden 
zur Uebernahme der Vormundſchaft untauglid) machen (Minderjährigeit, 
vorläufige Bevormundung, Gebrechlichkeitspflegichaft, Konkurs, Verlujt der 
bürgerlichen Ehrenrechte) ®); 

ec) wenn bei einer zum Vormunde bejtellten Frau der Mann feine 
Zuftimmung zur Uebernahme oder zur Fortführung der Vormundſchaft 
verjagt oder die erteilte Zuftimmung widerruftt), fofern nicht der Mann 
der Vater des Miündels ijt.?) 

Eine zum Vormunde bejtellte Frau kann entlafjen werden, wenn jie 
fid) verheiratet‘), und zwar aud) dann, wenn der Ehemann die Zuſtim— 
mung zur Fortführung der Vormundjchaft erteilt; 

d) wenn er ein Beamter oder NReligionsdiener ift und die zur Ueber— 
nahme oder Fortführung der Wormundichaft erforderliche Erlaubnis ver- 
jagt oder zurüdgenommen wird, oder wenn die nad) den Landesgejepen 
(3. B. in Bayern) zuläjjige Unterfagung der Fortführung der Vormund— 
ſchaft erfolgt.”) 

2. Auf Antrag ijt der VBormund von dem VBormundjchaftsgerichte 
zu entlajjen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, insbejondere ein jolcher, 
der ihn berechtigen würde, die Uebernahme der Vormundſchaft abzulehnen.®) 

Solde Gründe liegen für den Vormund vor?): 

a) wenn er das jechzigite Lebensjahr vollendet hat; 

b) wenn er mehr al3 vier minderjährige eheliche Kinder hat; 

ec) wenn er durch Krankheit oder durch Gebrechen an der ordnungs— 
mäßigen Führung der Vormundſchaft verhindert üt; 


) Urt. 78 $ 2 Abi. 2 AG. z. BGB., vgl. auch dafelbft $ 4 Ab. 2. Art. 136 
EG. 3. BOB. . 

) & 1886 Abſ. 1 BGB. 8 63 Abf. 1 Pr. VBormörd., vgl. Jahrbuch KG. 
Bd. 7 No. 23 ©. 50. Ueber die Bezeichnung des ungetreuen Vormundes als 
Balmunt (palemunt) vgl. Kraut, Vormundſchaft Bd. 1 ©. 397 Note 5; Sachſen— 
ipiegel I 41, Schwabenjpiegel ec. 50. 

) & 1886 Abi. 1, $ 1781 BGB. Beichwerde: $ 57 No. 6, gegen Entlaffung: 
jofortige Beichwerbe, $ 60 No. 3 RFrG. 

) $ 1783 BOB. 

6) 8 1887 Abi. 2 BGB., vgl. $ 64 Pr. VormOrd. 

*) & 1887 Abl. 1 BOB. 

) 8 1888, 1784 BGB., vgl. 8$ 22, 63 Pr. VormOord. Art. 72 AG. 3. BOB. 

°) 8 1889 BGB., vgl. $ 63 Abi. 2 Br. BormOrd. 

9) 88 1889, 1786 Abſ. 1 No. 2-7 BOB. 
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d) wenn er wegen Entfernung feines Wohnſitzes von dem Sitze 
des Bormundichaftsgerichtd die Vormundfchaft nicht ohne bejondere Be— 
läftigung führen ann; 

e) wenn er zur Gicherheitsleiftung angehalten wird; 

f) wenn er mit einem Anderen zur gemeinjchaftlihen Führung der 
Vormundſchaft beitellt werden joll. 

3. Das Amt des Gegenvormundes wird aus denjelben Gründen be— 
endigt wie das des Vormundes.!) 

III. Nah der Beendigung jeine® Amtes hat der Wormund dem 
Mündel?) daS verwaltete Vermögen alsbald herauszugeben und über Die 
Verwaltung Rechenjchaft abzulegen, auf Verlangen aud den Offenbarungss 
eid zu leijten.d) Soweit der Vormund dem VBormundjchaftsgerichte Rech— 
nung gelegt hat, genügt die Bezugnahme auf diefe Rechnung.) 

Die Pflicht der Rechnungslegung geht auf die Erben des Vormundes 
über, dagegen, abweichend vom preußiichen Nechte?), nicht auf den Ver— 
walter im Konkurſe des Vormundes, denn der Anfpruch des Mündels auf 
Rechnungslegung it Feine Konkursforderung.) 

Eine Befreiung von der Legung der Schlußrechnung iſt unzuläſſig, 
dagegen ijt e8 dem Mündel, der volljährig geworden ijt, unbenommen, 
darauf zu verzichten. 

Die Schlußrehnung hat der Vormund dem Gegenvormunde, wenn 
ein jolcher vorhanden ift, zur Prüfung vorzulegen; diefer hat dann die 
Rechnung mit den ihm erforderlich erjcheinenden Bemerkungen zu verjehen.?) 
Der Gegenvormund hat dem Mündel über die Führung der Gegenvor— 
mundjchaft und, foweit er dazu imſtande ift, über das von dem Vormunde 
verwaltete Vermögen Auskunft zu erteilen.®) 

Der Bormund Hat dann die Schlußrechnung, nachdem er fie dem 
Gegenvormunde vorgelegt hat, dem Vormundjchaftsgerichte einzureichen, und 
diejes hat die Rechnung rechnungsmäßig und ſachlich zu prüfen ®) ſowie 
deren Abnahme durch Verhandlung mit den Beteiligten unter Zuziehung 
des Gegenvormundes zu vermitteln. Soweit die Nechnung als richtig an- 
erfannt wird, hat das Vormundjchaftsgericht dad Anerkenntnis zu beur- 
funden.!®) 

Berweigert der Vormund die Rechnungslegung, jo fteht dem Vor— 
mundjcaft3gerichte fein Zwangsmittel durch Ordnungsitrafen gegen ihn zu), 


1) 8 1895 BGB. 

?) Oder deijen Nechtänachfolger oder dem neu bejtellten Bormunde, vgl. $ 67 
Br. Bormörd. 

) $ 1890 Eaß 1, 88 259-1 BGB., $ 67 Abf. 1 Pr. VormOrd. 

*, 8 1890 Sak 2, $ 1840 BOB. ») 8 67 Abſ. 4 Pr. VormOrd. 

) Mot. IV ©. 1155. )8 1891 Abſ. 1 BGB. 

*) 8 1891 bj. 2 BGB., 8 67 Abi. 2 Pr. VormOrd. 

) Die Pr. VormOrd. $ 67 Abi. 3 kannte eine ſolche Prüfung nicht, das Vor: 
mundſchaftsgericht hatte vielmehr die Schluhrechnung dem Mündel ohne weiteres zur 
Erffärung vorzulegen und, wenn Ausſtellungen nicht gemacht wurden, die Entlaftung 
herbeizuführen. 0) 8 1892 BGB. 

NIMM. Brot. II ©. 6462. (Bd. 4 S. 520). Gegen die Anficht der Pro: 
tofofle auch v. Staudinger-Engelmann Bd. 4 ©. 676 Anm. 1; Endemann Bd. 2 
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da das Aufjichtsrecht mit der Beendigung der Vormundſchaft erlojchen ift; 88 189, 
dem Mündel fteht aber der Weg der Klage gegen den früheren Vormund 199. 
offen. Nach preußiſchem Rechte war der Miündel verpflichtet, dem Vor— 
mund und dem Gegenvormund über treu und richtig geführte Vormund— 
ihaft und über Ausantwortung des Vermögens Quittung und Entlaftung 
zu erteilen, wegen einzelner Ausjtellungen durfte dieje nicht verweigert, 
jondern nur ein Vorbehalt gemacht werden, der, um wirkſam zu jein, in 
die Entlaftungsurfunde (Protokoll) aufzunehmen war.!) 

Das BGB. hat folhe Beitimmungen für entbehrlich erachtet, denn 
die Pflicht zur Quittungsleiſtung ergiebt fi) aus den allgemeinen Vor— 
Ihriften des BOB.?), und foweit der Miündel die Anerfennung der Rich— 
tigfeit der Schlußrechnung verweigert, Fann dev Vormund unter Umjtänden 
die Richtigkeit der Redynung im Wege der Klage feititellen Lafjen.®) 

Anſprüche zwifchen Miündel und Bormund verjähren in 30 Jahren 
von der Beendigung der Vormundichaft an.t) 

Nach der Beendigung der Vormundſchaft ift dem Vormunde die etiwa 
geleijtete Sicherheit zurücdzugeben, aud) kann der Vormund, wenn er jeine 
Pflichten erfüllt hat, die Aufhebung der Sicherheit im Prozeßwege verlangen. 

Nach der Beendigung feines Amtes hat der Vormund (Gegenvor- 
mund) dem Vormundichaftsgerichte feine Beitallung zurüdzugeben.S) 

Bis der Vormund von der Beendigung der Vormundſchaft oder jeines 
Amtes Kenntnis erlangt, ift er zur Fortführung der Geſchäfte beredhtigt; 
auf dieje fortdauernde Vertretungsmacht kann fich der gutgläubige Dritte 
berufen. Nach dem Tode des Mündel3 ijt er fogar verpflichtet, unauf- 
Ihiebbare Gejchäfte zu beforgen, bis der Erbe anderweit Fürjorge treffen fann.®) 

Stirbt der Vormund, jo ijt dejien Erbe verpflichtet, dem Vormund— 
Ihaftsgericht unverzüglich Anzeige zu machen.?) 

Den Tod des Gegenvormundes oder eine Mitvormundes unverzüglicd) 
anzuzeigen, ijt Pflicht des Vormundes.?) 


g 235. 


II. Bormundihaft über Volljährige.“) 


I. Das BGB. kennt, abweichend vom preußifchen Nechte!0), eine Vor: —— 
mundſchaft über Volljährige nur im Falle der Entmündigung. Während 


$ 219 ©. 947; Fuchs a. a. O. ©. 231; Heſſe a. a. O. ©. 218 Anm. 2; Schröder: 
Mugdan a. a. D. ©. 416, 417; Bolhan a. a. O. ©. 271; — Handausgabe 
des BGB. Bd. 2 zu 8 1892; Schultetus a. 0. O. ©. 192 

1,869 A 2 u. 3 Pr. Bormör. 


») $& 368 BOB. 8 256 CPO. 
9 88 195, 204 BGB. Leber das Recht des Mündels auf Alteneinſicht vgl. 
$ 34 RT. 5) 8 1893 Abſ. 2 BOB. 


dr 
©) $ 1893 Abſ. 1, 88 1682, 1683 VOL. 
8 1804 bj. 1 BOB. $ 65 Pr. Bormord. 9 8 1894 Abf. 2 BEL. 
1) Mot. IV S. 1227 ff, Prot. IT ©. 6499 ff. (Bd. 4 ©. 839 ff); Denkfchrift 
©. 251; Stobbe- gepmann Bd. 4 (3. Aufl) 88 336, 337. Weitere Litteratur bei 
N 03, 10) 88 81--85 Pr. Vormörd. 


88 1896 


bis 1899, 


Beſonder⸗ 
heiten. 
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nach preußiſchem Rechte Volljährige auch dann zu bevormunden waren, 
wenn ſie taub, ſtumm oder blind und hierdurch an Beſorgung ihrer Rechts— 
angelegenheiten gehindert waren oder wenn ſie wegen Abweſenheit der 
vormundſchaftlichen Fürſorge bedurften, behandelt das BGB. dieſe Fälle 
als Pflegſchaft. 

Ein Volljähriger oder ein für volljährig Erflärter!) erhält nach BOB. 
einen Bormund, wenn er entmündigt ift.?) 

Eine Entmündigung kann wegen Geiitesfranfheit, Geiftesichwäche, 
Verjchwendung oder Trunkſucht erfolgen.) Die Entmündigung wegen 
Geiſteskrankheit hat Gejchäftsunfähigfeit zur Folge), während die Entmün— 
Digung wegen Geijtesichwäche, Verſchwendung oder Trunffucht die bejchränfte 
Geſchäftsfähigleit des Entmündigten bewirkt.) Hieraus folgt die Not- 
wendigkeit eine8 allgemeinen vormundichaftlichen Schutzes dieſer Perjonen. 
Der die Entmündigung ausjprechende Beſchluß ijt deshalb der Vormund= 
ihaftsbehörde von Amtswegen mitzuteilen.®) 

Die Entmündigung eine Volljährigen wegen Geiftesfranfheit?) tritt 
mit der Beitellung des VBormundes, in anderen Fällen mit der Zuftellung 
des Entmündigungsbejchluffes an den Entmündigten in Wirkjamteit.*) 

Auf die Vormundichaft über Volljährige finden grund- 
jäßlich die für die Vormundſchaft über Minderjährige geltenden 
Vorjhriften Anwendung.?) 

Doc) gelten einige Bejonderheiten: 

1. Der Vater oder die Mutter des Mündels ijt nicht berechtigt, 
einen Vornund zu benennen oder jemand von der Vormundſchaft auszu— 
ichließen.!%) Da nämlich dieſes Necht nur ein Ausfluß der elterlichen Gewalt 
ilt, jo kann es auch nur für die Zeit der Minderjährigfeit des Kindes 
wirken. 

2. Kraft Geſetzes find als Vormünder berufen!!): 

a) der Water des Mündels, 

b) die eheliche Mutter des Mündels, 

e) der Großvater des Miündel3 von väterlicher Seite, 

d) der Großvater des Mündel3 von mütterlicher Seite. 

Die Eltern des Mündels find jedod dann nicht Fraft Gejeßes be- 
rufen, wenn der Mündel von einem Anderen als dem Ehegatten jeines 
Vaters oder feiner Mutter an Kindezjtatt angenommen: ift.!?) 

Wenn ber Mündel aus einer nichtigen Che ſtammt, jo ijt der Bater 
oder die Mutter nicht berufen, je nachdem jenem oder dieſer die Nichtig- 
feit der Che bei der Eheſchließung befannt war.!3) 





1) 88 9, 3 BOB. $ 56 RFrG. ©. oben ©. 34, 

2,8 1896 BER. ®) Siehe oben $8 S. 34ff. 98 104 No. 3 BGB. 

5) 88 106, 114 BGB. Val. 8 645-687 ERO,, $ 50 RFxG. 

88 660, 883 Abſ. 2 CPO. r ?, 8 661 Abſ. 1 CPO. 

») 8 661 Abi. 2, 8 622 Abi. 2 CPO. 8 1897 BGB. 

10) 8 1898, $ 1776 No. 1 u. 2, $ 1782 BGB. 

11) 8 1899 Abſ. 1 BGB. Nach preuß. Rechte ($ 83 en war ber Vater 
de3 zu bevormundenden Volljährigen gefepliher Vormund. Das BGB. kennt 
feine gejeßliche — — Die berufenen Vormünder werden alſo auch beſtellt. 

6 $ 1599 Abſ. 2 BGB. 3, 8 1899 Abi. 2, 88 1701, 1702 BGB. 
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3. Eine Ehefrau darf zum Vormund ihres Mannes aud ohne dejjen 
Zuftimmung bejtellt werden.!) 

Ein zur Vormundichaft des Volljährigen Berufener darf zwar 
grundſätzlich) nicht ohne feine Zuftimmung übergangen werden, doch be— 
jtehen zu Gunſten gewiffer Perfonen Ausnahmen. Der Ehegatte des 
Mündels darf nämlich vor den Eltern und den Großvätern und die jchlecht- 
gläubige Mutter eines aus einer nichtigen Ehe jtammenden Kindes vor 
den Großvätern zum WVormunde beftellt werden. Ebenfo iſt die Beitellung 
der umehelihen Mutter de3 Volljährigen vor dem mütterlihen Großvater 
zuläffig.®) 

4. Dem Vormund eines Volljährigen ſteht ſowohl die Sorge für 
die Perjon als auch die Sorge für da8 Vermögen des Mündels zu. Die 
Eorge für die Perjon erſtreckt jich aber nur foweit, als der Zweck der 
Vormundſchaft e3 erfordert.*) 

Demgemäß fällt ohne weiteres die dem Vormunde bei Minderjährigen 
zuftehende Erziehungs: und Zuchtgewalt fort, aber es bleibt ihm die gejeß- 
lihe Vertretung in den perjönfichen Angelegenheiten des Mündels, aud) 
it er berechtigt und verpflichtet, die zur Heilung, Beauflichtigung und 
Sicherung des Mündels dienlichen Mafregeln zu ergreifen und geeigneten- 
fall8 zwangsweiſe durchzufegen.S) 

Wird eine volljährige Ehefrau bevormundet, jo bejchränkt ich die 
Sorge für ihre Perſon nicht auf die Vertretung in den die Perſon be- 
treffenden Angelegenheiten, jondern umfaßt auch die thatjächliche Sorge 
für ihre Perjon.) Die dem Ehemann aus der ehelichen Lebensgemein— 
haft zujtehenden Rechte werden durch die Fürforge des Vormundes nicht 
berührt. ?) 

5. Hinfichtlih der Vermögensverwaltung des volljährigen Mündels 
bejteht die Befonderheit, daß der Vormund eine Ausftattung®) aus dem 
Vermögen des Mündels nur mit Genehmigung des Vormundicaftsgerichts 
veriprechen oder gewähren kann), und daß zu einen Miet- oder Pacht- 
vertrage ſowie zu einem anderen Vertrage, durch den der Mündel zu twieder- 
tehrenden Leijtungen verpflichtet wird, der Vormund der Genehmigung des 
Vormundichaftsgericht3 bedarf, wenn das Wertragsverhältnis länger als 
vier Jahre dauern jol. Zu einem Pachtvertrag über ein Landgut vder 
einen gewerblichen Betrieb bedarf der Vormund der Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts in jedem Falle.) 

6. Dem Bater und der Mutter de Mündels jtehen, wenn fie zum 
Bormunde bejtellt jind, bei der Vermögensverwaltung kraft Geſetzes die- 
jelben Befreiungen zu, die fie für den von ihnen benannten Vormund 


’, 8 1900 Abi. 1 BGB. Bal. $ 1783 BOB. 
?) Ausnahme: 8 1778 BOB, 

) 8 1900 Abf. 2 u. 3 BGB. 

8 nn Abi. 1 BEL. 

9) 3. B. Unterbringung des Mündels in eine Heilanftalt. 

8 1901 Abi. 2, 88 1633, 1800, 1897, 1633 BGB. 

) 8 1354 BGB. Mot. IV ©. 1239. s) $ 1624 BOB. 
») 8 1902 Abi. 1 BSP. 0) g 1902 Abj. 2, $ 1822 No. 4 BGB. 


I 1900 
1902. 


Sorge für bie 
Werton. 


Befreiungen. 


zamilienrat. 


Borläufige 
Vormund⸗ 
ſchaft. 
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ihre8 minderjährigen Kindes durch Tchtwillige Verfügung anordnen 


- können.) 


Während aber bei der Bevormundung durch den Vater die Beitellung 
eines Gegenvormundes unterbleibt, ijt der bevormundenden Mutter ein 
jolcher zu beitellen, wenn fie die Beitellung beantragt oder wenn das Vor- 
mundjchaftsgericht aus bejonderen Gründen, ingbejondere wegen des Um— 
fanges oder der Schwierigkeit der Vermögensverwaltung oder wegen einer 
Gefährdung der Perjon oder des Vermögens des Mündels die Bejtellung 
im Intereſſe des Mündels für nötig eradhtet.?) 

Das Vormundichaftsgericht kann die Befreiungen aufer Kraft ſetzen, 
wenn fie das Intereſſe des Miündels gefährden?) 

Die gejeplichen Befreiungen jollen den Eltern einen Erjab dafür 
bieten, daß die elterliche Gewalt mit der Volljährigkeit des Kindes endigt. 
Deshalb fallen die Befreiungen dann weg, wenn die Eltern im Falle der 
Minderjährigkeit des Mündeld zur Wermögensverwaltung nicht berechtigt 
jein würden t); Dies iſt 3. B. der all, wenn über dad Vermögen des 
Vaters oder der Mutter der Konkurs eröffnet wird), wenn die elterliche 
Gewalt ruht®) oder verwirkt wird.?) 

Abweichend vom preußischen Nechte*) geniehen die uneheliche Mutter, 
die Großeltern jowie der Ehegatte de Miündels, wenn fie zum Vormunde 
bejtellt find, Feine gejeßlichen Befreiungen und ebenjowenig gewährt das 
BOB. bei der Vormundihaft über Wolljährige Befreiungen auf Grund 
letwilliger Anordnungen des Vaters oder der Mutter. 

7. Ein Familienvat kann nur von dem Vormundichaftsgericht ein- 
gejeßt werden, und nur dann, wenn ein Verwandter oder Verjchiwägerter 
de3 Mündel3 oder der Vormund oder der Gegenvormund die Einjeßung 
beantragt und das Vormundichaftsgericht fie im Intereffe des Mündels für 
angemefjen erachtet.?) 

Anordnungen über die Einjeßung und Aufhebung des Familienrats 
oder über die Mitgliedichaft zu treffen, ijt dem Vater und der Mutter des 
Mündels unterjagt.19) 

II. Schon vor erfolgter Entmindigung des Volljährigen kann das 
Bedürfnis eined vorläufigen vormundjchaftlichen Schußes für die Perjon 
oder da8 Vermögen des zu Entmündigenden hervortreten. Diejem Zwecke 
dient dad dem gemeinen und preußijchen Rechte!!) unbefannte Inſtitut der 
vorläufigen Bormundidaft. 


) 8$ 1903, 1852— 1854 BGB., fiche oben ©. 974. 
) 88 1904, 1687 No. 3, 88 1666, 1667 BGB. Wird der Mutter ein Gegen- 
vormund bejtellt, jo ftehen ihr die im $ 1852 bezeichneten Befreiungen nicht zu, 


$ 1904 Satz 3 BGB. ») $ 1903 Abſ. 1 Sap 3 BGB 
4) 8 1903 Nbj. 2 BGB. °, 8 1647 Een 
9) 88 1676, 1677 BGB. ) 8 1680 BOB. 


») 8 83 Abi. 3 Sat 1, $ 57 Abſ. 1 Cap 1, 8 59 Abi. 3 Pr. VormOrd. 

®) 8 1905 Abi. 1 BEL. 

10) 8 1905 Abſ. 2 BGB. 

19) Nach preuß. Nechte fonnte vor der Entmündigung ein Pileger bejtellt 
werden, 88 90, 91 VormOrd. Jahrbuch KG. Bd, 4 No. 44 ©. 107; vgl. Entſch. 
RG. Bd. 9 No. 45 ©. 180. 
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Ein Volljähriger, dejjen Entmündigung beantragt it, kann nad 88 


BOB.!) unter vorläufige Vormundſchaft gejtellt werden, wenn das 
VBormundichaftsgericht e8 zur Abwendung einer erheblichen Gefährdung der 
Perſon oder des Vermögens des Volljährigen für erforderlid, erachtet. 

Zu dieſem Zwede hat das für die Entmündigung zujtändige Amts- 
gericht der Vormundjchaftsbehörde Mitteilung zu machen, jobald es die 
Anordnung einer Fürſorge für die Perjon oder für das Vermögen des 
zu Entmündigenden für erforderlich hält.?) 

1. Die vorläufige VBormundichaft hat zur Folge, daß während ihrer 
Dauer der Volljährige in der Gejchäftsfähigkeit bejchränft wird.) 

Die Verfügung, durch welche das Vormundichaftsgericht die vorläufige 
Vormundſchaft anordnet, tritt, wenn die Entmündigung wegen Geijtes- 
franfheit beantragt ift, mit der Beitellung des Vormundes, wenn die Ent- 
mündigung wegen Geiſtesſchwäche, wegen Verjchiwendung oder wegen 
Trunkjucht beantragt ijt, mit der Bekanntmachung an den zu Entmündigen- 
den in Wirkjamfeit.t) 

Die VBorfchriften über die Berufung zur Vormundichaft5) kommen bei 
der vorläufigen Vormundſchaft mit Rückſicht auf die Dringlichkeit der Fälle 
nicht zur Anmwendung.d) Das Bormundjchaftsgericht hat aljo den Vor— 
mund nad) Anhörung des Gemeindewaijenrat3?) auszuwählen. 

2. Die vorläufige Vormundichaft endigt: 

a) mit der Rücknahme oder der rechtöfräftigen Abweilung $) des Ent: 
mündigungsantragß®); 

b) mit der Beitellung des definitiven Vormundes auf Grund der er— 
folgten Entmündigung !9); 

ec) mit der Aufhebung durch) das Wormundjchaftsgericht, wenn der 
Miündel des vorläufigen vormundichaftlichen Schußes nicht mehr bedürftig ijt.!!) 


IV. Pflegichaft. 
8 236. 
1. Allgemeine Grundjäge.'?) 


I. Während die Bormundichaft die allgemeine Fürforge für die 
Perſon und das Vermögen einer gejchäftsunfähigen oder wenigjtens in der 


!) 8 1906 BGB. 

2) 8 657 CPO. Vol. aud) AB. v. 28. November 1899 (JMBl. S. 388). 

) 114 BGB 

9852 RFLO. Gegen die Verfügung ge die jofortige Beſchwerde flatt, 
$ 60 No. 5 RZO ) 8$ 1776-1778, 1898, 1899 BGB. 

°) & 1907 BOB. 7) 8 1779 BOB. 

*) 8 663, 8 680 „abi. 3 CRD. ) $ 1908 Abf. 1 BGB. 


10) 8 1908 Abi. 2, $ 1896 BGB. eine befondere Aufhebung der vorläufigen 
—— erfolgt alſo in dieſem Falle nicht. 
1908 2 Abt. 3 3 BGB. Gegen bie Aufoebung iſt Bejchwerde zuläjjig, $ 57 
No. 2, 8 20 RIrG 88 646, 680 CRD. 
9— Mot. IV ©. 12525f., Prot. II S. 6526 ff. (Bd. 4 ©. 855 ff.); Dentichrift 
©. 252 ff.; Stobbe-Lehmann Bd. 4 $ 339; Adamkiewicz, Der Rechtsbegriff der 
Kuratel, 1892; weitere Litteratur bei $ 223. 


1906 
bis 198. 
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88 1909, Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Perſon bezweckt, wird eine Pflegſchaft nur 


Stellung des 
Pflegers. 


dann angeordnet, wenn ein vormundſchaftlicher Schuß nur für beſondere 
Angelegenheiten erforderlih if. Die Vormundſchaft iſt alfo eine allge= 
meine, die Pflegichaft eine bejondere Fürſorge. Diejer Grundjaß erleidet 
nur infofern eine Einſchränkung, als die Pflegichaft über einen Gebrech— 
lichen eine allgemeine Fürforge in fich jchließen kann.!) 

Das BGB. unterjcheidet zwei Gruppen von Pflegichaften. Die erfte 
Gruppe bilden diejenigen Fälle, in denen eine Perfon, die unter elterlicher 
Gewalt oder unter Vormundichaft fteht, für Angelegenheiten, an deren 
Beforgung der Gewalthaber oder der Vormund aus rechtlichen oder that- 
jählihen Gründen verhindert ift, jchußbedürftig wird, ſowie Diejenigen 
Fälle, in denen die Voraußfegungen für die Anordnung einer Vormund— 
ihaft vorliegen, ein Vormund aber nod) nicht bejtellt ijt.?) Die zweite 
Gruppe bildet, abgejehen von der im Erbrechte behandelten Nachlaßpfleg— 
Ichaft®), eine Reihe befonderer Fälle, in denen e8 an einem Rechtsgrunde 
zur Anordnung einer Vormundſchaft fehlt, aber unter bejtimmten Voraus— 
jegungen die Einleitung einer jelbjtändigen Pflegſchaft zuläſſig ift.t) 

Den Kreis der einzelnen Pflegfchaftsfälle hat zwar das BGB. gegen- 
über dem preußifchen Rechte erweitert, dafür aber die allgemeine Ermäd)- 
tigung des preußifchen Nechte85) abgelehnt, wonach da8 Vormundſchafts— 
gericht, abgejehen von den gejeglich bejtimmten Fällen, Perſonen, die jelbjt 
zu handeln außer ftande waren ımd der väterlichen oder vormundſchaft— 
lichen Vertretung entbehrten, für einzelne Angelegenheiten oder für einen 
bejtinnmten Kreis von Angelegenheiten einen Pfleger beitellen konnte. 

Das preußische Recht kannte nur Perfonalpflegichaften ®), Feine Real— 
pflegichaften ), da8 BGB. kennt dagegen auch eine Realpflegjchaft.) 

II. Der Pfleger ift innerhalb des ihm zugewiefenen Wirkungskreiſes 
gejeglicher Vertreter des WPflegcbefohlenen. Das Bertretungsredht des 
Pflegers ift deshalb in jedem Falle von dem Vormundjchaftsgerichte be— 
jtimmt zu begrenzen und in der Beitallung, aus der allein der Pfleger 
jeine Legitimation herleiten kann, durch genaue Angabe ſeines Wirkungs- 
freijes und feiner Befugnifje zum Ausdrud zu bringen.?) 

Die Pilegihaft hat an ſich nicht die Wirkung, daß durch fie Die 
Geſchäftsfähigkeit und die Prozeßfähigkeit des Pflegebefohlenen beſchränkt 
wird; wird jedody in einem Nechtsjtreit eine prozekfähige Perjon durch 
einen Pfleger vertreten, jo daß diefer den Prozeß führt, jo jteht fie für 
den — — einer nicht prozeßfähigen Perſon gleich.!®) 


) N 1910 Nbf. 1 BOB. 

) 8 1909 Abf. 1 und 3 BEB s, 88 1960f. BOB. 

) Das find die Fälle der $$ 1910-1914 BGB. Vol. Mot. IV ©. 1252. 

°) 8 90 Pr. VBormörb. 

9) Ind zwar 2. für einzelne natürliche, nicht Be — a. vgl. 
Sahrbuh KG. Bd. 3 No. 35 ©. 69, Bd. 4 No. 41 ©. 95, 96 
Bd. 18 No. 14 S 16; vgl. auch Entid. RG. Bd. 19 3, Ei &, 508. 

) Sahıbud) KB. Bd.1 No. 29 ©. 47, Bd.5 No. 28 © Bd. 17 No. 9 
©. 33, Bd. 7 No. 24 ©. 55, Bd. 15 No. 19 ©. 78. 8 1014 DOW. 

®) Dal. Jahrbuch KG. Bd.4 No. 41 ©. 97 iR Bb.5 No. 29 ©. 77, Bd. 6 
No. 21 ©. 41, No. 28 €. 57. 0, 853 CPO., vgl. auch 88 473, 477 CPO. 
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III. Auf die Pflegihaft finden die für die Vormundſchaft 88 1909, 
geltenden Bejtimmungen entiprehende Anwendung, foweit ſich 198, 
nit aus dem Geſetz Abweichungen ergeben.') 1919. 

Je nachdem aljo die Pflegichaft über einen Minderjährigen oder über wleichelung 
einen Volljährigen geführt wird, entſcheiden die Vorſchriften über die Vor— gtenfehaft 
mundichaft Minderjähriger oder über die Vormundſchaft VWolljähriger. mit der Bor« 

Die Beitellung eines Gegenvormundes ift nicht erforderlich, aber auch "ee. 
nicht unzuläffig.?) Der neben den Vormunde bejtellte Gegenvormund iſt 
aber nicht ohne weitere auch zugleich Gegenvormund des neben dem Vor: 
munde bejtellten Pflegers.) 

Die Pflegſchaft endigt regelmäßig mik der Aufhebung durch das 
Vormundichaftsgericht, diefe Hat aber zu erfolgen, wenn der Grund für 
ihre Anordnung weggefallen iſt.) In einigen Fällen endigt fie fraft Ge— 
jeßes, ohne daß es einer Aufhebung bedarf.5). + 

Gegen eine Verfügung, durd; welche die Anordnung einer Pflegichaft 
abgelehnt oder eine Pflegſchaft aufgehoben wird, ſteht jedem, der ein recht: 
liches Interefje an der Aenderung der Verfügung hat die Beſchwerde zu.*) 

IV. Ein Minderjährig®, der unter elterlicher Gewalt, fowie ein legihaft 


neben 


Minderjähriger oder ein Volljähriger, der unter Bormundjchaft jteht, er= etterlicer 
hält in Angelegenheiten, an deren Bejorgung der Gewalthaber oder der wa 
Bormund aus thatjächlichen oder aus rechtlichen Gründen verhindert ijt, NMalt- 
einen Pfleger.) 

1. Ein Fall der thatjählichen Verhinderung liegt 5. B. vor, wenn 
der Gewalthaber oder der Bormund durd; vorübergehende?) Krankheit 
oder Abwejenheit an der Erledigung einzelner der Bejchleunigung be- 
dürfender Angelegenheiten verhindert it. So kann zum Zwecke der Stellung 
eined Strafantrags für das Kind oder den Mündel die Beitellung eines 
Pflegers erforderlich werden); ferner zur Wahrnehmung der Rechte des 
Kindes auf Gewährung von Unterhalt.!0) 

2. Eine rehtlihe Verhinderung des Gewalthaber8 oder des Vor— 
mundes ijt ingbejondere dann gegeben, wenn ihre Vertretungsmacht ent- 
weder kraft Geſetzes!“) ausgeichlofien oder ihnen infolge Anordnung des 
Bormundichaftsgerichts für einzelne Angelegenheiten oder für einen bejtimm- 
ten Kreis von Angelegenheiten entzogen ift!?), weil eine erhebliche Inter— 
eiienkollifion vorliegt.1?) 





8 8 1915 — a BGB. Leber Honorar eines Bienen? vgl. Jahrbuch NW. 
Bd. 16 No. 13 € ) 8 1915 Abi. 2 BOB. 

) Mot. F ©; "oo. Abweichend 8 31 Abſ. 1 Pr. VormOrd. 

*) 88 1919, 1920, 1921 Abi. 1 u. 2 BGB. 

5) 8 1918, $ 1921 Abſ. 3 BEP. °, 8 57 No. 5, 8 20 RFrG. 

) 8 1909 Abi. 1 Saß 1 BGB. 

®) Weber den Fall dauernder Verhinderung bei der elterlichen Gewalt fiehe 
S. 881; bei dauernder Verhinderung des Vormundes wird feine Entlaffung geboten 
fein, 8 1886 BGB. 

) Bgl. Entſch. NG. in Strafſachen Bd. 4 No. 53 ©. 148, Bd. 24 No. 132 
€. 372, 377. 0) VBgl. Zahrbuch KG. Bd. 4 No. 45 ©. 109. 

1) 8 1630 Abi. 2, 8 1795 BOB. ', 8 1630 Abj. 2 Sat 2, $ 1796 BGB. 

32 Bol. —— die Fälle der 88 1638, 1647, 1665, 1666, 1670, 1686, 1801, 
1845, 1846 BGB 


88 1909, 
1916. 


Yuftändigkeit. 
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3. Als einen beſonderen Fall der rechtlichen Verhinderung hebt das 
BGB. die Beſtellung eines Pflegers zur Verwaltung des Vermögens her— 
vor, das der Mündel oder das Kind in elterlicher Gewalt von Todes— 
wegen!) erwirbt oder das ihm unter Lebenden von einem Dritten unent— 
geltlich zugewendet wird, wenn der Erblafjer durch leptwillige Verfügung 2), 
oder der Zuwender bei der Zuwendung bejtimmt hat, daß dem Vormund 
oder dem Gewalthaber die Verwaltung nicht zuftehen joll.®) 

Dagegen ijt eine Pflegichaft über Perjonen, die weder unter elterlicher 
Gewalt noch unter Vormundfchaft ftehen, die aljo geichäftsfähig find, 
denen aber Vermögen mit der Beitimmung zugewendet wird, daß es ihrer 
Verfügung entzogen und ihrer Nachkommenſchaft erhalten bleiben jolle, jeßt 
nicht mehr zuläjlig.t) 

Tritt da8 Bedürfnis einer Pflegichaft neben der elterlichen Gewalt 
oder neben der VBormundfchaft ein, jo hat der Gewalthaber oder der Vor— 
mund dem VBormundjchaftsgericht unverzüglich (ohne jchuldhaftes Zögern) 
Anzeige zu machen.d) Daneben bleibt die Anzeigepflicht des Gemeinde- 
waiſenrats bejtehen.) w 

V. Eine Pflegſchaft ift auch danıı anzuordnen, wenn zwar die Vor— 
ausfeßungen für die Anordnung einer Wormundichaft vorliegen, der ſo— 
fortigen Bejtellung des Vormundes- aber noch Hinderniffe entgegenjtehen 
und eine einzelne Angelegenheit des Mündels jchleuniger Erledigung bedarf. ?) 

VI Wird im Falle des $ 1909 BGB. (Ergänzungspflegichaft) die 
Beitellung eines Pflegerd erforderlich, jo ijt, wenn über den Pflegling ®) 
bei einem inländijchen Gericht eine Wormundichaft anhängig ift, dieſes 
Gericht für die Pflegichaft zuftändig. Sit eine Vormundſchaft nicht an= 
hängig, jo iſt das Gericht zuftändig, in deſſen Bezirke der Pflegebefohlene 
zur Zeit des Erfordernijjes der Pflegichaft feinen Wohnfig oder in Er—. 
mangelung eine3 inländiichen Wohnfiges jeinen Aufenthalt hat.) 

Sit der Pflegling ein Ausländer, für den bei einem inländijchen Ge— 
riht eine Vormundſchaft nicht anhängig ijt, und der im Inlande weder 
Wohnſitz noc Aufenthalt Hat, fo ift das Gericht zuftändig, in deſſen Be— 
zirfe da8 Bedürfnis der Fürjorge hervortritt.10) 

VU. Für die anzuordnende Ergänzungspflegichaft gelten die Vor— 
Ichriften über die Berufung zur Wormundichaft!) nicht.12) 

Eine Ausnahme gilt nur für den Fall der Anordnung einer Pfleg— 
haft zur Verwaltung de von einem Dritten zugewendeten Vermögens. 


) Alfo durch Erbfolge, Vermächtnis oder als — 8 1369 BGB. 

?) Tejtament, Erbvertrag ($$ 1937, 2299 BG 

) 8 1909 Abf. 1 Sak 2, $8 1638, 1794 BOB, 

*) Zahrbuh KG. Bd. 20 No. 6 ©. A 21; über das Li Recht Bd. 16 
No. 11 ©. 42. )8 1909 Abi. 2 BGB 

9) 8 1850 BGB., 8 49 RFrG. 

’) & 1909 Abſ. 3 BGB., Mot. IV ©. 1254. 

®) Mag er Inländer oder Ausländer jein, $ 37 RFrG 

8 37 Abi. 1, $ 36 RFrG. 1) * 37 Abi. 2 RFrG. 

1) 8$ 1776-— 1778 BOB, 

) 8 1916 BGB. Die Pilegihaft nach $ 1909 BGB. ift alfo ſtets Dativ: 

furatel; Auswahl des Pflegers durd) das Vormundſchaftsgericht. 
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Hier ift als Pilger berufen, wer als ſolcher von dem Erblaſſer durch 
legtwillige Verfügung oder von dem Zuwender bei der Zuwendung be- 
nannt ijt!); er kann alfo ohne feine Zuftimmmmg nur aus denjelben Grün: 
den übergangen werden, aus denen ein al3 Vormund Berufener übergangen 
werden fann.?) 

Der Erblafjer kann durch feßtwillige Verfügung, der Zuender bei 
der Zuwendung für den Pileger diefelben Befreiungen anordnen, wie fie 
der Vater den von ihm benannten Vormunde gewähren fann.?) Das 
Vormundſchafisgericht kann jedoch diefe Anordnungen außer Kraft feßen, 
wenn fie das Intereſſe des Pilegebefohlenen gefährden.t) 

Der Pileger darf von den Anordnungen de3 Zumwenders, jo lange 
diefer lebt, nicht abweichen; die Zuftimmung des Zuwenders ift zu jeder 
Abweichung erforderlid; und genügend.) Die Zujtimmung des Zuwenders 
fann durch das Wormundichaftsgericht nur dann erjeht werden, wenn der 
Dritte zur Abgabe einer Erklärung dauernd außer ftande oder jein Auf- 
enthalt dauernd unbefannt ift.®) 

Die Pilegichaft für eine unter elterlicher Gewalt oder unter Vor— 
mundjchaft jtehende Perſon endigt kraft Gejeßes mit der Beendigung der 
elterlichen Gewalt oder der Wormundichaft.”) 


8 237. 


2. Bejondere Fälle der Pilegichaft. 


I. Nach römischen Rechtes) konnte Tauben, Stummen ſowie Perjonen, 
die dauernd Frank und deshalb behindert waren, ihren Angelegenheiten 
jelbjt vorzuftehen, von der Obrigkeit ein Kurator beftellt werden (cura 
debilium personarum). 

Nach preußischem Rechte erhielten Volljährige, wenn fie taub, ſtumm 
oder blind umd Hierdurch am der Bejorgung ihrer NechtSangelegenheiten 
gehindert waren, einen Bormund.?) 

Dad BGB. kennt nur eine Pflegſchaft über Gebrechliche, und 
zwar fann dieſe Pflegichaft entweder eine allgemeine, die Perfon und 
dad Vermögen umfajjende oder eine bejfondere, nur einzelne Angelegen- 
heiten ergreifende Pflegſchaft Jein.!) 





1) 8 1917 Abſ. 1 BGB., vgl. 8 87 Ab. 1 Pr. VormoOrd. 
) 8 1778 BGB. Siehe oben ©. 934. 
2) 8 1917 Abi. 2 Sap 1, 88 1852-1854 BGB., 8 87 Abſ. 2 Pr. VormOrd. 
) & 1917 Abſ. 2 Sa 2 BGB. 5, 8 1917 Abi. 3 Sap 1 BGB. 
®, 8 1917 Abi. 3 Sap 2 BOB. 
7) 8 1918 Abſ. 1 BGB. lebergangsbeftimmungen: Art. 210 EG. 5. BGB. 
®,$ 4 J. de curat, 1, 23. Sed et mente captis et surdis et mutis, et qui 
ınorbo perpetuo laborant, quia rebus suis superesse non possunt, curatores 
dandi sunt. 
) 8 81 Br. Vormörd., vgl. 88 15—18, 51—55 II 18 ACH. 
2 ns Zuftändigfeit des Gerichtd vgl. $ 38 RFrG., Beſchwerderecht: $ 57 
0.3 RFrG. 


88 1916, 
1917. 


Gebrech⸗ 
lichlelts · 
pflegſchaft. 


88 1910, 


1915, 
1918 


bis 1920. 


Abweſen⸗ 
heits⸗ 
pflegſchaft. 
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1. Ein Volljähriger, der nicht unter Vormundſchaft ſteht, kann näm— 
lich einen Pfleger für feine geſamten Angelegenheiten erhalten!), wenn 
er infolge Eörperlicher Gebrechen, insbejondere weil er taub, blind oder 
ſtumm ijt, feine Angelegenheiten?) nicht zu beforgen vermag.) 

2. Eine Pflegſchaft kann aber auch dann eingeleitet werden, wenn 
der Bolljährige, der nicht unter Vormundichaft jteht, infolge geijtiger?) 
oder körperlicher Gebrechen einzelne jeiner Angelegenheiten oder einen 
bejtimmten Kreis feiner Angelegenheiten, insbejondere jeine Wermögensange- 
legenheiten nicht zu beforgen vermag.d) Dieje bejondere Pflegſchaft erſtreckt 
ſich alfo nur auf die einzelnen Angelegenheiten oder auf den bejtimmten Kreis. 

3. In jedem Falle darf eine Gebrechlichfeitspflegichaft nur mit Ein- 
willigung des Gebrechlichen angeordnet werden, e3 jei denn, daß eine Ver: 
jtändigung mit ihm nicht möglich ijt.%) Iſt die Einwilligung nicht erteilt, jo 
muß die Bflegichaft auf den Antrag des Gebrechlichen jofort aufgehoben werden. ?) 

4. Die Gebrechlichkeitspflegichaft endigt Fraft Gejeßes mit dem Tode 
und der Todeserflärung des Pilegebefohlenen jowie mit der Erledigung 
der einzelnen Angelegenheit, zu deren Bejorgung jie angeordnet war®), im 
übrigen mit der Aufhebung durd) das Vormundjchaftsgericht.?) 

II. Tas römische Recht behandelte die Abwejenheitsfuratel (cura 
absentis)10) al3 Nealkuratel, d. h. als Güterpflege für das von einem Ab- 
twejenden ſchutzlos zurückgelaſſene Vermögen. 

In Deutjchland wurden die nädjiten Erben eines Verſchollenen, 
d. h. eines Abwejenden, von dem man jo lange Zeit nicht3 erfahren hatte, 
daß fein Tod als wahricheinlich galt, in dejjen Vermögen gegen Kaution 
für den Fall feiner Rückkehr eingewiejen. Seit der Rezeption des römischen 
Nechtes fahte man dieje vorläufige Einweihung in das Vermögen des Ver- 
ichollenen al3 eine Art VBormundichaft auf, die man mit Nüdjicht auf Die 
Abweichungen von der römijchen cura absentis als cura anomala bezeich- 
nete. Dieſe deutjchrechtliche Verichollenheitsfuratel hat in den meueren 
deutjchen Gejeßgebungen feine Aufnahme gefunden. 

Das ALNR.!!) Fannte nur eine Bormundjchaft über Abwejende nad) 
Analogie der Altersvormundichaft, und ihm folgte die Preußiſche Vormund— 
DARTENEDEN: 12) 


2) Alfo für feine Perſon und jein Vermögen. 

) Inter Angelegenheiten find nid)t blos RVermögensangelegenheiten zu verjtehen. 
Prot. 1I Bd. 4 ©. 855. 

9) 8 1910 Abi. 1 BGB. Die allgemeine Pilegichaft ift aljo nur wegen förper- 
licher, nicht auc wegen geijtiger Gebrechen zuläjfig. 

) Wird eine allgemeine Fürſorge wegen geijtiger Gebrechen notwendig, jo 
muß Die Entmündigung | herbeigeführt und aladann die Vormundſchaft eingeleitet werden. 

°) 8 1910 Abi. 2 BGB. 

9 8 1910 Abi. 3 BGB. Auf die Geſchäftsfähigkeit des Gebrechlichen iſt die 
Pilegichaft ohne Einfluß, vgl. aber $ 53 CPO. ’) $ 1920 BGB. 

°) 8 1915 Abi. 1, $ 1918 Abi. 3 BOB. 

) 8 1919, 1920 BOB. Uebergangsvorichriften: Art. 210 EG. 5. BGB. 

0, Val. Koeppen, Syſtem des Erbrechts, $ 15 und — des Erbrechts 
$14; Pudarff, Bormundicdaft, Bd.1 ©. — 5 ; Kraut Bd. 1 ©. 217 ff.; Stobbe— 
Lehmann Bd. 4 (3. Aufl.) $ 338. 

) 88 19—22, 821 JI 18 ACR. ), $ 82 Pr. VormOrd. 
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Da3 BGB.) hat an Stelle der Abweſenheitsvormundſchaft die 88 1911, 
Abweſenheitspflegſchaft eingeführt, diefe aber nicht als Realpflegichaft, an 
ondern als Perſonalpflegſchaft geſtaltet. 

Nach BGB. erhält ein abweſender Volljähriger, deſſen Aufenthalt 
unbekannt iſt, für ſeine Vermögensangelegenheiten, ſoweit ſie der Fürſorge 
bedürfen, einen Abwejenheitspfleger.?) 

Gleichgejtellt ift ein Abwejender, dejjen Aufenthalt zwar befannt, der 
aber an der Rückkehr und der Bejorgung jeiner Vermögensangelegenheiten 
verhindert ijt.?) Die Abwejenheitspflegichaft beſchränkt ſich auf die Fürſorge 
für die Vermögensangelegenheiten des Abwejenden; deshalb Tiegt 
ein Schußbedürfnis zunächjt dann nicht vor, wenn und ſoweit der Abweſende 
durch Beitellung eines Beauftragten oder eines Bevollmächtigten Fürjorge 
getroffen hat. Sind indefjen Umſtände eingetreten, die zum Widerrufe 
de3 Auftrags oder der Vollmacht Anlaß geben, jo iſt dem Abwejenden ein 
Abmwejenheitspfleger zu bejtellen, der dann den Auftrag oder die Vollmacht 
zu widerrufen hat.t) 

Der Abwejenheitspfleger hat die Nechte eines Wormundes, er ijt in- 
folgedefjen auch berechtigt, für den Pflegebefohlenen zu erwerben, nament- 
lih Erbihaften anzunehmen und Recdtsitreitigkeiten über vermögensrechtliche 
Angelegenheiten zu führen.5) 

Im übrigen hat aud die Abwejenheitspflegichaft feinen Einfluß auf 
die Gejchäftsfähigfeit des Abweſenden. 

Für die Abwejenheitspflegichaft iſt das Gericht zujtändig, in deſſen 
Bezirke der Abwejende jeinen Wohnfik hat.‘) 

Die Pilegichaft für einen Abweſenden iſt von dem Vormundſchafts— 
gericht aufzuheben, wenn der Abweſende an der Bejorgung jeiner Vermögens 
angelegenheiten nicht mehr verhindert ift.?) Dagegen endigt fie nicht ſchon 
mit dem Tode des Abwejenden, jondern erit dann, wenn dem Vormund— 
ichaftsgerichte der Tod des Abweſenden befannt wird und auf Grund Diejer 
Kenntnis die Pilegihaft vom Vormundjchaftsgeriht aufgehoben wird.®) 

Im Falle der Todeserflärung des Abwejenden endigt die Plegichaft 
mit der Erlafjung des die Todeserflärung ausſprechenden Urteil3.?) 

III. Nach römijchem Rechte 1%) konnte bein Vorhandenfein eines zwar Kitegicaft für 
ſchon konzipierten, aber noch nicht geborenen Kindes, das im Falle feiner eint Kon 
Geburt Erbanſprüche hatte, die Mutter Einweifung in den Befiß der 

ı) $ 1911 BGB. ) $ 1911 Abi. 1 Satz 1 BGB. 

s, 8 1911 Abi. 2 BGB. *) 8 1911 Abi. 1 Cap 2 BOB. 

r BR 1915 BGB. Fuchs, in Gruchots Beiträgen, Bd. 40 ©. 308 ff., Mot. IV 

°) 8 39 RFrG. über die Abwejenheitöpflegichaft zum Zwecke der Auseinander- 
jegung eines Nadjlafjes oder des Gefamtguts j. SS 88, II RFrG. Die Pflegichaft ift 
von dem VBormundjchaftsgerichte von Amtswegen einzuleiten, nachdem es das Vor— 
bandenfein ihrer Borausfegungen fejtgeftellt hat; Dritten fteht abweichend vom $ 82 
Abi. 3 Preuß. VormOrdn. fein Necht zu, die Anordnung der Abweſenheitspfleg— 
ſchaft zu verlangen. Mot. IV ©, 1262. ) 8 1921 Ubi. 1 BSR. 

) $ 1921 Abi. 2 BGB. ) 8 1921 Abi. 3, $ 18 BGB. 

10 Rudorff, Vormundichaftsrecht, Bd. 1 ©. 75ff.; Bachofen, Römifches Pfand- 
recht, Bd. 1 ©. 328 ff.; Windicheid, Pandekten, Bd. 2 $ 447 Note 4, 7; Dernburg, 
Pandelten, Bd. 3 $ 159. 

Leste, Allg. Preuß. Landrecht. 63 
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58 1912, dem Minde präfuntiv zufommenden Erbichaft und Beſtellung eines Nurators 
verlangen, der das Recht und die Pflicht hatte, der Mutter aus der Erb— 

* schaft den nötigen Unterhalt bis zu ihrer Entbindung zu gewähren (curator 
ventris). Außerdem war für die Erhaltung und Berwaltung der Erbichaft 

im Antereffe des fünftigen Erben umd der Gläubiger ein curator bonorum 

zu beftellen. Schon zur Zeit Ulpians wurde die cura ventris und die 

cura bonorum ventris nomine gewöhnlich derjelben Perfon übertragen.!) 

Die neueren Gejeßgebungen gingen injofern über das römische Necht 
hinaus, als fie die cura ventris nicht blos für die Erbanfprüce, jondern 
überhaupt für die jonftigen Anſprüche und Intereſſen einer Leibesfrucht 
eintreten ließen. 

So gewährte das Preußische Landrecht?) auch der aus einer unche- 
lihen Schwängerung erzeugten Leibesfrucht zur Wahrnehmung ihrer Nechte 
gegen den natürlichen Water einen Kurator. 

Im Anſchluſſe hieran gejtattete auch die preußische Vormundſchafts— 
ordnung?) die Beitellung eines Pflegers für eine Leibesfrucht, die unter 
Borausfeßung ihrer bereit8 erfolgten Geburt nit unter väterlicher Gewalt 
geitanden haben würde, zum Bwede der Wahrung aller ihrer jchuß- 
bedürftigen Intereſſen. 

Das BOB. geht zwar davon aus, daß die Nechtsfähigfeit eines 
Menschen erjt mit der Vollendung der Geburt beginnt*) und daß deshalb 
eine Yeibesfrucht nicht Träger von Rechten jein kann; gleichwohl ſchützt 
e3 mögliche fünftige Nechte des nasciturus, indem es für deren Sicher— 
jtellung jorgt, wenn ein Bedürfnis hierzu vorliegt.d) Deshalb erhält eine 
Yeibesfruht zur Wahrung ihrer Fünftigen Nechte®), joweit dieje einer Für— 
forge bedürfen, einen Pfleger.) Vorausſetzung iſt, daß das Kind, falls es 
bereit3 geboren wäre, nicht unter elterlicher Gewalt jtehen würde; anderen- 
falls jteht dem Water oder der Mutter die Fürforge zu, denn in der 
elterlichen Gewalt iſt auch die Schußpflicht für einen naseiturus enthalten.®) 

Bujtändig für die Pilegichaft über eine Leibesfrucht ift dasjenige Amts— 
gericht, welches für die Vormundſchaft zuftändig fein würde, falld das Kind 
zur Zeit des Eintritt des Bedürfniſſes der Fürſorge ſchon geboren wäre.?) 

Mit der Geburt des Kindes endigt die Pflegichaft.1) 

gflenfchaft für IV. Nach BGB. kann au, wenn unbekannt oder ungewiß ijt, wer 
—— bei einer Angelegenheit der Beteiligte iſt, dem Beteiligten für dieſe An— 
gelegenheit, ſoweit eine Fürſorge erforderlich iſt, ein Pfleger beſtellt werden.!) 

So kann insbeſondere auch einem Nacherben, der noch nicht erzeugt iſt oder 


l. 18 18 D. de ventre 37, 9. 

?) 88 966, 967 II 18 ALR. vgl. auch 88 10, 11, 962 -965, 968, 969 eben⸗ 
dajelbit. Das ALR. (8 962 II 18) und der code civil (Art. 393) gaben auch der 
Leibesfrucht einer nach dem Tode des Mannes ſchwangeren Witwe einen Kurator. 

) 8 85 Pr. VornoOrd. 81 BGB. 

5) Siehe oben Seite 25 Anm. 7. *) Wal. 8 1923 Ab. 2 BGB. 

) 8 1912 Sap 1 BOB. 

°, 8 1912 Sat 2 BGB. 

— 40 RFrG. Die Pflegſchaft iſt von Amtswegen einzuleiten, wenn das 
Vormundſchaftsgericht das mn ihrer Vorausſetzungen * —1* erachtet. 

0) 8 1918 Abſ. 2 BG t) 8 1913 Satz 1 BGB. 
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dejjen Perfönlichkeit durch ein Fünftiges Ereignis bejtimmt wird, für die 88 1913, 
Zeit 6i8 zum Eintritte der Nacherbfolge ein Pfleger beftellt twerden.!) 194. 
Auch ſonſt kann, wie auch nad; früherem preußiichen Nechte?), einer nod) 

nit empfangenen Berjon zur Wahrung ihrer künftigen Nechte ein Pfleger 
zugeordnet werden, jo zum Scuße der fünftigen Rechte der noch nicht 
empfangenen Fideilommiß- oder Lehnsanwärter oder eines zur Zeit des 
Erbfalles noch nicht empfangenen Vermächtnisnehmers.?) 

In Betracht fommen auch ſolche Fälle, in denen e8 ſich um eine blos 
thatjächliche Fürjorge handelt, 3. B. kann bei Unglüdsfällen im Intereſſe 
der unbekannten Beteiligten eine Pflegſchaft eingeleitet werden, wobei dem 
Pfleger aud) die Ermittelung der Beteiligten obliegt. 

Zuftändig für die Anordnung der Bilegichaft iſt das Amtsgericht, in 
deſſen Bezirfe das Bedürfnis der Fürſorge hervortritt.!) Die Pilegichaft 
it von dem Vormundſchaftsgericht aufzuheben, wenn der Grund für ihre 
Anordnung weggefallen ijt.?) 

V. Wird durch öffentliche Sammlung ein Vermögen für einen vorüber: gaesicaftfür 
gehenden Zweck zulammengebradht, 3. B. zur Errichtung eines Denkmals, — 
zur Erbauung eines Krankenhauſes, zur Linderung der Not Ueberſchwemmter — 
oder Abgebrannter, ſo kann zum Zwecke der Verwaltung und Verwendung 
des Vermögens ein Pfleger bejtellt werden, wenn die zu der Verwaltung 
und Verwendung berufenen Perſonen weggefallen jind®), 3. B. durch Tod, 
Abweſenheit oder Eintritt der Geichäftsunfähigfeit. 

Die juriftiiche Natur des durch folhe Sammlungen zufammengebrachten 
Vermögens ijt bejtritten; in den meilten Fällen wird man ein fiduziarijches 
Eigentum der Sammler anzunehmen haben, doch wird e8 auf die Yage des 
einzelnen Falles anfommen.?) Dieſe Pflegichaft ift eine Realpflegicdaft, 
und zwar die einzige, die da8 BGB. kennt. 

Zultändig für die Pflegſchaft ift das Amtsgericht des Ortes, an welchem 
an. die Verwaltung geführt wurde.) ?) 


) N 1913 Satz 2, 88 2100 ff., 2139 BGB. 

?) Jahrbuch KG. Bd. 1 No. 28 ©. 43, Bd. 2 No. 18 ©. 35, No. 30 ©. 55, 
Bd. 4 Mo. 41 ©. 96, 97, Bd. 5 No. 57 ©. 140, Bd. 7 Ro. 26 ©. 61, Bd. 14 
No. 21 ©. 84. 

2) Mot. IV &. 1265. Abweichend vom preußijchen Rechte (fiche S. 988 Anm. 6) 
fann auch einer künftigen juriſtiſchen Perjon ein Pfleger bejtellt werden. Fuchs a. 
a. O. ©. 266; Schultetus a. a. O. ©. 225; Heſſe a. a. O. ©. 260; Boſchan S. 307. 

98 41 NO, s) 8 1919 BR. " g 1914 BGB. 

) vgl. Regelsberger, Streifzüge im Gebiete des Civilrechts. 1892; derſelbe, 
Pandelten, — 1 8 87 ©. 343; Bring, Pandekten, 1. Aufl. S. 1020, 1062, 2. Aufl. 
$ 440 a. E.; Better, Bandekten, Bd. 28112 ©. 283; Demburg, Randetten, 3. 1 
$ 62 Anm. 5; un Deutſches Privatrecht, Bd. f $ 80 Anm, 43; Endemann 
Bb. 2 g 228 unter 5 ; Krüdmann im Archiv f. bürgerl, Recht, Bd. 8 ©. 67; Stro— 
hal in Iheriug⸗ ——— Bd, 34 ©. 336. 

",8 42 NEO. be der Beendigung vgl. $ 1918 Abi. 3, $ 1919 BGB. 

“ Ueber andere Fülle der Bilegihaft außerhalb des BGB. vgl. 03 StrGB., 
N 480, 333—335 StPOD.; 8$ 906—1002 II 18 ALR. Art. 89, r AS. z. BEL. 

ehnsturatoren), $ 95 II 4 ALR. Entih. RG. Bd. 19 No. 57 ©. 305 (Fidei— 
tommihlurator), 8 30 I 46 AGO., Art. 144 Ziff. 1 PrFrGe; $ 58 des preuß. Dis⸗ 
ziplinargeſetzes vom 7. Mai 1851 (GS. ©. 218); 8 89 des Geſetzes vom 21. Juli 
1852 (85. ©. 465), betr. die Dienjtvergehen der nichtrichterlicen Beamten; $ 30 
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V. Berfahren in Vormundſchaftsſachen. 
g 238. 


Das formelle Vormundſchaftsrecht. 


I. Die Obervormundjchaft jteht dem Staate zu, ihre Führung ift den 
Gerichten übertragen. Bormundichaftsgerichte find die Amtsgerichte; das 
Verfahren in Vormundſchaftsſachen wird durd das Neichsgejeß über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtöbarfeit !) geregelt. 

Unberührt bleibt jedocd; auc in Vormundſchaftsſachen das Sonderrecht 
der Landesherren, der Mitglieder der landesherrlichen Familien, ſowie der 
gleichgeitellten Häufer und das Sonderrecht der vormals reichsſtändiſchen 
und der feit 1806 mittelbar gewordenen und der ihnen gleichgeftellten 
Häufer.?) 

So iſt für die Standesherren und die ebenbürtigen Mitglieder ihrer 
Familien die obervormundjchaftlihe Behörde dasjenige Dberlandesgericht, 
in defjen Bezirke die Standesherrichaft gelegen ift, und wenn ein Standes- 
herr mehrere inländiiche Standesherrichaften befißt, dasjenige, im deſſen 
Bezirfe der veritorbene Water des zu VBevormundenden zugleich feinen 
Wohnfig gewählt hatte, ohne Rüdjicht auf ausländijchen Güterbefig und 
etwaige Bevormundung.?) 

II. Für die VBormundichaft über Minderjährige und über Bolljährige 
ift das Amtsgericht örtlich zuftändig, in deſſen Bezirke der Mündel zur 
Zeit der Anordnung der Vormundfchaft feinen Wohnſitz vder in Er: 
mangelung eined inländilchen Wohnjiges feinen Aufenthalt, hat.t) 

1. Sit der Mündel ein Deutjher und Hat er im Inlande weder 
Wohnſitz noch Aufenthalt, jo it das Gericht zuftändig, in deſſen Bezirk 
er feinen legten inländilchen Wohnfiß Hatte.) Fehlt ein folder Wohnſitz 
oder ijt er nicht zu ermitteln, jo wird das zuftändige Gericht, falls der 
Mündel einem Bundesjtaat angehört, von der Landesjuftizverwaltung, 
UMBFER N von dem Reichskanzler bejtimmt.‘) 





— vom F —28 rn nn. S 62 des Reichsbeamtengeſetzes vom 
31. März 1873 (RGBl. ©. öl). Dal. Jahrbuch KG. Bd. 19 No. 14 ©. 47. 

1) 88 3564 RFrG. Bal. auch Art. 147 EG. 5. BOB. 

2) Art. 57, 58 EG. 3. BGB., 8 1509 RFrG. %ır. 136, 137 PrFrG. 

°, 8 19a Snftruttion von 30. Mai 1820 (85. ©. 81). Wo von Obrigfeitd- 
wegen die Ernennung eines Vormundes geicheben muß, erfolgt fie von dem König 
unmittelbar auf Antrag des Juſtizminiſters; die Beitallung wird vom Juſtizminiſter 
ausgefertigt und vom König vollzogen. Auffichts- und Beſchwerdeinſtanz ijt der 
Suftizminifter, 84 se v. 12, November 1855 (WE. ©. 686). 

*, 8 36 Abſ. 1 FE Unter mehreren zujtändigen Gerichten, z. B. wenn 
der Wohnjik gleichzeitig an mehreren Orten beſteht (S 7 Abi. 2 BGB.), enticheidet 
die Prävention, 34 RFrG. Nach preuß. Rechte (8 2 Abi. 1 Pr. VBormürd,) entfchied der 
Wohnſitz oder Aufenthalt des Waters; diefer ift nicht mehr entjcheidend, weil nad) 
BGB. nad) dem Tode des Waters die efterliche Gewalt der Mutter eintritt und dieſe 
den Wohnfigp ändern kann. 

>», 8 36 Abſ. 2 Satz 1 RFrG., vgl. $ 5 Pr. VormOrd. aud $ 3 RFrG. 
und $ 15 CPO. ) $ 36 Abſ. 2 Sag 2 RFrG. 
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2. Soll die Vormundichaft über Gejchwijter angeordnet werden, 
die in den Bezirken verjchiedener Wormundichaftsgerichte ihren Wohnfik 
oder ihren Aufenthalt haben, fo enticheidet die Prävention, andernfalld it 
der Wohnfik oder Aufenthalt des jüngſten Mündels für alle Geſchwiſter 
maßgebend.!) 

3. Für die Vormundfchaft über einen Minderjährigen, deſſen Familien— 
jtand nicht zu ermitteln iſt (Findelkind), iſt das Gericht örtlich zuftändig, 
in deſſen Bezirke der Minderjährige aufgefunden wurde.?) 

4. Der Mangel der örtlichen Zuftändigfeit begründet nicht die Un— 
wirfjamkeit der von dem unzuftändigen Gerichte vorgenommenen Hand— 
fung®); wohl aber bewirkt ein Mangel in der ſachlichen Zuftändigfeit 
de3 Gericht? die Unwirkſamkeit der gerichtlichen Verfügung.t) 

5. Beiteht Streit oder Ungewißheit darüber, welches von mehreren 
Gerichten örtlich zuftändig ilt, jo wird das zuftändige Gericht durch das 
gemeinjchaftliche obere Gericht bejtimmt.5) 

Wenn das zuftändige Gericht in einem einzelnen Falle an der Aus- 
übung des Richteramts vechtlich oder thatſächlich verhindert iſt, fo erfolgt 
die Beitimmung des zujtändigen Gerichtd durch das ihm im Inſtanzenzuge 
vorgeordnete Gericht.?) 

Die Entſcheidung des oberen Gerichts iſt unanfechtbar.”) 

III. Die Bormundichaft unterjteht in Anſehung ihrer Anordnung 
und Wirkung dem Perjonalitatute des Mündels; demgemäß enticheidet die 
Staatdangehörigfeit de8 Mündels darüber, ob und von welcher Behörde 
eine Bormundjchaft einzuleiten ijt oder nicht.) Hiernach müßte über einen 
Deutjchen eine VBormundichaft auch dann im Inlande von Amtswegen an— 
geordnet werden®), wenn er feinen Wohnfig oder Aufenthalt im Auslande 
hat. Diefer Grundjaß erleidet aber eine Abſchwächung. Danach kann 
ausnahmaweile die Anordnung der Vormundſchaft im Inland unterbleiben, 
wenn die nach den Vorichriften des deutjchen Rechtes erforderliche Wormunds 
ihaft über den Deutfchen im Auslande bereit3 angeordnet ift und das 
Unterbleiben der inländischen Vormundſchaft in Intereſſe de8 Mündels 
liegt.!% Der Vormundjchaft iſt die Pflegſchaft nleichgejtellt.1!) 

IV. Auch über einen Ausländer kann im Inland eine Vormundſchaft 
oder eine Pilegihaft unter der Vorausſetzung angeordnet werden, daß 

1. der Ausländer entweder nach den Gejehen des Staates, dem er 
angehört, der vormundichaftlichen Fürjorge bedarf oder im Inland ent- 
— iſt!) und 





9836 — 1 Sat 2 RFrG. ) 8 36 Abi. 3 RFrG. 87 Br. Bormörd. 

NETR *) Bol. $ 32 RFrG. 

285 Abi. T Sap 1 RFrG. ) $ 5 Abf. 1 Sap 2 RFrG. 

85 Abi. 2 RFrG. 

) Bol. Denkichrift zum Entwurf eines Geſetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtöbarteit, Drudjachen des Reichstags 1807/98 No. 21, ©. 46. 

», 8 1774 BOB. 

847 Ab. 1 Rab. Bol. Jahrbud KG. Bd. 12 No. 13 ©. 50. Ueber 
die Abgabe einer im Inland angeordneten Vormundſchaft an den ausländiichen Staat 
jiehe* oben ©. 932, 

2,8 47 Abſ. 3 RFrG. 2, Art. 8 ES. 3. BOB. 
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2. jein Heimatjtaat die Fürſorge nicht übernimmt.!) 

Solange eine Vormundſchaft oder Plegichaft über den Ausländer 
nicht angeordnet ijt, kann das deutiche Vormundſchaftsgericht vorläufige 
Maßregeln treffen.?) 

Staats⸗ V. Durch Staatsverträge iſt vielfach den deutſchen Konſuln im Ausland 

verträge und den fremden Konſuln im Deutſchen Reiche das Recht ausbedungen, 
Vormundſchaften und Pflegſchaften für ihre Landesangehörigen einzuleiten 
oder nach Maßgabe der Geſetze ihres eigenen Landes die Führung der 
Vormundſchaft oder Pflegſchaft zu beaufſichtigen, oder es iſt den beider— 
ſeitigen Konſuln die Rechtsſtellung eines Vormundes der Minderjährigen 
ihres Landes übertragen.?) 

Abgeſehen hiervon ſind die deutſchen Konſuln nur in den Konſular— 
gerichtsbezirlen zur Anordnung von Vormundſchaften oder Pflegſchaften über 
Deutſche zujtändig.t) 

In den deutſchen Schutzgebieten übt die Rechte und Pflichten des 
Obervormundſchaftsgerichts der von dem Reichskanzler zur Ausübung der 
Gerichtsbarkeit ermächtigte Beamte aus.°) 

Offizlal: VI In Bormundichaftsiahen Hat das Gericht von Amtswegen die 

a zur Feſtſtellung der Thatſachen erforderlichen Ermittelungen zu veranftalten 

und die geeignet erjcheinenden Beweije aufzunchmen®), e3 herricht aljo das 
DOffizialprinzip. 

Das Bormundichaftsgericht trifft jeine fachlichen Entſcheidungen durch 
Berfügungen, die mit der Bekanntmachung an denjenigen, für welchen 
fie ihrem Inhalte nad) bejtimmt find, wirkſam werden.”) 

Das Gericht darf eine von ihm erlafjene Verfügung jelbjt ändern, 
wenn e3 jie nachträglich für ungerechtfertigt erachtet.) Das Abänderungs- 
recht unterliegt aber mannigfachen Beſchränkungen; jo iſt die Nenderung 

einer Verfügung ausgejchloffen, Die der fofortigen Beſchwerde unterliegt *®), 
und fie iſt aud) dann unzuläffig, wenn durch die Verfügung die Genehmigung 
zu einem Nechtsgeichäft erteilt oder verweigert it und die Genehmigung 
oder deren Verweigerung einem Dritten gegenüber bereit3 wirkſam ges 
worden ijt.10) 


) Art. 23 Abſ. 1 ES. 5. BEB. Die Zuftändigfeit ded deutfchen Vormund— 
ſchaftsgerichts beftimmt ſich nach $ 36 Abſ. 1 RFrG. 

Art. 23 Abi. 2 EG. z. BGB., 8 44 RFrG., vgl. $ 1846 BGB. 

9) VBgl. die rn der Koniularverträge bei Niemener, Dad internationale 
Brivaticht” des BOB., 1901 ©. 189Ff.; von Poſchinger, Die Deutſchen Konfular- 
Verträge, 1892. Bol. auch Böhm, Handbuch der Internationalen Nadjlapbehand- 
lung, 2. Aufl. (1895 \ 866. 49. 

2 Reichsgeſetß über die onfulargerichtSbarfeit vom 7. April 1900 (RGBl. ©. 213) 
88 1, 2,7 Ziff. 2; Ref. betr. die Organifation der Bundestonfulate u. ſ. w. vom 
8. November 1867 (BOB. ©. 137) $ 1 Sap 2; König, Handbud) des deutſchen 
Konſularweſens (5. Aufl.) S. 34, 228. 

. >), Scyupgebietägejep vom 25. Juli 1900, in der Faſſung vom 10. September 
1900 (RGB. ©. 813) 88 2, 4. ) 8 12 RFı®, 
) 16 RFrG. 9818 Ab. 1 Ri. 
») 8 18 Abi. 2 RFrG. 
»», 8 55 Abi. 1, 8 62 RFrG. 
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VII Gegen die Verfügungen ded Vormundichaftsgerichts iſt das 
Nechtsmittel der Beſchwerde zulällig!), über die das Landgericht ent- 
icheidet.?) Gegen die Entjcheidung des Beſchwerdegerichts ift das Rechts— 
mittel der weiteren Bejchwerde gegeben, wenn die Enticheidung auf 
einer Verlegung des Geſetzes beruht.?) Ueber die weitere Beſchwerde ent— 
icheidet da8 Dberlandesgericht*), in Preußen dad KHammergericht.) 
Do ift in befonderen Fällen zur Sicherung der Nechteinheit bei der 
Nechtiprehung in VBormundichaftsiachen die Abgabe der weiteren Beſchwerde 
an das Neichsgericht vorgejchrieben.®) 

Das DOberlandesgericht (Nammergericht) hat nämlich die Sache unter 
Begründung jeiner Necht3auffaffung an das Reichsgericht zur Enticheidung 
dann abzugeben, wenn das Gericht der weiteren Beſchwerde bei der Auslegung 
einer reichögejeßlichen Vorjchrift über das Vormundichaftswejen von der auf 
weitere Beichwerde ergangenen Enticheidung eines anderen Oberlandesgerichts 
oder, falls über die Nechtsfrage bereit3 eine Entſcheidung des Neichigerichts ?) 
ergangen ijt, von dieſer abweichen will.) 

Die Beſchwerde gegen eine Verfügung des Vormundſchaftsgerichts jteht 
jedem zu, dejjen Recht durch die Verfügung beeinträchtigt ijt?); bei Ver— 
fügungen, die nur auf Antrag erlafjen werden fünnen, kann die Verfügung, 
durch Die der Antrag zurüdgeiviefen worden ift, nur von dem Antragiteller 
im Bejchwerdeiveg angefochten werden.!®) 

Das Necht der Beichwerde jteht dem Vormund entweder im Namen 
des Mündels zu, wenn dejjen Necht beeinträchtigt ift, oder im eigenen 
Namen, wen jein eigene Recht durch die Verfügung betroffen ijt. 

Der Kreis der Bejchtverdeberechtigten ijt aber in Wormundichaftsjachen 
noch erheblich erweitert ?!); denn in gewillen Fällen jteht das Beſchwerderecht 
jedem zu, der ein rechtliche Snterejie an der Nenderung der angefochtenen 
Verfügung hat!?), ſowie jedem, der ein berechtigte Intereſſe daran hat, 
eine die Sorge für die Perfon des Mündels betreffende Angelegenheit 
wahrzunehmen.13) 





') Bal. Schulgenjtein in der Zeitſchrift für deutichen Givilprozeh, Bd. 25 ©. 165, 
19 RFrG. Keine Beichwerde gegen reine Unterlafiungen de3 Vormund— 
ſchaftsgerichts, vgl. Schulpenjtein a. a. D. ©. 202. ) 827 RFrG. 

88 28, 29 RFrG. 

) Art. 7 RFrG. mit der Befugnis zur Rücküberweiſung. $ 199 RFrG. 

*, 8 28 Abi. 2 RigrG. 

) Es iſt weder erforderlich, daß die Entſcheidung des Reichsgerichts auf weitere 
Beſchwerde, noch daß ſie auf dem Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit ergangen 
iſt; jede Eutſcheidung des Reichsgerichts, die über die betreffende Rechtsſrage in irgend 
einer Sadje ergangen ift, fomınt in Betracht. 

) Wegen der Koſten der Entſcheidung des Reichsgerichts vgl. Art. IV des 
Neichögefepes vom 17. Mai 1898 (NSBL. ©. 252). 

v, 8 20 Abi. 1 RFrG. 0) 8 20 Abi. 2 RFrG. 

19 Bal. $ 57 RFrG. 

533 B. Ehegatten, Verwandte, Verſchwägerte des Mündels, $ 57 No. 1 N FW. 

19 857 No. 9 RFrG., zur Beichwerde legitimiert kann hiernad) fein der Piarrer, 
der Lolkalſchulinſpeltor die Polizeibehörde, Vereine für Jugendfürſorge oder zur 
Förderung des Wohles der Jugend. Auf die fofortige Beſchwerde findet $ 57 Abi. 1 
No. 9 RFrG. feine Anwendung, vgl. Abſ. 2 dafelbit. 
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Die hiernach Bejchwerdeberechtigten machen die Beſchwerde nicht im 
Namen des Mündels, wenn auch in deſſen Intereſſe geltend, denn fie üben 
ihr eigenes Necht aus; deshalb treffen fie auch die Koſten der Beſchwerde 
im Falle ihrer Zurückweiſung.!) 

Außerdem it der Mündel, der da8 14. Lebensjahr vollendet hat, 
berechtigt, in allen jeine Perſon betreffenden Angelegenheiten und in allen 
Angelegenheiten, in denen er vor einer Enticheidung des Vormundſchafts— 
gericht3 gehört werden joll?), das Beſchwerderecht felbjtändig ohne Mit- 
wirfung ſeines gejeßlichen Vertreters auszuüben.?) 

Ausnahmsweiſe findet in WVormundichaftsiachen die fofortige Be— 
ſchwerde ftatt, deren Einlegung an eine Frift von zwei Wochen gebunden 
iſt.) Sie ift für Fälle gegeben, in denen eine möglichjt ſchnelle Entſchei— 
dung im Intereſſe der Beteiligten liegt, jo, wenn ein als Vormund Be— 
rufener übergangen oder ein Vormund gegen feinen Willen entlafjen wird. 
Gegen die jofortige Beſchwerde iſt nur die jofortige weitere Beſchwerde 
zuläffig.d) Die Entjcheidung des Beſchwerdegerichts wird in den Fällen, 
in welchen die fofortige weitere Beſchwerde jtattfindet, erjt mit der Rechts— 
fraft wirkſam; das Bejchiverdegericht kann jedoch die fofortige Wirkſamkeit 
der Enticheidung anordnen.®) 

VII. Die Bearbeitung der Vormundichaftsjachen kann nad) dem Er: 
mejjen des Nichterd während der Gerichtsferien unterbleiben, ſoweit das 
Bedürfnis einer Beichleunigung nicht vorhanden: ift.”)°) 


81 %Pr. GEG®. in der Foſſung vom 6. Oftober 1899 (GS. S. 326), vgl. 
jedoch 7 686 ?) $ 1827 BOB. 859 RFrGG. 
$ 60, $2 2 RFrG. Die Einlegung vor Beginn des — iſt nicht 
unguläff vgl. aud) Entih. RS. Bd. 9 No. 121 ©. 420, ob. 29 No. 88 ©. 341, 
BD. e F 111 ©. 391, 392, 8 24 Abi. 2 Rgro 
9) 8 26 RFrG. Zeugniſſ e über die Rechtskraft einer Berfligung werden bon 

dem ne air on erteilt, $ 31 RFrG. 

') g 10 R5r6., 5 9 Bo. 

9 Bo der ER Beach vgl. Art. 160, 210-212 EG. 5. BGB. 


Fünftes Bud). 
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I. Allgemeine Lehren. 


I. Das Erbrecht umfaßt diejenigen Rechtsnormen, welche den Ueber— 
gang ded Vermögens eines Berjtorbenen auf einen oder mehrere Ueber— 
lebende regeln (Erbrecht im objektiven Sinne), Das Vermögen, das von 
einem Berjtorbenen hHinterlafien und von einem Weberlebenden erworben 
wird, heißt Erbſchaft; der Erwerber der Erbjchaft heißt der Erbe, der 
Verjtorbene der Erblajjer. 

Im Anſchluß an das römische Recht und die modernen Gejeßgebungen 
hat da8 BGB. den Grundjaß der Univerjalfuccejjion (Geſamtnach— 
folge) beibehalten: mit dem Tode einer Perjon (Erbfall) geht 
9 Mot. V S. 1ff.; Denfichrift ©. 33; Prot. II ©. 6571 ff. (Bd. 5 ©. 1ff.); 
Pland:Ritgen V ©. 7 ff.; v. Staudinger-Herzielder Bd. 5 ©. 3ff.; Wille, Das Erb- 
recht (1900); Frommhold, Das Erbredt, Teil I 1899; Coſack, Lehrbud des 
Deutihen Bürgerlihen Rechts, Bd. 2 8 346 ff.; Endemann Bd. 38 1ff.; Matthiaß 
Bd. 28 128 Ff.: Enneccerus-Lehmann Bd. 28 165 ff.; v. Buchka (3. Aufl.) S. 400 ff.; 
Förtſch ©. 99ff.; Altsmann, Das Recht des BGB. (9. Aufl.) S. 462; Engelmann, 
Das Bürgerliche Necht, 2. Aufl. ©. 710 ff.; Simeon, Recht und Rechtsgang, ©. 863 ff.; 
Hahenburg, Das BGB., Vorträge (1898) ©. 357f.; Goldmann-Lilienthal, Das 
Bürger. Geſetzbuch Teil I S. 312Ff.; Neumann, Handausgabe ded BGB. (2. Aufl.) 
Bd. 2 ©. 1068 Ff.; Strohal, Das Deutiche Erbrecht, 1. Aufl. 1896, (dazu Küntzel in 
Gruchots Beiträgen Bd. 41 ©. 449, 583 ff.; 808 ff.), 2. Aufl. 1901; Pelargud, Das 
Erbrecht des BGB., 1899; Borcherdt, Das Erbreht und die Nachlakbehandlung 
(1900); Boehm, Das Erbredht des BGB. (2. Aufl. 1900); Heymann, Die Grund— 
züge des gejeplihen Berwandten-Erbrechts, 1896; BP. Meyer, Das Erbrecht des 
BGB., — 1 (1901); Rüger, Aus dem Erbrechte des BGB., im Sächſiſchen 
Archiv, Bd. 9 ©. 401 ff.; Maercker-Köhne-Feiſt, Die Nachlapbehandlung, 1900; 
Vering, Römiſches Erbrecht, 1861; Schirmer, Handbuch de8 Römiſchen Erbrechts; 
Teil I 1863; Koeppen, Syſtem des heutigen röm. Erbrechts, 1862, 1864, (2 Liefe— 
nungen unvollendet); Koeppen, Lehrbuch des heutigen römischen Erbrechts, 1895, 
Hölder, Beiträge zur Geſchichte des römischen Erbrechtes, 1881; Demburg-Biermann, 
Pandekten Bd. 3 (6. Aufl.) SS 54ff.; Brunner, Deutſche Nechtsgeichichte, Bd. 1 
©. 79 ff.; Schröder, Deutihe Rechtsgeihichte (2. Aufl.) S. 70, ©. 318ff., 713 ff.: 

eusler, Institutionen des Deutjchen Privatredhts, Bd.2 ©. 532 ff.; Stobbe, Deutiches 

rivatrecht, Bd. 5 88 275 ff.; Dernburg Bd. 3 (4. Aufl.) $ 90ff.; Eceius Bd. 48243 ff.; 

eubauer, Das in Deutichland geltende Erbrecht, 1890; Zürn, Handbucd des Preuß. 
Erbrechts, 1592. 
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58 1922, deren Vermögen als Ganzes auf eine oder mehrere andere 
1942,1968. Perjonen über!) Diejer Uebergang des Vermögens als eine Ganzen 
heißt Erbfolge, und den Gegenjtand diejer Erbfolge bildet die Erbſchaft, 
d. 5. das Vermögen des Erblafjers als Einheit, al3 universitas, als Ge— 
Unmittelbar, Jamtheit der dermögensrechtlichen Beziehungen des Erblafjerd. Der Ein- 
beit — tritt des Erben in das Vermögen „als Ganzes“ vollzieht ſich unmittel— 
bar mit dem Tode des Erblaſſers kraft Geſetzes, alſo ohne daß es 
einer beſonderen Antretung bedarf.?) Daraus folgt einmal, daß, unab— 
Rotwendig, Hängig don dem Willen des Erblaſſers, in jede Erbſchaft eine Univerfal- 
leit — Erb⸗ ſueceſſion ſtattfindet, der Erblaſſer dieſe alſo nicht ausſchließen kann, und 
ferner, daß es nad) BGB. eine erbloſe Zwiſchenzeit (hereditas iacens) 
nicht giebt. Wenn der Erblajjer feinen Erben beruft, jo tritt die gefeh- 
liche Erbfolge ein, und wenn der zumächjt berufene Erbe die Erbichaft 
ausichlägt, jo geht fie auf denjenigen über, welcher berufen fein würde, 
wenn der Ausfchlagende zur Zeit des Erbfalls nicht gelebt hätte); in Er- 
mangelung eine8 anderen Erben gilt der Fisfus als notwendiger gejeplicher 
Erbe, der als folder die Erbichaft nicht ausſchlagen kann.) Jeder Erb— 
laſſer muß aljo einen Erben haben, jeder Erbe iſt Geſamtnachfolger 
(Univerjalfuccefjor) des Erblafjers. 

Neben dem Erbrecht im objektiven Sinne jpricht man von dem Erb» 
recht im jubjeftiven Sinne als von der Erbberechtigung, d. h. von 
dem dem Erben aus und infolge der Erbfolge zuitehenden Aechted); im 
diefem Sinne bezeichnet Erbrecht auch die rechtliche Stellung, die der Erbe 
als jolcher einnimt. 

Den Ausdruck „Nachlaß“ verwendet das BGB. wenn es objektiv 
die Geſamtheit der einzelnen Vermögensgegenſtände des Erblaſſers bezeichnen 
will, das Wort Erbſchaft gebraudht e8 von dem hinterlaffenen Vermögen 
einer Perjon, wenn es zugleid) als mit einem bejtimmten Subjekt (Erbe), 
auf den das Vermögen übergeht, in Beziehung jtehend bezeichnet werden ſoll.“) 

II. Das Vermögen des Erblajjers al3 Einheit, als universitas, bildet 
den Gegenjtand und die Gejamtnachfolge (Univerfalfuccefftion) die Form der 
Erbfolge. 

Römisches Der Begriff der Univerjalfuccejlion entitammt dem römischen Rechte; 
— der Erbe trat in die Geſamtheit der Rechte und Pflichten des Erblaſſers 
ſucceſſion. als Einheit ein, und dieſe Einheit ging auf den Erben als Vermögen des 
Erblafjerd über. Erſt dadurch, daß der Erbe das Gejamtvermögen als 
Ganzes, als universitas, erivarb, trat er in die einzelnen Vermögensbejtand- 
teile ER und Berbindlichkeiten) jo ein, wie fie dem Erblafjer zuftanden.”?) 

„ S 192 Abſ. 1 BGB. 
?) Aber unbejchadet des Rechtes, die Erbichaft auszuichlagen, $ 1942 Abi. 1 
BEL. ) 8 10953 BOP. 86 1942 bj. 2 BGB. 

®) Val. auch $$ 1933, 2018, 2353, 2376 BGB. 

6) Mot. V ©. 603. 

)Y L. 62 D. de R. J. 50, 17; (Julian) Hereditas nihil aliud est, quam 
successio in universum ius, quod defunetus habuerit; ebenjo Gaius J. 24 D, de 
V. 8. 50, 16. Bal. ferner 1. 37 D. de acquir, vel ommitt. hered. 29, 2. Infolge 
der Univerſalſucceſſion gehen auch die Schulden des Erblaſſers auf den Eıben 
über, der Fiir ſie einzuftehen hat wie für jeine eigenen und unabhängig davon, ob 
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Die Univerjalfucceffion war aljo nicht blos eine successio in universitatem, 
jondern auch eine successio per universitatem. Das Wejen der Univerjal- 
fucceffion befteht nicht darin, daß die vermögensredhtliche Perjönlichkeit des 
Erblafjer8 al3 im Erben fortlebend zu denken it, aljo nicht in der dee 
einer Perjönlichfeitsnachfolge!), jondern darin, daß der Erbe unmittelbar an 
die Stelle des Erblafjers tritt, und ziwar jo, daß deſſen Gejamtvermögen, d. h. 
der Inbegriff der einzelnen Vermögensgegenjtände auf den Erben fraft feiner 
Erbeseigenjchaft durch einen einzigen Rechtsakt übergeht, der die zum Er— 
werbe der einzelnen Gegenjtände unter Lebenden jonjt erforderlichen Rechts— 
formen entbehrlich; macht.?) 

Dem älteren deutjchen Rechte?) war die dee der Univerjalfuc- 
cejjion im Sinne des römijchen Rechte fremd, weil ihm die Vorjtellung 
der Einheit eine8 Gejamtvermögens, d. h. der gejamten Vermögensrechte 
eine Menjchen unbefannt war. Nach dem Tode eines Menjchen zerfiel 
der in der Hand diejes Einzelnen äußerlich; zufammengehaltene Nachlaß in 
jeine verjchiedenen Bejtandteile (Sondermajjen), zu denen verjchiedene Per- 
jonen erbberechtigt waren. 

Ein Erbfall löjte eine Mehrheit von Spezialerbfolgen aus; es 
fanden verjchiedene gejonderte Erbfolgen (Spezialfuccejlionen) in verjchiedene 
Sondermajjen (Erbe, Lehn, Heergewäte, Gerade, Morgengabe) jtatt, von 
denen aber eine jede Erbfolge für jich den Charakter einer Gejamtnachfolge, 
d. h. eines Erbüberganges kraft eines einheitlichen (erbrechtlichen) Rechts— 
titel8 hatte; ſoviele Spezialjucceljionen, ſoviele Univerjaljuccejfionen. Das 
deutjche Recht fennt aber weder eine Univerjalfucceifion im römiſchen Sinne 
(Generaljuccejition in das gejamte Vermögen), noch eine Singularfucceilion, 
weil feine Nachfolge in einzelne Saden oder Rechte erfolgt; das 
deutiche Necht Fennt nur Spezialerbfolgen (Spezialjuccefjionen) in 
verichiedene Sondermajjen (Vermögenskomplexe), aber in jede diefer von 
einander gejonderten Vermögensmaſſen (Erbmafjen, Gütermafjen) findet eine 
Sonder-Univerjalfuccejlion jtatt. Jede Erbfolge in eine jolche Vermögens 
mafje ijt aljo eine Erbfolge in dieſe Vermögensmaſſe als Einheit; jie 
erfaßt, twie die römische Univerfalfuccejlion, das Sondervermögen als Ganzes. 

Mit der Rezeption des römischen echtes fand auch der Gedanfe der 
römischen Univerjalfuccejjion (Generaljuccejlion) in-Deutjchland Eingang und 


das aktive Vermögen das pafjive dedt; 1. 119 D. de V. S.50, 16, hereditatis 
appellatio sine dubio continet etiam damnosam hereditatem. Erſt Juſtinian brad) 
mit dem Grundſatze der unbedingten Erbenhaftung, indem er dem Erben in der Er- 
richtung eines Inventar die Nechtswohlthat der Haftung mur bis zum Beſtande der 
Erbſchaft gewährte, 1. 22 8 4 Cod. de iure del. 6, 30. 

) Buchta, Pandelten, 88 446, 447: Sohm, Inſtitutionen (8. u. 9. Aufl.), 
$ 108; Saltowäfi, Anftitutionen, $ 152 (4. Aufl. ©. 379). 

?) Köppen, Lehrbuch, S. 14ff.; Brinz, PBandelten, Bd. 1 $ 156; Windicheid 
Bd. 3 (7. Aufl.) $ 5285: Endemann a. a. O. ©. 19; Unger, öjterr. Erbrecht, $ 2 
Note 7; Heusler a. a. D. Bd. 2 8 175. 

2) v. Gerber-Coſack, Deutihes Privatrecht (17. Aufl.) 88 206, 297; Bejeler, 
Deutiches Privatrecht, Bd. 1 (4. Aufl.) $ 136; Stobbe, Deutiches Privatredıt, Bd. 5 
8 278; Siegel, Das Deutſche Erbredyt nach den Rechtsquellen des Mittelalters (1853) 
©. 73 ff.; Heusler, Injtitutionen Bd. 2 88 175, 176; 9. O. Lehmann in Birfmeyers 
Encyllopädie der Rechtswiſſenſchaft (1901) S. 349-353. 
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er ging vom gemeinen Rechte in die Partikularrechte, insbeſondere auch in 
das Preußiſche Landrecht über.!) 

Eine deutſchrechtliche Spezialſucceſſion hat ſich bei der Erbfolge in 
beſtimmte Güter (Lehen, Familienfideikommiſſe, Stammgüter) erhalten und 
das BGB. hat dieſe Fälle der Spezialerbfolge aufrecht erhalten und ſie 
den Landesgeſetzen überlaſſen.) Auch das Lehnsvermögen und das Fidei— 
fommißvermögen bilden nicht Beitandteile eine einheitlichen Nachlafieg, 
jondern gejonderte Vermügensmafjen, und es findet demgemäß auch eine 
gejonderte Nachfolge in jedes diefev Sondervermögen unabhängig von der 
Nachfolge in den allodialen Nachlaß ſtatt. 

Die Lehnsfolge und die Fideilommißfolge ergreift das Lehns- und das 
Fideikommißvermögen als Ganzes, als Einheit, jie bildet einen Anwen— 
dungsfall der deutichrechtlichen Gejamtfolge in ein Sondervermögen.?) Für 
die Lehns- und Fideikommißfolge gelten aber auch bejondere Succeſſions— 
grundfäße, denn der Lehns- und Fideilommißfolger erwirbt das Lehns— 
und Fideikommißvermögen nicht als Erbe des zuleßt verjtorbenen Beligers, 
jondern al3 ein durch die Stiftung berufener Nachfolger; e8 handelt ſich 
alfo nicht fowohl um eine Erbfolge, als vielmehr um eine eigentümliche 
auf den Willen des Stifter8 zuricdzuführende Nachfolge (successio ex 
pacto et providentia maiorum).?) 

III. Tas BGB. behandelt nur das Privaterbreht. Gegenfiand der 
Erbfolge bildet da8 Vermögen des Verftorbenen, d. h. die Geſamtheit 
feiner vermögensredhtlichen Beziehungen, die auf einen oder nıehrere 
Miterben übergehen kann. Hinterläßt der Erblaffer mehrere Erben, jo 
wird der Nachlaß gemeinschaftliches Vermögen der Erben.) Der Anteil 
eines Miterben an der Erbſchaft wird Erbteil genannt; die Anteile können 
gleiche oder ungleiche jein, fie find aber ſtets Bruchteile (Tuoten). Jeder 
Miterbe tritt neben den anderen Miterben in die Erbichaft ald Ganzes 
ein, jeder Miterbe iſt Gelamtnachfolger des Erblaſſers. Die ſich auf Die 
Erbichaft beziehenden VBorjchriften finden grundjäglich auch auf den Erbteil 
eines Miterben Anwendung.®) 

Da fich die Gefamtnachfolge des Erben in die Nechtsjtellung des Erb- 
laſſers nur auf feine VBermögensverhältnijfe erjtredt, und auf Dieje 
nur, joweit fie nicht an die Perſon des Erblaſſers gebunden, jondern einer 
Vererbung fühig Find, jo folgt ohne weiteres, daß öffentlich-rechtliche 
und Familienverhältniſſe nicht zum Nachlaſſe gehören. Für die Vererbung 
öffentlicher Nechte und Rechtsverhältniſſe find die Normen des öffentlichen 
Rechtes N), nicht des Privaterbrecht3 entjcheidend, und Die Familienrechts— 

23 368 I I ULN. 53 Art. 59, 62—64 EG. 5. BGB. 

Bol. auch Entſch. RG. Bd. 26 No. 26 S. 141. 

y Stobbe, Privatrecht, Bd. 5 88 316, 321. Gerber bezeichnet die Lehnsfolge 
als ein ſueceſſives Erbrecht, weil bei jedem Succeflionsfalle dad von dem eriten 
Erwerber begründete Vermögen in feiner Uriprünglichfeit von neuem übernommen 
würde, Serber-Cofad (17. Aufl.) $ 313. ) $ 2032 BGB. 

9) 8 1922 Abſ. 2 BOB. Eine Ausnahme befteht 3 . B. injofern, als der Mit- 
erbe über jeinen Anteil dinglich verfügen kann ($ 2033, 3037 BEB.), dagegen nicht 
der Alleinerbe über die ihm angefallene Erbſchaft als Ganzes. 

) Vgl. Art. 53 Preuß. Verfllrk. (Thronfolge), Art. 65 ebendafelbft, in der 
Faſſung des Sefepes vom 7. Mai 1853 (SS. ©. 181); BO. v. 12, Oftober 1854 


8 239. Allgemeine Lehren. 1005 


verhältnifie und die aus ihnen ſich ergebenden Rechte und Verbindlichkeiten 
erlöichen grumdjäglich mit dem Tode des Berechtigten oder Verpflichteten.!)?) 

Grundſätzlich find alle Vermögensrechte vererblich, ſowohl die ding- 
lichen als aud) die aus Schuldverhältniffen des Erblajjers hervorgehenden 
Rechte und Werbindlichleiten. Abweichend vom römiſchen, gemeinen ®) 
und preußiichen 4) Rechte geht nach BGB. auch der Beſitz auf den Erben über.’) 

l. Unvererblich find die an die Perſon des Erblafjers gebundenen unvererbliche 
jog. höchſtperſönlichen Nechte und Pflichten. Insbeſondere find kraft Rebte- 
beijonderer Rechtsvorichrift nicht vererblich: 

a) die Mitgliedfchaft in einem rechtsfähigen Vereine®); 

b) das obligatorische Vorkaufsrecht, jofern nicht ein anderes beitimmt 
it; it jedocd das Vorkaufsrecht auf eine beſtimmte Zeit beichränft, jo iſt 
e3 im Zweifel vererblid.”) Das obligatorische Wiederlaufsrecht iſt ver— 
erblich ®), ebenſo das nach Yandesgejeg*) zuläſſige dingliche Wiederfaujsredht; 

ec) das Schenkungsverjprechen, durch das ſich der Schenker zu einer 
in twiederfehrenden Leiſtungen bejtehenden Unterſtützung verpflichtet hat, ſo— 
fern nicht aus dem Verſprechen ſich ein anderes ergiebt !9); 

d) das Recht zum Schenkungswiderruf, außer wenn der Beſchenlte 
vorſätzlich und widerrechtlih den Schenker getötet oder am Widerrufsrechte 
gehindert hat 1); 

e) der Anſpruch auf Ausführung des Auftrags!?) und die Verpflich— 
tung zur Dienftleijtung 1); 


(GS. ©. 541) $ 12 (erbliche Mitgliedihaft im Herrenhauſe). Leber die Vererbung 
von Rechten und Pflichten des öffentlichen Nechtes vgl. Bordierdt, Das Erbrecht und 
bie Nachlaßbehandlung, Bd. 1 $ 23 ©. 122ff. Ueber die Unvererblichkeit von 
Ordensinfignien vgl. dv. Rönne zu $ 353 19 ALR. Kabord. v. 7. Februar 1815 

(GS. S. 10); AB. v. 27, Mai 1840 (IMBl. ©. 195); AB. v. 25. Mai 1841 
(IMB. ©. 156). 

!) Weber die Ilmvererblichleit des Familiennamens, der nicht vererbt, jondern 
angeboven wird, vgl. Gierke, Deutiches Privatrecht, Bd. 18 83 Anm. 21. 

) Unvererblich ijt insbejondere das Necht eines Ehegatten zur Anfechtung der 
Ehe ($ 1338 BGB.), dad Recht des Ehemannes, die Ehelichkeit eines Kindes anzu— 
fechten (8 1593, j. oben $ 207), der Unterhaltsanſpruch der Verwandten ($ 1615), 
des Ehegatten ($ 1360 Abſ. 3), des umebelichen Kindes ($ 1713); das Recht des 
überlebenden Ehegatten bei der fortgejeßten Giütergemeinfchaft, daS Geſamtgut zu 
übernehmen {$ 1502). Vererblich iſt dagegen die Unterhaltspflicht des allein für 
ſchuldig erklärten Ehegatten im Falle der Scheidung (SS 1582, 1583) und die Unter 
baltspflicht des Vaters gegenüber jeinem unehelichen Rinde ($ 1712). Ueber die Ber: 
erblichteit von Erbbegräbniifen und on vgl. Art. 133 EW, 

BGB.; $ 185, 88 676-685 II 11 ALM, Witfen in Gruchots Beiträgen, 

». 26 ©. 662 ff. ; Köppen, Syſtem ©. 196 ff., Lehrbuch S. 34ff.; Entſch. Ob.-Trib. 
Bd. 73 ©. 66; Entich. RG. Bd. 8 No. 52 ©. 200. 

»L.1815D. si ie qui test. lib. 47, 4; 1.23 pr. 1.30 85; D. de acquir, 
vel amitt. poss. 41, 2. Bol. jedoch Windicheid-Kipp (S. Aufl.) Bd. 1 $ 156 


Anm. 12. 4) Entſch. Cb.Trib. Bd. 18 ©. 3. 
) 8 557 BGB. Go ſchon nad deutichem Nechte, Heusler, Die Gewere, 
©. 68, 182. 838 BOB. Bol. jedoch 8 40 BOB. 


98 514 BOB. Das Borlaufsrecht ift aber paſſiv vererblich. 

°, Bol. oben S. 210. 

?) Art. 29 AG. 3. BOB. Das BGB. kennt fein dingliches Wiederfaufsrecht. 
8 520 BOB. 8 530 Abi. 2 BOB. 12) 8 673 BGB. 
ı), 8 613 BOB. 
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f) der Anſpruch auf Gewährung einer Leibrente, jofern nicht die Ver— 
erblichfeit vereinbart ijt!); 

g) die Anjprüche auf Erjab des jog. immateriellen Schadens, es jei 
dem, daß fie durch Vertrag anerkannt oder daß ſie rechtshängig geworden 
ſind.) Dagegen jind im übrigen die Schadenserjaganjprüche aus uns 
erlaubten Handlungen vererblich ®); 

h) der Anfpruch auf Buhe.t) 

2. Von den dinglichen Rechten find unvererblic: 

a) der Nießbrauch ); 

b) die bejchräntten perjönlichen Dienftbarkeiten®), insbejondere das 
Wohnungsrecht.) 

3. Vererblich iſt dagegen das Recht des Erben, die Erbſchaft, und 
das Recht des Vermächtnisnehmers, das Vermächtnis auszuſchlagen *); ver— 
erblich iſt auch der Anſpruch auf den Pflichtteil.) Auch das litterariſche 
und künſtleriſche Urheberrecht, ſowie das Erfinderrecht des Erblaſſers geht 
auf den Erben über.!®) 

4. Der Bererbung find nicht nur die bereit3 entjtandenen, jondern 
auch die der Bollendung noch harrenden Rechtsverhältniffe zugänglich; jo 
bilden insbejondere die aus bedingten oder befrifteten Rechtsverhältniſſen 
ji) ergebenden Amvartichaften Vermögenswerte, die, wie jeder andere 
Vermögensbeftandteil auf den Erben übergehen. Auch wird die durch den 
Vertragsantrag geichaftene Gebundenheit des Antragſtellers durch deſſen Tod 
nicht beeinflußt, jofern nicht ein anderer Wille des Antragenden anzunehmen 
iſt.u) Die Gebundenheit wirft alfo aud) regelmäßig gegenüber dem Erben. 

Anter- IV. Die erbrechtlihen Verhältnifje werden von dem leßten Perſonal— 
—— ſtatute des Erblaſſers beherricht !?); als ſolches gilt aber dem BOB. ab— 
weichend vom gemeinen und preußiſchen Rechte, nicht das Geſetz des letzten 
N. ſondern das Recht der Staatsangehörigkeit des Erblafjers.14) 


1, 8 759 BOB. 2) 88 847, 1300 BOB. 

2) Anders nadı römischen Rechte, die Deliftsicyulden waren Strafichulden und des: 
halb unvererblich; es galt dev Saß: in poenam heres non succedit, l. 22 D. de operis 
novi nuntiatione 30, 1; 1. 1 pr. D. de priv. del. 47, 1. Bgl. hierüber Koeppen, 
Lehrbuch, ©. 37. und Syſtem ©. 180 fi. 

*) 8 444 Abſ. 4 St PD. Vgl. $ 495 StrPO., der Anſpruch = eine rechts⸗ 
kräftig zuerkannte Buße iſt vererblich. 1061 BG 

*, 8 1090 Abi. 2 BGB. 98 — BGB. 

°) 81952, 8 2180 BGB. °) 8 2317 BGB. 

m) Bgl. hierüber Gierke, Deutiches Privatrecht, Bd. 1 ©. 811, 891. 

1,8 153 BOB. 

7) Vgl. er Bd. 65. To Niemeyer, Das internationale Privatrecht des 
BGB. (101) 8 13 ©. 167Ff., ©. 191ff.; Niedner, Einführungsgejeg zu Art. 24 
bis 30; Strohal h a. O. ©. 2, 3; Meer a. a. D. ©. 16; Böhm a. a. O. 
S. 490 Borcherdt a. a. O. ©. 17ff.; Crome, Syſtem des Deutichen Bürgerlichen 
Rechts (1900) Bd. 18 27; Gierke, Deutſches Privatrecht, Bd. 1 ©. 243 ff.; v. Bar, 
Theorie und Praxis des international. Privatrechts, Bd. 2 ©. 295 ff.; Regelsberger, 
Bandelten, Bd. 1 8 46. 

19) Entih. NG. Bd. 14 No. 43 ©. 183, Bd. 20 No. 79 ©. 351, Bd. 24 
No. 66 ©. 330, Bd. 31 No, 40 ©. 189; Gruchot, Beiträge Bd. 32 No. 77 ©. 1020, 
Bd. 35 No. 43 5. 890; weitere Nachweife bei Böhm, os Herrichaft der 
Rechtsnormen, ©. 177 ff. 4, Art. 24 Abſ. 1, Art. 25 Sap 1 EG. 5. BOB. 
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Nah dem Grundjage der Univerjaljuccefiion it das Vermögen 
des Erblafjerd, ohne Unterjchied, ob es fich um ein bewegliche8 oder un— 
beivegliche8 Vermögen handelt und ob fich das Vermögen im Inland oder 
im Auslande befindet, al3 Einheit diefem Perſonalſtatut unterworfen. 

1. Ein Deutjcher wird aljo nad) den deutjchen Gejeßen beerbt. 
Entjcheidend ijt lediglich, ob der Erblaſſer zur ‚Zeit jeined Todes die 
deutſche Reichsangehörigkeit bejaß; trifft diefe Vorausſetzung zu, jo iſt für 
die Beerbung das deutjche Recht auch dann maßgebend, wenn der Deutjche 
jeinen Wohnfig im Auslande hatte!) Umgekehrt wird auch ein Ausländer 
nad) den Gejeßen des Staates beerbt, dem er zur Zeit ſeines Todes an— 
gehörte (Recht der Stantsangehörigkeit, lex originis), und zwar auc dann, 
wenn er zur Zeit jeines Todes jeinen Wohnfig im Deutjchen Reiche hatte.?) 

2. Das für die Beerbung eines Deutjchen maßgebende Necht ijt 
das deutſche Recht; nach ihm bejtimmt ſich alſo die gejegliche Erbfolge, 
die Erbfolge auf Grund einer Verfügung von Todeswegen (Tejtament, 
Erbvertrag), desgleihen der Anhalt und die Wirkungen einer ſolchen Ber: 
fügung, das WBlichtteilsrecht, die Erfordernifje und die Wirkungen eines 
Erbverzichts, der Anfall und der Erwerb der Erbſchaft und der Ver— 
mächtnifje, die Rechtsſtellung des Erben, insbejondere jeine Schuldenhaftung. 
Bon dem deutjchen Nechte wird ferner beherricht das Nechtsverhältnis 
unter Miterben, die Stellung des Tejtamentsvollitreders, die Erbunwürdig— 
feit und das Necht der Auflage und des Erbicheins. 

Was insbejondere die Form der Berfügung von Todeswegen ans 
langt, jo ilt zwar auch hierfür das deutjche Necht maßgebend, ohne daß 
es auf den rt der Errichtung ankäme, doc genügt hier ſtets jtatt der 
durch die deutſchen Geſetze vorgejchriebenen Form die Beobachtung der 
am Errichtungsorte geltenden Formvorjchriften.?) Ein von einem Deutjchen 
unter Beobachtung der lex loci actus formgerecht errichtete8 Tejtament 
wird aljo nicht dadurd ungültig, daß es den heimatlichen Formvorſchriften 
des BOB. nicht entipricht. 

3. Bon dem Grundfage, daß ein Deutjcher nach den deutjchen Gejeßen 
beerbt wird (Prinzip der legten Staatsangehörigkeit), gelten jedoch folgende 
Ausnahmen: 

a) Die Gültigkeit der Errichtung oder der Aufhebung einer Ver— 
fügung von Todeswegen, die ein Deutjcher zu einer Seit errichtet oder 
aufgehoben hat, zu welcher er die Reichsangehörigkeit noch nicht erworben 
hatte, aljo Ausländer war, iſt nach den Geſetzen des Staates zu beurteilen, 
dem er zur Seit der Errichtung oder der Aufhebung angehörte; am ſich 
würden, da die Verfügung von Todeswegen erjt mit dem Tode des Erb— 


) Art. 24 Abi. 1 EG. 5. BOB. 

?) Art. 25 Sa 1 EG. 5. BGB., aud) hierin kommt das entſcheidende Prinzip 
der Etaatsangehörigkeit zum Ausdrude, wenngleih Art. 25 nur von einem Muss 
länder jpricht, der zur Zeit feines Todes jeinen Wohnfip im Inlande hatte, 
die ratio legis reicht aber weiter. Vgl. Pland, zu Art. 25 Arm. 1. 

3) Art. I1 Abi. 1 Cap 2 BOB. Bol. Pland Bd. 6 S. 78 Anm. 36; Nie: 
meyer a. a. D. ©. 170; Niedner a. a. ©. ©. 64; Gierfe a. a. D. Bd. 1 ©. 246 
Anm. 148; v. Bar a. a. D. Bd. 2.6. 324. 
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laſſers ihre Wirkſamkeit äußern ſoll, die deutſchen Geſetze (nach der Regel 
des Abſ. 1 Art. 24 EG.) Anwendung finden, ausnahmsweiſe ſoll aber hier die 
vor dem Wechſel der Staatsangehörigfeit erfolgte Errihtung oder Auf- 
hebung einer Verfügung von Todeswegen ungültig fein, wenn fie zwar 
den Erforderniſſen des deutjchen, nicht aber den Erfordernifjen des be: 
treffenden ausländiſchen Staates genügt.!) 

Was die Form der Errichtung oder der Aufhebung einer jolchen 
Verfügung anlangt, jo genügt auch hier jtet3 die Beobachtung der lex 
loci actus.?) 

b) Beſaß ein Deutjcher vor dem Wechjel jeiner Staatdangehörigfeit, 
d. h. ehe er die Neichdangehörigfeit erwarb, nad) den Rechte des ausländiichen 
Staates, dem er vordem angehörte, die Tejtierfähigfeit, und hat er, während 
er Ausländer war, eine Verfügung von Todeswegen errichtet, jo behält 
er dieſe Fähigkeit zur Errichtung einer Verfügung von Todeswegen, jelbit 
wenn er das nad) deutſchem echte erforderliche Alter noch nicht er— 
reicht hat.*) 

e) Hatte ein deutſcher Erblaſſer zur Zeit feines Todes feinen Wohn: 
jig im Auslande, jo können die Erben jich in Anfehung der Haftung 
für die Nachlaverbindlichkeiten auch auf die an dem Wohnfige des Erb- 
laſſers geltenden Geſetze berufen.t) Für die Frage, welche Verbindlichkeiten 
als Nachlaßverbindlichkeiten anzufehen find, iſt lediglich das deutſche Recht 
maßgebend >), wohl aber können ſich die Erben in Anſehung der Beſchrän— 
kung, mit welcher jie für die Nachlaßverbindlichkeiten haften und bezüglic) 
der Urt und Weife, in welcher die bejchränfte Haftung geltend zu machen 
ift, nicht mur auf die deutjchen Geſetze, ſondern daneben auch auf die lex 
domieilü ihres Erblafjers berufen.*) 

d) Die deutichen Geſetze finden ferner Feine Anwendung auf jolche 
Gegenſtände, die jich im Gebiete eines ausländiichen Staates befinden 
und die nad) den Geſetzen dieſes Staates bejonderen Vorſchriften unter- 
liegen.) In diefen Fällen tritt daS nach allgemeinen Grundfäßen ans 
iwendbare deutſche Necht zu Gunften der lex rei sitae zurüd. Gehören 
aljo 3. B. zum Nachlaß eine Deutjchen Grunditüde, die in Dejterreich 
oder in England liegen, jo finden, da nad) öjterreichijchem *) und englischen ?) 
Rechte — nach der lex rei sitae vererben, auf die Erbfolge in 


) Art. 24 Abſ. 3 Halbſatz 1 EG. z. BGB. 

2) Art. 24 Abſ. 3 Satz 2 EG. z FOR. 

3) Art. 24 Abſ. 3 Halbjat 2 eo 3 — Bol. auch Art. 7 EG. z. BGB. 
Schnell in Böhms Zeitſchrift Bd. 7 ©. 114 

) Art. 24 Abi. 2 ES. >. BOB. 

°, Der Erbe fann aljo z. B. nicht geltend machen, daß nadı der lex domicilii 
des Erblafjers die Deliltsſchulden keine Nachlaßverbindlichleiten ſeien. 

6) Planck a. a. O. ©. 79; Niemeyer a. a. O. ©. 172; Niedner a. a. O. 
©. 62. Der Abi. 2 des Urt. 24 iſt erſt durch den Bundesrat eingeſchoben. 

) Art. 28 EG. z. BGB. 
N *) Bol. Jettel, Sandbuc des internationalen Privat: und Strafrecht? (1893) 
= u gr — und Loewenfeld, Rechtsverfolgung im internationalen Verkehr, 

Yf. 
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diefe Grundſtücke nicht die deutichen Gejete, jondern das Recht des Staates 
Anwendung, in dem die Grundſtücke belegen jind.!) 

4. Die Negel, daß ein Ausländer nad) den Gejeben des Staates be- 
erbt wird, welchem er zur Zeit ſeines Todes angehörte, iſt ebenfall8 nicht 
ausnahmslos: 

a) Sind nad) dem maßgebenden ausländijchen (internationalen) Rechte 
die deutjchen Gefeße anzumenden (jog. Nüdverweifung), jo finden dieſe 
deutjchen Gejege Anmwendung.?) Verweiſt dagegen das ausländiſche Recht 
nicht auf die deutſchen Gejeße, jondern auf das Recht eines anderen aus— 
ländiihen Staates, fo bleibt diefe Verweiſung unbeachtlic, und es behält 
bei der Regel fein Bewenden, d. h. bei der Anwendung der materiellen 
Vorjchriften des ausländischen NRechtes.?) 

b) Das ausländische Necht findet ferner feine Anwendung auf die— 
jenigen Nacdjlaßgegenftände, twelche fich nicht in dem Gebiete des betreffenden 
ausländiichen Staates befinden und welche nach den Geſetzen des Staates, 
in defjen Gebiete fie ſich befinden, in Anjehung der Beerbung bejonderen 
Vorjchriften (lex rei sitae) unterliegen.*) 

ec) Für die Beerbung eine Ausländers, der zur Zeit ſeines Todes 
feinen Wohnſitz im Deutjchen Neiche Hatte, find zwar die Geſetze des 
Staated maßgebend, dem er zur Zeit feines Todes angehörte, jedoch kann 
ein Deutjcher erbredtlihe Anfprühe EErbſchaftsanſprüche, Pflichtteils— 
anjprüche, Vermächtnisanſprüche) in Anjehung diejes Nachlaſſes auch dann 
geltend machen, wenn fie nur nach den deutjchen Gejeßen begründet 
find. Diefe Ausnahme gilt aber dann nicht, wenn nad) dem Rechte des 
ausländiſchen Staates, dem der Erblafjer angehörte, für die Beerbung eines 
Deutfhen, der feinen Wohnfig in diefem ausländiihen Staate hatte, 
die deutſchen Gejege ausſchließlich maßgebend find.?) 

d) Eine Ausnahme gilt auch injofern, als die Anwendung eine aus— 
ländijchen Geſetzes immer dann ausgejchloffen it, wenn die Anwendung 
gegen die guten Sitten oder gegen den Zweck eines deutichen Geſetzes 
verjtoßen würde.®) 

e) Die Anwendung des ausländiichen Gejeßes ift auch infoweit aus— 
geichlofjen, al8 durch Staatsverträge ein anderes bejtimmt ift.”) 


) Im Deutichen Reiche gelten Sondervorſchriften Hinfichtlih der Wererbung 
nur auf den der — — vorbehaltenen Gebieten, ſo bei der Sondererb— 
folge in Lehen, Familienfideilommiſſe, Stammgüter, Art. 59 EG, z. BGB., vgl. 
ferner Art. 57, 68, 62, 64 EG. 3. BGB. Auch abweichende Beitimmungen der 
Staatöverträge bleiben unberührt. 

?) Art. 27 EG. 5. BGB. Siehe oben ©. 16. 

) Bol. Pland z. Art. 27 EG. 3. BGB. +) Art. 28 EG. z. BOB. 

5) Art. 25 Sab 2 EG. 3. BGB. ®) Art. 30 EG. 5. BGB. 

’) Vgl. die Aufzählung der für die internationale Nachlapbehandlung in Be: 
tracht fommenden Staatdverträge bei Leste und Löwenfeld, Nechtöverfolgung im inter: 
nationalen Verkehr, Bd. 1 ©. 712Ff., Bd. 2 ©. 1046 und im IJMBl. 1894 ©. 130 
(diefe Aufzählung ift nicht mehr volljtändig)., Der Vertrag mit Eojta Rica ift 
außer Kraft geießt, vgl. Belanntmahung vom 1. Dezember 1897 (RGEBl. 1897 
©. 785). Vgl. ferner Vereinbarung zwiſchen dem Reiche und den Vereinigten Staaten 
von Brajfilien über die Mitwirfung der beiderjeitigen ———— — bei 

ur . u . November 1897 
der Megelung von Nachläſſen ihrer Staatdangehörigen. Vom 15. Jebrmar 1658 
Leske, Allg. Preuß. Landrecht. 64 
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5. Öelangt aus einem im Ausland eröffneten Nachlaſſe eines 
Deutjchen oder eines Ausländer für die nad) den dortigen Geſetzen be: 
rechtigten Erben oder Vermächtnisnehmer durch Vermittelung deutjcher 
Behörden Vermögen in das Inland, jo fann ein Anderer der Herausgabe 
nicht aus dem Grunde widerjprechen, daß er als Erbe oder Vermächtnis— 
nehmer einen Anjpruch auf das Vermögen habe!) Durch diefe nur das 
Berfahren betreffende Vorſchrift wird jedoch das materielle Recht des 
Anderen, die Herausgabe des Vermögens von dem Empfänger zu be— 
anfpruchen, nicht betroffen. 

6. Sit für die Beerbung einer Perjon deren Staatangehörigfeit zur 
Beit des Todes maßgebend, gehört aber die Perjon feinem Staate an, jo 
tritt an die Stelle der Stantsangehörigfeit die Angehörigkeit zu demjenigen . 
Staate, dem die Perjon zulegt angehört hat. Wenn der Erblafjer aud) 
früher einem Staate nicht angehört hat, jo wird er nach den Gejeken des 
Staates beerbt, in welchem er jeinen Wohnjig und in Ermangelung eines 
jolhen feinen Aufenthalt hatte oder zur Zeit jeine8 Todes hatte.?) 

V. Was die zeitliche Herrſchaft?) der Erbrechtsjäge des BGB. an- 
langt, jo gilt der Grundjag, daß für die erbrechtlichen Verhältniſſe der 
Beitpunft des Todes des Erblaſſers maßgebend ijt.t) Iſt alfo der Erb- 
laffer unter der Herrichaft des älteren Rechtes, aljo vor dem 1. Januar 1900 
geftorben, jo erfolgt feine Beerbung nach den früheren Gejeßen. 

Der Zeitpunkt des Todes des Erblafjers ift alſo enticheidend für Die 
gefegliche Erbfolge jowie für die Erbfolge auf Grund einer Verfügung 
von Todeswegen, für den Anfall und für den Erwerb einer Erbichaft, für 
die Nechtöftellung des Erben, des Nacherben, der Nadjlafgläubiger, ſowie 
des Tejtament3vollitreders; für die Anwachſung, die Erbunmürdigfeit, für 
den Erbredtsaniprucd, für das Verhältnis unter den Miterben und für 
da8 Verhältnis des Erben zu den Pflichtteilsberechtigten und zu den Ver— 
mächtnißnehmern. 

1. Eine vor dem 1. Januar 1900 erfolgte Errihtung oder Auf- 
hebung einer Verfügung von Todeswegen (Tejtament oder Erbvertrag) 


(RGBl. 1899 ©. 547, 550); Vereinbarung zwiſchen dem Deutjchen Reiche und 
— betreffend die Stellung der deutſchen Konſuln in Peru und der peruaniſchen 
onſuln in Deutſchland. Vom 28. Juni 1897 (XGBl. 1899 ©. 662); Uebereinkunft 
zwiichen dem Deutichen Reiche und der Orientalifchen Republit Uruguay. Vom 

5. Juni 1899 (RXGBl. 1900 ©. 5). Bol. hierzu Niemeyer a. a. ©. ©. 191 ff. 
In der Konvention zwiſchen dem Deutichen Reiche und Rußland über die 


Regulierung von Hinterfafjenihaften vom 1874 (R68l. 1875 ©. 136 ff.) 
Art. 10 ift z. B. beitimmt, daß ſich die Erbfolge in die unbeweglidjen Güter nad) 
der lex rei sitae bejtimmt und daß bezüglich des Mobiliarnachlaſſes das Nationalitäts- 
prinzip (Geſetz des Heimatsjtaates des Erblafjerd) entjcheidet. Vgl. zu der Konven— 
tion Entih. RG. Bd. 26 No. 24 ©. 117; Jahrbuch KG. Bd. 10 No. 9 ©. 47, 
AB. v. 3. Mai 1895 (IMB. ©. 150). 

1) Art. 26 EG. 5. BOB. ?) Art. 29 EG. 5. BGB. 

) Bol. hierüber Habidyt, Die — des BGB. auf zuvor entiſtandene 
Rechtsverhältniſſe (3. Aufl. 1901) SS 60, 61, 71; Niedner, Einführungsgefeß, S. 331 ff.; 
Erome, Syitem, Bd. 1 $ 25; Gierfe, Deutjches Privatrecht, Bd. 1 $ 24 V; Stobbe 
(3. Aufl.) Bd. 1 $ 27; Regelöberger, Bandelten, Bd. 18 48 V. 

*) Urt. 213 EG. 5. BGB, 
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wird in Anjehung der Fähigkeit des Erblafjerd zur Vornahme diefer Akte 
und bezüglich der Form nach den früheren Geſetzen aud; dann be— 
urteilt, wenn der Exblajjer nach dem I. Januar 1900 ftirbt.!) Dagegen 
richtet ji die Wirkjamfeit des Inhalts der Verfügung grundſätzlich nad) 
den Borjchriften de8 BGB. Doch bleiben ausnahmsweiſe hinſichtlich der 
Gebundenheit des Erblajjerd bei einem vor dem 1. Januar 1900 er— 
richteten Erbvertrag oder einem gemeinjchaftlihen Tejtamente die bisherigen 
Geſetze, d. 5. alfo das zur Zeit der Errichtung der Alte geltende Necht 
maßgebend ?), und ebenjo bejtimmen ſich ausnahmsweiſe die Vorausfegungen 
und die Wirkungen eine vor dem 1. Sanuar 1900 errichteten Erbver— 
zichtsvertrags nad den bisherigen Geſetzen.) Dies gilt auch von einem 
vor dem 1. Januar 1900 errichteten Vertrage, durch den ein Erbverzicht3- 
vertrag aufgehoben worden ijt.t) 

2. ®er vor dem 1. Januar 1900 die Fähigkeit zur Errichtung einer 
Verfügung von Todeöwegen erlangt und eine ſolche Verfügung errichtet 
hat, behält die Fähigkeit auch dann, wenn er das nad) dem BGB. er: 
forderliche Alter von 16 Jahren noch nicht erreicht hat.>) 

3. Hat ein Erblafier vor dem 1. Januar 1900, zu einer Zeit, wo 
er bereit entmündigt, aber bevor der die Entmündigung ausfprechende Be- 
ſchluß unanfechtbar geworden war, ein Tejtament errichtet, jo jteht die Ent- 
mündigung der Giltigleit des Tejtamentes nicht entgegen, wenn der ent= 
mündigte Erblaffer nach dem 31. Dezember 1899 und noch vor dem Eintritte 
der Unanfechtbarfeit jtirbt.®) 

Ebenjo bleibt ein Tejtament giltig, das ein Entmündigter, der nad) 
dem 31. Dezember 1899, aber vor der Wiederaufhebung der Entmündigung 
geitorben ijt, nad) der Stellung de3 Antrags auf Wiederaufhebung vor 
dem 1. Januar 1900 errichtet hat. 

VI. Das BGB. hat nur das gemeine Erbrecht zum Gegenſtand und 
überläßt das für einzelne Güter geltende Sondererbrecht der Landesgejep- 
gebung. 

Unberührt ift insbeſondere geblieben: 

1. das Sondererbredht der jouveränen und der ihnen gleichgeftellten 
Häufer ”); 

2. da8 Sondererbrecht des hohen Adels ®); 

3. da3 Net der Familienfideikommiſſe und Lehen mit Einfluß der 
allodifizierten Lehen, jowie der Stammgüter®); 


') Art. 214 Ubi. 1 EG. z. BGB. 

) Art. 214 Abi. 2 ES. z. BOB. 

) Urt. 217 Abi. 1 EG. 3. BGB. Nach dem Prinzipe des Art. 213 müßten 
fie fi) nad) dem zur Zeit des Todes des Erblaſſers geltenden Rechte bejtimmen. 

*) Art. 217 Ab). 2 EG. 5. BOB. 

8) Urt. 215 Abi. 1 EG. 3. BGB., $ 2229 Abſ. 2 BGB. 

°) Art. 215 Abi. 2 EG. 5. BGB., $ 2230 BGB. 

) Urt. 57 EG. 3. BGB. Bol, Heffter, Die Sonderrehte der ſouverünen 
u. ſ. w. 2m Deutichlands, 1871. 

®) Art. 58 EG. 5. BGB. Gierfe, Deutjches Privatrecht, Bd. 1$ 19 ©. 148 ff. 

) Art. 59 EG. 5. BGB. Stobbe-Lehmann, Bd. 2, 3. Aufl. 88 174—186, 
88 196— 199, Neubauer, Zujammenjtellung des in Deutjchland geltenden Rechtes, 
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4. das Recht über Rentengüter!); 

5. das Necht über das Anerbenrecht in Anſehung landwirtichaftlicher 
und forjtwirtichaftlicher Grundftüde nebjt deren Zubehör; jedoch Fönnen 
die Landesgeſetze das Necht des Erblajjers, über das dem Anerbenrecht 
unterliegende Grunditüd von Todeswegen zu verfügen, nicht beichränfen ?); 

6. aufrecht erhalten find auch diejenigen landesgejeßlichen Vorjchriften, 
nad welchen Mitglieder gewiſſer ritterjchaftlicher Familien bei der Ordnung 
des Erbrechts in ihren Nachlaß durd das Pflichtteildrecht nicht beichränft 
find; und zwar find fie in Anfehung derjenigen Familien in Kraft ge— 
blieben, welchen dieſes Necht am 1. Januar 1900 zugejtanden hat.®) 


II. Borausfegungen der Erbfolge. 
$ 240. 


1. Erbfall, Erbfähigteit.t) 


I. Erbe fann nur werden, wer zur Beit des Erbfalls Lebt.5) 
Jede Erbfolge jeht einen Erbfall, d. h. den Tod einer natürlichen Perſon 
voraus. „Viventis nulla hereditas.“ „Sterben madt Erben.” Ein 
Vertrag über den Nachlaß eines noch lebenden Dritten iſt nichtig.) Jeder 
Menſch kann beerbt werden, denn jeder Menſch ijt rechtsfähig und damit 
vermögensfähig. Deshalb Fünnen aud) Mönche und Nonnen beerbt iwerden.”) 

Eine juriftiihe Perſon kann nicht beerbt werden; wird fie aufge- 
löſt, oder wird ihr die Nechtsfähigkeit entzogen, jo fällt ihr Vermögen an 
die in der Satzung bejtimmten Perjonen und, wenn e8 an einer Bejtimmung 
der Anfallberechtigten fehlt, an die vorhandenen Mitglieder, anderenfalls 
an den Fiskus.) Fällt das Vermögen an den Fiskus, jo finden allerdings 


betr. Stammgüter, Yamilienfideilommifje, Familienſtiftungen, bäuerliches Recht, Real: 
laiten u. ſ. w., Lehnrecht, 1879. 

3) — 62 EG. 3. BGB. Bal. .Y vom 26. April 1886, betr. die Be- 
förderung deuticher nfebehungen (88. © . 131); Geſetz vom 27. Juni 1890 über 
Rentengüter (GS. ©. 209); Geſetz vom 7. Juli 1891, betr. die Beförderung und 
Errihtung von —— (GS. ©. 279); Geſetz vom 8. Juni 1896, betr. das 
Anerbenrecht bei Renten und Anfiedelungsgütern (GS. ©. 124); Geſetz vom 20. April 
1898, wegen een. de Anſiedelungsgeſetzes vom 26. April 1886 (GS. ©. 63); 
Geſetz vom 2. Juli 1895 betreffend das Anerbenrecht bei Landgütern in der Pro— 
vinz Weſtfalen und den reifen Rees, Rau (Land), Ejien (Stadt), Duisburg, Ruhr: 
ort und Mülheim a. d. Ruhr (GS. ©. 139). 

2) Art. 64 EG. 5. BGB. Bl. hierzu — Lehmann Bd. 2 (3. Aufl.) 
88 189 ff.; Frommhold, Deutiches Anerbenrecht, 189 

°, Art. 216 EG. z. BGB. Die Vorſchrift 8 vom Bundesrat eingeſchoben 
und bezieht ſich auf die —— Teſtierfreiheit gewiſſer Familien des Weſtfäliſchen 
und Rheiniſchen Ritterſtandes. Kabinettsorder vom 16. Januar 1836 und Verord— 
nung vom 21. Januar 1837 (BES. ©. 7). Es handelt fich hierbei nicht jowohl um 
ein Autonomierecht dieſer Familien, als um die Zulaffung einer Erweiterung der 
rechtögefchäftlichen Teſtierbefugnis, BRK. ©. 189. *) Yitteratur bei $ 239. 

°) 8 1923 Ab. 1 BG 8 312 Abi. 1 BGB. 

7) Siehe oben ©. 27 u. v. Brünnet in Gruchots Beiträgen Bd, 44 S. 193 ff. 

9 8 45 BOB. 
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die Vorjchriften über eine dem Fiskus als gejeplichem Erben anfallende 
Erbichaft entiprechende Anmwendung.!) 

Kleine Vorausjegung der Erbfolge ift das Vorhandenfein von hinter: 
laſſenem Vermögen; eine Erbfolge tritt vielmehr auch dann ein, wenn nur 
Paſſiva vorhanden find, oder wenn die Paſſiva die Aktiva überjteigen oder 
wenn beide ſich deden. Hereditas appellatio sine dubio continet etiam 
damnosam hereditatem.?) 

II. Vorausjegung der Erbfolge it der Tod des Erblaſſers. Wer 
Anfprüche aus einer Erbfolge herleitet, hat den Tod des Erblafjerd zu be= 
weijen.?) Sind mehrere Perjonen in einer gemeinjamen Gefahr umge- 
fommen, und fommt e8 darauf an, wer zuerjt geitorben ijt, jo wird nad 
BOB. vermutet, daß alle gleichzeitig veritorben jeien, aljo feiner den 
anderen überlebt habe.) Der Beweis des Todes wird durc die Todes- 
erflärung des Erblafjer8 erjeßt, denn dieje begründet die Vermutung, daß 
der für tot Erflärte in dem Zeitpunfte gejtorben jei, welcher in dem Die 
Zodeserflärung ausjprechendem Urteile feitgejtellt it.) 

III. Vorausjegung der Erbfolge ijt ferner das Leben bes Erben zur Zeit 
de3 Erbfalls. Erbe kann grundjäßlich nicht werden, wer zur Zeit des Erbfalls 
noch nicht lebt oder nicht mehr lebt.) Der Erbe muß aljo im Augenblicde 
des Todes des Erblafjer8 gelebt haben (römiſches Prinzip der Koexiſtenz). 

1. Erbfähigfeit iſt die Fähigfeit Erbe zu werden; erbfähig it 
grumdjäglich nur, wer zur Zeit des Erbfalld ſchon geboren ift. 

Die Erbfähigkeit ift eine allgemeine Folge der Nechtsfähigfeit; wer 
rechtsfähig it, ijt auch erbfähig., Da jeder Menſch rechtsfähig iſt, fo it 
auch jeder Menjch erbfähig.”) Die Nechtsfähigkeit beginnt mit der Vollendung 
der Geburt); die Erbfähigfeit wird ausnahmsmweije jchon dem naseiturus 
beigelegt. Wer zur Zeit des Erbfalls zwar noch nicht lebte, aber bereits 
erzeugt war, gilt al3 vor dem Erbfalle geboren (naseiturus pro iam nato 
habetur).?) Dieje Fiktion gilt aber nur für den Fall, daß der Erzeugte 
jpäter lebend geboren wird. Wird nachher ein lebendes Kind geboren, fo 
wird der Anfall der Erbichaft ($ 1942) auf den Erbfall zurücdbezogen; 
der naseiturus erwirbt aljo die Erbſchaft erjt mit der Geburt, aber der 


9846 BOL. ) L. 119 D. de V. 8. 50, 16. 

” Der Beweis kann durd jedes Beweismittel, insbeſondere durch das Sterbe- 
regiſter des Standesbeamten geführt werden. 

) 8 20 BGB. So auch nach $ 39 I 1 ALR., ſiehe oben S. 28. Gegen— 
beweis iſt autäflig, $ 292 CRD. 

») 5 18 BSB. Ueber den Wegfall der Wirkungen des Todeserllärungdurteils 
ſiehe FR. S. 32, 6, 8 1923 Abi. 1 BGB. 

) Weber Erbfähigkeit im römiſchen Rechte vgl. Schirmer a. a. D. $ 4 6. 26 ff. ; 
Koeppen, Lehrbuch, S. 62 ff. Von der Erbfähigkeit iſt im römischen Rechte zu m 
ſcheiden die erbrechtliche en (capacitas), darüber ae &ı 
Koeppen, — $ 3 S. 68ff.; Koeppen, Syſtem, $ 5 ©. 201ff 

)$1 


8 1023 2 BGB. Wer nad) dem Tode des Erblafjerd geboren wird 
und Anſprüche als (Erbe geltend macht, hat im Streitfalle zu beweilen, daß er zur 
Belt des Erbfalld bereits erzeugt war. Die 8$ 1591, 1592, 1717 BGB. können 
eine unmittelbare Anwendung finden, wohl aber mittelbar einen Anhalt für die 
richterliche Ueberzeugung bieten. Vgl. über die Frage: Strohal (der hier jtetS nad) 
der 2. Aufl. citiert wird) ©. 15 Arm. 6; Planck-Ritgen V S. 12. 


g 1998. 


Tod des 
Erblafjers. 


Leben des 
Erben. 


8 2101. 
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Anfall der Erbichaft wird auf den Zeitpunkt de Todes des Erblaſſers 
zurücdbezogen.!) Wird fein lebendes Kind geboren, fo ift ein Anfall an 
den nasciturus überhaupt nicht erfolgt, und es wird derjenige zur Erb- 
Ihaft berufen, der von vornherein berufen fein würde, wenn ein nasciturus 
nicht vorhanden gewejen mwäre.?) 

Abweihend vom ALR.?), nad) welchem auch fünftige, d. 5. zur 
Zeit des Erbfalls noch nicht erzeugte Perfonen zu Erbichaften und Ber: 
mächtnifjfen berufen werden fonnten, fann alfo nad) BGB. eine zur Zeit 
des Erbfalld noch nicht erzeugte Perjon (postumus nondum conceptus) 
nicht al3 Erbe eingejeßt werden. Sit fie gleichwohl al3 Erbe eingejeßt, jo 
it im Zweifel anzunehmen, daß fie als Nacherbe eingeſetzt it. Ent— 
Ipricht e8 nicht dem Willen des Erblajjers, daß der Eingejegte Nacherbe 
werden joll, jo ijt die Einjegung unwirfjam.t) 

2. Wer rechtsfähig ift, ijt auch erbfähig. Grundſätzlich find auch die 
juriſtiſchen Perſonen rehtsfähig, mithin auch erbfähig. Während nad) 
römischem Nechted) urjprünglich juriftiihe Perjonen ) erbunfähig waren, 
erhielten im Laufe der Kaijerzeit die Kirchen und firchlichen Inftitute, Die 
Gemeinden und milden Stiftungen die Erbfähigfeit beigelegt; andere Kor— 
porationen mußten fie erjt durch bejondere® Privilegium erlangen. Die 
herrichende Lehre des gemeinen Rechtes”) und die neueren Gejeßgebungen, 
insbejondere auch das Preußiſche Landrecht?) Haben die _unbedingte Erb- 
fähigfeit der juriftiihen Perfonen anerkannt. Nachdem das BGB. Die 
Necht3fähigkeit der juriftiichen Perſonen grundjäglich anerkannt hat, kann 
auch ihre Erbfähigkeit nicht in Frage geſtellt werden.ꝰ) 

Demgemäß gilt auch für eine juriſtiſche Perſon, daß ſie nur Erbe 
werden kann, wenn ſie zur Zeit des Erbfalls ſchon beſteht und noch beſteht. 





) — nasciturus wird alſo ſein Erbrecht reſerviert bis dahin, wo feſtſteht, 
daß er als rechtsfähiger Menſch geboren wird. L. 3 D. si pars hered. pet. 5, 4. 
Vgl. Windſcheid-Kipp (8. Aufl.) Bd. 1 $ 52 ©. 199; Koeppen, Lehrbuch, S. 80 ff. 

?) Hierin liegt eine grundjägliche Abweichung vom römiſchen Rechte, nad) 
welhem beim Wegfalle des nasciturus derjenige zur Erbfolge berufen war, welcher 
beim Wegfalle des naseiturus, aljo zur Zeit der Fehl: oder Totgeburt, nächſtbe— 
rechtigter Erbe war. L. 30 $ 1 D. _de acquir. vel ommitt. hered. 29, 2; Strohal, 
Trandmiffion pendente condicione, ©. 58 ff. Das BOB. ſchließt ſich dem preußiſchen 
Rechte an; Dernburg Bd. 3 $ 185 (4. Aufl. ©. 537). 

81 12 11, 8 526—530 I 12 ACN.: Dernburg Bd. 3 $ 100 Anm. 7; 
Fiſcher, Preuß. Plivarech 8 110; Turnau, Srundbuchordnung, Teil 2 $ 102; Jahr: 
buch KG. Bd. 1 No. 28 ©. 43, Bd. 2 No. 68 ©. 125, d. 3 No. 56 ©. 113, 
Bd. 5 No. 57 ©. 140. U. M. Eccius Bd. 4 $ 251. 

*) $ 2101 Abi. 1 BOB. Bol. aud) $$ 2160, 2178 BOB. 

5) Schirmer a. a. 0.84 ©. 28ff.; Kocppen, Lehrbuch, S. 66; Windiceid- 
Kipp, Pandelten, Bd. 3 (8. Aufl.) $ 535 No. 2, 

0) Nur der Fiskus get von jeher als erbfähig. Schirmer a. a. ©. ©. 29 Anm. 10. 

2 Schirmer a. a. O. ©. 31 u. Anm. 14; Regelöberger, Pandekten, Bd. 1 8 81; 
Biere, Deutiched Privatrecht, Bd. 1 8 66 Anın. 4; Derjelbe, Genoſſenſchaftstheorie 
©. 142 Anm. 1 und Genojjenihaftsreht Bd. 3 ©. 146—148, Stobbe (3. Aufl.) 
Bd. 1849 Anm. 11. 8) 88 36, 39 I 12, 8 82 II 6 AL. 

®, Entwurf I enthielt noch die ausdrüdliche Beſtimmung, daß eine juriftische 
Perſon ald Erbe oder Nacerbe eingejeßt fowie mit einem Bermächtniffe bedacht 
werden kann ($ 1759). Die II. Kommiſſion hat die Beſtimmung als ſelbſwerſtänd⸗ 
lich und entbehrlich geſtrichen. Prot. II ©. 6586 (Bd. 5 ©. 8, 9). 
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Das BOB. kennt als juriftiiche Perſonen des Privatrecht nur Ver- 8 2101. 
eine und Stiftungen.) 

Sit eine erjt nad dem Erbfalle zur Entjtehung gelangte juriftijche 
Perſon als Erbe eingejeßt, jo gilt fie im Zweifel als Nacherbe. Entjpricht 
es nicht dem Willen des Erblajjers, daß fie Nacherbe werden joll, jo ijt 
die Einjegung unwirkjam.?) 

Für die Stiftung bejtimmt da8 BGB. pojitiv, daß eine bei dem 
Tode des Stifters (Erbfall) noch nicht ſtaatlich genehmigte Stiftung für 
die Zuwendungen des Stifter, insbejondere aljo auch für eine Erbesein- 
jegung, als jhon vor dem Tode des Stifters genehmigt gilt.?) 

Eine erjt im Tejtament errichtete, noch nicht zur Entjtehung gelangte 
Stiftung fann aljo nad) BGB., wie der nasciturus, zum Erben eingejeht 
werden. Damit ift die befannte gemeinrechtlihe Kontroverjet) im Sinne 
der preußiichen Praxis entichieden.5) 

Vereine, die nicht vechtsfähig find, find aud) nicht erbfähig; ein nicht 
rechtsfähiger Verein kann aljo nicht zum Erben eingejeßt werden; wenn 
jedod eine dahingehende legtwillige Verfügung im Wege der Auslegung 
den Willen des Erblajjerd erkennen ließe, daß die einzelnen Mitglieder 
des Vereins als Erben berufen fein jollten, jo wäre die Erbeseinjegung 
nicht unwirkjam.®) 

IV. Alle natürlichen und juriftiihen Perjonen find erbfähig; dagegen —— 
unterliegt ihre Fähigkeit zum erbrechtlichen Erwerbe mannigfachen I re 
Ihränfungen durch landesgejeßliche Vorjchriften. Sana. 

1. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche den 
Erwerb von Rechten durch juriftiihe Perjonen bejchränfen oder von ſtaat— 
liher Genehmigung abhängig machen, joweit dieſe Vorjchriften Gegenjtände 
im Werte von mehr al3 5000 Mark betreffen. Wird die zu einem Er: 
werbe von Todeswegen erforderliche Genehmigung erteilt, jo gilt fie al 
vor dem Erbfall erteilt; wird fie verweigert, jo gilt die juriſtiſche Perſon 
in Anjehung des Anfall3 al3 nicht vorhanden.?) Die Erwerbsbejchränfung 
bezieht fih auf alle jurijtiichen Perjonen, jowohl auf die des BOB. 
(Vereine, Stiftungen), al3 auch auf die auf bejonderen Neichdgejeßen®) oder 


E 


1) Siehe oben 88 11 und 14. ) $ 2101 Abi. 2 BGB. 

) 8 84, $ 2101 bj. 2 Sab 2 BGB. Eine analoge Ausdehnung auf einen 
zur Beit des Erbjalls im —— begriffenen rechtsfähigen Verein iſt ausgeſchloſſen. 

9) Städelſcher Erbfall. 2 Windiheid:ftipp Bd. 3 (8. Aufl.) $ 549 Anm, 
3 u. 4; Schirmer a. a. ©. S. 32; Koeppen, Lehrbuch, S. 484; Belter, Bandelten, 
Bd. 1 8 69 Beil. IT: Regelöberger, Pandekten, Bd. 1 s 88 ©. 347; Unger a. a. ©. 
S. 62; Gierke, Genoſſenſchaftstheorie S. 126 Anm. 1, 

Siehe oben S. 49. Entſch. ObTrib. Bd. 40 ©. 78 (Striethorft, Archiv, 
Bd. 31 ©. 204); Entid. RG. in Grudots Beiträgen B. 25 No. 125 ©. 1070, 
Bd. 32 No. 90 ©. 1074; Eccius Bd. 4 8 251; Dernburg Bd. 3 $ 100 unter 3; 
ss 1, 3 Gejep vom 23. Februar 1870 (8S. ©. 118). 

°) Bol. $ 2084 BGB. Vol. aud) Goldmann u. Lilienthal, Das BGB. (1901) 
©. 97 Anm. 9. 

) Art. 86 EG. 3. BGB. Kahl, Die deutichen rein Sin 1880. 

°) Dahin gehören insbejondere die Altiengejellihaften, die Kommanditgejell- 
haften auf Aktien, die Gejellihaften mit bejchränfter Haftung, die eingetragenen Ge— 
nojjenjchaften und die jonjtigen reichögejeplicd; geordneten Genofjenichaften, 
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Landeögejeben!) beruhenden jurijtiihen Perjonen und auf die Körper- 
ſchaften des öffentlichen Nechtes.?) 

Auf Grund dieſes Vorbehalts bedürfen in Preußen Zuwendungen 
bon Todeswegen an jurijtiiche Berjonen zu ihrer Wirkjamfeit ihrem vollen 
Betrage nad der Genehmigung des Königs oder der durch Königliche 
Verordnung bejtimmten Behörde, wenn fie Gegenitände im Werte von 
mehr als 5000 Mark betreffen.?) 

Ebenſo bedürfen jurijtiihe Perfonen, die in Preußen ihren Sitz 
haben, zu jedem Erwerbe durch Verfügung von Todeswegen bei einem 
Grundbefit im Werte von mehr als 5000 Mark der Genehmigung 
der jtaatlihen Aufjichtsbehörde.t) 

Nur folgende juriftiiche Perjonen unterliegen bei dem Ermwerbe von 
Grundftüden feiner Bejchränkung 5): 

a) Familienſtiftungen; 

b) juriſtiſche Perſonen, deren Nechtsfähigkeit auf einem neben dem 
BOB. beitehenden Reichsgeſetze beruht ®); 

ec) ſolche juriſtiſche Perſonen des öffentlichen Rechtes, welche nach den für 
fie geltenden Geſetzen ohne Genehmigung der ftaatlichen Aufſichtsbehörde Grund— 
eigentum erwerben können; dahin gehören z.B. Stadt- und Landgemeinden.”) 

Juriſtiſche Berfonen, die im Deutjchen Reiche, aber nicht in Preußen ihren 
Sitz haben, bedürfen in Preußen zum Erwerbe von Grundjtüden im Werte 
von mehr ala 5000 Mark der Genehmigung des Königs oder der 
durch Königliche Verordnung bejtimmten Behörde.) Dieſe Genehmigung 
wird Aktiengejellihaften, Kommanditgejellichaften auf Aktien, eingetragenen 
Genofjenichaften, eingeichriebenen Hülfskaſſen, rechtsfähigen gegenfeitigen 
Berficherungsgejellichaften und Gewerkichaften, die außerhalb Preußens in 
einem Bundezjtaat ihren Siß haben, von den zuftändigen Minijtern erteilt.?) 

— — d. h. außerdeutſche!0) juriſtiſche Perſonen bedürfen 


9 — neuen Rechtes, Waſſergenoſſenſchaften. 

) Vgl. die Aufzählung bei Stranz-Gerhard zu Art. 6 AG. 5. BGB. ©. 72 
und Grufen- Müller, Das Preuß. AG. 3. BGB. ©. 98ff., 108 ff. 

ei Bol. Art. 6 SE 1—4 AG. 3. BOB, 

4) Art. 831 Abſ. IAG. z. BGB. Ueber die jtaatliche Aufſichtsbehörde * Turnau, 
GBO., Bd. 2 88 33—69; Erufen-Müller zu Art. 7 AG. z. BGB. ©. 1 

5) Ur. 78 1 Abſ. 2 AG, 3 BGB. Dieje juriftifchen Perſonen find aljo bei 
dem Grundjtüdserwerb auf Grund einer Verfügung von Todeswegen von der Staatd- 
genehmigung befreit. 

°), Siehe oben ©. 1015 Anm. 8. Vol auch $ 5 Abi. 3 des Hypothekenbank⸗— 
gejeßes vom 13. Juli 1899 (RGBl. ©. 375). 

) Sparfafien, die durd) jtaatliche Verleihung Rechtsfähigkeit erlangt haben, 
fünnen ein von ihnen beliehened® Srunditüd im — — —— ohne 
die Genehmigung erwerben, Art.7 81 Abi. 3 AG GB 

8, Art. 7 8 2 Abi. 1 AG. 3. BGB. Wegen —* vor dem 1. Januar 1900 
in Geltung geweſenenen Rechtszuſtandes vgl. Geſetz vom 4. Mai 1846 (GS. ©. 235); 
danach bedurften alle nichtpreußiichen juriftiichen Perjonen zum Enverbe von Grund 
eigentum innerhalb Preußens ohne Rückſicht auf die Höhe des Werte ber Ge- 
nehmigung des Könige. Bol. auch All. Erl. vom 14. Februar 1882 (5. ©. 18). 

D. vom 15. November 1899 (65. ©. 562) Urt. 6. 

) Alſo auch juriftijche Perſonen, die ihren Sit nicht im Deutſchen Reiche, 

fondern in den Konſulargerichtsbezirlen oder in den Schußgebieten haben. 
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zum Ermwerbe von Örundftüden ohne Rüdjiht auf den Wert der Ge- 
nehmigung des Königs oder der durch Königlihe Verordnung bejtimmten 
Behörbde.!) 

2. Unberührt bleiben ferner die landesgeſetzlichen Vorſchriften, mad Erwerbste 
welchen Mitglieder religiöfer Orden oder ordensähnlicher Kongregationen, |® gräntungen 
bei denen DOrdensgelübde auf Lebengzeit oder auf unbeitimmte Zeit abge- Rellgiofen. 
legt werden, nur mit jtaatliher Genehmigung von Todeswegen erwerben ?) 
fünnen.d) Preußen hat von dieſem Vorbehalte feinen Gebrauch gemadıt. 

Nah ALR.“) galten Mönche und Nonnen nad abgelegtem Klofter: 
gelübde in Anſehung aller weltlichen Gejchäfte al3 verjtorben, und e8 er- 
öffnete fich die Erbfolge in ihr Vermögen. Diefe Vorjchriften find jeßt 
befeitig.. Da Mönche und Nonnen jegt ſchlechthin rechtsfähig find 5), fo 
find fie auch erbfähig. 

3. Unberührt bleiben auch die landesgeſetzlichen Vorjchriften, welche 
den Erwerb von Örundjtüden durch Ausländer von ftaatlicher Geneh- 
migung abhängig machen.) Ausländer, d. h. Nichtangehörige des Deutjchen 
Reichs find an fich rechtsfähig und alfo auch erbfähig; die Erwerbsbeſchrän— 
fung hat aljo praftiiche Bedeutung nur für ausländiſche juriftiiche Verjonen.”?) 


g 241. 
2. Berufung zur Erbfolge.®) 


I. Eine weitere Vorausſetzung der Erbfolge einer beitimmten Perſon Berufungs- 
ift das Borhandenfein eines Berufungsgrundee. Das römische Recht Wun 
fannte nur zwei Berufungsgründe: 

1. das Teſtament, d. i. die Berufung durch den Willen des Erb— 
lafjer8, der fich durch einfeitige, willkürlich widerrufliche, letztwillige Ver— 
fügung einen Erben beruft (testamentaria hereditas)?), und 

2. da8 Geſetz, d. i. die Berufung, die in Ermangelung einer Be— 
ftimmung des Erblaſſers 10) unmittelbar vom Geſetz ausgeht (legitima here- 
ditas).!!) Der vom Gejeße berufene Erbe heißt gefeßlicher Erbe oder Anteftaterbe. 

Das Geſetz beruft aber in gewifjen Füllen auch gegen den Willen 
des Erblafjers, twenn diejer feine nächſten Angehörigen, die ihn als In— 


) Urt. 7 8 2 Abi. 2 AUS. 3. BEB. Vgl. auch $ 3 dajelbit. 

?) Erbfolge, Vermächtnis, Wlichtteit. 

) Urt. 87 EG. 5. BGB. Vgl. v. Brünned a. a. D. ©. 197. 

*) 8$ 1182—1209 II 11 ALR. Striethorjt, Ardiv, Bd. 40 ©. a Jahrb. 
KG. Bd. un — 26, Bd. 8 No. 43 ©. 117, Bd. 13 No. 16 ©. 7 

8 °) Art. 88 EG. 3. BGB. Dazu Pland v S. 175. 

) En : s y. Abi. 2 AG. 5. BGB.; fiehe oben S. 1016. . 

#), Litteratur bei $ 239. Koeppen, Lehrbuch, $ 3 S. 60 ff.; Schirmer a. a. O. 
85 ©. 47 ff.; Windſcheid-Kipp Bd. 3 (8. Aufl.) $ 537. 

®) Die teftamentarifche Berufung iſt im lebten Grunde auch eine geſetzliche, 
injofern fie von dem Geſetze (Mechtöordnung) anerkannt wird, fie ift eine mittelbar 
ejepliche Berufung, 1.130 D. de V. 8, 50, 16. Windicheid-Hipp Bd. 3 $ 529 Mote 1. 
Der vom Teſtator berufene Erbe heit Teitamentderbe (heres ex testamento). 

1°) L. 39 de acq. vel ommitt. hered. 29, 2. 

'!) Legitima hereditas bedeutet in den Quellen auch blos legitima agnatorum 
successio der sui heredes; Schirmer $ 5 Note 1. 
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tejtaterben beerbt haben würden, nicht gehörig bedacht hat. Der vom Ge— 
jeße gegen den Willen des Erblafjerd berufene Erbe heißt Noterbe. 

3. Eine Berufung durh Vertrag (vertragsmäßige Erbfolge) war 
nad) römijchem Rechte als contra bonos mores unwirfjam.!) Erſt nad) 
der Nezeption des römijchen Rechtes wurde durch gemeine deutſches Ge— 
wohnheitsrecht die Gültigkeit der Erbverträge anerkannt. 

4. Auf Grund einer wirfjamen Berufung wurde dem Berufenen 
die Erbichaft deferiert (hereditas defertur), und mit der Delation (Anfall), 
die früheitend mit dem Tode des Erblafjerd eintrat, eröffnete fich das Recht 
der Succefjion in die Erbſchaft, die er aber regelmäßig erjt durch den 
Antritt, d. h. durch eine Willenserklärung erwerben mußte.?) 

5. Die teftamentarijche und die Inteſtaterbfolge ſchloſſen fich nad römischen 
Eivilrechte gegenjeitig aus; es galt der Rechtsſatzt nemo pro parte testatus 
pro parte intestatus decedere potest.®) » Hatte der Erblafjer nur über 
einen Teil der Erbichaft im Tejtamente verfügt, jo gelangte der übrige 
Teil feines Vermögens nicht an jeine nteftaterben, fondern fiel kraft Uc- 
creöcenz den tejtamentarifchen Erben zu; auf die Tejtamentserben wurde 
aljo immer der ganze Nachlaß verteilt. Der Grund lag einerjeitS in der 
Vererbung der juriftiihen Einheit des Nachlajjes, andererjeit8 in der 
Subfidiarität der gejeglichen Erbfolge, die nur eintreten fonnte in Er— 
mangelung eines Tejtaments.t) 

Die römische Regel wurde in Deutichland vezipiert, aber fie gewann 
in dem deutjchen Volksbewußtſein feinen Boden und fand feine Anwen— 
dung auf den Erbvertrag.®) 

Die neueren Gejebgebungen, insbejondere das Preußiſche Landredit ®) 
haben den römijchen Saß: nemo pro parte etc. verworfen, und aud) dem 
BOB. iſt er fremd. 

II. Das gemeine und das preußiiche Recht fannten drei Berufungs- 
gründe: das Geſetz, das Tejtament und die Berufung durch Erbvertrag. 

Nach dem BGB. beruht die Erbfolge entweder unmittelbar auf dem 
Gejeß oder auf dem vom Gejeß anerkannten Willen des Erblafjers. 
Demzufolge ift die Erbfolge entweder eine gejegliche oder eine gewill- 
fürte. Das BGB. kennt aljo nur zwei Berufungdgründe. 

1) Es galt al® contra bonos mores fid) durch unmwiderruflichen Erbvertrag in 
Anfehung feines Nacdjlafjes zu binden. L. 15, 1. 19 Cod. de pact. 2, 3;1.5 i 
de pact. conv. 5, 14. 

) L. 151 D. de V. S. 50, 16. Delata hereditas intellegitur, quam quis 
possit adeundo consequi. 

°), L. 7 D. de R. J. 50, 17. Eine Ausnahme galt für das Goldatentefta- 
ment, miles pro parte testatus potest decedere, pro parte intestatus, l. 6 D. de 
test. mil. 29, 1. 

*) Vgl. über die verichiedene Begründung der Regel: Schirmer $ 5 Note 19 
©. 54; Koeppen, Lehrbuch $ 5 S. 90 Note 1; Hölder a. a. O. ©. 152ff.; Wind- 
ſcheid-Kipp, Bd. 3 $ 537 Note 2; Karlowa, röm. Nechtögeihichte, Bd. 2 ©. 844 ff. 

5) Windicheid- Hipp, Bd. 3 $ 537 Note 7 u. 8; Schirmer, $ 5 ©. 63; Koeppen, 
Spitem S. 289; Bejeler, Deutiches Privatrecht, $ 259 No. VI; Stobbe Bd. 5 $ 311 
No. VI; Gerber-Coſack $ 305 Note 7. 

9) 8 45 I 12 ALR.: „er (der Erblafjer) kann auch nur über einen Teil jeines 
era verordnen und es in Anjehung des Ueberreſtes bei der gejeplichen Erb— 
olge aſſen.“ 
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Die gejeglihe Berufung zur Erbfolge beruht auf der Familien- 
zugehörigfeit, die gewillfürte Berufung auf der vom Gejeß anerkannten 
Befugnis des Erblafjerd, durch Verfügung von Todeswegen über jeinen 
Nachlaß Beitimmung zu treffen. 

Jede einjeitige Verfügung von Todeswegen nennt das BOB. Teita- 
ment oder legtwillige Verfügung.!) 

Eine von dem Erblaffer durch Vertrag mit. einem Anderen (dem 
Bertragsgenofjen) getroffene Verfügung von Todeöwegen heißt nah BGB. 
Erbvertrag.?) 

Während ein Teftament von dem Erblafjer jederzeit widerrufen werben 
fann ®), bleibt der Erblaſſer durch eine vertragsmäßige Verfügung von 
Todeswegen (Erbvertrag) gebunden. Die gejebliche Erbfolge ilt im Syſteme 
des BGB. der germanischen Nechtsanjchauung entipredhend als die regel- 
mäßige der gewillfürten Erbfolge vorangeftellt. Damit gelangt zum Aus— 
drude, daß der Erblaſſer der Negel nach von den gejeglichen Erben be- 
erbt wird, weil das Geſetz fie zur. Erbfolge beruft; dem Erblafjer jteht 
e8 aber frei, in Anfehung feiner Erbfolge feinen vom Gejeß abweicenden 
Willen zu erflären und die gejepliche Erbfolge auszuſchließen. 

III. Was das Verhältnis der Berufungsgründe zu einander anlangt, 
fo ging nad römiſchem Rechte die teftamentarifche Erbfolge der Inteſtat— 
erbfolge, die Noterbfolge der teftamentarijchen vor.*) 

Nah preußiſchem Rechte Eonnten alle Berufungsgründe (Gejeß, 
Teftament, Erbvertrag) neben einander und nad) einander eintreten. So— 
weit der Erblajjer nicht von Todeswegen (Tejtament, Erbvertrag) verfügt 
hatte, trat die ntejtaterbfolge ein); auch konnte er den Zuwachs ver— 
bieten, jo daß die ausfallende Erbportion an die Inteſtaterben fiel.®) 

Wer die Erbichaft aus _dem Teftament ausjchlug, fonnte zwar Die 
durch Erbvertrag angetragene Erbſchaft erwerben, dagegen nicht als gejeß- 
liher Erbe erwerben.”) 

Nach dem Rechte des BGB. Fünnen die Berufungsgründe GGeſetz, 
Verfügung von Todesiwegen) nebeneinander oder nacheinander wirkſam werden. 
Der Gab nemo pro parte testatus pro parte intestatus decedere potest 
ift nad) dem Vorgange des ALR. und der anderen Gejeßgebungen von 
dem BGB. befeitigt. 

Hat der Erblaſſer den letztwillig eingejegten Erben auf einen Bruch— 
teil der Erbichaft beichränft, jo tritt in Anfehung des übrigen Teiles die 
gefegliche Erbfolge ein.®) 

Soll nad der Beitimmung des Erblafjerd der eingejeßte Erbe nur 
bis zu dem Eintritt eines beftimmten Beitpunft3 oder Creignijjeg Erbe 
fein, jo treten nad) dem Ablaufe der fraglichen Zeit die gejeglichen Erben 


1) $ 198 1937 BOB. 

°) 8 1941 BOB. 

” Ss 2253 Abi. 1 BGB. 

*) Nach römischen Rechte galt die Regel: semel heres, semper heres, iver ein- 
mal Erbe geworden war, blieb Erbe für immer. 

5) 8 45 I 12 ACH. °) 8 285 I 12 AQH. 

) 88 401, 405 19 ACH. 9 $ 2088 Abſ. 1 BOB. 
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ein. Der gewillkürte Erbe iſt in dieſem Falle der Vorerbe, der geſetzliche 
Erbe der Nacherbe.!) 

Soll dagegen der eingejeßte Erbe nad) der Beitimmung des Erblafjerd 
erſt mit dem Eintritt eines bejtimmten Zeitpunkt oder Ereiguiſſes Die 
Erbſchaft erhalten, jo werden die gejeßlichen Erben die Vorerben, der ge— 
willfürte Erbe wird mit dem Eintritte des ZeitpunftS oder Ereignifjes der 
Nacherbe.?) 

Die Regel semel heres, semper heres hat jowohl das ALR. wie 
da8 BOB. bejeitigt. 

IV. Nah römiſchem Rechte?) gewährte die Berufung zur Erb- 
ſchaft (Anfall, Delation) dem Berufenen regelmäßig nur das höchjtperjönliche 
Recht, durch einen bejonderen Rechtsakt (aditio hereditatis, Antritt der 
Erbſchaft) die Erbichaft zu erwerben.) Durd den Tod des Berufenen 
erlojch diejes Recht aus der Delation: hereditas nondum adita non trans- 
mittitur ad heredes.5) 

Der Antritt der Erbichaft erfolgte durch eine ausdrüdliche oder jtill- 
ihweigende‘) Willenserklärung, aus welcher der Wille, die Erbichaft zu 
erwerben, hervorging. In diejer Weije erivarben die heredes voluntarii 
oder extranei die Erbichaft.?) 

Nur bei den hausangehörigen Erben (heredes domestici) traf Dela- 
tion und Erbjchaft zeitlich zufammen, fie erwarben die Erbſchaft mit Rechts— 
notwendigfeit ohne weiteres (statim ipso iure) im Augenblide der Delation. 
Dahin gehörten die der Gewalt des Erblaſſers unteriworfenen Perjonen 
(sui et necessarii heredes), aljo die Hausfinder des Erblaſſers.s) Erſt 
der Prätor gewährte ihnen das Recht, fi der Erbichaft zu entjchlagen 
(beneficium abstinendi); diejes Recht ging aber durch Einmifchung (immis- 
cere hereditati), d. 5. durch ſolche Handlungen verloren, weldye für den 
voluntarius heres eine pro herede gestio fein wiürden.?) 

Zwiſchen dem Tode des Erblajjerd und dem Erwerbe der Erbichaft 
— des Erben) war die Erbſchaft ruhend (hereditas iacens).10) 


y $ 2104 BOB. 

8 2105 BGB., jo auch nah ALR. SS 259, 260, 478 I 12. Ueber den 
Unterfchieb hinſichtlich des Berufungsgrundes und der Berfon der Berufenen vgl. 
Pland:Ritgen V Anm. 1 zu $ 2104 18 276. 

*) Schirmer a. a. D. $ 6 ©. 64ff.; Koeppen, Lehrbud, $ 6 ©. 94 ff. 

) L. 151 D. deV.S.50, 16: delata hereditas intellegitur, quam quis possit 
adeundo consequi. Die Delation begründete alfo nur eine Erwerbömöglichkeit. 

6) L. un. $ 5 Cod. de cadue. toll. 6, 5l. Eine Ausnahme von der Unvererb— 
lichkeit bildeten im jpäteren röm. Rechte die jog. Trandmijfionsfälle. 

°) Die jtillfchweigende Willenserflärung (pro herede gestio) erforderte eine 
Handlung, die den Willen, Erbe zu werden, mit Notiwendigfeit ergab. 1.20 pr. D. 29, 2. 

’) Der Erwerb der Erbichaft wurde aber auf den Moment ded Todes des Erb- 
lajjer$ zurüdbezogen; d. h. der Berufene war der direkte und unmittelbare Succejjor 
des Erblaſſers; 1. 54 D. de acquir. vel. omitt. her. 29, 2; 1.138 D. de R. J. 50, 17. 

®) Auch der cum libertate zum Erben eingejepte Stlave erwarb die Erdichaft 
ſeines Herrn ipso iure. ®) L. 87 pr. D. 29, 2. 

0) Vgl. über die hereditas iacens: Schirmer a. a. D. $3 ©. 13ff.; Koeppen, 
Lehrbuch, Sa ©. 44ff., Syitem, $ 2 ©. 200ff.; Windſcheid-Kipp, Bd. 3 8 531; 
Dernburg- Biermann, Bandelten (6. Aufl.) $ 61; ‚Steinlechner, Das jchwebende Erb- 
recht und die Unmittelbarfeit der Erbfolge (1893, 1897) Teil II ©. Lff.; v. Czyhlarz, 
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Während die ältere Anſchauung (Labeo, Gaius) die hereditas iacens als 581 Si 
herrenlos betrachtete, wurde fie jpäter al3 juriftiihe Perſon behandelt, Die 

jelbjt Trägerin der Nechte und Pflichten des Erblaſſers jei. Die herrichend 
gewordene Anficht, geitügt auf die Autorität Julian nahm an, da Die 
ruhende Erbichaft die Perjon des Erblafjerd repräjentiere.!) Praktiſch 

war der Streit über die theoretiihe Konjtruftion ziemlich bedeutungslos, 

da man darüber nicht im Zweifel war, daß die ruhende Erbſchaft fähig 

war, fi) um Rechte und Schulden zu vermehren (Fruchterwerb, Vollendung 

einer Erſitzung) oder zu vermindern. 

Abweichend vom römischen Nechte folgt da8 BGB. mit dem ALR. 
dem deutjchen Rechte. Die Berufung zur Erbfolge und der Erwerb der 
Erbihaft fallen zuſammen. Es gilt der Sab: „Der Tote erbt den 
Lebendigen“. Der Uebergang der Erbihaft auf den Berufenen vollzieht 
fih von Rechtswegen unmittelbar mit dem Erbfall, ohne daß es einer 
Willenserklärung des Berufenen bedarf.?) Wie nach ALR.S) jo wird auch 
nah BGB. der Berufene von Nechtöwegen (ipso iure) ſofort mit dem 
Erbfall Erbe, ſelbſt ohne ſein Wiſſen und ohne ſeinen Willen. Der Anfall 
erfolgt aber unbeſchadet des Rechtes des Erben, die erworbene Erbſchaft 
auszuſchlagen.) 

Eine Folge des Grundſatzes der Unmittelbarkeit des Erbſchaftserwerbes 
ift, daß dad BGB. weder eine ruhende Erbichaft noch eine Transmilfion 
im römiſchen Sinne fennt. 

Stirbt der Berufene nach dem Erbfalle, jo geht nicht fein Recht, die 
angefallene Erbſchaft zu erwerben, auf jeine Erben über, fondern er 
überträgt die durch den Anfall erworbene Erbichaft als Teil feines eigenen 
Vermögens auf feine Erben. 


III. Gefegliche Erbfolge. 
$ 242. 


1. Geſchichtliche Entiwirelung.?) 


I. Die Entwidelungsgefchichte des römischen Erbrechts Fennzeichnet ji) Keredita⸗ 
durch den Gegenſatz von Eivilrecht und prätoriſchem Rechte. Die Ent "ame. 


Inftitutionen. (6. u. 6. Aufl.) 1902, $ 125. — In den Quellen findet fich der Ausdrud 
hereditas iacet, 1.13 $ 5 D. quod vi 43, 24, 1.5 $ 20 D. ut in poss. leg. 36, 4. 
1) In neuerer Zeit hat Sohm, nfitutionen. (8./9. Aufl. 1899) $ 109 ©. 488 
die Anficht aufgejtellt, dab der Erbe das Gubjeft der hereditatis iacens jei; über 
dieje ur vol. Windicheid-Kipp, Bd. 3 (8. Aufl.) $ 531 Note 14 a. E. 
288 1922, 1942 BGB. ) 88 367, 368 I 9 ALR. 
) 8 1942 BGB. Nur der Fisfus erwirbt die Erbichaft unbedingt, er darf 
bie Erbſchaft nicht ausſchlagen. 
sd) Leiſt, Die Bonorum poſſeſſio. Ihre geſchichtliche Entwidelung und heutige 
Geltung. 2 Bände, 1844, 1848; Leiſt in Glüds Pandelten, Serie der Bücher 37 
und 38, Bd. 1—5; göhr, Magazin f. Rechtswiſſenſchaft u. Gejepgebung, Bd. 3 
©. 216 Ff., Bd. 4 S et Voigt, Römiſche Ari re Bd. 1848 ©. 525; 
—— a. a. O. Kbeppen Syſtem, ©. 22ff.; Vering, Römiſches Erbrecht‘ 
©. 577 ff.; —— —— Bd. 288 398—400; Windſcheid-⸗Kipp, Pandekten, 
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widelung des prätorijchen Erbrecht diente, wie daß prätoriiche Recht auf 
dem Gebiete des gejamten Privatrechts überhaupt, der Ausbildung und 
Fortentwicdelung des ius gentium.!) 

Neben dem alteivilen Erbrechte (hereditas), wie e8 im mejentlichen 
auf den 12 Tafeln beruhte, entwidelte ſich nad) und nad) das prätorijche 
Erfolgeiyftem der bonorum possessio. Ueber Urfprung und Zweck der 
bonorum possessio jtreitet man. 

Der Prätor konnte civile8 Recht, d. h. wahres Erbrecht nicht ver— 
leihen (praetor heredes facere non potest), aber er jtellte den bonorum 
possessor materiell dem wirklichen Erben gleich (heredis loco).?) Demgemäß 
erhielt der bonorum possessor als interdietum adipiscendae possessionis 
ein eigene3 interdietum quorum bonorum, um fid) in den Beſitz der Erb- 
Ihaftsjachen zu jeßen®), und die einzelnen erbſchaftlichen Klagen wurden als 
utiles actiones für und wider ihn gegebent), insbejondere erhielt er utiliter 
eine ber civilen hereditatis petitio analoge possessoria hereditatis petitio.?) 

Die Delationsgründe waren bei der bonorum possessio diejelben wie 
bei der hereditas; jie wurde gegeben mit dem Willen des Erblafjers kraft 
Teitament3: b. p. secundum tabulas, gegen den Willen des Erblafjers, 
aljo gegen das Tejtament: b. p. contra tabulas, und ohne feinen Willen, 
aljo beim Nichtvorhandenjein eines Teſtaments: bonorum possessio intestati. 

Während aber die hereditas in einigen Fällen von felber (ipso iure) 
eriworben wurde (heredes necessarii), war dies bei der bonorum possessio 
niemal3 der Fall®); fie mußte vielmehr ftet3 durch gerichtliche Handlung 
innerhalb der vom Prätor vorgejchriebenen Friſt nachgeſucht (petere, ad- 
mittere, agnoscere bonorum possessionem) werden. 

Der Prätor erteilte dann auf Erbitten die bonorum possessio entiweder 
ohne weiteres, ohne nähere Prüfung „ex edieto“, wenn fi) der Antrag- 
jteller auf eine Stelle des Edikts jtüben fonnte (bonorum possessio edic- 
talis), oder er gewährte fie nach vorgängiger Sadyprüfung (causae cognitio) 
durch ein bejondere8 Dekret in Fällen, in welchen das Edikt fie nicht aus— 
drüclich zuficherte (bonorum possessio decretalis). 

Wahrjcheinlidh wurde die bonorum possessio vom Prätor zunächſt 
erteilt, um dem civilen heres die Befigergreifung der hereditas durch Ein- 
weijung in den Beſitz der Erbſchaftsſachen zu erleichtern (adiuvandi iuris 
civilis gratia). 

Später wurde die bonorum possessio für den Fall erteilt, daß es 
an einem heres fehlte oder daß diejer fein Erbrecht nicht geltend machte 
(supplendi iures civilis gratia). 


Bd. 3 (8. Aufl.) $ 532; Demburg:Biermann, Bandelten, Bd. 3 (6. Aufl.) $ 62; 
Sohm, Inftitutionen (8. u. 9. Aufl.) $ 110; Endemann, Bd. 389, $ 13; v. Czyhlarz, 
Anjtitutionen (5. u. 6. Aufl.) $$ 126, 133—135. 

!) Jus praetorium est, quod praetores introduxerunt adiuvandi vel sup- 
plendi vel corrigendi iuris civilis gratia propter utilitatem publicam, 1. 7$1 
D. de iust. et iure 1, 1 (Ulpian). 

) Gaius III $ 32. $2J.deB.P.3.9. 1. 117 D. de R. J. 50, 17. 

®) Gaius IV $ 144, $ 3 J. de interd. 4, 15. *) Gaius IV & 34. 

6, Tit. D. 5, 5. 

®) Invito autem nemini bonorum possessio acquiritur. L.3$3 D.deB.P. 37,1. 
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Zuletzt führte die Entwidelung dahin, die bonorum possessio im 
Widerſpruche mit dem civile ius auch einem Nichterben zu geben und 
zwar mit dem außgejprocdhenen Zwede der Aenderung des civilen Erbrechts 
(corrigendi iuris civilis gratia). 

II. Die römijche Intejtaterbfolge des alten Eivilrecht3 beruhte lediglich eur 
auf der Agnation. Die civilrechtlihe Erbfolge (legitima hereditas) der XZafeln. 
XII Tafeln wurde aus 3 Klaſſen gebildet?): 

1. die sui heredes, d. h. die Hauskinder des Erblafjerd zur Zeit 
ſeines Todes, einjchließlich der postumi ?)?); 

2. in Ermangelung von sui heredes fiel die Erbichaft an den nächſten 
Agnaten (proximi agnati)‘); 

3. waren weder sui noch Agnaten vorhanden, jo fiel die Erbichaft 
an die Gentilen.) 

Bei der civilen Intejtaterbfolge galt der Satz: „in legitimis heredi- 
tatibus successio non est“; ein Nachrücden der folgenden Klaſſe beim Weg- 
fallen der vorhergehenden fand nicht ftatt; die Erbichaft wurde dann vafant. 

III. Das prätoriſche Recht (bonorum possessio intestati) zeigte gegen- Sch, 
über dem Civilrechte das Beftreben, neben den Agnaten des Erblafjers, prätoriisen 
auch jeine Blut3verwandten (cognati) zu berüdjichtigen. Das Edikt berief nn 
vier verichiedene Klaſſen von Angehörigen zur Erbichaft, nämlid): ern 

1. die Klaſſe unde liberi, das find die sui und Die emancipati, d. h. 
neben den sui diejenigen Dejcendenten, welche durch capitis diminutio 
aus der väterlichen Gewalt ausgejchieden waren, insbejondere aljo Die 
emanzipierten Kinder des Erblajierg®); 

2. die Klaſſe unde legitimi, das jind die nad) ius eivile (12 Tafeln) 
Berufenen (sui, agnati, gentiles)?); 

3. Die Klaſſe unde cognati, da3 find die Blutsverwandten des 
Erblafjerd biß zum 6. Grade und aus dem 7. Grade noch die Sobrinen- 
finder (sobrino et sobrina natus et nata)®), nad) der Nähe des Grades?); 

4. die Klaſſe unde vir et uxor, die den überlebenden Ehegatten beruft.1) 

Im Gegenfage zum Givilrechte jtellte der Prätor für die bonorum 
possessio das edietum successorium auf. Wenn aljo der in einer früheren 
Kaffe Berufene die bonorum possessio nicht agnoszierte oder ausſchlug, 
wurde die Erbſchaft nicht herrenlos, jondern der nachfolgenden Klaſſe 
deferiert (successio ordinum), und joweit innerhalb einer Klaſſe die Grades- 
nähe entjcheidend war, wie bei der dritten, fonnte Die bonorum possessio 


!) Ulpian, Fragm. XXV1 81. 

?) Gai. III S$ 1-8. Ulpian, Fragm,. XXVI 88 1-6. Die Erbfolge der 
suj wurde von den XII Tafeln als ſelbſtverſtändlich vorausgefeßt, eine ausdrüdliche 
Berufung der sui fand nicht ftatt. 

) Dahin er aud) die uxor in manu mariti, weil fie filiae loco war. 

*%) Gai. III 8 9. 6) Gai. III $ 17. Collat. XVI cap. 4 8 2. 

*) Ulpian, Fragm. XXVIII S 8. 

) L. 1 D. unde legitimi 38, 7. 9) Entel von Geſchwiſterkindern. 

9) L.181,8 3 D. unde cognati 38, 8. 

1°%) L. un. D. unde vir et uxor 38, 11. Ueber die bonorum possessio intestati 
nach einem — vgl. v. Czyhlarz a. a. DO. $ 136. Gai. III 88 42-76. 
Ulp. XXVII, XXIX, 
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beim Wegfalle des zunächſt Berufenen von den demnächſt Berufenen er- 
beten werden (successio graduum). 
IV. Die Raijergejepgebung jchritt auf dem Wege der weiteren Aner- 
fennung der kognatiſchen Erbfolge fort. 
a 1. Da3 S. C. Tertullianum unter Hadrian gab der Mutter, die das 
tullianum. ius liberorum hatte, ein lognatiſches Erbredit in das Vermögen ihrer 
Kinder, und zwar dor allen Agnaten, mit Ausnahme der sui, des Vaters 
(parens manumissor) und des frater consanguineus des Erblajjers. 


8. C. Orphi- 2. Das 8. C. Orphitianum unter Marl Aurel gewährte den Kindern 
Kanum. gegenüber der Mutter ein kognatiſches Inteftaterbrecht vor allen Agnaten. 
Inteſtat · V. Erſt Juſtinian geſtaltete das Inteſtaterbrecht durchgreifend um, 


uk, indem er ein neues Erbfolgerecht auf der ausſchließlichen Grundlage der 
Kognation und unter Bejeitigung jedes Vorzugs der Agnation dor der 
Kognation, in der Novelle 118 (vom Jahre 543) ſchuf. An diefe ſchloß 
ſich ergänzend die Novelle 127 an. 

Die Novelle 118 beruft die Verwandten in 4 Klaſſen (ordines)!): 

1. Die erſte Klafje bildeten die Defcendenten des Erblafjerd ohne 
Unterjchied des Grades, d. 5. die leiblichen Abkömmlinge; die Dejcendenten 
fernerer Grade wurden aber von ihrem noch lebenden parens ausgeſchloſſen, 
aljo 3. B. der Enkel durch jeinen Vater. War ihr parens aber bereits 
borverjtorben, jo rüdten fie in deſſen Stelle fraft eigenen Rechtes, nicht 
fraft Nepräfentation ein und erbten zujammen den Zeil, den ihr parens 
erhalten haben würde, wenn er Erbe geworden wäre (successio in stirpes).?) 

2. Die zweite Klaſſe bildeten die Ajcendenten, die vollbürtigen 
Geſchwiſter und die Kinder von verjtorbenen vollbürtigen Ge— 
ſchwiſtern. 

Unter den Afcendenten entſchied Gradesnähe, gleich nahe Aſcendenten 
teilten in lineas, jo daß die eine Hälfte der Erbſchaft der väterlichen, Die 
andere Hälfte der mütterlichen Linie zufiel, während innerhalb der einzelnen 
Linie Kopfteilung eintrat. Waren nur Geſchwiſter vorhanden, fo teilten 
fie nach Köpfen; ebenjo trat, wenn Gejchwifter neben den Wicendenten 
erbten, Kopfteilung ein. 

Gejhmifterfinder erbten beim Zuſammentreffen mit anderen Erben 
nad) Stämmen (stirpes), waren fie allein berufen, jo erhielten fie Kopfteile.®) 

3. Die dritte Klaſſe bildeten die halbbürtigen Geſchwiſter und 
die Rinder verjtorbener Halbbürtiger Geſchwiſter, ohne Unter: 
icheidung von consanguinei und uterini; fie teilten unter ſich nach Köpfen, 
beim Zujammentreffen mit einander nad) Stämmen (stirpes). 

4. Die vierte Klaſſe bildeten die übrigen Seitenverwandten des 
Erblafjers nad) der Nähe des Grades und ohne Beichränfung auf einen 


J — Koeppen, Lehrbuch, $ 63, Schirmer a. a. D.$ 14; Windfcheid-Ripp, Bd. 3 
(8. Aufl.) $ 5 

’) Bol. Zirmer a. a. O. S. 246. 

) Schon zur Zeit der Gloſſatoren war ſtreitig, ob für den Fall, daß nur Ge— 
fchwifterfinder vorhanden waren, Stammteilung oder Kopfteilung eintreten follte; der 
NeichSabichied von Speier (1529) entichied für Kopfteilung, ihm folgte die gemein- 
Pa ia vgl. hierüber Köppen, Lehrbuch, S. 406, 407; Schirmer a. a. O. 
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beſtimmten Grad; gleich nahe Verwandte teilten nach Köpfen, vollbürtige 
Verwandtſchaft hatte keinen Vorzug vor der halbbürtigen. 

Für die Berufung der Inteſtaterben galt im Juſtinianiſchen Rechte 
der Grundſatz der successio ordinum et graduum (ſucceſſive Berufung); 
gelangte aljo innerhalb der eritberufenen Klaſſe (ordo) niemand zur 
Erbfolge, jo wurde die nächite Klaſſe berufen, und wurde innerhalb der- 
jelben Klaſſe der zunächſt Berufene nicht Erbe, jo wurde der nächſtfolgende 
Grad berufen.!) 

VI. Die Novelle 118 Hatte nur die Verwandtenerbfolge normiert, 
die bonorum possessio unde vir et uxor aber unberührt gelafien. 

Der überlebende Ehegatte gelangte aljo auch nach Juſtinianiſchem 
Rechte erit nach allen von der Novelle berufenen Verwandten zur Erb- 
folge. Nur die arme Witwe (vidua inops et non dotata) erhielt von 
Juſtinian ein außerordentliche Intejtaterbreht neben allen Verwandten 
ihre8 Mannes.?) 

Ein bejchränftes Erbrecht gewährte Juſtinian auch den Konkubinen- 
findern (liberi naturales) auf ein Sech8tel des Vermögens ihres Erzeugerg, 
wenn diejer weder eine legitime Ehefrau noch eheliche Deicendenz hinter: 
ließ, doch mußten fie ihrer Mutter einen Kopfteil abgeben.®) 

VI. Ueber da8 altgermanijche Erbredhtt) beitehen Zweifel und 
Streitfragen; es iſt insbejondere nicht aufgellärt, wie fich das Erbrecht 
der Haudangehörigen, d. h. der in der Gewalt (Munt) des Hausherren 
jtehenden Hausgenofjen, zu einem Erbrechte der Sippe ausgebildet, und 
wie fi) die Erbfolge der Hausgenofjen zu der der Sippe verhalten hat. 
Urjprünglich jcheint es fich nicht jowohl um ein wirkliches Erbrecht der in 
der Were unter der Munt des Hausherren vereinigten Hausgenoſſen, als 
um ein Nachrüden in der Gemeinjchaft beim Tode eines Gemeinjchafters 
gehandelt zu haben, und erjt außerhalb der Hausgemeinfchaft entwickelte fich 
dann das wirkliche Erbredt der Sippe nad der Nähe der Verwandtſchaft. 

Die germaniſche Idee der Verwandtichaft beruhte auf der Gliederung 
der Sippe nad) ſog. Barentelen (Linien, Gliedern oder Kinieen), und e8 darf 
jeßt al8 die herrichende Meinung bezeichnet werden, daß auch dem ger- 





) Bal. über fucceffive Delation Schirmer a. a. 8.815 ©. 254 ff.; Windfcheid- 
Kipp, Bd. 3 (8. Aufl.) $ 573 ©. 340 ff. 

?) Novelle 53 ce. 6 und Novelle 117 e. 5, dazu Schirmer a.a.D.813 ©. 233 ff. 
und Windſcheid-Kipp Bd. 3 (8. Aufl.) $ 574; ſie erhielt höchſtens ein Viertel des 
Nachlaſſes, jedod) nicht über hundert Pfund Goldes, das find 72 Reichsdukaten, alfo 
67200 Mark; Entſch. RG. Bd. 16 No. 34 ©. 153, Bd. 40 No. 51 ©. 191, 

*), Novelle 18 c. 5, Novelle 89 ce. 12 88 4 bis 6. Schirmer a. a. D. 8 12, 
Ein allgemeines Antejtaterbreht der umnehelichen Kinder in den Nachlaß ihres Er- 
gegen? it als gemeinrechtlich bejtehend vom Reichsgerichte nicht anerfannt worden. 

ntih. Bd. 12 No, 56 S. 226. — lieber den Anſpruch des arrogierten Unmündigen 
(impubes arrogatus) auf die jog. quarta an Pii vgl. Koeppen, Syſtem, ©. 133 ff.; 
Windicheid:Kipp (8. Aufl.) Bd. 3 $ 574 No. 2 

*) Heusler, Inftitutionen, Bd. 2 88 174 fi. ©. 521ff.; Stobbe, Bd. 5 88 286 ff.; 

Bejeler, Syſtem des gemeinen an rk I. Abt. 8 136 (4. Aufl. 1885): 
Brunner, Deutiche Rechtögeichichte, S. 79ff.; Schröder, Deutiche Recdhtäge: 
fchichte (3. Aufl.) $ 35 ©. 318 ff,, Enz —— Die Grundzüge des ‚geieplichen 
Verwandten-Erbrehts (1896). Weitere Sitteratur bei Stobbe Bd. 5 ©. 62, 63 und 
bei Brunner, Grundzüge der deutichen Rechtsgeſchichte (1901) S. 207, 208. 
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maniſchen Erbfolgeiyiteme da8 Prinzip der Parentelenordnung zu Grunde 
gelegen hat.!) Eine Parentel bildeten alle, die denjelben gemeinjchaftlichen 
Aſcendenten (Stammvater) hatten. Die nähere Parentel ging der ent- 
fernteren vor; innerhalb der Parentel entichied die Nähe des Grades; je 
näher der Sippe, je näher dem Erbe; nächſt Blut, nächſt Gut. 

1. Die erfte Parentel bildeten die Defcendenten des Erblajjers, 
urfprüngli ohne Repräſentationsrecht; 

2. die zweite Parentel bildeten die Eltern des Erblafjerd und deren 
Deicendenten, aljo des Erblafjers Eltern, Gejchwifter, Gejchwijterfinder, 
Geſchwiſterenkel?); 

3. die dritte Parentel bildeten die Großeltern des Erblaſſers, und 
deren Deſeendenten, alſo des Erblaſſers Ohm, Vetter, Vetterſohn; 

4. die vierte Parentel bildeten die Urgroßeltern des Erblaſſers und 
deren Deſcendenten, und ſo fort. 

Dem deutſchen Rechte eigentümlich iſt ferner die erbrechtliche Unter— 
ſcheidung zwiſchen Männern und Weibern mit der Bevorzugung der männ— 
lichen Verwandten vor den weiblichen 3), die auch in ſpäterer Zeit noch 
bei dem Erbrecht in gewiſſe Grundjtüde, Lehen, adelige Güter, Familien- 
fideitommiffe, Bauerngüter bejtehen blieb. Der Gedanke der Gleichberech— 
tigung der Frauen ift erjt allmählich zur Anerkennung gelangt. Auf die 
Verjchiedenartigfeit der männlichen und der weiblichen Erbberechtigung deutet 
auch das fog. Fallrecht (ius recadentiae, ius revolutionis), wonach die 
ererbten Grundjtüde in Ermangelung von Defcendenten an diejenige Linie 
zurüdfielen, von welcher fie herrührten. „Erbgut geht wieder den Weg, 
daher e8 gelommen“; „Paterna paternis, materna maternis“, 

Mit der Unterjcheidung nad) Vaters und Mutterieite hängt auch die 
Bevorzugung der vollen Geburt vor der halben zuſammen. Halbgeburt 
tritt zurück. Wollbürtige Gejchwifter erben „mit beiden Händen“ d. h. 
von Pater: und Mutterjeite; halbbürtige Geſchwiſter erben nur „mit einer 
Hand“, d. h. nur von einer Seite. 

Dem deutjchen Rechte ijt ferner die begrenzte Erbberehtigung 
(Erbrechtögrenze) 4) eigentümlich. Urjprünglich war das Erbrecht beſchränkt 
auf einen engen Kreis der nächiten Verwandten; fpäter wurde die Erb— 
rechtögrenze erheblic; ausgedehnt. Mit einer beftimmten Zahl von Gene- 
rationen ſchloß das Erbrecht ab; war innerhalb dieſer ein Erbberechtigter 
nicht vorhanden, jo fiel daS Vermögen als erbloje8 Gut an die Gemeinde 
oder den Richter oder den Landesherrn, aljo an die öffentliche Gewalt. 

Das deutjche Erbrecht des überlebenden Ehegatten pflegt man, da «8 
fich) nicht auf das gemeine Recht, jondern auf Partikularrechte und Statuten 
gründet, ftatutarijche Portion (portio statutaria) zu nennen. Es war 
der verjchiedenjten Art, bald ein gleiches Erbrecht für jeden Ehegatten, 


) Gegner der Parentelentheorie waren indbejondere Siegel, Waflerjchleben, 
Gerber; Anhänger: Majer, Homeyer, Brunner, Gierke, Heusler, Kohler, Schröder u. U. 
2) Die Beerbung von Geiten der Eltern heißt Schohfall. Das Kind fällt 
wieder in der Mutter Schoß. Nach einigen Rechten gingen aber die Geſchwiſter den 
Eltern vor. ®), Sei es ſchlechthin, fei e8 in Anjehung des Grundbefiges. 
* Stobbe, Bd. 5 $ 287; Schröder a, a. D. $ 35 Anmerkung 352. 
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bald ein anderes Erbrecht des Witwers als der Witwe und mitunter ver— 
ſchieden, je nachdem die Ehe beerbt oder unbeerbt war. 

Gegenſtand dieſes Erbrechts war entweder der ganze Nachlaß des 
verſtorbenen Ehegatten, ſo bei unbeerbter Ehe (längſt Leib, längſt Gut; 
der Letzte macht die Thüre zu), oder eine Quote des Nachlaſſes, oder eine 
Quote am Vermögen beider Ehegatten, oder die ganze Fahrnis des Ver— 
ftorbenen, oder ein Voraus (praecipuum), oder ein Nießbrauchsrecht. Nach 
vielen Rechten hatte die jtatutariiche Portion den Charakter eines unent- 
ziehbaren Pflichtteilsrechts. 

VIII. Bei der Rezeption de8 römijchen Rechtes in Deutichland fand 
auch das Juſtinianiſche Erbfolgeigitem Aufnahme, und es ging mit größeren 
oder geringeren Umbildungen auch in die Partifularrechte über. Auch dem 
Preußiihen Allgemeinen Landrechte lag das Syſtem der Novelle 118 
zu Grunde, dody hat es mit den römifchen Grundſätzen deutjchrechtliche 
Anſchauungen zu verbinden gemußt.!) Insbeſondere gingen nad) ALR. 
die Eltern den Gefchwiltern des Erblafjerd und deren Deſcendenz vor, 
dagegen Hatten bie vollbürtigen Geſchwiſter und ihre Dejcendenz den Vor: 
zug vor den entfernteren Ajcendenten des Erblafjers. 

Das ALR. berief die Blutsverwandten in fünf Klaffen zur Erbfolge?): 

1. die erfte Klaſſe bildeten die Dejcendenten (Rinder, Enkel, Urenkel) 
ohne Rüdficht auf Gradesnähe. Kinder erjten Grades teilten nad) Köpfen ?), 
Enkel und Ablömmlinge weiterer Grade nah) Stämmen.t) 

2. Die zweite Klaſſe wurde von den Eltern des Erblafjerd gebildet 
(Schopfall)5); erbten beide Eltern, jo erbten fie zu gleichen Teilen, erbte 
nur einer bon ihnen, jo erhielt er den ganzen Nachlaß.) 

3. Die dritte Klaſſe umfaßte die vollbürtigen Geſchwiſter (nad) 
Köpfen) und ihre Ablümmlinge (nah) Stämmen).”) 

4. Die vierte Hlafje bildeten die entfernteren Ajcendenten (Groß— 
eltern, Urgroßeltern u. ſ. w.)®), die halbbürtigen Geſchwiſter und deren 
Abkömmlinge. Waren Afcendenten und Halbbürtige Geſchwiſter vorhanden, 
fo fiel die eine Hälfte des Nachlaſſes den Afcendenten, die andere den 
Halbgeſchwiſtern zu.) Erbten nur Mjcendenten, jo teilten fie ohne Rück— 
fit auf die Linie nad) Köpfen 1%); der nähere Ajcendent jchloß den ent- 
fernteren aus.!!) Die Halbgejchwijter teilten unter ſich nad Köpfen, ihre 
Abfömmlinge nah Stämmen.!?) 

5. Die fünfte Klaſſe bildeten die übrigen Seitenverwandten nad 
der Nähe des Grades13); über den fechsten Grad hinaus wurden fie bon 
dem iüberlebenden Ehegatten ausgeichlofjen.tt) 


1) Vgl. Sparez, Amtliche Vorträge bei der Schlußrevifion ©. 146 ff., ©. 166 ff. 
) 88 271—365, 489--499 II 2, 88 31—53 II 3 ACH. 


*) 8 302 II 2 ACH. 9 88 348ff. II 2 ACH. 

8 489 II 2 ALR. Abweichung von der Novelle 118. 

) 88 490, 491 II 2 ACH. ) 88 31, 35—40 II 3 ALN. 

9 8 492 II 2 ALM. ®) 88 493, 494 II 2 AQR. 

3, > II 3 ALR., alfo nicht, wie im römifchen Rechte, nad) Linien. 8 499 
II 2 ag ") 5 497 II 2 AR. 


2) 8 496 II 2, 88 31fj. IT 3 AOR, ») 98 46ff. II 3 ACN. 
“) $ 47 II 3, $$ 6225. IT 1 AUCH. 
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Neben den Verwandten gewährte das ALR.!) dem überlebenden Ehe- 
gatten ein fonfurrierendes Erbrecht, und zwar erhielt der Ehegatte neben 
Ablömmlingen ein Viertel des Nachlafjed und neben mehr als drei Kindern 
oder Kindesſtämmen nur einen Nindesteil, neben Ajcendenten, Geſchwiſtern 
oder Geichwijterfindern erjten Grades ein Drittel, neben entfernteren Ver— 
wandten die Hälfte des Nachlafjes. 

In Ermangelung anderer Erben wurde der Fiskus Erbe.?) 


2. Die gejeglihe Erbfolge des BGB. 
g 243. 


a) Die Erbfolge der Perwanbdten.?) 


I. Die Erbfolgeordnung der Verwandten nah BGB. beruht auf der 
deutichrechtlihen Barentelenordnung.t) 

Dad BOB. gliedert die gejamte Verwandihaft in Parentelen oder 
Ordnungen. Eine Ordnung (PBarentel) ijt der Kreis derjenigen Verwandten, 
welche einen gemeinjanen Stammvater haben, diejen ſelbſt eingejchloffen. 
Verwandte, welche mit dem Erblafier die näheren Stammeseltern gemein- 
ſam haben, jchließen diejenigen aus, welche durch entferntere Stammes— 
eltern mit dem Erblaſſer verbunden find. Die erjte Ordnung (Parentel) 
bilden Diejenigen, welche den Erblafjer jelbjt zu ihrem Stammvater haben, 
alfo feine Abfümmlinge; die zweite Ordnung beſteht aus den Eltern des 
Erblafjer8 und deren Ablönmlingen, die dritte aus den Großeltern des 
Erblaſſers und deren Ablümmlingen, die vierte aus den Urgroßeltern des 
Erblafierd und deren Abkömmlingen, die fünfte und fernere aus den ent— 
fernteren Voreltern des Erblafjerd und deren Abkömmlingen. Die Zahl 
der Ordnungen ijt unbejchränft, jo daß auch noch die entferntejten Ver- 
wandten zur Erbfolge gelangen fünnen®); das BOB. hat alfo, wie das 
gemeine und das preußische Necht, eine Erbrechtsgrenze nicht gezogen.) 
Solange ein Berwandter einer vorhergehenden Ordnung vorhanden ijt, 
wird ein Verwandter, der einer folgenden Ordnung angehört, nicht zur 
Erbfolge berufen (successio graduum et ordinum).’) 


», 88 621—627 II 1 ACH. 

2?) 88 16, 25 II 16 ALR. Entih. RO. Bd. 8 No. 62 ©. 243. 

9) Mot. V ©. 358 ff. Prot. II ©. 7401 fi. (Bd. 5 ©. 462 ff), Dentichr. ©. 255 fi. ; 
Heymann, Die Grundzüge des gejeplihen Verwandten: Erbrecht nad) dem BGB., 1896; 
Strohal, Das deutiche Erbrecht (2. Aufl.) S.25f.; Endemann, Bd.38 15. &.59 ff.; 
Frommhold, Ueber das geſetzliche Erbrecht der Abtömmlinge des Enterbten nad) dem 
deutihen BGB., im Archiv für bürgerl. Recht, Bd.12 ©.305f}.; Rüger, Sächſiſches Archiv, 
28.9 ©. 407 ff; P. Mener, Erbrecht (1901) 88 19— 21. Weitere Litteratur bei $ 239. 

) Das on. hat fich in der Erbfolgeordnung dem Defterreichiichen Geſetzbuch 
angeſchloſſen (8$ 730-750). Vgl. Unger, Das öſterreichiſche Erbredht (3. Aufl.) 88 32 ff. 

5) Anders nach Oeſterr BGB. (88 751, 731), das die Erbberenhtigu ng auf 
jech® Parentelen, und der Code civil (Art, 75 5), der fie auf den 12. Grad de grenzte. 

) Die Reichstagsvorlage ($ 1905) wollte die gelegliche Erbfolge —— 
vom Entw. I 8 1969) mit der fünften Ordnung (Urgrogeltem) —— die Reichs⸗ 
tagdtommiflion bejeitigte wieder die Erbrechtögrenze. BRE. ©. 

) 8 1930 BOB. 
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In den eriten drei Ordnungen tritt Erbfolge nah Stämmen ein, 
d. h. innerhalb einer Ordnung treten an die Stelle der näheren, aber zur 33 
Zeit des Erbfalls nicht mehr lebenden Verwandten die entfernteren Ber u 
wandten derjelben Ordnung ein. Innerhalb der jpäteren Ordnungen ent- 
jcheidet die Gradesnähe. Die Frage, wer der nächte gejeßliche Erbe ift, 
entjcheidet ſich grundjäglic nad) dem Zeitpunfte des Erbfalls, aljo nad) 
dem Zeitpunfte des Todes des Erblafjers. 

U. Das BGB. beruft die Verwandten in 5 Drdnungen zur Erbfolge: 

A. Die erjte Ordnung bilden die Abkömmlinge des Erblaſſers!), 
Kinder, Enkel, Urenfel, und zwar ohne Unterjchied des Grades, jedoch mit 
der Maßgabe, daß ein zur Zeit des Erbfalld lebender und zur Erbfolge 
gelangender?) Abkömmling jeine durch ihn mit dem Erblafjer verwandten 
Abkömmlinge von der Erbfolge ausihließt.) Das nocd, lebende Kind jchließt 
aljo den Enkel, der Enkel den Urenfel aus. 

1. An die Stelle eines näheren Abkömmlinges, der zur Zeit des Erb- 
falls nicht mehr lebt, treten fraft des Eintrittsrecht3 die duch ihn mit 
dem Erblafjer verwandten Abkömmlinge. 

Die entfernteren Ablömmlinge rüden aber kraft eigenen Rechtes 
in die Stelle ihres verjtorbenen Parens, nicht fraft eines von diejem ab— 
geleiteten Erbrecht3.t) 

Die entfernteren Abkömmlinge erben nicht blos dann fraft eigenen 
Rechtes, wenn ihr Parens nicht mehr lebt, jondern audh dann, 
wenn Diejer zwar noch lebt, aber nicht zur Erbfolge gelangt, weil er die 
Erbihaft ausgejhlagen hat3), oder für erbunmwürdig erflärt ijt®) oder 
von der gejeglichen Erbfolge ausgejchlofjen ift.”) 

VBerzichtet ein Ablömmling auf jein gejeßliches Erbrecht, jo erjtredt 
ih die Wirkung des Verzicht auf feine Abkömmlinge, fofern nicht ein 
andere bejtimmt it; die Abkömmlinge treten in dieſem Falle alſo nur 
dann an die Stelle ihres verzichtenden Parens, wenn ihnen ihr Erbrecht 
in dem Erbverzichtvertrage ausdrücklich vorbehalten ift.$) 

2. Kinder erben zu gleichen Teilen (Kopfteilen)?), Enfel und Ur- 
enfel u. |. w. nah Stämmen. Werden Kinder zujammen mit Enfeln 
(Ürenfeln) berufen, oder erben nur Enkel, jo tritt Erbfolge nad Stämmen 
ein.19) Enkel teilen ſich aljo zu gleichen Teilen in den Erbteil, den ihr 
Parens erhalten haben würde, wenn er zur Erbfolge gelangt wäre. Jedes 
Kind des Erblafjerd nebit feinen Abkümmlingen bildet einen Stamm, 
jedes Kindeskind (Enkel) des Erblaſſers nebjt feinen Abkömmlingen bildet 
wieder einen Unterſtamm u. ſ. w. 

3. Die geiebliche Erbfolge des BOB. gründet jid) auf die Verwandt- 
Ihaft!!), und diefe beruht auf der Abjtanımung. 


ı) 8 1924 BOB. 


”) Bol. Strohal a. a. D. ©. 28 Note 6. ) 8 1924 bj. 2 BOB. 
+, $ 1924 Nbi. 3 BGB. ) 8 1953 BB. ' 

*) 8 2344 BOB. ) 8 1938 BOB. 

®) 88 2346, 2349 BOB. °, 8 1924 Abi. 4 BGB. 


ı0) 8 1924 Ubi. 3 BGB. 
uij Weber den Begriff der Verwandtſchaft fiehe $ 205, oben S. 830 ff. 


— 
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88 1699, 
1719, 1737, 
1757, 17683, 


1030 Fünftes Buch. Erbrecht. 


a) Von den Abkömmlingen ſind unbeſchränkt erbberechtigt die ehe— 
gg hen Abfömmlinge.!) 

Zwiſchen dem unehelihen Kinde und feinem Water bejteht nad) 
BOB. fein Verwandtichaftsverhältnis?), es ijt aljo ihm und deſſen Ver— 
wandten gegenüber, abweichend vom ALR.S) auch nicht erbberedhtigt.*) 

Dagegen find umeheliche Kinder ihrer Mutter und deren Verwandten 
gegenüber erbberechtigt, weil fie im Verhältniſſe zu dieſen die rechtliche 
Stellung ehelicher Kinder haben.) 

Brautfinder jtehen den unehelichen Kindern gleich.®) 

b) Rinder aus einer nichtigen Ehe, die im Falle der Gültigkeit der 
Ehe ehelich fein würden, gelten als ehelich, wenn wenigſtens einer der 
Ehegatten bei der Eheichliefung in gutem Glauben ſich befand; fie haben 
aljo in dieſem Falle auch das Erbrecht ehelicher Kinder.”) 

c) Kinder, die durch nadhfolgende Ehe legitimiert find, er- 
langen durch die Legitimation für fi) und ihre Abkömmlinge die recht- 
lihe Stellung der ehelichen Kinder auch in erbrechtlicher Beziehung.) 

Dagegen begründet die Ehelichfeitserflärung ein Erbredt de 
Kindes und jeiner Ablömmlinge nur gegenüber dem Vater, nicht aud) 
gegenüber den Verwandten des Vaters.?) 

d) Durd die Annahme an Kindesftatt erlangt daß angenommene 
Kind die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes des Annehmenden, fo 
daß diefem gegenüber für das Kind und feine nad) der Annahme geborenen 
Abkömmlinge ein gejeßliches Erbrecht begründet wird.!) Da ed aber nicht 
in die Familie des Annehmenden tritt, jo ijt e8 den Verwandten des An- 
nehmenden gegenüber aud) nicht erbberechtigt.1!) Das Erbrecht des Adoptiv- 


) Siehe oben $ 206 ©. 833 ff. 

?) 8 1589 Abi. 2 BOB. Qgl. oben $ 217 ©. 89 ff. 

) Dad ALR. gewährte den — —— Kindern ein außerordentliches Erbrecht 
en ihren Erzeuger auf den jechdten Teil des Nachlaſſes unter der Vorausſetzung, 
I a — Abkömmlinge vorhanden waren, $ 652 IIZALR. Vgl. Jahrb. KG. 

A, 273. 

> So auch nad) gemeinem Rechte. Entſch. RG. Bd. 12 No. 56 ©. 226. 

°, 8 1705 BGB. Nad) $ 656 II 2 ALR. war das uneheliche Kind nur der 
Mutter gegenüber erbberechtigt und ebenjo die Mutter gegenüber ihrem unehelichen 
Kinde ($ 659 II 2 ALR.). 

°) Nach ALR. ($ 597 IT 2 ALR.) erlangten die Brautfinder die Mechte ehe- 
licher Kinder ſchon durch die bloße gerichtliche Erklärung des Vaters; diefe Vorſchrift 
iſt durch $ 22 des Geſetzes vom 24. April 1854 aufgehoben. Hiernad) waren fie 
den umehelichen Kindern gleichgeitellt. Gemeinrechtlich ſtand den Brautlindern ein 
Sntejtaterbrecht gegen ihren ung ebenfall® nicht zu. Entſch. RG. Bd. 5 No. 44. 
Bol. aber Koeppen, Lehrbud) $ 61 S. 395 und Schirmer, Erbrecht, $ 12 ©. 215 ff. 

7) 8 1699 BGB. al. $ 216 ©. 891 ff. 

> $ 1719 BGB. VBgl. $ 218 ©. 904ff. So aud) $ 596 II 2 ACH. 

?) $ 1737 BGB. Bol. $ 219 ©. 906, 909. Auch der Vater erlangt gegen- 
über dem Kinde ein Erbredh: daneben bleibt das Rechtsverhältnis, das fich aus dem 
Verwandtichaftsverhältnifie zwifchen dem Kinde und feinen Verwandten ergiebt, grund» 
jäglich unberührt. 8 1737 Abſ. 2 BGB. — Nach ALR. ($ 606 IIA R.) eitand 
zwiſchen dem ldgitimierten finde und den ehelichen Kindern des Iegitimierenden Vaters 
ein gg ee Er Erbrecht wie zwiſchen Halbgejchwiftern. 

$ 1757 ©. oben $ 221 ©. 917 ff. Die zur Zeit der Annahme ſchon 
Se Abkömmlinge des Kindes erlangen ein Erbredt nur dann, wenn der An— 
nahmevertrag auch mit ihnen gejchlofjen wird, $ 1762 BGB. 1) 8 1763 BGB. 


$ 243. Die Erbfolge der Verwandten. 1031 





findes gegenüber dem Annehmenden kann im Annahmevertrag ausgeſchloſſen ne: 
werden; dem Annehmenden ſelbſt aber ijt ein Erbrecht gegenüber dem ! a 
Finde und deſſen Abkömmlingen nicht gemwährt.!) 

Dagegen wird das Verwandtichaftsverhältnis zwijchen dem angenommenen 
Kinde und feinen Verwandten durch die Annahme nicht berührt, jo daß das 
Erbrecht gegenüber den natürlichen Verwandten feine Aenderung erleidet.?) 

4. Mehrfache Verwandtichaft begründet auch ein mehrfaches Erbredt. 
Wer aljo in der erjten Ordnung verjchiedenen Stämmen angehört, erhält 
den in jedem diejer Stämme ihm zufallenden Anteil. Seder Anteil gilt 
als bejonderer Erbteil.?) 

B. Die zweite Drdnung wird gebildet von den Eltern des Erb- — 
laſſers und deren Abkömmlingen (Geſchwiſter, Geſchwiſterkinder).“) 

Leben zur Zeit des Erbfalls noch beide Eltern des Erblaſſers, ſo 
ſchließen ſie die Geſchwiſter des Erblaſſers und deren Ablöümmlinge aus 
(Schoßfallrecht). Die Eltern erben dann allein und zu gleichen Teilen.®) 

Sit ein Elternteil bereit3 gejtorben, fo treten an die Stelle des Ver— 
jtorbenen deſſen Abkömmlinge nad) den für die VBeerbung in der erjten 
Ordnung geltenden Borichriften.) Sind Ablömmlinge diejes Elternteils 
nicht vorhanden, jo erbt der überlebende Elternteil allein.”) 

Die Geſchwiſter des Erblafjerd erben alſo nur als Abkömmlinge 
des einen oder des anderen Elternteils, an deſſen Stelle fie kraft des 
EintrittSrechtS treten. Sind beide Elternteile, Vater und Mutter, bereits 
geitorben, jo erben die Geſchwiſter des Erblafjers allein, und an die Stelle 
vorverjtorbener Gejchwifter treten deren Abkümmlinge. Ein Unterſchied 
zwiſchen vollbürtigen und halbbürtigen Geſchwiſtern bejteht hinſichtlich 
der Erbberechtigung nicht. Die halbbürtigen treten aljo nicht, wie nad) 
ALR., um eine ganze Ordnung zurüd. Wenn aber beim Wegfalle beider 
Eltern vollbürtige und halbbürtige Geſchwiſter zujammentreffen, jo find 
vollbürtige Gejchwijter jowohl an dem Stamme des Vaterd als auch an 
dem der Mutter beteiligt, jo daß fie nad) beiden Richtungen erben, d. h. 
an beiden Elternhälften teilnehmen, während die halbbürtigen Geſchwiſter 
nur in Anjehung des Stammes desjenigen Elternteil erben, welchen jie 
mit dem Erblajjer gemein haben. Vollbürtige Geſchwiſter erben aljo, wie 

ı) 8 1767, 8 1759 BGB. ») $ 1764 BOB. 

) $ 1927 BGB. Die Vorfchrift gilt auch für die zweite und dritte Ordnung. 
Weder können nad) $ 1741 BGB. die Eltern ihre ehelichen Kinder, noch die Groß⸗ 
eltern ihre ehelichen Enkel an Kindesſtatt annehmen. Es iſt alſo nicht erfindlich, wie 
ein angenommener Enkel durch Adoption gegenüber ſeinem Großvater ein Erbrecht 
als Kind und zugleich ein Erbrecht als Enkel erlangen ſoll. Unrichtig Endemann, 
Bd. 3 $ 16 ©. 67 Anm. 21; Staudinger-Herzfelder, Bd. 5 ©. 30; Heymann a. a. 
O. S. 56; Frommhold a. a. ©. ©. 13. Yu Pland-Ritgen, B. 5 ©. 18 zu 
8 1927 ipricht von der Adoption eines Ablömmlinges und der hierdurd; begründe- 
ten mehrfachen Verwandtſchaft. Denkbar iſt nur die Adoption eines unehelichen Kindes 
durch feine Großmutter mütterlicherjeit3 nad) dem Tode der Mutter, dann beerbt das 
Kind die Mdoptivgroßmutter unter Umftänden als Kind und als Entel. 

8 1935 BOB 6) 8 1925 Abi. 2 BOB. 

®) Dem Tode * Elternteils ſteht gleich ein Wegfall aus anderen Gründen 
ir ung) Erbunwürdigkeit, Ausſchluß, Erbverzicht). S. oben S. 1029. 

25 Abſ. 3 BGB. Das unbedingte Schoßfallsrecht des $ 491 II 2 
ACH. I aljo nidht aufgenommten. 


831926, im älteren germanijchen Nechte, „mit beiden Händen“, halbbürtige „mit 


" einer Hand“ .) 


Dritte 


Ordnung. 


Bierte 


Ordnung. 
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Wer in der zweiten Ordnung verſchiedenen Stämmen angehört, er— 
hält den in jedem dieſer Stämme ihm anfallenden Anteil. und jeder An— 
teil gilt als beſonderer Erbteil.?) 

C. In der dritten Ordnung find berufen die Großeltern des Erb- 
lafjerd und deren Abkömmlinge.3) 

Leben zur Zeit des Erbfalld die Großeltern, d. h. die beiden Groß— 
elternpaare, aljo alle vier Großeltern, jo erben fie allein und zu gleichen 
Teilen; ein jeder erhält aljo ein Viertel.) Erſt wenn ein Großelternteil 
wegfällt, treten an jeine Stelle, twie in der zweiten Ordnung, jeine Ab— 
fümmlinge.5) Sind jolde Abfümmlinge nicht vorhanden, jo fällt der An— 
teil des Verſtorbenen dem anderen Teile desjelben Großelternpaard und, 
wenn auch diejer nicht mehr am Leben iſt, deſſen Abkömmlingen zu.) Erjt 
wenn zur Beit des Erbfalld auf der Vaterſeite oder auf der Mutterfeite 
weder Großeltern nod; Abkömmlinge von Großeltern vorhanden find, tritt 
die andere großelterlihe Linie ein, d. 5. es erben die anderen Großeltern 
oder deren Abkömmlinge allein.) Im der dritten Ordnung zerfällt alfo 
die Erbihaft in 2 Hälften, deren eine den väterlichen und deren andere 
den mütterlichen Großeltern zufällt; jede Hälfte wird jo behandelt, wie Die 
zweite Ordnung im ganzen.) Jedes Grofelternpaar nebjt den Abkömm— 
lingen eines jeden Großelternteils bildet eine Linie; jeder Teil eines Groß— 
elternpaard nebſt feinen Ablömmlingen bildet einen Stamm, und jeder Ab- 
fümmling eines Öroßelternteil® nebjt jeinen Abkömmlingen bildet einen 
Unterjtamm u. |. w. 

Auch in der dritten Ordnung erhält, wer verjchiedenen Stämmen 
angehört, den in jedem dieſer Stämme ihm zufallenden Anteil als bejon- 
deren Erbteil.?) 

D. In der vierten Ordnung werden die Urgroßeltern des Erb- 
laſſers und deren Abkömmlinge berufen.!‘) 

Leben zur Zeit des Erbfall3 Urgroßeltern, jo erben fie allein; Ab- 
fümmlinge von Urgroßeltern werden aljo ausgejchlofjen, audy) wenn nur 
ein Urgroßelternteil zur Erbfolge gelangt (unbedingtes Schoßfallsrecht). 
Mehrere Urgroßeltern erben immer zu gleichen Teilen (Nopfteilen), ohne 
Unterjchied, ob jie derjelben Linie oder verjchiedenen Linien angehören.t!) 
Sind jämtliche Urgroßeltern weggefallen, jo erbt von ihren Abkömmlingen 
derjenige, welcher mit dem Grblajjer dem Grade nad) am nächjten ver— 
twandt iſt. Gleich nahe Verwandte erben zu gleichen Teilen (Kopfteilen).!?) 

) Sind nur halbbürtige Gejchwilter vorhanden, jo erben fie in der zweiten 
Ordnung allein, erhalten aljo die ganze Erbidaft. ) 8 1927 BGB. 

) 8 1926 Ubi. 1 BGB. Zur dritten Ordnung gehören alfo Onfel und Tante, 
Vetter und Bafe des Erblafjers. 9 $ 1926 Abi. 2 BOB. 

6, 8 1926 Abi. 3 Sa 1 und Abſ. 5 BGB. 

‘) $ 1926 Ab}. 3 Cap 2 VOL. 7) 8 1926 Abi. 4 BOB. 

®), Heymann a. a. DO. ©. 55. Alſo erjt wenn von dem einen Grofelternpaar 
und Br Ablömmlingen niemand mehr am Leben ift, fällt aud) die zweite Hälfte 
der Erbſchaft an die anderen Großeltern und deren Abkömmlinge. 

») & 1927 BGB. 0) 8 1928 Abi. 1 BEL. 

1) 8 1928 Abi. 2 BGB. ı7) 8 1928 Abſ. 3 BOB. 


$7244. Erbfolge des überlebenden Ehegatten. 1033 





In der vierten Ordnung hört aljo die Erbfolge nach Stämmen auf 32 19, 


und ein Eintrittsrecht beſteht nicht, innerhalb der Drdnung enticheidet 
Gradesnähe. Vollbürtige Geburt begründet feinen Vorzug vor den halb» 
bürtigen und mehrfache Verwandtichaft mit dem Erblafjer fein mehrfaches 
Erbredt. 

E. Die fünfte Ordnung und die entfernteren Ordnungen werden 
von den entjernteren Voreltern des Erblaſſers und deren Abkömmlingen 
gebildet. Auf Rang und Teilung innerhalb jeder Ordnung finden Die 
Vorſchriften der vierten Ordnung entſprechende Anwendung.!) Im übrigen 
it die Verwandtenerbfolge unbegrenzt. 


8 244. 
b) Erbfolge des Überlebenden Ehegatten.?) 


Fünfte 
Ordnung. 


I. Während nad) gemeinem Rechte der Ehegatte des Erblafjerd erjt Frbreht des 


lebenden 


hinter allen Verwandten zur Erbfolge berufen mwurde?), hat das BGB. "Ghenatten. 


im Anſchluß an die neueren PBartikularrechte, insbefondere auch an das 
ALR.t, dem Ehegatten neben den Verwandten ein wirkliches Erbrecht, 
und zwar jowohl bei beerbter al3 bei unbeerbter Ehe eingeräumt. 

Vorausſetzung des Erbrechts ift, daß bis zum Erbfall eine gültige 
Ehe zwiichen den Eheleuten bejtanden hat. Daraus folgt, daß ein rechtö- 
kräftig gejchiedener Ehegatte nicht erben fann und daß ein Ehegatte auch 
dann fein Erbrecht Hat, wenn feine Ehe mit dem verjchollenen und für 
tot erklärten (aber thatjächlich noc lebenden) Ehegatten durch feine Wieder- 
verheiratung (Eingehung einer neuen Ehe) aufgelöft worden ift.5) 

1. Neben Verwandten der erjten Ordnung (Abkömmlingen) ift der 
Ehegatte ftet3 zu einem PVierteile als gefeglicher Erbe berufen, ohne 
NRüdjiht auf die Anzahl der Abkömmlinge. 

2. Neben Verwandten der zweiten Ordnung (Eltern, Gejchwifter, 
Geihmiiterablömmlinge) erbt der Ehegatte die Hälfte der Erbichaft.s) 

3. Neben den zur dritten Ordnung gehörenden Großeltern ge- 
bührt dem Ehegatten jtet3 die eine Hälfte der Erbichaft. Treffen aber 
mit Großeltern Abtönmlinge von Großeltern zujammen, jo erhält der über- 
lebende Ehegatte außer feiner Hälfte auch noch von der anderen Hälfte 
der Erbichaft den Anteil, der jonjt nad) den Negeln der dritten Ordnung 
diejen Abkömmlingen zufallen twiürde.?) 

Die Anteile der Abkömmlinge werden alfo auf den Ehegatten über- 
tragen. Während alfo jonjt an die Stelle eines verjtorbenen Großeltern: 
teils deſſen Ablömmlinge treten, werden dieſe von dem überlebenden Ehe— 
gatten ausgejchlofjen. 


1) 8 1929 BGB. 

m) Mot.V ©. 367 ff.; Prot. II S. 7414 ff. (Bd. 5 ©. 471 ff.); Denkſchr. S. 258 ff. 
) Vorbehaltlich der Duart a armen Witwe, fiehe oben S. 1025. 

9 88 621—627 II 2 ULR. Der Code civil Art. 767 ftand en dem Stand⸗ 
punkte des gemeinen Nechtes 5) 8 1348 BO 

) 8 1931 Abi. 1 Sa 1 BGB. 78 1931 Abſ. 1 Sag 2, 4 1926 BOB. 
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88 1931, 4. Sind weder Verwandte der eriten oder der zweiten Ordnung 
— noch Großeltern vorhanden, ſo erhält der überlebende Ehegatte die ganze 


Boraus. 


Erbſchaft. Der Ehegatte ſchließt aljo alle weiteren Verwandten (Abkömm— 
linge der dritten Ordnung und die folgenden Ordnungen) aus.!) 

5. Gehört der überlebende Ehegatte zu den erbberechtigten Verwandten 
des Erblafjerd, jo erbt er zugleich als Verwandter.?) Der Erbteil, der 
ihm auf Grund der Verwandtichaft zufällt, gilt al3 befonderer Erbteil.?) 

6. Erbt der überlebende Ehegatte neben Verwandten der zweiten 
Ordnung oder neben Großeltern, jo gebührt ihm, wie nah ALR.t), 
außer jeinem Erbteil ein Voraus (praecipuum). Diejer Voraus fteht 
dem Ehegatten gegenüber allen Verwandten mit Ausnahme der Abkömm— 
linge des Erblafjerd zu und bejteht aus den zum ehelichen Haushalte ges 
hörenden Gegenjtänden, joweit fie nicht Zubehör eines Grundjtüds find, 
und aus den Hochzeitsgeſchenken. Nechtlih wird der Voraus wie ein 
Vermächtnis behandelt.) Daraus folgt, daß der Ehegatte den Miterben 
gegenüber nur ein Forderungsrecht auf Herausgabe der zum Voraus ge- 
hörenden Gegenftände hat‘), daß der Ehegatte alſo Nacdjlaßgläubiger ift.?) 

Bei der Berechnung des Pflichtteild der Eltern des Erblafjers bleibt 
der dem überlebenden Ehegatten gebührende Boraus außer Anjag.®) 

Der Voraus hat nicht den Charakter eines Pflichtteils, der Erblafjer 
fann ihn daher jeinem Ehegatten entziehen, jei e8 unmittelbar, indem er 
über die den Voraus bildenden Gegenstände verfügt, jei e8 mittelbar, in— 
dem er jo viele Vermächtniffe anordnet, daß ich der Ehegatte eine Kürzung 
des Voraus gefallen laſſen muf.?) 

II. Ausgeſchloſſen ift das Erbrecht des überlebenden Ehegatten, ſowie 
das Recht auf den Voraus, wenn der Erblafjer zur Zeit feines Todes auf 
Scheidung wegen Verſchuldens des Ehegatten!?) zu Hagen berechtigt 
war und die Klage auf Scheidung oder auf Aufhebung der ehelichen 
Gemeinſchaft erhoben Hatte.!!) Der Erblaffer muß aljo die Klage bereits 
erhoben haben 2), und es it dann Sache der Erben, die den Ausichluß des 
Erbrechts des Chegatten behaupten, in dem um das Erbrecht etiwa ent- 
ftehenden Nechtsftreite das Vorhandenfein der den Ausſchluß begründenden 





) $ 1931 Abſ. 2 BGB. 

) $ 1934 Sat 1 BGB. Der Erblajjer hatte } B. feine Nichte (Geichwifter- 
find) geheiratet, dann beerbt fie ihn als Ehegattin und als Verwandte zweiter Ord— 
nung; hatte dagegen der Erblafier feine Baſe (Eoufine) geheiratet, jo erbt diefe mur 
als Ehegauin und ſchließt als ſolche ſich ſelbſt als Verwandte der dritten Ordnung 
(Ablommling ſeiner Großeltern) aus. ” 8 1934 Satz 2 BOB. 

628—630 II 1 AUCH. 

5) 8 1932 BGB. Er ift aber fein geſetzliches Vorausvermächtnis; Schiffner, 
Die geſetzlichen Vermächtniſſe (1895) S. 85ff. und Schiffner, Pflichtteil, Erbenaus- 
gleichung — F AR gejeglihen Vermächtniſſe — ©. 123 ff. 

GB. )81967 BOB. 
2 2311 A 1 Sap 2 BOB. 9 Mot. V ©. 374. 

88 1565—1568 BOB. Siche oben $ 198, $ 199. Eine Scheidung wegen 
entzieht aljo das Erbrecht nicht. 

98 3 BGB. Vgl. 88 827, 829 II 1 AIR. 

98 * .. Ladung zum Sühnetermine genügt alſo nicht. Pland-Ritgen, 
Bd. 4 ©. 23 Anm, 260. 
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Thatfahen (Verjchulden des überlebenden Ehegatten, Klageerhebung durch gr 1936, 
Erblaffer) zu beweijen. Den vom Erblafjer angeitrengten Scheidungsprozeß 1 18 1 —* 
fönnen Die Erben nicht fortſetzen, weil dieſer durch den Tod eines der 112 
Ehegatten in Anjehung der Hauptjadhe als erledigt anzujehen ijt.!) 


$ 245. 
c) Erbfolge des Fisfus.’) 


I. In Ermangelung eine8 Verwandten oder eines Ehegatten ift der ae Baus 
Fiskus gejeglicher Erbe.) Das BGB. folgt alfo nicht der gemeinrecht-e Erbe. 
lfihen Theorie, die den Fisfus nur an Erbesjtatt (heredis loco) ftelltet), 
ſondern den neueren Rechten, insbejondere dem ALR.S), die dem Fiskus 
ein wirkliche8 Erbrecht verleihen. 

Dad Nachlaßgericht hat zunächſt durch Ermittelungen feitzuftellen, daß 
ein anderer Erbe als der Fiskus nicht vorhanden ift.‘) 

Diefe Feitftellung begründet die Vermutung, daß der Fiskus gejeß- 
liher Erbe ſei.) Bis zu Ddiefer Feſtſtellung kann von dem Fiskus oder 
gejeglichen Erben und gegen den Fisfus als geielichen Erben ein Recht 
nicht geltend gemacht werden.d) Der Feititellung des Nachlaßgericht3 muß 
eine öffentliche Aufforderung zur Anmeldung der Erbrechte?) unter Be— 
ſtimmung einer Anmeldefriit vorausgehen. Diefe Aufforderung darf nur 
dann unterbleiben, wenn die Koften dem Beltande des Nacjlafjes gegen: 
über unverhältnismäßig groß find.) 

Dad BGB. kennt aljo, da immer ein Erbe vorhanden fein muß, 
feinen erblojen Nadlaf. 

II. Die redtliche Stellung des Fiskus in feiner Eigenſchaft als gejeß- 
liher Erbe iſt mehrfachen Sondervorjchriften unterworfen: 

1. Der Fiskus kann die ihm angefallene Erbichaft nicht ausjchlagen.!!) 

2. Dem Fiskus kann eine Inventarfriſt nicht bejtimmt werden, er 
baftet alfo für die Nachlaßverbindlichkeiten nur mit dem Betrage bes 
Nachlafjes.!?) 


ı) 8 628 CRD. 

) Mot. V ©. 378ff.; Brot. TI ©. 7437. (Bd. 5 ©. 484 fi); Denkſchrift 
©. m —— Lehrbuch, 8 65; Eine Bd. 3 (8. Aufl.) $ 622; Stobbe, 
Bd. 5829 ; Endemann, Bd. 381 », 8 1936 BOB. 

9 Die "ältere gemeintechtliche richt (Blume, im Rhein. Mujeum, Bd. 4 

©. 212), wonach der Fiskus privilegierter Offupant herrenlofer Güter und als jolcher 
Singularfuccefo fein follte, ift jegt allgemein aufgegeben. Vgl. Vangerow, Bandelten, 


®) 88 16, 25 II 16 ALR. Entid. NG. Bd. 8 No. 62 ©. 243, 
°) Der wahre Erbe kann alfo jein wahres Erbrecht bis zum Ablaufe der Ber: 
jährun * —— machen. 
964 BGB. Der Fiskus kann auf Grund der Feſtſtellung —— die Er: 
teilung de Erbſcheins a $ 2353 BOB. *) 8 1966 BOB. 
Val. 88 471. 19 3 1005 808 
1) 8 1942 Abſ. 2 BGB. Ander® nah preußiichem Rechte, vgl. Dermburg, 
Bd. 3 $ 194 Anm. 15; Eccius, Bd. 4 $ 263 Anm. 13. 
ın) 8 2011 Sab 1 BOB. 
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8 1986, 3. Wenn der Fiskus als gejeplicher Erbe verurteilt wird, braucht 
— die Beſchränkung ſeiner Haftung ihm im Urteile nicht vorbehalten zu 
werden, ſeine beſchränkte Haftung tritt kraft Geſetzes ein.!) 

4. Der Fiskus iſt den Nachlaßgläubigern gegenüber verpflichtet, über 
den Beſtand des Nachlaſſes Auskunft zu erteilen.?) 

5. Der Fiskus kann auf jein gejepliches Erbrecht vertragsmäßig nicht 
verzichten.®) 

6. Hat der Erblafjer beitimmt, daß dem eingejeßten Erben ein Erb— 
Ihaftsgegenjtand nicht zufallen joll, jo gilt der Gegenjtand als den gejek- 
lihen Erben vermacht; der Fiskus gilt aber im Sinne diefer Vorjchrift 
nicht als gejeßlicher Erbe.t) 

Der Fiskus tritt auch wie jeder andere gejegliche Erbe als Vorerbe 
ein, wenn der Erblafjer angeordnet hat, daß der eingejebte Erbe die Erb- 
Ihaft erjt mit dem Eintritt eines bejtimmten Zeitpunkts oder Ereigniffes 
erhalten joll, ohne zu bejtimmen, wer in der Zwilchenzeit Erbe fein joll.5) 
Wenn dagegen der Erblajler angeordnet Hat, daß der Erbe biß zu dem 
Eintritt eines bejtimmten Zeitpunkts oder Ereignifjes Erbe jein fol, ohne 
zu bejtimmen, wer alsdann Erbe fein joll, jo find in Ermangelung einer 
andermweiten Bejtimmung die gejeßlichen Erben des Exblafjers ald berufen 
anzujehen, doc; gehört der Fisfus nicht zu dem gejeglichen Erben in diejem 
Sinne) Der Fiskus kann aljo als gejeplicher Erbe niemal® Nacherbe 
werden, jondern nur dur Einjeßung. 

III. Erbberechtigt ijt der Fiskus des Bundesſtaats, dem der Erblafjer 
zur Beit des Todes angehört hat. Wenn der Erblafjer mehreren Bundes- 
jtaaten angehört, jo it der Fiskus eines jeden diefer Staaten zu gleichem 
Anteile zur Erbfolge berufen.) Als Bundesjtaat im Sinne des BOB. gilt 
auch das Reichsland Eljaf-Lothringen.d) War der Erblajjer ein Deutjcher, 
der feinem Bundesſtaat angehörte?), jo ijt der Reichsfiskus gejeglicher Erbe.!°) 

IV. Nach Landesrecht treten an die Stelle des Fiskus als gejegliche 
Erben gewifje Körperjchaften, Stiftungen oder Anjtalten des öffentlichen 
Rechtes. Dieje Beitimmungen find aufrecht erhalten.1!) Nach ALR. kommt 
aber das Erbrecht des Staate8 auf erledigte Verlaſſenſchaften moralischen 
oder anderen Privatperfonen nur dann zu, wenn jie den rechtögültigen Erz 
werb dieſes Rechtes vom Staate nachweiſen können.!) So iſt 3. B. der 
Stadt Berlin auf Grund eines von dem Kurfürſten Joachim I. mit den 
Städten Berlin und Kölln getroffenen Ablommens vom 27. Dezember 1508 13) 
das Recht auf erbloje Berlafjenichaften der Bürger überlajjen worden, 


1) 8 780 Abi. 2 CPO. Da der Fiskus die Erbichaft nicht ausichlagen darf, 
jo gewährt die asia Haftungsbeihräntung den Schuß gegen die aus der Ueber— 
—— gi a jich — Gefahren. 

BOB 


s, 8 2346 BGB. 
‘) ß 2148 Bon. s) 8 2105 BGL. 
°) 8 2104 BOB. 7) 8 1936 Abſ. 1 BGB. 


9) Art. 5 EG. 3. BOB. 

) Bgl. 8 9 — vom 25. Juli 1900 (RGBl. ©. 813). 
3 1936 Abi. 2 1) Art, 138 EG. 5. BEL. 
ı) 8 20 II 16 van. 

m) Vogl. Holge in Gruchots Beiträgen, Bd. 37 ©. 323 ff. 
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während das Recht auf alle Erbfälle von unechten und fremden Leuten 
dem Nurfürjten vorbehalten war. Die Praris hat das Recht der Stadt 
Berlin auf den erblojen Nachlaß der Bürger in ftändiger Uebung dahin 
gehandhabt, daß die Verlaſſenſchaft von unchelichen, adligen und jüdiichen 
Perſonen an das Bolizeipräfidium, alle übrigen an den Berliner Magiftrat 
abgeführt werden. Unberührt find auch die landesgeſetzlichen Vorfchriften 
geblieben, nach welchen dem Fiskus oder einer anderen juriftiichen Perſon 
in Anfehung des Nachlafjes einer verpflegten oder unterjtügten Perjon ein 
Erbrecht zuſteht.) Dadurch) ift das nad ALN.?) bejtehende gejegliche Erb— 
recht der öffentlihen Anjtalten aufrecht erhalten. 

V. Ein Heimfallgreht des Fisfus oder anderer zu herrenlojen Ver: 
lofjenichaften berechtigter Perjonen findet auf da3 ausſchließliche Recht des 
Urheber8 und feiner Rechtsnachfolger nicht ftatt.?) 


g 246. 
3. Erhöhung des geſetzlichen Erbteils.‘) 


I. Durch den Wegfall eines gejeglichen Erben können ſich die Erbteile 
der anderen zur Erbfolge berufenen Perjonen erhöhen. Das BGB. 
Ipricht in diefem Falle nicht von Anwachſung (Mecrescenz), die e8 wie 
da8 ALR.s) nur bei der teftamentarifchen Erbfolge®) und bei einem 
gemeinjchaftlichen Vermächtniſſe“), nicht aber bei der gejeglichen Erbfolge 
fennt. Bei der gejeglichen Erbfolge jpricht da8 BGB. von der Erhöhung 
eines uriprünglichen Erbteild, behandelt dieſe Erhöhung des geſetzlichen 
Erbteil3 aber ebenjo wie die Anwachjung bei einem tejtamentarijch zu— 
gewendeten Erbteil. In beiden Fällen gilt nämlich der Teil, um welchen 
ji) der urfprüngliche Erbteil erhöht, in Anjehung der Vermächtniffe und 
Auflagen, mit denen der eine oder der andere Erbe beichwert ijt, ſowie 
in Anfehung der Ausgleihungspflicht als bejonderer Erbteil.®) 

Der Wegfall eines gejehlichen Erben kann nun entiveder dor oder 
nach dem Erbfall ($ 1922) eintreten. 

II. Bor dem Erbfalle fällt ein gejeßlicher Erbe weg: 

1. wenn er vor dem Erblafjer gejtorben ijt ($ 1923 Abi. 1); 


') Art. 139 EG. 3. BGB. 5 
) 8 22 II 16, 88 50-75 II 19 ACH. * Köhne und Feiſt, Nachlaß— 
behandlung S. 76ff.; Jahrbuch KG. Bd. 21 No. 58 ©. A, 230. 

5 Heichögeiet vom 11, Juni 1870 (BGBL. S. 339) 8 17 und vom 9. Janıtar 
1876 (ROBL. ©. 4) $ 15. $ 8 RGeſ. vom 19. Juni 1901 (XGBl. ©. 227). 

4 Mot. V ©. 378, 379; Brot. II ©. 7437. (Bd. 5 ©. 483 ff); Strohal 
a. a. D. $ 12; Endemann, Bd. 3 $ 20; Pland:Ritgen IV ©. 23ff.; Frommhold, 
Erbredit, S. 19; Wille, Erbrecht, S. 14 ff. ) 8 281 ff. I 12 ALR. 

*, 88 2094, 2095 BGB. ) 88 2158, 2159 BB. 

) $ 1935 BGB. Der Erblafier E. hat feinem Sohne A. ein Vermächtnis 
von 1000 M. auferlegt, feinem Sohne B. nichts, A. ſtirbt ohne Nachlommen vor E., 
dann fällt der Erbteil des A. dem B. ebenfall® zu, B. braucht aber das Vermächtnis 
nur aus dem Erbteile des A. zu entrichten, alſo, joweit diefer zur Zahlung des Ber: 
müchtniſſes nicht ausreicht, ijt er frei. 
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85 1928, 2. wenn er bon dem Erblafjfer von der gejeplichen Erbfolge ausge: 
1961,1958. ſchloſſen ift ($ 1938); 

3. wenn er dur Vertrag mit dem Erblajfer auf jein gejetliches 
Erbrecht verzichtet hat ($ 2346) oder durch einen ihn bindenden Erb- 
verzicht feiner Eltern oder Voreltern gebunden ift ($ 2349). 

Bon der Erhöhung des Erbteild eines anderen gejeßlichen Erben durd) 
den Erbteil des Weggefallenen kann num in diefen Fällen eigentlich feine 
Rede fein, weil ein ſolcher Exbteil des Weggefallenen zur Zeit des Erb- 
fall8 nicht vorhanden war; zur Zeit des Wegfalls war ein Erbfall über- 
haupt noch nicht eingetreten, und nur die zur Zeit des Erbfalld vorhandenen 
Erben find zur geſetzlichen Erbfolge berufen‘), und nur unter Diefe zur 
Zeit des Erbfall3 vorhandenen Erben wird die Erbichaft verteilt. Troßdem 
geht da8 BOB. von der Vorſtellung aus, die fich ergeben würde, wenn 
die Verteilung der Erbichaft fhon vor dem Wegfall eines gefeglichen 
Erben ftattgefunden hätte, d. h. e8 legt die Vorftellung zu Grunde, die 
fi präfumtiv der Erblafjer von der fünftigen Verteilung feines Nachlafjes 
gemacht hat. Der Wegfall eines gejeplichen Erben würde nun zur Folge 
haben, daß der an die Stelle des Weggefallenen tretende Erbe für Die 
Vermächtniſſe und Auflagen, mit denen der wegfallende Erbteil beſchwert 
ift, die aber troß Wegfall des Bejchwerten bejtehen bleiben ?), mit jeinem 
ganzen Erbteile haften müßte, da er nicht berechtigt ift, den zumachjenden 
Erbteil (die Erhöhung) auszujchlagen.d) Bei einer ſolchen Behandlung 
fönnte aber der urſprüngliche Erbteil durd die auf dem zumachjenden 
Erbteile haftenden Belajtungen überjchwert werden. Um nun zu verhüten, 
daß ein gejeßlicher Erbe, defjen Erbteil fich durch den Wegfall eines anderen 
gejeßlichen Erben erhöht, durch die auf dem wegfallenden und ihm zu— 
wachjenden Erbteile ruhenden Lajten (Bermächtniffe, Auflagen) überſchwert 
wird, jollen beide Erbteile als beſondere Erbteile gelten. Die Wirkung 
der Beſchwerung joll aljo auf denjenigen Erbteil bejchränft bleiben, welcher 
nach dem Willen des Erblaſſers urſprünglich beichwert werden follte. 
Dasjelbe gilt in Anjehung der Ausgleihungspflicht, die auch beim Wegfalle 
des zunächit belajteten Erben auf den an feine Stelle tretenden übergeht.) 

III Nach dem Erbfalle fällt ein gejeßlicher Erbe weg: 

1. wenn die Erbichaft ausgejchlagen wird 5); 

2. wenn der Erbe für erbunmürdig erklärt ift.*) 

In diefen beiden Fällen gilt der Anfall an den Ausſchlagenden und 
an den Erbunmwürdigen al3 nicht erfolgt und die Erbichaft fällt an den 
demnächit Berechtigten, d. 5. an denjenigen, welcher berufen fein würde, 
wenn der Wegfallende zur Zeit des Erbfall nicht gelebt Hätte; der Anfall 
gilt dann al3 mit dem Erbfall erfolgt, er wird alfo auf diejen Zeitpunkt 
zurücbezogen. 

Auch in diefen beiden Fällen der fucceffiven Berufung kann infolge 
der Rückbeziehung von einem befonderen Erbteile des Wegfallenden eigentlich 


») $ 1923 BOB. 

88 2162, 2198, 30sı BOB. ») 8 1951 ar, 2 BOR. 
*) 8 2051 Ab. 1 BOB. 5) $ 1953 m 1 BOB 
6) $ 2344 BOB. 
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feine Nede fein. Gleichwohl beftimmt auch hier da3 BGB. unter Aufgabe 
jeiner theoretifchen Fiktionen ($$ 1953, 2344, 2346) aus Gründen der 
praftiichen Zwedmäßigfeit, daß der Teil des Wenfallenden, um den ſich 
der Erbteil erhöht, ald bejonderer Erbteil gilt. 

IV. Die dur) den Wegfall eines gejeßlichen Erben eintretende Er- 
höhung der Erbteile der anderen Erben gilt nur in Anjehung der Ber: 
mächtnifje, der Auflagen und der Ausgleichungspflicht als befonderer Erbteil, 
in allen anderen Beziehungen (3. B. in Anjehung der Haftung für Die 
Nachlaßverbindlichkeiten!) bildet der urjprüngliche Erbteil, dem die Er— 
höhung zuwächſt, mit der Erhöhung einen einheitlichen Erbteil. 


g 247. 


IV. Gemwillfürte Erbfolge im allgemeinen.?) 


I. Das Erbrecht der Römer?) war anfangs ein Yamilienerbrecht, e8 
beruhte urjprünglid auf der civilen römijchen familia, deren rechtliche 
Örundlage die väterliche und eheherrliche Gewalt bildete. 

Die familia bejtand aus dem Inbegriffe der durch die patria potestas 
zu einer Einheit verbundenen Perjonen und Sachen. Wie ſich die Feitigfeit 
und Nachhaltigkeit des durch die patria potestas gefnüpften Familienbandes 
auch auf das Yamilienvermögen erjtredte, jo verlor dieſes auch noch nad) 
dem Tode des pater familias nicht feine Eigenjchaft als Familiengut und 
durfte den Familiengliedern nicht entzogen werden. 

Die Familie beerbte den Erblafjer kraft ihres Familieneigentums, d. h. 
die Familienmitglieder verblieben im Miteigentume de3 Familienvermögens, 
das ihnen gleihjam ſchon vorher gehört hattet) Das altrömiſche Erbrecht 
war aljo urjprünglih ein rein familiäre8 geſetzliches Erbrecht. Nicht 
minder aber gründete fich auch die teftamentarijche Erbfolge der Römer 
urfprünglid) auf das Familienband. Wie dem Yamilienhaupt auf Grund 
jeiner jchranfenlofen patria potestas bei Lebzeiten in der Adoption das 
Mittel gewährt war, den Kreis jeiner Familie auf Fünftlichem Wege zu 
erweitern, jo bot ihm für den Fall ſeines Todes das Teftament den 
Weg, einen tejtamentarischen Erben in die Familie aufzunehmen und fo ihm 
die Rechte eines Familienglieds einzuräumen. in ſolches Teſtament er- 
forderte aber im öffentlichen Intereſſe eine bejondere Form, nämlich die 
Mitwirkung der Kuriatkomitien (calatis comitiis).5) 

') & 2007 BGB. 

) Mot. VS. 9ff.; Prot. II ©. 6579 (Bd. 5 ©. 5); weitere Litteratur bei 8 239. 

) Koeppen, Syſtem, ©. 10ff., ©. 54 ff.; Vering, Erbredit, ©. 25 ff., ©. 110ff.; 
Ihering, Geiſt des römijchen Rechts (4. Aufl.) Bd. 1 ©. 145 ff.; Hölder, Beiträge 
zur Geſchichte des röm. Erbrecht, ©. 20ff.; Karlowa, Röm. Nechtsgefchichte, Bd. 2 
©. 848 ff.; Schulin, Das griechiſche Teftament, verglichen mit dem römischen, 1882, 

*) Gai. Inst. II 157, 224. L. 120 D. de V. S. 50, 16. 

°) Darüber, daß die adoptio (arrogatio) per testamentum die ältefte Form 
der Erbeseinſetzung und das testamentum in calatis comitiis die ältefte Form des 
Tejtament3 war, vgl. Schulin a. a. DO. S.50ff., 53; vgl. auch) v. Czyhlarz a. a. O. S. 315. 
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Eine unbeſchränkte Teftierfreiheit gewährten dem römijchen Bürger 
erit die XII Tafeln. Uti legassit pater familias super pecunia tutelave 
suae rei, ita ius esto.!) 

Das Tejtament wurde da3 Mittel zur Aufhebung der geieplichen Erb- 
folge. In feiner jchließlichen Geſtalt war es diejenige einfeitige leptwillige 
Verfügung, welche eine Erbedeinfeßung enthielt. Ohne Erbeseinjeßung fein 
Tejtament.?) Den Gegenjab bildete der Codicillus, als diejenige legtwillige 
Verfügung, welche feine Erbeseinjegung enthielt. 

II. Dem älteren deutſchen Rechte?) waren Tejtamente fremd.t) Lebt: 
willige Verfügungen waren urjprünglich unzuläflig, weil der Erblafjer die 
zugewendete Sache dadurch nur feinen Erben entzog. Die VBerfügungsmacht 
des Erblafjerd war in Anjehung der Liegenichaften jchon bei Lebzeiten 
durch das Wartrecht der nächſten Erben bejchränft, von deren Zujtimmung 
die Veräußerung der Liegenjchaften abhängig war. Den ohne Zujtimmung 
veräußerten Grundbeſitz durfte der näcjte Erbe binnen Jahr und Tag an— 
fechten und als jein Eigen an fich ziehen.d) Dagegen fonnte der Erblafjer 
über die Fahrhabe frei unter Lebenden verfügen; nur Veräußerungen im 
Siehtume waren unwirkſam. Schon das ältere germanijche Recht kannte 
indejien die Möglichkeit einer Vergabung von Todeswegen in der Form, 
daß der finderlofe Erblafjer bei Lebzeiten jein Gut auf den Todesfall 
einem Anderen zumendete, indem er ihn durch Adoption zu jeinem Erben 
machte (adoptio in hereditatem). Diejes Nedjtögejhäft (bei den Lango— 
barden thinx, gairethinx, bei den Franken affatomie, adfatimus genannt) 
vollzog fic unter ſymboliſchen Formen vor Gericht in der Weije, daß das 
Gut an eine Mittelsperjon (Salman, Treuhänder) übertragen wurde, der 
e3 dann binnen Jahr und Tag dem ihm als Erben Bezeichneten endgültig 
übergab. 

Seit dem jiebenten und achten Jahrhundert waren Vergabungen von 
Todeswegen allgemein zuläjlig, entweder in der Form vorbehaltlojfer Eigen- 
tumsübertragung von dem Vergabenden an den Bedachten oder in der 
Weile, daß das Eigentum an dem vergabten Gegenſtand erjt post obitum 
auf den Bedachten übergehen follte, während die proprietas bei dem Ber- 
gabenden zurüdblieb. Im Anflug an diefe Vergabungen von Todeswegen 
(Gemächde) haben ſich im jpäteren Mittelalter die Erbverträge entwidelt. 
Daneben traten ſchon frühzeitig einjeitige leptwillige Verfügungen hervor, 
durch welche der Erblafjer über einzelne Stüde ſeines Nachlaſſes (Ber: 


1) Ulp. Fragm. XI 14. 

2) 8 34 J. de legatis 2, 20. 

9) Stobbe, Privatreht, Bd. 5 8 298. S. 171ff.; Heusler, Inititutionen, 
Bd. 2 8 194 ff. S. 621 Ff.; Brunner, Grundzüge der deutichen Mechtögejchichte (1901) 
©. 208 ff.; Schröder, Deutiche Rechtsgejchichte (2. Aufl.) ©. 66, 329; Veſeler, Privat: 
recht, Bd. 1 88 136, 141, 146. 

*) Tacitus Germania ce. 20: heredes tamen successoresque sui cuique liberi 
et nullum testamentum. 

®) Sachsenspiegel I Art. 52, $ 1: ane erben gelob und ane echt ding en 
muz nieman sin eigen noch sine lute gebn. Nur in Fällen „echter Not“ war der 
Erblaſſer durch das Privatrecht der nächſten Erben nicht bejchräntt, wofern er das 
But ihnen erfolglos zum Kaufe angeboten hatte, 
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mächtniffe) verfügte!) Dergleichen Vergabungen kamen zuerſt bei den 83 1987, 
GSeelgeräten?) d. h. bei Verfügungen zu Gunften der Kirche für dag 1989,1941 
Heil der Seele vor, wie ſich denn überhaupt die einjeitigen letztwilligen 
Verfügungen unter dem Schutze der Kirche entwidelten. 

Teftamente im römischen Sinne, als einfeitige letztwillige, eine Erbes: 
einfeßung enthaltende Verfügungen fanden in Deutichland erjt mit der Re— 
zeption de3 römischen Rechtes Anerfennung.?) 

III. Wie nad) gemeinem Rechte und nad) preußiichem Landredhtet), jo Be». 
kann auch nad) BOB. der Erblafjer durch Verfügung von Todeswegen über 
feinen Nachlaß Anordnungen treffen. (Gemillfürte Erbfolge), Als Arten 
der Verfügungen von Todeswegen fennt e8, wie das bisherige Recht, ein- 
jeitige und vertragsmäßige. Die einjeitige Verfügung von Todeswegen nennt 
e3 Teftament oder leßtwillige Verfügung, die vertragsmäßige Erbvertrag.?) 
Die Unterfcheidung zwiſchen Teftamenten und Kodizillen ijt dem BGB. fremd. 

1. Während das ALR.) unter einem Teftamente jede einfeitige Willens— 
erflärung verjtand, wodurd) jemand zum Erben einer Verlajjenichaft berufen 
wurde, bezeichnete es als Kodizille jolche einfeitigen: Willenserflärungen, 
durch welche jemand über einzelne und bejtimmte Stüde, Summen, Rechte 
oder Pflichten auf den Todesfall verordnete.) Das Tejtament traf alfo 
Beitimmung über die ganze Erbichaft oder eine Erbquote (pars quota), 
das Kodizill nur über einzelne Stüde des Nachlaſſes (pars quanta). 
Kodizille waren auch ohne Tejtament gültig.) 

Demgegenüber bezeichnet das BOB. jede einjeitige Verfügung von Todes- 
wegen ohne Rüdjicht auf ihren Inhalt als Tejtament oder letztwillige Ver— 
fügung.?) Der Erblaffer kann durch Teitament den Erben bejtimmen 19), er 
fann aber durch Tejtament auch einen Verwandten oder den Ehegatten, nicht 
aber den Fiskus von der gejeglichen Erbfolge ausjhließen, ohne einen 
Erben einzujehen. Ein ausgejchlofjener Verwandter gilt in Anſehung der 
Erbfolge als vor dem Erbfalle geftorben, jo daß feine Ablömmlinge an 
feine Stelle treten, fofern dieje nicht auch ausdrüdlich mit ausgeſchloſſen find. 

Durch Teitament kann auch ein Vermächtnis angeordnet werden, 
ohne daß ein Erbe eingejeßt wird. Das BOB. verjteht unter einem Ver— 
mächtnis nicht blos die leßtiwillige Verfügung, durch welche einem Anderen 
ein Bermögensvorteil zugewendet wird, jondern auch den zugerendeten 
VBermögensvorteil jelbjt.!!) 

Durch Teitament erfolgt endlich auch die Anordnung einer Auflage, 
d. h. der Erblaffer kann den Erben oder einen Vermächtnisnehmer zu 
einer Leijtung verpflichten, ohne einem Anderen ein Recht auf die Leiſtung 
zuzumenden. Die Auflage begründet aljo nad) BGB. nur eine Verpflichtung 


) Sie enthielten feine Erbeseinfegung, wie das römifche Teftament und feine 
Berfügng über das ganze Bermögen. ) Vgl. Heußler a. a, ©. Bd. 2 $ 200. 
" St 


obbe, Bd. 5 $$ 300, 302. 9 88 1-8 I 12 AQR. 
5j 88 1937, 1941 BGB. % 83112 AO. 
)85112 ACH. *) 8 8I 12 ACH. 


) Unter legtwilliger Verfügung verjteht da8 BOB. auc jede einfeitige letzt— 
willige a einem Erbvertrage ($ 2299). 10), 88 1937, 2087 5. BGB. 
1) 8 1939 BGB. $ 6 I 12 ALR. 88 2147 ff., SS 2151, 2152 BGB. 
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des Beichwerten zu einer Leiftung, aber feinen Anſpruch eines Bedachten 
auf dieje Leiftung!), deshalb ijt die Auflage feine Zuwendung. 

2. Die vertragsmäßige Verfügung von Todeswegen heißt Erbvertrag. 
Durch Vertrag Tann der Erblafjer nicht nur einen Erben einfegen (Erb- 
einjeßungsvertrag), ſondern auch Vermächtniſſe zumenden (Wermächtnig- 
vertrag) und Auflagen anordnen.?) Der im PVertrage zum Erben Einge- 
fette heißt der Vertragserbe. Als Erbe oder als WVermächtnisnehmer 
fann fowohl der andere Vertragichließende als ein Dritter bedacht werden.?) 

Der Erbvertrag iſt nad) BGB. nicht auf beftimmte Perjonen (Ehe- 
leute, Verlobte) bejchränkt, fondern wie nad) ALR.t) unbeſchränkt zuläffig. 
Er ijt weder ein obligatorisher noch ein dinglicher Vertrag, er iſt auch 
fein familienrechtliches Rechtsgeſchäft, das ein Statusverhältnis begründet 5), 
und ebenjowenig bejteht er aus einer Verbindung ziveier verjchiedener 
Rechtsgeſchäfte, nämlich einer Erbeseinjeßung und einem Widerrufsverzichte.®) 
Der Erbvertrag ift vielmehr ein einheitliches Gefchäft von Todeswegen, 
das fid) vom Teftament oder der letztwilligen Verfügung dadurch unter- 
icheidet, daß das Tejtament ſtets widerruflich, der Erbvertrag grundſätzlich 
unwiderruflich it. 

Ein Vertrag, durch den fich jemand verpflichtet, eine Verfügung von 
Todeswegen (Tejtament, Erbvertrag) zu errichten oder nicht zu errichten, 
aufzuheben oder nicht aufzuheben, ift nichtig.”) 


Zweiter Abſchnitt. Rechtliche Stellung des Erben. 
g 248. 


I. Annahme und Ausfchlagung der Erbicdaft.?) 


I. Nad) dem BGB. geht die Erbichaft als Ganzes mit dem Erbfall 
auf den berufenen Erben über, jedoch unbejchadet des Rechtes der Aus- 
ichlagung.?) Der Erwerb der Erbſchaft vollzieht fi wie nad) ALR.10) 
kraft Geſetzes. Das BOB. Fennt Feine ruhende Erbichaft und feine Trans 
miſſion der Erbſchaft.!i) Delation und Acquifition (AUntretung und Erwerb) 
der Erbidaft, wie nach gemeinem Nechte!?), wird nicht mehr unterjchieden. 


1) 8 1940 BGB. ni $$ 21925. BGB, ) 8 1941 Abi. 1 BGB. 
) $ 1941 Nbf, 2 BG +) 88 617 ff. IT 12 ACH. 9) Mot. V ©. 311. 
” Died war die Anfiht von Hartmann, Erbverträge (1860) ©. 9ff. und Unger, 
Deiterr. —— 826 Anm. 5. 8 2302 BGB 
Ve. 485 ff.; Denfihr. S. 260ff.; Prot. II ©. 7445 fi. (Bd. 5 
©. —** —8 J 61 If ©. 298 ff.; Hacenburg, — (2. Aufl.), ©. 647 ff.; 
Windicheid-Fipp, Bd. 3 88 595 ff.; Dernburg, Bd. 38 213, 2177; Eccius, 
Bd. 4 88 267 ff.; — Citteratur bei 8 239, J $ 1942 Abi. 1 BOR. 
88 367—370 I 9 ULR. Das BGB. folgt dem deutſchen Rechte. „Le 
mort ER. le vif.“ Giehe oben S. 1021. 
1) Vgl. Windicheid-Kipp, Bd. 3 $ 600. 
’") Siehe oben ©. 1020 ff. Ausnahme für die sui heredes. 
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Der Anfall der Erbichaft, d. h. der Uebergang der Exbichaft auf 88 1922, 
den berufenen Erben trifft zeitlich regelmäßig mit dem Erbfalle, d. h. 1942,1943. 
mit dem Beitpunfte des Todes des Erblafjerd zujammen.!) 

Der Erwerb der Erbſchaft erfolgt aber unbejchadet des Rechtes 
der Ausfchlagung; nur dem Fiskus ift das Necht verjagt, eine ihm ala 
geſetzlichem Erben angefallene Erbſchaft auszujchlagen.?) Da fi) der Erwerb 
der Erbichaft unmittelbar und ohne weitere8 mit dem Tode des Erblafjers 
von Rechtswegen vollzieht, ohne daß es einer Willenserklärung des Erben 
bedarf und ohne daß der Erbe Kenntnis von dem Unfalle hat, jo bedarf 
e8 zum Erwerbe der die Erbſchaft bildenden einzelnen Nachlaßgegenſtände 
nicht der jonjt zum Erwerbe von Sachen und Rechten erforderlichen Necht3- 
bandlungen.3) Der Erwerb der Erbihaft als Einheit enthält zugleich den 
Erwerb an den einzelnen Erbichaftsgegenjtänden. 

I. Die Erbſchaft geht zwar mit dem Erbfall ohne Wifjen und Willen Annahme. 
des Erben kraft Gejeßes auf ihm über, doc ift diefer Erbichaftderwerb nur 
ein vorläufiger, denn der Erbe wird nicht geziwungen, gegen feinen 
Willen Erbe zu werden und die erworbene Erbichaft zu behalten. Zu 
einem endgültigen wird der Erbjchaftserwerb erjt dann, wenn der Erbe 
von dem ihm zuftehenden Ausjchlagungsrechte feinen Gebraudy macht. Der 
Erbe fann aber die Erbſchaft nicht mehr ausichlagen, 

1. wenn er fie einmal angenommen bat, d. h. feinen Willen, die 
Erbſchaft anzunehmen, d. 5. behalten zu wollen, ausdrücklich oder durch 
Ihlüffige Handlungen (pro herede gestio) erflärt hatt) oder 

2. wenn die für die Ausſchlagung vorgejchriebene Frift verjtrichen iſt; 
mit dem Ablaufe der Frift gilt die Erbichaft al8 angenommen.) 

Die Annahme hat aljo nah BGB. nur die Bedeutung, daß die 
angenommene Erbſchaft nicht mehr ausgejchlagen werden fann und daß fie 


1) 8$ 1922, 1942 BGB. 
) 81942 Abſ. 2 BGB. Vgl. hierüber Küngel in Gruchots Beiträgen, Bd. 41 


ff. 

) Alſo feine Auflaffung, feine Uebergabe, keine Ceifion, fogar der Beſitz geht 
ohne weiteres auf den Erben über, $ 857 BGB. 

*) Die Annahme ijt eine formlofe, nichtempfangsbedürftige Willenserflärung. 
Einer ausdrüdlichen Annahmeerflärung jteht ein Berhalten gleih, aus welchem der 
Wille, die Annahme zu erflären, mit Sicherheit hervorgeht (pro herede gestio), Die 
Beweislajt für die Annahme trifft denjenigen, welcher fi) auf die Annahme be- 
ruft. Pland-Ritgen, Bd. 5 ©. 39 Anm. 7; v. Staudinger-Herzfelder, Bd. 5 ©. 59. 
Nach preuß. Rechte war die Frage der Beweislaſt beftritten, Entich. Ob.Trib. Bd. 82 
&. 7 (Striethorit, Archiv Bd. 100 S. 49); Entih. ROHG. Bd. 2 ©. 230. Der 
Annahmemwille wird aus Erklärungen gefolgert werden fünnen, die einem bei der 
Erbihaft Beteiligten gegenüber Br 3. B. einem Nachlaßgläubiger, dem Nad)- 
laßgericht, einem ol engere oder einem Vermächtnisnehmer gegenüber. 
Eine Erklärung gegenüber einem Linbeteiligten kann nicht als Annahmeerflärung 
—— Planck⸗Ritgen, Bd. 5 ©. 38. Vgl. auch 534420 19 ALR. Ob nach röm. 

echt Erbantretung durch Stellvertreter zuläſſig war, iſt beſtritten, jedenfalls ließ 
das gemeine Recht Stellvertretung zu; ſo auch nach BGB. Vgl. hierüber Windſcheid— 
Kipp, Bd. 3 $ 596 Noten 10—12. Das ALR. gejtattete Stellvertretung ($ 18 I 13), 
verlangte jedod) zur Erbentjagung Spezialvollmacht ($ 103 I 13). 

) $ 1943 BGB. Das ALR. ſpricht von Uebernahme, Annahme, Antretung 
der Erbſchaft (5 383, 389, 413 IT 9 ALR.). 
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58 1944, den durch den Erbfall vollzogenen Erbichaftserwerb zu einem endgültigen 
1915.1968, und unmiderruflichen macht.!) 

* III. Die Ausſchlagung kann, wie nad ALR., nur binnen ſechs 

ſchlagung. Wochen erfolgen.?) Die Ausichlagungsfriit beginnt, wie nad) preußijchem 
Nechte, mit dem Zeitpunkt, in welchem der Erbe von dem Anfall und dem 
Berufungsgrunde Kenntnis erlangt; ift der Erbe durch Verfügung von 
Todeswegen (Tejtament, Erbvertrag) berufen, jo beginnt die Friſt nicht vor 
der Verkündung der Verfügung.) Die Frift beträgt ſechs Monate, wenn 
der Erblafjer feinen legten Wohnjig nur im Auslande gehabt hat oder 
wenn er fi bei dem Beginne der Frift im Ausland aufhält.) Beginn 
und Lauf der Friſt werden gehemmt, folange der Erbe an der Abgabe 
der Ausichlagungserflärung verhindert ijt.5) Läuft die Frift gegen einen 
geihäftsunfähigen oder in der Geichäftsfähigkeit beichränkten Erben, der 
ohne gejeglichen Vertreter ift, jo endigt fie nicht vor dem Ablaufe von 
ſechs Monaten nad) dem Zeitpunkt, in welchem der Erbe unbejchräntt ge= 
ihäftsfähig wird oder der Mangel der Vertretung aufhört.‘) 

Form. IV. Nah dem Vorgange des ALR.?) iſt die Erklärung der Aus— 
ſchlagung im Gegenſatze zur formlojen Annahmeerflärung formalijiert. Sie 
ift gegenüber dem Nachlaßgericht®) in öffentlich beglaubigter Form?) zu 
erklären 10) und kann auch durch einen Bevollmächtigten erfolgen, defjen 
Vollmacht in öffentlid beglaubigter Form der Erklärung beigefügt oder 
innerhalb der Ausichlagungsfrift nachgebracht werden muß.) 

Wirkung. Die Ausihlagung Hat die Wirkung, daß der Anfall an den Aus— 
ſchlagenden al3 nicht erfolgt gilt und daß die Erbichaft demjenigen anfällt, 
welcher berufen jein würde, wenn der Ausjchlagende zur Zeit des Erbjalls 
nicht gelebt hätte; der weitere Anfall gilt dann als mit dem Erbfall er- 
folgt.1?) Die Ausichlagung jtellt aljo diejelbe Rechtslage wieder her, wie fie 
vor dem erften Anfalle war, insbejfondere leben die infolge des Erbfalls 
durch Vereinigung von Recht und Verbindlichkeit oder von Recht und Be- 
laftung erlojchenen Rechtsverhältnifje wieder auf.13) 

Das Nachlaßgericht joll die Ausſchlagung demjenigen mitteilen, welchem 
die Erbichaft infolge der Ausſchlagung angefallen ift; diefe Benachrichtigung 
joll für den nächſtberufenen Erben die Ausſchlagungsfriſt in Lauf feßen. 
Auch hat das Nachlaßgericht die Einfiht der Ausjchlagungserklärung jedem 
zu geitatten, der ein rechtliche Intereſſe glaubhaft macht.!*) 


' 1) Die praftiihe Bedeutung der Annahme liegt aljo in dem Berlufte ded Aus- 
chlagsrechts. 
384 [I ALR. (Deliberationsfriſt, — 5 J 1944 Abi. 1 BGB. 
») $ 1944 Ab. 2 868. ©) $ 1944 U 3 808 gl. $ 385 I 9 ALH. 
8) & 1954 Abſ. 2 Sab 2, $ 203 Abſ. 2 308 
8 1944 Abſ. 2 Satz 2, $ 206 BGB. ) 88 398—400 I 9 ALN. 
) $ 130 BGB. fie iſt aljo im ©egenjage zur „Annahme“ eine empfangs- 
bedürftige Billenserflänung, 
») 8 129 BGB., 9 167 Abſ. 2, 8$ 183, 191 RF6G. 
10) 8 1045 Abi. 1 BGB. 1) 8 1945 Abſ. 2 BGB. 
ın) $ 1953 Abi. 1 = 2 BOB. 
18) Wal. 5 1978, $ 1991 Abf. 2, 8 2143, 2175, 2377 BGB. Ausnahme: 
$ 1959 BOB ) g 1953 Abi. 3 BOB. 
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Aus dem Grundſatze des Erbichaftserwerbes kraft Geſetzes folgt ohne 
weiteres, daß die dem Berufenen angefallene Erbichaft auf den Erbeserben 
übergeht, auch wenn der Berufene die angefallene Erbſchaft noch nicht 
endgültig erworben hat. Mit der Erbichaft geht aber auch das Aus— 
ichlagungsrecht auf den Erbeserben über; auch das Ausichlagungsrecht ift, 
da e3 Fein höchſt perjünliches Necht ift, vererblich.!) Stirbt aber der Erbe 
vor dem Ablaufe der Ausichlagungsfrift, jo endigt die Friſt nicht vor dem 
Ablaufe der für die Erbichaft des Erben vorgejchriebenen Ausſchlagungs— 
frift.2) Von mehreren Erben des Erben kann jeder den feinem Erbteil 
entiprechenden Teil der Erbichaft ausichlagen.?) Das BGB. lehnt alſo 
die Auffaffung ab, daß mehrere Erben des Erben nur gemeinfam aus— 
ſchlagen können.) Macht einer der mehreren Erbeserben von feinem Aus- 
ihlagungsrechte Gebrauch, jo fällt der hierdurch freigewordene Anteil an 
der eriten Erbichaft den Miterben des Erbeserben zu, deren Anteile an 
der Erbichaft ſich um den ausgefchlagenen Anteil erhöhen.®) 

V. Borausfeßung für die Erklärung über Annahme oder Ausichlagung 
der Erbſchaft ijt die unbefchräntte Gejchäftsfähigfeit des zur Erbfolge Be— 
rufenen. Für den Gejchäftsunfähigen hat der gejegliche Vertreter die Er: 
Härung abzugeben.) Der in der Gejchäftsfähigkeit bejchränfte Erbe kann 
die Erklärung nur mit Einwilligung feines gejeglichen Vertreter abgeben; 
die Erklärung kann aber auch für ihn durch den gejeglichen Vertreter er- 
folgen.) Zur Ausichlagung der Erbichaft, nicht au zur Annahme, be= 
darf der gejegliche Vertreter (Vater, Mutter, Wormund) der Genehmigung 
des Vormundichaftsgeriht3.$) 

Eine Ehefrau bedarf weder bei dem gejeglichen Güterjtande noch 
bei der allgemeinen Gütergemeinfchaft zur Annahme oder Ausſchlagung 


») 8 1952 Abſ. 1 BGB. 

8 1952 Abi. 2 BEB. So auh nah ALR. (8 397 19 ALR) Der 
Erbeserbe fann danadı die Erbichaft des Erben (feines unmittelbaren Erblajjers) 
annehmen und die Erbichaft des Erblafferd des Erben ausichlagen; dagegen fann 
er nicht die Erbichaft des Erben ausſchlagen und die dem Erben angefallene Erb— 
ſchaft annehmen, denn die feßtere kann er nur als einen Bejtandteil der erjteren er: 
werben, d. h. wenn er Erbe des Erben geworden ift. 

9 8 1952 Abſ. 3 BGB., im Gegenfape zu $ 1950 BGB. 

9 So Art. 782 Code civil. 

°) Für diefe Anficht auch Strohal, a. a. O. ©. 308 ff. mit überzeugenden 
Sründen; v. Staudinger-Herzfelder a. a. ©. S. 77; Dertmann, im Ardiv für bürgerl. 
Recht, Bd. 14 ©. 366 u. Bd. 15 ©. 443; dagegen: Goldmann u. Lilienthal, Das 
Bürgerl. Geſetzbuch 1900, Teil I ©. 319; Hacdenburg, Vorträge, 2. Aufl. (1900) 
©. 656; Wille a. a. O. ©. 26; Pland-Ritgen a. a. D. ©. 48 Anm. 4 zu $ 1952; 
Mattbiah a. a. O. Bd. 2 8 165 ©. 537. Letztere vertreten die Anjicht, daß der 
infolge der Ausſchlagung frei gewordene Anteil an diejenigen fällt, welche von vorn: 
herein Erben des erjten Erblaſſers geweſen wären, wenn der erjte Erbe den an ihn 
erfolgten Anfall nicht erlebt Hätte. 

* 8 105 BSP. 


?) 88 107, 111 BOB. 
8 1643 Abſ. 2 Sap 1, $ 1686, 1522 No. 2 BGB. Ausnahmen $ 1643 
Abi. 2 Sap 1 BGB. Die ohne Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts vom 
Bormunde namens des Miündeld erklärte Ausſchlagung einer Erbſchaft ift nichtig. 
Jahrbuch KG. Bd. 21 ©. A 197. 


8 1962, 


Ber- 
erblichteit. 


Voraus: 
fegung ber 
Annahme 
und Aus: 
ſchlagung. 
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einer ihr angefallenen Erbſchaft der Zuftimmung de Ehemannes!); fie 
kann vielmehr die Erklärung jelbjtändig abgeben. 

Sm Konkurſe des Erben jteht die Annahme oder Ausjchlagung 
einer dor der Eröffnung des Verfahrens dem Gemeinfchuldner angefallenen 
Erbichaft nicht dem Konfursverwalter, jondern nur dem Gemeinjchuldner 
zu.?) Die Erbichaft fällt aljo, wenn der Gemeinjchuldner jie annimmt, in 
die Konkursmaſſe; ſchlägt er fie aus, fo it fie der Konkursmaſſe entzogen. 
Died beruht auf der Auffafjung des BOB. daß die Erbichaft erjt mit 
der Annahme definitiver Bejtandteil ded Vermögens des Erben wird, und 
daß ich die Ausichlagung nicht als Verzicht auf ein bereit® erworbenes 
Necht, jondern als Nichtannahme eines angetragenen Nechte8 darſtellt. 
Deshalb gilt auch die Ausichlagung einer Erbſchaft nicht als Schenkung.?) 

VI Die Erklärung über die Annahme oder die Ausjchlagung der 
Erbſchaft kann wirkſam erſt nad, Eintritt des Erbfalld abgegeben werden t); 
fie ift unwirffam, wenn ſie unter einer Bedingung oder einer Zeitbeſtim— 
mung erfolgtd) oder wenn fie auf einen Teil der Erbſchaft beſchränkt 
wird. Die Erklärung des Erben muß fi alfo über die gejamte ange— 
fallene Erbſchaft erjtreden, die Annahme oder Ausichlagung eines Teiles 
iſt unmwirkjam.‘) 

Iſt jemand zu mehreren Erbteilen?) berufen, fo kommt es darauf 
an, ob die Berufung auf verichiedenen Gründen oder auf demjelben Grunde 
beruht. Bei Verjchiedenheit der Berufungsgründe kann der Erbe den 
einen Erbteil annehmen und den anderen ausjchlagen.d) Beruht die Be— 
rufung auf demjelben Grunde, jo gilt die Annahme oder Ausichlagung des 
einen Erbteils auch für den anderen, felbjt wenn der andere erſt jpäter 
anfällt.?) 

Berjhiedenheit der Berufungsgründe liegt vor, wenn gejeßliche 
und gewilltürte Erbfolge zujammentreffen 0), oder wenn ein Erbteil nad) 
Tejtament, der andere nad Erbvertrag anfällt, ſowie wenn beide nach verjchie- 
denen Erbverträgen, die der Erblafjer mit verfchiedenen Perjonen geſchloſſen 
hat!!), anfallen. Dagegen beruht die Berufung auf demfelben Grunde 
(Einheit des Berufungsgrundes), wenn die Berufung zu den mehreren Erb- 
teilen auf Grund eines und desjelben Teſtaments oder Erbvertragd erfolgt 
oder wenn fie in verjchiedenen Teſtamenten, oder in verjchiedenen zwiſchen 
denjelben Perjonen gejchlofjenen Erbverträgen angeordnet ijt.12) 


.) $ 1406 No. 1, $ 1453 Ab}. 1 BGB., anders nad) $ 389 I 9, $ 205 II 
r 


SI KD. Das Gleiche gilt für den Anfall eines Vermächtniſſes. Die nad 
der BERKER angefallene Erbſchaft gebört überhaupt nicht zur Konkursmaſſe, 
sıä ) 3 517 BGB. 

Ss 1946 BGB. Abweichend vom ALR. ($ 242 I 12) ijt die vorherige 
Publifation des Tejtaments nicht erforderlich. 

5) 8 1947 BGB., SS 394, 396 IT I ALM. 

98 1950 BGB., 88 395, 396 19 ALR. Hit nur ein Teil der Erbſchaft 
angefallen, jo kann ſich die Erklärung einheitlich mur auf den angefallenen Zeil be⸗ 


ziehen. ) Vgl. 88 1927, 1934 BOB. 
9 8 1951 Abſ. 1 BGB. 9 8 1951 Abſ. 2 Satz 1 302. 
) 8 2088 BOB. 11 8 2289 BOB. 


7) 8 1951 Abf. 2 Satz 2 BGB. 
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Wenn der Erblaffer einen Erben auf mehrere Erbteile einfeht, jo 58 1948, 
fann er ihm durch Verfügung von Todeswegen geitatten, den einen Erb⸗ 1949,1956. 
teil anzunehmen und den anderen auszujchlagen und zwar auch dann, 
wenn verichiedene Berufungsgründe nicht vorliegen.!) ?) 

VO. Nah ALR.s) war e8 dem im Tejtament eingejeßten Erben —— 
nicht geſtattet, der Erbſchaft aus dem Teſtamente zu entſagen und die verufunge— 
Erbſchaft als geſetzlicher Erbe in Beſitz zu nehmen. Nah BGB.) kann ae 
indefjen der durch Verfügung von Todeswegen (Teftament, Erbvertrag) 
ala Erbe Berufene, wenn er ohne dieje Verfügung als geſetzlicher Erbe be— 
rufen jein würde, die Erbſchaft als eingejegter Erbe außjchlagen und als 
gejeßlicher Erbe annehmen. Das BGB. entipriht alfo dem gemeinen 
Redhted); Vermächtniſſe und Auflagen, mit denen der eingejebte Erbe be— 
ſchwert ift, bleiben jedoch bejtehen, fofern nicht ein anderer Wille des Erb— 
laſſers anzunehmen ift.®) 

Sit der Erbe durch Tejtament und zugleich durch Erbvertrag be— 
rufen, jo fann er nah BGB., wie nah ALR.”), die Erbichaft aus dem 
einen Berufungsgrund annehmen und aus dem anderen ausjchlagen.®) 

Die Ausichlagung erjtredt ji im Zweifel auf alle Berufungsgründe, 
die dem Erben zur Beit der Erklärung bekannt find.) 

Da zur rechtlichen Wirkjamfeit der Annahmeerklärung die Kenntnis 
des Erben von dem Berufungsgrund erfordert wird, jo gilt die Annahme als 
nicht erfolgt, wenn der Erbe über den Berufungdgrund im Irrtum e war.!®) 

Bei einem Irrtum über den Grund der Berufung ift die Annahme: 
erklärung aljo, fie mag ausdrüdlich oder jtilljchweigend (pro herede gestio) 
erfolgt fein, nicht anfechtbar, jondern ohne weitere unwirkſam. 

VII. Die Unnahme oder die Ausfchlagung der Erbichaft find aus fan, 
denjelben Gründen anfechtbar, aus welchen rechtögejchäftliche Willenserklä- oder Aus 
rungen überhaupt angefochten werden können (Xrrtum, argliftige Täufchung, Mesıne 
widerrechtliche Drohung).t!) Die Verjäumung der Ausichlagungsfriit kann 
in derjelben Weije wie die Annahme angefochten werden.!?) Die Anfechtung 





) Ob die geiegliche Berufung auf Grund mehrfacher Verwandtichaft ($ 1927) 
oder auf Grund von Ehe und Verwandtichaft ($ 1934) auf demſelben Grunde oder 
auf verjchiedenen Gründen berußt, ift jtreitig. Fir die Einheit des Berufungs- 
— ſprechen ſich aus: Planck-Ritgen V ©. 47; Strohal a. a. O. ©. 305 Anm. 

; Frommhold a. a. D. ©. 30, 31 Anm. 1 zu $ 1951; Wille a. a. O. ©. 25 
Anın. 2 zu 8 1951; Matthiaß (3. Aufl.) Bd. 2 ©. 536; für Verfchiedenheit 
der Beru — v. Staudinger-Herzfelder, Bd. 5 ©. 75, 76; Windſcheid-Kipp, 
Bd. 3 (8. Aufl.) S. 441. Dem Geſetz entipriht die Annahme der Einheit des 
Berufungsgrundes. Vgl. auch Mot.V ©. 510. ) 8 1951 Abſ. 3 BGB. 

) I 9, 88 641, 642 I 12 AL. *, 8 1948 Abſ. 1 BGB. 

9) 1.17 81 D. de acquir. vel omitt. hered. 29, 2. 

9) 88 2161, 2192 BGB. Im röm. Recht war zum Schuße der Vermächtnis— 
nehmer gegen den Dolus des Rn Erben, der die Erbſchaft ausſchlägt, um fie 
frei von Vermächtniſſen an fi oder einen Dritten zu bringen, das Prätorijche Edikt 
aufgejtellt: si quis omissa causa testamenti ab intestato vel alio modo possideat 
hereditatem. Tit. D. 29, 4. ?, 8 405 1 9 ACH. 

®) 8 1948 Abf. 2 BGB. Bol. $ 2289 BOB. ») 8 1949 Abi. 2 BGB. 

10) 8 1949 Abi. 1 BB. 
1) 88 119, 120, 123 BGB. Ueber Irrtum über den Berufungsgrund vgl. 
jedoch & 1949 bj. 1 BGB. ı) 8 1056 BOB. 
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58 1945, der Annahme gilt als Ausjchlagung, die Anfechtung der Ausſchlagung gilt 
1007 1858, als Annahme.!) 

Die Anfechtung der Annahme oder der Ausichlagung Hat dur Er- 
Härung in öffentlich beglaubigter Form gegenüber dem Nacjlaßgerichte zu 
erfolgen. Ein Bevollmädtigter bedarf einer öffentlich beglaubigten Voll— 
macht, die der Erklärung beigefügt oder innerhalb der Anfechtungsfrift 
nachgebracht werden muß.?) 

Die Anfehtung kann nur binnen 6 Wochen erfolgen; die Friſt be- 
trägt jedoch 6 Monate, wenn der Erblafjer feinen legten Wohnfig nur im 
Auslande gehabt hat oder wenn ſich der Erbe bei dem Beginne der Frift 
im Ausland aufhält. 

Die Friſt beginnt im Falle der Anfechtbarfeit wegen Drohung mit 
dem Zeitpunkt, in welchem die Zmangslage aufhört, in den übrigen Fällen 
mit dem Zeitpunkt, in welchem der Anfehhtungsberechtigte von dem An— 
fehtungsgrunde Kenntnis erlangt. Sind feit der Annahme oder der Aus— 
ſchlagung 30 Jahre verjtrihen, jo ift Die Anfechtung ſchlechthin ausge- 
ihlofjen.®) 

Die Anfechtung der Ausſchlagung fol da8 Nachlaßgericht demjenigen 
mitteilen, welchem die Erbichaft infolge der Ausſchlagung angefallen war; 
außerdem ift vom Nachlaßgerichte jedem, der ein rechtliches Intereſſe glaub- 
haft macht, die Einficht der Anfechtungserflärung zu geitatten.t) 


$ 249. 


II. Redtsftellung des Erben bis zur Annahme der Erbicdaft. 
Fürſorge des Nachlaßgerichts.“) 


ner wi I. Mit dem Erbfalle geht zwar die Erbſchaft fraft Geſetzes auf den 

Erhigaft. Erben über, jedoch beiteht infolge der Ausichlagungsmöglichkeit immerhin 

ein Zuftand der Ungemwißheit über die Perſon des definitiven Erben. Erſt 

die Annahme der Erbichaft oder die Verfäumung der Ausichlagungsfrijt 

verwandelt den vorläufigen Erwerb der Erbichaft in einen endgültigen 

und läßt erkennen, ob der Berufene in Wahrheit Erbe geworden ift. Mit 

diejem Schtwebezuftande muß gerechnet werben. Deshalb kann, jolange der 

Erbe die Erbſchaft nicht angenommen hat, ein Anſpruch, der fich gegen 

den Nachlaß richtet, nicht gegen den Erben gerichtlich geltend gemacht 

werden.) Bis zur Annahme it der Erbe dem Angriffe der Nachlaß— 
gläubiger entrüdt. 

Deshalb ift auch der Erbe vor der Annahme der Erbſchaft zur Fort: 

jegung eines die Erbſchaft betreffenden Rechtsſtreits nicht verpflichtet ”); 


9 $ 1957 Abſ. 1 BGB. ) 88 1955, 1945 BGB. 

») 8 1954 BOB. Auf den Lauf der Frift finden die für die Verjährung gel- 
tenben Kr = ss 203, 206, 207 BGB. entiprechende Anwendung. 

*) $ 1957 86 

d) Mot. V ©. 539. Brot. II ©. 7739—7745, 8044 ff. (Bd. 5 S. 660 Ff., 
829 ff.); Denkſchrift S. 261, 262. s) $ 1958 BOB. 

98 239 Ubi. 5 CRD. 
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auch it vor diefem Zeitpunkt eine Ziwangsvollitredung wegen einer Nach- A8 1959, 
laßverbindlichfeit nur in den Nachlaß zuläffig, andererfeits ift wegen eigener! 
Verbindlichkeiten des. Erben eine Zwangsvollitredung in den Nachlaß vor 

der Annahme der Erbichaft nicht jtatthaft.t) 

Wer gegen den Erben einen Nachlaßanſpruch erhebt, hat zur 
Begründung jeines Anſpruchs zu behaupten, daß der Erbe die Erbichaft 
angenommen habe. Dieje Behauptung ift die Vorausfeßung für die Zu— 
läffigfeit der Inanjpruchnahme und Verurteilung des Erben, und das Ge- 
riht hat den Mangel diefer Vorausſetzung von Amtswegen zu prüfen, 
weil nur unter diejer Vorausſetzung die Palfivlegitimation des Erben be— 
gründet ijt. Fehlt diefe Klagebegründung, jo kann ein Verjäumnisurteil 
nicht ergehen, die Klage ijt vielmehr abzumeifen.?) 

Will ein Nachlaßgläubiger vor der Annahme der Erbichaft einen gegen 
den Nachlaß ſich richtenden Anſpruch geltend machen, jo hat auf feinen Antrag 
das Nachlaßgericht einen Nachlaßpflegerzubeitellen.d) Gegen den Nachlaß— 
pfleger und gegen den zur Verwaltung berechtigten Tejtamentsvolljtreder 
it die Verfolgung von Nachlaßanſprüchen auch jchon vor der Annahme der 
Erbſchaft unbeſchränkt zuläffig.) Auch können Nachlaßgläubiger vor der An— 
nahme der Erbſchaft ihre Forderungen im Nachlaßkonkurſe geltend machen.>) 

II. Der Erbe ijt während der Ausſchlagungsfriſt zwar berechtigt, erb- —— 
ſchaftliche Geſchäfte zu beſorgen, aber nicht verpflichtet; thut er e8 aber, erbihafttider 
jo it er dem definitiven Erben gegenüber wie ein Gejchäftsführer ohne Feste. 
Auftrag berechtigt und verpflichtet.) Die Anfprüche, die dem proviforifchen 
Erben gegen den definitiven Erben aus der Gejchäftsführung erwachſen, 
find Nacdjlaßverbindlichkeiten ?), während die Anſprüche des definitiven Erben 
gegen den provijorijchen Erben Anſprüche find, die zum Nachlafje gehören.$) 

Verfügt der proviforiihe Erbe vor der Ausichlagung über Nachlaß— 
gegenftände, jo wird dieſe Verfügung, wenn er hinterher die Erbichaft 
ausfchlägt, wegen der rückwirkenden Kraft der Ausichlagung hinfällig ®); 
nur dann bleibt ausnahmsweiſe die Wirkſamkeit der dinglichen Verfügung 
auch nad der Augsichlagung aufrecht erhalten, wenn die Verfügung nicht 
ohne Nachteil für den Nachlaß verjchoben werden fonnte.!®) 


1) y 778 CRD. 

?) = auch Strobal a. a. D. S. 316; Eccius in Gruchots Beiträgen, Bd. 43 
©. u ; Frommhold a. a. O. * 35 zu $ 1958; Hellwig, Anſpruch und Klage— 
redt, © . 225 Anm. 17; Goldmann u. ilienthal‘ Das HER I. Teil (1900) 
©. 328; gegen Planck— Ritgen, der dem Erben nur ein im 5. der Einrede 
geltend zu machendes ————— Widerſpruchsrecht geben will. Nach ALR. 
($ 386 I 9) konnte der Erbe während der Ueberlegungsfriſt die Einlaſſung ver— 
weigern, dies führte zur rs der Klage des rer zur Beit. 
Entih, ROHG. Bd. 15 ©. )8 1961 BOB. 

> 8 1960 Ubi. 3, 8 9218 Abi. 2 BEL. 

*») $ 216 Qbj. 1, $ 226 Ab. 1 KO. Ueber die Verjährung der zum Nad)- 
lafje gehörenden oder ſich gegen einen — rn Anſprüche vgl. $ 207 BGB. 

°) 8 1959 Abſ. 1 BGB. B $ 3358 IH A 

ng 1967 Abi. 2 BGB., vr — ab im Nachlaßlonkurſe Maſſe— 
ſchulden, 8 224 No. 6 KO 

) Im Falle des Nachlaßlonkurſes gehören ſie alſo zur Konkursmaſſe. 

®), 8 1953 Abſ. 1 BGB. 

0) 8 1959 Abi. 2 808. jo aud) nach $ 388 1 9 ACH. 


88 1959, 
1960. 


— des 
Nachlaß⸗ 
gerichts. 
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Rechtsgeſchäfte, die gegenüber dem Erben als ſolchem vorgenommen 
werden müſſen (z. B. Kündigung, Mahnung, Anfechtung), bleiben in jedem 
Falle auch nach der Ausſchlagung wirkſam, ohne Rückſicht darauf, ob ſie 
aufſchiebbar waren oder nicht.!) 

III. Das Nachlaßgericht hat die Amtspflicht, bis zur Annahme 
der Erbſchaft für die Sicherung des Nachlafjes zu ſorgen, joweit ein 
Bedürfnis bejteht.) Dem Falle der noch nicht erfolgten Annahme, aljo 
dem Falle, wenn der Erbe bekannt, es aber ungewiß ijt, ob er die Erb- 
Ihaft annehmen werde, jteht der Fall gleich: 

1. daß der Erbe unbekannt, d. h. daß unbekannt ift, wer als Erbe 
berufen: ijt, 

2. daß ungewiß ijt, ob der berufene Erbe die Erbichaft angenom— 
men bat.3) 

In allen Fällen muß jedod ein Bedürfnis zur Fürforge bejtehen, 
und ob ein ſolches vorliegt, darüber hat das Nachlaßgericht nad freiem 
Ermejjen zu enticheiden.t) 

Zuftändig für die Sicherung des Nachlajjes iſt jede8 Amtsgericht, 
in dejjen Bezirke das Bedürfnis der Fürjorge hervortritt.d) Im Geltung: 
bereiche de3 ALR. ift außer den Amtögerichten das Dorfgericht zuftändig, 
in dejjen Bezirfe das Bedürfnis der Fürſorge hervortritt, es jei denn, 
daß ſich am Sitze des Dorfgerichts ein Amtsgericht befindet.) In den 
DOberlandesgericht3bezirfen Frankfurt und Kaſſel find auch die Ortsge— 
richte zuftändig.”) 

Welhe Mafregeln im einzelnen Falle zur Sicherung des Nachlaſſes 
erforderlich find, hat das Nachlafgericht nach freiem Ermeſſen zu bejtimmen. 
Das BGB. nennt al8 jolhe Sicherungsmaßregeln die Anlegung von 
Siegen‘), die Hinterlegung von Geld, Wertpapieren und Koſtbarkeiten 


1) $ 1959 Abſ. 3 BGB. 

?) 8 1960 Abi. 1 Sa 1 BGB. Ueber die Fürforgepflicht des Gerichts nad) 
ALR. vgl. 88 460 ff. 1 9 ALR. Leber fonjtige Aufgaben des Nachlaßgerichts vgl. 
Sr a. a. D. ©. 318ff.; Borderdt a. a. ©. S. 25ff.; Pland:Ritgen, Bd. 5 

. 35, 36. 

*) $ 1960 Abi. 1 Sa 2 BGB., dies fann z. B. bei der pro herede gestio 
der Fall fein. 

*) Ueber landesgefegliche Erweiterungen der Vorausjegung einer Nachlaßfür— 
jorge vgl. Art. 140 EG. 5. BGB. Preußen bat von dem Vorbehalte de Art. 140 
* Gebrauch gemacht. Art. 79 AG. z. BGB. 9) 8 74 NFTO. 

9) Art. 104 Abi. 1 PrFrG. 8$7,10—25 AB. dv. 20. Dez. 1899 (IMBl. S. 806). 

) Art. 111, 117, 122, 123 PrFrG. Verordnung vom 28. Dezember 1899 
(GS. ©. 640); 88 16— 31 AB. vom 20. Dezember 1899 (JIMBl. ©. 889). 

) Nach ALR. ($$ 372—375 II 18) jtand jedem Erblafjer frei, die Siegelung 
ſeines Nachlajjes zu verbieten. Ein folches Verbot kennt das BOB. nicht, es würde 
aljo unwirkſam jein, da das Nachlaßgericht, wenn e8 die Siegelung anordnet, im öffent: 
lihen Intereſſe einfchreitet. Allgemeine Beitimmmungen über das Verfahren bei der 
Siegelung eines Nachlaſſes find bis jetzt nicht getroffen (Art. 128 Pırär®.). Die Vor- 
ichriften der AGO. (II 5) jind aufgehoben (Art. 144 No. 1 PrFrG.). Bejondere 
Borichriften find nur fir das Verfahren bei der Siegelung oder Entfiegelung eines 
Nachlafjes durch den Gericht3vollzieher, durd) das Porigeriht und das Ortsgericht 
gs Val. 88 102—104 der Geichäftsanweiiung für die Gerichtövollzieher vom 

egember 1899 (ZMB. ©. 690, 691); 88 14ff. AV. v. 20. Dezember 1899 
ande 5.806) und SS 20ff. AB. v. 28. Dezember 1899 (JMBl. ©. 889). Zu: 
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fowie die Aufnahme eines Nacjlafverzeichnijjes!) und die Bejtellung eines 
Nacjlakpflegers.?) ®) *) 

IV. Nach preußiſchem Nechted) mußte, wenn der Erbe eine Nach— 
fafjes unbefannt war, zur Erhaltung des Nachlafjes und zur Ausmittelung 
des Erben vom Vormundichaftsrichter ein Pfleger bejtellt werden. Ob der 
Erbe unbekannt war, entichied ſich nach den fonfreten Umftänden.) War 
nicht die Perſon, jondern nur der Aufenthalt des Erben unbelannt, jo 
war fein Nachlaßpfleger, jondern dem Abweſenden ein Vormund zu be= 
ftellen.”?) 

Nah BGB. kann die Anordnung einer Nahlaßpflegfchaft in allen 
Fällen erfolgen, in welchen die Fürſorge des Nachlaßgerichts geboten ericheint.$) 
Der Pfleger wird „für denjenigen, der Erbe wird“, bejtellt, aljo für den— 
jenigen, — ſchließlich als wirklicher und endgültiger Erbe feſtgeſtellt wird. 


ſtändig zur Vornahme der Siegelung oder Entſiegelung auf Anordnung des Nach— 
laßgerichts ſind: — 1. die Ger ee ng ($ 70 A®. 3. GBG.); — 2. die Ge— 
richtöfchreibergehülfen (Art. 131 PrFrG.), 88 25, 26 Gerichtsjchreiberordnung vom 
u — 1879 (IMBL. ©. 849, 855); — 3. die Gerichtsvollzieher ($ 74 AG. 

GVG.); — 4. die Notare (Nrt. 87 Brarb.): — 5. die Dorfgerihte; — 6. die 
Örigeräte (Art. 107 PrFrG.). Diefe (4. u. 5.) find jedoch aud) ohne Auftrag 
ded Amtsgerichts zur Vornahme von Siegelungen und Entfiegelungen zuftändig, dod) 
follen fie dem Amtögericht, in deſſen Bezirk fie ihren Sit haben, von der Siegelungs: 
mahregel Mitteilung machen. Art. 104, 105, 111, 122, 123 PrFrG. $ 7 Ubi. 2 
anaı. en Dezember 1899 (IMBl. ©. 806), S 18 AB. vom 28. Dezember 1899 
( l. ©. 889). 

1) Mit der Aufnahme kann das Amtsgericht beauftragen: — a) den Gerichts— 
ſchreiber (Gerichtsichreibergehülfen) ($ 70 AG. 3, GVG., 8 5 Ge. v. 3. Mai 1879, 
in der Faſſung des Art. 131 PrFrG., 88 25, 26 Serichtäichreiberordnun vom 
17. Dezember 189 (IMBl. ©. 849); — b) den Serichtövollzieher ($ 74 AG. 3. 
GVG., $ 105 Geſchäftsanweiſung für die Gerichtövollzieher, vom 1. Dezember 1899, 
IMBL. 1899 ©. 629, 692); — c) den Notar (Art. 38 Abf. 2 PrFrG.); — d) das 
Dorfgeriht oder das Örtögeri (Art. 107, 108, 111, 122, 123 PrrG. 88 26—33 
AL. v. 20. Dezember 1899, IMBl. ©. 806; 88 32—40 AB. v. 28. Dezember 
1899, IMBl. ©. 889). — Allgemeine Beitimmungen über das Verfahren bei der 
Aufnahme eines Nadjlaginventars hat der Juſtizminiſter bis jet nicht erlaſſen 
(Art. 128 PrFrG.); AGO. II 5 ift aufgehoben (Art. 144 No. 1 PrFrG.). — Nimmt 
das Dorfgericht J das Ortsgericht ohne Auftrag des Amtsgerichts zur Sicherung 
des Nachlaſſes ein Nachlaßverzeichnis auf (Art. 104, 122, 123 PrFrG. $ 7 AV.v. 
20. Dezember 1899 u. $ 18 AB. v. 28. Dezember 1899), fo kann e8 der Erbe nicht 
nad) $ 2004 BGB. als Nadjlafinventar zur Wahrung jeiner Haftungsbeichränfung 
benugen. Vgl. aud) Art. 140 EG. 3. BOB. 

?) Die Dorfgerihte und die Frtögerichte find zur Beitellung eines Nachlaß— 
pflegers nicht befugt. (Art. 104, 122, 123 Prarb., $ 12 AB. v,20. Dezember 
1899, JMBl. ©. 806; $ 18 AB. v. 28. Dezember 1899, IMBl. ©. 889). 

) Ueber die Sicherung amtlicher Alten umd jonjtiger Sachen beim Tode eines 
Beamten vgl. Art. 20 PrFrG., 8 20 AB. v. 20. Dezember 1899 (JMBI. S. 806); 
$ 26 AB. v. 28. Dezember 1899 (IMB. S 889); _$ 103 No. 12 Geſchäftsanw. 
für Gerichtövollzieher v. 1. Dezember 1899 FMLL. S. 629, 691). 

*) Wegen der Sicherung des Nadjlafje von Ausländern vgl. die Aufzählung 
der Staatöverträ j bei Lesfe und Yöwenfeld, Rechtsverfolgung im internationalen Ver— 
fehr Bd. 1 ©. 712ff. ) 8 471 II AEN., $ 89 Pr. Vormörd. 

9) ar KG. Bd. 8 No. 22 ©. 54. 

Pr. VormOrd. Ueber bie Rechtsftellung des Erben nad) preuhiichem 
Rechte er —— Bd. 3 $ 216, gegen Eccius, Bd. 4 $ 236 unter 3 Anm. 16. 
$ 1960 Fri 2 BOB. 


8 190. 


Nachlaß⸗ 


Nachlaſſes. 


583 1960, 


1961. 


Nachlaß⸗ 
pflegichaft. 
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Die Nachlaßpflegſchaft iſt alſo nach BGB. eine cura personae, nicht eine 
cura Tel, 

Auf die Nahlapflegichaft finden, da fie eine bejondere Art der 
Pilegihaft ift, die allgemeinen Vorjchriften des Wormundichaftsrecht3 An- 
wendung, nur tritt an die Stelle des Bormundjchaftsgerichts das Nachlaf- 
gericht.!) 

Liegen die jonjtigen Vorausſetzungen vor, unter denen eine Fürjorge 
des Nachlaßgerichts zuläffig?), jo muß die Beſtellung eines Nachlaßpflegers 
auch dann erfolgen, wenn fie von einem Nachlaßgläubiger zum Zwecke 
der gerichtlichen Geltendmachung eines fi) gegen den Nachlaß richtenden 
Anſpruchs beantragt wird; dor der Annahme der Erbichaft kann aljo 
der Anſpruch nicht gegen den Erben, wohl aber gegen den Nachlaßpfleger 
verfolgt werden.®) 

Die Aufgaben des Nachlaßpflegers find im Geſetze nicht bejonders 
bejtimmt, fie ergeben ſich aus dem Zwede der Pflegſchaft. Ihm liegt in 
eriter Reihe die Sorge für die Ermittelung des Erben und für die Er- 
haltung des Nachlaſſes ob. Er Hat den Nachlaß in Beſitz zu nehmen, 
zu verzeichnen und das Verzeichnis dem Nachlaßgericht einzureichen.*) 
Ueber Nacdjlaßgegenjtände kann er wie jeder andere Pfleger verfügen, 
unter Umjtänden aljo nur mit Genehmigung des Nachlaßgericht3.d) Zum 
Bwede der Erhaltung und Verwaltung 6) des Nachlaſſes kann er mit Wirk— 
jamfeit für den Erben Verbindlichfeiten eingehen, die im Nachlaßkonkurſe 
Mafjeichulden bilden.) Er ift in Anjehung der den Nachlaß betreffenden 
Rechtsitreitigkeiten aktiv und paſſiv legitimiert; das gegen den Nadjlap- 
pfleger erlafjene Urteil bedarf nicht des Vorbehalt8 der Beſchränkung der 
Haftung®), au wirft das für oder gegen den Nachlaßpfleger ergangene 
Urteil ohne weiteres für oder gegen den Erben.) 

Zu dem Antrag auf Aufgebot der Nachlaßgläubiger !o) und zu dem 
Antrag auf Zwangsverjteigerung eine zum Nachlafje gehörenden Grund- 
jftüdst!) ſowie auf Eröffnung des Nachlaßkonkurſes!?) ift der Nachlaßpfleger 
berechtigt. 

Dem Nachlaßpfleger kann eine Anventarfrift nicht beftimmt werden, 
auch kann er nicht auf die Beichränfung der Haftung des Erben verzichten. 
Den Nadjlaßgläubigern gegenüber ijt er verpflichtet, über den Beſtand des 
Nachlaſſes Auskunft zu geben.!3) 





') $$ 19155. BOB., $ 75 RFrG. Das Nachlaßgericht kann jedod die Pileg: 
ſchaft an ein anderes Nachlangericht abgeben, wenn jid) dieſes zur Uebernahme bereit 
ertlärt; 8 75 Sap 2, 8 46 Rr®. ) 8 1960 Abi. 1 BGB. 

5) $ 1960 Abi. 3, $ 1961 BOB. Siehe oben ©. 109. Die Anordnung 
einer Nachlaßpflegſchaft gewährt aljo dem Nachlaßgläubiger bis zur Annahme der 
Erbſchaft das einzige Mittel, jeinen Anſpruch gegen den Nadlap durh K A— m. 
Bwangsvollitredung LEER Bol. Jahrbuh KG. Bd. 22 No. 16 ©. A 

*) 88 1802, 1915 BOB. 

5) 88 1804, 18215. BGB. $ 41 RNGBO. 8 111 Abi. 2 RFrG. 

e, & 2017 BOB. ) 8 224 No. 5 KO. », 8 780 Abi. 2 CPO. 

f. Wegen der Zwangdvollitrefung in den Nachlaß vgl. 8 779 Abi. 2 EBD. 
Dem — ſtehen * die aufſchiebenden Einreden der 88 2014, 2015 
BGB ı, 8 991 CRD. 1) $ 175 3VG. 

in) s 217 KO. m) 8 2012 BGB. 
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Dem Erben gegenüber iſt der Nachlaßpfleger verpflichtet, dafür zu 88 1961, 
forgen, daß fein Nachlaßgläubiger aus dem Nachlafje in größerem Umfange 1962,1963. 
befriedigt wird, als er nad) den PVorjchriften über die Haftung des Erben 
für die Nachlaßverbindlichkeiten zu verlangen berechtigt ift.!) Der Nachlaß— 
pfleger haftet dem Erben für jedes ihm zur Lajt fallende Verjchulden.?) 

Abweichend vom ALR.E) ijt der Nachlaßpfleger nad) BGB. zur Er: 

Härung über Annahme oder Ausichlagung der Erbſchaft nicht ermächtigt, 
und ebenjowenig ift er zur Führung von Prozejien über das Erbredt 
berufen, denn der Nacjlaßpfleger vertritt nad) BGB. nicht eine bejtimmte 
Perſon, fondern denjenigen, welcher Erbe wird.t) 

Die Nachlafpflegihaft ift von dem Nacdjlaßgeriht aufzuheben, 
wenn der Grund für ihre Anordnung weggefallen ift.5) 

Verjchieden von diefer Nachlafpflegihaft zum Zwecke der 
Sicherung des Nachlaſſes ift übrigens die Nadhlafpflegihaft zum 
Zwede der Befriedigung der Nadhlafgläubiger; dieſe bezeichnet 
das BOB. als Nachlaßverwaltung, und fie unterliegt bejonderen Vor— 
Ichriften.®) 

V. Iſt zur Zeit des Erbfalls die Geburt eines Erben zu erwarten, FJ fat ar 
weil dieſer zwar erzeugt, aber noch nicht geboren wurde, jo kann Die des Knftigen 
Mutter, falls fie außer ſtande ift, fich ſelbſt zu unterhalten 7), bis zur Ent⸗ 
bindung ſtandesgemäßen Unterhalt aus dem Nachlaſſe verlangen.) Sind 
noch andere Perjonen als Erben berufen, jo daß das erwartete Kind nur 
Miterbe ijt, jo kann der Unterhalt nur aus dem Erbteile des Kindes be- 
anfprucht werden. Bei der Bemeſſung des Erbteild ijt anzunehmen, daß 
nur ein Kind geboren wird.) Der Anſpruch it, falls ein Nachlaßpfleger 
ernannt ijt, gegen diejen zu richten; die Mutter kann aber auch zum Zwecke 
der gerichtlichen Geltendmachung ihres Anſpruchs die Bejtellung eines 
Nachlaßpflegers beantragen.!) Iſt ein zur Verwaltung des Nachlafjes legi- 
timierter Tejtamentsvollftreder vorhanden, jo iſt der Anjpruch gegen diejen 








!) ®gl. 88 1967 ff., 1979, 1980 BGB. $ 2005 Entw. I. 

9 8* 1833, 1915 BOL. Streitig: ob er auch den Nachlaßgläubigern haftet. 
Dafür Strohal a. a. D. ©. 322, 323; dagegen: Pland-Ritgen V ©. 37, 75; v. Staus 
dinger-Herzfelder V ©. 94; Böhm a. a. DO. ©. 270; vgl. auch Prot. IT ©. 8019 
(Bd. 5 ©. 815). 

) 8 472 19 ALR., dazu Entich. des ObTrib. Bd. 70 ©. 355 u. Eccius, 
Bd. 4 $ 236 Anm. 19; Dernburg, Bd. 3 $ 216 ©. 632 Anm. 14. 

) Mot. V ©. 550, 551. 

8) 8 1919, 1962 BEL. $ 57 Abſ. 1 No. 3 RFrG. 

®) 88 1975, 1981 ff. BGB. Siehe unten $ 254. 

) Nach $ 377 19 ALR. war die Bedürftigfeit der Mutter nicht Vorausſetzung 
dieſes Unterhaltsanipruchs. Anders L. 6 D. 37, 9. 

) 8 1963 BGB. Eine missio in possessionem ventris nomine ift dem BGB, 
ebenſo unbefannt, wie die missio ex edicto Carboniano (Windiheid:Kipp, Bd. 3 
88 618, 619 und Koeppen, Lehrbuch, 88 54, 55); 8 1963 BGB. bietet hierfür einen 
Erjap. Bol. Schiffner, Pflichtteil, Erbenausgleichung und fonftige gejepliche Ver— 
mächtniſſe, S. 151 ff. 

) Der Unterhaltsanſpruch der Mutter beruht auf einer Fürſorge für das noch 
— rn Kind, das in der Mutter gefchügt wird, indem für dieje gejorgt wird. 

ot 

Ha s 1961 BOB. 


10061906. 


— 
bes Erb 
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zu verfolgen, niemals aber gegen den für die Leibesfrucht beſtellten Pfleger 
($ 1912), da dieſer nur die Rechte des nasciturus wahrzunehmen hat. 

Kommt der nasciturus nicht lebend zur Welt, jo ift die Mutter, wie 
nah ALR.!), zur Rüderjtattung des erhaltenen UnterhaltS nicht verpflichtet.?) 

Die Unterhaltöverbindlichkeit belaftet, wie audy jhon nah ALR.S), den 
Nachlaß und iſt als Nachlafverbindlichkeit anzufehen mit der Bejonderheit, 
da die Mutter die Gewährung des Unterhalt® nur aus dem Nad- 
laſſe (Erbteile) verlangen fann und zwar nicht blos aus den Nubungen, 
jondern, wenn nötig, aus der Subjtanz des Nachlafjes. 

VI. Eine weitere DOffizialthätigfeit hat das Nachlafgeriht auf die 
* Ermittelung de Erben zu verwenden. Das Gericht hat hierbei von Amts— 
wegen die erforderlihen Ermittelungen zu veranjtalten und die geeignet 
ericheinenden Beweiſe aufzunehmen.) Sind dieſe Ermittelungen innerhalb 
einer den Umjtänden entiprechenden Frijt5) erfolglos geblieben, hat das 
Nachlaßgericht feitzuitellen, daß ein anderer Erbe al3 der Fiskus nicht vor- 
handen ift. Die Feititellung begründet die Vermutung, daß der Fiskus gefeglicher 
Erbe fei.) Im Anſchluß an das ALR.?) bejtimmt das BOB., daß dieſer 
Feſtſtellung eine öffentliche Aufforderung zur Anmeldung der Erbrechte 
unter Beitimmung einer Anmeldungsfriit vorauszugehen hat. Für Diejes 
Verfahren bedarf e8 weder der vorgängigen Anordnung einer Nachlaß— 
pflegichaft, wenn dies auch meijt der Fall fein wird, noch ijt, abweichend 
vom ALR. Hierzu, wenn ein Nachlaßpfleger bejtellt wäre, deſſen Anz 
trag erforderlih. Die Art der Bekanntmachung und die Dauer der Ans 
meldefrift bejtimmen ji) nad) den für das Aufgebotsverfahren geltenden 
Vorſchriften *), ohne daß, wie nah ALH., ein förmliches Aufgebotöverfahren 
und der Erlaß eines Ausſchlußurteils jtattfindet.®) 

Vor der Feititellung, daß ein anderer Erbe al8 der Fiskus nicht 
vorhanden ift, kann der Erbe nicht in Anfpruch genommen werden, und 
ebenjowenig darf fi) vor dieſem Zeitpunfte der Fiskus in den Beſitz des 
Nachlaſſes jeßen.!?) 


1, 8 381 19 AULHR., ſo auch L. 1828 D. 37, 9. 

?) Bei betrügerifcher Worfpiegelung oder bei irrtümlicher Annahme einer 
Schwangerſchaft reichen die allgemeinen Grundjäpe über die Haftung aus unerlaubter 
Handlung und wegen ungerechtiertigter Bereicherung ($$ 812, 823, 826). 

; IH ALR. Bol. aud) $ 2043 BOB. 

9 1964 BGB., 8 12 RFrG. Die Einficht diejer a jteht jedem 
zu, der ein berechtigtes "Anterefie glaubhaft macht, SS 78, 15 Ab 

6) Den Ablauf einer bejtimmten Sei, r EN ae — 9 RR, "verlangt 
dad BGB. nicht. ©, 8 1964 Abi. 2 

7) 88 476—481 I 9, 8 24 II 16 —* 88 948 -950 CPO. 

) 8 1965 BOB. 

, 8 1966 BGB, Weiteres ſiehe bei $ 245, oben ©. 1035ff. 
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III. Haftung des Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten. 
g 250. 


1. Das Prinzip der Schuldenhaftung des Erben. 


J. Nach römiſchem Rechte trat der Erbe infolge der Univerſalſue— 
ceſſion in die geſamte Vermögenslage, d. h. in alle Rechte und Pflichten 
des Erblaſſers ein. Das Vermögen des Erblaſſers und das Vermögen 
des Erben verſchmolzen zu einer Einheit (confusio bonorum); Forderungen 
und dingliche Rechte, die zwifchen dem Erblaffer und dem Erben bejtanden, 
gingen dur den Erbichaftdantritt unter. Aus dem Eintritt in die Ver: 
mögenslage des Erblajjerd folgte, daß der Erbe urjprünglich den Erb- 
ihaftsgläubigern für die Erbihaftsichulden unbedingt haftete, auch ultra 
vires hereditatis und auch mit feinem eigenen Vermögen.) Die Schulden 
des Erblafjer8 waren Schulden des Erben geworden. Dieſer Grundjat 
galt ſchlechthin im vorjuftinianischen Rechte.) Gegen die aus dieſer Schulden- 
haftung ſich ergebenden Härten fonnte fi) der Erbe nur durdy Verträge 
mit den Gläubigern ſchützen. Erſt Juſtinian brachte Abhülfe gegen die 
dem Erben aus der Ueberjhuldung der Erbichaft drohenden Nachteile durch 
Gewährung der Nechtswohlthat de Inventars (beneficium inventarii).?) 

A. Das von Yuftinian eingeführte fog. beneficium inventarii*) gewährte 
dem Erben eine bejchränfte Haftung für die Nachlaßſchulden, wenn er ſich 
keine Deliberationsfriſt erbat und rechtzeitig“) ein Inventar über den 
Nachlaß errichtete. In dieſem Falle haftete der Erbe den Nachlaßgläubigern 
nur bis zum Betrage des Nachlaſſes, bis zu dieſem Betrage aber auch 
perſönlich mit ſeinem eigenen Vermögen (Haftung pro viribus hereditatis).ꝰ) 

B. Gegen die aus der Konfufion des Nachlafjes mit dem Vermögen 
des Erben im Falle der Ueberſchuldung des Erben den Nachlaßgläubigern 
drohenden Nachteile hatte ſchon das vorjuſtinianiſche Recht Schuß gewährt 
durch das beneficium separationis.’) Diefe Rechtöwohlthat der Güter- 
trennung bot den Nachlaßgläubigern das Recht, Sonderung des ererbten 
von dem eigenen Vermögen des Erben zu verlangen und damit ihre ab- 
gefonderte Befriedigung aus dem Nachlaſſe herbeizuführen. 


"\1. 8 pr. D. de acquir vel om, her, 29, 2; 1. 119 D. de V. 8. 50, 16 
Koeppen, Lehrbuch, $ 33 ©. 205 ff. 

?) Doch gewährte Hadrian gegen den in entichufdbarem Irrtum erfolgten An— 
tritt der überichuldeten Exrbichaft dem Erben speciali beneficio Nejtitution; Gordian 
gab fie den milites ſchlechthin. $ 6 J. de hered. qualit. 2, 19. 

Koeppen a. a. D. $ 34; Windicheid-Kipp, Bd. 3 N 606. 

*) L. 22 Cod. de iure deliberandi 6, 30 (vom Jahre 531); $ 6 J. de hered. 
qualitate 2, 3 

9) Die Errichtung mußte binnen 30 Tagen nad) Kenntnis der Delation be— 
ginnen und binnen weiterer 60 Tage vollendet jein. 

9) Dies die herrſchende Anficht: Windfcheid-Hipp, Bd. 3 $ 606 Anm. 9; 
Demburg-Biermann, Bd. 3 s 2 —— 2b; dagegen Koeppen a. a. O. $ 34 ©. 213 
Anm. 2; ]. 22 $ 4 Cod. h. 

n) Koeppen a. a. O. 356 218. L. 181 D. de separ. 42, 6. 
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I. Im deutſchen Rechte!) war im Gegenſatze zum römijchen die 
Haftung des Erben für die Schulden des Erblaſſers eine bejchränfte. Der 
Erbe Haftete urfprünglich nur bis zum Betrage der ererbten Fahrnis, und 
in der zweiten Hälfte des Mittelalter8 galt al3 Grundjag, daß der Erbe 
für die Schulden des Erblafjer8 nur ſoweit haftet, al3 der Nachlaß reicht, 
nicht aber mit feinem eigenen Vermögen. Dieſer deutjchrechtliche Gedanke 
lag aud) dem ALR. zu Grunde. 

III. Nah ALR. ruhten die Nachlaßſchulden auf dem Nachlaß; eine 
perjönliche Haftung des Erben war grundjäglich ausgeſchloſſen, fie bildete 
die Ausnahme. Jeder Erbe galt grundjäßlich kraft Geſetzes als Vorbehalts- 
erbe, bis er diejer Rechtswohlthat verluftig wurde. Der Erbe ging aber 
diefer Rechtswohlthat nur verluftig, wenn er entweder die Erbichaft aus— 
drüdlih ohne Vorbehalt angenommen oder die Frift zur Einreihung des 
Inventars verfäumt hatte.?) ; 

Borbehaltserbe (Benefizialerbe) war aljo nach ALR. nicht blos der 
Erbe, der innerhalb der Ueberlegungsfriſt die Erbichaft mit dem Vorbehalte 
der Rechtswohlthat des Inventar antrat, ſowie derjenige, welcher die An— 
nahme der Erbſchaft ausdrüdlich oder ftillihweigend erklärte, ohne auf Die 
Nechtswohlthat zu verzichten, jondern auch derjenige, welcher die gejeh- 
mäßigen Friſten verjtreichen ließ, ohne eine Erklärung abzugeben.) Die 
Denefizialeigenichaft mußte aber der Erbe durch gerichtliche Niederlegung 
eined vollitändigen Inventars“) über den Nachlaß binnen ſechs Monaten 
nad) dem Ablaufe der gefegmäßigen Erklärungsfriſt (6 Wochen oder 
3 Monate) wahren.?) 

Während der Erbe ohne Vorbehalt auch mit feinem eigenen Ber: 
mögen für die Erbichaftsichulden haftete und fic) mit dem Einwande, daß 
die Schulden das Aftivvermögen der Erbichaft überjtiegen, gegen dieſe 
Haftung nicht ſchützen Funnte®), hatte der Vorbehaltserbe alle an den Nach— 
laß zu machenden Forderungen mur joweit, als da8 Vermögen des Nad)- 
laſſes hinreichte. zu vertreten.) Die Haftung des Benefizialerben war alſo 
im ALR., im Gegenſatze zum römiſchen Rechte eine Haftung cum viribus 
hereditatis, nicht pro viribus hereditatis, d. h. der Benefizialerbe haftete nur 
mit dem Nachlaffe, nicht in Höhe des Nachlaſſes. Die Nachlaßgläubiger 
hatten aljo nur ein Recht auf Befriedigung aus dem Nadylafje®), den 
der Benefizialerbe für die Gläubiger zu verwalten, und über deſſen Ver— 
waltung und Nußungen er ihnen nach feiner Berjilberung Rechenſchaft ab- 
zulegen Hatte. 9) 

i) Heusler, Inftitutionen, Bd. 2 $ 176 ©. 545, — —— 16,82; 
Stobbe in —— und Muthers Jahrbüchern, Bd. 5 ©. 3 


14 ff., 8 427 19 ACER. 2188 420, 421 I 9 NER. 
*) Ein Privatinventar war genügend. $ 434 19 UN. 
8) 88 423, 424 I 9 ALN. 9) 88 418, 419 IT 9 AL. 


e 8 422 19 ACH. 
Bol. Entih. NG. Bd. 5 No. 52 ©. 188, Bd. 8 No. 67 ©. 268, No. 68 
a7, . 34 No. 67 ©. 277 ff.; Entſch. ObTrib. Bd. 66 ©. 70; RG. bei 
rue, Bd. 34 No. 52 ©. 936, Dal. jedod) Boas in Gruchots Beiträgen, Bd. 30 
©. 265 ff. 
”, 8 444 I 9 A86. Dieſe Rechenſchaft war die Vorausſetzung der Geltend- 
machung ded Vorbehalte. 
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Der Vorbehaltserbe hatte die Nachlafgläubiger in der Drdnung zu 
befriedigen, wie fie für den Konkursfall erfolgen würde!) Um eine ge 
richtlihe Prüfung und Feitjtellung der Forderungen und ihrer Vorredte 
herbeizuführen, war dem Benefizialerben das Recht eingeräumt, das Auf— 
gebot der Nachlafgläubiger und Vermächtnisnehmer mit der Wirkung zu 
beantragen, daß deren Anſprüche im Falle der Nichtanmeldung nur nod) 
infoweit geltend gemacht werden fonnten, als der Nachlaß mit Ausſchluß 
aller jeit dem Tode des Erblafiers aufgelommenen Nußungen durd) Be— 
friedigung der angemeldeten Anſprüche nicht erichöpft wurde.) 

Im Konkurſe des Erben hatten die Nachlafgläubiger und Vermächt— 
nisnehmer ein Necht auf abgejonderte Befriedigung aus den bei der Er- 
Öffnung vorhandenen Nachlafgegenitänden (beneficium separationis), wenn 
fie vor Ablauf eines Jahres nad) dem Tode ded Erblafjers ihre Befrie- 
digung von dem Erben gerichtlich gefordert und die Erefution wider ihn 
bis zur Konfurseröffnung fortgejeßt, auch Feine Novation mit dem Erben 
vorgenommen hatten.?) Das Abjonderungsrecht der Gläubiger des Erben) 
war durd) die Reichskonkursordnung bejeitigt. 

IV. Aus dem Grundjage der Univerjaliucceifion und der infolge des en pe 
Erbfalls eintretenden Bereinigung beider Vermögensmaſſen (des ererbten beſchran —* 
und des eigenen Vermögens des Erben) zu einem einheitlichen Vermögens— Kein 
ganzen würde an fich die unbeichränfte Haftung des Erben, d. h. die Not— 
wendigfeit folgen, daß der Erbe für die Schulden des Erblafjerd nicht 
nur mit dem Nachlafje, jondern auch mit feinem fonjtigen Vermögen hafte. 
Das BGB. hat aber die au dem Prinzipe der Univerjaljucceffion fich er- 
gebende Folgerung nicht in voller römischer Schärfe gezogen, fondern, ſo— 
weit es fi) um die Haftung des Erben für die Nachlaßverbindlichfeiten 
handelt, dem deutjchrechtlichen Gedanken Rechnung getragen, wonach der 
Nachlaß als ein mit den Nachlafverbindlichleiten belajtetes Sondervermögen 
auf den Erben mit der Verpflichtung übergeht, aus dieſem Sondervermögen 
(Nachlaß) die Schulden des Erblafjers zu bezahlen. Die Schulden ruhen 
auf dem Nachlaß, und biejer Nachlaß bildet für die Nachlaßgläubiger ein 
jelbftändiges Objekt der Befriedigung. 

Das BGB. hat fomit, wie jchon früher das ALNR.S) eine Ueber— 
ſpannung des römischen Gedankens der Univerjaljuccejfion vermieden und 
den deutichrechtlichen Gedanken aufgenommen, daß die Nachlaßgläubiger 
nur ein Recht auf Befriedigung aus dem Nachlaſſe haben. 

Die Bedürfniffe des praftifchen Lebens machten eine Abſchwächung des 
römischrechtlichen Univerſalitätsprinzips zu Gunſten desdeutichrechtlichen Prinzips 
der Erbenhaftung notwendig, weil nach heutigem Rechte ſich der Erbſchaftserwerb 
bon — ohne Antrittshandlung und ohne den Willen des Erben vollzieht.) 


ı) 8 452 I 9 VOR. 88 NG. z KO. 

) Geſetz, betreffend bie Zmwangövollitredung gegen Benefizialerben und das 
Aufgebot der Nachlaßgläubiger im Geltungsbereiche des ALR. vom 28. März 1879 
(95. ©. 293). 9) 88 500, 503, 504 I 16 ALR., S 43 RD. nn Faſſung). 

88 507 ff. I 16 AER 9) Siehe oben ©. 1056. 

9) Die beichränfte Erbenhaftung ift das —* Korreltiv gegen den Grundſatz, 
daß die Erbſchaft unmittelbar kraft Geſetzes, alſo ohne Antritt, auf den Erben übergeht. 


Leste, Allg. Preuß. Landrecht. 67 
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1. In der Litteratur des BGB. beſteht ſchon jetzt eine lebhafte 
Kontroverſe darüber, ob nah BGB. der Erbe für die Nachlaßverbindlich— 
feiten grundfäglich unbejchränkt, auch mit feinem eigenen Vermögen hafte 
und nur ausnahmsweije unter bejtimmten Borausjeßungen eine Beſchränkung 
der Haftung auf den Nachlaß herbeiführen könne, oder ob der Erbe grund» 
jäglich bejchränkt, aljo nur mit dem Nachlaß und nur ausnahmsweiſe auch 
mit feinem ſonſtigen Vermögen hafte.!) 

Aus dem Gejamtinhalte des Geſetzes ergiebt fich, daß der Erbe für 
die Nahlaßverbindlichfeiten grundfäglih nur mit dem Nach— 
lafje Haftet, daß aljo da8 BOB. die beichränkte Haftung des Erben 
al3 die Regel anfieht und die unbejchränfte Haftung nur ausnahmsweife 
eintreten Täßt.?) 

Zunächſt laffen jchon die Materialien mit Deutlichfeit erfennen, daß 
die zweite Kommiſſion, als fie die Erbenhaftung abweichend von dem erften 
Entwurfe?) de8 BOB. regelte, jchlieglich davon ausgegangen ift, daß der 
Erbe für die Nachlaßverbindlichkeiten grundjäglih nur bejchränft haftet. 
In diefer Beziehung äußert die Dentihrift zum BOB. (S. 263)%): 


1) Für die unbeihränfte Haftung haben fich erflärt: Wendt im Archiv f. d. 
civil. Praxis, Bd. 86 ©. 353 ff.; Jaeger, Erbenhaftung und Nachlaßlonkurs im neuen 
Reichsrecht, 1898; Bingner, im Sächſiſchen Ardiv, Bd. 5 ©. 598, Bd. 6 ©, 15; 
Böhm, in Gruchots Beiträgen, Bd. 42 ©. 455 ff, ©. 683Ff. und in feinem Erb— 
recht (2. Aufl. 1900) $ 85 ©. 334 ff.; Pland:Nitgen, Bd. 5 ©. 65ff.; Pland, in 
der Deutjchen Egg 1899 ©. 365 ff.; Goldenring, ebendajelbft S. 436; 
Rüger, im Sächſiſchen Archiv, Bd. 9 ©. 471ff.; Strohal, Erbrecht (2. Aufl.) $ 72 
©. 405 ff.; Cojad, Bd. 2 $ 380; Matthiah, Bd. 2 8 169; v. Staudinger-Herzfelder, 
Bd. 5 ©. 107 ff; Engelmann, Das Bürgerliche Recht (2. Aufl.) S. 797 ff. — Für die 
beſchränkte Haftung haben ſich ausgeſprochen: Hachenburg, Vorträge (2. Aufl.)S. 659 ff.; 
Seuffert, in der eittehrift für Eivilprozeß, Bd. 22 ©. 498 ff.; Goldmann u. Lilienthal, 
Das BGB. (nad) der Legalordnung des ALR.) (1900) S.330 ff.; Goldmann, in Gruchots 
Beiträgen, Bd. 43 S. 428 Ff.; Frommhold, Erbrecht S. 41ff.; Wille, Kommentar, Bd.5 
©. 36H. Eccius, in Gruchots Beiträgen, Bd. 43 ©. 603ff.; Enneccerus-Lehmann, 
Bd. 2 8182, 2. Aufl. (1901) $$ 267, 278; Endemann, Bd. 3 $ 89 ©. 395 (3.—5. Aufl.); 
Simon, Recht und Rechtsgang (1. u. 2. Aufl.) ©. 884 ff; Münchmeyer, Haftung des 
Erben und Miterben für die Nacdjlahverbindlichkeiten (1899); Borcherdt a.a.D.&.195ff.; 
Glaufjen, Die Saitung des Erben für die Nachlahverbindlichfeiten (1896, Difj.); Kuhlmen, 
Die Haftung des Erben (1897, Difj.); Weihler, Das deutſche Nachlaßverfahren, 1900, 
S. 345; Hagen, in Iherings Jahrbücern, Bd. 42 ©. 43 ff. — Da über das Problem 
der Erbenhaftung im BGB. ſchon jegt eine jo lebhafte Kontroverſe hat entjtehen können, 
ift nur durch die nicht are Ausdrucksweiſe des Gejeßes möglich geworden, denn beide 
Auffaffungen laſſen fih nad dem Wortlaute des Gejeßes verteidigen. Für Die 
unbejhränfte Haftung jcheinen die $ 1967 Abſ. 1 und $ 1975 BR. für Die 
beſchränkte Haftung die SS 1994, 2005 BGB. zu fprehen. Die Streitfrage wäre 
noch bedauerlicher, wenn von ihrer Löſung praftiich-wichtige Ergebnifje abhingen, da 
es ſich aber im wejentlichen nur um eine Frage der juriftiihen Konftruftion Banbelt, 
fo braucht auf die Streitfrage jelbjt Hier nicht näher eingegangen zu werden. Praktiſch 
handelt es ſich im mwejentlichen um eine Frage der Beweislajt. 

?) Dies ift überzeugend von Goldmann a. a. D. und aud) von Lehmann bei Ennec- 
ceruß-Lehmann a. a. O., deren Beweisführung biöher nicht widerlegt ift, nachgewiejen. 

) 88 2092 ff., Entwurf I. 

+) Es geht nicht an, die Meuherungen der Denkichriften bier nur ald Betonung 
der wirtſchaftlichen Geite der Erbenhaftung hinzujtellen und fie als belanglos für 
die rechtliche Natur der Erbenhaftung zu bezeichnen (Pland-Ritgen, V ©. 66). 
Denfichriften haben allerdings feine autoritative Bedeutung, aber fie lajjen zum 
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„Der Entwurf geht davon aus, daß die Nachlaßgläubiger an ſich 
nur ein Recht auf Befriedigung aus dem Nachlaſſe haben.“ 

„Wenn der Entwurf beſtimmt, daß der Erbe für die Nachlaßverbind— 
lichkeiten haftet, jo hat er zunädjt nur eine Haftung mit dem Nach— 
laß im Auge“ — Der Entwurf hat e8 für richtiger erachtet, die be— 
ſchränkte Haftung des Erben dahin zu regeln, daß der Nachlaß in der 
Hand des Erben als ein mit den Nadhlafverbindlichleiten be— 
haftetes, von dem übrigen Vermögen des Erben getrenntes Ver- 
mögen behandelt wird.“ „Die Gläubiger fünnen nur verlangen, daß 
ihnen der Nachlaß zum BZwede ihrer Befriedigung von dem Erben zur 
Verfügung geftellt werde.“ 

Und in der Begründung zu dem Entwurf eines Gejehes betreffend 
Aenderungen der EPD.!) ijt geſagt: „Das BGB. geht davon aus, daß 
an fich jeder Erbe nur mit dem Nachlaß haftet. 

Der Nachlaß wird alſo vom BGB. als ein von dem ſonſtigen Ver⸗ 
mögen des Erben getrenntes Vermögen, als ein Sondervermögen, be— 
handelt, aus dem die auf ihm ruhenden Schulden des Nachlaſſes zu be— 
zahlen ſind. Um dieſen Erfolg zu erreichen, mußte das Geſetz einmal die 
Möglichkeit gewähren, die infolge des Erbfalls eingetretene Verſchmelzung 
des Vermögens des Erblaſſers und des Vermögens des Erben zu einer 
Einheit ($ 1922 Abſ. 1 BGB.) wieder zu beſeitigen, und ſodann Sorge 
dafür treffen, daß der Nachlaß auch wirklich und ausſchließlich, aljo unge— 
Ichmälert zur Befriedigung der Nacjlapgläubiger verivendet wird. Beides 
wird gewährleiftet durch eine amtliche Liquidation des Nachlaſſes, die 
eine Sonderung des Nachlafje8 von dem jonjtigen Vermögen des Erben 
ermöglicht und eine auf den Nachlaß bejchränkte Haftung für die Nachlaß— 
ihulden ſowie eine auf das eigene Vermögen beichränfte Haftung für die 
eigenen Schulden des Erben herbeiführt. Im Gegenjage zum ALR.?) ge 
ftattet aljo da8 BGB. dem Erben nicht, die Liquidation des Nachlaſſes 





mindejten doc den Gedankengang der Kommilfion bei der Abfafjung des Geſetzes 
ertennen, und lajien bier feinen weitet darüber auflommen, daß die II. Kommilfion 
ichliehfich zu der grundfäßlich bejchräntten Erbenhaftung gelangt ilt. Es wäre aud) 
auffallend, wenn die Berfaffer der Denkichriften, die der II. Kommiſſion doch recht 
nahe jtanden, die Anficht diefer Kommiljion fo völlig mißverjtanden hätten. Wenn 
nun binzufommt, daß die Aeußerungen der Denkfichriften auch durd die einzelnen 
Borichriften des Geſetzes ($ 1994 Abi. 1, $ 2000 Cap 3, $ 2005 Abi. 1 BGB.) gededt 
werden, jo gewinnen fie für die Auslegung einen hoben Wert. Jedenfalls wird 
man, auch abgejehen von den Denkichriften, derjenigen Auslegung den Borzug geben 
möüfjen, welche den praftiichen Bedürfniiien des Lebens am meijten gerecht wird. 
Diejen entipriht aber durchaus der Standpunkt, daß der Nachlaßgläubiger aus dem 
Tode jeines Schuldners feinen Gewinn ziehen joll; jeine Lage —* ſich durch den 
Tod des Schuldners weder verbeſſern noch derſchiechtern, er kann nur beanſpruchen, 
daß wie zu Lebzeiten ſeines Schuldners das Vermögen des Lebenden, ſo nach dem 
Tode deſſen Nachlaß zu ſeiner Befriedigung verwendet und ihm zu dieſem Zwecke von 
dem Erben zur Verfügung geitellt werde. Dies führt von felbit zu einer grundjäß- 
fihen Haftung ded Erben nur mit dem Nachlaſſe (cum viribus hereditatis) und 
muß als Standpunft des BOB. feitgehalten werden. Vgl. auch Prot. II ©. 761, 
771, 776, 802. 
) Die Materialien zur CPO., Heymannſche Ausgabe 1898 ©. 223. 
8 454 ff., $ 452. 19 ALR. 
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58 1976, jelbjt in die Hand zu mehmen, ihn zu verjilbern und den Erlös zur Be: 


1998, 1994, 
2005,2 


Inventar. 


9909, Friebigung der Nachlaßgläubiger zu verwenden !), jondern legt den Nachlaß 


2009. , um Bwede der Abwidelung der Schulden in die Hände eined amtlichen 


Organs, 

Dadurch erlangt der Erbe den Vorteil, daß die Nachlaßgläubiger den 
Zugriff auf das Privatvermögen des Erben verlieren, und die Nachlaf- 
gläubiger erreichen die Sicherheit, daß die Mittel des Nachlafjes auch wirklich) 
voll zu ihrer Befriedigung verwendet werden. Andererſeits hört die Ver— 
antrwortlichkeit de3 Erben für den Nachlaß mit dem Beginne der amtlichen 
Liquidation auf. 

Die amtliche Liquidation des Nachlaſſes kann fi nun in zwei Formen 
vollziehen: durd) Anordnung der Nachlaßverwaltung und durch Er- 
Öffnung des Nachlaßkonkurſes. Mill der Erbe fich auf die ihm kraft 
Geſetzes zujtehende Beſchränkung feiner Haftung berufen, d. h. fie geltend 
maden, jo muß entweder die Nachlaßvermaltung angeordnet oder der Nach— 
laßkonkurs eröffnet fein. Beide Nechtsbehelfe jind aber nicht die Mittel 
zur Herbeiführung der beichränften Erbenhaftung, jondern nur bie 
Mittel zur praktiichen Durchführung der Haftungsbeichränfung.?) 

Nur wenn die Nachlagverwaltung angeordnet oder der Nachlaßkonkurs 
eröffnet ijt, tritt eine fiftive Abjfonderung des Nachlaſſes von dem Eigen 
vermögen ded Erben ein, welche bewirkt, daß die durch die Vereinigung 
von Recht und Verbindlichkeit erlojchenen Berbindlichfeiten als nicht er- 
lojchen gelten.?) 

2. Das BOB. kennt weder eine gejegliche Pflicht noch eine gejeßliche 
Friſt zur Erridtung eine8 Inventars; die Inventarserrichtung ijt für 
den Erben weder eine gejeglihe Vorausſetzung für feine beſchränkte Haftung, 
noch ein Mittel, um feine bejchränfte Haftung zur Geltung zu bringen. 
Der Schwerpunkt der Inventarserrichtung liegt darin, daß durch das In— 
ventar der Beitand des Nachlaſſes feitgeftellt wird und daß es als Grund- 
lage für die Nachlaßregulierung dient. Der Erbe ift zwar jederzeit be= 
rehtigt, ein Inventar zu errichten), aber erſt dann hierzu verpflichtet, 
wenn ihm auf Antrag eines Gläubiger8 zur Errichtung eine Frift be= 
ftimmt wird. 

Nechtzeitige Erridhtung des Inventard begründet im PVerhältniffe 
zwijchen dem Erben und den Nachlaßgläubigern die Vermutung, daß 
zur Zeit des Erbfalld weitere Nachlaßgegenjtände, al3 die angegebenen 
nicht vorhanden gewejen jeien.d) Die Verſäumung der Inventarfriſt hat 
aber die unbejhränfte Haftung des Erben gegenüber allen Nachlaß- 
gläubigern zur Folge‘) Die gleiche Rechtsfolge der unbejchränften 
Haftung für die Nachlaverbindlichkeiten tritt ein, wenn ſich der Erbe bei 
Errichtung des Inventars eines unredlichen Verhaltens ſchuldig madht.”) 





2) Siehe oben ©. 1056. 

) Goldmann a. a. D. S. 447; Ennecceruss:Lehmann a.a.D. 2. Aufl. ©. 686; 
Endemann a. a. D. ©. 395 Anm. 18. 

») 8 1976 BGB. vol. 8 486 I 16 ULR. 

“) $ 1993 BGB. unten & 257. ») 8 2009 BGB. 

6, 8 1994 Ubi. 1 BG 9 8 2005 Abj. 1 BGB, 
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In diefen Fällen verliert der Erbe gewiſſermaßen zur Strafe für fein 88 1970, 
pflichtwidriges Verhalten das Necht, ſich auf feine bejchränfte Haftung zu 109230 
berufen. Hiernach bildet die Erfüllung der Inventarpflicht für den ogız, 
Erben das Mittel, ſich die ihm kraft Geſetzes zuftehende Haftungsbeſchränkung 
zu erhalten. 

3. In zwei Fällen wird dem Erben ausnahmsweiſe die Beichränfung —— 
ſeiner Haftung mit dem Nachlaß ohne weiteres zugeſtanden, auch ohne teit des 
daß eine Nachlaßverwaltung oder ein Nachlaßkonkurs erwirkt iſt (Einrede xchaſn 
der Unzulänglichkeit des Nachlaſſes), nämlich 

a) wenn die Anordnung einer amtlichen Liquidation mangels einer 
den Koſten entſprechenden Maſſe nicht thunlich iſt, dann kann der Erbe die 
Befriedigung der Nachlaßgläubiger inſoweit verweigern, als der Nachlaß 
nicht ausreicht; in dieſem Falle iſt aber der Erbe verpflichtet, den Nachlaß 
dem Gläubiger zum Zwecke der Befriedigung im Wege der Zwangsvoll— 
jtredung herauszugeben !), 

b) wenn zwar eine die Koſten der Nachlaßverwaltung oder des Nach— 
laßkonkurſes dedende Nachlaßmaſſe vorhanden iſt, aber die Ueberjchuldung 
des Nachlaſſes nur auf Vermächtniſſen und Auflagen beruht.?) 

4. Das Geſetz gewährt dem Erben die Befugnis, die Nachlaßgläubiger — 
im Wege des Aufgebotsverfahrens zur Anmeldung ihrer Forderungen gläubiger. 
aufzufordern, um die Zulänglichfeit oder Unzulänglichkeit des Nachlafjes 
jeitzujtellen. Das in diefem Verfahren ergehende Ausjchlußurteil bewirkt, 
daß der Erbe dem ausgejchloffenen Gläubiger befchränft haftet, d. h. er 
fann dejjen Befriedigung infoweit verweigern, als der Nachlaß durch Die 
Befriedigung der nicht ausgejchloffenen Gläubiger erichöpft wird.®) 

5. Endlid find dem Erben nod zwei aufſchiebende Einreden ges Auihichende 
boten, durch die er den Zugriff der Nacjlaßgläubiger bis zum Ablaufe be- 
jtimmter Frijten abwehren fann. Sie gewähren dem Erben Zeit, um ſich 
in Ruhe über die Lage des Nachlaſſes volljtändig zu unterrichten und ſich 
über die Geltendmachung der bejchränkten Haftung ſchlüſſig zu machen. 

Dieje vorübergehende Befreiung jteht dem Erben einmal bis zum Ab- 
laufe der erjten drei Monate nad) der Annahme der Erbſchaft, jedoch nicht 
über die Errichtung des Inventars hinaus zu, und fodann, wenn er das 
Aufgebot der Nacdjlafgläubiger beantragt, biß zur Beendigung des Auf- 
gebotsverfahreng.*) 

V. Das Syftem der Erbenhaftung nah dem BOB. ift hiernach 
folgendes: 

1. Der Erbe (Alleinerbe) haftet für die Nachlaßverbindlichkeiten grund— 
fäglih nur mit dem Nachlafje (beſchränkte Haftung, cum viribus, nicht 
pro viribus hereditatis).°) 


!) 8 1990 — ſiehe unten $ 256. 

2) & 1992-8 

9 88 1970, os BGB. Bol. aud) $ 1974 BGB. Siehe unten $ 252. 

*) 88 2014, 2015 BGB. Siehe unten $ 258 

9) Vgl. I18 1975 (beichräntt ſich „auf den Badia) $ 1981 (Befriedigung der 
Nachlapgläubiger aus dem Nachlajje), $ 1990 Abi. 1 Sap 1 (infomweit verweigern, 
als der Nachlaß nicht ausreicht). 


83 1967, 
1968,1975, 


’ . 


Erblaſſer⸗ 
ſchulden. 


Erbfalls 
ſchulden. 


Beerdigungs · 
loſten. 
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2. Das Mittel zur praltiſchen Geltendmachung und Durchführung der 
beichränkten Haftung mit dem Nachlaß iſt regelmäßig die Anordnung der 
Nachlafverwaltung oder die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes.) 

3. Nur in zwei Ausnahmefällen tritt die unbejhränfte Haftung 
des Erben ein, d. h. der Erbe verliert zur Strafe das echt, feine 
Haftungsbeichränfung geltend zu machen, nämlich 

a) wenn er die ihm zur Errichtung des Inventar bejtimmte Friſt 
verjtreichen läßt?), oder 

b) wenn er ſich einer Pflichtwidrigfeit bei der Errichtung des In— 
ventars ſchuldig madht.®) 

Die Verwirkung der Haftungsbeſchränkung tritt allen Nachlaßgläubigern 
gegenüber ein.t) 


8 251. 


2. Nachlaßverbindlichleiten.) 


I. Mit dem Erbfalle geht das Vermögen des Erblafjerd als Ganzes 
auf den Erben über, mit allen feinen Rechten und Berbindlichkeiten.®) 
Aber die Haftung des Erben reicht weiter; er haftet nicht nur für Die 
vom Erblafjer herrührenden Schulden, fondern auch für diejenigen Verbind— 
lichkeiten, welche „den Erben al3 ſolchen“ treffen, d. h. Verbindlichkeiten, 
die erjt mit dem Erbfall oder nach dem Erbfall entjtehen.’) Der Begriff 
der Nachlafverbindlichkeiten umfaßt hiernach mehr, als die zum Vermögen 
des Erblafjerd gehörenden Schulden. 

II. Das Geſetz verjteht unter Nacjlaßverbindlichkeiten: 

1. die vom Erblafjer herrührenden Schulden, foweit fie vererblich 
find ®); 

2. die den Erben als ſolchen treffenden Verbindlichkeiten, insbeſondere 
die Berbindlichkeiten aus Pflichtteilsrechten, Vermächtnifjen und Auflagen ?); 

3. die Koſten der ftandesmähigen Beerdigung des Erblafjer8!%); nad 
dem Erben haftet ſubſidiär der Unterhaltspflichtige.t!) Im Nachlaßkonkurje 
gehört dieſe Naclaßverbindlichkeit der Beerdigungsfojten zu den Maſſe— 
ſchulden 12); 


), 8 1975 BOB. (Ausnahmen 88 1990, 1992 BGB.). Ueber die progefjuale 
Geltendmachung der bejchränften Haftung fiehe unten $ 259. 

) 8 1994 Abſ. 1 BOB. », 8 2005 Abj. 1 BGB. 

) Einzelnen Nachlaßgläubigern gegenüber tritt der Berluft der Haftungs- 
beichräntung ein im Falle des $ 2006 Abi. 3 BGB. Einen allgemeinen Verzicht 
auf Fr beichränfte Haftung kennt das BGB., im Gegenjage zum ALR. 8 414 I 
9, nicht. 

2) Mot. V ©. 6025, Prot. II ©. 7720 ff., 7868 ff. (Bd. 5 ©. 649 ff.). 

) $ 1922 Abſ. 1 BGB. "), 8 1967 BGB. 

8, Siehe oben S. 1005, 1006. », & 1967 bj. 2 BGB. 

10, 8 1968 BGB. Vgl. Jaeger, Erbenhaftung und Nachlaßkonkurs, ©. 77 ff.; 
Strobal a. a. ©. ©. 395 ff. Die Koſten müjjen alfo der Lebensftellung des Erb— 
laſſers entſprechen, 8 1610 Abſ. 1 BOB. 

") 8 1615 bj. 2, 8 1713 Abi. 2 BGB. 1 8 224 No. 2 RD. 
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4. dad den amilienangehörigen erwachſende Recht auf den jog. 
Dreißigiten.!) Der Erbe iſt nämlich verpflichtet, Familienangehörigen 
des Erblafjers, die zur Zeit des Erbfalls zu deſſen Hausftande gehört und 
bon ihm Unterhalt bezogen haben, in den erjten 30 Tagen nad; dem 
Eintritte des Erbfalls in demjelben Umfange, wie der Erblafjer es gethan 
bat, Unterhalt zu gewähren und die Benußung der Wohnung und der 
Haushaltungsgegenjtände zu gejtatten. Der Erblafier kann jedoch durch 
legtwillige Verfügung abweichende Anordnungen treffen.?2) Das Recht auf 
den Dreißigiten begründet nur ein Forderungsrecht gegen den Erben, fein 
dingliches Nubungsreht der Familienangehörigen (Ehegatte, Verwandte, 
Verſchwägerte) an dem Nachlajje?); 

5. zu den Nachlaßverbindlichkeiten gehören auch die Verpflichtung zur 
Leiitung de8 Voraus an den überlebenden Ehegattent) und die Verbind- 
lichkeit zur Gemwährleiftung des ftandesmäßigen Unterhalt an die Mutter 
eined zur Zeit des Erbfall® noch nicht geborenen, aber zu erwartenden 
Erben, ferner die VBerbindlichleiten aus den von einem Nachlaßpfleger 
oder einem Tejtamentsvollitreder vorgenommenen Rechtsgeſchäften.ꝰ) 


$ 252. 


3. Aufgebot der Nachlakgläubiger.‘) 


I Im Anſchluß an dad preußifche Geje vom 28. März 1879 (GE. 
©. 293), betreffend die Zwangsvollitredung gegen Benefizialerben und das 
Aufgebot der Nacjlaßgläubiger ?) gewährt auch da8 BGB. dem Erben das 
Net, die Nachlafgläubiger im Wege des Aufgebotöverfahrend zur An— 
meldung ihrer Forderungen aufzufordern®), um auf die Weije den Schulden- 
beitand des Nachlafje8 zu ermitteln und beurteilen zu können, ob er von 
feiner bejchränften Haftung Gebraud; machen foll und welches Mittel zur 
Durhführung feiner Haftungsbeichränfung nad) den gegebenen Verhältniſſen 
angezeigt erjcheint.?) 


) Vgl. get Der Dreißigfte, 1864; Stobbe, Bd. 5 $ 281 ©. 23ff.; 
Schiffner, Die jog. gefeplihen Vermächtniſſe (1895) ©. 94ff. und Derjelbe, Pflicht 
teil, OR EM, u. die jog. gejeglichen Vermächtniſſe (1897) ©. 147 ff. 

) $ 1969 Abf. 1 BOB. 

) 8 1969 Ubi. 2, $ 2174 BGB. Diejes alte deutichrechtliche Inſtitut des 
ſog. Dieißigſten ift erft von der Reichstagskommiſſion aufgenommen worden (BRK. 
©. 171, 172), nadydem der erjte Entwinf und die II. Kommiffion es abgelehnt 
hatten; Mot. V ©. 534ff.; Prot. II S. 7727—7733 (Bd. 5 ©. 654-657). 

98 1932 BEL. Siehe oben S. 1034 und die dort Note 5 angegebene 


) Ueber BE Erbenhaftung val. 88 27, 139 HGB. und Jäger, 
Erbenhaftung, ©. 3, 4. 
9) Mot. V S. 643 ff.; Prot, II ©. 7948 ff. (Bd. 5 ©. Te il 
69 ) Vgl. Demburg, Bd. ; 
9) 1970 BGB. Das Aufgebot richtet ſich gegen alle —— die 
belannten Frl wie die unbefannten. 
®) Bgl. auch $ 1980 Abi. 2 BGB. 


58 1000 


Dreikiafte 


Der Voraus. 


1994, 


38 
2005,2015. 


Aufgebotd« 
verfahren. 
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Während die materiellvehtlihen Vorausſetzungen und Wirkungen des 
Aufgebot3 von dem BGB. geregelt werden, find die Vorjchriften über 
das Verfahren in der Eivilprozefordnung getroffen.!) 

1. Zuftändig für das Aufgebotsverfahren ift das Nacjlaßgericht.?) 

2. Antrag&berechtigt ijt jeder Erbe (Mlleinerbe, Miterbe), fofern er 
nicht für Die Nachlaßverbindlichkeiten unbejchränft haftet®), ferner ein Nach— 
laßpfleger und ein Tejtamentsvollitreder, wenn ihnen die Verwaltung des 
Nachlaſſes zufteht. Der Erbe und der Tejtament3vollitreder können den 
Antrag aber erit nach der Annahme der Erbichaft jtellen.t) Dem Antrag 
iſt ein Verzeichnis der bekannten Nachlaßgläubiger mit Angabe ihre Wohn 
orte beizufügen), dagegen ijt, abweichend vom preußifchen Nechte®), die 
vorhergehende Erridtung des Inventars Feine Vorausjeßung für die Zu— 
läjfigfeit des Antrags, weil die Snventarerrihtung nad) BGB. fein Mittel 
zur Geltendmachung der bejchränften Haftung ift. Abweichend vom früheren 
Rechte“)) iſt auch das Antragsrecht zeitlih an feine Friſt gebunden, hat 
aber der Erbe den Antrag innerhalb eines Jahres nad) der Annahme der 
Erbſchaft gejtellt, jo erwächſt ihm eine aufichiebende Einrede bis zur Bes 
endigung des Berfahrens.®) 

3. Das Aufgebot iſt öffentlich durch Anheftung an die Gerichtstafel 
und durch Einrüdung in den NReichSanzeiger befannt zu machen?) und joll 
außerdem den Nachlaßgläubigern, welche dem Nacjlafgericht angezeigt find 
und deren Wohnort befannt ijt, von Amtswegen zugeftellt werden.!%) Die 
Aufgebotsfrift joll höchſtens ſechs Monate betragen.!!) In dem Aufgebot 
iſt den Nachlaßgläubigern als Rechtsnachteil anzudrohen, daß fie, unbejchadet 
des Rechtes, vor den Verbindlichkeiten aus Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen 
und Auflagen berüdjichtigt zu werden, von dem Erben nur injomweit Be- 
friedigung erlangen können, als ſich nad) Befriedigung der nicht ausge— 
ihlofjenen Gläubiger nod ein Ueberſchuß ergiebt.!2) 

4. Die Anmeldung einer Forderung hat die Angabe des Gegenftandes 
und des Grundes der Forderung zu enthalten und zwar unter Beifügung 
der urkundlichen Beweisjtüde in Urjchrift oder in Abjchrift.13) 

5. Sit die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes beantragt, jo ſoll das Auf: 
gebot nicht erlaffen werden, und dur die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes 
wird das Aufgebot3verfahren beendigt.!*) 


1) 88 989--1000 CPO. ) $ 990 ERO. 
5091 Abi. 1 CPO. $$ 1994, 2005 BOB. 
+, 8 991 Abſ. 2 u. 3 CRD. Ueber das Antra an des Ehemannes der 

Erbin und 2 Erbichaftötäufers vgl. 88 999, 1000 CPO. 

) $ 992 CPO., 8 6 Gefep v. 28. März 1879. 

385 "Be v. 28. März; 1879. 

7) 8 4 cit. Gel. (1 Jahr von Kenntnis des Erbfalls). 

°, 8 2015 BGB. Siehe unten $ 258. 


9 8 948 CPO. 
sr $ 994 Abi. 2 CPO. Die Zujtellung fann durch Aufgabe zur Poft erfolgen, 
8 8 cit. Gefep. 1) 8 994 Ubi. 1 CPO. 


ı, 8 995 CPO. 

) 8 996 CPO. 8 12 cit. Gejeg. Ueber Einjiht ver Anmeldungen vgl. $ 996 
Abi. 2 CPO., $ 12 Abſ. 2 cit. Gel. 

534 993 CRD. 
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6. Das Aufgebotsverfahren ichließt, jofern es nicht jchon vorher ein 88 1971, 
geftellt wurde, mit dem in öffentlicher Situng zu erlaffenden Ausſchluß- 1972, 1973. 
urteile!), gegen das ein Rechtsmittel nicht jtattfindet.?) 

II. Das Aufgebotsverfabren trifft alle bekannten und unbelannten Nach- 
laßgläubiger, die ihre Befriedigung aus dem Nachlaß als einem Ganzen Gläubiger. 
juchen. Dagegen werben diejenigen Gläubiger, welche das Recht haben, aus 
einzelnen bejtimmten Nachlaßgegenſtänden befriedigt zu werden, von dem 
Aufgebot injoweit nicht betroffen, als jie ihre Befriedigung aus diefen be- 
ſtimmten ©egenftänden ſuchen. Dahin gehören): 

1. Pfandgläubiger und Gläubiger, die im Konkurſe den Pfandgläubigern 
gleichitehen #); 

2. Oläubiger, die bei der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche 
Vermögen ein Recht auf Befriedigung aus diefem Vermögen haben 6); 

3. Gläubiger, deren Anfprüche durch eine Vormerkung gefichert find ®); 

4. Gläubiger, denen im Konkurs ein Ausfonderungsrecht zufteht.”) 

Durch das Aufgebot werden ferner nicht betroffen, abweichend vom 
preußiichen Rechte: 

5. Pflichtteilsrechte, Vermächtnifje und Auflagen®), weil anzunehmen 
ilt, daß der Erbe jchon durd die Verkündung der Verfügung von Todes- 
wegen von ihrem Borhandenjein ausreichende Kenntnis erhält.?) 

IH. Die Wirkung de3 im Wufgebotsverfahren ergebenden Ausjchluß- Wirtungen 
urteil8 bejteht darin, daß der Erbe die Befriedigung eines ausgejchlofjenen fhlufurteits. 
Nahlafgläubigers injoweit verweigern kann, als der Nachlaß durch; die Be 
friedigung der nicht ausgejchlofjenen Gläubiger erjchöpft wird.!%) Einen 
Ueberſchuß hat er zum Zwede der Befriedigung des Gläubigerd im Wege 
der Zwangdvollitretung nad) den Vorjchriften über die Herausgabe einer 
ungerechtfertigten Bereicherung herauszugeben, die Herausgabe der noch 
vorhandenen Nachlapgegenjtände kann er jedoch durch Zahlung des Wertes 
abwenden. 

1. Das Ausichlußurteil hat keineswegs die Nechtöfolge, daß der aus— 
geichloffene Gläubiger ſeines Anſpruchs infolge des Ausjchlufjes verluftig 
geht!), fondern bewirkt nur, daß die Haftung des Erben gegenüber den 
ausgefchlofjenen Gläubigern eine Einjchränfung dahin erleidet, daß der 
Erbe für die ausgejchlofjene Forderung nur noch mit dem Nachlafje (cum 
viribus hereditatis) und auch mit diefem nur nad; Maßgabe der Vor— 
Ihriften über die ungerechtfertigte Bereicherung haftet. Sit alfo der Nach— 


1) 8 952, R: — CPO. Es kann * er 2% en werben, 8 957 
Abi. 2, $ 958 € 

R $ 1971 Sn. Pi 

$ 10 386. Hierher gehören ———— Neafberehtigt, — 

———— und Rentenſchuldgläubiger. 5) $ 48 38GG 

N } 43 KO. Vogl. aud) über das Recht des Erben, die Zwangsverfteigerung 
der Nachlaßgrundſtücke Gerbeizufüßren und fejtzuftellen, in welcher Höhe er für den 
Ausfall des dinglich geficherten Gläubigers ii Puh haftet, $ 175 8VG. 

*, 8 1972 BGB. vgl. aber $ 2060 No. B. 

N Brot. II Bb. 5 ©. 774, 775. 10%) 8 1973 BGB. 

1) Die ausgefchlofjenen Gläubiger treten nur hinter die angemeldeten 
Forderungen zurüd. 


8 1998, 
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laß durch die Befriedigung der angemeldeten Gläubiger völlig erichöpft, jo 
fann der Erbe die Befriedigung des ausgeſchloſſenen Gläubiger gänzlich) 
verweigern (peremtorijche Einrede der Unzulänglichkeit des Nachlafjes). Sit 
dagegen noch ein Ueberſchuß verblieben, + jo kann der ausgejchlofjene 
Gläubiger die Herausgabe dieſes Ueberſchuſſes verlangen, um fich daraus 
im Wege der Zwangsvollſtreckung zu befriedigen. Bei der Herausgabe 
dieſes Ueberſchuſſes erlangt jedoch der Erbe einen zweifachen Vorteil: 

a) einmal, daß er nur nad) den Vorichriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung haftet, und jodann 

b) daß er die Herausgabe der noch vorhandenen Nachlaßgegenjtände 
durch Zahlung ihres Wertes abwenden fanı.!) 

2. Eine bejtimmte Reihenfolge oder Nangordnung in der Befriedigung 
der ausgeſchloſſenen Gläubiger braucht der Erbe bei der Herausgabe des 
Ueberjchuffes nicht zu beobachten; es enticheidet Tediglich die Prävention. 
Was der Erbe einem ausgejchlofjenen Gläubiger geleitet hat, fann er den 
jpäteren Gläubigern gegenüber als Aufwendung in Anja bringen, injoweit 
ift alfo feine Haftung gegenüber den jpäteren gemindert. Der Befriedigung 
jteht aber die rechtöfräftige Verurteilung des Erben zur Befriedigung eines 
ausgeſchloſſenen Gläubigers gleich.?) 

3. Den ausgeſchloſſenen Gläubiger hat der Erbe vor den Verbind— 
lichkeiten aus Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und Auflagen zu befriedigen), 
wenn der Gläubiger jeine Forderung vorher, d. h. vor der Berichtigung 
diefer Verbindlichkeiten, wenn aud nur außergerichtlic, geltend macht.*) 
Solange jedoch der ausgejchloffene Gläubiger jeine Forderung nicht geltend 
macht, kann der Erbe, ohne eine Haftung befürchten zu müjjen, jene Ver— 
pflichtungen erfüllen und der ausgejchlojjene Gläubiger muß die gejchehene 
Erfüllung gegen jich gelten laſſen.) 

4. Den Erben trifft die Beweislaft dafür, daß der Nachlaß oder wie: 
viel von dem Nadjlafje durch die Befriedigung der nicht ausgejchlofjenen 
Gläubiger erichöpft wird.®) 

5. Die Rechtslage des Erben gejtaltet fich aljo beim Aufgebotsver- 
fahren dahin, daß er zunächſt die angemeldeten oder von der Anmeldung 
befreiten Forderungen zu befriedigen hat; nur Pflichtteile, Vermächtniſſe 
und Auflagen treten, obwohl fie nicht anmeldungspflichtig find, hinter alle 
anderen Gläubiger zurüd. Bleibt nad) Befriedigung der nicht ausge— 


ı) 8 1973 Abi. 2 BGB. ) 8 1973 Abſ. 2 Sa 3 BOB. 

) 8 1973 Abſ. 1 Sap 2 BGB. Dieje Vorfchrift beruht auf einem Beſchluſſe 

ber Reichstagskommiſſion, weil den Pflichtteildberechtigten, Vermächtnisnehmern und 

Auflagenempfängern ein Recht überhaupt nur dann und infoweit zujteht, wenn und 

inwieweit von dem Nachlaſſe nach der Befriedigung der Gläubiger des Erblaſſers und 

ze Berichtigung der fonjtigen Naclahverbindlichkeiten etwas übrig bleibt, BRK. 
. 172. 





) Die bloße Kenntnis des Erben von der Forderung genügt nit. Bol. 
Küngel, in Gruchots Beiträgen, Bd. 41 ©. 834. 

5) Er fann aber die Erfüllung des Pflichtteild-, Vermächtnis- oder Auflagen- 
anſpruchs den Empfängern gegenüber in gleicher Weiſe wie eine unentgeltliche Ver: 
fügung des Erben anfechten. $ 3a Anfechtungsgeſetz, $ 222 KO. 

9) Dieje Beweislajt wird ihm, wenn er ein nventar errichtet hat, wozu er 
an fich nicht verpflichtet ift, durch die Vermutung des $ 2009 BGB. erleichtert. 
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ichloffenen Gläubiger noch ein Ueberſchuß, fo find nunmehr die ausge 88 1971, 
ichlofjenen Gläubiger zu befriedigen und zwar vor den Pflichtteildrechten, 1974. 
Vermächtniſſen und Auflagen, fofern fie vor der Berichtigung diejer Ver: 
bindlichkeiten ihre Forderungen ‚geltend machen. Eine vor Geltendmachung 

ihrer Forderungen vollzogene Berichtigung dieſer Verbindlichkeit müſſen 

fi jedoch die ausgejchlofjenen Gläubiger gefallen laſſen und ſich mit dem 

nod vorhandenen Reſte des Nachlaſſes begnügen. 

IV. Einem ausgejchloffenen Nacjlaßgläubiger ſteht auch derjenige —— 
Gläubiger gleich, welcher feine Forderung ſpäter als 5 Jahre nad) dem Nadiat- 
Erbfalle!) dem Erben gegenüber gerichtlich oder aufergerichtlich geltend Eulden. 
macht.?) Der Ausihluß durch Frijtablauf hat diejelbe Wirkung wie der 
Ausihluß im Aufgebotsverfahren. 

Die Ausichlußwirkung tritt jedoch nicht ein: 

1. wenn die Forderung dem Erben noch vor dem Ablaufe der 5 Jahre 
befannt geworden ift; 

2. wenn die Forderung in einem etwa ftattgefundenen Aufgebotsver- 
fahren angemeldet worden it); 

3. wenn und joweit ein Gläubiger von dem Aufgebote nicht betroffen 
wird ($ 1971). 

Dagegen werden von der Ausſchlußwirkung hier, abweichend vom Auf: 
gebot, auch Pflichtteilsrechte, Wermächtnisnehmer und Auflagen betroffen.?) 


4. Durchführung der Haftungsbeichränfung. 
$ 253. 


a) Hachlafjverwaltung und Nachlaßkonkurs. Gemeinfame Grundfäge.‘) 


I. Das BGB. geht davon aus, daß der Erbe grundjäglid an 
mit dem Nacdhlafje für die Nachlafverbindlichteiten haftet, und daß eine 
unbejchränfte Haftung nur in Ausnahmefällen eintritt. indem das 
Gejeß dafür forgt, daß der Erbe nur mit dem Nachlafje (cum viribus) 
haftet, forgt e8 auf der anderen Seite dafür, daß der Nachlaß auch wirk— 
lih und ungejchmälert den Nachlaßgläubigern zu gute fommt. Während 
aber das ALR.) regelmäßig dem Erben jelbit die Abwidelung des Nad)- 
laſſes gejtattete und den Erben verpflichtete, die Gläubiger in Höhe des 
Betragd abzufinden, der bei konkursmäßiger Befriedigung auf fie entfallen 
fein würde, gewährt das BGB. dem Erben, der feine bejchränfte Haftung 
praftijch geltend machen will, da8 Recht, eine amtliche Liquidation des 
Nachlaſſes herbeizuführen und zwar entiweder durc Anordnung einer Nach— 
laßverwaltung oder dur Eröffnung des Nachlaßkonkurſes. Beide 


1) Wird der Erblajier für tot erflärt, jo beginnt die Friſt nicht vor der Er- 
lafjung des die Todeserflärung ausſprechenden — $ 1974 Abſ. 1 Sap 2 BGB. 
hs 1974 bj. 1 Sap 1 BGB. Bol. BRK. ©. 172, 173. 


"8 1974 Abi. 1 Sa 1 BOB. *) $ 1971 Abi. 3 BOB. 
s 8 1971 Abi. 2 BOB. 0) Dentihriit S. 264 ff. 


?) 8 4525[. I 9 ACH. 
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8 1975, Formen der Liquidation bieten dem Erben regelmäßig!) das Mittel, um 
196,197, feine beichränkte Haftung für die Nachlaßverbindlichleiten praktiſch durch— 
a zuführen.?) 

I. Die Anordnung der Nacdlafverwaltung und die Eröffnung des 
Nachlaßkonkurſes haben die Wirkung mit einander gemein, daß der Nach— 
lab dem Erben aus den Händen genommen wird und daß die Verwaltung 
des Nachlaſſes nunmehr durch ein amtliches Organ (Nachlafverwalter, 
Konkursverwalter) im Intereſſe der Nachlahgläubiger erfolgt. Von nun 
an beichränft fich die Haftung des Erben für die Nacdhlafverbindlichkeiten 
grundjäglih „auf den Nachlaß“. Damit ift die weitere Wirkung ver- 
bunden, daß die Nachlakgläubiger nur noch aus den Nachlaßgegenſtänden 
ihre Befriedigung ſuchen dürfen, und daß ihnen der Zugriff in das Eigen- 
vermögen des Erben verjagt ijt.?) 

la III. Die Bedeutung der Nachlafverwaltung und des Nachlaßkonkurſes 

Nachiaſſes. liegt in der durch fie herbeigeführten Abjonderung des Nadjlaffes von 
dem Eigenvermögen des Erben, durch welche die infolge des Erbfalld ein- 
getretene Vereinigung ded Vermögens des Erblafjers und des Vermögens 
des Erben zu einer einheitlichen Maſſe als nicht erfolgt angejehen wird. 
Die Folgen des Erbfalls werden aljo durd die Vermögensfonderung be: 
feitigt. Die infolge des Erbfall® durch Vereinigung von Recht und Ber: 
bindlichkeit (Nonfufion) oder von Recht und Belaftung (Konjolidation) 
erlojchenen NRechtöverhältnijje gelten ald nicht erlojchen.t) Die Rechts— 
verhältnifje zwiichen dem Erblafjer und dem Erben werden jo angejehen, 
al3 wenn fie noch jo fortbejtänden, wie jie beim Tode des Erblaſſers be- 
itanden. Das infolge der Vereinigung eingetretene Erlöihen gilt nad 
rückwärts hin (ex tunc) als nicht eingetreten. Deshalb bleiben auch Bürg- 
Ihaften und Pfandrechte beitehen. Der Erbe kann aljo die ihm gegen den 
Erblafjer zuftehenden Anfprüche geltend machend) und muß jeine dem Erb- 
fajjer gejchuldeten Leiftungen an den Nachlaß vollziehen. 

Das Cigenvermögen des Erben wird von jeder Haftung für Die 
Nachlaiverbindlichkeiten frei, und die Nachlaßgläubiger fünnen ſich nur nod) 
an den Nachlaß Halten. Hat ein Naclaßgläubiger vor Anordnung der 
Nacjlaßverwaltung oder vor Eröffnung des Nachlaßkonkurſes Ziwangsvoll- 
ftrefung in das Eigenvermögen ded Erben ausgebracht, jo kann der Erbe 
nunmehr die Aufhebung der Zwangsvollſtreckung verlangen.®) 

Eine weitere Wirkung der Abjonderung ift die, daß, wenn ein Nach— 
laßgläubiger vor Anordnung der amtlichen Liquidation feine Forderung 
gegen eine Privatforderung des Erben ohne defjen Zuftimmung aufge 
rechnet hat, die Aufrechnung als nicht erfolgt anzujehen ift.”) Das Gleiche 


1) Ausnahmemittel: 88 1973, 1974, 1990, 1992 BGB. 

) $ 1975 BOB. Daß $ 1975 für die unbeichränfte Haftung des Erben nichts 
ie bat Goldmann in Gruchots Beiträgen Bd. 43 ©. 428 überzeugend nad): 
gewieſen. 

) Ebenſo verlieren die Gläubiger des Erben, die nicht Nachlaßgläubiger find 
(Privatgläubiger), den Zugriff auf den Nachlaß, $ 1984 BOB. 

Y 8 1976 BGB. Bol. auch $ 486 I 16 ALH. 

5) Vgl. 8 225 Abi. 1 KO. 

8784 Ubi. 1 EPD., $ 221 KO. ”) $ 1977 Abſ. 1 BGB. 
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gilt, wenn umgefehrt ein Privatgläubiger des Erben ohne dejjen Aus Ri 1977, 


ftimmung mit einer Nachlaßforderung aufgerechnet hat.!) Auch hier gilt! 
der frühere Zuftand als wiederhergejtellt.) Nach Anordnung der Nach— 
laßverwaltung oder nad Eröffnung des Nachlaßkonkurſes ijt eine Auf— 
rechnungserflärung unwirkſam, denn der Nadjlaßgläubiger kann nicht auf- 
rechnen, weil er feine Befriedigung nur von dem Nacdlafverwalter oder 
durch Liquidation im Konkurſe beanjpruden kann, der Erbe aber fann e8 
nicht, weil er die Befugnis, über die Nacjlaßforderung zu verfügen, ver- 
loren hat.3) 

IV. Der Erbe ift an fich nicht verpflichtet, die Anordnung der Nach— 
lafverwaltung oder die Eröffnung des Konfurjes herbeizuführen, er kann 
vielmehr den Nachlaß jelbjt verwalten und dejjen Liquidation jelbit in die 
Hand nehmen. Dies wird der Erbe aber nur dann thun, wenn er ficher 
ilt, daß der Nachlaß zur Berichtigung aller Schulden ausreicht oder wenn 
er unter allen Umjtänden, vielleicht aus Rückſicht gegen den Erblafjer, die 
Nachlakgläubiger befriedigen will, auch mit Aufopferung jeine® eigenen 
Vermögen! Dann fann fi) aber der Erbe auf jeine beichräntte Haftung 
nicht berufen. Will ſich der Erbe aljo feine bejchränkte Haftung jichern, 
wa3 er regelmäßig dann thun wird, wenn er die Exrbjchaftslage nicht zu 
überjehen vermag, jo muß er die Nachlaßverwaltung beantragen, und wenn 
er von der Ueberſchuldung des Nachlaſſes Kenntnis erlangt, muß er zur 
Vermeidung eigener Verantwortlichfeit unverzüglich den Nachlaßkonkurs be= 
antragen.t) 

1. Bor der Annahme der Erbichaft trifft den Erben feinerlei Ver— 
antwortlichfeit, auch wenn er fich garnicht um den Nachlaß kümmert. Be— 
jorgt er dennoh vor der Annahme erbichaftliche Geſchäfte, jo it er nad 
den Grundjägen der Gejchäftsführung ohne Auftrag verantwortlich.) 

Erft nach der Annahme der Erbichaft beginnt für den Erben den 
Nachlafgläubigern gegenüber die Pflicht, den von ihm übernommenen 
Nachlaß zu verwalten und ihn wie ein fremdes Gut zu behandeln.®) 
Bon der Annahme der Erbichaft an wird der Erbe, wie ſchon im ALR.”), 
al3 mit der Verwaltung des Nachlaſſes von den Nachlafgläubigern be= 
auftragt angejehen.?) Der Erbe hat deshalb vor allem für die Er- 
haltung des Nachlaſſes zu jorgen und darauf zu jehen, daß die zur Be— 
friedigung der Nachlaßgläubiger erforderlichen Mittel nicht verkürzt werden. 

Aus der Fiktion eines Auftragsverhältnifjes folgt, daß der Erbe den 
Gläubigern zur Necenjchaftsablage, zur Vorlegung des Nachlafbejtandes, 
zur Be und zur Leiſtung des Offenbarungseides?) verpflichtet iſt. 


98 1977 Abi. 2 BGB. Haftet der nn — "jo findet die Vor: 
ihrift des $ 1977 BGB. feine Anwendung, $ 20 
”) Hat der Erbe jelbit aufgerechnet oder —*— Ge Aufrechnung mit dejjen 
Zuftimmung, jo bleibt fie wirfiam, denn in einer ſolchen Aufrechhnungserflärung liegt 
eine Verfügung über einen Nachlaßgegenſtand, zu welcher der Erbe vor der Anord— 
nung der amtlichen Verwaltung befugt ift; der Erbe macht fich aber dadurd) den Nach— 
laßg — —— — 1978 BGB. Bol. Strobal a. a. D. ©. 461 Note 6. 
”) $ 1984 BG KO. 


56 8 1980 BOB. 
) 8 1978 Abi. x Sab 2 BGB. Pol. 88 1959, 677 fi. BOB. 
ot. V ©. 626. ) 8 444 1 9 ACH. 


s) 8 1978 Abi. 1 Sap 1 BGB. ) 88 259, 260, 666 BGB. 


978, 1980, 
1984, 


Berantworts 


lichteit des 
Erben. 


88 1978, 
1979. 
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Wegen feiner Aufwendungen auf den Nachlaß kann der Erbe Er- 
fa aus dem Nachlaſſe beanipruchen nach den Vorjchriften über die Ge— 
ihäftsführung ohne Auftrag!) oder nad den Vorfchriften über den Auf- 
trag ?), je nachdem er die Aufwendungen vor oder nad der Annahme 
der Erbichaft gemacht hat.*) 

Im Nachlaßkonkurſe jteht dem Erben wegen diejer Erſatzanſprüche ein 
Zurückbehaltungsrecht zu.) 

Die den Nachlaßgläubigern zuftehenden Anſprüche gegen den Erben 
gelten al3 zum Nachlaſſe gehörend und find daher von dem Nachlaßvermwalter 
oder dem Konkursverwalter gegen den Erben geltend zu machen.5) 

2. Während der Benefizialerbe nad) gemeinem Rechte‘) die Nachlaß: 
gläubiger ohne Rückſicht auf Vorzugsrechte in der Neihenfolge befriedigen 
fonnte, wie fie fich meldeten, war er nach ALR.) verpflichtet, die Nach— 
laßichulden bei Wermeidung perſönlicher Verantwortlichkeit, koönkursmäßig, 
d. h. in der Reihenfolge zu bezahlen, welche im Konkursfalle vorgejchrieben 
war.d) Nach dem BGB.) müſſen dagegen die Nachlapgläubiger die vor 
der Anordnung der Nachlagverwaltung oder vor der Eröffnung des Nach— 
laßkonkurſes durch den Erben bewirkte Berichtigung einer Nachlafverbind- 
lichkeit als für Rechnung des Nachlaſſes erfolgt dann gelten lafjen, 
wenn der Erbe den Umftänden nad annehmen durfte, daß der Nachlaß 
zur Berichtigung aller Nac)laßverbindlichleiten ausreihe. Hat der Erbe 
unter diefer Vorausjegung eine Nachlaßverbindlichkeit aus eigenen Mitteln 
bezahlt, jo kann er deshalb aus dem Nachlaſſe vollen Erjag verlangen 19), 
und im Falle des Nachlafkonkurjes ift diefer Betrag Maſſeſchuld.!i) Hit 
die Berichtigung ans den Mitteln des Nachlaffes erfolgt, jo kann der Erbe 
den geleijteten Betrag voll in Anfag bringen, ohne ſich der Gefahr einer 
Verantwortung auszufeßen.!?) 

Hat jedoch der Erbe eine Nacjlaßverbindlichfeit berichtigt, ohne zu 
der Annahme der Zulänglichkeit des Nachlaſſes berechtigt zu fein, jo iſt er 
den Nadjlafgläubigern für die aus Mitteln des Nachlaſſes erfolgte Leiſtung 
erfagpflichtig und kann, wenn die Befriedigung aus eigenen Mitteln er— 
folgt ift, einen Erſatzanſpruch nicht geltend machen. Im Nachlaßkonkurſe 
tritt jedoch der Erbe in dieſen Fällen an die Stelle des befriedigten 
Släubigers!d) und kann dann aus der Konkursmaſſe die Konlursdividende 


1) 88 683, 684 BGB. "8 670 BOB. 

8 1978 Abi. 3 BEL. 

“8 223 KO. DL ai find Mafjeihulden, $ 224 No. 1 KO. 

5) 8 1978 Abi. 2 BG 

°%) L. 22 8 4 Cod. de — deliberandi 6, 30, eis satifaciant, qui primi veniant 
creditores. 8 452-455 1 9 ALR. 

®, Die Frage war jedoch beitritten; da8 ObTrib. (Striethorjt, Arhiv, Bd. 54 
©. 388, Bd. 37 ©. 88) hatte angenommen, daß nur den „bevorrechtigten“ Släubigern 
das Recht auftehe, den Benefizialerben, der zu ihrem Nachteil einen weniger berechtig— 
ten Gläubiger befriedigt habe, perfünfih in Anſpruch zu nehmen. Eccius, Bd. 4 
8 270 Anm. 43; Dernburg, Bd. 3 8 224 Anm. 13. 

°, 8 1979 BGB. 

0) 8 1978 Abi. 3 BGB. ") 8 224 Ro. 180. 

ꝛ) Ueber die Anfechtung der Leiſtung vgl. $ 222, 8 J No. 1, J Ubi. 2 
KO., 8 3a Anfechtungsgeſetz. ıs, 8 225 Abſ. 2 KO 
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erlangen, die der befriedigte Gläubiger erhalten haben wirde, wenn er 
konkursmäßig befriedigt worden wäre. 
V. Mit der Anordnung der Nachlaßverwaltung und mit der Eröff- 


nung des Nachlaffonkurjes verliert der Erbe die Befugnis, den Nachlaß. 


zu verwalten und über ihn zu verfügen!) Das Verwaltungs: und Ber- 
fügungsrecht geht auf den Nachlaß oder den SKonkursvermwalter über. 
NRechtshandlungen, die der Erbe nach der Anordnung der Nachlaßverwal— 
tung oder nad der Eröffnung des Nachlaßkonkurſes vorgenommen bat, 
find den Nachlaßgläubigern gegenüber unwirkſam; die Vorſchriften über die 
Wirkung des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs?) bleiben jedoch unbe— 
rührt.) Die dem Erben von dem anderen Teile gewährte Gegenleiftung 
ijt diefem nad den Vorjchriften über die Herausgabe einer ungeredhtfertig- 
ten Bereicherung aus dem Nachlafje zurüdzugewähren. Hat der Erbe 
Nehtshandlungen am Tage der Anordnung der Nacjlaßverwaltung oder 
Eröffnung des Nachlaßkonkurſes vorgenommen, jo wird vermutet, daß fie 
nach der Anordnung oder Eröffnung vorgenommen worden find. Eine 
Leiitung, die auf eime zum Nachlaſſe zu erfüllende Verbindlichkeit nad) 
der Anordnung der Nachlaßverwaltung oder nach der Eröffnung des Kon— 
fursverfahrens an den Erben gemacht wird, befreit den Erfüllenden den 
Nachlaßgläubigern gegenüber nur infoweit, als das Geleiftete in den Nach— 
laß gelangt iſt.) Ein Anfpruch, der ſich gegen den Nachlaß richtet, kann 
nur gegen den Nachlaßverwalter oder nad) Maßgabe der Vorjchriften für 
das Konkursverfahren geltend gemacht werden.5) 

Bwangsvollitredfungen und Arrejte in den Nachlaß zu Gunſten eines 
Gläubigers, der nicht Nachlafgläubiger iſt, find ausgejchlofjen.®) 

VI Wenn ein Erbe von der Ueberſchuldung des Nachlafjes Kenntnis 
erlangt, jo muß er unverzüglich die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes 
beantragen, widrigenfall8 er ſich den Gläubigern jchadenserfagpflichtig macht. 
Bei der Bemefjung der Zulänglichkeit des Nachlaſſes bleiben die Verbind- 
lichkeiten aus Vermächtniffen und Auflagen außer Betradht.”) Der Kenntnis 
der Ueberſchuldung jteht in diefem Falle die auf Fahrläſſigkeit beruhende 
Unfenntnis gleih. Als Fahrläffigfeit gilt e$ insbejondere, wenn der Erbe 
dad Aufgebot der Nachlaßgläubiger nicht beantragt, obwohl er Grund zu 
der Annahme Hatte, daß unbefannte Nachlaßgläubiger vorhanden jeien. 
Aber auch dann darf das Aufgebot unterbleiben, wenn die Koſten des 
Verfahrens dem Beltande des Nachlaſſes gegenüber unverhältnismäßig 
hoch fin) 


1) 8 1984 Abſ. 1 Sak 1 BGB. 86 KO. ) 88 892, 893 BOB. 

8 1984 Abſ. 1 Cab 2 BGB. 87, 8 KO. Die Borichriften über den 
Schutz des guten Glaubens beim Ermwerbe beweglicher Sachen gelangen dagegen nicht 
zur Anwendung. Pland:Ritgen V ©. 103. 

*) 8 1984 Abi. 1 Sap 2 BGB, EA 1 KD. 

9) 8 1984 Nbi. 1 Sap 2 BGB. $ 12 HD. 

*), 8 1984 Abi. 2 BGB.; $ 14 'KO.; s 784 CRD. 

) 8 1980 Abi. 1 BGB.; über den” Grund, Ne 8 1992 BGB. und 8219 
Abi. 1 Sap 2 KO. s 8 1980 Abi. 2 BOB. 


88 1980, 
1984. 
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Sg 1975, 
1 \ A 13, 4 
2062. s 254. 
b) Hachlaiverwaltuna.!) 
— I. Die Nachlaßverwaltung iſt eine „zum Zwecke ber Befriedigung 


verwaltung. Der Nachlaßgläubiger” angeordnete Nacjlaßpflegichaft.) Sie wird nies 
mal8 von Amtswegen?), jondern nur auf Antrag angeordnet; zu dem 
Antrage find beredtigt: 

1. Der Erbet), fofern er nicht für die Nachlaßverbindlichkeiten unbe- 
ſchränkt haftet.5) Gegen die Verfügung, durch die dem Antrage des Erben 
jtattgegeben wird, ift die Beichwerde unzuläſſig.“) Miterben fünnen den 
Antrag nur gemeinfchaftlih und nur jo lange jtellen, als der Nachlaß noch 
nicht geteilt ift.”) 

2. Jeder Nachlaßgläubiger, fofern der Antrag binnen 2 Jahren 
jeit der Annahme der Erbichaft geitellt wird?) und wenn Grund zu der 
Annahme bejteht, daß die Befriedigung der Nacjlafgläubiger aus dem 
Nachlajje durch das PBerhalten oder die Vermögenslage des Erben ges 
fährdet wird.) Gegen eine dem Antrage des Nachlaßgläubigers jtatt- 
gebende Verfügung findet die jofortige Beſchwerde jtatt; fie jteht nur dem 
Erben, bei Miterben jedem Erben, jowie dem Tejtamentsvollitreder zu, 
welcher zur Verwaltung des Nachlaſſes berechtigt ijt.!%) Gegen die Ab— 
lehnung des Antrags jteht die einfache Beſchwerde offen.t!) 

3. Die Anordnung der Nacjlafverwaltung fann von dem Gericht ab- 
gelehnt werden, wenn eine den Koſten entiprechende Maſſe nicht vor= 
handen ijt.12) 

II. Die Anordnung der Nachlaßverwaltung ift von dem Nachlaßgerichte 
durch da3 für feine Bekanntmachung bejtinmte Blatt zu veröffentlichen.13) 

III. Der Nachlagverwalter wird vom Nachlaßgerichte bejtellt; auf die 
Beitellung und Beauffichtigung finden die Vorjchriften über die Vormund— 
ſchaft entiprechende Anwendung, doch bejteht für ihn eine Verpflichtung zur 
Uebernahme des Amtes nicht!4), und ebenjo fann er ſtets für die Führung 
jeine8 Amtes eine angemejjene Vergütung verlangen.!5) 


1) Dentihrift S. 264 ff.; Prot. II ©. et — 5 ©. 809 ff.). Weitere 
Litteratur oben bei $ 239. 9 GB. 

) Alſo anders an * ————— dei 5 1000 BOB. 

9 8 1981 Abi. 1 5) 8 2013 BOB. 

e, 8 76 Ubi. 1 RL. ng 5062 % BOB. 

», 8 1981 Abi. 2 Sap 2 BGB. Für den Antrag des Erben bejteht feine 
zeitliche Örenze. 

», 8 1981 Abſ. 2 Sag 1 BGB. Eine bejondere Glaubhaftmachung diejer 
— Vorausſetzungen erfordert das Geſetz nicht, jedenfalls muß aber dem Nach— 
laßgerichte die Ueberzeugung von dem Vorhandenſein der Forderung des Nachlaß— 
gläubigers * —— verſchafft werden. 

) 8 76 Abi. 2 RIO. 

S 19 RFrGG 12) $ 1982 BGB. 

1) 8 1983 BOB, ig ut auch in das Grundbuch einzutragen. Vgl. hierüber 
Pland-Ritgen, Bd. 5 S. 102. 
14) 8 1981 Abi. 2 BO8. 5) $ 1987 BOB. 
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Mit der Anordnung!) der Nachlaßverwaltung verliert der Erbe die 88 1984, 

Befugnis, den Nachlaß zu verwalten und über ihn zu verfügen, und dieje 1985,1986. 
Berwaltungs- und PVerfügungsbefugnis geht auf den Verwalter über.?) 
Der Nachlaß gehört aber nach wie vor dem Erben. Mit der Anordnung 
der Nadjlaßverwaltung verliert der Erbe auch die Paſſivlegitimation in 
Anjehung aller gegen den Nachlaß ſich vichtenden Anſprüche, jo daß dieſe 
von nun an nur gegen den Nachlaßverwalter geltend gemacht werden 
fünnen3); ein gegen den Erben anhängiger Rechtsjtreit wird durch die 
Anordnung der Nachlaßverwaltung unterbrochen, bis der Nachlagverwalter 
von jeiner Beitellung dem Gegner Anzeige macht, oder bis der Gegner 
jeine Abjicht, das Verfahren fortzujeßen, dem Nachlaßverwalter anzeigt.) 
Sit vor der Anordnung der Nachlaßverwaltung zu Gunſten eines Nach— 
laßgläubiger8 eine BZmwangsvollitredung in da8 Eigenvermögen des 
Erben erwirkt, jo fann der Erbe, jofern er nicht für die Nachlafverbind- 
lichkeiten unbejchränft haftet, die Aufhebung der Zwangsvollſtreckung im 
Wege der Klage bei dem Prozeßgericht erjter Inſtanz verlangen.d) Ebenjo 
fann der Nacjlafverwalter die Aufhebung von VBolljtredungsmaßregeln ver- 
langen, die zu Gunſten eines anderen al3 eine Nachlaßgläubigers in den 
Nachlaß erfolgt find.) Dagegen jteht die Anordnung einer Nachlaßver— 
waltung der Fortjeßung einer Zwangsvollitrefung in den Nachlaß wegen 
einer Nachlaßverbindlichkeit nicht im Wege”) 

IV. Die Rechtsſtellung des Nachlaßverwalters wird nicht erjchöpft, —* 
wenn man ihn nur als den geſetzlichen Vertreter des Erben bezeichnet; des — 
fie iſt vielmehr der Stellung eines Konkursverwalters ähnlichs), inſofern Wet 
auch er „ſeine Legitimation zur Ausübung der ihm übertragenen Funk— 
tionen unmittelbar aus dem Geſetz entnimmt“.?) Daneben kommen aber 
auch die Vorjchriften des Vormundſchaftsrechts 10) zur Anwendung, joweit 
fie anwendbar und nicht ausdrüdlich ausgeſchloſſen find.!!) 

Der Nachlaßverwalter hat zunächſt die Pflicht, den Nachlaß zu ver- 
walten und iſt al3 jolcher für die Verwaltung nicht blos den Erben !?), 
jondern aud) den Nachlakgläubigern verantwortlich.13) Als Verwalter hat 
er die zum Nachlafje gehörenden Gegenjtände in Beſitz zu nehmen und, 
joweit der Erbe nicht gutwillig den Nachlaß herausgiebt, auf Herausgabe 
des Nacdjlafjes zu Hagen.!t) Das bei der Anordnung der Nachlaßvermwal- 
tung vorhandene Nachlaßvermögen hat er zu verzeichnen und das auf- 
genommene Verzeichnis mit der Verficherung der Nichtigkeit und Voll— 





) Alfo mit der Bekanntmachung, der Anordnung an den Erben, oder an den 
Antragiteller, $ 16 Abſ. 1 RFrG. So aud) Eccius bei Gruchot Bd. 43 ©. 634 
Anm. 27; v. Staudinger-Herzfelder Bd. 5 ©. 172. WU. M. Pland-Ritgen Bd. 5 
S. 103; Strohal a. a. ©. ©. 471. ) 8 1984 Abſ. 1 BGB. 

5 8 1984 Abſ. 1 re BGB. *) 8 241 CPO. Bal. aud) $ 246 CRD. 

s) 8'784 Abi. 1, 8 785 CRD. 

°, 8 784 Abi. 2 CPO., $ 1984 Abi. 2 BGB. 

) ®rot. II ©. 8016 (Bd. 5 ©. 813). * Bol. Strobal a. a. D. ©. 476, 

*, Entic. RG. Bd. 29 No. 10 ©. 29, 36. 

10) Die Nachlaßverwaltung ift aber fein munus publicum. 

1) 8 1915 BOB., $ 75 —28 iij g 1833 BGB. 

is) 8 1985 BGB. 1) Vgl. $ 1986 BGB., $ 117 KO. 


Leötle, Allg. Preuß. Landrecht. 68 
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ee jtändigfeit dem Nachlaßgericht einzureichen.!) Zu gewiſſen Rechtögejchäften 

1 "bedarf er der Genehmigung des Nachlaßgerichts, insbejondere zur Ver— 
fügung über Grundjtüde.?2) Vor allem aber hat der Nachlaßverwalter die 
Nachlaßverbindlichfeiten aus dem Nachlaffe zu befriedigen.?) Bu Ddiejem 
Bwede fann er, ſoweit die erforderlich ift, den Nachlaß nad) feinem Er— 
mejjen verjilbern.t) Hat ein Nacjlaßgläubiger für jeine Forderung ein 
Recht auf Befriedigung aus einem Nachlaßgrundſtücke, jo kann der Nach— 
laßverwalter die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks beantragen.) 

Der Nahlaßverwalter muß jorgfältig prüfen, ob der Nachlaß zur 
Berichtigung der Nadjlafverbindlichleiten ausreiche. Durfte er den Um— 
jtänden nad) zu dieſer Annahme gelangen, jo fann er die Nacjlaßgläubiger 
ohne Gefahr befriedigen. Geeignetenfall3 muß er, um ſich Klarheit über 
die Lage des Nachlafjes zu verichaffen, das Aufgebot der Nachlaßgläubiger 
beantragen. Sobald er von der Ueberjhuldung des Nachlaſſes Kenntnis 
erlangt, muß er die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes beantragen, jonjt 
macht er fi) den Gläubigern jchadenserfagpflichtig. Die den Nacjlaf- 
gläubigern gegen den Nachlaßverwalter aus der Verwaltung des Nachlafjes 
zuftehenden Anfprüche gelten als zum Nachlaſſe gehörend. ©) 

Der Nachlaßverwalter darf den Nachlaß dem Erben erjt ausant- 
worten, wenn die befannten Nachlaßverbindlichkeiten berichtigt find 
oder, fofern die Berichtigung zur Zeit nicht ausführbar oder eine Ver— 
bindlichkeit jtreitig it, wenn dem Gläubiger Sicherheit geleiftet wird.”) 
Für eine bedingte Forderung iſt jedoch Sicherheitäleiftung dann nicht er- 
forderlih, wenn die Möglichkeit des intritt8 der Bedingung eine jo 
entfernte ijt, daß die Yorderung einen gegenwärtigen Vermögenswert 
nicht hat.8) 

Das Nachlaßgericht Hat die Aufjicht über die Verwaltungsthätigkeit 
des Nachlaßvermwalters zu führen.?) 

Der Nacdjlafverwalter hat Anſpruch auf Erjaß der von ihm auf den 
Nachlaß gemachten Aufwendungen.!?) 

— V. Die Nadhlafverwaltung endigt: 
verwaltung. 1. mit der Eröffnung des Nachlaßkonkurſes 11); 

2. durh Aufhebung jeitend des Naclaßgerichts, und zwar 

a) kann die Nachlaßverwaltung aufgehoben werden, wenn fich ergiebt, 
daß eine den Kojten entſprechende Mafje nicht vorhanden ift12); 





1) 88 1802, 1915 BGB. 
) 8 1821, 1822 BGB. 
) $ 1985 Abſ. 1 BGB. 
9 —* zur Bewilligung von Eintragungen in das Grundbuch iſt er legitimiert. 
RGB 175 

38 1085 Abi. 2 Sap 2, 8 1978 Abſ. 2, 88 1979, 1980 BGB. 

ij 8 1986 Abi. 1 u. Ab. 2 Sap 1 BGB. Bei Verlegung dieſer Verpflic;- 
tung macht ne der — den Gläubigern ſchadenserſatzpflichtig. 

) 8 1986 Abſ. 2 Satz 2 BGB. 

°) 88 1837, 1915, 1962 BOB. 

10) ss 1835, 1915 BOB. 

11) $ 1988 Abi. 1 BGB., 8 217 KO., $ 1985 Abſ. 2, $ 1980 BGB. 

15) R 1988 Abſ. 2 BGB 
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b) und ſie ijt aufzuheben, wenn der Grund für ihre Anordnung 
weggefallen ijt.!) 

Gegen den Aufhebungsbeihluß jteht jowohl dem Erben, als auch 
jedem Nacjlaßgläubiger das Rechtsmittel der Beſchwerde zu. ?) 

VI. Meldet ſich nach Aufhebung der Nachlagverwaltung ein noch 
nicht befriedigter Gläubiger, jo bleibt dem Erben, wenn er auch dieſem 
Gläubiger gegenüber jeine bejchränfte Haftung geltend machen will, nichts 
übrig, al8 von neuem die Anordnung der Nachlaßverwaltung oder im 
Halle der UWeberjhuldung des Nachlafjes die Eröffnung des Nachlaß— 
fonfurje zu beantragen.?) Dies trifft aber nur zu, ſoweit es fich nicht 
um einen im WAufgebotverfahren ausgejchloffenen oder einem ſolchen gleich— 
geitellten Gläubiger Handelt. Einem joldhen Gläubiger gegenüber haftet 
der Erbe nur mit dem Nachlaßreſt, foweit ein jolcher nad) den Vor: 
Ihriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung heraus- 
zugeben jein würde.) Sit die Anordnung einer erneuten Nachlaßverwal- 
tung wegen Mangel3 einer den Kojten entiprechenden Mafje nicht thunlich, 
jo fann ji) der Erbe nur nad) Mafgabe der 88 1990, 1991 BGB. 
mit der Einrede der Unzulänglichfeit des Nachlafjes Helfen. 


$ 255. 
c) Nachlaßkonkurs.ꝰ) 


I. Wie die Anordnung der Nachlaßverwaltung, jo bewirkt aud) die 
Eröffnung des Nachlaßkonkurſes die Sonderung der durch den Erbfall 
zu einer Einheit verjchmolzenen Vermögensmaſſen zu Gunſten der Nachlaß— 
gläubiger, aljo die Sonderung (Separation) des Nachlaſſes vom Erben- 
vermögen. Der Nachlaßkonkurs it aljo ein Konkurs über ein Sonder— 
vermögen (Nachlaß), er ijt ein Sonderkonkurs zur gemeinjchaftlichen 
Befriedigung der Nachlafgläubiger. 

Der Nachlaßkonkurs ijt neben der Nadjlaßverwaltung das regel- 
mäßige Mittel des Erben, nicht die Beichränfung feiner Haftung für die 
Nachlapverbindlichkeiten auf den Nachlaß herbeizuführen, jondern dieſes von 
Anfang an für ihn begründete Recht praktijch zu verwirklichen; anderer- 
jeit8 gewährt er den Nachlaßgläubigern da8 Mittel, bei einem überjchul- 
deten Nachlafje das beneficium separationis geltend zu machen. Nur über 
den Nachlaß al3 Ganzes ijt ein jelbjtändiger Konkurs möglich, über einen 
Erbteil findet ein Konkursverfahren nicht jtatt.‘) 


ı) 88 1919, 1985, 1986 BGB. ) 88 19, 20 RFr®. 

’) So aud Strobal a, a. D. ©. 479; Eecius a. a. O. ©. 627ff.; v. Stau: 
dinger⸗Herzfelder a a. a. D. ©. 177; Fronmhold a. a. O. S. 56; Hachenbur Vor⸗ 
träge (2. Aufl.) ©. 672 ff. Silfe, Erbrecht ©. 59; Hellmann in der Krit. Biertel- 
— ne 39 © . 242: Köhne⸗ Feiſt a. a. D. ©. 241; a. M. Pland- Ritgen 

O. 1973, 1974 BGB. Siehe oben S. 1066. 

= — Erbenhaftung und chiahtkonturs, 1898. ar des Ent: 

wurfs eines Gefepes, betr. MUenderungen der Konkursordnung, No. 100 der Reiche: 

tagsvorlagen, 9. Legisl.-Beriode, V. Seſſion 1897/98 ©. 46ff. Kleinfeller, Kom— 

mentar zur Konfursordnung zu den $$ 214—236 (4. Aufl. des Kommentars von 

Beterjen und Slleinfeller, 1900); Seuffert, Deutſches Konkursprozeßrecht, 1899; Dern— 
burg ‚Bd. 3 8 226. °) 8 235 KO. 
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1. Die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes ſetzt die Ueberſchuldung 
des Nachlaſſes voraus); die Zahlungsunfähigkeit bildet alſo keinen Grund 
zur Eröffnung des Nachlaßkonkurſes. Ausschließlich zuftändig iſt für das 
Konkursverfahren das Amtsgericht, bei welchem der Erblafjer zur Zeit 
jeine8 Todes den allgemeinen Gerichtsitand gehabt hat.?) 

Die Eröffnung des Verfahrens wird nicht dadurd gehindert, daß der 
Erbe die Erbichaft noch nicht angenommen hat oder daf er für die Nach— 
laßverbindlichkeiten unbejchränft haftet, und fie ift bei dem Vorhandenfein 
mehrerer Erben auch noch nad) der Teilung zuläffig.®) 

2. Zu dem Antrag auf Eröffnung des Nachlaffonfurjes find be- 
rechtigt: 

a) jeder Erbet), ohne Rüdjicht darauf, ob er beichränft oder un 
beichränktt haftet. Sind Miterben vorhanden und ftellen nicht alle den 
Antrag, jo ijt er gleichwohl zuzulafien, wenn die Ueberjchuldung glaubhaft 
gemacht wird; da8 Gericht hat in diefem Falle die übrigen Erben, joweit 
thunlich, zu hören; 

b) der Nachlaßverwalter jowie ein anderer Nachlaßpfleger und der: 
jenige Tejtamentsvolljtreder, welchem die Verwaltung des Nachlafjes 
zufteht ®); 

c) jeder Ehegatte, jofern die Ehefrau die Erbin iſt und der Nachlaß 
zum eingebrachten Gute oder zum Geſamtgute gehört); 

d) jeder Nachlaßgläubiger ’); ein im Aufgebotsverfahren ausgeſchloſſener 
oder ein (nah $ 1974 BGB.) einem ſolchen gleichitehender Gläubiger, 
ſowie ein Vermächtnisnehmer und ein zum Verlangen auf PVollziehung 
einer Auflage Beredhtigter ift jedoch zu dem Antrage nur dann berechtigt, 
wenn gleichzeitig auch über da8 Vermögen de3 Erben das Konkursverfahren 
eröffnet ift.d) Sit eine Ehefrau Erbin und gehört der Nachlaß zum Ge— 
famtgute, jo fünnen die genannten Gläubiger den Antrag nur ftellen, 
wenn auch über das Vermögen des Ehemannes das Konkursverfahren 
eröffnet ijt.°) 

Nur das Untragsreht der Nachlafgläubiger it zeitlich begrenzt; 
wenn jeit der Annahme der Erbſchaft zwei Jahre verftrichen find, jo 
fünnen jie die Eröffnung des Verfahrens nicht mehr beantragen.!e) 

I. Eine Zwangsvollſtreckung oder eine Arreftvollziehung, die ein 
Gläubiger erſt nach dem Eintritte des Erbfalls erwirkt hat, begründet fein 
Recht auf abgejonderte Befriedigung, und eine nad dem Erbfall im Wege 
der einitweiligen Verfügung erlangte Vormerkung iſt unmwirfjam.t!) 

III. Eine Folge der Sonderung des Nachlaſſes von dem Eigenver- 
mögen des Erben ift, daß der Erbe die ihm gegen den Erblafjer zu— 


1) 8 215 KO. ) 8 214 40. 
> 8 216 RD. 98 217 Abi. 1 und 2 MO. 

8 217 KO. Steht die Verwaltung des Nachlaſſes einem Teftamentsvoll- 
jtreder zu, jo ift, wenn der Erbe den Eröffnumgsantrag jtellt, der Teſtamentsvoll⸗ 
jtreder, und wenn diejer den Antrag jtellt, der Erbe zu vn $ 217 Ubi. 3 KO. 
) 8 218 RD. 7, 8 217 Abi. 1 KO 
98 an 1 KO. 8219 Abi. 2 
0) 82 1) 8 29] KO. 
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ſtehenden Anſprüche geltend machen kann.) Dieſe Anſprüche gelten im 
Nachlaßkonkurſe ſelbſt dann als nicht erloſchen, wenn der Erbe für die 
Nachlaßverbindlichkeiten unbeſchränkt haftet.?) 


Soweit der Erbe eine Nachlaßverbindlichkeit berichtigt hat, deren“ 


Berichtigung nicht ald auf Rechnung des Nachlaſſes erfolgt gilt ($ 1979 
BOB.) tritt er im Falle des Nachlaßkonkurſes an die Stelle des befrie- 
Digten Gläubigers, wofern er nicht für die Nachlafverbindlichkeiten unbe- 
Ichränft Haftet.3) Der Erbe fanı aljo die fraft Geſetzes auf ihn über: 
gegangene Forderung im Nachlaßkonkurſe mit dem ihr zujtehenden Range 
geltend machen. Haftet der Erbe einem einzelnen Gläubiger gegenüber 
unbejchränft, jo kann er dejjen Forderung für den Fall geltend machen, 
daß diejer fie im Konkurſe nicht ſelbſt geltend madıt.t) 

IV. Da der Zweck des Nachlaßkonkurſes die vollitändige Liquidation 
des Nachlaſſes bezwedt, jo kann hier, abweichend von der allgemeinen 
Regel des $ 63 KO., jede Nachlafverbindlichkeit geltend gemacht werden.?) 
Der Kreis der Konkursgläubiger ijt aljo im Nachlaßkonkurſe noch erweitert. 
Demgemäß ergiebt fic für die Rangordnung der Konkursgläubiger folgende 
Abjtufung: 

A. In erjter Reihe jtehen die regelmäßigen, auc im jonftigen Konkurs— 
verfahren zugelajjenen Konkursgläubiger, die unter fi in der im $ 61 
der Konfursordnung bejtimmten Reihenfolge rangieren; 

B. in zweiter Reihe, alfjo nad allen übrigen Verbindlichkeiten, 
werden in folgender Nangordnung und bei gleichem Range nad) Verhält- 
nis ihrer Beträge berichtigt®): 

1. die jeit der Eröffnung des Verfahrens laufenden Zinjen der im 
8 61 KO. bezeichneten Forderungen’); 

2. die gegen den Erblajjer erfannten Gelditrafen; 

3. die Verbindlichfeiten aus einer Freigebigfeit des Erblafjers 
unter Lebenden; 

4. die Verbindlichkeiten gegenüber Pflichtteilsberehtigten; 

5. die Verbindlichfeiten au8 den vom Erblafjer angeordneten Ver— 
mädtnijjen und Auflagen. 

Ein Vermächtnis, durch welches der Pflichtteilsanſpruch des Bedachten 
ausgejchlojjen wird®), jteht, joweit er den Pflichtteil nicht überjteigt, den 
Pflichtteilgrechten im Range gleich.?) 

Die Vermächtniſſe und Auflagen haben untereinander gleichen Rang, 
hat jedoch der Erblajjer durd; Verfügung von Todeswegen für Vermächt— 
nifje und Auflagen eine bejtimmte Rangordnung angeordnet, jo bleibt dieſe 
Anordnung für den Nachlaßkonkurs maßgebend.!9) 


ı) 8 225 Abi. 1 KO. ) 88 1976, 2013 BOB. 

», $ 225 Abi. 2 RO. Liegt der Fall > $ 1979 BOB. vor, jo fann er Er- 
ſatz als ———— verlangen, $ 224 No. KO. 

*) 8 225 Ubi. 3 KO. L $ 226 Abſ. 1 KO. 

) 8 226 Abi. 2 KO. 

) Diefe ur im gewöhnlichen Konkurje „richt — er werden, $ 56 
KD. Bol. 42* 28 23 

sg 226 bl. 3 Sap 1 BGB. 10) 8 2 At 3 Sa 2 BGB. 
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8 1989. Im Aufgebot ausgeſchloſſene oder diejen gleichitehende ($ 1974 
BOB.) Verbindlichkeiten werden erft nach den unter B Nr. 1—3 be 
‚zeichneten Verbindlichleiten berichtigt, e8 jei denn, daß der Anfprud bes 
in feinem Rechte beſchränkten Gläubigerd ich ſelbſt auf ein Pflichtteils- 
recht, auf ein Vermächtnis oder auf eine Auflage gründet; in diefem Falle 
wird ein folder Gläubiger erjt nad) den Berbindlichkeiten befriedigt, mit 
denen er ohne die Beichränkfung gleichen Rang haben würde!) Am üb- 
rigen behalten die ausgejchlojjenen und die ihnen gleichitehenden Gläubiger 
im Verhältnifje zu einander den Rang, der ihnen nad) $ 226 Abj. 2 und 
3 KO. zufommt.?) 

V. Aud der Kreis der Majjegläubiger ijt im Nachlaßkonkurs 
erweitert. Maſſeſchulden find nämlich, außer den im $ 59 ND. be 
zeichneten Berbindlichkeiten 3): 

1. die dem Erben nad) den 88 1978, 1979 BGB. aus dem Nach— 
lafje zu erjeßenden Aufwendungen; 

2. die Kojten der jtandesmäßigen Beerdigung des Erblajjers; 

3. die im Falle der Todeserflärung des Erblajjerd dem Nachlafje zur 
Laſt fallenden Koſten des Verfahrens; 

4. die Koften der Eröffnung einer Verfügung des Erblafjer8 von 
Todeswegen, der gerichtlihen Sicherung des Nacjlafjes, einer Nachlaß— 
pflegichaft, des Aufgebot8 der Nacdjlaßgläubiger und der Inventarerrichtung; 

5. die Verbindlichkeiten aus den von einem Nachlaßpfleger oder einem 
Tejtamentsvollitreder vorgenommenen Rechtsgeichäften ; 

6. die Verbindlichkeiten, die für den Erben gegenüber einem Nad)- 
laßpfleger, einem Tejtamentsvollitreder oder einem Erben, der die Erbichaft 
ausgeſchlagen hat, aus der Geihäftsführung dieſer Perſonen entjtanden 
find, joweit die Nachlaßgläubiger verpflichtet fein würden, wenn die be- 
zeichneten Perjonen die Geichäfte für fie zu bejorgen gehabt hätten. 

VI Ein Zwangsvergleich fann im Nachlaßkonkurſe nur auf den 
Vorſchlag aller Erben geſchloſſen werden.t) Die Gläubiger, welchen die 
im $ 226 Abi. 2 Nr. 2—5 und Abi. 4 KO. bezeichneten Forderungen 
zuftehen, nehmen an dem Zwangsvergleiche nicht teil, find jedod vor der 
Beitätigung zu hören. Macht auch nur einer von ihnen glaubhaft, daß 
der Zwangsvergleich jein berechtigte Intereſſe verlegt, jo ijt Diefer auf 
jeinen Antrag zu verwerfen; gegen die Bejtätigung jteht ihm die fofortige 
Beichwerde zu.) 

0 Wade i VI. Sit der Nachlaßkonkurs durch Verteilung der Mafje oder durch 
tonturjes. Zwangsvergleich beendigt, jo haftet der Erbe in derjelben Weife, wie im 
Falle der Durchführung eines Aufgebotsverfahrend.%) Im einzelnen ergiebt 

ji folgendes: 
1. Sit der Nachlaßkonkurs durch Verteilung der Mafje beendigt 
worden, jo haftet der Erbe denjenigen Gläubigern, welche fi im Konkurſe 


Mafie- 
gläubiger. 


er 
vergleich 


) $ 226 Abſ. 4 —* 1 BOB. Dieſe 359 ergiebt ſich aus $ 1973 Abſ. 1 
und $ 1974 bj. 2 BOB 8 226 Abi. 4 Cap 2 BGB. 
8 224 KO. 9 8 230 Abf. 1 KO. 
5) 8 230 Abſ. 2 KO. 
9 8 1989 BGB. led im Archiv f. bürgerl. Net, Bd. 14 ©. 62 ff. 
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nicht gemeldet haben oder deren forderungen bei der Schlußverteilung 
unberüdjichtigt geblieben find!), mit dem ihm von dem Nachlaſſe nod) 
verbliebenen Ueberſchuß nad) der Vorjchrift des $ 1973 BOB. 

2. Sit der Nachlaßkonkurs durch Zwangsvergleich beendigt worden, 
jo können die an dem ®Bergleiche teilnehmenden Gläubiger gegen den 
Erben nur die Rechte aus dem Vergleiche geltend machen; für die Ver- 
gleichsrate haftet ihnen der Erbe perjönlich, ebenjo der etwaige Vergleichs— 
bürge, nicht aber haftet der Erbe für den Ausfall, wofern er nicht des 
Rechtes der bejchränkten Haftung verluftig gegangen ift.?) 

Denjenigen Nachlaßgläubigern, welche an dem Zwangsvergleiche nicht 
teilgenommen baben®), oder welche ihre Forderungen im Konkurſe nicht 
angemeldet haben, haftet der Erbe mit dem ihm etwa verbleibenden Ueber— 
ichufje gemäß $ 1973 BGB.) 


$ 256. 


d) Befchränfte Haftung ohne Nachlaverwaltung oder Nachlaßkonkurs. 
Einrede der Unzulänglichkeit des Nachlafies.°) 


I. Nachlaßverwaltung oder Nachlaßkonkurs find für den Erben bie 
regelmäßigen Mittel, feine Bejchränfung der Haftung auf den Nachlaß 
praftiich geltend zu machen. Es kann aber der Fall eintreten, daß ent- 
weder die Anordnung der Nachlaßverwaltung oder die Eröffnung des 
Nachlaßkonkurſes wegen Mangels einer den Koften entiprechenden Maſſe 
nicht thunlich ift®), oder daß aus dieſem Grunde die Nachlaßvermwaltung 
aufgehoben?) oder das Konkursverfahren eingejtellt®) wird. In Diefen 
Fällen muß das dem Erben gewährleijtete Recht der Haftungsbejchränkung 
in anderer Weije zur Geltendmachung und Durchführung gelangen. Zu 
diefem Zwede gewährt da8 Gejeß dem Erben eine auf die Dürftigkeit des 
Nachlaſſes gejtügte Einrede, auf Grund deren er die Befriedigung eines 
Nachlaßgläubigers injoweit verweigern kann, al8 der Nachlaß nicht aus- 
reiht. Der Erbe ijt aber in diejem Falle verpflichtet, dem Gläubiger den 
Nachlaß zum Zwecke der Befriedigung im Wege der Zwangsvollſtreckung 
herauszugeben.?) 


88 1982, 


1988,1990. 


Voraus- 
fegungen. 


II. Kraft diefer Einrede verweiſt der Erbe den anbringenden Nach wirkung der 
Einrede. 


laßgläubiger auf den Bejtand des Nachlafje8 und lehnt damit eine über 
diejen Beitand hinausgehende Haftung ab. Der Erbe muß aber, wenn er 
von jeinem Rechte, die Befriedigung des Gläubiger zu verweigern, Ge— 
brauch machen will, den Nachlaß herausgeben, damit ſich der Gläubiger 


1) 88 152ff., 88 161ff. KO. ) g 2013 Abf. 1 BOB. 

2) 8 230 Abi. 2 KO. 

*) Vgl. Strohal a. a. D. ©. 486, 487; Windſcheid-Kipp Bd. 3 $ 607 ©. 471, 
472; Bland-Ritgen Ve. 108 

d) Dentidhrift S. 266, Mot. V ©. 654 ff., Prot. II ©. 7988 fi. (Bd. 5 ©. 796 ff.); 
Pland:Ritgen V ©. 109f}.; v. Staudinger: Herzfelder Ve. 1855; Frommbold a. 
a. D. ©. 58ff.; Wilfe a. a. ©. ©. 61fl. 

°8 1982 — $ 107 KO. ) 8 1988 Ubi. 2 BGB. 

s, 8 204 KO ?) $ 1990 Nbj. 1 BGB. 








85 1990, 
1991. 
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aus dem Nachlaß im Wege der Zwangsvollſtreckung befriedige. Das 
Recht, die Herausgabe der noch vorhandenen Nachlaßgegenſtände durch 
Zahlung des Wertes abzumenden !), ſteht dem Erben in dieſem Falle 
nicht zu. 

Der Erfolg dieſer Einrede ift aljo auch Hier derjelbe, wie bei der 
Nachlaßverwaltung, d. 5. durch die Herausgabe des Nachlaſſes wird im 
Verhältnifje des Erben zu dem einzelnen Gläubiger die Abjonderung 
des Nachlaſſes von dem Eigenvermögen des Erben herbeigeführt, und zwar 
jo, wie fie bei der Anordnung der Nachlaverwaltung oder der Eröffnung 
des Nachlaßkonkurſes gegenüber allen Nachlaßgläubigern Platz greift. 

III. Das Einredereht des Erben wird nicht dadurch ausgeichlofjen, 
daß der Gläubiger nad) dem Eintritte des Erbfalls im Wege der Zwangs— 
volljtredung oder der Arrejtvollziehung ein Pfandrecht oder eine Hypothek 
oder im Wege der einjtweiligen Verfügung eine Vormerkung erlangt hat.?) 

IV. Madıt der Erbe von dem Rechte der Herausgabe des Nachlaſſes 
zum Zwede der Befriedigung eines Gläubiger Gebraud, jo it er dem 
Gläubiger für die vor der Annahme der Erbichaft bejorgten erbichaftlichen 
Geſchäfte nah) den Vorjchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag, 
und von der Annahme der Erbſchaft an biß zu deren Herausgabe für die 
Verwaltung des Nachlaſſes wie ein Beauftragter des Gläubigers verantivort- 
lih. Dafür fann der Erbe aber auch Erſatz für feine Aufwendungen 
verlangen?) und braudt den Nachlaß nur gegen deren Erjaß herauszugeben. 

Die infolge des Erbjalld durch Vereinigung von Recht und Berbind- 
lichkeit (Nonfufion) oder von Recht und Belaftung (Konſolidation) erlofchenen 
Nechtsverhältnifje gelten im Verhältniſſe zwijchen dem Gläubiger, dem 
gegenüber der Erbe ſich auf fein Recht zur Herausgabe des Nachlaſſes 
beruft, und dem Erben als nicht erloſchen.) Der Erbe kann ſich aljo 
wegen jeiner eigenen Forderungen an den Erblafjer aus dem Nachlaſſe 
befriedigen, muß aber auch jeine Schuld an den Erblafjer in den Nachlaß 
einzahlen. 

V. Der Erbe ijt bei der Befriedigung der Nachlaßgläubiger an eine 
bejtimmte Reihenfolge nicht gebunden, er giebt den Nachlaß zum Zwecke 
der Befriedigung an den erjten andringenden Gläubiger heraus; eine 
Verpflichtung zu einer anteil3mäßigen Befriedigung der Gläubiger liegt 
dem Erben nit ob. Es gilt aljo der gemeinrechtliche Grundjag der 
Prävention.d) Nur die rechtsfräftige Verurteilung de8 Erben wirkt 
anderen Gläubigern gegenüber jchon wie die Befriedigung jelbjt.) Der 
Gläubiger erlangt aljo durch die rechtöfräftige Verurteilung des Erben ein 
Vorreht vor den jpäteren Gläubigern. Jedem jpäteren Gläubiger braudt 
der Erbe nur noch das herauszugeben, was nad) Befriedigung des vor— 
hergehenden noch da ijt. Eine Ausnahme machen nur die Verbindlich- 
feiten aus Pflichtteilgrechten, Wermächtnifjen und Auflagen; dieſe hat der 
1) 8 1973 Ab. 2 Satz 2 BGB. 

) $ 19% Abſ. 2 BGB. Bol. SS 778, 784, 804, 866, 867, 883, 884, 
930, 931, 932 CRD. 5, 8 1991 Abi. 1, $ 1978 BOB. 
*) 8 1991 Abi. 2 BGB. 5) L. 228 4 Cod. de iure delib. 6, 30. 
*, 8 1991 Abi. 3 BOB. 
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Erbe fonfursmäßig zu befriedigen, d. h. fo, wie fie im Falle des Kon- 88 1991, 
kurſes zur Berichtigung kommen wirden!), alſo nach allen anderen Ver- 19M. 
bindlichkeiten, und zwar die Pflichtteilsaniprühe vor den Vermächtniſſen 

und Yuflagen.?) Der Erbe darf aljo zur Vermeidung perjönlicher Haftung 

weder Pflichtteildaniprüche befriedigen, noch den Nachlaß an einen Pflicht: 
teiläberechtigten zum Zwecke der Befriedigung herausgeben, ſolange noch 

ein anderer Nachlaßgläubiger, der jeine Forderung geltend gemacht hat, 
unbefriedigt ift. Durfte der Erbe jedoch den Umſtänden nach die Bus 
länglichfeit des Nachlaſſes annehmen, jo macht er fich nicht dadurch perjön- 

lih haftbar, daß er durch Befriedigung eines Pflichtteilsanſpruchs oder 

durch) Herausgabe des Nachlafjes an den Pflichtteiläberechtigten andere 
Nachlaßgläubiger verfürzt hat.) 

VI Beruht die Ueberjchuldung des Nachlafjes lediglich auf Ver— 
mächtnifjen und Auflagen, jo ift der Erbe, auch wenn eine den Koſten des 
Konkursverfahrens entſprechende Mafje vorhanden iſt, nicht verpflichtet, den 
Nachlaßkonkurs zu beantragent), jondern er ijt berechtigt, die Berichtigung 
diefer Werbindlichfeiten nad) den Vorjchriften der 88 1990, 1991 BGB., 
aljo dadurch zu bewirken, daß er die noch vorhandenen Nachlaßgegenjtände 
zum. Zwede der Befriedigung der Vermächtnisnehmer und der Auflagen- 
empfänger5) im Wege der Zmwangsvollitredung herausgiebt.) Der Erbe 
fann fogar in Ddiefem Falle die Herausgabe durch Zahlung des Wertes 
abwenden.?)®) 

VI. Wie aber geitaltet ſich prozejjualifch die Geltendmachung der Durdfügrung 
dem Erben nach $ 1990 zuftehenden Haftungsbeichränfung ? — 

Macht der Gläubiger eine Nachlaßverbindlichkeit gegen den Erben 
geltend, ſo muß der beklagte Erbe ſeine beſchränkte Haftung ſchon im 
Hauptprozeſſe geltend machen, widrigenfalls ſie bei der Zwangsvollſtreckung 
gegen den Erben unberückſichtigt bleibt.“) Iſt die Beſchränkung feiner 
Haftung im Urteile vorbehalten worden, jo kann der Erbe nunmehr, wenn 
der Gläubiger mit Zwangsvollitredungsmaßregeln gegen ihn andringt, im 
Wege der Bolljtredungsgegenflage geltend machen, daß er zur Befrie- 
digung des Gläubiger im Wege der Zwangsvollſtreckung nur durch Her: 
ausgabe des Nachlaſſes 10) verpflichtet jei.!!) Bei diejer Volljtredungsgegen- 








ı) $ 1991 Abj. 4 BGB. 

% Vgl. über dieje etwas dunklen 88 1990, 1991 BGB.: Strohal a. a. O. 
$ 81 ©. 492ff.; Endemann a. a. ©. $ 101 ©. 444; Coſack a. a. O. $ 382; 
Hachenburg a. a. D. 7 — und die Kommentare; ferner Eccius a. a. D. ©. 615ff.; 
Hagen a. a. O. ©. 

) Bol. — ik a. a. ©. ©. 113; Endemann a. a. D. ©. 446 2b. 

*) 8 1980 BOB. 

) Dieje dürfen die Eröffnung des Nachlaßlonkurſes nur beantragen, wenn über 
das Vermögen des Erben da3 Stonfuröverfahren ‚eröffnet ift. 8 219 Abi. 1. RO. 

°8 1992 Sab 1 BGB. "), 8 1992 Say 2 BOB. 

s) Die 88 1990— 1992 BGB. finden feine Anwendung, wenn der Erbe für 
die Nachlahverbindlichkeiten unbeichräntt haftet. $ 2013 Abſ. 1 BGB. 

8 780 Abi. 1, $ 781 CPO. Bgl. aud unten $ 259. 

ı Der Erbe braucht nicht den ganzen Nachlaß, fondern nur jo viele Nachlaß— 
—— — als zur Befriedigung des Nachlaßgläubigers erforderlic) 
Än i ) 8 785, 767, 769, 770 EBD. 


88 199, 
199. 


Inventar. 
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Hage trifft den Erben die Beweislaſt dafür, daß die Vorausfeßungen des 
$ 1990 BGB. vorliegen. Der Erbe ijt aljo gezwungen, die Geltend- 
madhung jeiner bejchränften Haftung wegen der Unzulänglichkeit des Nach— 
laſſes in die Vollftredungsinftanz zu verlegen und kann die Einrede der 
Unzulänglichkeit nicht jchon im Hauptprozeile geltend machen.!) 

Ob der Nachlaß zur Befriedigung des Klägers ausreicht oder ob 
der Kläger mit der Zwangsvollſtreckung weiter greift, ift dann in der Zwangs— 
vollitredungsinitanz zu entjcheiden. 


g 257. 


e) Inventarerrichtung. Unbefchräntte Haftung des Erben.?) 


I. Unter Inventarerrihtung verjteht da8 BOB. die Einreihung eines 
ordnungsmäßig aufgenommenen Berzeichnifjes des Nachlaſſes (Inventars) 
bei dem Nachlaßgerichte.?) Sie ijt für den Erben weder die Vorausfegung 
zur Erlangung jeiner bejchränften Haftung, nod ein Mittel diefe Be— 
Ihränfung durchzuführen und geltend zu maden.*) 

Die rechtzeitige Errichtung des Inventar begründet im Verhältniſſe 
ziwijchen dem Erben und den Nachlaßgläubigern die Vermutung, daß 
zur Zeit des Erbfalld weitere Nachlaßgegenftände als die angegebenen 
nicht vorhanden geweſen feien.?) Die Inventarerrihtung ſoll „den Nach— 
laßgläubigern für den Fall, daß der Erbe ſich auf die Unzulänglichkeit 
des Nachlafjes beruft, ein Mittel in die Hand geben, den urjprünglichen 
Beitand in zuverläſſiger Weile feitzujtellen“.*) Die VBerfäumung der 
Inventarfriit hat zur Folge, daß der Erbe für die Nachlafverbindlichkeiten 
unbejchränft Haftet.”) Durch Nichterrichtung de8 Inventar verliert 
aljo der Erbe das ihm von vornherein zuftehende Necht der bejchränften 
Haftung. Die Inventarerrichtung dient aljo im heutigen Rechte nicht ſo— 
wohl dem Interefje des Erben al3 dem der Nachlaßgläubiger. 

I. Der Erbe ift zwar beredtigt, ein Inventar zu errichten, aber 
an ſich hierzu nicht verpflichtet.) Durch die Inventarerrichtung kann ſich 
der Erbe feine grundfäglich beichränkte Haftung erhalten, d. h. er ift 


ı) Dafür ſpricht die ganz, allgemeine Faſſung der $$ 780, 781 CPO., die 
ſchlechthin die Beichränfung der Haftung des Erben im Prozefie geh: alſo aud) für 
den Fall des 8 1990 BGB. gilt. So auch Hagen a. a. D. ©. 131fi.; a. M. 
Eccius a. a. ©. ©. 617, 630; Pland:Ritgen V ©. 114 Anm. 2. Siehe aud 
unten 8 20. 

) Mot. V S. 608 ff., Denkſchrift ©. gi a II ©. 7870ff. (8b. 5 
©. 731 ff.). ®) $ 1993 B® 

) Siehe oben S. 1060. Nach gemeinem Nechte — der Erbe das Recht 
der beſchränkten gaftıng mir, wenn er frijt: und formgeredt ein Inventar errichtete, 
nah ALM. 88 4225. 19 fland dem Erben das Recht auf beſchränkte Haftung ohne 
weiteres zu, er verlor es aber, wenn er die rechtzeitige Aufnahme des Inventars 
verjüumte, Er oben ©. 1056, 

5, 8 2009 BGB. 

®), Denkſchrift S. 267, 

) 8 1994 Abſ. 1 Sak 2 BOB. 

98 1993 BOB. 
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fortan nicht mehr der Gefahr ausgejeßt, feine bejchränfte Haftung durch ee 
Nichterrihtung des Inventar zu verlieren. 1 . ‚1 

Nur auf Antrag eine Nachlaßgläubigers!) ift der Erbe zur 
Anventarerrihtung verpflichtet.?) Das Naclaßgeriht Hat dann dem Imventar- 
Erben zur Errichtung des Inventars eine Friſt (Inventarfrift) zu beftimmen. reif. 
Die Frijtbeitimmung erfolgt durch Verfügung des Nachlaßgerichts; gegen 
die Verfügung, durch die eine Inventarfriſt bejtimmt oder verlängert wird, 
findet die jofortige Beſchwerde jtatt.3) Die Frijt ift aljo, abweichend vom 
ALR.), Feine gejeßliche, jondern eine richterlihe Frift. Den Antrag, eine 
Frift zu bejtimmen, kann jeder Gläubiger jtellen, der jeine Forderung 
glaubhaftd) machen kann; jedoch wird die Friftbeitimmung nicht unwirk— 
jam, wenn fich nachträglich herausjtellt, daß die Forderung nicht befteht.‘) 

Die vom Nachlaßgerichte zu beftimmende Inventarfriſt ſoll mindeſtens 
einen Monat und höchſtens drei Monate betragen. Die Frift beginnt mit 
der Zuftellung ’) des Beſchluſſes, durch den Die Friſt bejtimmt wird, an 
den Erben; wird die Frift aber vor der Annahme der Erbichaft beftimmt, 
jo beginnt fie erft mit der Annahme der Erbichaft.?) Während eine Ver— 
fürzung der Friſt, abweichend vom ALR.?), unftatthaft ift, kann fie auf 
Antrag des Erben nah dem Ermefjen des Nachlaßgerichts verlängert 
werden.!%) Steht der Erbe unter elterliher ®ewalt oder unter Vormund— 
Ihaft, jo ſoll das Nachlaßgeriht dem Wormundichaftsgerichte von der 
Beitimmung der Anventarfrift Mitteilung machen.!!) 

Sit der Erbe durch höhere Gewalt!?) an der rechtzeitigen Errichtung 
des Inventar oder an dem Antrag auf Verlängerung der Inventarfriſt, 
jofern diefer Antrag den Umjtänden nad) gerechtfertigt gewejen wäre, ver- 
hindert worden oder hat er ohne jein WVerjchulden von der Zuftellung des 
Beichlufjes, durch den die Inventarfriſt bejtimmt worden iſt, feine Kennt— 
nis erlangt, jo hat ihm auf feinen Antrag das Nachlaßgericht eine neue 
Inventarfriſt zu bejtimmen.!3) Der Antrag muß jedoch binnen zwei Wochen 
nad) der Bejeitigung des Hinderhijjes und ſpäteſtens vor dem Ablauf eines 
Jahres nach dem Ende der zuerjt bejtimmten Frift gejtellt werden.!) Vor 
feiner Entjcheidung ſoll das Nachlaßgericht den Nachlafgläubiger, auf defjen 
Antrag die erjte Friſt beitimmt worden ijt, wenn thunlich hören.!d) Gegen 
die Entiheidung des Nachlaßgerichts ſteht ſowohl dem Erben als jedem 
Nachlafgläubiger die jofortige Beſchwerde offen.1®) 

1. Der Lauf der nventarfrift und der für den Antrag auf Be- 
jtimmung einer neuen Inventarfriſt laufenden Frift von zwei Wochen 


5 Auch der im Aufgebotöverfahren en A > zur 
GB 


Stellung des Antrags beredtigt. 81 Abi. 1 8 
> 77 RIO. *) 8 424 19 ACH. 
®) 8 15 Abi. 2 RFrG. 9 8 1994 Abi. 2 BOB. 


) Die Austellung erfolgt nach den für die pa von Amtswegen gelten: 
den ing der CPO. ($$ 208— 213), $ 16 Abſ. 2 Hr. 


s) 8 1995 Abi. 1 u. 2 BEP. °) 8 426 II ACH. 
10), 8 1008 Abi. 3 BEP. 11) 8 1999 BGB. 

Siehe oben Seite 286 Anm. 1. 5) 8 1996 Abi. 1 BGB. 
14) 8 10996 Abi. 2 BOB. 15) 8 1996 Abi. 3 BGB. 


%) 8 77 RFIG. 


53 1997, 
2000 
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($ 1996 Abj. 2) iſt gehemmt, fjolange der Erbe durch Stillſtand der 


-Nechtöpflege an der Errichtung des Inventars oder an der Stellung des 


Antrags auf Bewilligung einer neuen nventarfriit verhindert ijt.!) 

2. Sit ein geichäftsunfähiger oder in der Gejchäftsfähigfeit beſchränkter 
Erbe ohne geſetzlichen Vertreter, jo kann die Inventarfrijt überhaupt nicht 
beginnen, denn dieje beginnt nur, wenn der Frijtfegungsbeichluß dem ge- 
jeglichen Vertreter zugejtellt ift.) Wenn aber der Mangel der gejeglichen 
Vertretung während des Laufe der Inventarfriſt eintritt, wird Die 
Snventarfrift nicht vor dem Ablaufe von ſechs Monaten jeit der Hebung 
de3 Mangels vollendet.3) 

Nah preußiihem Nechte 4) Tief minderjährigen und bevormundeten 
Perjonen die Frift zur Grrichtung des Inventars erjt von der Groß— 
jährigfeit an, das Anventarrecht konnten fie weder durch Handlungen nod) 
Unterlajjungen des gejeßlichen Vertreter verlieren. Das BGB. hat diejen 
Standpunkt verlafjen, geht vielmehr davon aus, daß die Verjäumung der 
Inventarfrift auch den gejchäftsunfähigen oder in der Geichäftsfähigkeit 
bejchränkten PBerjonen gegenüber ihre volle Wirkung äußert; dieſe Perjonen 
haben aljo unter der Verfäumung der Inventarfriſt jeitens ihrer gejeß- 
lien Vertreter in gleicher Weife zu leiden wie andere Erben. 5) 

3. Stirbt der Erbe vor dem Ablaufe der Inventarfriſt, jo endigt 
die Friſt nicht vor dem Ablaufe der für die Erbichaft des Erben vor- 
geichriebenen Ausſchlagungsfriſt.ꝰ) 

4. Wird eine Nachlaßverwaltung angeordnet oder der Nachlaßkonkurs 
eröffnet, jo wird eine vorher bejtimmte und noch nicht verjäumte Inventar— 
frift unwirkſam.) Ebenjo kann während der Dauer der Nachlaßverwal— 
tung oder des Nachlaßkonkurſes eine Inventarfriſt nicht beitimmt mwerden.®) 
In dieſen Fällen liegt dem Nachlaßverwalter und dem Konkursverwalter 
ohnehin die Pflicht ob, ein Inventar aufzunehmen.?) 

Sit der Nachlaßkonkurs durch Verteilung der Maſſe oder durch 
Zwangsvergleich beendigt, jo braucht der Erbe fein Inventar mehr zu er- 
richten, um ſich feine Haftungsbejhränfung zu erhalten!); es kann ihm 
aljo eine Jnventarfrijt nicht bejtimmt werden. 

5. Eine Ehefrau bedarf weder bei dem gejeplichen Güterjtande nod) 
bei der allgemeinen Gütergemeinfchaft zur Annahme oder Ausichlagung 
einer ihr angefallenen Erbichaft der Zujtimmung des Mannes, fie fann 
vielmehr die Erklärung ſelbſt abgeben.!!) Auch zur Inventarerrichtung iſt 





) 8 1997, $ 203 Abi. 1 BGB. Verhinderung durd) höhere Gewalt ($ 203 
Abi. 2 BGB.) Hemmt alfo hier nicht den Lauf der Friit. 

) 8 1995 Abſ. 1 Sak 2 BGB. 8 171 Abſ. 1 CPO. 

9 & 1997, $ 206 BGB. 

*) 8 430 19 ALH., $ 50 Pr. Vorm.Ord. 

9) Sache des Vormundſchaftsgerichts ift es, für die rechtzeitige Inventarerrich— 
tung zu ſorgen, deshalb die Vorſchrift des F 1999 BGB., die Schuß gegen die Ver— 
jäumung der Inventarfrift durch den gejeglichen Vertreter gewährt. 
°) 88 1998, 1944 BGB. Gleiches gilt für die im $ 1996 Abſ. 2 BGB. be 


jtimmte Friſt von zwei Wochen. ) 8 2000 Sat 1 BGB. 
) 8 2000 Sak 2 BGB. »), 88 1802, 1915 BGB. SH 113 ff. KO. 


‚8 2000 Satz 3 BOB. 1) Siehe oben ©. 1045 unter V. 
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die Zuftimmung des Mannes nicht erforderlich. Dagegen wird der Mann 2007, 
gegen die Gefahren, welche dem eingebrachten Gute oder dem Gejamtgut ‘ en 
aus einem überjchuldeten Nachlaſſe drohen können, durch folgende Por: j 
ſchriften geſchützt ?): 

a) Die Beſtimmung der Inventarfriſt für die Frau iſt nur wirkſam, 
wenn fie auch dem Manne gegenüber erfolgt.?) 

b) Solange nicht die Friſt dem Manne gegenüber verftrichen iſt, 
endigt fie auch nicht der rau gegenüber. 

ec) Die Errichtung des Inventar durch den Mann kommt auch der 
Frau zu ftatten. Eine der Frau bejtimmte Inventarfriſt wird aljo durch 
ein vom Mann errichtete Inventar gewahrt. 

6. Dem Fisfus, der als gejeplicher Erbe eine ihm angefallene »errelung 
Erbſchaft nicht ausſchlagen darf, kann eine Inventarfrift nicht, beitimmt Inventar: 
werden.d) Er fann das Recht der bejchränften Haftung niemals" verlieren, PH 
und der Vorbehalt der bejchränften Haftung im Urteil iſt ihm gegenüber 
nicht erforderlich.) Dagegen ift er den Nacjlaßgläubigern gegenüber ver- 
pflichtet, über den Beſtand des Nachlaſſes Auskunft zu erteilen), er 
muß alfo dem Ausfunftsberechtigten ein Verzeichnis des Nachlaßbeſtandes 
vorlegen und hat, wenn Grund zu der Annahme bejtehen follte, daß das 
Verzeichnis nicht mit der erforderlichen Sorgfalt aufgejtellt worden ijt, auf 
Verlangen den Offenbarungseid zu leiften.) Im übrigen kann auch der 
Fisfus die Beichräntung feiner Haftung nur unter denjelben Voraus— 
jeßungen wie jeder andere Erbe geltend machen. Die Vorſchriften über 
die Nachlaßverwaltung, über den Nachlaßkonkurs, ſowie über die Einrede 
der Unzulänglichkeit des Nachlaſſes gelten aljo aud) für den Fiskus. 

7. Einem Nachlaßpfleger) und einem Nacdjlafverwalter®) kann eben- 
fall3 eine Inventarfriſt nicht bejtimmt werden; doch find fie, wie der 
Fiskus, den Nachlaßgläubigern gegenüber verpflichtet, über den Beſtand 
des Nachlaſſes Auskunft zu erteilen.) Auf die Beichränfung der 
Haftung ded Erben fünnen fie nicht zum Nachteile des Erben verzichten.!0) 
Deshalb bedarf e8 au in einem Urteil über eine Nachlaßverbindlichkeit 
gegen einen Nachlakverwalter oder einen Nachlafpfleger nicht eines Vor: 
behalt3 der beichränften Haftung.1!) 

8. Sit ein Erbe zu mehreren Erbteilen berufen 12), jo beſtimmt ſich —— 
ſeine Haftung für die Nachlaßverbindlichkeiten in Anſehung eines jeden der Erbteilen 
Erxbteile fo, wie wenn die Erbteile verfchiedenen Erben gehörten.!3) Für Pzlenen 


ı) 8 2008 BGB. 

?) Der Friftbeitimmungsbeihluß muß aljo beiden Eheleuten zugejtellt werden, 
und zwar an den Ehemann aud dann, wenn der Nachlaßgläub —F eine Friſtſetzung 
ihm gegenüber nicht beſonders beantragt hatte. Planck⸗ ns ©. 137, Note 2a. 

e' $ 2011, 1942 Abſ. 2 BGB., fiehe oben $ 245 ©. 1035. 

“8 780 Abi. 2 CRD. Doc muß auch der Fistus ſich auf ſein Recht der 
nn Aefung berufen, $ 781 CPO. °, 8 2011 Sat 2 BOB. 

9 BGB. ’) Sicherungspflegſchaft nad) SS 1960, 1961 BGB. 

8) A 1076 1981 BGB. Machiespftegichaft zum Zwede ber Befriedigun dos der 
Nachlaßglaubiger. GB. Vgl. auch 88 1802, 1915 

10) 88 2012 Abi. 1 Sat 3, Abi. 2 BGB. 1,8 780 Abi. 2 RO, 

ı) 8 1951 BGB., ſiehe oben ©. 1046. i) 8 2007 Sat 1 BGB, 
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Rn die Haftung des Erben in Anjehung der jedem Erbteil aufliegenden Nad)- 

2005, (afverbindlichkeiten wird die Sache jo angejehen, als ob es fich um be- 

— ſondere verſchiedene Erbteile handelte. Der Verluft der Haftungsbeſchränkung 

in Anſehung des einen Erbteils bewirkt alſo noch nicht den Verluſt der 
Haftungsbeſchränkung in Anſehung der anderen Erbteile. 

In den Fällen der teſtamentariſchen Anwachſung (88 2094, 2095) 
ſowie der Erhöhung des gejeglichen Erbteil3!) gilt jedoch ausnahmsweije 
dieje Vorjchrift nur, wenn die Erbteile verjchieden bejchwert ?) find); in 
diejem Falle gelten die mehreren Erbteile rüdjichtlih) der Haftung als 
ein Erbteil. 

———— III. Was die Form des Inventars anlangt, ſo hat der Erbe, nach 
BGB.) wie nad) ALR.5), die Wahl, ob er das Inventar ſelbſt aufnehmen 
oder das Gericht mit der Aufnahme beauftragen will. 

1. Während nad) ALR.s) ein von dem Erben angefertigte8 Privat- 
inbentar genügte, muß der Erbe nad) BOB. zu der Aufnahme eine zu= 
jtändige Behörde oder einen zuftändigen Beamten oder Notar zuziehen”); 
das amtliche Organ ſoll dem Erben nur als Beiltand dienen und ihn bei 
der Heritellung des Inventar mit feiner Sachkenntnis unterjtügen. Die 
Zuftändigfeit der Behörde oder des Beamten bejtimmt ji) nad den 
Landesgejepen. An Preußen jind zujtändig die Amtsgerichte, Notare, Ge— 
richt3jchreiber, Gerichtövollzieher, Dorfgerichte, Ortsgerichte. 

2. Der Erbe fann aber aud beim Nadjlaßgerichte den Antrag auf 
Aufnahme des Inventars jtellen. In diefem Falle hat das Nachlaßgericht 
entiveder das Anventar jelbjt aufzunehmen ®) oder die Aufnahme einer zu— 
jtändigen Behörde oder einem zuftändigen Beamten oder Notar zu über- 
tragen. Dur die Stellung des Antrags beim Nachlaßgerichte wahrt der 
Erbe die nventarfrijt.?) 

Das Nachlaßgericht kann in Preußen), abgejehen von den Notaren, 
den Gerichtsjchreiber, den Gerichtsvollzieher, dad Dorfgeriht oder das 
DOrtögericht mit der Aufnahme des Inventars beauftragen. 

Der Erbe ijt verpflichtet, zur Vermeidung des Verluſtes der be- 
ſchränkten Haftung !!), die zur Aufnahme des Inventars erforderliche Aus- 
funft zu erteilen.!?) Das fertiggeitellte Inventar ijt von der Behörde, dem 
Beamten oder dem Notar bei dem Nachlaßgericht einzureichen.!2) 

Im Anſchluß an die Praxis des preußiichen Rechtes!t) it dem Erben 
eine Erleichterung der Inventarerrichtung dadurch gewährt, daß er unter 
Umftänden jeiner Inventarpflicht dadurch genügen kann, daß er auf ein 
bereit3 vorhandenes Inventar verweilt. Wenn ſich nämlich bei dem Nach— 


ı) & 1935 BGB., jiehe oben $ 246. 
. bh. mit Vermächtniſſen oder Auflagen, denn Pflichtteilslaft und Aus- 
———— wirken = — Miterben. Planck-Ritgen V ©. 135 Note 3. 
’) 


Satz 2 *) 88 2002, 2003 BGB. 
Ra Fee 6) $ 438 I 9 AUN. ), 8 2002 BGB. 
) Bon dem Vorbehalte des Art. 148 EG. 5. BGB. hat Preußen feinen Ge— 
brauch gemacht. ») 8 2003 Abſ. 1 BGB 
Vol. oben 15 250 ©. 1051 Unm. 1. 5 2005 Abi. 1 u BOB. 
ı2) 8 2003 Abi. 2 BOB. 19 $ 2003 Abi. 3 BGB. 


1%, Eccius Bd. 4 $ 270 Note 62, 70. 
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faßgerichte jchon ein von einem Erben, oder von einem Tejtamentövoll- 
jtreder, Nacjlaßpfleger, Nachlagverwalter oder Konkursverwalter oder von 
dem Nachlaßgerichte jelbit ($ 1690 Abſ. 2) aufgenommene® und forms 
gerechte8 Inventar befindet, jo genügt ed, wenn der Erbe vor dem Ab— 
laufe der Inventarfrift dem Nachlaßgerichte gegenüber die Erklärung ab- 
giebt, daß da3 Inventar als von ihm eingereicht gelten joll.!) Die 
Einreihung des Inventar bei dem Nachlaßgericht ift auch durch einen 
Bevollmächtigten zuläſſig.?) 

Die Kojten der nventarerrichtung fallen dem Nachlaſſe zur Laſt?) 
und gehören im Nachlaßkonkurſe zu den Majjejchulden.t) 

IV. Das Inventar bezwedt, den Nachlaßgläubigern eine Ueberficht 
über den Stand der Erbichaft zu geben. Deshalb jollen inhaltlich die 
bei dem Eintritte des Erbfalls vorhandenen Nacjlaßgegenjtände und 
alle Nachlaßverbindlichkeiten einjchlieglich der infolge des Erbfalld oder nad) 
dem Erbfall entjtandenen, volljtändig angegeben werden.d) Das nventar 
muß aljo wie nad ALR.6) ein vollitändiges Verzeichnis der Aktiva und 
Paſſiva des Nacjlafjes enthalten. 

Das Inventar joll außerdem eine Bejchreibung der Nacjlaßgegen- 
jtände, ſoweit eine foldhe zur Bejtimmung des Wertes erforderlich ift, und 
die Angabe des Wertes enthalten.) Maßgebend ijt der Wert zur Zeit 
des Todes des Erblafjers. 

Sit die Angabe der Nacdjlaßgegenjtände unvollftändig, jo kann dem 
Erben zur Ergänzung des Inventar auf Antrag eines Nachlaßgläubigers 
eine neue Inventarfriſt bejtimmt mwerden.®) 

V. Die VBerfäumung der Inventarfriſt, ſowie ein unredliches Verhalten 
bei der nventarerrihtung hat für den Erben den Verluft jeiner be— 
Ihränften Haftung allen Nadlafgläubigern gegenüber zur Folge.) Der 
Eintritt der unbejhränften Haftung fnüpft fih an Mängel des 
Inventar in folgenden Fällen: 

1. wenn der Erbe abfichtlich eine erhebliche Unvollitändigfeit der im 
Inventar enthaltenen Angabe der Nacjlaßgegenjtände herbeiführt 19); 

2. wenn der Erbe in der Abficht, die Nachlaßgläubiger zu be= 
nadhteiligen, die Aufnahme einer nicht bejtehenden Nachlaßverbindlichkeit 
bewirkt; 


9 8 2004 BGB. 
2) Ueber das Verfahren bei der Aufnahme des Inventars vgl. ©. 1051 Anm. 1 
: $ 105 Geſchäftsanweiſung n erg v. 1. _ Dezember 1899 (JMBI. 
©. 629, 692). » $ 2121 bj. 4, $ 2215 Abſ. 5, 8 2314 Abi. 2 BGB. 
*) 8 224 No. 4 KO. ») 8 2001 Abf. 1 BGB. 
n 8 434, 435 I 9 AQR. 
ng 2001 Abf. 2 BGB. Ueber die äußere Einrichtung vgl. $ 105 Geichäfts- 
anweiſung für die —— — ieher (JMBl. 1899 S. 692) vgl. ferner AV. vom 
20. Dez. 1899 88 26—33 (. S. 506, 827) [Aufnahme eine Inventars dur 
dad Dorjgeriht]; AB. vom Se Dez. 1899 ©. 889, 88 32—40 [Ortögeridt]. 
2005 Abi. 2 BGB. 
°) & 1994 Abf. 1 Sap 2, 8 2005 Abſ. 1 BGB. Vgl. $ 439 I 9 ALN. 
1, Die Abſicht braucht nicht gerade auf Benachteiligung der Nachlaßgläubiger 
gerichtet zu jein. 
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3. wenn der Erbe in dem Falle, daß er die Aufnahme des Inven— 
tars bei dem Nachlaßgerichte beantragt hat, die Erteilung der zur Auf— 
nahme erforderlichen Auskunft verweigert oder abſichtlich in erheblichem 
Maße verzögert hat. 

In dieſen Fällen (1—3) tritt der Verluſt der beſchränkten Haftung, 
aljo der Rechtsnachteil der unbejchränften Haftung jofort mit der Ein- 
reihung des fehlerhaften Inventard und nicht erjt dann ein, wenn ber 
Erbe die Inventarfriſt verjtreihen ließ, ohne vorher da8 Inventar zu 
berichtigen.!) 

VL In Uebereinftimmung mit dem ALR.?) hat der Erbe auf Ver— 
langen eines jeden Nacjlaßgläubiger8 vor dem Nachlaßgerichte den Dffen- 
barung3eid dahin zu leilten: daß er nach beſtem Wiſſen die Nachlaß— 
gegenjtände fo vollitändig angegeben habe, als er dazu imjtande fei.3) 

Die Leiftung des Offenbarungseid ijt ein Akt der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. Der Termin zur Eidegleijtung wird von dem Nach— 
fafgeriht auf Antrag des Nachlaßgläubigers oder des Erben bejtimmt; 
zu dem Termine find beide Teile zu laden, doch ijt die Anweſenheit des 
Gläubigers nicht erforderlich.) Das Protokoll über die Leiftung des 
Eides iſt jedem, der ein berechtigtes Intereſſe glaubhaft macht, zur Ein- 
fiht vorzulegen, auch kann eine Abjchrift des Protokolls gefordert werden, 
die auf Verlangen zu beglaubigen ijt.5) 

Bor der Leijtung des Eides kann der Erbe das Inventar verboll- 
ftändigen.e) Ob der Erbe das Inventar freiwillig ($ 1993) oder nad) 
Beitimmung einer Inventarfriſt errichtet hat, und ob er das nventar 
jelbft unter Zuziehung eine® amtlichen Organs aufgenommen ($ 2002), 
oder ob mit der Aufnahme das Nachlafgericht beauftragt worden iſt 
($ 2003), macht feinen Unterjchied.”) Auch Fann der Offenbarungseid 
verlangt werden, ohne daß Grund zu der Annahme bejteht, daß das 
Inventar nicht mit der erforderlichen Sorgfalt aufgejtellt worden ijt. $) 
Die Leiftung des Eides wirkt gegenüber allen Nachlaßgläubigern. Hat 
der Erbe den Dffenbarunggeid geleijtet, jo ift er auf Verlangen desjelben 
oder eines anderen Gläubigerd zur wiederholten Leitung des Eides nur 
verpflichtet, wenn Grund zu der Annahme bejteht, daß dem Erben nad) 
der —— weitere Nachlaßgegenſtände bekannt geworden find.?) 10) 

) Dal. Strobal a. a. ©. ©. 425, 426 u. Anm. 25; Pland-Ritgen V ©. 131; 
a. M. v. Staudinger-Herzfelder V ©. 209, 210; Wille, Erbrecht, Kommentar ©. 77. 

2) 88 440, 441 I 9 ACH. 

) 8 2006 bj. 1 BGB. Der Offenbarungseid bezieht ſich alfo nur auf die 
zur Zeit des Erbfalld vorhandenen Nachlaßaktiva, * auf die Nachlaßpaſſiva. 

98 J Bo vgl. ferner Art. 147 Abi. 2 EG. 3. BGB. 

s, 8 78 REG ©) 8 2006 wi 2 BEP. 

E —* eidliche Beitärlung eines Inventard nad) ALR. vgl. 88 440—442 I 


9 ALR 
98 260 Abſ. 2 BGB. iſt alſo nicht Vorausſetzung für die Verpflichtung der 
Leiſtung des rg 
°) $ 2006 Abj. 4 BEB., vgl. $ 903 CPO. 
10) Ueber die Frage, welcher Ehegatte im Fall des 8 2008 des BGB. den 
Offenbarungseid zu leiften hat, vgl. Strohal a. a. O. S. 431, 432; Pland-Ritgen V 
S. 139; Hachenburg a. a. O. (2. Aufl.) ©. 404, 405. 
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Die Verweigerung der Leitung des Dffenbarungseids hatte nad) ae 
ALR.!) die Rechtöfolge, daß das Inventar als nicht gelegt galt. Nach 2010. 
BGB. nüpft fi) an die Veriveigerung der Eidegleiftung die Folge, daß 
der Erbe dem Gläubiger, der den Antrag geitellt hat, unbe— 
ſchränkt haftet?); der Erbe verliert alfo dem Antragiteller gegenüber das 
Recht der beichränften Haftung). Die gleiche Folge tritt ein, wenn der 
Erbe weder in dem Termine noch in einem auf Antrag des Gläubigers 
bejtimmten neuen Termin erjcheint. Das Nichterjcheinen in dem zweiten 
Termine hat jedoch die Nechtsfolge des Verluftes der bejchränften Haftung 
dann nicht, wenn ein Grund vorliegt, durch den das Nichtericheinen in 
diejem Termine genügend entjchuldigt wird.*) 

Die Kojten der Abnahme des Eides fallen dem Antragiteller zur Lat. 

VI. Sit das Inventar rechtzeitig, d. 5. vor dem Ablaufe der In— Vermutung. 
ventarfrift errichtet worden, jo wird im Verhältnifje zwijchen dem Erben 
und den Nadlaßgläubigern vermutet), daß zur Zeit des Erbfalls weitere 
Nachlaßgegenſtände als die angegebenen nicht vorhanden gewejen jeien.®) 

VIII. Das Nachlaßgericht hat die Einfiht des Inventar jedem zu 
geitatten, der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht.) 

IX. Die unbeihränfte Haftung des Erben hat zur Folge, baß unsefänäntte 
der Erbe für die Nachlafverbindlichteiten nicht nur mit dem Nachlaffe, — 
ſondern auch mit ſeinem eigenen Vermögen haftet, und zwar tritt dieſe 
unbeſchränkte Haftung entweder gegenüber allen oder gegenüber einzelnen 
ID ein. 

Öegenüber allen Nachlaßgläubigern tritt die unbefchränfte gegeniiber 
— ein: —3— 

a) wenn der Erbe die ihm beſtimmte Inventarfriſt verfäumt ($ 1994 gläudigern, 
Ab. 1 Satz 2); 

b) wenn er abfihtlich ein mangelhafte Inventar errichtet ($ 2005 
Abj. 1); 

ce) wenn der Erbe die zur Inventarerrichtung erforderliche Auskunft 
verweigert oder in erheblichem Maße verzögert ($ 2005 Abi. 1 Sab 2). 

2. —— einzelnen Nachlaßgläubigern tritt die unbeſchränkte gegenüber 
Haftung ein — 

a) wenn der Erbe die Leiſtung des Offenbarungseids verweigert gläubigern. 
($ 2006 Abſ. 3); 

b) wenn dem verurteilten Erben die Beichränfung feiner Haftung im 
Urteile nicht vorbehalten it ($ 780 EBD); 

ec) wenn der Erbe einem Nachlaßgläubiger gegenüber vertragsmähig 
auf das Recht jeiner bejchränkten Haftung verzichtet hat, gegenüber dieſem 
Gläubiger. 





1) Entſch. d. ObTrib. Bd. 65 ©. 402. 

?) Den übrigen a. — bleibt jr Recht auf beichränkte Haftung 
beitehen. ) 8 2006 Abſ. 3 Sap 1 BGB. 

) 8 2006 Abi. 3 Sab 2 BGB. ) Val. $ 292 CRD. 

*) $ 2009 BGB. Die Bermutung gilt nur für die Nachlaßaltiva, nicht auch 
oe ya aı — Wertes und auch nicht für die Nachlaßverbindlichkeiten. 
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X. Haftet der Erbe für die Nachlafverbindlichleiten unbejchränft, und 
zwar allen Nacjlaßgläubigern gegenüber, fo fann er von den Mitteln, 
die ihm ſonſt zur Geltendmachung feiner bejchränften Haftung zur Ber: 
fügung ftehen, feinen Gebrauch mehr machen, fie find für ihn verloren. 

1. Der unbejchränft haftende Erbe kann nicht mehr das Aufgebots- 
verfahren zum Zwede der Ausichliegung der Nachlaßgläubiger!) und die 
Biwangdverfteigerung der Nachlaßgrundſtücke beantragen.?) Hat jedoch ein 
Aufgebotsverfahren jtattgefunden, fei e8 auf Antrag des Nachlaßverwalters, 
jei e8 auf Antrag des Tejtamentsvolljtreders, jo treten die Wirkungen des 
Ausſchlußurteils nicht ein, e8 jei denn, daß der Erbe jein Recht der be 
Ichränften Haftung erft nad dem Erlafje des Ausſchlußurteils verloren 
hat. Ein vor dem Erlafje des Ausjchlußurteild eingetretener Verluſt der 
Haftungsbejchräntung benimmt dem Erben das Recht, die ausgejchlojjenen 
Gläubiger auf den noch vorhandenen Reit des Nachlafjes zu verweilen.) 
Eine dur das Ausschlußurteil im Aufgebotsverfahren einmal eingetretene 
Beſchränkung der Haftung geht durch den jpäteren Verluft der beſchränkten 
Haftung nicht wieder verloren, 

2. Der unbefchränft haftende Erbe iſt nicht berechtigt, die Anordnung 
der Nachlaßverwaltung zu beantragen®), Dagegen verliert er nicht das 
Recht, die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes zu beantragen.®) 

Auch wenn auf Antrag eines Nachlaßgläubigers ($ 1984 Abf. 2) die 
Nachlaßverwaltung angeordnet oder auf Antrag des Erben oder eines Nach— 
lafgläubigers der Nachlaßkonkurs eröffnet worden ijt, fo bleibt zwar eine 
fittive Abjonderung des Nachlafjes von dem übrigen Vermögen des Erben 
($ 1976)°) bejtehen, aber eine Beſchränkung der Haftung auf den Nach— 
laß findet nicht mehr jtatt”) ($ 1975). 

3. Die Haftung des Erben bleibt unbefchränft, auch wenn der Nach— 
laßkonkurs durch Berteilung der Mafje oder durch Zwangsvergleich be- 
endigt wird ($ 1989) und aud wenn die Anordnung der Nachlaßverwal— 
tung oder die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes wegen Mangeld einer den 
Kojten entiprechenden Maſſe unthunlich iſt (8 1990, 1991).8) 

4. Der Erbe kann die aufjchiebenden Einreden nicht mehr geltend 
machen.) 10) 

XI. Haftet der Erbe nur einzelnen Nachlaßgläubigern gegenüber 
unbejchränft, jo wird dadurd in jeiner Stellung gegenüber den anderen 


1) 8 991 Abſ. 1 CRD. 2, 8 175 Abi. 2 3BG. 

) $ 2013 Abſ. 1 BGB. Auch einem durch Friſtablauf ausgeſchloſſenen Gläu— 
a gegenüber ($ 1974 BGB.) kann der unbeichränft haftende Erbe nicht die Ein— 
rede der an zu aha des Nachlafjes erheben, es jei denn, daß erit nach Ablauf 
von fünf Jahren die ee vom Erben verjäunt wird. 

*) 8 2013 Abſ. 1 BGB ) 8 216 Abi. 1 KO. 

°, Eine — de3 Nachlaſſes vom Eigenvermögen des Erblaſſers tritt 
alfo nicht ein, die vollzogene Vereinigung beider Vermögensmaſſen wird durd) die 
unbeichränkte Haftung nicht berührt, eine vollzogene Aufrechnung ($ 1977) bleibt in 
Wirkung. ” Deshalb Den auch die 88 1977—1980 BGB. feine Anwendung. 

8 2013 Abi. 1 Saßz 1 BGB. 

®) 88 2016, 2014, 2015 BGB. Eiche $ 258. 

’, Eine fernere Folge der unbeſchränkten Haftung fiche bei $ 2059 Sap 2 BGB. 
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Nachlaßgläubigern nichts geändert.) Er kann insbefondere das Aufgebot 2, —— 
der Nachlaßgläubiger, die Anerkennung der Nachlaßverwaltung beantragen 
und den Gläubigern, denen er nicht unbeſchränkt haftet, die aufſchiebenden 
Einreden (88 2014, 2015) entgegenhalten.?) 

XII. Da der Erbe grundfäglih nur beſchränkt haftet, fo muß der Bewelslaſt. 
Gläubiger, der eine unbejchränkte Haftung des Erben behauptet, alſo geltend 
macht, daß der Erbe feine beſchränkte Haftung verloren habe, den Beweis 
für die den Verluft begründenden Thatjachen führen.?) 


8 258. 


f) Aufſchiebende Einreden.*) 


I. Um dem Erben Zeit zu der Ueberlegung zu lafien, ob er die Erb- Schutfriſt. 
Schaft annehmen oder ausjchlagen wolle, ijt ihm eine angemefjene Frijt 
gewährt, ehe den Nachlaßgläubigern die Verfolgung ihrer Anjprüche gegen 
den Erben und den Gläubigern des Erben der Zugriff auf den Nachlaf 
gejtattet wird. Vor der Annahme der Erbichaft kann ein Anfpruch, der 
fi) gegen den Nachlaß richtet, nicht gegen den Erben gerichtlich geltend 
gemacht werden.5) Da aber der Erbe auch während der ſechswöchigen 
Ausihlagungsfrift ) oft nicht in der Lage fein wird, fi über den Stand 
des Nachlaſſes gehörig zu unterrichten und ſich über die zur Geltend— 
machung der bejchränften Haftung geeigneten Mittel Ichlüffig zu machen, 
jo iſt ihm zu diefem Zwecke eine weitere Schukfrift gewährt. Dem Erben 
ift nämlich daS Necht eingeräumt, bis zum Ablaufe der erjten drei Monate 
nad) der Annahme der Erbichaft, jedoch nicht über die Errichtung des 
Snventard hinaus, die Berichtigung der Nachlafverbindlichfeiten zu ver— 
weigern.”) Dieje materielle Befugnis, die Befriedigung der Nachlaßgläu— 
biger zu verweigern, begründet für den Erben gegenüber dem Nechte des 
Gläubigers eine auffhiebende Einrede. 

II. Bebdient fid) der Erbe zur Ermittelung der Nachlaßſchulden des 
Aufgebotsverfahreng, jo iſt der Erbe, wenn der Aufgebotsantrag zugelafien 
ift, berechtigt, die Berichtigung einer Nadjlafverbindlichfeit bis zur Bes 
endigung des Wufgebotsverfahrens zu verweigern. Jedoch ift, um Ber: 
hleppungen vorzubeugen, das Recht des Erben davon abhängig gemacht, 
daß er den Antrag auf Erlafiung des Aufgebot innerhalb eines Jahres 
nad) der Annahme der Erbichaft jtellt.8) 


) Vgl. Pland-Ritgen V ©. 146. ?) 8 2013 Nbf. 2, $ 2016 BSP. 

2) Wer von der grundjäglic unbeichränkten Erbenhaftung ausgeht, muß dem 
Erben den Beweis dafür auflegen, daß und wodurch er eine befchränfte Haftung er: 
langt dat. 

e + Mot. V ©. 539ff., Prot. II ©. 7739ff., 7966 fi., 8002, 8012 (Bd. 5 
©. 660 ff., 784 ff., ul Dentichrift ©. 271ff.; Strohal a. a. O. g 74: Endemann 
a. a. O. 83.389 ) Bal. oben 8 eo und $ 1958 BOB. 

°*) 8 1944 — 8 2014 BOB. 

8 2015 Abſ. 1 BGB. Vgl. auch 8 1 des preuß. Gef. v. 28. März 1879 
(95. ©. 293). Der von einem Ürben geftellte Antrag begründet auch für die 
anderen Erben die aufichiebende Einrede, $ 997 Abi. 1 EBD. 
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Der Beendigung des Aufgebot3verfahrens ſteht es gleich, wenn der 
Erbe in dem Aufgebot3termine nicht erjchienen ift und nicht binnen zwei 
Wochen die Beſtimmung eine8 neuen Termins beantragt, oder wenn er 
auch in dieſem neuen Termine nicht erjcheint.!) 

Sowohl im Falle der Erlafjung des Ausſchlußurteils wie im Falle 
der Zurücdweijung ift das Verfahren mit Rüdficht auf die dem Erben in 
beiden Fällen zuitehende Beichwerde?), nicht vor dem Ablauf einer mit 
der Verkündung der Entjcheidung beginnenden Frift von zwei Wochen und 
nicht vor der Erledigung einer rechtzeitig eingelegten Beichwerde als bes 
endigt anzujehen.?) 

III. Die aufichiebenden Einreden, durdy welche der Erbe die Be— 
richtigung einer Nachlaßverbindlichfeit verweigert, jchügt den Erben während 
der ihm zuftehenden Frilten vor den Folgen des Verzugd und vor ber 
Durhführung der Zwangsvollitredung in den Nachlaß und in fein eigenes 
Vermögen. Durch die Geltendmachung der aufjchiebenden Einreden wird 
aber eine unter dem Vorbehalte der bejchränkten Haftung ergehende Ver— 
urteilung des Erben nicht ausgeſchloſſeny; der Erbe fann auf Grund 
diejer Einreden nur verlangen, daß die Zwangsvollitrefung für Die Dauer 
der Schutzfriſten auf ſolche Maßregeln beichränft wird, die zur Vollziehung 
eine Arreſtes zuläffig find. Wird vor dem Ablaufe der betreffenden 
Friſten die Eröffnung des Nachlaßlonkurſes beantragt, fo iſt auf Antrag 
die Beichräntung der Zwangsvollſtreckung auch nad) dem Ablaufe diejer 
Friften aufrecht zu erhalten, bis über die Eröffnung des Konkurſes rechts— 
kräftig entichieden  ift.>) 

IV. Die aufichiebenden Einreden jtehen aud; dem Nachlaßpfleger und 
dem Teftamentsvolljtreder zu. Wird der Nacjlaßpfleger jchon vor ber 
Annahme der Erbichaft zur Verwaltung des Nachlafjes bejtellt, jo beginnen 
die Schußfriften für den Erben mit der Beitellung, nicht mit der An— 
nahme der Erbichaft.®) 

V. Die aufjchiebenden Einreden jtehen nicht zu: 

1. dem Erben, welcher unbejchräntt haftet”), 

2. einem Gläubiger gegenüber, der durch das Aufgebot wegen eines 
Ausſonderungs- oder Abjonderungsredhts nicht betroffen wird ($ 1971 BOB.); 
jedoch bleiben Rechte, die ein Gläubiger erjt nad) dem Eintritte des Erb- 
falls im Wege der Zwangsvollitrefung oder der Arreftvollziehung ſowie 
durch eine erjt nach diejem Zeitpunkt im Wege der einjtweiligen Verfügung 
durch Vormerkung erlangt hat®), außer Betracht.?) 


2) 8 2015 Abi. 2 BGB., vgl. $ 13 Gef. v. 28, März 1879. 

; $ 952 Abi. 4 CPO. 

8 2015 Abſ. 3 BOB,, 8 15 cit. Geſetz. 

*, 8 305 Abi. 1 CPO. "Die Erhebung der Kla x und die Erwirkung eines 
Urteil werden alfo nicht gehindert; die aufichiebenden Einreden bewirken aber nicht 
die — (8 202 Abi. 1 BOB.) 


' & 2017 BGB. 

r) 8 2016 Abi. 1 BGB. 
" Val. 8 1990 Abi. 2 BGB., $ 221 KO., 8 1 Abf. 2 Gef. v. 28. März 1879. 
°) 8 2016 Abi. 2 BOB. 
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5. Prozeffunle Geltendmachung der beichränften Haftung.!) 


IL. Die dem Erben nad) materiellem Nechte zuftehende Haftungs- 
bejhränfung gewinnt für ihn erjt praftiiche Bedeutung, wenn er im Pro— 
zeffe die Beichränfung feiner Haftung geltend macht. Hierbei ijt num die 
Rechtslage des Erben verichieben, je nachdem er die Erbſchaft angenommen 
hat oder nicht. 

IL Bor der Annahme der Erbichaft kann ein Anjpruch, der Sich Bor Annahme 
gegen den Nachlaß richtet, nicht gegen den Erben geltend gemacht werden, det Eridekt. 
dagegen ift die Verfolgung eines Nachlaßanſpruchs gegen den Nachlaß 
pfleger oder gegen den zur Verwaltung berechtigten Tejtamentsvollitreder 
zuläffig.?) 

Eine Zwangsvollitrefung wegen einer Nachlaßverbindlichkeit iſt auf 
Grund einer gegen den Nadjlaßpfleger ($ 1691) oder gegen den mit der 
Verwaltung des Nachlafjes betrauten Tejtamentsvollitreder (8 2213 Abſ. 2) 
erteilten vollitredbaren Ausfertigung nur in den Nachlaß zulällig.?) Wegen 
eigener Derbindlichkeiten des Erben iſt dagegen die Zwangsvollitredung 
in den Nachlaß vor der Annahme der Erbſchaft nicht zuläjlig.t) 

1. War zur Zeit des Todes des Erblafjers ein Anſpruch bereit an— 
hängig, jo ijt der Erbe vor der Annahme der Erbichaft nicht verpflichtet, 
den Rechtsjtreit fortzujeßen.?) 

2. Eine Zwangsvollſtreckung, die zur Zeit des Todes des Erblajjers 
gegen diejen bereit3 begonnen hatte, wird in dejien Nachlaß ohne weiteres 
fortgejeßt, ohne daß es einer neuen Bollitredungsflaujel gegen den Erben 
bedarf.) Die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel gegen den Erben ift vor 
der Annahme der Erbſchaft jogar unzulälfig.”) 

3. Erfolgt vor der Annahme der Erbichaft wegen eigener Verbind— 
lichkeiten des Erben eine Ziwangsvollitredung in den Nachlaß, jo jteht dem 
Erben gegen die Zwangsvollſtreckung der Wideripruc beim Bollftredungs- 


1) Eccius in Gruchots Beiträgen Bd. 43 ©. 603 ff.; Hagen in Iherings Jahr: 
bühern Bd. 42 ©. 129ff.; Strohal a. a. D. 8 85; Enneccerus- Lehmann Bd. 2 
(2. Aufl.) $ 286; Binder, Die Rechtsitellung des Erben (1901) S. 160. 


2) Siehe oben 8 249 ©. 1048 ff. 5) 8 778 Nbi. 1 EBO. 
*) 8 778 Abi. 2 CRD. Bland V ©. 53 Note de; Boethfe in Gruchot Bd. 46 
©. 175. ) 8 239 Abi. 5 ERD. 


6) $ 779 CPO. Ueber die Sugiehung eined befonderen Vertreters bei einer 
Vollſtreckungshandlung j. $ 779 Abſ. 2 CRD. 

Dieje Frage war im an Rechte beitritten, vgl. & 386 I 9 ALR. 
Dernburg Bd. 3 $ 218; Eccius Bd. 4 8 269 Anm. 31; Seuffert, CPO. zu $ 694 
(alte Fafiung) Ann. 1; 'v. Wilmowski⸗Leviy (7. Aufl.) zu N 694 CRD. (alte Faſſung); 
Gruchot, Beiträge BD. 34 No. 39 ©. 766; für dad Reichsrecht iſt die Umſchreibung 
der Bolljtredungsflauiel auf den Erben vor der Annahme der Erbichaft für unzu— 
läjfig zu eradıten, dies folgt ſchon aus der allgemeinen Faſſung des $ 1958 BGB., 
welhe vor der Annahme jede gerichtliche Geltendmachung gegen den Erben aus: 
ſchließt. AM. Pland:Ritgen V 2 53 Anm. 4b; gegen Planck-Ritgen fiehe Binder, 
Die Rechtsſtellung des Erben, ©. 160 ff.; Eccius in Gruchots a Bd. 43 
©. 605 ff.; Gaupp: Stein, Givilprozepordnung (4. Aufl.) zu $ 727 5. 396. 


g 1984. 
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gerichte zu.) Nicht minder iſt auch den Nachlaßgläubigern das 
Widerſpruchsrecht einzuräumen, denn gerade zu ihren Gunſten ijt die Be— 
ftimmung getroffen, daß den perfönlichen Gläubigern des Erben biß zur 
Annahme der Erbichaft die Zwangsvollitredung in den Nachlaß verjagt ift.?) 

III. Nach Annahme der Exbichaft fommt es zunächſt darauf an, ob 
eine Nachlafverwaltung angeordnet oder ob der Nachlaßkonkurs eröffnet ift 
oder nicht. 

1. Iſt eine Nachlaßverwaltung angeordnet, oder it der Konkurs er- 
öffnet, jo können Ansprüche, die fich gegen den Nachlaß richten, nur 
gegen den Nacjlaßverwalter oder den NKonkursverwalter geltend gemacht 
werden?) Eine gegen den Erben gerichtete Klage ift wegen mangelnder 
Tafiivlegitimation des Erben von Amtswegen abzuweifen. 

Durch die Anordnung einer Nachlaßverwaltung wird ein gegen den 
Erben anhängiger Nechtöftreit unterbrochen, bi8 er von dem Nachlaß— 
verwalter oder dem Prozehgegner aufgenommen wird.*) 

Während der Nacjlagverwaltung oder der Dauer des Nachlaßkonkurſes 
findet eine Zwangsvollitredung in das Eigenvermögen des Erben nit jtatt. 
Der Erbe kann im Wege der Klage) die Aufhebung von Zwangsvoll- 
jtredfungsmaßregeln verlangen, die zu Gunſten eines Nachlaßgläubigers 
in fein Eigenvermögen erfolgt find.) Das gleiche Necht fteht im Falle 
der Nadjlafverwaltung dem Nachlafverwalter gegenüber Maßregeln der 
Bwangsvollitredung einjchlieglich des Arreites, zu, die vor der Anordnung 
der Nachlafverwaltung zu Gunſten eine8 anderen Gläubiger als eines 
Nachlaßgläubigers in den Nachlaß erfolgt find.) 

2. Iſt weder eine Nachlagverwaltung angeordnet, noch ein Nachlap- 
fonfurs eröffnet, jo können die Nachlaßgläubiger ihre AUnjprüche gegen den 
Erben geltend machen, do muß er fich die Beſchränkung feiner Haftung 
im Urteile vorbehalten laſſen, fonft haftet er den Elagenden Gläu— 
bigern unbejchränft. Nur wenn der Fiskus als gejeglicher Erbe verurteilt 
wird, oder wenn Das Urteil über eine Nachlaßverbindlichleit gegen einen 
Nachlaßverwalter oder einen anderen Nachlaßpfleger oder gegen einen ver- 
waltungsberedhtigten Teſtamentsvollſtrecker erlafjen wird, bedarf es ber 





1) Reinde, Civilprozegordnung (4. Aufl.) zu $ 778 CPO. ©. 709. Es handelt 
fih um einen Widerfprud gegen die Art und Weife der Zmangsvollitredung, jo aud) 
Pland-Ritgen V ©. 53 Anm, 4e. Binder a. a. DO. will dem Erben den Wider: 
ſpruch nur im Wege der Klage nad) $ 767 EBD. einräumen, dagegen Boethte in 
Gruchots Beiträgen Bd. 46 & 174, 

) So aud) Seuffert in der Zeitichrift für deutjchen Eivilprozeh Bd. 22 S. 370. 
Binder a. a. O. ©. 165, 170 und Pland-Ritgen a. a. D. verjagen den Nachlaß— 

läubigern zu Unrecht das Widerfpruchörecht; gegen fie Boethke a. a. D. ©. 175. 
Bar. aud; Materialien zur EBD. (Heymann 1898) S. 222 zu $ 692b des Ent- 
wurfes eines Gejepes, betr. Menderungen der CPO. 

°®, $ 1984 BGB., 8 12 KO. 

4, 8 241 Abi. 2 EBD. 

s) 88 785, 767, 770 ERO. 

98784 bj. 1CPO. 

’) 8 784 Abſ. 2 CPO. 8 1984 Abi. 2 BGB. Die perſönlichen Gläubiger 
des Erben dürfen fid; an den etwaigen Ueberſchuß aus der Nachlaßverwaltung halten, 
Wendt a. a. O. ©. 367. 
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Aufnahme des Vorbehalt nicht!) Denn der Fiskus, der eine ihm an— 
gefallene Erbichaft nicht ausichlagen?) und dem eine Änventarfrijt nicht 
bejtimmt werden darf3), haftet ſtets nur bejchränft, und die übrigen ge— 
nannten Perjonen, denen eine Inventarfriſt ebenfall3 nicht bejtimmt werden 
fann, können auf die Beſchränkung der Erbenhaftung nicht verzichten.*) 

a) Bei der Zmangsvollitredung gegen den Erben bleibt die Be— 
ihränfung der Haftung unberüdjichtigt, bis auf Grund derjelben gegen 
die Zwangdvollitretung von den Erben Einwendungen erhoben find.5) 

Die Erledigung diefer Einwendungen erfolgt im Wege der Klage bei 
dem Prozehgericht erjter Inſtanz.) 

Der Klageantrag iſt dahin zu richten, daß die Zwangsvollſtreckung 
für unzuläffig erflärt und demgemäß eingejtellt oder daß die betreffende 
Zwangsvollitredungsmaßregel aufgehoben wird. 

Auch der Fiskus muß fih auf die Beichränfung feiner Haftung bei 
der Zivangsvollitredung aus einem gegen ihn al3 gejeplichen Erben er- 
gangenen Urteile berufen, font bleibt auch ihm gegenüber die Beichränfung 
feiner Haftung unberüdjichtigt.”) 

b) Der beflagte Erbe hat im Hauptprozefje nur dafür zu forgen, daß 
ihm die Beichränfung feiner Haftung im Urteile vorbehalten werde®); nur 
diejer allgemeine Vorbehalt kann vom Erben verlangt werden, dagegen 
gehört eine Erörterung und Entjcheidung über den Umfang und die Wir: 
fung der beichränften Haftung in die Volljtredungsinjtanz. Diele 
Frage kann nicht Schon zum Gegenjtand des Hauptprozeſſes gemacht werden.?) 

ec) Iſt gegenüber einem Tejtamentsvolljtreder ein dem Erben gegen- 
über wirfjames Urteil ($ 327 EBD.) ergangen, jo darf, wenn das Urteil 
zu Gunſten des Tejtamentsvolljtreders lautet, die Erteilung einer vollitred- 
baren Ausfertigung für den Erben erjt nach Beendigung der Verwaltung 
des Tejtamentsvollitreders erfolgen. Erging das Urteil gegen den Tejtaments- 
volljtreder, jo darf eine volljtredbare Ausfertigung gegen den Erben auch 
Ihon während der Verwaltung des Teftamentsvollitreders erteilt werden.t®) 


$ 780 CPO. 

$ 1942 Abi. 2 BOL. 
$ 2011 BER. 

8 


O. 

9 88 785, 767, 769, 770 EVD. 

) Der Fiskus ift nur von der Notwendigkeit des Urteilsvorbehalts befreit 
($ 780 Abi. 2 EBD); vgl. auch $ 15 No. 3 EG. 3. EPD. 

) Der Vorbehalt jept eine Erledigung der Frage, ob der Erbe in der That 
nur bejchränft haftet, gar nicht voraus. 

) Died folgt Ihon aus $ 785 CRD. fo mit Recht auch Hagen a. a. D. 
©. 131ff., ©. 135 ff.; aM. Eccius a, a. ©. ©. 615 ff; jiehe auch Reincke, ERD. 
zu $ 780 Note 1c ©. 712 (4. Aufl). 

6) 8 728 Abſ. 2 CPO. 


55 2011, 
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8 260. 
IV. Erbihaftsanfprud).') 


I. ®ie die rei vindicatio eine vindicatio rei, jo war die hereditatis 


— petitio eine vindicatio universitatis. Die römiſche Erbſchaftsklage war eine 


petitio, 


Bindifation des Nachlaſſes auf Grund des civilen Erbredtd.?) 

1. Stlageberedtigt war der Erbe, auch der Teilerbe hatte die 
Erbichaftsflage als hereditatis petitio partiaria; auf den bonorum pos- 
sessor wurde fie übertragen als possessoria, auf den Univerjalfideilommifjar 
als fideicommissaria hereditatis petitio. 

2. Bellagter war derjenige, welcher Erbichaftsgegenftände (res here- 
ditariae), gleichviel ob viele oder wenige, entiweder pro herede oder pro 
possessore bejaß.®) 

a) Pro herede bejaß jeder, der fich für den Erben hielt oder doch 
dafiir ausgab.t) 

b) Pro possessore bejaß derjenige, welcher ohne jeden Rechtsgrund 
beſaß, aljo nicht imftande war, für feinen Beſitz einen aud nur jcheinbaren 
Rechtsgrund anzugeben.?) 

Wer dagegen auf Grund eines wirflichen oder eingebildeten Titels 
(titulo singulari) erbſchaftliche Sachen bejaß, fonnte nicht mit der heredi- 


1) Mot. V ©. 575ff.; Prot. II ©. 78075. (Bd. 5 ©. 696 ff); Denkichrift 
©. 272ff.; Strohal a. a. D. 88 94, 95; Endemann Bd. 3 88 118—123; R. Leon: 
hard, Der Erbichaftsbefig, 1899; Küngel in Gruchots Beiträgen Bd. 41 S. 845 ff.; 
Rüger im Sächſ. Ardiv Bd. 9 ©. 493ff.; Dernburg, Ueber dad Verhältnis der 
hereditatis petitio zu den erbichaftlihen Singularfiagen, 1852; Francke, Exegetiſch— 
dogmatiicher Kommentar über den Pandeltentitel de hereditatis petitione 1864; 
Koeppen, Lehrbuch, 8 48—52; Pferſche, Privatrechtliche Abhandlungen, 1886; Lamm— 
fromm, Beiträge zur Gejchichte der Erbichaftäflage, 1887; Leinweber, Die hereditatis 
petitio, 1899; gelwig, Anjpruc und Klagrecht (1900), S. 44ff.; Windſcheid-Kipp 
Bd. 3 88 612—616; Dernburg-Biermann Bd. 3 88 172, 173; Eccius Bd. 4 $ 279; 
Dernburg Bd. 3 $ 230. 

) Daß Gegenstand der hered. petitio nit das Erbredt, hereditas im jub- 
jeftiven Sinne, fondern der Nachlaß, hereditas im objeftiven Sinne, war, ijt heute 
die herrichende Anficht. Vgl. Dernburg, Ueber das Verhältnis der her. pet. u. |. w. 
&.13; Frande a. a. DO. ©. 2; Windicheid-Kipp Bd. 3 $ 611 Note 3; Koeppen, Lehr: 
buch S. 291 ff.; v. Czyhlarz, Anftitutionen, $ 145; dagegen Arndts, Beiträge ©. 15 ff. 

°) Possessor im Sinne der hereditatis petitio war nicht blos derjenige, welcher 
förperliche Sachen (corpora) beſaß, jondern aud) der Erbichaftsichuldner (juris possessor), 
der ſelbſt Erbe zu fein behauptet. Regulariter definiendum est, eum demum teneri 
petitione hereditatis, qui vel ius pro herede vel pro possessore possidet, vel here- 
ditariam licet minimam. 1. 9,1. 10,1. 13 $ 15 D. de hered. pet. 5, 3. 

*) Pro herede possidet, qui putat se heredem esse, I. 11 pr. D. de hered. 
pet. 5, 3; auch der bonorum possessor beſaß pro herede. Pro herede beſaß aud) 
der Iniverjalfideifommiflar und der Erbidaftefäufer. Leonhard a. a. O. ©. 25. 

®) Pro possessore vero possidet praedo — qui interrogatus cur possideat respon- 
surus sit, quia possideo, nec contendet se heredem vel per mendacium, — nec ullam 
causam possessionis possit dicere: et ideo fur et raptor petitione hereditatis tenen- 
tur, 1. 11—13 D. 5, 3. 
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tatis petitio, ſondern mit der dem Erben als Univerſalſucceſſor zuſtehenden 
Singularflage, 3. B. der rei vindicatio belangt werden.!) 2) 

c) Dem Befiger jtand bei der hereditatis petitio der fictus pos- 
sessor gleih auf Grund einer Bejtimmung des S. C. Iuventianum); 
als folcher galt derjenige, qui dolo desiit possidere und qui liti se obtulit. 

3. Gegenstand der hereditatis petitio war die Herausgabe der Nach— 
laßgegenftände, die fich im Beſitze des Beklagten befanden, nebſt Zuwachs 
und Früchten, ingleichen der Saden, die an die Stelle von Erbſchaftsſachen 
getreten, fowie der Sachen, die für die Erbſchaft angefchafft worden waren 
(res succedit in locum pretii et pretium in locum rei, Surrogationsprinzip). 

Seit dem 8. C. Iuventianum gejtaltete fich der Umfang der Haftung 
des Bellagten verjchieden, jenachdem er bonae fidei possessor oder malae 
fidei possessor gewejen tvar.t) 

In Anjehung der Verwendungen, die der Bellagte auf die Erb- 
ſchaftsgegenſtände gemacht hatte, war ebenfall3 zwiichen dem bonae fidei 
und dem malae fidei possessor zu umnterjcheiden. Während erjterer den 
Erjat aller Verwendungen (impensae necessariae, utiles und voluptuariae) 
verlangen konnte, ftand dem Ießteren ein Verwendungsanipruch nur bezüg- 
li) der impensae necessariae und utiles zu, und zivar nur injoweit, als 
die Verbefjerung zur Zeit noch vorhanden war.?) 

II. Solchergeitalt ging Die hereditatis petitio in daS gemeine Recht 
über und richtete jich al3 Univerſalllage nicht nur gegen denjenigen, welcher 
Erbichaftsiahen auf Grund eines vermeintlichen Erbrechts beſaß (possessor 
pro herede), jondern auch gegen einen Erbjchaftsbejiger, der ſich nur auf 
einen nichtigen Titel berufen konnte, deſſen Nichtigkeit er kennen mußte 
(possessor pro possessore), wobei e8 Sache des Bellagten war, einen 
Singulartitel zu behaupten und zu bemeijen, um den Erben zur Anitellung 
der Singularflage zu nötigen.e) 

III. Das ALR.?) enthielt feine bejonderen Bejtimmungen über eine 
erbichaftliche Univerjalflage; ein jelbitändiger Erbichaftsanipruh war ihm 
fremd. Die Erbichaftöflage des preußiſchen Rechtes wurde deshalb in der 

) Den Bellagten, der auf Grund eines Singulartitels au beſitzen behauptete, 
traf hierfür die Beweislaft. Entih. RG. Bd. 10 No. 44 ©. 163. 

?) Dem mit folhen Singularklagen belangten Erbichaftsbejiper gab der Praetor 
die exceptio ne praeiudicium fiat hereditati, damit nicht die Kognition des Cen— 
tumviralgerichts, zu defien Kompetenz die Erbichaftstage gehörte, durch Anftellung 
von Singularklagen umgangen würde. .582D.5, 3; 1.13 D. de exceptionibus 
44, 1. v. Czyhlarz a. a. D.$ 145 ©. 306° 1. 12 Cod. 3, 31. 

2) Das Senatötonfult vom 14. März 129 wurde durch eine oratio Hadrians 
veranlaßt, wird aber in den Quellen jelbjt nicht jo genannt; vgl. 1.2086 D.5,3 
und dazu Francke a. a. O. S. 221 ff. *) Koeppen, Lehrbuch 851 ©. 329 ff. 

s), Koeppen, Lehrbuch, 8 52 ©. 351. 

*) Entih. RG. Bd. 8 No. 44 ©. 171; Bd. 10 No. 44, ©. 162, 163; Bb. 18 
No. 37 ©. 179, 180; Bd. 19 No. 46 ©. 243 Fl: Bd. 28 No. 40 ©. 172, 173; 
Koeppen, Lehrbuch, 8 50 ©. 318Ff., S. 327 ff.; Dernburg, Pandelten, Bd. 3 $ 172 
Anm. 16; Endemann Bd. 3 $ 119 ©. 533. 

) Förfter, Kla und Einrede, 5 99 ©. 331-337; Eccius Bd. 4 $ 279; 
Dernburg Bd. 3 $ ; Koch, Erbredit S. 1195; Zürn, Erbrecht Ss 33; Korte in 
ur Archiv Bd. 6 6 "1: Wanjed, Breuhifches und Deutiches Givilrecht (1897) 

©. 1287; Leonhard, ẽrbſchaftsbefip $ 19. 
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Praris nad Analogie der Vindikation behandelt, jedoch mit der Bejonder- 
heit, daß mit ihr jtetS aud) die Anerkennung des Erbrechts verfolgt wurde. 
Deshalb bildeten die Grundlage für die preußiiche Erbichaftsflage im all- 
gemeinen die Vorjchriften des 15. Titel8 des I. Teiles des ALR. über die 
Verfolgung des Eigentums. Klageberehhtigt war der Erbe, der Univerjalerbe 
wie der Teilerbe, der fideilommifjariihe Subjtitut jowohl vor wie nad 
Eintritt des Subjtitutionsfalles und auch der Erbichaftskäufer.?) 

Die Klage richtete fich gegen denjenigen als Beklagten, welcher ſich 
mit dem Erbrechte des Klägers in Widerjtreit jeßte, mochte der Beklagte, 
ohne im Beſitz von Nachlaßſachen zu fein, das Erbrecht des Klägers be- 
jtreiten, oder mochte er Nachlaßgegenſtände entweder als vermeintlidyer Erbe 
(pro herede) oder ohne Rechtstitel (pro possessore) bejigen. 

Gegenjtand der Stlage war die Anerkennung des klägeriſchen Erbrechts, 
wobei der Kläger zur Einbringung der Bafjivlegitimation des Bellagten 
darlegen und beweilen mußte, daß er ein Intereſſe daran habe, dem Be- 
Hagten gegenüber al3 Erbe anerfannt zu werden.?) 

Hatte fich der Beklagte in den Belig von Nachlaffachen gejegt, jo war 
der Stlageantrag gleichzeitig auf die Aufitellung eines auf Verlangen des 
Klägers eidlich zu bejtärfenden Nachlaßverzeichnifje8®) und auf Herausgabe 
der im Beige des Beklagten befindlichen Nachlaßjtüde jamt Zuwüchſen und 
dem Erlöje veräußerter Nachlaßſachen zu richten.) Die Haftung des Be- 
Hagten beſtimmte jich nach den im ALR. Teil I Titel 7 über den redlichen 
und unredlichen Beliß gegebenen Vorjchriften. Die exceptio ne praeiudieium 
fiat hereditati, die das römische Recht dem mit einer Singularflage belangten 
Erbichaftsbejiger gewährt, war dem preußiichen Rechte unbekannt; der Erbe 
fonnte ſich aljo dem Erbjchaftsbefiger gegenüber auf fein Eigentum an den 
einzelnen in deſſen Beſitze befindlichen Erbichaftsjachen jtüßen. 

IV. Im Gegenjage zum preußijchen Rechte gewährt das BGB. dem 
Erben einen jelbjtändigen Erbichaftsaniprud auf Herausgabe des aus der 
Erbichaft Erlangten gegen den Erbjchaftsbefiger; dieſer Erbichaftsaniprud) 
ift, wie im gemeinen Rechte, ein Gejamtanjpruc.5) Vorausſetzung des Erb- 
Ihaftsanipruchs ift, daß der Nläger Erbe it, und daß der Bellagte auf 
Grund eines ihm in Wirklichkeit nicht zujtehenden Erbrecht etwas aus 
der Erbichaft erlangt hat.) Abweichend vom gemeinen Nechte richtet fich 
aber der Geſamtanſpruch des BOB. auf Herausgabe der Erbichaft nur 
gegen den possessor pro herede, nicht aud) gegen den possessor pro 
possessore,’) 

A, Anjpruchsberechtigter Kläger ift der Erbe, und zwar der Allein- 
erbe jorwohl wie der Miterbe®) (hereditatis petitio partiaria). Auch der 
Nacherbe Hat den Erbichaftsaniprud; mit dem Eintritte des Falle der 





ı) 8 454 I 11 ALR. ?) Entih. NG. Bd. 8 No. 62 ©. 243. 
2) 88 28, 29 I 22 AGO. +) 8 36 I 2, $ 498 I 9 ACH. 
®) Weber die Erwägungen, die zur Aufnahme eines bejonderen Erbſchafts— 

anſpruchs geführt haben, vgl. Mot. V ©. 576—578, Brot. II ©. 7814 — 7816 

(Bd. 5 ©. 701, 702). 8 2018 BGB. 

’) Vgl. Küntzel in Gruchots Beiträgen, Bd. 41 ©. 845 ff. 
®) Bol. $ 2039 BGB. 
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Nacherbfolge.1) Dem Erbſchaftskäufer ſteht der Erbſchaftsanſpruch aber 82.2 en 
nur zu, wenn er ihm bom Erbſchaftsverläufer beſonders abgetreten worden 
iſt. Endlich gewährt das BGB. einen dem Erbſchaftsanſpruch entſprechenden 
Anſpruch (hereditatis petitio utilis) einer fälſchlich für tot erklärten Perſon, 
d. h. einer Perjon, die den Zeitpunkt, der ald Zeitpunkt ihres Todes gilt?), 
überlebt hat, oder einer Perjon, deren Tod ohne Todeserkflärung mit Un— 
recht angenommen worden ijt.®) 

B. Der Erbſchaftsanſpruch richtet fich gegen den Erbſchaftsbeſitzer, Bellagter. 
Beklagter iſt aljo der Erbichaftsbejiger. Erbichaftsbejiger im Sinne des 
BGB. ift aber jeder, der auf Grund eines ihm in Wirklichkeit 
nicht zuftehenden Erbrechts etwas aus der Erbſchaft erlangt 
hat.) Im Verhältnis zu dem Erben fteht aber im Anſchluß an das ge= 
meine Recht einem Erbjchaftsbefiger gleich, wer die Erbjchaft durch Ver— 
trag von einem Erbichaftsbejiger erwirbt.>) 

Zur Bajlivlegitimation iſt hiernach erforderlid): 

1. Der Beklagte muß „etwas“ (Sache, Recht, Forderung) aus der 
Erbichaft erlangt haben, ſei e8 vor, jei e8 nad) dem Erbfalle, wobei «8 
nicht darauf ankommt, ob der Beklagte das, was er erlangt hat, zur Zeit 
der Klagerhebung noch bejikt®); es genügt, daß er zu irgend einer Zeit 
einmal etwas aus der Erbichaft erlangt hat. Daß der Bellagte an dem 
aus der Erbihaft Erlangten Sachbeſitz erworben hat, iſt ebenjowenig er- 
forderlich, wie, daß der Beklagte Eigenbejiger ift.”) Als aus der Erb- 
Ihaft erlangt gilt aber auch, was der Erbichaftsbefiger durch Nechtsgeichäft 
mit Mitteln der Erbichaft erwirbt (Grundſatz der dinglichen Surrogation).®) 

2. Der Beklagte muß ferner den Vorteil auf Grund eines ihm in 
Wirklichkeit nicht zuftehenden, aber vermeintlichen oder angemaßten Erb— 
recht3 erlangt haben und aus diefem runde die Herausgabe verweigern. 
Im Gegenjage zum gemeinen Rechte ift alſo der Erbſchaftsanſpruch nicht 
gegen den possessor pro possessore, d. h. gegen denjenigen gegeben, der 
ohne jeden Nechtögrund oder ohne Berufung auf einen Rechtsgrund befißt.?) 

Im übrigen ijt nicht erforderlih, daß der Bellagte ſich ausdrücklich 
auf ein Erbrecht zur Begründung jeines Beſitzes beruft, vielmehr genügt 


ı) $ 2139 BOB. 

”, 8 18 BOB. ) 8 2031 BGB. 

98 2018 BOB. 5) 8 2030 BGB. 

°, Alſo anders wie bei der Vindifation, $ 985 BGB., fiehe oben ©. 431. 

) Strohal a. a. DO. ©. 547, 550, aM. Leonhard a. a. O. ©. 19. 

», 8 2019 BOB. Der rechtögeichäftliche Erwerb wird alfo unmittelbar Bejtand- 
teil Be Erbſchaft. Die dingliche Wirkung der Surrogation iſt praktiſch von Bedeutung 
im Falle des Konkurjes des Erbichaftsbefigerd, weil dem Erben aud) in Anjehung der 
durch) Surrogation erworbenen Gegenjtände ein Ausjonderungsrecht zufteht. Weber 
den Schuß des gutgläubigen Schuldner einer Eraft Surrogation zur Erbſchaft ge— 
hörenden Forderung vgl. $ 2019 Abj. 2 BGB. 

?) Man glaubte die Erjtredung des Erbſchaftsanſpruchs auf den possessor pro 
possessore entbehren zu fünnen; da der Beſitz kraft Geſetzes auf den Erben über- 

eht und deshalb in jedem Eingreifen des Erben verbotene Eigenmadht liege und des— 
lb dem Erben bie Beſitzllagen (85 861, 862 BGB.) zuftänden. Daneben bietet 
dem Erben die condictio possessionis ($ 812 BGB.) und die Klage aus dem früheren 
Beſitze ($ 1007 BGB.) genügenden Schuß, unter Umjtänden gewähren auch die 


Sg 2019 
bis 2021. 


Gegenstand 
des Erbs 
ſchafts⸗ 
anſpruchs. 


Herausgabe⸗ 
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ein Verhalten des Erbſchaftsbeſitzers, in dem der Wille zum Ausdrucke 
gelangt, ein ihm nicht zukommendes Erbrecht prätendieren zu wollen, 
z. B. wenn ſich jemand aus Verwechslung als Erbe behandeln läßt und 
den Irrtum nicht aufflärt.!) 

3. Abweichend vom bisherigen Rechte?) ſteht dem Erben der Erb- 
ſchaftsanſpruch gegen den bejigenden Nachlafverwalter oder den Nachlaß— 
pfleger oder den Tejtament3vollitreder nicht zu.?) 

Vorſchriften über den fingierten Erbichaftsbejiger (fietus possessor) hat 
da8 BOB. nad) dem Vorbilde des ALR. wie beim Eigentumsanjprucdhet) 
jo auch bei dem Erbſchaftsanſpruche verworfen.?) 

C. Gegenjtand des Erbſchaftsanſpruchs iſt die Herausgabe des aus der 
Erbſchaft Erlangten®), jowie des durch das Erlangte fraft des Surrogationd- 
prinzip Enworbenen.’) Der Erbſchaftsanſpruch ift zwar immer ein ein- 
heitlicher, gerichtet auf die Herausgabe eine Vermögendinbegriffd, feiner 
rechtlichen Natur nach ift er aber, je nad) dem Gegenjtande, dejjen Heraus- 
gabe verlangt wird, entweder ein dinglicher oder ein perjönlicher. 

Der Umfang der Herausgabepflicht des Erbichaftsbefiger8 regelt ſich 
grundfäßlich nach der Natur des Eigentumsanfprudh8®), jedoch ergeben ſich 
aus der bejonderen Natur des Erbſchaftsanſpruchs als eines Geſamt— 
anſpruchs mannigfache Abweichungen. 

1. Der Erbſchaftsbeſitzer, ſelbſt wenn er in gutem Glauben war, iſt 
verpflichtet, dem Erben die gezogenen Nubungen?) herauszugeben. 10) 
Dieje Herausgabepflicht erjtredt fih auch auf Früchte!!), an Denen er 
nad) allgemeinen Grundfäßen 12) das Eigentum erworben hat.13) Für bie 
verjäumten Nußungen haftet der gutgläubige Erbichaftsbefiger nicht.14) Sit 
der Erbichaftsbejiger zur Herausgabe dejjen, was er aus der Erbichaft er- 
langt bat, in Natur, mit Einſchluß der Surrogate und der Nußungen, 
außer jtande, fei e8, daß die Gegenjtände durch Zufall untergegangen find 
oder daß er ihren Untergang ſelbſt verjchuldet hat, fo bejtimmt ſich feine 
Verpflichtung nad) den Vorjchriften über die Herausgabe einer ungerecht— 
fertigten Bereicherung.) Daraus folgt die Verpflichtung des Erbichafts- 
befiger8 zum Werterſatze des Erlangten.!) Dieſe Verpflichtung ijt jedoch 
ausgeſchloſſen, ſoweit der Erbſchaftsbeſitzer nicht mehr bereichert ijt.17) 


Deliltsllagen einen 1 außreidhenden Erſatz. Mot. V ©. 578, 579, Prot. II ©. 7820 
bis 7825 (Bd. 5 ©. 705708); vgl. jedod Leonhard a. a. O. ©. 111—114. 

1) Mot. V * 578, Prot. II ©. 7828 (Bb. 5 &. 709); Leonhard a. a. D. ©. 24. 

2) Entih. RG. Bd. 28 No. 81 ©. 354. 9 Brot. II 8b. 5 S. 708, 709. 

) Siche oben ©. 431. °) Leonhard a. a. O. ©. 119. 9 $ 2018 BEL. 

’), 8 2019 BGB. 9) Bol. 88 2023, 2024, 2025 BGB. 

) 8 100 BGB. Die Nupungen fallen dem Erben alfo nicht dinglicd) zu, der 
Erbihaftsbefiger ijt aber zur Herausgabe verpflichtet. 

10, Alſo abweichend von der Vindifation, $ 493 BGB., fiehe oben ©. 437. 

1, 8 99 BOB. 1 8 955 BOB. 

13) 8 2020 BOB. Darüber, dat der Erbihaftsbefiger zur Herausgabe aller 
EN nur Ber verpflichtet ift, vgl. Pland:Ritgen V F 163, anders 
Stroha O. iq) Val. jedoch $ 2023 Abſ. 2, $ 987 BOL. 
ı) 8 2021 BOB. 

m s 818 Abi. 2 BGB., „dal. aud; $ 291 BOB. (Verzinjung). 

19 8 818 Abi. 3 BGB. Den Wegfall der Bereiherung Hat, der Erbſchaftsbeſitzer 
zu beweijen. 
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2. Der Umfang des Herausgabeanipruch® erleidet eine Beſchränlung 
durch die Gegenanfprüche des Erbſchaftsbeſitzers. 

Gegenüber dem Rechte des mit der Eigentumsflage Belangten!) er- 
fährt aber der Anſpruch auf Erjaß von Verwendungen bei dem Erbicdafts- 
beliger eine Erweiterung. 

Während bei dem Eigentumsanjpruche der Erjaganjpruch des gut— 
gläubigen Bellagten auf notwendige und ſolche Verwendungen bejchränkt 
ift, welche den Wert der Sache erhöht haben (SS 994, 996), kann der 
gutgläubige Erbichaftsbefiker den Erfag aller Verwendungen, die er auf 
die Erbichaft gemacht hat, auc) der jog. Luxusausgaben (impensae volup- 
tuariae) verlangen; er darf aljo auch jolche Verwendungen in Anja bringen, 
die er mit Nüdjicht auf die vermeintlich ihm zugefallene Erbichaft durch 
erhöhten Aufwand oder fonjt aus feinem eigenen Vermögen gemad)t hat.?) 
Der Erbichaftsbejiger fann aber nicht nur für diejenigen Verwendungen 
Erſatz verlangen, welche auf einzelne Erbſchaftsſachen gemacht find, ſondern 
zu erjegen find ihm alle Aufwendungen, die auf die Erbichaft als ein 
Ganzes gemacht find; insbejondere gehören nad) pofitiver Vorſchrift zu den 
Verwendungen aud) die Aufwendungen, die der Erbichaftsbejiger zur Be: 
jtreitung von Lajten der Erbichaft (3.8. Erbichaftsfteuer) oder zur Berichtigung 
von Nachlaßverbindlichleiten (3. B. Pflichtteildanjprüchen, Vermächtniſſen, 
Auflagen, Beerdigungsfojten) gemacht hat.) Für den Erjaß der Verwen— 
dungen fommt es nun darauf an, ob der Erbichaftsaniprucd auf die Be— 
reiherung gerichtet, aljo perjönlicher Natur ift, oder ob er die Herausgabe 
der zur Erbichaft gehörenden Sachen oder deren Surrogate zum Gegen— 
jtande hat, aljo dingliher Natur ift. 

a) Erhebt der Erbe gegen den Erbichaftsbefiger Anjprud auf Heraus- 
gabe der Bereicherung t), jo fommen die Verwendungen von der Bereicherung 
in Abzug); diefe wird aljo durch die Verwendungen vermindert. Werden 
die Verwendungen durch Anrechnung auf die Bereicherung nicht gededt, 
jodaß aljo eine Bereicherung des Erbſchaftsbeſitzers nicht mehr vorliegt, jo 
bleibt dem Erbjchaftsbejiger wegen jeines Mehrbetrags an Verwendungen 
ein jelbftändiger Gegenanſpruch gegen den Erben auf Grund der dem 
Erben infolge der Verwendungen des Erbſchaftsbeſitzers erwachjenen Be- 
reicherung beitehen.®) 

b) Soweit der Erbſchaftsanſpruch dDinglicher Natur ift, alfo die Heraus- 
gabe der zur Erbichaft gehörenden Sachen oder deren Surrogate bezwedt, 
gelten für den Erjaß von Verwendungen diejelben Grundiäße wie bei Der 
BVindikation,”) 

a) Dem Erbichaftsbefiger jteht zunächit ein Zurüdbehaltungsredt 
an den herauszugebenden Sachen zu; er fann aljo die Herausgabe der 
Sachen verweigern, bis er wegen der ihm zu erjeßenden Verwendungen 
befriedigt iſt (aufichiebende Einrede), Das Zurückbehaltungsrecht erſtreckt 

) Bol. oben ©. 438 ff 

) Brot. II ©. 230 (Bb. 5 ©. 716ff.). ») 8 2022 Abſ. 2 BGB. 

*) 8 2021 BEB. 9) 8 2022 Abſ. 1 Sap 1 BOB. 

*) 8 2022 Abi. 3 BGB. 

) 8 2022 Abſ. 1 Sap 2, 88 1000—1003 BOB. Siehe oben ©. 440 ff. 
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fi) nicht nur auf die einzelne Sache, auf welche die Verwendung gemacht 
worden ijt, jondern auch auf die Erbichaft als Ganzes, aljo auf alle in 
feinem Beſitze befindlichen Erbſchaftsſachen.) Das Zurücdbehaltungsrecht iſt 
aber ausgeſchloſſen, wenn der Erbichaftsbejiger die Sachen durch eine vor— 
jäglich begangene unerlaubte Handlung erlangt hat.?) 

6) Der Erbichaftsbefiger Hat ferner nach feiner Wahl auch einen 
jelbjtändigen Erſatzanſpruch, der aber davon abhängig it, daß der Erbe 
die Sache, auf welche die Verwendung gemacht ijt, wiedererlangt oder die 
Verwendung genehmigt hat.3) 

Bi zur Genehmigung fann fi der Erbe auch durch Zurüdgabe aller 
von dem Erbichaftsbejiger erlangten Sachen von dem Erjaßanjpruche bes 
freien. Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn der Erbe die ihm von 
dem Erbſchaftsbeſitzer unter Vorbehalt des Anſpruchs angebotenen Sachen 
annimmt. Der Erſatzanſpruch iſt aber im Falle der Herausgabe an eine 
furze Ausichlußfriit gebunden, denn er erlijcht mit dem Ablauf eines Monats 
nad) der Herausgabe‘) 

y) Endlich hat der Erbichaftsbefiter bei Verweigerung oder Verzögerung 
der Genehmigung das Recht, fi) aus der Sache ſelbſt zu befriedigen.) 

3. Die Haftung des Erbſchaftsbeſitzers erfährt eine Verſchärfung 


—* ac von dem Eintritte der Nechtshängigfeit des dinglichen Erbſchaftsanſpruchs 


der Rechts 
Bängigteit. 


an, denn das Gejeß geht davon aus, daß mit dieſem Zeitpunfte der Erb- 
Ichaftsbefiger, auch wenn er von feinem Nechte überzeugt it, die Möglich: 
feit ind Auge fajlen muß, daß er in Wirklichkeit nicht Erbe iſt.) Won 
der Rechtshängigkeit an bejtimmt fich deshalb der Anfpruc des Erben auf 
Schadenserjaß wegen PVerjchlechterung, Untergange3 oder einer aus einem 
anderen Grunde eintretenden Unmöglichkeit der Herausgabe nad) den 
Vorichriften, die für das Verhältnis ziwiichen dem Eigentümer und dem 
Beſitzer von dem Cintritte der Nechtshängigfeit de3 Eigentumsanjpruchs 
an gelten.”?) 

a) Der Erbjchaftsbefiger ift hiernach von der Nechtshängigfeit an dem 
Erben für den Schaden verantwortlich, der dadurch entjteht, daß infolge 
ſeines Verſchuldens die Exrbichaftsfache verichlechtert wird, untergeht oder 
aus einem anderen Grunde nicht herausgegeben werden fann.®) 

b) Nach dem Eintritte der Nechtshängigfeit hat der Erbichaftsbefiter 
dem Erben nicht nur die wirklid; gezogenen Nußungen herauszugeben ?), 
jondern muß auch für diejenigen Nubungen Erjaß leiten, welche er nad) 
den Negeln einer ordnungsmäßigen Wirtichaft hätte ziehen können, aber 
Ihuldhafterweile nicht gezogen hat (fructus percipiendi).!®) 

ce) Von der Necdtshängigfeit an kann der Erbichaftsbefiger nur wegen 
notwendiger Verwendungen und auch dann nur nad) den Vorjchriften 
über die Geihäftsführung ohne Auftrag Erſatz beanſpruchen, alſo nur in= 


2 2 Endemann $ 123 Anm. 17; Pland:Ritgen V ©. 166; Strohal a. a. O. 
563 ?) 


©. $ 1000 Satz 2 BOB. ) $ 1001 BOB 
9 $ 1002 BGB. Strohal a. a. O. ©. 563, Pland-Rügen V S. 166, 
5, 8 1003 BGB. 6) Dentichriit ©. 274. 


) 8 2023 Abſ. 1 BOB. 989 BOB. 
») $ 2023 Abſ. 2, $ 987 Abi. 1 BGB. 10) 8 987 Abſ. 2 BGB. 
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fomweit, al3 die Verwendungen dem Intereſſe und dem mutmaßlichen Willen 88 2023, 
de3 Erben entiprechen oder von diefem genehmigt worden find.!)?) 

4. Die gleiche verjchärfte Haftung wie nad) dem Eintritte dev Necht3- —— 
hängigkeit tritt für den bösgläubigen Erbſchaftsbeſitzer ein, d. h. für dem bösatäusigen 
Erbſchaftsbeſitzer, der bei dem Beginne des Erbſchaftsbeſitzes nicht in gutem ee 
Glauben war.d) Der Erbichaftsbefiger it nicht in gutem Glauben, wenn 
ihm befannt oder infolge grober Fahrläjligfeit unbelannt ift, daß er fein 
Recht zum Bejige der Erbichaft hat.*) 

Hat der anfangs gutgläubige Erbſchaftsbeſitzer erſt nach Ergreifung 
des Erbichaftsbejiges erfahren, daß er nicht Erbe ift, jo beginnt jeine ver— 

Ihärfte Haftung erjt von der Erlangung der Kenntnis an.>) 

Die Verſchärfung der Haftung des bösgläubigen Erbſchaftsbeſitzers 
tritt jowohl in Anſehung des dinglichen als auch bei dem perjönlichen 
Erbſchaftsanſpruch ein. 

Eine weitergehende Haftung wegen Verzugs bleibt unberührt.‘) 

5. Wenn ein Erbichaftsbefißer einen Erbichaftsgegenitand (Sache, Saftung aus 
Forderung) durch eine ftrafbare Handlung (Unterihlagung, Diebitahl, Ur- — 
fundenfälfchung) 7) oder eine zur Erbſchaft gehörende Sache durch verbotene —— 
Eigenmacht erlangt hat, jo haftet er nad; den Vorſchriften über deu Eiſcnmadht. 
Schadenserjaß wegen unerlaubter Handlungen.) Der gutgläubige Erb- 
ihaftsbefiger haftet jedoch wegen verbotener Eigenmacht“) nur dann auf 
Schadenserſatz wegen unerlaubter Handlung, wenn der Erbe den Belik 
der Sache bereit thatſächlich ergriffen hatte!) Un ſich würde, da der 
Befiß auf den Erben fraft Geſetzes übergeht!!), auch derjenige ſich ver— 
botener Eigenmacht jchuldig machen, welcher vor der thatlächlichen Beſitz— 
ergreifung durch den wahren Erben eine Sache aus dem Nachlaß an fich 
nimmt. Dieje deliftmäßige Haftung ijt aber gegenüber dem gutgläubigen 
Erbichaftsbejiger eine Unbilligfeit, und deshalb läßt da8 Gejeß ihn wegen 
verbotener Eigenmadyt nur nach der thatjächlihen Belißergreifung des 
Erben haften. 

D. Bei der Erhebung des Erbſchaftsanſpruchs gejtaltet fich die Be— Beweislaſt. 
weislaſt folgendermaßen: 

1. Der Kläger hat den Tod oder die Todeserflärung des Erblaſſers, 
aljo den Erbfall und feine Berufung zur Erbfolge zu beweilen. Die ge— 
jegliche Erbfolge beweijt er durd; Darlegung des behaupteten Verwandt- 
ichaftsverhältnifieg oder der Ehe mit dem Erblajier. Behauptet der Be— 

Hagte, daß er jelbit oder ein Dritter nähere Verwandte des Erblafjers feien, 








ı) 8 2023 Abi. 2, 8$ 683, 684 BGB. 

) Was den Einfluß der Nechtshängigfeit auf die obligatoriiche Seite des Erb— 
ſchaftsanſpruchs anlangt, jo beitehen feine erheblichen praktiichen Unterjchiede gotiiien 
dem dinglichen und dem perjönlichen — ea vgl. Brot. II Bd. 5 S 718 
8818 BOB. 9)8 2024 Satz 1 BGB 4) 8 932 Abi. 2 BEL. 

°, 8 2024 Satz 2 —8B )8 2024 Sap 2, 88 284, 286, 287 BOB. 

) Der Erbichaftäbefiger bewirkt 3. B. auf Grund eines gefätfchten Erbicheins 
eine Eintragung in das Grumdbuc oder ziebt eine Nachlaßforderung ein. Prot. II 
©. 7851 (Bd. 5 ©. 720). ) $ 2025 Sat 1, $ 992 BOB. 

9), 8 858 BGB. wi 2025 Sat 2 BGB. 

11, 8 857 BOB. 
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fo liegt ihm die Beweislajt hierfür ob. Die teftamentarifche Berufung beweift 
der Kläger in der Regel durch Vorlegung der Verfügung von Todeswegen, 
doch können alle prozefjualiich zuläfligen Beweismittel verwendet werden.!) 
Demgegenüber kann der Bellagte die Nichtigkeit oder YFehlerhaftigfeit der 
Verfügung von Todeswegen darthun. Der Beweis der Annahme der 
Erbichaft liegt dem Kläger nicht ob, die Annahme ift aus der Erhebung 
de3 Erbanſpruchs zu folgern?), doch kann der Bellagte den Gegenbeweis 
führen, daß der Kläger die Erbichaft ausgejchlagen habe. 

2. Der Kläger hat aber ferner zur Begründung der Ballivlegitimation 
des Bellagten den Erbichaftsbeiit des Beklagten zu beweifen, d. h. er muß 
beweijen, daß der Belflagte zu irgend einer Zeit etwas aus der Erbichaft 
auf Grund vermeintlichen Erbrechts erlangt hat®); daß der Bellagte noch 
jeßt etwas davon hat, iſt nicht erforderlih, Sache des Beklagten iſt es 
dann, den Verluſt des Erlangten oder den Wegfall der Bereicherung nach— 
zuweilen. Behauptet der Bellagte, daß er den erlangten Erbſchaftsgegen— 
ſtand auf Grund eines Singulartitel8 befige, z. B. als Käufer oder als 
Pfandgläubiger, jo liegt ihm die Beweislaſt für diefe Behauptung ob.*) 

E. Der Erbſchaftsanſpruch verjährt in 30 Jahren), die Verjährung 
beginnt mit der Entjtehung des Anſpruchs“), alfo mit dem Eintritt aller 
Thatjahen, welche Vorausjegung für die Entitehung des Anſpruchs find, 
d. h. mit der Erlangung des Erbſchaftsbeſitzes jeitend des Beklagten und 
mit dem Erbfall auf ſeiten des Klägers. Hängt die Entjtehung des An- 
ſpruchs von einer Anfechtung (z. B. einer Verfügung von Todeswegen) 
ab, fo beginnt die Verjährung erjt mit dem Zeitpunkt, in welchem der 
Erbe zur Ausübung des Anfechtungsrechts befugt ift.”) 

1. Solange nicht der Erbſchaftsanſpruch verjährt iſt, fann der Erb- 
Ichaftsbefiger fich dem Erben gegenüber nicht darauf berufen, daß er eine 
einzelne Nachlabfache, die er al3 zur Erbihaft gehörend im Beſitze bat, 
erſeſſen habe®), denn der Erbſchaftsanſpruch ijt ein Gejamtanjprud.?) Dritten 
gegenüber greift allerdings die Erfigung durch, aber der Erbichaftsbefiger er— 
wirbt durch die Erſitzung das Eigentum nicht für ſich, ſondern für den Erben. 





) Erleichtert wird der Beweis des Erbrechts durch den Erbicein, der die Ver: 
mutung für das Bejtchen des a — Erbrechts begründet ($ 2365 BGB.). 

) Endemann Bd. 38 1 

) 8 2018 BOB. en a, * . ©. 115ff. 

) Dieſe — der Beweislaſt entſpricht allein der Praltikabilität und a: 
feit. Bol. auch Entſch. RG. Bd. 10 No. 44 S. 163; Dernburg, Pandelten Bd. 3 
$ 172 Anm. 16; Koeppen, Lehrbuch $ 50 ©. 327; Endemann Bd. 38 119 Anm. 11; 
a. M. Band: Nitgen V ©. 159; v. Staudinger: Henfelder V S. 230; Windſcheid 
Kipp Bd. 3 8615 Anm. 14; Leonhard a. a. O. S 

8195 BGB. 98 198 : BOB 

’, 8 200 BGB. Küngel bei Gruchot Bd. 41 ©. 853, 854; Strohal a. a. O. 


68. 
9) 82026 BGB. Die Vorschrift Hat warn Bedeutung nur für die zehnjährige 
Erfipung beweglicher Sachen ($$ 937 fh. BGB.), weniger für die jog. Tabular- 
erjigung von Grunditüden ($ 900 BGB.), * hier die Erſitzungszeit 30 Jahre) 
mit der Verjährungszeit zujammenfällt. 

) Der Erbſchaftsbeſitzer kann weder die Erbichaft im Ganzen nod einzelne 
Nachlaßſtücke erfigen. 


Fe 
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Erſt nad) der Verjährung des Erbſchaftsanſpruchs wirkt die Erfigung aud) 8% 5019, 


dem Erben gegenüber. 

2. Der Erbſchaftsanſpruch ijt übertragbar!) und demgemäß auch 
pfändbar und vererblid. 

F. Zuftändig für den Erbſchaftsanſpruch ift entweder das Gericht, bei 
dem der Bellagte feinen allgemeinen Gerichtsſtand hat?), oder das Gericht, 
vor welchem der Erblafjer zur Zeit feines Todes den allgemeinen Gericht3- 
ftand gehabt hat (Gerichtsſtand der Erbichaft) ®). 

G. Während nad) preußiichem Rechte dad auf die Erbichaftsflage er- 
gangene Urteil auch für umd gegen die Vermächtnisnehmer und Nachlaß— 
gläubiger wirftet), hat jetzt das rechtöfräftige Urteil nur Wirkung unter 
den Parteien und deren Rechtönachjolgern.) 

V. Im Anjchluß an die gemeinredhtliche Praxis‘) und das preußijche 
Net”) gewährt dad BGB.s) dem Erben zur Vorbereitung und Durch— 
führung ſeines Erbſchaftsanſpruchs ein weitgehendes Recht auf Auskunft. 

Eine ſolche Ausfunftspflicht liegt ob: 

1. Dem Erbichaftsbejiger (SS 2018, 2030); abgejehen von der ihn 
nad allgemeinen Örundjägen treffenden Auskunfts- und Manifejtationg- 
pflicht?) iſt ihm die bejondere Pflicht auferlegt, über den Bejtand und 
über den Verbleib der Erbichaftsgegenftände Auskunft zu erteilen. 

Hierunter find auch Diejenigen Gegenſtände zu verjtehen, welde kraft 
des Surrogationsprinzip8 an die Stelle von urjprünglich vorhandenen Erb— 
ſchaftsgegenſtänden getreten find.!%) Auch eritredt fich die Auskunftspflicht 
nicht nur auf den örtlichen, ſondern auc auf den wirtichaftlichen Verbleib 
der Erbichaftsgegenjtände.!!) 

2. Die gleiche Auskunftspflicht trifft denjenigen, welder, ohne Erb- 
Ihaftsbefiger zu fein, eine Sache aus dem Nachlaß in Beſitz genommen 
hat, bevor der Erbe den Beſitz thatlächlich ergriff.1?) Darunter fällt auch, 
wer als negotiorum gestor des Erben eine Sache an fich genommen hat, 
um fie für diefen zu verwahren.13) 

3. Auch wer ſich zur Zeit des Erbfall3 mit dem Exrblafjer in häus- 
licher Gemeinſchaft befunden hat, ift verpflichtet, dem Erben auf Verlangen 
Auskunft darüber zu erteilen, welche erbichaftlichen Geichäfte er geführt hat 
und was ihm über den Verbleib der Erbichaftsgegenjtände befannt iſt.!4) 
Dieje Auskunftspflicht ijt praftijch notwendig, weil der Erbe nicht wiljen 


1) 8 413 BGB, 
n 88 13—19 EVD. ”, 8 27 EVD. 
5 9 S, * I 12 ALR. Dernburg Bd. 3 8 16 Anm. 4, 8 230 ©. 683, Eccius 
d.185 
8 925 CPO. Mot. V ©. 595, 596. 
e) Bimmermann im Archiv für die civil. Praxis Bd. 29 ©. 463 fi; Koeppen, 
Lehrbuch S. 319, 320; Demburg-Biermann, Pandetten Bd. 3 $ 173 ©. 344; Entſch. 


NR. Bd. 8 No. 41 ©. 165. 2828, 920 Ro. 3 122 OO. 
) Leonhard a. a. D. ©. 117ff. °») $ 260 BGB. 
10) 8 2019 VGL. 4) Prot. IT ©. 7839 8b. 5 ©. 715). 


im) 8 2027 Abi. 2 2. 
3) Leonhard a. a. ©. 118; Strohal a. a. O. ©. 543. 
1) 8 2028 Abi. 1 daR. 
Leste, Allg. Preuß. Landrecht. 70 
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fann, wer in die Erbjchaft eingegriffen hat; dieje Kenntnis ift aber für ihn 
von Wichtigkeit, damit er weiß, gegen wen er mit Klage vorzugehen habe.!) 

Beiteht Grund zu der Annahme, daß die Auskunft nicht mit der er- 
forderlihen Sorgfalt erteilt worden ift, jo hat der Berpflichtete auf Ver— 
langen des Erben den Dffenbarungseid dahin zu leiten: 

daß er feine Angaben nad) beſtem Wiſſen jo vollitändig gemacht 

habe, al8 er dazu imjtande jei.?) 

Dieje Verpflihtung zur Leiltung des Dffenbarungseids fällt jedoch in 
Angelegenheiten von geringerer Bedeutung fort.?) 

4. Endlich muß auch derjenige, welchem ein unrichtiger Erbſchein er— 
teilt worden ift, dem wirklichen Erben Auskunft über den Bejtand der 
Erbſchaft und über den Verbleib der Erbichaftsgegenjtände erteilen.*) 


VI. Der Erbe hat die Wahl, ob er gegen den Erbſchaftsbeſitzer mit 
der Erbichaftsflage oder mit den ihm als Gejamtnachfolger der Erben zu— 
jtehenden Einzelflagen in Anjehung der zur Erbſchaft gehörenden Gegen- 
jtände vorgehen will. 

Während nad) gemeinem Rechte dem Erbichaftsbefiger, der mit einer 
erbichaftlichen Singularklage jtatt mit der Erbichaftsflage in Anſpruch ge 
nommen wurde, die exceptio ne praeiudicium fiat hereditati5) zujtand, 
fraft deren er die Abweilung der Singularklage verlangen Fonnte®), hat 
das BOGB.’) ebenfalld dafür gejorgt, daß der Erbichaftsbefißer durd den 
Gebrauch der Einzelllagen nicht in eine ungünjtigere Lage verjeßt wird, 
als beim Gebrauche der Erbſchaftsklage. Dementjprechend bejtimmt das 
BOB., daß die Haftung des Erbichaftsbefigers auch gegenüber den Anjprüchen, 
die dem Erben in Anjehung der einzelnen Erbichaftsgegenftände zuftehen, 
nad) den Vorſchriften des Erbſchaftsanſpruchs zu beurteilen it. Dieje Vor— 
Ichrift gilt jowohl für den redlihen als für den unredlichen Erbſchafts— 
befier und findet ihre praftiiche Bedeutung namentlich darin, daß dem 
Erbichaftsbefiger auc) gegenüber der Einzelflage der Erben ein Erjaß- 
anjpruch wegen Verwendungen, wie bei Geltendmachung der Erbſchafts— 
klage zufteht. 

Im übrigen ijt die gejegliche Vorſchrift ($ 2029) dahin zu verjtehen, 
daß der Richter von Amtswegen ohne Berüdjichtigung des Willens der 
Parteien die Grundjäße über den Erbſchaftsanſpruch anwenden joll, aljo 
ohne Rüdfiht darauf, ob fie für den Kläger oder für den Beklagten von 
Vorteil find.®) 


1) Brot. II ©. 7840 Br. 5 ©. 715, 716). 

2?) 8 2028 Abi. 2 BGB 

») 8 2028 Abſ. 3, $ 259 Abſ. 3 BGB. Leber die lg Aa Dffenbarungs- 
eids außerhalb des Brozefies vgl. $ 261 BGB., SH 163, 79 RFrG. Bol. auch 
8 889 CPO. 


*, 8 2362 Abi. 2 BGB. 

) L.5 82 D. de hered. pet. 5, 3; Windjcheid-Kipp Bd. 3 $ 616 Anm. 1; 
Dernburg-Biermann Bd. 3 $ 174; fiehe oben ©. 1097 Note 2. 

9) Dem preußiichen Rechte war diefe Einrede fremd, Eccins Bd. 4 $ 279. 

) 8 2029 BGB. Leonhard a. a. O. ©. 119ff.; Strohal a. a. D. 896 ©. 571ff. 

) Brot. II Bd. 5 ©. 722, 723. Es bedarf alfo feiner Einrede des Bellagten. 
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VIL Der Erbſchaftsanſpruch fteht nah VBGB.1) dem Erben nicht BA 
blos gegen den Erbichaftsbefiger, jondern auch gegen denjenigen zu, welcher ‚37. 
die Erbichaft als Ganzes durch Vertrag von einem Erbſchaftsbeſitzer erwirbt. 
In Betracht kommt der Erbichaftsfäufer?), der die Erbichaft von einem 
Nichtberechtigten, aljo von einem Verkäufer erwarb, der in Wahrheit fein 
Erbrecht beſaß. Auf den guten oder böjen Glauben de8 Erwerbers kommt 
es nicht an; die Vorfchriften über den Schuß de3 guten Glaubens finden 
im Berhältnifje zwiichen dem Erben und dem Erwerber feine Anwendung.S) 
Ein Löſungsanſpruch fteht dem Erwerber gegen die dingliche Klage des 
Erben ebenjowenig wie beim Eigentunsanfpruche zut); er ift alfo auf den 
Regreßanſpruch gegen den Veräußerer der Erbſchaft angewiejen.S) 

Die Erhebung des Erbſchaftsanſpruchs gegen den dritten Erwerber 
der Erbichaft jchließt den Anſpruch des Erben gegen den Erbſchaftsbeſitzer 
(Verkäufer der Erbichaft) auf Herausgabe der Gegenleijtung, d. 5. auf 
Herausgabe dejjen, was dieſer als Entgelt für die Veräußerung erhalten hat 
($ 2019), nicht aus. Soweit aber der Erbe mit jeinem Anſpruche gegen 
den Erwerber obfiegt, wird der Erbſchaftsbeſitzer von feiner Haftung be— 
freit, und umgefehrt.®) 

VIII. Einen dem Erbihaftsaniprud analogen Gejamtanfprud) auf Hereditans 
Herausgabe des Vermögens gewährt da8 BGB.) im Anflug an das” 
ALR.s) einer Perjon, die für tot erflärt ift, die aber den Zeitpunkt, der 
als Zeitpunkt ihre Todes gilt, überlebt Hat.?) it auf Grund der Todes- 
erflärung da8 Vermögen des Verjchollenen an den angeblichen Erben ge- 
langt, jo hat der für tot Erflärte gegen den Erbichaftsbefiger einen Ge— 
ſamtanſpruch auf Herausgabe jeine® Vermögens, der nad) den für den 
Erbſchaftsanſpruch geltenden Vorfchriften zu behandeln if. Der Anſpruch 
geht al3 vermögensredhtlicher auf die Erben des für tot Erklärten über. 

Solange der für tot Erflärte noch lebt, wird die Verjährung feines 
Anſpruchs nicht vor dem Ablauf eines Jahres nad) dem Zeitpunfte voll: 
endet, in welchem er von der Todeserflärung Kenntnis erlangt hat.1°) 

Nah ALR.!) ſtand dem irrtümlich für tot Erflärten und defjen Ab— 
kömmlingen auch nad) dem Ablaufe von 30 Jahren feit der Todeserflärung 
ein Anſpruch auf einen nad jeinem Stande notdürftigen Unterhalt zu; 
dem BGB. iſt ein jolcher Anſpruch fremd. Abweichend vom ALR.?), 
welches auch den Fall behandelt, daß der für tot Erflärte ſchon vor der 
Todeserklärung geſtorben ift, zieht da8 BGB. nur den Fall in Betracht, 
daß der für tot Erflärte den Zeitpunkt der Todeserflärung überlebt hat. 
Einer befonderen Vorſchrift für jenen Fall bedurfte es nicht, da hier der 
ordentliche Erbichaftsaniprud für den wahren Erben begründet ift.1?) 


98 2030 BOB. ”, 8 2371 BGB. 
) Wohl aber an fie bei der — —— einzelner Sachen durch den 
in nd Ritgen ve. 

5 ©. 723, 724. 9) 8 2376 BOB. 
e Ban ine V ©. 174 Anm. 2; v. StaudingersHerzfelder V ©. 247 Anm. 4. 
', $ 2031 BGB. 9 88 842,,847 ff. II 18 ALR., Eccius Bd. 4 8 268. 
») 8 2031 Nbj. 1 Sab 1 BGB. "9% 8 2031 Abi. 1 Sa 2 BOB. 
11) 88 852, 853 II 18 ALR. 12) 842 II 18 ACH. 


1) Mot. V S. 597. 
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Ein dem Erbſchaftsanſpruch entiprechender Gejamtanjpruch auf Heraus- 
gabe des Vermögens ijt endlich auch dann gewährt, wenn der Tod einer 
Berjon ohne Todeserflärung mit Unrecht angenommen worden ijt, wobei 
es gleichgültig ift, ob der Irrtum auf einer unrichtigen Sterbeurkunde be= 
ruht, oder ob der Erbprätendent jelbjit im Irrtume geweſen ijt.!) 

IX. Zum Schute des Erben find hiernacd folgende Rechtsmittel ge- 
geben: 

1. Der Erbe kann als Gejamtnachfolger des Erblafjers alle für diejen 
begründet gewejenen Anjprüche erheben, aljo die erbichaftlichen Einzelklagen 
geltend machen. 

2. Da der Belit des Erblafjerd mit dem Erbfalle von Rechtswegen 
auf den Erben übergeht?), jo ftehen dem Erben wegen Entziehung oder 
Störung feines Beſitzes an den Nachlaßſachen die Befißklagen ?) zu. Das 
neben jteht dem Erben auch die Klage auf Herausgabe des ohne recht: 
lihen Grund erlangten Beſitzes (condietio possessionis)*), jowie die lage 
au dem früheren Beſitze 5) zu. 

3. Dem Erben fteht ferner gegen den Erbichaftsbefißer ein Anſpruch 
auf Auskunfterteilung über den Bejtand der Erbichaft und den Verbleib 
der Erbichaftsgegenftände zu, ſowie gegebenenfall® auf Leitung des Dffen- 
barungseids.“) Diefer Anſpruch kann prozefjualiih mit der univerjellen 
Erbichaftsflage verbunden werden. In diefem Falle ift jedoch dem klagen— 
den Erben freigejtellt, die bejtimmtie Angabe der Gegenjtände, die der 
Kläger beanjprucht, in der Klage vorzubehalten, bis das Verzeichnis über 
den Beitand der Erbichaft vorgelegt und auf Verlangen der Offenbarungs- 
eid geleijtet iſt.) Praktiſch wird ſich die Sache jo gejtalten, daß der An— 
ſpruch auf Auskunfterteilung u. ſ. w. zunächjt durch Teilurteil®) erledigt 
wird, und daß erjt nad) rechtöfräftiger Erledigung dieſes Teilurteil3®) 
über den nunmehr vollftändig zu formulierenden 19) Herausgabeanfprud) zu 
entjcheiden iſt. 

4. Gegen den Erbichaftsbefiger giebt das BGB. dem Erben den 
Erbſchaftsanſpruch al3 einen Geſamtanſpruch auf Herausgabe des aus der 
Erbihaft Erlangten. Mit diefer Klage fann der Erbe die Klage auf 
Feſtſtellung feines Erbrecht 1!) verbinden, oder er kann auch jeinen Klage: 
antrag, wenn der Beklagte da8 Erbrecht des Klägers bejtreitet, nach diejer 
Richtung hin erweitern.!?) 

Abweichend vom ALR.1E) jteht dem Erben jedoch der Erbſchaftsanſpruch 
gegen den Tejtamentsvollftreder oder den Nachlaßpfleger, der die Erbichaft 


213 — 2 BGB. 
38 

88 861, 862 BGB. *) 8 812 BGB. fie verjährt in 30 Jahren. 
5,8 1007 BGB., die deutjchredhtliche Fahrnistlage, j. oben ©. 444 ff. 


an ) 8 254 CRO 

°, 8 301 ER 

®) Und nina 1— Vollſtreckung nach $ 888 CPO. 
io) 8 253 Q 


1), 8 256 CPO. Der 2 — auch ſelbſtändig auf Feſtſtellung des Erbrechts 
Klage erheben, wenn die Borausjegungen ber Feititellungstlage gegeben find. 
1) 8 250 CPO. 8), Entſch. RG. Bd. 28 No. 81 ©. 354. 
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in Befiß genommen hat, nicht zu; bier find die Spezialllagen für aus- 
reichend erachtet worden.!) 

X. Bejondere erbrechtliche Rechtsmittel zur Erlangung des vorläu- Grengung 
figen Beſitzes der Erbichaft, wie jie daS gemeine Necht?) fannte, und wie Miufigen Erb- 
fie im ALR.®) in Anlehnung an daS remedium ex lege ultima Codicis —— 
de edietio D. Hadriani tollendos) gegeben waren, find dem BGB. fremd. 

Heute bieten die Vorjchriften der Civilprozefordnung über einjtweilige Ver— 
fügungen ausreichenden Schuß und Erjaß.’) 


V. Mehrheit der Erben. 


1. Rechtsberhältniſſe der Erben unter einander. 


$ 261. 


a) Rechtsverhältnis bis zur Museinanderfegung.‘) 


L Wenn der Exblaffer eine Mehrheit von Erben hinterließ, alfo Manlse 
mehrere in das universum ius defuneti juccedierten, jo erwarben nad) 
römischem Rechte dieje mehreren Erben die universitas zufammen, jo daß 
jeder einzelne Erbe eine Quote (Bruchteil) de8 ganzen Nachlafjes erhielt. 
Nach Maßgabe ſeines Bruchteil am Ganzen nahm jeder an allen einzelnen 
Beitandteilen der Erbichaft teil. Die mehreren Erben erwarben alſo die 
Erbichaft gemeinjchaftlih nad) Bruchteilen. Demgemäß wurde jeder Erbe 
zu einem Bruchteile gemeinjchaftli mit den übrigen Miterben Miteigen- 
tümer jeder einzelnen Nachlaßjache?), ſowie Gläubiger und Schuldner der 
Forderungen und Schulden des Erblafjerd. Nach den XII Tafeln waren 
dieje von Rechtswegen nad) Maßgabe der einzelnen Erbquoten geteilt; es 
galt der Grundjaß: nomina sunt ipso iure divisa®), jo daß jede einzelne 
Horderung und jede einzelne Schuld in jo viele Teilforderungen und Teil- 
ſchulden zerfiel, al8 Miterben vorhanden waren. Bei unteilbaren Forde— 
rungen und Schulden entjtand ein der Klorrealität entiprechendes Verhältnis. 


!) Brot. II S. 7825—7827 (Bd. 5 ©. 708, 709). 

2) Windicheid: Hipp Bd. 3 $ 617, $ 649 (interdietum quorum bonorum, quod 
legatorum, remedium ex leg. ult. Cod. de edicto D, Hadriani tollendo). 

) 88 244, 245 I 12 ALR., Deinburg Bd. 3 $ 227; Eccius Bd. 4 8 279 i. f. 

) L. 3 Cod. 6, 33. 

5) 88 935 ff, 940 ERD. 

* Mot. V ©. 526ff., Denkſchrift S. 275ff., Brot. II ©. 8056 ff. (Bd. 5 
S. 835 ff.); Endemann Bd. 3 88 106-114; Strobal 88 64— 92; Hadenburg, Bor: 
träge (2. Aufl.) S. 711ff; Erdmann, Das Miterbenverhältnis im BGB. vergliden mit 
dem ded gemeinen Nechtes, 1899 (Diſſ.); Wendt im Archiv für die civil, Praxis 
Bd. 89 ©. 420; Windſcheid-Kipp Bd. 3 8 608; Koeppen, Lehrbuch 88 36—43; 
Eccius Bd. 4 88 271— 274; Dernburg Bd. 3 88 238— 240; Zürn, Preuß. Erbrecht $ 34. 

) Die fürperlihen Sachen waren aljo ideell (nah Bruchteilen) geteilt (partes 
pro indiviso); jeder Miterbe konnte über feinen ideellen Teil ohne Mitwirkung der 
übrigen Erben verfügen. 

9) L. 6 Cod. fam. erciscundae 3, 36. 


ALR, 
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Jeder Miterbe konnte die Aufhebung diefer Erbengemeinichaft (con- 
sortium)!) auf Grund der auf den XII Tafeln beruhenden actio familiae 
erciscundae?) verlangen, durch die die Ausführung der Teilung in Die 
Hand des Nichterd gelegt wurde.®) 

Im römischen Rechte gelangte aljo die Selbitändigfeit der einzelnen 
Miterben zum Ausdrude. 

II. Abweichend hiervon hat das preußische Necht das Nechtsverhältnis 
der Miterben nach den deutichrechtlichen Grundjägen der Rechtsgemeinſchaft 
zur gejamten Hand ausgeſtaltet. 

Nah ALR. wurden mehrere zugleich zu einer Erbichaft berufene 
Perjonen Miteigentümer der Erbichaft; ihre gemeinfchaftlichen Rechte und 
Pflichten waren nad den allgemeinen Grundjäßen vom Meiteigentume zu 
beurteilen.t) 

Jeder anteilsberechtigte Miterbe durfte auf Teilung antragen.d) Bor 
der Erbteilung hatte aber der einzelne Miterbe fein jeiner Erbquote ent- 
Iprechendes Sondereigentum an den einzelnen Erbſchaftsſachen, und er 
fonnte demgemäß aud) nicht über einen feiner Quote entjprechenden Anteil 
an den einzelnen Nachlaßſachen felbjtändig verfügen. Das Recht des 
Erben beftand aljo nur an einem ibeellen Teile dev Erbichaft, nit an 
einem ideellen Teile der einzelnen zur Erbichaft gehörenden Sachen. Gegen— 
ftand des Miteigentums waren alſo nicht die einzelnen Erbſchaftsgegenſtände, 
fondern die Erbſchaft al3 Inbegriff.‘) 

Das Recht eines jeden Miterben an der Erbichaft als folcher, an dem 
Inbegriffe, gehörte zu feinem befonderen Eigentum”), über das jeder Mit- 
erbe, vorbehaltlich des den übrigen Miterben geſetzlich zuftehenden Vorkaufs— 
recht3®), frei verfügen fonnte. Sein Anteilsrecht an der Erbſchaft unterlag 
aud) der Pfändung und Ueberweifung im Wege der Zivangsvollitredung.*) 

Miterben konnten ein Grundſtück auflaffen, ohne im Grundbuch ein- 
getragen zu fein, Dagegen war ihre Eintragung zu Belaftungen und 
Löſchungsanträgen notiwendig.!%) 

Wenn auch dem einzelnen Miterben eine Quote an den einzelnen 
Nachlaßſachen nicht zuftand, jo nahm die Praris dod an, daß eine von 
einem Miterben vor der Teilung vorgenommene Verpfändung feines An— 
teil3 an einem Nachlaßgrundſtücke nicht von vornherein unwirkſam fei, daß 
die Wirkjamkeit aber fo lange fuspendiert bleibe, bis fich durch die Erb- 
teilung entjcheide, ob der betreffende Miterbe das verpfändete Grundjtüd 


1) Die Erbengemeinfchaft begründete ein quafifontraftliches Verhältnid (communio) 
der Miterben. NL.1pr.l.2 pr. D. fam. ereisc. 10, 2. 

*) Die Teilungsflage war ein fog. iudieium duplex, die Auseinanderjeßung 
unter den Beteiligten wurde durch Adjudilationen und Kondemmationen des Nichterd 
durchgeführt; e8 war ein Verfahren, das „den Zweck hatte, eine Aufgabe der frei- 
willigen Gerichtöbarkeit mit den Mitteln des Prozefies zu erledigen“, Koeppen, Lehr: 

3, 2 8115 | 17, 8 382 19 ALR. 


bud) ©. 226, 227. 
b) S 117 117 AON. °) 88 32-35 I 2, $ 350 I 9 ALN. 
84117 AQH. ) 8 61 I 17 ACH. 


) Streitig war, ob der Anteil au der Berpfändung rg Nehbein a. 
a. D. ©. 270; Turnau, Grundbuchordnung Bd. 2 $ 15 sub 2; Eccius Bd. 4 $ 271. 
‚88 5, 13, 19 EEG., $ 92 GBO. 
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ganz oder teilweife zum Eigentume zugeteilt erhalte. Erhielt der Miterbe 
bei der Erbteilung feinen Anteil am Grundftüde, jo war die Verpfändung 
gegenſtandslos.) 

Zu den die Erbſchaft betreffenden Schulden und Laſten waren die 
Erben gegen den Erbſchaftsgläubiger gemeinſchaftlich, d. h. zuſammen, 
nicht ſolidariſch, verpflichtet, unter ſich aber waren fie dazu nad) Verhält— 
nis der Erbteile beizutragen ſchuldig.) Auch die zur Erbſchaft gehörenden 
Aktivforderungen konnten die Erben, ſolange ſie im Miteigentume ſtanden, 
nur gemeinſchaftlich einziehen.®) 

Daneben hatte die Praxis den einzelnen Erben im weiten Umfang 
Sndividualrechte eingeräumt, welche zu Maßregeln berechtigten, die bie 
Erhaltung, Feititellung oder Sicherjtellung des Nachlafjes bezwedkten, ohne 
die Rechte der Gelamtheit der Erben zu berühren.*) 

Erjt durch die Erbteilung wurde die Gemeinschaft der Miterben auf: 
gehoben, und jeder Miterbe erlangte ein freie Verfügungsrecht über die 
ihm zugewiejenen Nacdjlaßgegenftände. Durd die Erbteilung wurde jeder 
Miterbe Alleineigentümer der ihm zugewieſenen einzelnen Erbſchaftsgegen— 
jtände, doch bildete der Erbteilungsvertrag mur den Titel zum Erwerbe 
de3 Eigentums, zu dem noch die Uebergabe oder Ceſſion als die eigentliche 
Erwerbsart Hinzufommen mußte.) 

Der Uebergang de Eigentums an einem Nachlaßgrundſtück auf einen 
Miterben, dem es zum Alleineigentum zugeteilt war, erforderte alſo Auf— 
laffung.®) 

Hatten die Erben vor Erfüllung ihrer gemeinjchaftlihen Werbindlich- 
feiten in den Nachlaß ſich geteilt, jo Hatte jeder Erbichaftsgläubiger Die 
Wahl, ob er ſich an die Erben insgejamt oder an jeden von ihnen nad) 
Verhältnis ſeines Erbteils oder an einen unter ihnen für da8 Ganze 
halten wollte”) Wollten die teilenden Miterben einen Erbichaftsgläubiger 
verpflichten, daß er fi) an jeden von ihnen nur nach Verhältnis feines 
Erbteil3 Halten follte, jo mußten fie ihm die bevorjtehende Teilung in ge— 
höriger Weije befannt machen.®) 

In Anſehung der zur Erbichaft gehörenden Aftivforderungen konnte 
nad der Teilung der Schuldner an denjenigen Erben ficher zahlen, welcher 
fi) im Befige des über die Forderung ausgejtellten Inſtrumentes befand.?) 
Wollten die übrigen Erben dies verhindern, jo mußten fie ihre Verwahrung 
dem Schuldner gerichtlich befannt machen.) 


) Entih. NG. Bd. 16 No. 73 ©. 254, Bb. 36 No. 77 ©. 319; Jahrbuch 
KG. Bd. 15 No. 33 ©. 123, 

?) 8$ 127, 128 I 17 ALR. Die Erben waren deshalb nur gemeinschaftlich 
zu verklagen und waren im Prozefje notwendige Streitgenofjen. 

3) 8 151 I 17 ACH. 

) Entid. OTr. Bd. 22 ©. 136, RG. bei Gruchot Bd. 24 ©. 454, 457, 
Bd. 26 ©. 104, Bd. 27 S. 449, m he ©. 956, Bd. 31 ©. 957, Bd. 36 ©. 1036. 
Bol. aud) Entic). RS. Bd. 20 ©. 12 ff. 

5) 8 103 I 17 ALN. e) — RG. Bd. I No. 73 ©. 272. 

ss 131 ff. I 17 ALR. °) 8 137 I 17 ACH. 

9 8 152 117 ALR. Damit war nur ein Necht des Schuldners, Feine 

zus tefigefteit, an pa — auch ohne non - ne 2 1* zahlen, 
Entſch. OTr. Bd. 4 ©. 3 )$ 1531 
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Die Grundſätze über das Rechtsverhältnis der Miterben ſind im 
preußiſchen Rechte im weſentlichen durch die Praxis, im Anſchluß an einen 
Plenarbeſchluß des vormaligen Obertribunals vom 16. März 18571) aus— 
gebildet worden, der für die Praxis maßgebend blieb. 

III. Das BGB.?) Hat das Rechtsverhältnis der Miterben im An— 
ſchluß an das ALR. auf der Grundlage einer Gemeinſchaft zur geſamten 
Hand ausgeſtaltet: der Nachlaß iſt gemeinſchaftliches Vermögen der Mit— 
erben); jeder Miterbe kann zwar über ſeinen Anteil am ganzen Nachlaſſe 
verfügen), dagegen iſt ihm nicht geitattet, über feinen Anteil an den ein— 
zelnen Nacdlaßgegenftänden zu verfügen.) Ueber einen Nachlaßgegenſtand 
fönnen die Miterben nur gemeinjchaftlich verfügen.‘) 

1. Mit dem Erbfalle geht die Erbſchaft ald Ganzes auf die Miterben 
über; der Nachlaß wird gemeinjchaftliche8 Vermögen der Miterben, er ijt 
ein der Erbengemeinichaft gehörende8 Sondervermögen. Dieſe Erben- 
gemeinjchaft ift eine Gemeinjchaft zur gejamten Hand. Die Erben find 
daher Mitbejiger der zum Nachlafje gehörenden Sachen; Träger de ge 
meinjchaftlihen Wermögens find die Erben in ihrer perjonenrechtlichen 
Verbundenheit.?) 

Aus dem Gefamthandsprinzip ergiebt fih, daß während der Erben- 
gemeinjchaft ein Erlöfchen der bejtehenden Rechtsverhältniſſe durch Ver— 
einigung von Rechten und PVerbindlichfeiten oder von Rechten und Be— 
lajtungen nicht eintritt, und daß während diejer Zeit eine Verfügung, die 
ein Miterbe vor den Erbfall über einen jpäter zum Nachlaffe gehörenden 
Gegenſtand getroffen hat, nicht wirkſam wird.) Auf pofitiver Vorjchrift 
beruht e8 auch, daß der Schuldner gegen eine zum Nachlafje gehörende 
Forderung nicht eine ihm gegen einen einzelnen Miterben zujtehende For: 
derung aufrechnen fann.®) 

2. Gegenjtand der Erbengemeinjchaft ift der ungeteilte Nachlaß, doch 
gilt auch Hier der Örundjag der Surrogation: was auf Grund eines 
zum Nachlaſſe gehörenden Nechtes oder als Erjah für die Zeritörung, Be- 


) JMBl. 1857 ©. 162, Entid. OTr. Bd. 35 ©. 352; er fand auch die 
Billigung des NeichSoberhandelsgerichts und jpäter des Reichsgerichts und iſt jeitdem 
für die raris maßgebend geblieben. Vgl. Entſch. ROHG. —* 11 S. 203, Bd. 23 
©. 127, RG. bei Gruchot Bd. 24 ©. 454, 1011, Bd. 26 S. 438, Bd. 31 ©. 957, 
IMBl. 1883 ©. 294, Entih. RO. Bd. 9 No. 58 ©. 272Ff., Bd. 16 No. 73 
©. 251ff, Bd. 22 No. 50 ©. 244. Turnau, Grundbuhordnung Bd. 2 $ 15; Reh: 
bein, Entich. des OTr. Bd. 3 ©. 267 ff. 

2) Entwurf I hatte fich dem römiſchen Nechte angeichloffen und beſtimmt, daß 
die einzelnen Rechte und Berbindlichkeiten fraft Geſetzes auf die Erben nad Ber: 
bältnis der Erbteile übergehen ſollten (nomina sunt ipso iure divisa), dem Miterben 
jollte die freie und jelbjtändige Verfügung über feinen Anteil an den einzelnen 
Nachlaßſachen zuftehen, $ 2051 Entwurf I. Bgl. Dentichrift S. 276. 

2) 8 2032 BGB. 9 $ 2033 Nbf. 1 Sap 1 BOB. 

5) 8 2033 Abi. 2 BGB. 9 8 2040 Abt. 1 BGB. 

) Alſo fein Miteigentum nad Bruchteilen im Sinne des $ 1008 BGB. Das 
BGB. verwendet den Rechtsgedanken der Gemeinſchaft zur gefamten Hand bei ber 
Geſellſchaft ($ 719), bei der ehelihen Gütergemeinſchaft ($ 1442) und bei der Erben: 
gemeinschaft ($ 2032). 

9) Strohal a. a. O. ©. 340; Pland-Nitgen V ©. 178. 

) 8 2040 Abj. 2 BOB. 
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Ihädigung oder Entziehung eines Nachlaßgegenjtandes oder durch ein 
Rechtsgeſchäft erworben wird, das fi) auf den Nachlaß bezieht, gehört 
zum Nachlafje.t) Gleichgültig ijt, ob der rechtsgeſchäftliche Erwerb mit 
Mitteln des Nachlaſſes gemacht ijt?); entjcheidend ijt nur, daß der Erwerb 
nah dem Willen der Erben mit Bezug auf den Nachlaß gemacht ift.) 

Die Zugehörigkeit einer durch jolhes NRechtögeihäft für den Nachlaß 
erworbenen Forderung zu dem Nachlafje braucht jedoch der Schuldner erſt 
dann gegen ich gelten zu lajjen, wenn er von der Zugehörigkeit Kenntnis 
erhält.t) 

3. Jeder Miterbe fann über feinen Anteil am ungeteilten 
Nachlaſſe dinglich verfügend), er kann ihn aljo veräußern und be— 
lajten.‘) Der Anteil eines Miterben am Nachlafje kann auch im Wege 
der Zwangdvollitredung gepfändet werden?), auch kann er Gegenitand 
eines Niekbraucdh3®) oder eines Pfandredt3?) fein. 

Der dinglihe Vertrag, durch den ein Miterbe über feinen Anteil 
verfügt, bedarf, ebenjo wie der obligatorijche Veräußerungsvertrag 1%), der 
gerichtlichen oder notariellen Beurkundung.!!) 

Dagegen kann ein Miterbe über jeinen Anteil an den ein- 
zelnen Nachlaßgegenſtänden nicht verfügen!?), und demgemäß ift 
auch der Anteil eines Miterben an den einzelnen Nachlaßgegenftänden der 
Pfändung nicht unterworfen.13) Während aber die preußiiche Praxis eine 
dingliche Verfügung über den Anteil eines Miterben an einem einzelnen 
Nachlaßgegenſtande mit bedingter Wirkung zuließ, d. 5. dadurch bedingt, 
dat dem Miterben bei der Erbteilung der einzelne Gegenjtand, über den 
er er auch wirklich zufiel 4), ijt eine derartige bedingte Verfügung 


Ten J— Satz 1 BGB. 
bweihend 8 2019 BGB. 9) Strohal a. a. ©. ©. 339. 
*) 8 2041 Sak 2, $ 2019 Abſ. 2, 88 406—408 BOB, 

5) 8 2033 Abi. 1 Sap 1 BGB. Die VBorihrift weicht alſo von anderen Ge— 
ſamthandsverhältniſſen ab, denn bei der Gejellichaft und bei der ehelichen Gütergemein— 
ſchaft ($S 719 Abſ. 1 u. $ 1442 Abi. 1 BGB.) ijt die Verfügung des Gemeinichafter® über 
jeinen Anteil am Gemeinichaftävermögen verboten. Die II. Kommilfion war der Anficht, 
daß auch der Anteil an einem Bermögendganzen ein einheitliche® Recht jei, da8 durch Ver— 
trag einheitlich übertragen werden lünne. Man hat deshalb aus pratiichen Zweckmäßig— 
feitdgründen dem Miterben die Möglichkeit gewährt, über feinen Anteil durch einen ein— 
Heitlihen Akt dinglich zu verfügen, obgleich der Alleinerbe nicht im jtande ijt, über 
die ihm angefallene Erbſchaft als Ganzes dinglich zu verfügen. Vgl. hierüber Küngel 
in Gruchots Beiträgen Bd. 41 ©. 825 fi, Brot. 11 S. 8063 (Bd. 5 ©. 83T ff.). 

6) Verfügung bedeutet hier, wie überalf, die Veräußerung, Belajtung, Aende— 
rung und Aufhebung eined Rechtes. 

) 8 859 Abi. 2 CPO. ®) 8 1068 BB. 

°), $ 1273 BGB. Im ALR. war die Möglichkeit der Verpfändung beftritten, 
—— Entſch. des OTr. Bd. 3 ©. 270: Turnau, Grundbuchordnung Bd. 2 8 15 
sub 2. 20) ss, 2371, 2385 BGB. 

ı) 8 2033 Abi. 1 Er? voð 8 128 BGB., $ 167 Abſ. 1, 8$ 168ff. 
RFrG. Der obligatoriſche und der dingliche Vertrag können hiernach zuſammen⸗ 
gefaßt werden. Ueber die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts bei Verfügung 
des Vaters oder Vormundes über den Anteil des minderjährigen Kindes oder Mündels 
an einer Erbſchaft vgl. $ 1643 Ubi. 1, $ 1822 No. 1 BG 

ın) 8 2033 Ubi. 2 BOB. ‚», 8 859 Abi. 2 BOR. 

14) Siehe oben S. 1110, 1111. 
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nah BGB. unwirkſam.) Nah BGB. kann alſo der als ſolcher im 
Grundbuch eingetragene Miterbe vor erfolgter Aufhebung der Erbengemein— 
ſchaft ſeinen Anteil an dem Nachlaßgrundſtücke nicht mit einer Hypothek 
belaſten.) Demgemäß it jebt auch die Zmangsverfteigerung des Anteils 
eine Miterben an einem Nachlaßgrundjtüd unzuläffig.3)*) 

Ueber einen einzelnen Nachlaßgegenſtand können die Miterben nur 
gemeinschaftlich verfügend); nur die Gejamtheit der Miterben ift ver- 
fügungsberedhtigt, und da aud die Kündigung eine Verfügung ijt, jo 
können auch nur fämtliche Miterben indgejamt fündigen.®) 

Ueber den Nachlaß im ganzen als Vermögensinbegriff fünnen Die 
Miterben gemeinschaftlich ebenſowenig dinglich verfügen, wie der Alleinerbe.”) 

Bur Zwangsvollitredung in einen ungeteilten Nachlaß bedarf es, wenn 
Miterben vorhanden find, bis zur Teilung eine8 gegen alle Erben er- 
gangenen Urteils.) 

Miterben fünnen auch nad) jegigem Nechte ein ererbtes Grundſtück auf» 
laffen, ohne daß es vorher ihrer Eintragung al8 Eigentümer bedarf.?) 
Während aber früher nad) preußiichem Rechte der Alleinerbe fi als 
Eigentümer eintragen laſſen mußte, ehe er das ererbte Grundſtück auflaffen 
durfte19), kann jetzt nach Reichsrecht auch der Alleinerbe ohne vorherige Ein: 
tragung als Eigentümer das Nachlaßgrundſtück auflajjen.?) 

IV. Berfauft ein Miterbe auf Grund des ihm zuftehenden Verfügungs- 
rechts jeinen Anteil am Nachlaß an einen Dritten, jo jind Die übrigen 
Erben der Gefahr ausgejebt, daß ihnen wider ihren Willen ein fremder 
Käufer als Gemeinfchafter aufgedrängt wird und daß diefer der Aus— 
einanderjeßung Schwierigkeiten bereitet. Deshalb ift den übrigen Miterben 
im Anſchluß an das ALR.11) zum Scuße gegen möglide Nachteile ein 


) Obligatoriſch kann fi der Miterbe natürlich wirkſam verpflidten. 

Beſchluß des KG. vom 12. März 1900 in der Deutſchen Juriſten-Zeitung 
1900 ©. 186, 187 und Zahrbud KG. Bd. 22 No. 19 ©. A 85, No. 85 ©. A 315; 
Pland:Ritgen Bd. 5 ©. 180, 181; v. Staudinger-Herzfelder Bd. 5 ©. 255; Ende— 
mann Bd. 3 ©. 479 Arm. 9. 

°, Jäckel, Das Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung und die Zwangs— 
verwaltung (1899) ©. 84. 

) Ein Bruchteil eines Grundſtücks kann nach BGB. mit einem Borfaufs- 
recht, einer NReallaft, einer Hypothek, einer Grundjchuld oder einer Rentenſchuld nur 
belajtet werden, wenn er in dem Anteil eines Miteigentümers befteht (88 1095, 
1106, 1114, 1192, 1199 BGB.); auch ift die Zwangsvollſtreckung in den Bruchteil 
eines Grundſtücks nur zuläffig, wenn der Bruchteil in dem Anteil eined Miteigen- 
tümers bejteht ($ 864 Abi. 2 CPO.); der Miterbe befigt aber feinen Bruchteil an 
dem zum Nachlafie gehörenden Grundjtüde. Der Gläubiger eines eingetragenen Mit: 
erben kann alfo nicht im Wege der Zwangsvollitredung oder de3 Arreites eine Hypo— 
thef auf den Anteil des Miterben an einem Nachlaßgrundſtück eintragen lafjen. 

6) 8 2040 Abſ. 1 BOB. 

*) Auch die Annahme einer geichuldeten Leiftung ift eine Verfügung, deshalb 
lönnen die Miterben eine zum Nachlafie geichuldete Leiftung auch nur gemeinschaft: 
us in zn nehmen; v. Staudinger-Herzjelder Bd. 5 ©. 262; Pland-Ritgen 

d. 5 ©. 188. 

) Unrichtig Endemann Bd. 3 $ 109 Note 13 S. 480. 

© 8 747 CRD. ) $ 41 ROBO. 

85 EEO. 

„) 88 61, 65 I 17 ALR., 8 4 des preuß. Geſetzes vom 2. März 1850. 
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geſetzliches Vorkaufsrecht in Anſehung des verkauften Anteils ein- 
geräumt.!) 

1. Vorausjeßung für die Ausübung des Vorkaufsrechts iſt der Ab— 
ihluß eines freiwilligen Kaufvertrags zwifchen einem Miterben und einem 
sremden.?) Die Ausübung des Rechtes ſteht den Miterben gemeinſchaftlich 
zu; ift es für einen der Miterben erlojchen oder übt einer von ihnen fein 
- Recht nicht aus, jo find die übrigen berechtigt, das Vorkaufsrecht im 
ganzen au3zuüben.?) Sind nur zwei Miterben vorhanden, fo iſt der 
andere borfaufsberechtigt. 

2. Das Vorkaufsrecht iſt zwar vererblich*), aber nicht übertragbar. 
Zur Ausübung des Vorkaufsrechts werden die Miterben dadurd in den 
Stand gejeßt, daß der verfaufende Miterbe den Vorkaufsberechtigten den 
Inhalt des mit dem Dritten gejchloffenen Vertrags, und wenn die Ueber— 
tragung des Anteil3 auf den Käufer bereits ftattgefunden hat, auch dieſe 
Uebertragung unverzüglich mitteilen muß.) Mit diejer Anzeige beginnt 
die Friſt für die Ausübung de Vorkaufsrechts, welche zwei Monate 
beträgt.®) 

3. Die Ausübung des Vorkaufsrecht3 erfolgt durch formlojfe Erklärung 
gegenüber dem verfaufenden Miterben mit der Wirkung, dab damit 
der Kauf zwiſchen dem Verkäufer und dem vorlaufsberechtigten Miterben 
unter den Beitimmungen zu ftande kommt, welche der Verfäufer mit dem 
dritten Käufer vereinbart hatte.”) 

Sit aber die Uebertragung des verkauften Anteils an den Käufer 
bereit3 erfolgt®), jo Eönnen die Miterben das ihnen zuftehende Vorkaufs— 
recht dem Käufer gegenüber ausüben; dem Verkäufer gegenüber erliſcht 
mit der Uebertragung des Anteil® das Vorlaufsreht. Die Wirkung der 
Ausübung des Vorkaufsrechts ift hier die, daß mit der Erklärung des 
Borfaufsberechtigten der Kaufvertrag mit dem Käufer unter denjelben 
Beitimmungen zu jtande kommt, welche der Käufer mit dem urjprünglichen 
Verkäufer vereinbart hatte. Die Miterben erwerben aljo durch die Aus— 
übungserflärung nicht etwa von felbjt den verfauften Anteil?), fondern nur 








— * 2034 Abſ. 1 BEB., es iſt das einzige geſetzliche Vorkaufsrecht, das das 
ennt. 

?) Das Vorkaufsrecht fällt alſo weg im alle der Zwangsvollſtreckung und im 
Konkurs und iſt auch ausgejchlofjen im Falle des Verkaufs an einen Miterben, 
8 512 BOP. 

” 8 513 BOB., die Vorschriften — das perſönliche Vorkaufsrecht ſind er— 
— J vgl. oben $ 64 ©. 212 ff. 

034 BGB., anders $ 514 BGB. 
$ 510 BOB, 8 2035 Abſ. 2 BB. 

n g 2034 BEL. ) 8 500 Abi. 2 BGB. 

®), Die Uebertragung bedarf nach $ 2033 Abſ. 1 BGB. der gerichtlichen oder 
notariellen Form und kann gleichzeitig mit dem Slaufvertrag erfolgen. 

) Die Behauptung von Pland-Ritgen V ©. 183 und von Endemann Bd. 3 

. 483 Anm. 15, daß der übertragene Anteil von felbft mit der Ausübung des 
en den Miterben anfalle, findet feinen Anhalt im Geſetze. Dagegen 
auch Strohal a. a. D. ©. 348, 349; Kipp bei Windſcheid-Kipp Bd. 3 $ 621 ©. 541, 
fiehe auch Matthiaß Bd. 2 $ 167 ©. 547. Mit Net macht namentlicd) Strobal 
a. a. O. — daß ſchon der Wortlaut des $ 2036 BGB. „mit der Uebertragung 
des Anteild auf die Miterben“ gegen die Pland’ihe Anficht Ipricht. 


88 2036, 


2037, 
2038. 


Verwaltung. 
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das Recht auf Uebertragung des Anteils ſeitens des Käufers. Mit dieſer 
dinglichen Uebertragung ſcheidet der Käufer aus der Gemeinſchaft aus. 

Das Vorkaufsrecht wirkt aber, ſo lange es beſteht, nicht blos dem 
erſten, ſondern auch jedem weiteren Erwerber gegenüber; es hat alſo 
dingliche Kraft. 

Die Pflicht des Verkäufers, die Uebertragung den Miterben unverzüg— 
lich mitzuteilen?), beſteht ſelbſtändig neben der Pflicht, von dem Abſchluß 
und dem Inhalte des Kaufvertrags Anzeige zu erjtatten.?) 

Die Mitteilung des Verkäufers wird durch die Mitteilung des Käufers 
erſetzt. 

4. Mit der Uebertragung des Anteils auf die Miterben wird der 
Käufer von der Haftung für die Nachlaßverbindlichkeiten 4) frei, jedoch mit 
der Einjchränfung, daß feine Haftung für die Verwaltung des Nadjlafjes 
($ 1978), für die Berichtigung der Nacdjlaßverbindlichkeiten ($ 1979) und 
für die Unterlafjung der Herbeiführung des Nachlaßkonkurſes ($ 1980) be- 
jtehen bleibt.5) 

V. Die Verwaltung de Nachlaſſes jteht den Miterben, wie im 
ALR.s, gemeinschaftlich zu. Leder Miterbe ift den anderen gegenüber 
verpflichtet, zu Maßregeln mitzuwirken, die zur ordnungsmäßigen Verwaltung 
erforderlich find. Die zur Erhaltung notwendigen Maßregeln kann jeder 
Miterbe jelbitändig ohne Mitwirkung der anderen treffen.”) 

Durch Stimmenmehrheit kann eine der Beichaffenheit der Nachlaß— 
gegenftände entjprechende ordnungsmäßige Verwaltung und Benußung be- 
ichloffen werden. Die Stimmenmehrheit ift dabei nach der Größe der 
Anteile zu berechnen. Iſt weder eine Vereinbarung noch ein Mehrheit: 
beichluß zu erreichen, jo fann jeder Miterbe eine dem Intereſſe aller Mit— 
erben nad billigem Ermefjen entjprechende Verwaltung und Benußung 
verlangen und dieſen Anjpruch geeignetenfall® im Prozeßwege durchjegen. 
Eine wejentlihe Veränderung eined Nacjlaßgegenjtandes kann nicht be— 
ſchloſſen oder verlangt werden, fie ift aljo nur mit der freiwilligen Bus 
ftimmung aller Miterben möglich.) 

Eine in Anfehung der Verwaltung und Benußung der Nachlaf- 
gegenftände durch Stimmenmehrheit oder durch Vereinbarung getroffene 
Beitimmung wirkt für und gegen den jpäteren Erwerber eines Erbanteild.°) 

Die Lajten des Nachlafjes jowie die Koſten feiner Erhaltung, feiner 
Verwaltung und feiner gemeinjchaftlihen Benugung ſind von allen Mit— 
erben nach Verhältnis ihrer Anteile zu tragen.!%) 

Was die Nupungen der Naclaßgegenjtände betrifft, jo gebührt 
jedem Miterben ein feinem Anteil entjprechender Bruchteil der Früchte; 
zum Gebraude der Nachlaßgegenftände ijt jeder Miterbe injoweit befugt, 


1) 8 2037 BGB. r, 8 2035 Abi. 2 BEB. 

°®, 8 510 BOB. 9 8 2382, 2383 BOB. 

5) 8 2036 BOB. Die Verweifung auf die $$ 1990, 1991 BGB., die ent- 
iprehende Anwendung finden jollen, ift unklar; vgl. Planck— Ritgen Ve. 184; Hachen⸗ 
burg a. a. O. (2. Aufl.) S. 714; Endemann Bd. 3 $ 109 Anm. 17. 

s) 8$ 36, 115 I 17 ALR. 7) 8 2038 Abſ. 1 BGB 

2038 Abſ. 2, $ 745 BOB. 9) 88 746, 2038 ubf. 2 BGB. 

10) 88 748, 2038 Abi. 2 BEB. 
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als nicht der Mitgebrauch der übrigen Erben beeinträchtigt wird.!) Die 
Teilung der Früchte erfolgt jedoch erſt bei der Auseinanderjegung ?); ift 
die Auseinanderjeßung länger al3 ein Jahr ausgejchlofjen®), jo kann jeder 
Miterbe am Schlufje jedes Jahres die Teilung des Reinertrags verlangen.t) 

VI Im Anſchluß an die preußiiche Prarisd) hat das BGB.) zum 
Schutze der berechtigten Intereſſen der einzelnen Erben gegenüber den aus 
dem Gejamthandprinzipe für fie fi) ergebenden Härten ſog. Individual- 
rechte der Miterben anerkannt und gejeglich näher ausgeitaltet. 

Aus dem Grundjage der Gemeinjchaft zur gefamten Hand folgt, daß 
ein zum Nachlaffe gehörender Anſpruch nur von allen Miterben gemein- 
Ihaftlich geltend gemad)t werden fann, ebenjo wie nur eine Leiftung an 
alle Erben gemeinjchaftlich den Berpflichteten befreit. 

Da aber eine Hlagerhebung durch fämtlihe Erben praftiih kaum 
durchführbar ijt, jo giebt das Gejeß jedem einzelnen Miterben die Be— 
fugnis, in Wahrung des gemeinihaftlichen Rechtes aller Miterben die 
Leiſtung an alle Erben zu fordern.’)$) Außerdem kann jeder einzelne 
Miterbe verlangen, daß der Verpflichtete die zu leiftende Sache für alle 
Erben hinterlegt oder, wenn fie fich nicht zur Hinterlegung eignet, an 
einen gerichtlich zu bejtellenden Verwahrer abliefert.?) 

Schuldet ein Miterbe eine zum Nachlafje gehörende Forderung 19), fo 
kann er verlangen, daß ihm feine Schuld auf.jeinen Erbteil angewiefen 
wird, denn das Verlangen auf Zahlung würde dann unbegründet jein, 
wenn er dad Gezahlte bei der demnächjtigen Auseinanderſetzung wieder 
zurüderhalten müßte, denn dolo facit, qui petit, quod redditurus est.!}) 
Auch nah ALR.1?) mußte ein Miterbe zur Berichtigung feines Erbteild die 
Anweilung an das, was er jelbit der Maſſe jchuldig war, annehmen. 

VII Zur Prozeßführung ift grundfäglich die Gejamtheit der Miterben 
berufen, joweit nicht der einzelne Miterbe Fraft feines Individualrechts zu 
Hagen befugt ift. Die Miterben find bierbei notwendige Streitgenofjen, 
da ihnen gegenüber das jtreitige Nechtsverhältnis nur einheitlich fejtgeftellt 
werden kann.!s) Bis zur Auseinanderjegung der Miterbengemeinjchaft darf 











1) 88 743, 2038 Abi. 2 BGB. 

) Weil mit Rüdficht auf die Pflicht zur Musgleihung möglicherweife dasjenige, 
was dem einzelnen Erben jchlieglich gebührt, hinter ee, — rbteil entſprechenden 
Bruchteile des — zurückbleibt. Denkſchrift S 

) Bol. 8 2044 BOB. *) $ 2088 Abi. 2 BOB. 

s, Siehe ©. rl und Rehbein, Entjch. db. OTr. Bd. 3 ©. 277—288. 

°, 8 2039 BOB. ) 8 2039 Sap 1 BGB. 

9) Das gilt aber nur für Ansprüche, nicht für andere Rechte, 3. B. Vorlaufs-, 
Wiederlaufd:, Rüdtrittsrecht, die Ausübung folher Rechte kann nur durch alle Mit: 
erben emeinichaftlich erfolgen. 

’ $ 2039 Say 2 BGB. Fir die Beitellung des Verwahrers ift das Amts— 
gericht suhinbig, in defien Bezirke fi die Sache befindet, $ 165 RFrG. 

ıo, Ein Erlöichen -. Vereinigung von Nedt und Verbindlichkeit tritt 
nicht ein, rg oben ©, 

R EM I. 8 2046 al 3 BGB. Strohal a. a. ©. ©. 343; Planck-Ritgen V 


7) 8 491 I 16 UOR., Rehbein, Entid. d. OTr. Bd. 3 ©. 291. 
1) 88 62, 472 CRO. 
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eine Zwangsvollſtreckung in den Nachlaß nur auf Grund eines Urteils er— 
folgen, das gegen alle Miterben ergangen ijt.!) 


$ 262. 
b) AMuseinanderfegung.?) 


I. Die Erbengemeinjchaft wird aufgehoben durch die Auseinanderjegung. 
Grundſätzlich hat jeder Miterbe das Necht, jederzeit die Auseinanderjegung 
zu verlangen.) Da die Erbengemeinichaft fein auf die Dauer berechnetes 
Nechtsverhältnis ijt, die Auflölung der Gemeinjchaft vielmehr im Intereſſe 
ihrer Teilhaber liegt, jo kann, wie nach römischen Nechtet) und nad ALR.S), 
jo aud; nad) BGB.%) das Teilungsrecht weder durch Verfügung des Erb- 
lafferd, noc durch Vereinbarung der Miterben für immer ausgejchlofjen 
werden. Im allgemeinen erfolgt die Auflöfung der Erbengemeinjchaft nad) 
den Grundſätzen der Gemeinſchaft nad) Bruchteilen.?) 

Das Recht auf ſofortige Auseinanderjegung erleidet jedoch aus— 
nahmsweiſe gewijje Einjchränfungen: 

1. Die Auseinanderjepung ift nämlich Eraft Gejeßes ausgeſchloſſen, 
joweit die Erbteile wegen der zu erwartenden Geburt eines Miterben ®) 
oder wegen der noch ausſtehenden Entjcheidung über eine Ehelichkeits— 
erflärung, über die Bejtätigung einer Annahme an Kindesftatt?) oder über 
die Genehmigung einer vom Erblafjer errichteten Stiftung!) unbejtimmt 
find.t!) Die Auseinanderjegung iſt aber nur zeitweilig ausgeſchloſſen, 
d. h. nur folange, al8 die Unbeftimmtheit der Erbteile bejteht. Soweit 
dagegen eine Unbejtimmtheit überhaupt nicht bejteht, jteht auch der jofortigen 
Auseinanderjegung nichts im Wege. Beſteht aljo die Ungewißheit nur be- 
züglich einzelner Miterben, weil 3. B. zur Zeit des Erbfalld neben einem 
Kinde und einem Enkelkinde des Erblaſſers die Geburt noch eines zweiten 
Enfelfinde8 zu erwarten ift, jo hat nur die Auseinanderjeßung in Anjehung 
de3 betreffenden Stammteil3 einen Aufjchub zu erleiden, während die Aus- 
einanderjegung in Bezug auf den anderen bejtimmten Stammteil verlangt 
werden kann. 





1) 8 747 CPO. 

2, Denkſchrift S. 278, Prot. II S. 8139 ff. (Bd. 5 ©. 881 ff.); Strohal a. a. O. 
8 65; Endemann Bd. 3 $ 111; Weihler, Das Deutihe Nachlaßverfahren 1900; 
Nupbaum, Die freiwillige Gericht3barfeit (1900); Rausnig in der —— für deut: 
ihen Civilprozeh, Bd. 25 ©. 165 ff.; Eccius Bd. 4 8 273; Demburg Bd. 3 8 245; 
Jaſtrow im Archiv für bürgerl. Recht, Bd. 13 ©. 313, 338 ff. 

2) 8 2042 Ubi. 1 BGB. *%)L. 1482 D. comman. divid. 10, 3. 

8, 8 118 I 17 ACH. *) 88 2042, 749 BGB. 

) Siehe oben $ 89 ©. 298 ff. 

) Nach römischen Rechte, das die Teilung zuließ, wurden für einen ungeborenen 
nod) zu erwartenden Erben 3 Teile zurüdbehalten, weil man annahm, daß möglicher: 
weile Drillinge geboren werden könnten. L. 3, 4D.5, 4; 1.7 pr. D. 34, 5; 
das ALR. ($ 380 I 9) entichied wie dad BGB. 

») Bol. 8$ 1733, 1753 BGB. 10) 88 80, 84 BOB, 

1) 8 2043 BOB. Die Vorihrift findet entſprechende Anwendung in den Fällen 
ded Art. 86 und 87 Abſ. 2 EG. 5. BGB. Leber die Wirkffamfeit einer entgegen 
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2. In Anlehnung an das ALR.!) iſt e8 dem Erblaſſer geftattet, durch 
legtwillige Verfügung die Auseinanderjegung in Anjehung des Nachlajjes 
oder einzelner Nachlaßgegenftände auszujchliegen oder von der Einhaltung 
einer Kündigungsfriit abhängig zu maden.?) Dieje Verfügung wird aber 
regelmäßig unwirkfam, wenn 30 Jahre jeit dem Eintritte des Erbfalls 
verjtrihen find. Jedoch kann der Erblajjer anordnen, daß die Verfügung 
bis zum Eintritt eines beftimmten Ereignijfes in der Perſon eines Mit- 
erben oder, fall3 er eine Nacherbfolge oder ein Vermächtnis anordnet, bis 
zum Eintritte der Nacherbfolge oder bis zum Anfalle des Vermächtnifies 
gelten jol. Dann iſt alfo dieje Zeitgrenze maßgebend, jelbjt wenn 
fie den Zeitraum von 30 Jahren überjchreitet. Wenn aber der Mliterbe, 
in defien Perſon das Ereignis eintreten fol, eine juriftiihe Perſon ift, 
jo bewendet e8 wieder bei der dreißigjährigen Frijt.3) 

Die Wirkung einer ſolchen Anordnung des Erblafferd ift nur eine 
obligatorifche, die Miterben gegen einander bindende; fie jchließt aber 
die Befugnis der Erben, über den Nachlaß oder die Nacjlaßgegenftände 
dinglich zu verfügen, nicht aus. Eine von den Miterben im gegenjeitigen 
Einverjtändnifje troß des Teilungsverbot3 vorgenommene Auseinanderjegung 
ift daher nicht ummwirkfjam.t) Der Erblafjer fann jedoch jeiner Anordnung 
dadurd größere Sicherheit verleihen, daß er zur Verwaltung des Nachlafjes 
einen Tejtamentsvolljtreder ernennt und jo den Erben die Möglichkeit der 
Verfügung über Nachlaßgegenftände entzieht), oder daß er erbrechtliche 
Nachteile an die Webertretung ſeines Verbots Fnüpft.‘) 

Die Wirkfamfeit der legtwilligen Verfügung des Erblafjers, durch 
die er die Auseinanderjeßung ausichließt, ift jedoch mannigfachen Einſchrän— 
tungen unterworfen: 

a) Troß des Verbot kann nämlich die jofortige Auseinanderjeßung 
verlangt werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Hierüber ent= 
iheidet im GStreitfalle der Prozeßrichter. Unter der gleichen Vorausſetzung 
fann, wenn eine Nündigungsfrijt bejtimmt ift, die Auseinanderjegung ohne 
Einhaltung der Frijt verlangt werden.) 

Eine Verfügung, durch welche das Recht, die Auseinanderjegung zu 
verlangen, diejer Vorjchrift zuwider ausgeſchloſſen oder beſchränkt wird, ijt 
nichtig.®) 


der Torihrift des $ 2043 BGB. vorgenommenen Auseinanderjepung fiehe Pland= 
Ritgen V ©. 194 Anm. 5. 
2) 88 118—122 I 17 ALR. 











) 8 2044 Abſ. 1 BGB. PR $ 2044 Abſ. 2 BGB. 
9 Bol. $ 137 BOB. u. a. a. O. ©. 352; land: Nitgen Ve. 196; 
v. Staudinger: Herzielder Bd. 5 ©. 269. AM. re Bd. 3 ©. 486. Auch 


nad ALR. fanden die unter fi einigen Miterben fein Hindernis in dem Teilungs- 
verbote des Erblafjers. Eccius a. a. DO. $ 279 Anm. 29, aM. Dernburg a. a. ©. 
$ 245 Anm. 8. 

9) 88 2203, 2204, 2211 BGB. 

®) Weber die Frage, ob eine nad) $ 2044 BOB. getroffene Verfügung des 
Erblaſſers unter den Begriff der Auflage fällt, vgl. Strobal a. a. D. ©. 353 und 
v. Staudinger: Herzfelder a. a. D. ©. 268 gegen Pland-Ritgen a. a. O. ©. 195. 

r) 8 2044 Abſ. 1, $ 749 Abi. 2 BOB. 

) $ 749 Abſ. 3, $ 2044 Abi. 1 308. 


8 204. 
Aus⸗ 
ihließung 
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88 2042, b) Hat der Erblaffer die Auseinanderfegung nur auf Zeit ausgejchloffen, 
aa jo triti die Verfügung im Zweifel mit dem Tode des Erblafjers außer Ktraft.!) 

ä ce) Hat der Erblafjer das Recht der Miterben, die Auseinanderjegung zu 
verlangen, fir immer oder auf Zeit ausgefchloffen oder eine Kündigungsfrijt 

bejtimmt, jo wirft die Verfügung auch gegen die Sondernadhfolger?), joweit 

fi) jedoch die Verfügung auf ein einzelnes Nachlaßgrundſtück bezieht, nur 

dann, wenn fie al3 Belaftung der Erbteile im Grundbud) eingetragen ift.3) 

d) Hat’ ein Gläubiger die Pfändung eines Miterbenanteil3 erwirkt, 

jo fann er ohne Rüdficht auf die Verfügung des Erblafjers die Auseinander- 
jeßung verlangen, ſofern der Schuldtitel nicht blos vorläufig vollitredbar ift.t) 

e) Endlich darf eine ſolche Verfügung des Erblafjers das Pflichtteils— 

recht nicht verlegen.) 
3. Die Miterben können auch vereinbaren, daß die Auseinander— 

a ſetzung für immer oder auf Zeit ausgeſchloſſen oder daß eine Kündigungs- 

——— friſt eingehalten werden ſoll. In ſolchen Fällen kann aber gleichwohl 
die ſofortige Auseinanderſetzung verlangt werden, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt; eine Vereinbarung, durch welche dieſe Zuläſſigkeit aus— 
geſchloſſen oder eingeſchränkt wird, iſt nichtig.) 

Hatten die Miterben die Auseinanderſetzung nur auf Zeit ausgeſchloſſen, 
jo tritt die Vereinbarung im Zweifel ſchon mit dem Tode eines Miterben 
außer Kraft.”) 

Die Vereinbarung der Miterben wirft auch für und gegen den Er- 
twerber eines Miterbenanteild. Ein Gläubiger, der die Pfändung eines 
Miterbenanteil8 erwirkt hat, kann ohne Rückſicht auf die Vereinbarung ſo— 
fortige Auseinanderjegung verlangen, jofern jein Schuldtitel nicht blos vor— 
läufig vollitredbar ijt.®) 

Aufichub. 4. Endlich kann jeder Miterbe verlangen, daß die Auseinanderſetzung 
bis zur Beendigung des zur Ermittelung der Nachlaßgläubiger zuläſſigen 
Aufgebotsverfahrens?) oder bis zum Ablaufe der den Nachlaßgläubigern 
außergerichtlich beitimmten Anmeldungsfrift 1%) aufgejchoben wird. 

Sit aber das Aufgebot noch nicht beantragt oder die öffentliche Auf: 
forderung noch nicht erlafjen, jo fann der Aufſchub nur verlangt werden, 
wenn unverzüglich der Antrag geitellt oder die Aufforderung erlaffen wird.!!) 

II. Die Auseinanderjegung unter den Miterben bezwedt die Liqui— 
dation des Nachlaſſes; fie erfolgt nach Form und Inhalt ſoweit nicht 
Anordnungen des Erblafjer8 oder Gejegesvorjchriften entgegenftehen, nad) 
freiem Belieben der Erben. Sofern ein ZTejtamentsvolljtreder vorhanden 
iſt, hat — die Auseinanderſetzung zu bewirken, ſofern nicht anzunehmen 


) g 750, 8 2044 Abi. 1 BOB. r) s 751 Sat 1, $ 2044 bj. 1 BSP. 

») 8 1010 Abi. 1, $ 2044 bj. 1 BOB 

*, 8 751 Sab 2, $ 2044 Abi. 1 BGB. Die — wirft auch im Son: 
kurje des Erben nicht gegen die Konkursmaſſe. $ 16 8 

) 8 2306 BGB. 

6, 8 749 “bj. 2u.3 er $ 2042 Abi. 2 BGB. 

9 8 750, $ 2042 Abſ. 2 BGB. 

8 751, 8 2042 Abſ. 2 BGB. Pal. auch $ 16 Abi. 1 KO. 

9 Bl. oben 8 252 ©. 1063 ff. 1%) 8 2061 BGB., fiehe unten 8 264 ©. 1139. 

1) 8 2045 BOB. 
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ift, daß ihm dieje Aufgabe nach dem Willen des Erblafferd nicht zuftehen 88 _2042, 
ſoll.) Soweit eine Vereinbarung der Miterben über die Art der Aus- ‚ 
einanderfegung nicht vorliegt, erfolgt fie: 

1. dur Teilung in Natur, wenn fi) der Nachlaß oder die ein- 
zelnen Nachlaßgegenjtände in gleichartige, den Anteilen der Miterben ent- 
Iprechende Teile zerlegen laſſen. Die Verteilung gleicher Teile unter Die 
Miterben gejchieht durch das 18.2) 

2. Sit die Teilung in Natur ausgeichloffen, fo erfolgt die Aus— 
einanderjegung durch Verkauf der Nachlaßgegenftände nach den Vorſchriften 
über den Pfandverkauf?), bei Grunditüden durch Zwangsverſteigerung?) 
und durch Teilung des Erlöjes. Sit diefe Veräußerung eine Gegen— 
ſtandes an einen Dritten unjtatthaft, jo ift er unter den Miterben zu ver— 
jteigern.d) Der Verkauf einer Nacjlaßforderung ift nur zuläſſig, wenn fie 
noch nicht eingezogen werden kann.?) 

3. Haften die Miterben al3 Geſamtſchuldner für eine Verbindlichkeit, 
die jie nach dem Verhältnis ihrer Erbteile zu erfüllen haben’), oder Die 
jie zum Zwecke der Erfüllung einer ſolchen Berbindlichkeit eingegangen 
find, jo kann jeder Erbe bei der Nuseinanderjegung verlangen, daß die 
Schuld aus dem Nachlaſſe berichtigt wird. Der Anſpruch kann auch gegen 
den Erwerber eines Anteil3 geltend gemacht werden, weil jonjt der einzelne 
Miterbe den Anſpruch durch Veräußerung feines Anteil$ jederzeit vergiteln 
fönnte.8) 

4. Hat ein Miterbe gegen einen anderen Miterben eine Forderung, 
die fich auf die Gemeinfchaft gründet, fo kann er bei der Auseinanderjegung 
die Berichtigung jeiner Forderung aus den dem jchuldenden Miterben auf 
dejjen Anteil zufallenden Nachlafgegenjtänden verlangen.?) 

5. Wird ein Nachlaßgegenjtand einem der Miterben zugeteilt, jo hat 
wegen eined Mangeld im Rechte oder wegen eines Mangel3 der Sade 
jeder der übrigen Miterben zu feinem Anteil in gleicher Weife wie ein 
Verkäufer Gewähr zu leijten.!9) 

6. Der Anfpruc auf Auseinanderfegung ift wie nad) ALR.!!) un— 
verjährbar.!?) 

II. Außer den zur Anwendung gelangenden allgemeinen Vorſchriften Pursfüsnung 
über die Auseinanderjegung der Gemeinschaft nad) Bruchteilen hat das — 
BGB. noch eine Reihe von Sondervorſchriften aufgeſtellt, die ſich auf die Mm 


1) 8$ 2204, 2208 BGB. 
*) 8 752, 8 2042 Ab. 2 BEL. 
) 88 —— BGB., ſiehen oben S. 5091ff. 
*) 88 180 ff. 38G. vom 24. März 1897. Vgl. er 8 175 ff. 3Z3G. Wegen 
des rn Rechtes vgl. Entih. NG. 8. 39 No. 69 ©. 2 
) 8 753, $ 2042 Abi. 2 BOL. s) * $ 2042 Abſ. 2 BOB. 
) In Gemähbeit des 8 2038 an. 2, $ 748 BOB 
°) 8 755, 8 2042 Abi. 2 BO 
”, 8 756, $ 2042 Abſ. 2 BOB. Im Konfurfe des Miterben hat er ein 
Recht auf abgejomberte ga 8 51 KO 
0) 8 757, 8 2042 Abi. 2 BOB. Val. Küntzel in Gruchots Beiträgen Bd. 41 
S. ul gegen Strohal a. a. in $ 65 ©. 363, 364. Vgl. aud) 5 97, 98, 115, 
Il PR 76, 77, 115 I 17 UL. 
m n 758, $ 2042 Abf. 2 BOB 
Leste, Allg. Preuß. Landrecht. 71 
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Durchführung der Auseinanderſetzung beziehen. Jeder Miterbe hat einen 
Anſpruch darauf, daß aus dem Nachlaſſe zunächſt die Nachlaßverbindlichkeiten 
berichtigt werden. Soweit eine Nachlaßverbindlichkeit noch nicht fällig oder 
ſtreitig iſt, muß der zur Berichtigung erforderliche Betrag als Deckung 
zurückbehalten werden.!) 

Fällt eine Nachlaßverbindlichkeit im Verhältniſſe der Miterben unter 
einander nur einigen Miterben zur Laſt, gleichviel, ob im Verhältniſſe 
der Miterben zum Gläubiger nur einige oder alle Miterben dafür haften, 
jo können die belaſteten Miterben die Berichtigung dieſer Nachlaßverbind— 
lichkeit nicht aus dem Nachlaſſe, ſondern nur aus dem verlangen, was 
ihnen bei der Auseinanderſetzung zukommt.) Zur Berichtigung iſt der 
Nachlaß, foweit erforderlich, in Geld umzufeßen.?) 

Der Ueberfhuß, der nach der Berichtigung der Nachlafverbindlid)- 
feiten verbleibt, gebührt den einzelnen Miterben nad) dem Verhältnis ihrer 
Erbteile.t) 

Schriftftüde, die fich auf die perjönlichen Verhältniffe des Erblafjers, 
auf deſſen Familie oder auf den ganzen Nadjlaß beziehen, werden von der 
Auseinanderjegung ausgeſchloſſen und bleiben gemeinjchaftlich.5) 

Der Erblafjer kann durch legtwillige Verfügung auch jelbft Anordnungen 
über die Art und Weije der Auseinanderjegung treffen‘), insbejondere kann 
er ach anordnen, daß die Auseinanderjeßung nad) dem billigen Ermejjen 
eine3 Dritten erfolgen fol. Sit die Entiheidung des Dritten offenbar 
unbillig, fo bindet fie die Erben nicht, vielmehr ift jeder Erbe berechtigt, 
in einer gegen Die übrigen Miterben zu erhebenden Klage die Enticheidung 
durch Urteil herbeizuführen”), jofern nicht alle Miterben eine anderweitige 
Auseinanderjegung unter ſich vereinbaren, 

Hat der Erblafjer angeordnet, daß einer der Miterben das Recht 
haben foll, ein zum Nachlafje gehörende Landgut?) zu übernehmen, jo 
it im Zweifel anzunehmen, daß dad Landgut zum Ertragswert ans 
gejeßt werden joll. 

ALS Ertragswert gilt in Preußen der fünfundzwanzigfade Betrag 
des jährlihen Neinertrags?), und zwar ijt derjenige NReinertrag maß— 


») 8 2046 Abf. 1 BGB. 

2), 8 2046 Abſ. 2 BOB. 

) 8 2046 Ubi. 3 BGB. 

*, 8 2047 Abi. 1 BOB. 

5) 8 2047 Abi. 2 BGB. Nach ALR. (88 124, 125 I 17) verblieben fie dem: 
jenigen, welchem der größte Teil an der Erbihaft zufam. Unter Miterben mit gleichen 
Anteilen entichied das Los. 

°, Eine ſolche Anordnung hat aber nur obligatorische Wirkung. 

N, 8 2048 BOB. 

®) Weber den Begriff Landgut vgl. oben ©. 246 Anm. 4, Prot. II Bd. 6 
©. 448—450. Für dad ALR. vgl. Nebbein, Entich. des OTr. Bd. 6 ©. 147, 148. 

) Art. 137 EG. 3. BGB., Art. 83 AG. 3. BGB. und dazu Erufen-Müller 
©. 691 ff. Aus dem Heinertrage wird unter ——— des landesüblichen 
Zinsfußes von 4°, der Kapitalwert berechnet. Durch Königliche Verordnung kann 
eine andere Verhältniszahl beſtimmt werden, um den Zinsfuß veränderten wirtichaftfichen 
Berhältniffen anpajjen zu können. 
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gebend, welchen das Landgut nad feiner bisherigen wirtjchaftlihen Be- 8 2049. 
jtimmung bei ordnungsmäßiger Bewirtſchaftung nachhaltig gewähren lann.) 

Die Grundfäße, nad) welchen der Reinertrag feitzuftellen it, können 
durch allgemeine Anordnung des Juſtizminiſters und des Miniſters für 
Landwirtichaft, Domänen und Forſten bejtimmt werden.?) 

Hat der Erblaſſer ſelbſt einen Uebernahmepreis fejtgejegt, jo iſt diejer 
maßgebend.?) 

IV. Das Auseinanderjegungsverfahren unter den Miterben unterliegt Auseinander- 
der freien Vereinbarung der Erben, jodaß grundjäglid auch ein mündlicher verfahren. 
Auseinanderjeßungsvertrag, insbejondere bei einfachen und Haren Verhält— 
niffen ausreichend ift, nur bedarf bei einer Beteiligung von bevormundeten 
Perſonen der Erbteilungsvertrag der Genehmigung des Vormundſchafts— 
gerichts.) Ein Zwang zu einer gerichtlichen Auseinanderjeßung bejteht 
nicht 5), vielmehr kann im Einverjtändniffe aller Beteiligten die Auseinander- 
ſetzung aufßergerichtlich erfolgen. Die Beteiligten fünnen jedoch zum Zwecke 
der Yuseinanderfegung die vermittelnde Thätigfeit des Nachlaßgerichts 
beantragen. 

Während das BGB.) die materiellrehtlihen Borjchriften der 
Auseinanderjegung regelt, find die formellen Vorſchriften über das Ver— 
fahren bei der NAuseinanderjegung im Reichsgeſetz über die freiwillige Ge— 
richtsbarkeit) geordnet. Nach römiſchem Nechte vollzog ſich die gerichtliche 
Auseinanderjegung mangels einer außergerichtlichen Einigung der Erben in 
den Formen des Prozefjed auf Grund der actio familiae erciscundae®); 
im gemeinen Nechte und im preußichen Landrechte bildete die Teilung 
einen Akt der freiwilligen Gericht3barfeit, bei dem die bei der Auseinander— 
ſetzung entjtandenen Streitfragen auf den Prozeßweg verwiejen und vom 
Prozeßrichter entichieden wurden. 

Auch das Reichsrecht hat im Anſchluß an das rheiniſch-preußiſche Geſetz 
vom 22. Mai 1887 (GS. ©. 136) und das elſaß-lothringiſche Geſetz vom 
14. Juni 1888 die Auseinanderjeßung in Anjehung des Nachlafjes als 
eine Aufgabe der freiwilligen Gerichtöbarkeit behandelt, wobei daß Gericht?) 
eine vermittelnde und beurfundende Thätigfeit entwidelt. 

1. Das Verfahren findet nur auf Antrag ftatt und hat zur Voraus: 
jeßung, daß fein zur Bewirkung der Auseinanderjegung berechtigter Teſta— 
mentsvollitreder vorhanden ijt.10) 


9 Bere 2049 BGB. 
(tt. 83 Abſ. 2 AG. 3. — Eine *— Fa ift bis jetzt nicht 
— °) Vgl. auch $ 2312 B 
9) 8 1822 No. 2 BGB. 
Vol. jedod; $ 192 ug (Württemberg). 
°) 88 2042—2049 BO 

) 88 86—98, 192, 108 RIO, Bol. auch Art. 21—28 Prrb. 

) Das Verfahren war ein iudieium duplex, „das mit der sententia adiudi- 
eatoria endete; 1.28 3,1. 44 D. fam, ercise. 10, 2. 

Sechlich zuftändig it das Nachlahgericht ($ 72 RFrG.), örtlich zuftändig ist 
dasjenige Amtsgericht, in En Bezirke der Erblafjer zur Zeit ded Erbfalls feinen 
Bohnfig hatte — 73 Rgẽrð. 

in) 8 86 Abſ. 1 RFrG., SS 2203, 2204 BGB. 
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Antragsberechtigt ift jeder Miterbe, der Erwerber eines Erbteils, 
jowie derjenige, welchem ein Pfandrecht oder ein Nießbrauch an einem 
Erbteile zufteht.!) 

2. In dem Antrage follen die Beteiligten und die Teilungsmafje be- 
zeichnet werden.?) 

Läßt das Gericht den Antrag zu?), jo hat e8 den Antragjteller und 
die übrigen Beteiligten, diefe unter Mitteilung des Antrags, zu einem 
Verhandlungstermine zu laden. Eine Ladung durch öffentliche Zuftellung 
it unzuläffig.t) Einem abivejenden Beteiligten kann, wenn die Voraus- 
jeßungen der Abmwejenheitspflegihaft?) vorliegen und eine Pflegichaft über 
ihn nicht bereit8 anhängig it, für das Auseinanderjeßungsverfahren von 
dem Nachlaßgericht ein Pfleger bejtellt werden. Für die Pflegſchaft tritt 
an die Stelle des Vormundſchaftsgerichts das Nachlaßgericht.“) 

Die Ladung foll den Hinwei darauf enthalten, daß ungeadjtet des 
Ausbleibens eines Beteiligten über die Auseinanderjeßung verhandelt werden 
würde und daß bei Vertagung oder Anberaumung eines neuen Termins zur 
Vortjegung der mündlichen Verhandlung die Ladung zu dieſem neuen 
Termin unterbleiben fünne.?) 

Die Frift zwilchen der Ladung und dem Termin muß mindejtens 
zwei Wochen betragen.®) 

3. Wenn in dem Termin alle Beteiligten erjcheinen, jo kann das 
Verfahren gleich im erſten Termin unter Umftänden erledigt und der 
Auseinanderjegungsplan bejtätigt werden. 

Andernfall3 können die erichienenen Beteiligten vor der Auseinander- 
feßung eine Vereinbarung über vorbereitende Maßregeln, insbe- 
jondere über die Art der Teilung, über die Herausgabe von Nachlaßgegenftänden, 
über Abſchätzung oder über die Uebernahme von Nachlaßgegenſtänden durd) 
einen Miterben u. |. iv. treffen. Dieje Vereinbarung hat das Gericht zu 
beurfunden, umd auch wenn nur ein Beteiligter erichienen ijt, muß das 
Gericht die von ihm gemachten Vorſchläge beurkunden.?) 

4. Das weitere Verfahren hängt davon ab, ob in dem VBerhandlungs- 
termin alle Beteiligten oder nur ein Teil der Beteiligten erichienen jind. 
Sind die Beteiligten ſämtlich erjchienen, jo hat das Gericht die von ihnen 
getroffene Vereinbarung zu bejtätigen. Gleiche gilt, wenn die nicht er- 
ihienenen Beteiligten ihre Zuftimmung zu gerichtlihem Protokoll oder in 
einer öffentlich beglaubigten Urkunde erteilen.1) 

Sit jedoch ein Beteiligter nicht erichienen, jo hat das Gericht ihm 
den Inhalt der Urkunde, foweit diefer ihn betrifft, befannt zu machen und 
ihn gleichzeitig zu benachrichtigen, daß er die Urkunde auf der Gerichts— 


1) g 86 Abi. 2 RFrG. nicht alſo Pflichtteilsberechtigte oder Vermächtnisnehmer. 

)887 Abſ. 1 RG. 

3 a —— Ergänzungen des Antrags ſiehe $ 87 Abſ. 2 RFrG. 

8859 RFrG. °) $ 1911 BGB. Siehe oben ©. 993. 

*, 8 88 NO. 

)$ 89 RFrG. Etwa vorhandene Unterlagen für die Auseinanderjegung 
fünnen auf der Gerichtöfchreiberei eingejehen werden; aud) dies ijt in der Ladung zu 
bemerfen, ) $ 90 RGrG. 

891 Abi. 1 RFrG. ı) 8 91 Abſ. 2 RFrG. 
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jchreiberei einfehen und eine Abjchrift der Urkunde fordern könne. Dieje 
Bekanntmachung muß den Hinweis darauf enthalten, daß, wenn der Be— 
teiligte nicht innerhalb einer von dem Gerichte zu bejtimmenden Friſt Die 
Unberaumung eine neuen Termind beantrage, oder wenn er in diejem 
neuen Termine nicht ericheine, fein Einverjtändnis mit dem Inhalte 
der Urkunde angenommen werden würde Kommt der Beteiligte beiden 
Erfordernifjen nach, jo it die Verhandlung in einem neuen Termine fort- 
zufegen. Andernfall® hat das Gericht, fofern der Beteiligte nicht jeine 
Wiedereinfeßung in den vorigen Stand ermwirft!), die Vereinbarung zu 
betätigen.) Eine ſachliche Prüfung findet feitens des Gerichts hierbei 
nicht jtatt, vielmehr erftredt fich die Prüfung des Gericht nur auf die 
Feititellung, daß die Formalien bei dem Abichluffe der Vereinbarungen 
gewahrt find. Soweit zu der Vereinbarung nocd die Genehmigung des 
Bormundfchaftsgericht3 erforderlich ijt, erfolgt die Bejtätigung erſt nad 
Erteilung diejer Genehmigung.?) 

5. Demnächſt hat das Gericht, wenn alle Punkte genügend aufgellärt Auseinander- 
find, einen Auseinanderjegungsplan anzufertigen und mit den Be— — 
teiligten über dieſen Plan zu verhandeln. Das Einverſtändnis der Be— 
teiligten iſt vom Gerichte zu beurkunden. Das weitere Verfahren iſt das— 
ſelbe wie bei einer vorherigen Vereinbarung über vorbereitende Maßregeln. 
Sind alſo ſämtliche Beteiligte erſchienen oder haben die nicht erſchienenen 
ihre Zuſtimmung zu gerichtlichem Protokoll oder in einer öffentlich be— 
glaubigten Urkunde erteilt, ſo hat das Gericht die Auseinanderſetzung zu 
beſtätigen. Iſt ein Beteiligter nicht erſchienen, ſo wird doch ſein Ein— 
verſtändnis mit dem Auseinanderſetzungsplan angenommen, wenn er trotz 
erfolgten Hinweiſes nicht die Anberaumung eines neuen Termins beantragt 
oder wenn er in diefem neuen Termine nicht ericheint.) Die Majorifierung 
eines erjchienenen Beteiligten iſt alfo nicht möglich; giebt ein Erjchienener 
im Termine feine Erklärung ab, jo giebt es für das Gericht fein Mittel, 
ihn zu einer Einigung mit den übrigen Erben zu zwingen. In diejem 
Falle bleibt nur der Prozeßweg übrig; da8 Gericht hat über die Streit- 
punfte ein Protokoll aufzunehmen und das Verfahren bis zur Erledigung 
der Streitpunfte auszufeßen.’) 

6. Segen den Beichluß, durch welchen eine vorgängige Vereinbarung 
oder eine Auseinanderjegung bejtätigt, jowie gegen den Beſchluß, durd) 
welchen über den Antrag auf Wiedereinjegung in den vorigen Stand ent— 
ihieden wird, findet ſofortige Beſchwerde jtatt; jedoch kann die Be— 
jchwerde über den Bejtätigungsbeihluß nur auf Verlegung der Vorſchriften 
über das Verfahren gegründet werden.®) 

Erit mit der Rechtskraft des Bejtätigungsbeichluffes wird die vor- 
gängige Vereinbarung und die endgültige Audeinanderſetzung wirffam und 
für alle Beteiligte in gleicher Weife verbindlihd wie eine vertragsmäßige 








1) 8 92 RFrG. 7, $ 91 Abi. 2 und 3 RFrG. 

”, $ 97 Abi. 2 RFrG. 

; 8 93, $ 91 Abi. 3 RFrG. Das Verſäumnisverfahren ift alfo dasſelbe wie 
bei einer vorherigen Vereinbarung über vorbereitende Mahregeln. 

) 8 95 RFrG. )8 96 RFFrG. 
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Vereinbarung oder Auseinanderjegung.!) Nach dem Eintritte der Rechts— 
kraft des Beitätigung3bejchlufjes findet au8 der vorgängigen Vereinbarung 
und aus der Wuseinanderjegung die Zwangsvolljtredung jtatt unter 

— entſprechender Anwendung der Vorſchriften der Civilprozeßordnung.?) 

dem Notar. 7. Daß Amtsgericht kann auf Antrag eined Beteiligten die Ver— 
mittelung der Auseinanderjegung einem Notar überweilen, der jeinen 
Amtsſitz in dem Bezirke des vorgeordneten Landgerichts hat.) Einem 
jolhen Ueberweifungsantrag muß jtattgegeben werden, wenn er vor dem 
eriten Verhandlungstermine von allen Beteiligten oder in dieſem Termine 
von allen erichienenen Beteiligten gejtellt wird.*) Gegen den Ueberweijungs- 
beichluß jteht den Beteiligten die jofortige Bejchwerde zu.) Nach erlangter 
Nechtskraft hat das Gericht den Ueberweilungsbeichluß mit den Aften unter 
Angabe ded Tages, an welchen die Nechtöfraft eingetreten ijt, dem Notar 
zu überjenden. 

Durch den Ueberweilungsbeichluß gehen auf den Notar die Verrichtungen 
des Nachlaßgerichts teilweije über, jo die Unberaumung eines Verhandlungs- 
termind und die Ladung der Beteiligten, die Beurkundung der Vereinbarung 
über vorbereitende Mafregeln, die Anfertigung des Auseinanderjegungsplans 
und die Beurkundung der Auseinanderjegung jowie die Aufnahme eines 
Protokolls über hervorgetretene Streitpunkte.6) Dagegen erfolgt die Be- 
jftätigung der NAuseinanderjeßung oder einer vorgängigen Vereinbarung 
durch das Gericht.”) 

Der Antrag auf Wiedereinjeßung in den vorigen Stand fann bei 
dem Gericht oder dem Notar gejtellt werden, die Entjcheidung über den 
Antrag Steht aber dem Gerichte zu.d) Nach Erledigung des Verfahrens 
vor dem Notar hat diejer die in dem Verfahren entjtandenen Scriftjtüde 
zu den ©erichtsaften abzugeben.?) Die Kojten des VBerfahrend vor dem 
Geriht und des Verfahrens vor dem Notar fallen der Mafje zur Lait, 
foweit nicht in der Auseinanderjeßungsurfunde ein anderes bejtimmt ijt.19) 


ı) 8 97 RFrG. Die Wirkung ijt aber nur eine rein obligatorifche, feine ding— 
liche; zur Herbeiführung der dinglichen Wirkung bedarf es je nad) der Natur des 
einzelnen Nachlaßgegenſtandes der zur —— des Gegenſtandes erforderlichen 
Form, z. B. Abtretung ($ 398 BGB.), Uebergabe ($ 929 BGB.), Auflaſſung ($$ 873, 
925 BOB.) Vgl. au 88 37, 38, 99 RGBO., Art. 143 EG. z. BGB., Art. 26 
AG. 3. BOB. Wird bei der Erbauseinanderjegung dad Nachlaßgrundſtück einem 
Erben zum Alleineigentum überlafjen, jo ift, wie nad biöherigem Rechte, Turnau, 
Grundbuchordnung, Bd. 2 815 (4. Aufl. ©. 177), die Auflajjung jeiten® der Mit: 
erben erforderlid); Turnau-Förſter, Liegenjchaftsrecht, Bd. 1 (1900) S. 308; Oberned, 
Reichsgrundbuchrecht $ 62; Salinger in der Juriſt. Wochſchrft. 1902 ©. 280. 

)$ 98 RFrG. 8 795, 797 CPO. 

») $ 193 RFrG., Art. 147 EG. 3. BGB., Art. 21 Abſ. 1 Pı Fr. 

*) Art. 21 Abi. 2 PrFrG- Einigen fi die Beteiligten über einen bejtimmten 
Notar, jo iſt diefem die Vermittelung zu überweifen. 

8), Art. 21 Abi. 3 PrFrG. 6), Art. 23 Abſ. 1 PrFrG. 

) Art. 23 Abi. 2 PrFrG. 

5) Art. 25 a. a. 0. 

9) Art. 27 0.0.0. 

10) Art. 23 a. a. D. Die Gebühren und Auslagen eines Bevollmächtigten trägt 
der Machtgeber. Die Verpflihtung zur Tragung der Kojten der Staatöfafje gegen- 
über regelt dad Gerichtsfojtengejep. 
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$ 263. 


c) Musgleichung (Kollation).') 


I. Abkömmlinge des Erblafjerd, die zur gejeßlichen Erbfolge gelangen, 
find bei der Auseinanderjegung unter einander zur Außgleihung des Vor— 
empfangenen verpflichtet. Die Ausgleichungspflicht beruht auf dem Ge— 
danken, daß der Erblafjer jeine Abkömmlinge vermutlich) gleihmäßig be— 
handeln und fein Kind vor dem andern bevorteilen wolle; fie dient deshalb 
zur Aufhebung etwaiger Ungleichheiten, die dann entjtehen würden, wenn 
einzelne Abkömmlinge bei Lebzeiten des Erblafjerd Vermögenszumendungen 
erhalten haben, während andere Abkömmlinge entweder noch gar nichts, 
oder doch weniger empfangen haben, obwohl anzunehmen ijt, daß der Erb- 
lafjer die vorbedachten Abkömmlinge für feinen künftigen Erbfall nicht habe 
bevorzugen wollen. Inſoweit iſt die Ausgleihung eine Ergänzung der 
gejeglihen Erbfolge, welche eine gleiche Teilung des Nachlaſſes der Eltern 
unter die Abkömmlinge bezwedt. 

1. Die Kollationspflicht im römischen Rechte?) hatte verfchiedene Aus— 
gangspunfte. Die ältere römische Kollation beruhte auf dem prätorijchen 
Edift und bezwedte die Bejeitigung der Ungleichheit, wonach die sui 
alles, was fie bei Lebzeiten des Vaters erwarben, für dieſen erwarben, 
während die emancipati von der Emanzipation an alles für fich felbjt er- 
warben. Als nun das prätoriiche Edikt neben den sui auch die Emanzi- 
pierten zur bonorum possessio unde liberi berief, und die sui den 
Nachlaß des pater familias, der ihnen nad Civilrecht allein zuftand, mit 
den emancipati teilen follten, war e8 nur billig, daß auch die emancipati 
ihren nad) der Emanzipation gemachten Erwerb mit den sui teilten. Des— 
halb verpflichtete das prätorijche Edift die emancipati, die neben den sui 
zur Erbfolge gelangten, ihr Vermögen, nad) dem Stande zur Zeit des 
Todes des Erblafjerd, den sui zu fonferieren.S) 

Neben der collatio emancipatorum entiwidelte ſich die collatio dotis: 
die al3 sua erbende Tochter wurde vom Prätor genötigt, ihre dos dem 
suus frater zu fonferieren, weil die dos nicht zum Nachlaſſe des Vaters 
gehörte. 


) Mot. V &.698 ff., Prot. ITS. 8153 ff. (Bd.5 6.889 ff.); Denkſchrift S. 279 ff.; 
Pland V ©. 201ff.; Endemann Bd. 3 $ 112; Strohal 88 13—16; Magnus, Die 
Ausgleihungspfliht nad) dem BGB., 1901; Scifner, Pflichtteil, Erbenausgleihung 
und die fonjtigen gejeßlichen Vermächtniſſe nach dem BGB., ©. 88—130; Stroning, 
Die Nahlafgläubiger und die Kollationspflicht, 1894 (Diff.); Heymann, Die Bedeu: 
tung der Ausgleichspflicht für die Verteilung der Erbidaftsfrüchte, in Iherings Jahrb. 
Bd. 42 ©. 459 ff.; Hachenburg, Vorträge (2. Aufl.) S. 716ff.; Küngel in Gruchots 
Beiträgen, Bd. 41 ©. 615ff., S. 808 Ff.; Kohler, Gemeinjchaften mit Zwangsteilung, 
im m civ. Praxis, Bd. 91 ©. 309 Ff.; Eccius Bd. 4 $ 274; Dernburg Bd. 3 
SS 241— 244. 

2) Sein, Das Recht der Kollation, 1842; Frande, Civil. Abhandlungen No. 4; 
Leiſt, Fortjegung von Glüd, Serie der Bücher 37 u. 38, Bd. 3 ©. 201ff.; Wind» 
jcheid-ffipp Bd. 3 88 609, 610; Dernburg-Biermann Bd. 3 88 139—141; Koeppen, 
Lehrbuch SH 41—43; Kohler, Abhandlungen I. Abtlg. No. 6 ©. 124. 

) L. 1 pr. 1. 24 D. de collat. bonor. 37, 6. 


Nömiiches 
Red. 


Deutiches 
Red. 
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Das Kollationsreht der ſpäteren Kaijerzeit war dann das Ergebnis 
der jtufenweifen Entwidlung, die das römiſche Recht in Anjehung der 
Vermögens: und Erwerbsfähigfeit der Hausfinder und der Gleichjtellung 
aller Dejcendenten bei der gejeßlichen Erbfolge genommen hat. Dieje 
neuere Kollationspflicht beruhte auf dem Grundgedanken, daß mehrere De- 
jcendenten, die einen gemeinjchaftlichen Ajcendenten beerben jollen, im Erb— 
teile gleichzuftellen find, und daß anzunehmen ift, wenn Ajcendenten bei 
Lebzeiten einem Dejcendenten eine Vermögenszuwendung gemacht haben, dies 
nicht in der Abjicht einer Bevorzugung vor den anderen Dejcendenten hat 
geichehen ſollen. Die Pfliht der Kollation folgt alfo aus dem präjumtiven 
Willen des Geberd.!) Die neuere Kollationspflicht trat nicht nur bei der 
gejeglichen Erbfolge, jondern auch bei der tejtamentarijchen ?) ein, und Gegen 
jtand der Kollation waren die dos, die propter nuptias donatio und Die 
militia (auf einer Beamtenjtellung, die der Vater dem Sohne verichafft 
hatte). 

2. Auch dem deutſchen Rechte?) ijt bereits in feinen ältejten Rechts— 
quellen eine SKollationspflicht befannt, d. h. die Pflicht der Abkömmlinge, 
die einen gemeinjchaftlichen Ajcendenten beerben, und jchon bei deſſen Leb— 
zeiten Vermögenszuwendungen erhalten haben, dieſes Vorausempfangene 
einzumerfen und fich auf ihren Erbteil anrechnen zu laſſen. Dabei Fonnte 
aber in Frage fommen, inwieweit einem folchen Worempfange der Charakter 
einer Erbabfindung zufommen jollte, ob nämlich die Eltern bei der 
Zuwendung an einzelne Kinder aus Anlaß ihrer Berheiratung oder bei 
Begründung eines felbjtändigen Haushalts die Abjicht gehabt Haben, die 
bedachten Kinder mit ihren fünftigen Erbanjprüchen abzufinden. Die ab- 
gefundenen Kinder waren dann bei der Beerbung ausgejchlofjen, falls noch 
andere unabgefundene Abkümmlinge vorhanden waren. 

3. Die neuere Kollation ift im wejentlicyen auch in die Partikular— 
rechte, insbejondere auch in da8 ALR.t) übergegangen. Das ALR. Hatte 
die Kollation in jelbjtändiger Weile, abweichend von der römischen Kollation, 
ausgebildet und wid) insbejondere in zwei Punkten vom römijchen Rechte 
ab°): die ausgejtatteten Kinder brauchten in feinem Falle etwas heraus— 
zugeben®), und die Kollation mußte gejchehen, aud; wenn das Klonferendum 
nit mehr vorhanden war.) Im übrigen fand die Kollation bei der 
Inteſtat- wie bei der tejtamentarijchen Erbfolge®) jtatt?), und nur zwilchen 


!) Diefe neuere Kollation hat Kaifer Leo (i. X. 472) in der Const. 17 Cod. 
de coll. 6, 20 eingeführt, fie ijt weiter entwidelt worden von Juſtinian in 1. 
29 1. 20 Cod. 6, 20 und in Nov. 18 cap. 6. Ihren Abſchluß fand die Entwidlung 
in der gemeinrecdhtlichen Praxis. ?) Nov. 18 cap. 6. 

Stobbe, Deutiches Privatrecht, Bd. 5 $ 284, 8 290; Heusler, Inftitutionen 

des deutſchen PBrivatrechts, Bd. 2 8 181. 

*, 88 303—347, 359—365, 378, 384—390 II 2 ALR. Eccius Bd. 4 $ 274; 
Dernburg Bd. 3 88 241—246. 

®) Svarez, Schlußreviſion S. 139. °, 8 312 II 2 ALH. 

”) 8 306 II 2 ACH. 8, Entih. RG. Bd. 12 No. 72 ©. 294. 

9) Im älteren römiſchen Nechte und im deutichen Rechte fand die Kollation 
nur bei der geſetzlichen Erbfolge jtatt, jeit Juſtinian (Nov. 18 cap. 6) auch bei der 
tejtamentarijchen, 
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miterbenden Defcendenten. Gegenjtand der Kollation war alles das, was u 


einige Kinder von dem Erblaffer zur Ausftattung erhalten hatten.!) 


II. Das BGB. ijt bei der Nusgejtaltung der Lehre von der Aus— 
gleihung im allgemeinen dem früheren Syiteme gefolgt, insbejondere liegt 
auch ihm der Gedanke einer Gleichitellung der Ablömmlinge in Anfehung 
gewiſſer Vorempfänge zu Grunde Doc, hat da8 BGB. entſprechend der 
deutichrechtlichen Erbengemeinjchaft, die deutichrechtliche Gejtaltung der Aus- 
gleichung aufgenommen. Das BGB. fieht indbejondere in dem Konferendum 
einen Vorempfang auf den künftigen Erbteil. 


1. Nach dem Vorbilde des gemeinen Nechtes?) und des ALR.S) findet 
die Ausgleihung nad) BGB. nur unter den Abkömmlingen des Erb» 
laſſers ſtatt und zwar nur unter der Vorausſetzung, daß fie als gejeh- 
liche Erben zur Erbfolge gelangen.) Soweit Abkömmlinge nicht zur 
Erbfolge gelangen, find fie auch nicht zur Ausgleichung verpflichtet.) Hat 
der Erblafjer durch eine Verfügung von Todeswegen die Ablümmlinge al3 
Erben eingejegt, jo findet eine Ausgleihung unter den Abkömmlingen nad) 
BOB. (abweichend vom gemeinen und preußifchen Rechte) nicht ftatt, weil 
anzunehmen ift, daß er hierbei die von ihm zu Lebzeiten gemachten Zus 
wendungen in irgend einer Weije berüdjichtigt haben wird. Eine Aus— 
nahme von der Regel ift nur für den Fall gemacht, daß der Erblaffer 
die Abkömmlinge auf dasjenige als Erben eingelegt hat, was fie al3 gejeß- 
lihe Erben erhalten würden, oder daß er ihre Erbteile jo bejtimmt hat, 
daß fie zu einander in demfelben Verhältniffe ftehen, wie die gejeglichen 
Erbteile. Wenn der Erblafjer in diejer Weife an der gejehlichen Erbfolge 
fejthält, To ift im Zweifel anzunehmen, daß er aud in Anfehung der 
Ausgleihungspflicht von den Grundjäßen der gejeßlichen Erbfolge nicht hat 
abweichen wollen.) 

Im übrigen find die Gejeßesbejtimmungen über die Ausgleihung nur 
dispofitiver Natur und greifen nur ein, „joweit nicht der Erblafjer 
bei der Zumendung etwas anderes angeordnet hatte“.“) Mafgebend ijt 
der Wille des Erblafjerd; ſoweit ein ſolcher nicht erkennbar ift, greifen 
die auf den präjumtiven Willen des Erblaſſers fich gründenden Vorjchriften 
des Geſetzes ein. 

2. Tritt an die Stelle eined mit einer Zuwendung bedachten Ab— 





ı) 8 303 IT 2 ALCH., näheres in 88 304, 305, 327—330 II 2 ALR. 

L. 17 Cod. 6, 20. 

2 8 323 II 2 ULH. 

9 8 2050 Abi. 1 BGB. Unter den Abkömmlingen find alle zu verjtehen, 
welche dem Erblaſſer gegenüber die rechtliche Stellung eheliher Kinder erlangt haben, 
alfo auch fegitimierte und angenommene Kinder; unter Ablömmlinge fallen nicht nur 
Kinder, fondern auch entferntere Ablömmlinge. 

5) Es ift gleichgiltig, aus welchem Grunde fie nicht zur Erbfolge gelangen, z. B. 
wegen er ($ 2346 BGB.), Erbunmwiürdigteit ($$ 2344, 2345 BGB.). 

) 8 2051 BGB. Dieſe Auslegungsregel fann aber durch den Gegenbeweis 
entfräftet werden, dab der Erblaffer die Ausgleichung nicht gewollt habe. 

9 8 2050 1bj. 1 u. 3 BGB. Der Erblajjer fann alfo bei der Zumendun 
die Nusgleihung in formlofer Weile erlafien. Ueber Erlaß der Kollationspflicht — 
ALR. vgl. 88 383, 384 112 ALR. 


BOB. 


Subjeltive 
Auss 

gleihungss 
pflicht. 


2051, 
3 
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kömmlinges, der vor oder nad) dem Erbfalle weggefallen ift!), ein anderer 
Abkömmling (Abkömmling oder Seitenverwandter des wegfallenden Ab- 
fömmlinges)?), jo ift wegen der Zuwendungen, Die dem Weggefallenen ge— 
macht find, der an die Stelle tretende Abkömmling zur Ausgleihung ver— 
pflichtet.®) 

3. Hat der Erblafjer für den wegfallenden Abkömmling einen Erſatz— 
erben eingefegt, fo iſt diefer zur Ausgleichung der dem Weggefallenen 
gemachten Zuwendungen verpflichtet, da im Zweifel anzunehmen ijt, daß 
der Erjaßerbe nicht mehr erhalten jolle, al3 der Ablümmling unter Berüd- 
fichtigung der Ausgleichungspflicht erhalten haben würbde.t) 

Ob der Erfagerbe ein Abkömmling des Erblaſſers oder gar nicht mit 
ihm verwandt it, begründet feinen Unterjchied. 

4. Die Ausgleichungspflicht erjtrect fi) auf alle Ablümmlinge. Des- 
halb find auch entferntere Ablümmlinge, wenn fie zur gejeglichen Erbfolge 
gelangen, zur Ausgleihung in Bezug auf diejenige Zuwendung verpflichtet, 
welche jie zu einer Zeit empfingen, in welcher der fie von der Erbfolge 
ausichließende Abkömmling bereit weggefallen war. Hat aber ein ent- 


- fernter Abkömmling vor dem Wegfalle des ihn von der Erbfolge aus— 


Ichließenden näheren Abkömmlings von dem Erblafjer eine Zuwendung er- 
halten, ift z. B. ein Enfel bei Lebzeiten des Sohnes vom Erblaffer bedacht 
worden, jo ijt der entferntere Ablömmling, mit Rüdjicht auf den zu ver- 
mutenden Willen des Erblafjer8), nicht verpflichtet, diefe Zuwendung zur 
Ausgleihung zu bringen; die Ausgleihung tritt vielmehr nur dann ein, 
wenn der Erblafjer bei der Zumendung fie angeordnet hat.) Bei dieſer 
Regelung it da8 BOB. dem ALR. gefolgt”) 

Hatte der Erblafjer bei der Zuwendung an den entfernteren Ab— 
fümmling irrtümlich angenommen, daß dieſem ein näherer Abkömmling 
überhaupt nicht mehr vorgehe, jo tritt doch die Ausgleichungsfriit des 
Empfängers ein, weil anzunehmen ijt, daß die wahre Abficht des Erb— 
lafjer8 dahin gegangen iſt, die Zuwendung der Ausgleihung zu unter— 
werfen und daß dieje Abficht nur wegen des Irrtums nicht zum Ausdrude 
gelangt ijt.®) 

Ebenjowenig unterliegt die Zuwendung an einen Empfänger der Aus— 
gleihung, der die rechtliche Stellung eines Abkömmlinges erft nach der 
Zuwendung erlangt hat, 3. B. durd Legitimation oder dur) Annahme 
an Sindesitatt.) 


) Sleichgiltig aus welchem Grunde, ob infolge Todes, Verzichts, Ausſchluſſes 
oder infolge von Ausſchlagung, Erbunwärbdigteit. 

2) Auch bier ift es gleichgiltig, ob der an die Stelle ded Wegfallenden tretende 
Abkömmling defjen Erbe geworden ift, oder ob ſich dadurch fein geſetzlicher Erbteif 
nur erhöht bat; er muß un ein Abkömmling des Erblaſſers jein. 

2, 8 2051 Abſ. 1 BGB. *) $ 2051 Abi. 2 BGB. Auslegungsregel. 

) Die Vermutung Ipricht dann für eine vorbehaltslofe Zuwendung jeitens des 
Erblafj ers. Magnus a. a. O. $ 17 ©, 5öff. 

) $ 2053 Abi. 1 BGB. Das Gleiche gilt auch für einen an die Stelle eines 
Abtömmlinges als Erjagerbe tretenden re ) 8 363 II 2 ACH. 

) So audı Strohal a. a. D. ©. 40; Schiffner a. a. O. ©. 102; Hellmann, 
Krit. Vierteljahresichrift Bd. 39 ©. 229; Magnus a. a. D. ©. 57; Mand-Ritgen 
Bd. 5 ©. 208. ) 8 2053 aAbſ. 2 BOB. 
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III. Rad) dem BOB. find fraft Geſetzes folgende Zuwendungen zur 
Ausgleihung zu bringen: 

1. dasjenige, was ein Abkömmling von dem Erblafjer bei deſſen 
Lebzeiten als Austattung erhalten Hat, jofern nicht der Erblafjer bei 
der Zuwendung ein anderes angeordnet hat.!) Anzurechnen iſt alſo das, 
was einem Kinde mit Rückſicht auf ſeine Verheiratung oder auf die Er— 
langung einer ſelbſtändigen Lebensſtellung zur Begründung oder zur 
Erhaltung der Wirtſchaft oder der Lebensſtellung von dem Erblaſſer 
zugewendet iſt.) Die Zuwendung muß alſo den Zweck verfolgen, die 
wirtſchaftliche Selbſtändigkeit des Kindes herbeizuführen. Daraus folgt, 
daß Zuwendungen, die nur aus Anlaß oder bei Gelegenheit oder zur 
Vorbereitung der Verſelbſtändigung des Kindes gemacht ſind, ſo z. B. die 
Koſten der Hochzeit, des Ehevertrags, der Hochzeitsreiſe, nicht der Aus— 
gleichung unterliegen.®) Andererſeits fällt unter den Begriff der Aus— 
jtattung auch die Ausſteuer der Tochter‘) Die Zuwendung muß aber 
jtet3 au8 dem Vermögen des Erblafjers geleitet fein und darf insbejondere 
nit in Erfüllung einer dem Erblaſſer auferlegten Pflicht, 3. B. eines ihm 
auferlegten Vermächtniſſes gemacht jein.>) 

2. Zujhüjje, die zu dem Zwecke gegeben worden find, als Ein— 
fünfte verwendet zu twerden.*) 

3. Aufwendungen für die Vorbildung zu einem Berufe.” 

Zufhüffe und Aufwendungen (2 und 3) find aber nur injoweit zur 
Ausgleihung zu bringen, al3 fie das den Vermögensverhältnifjen des Erb- 
laſſers entiprechende Maß überftiegen haben.) Ob diefe Vorausſetzung zu— 
trifft, fan nur das richterliche Ermeſſen nad) den Umftänden des einzelnen 
Falles entjcheiden.?) 

IV. Andere Zuwendungen unter Lebenden find dann zur Ausgleichung 
zu bringen, wenn der Erblaffer bei der Zuwendung die Ausgleichung 
angeordnet hat (gewillfürte Ausgleihung).!%) Erfolgt die Anordnung bei 
der Zuwendung, fo fan fie formlos geichehen!!), die Ausgleihung kann 
aber auch jpäter in einer Verfügung von Todeswegen angeordnet werden.1?) 


1) 8 2050 Abi. 1 BOB. ) 8 1624 BGB. 
9) Ueber den oe Ausstattung im Per el 88 303—305 II 2 ALH., 
dazu Eccius IV 82 *) $ 1620 BGB. 


5) Dernburg —* 3 $ 243; Schiffner a. a. * $ 25 Anm, 4; Magnus a. a. 
6 


. 65, 

°) 8 2050 Abi. 2 BOB. Dahin gehören z. B. jährliche Zuſchüſſe an eine 
verheiratete Tochter, eine Zulage an einen Offizier, einen Aſſ effor. Näheres bei 
Magnus a. a. D. $ 26. 

) Dahin gehören Studienkojten, Lehrkoſten, Promotionskoſten, Offizierdequis 
pierung; vol. rn a. a. D. $ 26. Wegen ded ALR. vgl. Eecius Bd. 4 $ 274, 
Dernburg s, 8 2050 Nbi. 2 BGB. 

u) Sg PA Her des Abi. 2 zu Nbj. 1 $ 2050 BOB. befteht darin, daß 
Abſ. 1 die Negel, Abj. 2 eine Einfchräntung diejer Regel enthält, Küntzel in Gruchot 
Bd. 41 ©. 629. Die Zuſchüſſe und Aufwendungen des Abi. 2 fallen aljo unter den 
— —5 * — des Abſ. 1 $ 2050 BOB. 

ı) 8 2050 Abi. 3 1), Mot. V ©. 703. 

1m) So Ms — Aion Ve. ae Strobal a. a. DO. ©. 38; Endemann 
Bd. 3 ©. 493; Magnus a. a. O. ©. 80 


8 2050. 


Gewilllurte 
us⸗ 
gleichung. 


5 2084. 


Burdbführung 
der Aus⸗ 
gleihung. 
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V. Da die Ausgleihungspflicht auf dispofitiven Nechtsfähen beruht, fo 
fann der Erblajjer umgekehrt den Eintritt der gefeglichen Ausgleihungspflicht 
ausichließen, entweder bei der Zuwendung oder fpäter durch Verfügung 
von Todeswegen.!) 

VI Wenn ein Ablömmling aus dem Gejamtgute der allgemeinen 
Gütergemeinjchaft, der Errungenſchaftsgemeinſchaft oder der Fahrnisgemein- 
Ichaft eine Zuwendung erhält, jo würde die Ausgleihung nur bei der Erb- 
folge in den Nachlaß des Mannes jtattfinden können, da dem Ehemanne 
die Verfügungsgemwalt über das Gejamtgut zufteht?), und die Zuwendung 
jomit ftet3 durd; den Ehemann bewirkt wird. Ein ſolches Ergebniß würde 
aber nicht annehmbar jein, denn bei Beerbung der Mutter würden deren 
einjeitige Abkömmlinge nicht ausgleihungspflichtig fein, weil fie von ihr 
nicht empfangen haben, den Stiefvater aber beerben fie nicht, mithin 
würden fie überhaupt nicht ausgleichungspflichtig fein.®) Deshalb bejtimmt 
das Geſetz, daß eine Zuwendung, die aus dem Geſamtgut an einen ge= 
meinſchaftlichen Ablümmling erfolgt, als von jedem Ehegatten zur Hälfte 
gemacht gilt, daß dagegen eine Zumendung an einen einjeitigen Ab— 
fümmling, der nur von einem der Ehegatten abjtammt, oder wenn einer 
der Ehegatten wegen der Zuwendung zu dem Gefamtgut Erjaß zu Teiften 
bat*), al3 von diejem Ehegatten gemacht gilt.5) 

Diefe Vorjhriften finden entiprechende Anwendung, wenn nad dem 
Tode eined Ehegatten die allgemeine Gitergemeinichaft oder die Fahrnis- 
gemeinschaft zwilchen dem überlebenden Ehegatten und den gemeinjchaftlichen 
Abkömmlingen fortgefeßt wird, und ein Abkömmling aus dem Gejamtgute 
der fortgejegten Gütergemeinjchaft eine Zuwendung erhält.®) 

VII Die Ausgleihungspflicht kann regelmäßig nur bei der Auseinander— 
jeßung unter den Miterben geltend gemacht werden, die jtet3 jtattfinden 
muß, da zwiſchen den Erben eine Gemeinjchaft zur gefamten Hand beiteht.?) 
Bor der Auseinanderjeßung Fönnte der Anjprud; auf Nusgleihung nur 
infofern geltend gemacht werden, als die Vorausjeßungen für die Geltend- 
machung des Nechtes auf Feititellung der Kollationspflicht gegeben find.®) 
Nach der Auseinanderjegung kann der Anjpruch auf Ausgleihung, wenn 
die Ausgleichung bei der Erbauseinanderießung etwa aus Jrrtum unter: 
blieben jein jollte, unter Umftänden als Bereicherungsanſpruch der benad): 
teiligten Erben gegen die begünftigten Miterben verfolgt werden.®) 


1) So aud im gemeinen Nechte (Windſcheid-Kipp Bd. 3 $ 610 Anm. 9) und 
nad ALR. ($ 384 II 2). 


2) 8 1443, $ 1519 Abf. 2, $ 1549 BOB. 9) Mot. V ©. 707. 
*) 88 1465, 1538, 1549 BOB. 6) 8 2054 Abf. 1 BEP. 
*) 8 2054 Abſ. 2 BOB. 7) 8 2050 Abi. 1 BOB. 


) 8 256 CRD, 

Was die rechtliche Natur der Ausgleichung betrifft, jo ift fie im Grunde 
nicht® anderes als eine fraft Geſetzes eintretende quantitative Beſchränkung des 
Erbrechts des Ausgleichspflichtigen, dem eine entſprechende Ermweiterung des Erbrechts 
(Erbteils) des Ausgleichsberechtigten gegenüberſteht. Die Ausgleichungspflicht modi— 
fiziert die Erbteile. Heymann a. a. O. ©. 471. Bol. auch —8 a. a. O. 8 16 
S. 45; Lehmann bei Enneccerus-Lehmann (2. Aufl.) S. 743; v. Staudinger-Herz— 
felder Bd. 5 ©. 275. Schon Bähr im Archiv für bürgerl. Recht, Bd. 3 ©. 219 hat 
darauf hingewiejen, daß die Ausgleichungspflicht nichts anderes jei, ald eine „Moda— 
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Was die Durchführung der Ausgleihung anlangt, jo bat ſich das 
BGB., wie das ALR.), für die ſog. Sdealfollation (rechneriſche Aus— 
gleichung) entichieden.?) Der Wert der jämtlichen Zumendungen, die zur 
Ausgleihung zu bringen find, wird dem Nachlaſſe Hinzugerechnet, ſoweit 
diefer den Miterben zufommt, unter denen die Ausgleichung jtattfindet. 
Alsdann wird jedem Miterben der Wert der Zuwendung, die er zur Aus- 
gleihung zu bringen hat, auf feinen Erbteil angerechnet. Der Wert be- 
jtimmt fich nach der Zeit, zu der die Zuwendung erfolgt ift?); etwaige 
Wertverminderungen oder Werterhöhungen treffen daher allein den Empfänger, 
der mit der Zuwendung fofort Eigentümer des Empfangenen geworden ift; 
er trägt aljo die Gefahr.t) 

Hat ein Miterbe durch die Zuwendung mehr erhalten, al3 ihm bei 
der Auseinanderjeßung zukommen würde, jo ift er zur Herauszahlung des 
Mehrbetragd nicht verpflichtet.) Bei der Teilung teilen die übrigen 
Erben in der Weile, daß der Wert der Zumendung und der Erbteil des 
Miterben außer Anja bfeiben.®) 

Um die Durchführung der Ausgleichung zu erleichtern, legt das Geſetz 
jedem Miterben die Pflicht auf, den übrigen Erben auf Verlangen Aus— 
funft über die Zuwendungen zu erteilen, die der Ausgleichung unterliegen.”) 
Beiteht Grund zu der Annahme, daß die Auskunft nicht mit der erforder- 
lihen Sorgfalt aufgejtellt worden ift, jo Hat der Verpflichtete auf Ver— 
langen des Ausfunft3berechtigten den Offenbarungseid zu leijten.s) 


lität der Erbteilung“: den Miterben joll das Vorempfangene auf ihren Erbteil an- 
gerechnet werden, Weber jonitige Konjtruftionen ſiehe Magnus a. a. D. ©. 113 ff. 

ı) 8$ 303, 309 II 2 ALH. 

?) Die Ausgleihung erfolgt alfo nicht, wie im gemeinen Rechte, durch Natural: 
— durch Werterfag arbitratu boni viri. Windſcheid-Kipp Bd. 38610 
Anm. 29. 

9 8 2055 BOB. Der Erblaſſer hat z.B. eine Witwe und 3 Söhne als gefegliche 
Erben Hinterlafjen; der Nachlaß beträgt 20000 Mk.; dann wird zunächſt der geiepliche 
Erbteil der Witwe mit '/, von 20000 ME, alfo mit 5000 ME. berechnet. Dem Rejt- 
betrage von 15000 ME. werden die zur Ausgleichung zu bringenden Beträge hinzu: 
gerechnet und diefe Summe wird umter die Ablömmlinge nad) dem Verhältnis ihrer 
Erbteile verteilt. Der erjte Sohn hat 5000 ME, der zweite 4000 Mk. Ausſtattung 
erhalten; unter den Söhnen find alfo 15 000 + 5000 +4000= 24000 Mi. nad dem 
Verhältnis ihrer Erbteile zu verteilen, der Wert ihrer Zuwendungen aber wird jedem 
Erben angerechnet. Der erite Sohn erhält alfo 8000 — 5000 = 3000 Ml., der zweite 
erhält 8000—4000 — 4000 und der dritte nicht ausgeſtattete Sohn erhält 8000 ME. 

) Mot. V ©. 708. 

°) So audı nad $ 312 II 2 ALM. 

°) 8 2056 BGB. Bol. hierüber Küntzel in Gruchots Beiträgen Bd. 51 ©. 615 ff.; 
Endemann Bd. 3 $ 112 Anm. 35; Strohal a. a. ©. $ 15; Pland:Nitgen V ©. 212; 
Magnus a. a. O. $ 33 ©. 105 ff. 

N 8 2057 BOB. 

) 88 260, 261 BGB. 


8 2058. 


Röomiſches 
Necht. 


BOB. 


Grundfägliche 
@eftaltung. 
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2. Rechtsberhältnis zwiichen den Erben und den Nachlaßgläubigern.) 


I. Während nad) römiſchem und gemeinem Rechte?) in Anwendung 
des Grundſatzes: nomina sunt ipso iure divisa jeder Miterbe bei teilbaren 
Nachlaßſchulden nur für einen jeiner Erbquote entiprechenden Teil der 
Schulden haftete, und bei unteilbaren Schulden ein der Korrealität verwandtes 
Verhältnis entitand, ging im Gegenſatze hierzu das ALR.?) davon aus, daß 
zu den die Erbichaft betreffenden Schulden und Lajten die Erben gegen 
die Erbfchaftsgläubiger vor der Teilung gemeinschaftlich, d. h. nicht 
jolidariich, Jondern zufammen verpflichtet waren. 

Bor der Teilung waren aljo die Erben gemeinjchaftlich zu belangen 
und ftanden im Berhältniffe notwendiger Streitgenofjen. Hatten Die 
Erben vor Erfüllung ihrer gemeinfchaftlichen Verbindlichkeiten in den Nach- 
laß fich geteilt, jo hatte jeder Erbichaftsgläubiger die Wahl: ob er fih an 
die Erben indgefamt oder an jeden von ihnen nad) Verhältnis jeines Erb- 
teil3 oder an einen unter ihnen für das Ganze Halten wolle.) 

Der Erbe ohne Vorbehalt konnte auch ſchon vor der Teilung auf 
Höhe feines Anteil in Anfpruc genommen werden. 

Wollten die teilenden Miterben einen Erbichaftsgläubiger verpflichten, 
daß er ſich an jeden unter ihnen nur nad) Verhältnis ihres Erbteild haften 
jollte, jo mußten fie ihm die bevorjtehende Teilung im voraus gehörig be= 
fannt machen.>) 

Unterblieb die Belanntmahung, jo haftete der Erbe ohne Vorbehalt 
perjönlich für da8 Ganze, der Erbe mit Vorbehalt für das Ganze, aber 
nur mit dem Nachlafje.®) 

U. Das BGB. hat in der Frage der Haftung des Miterben einen 
Mittelweg eingejchlagen, indem es den Grundſatz aufftellt, daß die Erben 
für die gemeinjchaftlichen Nadlaßverbindlichkeiten ?) als Geſamtſchuldner 
haften ®): jeder einzelne Erbe kann alfo auf Erfüllung der ganzen Schuld 
belangt und alle Erben können gemeinjchaftlih in Anfprud genommen 
werden.?) 10) Dieje Haftung unterliegt aber während der Dauer der Erben 
gemeinjchaft erheblichen Einjchränfungen. 


ı) Mot. V ©. 526ff., Dentihrift S. 281 ff., Prot. IT ©. 8114ff. (Bd. 5 
©. 869 ff.); Hacenburg, Borträ e (2. Auf.) ©. 702 $.: Strohal a. a. O. 88 87—92; 
— in Gruchbis Beiträgen Bd. 43 ©. 801; Böhm in Gruchots Beiträgen Bd. 43 

©. 692 ff.; Bochm, Erbredit (2. Aufl.) 88 91-93: Wendt im Archiv für die civil. 
Rraris 8. 86 ©. 428 ff.; Jäger, Erbenhaftung und Nachlaßkonkurs S. 23ff.; Ende- 
mann Bd. 3 88 113, 114; "Weißer, Das deutſche Nachlapverfahren (1900) ©. 366 ff.; 





Dernburg Bd. 3 8 240; Eccius Bo. 4 88 271, 273. 7) Vgl. oben 8 261. 
’, 8 127 IT 17 ULR „Gs1117 ALR. 
8137 117 —8 5) 88 131, 134 I 17 ALR. 


) Der Grundjaß IE nicht für die den einzelnen oder einige Miterben treffen- 
den Berbinbdlichkeiten, z. B. für Vermächtniſſe und Auflagen jowie Anſprüche aus der 
Verwaltung des Nachlaſſes. )82058 BGB. 

88 421ff. BGB. Solange die mehreren Erben noch als Geſamtſchuldner 
haften, ijt für die Nachlaßgläubiger der Gerichtsjtand der Erbichaft begründet, 8 28 CRD. 

10, inter einander Each die Miterben nad) dem Verhältnis ihrer Erbteile, jo: 
weit nicht eine Vereinbarung der Erben oder eine Anordnung des Erblafjerd einen 
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Nach der Teilung verjchlechtert fich die Nechtslage der Erben; das 
Geſetz mill damit einen indireften Zwang auf die Erben ausüben, die 
Naclapverbindlichfeiten vor der Teilung zu berichtigen.!) Der Teilung 
des Nachlaſſes ift aljo entjcheidende Bedeutung für die Frage der Haftung 
beigelegt. Bon der frage, wie fich bei einer Mehrheit von Erben die 
Haftpflicht, ob Gejamthaftung oder Teilhaftung, geftaltet, ift aber die ander- 
weite Frage zu trennen, mit welhem Vermögen der Miterbe für die 
Nachlaßverbindlichkeit haftet. Die letztere Frage findet ihre Enticheidung 
nad) Maßgabe der über die Erbenhaftung geltenden allgemeinen Vorjchriften ?) 
mit einzelnen für die Erbengemeinjchaft fich ergebenden Abweichungen.) 

III. Bis zur Teilung des Nachlaffes haftet zwar jeder Miterbe grund- 
ſätzlich als Gejamtjchuldner, feine Haftung beichränft fich aber auf jeinen 
Anteil an dem Nachlaß, aljo auf feinen Erbteil. Der Gläubiger kann 
aljo jeden einzelnen Miterben für die ganze Schuld auf feinen Anteil am 
Nachlaſſe belangen. 

Die Berichtigung aus jeinem Privatvermögen (d. 5. aus dem Ver— 
mögen, daß er außer feinem Anteil an dem Nachlafjfe hat), kann der Erbe 
verweigern.) Die Gläubiger erleiden hierdurch feinen Nachteil, denn es 
jteht ihnen frei, die Befriedigung aus dem ungeteilten Nachlafje von ſämt— 
lihen Miterben zu verlangen.d) 

Der Miterbe fann den Gläubiger aber nur dann und nur jo lange 
auf jeinen Exbteil verweilen, als er nicht nach allgemeinen Grundjäßen 
ſchlechthin unbejchränft haftet. Haftet er nad) allgemeinen Grundfäßen un= 
bejchränft, jei e8 Schlechthin, jet e8 dem ihn in Anjpruch nehmenden Gläus 
biger gegenüber, jo muß er den Gläubiger außerdem aus feinem Privat- 
vermögen, aber nur in Höhe des feinem Erbteil entiprechenden Teiles 
der Verbindlichkeit befriedigen.®) 

Der unbeſchränkt haftende Miterbe kann alfo in Anfehung des feinem 
Erbteil entjprechenden Teiles der Verbindlichkeit den Gläubiger nicht auf 
den Nachlaß verweilen, ſodaß injoweit der Gläubiger ſich aud) an daß 
übrige Vermögen des Miterben halten kann. 

Daraus folgt, daß ſich die gefamtfchuldneriiche Haftung des Miterben 
dor der Teilung des Nachlaſſes nur auf die Haftung des Miterben mit 
jeinem Anteil an dem Nachlaſſe bezieht, und daß der unbeſchränkt haf- 
tende Miterbe auch mit feinem fonjtigen Vermögen, jedod nur in 
Höhe des feinem Erbteil entjprechenden Teile8 der Nadjlaßverbindlichkeit 
perjönlich haftet, d. h. feine perfünliche Haftung auf diefe Höhe bejchränfen 
fann.”) 


anderen Maßſtab feitiegt. $ 748, $ 2038 Abi. 2 BGB. Strohal a. a. O. ©. 527; 
Pland-Nitgen Bd. 5 ©. 217. ) 8 2046 BOB. 

7, 8$ 1967—2017 BGB. Siehe oben SS 250—259. 

) 88 2062, 2063 BGB. +) 8 2059 Abſ. 1 Satz 1 BGB. 

) 8 2059 Nbi. 2 BGB. 

9 $ 2059 Abi. 1 Sat 2 BGB. Der Miterbe kann alfo in diefem Falle die 
Befriedigung des Gläubigerd aus feinem Privatvermögen nicht verweigern. 

) Küntzel in Gruchots Beiträgen Bd, 41 ©. 843. Der unbejhränft haftende 
Miterbe zu '/, haftet alfo mit feinem Privatvermögen aud nur für '/, der Nachlaß— 
verbindlichfeit; mit feinem Erbteile haftet er für die ganze Nadjlakverbindlichkeit. 


Fre 


Saftung bis 
sur Teilung. 
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1. Das Recht des Miterben, die Berichtigung einer Nachlaßverbind— 
lichfeit aus feinem Eigenvermögen zu verweigern, jteht ihm zu, ohne 
daß eine Nachlaßverwaltung angeordnet oder ein Nachlaßkonkurs eröffnet 
zu fein braucht. 

Das Weigerungsrecht fteht ihm jelbjt dann zu, wenn er feine Haftungs- 
beichränfung überhaupt oder dem andringenden Gläubiger gegenüber verloren 
bat, und zwar bier infoweit, al3 der Anſpruch über den dem Erbteile des 
beflagten Miterben entiprechenden Teil der Nachlaßverbindlichleit hinausgeht. 

Während beim Alleinerben die Abjonderung des Nachlaſſes vom 
Eigenvermögen nur durch Anordnung einer Nachlaßverwaltung oder dur) 
Eröffnung des Nachlaßkonkurſes herbeigeführt wird !), ift dieſe Sonderung bei 
der Erbengemeinichaft?) ohne weiteres von Erbfall an biß zur Auseinander- 
jegung gegeben, und der Miterbe kann, jo lange er nicht unbeichränft 
haftet, den Gläubiger auf ein gejondertes Vermögensganzes, nämlich auf 
den Nachlaß verweilen. Dem Zugriffe des Gläubigers unterliegt nur der 
Anteil des Erben an dem Nachlaffe (Erbteil). 

2. Da der Anteil eine Miterben an dem Nachlaffe der Pfändung 
unterliegt), jo fann der Gläubiger den Erbteil pfänden und jich zur Ein- 
ziehung überweijen lafjen. Auf diefe Weiſe erlangt der Gläubiger das 
Recht, bei dem Nachlaßgerichte die Vermittelung der Auseinanderjegung zu 
beantragen®), auch kann die Veräußerung des gepfändeten Erbteild von 
dem Bollitredungsgericht angeordnet twerden.?) 

3. Weber dad BOB. noch die CPO. enthalten irgend welche be- 
jondere Beſtimmung darüber, in welcher Weile der Miterbe das ihm zu— 
geiprodhene Weigerungsreht ($ 2059) geltend zu machen hat. Diejes 
Weigerungsrecht ift num nicht® anderes als eine bejondere Art des Nechtes 
auf Haftungsbeichräntung®), es ift daS Recht der Haftungsbeichränkung 
auf den Nachlaßanteil. Soweit aber der Erbe unbeſchränkt haftet, 
weil er die beichränkte Haftung verloren hat, jtellt fi) das Weigerungs— 
recht al8 das Necht des Miterben dar, jeine perſönliche Haftung auf 
den feinem Erbteil entiprechenden Teil der Nachlaßverbindlichkeit zu be— 
Ichränfen (Necht der anteilgmäßigen Haftung oder Teilhaftung). Im erjten 
Halle betrifft die Haftungsbejchränfung die Mittel, die dev Miterbe vor 
der Teilung dem andringenden Gläubiger bereit zu ftellen hat (Nachlaß oder 
Eigenvermögen); im anderen Falle bezieht jich die Haftungsbeichränfung auf 
die Höhe der Schuld, für welche der Miterbe aud) mit feinem Eigenvermögen 
einzujtehen hat. 

Dieje feine in dem Widerjpruchsrechte liegende Haftungsbeichränfung 
macht num der Miterbe prozefjualiich dadurd; geltend, daß er jeine Verurteilung 
mit Vorbehalt beaniprudht. Durch diejen Vorbehalt wahrt fich der Mit: 
erbe nicht nur die Beichränfung feiner Haftung überhaupt, ſondern auch für 


1) Siehe oben S. 1060. 
?) Der Nachlaß unterliegt hier der gemeinfchaftlihen Verwaltung der Miterben, 
») $ 859 Abi. 2 CPO. +, 8 86 Abſ. 2 Bıdro, 
9 8 857 Abi. 5 CPO. 
= an Dies leugnet zu Unrecht Pland-Ritgen Bd. 5 ©. 219. Vgl. Strohal a. a. 
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die Zeit vor der Teilung des Nadjlafjes!) jein Weigerungsreht aus 
$ 2059 BGB.) Bei der Zwangsvollſtreckung gegen den Miterben bleibt 
das Weigerungsrecht unberüdjichtigt, bi8 auf Grund desfelben gegen die 
Bwangdvollitrefung von ihm Einwendungen erhoben werden.) Die Er: 
ledigung diejer Einwendungen erfolgt im Wege der Klage bei dem Prozeß— 
gericht erjter Inſtanz.). Die Geltendmachung des Weigerungsrecht3 im 
Prozeß unterliegt aljo feinen anderen Vorjchriften als die Geltendmachung 
der Haftungsbeichränfung überhaupt.) Die Notwendigkeit des Vorbehalts 
im Urteil iſt aljo auch für den Miterben gegeben.®) 

4. Die Nachlaßgläubiger haben vor der Teilung des Nachlaſſes die 
Wahl, ob fie jeden Miterben einzeln belangen oder ob fie aus dem um: 
geteilten Nachlafje von jämtlihen Miterben Befriedigung verlangen wollen.?) 
Wollen fie unmittelbare Befriedigung aus dem Nachlaß (aus jämtlichen 
Nachlaßgegenſtänden) fich verjchaffen, jo bedarf es bis zur Teilung eines 
gegen alle Erben ergangenen Urteild.3) Die gemeinjchaftlich beklagten 
Miterben haben in dem Prozeſſe die Stellung notwendiger Streitgenofjen.?) 

War der Erblafjer bereit3 verurteilt, und hatte die Volljtredung gegen 
ihn begonnen, jo wird fie ohne weiteres in den Nachlaß fortgejegt 19); Hatte 
dagegen die Zwangsvollſtreckung noch nicht begonnen, jo kann das Urteil 
nad) Ablauf der Ausſchlagungsfriſt gegen alle Miterben volljtredbar aus— 
gefertigt werden.11) 

Auf Grund eines Urteild, das gegen alle Erben ergangen ift, kann 
übrigens auch gegen einen einzelnen Miterben Zmangsvollitredung in 
dejjen Anteil am Nachlaffe geführt werden.12) 

IV. Nad der Teilung fann der in Anjpruch genommene Miterbe Saltung as 
den Nacjlaßgläubiger nicht mehr auf den ungeteilten Nachlaß, d. h. auf Teilung. 
den ihm zuftehenden Anteil am Nacjlaffe verweifen. Jetzt tritt der Grund— 
ſatz der N der Miterben in volle Kraft. Der Nachlafgläubiger 


) Daß der Nachlaß noch ungeteilt jei, hat dev Miterbe zu behaupten und zu 
beweijen. 2) 8 780 CRD. 
9 8 781 CPO. *) 88 785, 767, 769, 770 CPO. 

5) Nur bedarf der Miterbe nicht wie der Alleinerbe, der feine Haftung auf den 
Nachlaß beſchränken will, der Einleitung einer Nachlaßverwaltung. 

So aud) Eecius a. a. O. ©. 816ff.; Weißler, Das deutſche Nachlaßverfahren 
©. 369 ff.; Hagen in Iherings Jahrbüchern 'B. 42 S. 135 ff.; Enneccerus-Lehmann 
(2. Aufl.) S. 749; Wilke, Erbrecht ©. 118; Strohal a. a. O. ©. 516 (für den Fall 
des $ 2059 Abi. 1 Sag 1 BGB.); Gaupp-Stein, Eivilprozehordnung (4. Aufl.) zu 
8 780 Bd. 2 ©. 490. AM. Pland:Ritgen Bd. 5 ©. 219; Hadenburg a. a. O. 
©. 707; v. Staudinger-Herzielder Bd. 5 ©. 290. Nach der Dentichrift zum BGB. ©. 341 
war für die CPO. ein 8 696 fin Ausficht genommen, der die Aufnahme eines Vorbehalt 
im Urteile für nicht erforderlich erklärte. Dieſe von der II. Kommilfion vorgeichlagene 
Vorichrift ift vom Bundesrate geitrichen worden. Mit Recht folgert hieraus Eccius, 
dak nunmehr das Geſetz jo wait 5 ala ob jener Are nie beablichtigt 
gewejen jei. Eccius a. a. O. S. 8 ve a.a.D. ©. 137. Bgl. auch Brot. II 
©. 8128 (Bd. 5 ©. 875). $ 2059 ar. 2 BOB. 

#, 8 747 EBD. Bei der Biwangsvoflttedung in den ungeteilten Nachlah gilt 
auch zu Gunjten der Nadjlaigläubiger dad im $ 2041 BGB. außgelprochene Surro⸗ 
— Strohal a. a. O. S. 515. », 862 CRD. 

ı, 8 779 CRD. u) 8 727 CRD. 

12) Strohal a. a. DO. ©. 515; Pland:Ritgen Bd. 5 ©. 220. 

Lesſke, Alg. Preuß. Landrecht. 


— 
to 


8 2060. 
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fann nunmehr entweder alle Miterben zujammen oder jeden einzelnen auf 
da8 Ganze belangen.!) Nur ausnahmsmweije bejteht in gewiſſen Fällen 
eine anteilgmäßige Haftung der Miterben. 

Die Thatjahe der erfolgten Teilung des Nachlaſſes hat derjenige zu 
beweijen, welcher fich auf die Teilung beruft; die Frage aber, wann bie 
Teilung al8 erfolgt anzujehen ijt, läßt ſich nur nad) den Umſtänden des 
einzelnen alles beantworten.?) 

In folgenden Fällen tritt ausnahmsweile eine anteilige Haftung 
jede3 einzelnen Miterben ein, d. h. er haftet nur für den feinem Erbteil 
entiprechenden Teil einer Nacjlafverbindlichkeit: 

1. wenn der Gläubiger im Aufgebot3verfahren ausgejchlofjen ijt; find 
Miterben vorhanden, jo erjtredt ſich das Aufgebotsverfahren auch auf die 
Plichtteilsberechtigten, Vermächtnisnehmer und Auflagenempfänger 3), ſowie 
auf die Gläubiger, denen der Miterbe unbeſchränkt haftet.) Das von 
einem Miterben erwirkte Ausfchlußurteil kommt auch den anderen Erben 
zu ftatten. In dem Aufgebot iſt den Nachlaßgläubigern, welche ſich nicht 
melden, anzudrohen, daß jeder Erbe nad) der Teilung des Nachlafjes nur 
für den jeinem Erbteil entiprechenden Teil der Verbindlichkeit haftet. 
Uebrigend fann die Erlafjung des Aufgebot3 von jedem Miterben aud) 
dann beantragt werden, wenn er für die Nachlaßverbindlichkeiten unbeſchränkt 
haftet.5) Die anteilige Haftung des Miterben tritt auch dann ein, wenn 
ihm die Forderung des ausgeſchloſſenen Gläubigerd noch vor der Erlafjung 
des Ausichlußurteild befannt geworden ijt®); 

2. wenn der Gläubiger feine Forderung fpäter als fünf Jahre nad 
dem Erbfalle gerichtlich oder außergerichtlich geltend madt. Iſt der Erb— 
lafjer für tot erklärt, jo beginnt die Friſt nicht vor der Erlafjung des die 
Todeserflärung ausfprechenden Urteils.) Die anteilige Haftung tritt jedoch 
nicht ein, wenn die Forderung vor dem Ablaufe der fünf Jahre dem be- 
Hagten Miterben befannt geworden oder im Aufgebot3verfahren angemeldet 
worden ijt.®) 

Die anteildmäßige Haftung ift auch gegenüber dem Gläubiger, der 
wegen eined Abjonderungs- oder Ausjonderungsreht3 von dem Aufgebote 
* betroffen wird, ausgejchlofjen ?); 


9 Durch die nach der Teilung eintretende geſamtſchuldneriſche Haftung ſollen 
die Miterben von einer —— Teilung zurückgehalten werden, die Miterben ſollen 
er vor der Teilung die Naclahverbindlichkeiten berichtigen. Strohal a. a. O. 

. 520. Ob der Miterbe jeine Haftung auf dasjenige bejchränfen fann, was er aus 
* Nachlaß erhalten hat, oder ob er unbeſchränkt auch mit ſeinem eigenen Vermögen 
haftet, richtet ſich nach den allgemeinen Grundſätzen über die Schuldenhaftung. 

) Strohal a. a. O. ©. 527; Küntzel a. a. O. ©. 842; Planck-Ritgen Bd. 5 
©. 220; Endemann Bd. 3 ©. 507, 

s Dieje werden nad 5 1972 BGB. von dem Aufgebote nicht betroffen; unbe— 
rührt bleiben nur die Gläub ae des $ 1971 BGB. 

9 $ 2060 No. 1 B® 

°), 8 997 BOB. 

°, Strobal a. a. DO. ©. 592; Künpel a. a. O. ©. 839, 840. 

.) 8 2060 Ro. 2, $ 1974 BGB. 

8, Die Beweislaft bierfür fällt dem — zu. 

81971 BGB. Siehe oben ©. 
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3. wenn der Nachlaßkonkurs eröffnet und durch Verteilung der Maffe on — 
oder durch Zwangsvergleich beendigt worden ijt.!) Died gilt aber nur, 
wenn der Konkurs vor der Teilung des Nachlaſſes eröffnet worden ijt.?) 

4. Im Anschluß an das ALR.?, gewährt das BGB.4 den Miterben 
den Weg, außer dem gerichtlichen Aufgebot auch durch ein Privataufgebot Wrivat- 
der Nachlaßgläubiger die Haftung auf den ihrem Erbteil entiprechenden feet. 
Teil der Nachlaßforderung zu bejchränten. Jeder einzelne Miterbed) kann 
nämlich die Nachlaßgläubiger öffentlich durch die Zeitungen auffordern, ihre 
Horderungen binnen ſechs Monaten bei ihm oder dem Nachlaßgericht an= 
zumelden. Diejer Aufforderung ijt die Wirkung beigelegt, daß nad der 
Teilung des Nachlaſſes jeder Miterbe nur noch anteilig, db. h. für den 
jeinem Erbteil entjprechenden Teil der Forderung haftet.) Erfolgt Die 
Anmeldung vor dem Ablaufe der Frift, oder iſt fie dem in Anjpruch ges 
nommenen Miterben zur Zeit der Teilung bekannt, fo bejteht die geſamt— 
ſchuldneriſche Haftung des Miterben fort. Eine erſt nad) der Teilung 
erlafjene Aufforderung it unwirkfam. Die Aufforderung ijt durch den 
Deutjchen Reichsanzeiger und durch das für die Bekanntmachungen des Nach— 
laßgericht3 bejtimmte Blatt zu veröffentlichen. Die Frijt beginnt mit der 
legten Einrüdung. Die Kojten fallen dem Erben zur Laſt, der die Auf- 
forderung erläßt. 

Die Aufforderung wirkt zu Gunften jede8 Miterben, auch eines un— 
beſchränkt Haftenden. 

In allen übrigen Fällen (außer den Fällen 1—4) haften die Mit- 
erben nach der Teilung als Gejamtjchuldner.”) 

V. Bis zur Teilung des Nachlaſſes kann die Nahlaßvermwaltung or 
bon den Erben nur gemeinjchaftlich beantragt werden; nach der Teilung 
des Nacjlafjes kann fie weder von den Erben noch von den Nachlaßgläu— 
bigern beantragt werden.d) Dagegen kann die Eröffnung des Nachlaß- Natiak- 
konkurſes bis zur Teilung des Nachlaſſes auch von jedem einzelnen Mit- 
erben beantragt werden, wenn er die Ueberſchuldung des Nachlaſſes glaubhaft 
mad.) Nach der Teilung des Nachlafjes ift aber die Eröffnung des 
Nachlaßkonkurſes möglich und zuläjfig.t) 

Nach der Teilung des Nachlaſſes jteht den Miterben aljo nur noch 
das — die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes und die Einrede der 


n 9,2000 No. 3 2 88 161, 173, 230 KO. 
ed; a. a. ©. 841; Strobal a. a. D. ©. 524; Endemann Bd. 3 
g 114 ‚ie 2 — — v 5 ©. 222; Srommhold a. a. D. ©. 10. 
ACH. 98 2061 BOB 


R ku Re unbeihrintt haftende Miterbe. 

9) Die Aufforderung bewirkt Aufihub der Auseinanderjegung. $ 2045 BGB. 

) Erfolgt die Teilung des Nachlaſſes während des Rechtsſtreits mit dem be= 
Hagten Erben, fo ijt der Klageantrag nach $ 268 Wo. 2 ECHO. entiprechend zu 
ändern; erfolgt die Teilung erſt nach Erlafjung des Urteild, jo muß der verurteilte 
Erbe feine r- eilhaftung nad) $ 767 CPO. im Wege der Klage geltend maden. Küntzel 
a. a. O. 844; Planck-Ritgen Bd. 5 ©. 221; Frommhold a. a. O. ©. 109; 
v. Sunbingers He tafelder Bd. 5 ©. 292; Strohal a. a. O. ©. 525, 526. 

8 808. es II ©. 8738 (Bd. 6 ©. 343). ker Wendt im Archiv 
für die civil. Praris Bd. 8 6 ©. 243; Frommhold a. a. DO. ©. 110. 

®, 8 217 Abſ. 2 #0. 10) 8 216 Abi. 2 KO. 


12° 


38 2068, 


2065. 


Inventar. 


Unzuläffigteit 


der Stell⸗ 
vertretung. 
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Unzulänglichleit des Nachlafjes offen, um feine Haftung auf den Nachlaß 
zu beichränfen. 

‘VI. Die Errichtung des Inventars durch einen Miterben kommt 
auch den übrigen Erben zu ftatten, foweit fie nicht das Necht der be— 
ſchränkten Haftung bereit8 verloren haben.!) 

St ein Miterbe zugleich; Nachlaßgläubiger, jo kann fi ihm gegen- 
über jeder andere Miterbe auf die Beichränfung feiner Haftung jelbjt dann 
berufen, wenn er allen anderen Nachlaßgläubigern gegenüber bereit un— 
beſchränkt haftet.) 


Dritter Abſchnitt. Teitament.’) 
$ 265. 


I. Allgemeine Vorſchriften. 


I. Wie ſchon nad bisher geltendem Nechte kann auch nah BOB. 
der Erblafjer ein Tejtament nur perjönlich errichten, eine Vertretung ijt 
weder im Willen noch in der Erklärung des Willens jtatthaft.t) Die Tejtier- 
freiheit ijt ein höchſt perjönliches Recht. 

1. Nicht jtatthaft iſt deshalb auch, Tegtwillige Verfügungen in der 
Art zu treffen, daß ein Anderer zu bejtimmen bat, ob jie gelten oder 
nicht gelten follen; denn auch hierin würde immer eine Urt von Ueber— 
tragung der Tejtament3errichtung Tiegen.?) 

Diejes Verbot, die Wirkjamkfeit des Tejtament® von einem fremden 
Willen abhängig zu machen, fann auch nicht wie im römiſchen Rechte in 
der Weife umgangen werden®), daß die Gültigkeit des Teſtaments an 
eine ganz gleihgültige Willlürhandlung eines Dritten derart geknüpft wird, 
daß thatſächlich nur eine jcheinbare Bedingung vorliegt und im runde 
genommen dod der nadte Wille des Dritten über den Beſtand des Teſta— 
ments entjcheidet.”) 


) 8 2063 Abi. 1 BGB. 

2, 8 2063 Ubi. 2 BGB. Wegen des ALR. vgl. Eccius Bd. 4 $ 270 Anm. 76. 

», Mot. V ©. 6-60, ©. 246, 247; Brot. II ©. 6599 ff. (Bd. 5 ©. 15ff.); 
Pland-Ritgen Bd. 5 ©. 227ff.; Strohal a. a. O. 88 19ff. ©. 50ff.; Endemann 
Bd. 3 88 23 ff. ©. 100ff.; Meyer, Das Erbrecht 88 32—36; Meijcheider, Die lept- 
willigen gr nad) dem BGB., 1899; Windſcheid-Kipp Bd. 3 88 538, 539, 
546, 547, ‚ 554—556; Dernburg-Biermann Bd. 3 88 78—80; Ecciuß Bd. 4 
$$ 246, 250; Dernburg Bd. 3 88 119—127. Weitere Litteratur bei $ 239. 

+) 8 66 I 12 ALR., 88 3ff. AGO. II 4; 8 2064 BGB. Prot. II S. 7150, 
7151 (Bd. 5 ©. 317). Aud die vom ALR. (58 521—554 II 2) durch Zulafjung 
der Rupillare und Quafipupillarfubftitution anerfannte Ausnahme von dieſem Sape 
ift dem BGB. fremd. Mot. V ©. 132, 133. 

— 9) 8 2065 Abſ. 1 BGB. Mot. V S. 30, 31, Prot. II ©. 6600—6609 (Bd. 5 
. 15—21). 

9) Fiir das römische Necht vgl. 1. 69 D. de hered. instit, 28, 5; Meiicheider 
©. 62ff., Brot. II ©. 6603 (Bd. 5 ©. 17). Für das preußiiche Recht konnte es 
zweifelhaft ericheinen, ob eine derartige Umgehung durch $ 49 I 12 ALR. ausge— 
Ichlofjen jein follte. Eccius IV $ 250 nm. 3 Meiicheider S. 68 Anm. 5. Brot. II 
©. 6609, Bd. 5 ©. 21. 

) Brot. II S. 6601—6603, 6606, 6607 (Bd. 5 ©. 16, 17, 19); Frommhold 
Anm. 1b zu $ 2265; Pland-Ritgen Bd. 5 ©. 230 Unm. 1. 
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Es kann auch fein Unterjchied gemacht werden, ob die Gültigkeit des gg 2065 
Teſtaments jtatt in die Willfür in das billige, vernünftige Ermefjen eines 208%. 
Anderen gejtellt wird, denn auch in dieſem Falle entjcheidet in Ermange- 

lung eines objektiven Maßſtabs, an dem die Billigfeit des Ermefjens ge- 

prüft werden könnte, in Wahrheit doch nur das nadte Wollen de3 Dritten.!) 

Nicht ausgeichloffen wird jedoch hierdurch, die Frage, ob eine Be- 
dingung erfüllt jei, von der Entjcheidung eines Dritten abhängig zu machen; 
denn leßterer trifft in Diefem alle nicht eine Verfügung an Stelle des 
Erblafjers, jondern nimmt gewifjermaßen nur die Stellung eines Schieds— 
richter8 ein.?) Gültig wäre hiernad die Anordnung: mein Sohn foll mein 
Rittergut erhalten, wenn er fich innerhalb dreier Jahre nach meinem Tode 
die notwendigen landmwirtichaftlichen Kenntniſſe aneignet; ob leßteres der 
Fall ift, joll der Sachverſtändige B. enticheiden. 

2. Ebenjowenig wie die Errichtung darf aud die Ergänzung eines 
in wejentlihen Punkten unvollftändigen Teſtaments Dritten übertragen 
werden: der Erblaſſer kann weder die Beſtimmung der Perſon, die eine 
Zuwendung erhalten ſoll, no die Bejtimmung des Gegenftandes der Zus 
wendung einem Anderen überlafien. Auch die Wahl de8 Erben unter 
mehreren bejtimmt bezeichneten Perſonen oder die Beitimmung der Anteile 
mehrerer Erben kann einem Dritten nicht eingeräumt werden.?) 

Ausnahmen von dieſem Prinzipe gelten jedoch für Vermächtniſſe und 
Auflagen.t) 

IL Bei der Auslegung Tegtwilliger Verfügungen kommen wie nach Austenungs- 
ALR. zunächſt die allgemeinen Regeln in Anwendung, die für die Aug: ebeln. 
fegung von Willenserklärungen überhaupt gelten: e8 ift der wirkliche Wille 
de3 Erblafjerd zu erforichen und nicht an dem buchjtäblichen Sinne des 
Ausdruds zu haften.d) 

1. Bleibt die Möglichkeit verjchiedener Auslegung bejtehen, jo ift im 
Zweifel diejenige Auslegung vorzuziehen, bei welcher die Verfügung Er- 
folg haben Fann.s) Hiermit wird nicht bejtimmt, wie im ALR.?), daß 
die mehrdeutige Verfügung im Zweifel zu Gunſten des Bedachten ausge: 
legt werden ſolle; die Vorjchrift will vielmehr bejagen, daß, wenn eine 
Auslegung möglich fei, nach der die legtwillige Verfügung hinfällig werden 
würde, und eine andere Auslegung, nad) der fie aufrecht erhalten werden 
fönnte, der leßteren der Vorzug zu geben jei, und zwar ohne Rückſicht 
darauf, wen fie zu ftatten fommt, ob dem Bedachten oder dem Bejchiverten.®) 


1) Mot. V ©. 35, Brot. II ©. 6607 (Bd. 5 ©. 19, 20). 

) Brot. II ©. 6608 (Bd. 5 ©. 20). 

*, $ 2065 Abi. 2 BGB. Mot. V ©. 34, 41. Endemann III $ 23 Anm. 
15d. Ebenjo für das preußiſche Recht: Eccius Bd, 4 8 250 Anm. 2a. E. Dernburg 
Bd. 3 8 119 Anm. 15. 

) 88 2151-2156, 2192, 2193 BGB. Strohal ©. 71. 

5,8 133 _ BOB. 8 556 I 12 ALR. Siehe oben $ 21 III ©. 67, 68; 
Eccius Bd. 4 ©. 254 Anm. 4; Demburg Bd. 3 $ 122 Anm. 2ff. 

*) 8 2084 BEB., 8 519 I 12 ALM. 

n) 8 520 I 12 WER 

9) Dieje rer, wurde in der II. Kommiſſion feitgeitellt. Brot. II ©. 6653, 
6654 (Bd. 5 ©. 43, 44). 
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88 2078, 2. Läßt fi) von mehreren in einem Teftament enthaltenen Ver— 

2085,2086. fügungen die eine oder die andere auch bei der ihr günftigften Auslegung 
nicht aufrecht erhalten, jo Hat ihre Unwirkſamkeit die Unwirkſamkeit der 
übrigen Verfügungen nur zur Folge, wenn anzunehmen ift, daß der Erb- 
lafjer diefe ohne die unmwirffame Verfügung nicht getroffen haben würbde.!) 
Abweichend von den allgemeinen Vorfchriften?) ftellt das Geſetz hiermit 
im Intereſſe der Aufrechterhaltung der Teftamente eine geſetzliche Ver— 
mutung für die Gelbjtändigfeit der einzelnen Verfügungen auf; wer aljo 
au der Unwirkſamleit einer Verfügung die Umwirffamfeit einer anderen 
folgern will, muß die Abhängigkeit beider von einander darlegen.®) 

3. Entjprechend foll auch, wenn einer legtwilligen Verfügung der 
Vorbehalt einer Ergänzung beigefügt, die Ergänzung aber unterblieben ift, 
die Verfügung wirkſam bleiben, jofern nicht anzunehmen ift, daß die Wirk— 
famfeit von der Ergänzung abhängig fein ſollte. Denn in der Regel ijt 
anzunehmen, daß der Erblaſſer jeinen Willen erjhöpfend kundgiebt und 
mit einem derartigen Vorbehalte nur auf die Möglichkeit etwaiger Nach— 
tragungen hinmweifen will, ohne doc die vorbehaltenen Ergänzungen als 
einen wefentlichen Bejtandteil jeiner Verfügungen zu betrachten.t) 

Verjagt jede Auslegung, weil der Erblajjer den Bedachten in einer 
Weiſe bezeichnet hat, die auf mehrere Perjonen paßt, und läßt fich nicht 
ermitteln, wer von ihnen bedacht fein jollte, jo gelten fie wie im ALR. als 
zu gleichen Teilen bedacdht.5) Worausjegung hierfür ift jedoch, daß der 
Kreis der möglicherweife in Betracht fommenden Perjonen ein umgrenzter 
ift. Bei völliger Unbeftimmtheit ijt die Zuwendung unwirkſam. 

4. In Uebereinftimmung mit dem ALR. geht das BGB. von der 
dem deutſchen Nechtsbewußtfein entjprechenden Anſchauung aus, daß der 
Eintritt der gejeglichen Erbfolge als der Regelfall anzufehen ift, und daß 
der Erblaffer diefe durch jein Tejtament nur injoweit habe abändern wollen, 
als er ausdrüdlich abweichende Verfügungen getroffen Hat.) Der vom 
ALR. aufgeftellte, diefer Anjchauung entiprechende Saß, daß zweifel- oder 
lückenhafte letztwillige Beitimmungen nad den Regeln der gejelichen Erb- 
folge zu ergänzen feien, ift zwar vom BOB. in diejer unbeichränkten Form 


ı) 8 2085 BGB. Mot. V ©. 60, Brot. II ©. 6703, 6704 (Bd. 5 ©. 69). 

7, 8 139 BOB., nach welchem bei Rechtsgeſchäften unter Lebenden mit Riüd- 
fiht auf den vermuteten inneren Zujammenhang aller Teile die Nichtigkeit eines 
Teiles die Nichtigkeit des ganzen Rechtsgeſchäfts nach ſich zieht. 

3, Endemann Bd. 3 $ 24 ©, 105, $ 46 Anm. 6 u. 7. Strohal ©. 68. 

) 8 2086 BGB. Mut. V ©. 31. 

5) 8 2073 BGB. 8$ 540-543 I 12 ALR. Die Vorjhrift bildet feine Aus— 
legungsregel im eigentlichen Sinne, denn ſie trifft den Willen des Erblaſſers, der 
nur eine Perſon hat bedenken wollen, in feinem Falle (Meiſcheider S. 81, 82 Anm. 12); 
fie nähert fi ihm aber wenigjten® joweit, wie nad) Lage der Sache möglich ift, da 
der, welchen der Erblafjer bedenken wollte, wenigitens etwas erhält und die Zumen- 
dung nicht an die Beſchwerten fällt, welche jie jedenfalls nicht erhalten jollten. 
Brot. II ©. 6611, 6612 (Bd. 5 ©. 22). Der Entwurf I folgte nod; dem ge- 
. Recht und ließ bei Unlösbarkeit des Zweifels Nichtigfeit eintreten. Mot. V 

32, 33. gl auch Endemann Bd. 3 $ 32 Anm. 12, 13; Cojad Bd. 2 8 371, 
5 1; Planck-Ritgen Bd. 5 ©. 238 und für das preußiſche Recht Dernburg Bd. 3 
N 120 Anm. 17; Eccius Bd. 4 $ 254 Anm. 22. (Vgl. $$ 432, 430 BEL). 

®) Prot. II ©. 6632 (Bd. 5 ©. 33); Endemann Bd. 3 $ 32 zu Anm. 16. 
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nicht anerkannt, doch hat e8 das in ihm liegende Prinzip in dem praftijch 52% 2006, 


wichtigften Füllen ebenfalls zur Anwendung gebradjt.!) 

a) Hat der Erblafjer „feine gejeßlihen Erben“ ohne nähere Beſtim— 
mung bedacht, jo find Diejenigen, welche zur Zeit des Erbfalld feine ge— 
jeglihen Erben jein würden, als nad) dem Verhältnis ihrer gejeßlichen 
Erbteile bedacht anzufehen.?) Nach der geſetzlichen Erbfolge enticheidet ſich 
aljo ſowohl die Frage, wer bedacht ift, als auch die, nach welchen Teilen 
die Einzelnen al8 bedacht zu gelten haben. Doch wird hiermit der Be— 
weis nicht ausgejchlofjen, daß der Erblafjer unter der Bezeichnung „ges 
jegliche Erben“ andere Perjonen, die nicht zu feinen gejeplichen Erben 
gehören, verftanden und ich lediglich in der Bezeichnung geirrt Habe.®) 

b) Eine andere Auslegungsvorfchrift ſtellt das BGB. dahin auf, daß, 
wenn der Erblaſſer „jeine Verwandten“ oder „jeine nächſten Verwandten“ 
ohne nähere Beitimmung bedacht hat, im Zweifel diejenigen Verwandten, 
welche zur Zeit des Erbfalls jeine gejeglichen Verwandten jein würden, 
als nad) dem Verhältnis ihrer geſetzlichen Erbteile bedacht anzujehen find. 
Nicht der Verwandtichaftsgrad allein, fondern auch Hier wieder, wie im 
ALR., iſt Lediglich die gejegliche Erbfolgeordnung maßgebend.t) 

Sit die Zuwendung an die gejeglichen Erben oder die Verwandten 
unter einer aufichiebenden Bedingung oder unter Bejtimmung eines Anfangs- 
termind gemacht und tritt die Bedingung oder der Termin erjt nad) dem Erb— 
fall ein, jo wird, abweichend von dem Negelfalle, der Wille des Erblajjers 
dahin gedeutet, daß über die Erbberechtigung nicht der Zeitpunkt des Erbfallg, 
jondern der de3 Eintritt3 der Bedingung oder des Termins entjcheiden joll.5) 

c) Die Regeln der gejeglihen Erbfolge finden als Mittel der Aus- 
legung weiter dann Anwendung, wenn der Erblafjer jeine Kinder ohne 
nähere Bejtimmung bedadht hat und ein Kind vor der Errichtung des 
Teſtaments mit Hinterlaffung von Abkömmlingen geftorben ift. Der Wille 
des Erblafjers ift jolhenfall3 wie im ALR. im Zweifel dahin auszulegen, 
daß er unter der Bezeichnung „Kinder“ nicht nur feine Kinder im engeren 
Sinne, jondern aud die ihm gegenüber pflichtteilsberechtigten Abkömmlinge 
eine8 bereit3 verjtorbenen Kindes verftanden und dieſe injoweit habe be— 


ı) 8 521 I 12 ALR. Mot. V ©. 44, 
$ 2066 Sap 1 BGB. Prot. II S. 6832 (Bd. 5 ©. 33). Dieje Vorfchrift 
giebt nicht wie Sat 2 des $ 2066 und wie $ 2067 eine —— ſondern 
enthält die Ergänzung einer fehlenden ar er en — * aſſers. Meiſcheider 
a. a. D. ©. 86, 87. 9) Meiſcheider ©. 
) 8 2067 Satz 1 BGB. Mot. V ©. 36, 37, — IL a. a.D. 8 522112 
ALR. 8 2067 gilt nicht, wenn der Erblafier feine , ‚Seichwiiter“ berufen hat; leßteren- 
falls müfjen deshalb im Zweifel Geſchwiſterkinder als ausgeſchloſſen, halbbürtige Ge- 
ſchwiſter dagegen als zu gleihen Anteilen wie vollbürtige Geſchwiſter berufen ange— 
jehen werden. Frommhold Anm. 2 zu $ 2067. Pland:Ritgen Bd. 5 ©. 233 Anm. 2 
zu $ 2067. Uebereinjtimmend für das preußiſche Necht: Dernburg Bd. 38122 Anm. 11 
und 12, abweichend Hinfichtlih der Gleichjtellung von voll» und halbbürtigen Ge— 
ihmwijtern: Eccius IV $ 254 Anm. 14. — Ob mit den „Berwandten“ aud) der 
Ehegatte berufen fein joll, it nadı den Umſtänden des einzelnen alles zu beurteilen. 
Mot. V ©. 37. Strobal ©. 73; Endemann Bd. 3 $ 32 Ann. 18 
») 88 2066 Satz 2, 2067 Sat 2 BGB. Endemann a. a. O. Ann. 21. Vgl. 
8 158 Abi. 1, 88 163, 2074, 2104 BGB. 


— 
Erben. 


Verwandte, 


Kinder bes 
Erblasiers. 


88 2068, 
2069. 


Ablommlinge 


des 
Erblaſſers. 


Kinder eines 
Dritten. 
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denken wollen, als ſie bei der geſetzlichen Erbfolge an die Stelle des Kindes 
treten würden.) Die Abkömmlinge erhalten hiernach den Erbteil, den ihr 
verſtorbener Parens nach den Vorſchriften über die geſetzliche Erbfolge 
erhalten haben würde, und teilen dieſen unter ſich ebenfalls nach Maßgabe 
der geſetzlichen Erbfolge. Bei letztwilligen Verfügungen einer Erblaſſerin 
ſind unter dem Ausdruck „Kinder“ auch uneheliche Kinder und deren Ab— 
kömmlinge zu verjtehen.?) 

d) Eine analoge Regel gilt, wenn der Erblafjer einen feiner Abkömm— 
linge bedacht Hat, diejer jedoch nach der Errichtung des Teftaments, 3. B. 
durch Tod, Ausichlagung, Verzicht oder Erbunmwürdigfeit wegfällt, ohne 
daß der Erblafjer für diejen Fall Fürlorge getroffen hat. Der Wille des 
Erblaſſers joll im Zweifel dann dahin ergänzt werden, daß die etwa bor- 
handene Nachkommenſchaft des weggefallenen Abkömmlinges al8 im Wege 
der Erjabberufung bedacht angejehen mwird.®) 

e) Sind „Kinder” eine Dritten ohme nähere Bezeichnung bedadıt, 
jo enticheidet über die frage, ob auch deren Abkömmlinge bedacht find, 
da3 freie richterliche Ermejjen.t) Gleiches gilt für Zumendungen, die zu 
Gunften von „Abkömmlingen“ eines Drittend) ohne nähere Bezeichnung 
erfolgt jind, doch ijt in diefem Falle im Zweifel anzunehmen, daß Die- 
jenigen Abfömmlinge nicht bedacht find, welche zur Zeit des Erbfalls 


1) 8 2068 BGB. $ 526 I 12 ALR. Mot. V ©. 37, 38, Prot. II S. 6633 
bis 6635 (Bd. 5 ©. 33—35). Sind die Kinder mit Namen oder fonitwie näher 
bezeidnet, jo findet die Muslegungsregel keine Anwendung; gleiches galt für das 
ALR. Eecius Bd. 4 $ 254 Anm. 18. Das Geſetz jelbjt verwendet den Ausdrud 
„Kinder“ nur für Abkömmlinge eriten Grades. 

* 2) — das ALR.: Eccius Bd. 4 8 254 Anm. 18. Vgl. auch Dernburg 
d. 3 8 122 

3)8 2069. Es handelt ſich im alle des $ 2069 nicht, wie bei $ 2068, nur um 
eine Auslegungsregel, jondern es wird eine Verfügung unterjtellt, welhe von dem 
Erblafjer wahrſcheinlich getroffen jein würde, wenn er den Wegfall des Abkömmlinges 
hätte vorausjehen fünnen. Meiicheider a. a. ©. ©. 181. Prot. II ©. 6633. Die 
Annahme einer — — ſcheint dem vermutlichen Willen des Erblaſſers mehr 
zu entſprechen als der vom ALR. verwendete Gedanke der Repräſentation. $ 443 
11 2ALR. Mot. VS. 38. Val. unten S. 1159 Anm. 2. -- $ 2069 bezieht ſich nicht nur 
auf den Fall, daß der weggefallene Abfümmling namentlich bezeichnet war, jondern 
gilt aud) dann, wenn der Abkömmling ohne nähere Beitimmung mit anderen unter einer 
Gefamtbezeihnung (Kinder, Enkel) berufen war; e8 muß nur feine Perſon fejtjtehen. 
Pland:Nitgen Bd. 5 ©. 234, 235 Anm. 1 zu R 2069. 

) Nad) dem Vorgange des ALR. ($$ 5 7--531 1 12). auch für diefen Fall Aus— 
[egungöregeln aufzuſtellen, erichien nicht ratiam (Mot. V S. 39, Prot. II ©. 6635, 
Bd. 5 ©. 35). Die Auslegung kann zu —— Ergebniſſe führen, wie die ver 
mutung des 8 2068. Iſt dagegen ein vom Erblaſſer beſtimmt bezeichnetes Kind oder 
ein ſolcher Abtömmling des Dritten nach Errichtung des Teſtaments tweggelolien, 
ohne daß der Erblaſſer dieſe Möglichkeit vorgejehen hat, jo fünnte man im We ae 
Auslegung nicht fejtitellen, da nunmehr die Abkömmlinge des weggefallenen indes 
als bedacht anzujehen feien, Meiicheider S. 89 Anm. 18. Das ACH. ($ 526 I 12) 
verſtand unter Kindern eined Erben oder Vermächtnisnehmers aud die ferneren 
Abkömmlinge, jofern ihnen ein Pilichtteil aus dem Vermögen ihrer unmittelbaren 
Eltern zulommen würde. 

) Unter Ablömmlingen eined Dritten find nur Ablömmlinge von fremden 
Perſonen, nicht entjewntere Ablömmlinge de Erblafiers jelbjt zu verjtehen (Brot. II 
©. 6636, Bd. 5 ©. 35). Vgl. aud) Strohal ©. 75. 
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oder, wenn die Zuwendung unter einer auffchiebenden Bedingung oder 
unter Bejtimmung eines Anfangstermind gemacht iſt und die Bedingung 
oder der Termin erjt nach dem Erbfall eintritt, zur Zeit des Eintrittö der 
Bedingung oder des Termins noch nicht erzeugt find.) Es ijt nicht an— 
zunehmen, daß der Erblafjer für Perjonen Hat jorgen wollen, die er bei 
der Errichtung des Teſtaments nicht in den Kreis feiner Berechnungen 
bat einziehen können. Sollte jedoch der Wille des Erblafjers dahin aus— 
zulegen fein, daß er die noch zu erwartenden Abkömmlinge ebenfall3 habe 
bedenken wollen, jo würden leßtere als Nacherben den auf jie entfallenden 
Anteil an der Zumendung von den bei Eintritt des Erbfalls oder der 
Bedingung bereit vorhanden gewejenen Abkömmlingen berausverlangen 
fünnen.?) 

5. Eine infolge ihrer Bezeichnung mitteld bloßer Merkmale herbei- 
geführte Ungewißheit Hinfichtlih der Perjon des Bedachten liegt auch 
dann dor, wenn der Erblafjer ohne nähere Bezeichnung eine Klaſſe von 
Perſonen oder Perjonen, die zu ihm in einem Dienſt- oder Gejchäfts- 
verhältnifje jtehen, oder wenn er die Armen ohne nähere Beſtimmung be= 
dacht hat. 

a) In den beiden erjteren Fällen ift die Frage, ob die Perjonen 
bedacht fein follen, welche zur Zeit der Tejtamentserrihtung der bezeich- 
neten Klaſſe angehört oder in dem betreffenden Verhältniſſe gejtanden 
haben, oder ob der Erblafjer diejenigen gemeint habe, bei welchen zur Zeit 
des Erbfalld jene Vorausſetzung zutreffen würde. In Uebereinjtimmung 
mit dem ALR. enticheidet da3 BGB. fi) in AZweifelsfällen für letztere 
Annahme.?) 

Fit zur Zeit des Erbfalls niemand vorhanden, welcher der betreffenden 
Klaſſe angehört oder in dem fraglichen Verhältnifje fteht, und läßt der 
Wille des Erblajjerd eine andere Auslegung nicht zu, jo ijt Die Zuwendung 
unwirkſam.) 

b) Hat der Erblaſſer die Armen ohne nähere Bezeichnung bedacht, ſo 
kann es zweifelhaft ſein, ob er die Armen eines beſtimmten Ortes und 
etwa des Ortes, an welchem er zur Zeit der Teſtamentserrichtung gewohnt 
hat, oder die Armen ſeines letzten Wohnortes gemeint habe, und welche 
Perſonen er unter der Bezeichnung „Arme“ hat verſtanden wiſſen wollen. 

Im Zweifel iſt in ſolchen Fällen anzunehmen, daß nicht etwa ſämt— 
liche Arme als einzelne bedacht ſein ſollen, ſondern daß die öffentliche 
Armenkaſſe und zwar der Gemeinde, in deren Bezirke der Erblaſſer ſeinen 
letzten Wohnſitz gehabt hat, unter der Auflage bedacht iſt, das Zugewendete 





1) 8 2070 BGB. Vgl. auch $ 527 I 12 ALR. Sind zu dem maßgebenden 
eitpunft Ablöümmlinge noch nicht erzeugt, fo entbehrt die Zuwendung der Wirkſam— 
it, fall nicht nach dem Willen des Erblafjerd auch die jpäter erzeugten Abkömm— 

linge als — ——— ſind. Strohal S. 73—75; Planck-Ritgen Bd. 5 ©. 236 


Anm. 2 a $ 2070. 

) Mot. V ©. 38, 39. Pland:Ritgen a. a. D. Anm. 1. Vgl. auch $$ 527 
bi8 531 I 12 ALR. 

», 8 2071 BOB. 8 546 I 12 ALR., Mot. V ©. 39, 42, Brot. II ©. 6636, 
6637 (Bd. 5 ©. 35, 36). 

*) Abweichend $ 549 I 12 ALR. 


58 2070, 
2071. 
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88 2073, unter Arme zu verteilen!) Die VBollziehung der Auflage kann von der 

2077.  Aufjichtsbehörde und dem Erben verlangt werden. Ueber die Würbdigfeit 

der Empfänger entjcheidet die Armenverwaltung, im Streitfalle deren Auf- 
ſichtsbehörde. 

— 6) Hat ein Erblaſſer ſeinen Ehegatten oder ſeinen Verlobten bedacht, 
— ſo will er ihm nach der Auffaſſung des BGB. gerade in ſeiner Eigen— 
u. Veriobien. ſchaft als Ehegatte oder Verlobter etwas zuwenden. Das Gejeh ſtellt 

deshalb die Auslegungsregel auf?), daß, falls der Bedachte jene Eigenſchaft 
bis zum Eintritte des Erbfalls infolge Auflöſung des Verlöbniſſes oder 
der Ehe?)*) oder wegen Nichtigfeitd) der letzteren verloren Hat, er nicht 
als bedacht und die betreffende Zuwendung als unwirkſam anzujehen ift; 
diefe Negel gilt nicht, fofern anzunehmen ift, daß der Erblafjer die Ver- 
fügung auch für den Eintritt eines der gedachten Fälle getroffen haben 
würde.) 
Bedingungen III. Im römiſchen Rechte?) waren bei Vermädtnijjen ſowohl 
geitbeitm- Suspenſiv- al3 auch Refolutivbedingungen zuläffig; ebenfo war es gejtattet, 
mungen. der Erbeseinfeßung eine aufjhiebende Bedingung binzuzufügen. Der 
bedingt Eingejegte mußte den Eintritt der Bedingung erleben, um die 
Erbſchaft zu erwerben. So lange die Bedingung jchwebte, war die Erb- 
Ihaft ruhend, auch die Anteftaterben waren jo lange ausgeſchloſſen. Der 
bedingt eingejegte Erbe fonnte aber auch jchon vor Erfüllung der Be- 
dingung gegen Kaution proviſoriſchen Erbjchaftsbefig eriverben, während 
im gemeinen Nechte der ruhenden Erbſchaft ein Kurator bejtellt wurde. 
Beitliche Beſchränkungen und Rejolutivbedingungen waren unzuläffig, 
weil fie mit der Negel semel heres semper heres unvereinbar waren, 


1) 88 2072, 2193 Abſ. 1, 2194 BHB. Mot. V ©. 39, 40, Prot. II S. 6637 
bi8 6641 (Bd. 5 S. 36—38). Das ALR. enthält feine derartige Vorſchrift. Vgl. 
hierzu Ai 9 Bd. 3 8 100 zu Anm. 21. 

) 8 2077 BGB. Prot. II S. 6680—6682 (Bd. 5 ©. 58, 59). Vgl. aud) 
$ 2268 BGB. Die Stellung des $ 2077 Kal ie den für Bedingungen gegebenen 
Ausfegungsregeln und den Vorjchriften über die Anfechtung wird damit erklärt, 
da in dem Thatbeitande des $ 2077 eine gewiſſe an den Fortbeſtand der Ehe 
oder des Verlöbnifjes geknüpfte jtillichweigende Bedingung liege, und diefer That- 
beſtand ſich andererjeit3 in jeinen Folgen der Anfechtung nähere. Vgl. Endemann Bd. 3 
$ 47 Anm. 18; Bland-Ritgen Bd. 5 ©. 242; Strohal ©. 77. Entwurf I (8 1783) 
ſah in dem Thatbeitande des $ 2077 einen Fall der Anfechtung. 

) $ 1298 ff., 88 1564, 1586, 1348 BOB. Hat das Verlöbnis zur Ehe geführt 
und läßt der Erblajjer die Verfil ung bejtehen, jo wird der ala Verlobter Bedachte 
fortan in der Regel in jeiner Eigenfchaft als — bedacht anzuſehen ſein und 
Abſ. 1 des 8 2077 anwendbar werden. Mot. 

) Der Auflöſung der Ehe ſteht es gleich, ne — Erblaſſer zur Zeit ſeines 
Todes auf Scheidung wegen Verſchuldens des Ehegatten zu klagen berechtigt war 
und die Mlage auf Scheidung oder Aufhebung der — Gemeinſchaft erhoben 
hatte. 88 1565 ff., 1575 B SB. Val. auch $ 1933 B 

58 1323 ff., 1343 BOB. Sat der Erblajjer Sie Sichigfeit gekannt oder ald 
möglid; angenommen und troßdem verfügt, jo wird Die — gemäß Abſ. 3 des 
$ 2077 regelmäßig * rg anzujehen ſein. Mot. . 54 

e, 8 2077 Abi. 3 BGB. 

) Windſcheid⸗ er eh 3 88 554, 555; Dernburg, Pandeften Bd. 3 $ 82; 
Meifcheider a. a. D. ©. 98 ff.; Meyer, Das Erbrech ss 95, 96 ©. 1085ff. 
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doch verfuchte man eine derartige Erbeseinfegung als Anordnung eines 5 rg 
Univerjalfideifonmifjes aufrecht zu erhalten. 

Unmögliche oder unfittliche Bedingungen galten bei Erbegein- 
jeßungen als nicht hinzugefügt.!) 

Bei Zuwendungen unter einer negativen Potejtativbedingung, bei der 
fih die Erfüllung der Bedingung nicht vor dem Tode des Honoriten 
entjcheiden konnte, 3. B. die Bedingung, nicht wieder zu heiraten, nahm 
man an, daß folhe Bedingungen dadurch erfüllt wurden, daß der Bedachte 
eine Kaution ftellte, wodurd; er den eventuell Berechtigten Herausgabe 
der Zuwendung für den Fall der Zumwiderhandlung verſprach (cautio 
Muciana). 

Nah ALR. waren bei Erbeseinjegungen ſowohl Suspenſiv- wie auch uen. 
Rejolutivbedingungen zuläffig; in der Zwiſchenzeit, bis die Suspenſiv— 
bedingung eintrat oder die Refolutivbedingung noch nicht eingetreten war, 
blieben die Inteſtaterben im Bejig und Genufje des Nachlaſſes, wenn 
nit der Teftator ein anderes vorgeſchrieben hatte.?) 

Zwiſchen den Inteſtaterben und dem bedingt eingejeßten Tejtaments- 
erben fand alddann eben das Verhältnis ftatt, wie zwiſchen dem eingejegten 
(Fiduziar) und dem fideikommiſſariſch nachgejeßten Erben?), während nad) 
dem Eintritte der Refolutivbedingung die geſetzlichen Erben als fidei- 
lommiſſariſche Subftituten eintraten.) Unmögliche Bedingungen ent= 
fräfteten nach ALR.S) die leßtwillige Verfügung, während unjittliche Bes 
dingungen al3 nicht beigefügt galten®), unverftändliche Bedingungen 
waren den unmöglichen gleichzuachten.”) 

Nah BGB. finden auf Bedingungen und Beitbeftimmungen, welche sex. 
legtwilligen Verfügungen beigefügt werden, im allgemeinen diejelben Regeln 
Anwendung, welde für rechtögefchäftliche Bedingungen und Zeitbeſtim— 
mungen gelten®), insbejondere gilt dies auch Hinfichtlich der unmöglichen, 
der unverjtändlichen und der unerlaubten Bedingungen.?) Dieje führen 
die Unwirkſamkeit der letztwilligen Verfügung herbei, ausgenommen Die 
unmöglichen Refolutivbedingungen, deren Beifügung wirkungslos ijt. Hierbei 
unterliegt die Frage, welche Bedingungen als unerlaubte anzujehen find, der 
freien Beurteilung; nad heutiger Rechtsauffaffung werden insbejondere 
die jog. Faptatorifchen!?) Verfügungen — ebenjo wie im ALR. — nicht 
ihlehthin als unfittlich betrachtet werden können.!!) 


1) Anfiht der Sabinianer, die in das Juſtinianiſche Recht überging, während 
die Profulianer die — für nichtig erffärten. Gai. III $ 98, $ 10J. 2, 14 


2) 8 478 I 12 AR. °) 8 480 I 12 ACH. 
*) 8 489 I 12 ACH. %) 8 504 I 12, 8 131 I 4 ACH. 
°) 8 136 I 4, 8 63 I 12 ALR. 7) 8 64 I 12 AQR. 


®) 88 158—163 BGB. Entwurf I $ 1760, ber die AZuläljigfeit von Be— 
dingungen bei legtw. Berfügungen ing ausipradh, it von der II. Kommiffion 
als überflüffig gejtrihen worden. Mot. V ©. 17, Brot. II ©. 6589 (Bd. 5 ©. 11). 

2) Wie im ALR. find aud nuflöfenbe Bedingungen unbejchränft zuläſſig. 
88 2103, 2104 BGB. $ 489 I 12 ACH. 

) Kaptatoriſche Verfügungen find Zuwendungen unter der Bedingung, daß der 
Bedachte * —— er oder eine von ihm bezeichnete Perſon letztwillig bedenken werde. 

19) Mot. V ©. 22; Endemann Bd. 3 $ 24 Anm, Zi Strohal ©. 82 Anm. 8; 
Dernburg BD. 38 126 III; Eccius IV $ 250 Unm. 44. 


58 2074, 
2075. 
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Für die Auslegung bedingter Verfügungen bejtehen den allgemeinen 
Regeln gegenüber folgende Bejonderheiten: 

1. Hat der Erblafjer eine legtwillige Zuwendung unter einer auf- 
Ihiebenden Bedingung gemacht, jo iſt im Zweifel anzunehmen, daß die 
Zuwendung nur gelten ſoll, wenn der Bedachte den Eintritt der Bedingung 
erlebt.!) Abweichend vom ALR. und der für das BGB. geltenden all- 
gemeinen Regel, daß ein bedingtes Recht auf den Erben übergeht, wenn 
das unbedingte Recht vererblich ijt?), erlischt aljo die aufichiebend bedingte 
Zumendung, wenn der Bedachte vor Eintritt der Bedingung jtirbt. Doc 
handelt e3 fi nur um eine Auslegungsregel, nad) dem Willen des Erb- 
lafjer8 fann e8 zur Vererbung des Nechtes genügen, daß der Bedachte 
nur den Erbfall ſelbſt erlebt hat.®) 

Die Vorſchrift bezieht fich nicht auf Tegtwillige Zuwendungen, welche 
unter Beitimmung eines Anfangstermins erfolgt find; bei dieſen ijt es 
lediglich Auslegungsfrage, ob im einzelnen Falle nad) dem Willen des Erb- 
lafjer8 der Bedachte den Eintritt des Termins erlebt haben müfje, um das 
Recht aus der befrijteten Zuwendung auf feine Erben übertragen zu fönnen.t) 

2. Sit eine legtwillige Zuwendung unter der Bedingung erfolgt, daß 
der Bedachte während eines Zeitraums von unbeftimmter Dauer etwas in 
jeiner Willfür Liegendes unterläßt oder fortgejegt thut, 3. B. unter der 
Bedingung, nicht wieder zu heiraten oder an jedem Todestage bed Erb- 
laſſers die Mefje leſen zu lafjen, jo wird es fich meiſtens erjt mit dem 
Tode des Bedachten entjcheiden, ob die Bedingung in Erfüllung geht oder 
nicht. Die Zumendung würde jolchenfall®, und zwar offenbar entgegen 
dem mutmaßlichen Willen des Erblafjers, weder an den Erben ſelbſt noch 
auch — da fi nicht jagen läßt, daß er den Eintritt der Bedingung er- 
lebt habe ($ 2074) — an jeine Erben gelangen fönnen. Als den Ab— 
jichten des Erblafjers bejjer entjprechend, ift deshalb im Zweifel anzunehmen, 
daß die Zuwendung von der auflöfenden Bedingung abhängig fein fol, 
daß der Bedachte die zur Bedingung gejtellte Handlung vornimmt oder 
das Thun unterläßt.d) Die dem Wortlaute der Verfügung nach vorliegende 
aufichiebende Bedingung wird hiernad) als eine auflöfende mit dem ent- 
gegengejegten Inhalte behandelt, der Bedachte erhält die Zuwendung fofort 
und hat fie nur dann wieder herauszugeben, wenn er da3 zur Bedingung 

ı) 8 2074 BGB., Mot. V ©. 24, Prot. II S. 6590—6592 (Bd. 5 ©. 11, 
12). al. $ 2108 Abi. 2 BGB. 

) 8 485 I 12 ACH. Siehe auch oben S. 88 Anm. 5 zu $ 29; Eccius Bd. 4 
$ 251 Anm. 43, $ 268 Ann. 22, 8 276 Anm. 2 u. 85 Demburg Bd. 3 $ 124 
Anm. 17, $ 100 Anm. 12, $ 143 Anm. 5. Vgl. aud) Meifcheider a. a. D. ©. 126 
Anm. 23, 26. ®) Strohal ©. 78, 79. 

*) Frommhold Anm. 3 zu 8 2074; Pland:Ritgen Bd. 5 S. 239 Anm. 2, 
Bol. aud) Endemann Bd. 3 $ 37 und Strohal S. 85, 86. 

5) 8 2075 BGB. Mot. V ©. 28, 29, Prot. II ©. 6595—6597 (Bb. 5 
©. 14, 15); cautio Muciana des gemeinen Rechtes. Dernburg, Pand. Bd. 3 $ 83 
Anm. 3, 4; Meiſcheider S. 93—95; Endemann Bd. 3 $ 36 Anm. 30-32. Das 
ALR. enthielt feine hierher gehörenden beionderen Borichriften, nad) ihm war es 
Auslegungsjache, ob der Erblaſſer thatjächlich eine aufichiebende oder nicht vielmehr 
eine auflöjende Bedingung gewollt hatte. Dernburg Bd. 3 $ 125 Anm. 19—21; 
Eccius Bd. 4 $ 250 Anm. 56. 
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gemachte Verhalten nicht mehr beobachtet. Tritt Diejer Fall ein, jo ver- 
bleiben die Nußungen der Zwiſchenzeit dem Bedachten, jofern nicht nad) 
dem Willen des Erblafjerd die Wirkungen des Eintritt3 der auflöfenden 
Bedingung auf den Zeitpunkt des Erwerbes der Zuwendung zurüd zu 
beziehen find.t) 

3. Bezwedt die Bedingung, unter der eine lehtwillige Zuwendung 
gemacht ift, den Vorteil eines Dritten, jo nahm das ALR.?) Erfüllung der 
Bedingung nur an, wenn der Dritte den Vorteil erlangte, und es lieh 
die Zumendung auch dann wegfallen, wenn der Dritte den Vorteil aus— 
ſchlug oder fich ſelbſt an defjen Erlangung Hinderte. Abweichend hiervon 
gilt nah BGB.) die Bedingung im Zweifel als eingetreten, wenn ber 
Dritte die zum Eintritte der Bedingung erforderliche Mitwirkung ver- 
weigert.*) 

Zu prüfen bleibt in jedem Falle, ob thatjächlich eine derart bedingte 
Zuwendung oder ob nicht vielmehr ein nur in die Form der Bedingung 
eingefleideted Vermächtnis an den Dritten oder eine Auflage vorliegt, mit 
der die Zuwendung zu Gunſten des Dritten bejchwert ijt.5) 

IV. Nah ALR. richtete fich der Einfluß von Willensmängeln auf die 
Gültigkeit Iebtwilliger Verfügungen nach den allgemeinen für Willens- 
erflärungen geltenden Grundjägen®); nad) BGB. bewendet es bei letzteren 
nur, foweit Nichtigkeit in Frage fommt?), die Anfechtbarkeit ift dagegen in 
mehrfacher Hinficht abweichend geregelt. 

1. Eine legtwillige Verfügung kann angefochten werden: 

a) Wegen Irrtums, und zwar ijt wie bei Willenserflärungen unter 
Lebenden fowohl der Irrtum über den Anhalt der Erklärung wie der in 
der Erflärungshandlung beachtlich.) Abweichend von den allgemeinen Vor— 
jchriften ift Die Anfechtung aber auch dann gegeben, wenn der Erblafjer 
zu der Verfügung durch die irrige Annahme oder Erwartung des Eintritts 


) Mot. V ©. 29; Strohal S. 78 Anm. 3; Frommhold Anm. 1 zu $ 2075; 
abweihend Pland-Ritgen Bd. 5 ©. 240 Anm. 3. Bol. 88 158 Abi. 2, 159 BGB. 

2) 8 507 I 12, 8$ 112, 113 I 4 ALR. Dermburg Bd. 3 $ 125 Anm. 16; 
Eccius Bd. 4 $ 250 Anm. 57. 

) 8 2076 BGB. Mot. V ©. 27, 28, Prot. II S. 6594, 6595 (Bd. 5 ©. 13, 
UST gilt $ 162 BGB. Oben ©. 88 Anm. 8, ©. 90 Anm. 1. Meiicheider 

. 96, 129). 

9 3. B.: A. hat B. unter der Bedingung zum Erben eingefeßt, daß diejer den 
Eltern des N. in feinem Haufe bis an ihr Lebensende freie Wohnung gewährt. Die 
Eltern weigern ſich zu B. zu ziehen. Ein Zweifel Hinfichtlic der Entiheidung wäre 
möglich, wenn B. nad) einer fremden Stadt verzieht und die Eltern ihm nicht folgen 
wollen. Vgl. Endemann Bd. 3 $ 36 Anm. 35. 

5) Vgl. Eccius Bd. 4 8 250 Anm, 57; Frommhold zu $ 2076; Pland-Ritgen 

3.5 ©. 241. 
9) Nach 88 23—25 I 12 ALR. war jedoch bei gerichtlicy aufgenommenen Teſta— 
menten der Einwand ausgeichlofien, daß der Erblaſſer zur Errichtung jeines Tejta= 
ments durch Gewalt und Drohungen oder durch Irrtum, Betrug, in der Trunfen- 
heit ober in heftigen Leidenichaften verleitet worden ſei. Wegen der einichräntenden 
Auslegung, welche dieje Bejtimmung erfordert, vgl. Dernburg Bd. 3 $ 127 Anm. 11 ff.; 
Eccius Bd. 4 8 246 Anm. 6, 6a. 

) 88 116 Abſ. 2, 118 BGB. $$ 116 Abi. 1, 117 kommen nicht in Betracht, 
da fie fi) nur auf empfangäbedürftige Willenserflärungen beziehen. Prot. II ©. 6654 ff. 
(Bd. 5 ©. 44ff.). ) 8 2078 Abſ. 1 BGB. Bol. aud) oben ©. 70. 


88 2076, 
78. 


Anfechtung. 


Irrtum. 
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88 2078, oder Nichteintrittd eined Umſtandes bejtimmt worden iſt. (Irrtum im Be— 
2079. weggrund.)!). Als wejentlih und deshalb beachtlich gilt der Jrrtum in 
allen diefen Fällen aber nur, wenn anzunehmen ift, daß der Erblafjer die 
Erklärung bei Kenntnis der Sachlage nicht abgegeben haben würde. Anders 
wie bei fonjtigen Willenserflärungen entjcheidet hier bei der Beurteilung 
der Wefentlichkeit des Irrtums nur die jubjektive Auffaffung des Erblafjers; 
der objektive Standpunkt der Verfehrsfitte, die „veritändige Würdigung des 

Falles“ kommt nicht in Betradht.?) 

Belanglos ijt, auf welche Weiſe der Irrtum entjtanden, insbejondere 
ob er durch argliltige Täufchung hervorgerufen ijt.3) 

Drohung. b) Wegen Drohung, fofern fie widerrechtlich geweſen und der Erb- 
lafjer durch fie zu der Verfügung bejtimmt worden it. Gleichgültig ift, 
ob der Bedachte oder ein Dritter die Drohung ausgeübt hat.*) 

Uebergefung c) Wegen Uebergehung eines Pflichtteilsberechtigten, wenn nämlich der 

enianeit- Erblafjer einen zur Zeit des Erbfalld vorhandenen Pflichtteilsberechtigten 

deregtigten. iibergangen hat, deſſen Vorhandenjein ihm bei der Erridhtung der Ber- 
fügung nicht befannt war oder der erjt nach der Errichtung geboren oder 
pflichtteilöberechtigt geworden ijt.d) Aehnlich wie dad ALH.H betrachtet 
das BGB. eine derartige Uebergehung von dem Geſichtspunkt eines Irr— 
tumd im Bemweggrund aus und läßt eine gejeßlihe Vermutung dafür 
iprechen, daß der Erblafjer bei Kenntnis der Sachlage den Uebergangenen 
nicht auf feinen Pflichtteilsanſpruch verwiejen haben würde”) Um bie 
Anfechtung auszujchließen, ift e8 deshalb Sache des Gegenbeweijes, Um— 
jtände darzulegen, aus denen geichlofjen werden kann, daß der Erblajjer 
auch bei Kenntnis von dem Vorhandenjein des Uebergangenen die Ver: 
fügung getroffen haben mwitrde.®) 

d) In den Fällen zu a) und b) ijt die leptwillige Verfügung nur 
infoweit anfechtbar, al3 durdy den Irrtum oder die Drohung der Erblajjer 
bejtimmt worden ijt, im Falle zu ec) eritredt fi) die Anfechtung dagegen 
grundjäglicd; auf da8 ganze Teftament, und fie ift nur injoweit ausge— 
ichlofjen, al3 der Nachweis geführt wird, daß der Erblaffer in gleicher 
Weiſe auch bei Kenntnis der Sacjlage verfügt haben würde.) 


) 8 2078 Abi. 2 BEB. 8 150 I 4 ALR. Bol. aud oben ©. 71 Anm. 4 
u. 5. Demburg Bd. 3 $ 127 Anm. 4. Brot. II ©. 6662 ff. (Bd. 5 ©. 49ff.). 
Strohal S. 166 Anm. 7. 
?, $ 119 BGB. Endemann Bd, 3 $ 49 Anm. 7; Strohal S. 165 Anm. 6. 
Oben ©. 70 zu Anm. 6. 
5) Da jeder Irrtum anfechtbar ift, bedurfte e8 für den all ber argiiitigen 
Tauſchung 4. - BOB.) feiner befonderen Vorſchrift. Strobal a. a. D. S. 166. 
) 8 2078 Abi. 2 BGB. Prot. II S. 6670 (Bd. 5 ©. 52), Für den Fall, 
daß bie an vom Bedachten ausgegangen ift, vgl. $ 2339 Nr. 3 BGB. Eine 
durd) — — gang ——— legtivillige N nichtig. 
Sat 1 BGB. Bol. 88 2303, 
98 Zur. II 2 ALR. Die Folgen der llebergehung des —— 3 6 D08 
find hier jedoch — anders geregelt als im BGB. Dernburg Bd, 3 
Anm. 4; Eccius Bd. 4 $ 248 Anm, 113 ff. 
) "Brot. II ©. 6670—6680 (Bd. 5 ©. 52-58); Entwurf I rg den 
$ — (8 1782) Tediglich als einen Nebenfall des $ 2078 Abi. 2 (8 1 
9 $ 2079 Sab 2 BGB. ) Pland-Ritgen Bd. 5 ©. 248 on. 3. 
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e) Die Wirkung der Anfechtung bejteht darin, daß die angefochtene 
Verfügung, joweit der Anfechtungsgrund durchgreift, ald von Anfang an 
nichtig anzuſehen ijt.!) 

2. Zur Anfechtung iſt derjenige berechtigt, welchem die Aufhebung der 
letztwilligen Verfügung unmittelbar zu jtatten fommen wiürde.?) Nicht 
notwendig ijt hierbei, daß der Inhalt der anzufechtenden Verfügung erb— 
rechtlicher Natur ift, auch anderen den Uebergangenen benadhteiligenden Ans 
ordnungen gegenüber, 3. B. ſolchen familienrechtlicher Art, ift das An— 
fechtungsrecht gegeben. Derjenige, welchem die Verfügung erjt mit dem Weg— 
fall eine8 Anderen zum Vorteil gereichen würde, ift nicht anfechtung&berechtigt; 
ift jedoch der Anfechtungsberechtigte erbunmwürdig, jo muß das Anfechtungs- 
recht demjenigen zugejtanden werden, welcher nad) dem Erbunmwürdigen als 
Nächjtberechtigter in Frage kommen würde.) 

a) Eine Einjchränkung erleidet das Anfechtungsrecht, wenn in den 
Fällen des $ 2078 der Irrtum fi) nur auf eine bejtimmte Perſon be- 
zieht und dieſe anfechtungsberedtigt ijt oder es jein würde, wenn fie zur 
Zeit des Erbfalls gelebt hätte; e8 ijt dann nur diefe Perſon anfechtungs- 
berecdhtigt.*) 

In gleiher Weile ift im Falle des $ 2079 das Anfechtungsrecht auf 
den Bflichtteilsberechtigten bejchränt.’) 

b) In feinem Falle ift der Erblaffer ſelbſt anfechtungsberechtigt, er 
fann dies nicht jein, da die Wirkungen der leptwilligen Verfügung erjt 
nad) jeinem Tode eintreten®), er bedarf überdies des Anfechtungsrechts 
auch nicht, da ihm der Widerruf feiner Verfügung jederzeit freijteht. 

Widerruft der Erblafjer eine unter dem Einfluß eine8 Willenzfehlers 
entftandene legtwillige Verfügung nicht, obwohl er fid) de8 Mangels bewußt 
geworden ift, jo wird hierdurch die Anfechtung zwar nicht ausgeſchloſſen, 
do wird ſich in ſolchen Fällen meijtend der Schluß rechtfertigen, daß der 
Erblafjer durch den unterlaufenen Irrtum oder die angewandte Drohung 
in Wirklichkeit überhaupt nicht beeinflußt worden ijt.?) 

Der Erblafjer kann die mangelhafte Verfügung auch nicht bejtätigen 
($ 144), denn Hierzu müßte er ſelbſt anfechtungsberechtigt fein; einer Er— 
Härung, die eine jolhe Beitätigung ausfprechen würde, fünnte Wirkſamkeit 
nur injoweit beigemejjen werden, al3 eine Neuerrichtung des Teitaments in 
ihr liegen würde.S) 

3. Die Anfechtung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Nachlaß— 
gerichte, jofern e8 fi um eine Verfügung Handelt, durch die ein Erbe 
eingefeßt, ein gejeglicher Erbe von der Erbfolge ausgeſchloſſen, ein Tejtaments- 
vollitreder ernannt oder eine Verfügung ſolcher Art aufgehoben wird.?) 





1) gı@ Abi. 1 BOB. 2) g 2080 Abſ. 1 BGB. Anders $ 2341. 
*) Strohal S. 296, 297. Pland-Nitgen Bd. 5 ©. 250 Am. b 
> 8,2080 2 008. ) $ 2080 Abi. 3 Bos. 

ot. . dD. 


) Prot. II S. 6694—6698 (Bd. 5 S. 63—66). Abweichend Entwurf I 
($ 1786, Dot. ©. 59) und das preußiſche Recht Eccius Bd. 4 & 246 Anm. 8. 

9) Strohal S. 167 Anm. 11. Auch der Anfechtungsberechtigte kann die Ver— 
fügung nicht bejtätigen, er fünnte nur auf das Anfechtungsrecht verzichten. 

°, 8 2081 Abi. 1 BGB. Bol. Strohal ©. 169, 170. 


88 2080, 
2081. 


Anfehtungs: 
berechtigter. 


Anfechtungs⸗ 
ertlarung. 
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88 2081, Gleiches gilt für die Anfechtung einer letztwilligen Verfügung, durch die 
bis 2083. ein Recht für einen Anderen nicht begründet wird, insbejondere für die 
Anfechtung einer Auflage.!) 

In allen jonjtigen Fällen, 3. B. bei Anordnung oder Aufhebung von 
Bermächtnifjen, hat die Anfechtung dem Anfechtungsgegner?) gegenüber zu 
erfolgen. 

Eine bejondere Form iſt für die Anfechtungserflärung nicht vorgeichrieben. 

Das Nachlaßgericht fol die Anfechtungserflärung demjenigen mitteilen, 
welchem die angefochtene Verfügung unmittelbar zu ftatten kommt.) Die 
Einjicht der Erklärung iſt jedem zu gejtatten, der ein rechtliche8 Intereſſe 
glaubhaft madıt.*) 

Anfechtungs- 4. Die Anfechtung fann nur binnen Sahresfrift erfolgen und zwar 

Rift.  pon dem Zeitpunkt ab gerechnet, in welchem der Anfechtungsberechtigte von 

dem Anfechtungsgrunde Kenntnis erlangt. Auf den Lauf der Friſt finden 

die für die Verjährung geltenden Vorjchriften der SS 203, 206, 207 ent- 
iprechende Anwendung.) 

Mit dem Ablaufe von 30 Jahren ſeit dem Erbfall erliſcht das An— 
fechtungsreht gänzlich, gleichgültig ob eine Verkündung des Tejtaments 
itattgefunden und der Anfechtungsberechtigte Kenntnis von der anfedhtbaren 
Berfügung erlangt bat oder nicht.®) 

Handelt es ſich jedoch um eine lektwillige Verfügung, durch die eine 
Verpflichtung zu einer Leiſtung begründet wird, d. b. um anfechtbare Ver— 
mächtniffe oder Auflagen, jo fann der an fich anfechtungsberedhtigte Be— 
ſchwerte auch nad; dem Ablaufe der Unfechtungsfriit die Nichtigkeit der 
Verfügung einredeweije geltend machen und die Leijtung verweigern.”) 


g 266. 
II. Erbeinfegung.‘) 


I. Ebenjowenig wie das ALR. verlangt das BGB. für die Erbein- 
jeßung den Gebrauch bejonderer jolenner Wortformeln.?) Ob eine leßts 


») 8 2081 a 3 BGB. Hierher gehören namentlich auch familienrechtliche 

— gr 3. B. $ 1803, Brot. II ©. 6708, 6709 (Bd. 5 ©. 70, 71). 
8 143 Ubi. 1, ubf. 4 Sab 1 BGB. 

„ R 2081 Abi. 2 Sap 1 BGB. Die Wirkjamfeit der Erklärung wird durd) 
die Mitteilung jeitend des Nachlaßgerichts nicht bedingt, abweichend muß die dem 
Anfechtungsgegner gegenüber abzugebende Ninfehtungsertlärung 5 zugehen. 
ss 130-132 BHSLB. *) 8 2081 Abi. 2 Sap 2 

5) 8 2082 Abi. 1 u. 2 BGB. Die Frijt felbit ift feine ——— ſondern 
eine Auͤsſchlußfriſt. 

°) 8 2082 Abſ. 3 BSR. Prot. II ©. 6702, 6703 (Bd. 5 ©. 68, 69), 

', $ 2083 BGB. Prot. II ©. 6705 (Bb. 5 ©. 70). Vgl. 88 821, '853 BOB. 

®s Mot. V ©. 6lff., Prot. I ©. 6710. (Bd. 5 ©. 72 ff). 

9), Anders da8 alte römiſche Recht, welches Erbeinjegung in imperativer Form 
und den Gebrauch gewijier Worte, namentlid) des Wortes heres, verlangte (heres 
esto, heredem esse iubeo). Seit Konjtantin follte es nicht mehr auf die gewählte 
Bezeichnung, ſondern nur auf den Anhalt der Verfügung anfommen. 1. 15 C. de 
testam, 6, 23. — Für das preuß. Necht F 883u. 4 ad. I 12. Dernburg Bd. 3 
$ 128; Eccius Bd. 4 $ 251, I. — Darüber, daß das Teitament nah BGB. über: 
haupt feine Erbeinjegung zu enthalten braucht, vgl. oben ©. 1041. 
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willige Verfügung als Erbeinjegung zu betrachten ift, beftimmt fich ledig- 88 2086, 
fi) nach ihrem fachlichen Inhalte, nicht nad) ihrem Wortlaut; insbejondere J 
iſt kein Gewicht auf die Verwendung des Wortes „Erbe“ zu legen. Auch 
wenn der Bedachte nicht als Erbe bezeichnet wird, iſt jede Verfügung als 
Erbeinſetzung anzuſehen, durch welche der Erblaſſer ſein Vermögen oder 
einen Bruchteil ſeines Vermögens dem Bedachten zugewendet hat!); um: 
gekehrt iſt der Bedachte, auch wenn er als Erbe bezeichnet iſt, im Zweifel 
doch nicht als ſolcher zu behandeln, ſofern die Zuwendung nur einzelne 
Gegenſtände betrifft.?) 

Eine Erbeinſetzung liegt z. B. vor, wenn ein Bauerngutsbeſitzer dem 
Bedachten ſeinen „Hof“ vermacht und dieſer im weſentlichen das ganze 
Vermögen des Erblaſſers darſtellt; denn in Wahrheit verfügt der Erblaſſer 
dann nicht über einen einzelnen Gegenjtand, fondern über fein Gejamtvermögen. 
Gleiches ist ferner z. B. der Fall, wenn der Erblafjer einem Bedachten jein ganzes 
bewegliches, einem anderen jein ganzes unbewegliche8 Vermögen zugewendet 
hat; auch Hier wird der Wille des Erblafjerd regelmäßig dahin auszulegen 
fein, daß er beide Bedachte ald Erben und zwar nach dem Verhältnifje des 
Mertes des beweglichen und unbeweglichen Vermögens zum Werte des 
Geſamtnachlaſſes habe berufen mollen.3) 


Andrerſeits ift troß Zumendung eines Bruchteild des Vermögens feine 
Erbeinjeßung, ſondern lediglid) eine Vermächtnisanordnung anzunehmen, 
wenn der Erblafjer dem Bedachten nur einen perjönlichen Anſpruch gegen 
den Erben auf Herausgabe einer Quote des Reinnachlaſſes hat gewähren 
wollen (Quotenvermächtnis, legatum partitionis).t) 

1. 1. Der Erblaſſer kann einen oder mehrere Erben einjeßen. Iſt die Umfang der 
Einjegung jchlehthin ohne Beſchränkung auf einen Bruchteil erfolgt, jo wird — 
bei Ernennung eines Erben dieſer Alleinerbe, mehrere Erben gelten als 
zu gleichen Teilen eingejegt.d) Dieſe Regel gilt wie im preußiſchen Rechte 
auch dann, wenn ſich der Erblafjer die Beſtimmung der Erbteile vorbehalten, 
die Bejtimmung aber unterlafjen hat, es fei denn, daß nad) dem erfenn- 
baren Willen des Erblaſſers die Wirkſamkeit der Erbeinjegung von der 
Feſtſetzung der Bruchteile hat abhängen follen.®) 

2. Iſt bei Ernennung nur eines Erben die Einjeßung auf einen Einfepu ehunge 
Bruchteil beſchranlt. fo tritt in Anſehung des übrigen Teiles die geſetzliche Ruchtelle. 





auf 


9 8 2087 Abi. 1 BGB., Mot. V ©. 61, Brot. IT ©. 6710, 6711 (Bd. 5 ©. 72). 

) 8 2087 Nbf. 2 BGB, Prot. II ©. 6712 (Bd. 5 ©. 73.) Durch diefe Aus: 
legungsregel (nicht Dispofitivnorm wie Nbf. 1) werden die Streitfragen abgejchnitten, 
weiche fich im gemeinen Rechte an die Lehre von heres ex re certa fnüpften. Der 
Standpunft des BGB. entipricht dem des ALR. I 12, 88 4, 256—258, 263. Dem: 
burg III $ 131. Meiicheider S. 188 ff. 

7 Mot. V ©. 62, 63, 67, Brot. II ©. 6712, 8745 (Bd. 5 ©. 73, Bd. 6 
©. 347, 348). 

9 Dernburg III 4 128 Anm. 7; Planck-Ritgen V ©. 258 Anm. 2b zu 8 2087. 
Bol. aud) $ 2304 BGB 

*) $ 2091 BGB. Ebenſo $ 261 I 12 ALR. Gleichteilung tritt nicht ein, 
wenn ein anderer Wille des Erblafjerd anzunehmen ift, was namentlich bei Anwen: 
dung der 88 2066—2069 der Fall fein kann. 

°) 8 2086 BGB. Dernburg III $ 129 zu Anm. 4. 
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88 2088, Erbfolge ein.!) Das Gleiche gilt, wenn der Erblafjer mehrere Erben unter 
Anmweiſung eined jeden auf einen Bruchteil eingelegt hat und die Bruch— 
Erhöhung per feile daS Ganze nicht erichöpfen.?) Vorausſetzung iſt letzerenfalls jedoch, 
Vruhteite. daß der Erblafjer die Erben auf die ihmen zugemwiejenen Bruchteile zu 
beichränfen beabfichtigte, jollen fie dagegen nad) jeinem erfennbaren Willen 
jeine alleinigen Erben fein, jo ift, wie im ALR. der verbliebene Reſt des 
Nachlaffes® unter fie nach Verhältnis der ausgeworfenen Bruchteile zu 
verteilen.?) 
winderung Ueberſteigen andrerſeits die Bruchteile das Ganze, ſo hat, ſofern nicht 
ein anderer Wille des Erblaſſers anzunehmen iſt, eine verhältnismäßige 
Minderung der Bruchteile zu erfolgen.*) 

Rechneriſch geichieht die Erhöhung wie die Minderung der Brucdhteile am 
einfachjten in der Weile, daß die einzelnen Bruchteile, die bei Ungleichheit 
zunächſt auf den gleichen Nenner zu bringen jind, mit dem Umgekehrten der 
Summe jämtliher Bruchteile multipliziert werden. it z.B. A und B auf je 
1/,, Cauf !/, eingejegt und der verbliebene Reſt unter fie zu verteilen, jo iſt 
jeder Teil mit 6/, (dem Umgefehrten von ?/,--*/;-H1/,) zu multiplizieren, was 
* A und B je ?/,, für C !/, ergiebt. Iſt ferner z. B. A auf !/,, B auf 
"ya, Cauf !/, eingejeßt und hat deshalb eine Minderung diejer Einſetzungs— 
teile zu erfolgen, jo ijt jeder einzelne Teil mit 1?/,, (dem Umgekehrten von 
12122/12) zu multiplizieren; e8 erhält dann A ®/, B ti, C is: 

3. Sind von mehreren Erben die einen auf Bruchteile, die anderen 
ohne Bruchteile eingejeßt, jo erhalten die Teßteren den freigebliebenen Reit 
und teilen Ddiefen unter fih gemäß $ 2091 in der Regel zu gleichen 
Teilen.) Erjchöpfen oder überjteigen die bejtimmten Bruchteile dagegen 
bereit3 die Erbſchaft, ſo müljen Diele, wie nah ALR., verhältnis- 
mäßig in der Weile gekürzt werden, daß jeder der ohne Bruchteile ein- 
gejegten Erben jo viel erhält wie der mit dem geringjten Bruchteile be- 
dachte Erbe.t) hr Anteil wird am beiten in der Weile berechnet, daß 

9 8 2088 Ubf. 1 BGB. Mot. V ©. 63, 64. Uebereinjtimmend $ 45 I 12 
ALR. Abweichend das röm, Recht (nemo pro parte testatus, pro parte intestatus 
decedere potest). Vgl. oben S. 1019 Anm. 8. Wegen ded Falles, daß der Erb- 
lafjer einen bejtimmten Gegenitand von der Zumendung ausdrücklich ausgenommen 
hat — heredis institutio excepta re certa — vgl. $ 2149 BOB. 

) 8 2068 Abi. 2 BGB. Einfeßung auf einen Bruchteil liegt auch dann vor, 
wenn jämtliche Erben auf einen gemeinen Erbteil eingefept find. Pland: 
Ritgen V ©. 259 Anm. 2 zu $ 2088 

) 8 2089 BOB. SS 254, 255, 264, 265 I 12 ALHR.; Demburg III $ 129 
Unm. 11; Ecciuß IV 8 251 Anm. 72. Die infolge der Verteilung des Reſtes ein- 
tretende Erhöhung der Erbteile hat nicht die Bedeutung einer Anwachſung im Rechts— 
finne. Wal. 88 2095, 1935 BGB. Frommhold zu $ 2089; Pland-Ritgen V 
©. 259 — 1 zu $ 2089. 

) 8 2090 BGB. Gleiches war für dad ALR. anzunehmen, eine bejondere Be- 
ftimmung fehlte allerdingd. Dernburg a. a. ©. Anm. 13; Eceiuß a. a. D. Anm. 74. 
Die Anwendung des $ 2090 iſt in&bejondere dann audgejchlojien, wenn der Erb— 
lafier die früheren Erbeinfeßungen durch die jpäteren bis zum Betrage des — 
bat aufheben wollen. Frommhold zu 8 2090; Planck-Ritgen V g 200; Dern— 
burg, Bandelten III 8 86 Anm. 8. 

98 2002 Nbf. 1 BGB. Lebereinitimmend $ 268 I 12 AOR. 

) 8 2092 Abi. 2 BGB. Prot. II ©. 6714 (Bd. 5 ©. 74, 75). 88 269, 
270 1 12 ALR. Dermburg a. a. ©. zu Anm. 15ff.; Eccius a. a, D. Anm. 76. 
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man für jeden ohne Bruchteil eingejegten Erben einen Bruchteil in Höhe 
de3 niedrigiten der fejtbejtimmten Bruchteile in Anjab bringt und dann die 
Minderung in gleicher Weile wie im Falle des $ 2090 vornimmt. Iſt 
z. B. A,B, C auf Y,, Y. 4%, und D ohne Bruchteil eingeſetzt, jo it 
für D ebenfall3 !/, auszumerfen, und jodanı jeder Bruchteil mit 12/,, 
oder ®/, (dem Umgefehrten von Hot t/ıs- ER er ®/ıe) zu multiplizieren, es 
erhält demnah A °/, BY, Cwmdb D je ° 

4. Eine ungleiche Verteilung der — kann der Erblaſſer auch 
dadurch eintreten laſſen, daß er mehrere Erben zu einer Gruppe vereinigt 
und ihnen einen und denſelben Bruchteil zuweiſt. Dieſen Bruchteil teilen 
dann die zu der betreffenden Gruppe gehörenden Erben unter ſich als 
gemeinſchaftlichen Erbteil nach den vorſtehend zu 1—3 dargelegten Negeln.!) 
Wann eine derartige Verbindung zu einem gemeinſchaftlichen Erbteile vor— 
liegt, iſt wie im preußiſchen Rechte Auslegungsfrage?); ſie wird z. B. in der 
Regel anzunehmen ſein, wenn die Erben unter Ziffern aufgeführt und 
mehrere von ihnen unter derſelben Ziffer zuſammengefaßt find. 

III. Bei Wegfall eine8 von mehreren eingejegten Erben können fich 
die Erbteile der übrigen Erben — entjprechend der bei der gejeßlichen 
Erbfolge im gleichen Falle eintretenden „Erhöhung“ ?) — durch „Anwach— 
jung“ der freigewordenen Erbportion vergrößern. 

Abweichend vom römischen Rechte?) tritt die Anwachſung nad BGB. 
wie im ALR.S) jedoch nur ein, jofern fie dem Willen des Erblafjers ent: 
jpricht, dieſer kann fie, auch ohne einen Erjaßerben zu berufen, beliebig 
ausichließen und jo den Eintritt der gejeßlichen Erben herbeiführen.) Bei 
fehlender ausdrücklicher Anordnung kann ſich die Ausichliegungsablicht aus 
dem gejamten Inhalt und dem Zujammenhange der Verfügung ergeben. 

l.a) Als dem vermutlichen Willen des Erblaſſers entfprechend ift, wie 
im ALR., der Eintritt der Anwachſung dann anzujehen, wenn mehrere 
Erben in der Weije eingejebt find, daß fie (injofern jeder feinen Erbteil 


Nach röm. 1. Rechte galt die Regel: ex asse fit dupondium, tripondium ete., d. h. die 
beitimmten Erbteile wurden auf die Hälfte, nötigenfalls auf ein Drittel herabgefegt 
und die hierdurch freigewordenen Teile dem ohne Bruchteil en Erben über: 
wiejen. Dernburg, PBandekten III $ 86 zu 2c, Endemann IIl $ 33 Am. 12. — 
Abweichend von ALR. ($ 274 I 12) gilt der Abi. 2 nicht, wenn die ohne Bruchteil 
eingejegten Erben ausdrüdlich auf den Reſt berufen find. Was der Erblafjer ſolchen— 
ſalls gewollt Hat, iſt — fofern BSH eine ernjtliche Verfügung vorliegt — Sadıe 
der freien Auslegung. Mot. S. 67. Gndemann a. a. D©.; Pland:Ritgen V 
S. 261 Anm. 2. 

) 8 2093 BOB. Mot. V ©. 68, 69. 

) Dernburg III $ 129 Anm. 7—9, val. aud) Band. Il $ 86 Anm. 5; Eccius 
IV $ 251 Anm. 77.5; Endenann III 8 33 Anm, 6-8; Planck-Ritgen V 
S. 261, 262, Anm. 1 zu $ 2098. 

) 8 1935 BGB. Siehe oben $ 246 ©. 1037 fi. 

*) Nach römiſchem echte beruhte die Anwachſung auf Rechtsnotwendigkeit, fie 
fonnte nur durch Einjegung von Grjaperben verhindert werden. Vgl. bierzu oben 
$ 241 zu 5 ©. 1018. 

) 8 281—287, 254 ff. I 12 ALR. Demburg IIT S 94 Anm. 9. u. 
$ 130. Eccius IV $ 272, 

*), $ 2094 Abſ. 3 BGB. Mot. V ©. 69, 72. Eine Ausſchließung der An: 
wachſung liegt insbejondere in der Einiegung eines Erſaberben, vol. & 2099 BGB. 
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endgültig eriverben würde) die gejeßliche Erbfolge ausſchließen.) In welchen 
Fällen eine derartige Einfeßung anzunehmen ijt, bleibt Auslegungsfrage; 
regelmäßig wird jie vorliegen, wenn der Erblaffer über den ganzen Nach— 
(aß verfügt hat, und die Erben insgejamt oder wenigjtend zum Teile nicht 
auf Bruchteile beſchränkt jind.?) Aber auch bei Einfegung fämtliher Erben 
auf Bruchteile fann die Anwachſung, jofern nur die Bruchteile da8 Ganze 
erihöpfen oder überjteigen, nicht ohne weiteres als dem mutmaßlichen 
Willen des Erblafjerd widerjprechend betrachtet und deshalb verlangt werden, 
daß fie hier nur dann eintrete, wenn jie erfennbar gewollt ſei. Denn 
auch in dieſem Falle muß aus der Verteilung des ganzen Nachlafjes an 
die berufenen Erben gefolgert werden, daß der Erblafjer nur diefe, feine 
gejeglichen Erben aber überhaupt nicht habe berüdjichtigen wollen, und daß 
er mit Feſtſetzung der Bruchteile nur da8 Verhältnis zu beftimmen beab- 
fichtigt habe, nach welchem die Erben den Nachlaß unter ich teilen follten, 
ohne jie jedoch hiermit auf die jedem zugewieſenen Teile endgültig be: 
ichränfen zu wollen.?) 

b) Ausgejchlofjen ift, wie im ALR., die Anwachſung, wenn durch Die 
Erbeinfegung nur über einen Teil der Erbichaft verfügt ift und in An— 
jehung des übrigen Teiles die gejeßliche Erbfolge ftattfindet 4); letzterer, als 
der regelmäßig eintretenden, muß dann auch jeder freiwerdende Erbteil 
unterliegen. Eine Ausnahme gilt, joweit es fich um einen gemeinjchaftlichen 
Erbteil handelt. Unter den zu einem ſolchen Erbteil Eingejegten bejteht, 
wie im ALR., ein engere Anwachſungsrecht, und erjt mit dem Wegfall 
aller zu dem gemeinjchaftlichen Erbteile VBerbundenen kann diejer den übrigen 
eingejeßten oder den gejeßlichen Erben zufallen.®) 

2. Der die Anmwachjung herbeiführende Wegfall des eingejeßten Erben 
fann vor wie nad) dem Erbfall eintreten; vor dem Erbfalle fann er durch 
Tod ($ 1923) und Erbverzicht ($ 2352), nad) dem Erbfall infolge Aus- 
ichlagung ($ 1953), Erbunwürdigfeit ($ 2344), Verfterben vor dem Ein: 
tritte der aufjchiebenden Bedingung ($ 2074)®) ſowie durch Nichtigkeit oder 


1) 8 2094 Abi. 1 BGB. SS 254, 281 I 12 ALR. Mot. V ©. 70, Strohal, 
8 26 ©. 89; Ecciuß a. a. O. Anm. 9ff.; Demburg III $ 130 zu Anm. 6. 

) 88 2091, 2092 BGB. 

’) Mot. V ©. 70. Strohal $ 26 ©. 89, 90; Frommhold Anm. 2a zu $ 2094; 
Pland-Ritgen V S. 264 Anm. 5. 

) Dies iſt der Fall, wenn ſämtliche Erben auf Bruchteile eingefegt find und 
die Bruchteile das Ganze nicht erichöpfen, auch nicht der Wille des Erblaſſers erbeilt, 
daß die Eingelepten die alleinigen Erben jein ſollen. Vgl. Entwurf I $ 1797 Abi. 3. 
Eccius a. a. D. Anm. 29. 

°s) $ 2094 Abi. 1 Cap 2 u. Abi. 2 BGB. $ 284 I 12 ALR. Dernburg 
a. a. D. Anm. 7; Eccius a. a. DO. Anm. 19, 20. Auch abgejehen von der Einjegung 
auf einen gemeinjchaftlichen Erbteil muß troß teilweifen Eintritt3 der gejeglihen Erb— 
folge immerhin die Möglichkeit anerfannt werden, daß der Erblafjer die eingefepten 
Erben dergeitalt in eine engere Verbindung zu einander bringt, daß ihnen ein An: 
wachſungsrecht zuzuſprechen iſt. Vgl. bierzu Strohal $ 26 ©. 90; Endemann 111 
$ 34 Anm. 16; Pland:Ritgen V ©. 263 Anm. 4b. 

) Der Fall der auflöfenden Bedingung iſt nicht hierher zu rechnen, vgl. über 
dieſe Frage Strobal $ 26 ©. 90,91; Pland-Ritgen V ©. 263 Unm. 2b, ©. 277 
Unm, 4; und dagegen Meyer a. a. D. ©. 238 Anm. 9, ©. 210 Anm. 61; 
Frommhold zu $ 2104 Anm. 2; Windſcheid-Kipp Bd. 3 $ 605 ©. 454 Anm. 2b, 
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Anfechtbarfeit der betreffenden Erbeinjegung herbeigeführt werden. Aus 88 2094, 
welchem diejer Gründe der Erbe fortfällt, ift gleid). — 

3. Die Anwachſung an die einzelnen Erbteile geſchieht wie im ALR. 
nad) dem Verhältnis ihrer urſprünglichen Größe gegeneinander!); fie erfolgt 
auch zu Gunften der Erben des Anwachſungsberechtigten, falls diejer in 
der Zeit zwijchen dem Erbfall und dem Eintritte der Anwachſung verjtirbt, 
denn der Anfall des anmwachjenden Erbteil3 gilt als mit dem Erbfall erfolgt.?) 
Die Berufung des Erben zu einem anwachſenden Erbteile muß ſtets auf 
demjelben Grunde beruhen wie die zu dem urſprünglichen GErbteile, Die 
Annahme oder Ausichlagung eines von beiden Erbteilen gilt deshalb aud) 
für den anderen und feiner kann für fich allein ausgejchlagen werden.3) 

4. Der anwachſende Erbteil geht, wie im ALR., mit den auf ihm 
ruhenden Lajten über; er gilt jedoh in Anjehung der Vermächtniſſe und 
Auflagen, mit denen er oder der urjprüngliche Erbteil beichwert ijt, jowie 
in Unjehung der Ausgleihungspflicht al3 bejunderer Erbteil.*) 

In Anjfehung der Haftung des Erben für die auf beiden Erbteilen 
laftenden Berbindlichfeiten hat dies zur Folge, daß beide Erbteile, jofern 
jie verjchieden bejchwert find, jo behandelt werden, wie wenn fie verjchiedenen 
Erben gehörten, und daß deshalb der Verluft der Haftungsbeichränfung 
bezüglich des einen Erbteils noc nicht dem entjprechenden Verluſt Hinficht- 
lich des anderen Erbteil3 nad) ſich zieht.) Nach ALR. war die perjönliche 
Haftung des Erben für die auf dem anmwachjenden Erbteile lajtenden Ver: 
mächtnifje in jedem Falle ausgejchloffen, er brauchte für fie nur nad) Kräften 
des Zuwachſes aufzufommen.®) 

IV. Für den Fall, daß ein Erbe?) vor oder nach dem Eintritte des Einſebung 
Erbjall3 wegfällt, aljo thatfächlich nicht Erbe wird, fann der Erblafjer einen —— 
Anderen als Erben — ſog. Erſatzerben — einjeßen.?) 

1. Hinſichtlich der Gründe, welche zum Wegfalle des zunächſt berufenen 
Erben führen können, beſteht feine Beſchränkung, fie find daher die gleichen 
wie bei der Anwachſung (j. oben zu III, 2); abweichend vom ALR. ge- 


ı) 8 2094 Ubi. 1 BGB., $ 282 1 12 ALR. Vgl. die im alle des $ 2089 
erfolgende Art der Berechnung. Oben zu II, 2 ©. 1154. 

) 88 1953, 2344 BGB, (portio portioni aderescit) Strohal ©. 91. 

) 8 1951 Abſ. 2 BGB. Ebenfo $ 286 I 12 ALN.; Eccius IV $ 272 Anm. 
21, 22; Dernburg III $ 130 Anm, 14. 

*) $ 2095 BGB. Die Vorfchrift iſt nur dispofitiver Natur, der Erblaſſer 
lann abweichende Bejtimmungen trefien. Der Zwed des $ 2095 ijt die Härte der 
Borichrift, daß der angewachſene Teil nicht für ſich ausgeichlagen werden darf, zu 
Rn Mot. V S. 73, Brot. II ©. 6716, 6717 (Bd. 5 ©. 76). Vgl. auch oben 
S. 1038. 

5) 8 2007 BGB. Vgl. oben ©. 1086 zu Anm. 1ff. 

*) 5 287 I 12 ALR. Meiicheider S. 202, 203; Dernburg IIT $ 130 Anm. 15; 
Ecciuß a. a. D. Anm. 24, 

) Auch einem gejeplichen Erben kann ein Erjaperbe bejtellt werden. $ 2051 
Abi. 2 BGB. Fronimhold zu 88 2096—2099 Anm. 1 a. E. Pland:Nitgen V 
S. 266 Anm. 1, 

) 8 2096 BGB. Die Erjagerbeinfekung entipricht der Bulgarjubftitution des 
bisherigen Rechtes. Dernburg, Bandetten III 8 88; Dernburg III $ 155; Eceius IV 
$ 251 zu Anm. 85 ff. 
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8 2097. währt das BOB. die Erjaßberufung alſo auch für den Fall der Nichtigkeit 
oder Anfechtbarfeit der erjten Erbeinjeßung.!) 

Dem Erblaſſer jteht e8 frei, den Eintritt des Erjaßerben nur für 
beitimmte Fälle der Unwirkſamkeit der Erbeinjegung anzuordnen, doc gilt 
hierbei, wie im ALR., als Auslegungsregel, daß. wenn jemand für den 
Fall, daß der zunächit berufene Erbe nicht Erbe jein fann, oder für den 
Fall, daß er nicht Erbe fein will, als Erſatzerbe eingejeßt ift, jeine Ein— 
jeßung im Zweifel für beide Fälle Geltung hat?); regelmäßig wird bier 
anzunehmen fein, daß der Erblafjer ji nur im Ausdrude vergriffen hat.?) 

2.a) Ob der Wegfall des an eriter Stelle eingejeßten Erben vor oder 
nach dem Erbfall eintritt, it für den Erwerb der Erbichaft durch den 
Erjaßerben ohne Bedeutung; denn fcheidet der Erbe auch erit nad) dent 
Erbfall aus, jo wird die Sachlage doc, jo angejehen, al8 ob er nie vor— 
handen gewejen wäre: der Anfall der Erbichaft an den Erjagerben gilt 
al8 mit dem Erbfall erfolgt.t)5) Eine Folge hiervon it, daß der Erjak- 
erbe, um das Recht aus jeiner Berufung auf feinen Erben zu übertragen, 
nur den Erbfall ſelbſt, nicht auc den Wegfall des zunächſt Berufenen 
erlebt zu haben braucht.®) 


b) Der Erjagerbe erwirbt im übrigen die Erbſchaft in demſelben 
Umfange, wie fie dem erjten Erben zugedacht war, insbejondere gehen im 
Zweifel, wie nad) ALR., auc die auf ihr ruhenden Laſten auf ihn über.”) 
Eine der Erbeinfegung beigefügte Bedingung läßt ſich dagegen nicht ohne 
weiteres auf die Erjapberufung beziehen, denn beide Einjeßungen bilden 
im Verhältnifje zu einander jelbjtändige Verfügungen. Wie im ALR. muß 
deshalb die Auslegung des Inhalts der Bedingung darüber entjcheiden, ob 
fie nah dem Willen des Exblafjerd auch für die Erfaßberufung Geltung 
haben fol.) War dem an exjter Stelle berufenen Erben ein Vorausver— 
mächtnis zugemwendet, fo iſt e8 ebenfall3 Thatfrage, ob der Exblafjer dem 
Erfagerben nur den Erbteil oder auch das Worausvermächtnis hat zuwenden 
wollen.?) 


1) 88 50, 51, 464 I 12 ALR., Mot. V ©. 74. 

) 8 2097 BGB. 8 52 I 12 ALR. Bol. die weitere Auslegungsregel des 
$ 2102 BGB. 

2) Mot. Bb. 5 ©. 75, 8 52 IT 12 ALR. 

*) 88 1953, 2344 BGB. Streitig ift, ob der Wegfall des Erben für den Ein- 
tritt des Erjagerben die Bedeutung einer gewillfürten aufjchiebenden Bedingung, wie 
im bisherigen Rechte, oder nur die einer condicio iuris hat. Vgl. Meiſcheider ©. 215, 
216; Bland-Ritgen V S. 266, 267 Anm. 2 und andererjeits Strohal ©. 84, 93, 
94; Endemann III S 35 No. 3; Frommhold S. 130 Anm. 1. 

°) Stirbt der eingefegte Erbe noch vor endgültigem Erwerbe der ihm bereits 
angefallenen Erbſchaft, jo gehen jeine Erben, wie im ALR. jelbjtverftändfid, dem Er- 
japerben vor. Vgl. hierzu oben ©. 1021, 1045. 8 465 I 12 ACH. 

°) Für das preußische Necht vgl. SS 460, 462 I 12 ALR. Dernburg III 
$ 155 Anm. 6, 7. 

7,88 2161, 2192 BGB. $ 455 I 12 ALNR. Demburg a. a. O. Anm. 18, 

* Mot. V ©. 78. Demburg a. a. O. Anm. 19; Eccius a. a. D. Anm. 102; 
Endemann a. a. DO. Anm. 6 u. 7. 

) 88 2150, 2190 BGB. Mot. V S. 78. Pland-Ritgen V S. 267 Anm, 3; 
Dernburg a, a. DO. Anm. 14. 
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c) Trifft das Recht des Erfakerben mit dem Anwachſungsrechte von 88 2098, 
Miterben zujammen, fo gebt, wie nad ALN., erſteres vor, joweit nicht ein? 7099 
entgegenjtehender Wille des Erblafjerd anzunehmen: ijt.!) 

Konkurriert der Erjagerbe dagegen im Falle des $ 2069 mit Ab- 
fümmlingen des fortgefallenen bedachten Ablümmlinges, jo wird er im 
Zweifel durch dieje ausgeſchloſſen. Die Abkömmlinge müffen hier auf Grund 
der vom Gejeß unterjtellten Erſatzberufung als Erjagerben erjten Grades 
angejehen werden, erjt für den Fall ihres Nichteintritts kann der eingejeßte 
Erjagerbe in Betracht fommen.?) 

3.a) Hat der Erblafjer mehrere Erjagerben hinter einander eingejept, 
jo gilt jeder von ihnen nicht nur jeinem Vordermanne, jondern auch dem 
Erben jelbjt gegenüber al3 jubjtituiert.3)4) Wenn deshalb auch jeder jpäter 
Berufene erjt eintreten kann, wenn jeine jämtlichen Vordermänner fort- 
gefallen find, jo iſt doch die Reihenfolge, in der dies gejchieht, ohne Be— 
deutung. 

b) Sind mehrere Erjaßerben nebeneinander für einen und denjelben 
Erben eingejegt, jo erhalten fie, wie im ALR., im Zweifel gleiche Teile.:) 
Sind die Erben jedoch gegenjeitig oder find für einen von ihnen die jämt- 
lihen übrigen als Erjagerben eingejeßt, jo ijt im Zweifel anzunehmen, 
daß fie nad) dem Verhältnis ihrer Erbteile als Erjagerben eingeſetzt find.s) * 
Sind die Erben gegenjeitig als Erjagerben eingejegt, jo gehen Erben, die 
auf einen gemeinſchaftlichen Erbteil eingejeßt find, im Zweifel ald Erjaß- 
erben für diejen Erbteil den andern vor.?)®) 


ı) 8 2099 BGB. 8$ 281, 459 I 12 ALR. Mot. VS. 73. Frommhbold 
Anm. 3; Demburg III $ 130 Anm. 11, $ 155 Anm. 9. 

®) Vgl. oben S. 1144 Anm. 3 und für das preuß. Recht die entiprechende 
Auslegungsregel des $ 538 I 12 ALR. Mot. V ©. 77. Ecciuß a. a. ©. Anm. 102, 
Dernburg III $ 157 Anm. 9. 

°») Ebenſo $ 56 I 12 ALH. im Anſchluß an die gemeinrechtliche Regel sub- 
stitutus substituto censetur substitutus instituto; das BGB. fpricht diefen Sag als 
jih von ſelbſt veritehend nicht beionders aud. Mot. V ©. 79. 

) Iſt ein Erjagerbe gleichzeitig unmittelbar als Erbe berufen, jo fragt es jich, 
ob der ihm jelbit beftellte Erſatzerbe jomohl jeine Inſtitutions- als auch feine Sub- 
jtitutiondportion erhält. Nach ALR. war diefe Frage nad) Vorgang des gem. Nechtes 
zu bejahen (substitutus substituto huic quoque censetur substitutus esse qua insti- 
tuto). Nad) BGB. handelt es ſich lediglih um eine Auslegungsfrage. Sind z. B. 
A. und B. als Erben eingelegt und 8 dem A., jowie E. dem B. jubjtituiert, jo 
fann C. ſowohl Erfagerbe erjten Grades für B. und gleichzeitig Erjaterbe zweiten 
Grades für U. fein, ſodaß er bei Fortfall beider die ganze Erbichaft erhält, er kann 
aber auch nur eine® von beiden jein, ſodaß ihm nur die Inſtitutionsportion oder nur 
die Subjtitutiondportion des B. zufällt. Mot.V ©. 79. Pland-Ritgen V S. 267 
Anm. 4; Endemann a. a. O. Anm. 8; Dernburg III $ 155 zu Anm. 12 und 13. 

5, 8 2091 BGB. Siehe oben ©. 1153 Anm. 5. 

) 8 2098 Abj. 1 BGB. Ebenjo für das preuß. Neht Dernburg a. a. ©. 
aud Anm. 16. Sind nit alle Miterben, jondern nur einige von ihnen für einen 
oder mehrere Miterben, oder find fie nicht allein, jondern mit dritten Perjonen zu— 
jammen als Erſatzerben eingejett, jo findet $ 2098 keine Ammwendung. Mot. V ©. 77. 

) 8 2098 Abi. 2 BGB. 

) Das praftiiche Ergebnis der beiden im $ 2098 gegebenen Auslegungsregeln 
ift das — welches bei fehlender Erſatzberufung infolge der Anwachſung ein- 
treten würde. 
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8 2100. 


Begriff. 


III. Einfegung eines Nacerben.') 
$ 267. 


1. Borausjegungen der Nacherbfolge. 


I. In Uebereinitimmung mit dem ALR., aber abweichend vom 
römischen und gemeinen Rechte geitattet da3 BGB. dem Erblafjer einen 
Erben in der Weije einzujeßen, daß diefer erjt Erbe wird, nachdem zunächit 
ein Anderer Erbe geworden iſt; e8 hat damit ebenjo wie das ALR. das 
Prinzip eines zeitlich beſchränkten Erbrechts anerkannt und den Grundja 
semel heres semper heres verworfen.?) Eine Uebertragung der Erbichaft 
an mehrere PBerjonen nacheinander ließ fich zwar aud) ſchon nad) römischen 
Rechte mit Hülfe des Univerſalfideikommiſſes (Erbichaftsvermächtnijjes) er- 
reihen, aber aud in jeiner endgültigen durch Juſtinian herbeigeführten 
Gejtaltung bewirkte diejed doch immer nur eine mittelbare Univerſalſucceſſion; 


‚ der Fideilommifjar vertrat zwar mit erfolgter Erbichaftsreititution den 


Anordnung 


ber 
Nacherbfolge. 


Erben aktiv und paſſiv, grundſätzlich blieb er aber doch bloßer Vermächtnis— 
nehmer, nach Vermächtnisrecht richtete ſich insbeſondere nach wie vor ſeine 
Berufung zur Erbſchaft wie auch deren Erwerb.d) Im Gegenſatze hierzu 
it der Nacherbe nad) ALR. wie nad) BGB. wahrer Erbe, er hat ein, 
wenn auch zeitlich aufgejchobenes, jo doch unmittelbare Necht an der Erb» 
Ihaft und erwirbt dieje, jobald die Vorausſetzungen für den Eintritt der 
Nacherbfolge gegeben find, unabhängig von einer Neftitution jeitend des 
Vorerben kraft des Gejepes.t) 

II. 1. Da der Nacherbe wahrer Erbe ift, richtet ſich auch feine Be— 
rufung nad) den allgemeinen Vorſchriften über Erbeinjegungen. Für die 
Beurfeilung der Frage, ob in einer letwilligen Verfügung eine Nacherb— 
einfegung zu erbliden ijt, fommt e8 deshalb wie bei jonftigen Erbeinjeßungen 
lediglich auf den materiellen Inhalt, nicht auf den Wortlaut der Verfügung 
an.d) Als dem vermutlichen Willen des Erblaſſers entiprechend iſt Die 
Anordnung einer Nacerbfolge insbejondere dann anzunehmen, wenn der 


») Mot. V ©. 79ff., Dentichrift S. 283 ff., Prot. II ©. 6719. (Wd.5 5.77); 
Endemann III 88 38—43; Strohal 88 27, 28; Meiicheider 88 6078; Märcker 
(17. Aufl.) ©. 121; Hacyenbung, die Enſebung eines Nacherben (Studien zum Erb— 
recht, Mannheim 1895); Mielte, Univerjalfideitommih und Nacerbichaft (1901); 
Salinger im Archiv für bürgerl. Recht, Bd. 19 ©. 138; Beijer, Handbuch des Teita- 
mentsrechts (1902) $ 3 S. 53ff.; Windſcheid-Kipp 8. 3 88 662— 668; Demburg 
III $$ 156—160. 

) 8 2100 BOB. 88 53Ff., 466 ff. [I 12 ALR. Mor. V ©. 79ff. 

) Dernburg, Pand. Bd. 3 88 65 u. 119 ff, Preuß. Privatr. III $ 156 II; 
Meiſcheider S. 184, 185, 217. Ueber das S. C. Trebellianum und 8. C. Pega- 
sianum vgl. Czyhlarz $ 153; Windſcheid-Kipp Bd. 3 $ 662 Motel. 

4 Die vom ALR. gebrauchte an den Univerſalfideilommiſſar des römischen 
Rechtes erinnernde Bezeihnung des Nacerben als fideilommiljariihen Subjtituten hat 
das BGB. AN en, weil fie den Charalter des Berhältnifies nicht zutreffend be- 
zeichnet. Mot. V ©. Sl. °) $ 2087 BOB. 
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Erblafjer bejtimmt Hat, daß der Erbe mit dem Eintritt eines beftimmten 88 2102, 
Zeitpunkts oder Ereignifjes die Erbichaft einem Anderen herausgeben joll.!) 2) 2108. 

Bei der Auslegung mehrdeutiger Verfügungen iſt davon auszugehen, 
daß Belaftungen eines Erben, alſo aud) die Belajtung mit einer Nach— 
erbichaft, nicht zu vermuten find. Sit deshalb zweifelhaft, ob jemand 
al3 Erjagerbe oder als Nacherbe eingejegt ift, jo gilt er, wie nah ALR., 
al8 Erjagerbe, jodaß er wegfällt, wenn der erjtberufene Erbe die Erbichaft 
antritt.d) Andrerjeits ift aus dem Umjtande, daß jemand zum Nacherben 
berufen ijt, zu feinen Gunjten zu folgern, daß ihn der Erblafjer vor jedem 
Anderen abgejehen von dem Vorerben jelbjt hat bedenken wollen; fällt des- 
halb der Vorerbe fort, jo muß der Nacherbe, ebenfall® wie im ALR., im 
Zweifel als Erjagerbe berufen angejehen werden.t) Erhellt ein entgegen- 
jtehender Wille des Erblafjers, ſoll der Nacherbe alfo die Erbichaft in jedem 
Falle nur als Nacherbe erhalten, jo würden an die Stelle des weggefallenen 
Borerben dejjen gejeßlihe Erben einzutreten haben.>) 

2. In einigen Fällen jieht da8 BOB. eine Nacherbfolge als angeordnet sonftruttive 
an, obwohl der Wille des Erblaffers nicht unmittelbar auf eine ſolche ge- Lederbfſolse. 
richtet gewejen iſt; e8 thut Dies, um den betreffenden Verfügungen auf 
dieje Weiſe, fei e8 überhaupt eine, jei e8 die vom Erblafjer in Wirklichkeit 
beabjichtigte rechtliche Wirkung zu fichern ®): 

a) Iſt eine zur Zeit des Erbfalls noch nicht erzeugte Perſon als 
Erbe (oder Erjagerbe) eingejegt, jo würde die Einſetzung an ſich unwirkſam 
fein, denn Erbe fann nur werden, wer zur Zeit des Erbfalld lebt vder 
wenigſtens erzeugt iſt.) Das BGB. läßt hier jedoh im Zweifel an- 


») 8 2103 BGB. Diele Auslegung iſt jedoch nur möglich, jofern der nächſt— 
berufene Erbe nad) dem Willen des Erblaſſers die Erbichaft einige Zeit vom Ein- 
tritte des Erbfalls an behalten und nicht jofort herausgeben fol. In der Anord- 
nung einer jofortigen Herausgabe fann möglicherweiſe eine Einjegung als unmittelbarer 
Erbe gefunden werden, anderenfall® wird eine unverjtändliche oder ſich widerſprechende 
und deöhalb unwirkſame Verfügung vorliegen. Mot. V ©. 84. — Hit die Heraus: 
gabe der Erbichaft in dem Sinne gemeint, dab der Berechtigte nur einen perjün- 
lihen Aniprud) auf den Reinnachlaß oder die einzelnen Erbicdaftsgegenjtände haben 
joll, jo würde lediglich eine VBermächtnisverfügung vorliegen. Mot. ©. 83, »4. 
Frommhold S. 135 Anm. 3; Planck-Ritgen V ©. 276. 

2) MWeitere Vorichriften darüber aufzustellen, in welchen Fällen eine Nacherb: 
einfegung anzunehmen ift, wie fie 3. B. $ 534 I 12 ALM. giebt, (Eccius IV $ 254 
Anm. 33; Dernburg III $ 163 Anm. 15) bat dad BGB., zum Teil abweichend 
vom Entwurf I ($ 1806) abgelehnt. Wal. hierzu Mot. V S. 83 ff. 

») 8 2102 Ubi. 2 BGB. 8 59 I 12 ALR. Mot. V S. 76. 

+) 8 2102 Abi. 1 BGB. 858 112 ALR. Mot. V ©. 75, 76. Hit der 
Nacherbeneinjeßung eine Bedingung beigefügt, jo fommt es für die frage, ob dieſe 
auc auf die Erfagberufung zu beziehen, der Nacherbe alio als ein bedingt eingelepter 
Erbe anzujehen ift, darauf an, ob fie nach der Abjicht des Erblajjer mit dem Weg— 
falle des Vorerben als erledigt anzujehen ijt oder nicht. FFrommbold Anm. 2 zu 
$ 2102. — Eine beiondere Vorſchrift darüber, daß die Einjegung als Erjagerbe nicht 
auch die Einjepung als Nacherbe enthält, hat das BGB., abweichend vom ALR., als 
jeibjtverftändlich nicht gegeben, 5), Strohal S. 97 Anm. 4. 8 2105 BGB. 

) Dieje Fälle pflegt man als die der konſtruktiven Nacherbfolge zu bezeichnen 
(Brot. II ©. 6748, Bd. 5 ©. 92) im Gegenfage zu der auf unmittelbarer Anordnung 
beruhenden effektiven oder gemwollten Nacherbfolge. Endemann III $ 38 Anm. 7; 
Hadjenburg ©. 6. ',$ 1923 BOB. 


Ss 2101, 
2104. 


JZeitliche 
Begrenzung 
der Erbein⸗ 

ſebßung. 
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nehmen, daß die noch nicht erzeugte Perſon als Nacherbe eingeſetzt ift?), 
und zwar hat diefe Auslegung nit nur Platz zu greifen, wenn die Ein- 
jegungsverfügung verjchiedener Deutung fähig iſt, jodaß es ſich lediglich, 
um eine Folgerung aus $ 2084 BGB. handeln würde, jondern auch dann, 
wenn der Erblafjer die Möglichkeit einer Nacherbeneinjegung überhaupt nicht 
in Betracht gezogen hat, vielmehr zunächſt der Meinung geweſen iſt, der 
Eingejegte jolle Erbe, nicht Nacherbe werden. Nur dann, wenn es dem 
Willen des Erblafjerd offenbar widerjpricht, daß der Eingeſetzte Nacherbe 
werden joll, behält e8 bei der Negel des $ 1923 BGB. fein Bewenden 
und die Einjeßung iſt unwirkſam.?) 

Gleiches gilt von der Einſetzung einer juriftiichen Perjon, die erit 
nah dem Erbfalle zur Entitehung gelangt. Die Auslegungsregel kann 
jedoch dann feine Anwendung finden, wenn es ſich um eine vom Erblafjer 
jelbjt errichtete, noch nicht jtaatlich genehmigte Stiftung handelt, da Dieje 
der Vorjchrift des $ 84 gemäß unmittelbar ald Erbe eingejett werden fanı.?) 

b) Hat der Erblafjer angeordnet, daß der Erbe bis zum Eintritt eines 
bejtimmten Zeitpunft3 oder Ereigniſſes Erbe fein joll, ohne zu bejtimmen, 
wer nad) dem Eintritt des Zeitpunkt oder Ereignifjes die Erbſchaft erhalten 
joll, jo ift wie im ALR. die Verfügung durch die Annahme zu ergänzen, 
daß die gejeglichen Erben des Erblafferd als Nacherben eingejegt find, 
jedod; abweichend vom ALR. nicht die, welche zur Zeit des Todes des 
Erblaffers die nächſten find, jondern diejenigen, welche die gejeßlichen Erben 
jein würden, wenn der Erblafjer zur Zeit des EintrittS des Termins oder 
des Ereigniſſes gejtorben mwäre.t) Der Fiskus iſt indefjen mit Rüdficht 
auf den vermutlichen Willen des Erblaſſers nicht zu den bier in Betracht 
fommenden gejeßlichen Erben zu rechnen.) Erhellt ein entgegenjtehender 
ı) 8 2101 Abi. 1 BGB. Mot. V ©. 12, 13. Gleiches würde für das ALR. 
u gelten haben, jofern man nicht ſchon annimmt, daß nad diefem auch Fünftige 
En zu Erben berufen werden können. Bgl. oben S. 1014 Anm. 3. Der Ans 
fall der Erbichaft an den Nacherben erfolgt bier mit feiner Geburt. $ 2106 Ubi. 2 
BGB. Vorerben werden die gejeplihen Erben, $ 2105 Abi. 2 BOB. Bal. auch 
oben S. 1145 zu Anm. 2 und $ 1913 Sap 2 BGB. 

) 8 2101 Abſ. 1 Sat 2, welcher Marjtellt, daß es jich um einen Fall der 
Konverſion handelt ($ 140). Wer die Unwirkſamkeit der — geltend macht, 
muß nachweiſen, daß die Konverſion nicht gewollt ſei. Vgl. BRK. S. 174. Mot. V 
©. 13. Endemann III $ 38 Anm. 16; Strohal ©. 96, 97; Bland:Ritgen V 
S. 274 Anm. 1. 2 8 2101 Abi. 2 BGB. Bol. oben S. 1015 Anm. 2 ff. 

9 8 2104 Sat 1 BOB. 8 259, 260, 489 I 12 ALR. Demburg III 
8 125, 8 124 Anm. 4 u. 5. Bgl. auch $ 2066 Sat 2 BGB. Die gejeßlichen 
Erben treten nad) der im $ 2104 BGB. getroffenen Negelung nit auf Grund ihres 
gelwüihen Erbrechts ein, ſondern find als durd) die Verfügung des Erblafjers berufene 

ben anzujehen (Mot. ©. 87). Iſt deshalb z. B. nur über einen Teil der Erb: 
ichaft in der Weile des 8 2104 verfügt, in Anſehung des übrigen Teiles aber die 
gejepliche Erbfolge eingetreten ($ 2088), fo fann der Erbe, mwelder den ihm auf Grund 
der letzteren zukommenden Erbteil ausgeſchlagen hat, noch immer den ihm als Nach— 
erben zufallenden Teil annehmen. 8 1951 Abi. 1 BGB. Da die Perjönlichkeit des 
Nacherben hier erjt durch ein fünftiges Ereignis beftimmt wird, jo muB für die Zeit 
bis zum Eintritte der Nacherbfolge nötigenfalls ein Pfleger beftellt werden, & 1913 
BGB. Pland:Ritgen V ©. 277 Anm. 3, 

°), $ 2104 Sat 2 BGB. Brot. II ©. 6722, 6723 (Bd. 5 ©. 79, 80); bie 
Erbichaft verbleibt daher dem Erben, wenn zur Zeit des Eintritts des Termins oder 
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Wille des Erblafjers, jo gilt diejer; bezieht ſich z. B. die Befriftung oder 
Bedingung nur auf die Einjebung eines von mehreren Erben, jo können 
die übrigen Eingejegten als ſtillſchweigend berufene Nacherben an Stelle 
der gejeglihen Erben anzuſehen jein.!) 

c) it umgefehrt der Erbe unter einem Anfangstermin oder einer 
aufichiebenden Bedingung eingelegt, ohne daß der Erbfafjer beitimmt hat, 
wer bis zu deren Eintritt Erbe jein joll, und bedarf deshalb die Ein- 
jeßungäverfügung einer Ergänzung, da die Erbſchaft in der Zwiſchenzeit 
nicht herrenlo8 bleiben fann, jo behandelt da8 BOB. in Uebereinſtimmung 
mit dem ALR. den eingejegten Erben als Nacherben und läßt die gejeb- 
lichen Erben des Erblafjerd als Vorerben eintreten.?) Statt der gejet- 
fihen Erben fönnen nad; dem Willen des Erblafjer8 jedoch auch andere 
als Vorerben anzujehen fein, z. B. etwaige unbedingt eingejeßte Miterben.?) 

Der aufichiebenden bedingten Erbeinjeßung jteht der Fall gleich, daß 
die Perjünlichkeit de3 Erben dur ein erit nad dem Erbfall eintretendes 
Ereignis bejtimmt werden ſoll.) Die gejelichen Erben des Erblafjers 
haben als Vorerben ferner dann einzutreten, wenn die Einjegung einer 
zur Zeit des Erbfalld noch nicht erzeugten Perſon oder einer zu Diejer 
Zeit noch nicht entitandenen juriſtiſchen Perjon als Erbe nach $ 2101 als 
Nacherbeneinjeßung anzuſehen iſt.ꝰ) 

3. Hat der Erblaſſer einem Abkömmlinge, der zur Zeit der Errich— 
tung der letztwilligen Verfügung keinen Abkömmling hat oder von dem der 
Erblaſſer zu dieſer Zeit nicht weiß, daß er einen Abkömmling bat, für die 
Beit nad) defjen Tode einen Nacherben bejtimmt, jo nimmt das BGB. nad) 
dem Vorgange des ALR. an, daß der Erblaffer den Nacherben nur für den 
Fall habe einjegen wollen, daß der Abkömmling ohne Nachkommenſchaft 
jtirbt.%) Die Geburt eine8 Nachkommen jelbjt beeinträchtigt die Stellung 
des Nacherben noch nicht, jondern nur das Vorhandenjein beim Tode des 
Vorerben.?) Daß die Nachlommenjchaft des eingefegten Abkömmlinges dieſem 
gegenüber erbberechtigt it, wird abweichend vom ALR. nicht erfordert), 
auch find hier, wie fonjt, zu den Nachlommen nicht nur die ehelichen Kinder 





des Ereigniſſes fein Ehegatte oder Verwandter des Erblafjers vorhanden ift. Strohal 
=. 96 Anm. 2; Frommhold Anm. 4; Endemann III $ 19 Anm. 32. gl. $ 2149 
Sag 2. 

1) Frommhold Anm. 2 zu ? 2104; a. M. Strohal S. 90, 91 u. 95 Anm. 1; 
PBland:Ritgen V ©. 277 Anm. 4, welche bier einen Fall der Anwachſung als vor- 
liegend anjehen. 

) 8 2105 Abi. 1 BGB. SS 259, 260, 478 ff. I 12 ALR. Dernburg III 
$ 123 II, 8 124 Anm. 10. 

ef Wie $ 2104 bildet auch $ 2105 nur eine Dispojitivvoricrift. 

“) 8 2105 Abi. 2 BGB. Mot. V ©. 88, Brot. II ©. 6724 (Bd. 5 ©. 80). 

s) $ 2105 Abi. 2 BGB. 

°, 8 2107 BGB. 8538 I 12 ALR. Wegen der Erweiterung, welche u“ 
SU. * ALR. gegenüber — hat, vgl. Prot. II ©. 6729, 6730 (Bd. 5 
S. 82, 83). $ 2107 Dildet eine Folgerung aus $ 2069, ſtellt ſich aber — 
von diefem F eine Dispoſitivvorſchrift dar, eine Anfechtung der On EOERKEUN) 
auf Grund des $ 2078 erübrigt ſich deshalb. Mut. V ©. 89, 

', 8 1923 bj, 2 findet Anwendung. 

$ 2107 findet deshalb 3. B. auch Anwendung, wenn der Nachkomme dem 
Vorerben gegenüber auf jein gejetliches Erbrecht verzichtet hat oder von diefem von der 


8 


2 
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105, 
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88 2106, des Vorerben zu rechnen, jondern auch die, welde die Stellung eines 
2108. ehelichen Kindes haben. 
Seit des Ein- III. 1. Der Anfall der Erbſchaft an den Nacherben vollzieht fich mit 
gamerbfoige dem Eintritte des vom Erblajjer bejtimmten Zeitpunft8 oder Ereignifieg, 
in Ermanglung einer dahingehenden Beitimmung mit dem Tode des Vor: 
erben.!) Der Nacherbe muß zu dem maßgebenden Zeitpunkte wenigitens 
erzeugt jein.?) 

Sit die Einfegung einer zur Zeit des Erbfalld noch nicht erzeugten 
Perſon oder einer noch nicht entjtandenen jurütischen Perjon gemäß $ 2101 
als Nacerbeinjegung anzujehen, jo fällt die Erbichaft dem Nacherben mit 
deſſen Geburt oder mit der Entitehung der juriitiichen Perſon an.®) 

2. Mit dem Erbfall erwirbt der Nacherbe, falls er zu dieſem Zeit: 
punkte bereit3 lebt, ein feſtes Recht auf die Nacherbfolge, d. h. eine vererb- 
lihe Anwartihaft auf den Eintritt der Nachfolge“); wird der Nacherbe erjt 
nah dem Erbfalle geboren, jo ilt die vererbliche Anwartſchaft erjt mit 
jeiner Geburt begründet. Der Nacherbe überträgt alſo fein Recht auf den 
Eintritt der Nachfolge auf feine Erben, wenn er vor dem Cintritte des 
Falles der Nacyerbfolge verjtirbt); die Vererbung tft jedoch ausgeichloffen, 
wenn ein anderer Wille des Erblafjer8 anzunehmen iſt, und jolcher wird 
vermutet, wenn der Nacerbe unter einer aufichiebenden Bedingung ein- 
gejeßt ijt®); hier bewendet es bei der Regel, daß der bedingt Eingejeßte 
den Eintritt der Bedingung erlebt haben muß. 

Beichräntung IV. In Mebereinftimmung mit dem ALR. fuht das BOB. 
ie der aus dollswirtichaftlihen Gründen zu verhindern, daß der Nachlaß durch 
erbeinfegung. Die Anordnung einer Nacherbfolge übermäßig lange feitgelegt und 
dem freien Verkehr entzogen werde.) Das ALR. gejtattete aus dieſem 
Grunde nur eine ziweimalige fideikommiſſariſche Subjtitution.) Abweichend 
beichränft das BGB. die Zahl der zuläffigen Fälle der Nacherbfolge über- 





Erbfolge audgeihlofien ijt. Wegen des ALR. vgl. Dernburg III $ 158 zu Anm. 8 ff. 
Eccius IV 8 254 Anm. 27, 8 251 Anm. 102. 

1)38 2106 Abi. 1 BGB. Mot. V S. 88, 89. Nach ALR. mußte ber Borerbe 
die Erbichaft jofort nach dem Anfalle dem Nacherben aushändigen, jofern nicht ein 
anderer Wille des Erblaſſers erhellte; war aber der Zeitpuntt der Herausgabe in das 
Belieben des Vorerben geitellt, jo konnte fie nicht vor dejjen Tode verlangt werden. 
Eccius IV $ 275 Anm. 32, 33. 

”, 8 2108 Nbf. 1 BGB. Bol. Hierzu Prot. II ©. 7660 (Bd. 5 ©. 614), 
Mot. V ©. 489, 

) 8 2106 Abi. 2 BGB. Belangt $ 2101 BGB. nicht zur Anwendung, weil 
die noch nicht erzeugte Perſon ausdrüdlich als Nacherbe eingejept iſt, jo beivendet es 
bei der Negel des Abſ. 1 des $ 2106, falls fich nicht ein anderer Wille des Erb- 
laſſers feititellen läht. Frommhold Anm. Ib zu $ 2106 BGB.; Pland:Ritgen V 
©. 279 Anm, 2. 
se Mit Strohal (S. 101) läßt fi bier zwedmäßig von einem „Boranfall* 
prechen. 

5) 8 2108 Abi. 2. Mot. S. 89, Brot. II ©. 6725, 6726 (Bd. 5 ©. 81, 82), 
Denkſchrift ©. 284, BRK. S. 175. Auf juriftiihe Perfonen findet $ 2108 Abi. 2 
BOB. feine Anwendung, weil dieje nicht beerbt werden fünnen. 
°, 8 2108 Abſ. 2 Sap 2 BOB. 

) Mot. V ©. 90, 91, Brot. II S. 6734 (Bd. 5 ©. 85), Denkſchriſt S. 283. 
e) SS 55, 57 I 12 ACHR. 
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haupt nicht!), es verjucht vielmehr die notwendige Begrenzung der Nach— 
erbeinjegungen durch NAufitellung einer zeitlichen Schranke zu gewinnen. 
Als Regel gilt, daß der Fall der Nacherbfolge innerhalb dreifig Jahren 
nad dem Erbfall eingetreten fein muß; mit dem Ablaufe diejer Friſt wird 
die Erbſchaft freies Vermögen des Erben, in deſſen Hand fie fich gerade 
befindet, und verlieren die weiteren noch angeordneten Nacherbfolgen ihre 
Wirkfamkeit.?) it der Fall der Nacherbfolge auf ein Ereignis abgejtellt, 
das unter allen Umftänden erjt jpäter als dreißig Jahre eintreten kann, 
jo ift die Anordnung der Nacherbfolge von vornherein unwirkam.®) 

Sn zwei Fällen, praktiſch allerdings den wichtigiten, bleibt jedoch die 
Einjegung des Nacerben auch nad Ablauf der dreißig Jahre wirkjam, 
und zwar: 

1. wenn die Nacherbfolge für den Fall angeordnet ift, daß in der 
Perſon des Vorerben oder des Nacherben ein bejtimmtes Ereignis eintritt, 
3. B. Erreihung eine bejtimmten Alters, Tod des Vorerben, Verheiratung 
des Nacherben, und derjenige, in deſſen Perſon das Ereignis eintreten fol, 
zur Beit des Erbfalls lebt.t)5)) Das Erfordernis der Exiſtenz des be- 
treffenden Vor⸗- oder Nacherben zur Zeit des Erbfalld gewährleiſtet hier 
eine genügende Begrenzung der Nacherbfolge, denn fie kann ſich jedenfalls 
nicht über die Dauer eines Menfchenlebens hinaus erftreden. Diejes 
Moment kann bei juriftiichen Perſonen nicht in Betracht fommen, es be- 
wendet deshalb hinfichtlich ihrer bei der dreißigjährigen Frift, jofern nicht 
etwa das Ereigniß, an welches der Eintritt der Nacherbfolge geknüpft ift, 
nicht auf ihre Perjon, jondern auf die eine8 anderen Vor: oder Nacherben 
abgeftellt ift®); 

2. wenn dem Borerben oder einem Nacherben für den Fall, daß ihm 
ein Bruder oder eine Schweiter geboren wird, der Bruder oder die 
Schweiter als Nacherbe bejtimmt it.) Die Nacherbfolge braucht nicht 
etwa jchon mit der Geburt einzutreten, diefe bildet nicht ein Ereignis im 
Sinne des Falles zu 1, an welches der Fall der Nacerbfolge geknüpft 


*) Entwurf I ($ 1812) ließ nur einmaligen Succeſſionswechſel zu. 

2) 8 2109 Abi. 1 Sag 1 BGB. Bol. $ 2162 BGB. Die Erbichaft kann 
auch jchon in der Hand der erſten Worerben verbfeiben. 

*, Frommhold S. 140 Anm. 2; Pland:Ritgen V ©. 283 Anm. 2; Gojad II 
©. 694h; Hachenburg ©. 30. 

*) 8 2109 Abi. 1 No. 1 BGB. Bol. $ 2163 No, 1 BGB. Das Prinzip 
ift, daß nach Ablauf von 30 Jahren nur foldye Ereigniffe berüdjichtigt werden, welche 
in der zur Zeit des Erbfalls lebenden Generation der Detelligten eintreten. Brot. II 
©. 7016 (Bd. 5 ©. 240), vgl. aber auch Meifcheider ©. 225, 226; Pland:Ritgen 
V S. 283 Anm. 3. Beiſpiel: Vorerbe joll N. fein, Nacherbe deſſen Sohn B., 
fobald ſich leßterer verheiratet. Hat B. den Erbfall erlebt, jo jteht ihm, um Nach: 
erbe zu werden, die Heirat auch nach Ablauf von 30 Jahren jeit dem Erbfalle frei. 
Bar B. dagegen zur Zeit des Erbjalld noc nicht geboren oder erzeugt, jo müßte 
die Heirat nad) Abi. 1 Sap 1 binnen 30 Jahren nad) dem Erbfall erfolgen. Vgl. 
die Beijpiele bei Coſack 11 $ 371 ©, 694. 

) Zu der Trage, wann ein Ereignis in der Perſon des Vor: oder Nacherben 
vorliegt, vgl. Prot. II ©. 6742 (Bd. 5 ©. 89). Meiideider ©. 225; Frommhold 
©. 140 Anm. 3a; Pland:Ritgen V ©. 284. 

9 8 2109 Abi. 2 BGB. Strohal S. 99. 

) 8 2109 Abſ. 1 No. 2 BGB. Bol. $ 2163 No. 2 BGB. 
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ſein muß.) Es iſt auch gleichgültig, wann die Geburt erfolgt, ſie kann 
auch ſpäter als dreißig Jahre nach dem Erbfall eintreten. Eine gewiſſe 
zeitliche Schranke findet die Nacherbfolge hierbei immerhin in der Lebens— 
dauer des Vaters oder der Mutter des betreffenden Vor- oder Nacherben.?) 


$ 268. 


2. Rechtliche Stellung des Vorerben und des Nacerben. 


Nah ALR. wie nah BGB. nimmt der Vorerbe big zum Eintritte 
der Nacherbfolge arundiäglih die Stellung ein, weldye er haben würde, 
wenn fein Nacherbe eingejeßt wäre, er wird Eigentümer der Nachlaß— 
jachen, Gläubiger und Schuldner wie vorher der Erblajjer. Die aus diejer 
Stellung fi ergebenden Befugniſſe mußten jedoch, um eine etwaige will: 
fürliche Vereitelung der Rechte des Nacherben durch den Vorerben zu ver: 
hindern, weitgehenden Belchränfungen unterworfen werden. Das ACH. 
ſuchte die leßteren in der Weiſe zu getvinnen, daß es dem Vorerben in 
Bezug auf die Verwaltung und Herausgabe des Nachlaſſes dem Nacherben 
gegenüber die Stellung eines Nießbrauchers anwies und inioweit auf das 
beiderjeitige Verhältnis die Vorjchriften über den Nießbrauch entiprechende 
Anwendung finden ließ.) Dem gegenüber hat das BGB. die Stellung 
de3 Vorerben jelbjtändig geregelt und ihm hierbei feiner Stellung als Erbe 
und Herr der Erbjchaft entiprechend prinzipiell die volle Verfügungsfreiheit 
belafjen.t) Die zur Sicherung des Nacherben notwendigen Schranken findet 
es dadurch, daß es (I) einmal bejtimmte Ausnahmen von dem Grundjaße der 
dinglichen Verfügungsmacht des Vorerben aufitellt, daß es (II) diejem ferner 
gewiſſe obligatorische Verpflichtungen auferlegt, die einer nicht ordnungs- 
mäßigen Verwaltung vorbeugen jollen und gleichzeitig dem Nacherben einen 
gewiljen Einfluß auf die Verwaltung gewährleiiten, und daß e8 (III) ſchließlich 
den Vorerben dafür haften läßt, dab die Erbichaft bei ihrer Herausgabe 
an den Nacherben ſich in einem Zuftande befindet, der einer ordnungs- 
mäßigen Verwaltung entipricht. 

I. 1. Die Verfügung des Vorerben über ein zur Erbſchaft gehörendes 
Grundftüd oder über ein zur Erbichaft gehörendes Recht an einem Grund— 

) Beiipiel: A. joll Borerbe, B. Nacherbe jein; jollten dem B. nod Brüder 
geboren werden, jo hat er die Erbichaft, jobald er ſich verheiratet, feinem nächſt— 
ältejten unverheirateten Bruder herauszugeben, in gleicher Weiſe legterer, wenn er fich 
verheiratet, an den nächſtfolgenden Bruder u. ſ. w. Bgl. oben ©. 1145 zu Anm. 2, 
ferner Strohal S. 100; Endemann III $ 39 Anm. 15; Coſack a. a. ©. Beijpiel V. 
Pland:Ritgen V ©. 284, 285 Unm. 3b. 

) Hat der Erblajier halbbürtige Geſchwiſter nicht ausgejchlojien, jo würde die 
Zeitgrenze erit durch den Tod des Vaters und der Mutter gebildet werden. 

) 466 I 12 ALR. Dernburg III $ 158 Anm. 4; Eceius IV $ 275 Anm. 4 
u. 5; Meiicheider ©. 246 Anm. 8. 

', 8 2112 BGB. Hinfichtlid) der Grundfäge, die bei der Nusgejtaltung der 
Stellung des Vorerben mahgebend geweſen find, val. Brot. II ©. 6746 ff., 6771 ff., 
6792, 6802, (Bd. 5 ©. 90ff., 103, 113, 119); Endemann III $ 38 zu Anm. 4 
8 40 No. 1; Pland:Ritgen V ©. 270. Der Entwurf I (8 1815) lieh dem ALR. 
folgend und im Intereſſe der Kürze des Geſetzes auf das Nechtöverhältnis zwiſchen 
Bor: und Nacherben die VBorichriften über den Nieſibrauch entiprechende Anwendung 
finden. Mot. V ©. 93, 94. 
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ftüd ift im Falle des Eintritt3 der Nacherbfolge injoweit unmwirtjam, als 88 


fie das Recht des Nacherben vereiteln oder beeinträchtigen würde !); Doc 
finden die Vorjchriften zu Gunſten derjenigen, welche Rechte von einem Nicht: 
berechtigten herleiten, entjprechende Anwendung.?) Die Unmwirkjamteit tritt 
mit dem Eintritte der Nacherbfulge vun jelbit ein), einer bejonderen An— 
fechtung der Verfügung bedarf es nicht; der Nacherbe kann von dem 
Dritten ohne weiteres die Nüdgewähr des Erworbenen (Herausgabe des 
Grundftüds, Löſchung der Hypothek u. dgl.) verlangen. Die Umwirkjamfeit 
der Verfügung wird auch nicht etwa dadurch aufgehoben, daß für das aufs 
gegebene Recht ein entiprechender Gegenwert zur Erbjchaft geflojjen ift; denn 
das Geje will, dag der Stamm der Erbichaft, und zu dieſem rechnet e8 
auch die Rechte an Grundjtücden wie 5. B. Hypotheten, Grund: und Renten: 
Ihulden, ungeihmälert dem Nacherben erhalten bleibe.*) 

Eine Bejonderheit beiteht in Anjehung der zur Erbichaft gehörenden 
Hypothefenforderungen, Grunde und Nentenjchulden; der Vorerbe iſt be— 
rechtigt Ddieje zu Ffündigen und einzuziehen; bei der Einziehung fann er 
jedoch nur verlangen, daß das Kapital an ihn nad Beibringung der 
Einwilligung des Nacherben gezahlt oder daß es für ihn und den 
Nacherben hinterlegt wird.) Für jonftige Verfügungen über Hypotheken— 
forderungen, Grund- und Nentenjhulden, z. B. für die Abtretung und Auf: 
rechnung verbleibt es bei der Regel des $ 2113.°) 

2. Den Verfügungen über Grundftüde und Rechte an Grundjtüden 
jtehen in der Unwirkſamkeit, und zwar ohne Rückſicht auf die Art des 
Gegenitandes, den fie betreffen, die Verfügungen gleich, die unentgeltlich 





') $2113 Abſ. 1 BGB. Wegen de3 ALR. vgl. Deinburg III $ 158 Arm. 9 fi. 

—— der Verfügungsbeſchränkung durch den Erblaäſſer gemäß 88 2136, 
137 BOB. 

) 8 2113 Abi. 3, 88 892, 893 932 ff. BGB. Zur Sicherung des Nacherben 
iſt bei Nachlaßgrundſtücken bei der Eintragung des Vorerben zugleich das Recht des 
Nacherben in das Grundbuch einzutragen und zwar gemäß $ 52 REBO. von Amtswegen. 
Bei Unterlafjung der Eintragung fann der Nacherbe Berichtigung des Grundbuchs gemäß 
s 22 Abi. 1 GBO. verlangen. Vgl. 88 894, 895 BGB, 

) & 161 Abſ. 2, $ 163 BGB. Endemann III $ 40 Anm. 8. Der Nacherbe 
fann der Berfügung zuftimmen. 88 183, 185 BOB. 

*) Brot. II ©. 6772, 6773 (Bd. 5 ©. 103, 104). Die Unwirkſamkeit fann 
auch von einem Dritten geltend gemacht werden. Pland:Ritgen V ©. 290, 291, 
Arm. 1; a. M. Hachenburg ©. 35; Peiler ©. 73. 

&) 8 2114 Sag 1 u. 2 BGB. Mot. V ©, 96-98, Pur. II a. a. ©. 
Beireiung von den Bejchränfungen gemäß 88 2136, 2137 BGB. Nah ALR. 
war dem Vorerben die Einziehung und Löſchung von Hupothefen ohne Genehmi- 
gung des Nacherben verfagt. Fur Entgegennahme der Kündigung des Schuldners 

lieb der Vorerbe legitimiert, auch konnte nur gegen ihn der Anſpruch auf Löfchung 
geltend gemadjt werden, er mußte aber jeinerjeit® die Genehmigung des Nacherben 
verſchaffen. 88 101-—-107 I 12 ALR., Entih. RG. Bd. 17 Wo. 54 ©. 228. Val. 
auch Eccius IV $ 275 Anm. 19. Jahrbuch KG. Bd. 3 No. 93, Bd. 6 Wo, 71. 
Der Borerbe konnte allein auf Zahlung ad depositum Hagen. Val. hierzu Dernburg 
III $ 158 Anm, 12 und Eccius a. a. DO. Nach BGB. kann der Vorerbe nicht 
ohne Mitwirkung des Nacherben über eine zur Erbichaft gehörende Hypothek durd) 
Erteilung löjhungsfähiger Quittung verfügen, die Löſchung kann nur erfolgen, wenn 
der Nacherbe zujtimmt. Jahrbuch KG. Bd. 22 No. 80 ©. A. 315. 

°) $ 2114 Sag 3 BOB. 
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oder zum Zwecke der Erfüllung eined von dem Vorerben erteilten Schen- 
kungsverſprechens erfolgen.!) Ausgenommen find jedoch Schenkungen, durch 
die einer fittlichen Pflicht oder einer auf den Anjtand zu nehmenden Rüd- 
fiht entiprochen wird.?2) Gutgläubige Dritte werden auch hier geihüst.®) 

3. In weiterem Umfang al3 der Vorerbe jelbit in der Verfügungs- 
macht find jeine perjönlichen Gläubiger in deren Gebrauche zu Zwecken 
ihrer Befriedigung bejchränft. Jede Verfügung über einen Erbſchafts— 
gegenftand, die im Wege der Zmwangßvollitredung*) oder der Arrejtvoll- 
ziehungd) oder durch den Konfur&verwalter erfolgt, it im Falle des Ein- 
tritt8 der Nacherbfolge infoweit unwirkſam, al3 fie das Necht des Nacherben 
vereiteln oder beeinträchtigen würde, und zwar ohne Nüdjicht darauf, ob 
der Vorerbe jelbjt die betreffende Verfügung mit Wirkjamfeit gegen den 
Nacherben hätte treffen können oder nicht.®)”) Handelt e8 fich jedoch um 
den Anjpruch eines Nachlaßgläubigers®) oder wird ein an einen Erb- 
Ihaftsgegenitande beitehendes (dingliches) Recht geltend gemacht, das im 
Falle des Eintritt der Nacherbfolge dem Nacerben gegenüber wirkſam iſt, 
z. B. eine vom Vorerben mit Zuftimmung des Nacherben bejtellte Hypothet®), 
jo ijt auch die im Zwangswege erfolgte Verfügung unbeſchränkt wirkſam.10) 

II. 1.a) Auf Verlangen des Nacherben hat der Vorerbe die zur Erb— 
Ichaft gehörenden Jnhaberpapiere nebit den Erneuerungsicheinen und die 
mit Blankoindofjament verjehenen Orderpapiere mit Nüdjicht auf die Ge: _ 
fahren, welde deren rechtliche Natur mit ſich bringt, in entiprechender 
Weile wie ein Vormund mit der Bejtimmung zu hinterlegen, daß die 
Herausgabe nur mit Zuftimmung de Nacerben verlangt werden fann.'!) 
Ueber die hinterlegten Papiere kann der Vorerbe nur mit Zuftimmung des 


’), 8 2113 Abſ. 2 Sab 1 BGB. Neben dem Ka re rg gegen 
den Dritten, fteht dem Nacherben der Erjapaniprud aus $ 2138 Abſ. 2 zu. 
) 8 2113 Abi. 2 Sap 2 BGB. 

*) $ 2113 Abi. 3, 83 892, 936 BGB. Der Dritte ift aber zur Herausgabe 
— — gemäß 8 816 Abi. 1 Satz 2 verpflichtet. Vgl. Strohal ©. 101 
zu Anm. 11. 

) 88 803 F., 864 ff. (PO. Nicht hierher gehören die Fälle der 88 804, -895, 
897 ERD., denn in diefen handelt es fih nur um den Erſatz der Abgabe einer 
Willenserflärung oder der Llebergabe einer Sadıe, zu welcher der Vorerbe auf Grund 
von ihm getroffener Verfügungen verpflichtet geweſen it. Prot. II ©. 6793 (Bd. 5 
©. 113). Küngel in Gruchots Beitr. Bd. 41 S. 592; Endemann III $40 Anm. 12; 
Strohal ©. 107 Anm. 12; Pland-Ritgen V ©. 293. 

6, 88 928-932 CRD. 5 bierzu Strobal S. 107 Anm. 13. 

° 8 2115 Satz I BGB. Nah der Auffaſſung des BGB. ift dem Vorerben 
das freie Berfügungdrecht nur anvertraut, um ihm Genuß und Verwaltung der Erb: 
ichaft zu erleichtern, e& wäre deöhalb ein Mißbrauch diejes Nedjtes, wenn die Gläu- 
biger des Borerben e3 zu ihren Zweden ausbeuten dürften. Brot. II ©. 6792 
Bd. 5 ©. 113). 

?) Neben der Geltendmachung der Unwirkſamkeit fteht dem Nacherben der Wider: 
jpruch gegen die Zwangsvollſtreckung oder Arrejtvollziehung nad) 88 773, 928 CPO. 
und die Beichwerbe gegen den Konkursverwalter nach $ 128 HD, zu. Vgl. Dernburg 
JII 8 158 Anm. 11. Wegen der Stellung des $ 2115 im Gefege vgl. Meijcheider 
©. 254, 255, 252. 9 & 1967 Abi. 2 BGB. 

9) Brot. II ©. 6791 (Bd. 5 S. 112). », 8 2115 —— BEL. 

) 8 2116 Abi. 1 BGB. Bol. $ 1814 BGB. umd oben S. 953 Anm. 2ff. 
Mot. V S. 98—100, Brot. II ©. 6782 (Bd. 5 ©. 108). 
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Nacherben verfügen.) An Stelle der Hinterlegung fann der Vorerbe die 
Inhaberpapiere auch auf jeinen Namen mit der Beitimmung umfchreiben 
laffen, daß er über fie nur mit Zuftimmung des Nacdherben verfügen kann, 
oder fie, joweit fie von dem Reiche oder einem Bundesstaat ausgeftellt find, 
mit der gleichen Beitimmung in Buchforderungen gegen das Reich oder 
den Bundesitaat umwandeln laſſen.?) 

Gehören zur Erbichaft bereit3 Buchforderungen gegen das Neich oder 
einen Yundesitaat, fo ift der Vorerbe ebenfall wie ein Vormund auf Ver: 
langen des Nacherben verpflichtet, in das Schuldbuch den Vermerk eintragen 
zu laffen, daß er über die Forderungen nur mit Zuftimmung des Nacherben 
verfügen kann.) 

Der Erblaffer Tann den Vorerben von den Verpflichtungen der $$ 2116 
bis 2118 BGB. befreien.t) 

b) Geld, daS nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft 
dauernd anzulegen ift, darf der Vorerbe nur nach den für die Anlegung 
von Mündelgeld geltenden Borjchriften anlegen); doc, gilt die nur für 
notwendig werdende Neuanlagen, die bereit in der Erbichaft vorhandenen 
Kapitalanlagen brauchen nicht in mündelfichere verwandelt zu werden. 

2. a) Der Vorerbe hat dem Nacherben auf Verlangen ein Verzeich— 
nis der zur Erbichaft gehörenden Gegenftände mitzuteilen.) Einer be: 


ı) 8 2116 Ab. 2 BGB. Bu den Fällen der $$ 2113—2115 tritt hiermit eine 
weitere Beichränfung der Verfügungdmacht ded Vorerben; der Schuß, den fie gewährt, 
beiteht aber abweichend von jenen Vorſchriften nicht darin, dab eine entgegenitehende 
Verfügung im Falle der Nadrerbfolge rechtlich unwirkſam ift, jondern nur in der 
Hinterlegung jelbit; werden die Papiere von dem Vorerben der Hinterlegung ent= 
dogen und veräußert, jo verliert der Nacherbe fein durd; die Hinterlegung erlangtes 

echt an bdenjelben. Eine während der Hinterlegung vorgenommene einjeitige Ver: 
fügung des Borerben über die Papiere würde dagegen von vornherein unwirkſam 
fein. Endemann III 88 40 Anm. 16; Meiicheider S. 260 Anm. 2; Pland-Ritgen 
V S. 296 Anm. 3. 

7) 8 2117 BOB. Bol. $ 1815 BOB. und oben S. 953 Anm. 13, 14 ımd 
S. 712 Anm. 1. 

») 8 2118 BGB. Bol. $ 1816 BGB. Nicht bejonders ausgeiprocen ift, daß 
die Eintragung der Beichränfung in dad Schuldbuch die Wirkſamleit ettvaiger tropdem 
getroffener Berfügungen des Borerben ausſchließt. Vgl. hierzu Brot. II S. 6780 
bis 6782 (Bd. 5 ©. 107). Meiſcheider S. 262 und andererfeit® Pland-Ritgen 
V ©. 298 Ann. 2 zu $ 2118. 9 8 2136 BOB. 

5) 88 2119, 1807, 1808 BGB. Bol. oben S. 949—952. Ob eine dauernde 
Anlegung erforderlich iſt, iſt Thatfrage, es bejteht feine Plicht zur Anlegung fämt- 
licher Geldbeträge. 8 2119 will nur die Art der Anlegung bejtimmen und erweitert 
injofern die Haftpflicht des Vorerben, als die gehörige Sorgfalt nur bei mündeljicherer 
Anlegung der Gelder angenommen wird, während der Borerbe ſonſt nur für die in 
eigenen Yngelegenheiten beobachtete Sorgfalt einzuftehen hat. Brot. II ©. 6776 
(Bd. 5 ©. 105). Der Erblafjer kann den Borerben von diejer Verpflichtung befreien, 
$ 2136 BOB. 

°) 8 2121 BGB. Das Iwentar bildet die Grundlage für die Kinftige Aus— 
einanderfeßung zwiſchen Vorerben und Nacderben. Auch nach ALR. war der Vor: 
erbe zur Anventarlegung verpflichtet, doch konnte ihn der Erblafjer abweichend vom 
BGB. von diejer Verpflichtung befreien; in diefem alle war aber anzunehmen, daß 
der Nacherbe nur auf den Ueberreſt eingelegt ſei. SS 470, 471 I 12 ALR. 8 2136 
BGB. Meihheider S. 236 Anm. 4 ff.; Dernburg III $ 158 Anm. 16 ff.; Eccius IV 
8 275 Anm. 17. Bol. aud) unten ©. 1174 Anm. 4. 
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ionderen Form bedarf das Verzeichnis nicht, nur ift e8 mit der Angabe des 
Tages der Aufnahme zu verjehen und von dem Worerben zu unterzeichnen, 
auch hat der Vorerbe auf Verlangen die Unterzeichnung öffentlich be— 
glaubigen !) zu laffen. Der Nacherbe kann verlangen, daß er bei der Auf- 
nahme des Verzeichniffes zugezogen wird, eine Verpflichtung zu einer Mit- 
wirkung bejteht für ihm aber nicht.) Der Vorerbe ijt berechtigt, das 
Verzeichnis durch die zuftändige Behörde oder durch einen zuftändigen Be— 
amten oder Notar aufnehmen zu lajien, auf Verlangen des Nacjerben it 
er hierzu verpflichtet.) Die Koften der Aufnahme und der Beglaubigung 
fallen der Erbjchaft in jedem Falle zur Lajt, fie jind weder von dem Vor— 
erben noch von dem Nacherben perjünlich zu tragen.t) 

b) Der Vorerbe muß gejtatten, daß der Nacherbe den Zujtand der 
zur Erbichaft gehörenden Sachen durch Sadjverjtändige feititellen Täßt.>) 
Für die Ernennung, Beeidigung und VBernehmung der Sachverſtändigen 
it das Amtsgericht zuftändig im deſſen Bezirke ſich die Erbjchaftsgegen- 
jtände befinden.®) 

ce) Gehört ein Wald, ein Bergwerk oder eine andere auf Gewinnung 
von Bodenbeftandteilen gerichtete Anlage zur Erbichaft, jo kann ſowohl der 
Vorerbe al3 der Nacherbe verlangen, daß das Maß der Nußung und Die 
Art der wirtichaftlihen Behandlung durch einen Wirtjchaftsplan feſtgeſtellt 
werden”); der Vorerbe ift zu deſſen Einhaltung verpflichtet. Tritt eine 
erhebliche Aenderung der Umstände ein, jo kann jeder Teil eine entiprechende 
Henderung des Wirtjhaftsplans verlangen.) Die Koſten der Aufitellung 
wie der Aenderung des Planes fallen der Erbſchaft zur Yalt.) 

3. Beiteht Grund zu der Annahme, daß der Vorerbe durch feine 
Verwaltung die Rechte des Nacherben erheblich verleßt, jo ift der Nacherbe 
berechtigt, von dem Vorerben Auskunft über den Bejtand der Erbichaft 
zu verlangen.!%) Erweiſt fi) infolge ded Verhaltens des Vorerben oder 
jeiner ungünjtigen Vermögenslage die Beforgnis einer erheblichen Verletzung 
der Rechte des Nacherben als begründet, jo kann der Nacherbe Sicher— 
heitsleiftung verlangen.!!) Weigert ſich der Vorerbe, Sicherheit zu leiften, 


1) 8 129 BGB., $ 167 RFrG. 

?, 8 2121 Abſ. 2 BGB. Abweichend $$ 1035, 1372, weldye für die Inventar: 
aufnahme eine Pam a Mitwirkung für beide Zeile feitfegen. Brot. II ©. 6750, 
6751 (Bd. 5 ©. 9 

) 8 2121 act 3 BEL. *) $ 2121 Abſ. 4 BGB., Brot. II a. a. ©. 

5) & 2122 BOB. Wal. 88 1034, 1372 Nbi. 2 BGB. Daß dem Vorerben 
ein entiprechendes ———— zuſteht, ergiebt ſich von ſelbſt. Die Koſten der 
———— — u dem zu tragen, der fie veranlaht hat. Vgl. auch Brot. II 

. 6752 (&. 5 J 9 88 15, 164 RFrG. 

78 — Abi. di Sag 1 u. Abi. 2 BOB, Val. 8 1038 und oben ©. 463 
zu Anm. 9ff. ®, $ 2123 Abf. 1 Gap 2 2 BOB. 

J Het Abi. 1 Sa 3 BGB. Abweichend $ 1035 Abi. 1 Sak 3 BGB. 

10) $ 7 BGB. Die Auskunft wird durd) Vorlegung eines nötigenfalls eid- 
lid) zu beträftigenden Bejtandsverzeichnijjes gemäß 3 260 BGB. erteilt. Ohne das 
Recht auf Auskunft würde der Nacherbe vegelmiblg nicht in der Lage fein, jein Recht 
auf Sicherheitsleiitung zu wahren. Brot. II ©. 6757 (Bd. 5 S. v7). 

») $ 2128 Abi. 1, 88 232— 240 BGB. Entſprechendes galt ne 472 112, 
ss 19, 20 I 21 ALR. Eccius IV $ 275 Anm, 25; Dernburg III $ 158 Anm 19, 
Die Beiorgnis muß fich auf das Verhalten des Vorerben (3. B. Verſtoß gegen 
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und wird er hierzu rechtöfräftig verurteilt, jo kann der Nacherbe, falls auf 88 2128 
jeinen Antrag dem Vorerben von dem Gericht eine Friſt zur Sicherheits: bis 2130. 
feiftung bejtimmt, diefe aber erfolglos verftrichen iſt, jtatt der Sicherheits kutgechung 
leiftung im Klagewege verlangen, daß die Ausübung der Rechte ded Vor: Bervattung. 
erben für dejien Rechnung einem vom Gerichte zu bejtellenden Verwalter 
übertragen wird.!) Verwalter fann auch der Nacherbe fein.?) Wird Die 
Sicherheit nachträglich geleiftet, jo it die Verwaltung aufzuheben.?) 

Mit der Entziehung der Verwaltung verliert der Vorerbe das Ned, 
über Erbichaftsgegenftände zu verfügen.t) Die Vorfchriften über den Schuß 
gutgläubiger Dritter bleiben unberührt.d) Den Schuldnern der zur Erb- 
ichaft gehörenden Forderungen gegenüber wird die Entziehung der Ver- 
waltung erjt wirkſam, wenn fie von der getroffenen Anordnung Kenntnis 
erlangt oder wenn ihnen eine Mitteilung (jeitens des Nacherben) von der 
Anordnung zugeftellt wird.) Das Gleiche gilt von der Aufhebung der 
Entziehung.”) 

II. 1. Soweit die zu I und II erwähnten Verfügungsbejchränfungen vnicht zur 
nicht eingreifen, verwaltet der Vorerbe die Erbſchaft frei, er haftet jedoch "nakunn 
dafür, daß dieſe fich bei ihrer Herausgabe an den Nacherben in dem Zus Berwaltung. 
itande befindet, der fich bei einer biß zur Herausgabe fortgejegten ordnungs- 
mäßigen Verwaltung ergiebt.) Sollte er etwa an der Erfüllung diejer 
Verpflihtung durch die ihm auferlegten Verfügungsbeichränkungen behindert 
werden, indem er zur Durchführung der Ordnungsmäßigfeit der Verwaltung, 
insbejondere 3. B. zur Berichtigung von Nachlaßverbindlichkeiten, Ver: 
fügungen treffen muß, die er nicht mit Wirkung gegen den Nacherben vor— 
nehmen Fann®), jo ift der Nacherbe dem Worerben gegenüber verpflichtet, 


8 2119) oder jeine ungünjtige VBermögenslage gründen, jie kann jich nicht auf andere 

Momente (5. B. unvermeidlih gewejene Unterſchlagung von Erbicaftsgegenitänden 

jeiten® Dritter) ftüßen; andererjeitS genügt ein pflichtwidriges Verhalten oder die 

ſchlechte VBermögenslage für ſich allein noch nicht, um die Sicherheitßleijtung fordern 
u fönnen, e8 muß noch die Beforgnis einer erheblichen Verlegung der Nechte des 
acherben hinzutreten. 

ı) $ 2128 Ubi. 2, $ 1052 Abi. 1 BGB. $ 255 Abi. 2 CPO. Gleiches 
war für dad ALR. anzunehmen. Eccius a. a. OD. Anm. 26. Demburg a. a. ©. 
Anm. 20. $ 141 I 21 ALR. Der Erblafier fann anordnen, daß dem Borerben 
troß Nichtleiftung der Sicherheit die Verwaltung zu belafien ijt, er fann ihm die 
Leiſtung der Sicherheit aud) anz erlafien. Bol. 8$ 2136, 2137 BGB. 

9 8 1052 Abſ. 2 BCE. Der Verwalter jteht unter der Aufficht des Gerichts, 
weiches ihn bejtellt hat und zwar wie ein für die Zwangsverwaltung eines Grund— 
ſtücks beitellter Verwalter. 

) 81052 Abi. 3 BOB. ) 8 2129 Abi. 1, 88 2112. BGBB. 

2) 8 2129 Ubi. 2 Sag 1 BGB. 88 892, 893, 932Ff., 1032, 1207 BGB. 

®) $ 2129 Abſ. 2 Sak 2 BGB. Die Schuldner wären andernfalld gegen Die 
Unwirffamteit ihrer in Unlenntnis der Entziehung der Verwaltung geleifteten Zah— 
lungen nicht geihüßt; denn eine Zuftellung der Enticheidung, — welche die Wer: 
waltung angeordnet wird, findet jeiten® des Gerichts an fie nicht ſtatt. Prot. II 
S. 6819 (Bd. 5 S. 126), Pland:Ritgen V S. 307 Anm. 2, 

’, & 2129 Abſ. 2 Sap 3 BGB. 

) $ 2130 Abſ. 1 Saß 1 BGB. Der Vorerbe fann nicht für jede einzelne 
Berwaltungshandlung, jondern nur für das Gejamtergebnis der Verwaltung zur Zeit 
der Herausgabe verantwortlich gemacht werden. Brot. II S. 6755 (Bd. 5 ©. 96). 

») 88 2113, 2114, 2116— 2118 BOB. 
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88 2120, feine Einwilligung zu der Verfügung zu erteilen!), und zwar auf Ber: 


— langen in öffentlich beglaubigter Yorm.?) 


Verantwort⸗ Die Verantwortlichkeit des Vorerben in Anſehung der Verwaltung iſt 


Giendze im übrigen auf diejenige Sorgfalt beſchränkt, welche er im eigenen An— 


gelegenheiten anzumenden pflegt®), aud) hat er Veränderungen und Ber: 
Ihlechterungen von Erbjchaftsjachen, die durch ordnungsmäßige Benutzung 
herbeigeführt werden, nicht zu bertreten.*) 


Die Herausgabe der Erbichaft jelbjt hat nad) dem Eintritte der Nach— 
erbfolge zu gejchehen, auf Verlangen hat der Vorerbe dann Nechenjchaft 
abzulegen’) 

Herausgabe 2. Für die mit der Herausgabe der Erbichaft notwendig werdende 

der Erbſchaft Auseinanderſetzung zwiſchen Vorerben und Nacherben finden binfichtlich der 
Nubungen und Lajten der Erbichaft die allgemeinen Grundjäße Anwendung.®) 
Hat der Vorerbe jedoch Früchte den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirt: 
ichaft zumider oder deshalb im Uebermaße gezogen, weil dies infolge eines 
befonderen Ereignifjes (3. B. Wind- oder Echneebrudy) notwendig geworden 
war, jo hat er deren Wert zu erjegen.) Die Erjaßpflicht fällt fort, jo: 
weit durch den ordnungswidrigen oder den übermäßigen Fruchtbezug die - 
dem Vorerben gebührenden Nußungen beeinträchtigt worden find, jedod) 
bleibt der Vorerbe wiederum injoweit erjaßpflichtig al8 der Wert der Früchte 
nad) den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtichaft zur Wiederheritellung 
der Sache zu verwenden tvar.®) 


') 8 2120 Sa 1 BGB. Durd die Eimwilligungserklärung weijt der Vorerbe 
Dritten gegenüber jeine Verfügungsbefugnis nah und fchüßt fich gleichzeitig gegen 
jpätere Erſatzanſprüche des Macherben. Mot. V ©. 117. Endemann 111 $ 42 
Anm. 4; Pland-Ritgen V S. 299 Anm. 1. 

) 8 2120 Cab 2, $ 129 BGB. $ 167 RFrG. Bal. oben S. 79 Anm. 2. 
Die Koften der Beglaubigung fallen dem Vorerben zur Laſt. (Satz 3.) 

») $ 2131 BGB. Prot. II ©. 6756 (Bd. 5 ©. 96). Endemann III $ 40 
Anm. 22. Bol. $ 277 BGB. Danad) ift aud) die Frage zu enticheiden, ob und 
inwieweit der Vorerbe dem Nacherben gegenüber verpflichtet ift, Nachlahfachen zu ver- 
fihern. Nah 88 16, 132 I 21 ALR. haftete der Vorerbe fir mähiges Verſehen. 
Dernburg III $ 158 Anm. 15; Eccius IV $ 275 Anm. 21. 

) 8 2132 BOB. 

») 8 2130 Nbf. 1 u. 2 BGB. Bal. 88 259, 260 BGB. Wegen der Mög- 
licheit einer früheren Herausgabe vgl. unten ©. 1175 Anm. 8. Befreiung von der 
Pflicht en ordnungsmähigen Verwaltung und Rechenſchaftsablegung gemäß $$ 2136, 
2137 BGB. 

°) 88 101-103 BOB. 

’) 8 2133 BGB. Die aufergewöhnlihen Nutzungen jollen den Vorerben nicht 
zufommen, weil er auch die aufergewöhnlicdhen Laſten und Aufwendungen nicht zu 
tragen braucht. Prot. II S. 6821 (Bd. 5 ©. 127). Bol. $ 1039 BGB., ferner 
88 2136, 2137 BB. 

8) Beilpiel: Ein Karpfenteich muß infolge plögliher Verunreinigung des Waſſers 
vollftändig ausgefiicht, abgelaffen und von neuem mit Fiſchbrut bejegt werden, was 
400 ME. Unkoſten verurjadht, wogegen durch den Verkauf der jämtlichen Fifche 1000 Mt. 
erlöft werden. Bis zum Eintritte der Nacherbfolge liefert der Teich feinen Ertrag, fo: 
daß der Vorerbe einen Einnahmeausfall von 800 ME hat; auf diefe darf er nur 
600 ME. von den 1000 ME. verrechnen, mit den übrigen 400 Mk. muß er die Unkoſten 
der Wiedereinricdytung des Teiches beftreiten. 
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Hat der Vorerbe ferner einen Erbichaftsgegenftand für ſich verwendet, 
jo hat er dejjen Wert herauszugeben. ine weitergehende Haftung wegen 
Verſchuldens bleibt unberührt.) 

3. Andrerjeit3 fann auch der Vorerbe vom Nacherben Erjab für Auf- 
wendungen verlangen, die er zum Zwede der Erhaltung von Erbichafts- 
gegenjtänden gemacht hat, jofern er jie den Umſtänden nach für erforder: 
ih Halten durfte und fie nicht aus der Erbichaft ſelbſt bejtritten hat.?) 
Hierher gehören jedoch nicht die gewöhnlichen Erhaltungsfojten, dieje hat 
der Vorerbe jelbjt zu tragen.?) 

Eine gleiche Erjaßpflicht bejteht für den Nacherben hinfichtlich derjenigen 
vom Vorerben aus feinem eigenen Vermögen beitrittenen außerordentlihen 
Laſten, welche al8 auf den Stammwert der Erbichaftögegenjtände gelegt an— 
zuſehen jind.*) 

Für jonjtige Verwendungen des Vorerben auf die Erbichaft, alſo jolche, 
welche nicht zum Zwede der Erhaltung gedient haben) oder welche der 
Vorerbe als zu diefem Zwecke erforderlich) nicht erachten durfte®), ift der 
Nacherbe nur nad) den Vorjchriften über die Geihäftsführung ohne Auftrag 
zum Erjaße verpflichtet.) Der Vorerbe bleibt jedoch berechtigt, eine Ein: 
richtung, mit der er eine zur Erbſchaft gehörende Sache verjehen hat, weg— 
zunehmen.®) 

Sit mit der Erbſchaft ein landwirtſchaftliches Grundſtück oder ein 
Landgut herauszugeben, jo hat der Nacherbe dem Vorerben für die Be- 
jtellungsfpjten, welche auf die noch nicht getrennten Früchte aufgerwendet 
find, jowie für Die zur Fortführung der Wirtichaft zurüdgelafjenen not- 
wendigen landwirtichaftlichen Erzeugniffe in gleiher Weile Erjaß zu gewähren 
wie der Verpächter dem Pächter?) 

4. Hat der Vorerbe ein zur Erbichaft gehörendes Grundjtüd ver- 
mietet oder verpachtet, jo tritt der Nacherbe, wenn das Miet: oder Pacht: 
verhältnis bei dem Eintritte der Nacherbfolge noch bejteht, kraft Geſetzes 
an Stelle des Borerben in die aus dem Miet: oder Pachtverhältniffe fich 
ergebenden Rechte und Verpflichtungen ein, der Nacherbe kann jedoch den 
Vertrag unter Einhaltung der gefeglihen Kündigungsfrift kündigen. Der 








) 8 2134 BOB. Der Wert des Erbichaftsgegenjtandes ift nad) dem Zeit: 
punkte der Berwendung, nicht dein des Eintritt$ der Nacherbjolge zu berechnen. Pland- 
Ritgen V ©. 310. 

?) 8 2124 Abi. 2 BGB. Prot. II ©. 6796 ff. (85.5 S. 115 ff). Val. 88 256, 
257, 273 BGB. ®) 8 2124 bj. 1 BOB. 

*) $ 2126 BOB. Als außerordentliche Laſten würden ſich 5. B. Straßentoften- 
und Ranalifationskoftenbeiträge darjtellen; die jonjtigen Lajten trägt der PVorerbe. 
Bol. $ 1047 BGB. und oben ©. 467 zu 3. Vgl. auch SS 87 ff. 121 ACH. 

9) z. B. Koſten für die nicht notwendig geweſene Anlegung eines Gutsparkes. 

°) 3. B. Koften für den Neubau von Wirtfchaftsgebäuden, die noch längere 
Zeit vorgehalten hätten. ) $ 2125 Abſ. 1, 88 683 ff. BOB. 

u EN Aa Abi. 2 BGB., 8 258 BGB. Bol. auch 8 472 IT 12, 88 124 fi. 
y 

») 8 2130 Abſ. 1 Gap 2, $ 592, $ 503 Abſ. 2 BGB. Den vorhandenen auf 
dem Gute gewonnenen Dünger hat der Vorerbe zurücdzulafien, ohne da er Werteriag 
verlangen fann. $ 593 Abi. 3 BGB. Befreiung von der Verpflichtung aus Abi. 2 
u. 3 des $ 593 gemäß $$ 2136, 2137 BOB. 
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88 2135, Mieter oder Pächter bleibt an den Vertrag gebunden, ijt aber berechtigt 
.. dem Nacherben unter Beitimmung einer angemefjenen Frift zur Erklärung 
darüber aufzufordern, ob er von dem Kündigungsredhte Gebraud made; 

nach dem Ablaufe der Friſt kann die Kündigung nicht mehr erfolgen.!) 
—— IV. 1. Die meiſten der dem Vorerben auferlegten Beſchränkungen und 
Verpflichtungen find nicht zwingenden Rechtes, der Erblaſſer kann von 
ihnen Befreiung gewähren und dem Vorerben auf dieje Weije eine mehr 
unabhängige und mit größerer Bewegungsfreiheit verbundene Stellung 
jihern, und zwar kann er ihn ſowohl zur freien Verfügung über Grund- 
jtüde, Grundjtüdsredhte und Wertpapiere und zur beliebigen Anlage der 
Erbichaftsfapitalien ermächtigen al3 ihm auch die Verpflichtung zur Ein- 
haltung eines bejtimmten Wirtſchaftsplans, zur Auskunftserteilung, Sicher: 
heitleiftung, ordnungsmäßigen Verwaltung der Erbichaft und Rechenſchafts— 
legung, jowie auch die Haftung für die in eigenen Angelegenheiten beobad)- 

tete Sorgfalt erlafjen.?) 

Ausgeſchloſſen ijt dagegen, dem Vorerben unentgeltliche Verfügungen 
über Erbichaft3gegenftände in weiterem Maße zu geitatten, als fie das Geſetz 
jelbjt zuläßt ($ 2113 Abſ. 2); ebenfowenig fann auch der Erblaffer dem 
Nacherben das Recht auf Mitteilung eine Verzeichniſſes ($ 2121) und auf 
Heltitellung des Zuftandes der Erbichaftsfachen ($ 2122) entziehen, oder 
die Wirkjamkeit jolher Verfügungen ausſprechen, die gegen den Worerben 
jeiten® feiner Öläubiger im Zwangswege erfolgen ($ 2115). 

—2 2. Soweit eine Befreiung von den regelmäßigen Beſchränkungen und 

den Meberreit. Verpflichtungen zuläſſig iſt, kann der Erblaſſer ſie für alle oder auch nur 
für einzelne der im Gejeße vorgejehenen Fülle eintreten lafjen.?) Die 
Befreiung gilt für jämtliche Fälle ald angeordnet, wenn der —* den 
Nacherben auf dasjenige eingeſetzt hat, was von der Erbſchaft bei dem 
Eintritte der Nacherbfolge übrig ſein wird.) Das Gleiche iſt im Zweifel 
anzunehmen, wenn der Erblajier beitimmt Hat, daß der Vorerbe zur 
freien Verfügung über die Erbſchaft beredtigt fein folL.:) 

Die Herausgabepflicht des Vorerben bejchränft fich bei der Einjeßung 
des Nacherben auf den Ueberreſt auf die bei ihm zur Zeit des Eintritts 


1) 88 2iss, 1056 BGB. Vgl. 88 1423, 1663 BOB. 

) & 2136 BGB. Meben der regelmäßigen Nacjerbeneinfegung und der auf 
den Ueberreſt beichränkten jtehen dem Erblafjer ſomit eine Reihe anderer Formen zur 
Verfügung. Brot. II ©. 6873 (Bd. 5 ©. 155). Weitergehende Beſchränkungen 
des Borerben, als fie ihm das Gejeß jelbjt auferlegt, fann der Erblafjer nur inſoweit 
anordnen, als ein Erbe überhaupt bejchränkt werden fann. Mot. V ©. 109. : 
4 B. die Beichränfung aus $ 2209 BGB. Eine Erweiterung der Nechte des Vor— 
erben war auch nad) HER. jtatthaft. Eccius IV $ 275 Anm. 12, 

) Die angeordneten Befreiimgen find bei der Eintragung des Vorerben in das 
Grundbuch von Amtswegen einzutragen. 8 52 RGBO. 

*) 8 2137 Abi. 1 BGB. Die Regelung diejer Nacherbihaft auf den Ueber— 
vejt, wie fie in den 88 2137 und 2138 erfolgt ift, entjpricht im weſentlichen, nament- 
(ih auch hinſichtlich der unentgeltlihen Verfügungen, der de3 ALR. $ 468 ff. I 12, 
jedoch kannte dieſes feine dem $ 2115 entiprechende Beſchränkung der Gläubiger, 
aud war mit NRüdjicht auf 8 471 a. a. D. das Necht des Nacherben auf Inventar: 
legung jtreitig. Dernburg III $ 160 Anm. 7 u. 16; Eccius IV $ 275 Anm. 22. 
Brot. II ©. 6866 (Bd. 5 ©. 15). Bal. $ 2363 BGB. 

5), $ 2137 Abi. 2 BGB. Bol. Meiicheider ©. 275 zu Anm. 21. 
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der Nacherbfolge noch vorhandenen Erbfhaftsgegenftände!); zu diefen 88 2138, 
gehört auch dasjenige, was der Vorerbe durch Nechtsgefhäft mit Mitteln 2189. 
der Erbichaft erworben hat.?) Für Gegenftände, welche er für ſich ver- 

wendet hat, braucht der Vorerbe feinen Erjaß zu leijten®); entiprechend 

fann er aber auch feinen Erjaß für Verwendungen auf Gegenjtände ver- 

langen, die er infolge feiner freieren Stellung nicht herauszugeben hat.*) 

Für fonjtige Verwendungen, namentlich ſolche auf Gegenftände, die der 
Borerbe auch dann nicht herauszugeben hätte, wenn er von den ihm im 
Regelfalle obliegenden Beichränfungen nicht befreit wäre, wie z. B. Die 

zufällig untergegangenen, bewendet es bei den allgemeinen Negeln.?) 

Die dem Vorerben bei der Nacherbichaft auf den Ueberreſt hiernad) 
zufommende freie Verfügungsmacht darf er nicht mißbrauchen, er iſt dem 
Nacherben zum Schadenerjage verpflichtet, wenn er in der Abjicht, letzteren 
zu benadjteiligen, die Erbichaft vermindert®), oder wenn er den ihm ob- 
liegenden Beichränfungen zuwider unentgeltlich über einen Erbjchaftsgegen- 
ſtand verfügt hat.”) 


$ 269. 


3. Eintritt der Naherbfolge. 


I. 1. Mit dem Eintritte des Falles der Nacherbfolge hört der Vor- Anfall an den 
erbe auf, Erbe zu jein, und fällt die Erbichaft kraft Geſetzes dem Nach- apionderımn. 
erben an.) Zwiſchen dem Vermögen de8 Vorerben und dem Nachlafje 
tritt damit eine volljtändige Sonderung ein, und es leben die infolge des 


) 8 2138 Abi. 1 Sa 1 BOB. 

) 8 2111 BGB. Prot. II ©. 6873 (Bd. 5 ©. 15). Für das ALR. wurde 
Gleiches angenommen. Dernburg a. a, DO. Anm. 12 f.; Meifcheider S. 278 Anm. 5. 
Denfichrift S. 287, 

) 88 2134, 2136 BGB. Der befreite Borerbe kann deshalb 3. B. feine vor 
Erwerb der Erbſchaft kontrahierten Schulden mit Mitteln der Nacerbichaft bezahlen 
und Erbichaftägegenjtände mit jeinen eigenen Sachen zu wejentlichen Bejtandteilen 
verbinden, ohne Erſatz leiften zu brauchen. Brot. IT a. a. ©. 

) 8 2138 Nbf. 1 Satz 2 BGB. 

5) Brot. II ©. 6874, 6875 (Bd. 5 ©. 15). 

9 $ 2138 Abſ. 2 Halbjat 2 BGB. Gleiches galt für das ALR. Dernburg 
a. a. D. zu Anm. 11. 

8 2138 Abi. 2 Halbjap 1 BGB. Der Erſatzanſpruch beſteht nur infoweit, 
als nicht die Geltendmachung der Unwirkſamkeit der unentgeltlihen Verfügung ($ 2113 
Abi. 2) zur Befriedigung des Nacherben führt. Pland-Ritgen V S. 314 Anm. 3. 
Strohal S. 111 Anm. 24. Bol. für dad ALR. Demburg a. a. DO. zu Anm. 9; 
Meiicheider S. 277 Anm. 4. Der Wert des verſchenkten Gegenftandes ijt für den 
Schadenserfag nad) dem Zeitpunfte der Herausgabe der Nacherbſchaft, nicht dem der 
Scentung zu bemeſſen. Brot. II S. 6875, 6876 (Bd. 5 ©. 15). 

) 8 2139 BOB. Mot. V ©. 82, 83. 8 466 I 12 ALR. Demburg III 
$ 159 Anm. 2 u. 3; Eccius IV $ 275 Anm. 47. Der Borerbe kann feine Erben- 
jtellung nicht vor dem Eintritte des Falles der Nacherbfolge aufheben; eine Verein- 
barung zwijchen ihm und dem Nacherben über eine frühere Herausgabe der Erbſchaft 
würde dad Verhältnis des Vorerben zu den Gläubigen und Schuldnern der Erb- 
Ihaft nicht berühren. Mot. V ©. 110, 111. Pland-Ritgen V ©. 316; Fromm: 
a Anm. 1 zu $ 2139; Eccius IV $ 275 Anm. 31; a. M. Demburg im $ 159 

nm. 3. 





88 2110, 
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Erbfalls durch Vereinigung von Recht und Verbindlichkeit oder von Recht 
und Belaſtung erloſchenen Rechtsverhältniſſe wieder auf.!) Dieſe Rechts— 
änderungen vollziehen ſich wie im ALR. unabhängig von der Herausgabe 
der Erbſchaft kraft Geſetzes.?) 

Der Vorerbe iſt jedoch auch nach dem Eintritte des Falles der Nach— 
erbfolge zur Verfügung über Nachlaßgegenſtände in dem gleichen Umfange 
wie vorher berechtigt, bi er von dem Eintritte Kenntnis erlangt oder ihn 
fennen muß.) Ein Dritter kann fi) aber auf dieſe Berechtigung nicht 
berufen, wenn ihm bei der Wornahme des betreffenden Rechtsgeſchäfts der 
Eintritt des Falles der Nacherbfolge bekannt war oder bekannt jein mußte.t) 

2. Iſt bei dem Eintrittte des Falles der Nacherbfolge die Geburt eines 
Nacherben zu erwarten, jo fann die Mutter, falls fie außer ſtande iſt, ſich 
jelbjt zu unterhalten, bi8 zur Entbindung jtandesgemäßen Unterhalt aus 
dem Nachlaß oder, wenn noch andere Perjonen ald Erben berufen jind, 
aus dem Erbteile des Kindes verlangen. Bei der Bemejjung des Erbteils 
ift anzunehmen, daß nur ein Kind geboren wird.) 

3. Gegenſtand der Nacherbfolge ijt dad, was der Worerbe in feiner 
Eigenichaft al3 Erbe erhalten hat. Wie im ALR. gehört hierzu im Zweifel 
auch der Erbteil, der dem Vorerben infolge des Wegfall3 eine8 Miterben 
angefallen ijt®), im Zweifel dagegen nicht ein ihm zugewendetes Voraus— 
vermächtni8.?) Außerdem gilt auch hier der Grundſatz der jog. dinglichen 
Surrogation: was der Vorerbe auf Grund eines zur Erbſchaft gehörenden 
Nechtes®) oder ald Erjaß für die Zerjtörung, Beichädigung oder Entziehung 
eine8 Erbichaftsgegenitande® oder durch Nechtsgeihäft mit Mitteln der 
Erbſchaft erwirbt, gehört zur Erbſchaft, jofern der Erwerb dem Vorerben 
nicht als Nußung gebührt.?) 

Die Zugehörigkeit einer durch Nechtsgefchäft envorbenen Forderung 
zur Erbichaft braucht jedoch der Schuldner erit dann gegen ſich gelten 
zu lafjen, wenn er von der Zugehörigfeit Kenntnis erlangt hat.) 


45 2143 BGB. Mot. V ©. 107, 123. $ 481 I 12 ALR. Dermburg a. 
a. D. Anm. 13; Eccius a. a. O. Anm. 37. ) 8 158 Abſ. 2, $ 163 BOB. 

) $ 2140 Sa 1 BGB. Der Vorerbe wird hierdurch gegen die andernfalls 
eintretende Unwirkſamkeit feiner in Unkenntnis des Erlöſchens ſeines Rechtes vorge: 
nommenen Verfügungen und gegen eine etwaige Echadenseriappflicht geihügt. BRK. 
©. 175. Die Borichrift bezieht ih nur auf „Berfügungen“, nicht aucd auf obligato- 
riiche Verträge; anders in den Fällen der $$ 1424 (1472, 1497, 1546, 1549), 1682, 
1893 BOB. Bol. jedoch Strohal S. 112, 113 Anm. 29. 

) $ 2140 Sab 2 BGB. Kannte der Vorerbe den Eintritt oder mußte er 
ihn fennen, jo fünnen zu Gunſten des qutgläubigen Dritten nur die Vorſchriften zu 
Gunſten derjenigen, welche Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten, — 
finden. Vgl. hierzu Strohal S. 113 Anm. 30; Planck-Ritgen V ©. 317. 

6) 88 2141, 1963 BGB. Bal. 88 377, 381 IT 12 ALR. u. oben ©. 1053 zu V. 

9) 8 2110 Abſ. 1 BGB. Für dad ALR. vgl. Dernburg III $ 159 Anm. 15. 
Eccius IV 8 275 Anm. 35; Meiicheider S. 205. 

)8 2110 Abſ. 2 BGB. Dernburg a. a. ©. Anm. 14; Eccius a. a. O. 
Anm. 38; Meiſcheider ©. 241. 

8) 3. B. des Rechtes auf den Schatz. $ 984 BGB. Mot. V ©. 101. Eccius 
a. a. O. Anm. 41 nimmt für das ALR. an, daß der im Nachlaßgrundſtücke gefundene 
Scaß dem Vorerben verbleibt. 

) $ 2111 Sag 1 BGB. Mot. V ©. 109. Vgl. 88 2019, 2041, 2374 BGB. 

‚, $ 2111 Gap 2, 88 406—408 BGB. Bol. Strohal S. 115 Anm. 37. 


8 269. Eintritt der Nacherbfolge. 1177 





Der herauszugebenden Erbſchaft tritt ferner das hinzu, was der Vor- 88 2111, 
erbe den Anventar eines erbichaftlihen Grundſtücks einverleibt.!) rn 

4. Der Nacherbe kann die Erbjchaft in gleicher Weije wie jeder andere 215. 
Erbe ausſchlagen; das Recht hierzu erwächſt ihm bereit3 mit dem Ein- us 
tritte des Erbfalls, nicht erjt mit dem Cintritte des Falles der Nacherb- Kiaaune dr 
folge.?) Die Ausichlagung richtet fich im übrigen nach den für die Erb- 
ſchaftsausſchlagung im allgemeinen geltenden NRegeln.?) 

Schlägt der Nacherbe die Erbihaft aus, jo verbleibt fie, wie im 
ALR., dem Vorerben, foweit nicht der Erblafier ein anderes beſtimmt, 

5. B. einen Erjagerben für den Nacherben ernannt hat.t) 

II. 1. Mit feinem Eintritt in die Erbenftellung übernimmt der Nach— dee 
erbe im allgemeinen audy die Haftung für die Nachlaßverbindlichleiten, die Nactap- 
hierbei finden die Vorſchriften über die Beſchränkung der Haftung des ren 
Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten auch auf ihn Anwendung.) Wie 
jeder andere Erbe haftet der Nacherbe jomit grundſätzlich nur beichränft ®) 
und ziwar auch dann, wenn der Vorerbe etwa das Recht auf Beichränkung 
verloren hat; denn für den Nacerben als unmittelbaren Nechtsnachfolger 
des Erblafjers iſt dieſes Necht auf Beſchränkung ein durchaus jelbjtändiges, 
von dem Nechte des Vorerben unabhängiges.’) Hat der Vorerbe jedoch 
bereit ein Inventar errichtet, jo fommt dieſes auch dem Nacherben zu jtatten.*) 

Dem Vorerben gegenüber kann fich der Nacherbe auch dann auf die 
Beichränfung feiner Haftung berufen, wenn er fie den übrigen Nachlaß— 
gläubigern gegenüber verwirkt hat.?) 

Als Gegenjtand der Haftung tritt an Stelle des Nachlaſſes dasjenige, 
was der Nacherbe aus der Erbichaft erlangt, mit Einjchluß der ihm gegen 
den Vorerben als jolchen!%) zuftehenden Anjprüche.t!) 

2. Mit dem Eintritte der Haftung des Nacherben erliſcht entſprechend Haftung dei des 
die des Vorerben; leßterer bleibt jedoch verhaftet: 

a) injoweit al3 der Nacherbe nicht haftet 12): 3.8. für Vermächtniffe, die 
dem Vorerben perjönlich auferlegt find, oder — wenn er jelbjt unbejchränft, der 
Nacherbe aber nur bejchränft haftet !3), — für den Ausfall, den die Gläubiger 
erleiden, wenn die Nacherbichaft zu ihrer Befriedigung nicht ausreicht; 


98 2111 Abi. 2 BGB. Bol. ss 588 Abi. 2, 1048 Abſ. 1, 1378 BGB. 
Mot. Y‚s 110. 98 2142 Abſ. 1. Meiſcheider S. 279. 

* 1983 fi. BGB. Dben S. 1043, 1044. Bu der Frage, ob auch die An- 
nahme der Erbſchaft jchon vor dem Eintitte des Falles der Nacherbfolge erklärt 
werden kann, vgl. Planck-Ritgen V S. 318 Anm. 3; Peiler ©. 62. 

*) 8 2142 Abi. 2 BGB. Mot. V ©. 120, 121. Für das ALR. vgl. Dern: 
burg III $ 159 Anm. 4; Eccius IV $ 275 Ann. 51. 

) 8 2144 Abſ. 1 Cab 1 BEP. 9) Siehe oben ©. 1058 fi. 

) Mot. V ©. 127. Bol. Endemann III 8 43, 3b. 

®) 8 2144 Nbj. 2 308. Mot. V ©. 126. Bgl. 3 998 CPO. Eccius IV 
$ 275 Anm. 49, 50; Dermburg III $ 159° zu Anm. 5. 

) 8 2144 Abi. 3 BGB. Bol. $ 2063 Abf. 2 BGB. Dem Vorerben gegen: 
über in > der Nacherbe ſtets nur beichränft. 
h. auf Grund einer Berlegung der dem Vorerben durch die 88 2130 fi. 
aufelegten Verpflichtungen. 1) 8 2144 Abſ. 1 Sap 2 BOB. 
8 2145 Abi. i Sap 1 BOB. 
19 Haftet der Nacherbe unbeichränkt, jo wird der Vorerbe von der Haftung 
frei; hat der Vorerbe jedoch Nutzungen gezogen, die er dem Nacherben nicht heraus- 





83 2145, 
2146. 


— an 
Glaͤubiger. 


Prozeß. 
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b) für diejenigen Nachlaßverbindlichkeiten, welche im Verhältniſſe 
zwiſchen dem Vorerben und dem Nacherben dem Vorerben zur Laſt fallen, 
z. B. für vom Vorerben nicht bezahlte Zinſen einer Nachlaßſchuld.) 

Die Berichtigung der zu a) und b) erwähnten Nachlaßverbindlich— 
feiten fann der Vorerbe jedoch, jofern nicht jeine Haftung unbeſchränkt ift, 
infoweit veriveigern, al3 dasjenige nicht ausreicht, was ihm von der Erb- 
Ihaft gebührt?); ev muß dann jedoch das, was ihm von der Erbichaft 
verblieben ift, zum Zwede der Befriedigung der Gläubiger im Wege der. 
Bwangsvollitredung herausgeben.®) 

3. Um den Nachlafgläubigern die Kenntni8 von dem Eintritte der 
Nacherbfolge zu ſichern, ift der Vorerbe diefen gegenüber verpflichtet, den 
Eintritt der Nacerbfolge unverzüglich dem Nachlafgericht anzuzeigen.*) 
Die Anzeige des Vorerben wird durch die Anzeige des Nacherben erjegt.’) 

Das Nachlaßgericht hat die Einficht der Anzeige jedem zu gejtatten, 
der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht.®) 

III. Tritt während des NechtsjtreitS zwijchen einem Vorerben und 
einem Dritten über einen der Nacherbfolge unterliegenden Gegenjtand der 
Fall der Nacerbfolge ein, jo wird, jofern der Worerbe befugt war, ohne 
Zuftimmung des Nacherben über den Gegenjtand zu verfügen, hinfichtlich 
der Unterbrehung und der Aufnahme des Verfahrens der Nacherbe wie 
ein Nechtönachfolger des Vorerben behandelt. ”) 

Ein Urteil, das zwijchen einem Nacherben und einem Dritten über 
einen gegen den Vorerben als Erben gerichteten Anjpruch oder über einen 
der Nacherbfolge unterliegenden Gegenitand ergeht, wirkt, jofern e8 vor 
dem Eintritte der Nacherbfolge rechtskräftig wird, für den Naderben.®) 
Erging das Urteil gegen den Vorerben, jo wirkt e8 auch gegen den 
Nacherben, jofern der Vorerbe befugt war, ohne Zuftimmung des Nach— 
erben über den Gegenftand zu verfügen.) 

Sit das Urteil dem Nacherben gegenüber wirkfam, jo fann eine voll 
ſtreckbare Ausfertigung für jowie gegen den Nacherben erteilt werden.!0) 





zugeben hat, jo bleibt er mit diejen in gleicher Weife wie vorher haftbar. Mot. V 
©. 127. Pland-Ritgen V ©. 323; Endemann IL 5 43 Anm. 16. 

!) $ 2145 Nbj. 1 Sab 2 BL. Brot. II ©. 6861 (Bd. 5 ©. 149). Der 
Nacherbe bleibt neben dem Borerben verhaftet. 

2, $ 2145 Abi. 2 Satz 1 BGB. Mot. V ©. 127. 

) $ 2145 Nbj.2 Sap 2, 88 1990, 1991 BGB. Das Recht der Nachlaßver— 
waltung oder den Nachlaßlonkurs zu beantragen jteht dem Worerben nicht mehr zu, 
da er mit Eintritt der Nacherbfolge aufgehört hat, Erbe zu jein. 

) $ 2146 Abi. 1 Sap 1 BGB. Den Nachlaßſchuldnern gegenüber bejteht die 
Anzeigepflicht nicht, 7 werden durch $ 2111 Abſ. 1 Sap 2, $ 2129 Abi. 2 Sap 2 


gejichert. Vgl. $ 23 s) 8 2146 Abi. 1 Sat 2 BGB. 
* 8 2146 bh. 5 BGB. ) 88 242, 239 CPO. Bol. auch $ 246 CPO. 
j 8 326 Abi. 1 CPO. °) 8 326 Abi. 2 CBO. 


10) 8 728 Abi. 1, 8 727 CRD. 
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IV. Bermädtnis.') 


$ 270. 


1. Allgemeines. 


I. Ein Vermächtnis it nad) BGB. eine Verfügung bon Todes- 
wegen (Teſtament, Erbvertrag), durd; die der Erblaffer einem Anderen, 
ohne ihn als Erben einzujegen, einen Vermögensvorteil zumendet.?) 
Das BGB. veriteht aber unter einem Vermächtniſſe nicht blos die letzt— 
willige Verfügung, durch die einem Anderen ein Wermögensvorteil zuge- 
wendet wird, jondern auch den Anipruch auf den zugewendeten Vermögens— 
vorteil, wie auch den vermachten Gegenjtand jelbjt. Indem das VOB. das 
Vermächtnis als Tegtwillige Zuwendung eines Vermögensvorteild auffaßt, 
ſchließt es fich im wejentlichen dem römiſchen echte an, deſſen Quellen 
da8 Vermächtnid als eine „donatio quaedam a defuncto relicta“®) oder 
als eine „delibatio hereditatis, qua testator ex eo, quod universum 
heredis foret, alicui quid collatum velit“t) bezeichnen. Das Vermächtnis 
iſt eine freigebige Zumendung auf Koften des Nachlafjes, infofern diejer 
ji) um den Betrag des ihm zu entnehmenden Vermögensvorteils vermindert. 

Wenn demgegenüber das ALR. „einzelne bejtimmte in einem Teſta— 
ment oder Kodizille jemandem hinterlafiene Sachen oder Summen“ Legate 
oder Vermächtnifie nanntes), jo kann hierin allerdings nur eine Beichreibung 
de3 Gegenstandes der Zuwendung des Vermachten gefunden werden, doc 
fonnte aus dem Inhalte diejer objektiven Bejtimmung in Verbindung mit 
den 88 1, 2, 5 I 12 ALN. eine Begriffsbeftimmung dahin entnommen 
werden, daß dad ALR. unter einem Vermächtnis eine Verfügung auf den 
Todesfall veritand, durch die der Erblafjer einem Anderen einzelne be- 
jtimmte Sachen oder Summen zumwendete; damit war denn auch die Ver- 
ihaffung eines Vermögensvorteil3 und die Abficht der Liberalität zu Gunsten 
einer beſtimmten Perſon bejaht. 

II. Das römiſche Recht kannte anfänglich zwei Arten von Vermächt— 
niffen, die Legate und die Fideikommiſſe. 


) Mot. V ©. 133 ff., Prot. II ©. 6881 ff. (Bd. 5 ©. 160 ff.). Tit Inst, 2, 20 
bis 24, Tit. Dig. de legatis I, II, III (Buch 30—32 de legatis et fideicommissis) 
und Buch 33-56, Tit. Cod. 6, 37—54. Arndts in Glücks Pandektentonmentar 
Bd. 46, 47 und 48 Abt. 1, 2, fortgeieht von GSalfowsfi Bd. 49; ©. Mayer, Die 
Lehre von den Legaten und Fideikommiſſen, I. Abt. (1854), unvollendet; Windſcheid— 
Kipp Bd. 3 88 623—668; Dernburg: Biermann, Pandekten III SS 98—116; 
Koeppen, Lehrbuch 88 107—140; Koeppen Snitem ©. 74 ff.; Hartmann, lleber Be- 
gift und Natur der Vermächtniffe im römischen Necht (1872); Pfaff und Hoffmann, 

ommentar a öfterr. BGB., Erfurje II S. 316 ff.; Endemann III 88 65—72; 
Strohal 8$ 29—37; Boehm, Erbrecht (2. Aufl.) 88 35— 54: Cofad II 88 402—405; 
Enneccerus:Lehmann II 88 317—320; Matthiaß II SS 151—153; Nüger im Säch— 
fiihen Ardiv Bd. 9 ©. 442 ff.; Meiicheider 8$ SO—108; Peiſer, Teitamentsrecht $ 4 
©. 112ff.; Demburg III 88 132—154; Eccius IV 8 252. 

) 8 1939 BOB. ®) 8 1 Inst. de legatis 2, 20. 

“ L. 116 pr. D. de legatis I. 3) 8 6 1 12 ALM. 


8 1989. 


Begriff. 
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1. Das legatum, ein Inſtitut daS alten civile ius, jeßte ein Teſta— 
ment voraus, nur der testamentarius heres fonnte mit einem Legat be— 
lnftet werden. Jedes Legat mußte mit bejtimmten folennen Worten (ver- 
bis eivilibus imperativis) angeordnet werden. 

Man unterſchied 4 Arten der Legate: 

a) Da3 legatum per vindieationem, angeordnet mit den Worten 
„do lego“, jpäter aud) mit „sumito“, „capito“, „habeto“ (L. Titio ho- 
minem Stichum do lego), gab dem Legatar unmittelbar Eigentum. 

b) Daß legatum per damnationem, angeordnet mit den Worten 
„damnas esto“ (heres meus damnas esto L. Titio centum dare), machte den 
Legatar zum Gläubiger des Erben. 

c) Daß legatum sinendi modo (heres meus damnas esto sinere L. 
Titium hominem Stichum sumere sibique habere) legte dem Erben die 
Verpflichtung auf, dem Legatar die Wegnahme der Sache zu gejtatten. 

d) Das legatum per praeceptionem (L. Titius hominem Stichum 
praecipito), war nad) der Anficht der Sabinianer ein Vorausvermächtnis zu 
Gunſten eines Miterben, nad der Anficht der Profulianer eine Abart des 
Vindifationslegats. 

2. Das fideicommissum, urjprünglich fein Nechtsinjtitut, bejtand in 
einer legtwillig erklärten Bitte des Erblajjerd an den zu Belajtenden, 
einem Dritten etwas zuzumenden; die Erfüllung der Bitte war lediglich) 
der fides des Gebetenen (Fiduziars) überlaffen.!) Seit Auguftus wurde 
das fideicommissum zu einem Nedtsinjtitut erhoben und extra ordinem 
klagbar. 

Die Söhne Conſtantins erklärten, daß für die Legate necessaria non 
sit verborum observantia und Juſtinian hob im Jahre 531 den? Unter: 
Ihied von Legaten und Fideilommijjen auf, indem er anordnete, daß beide 
völlig gleich jtehen jollten. Per omnia exaequata sunt legata fideicom- 
missis (Ulpian, L. 1. D. de legatis 1). Seitdem gab es nur noch ein 
Vermächtnis. 

III. Auch das BGB. kennt, wie das gemeine Recht und das ALR. 
nur eine Art von Vermächtniſſen. Während das frühere Recht die Er— 
richtung eines Vermächtniſſes in einem Teſtament oder in einem teſta— 
mentariſchen oder Inteſtat-Kodizille?) verlangte, erfolgt nach BGB., das 
Kodizille nicht kennt, die Anordnung von Vermächtniſſen in einem Teſta— 
ment oder in einem Erbvertrage. 

Das Vindikationslegat iſt vom BGB. nicht aufgenommen; der 
Vermächtnisnehmer wird nicht unmittelbar Eigentümer des vermachten 
Gegenſtandes, ſondern erlangt nur ein perſönliches Forderungsrecht gegen 


!) Ulpian fragm. XXV, 1. Fideicommissum est quod non civilibus verbis, 
sed precativis relinquitur; nee rigore iuris eivilis profieiseitur, sed ex voluntate 
datur relinquentis. 

?) Das von Qujtinian (1. 32 Cod, de fideicommisses 6, 42) eingeführte Oral: 
fideifommiß (fideicommissum heredi praesenti iniunctum), deſſen Form in der un— 
mittelbaren Erklärung des Erblaſſers an den Beſchwerten bejtand, ift vom BGB. 
bejeitigt. Das ALR. (88 172, 173, I 12) hatte diejes Fideikommiß in der Weije über: 
nommen, daß der mündliche Auftrag den Erben bis zum zwangzigiten Teil des Nach— 
laſſes verpflichtete. 
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den Bejchwerten, kraft dejjen er von dem Bejchwerten die Leiftung des 55 2147, 
vermachten Gegenjtandes zu fordern berechtigt iſt.) Die aus dem Ver: 2167 
mächtniffe hervorgehende Forderung ift eine Nachlafverbindlichfeit, der 21H 
Bermächtnisnehmer iſt alſo Nachlaßgläubiger. 


$ 271. 


2. Die beteiligten. Perjonen.?) 


I. 1. Beſchwert werden kann mit einem Wermächtnifje jowohl der _ Der 
Erbe als auch ein Vermächtnisnehmer; fomeit nicht der Erblaſſer ein am, Leſchwerte. 
deres bejtimmt hat, gilt der Erbe als bejchwert.S) 

Sind mehrere Erben oder mehrere Vermächtnisnehmer mit demjelben 
Vermächtniſſe bejchwert, jo find im Zweifel die Erben nach dem Ver: 
hältniffe der Erbteile, die Vermächtnisnehmer nad) dem Werhältnifje des 
Werte der Vermächtniſſe bejchwert.t) Dies gilt jowohl für das Ver— 
hältnis der Beſchwerten untereinander, al3 auch — abweichend vom ALN.S) — 
in Unjehung ihrer Haftung dem Bedachten gegenüber; ein jeder von ihnen 
fann demnach von vornherein nur in Höhe de auf ihn entfallenden An— 
teil in Anjpruch genommen werden.®)?) 

2. Wie im ALR. gilt das Vermächtnis regelmäßig nicht als an Die 
Berjon des Beſchwerten, jondern als an die ihm gemachte Zuwendung ge: 
Inüpft; das Vermächtnis bleibt deshalb wirkfam, auch wenn der Bejchwerte 
nicht Erbe oder Vermächtnisnehmer wird. Beſchwert ijt in diefem Falle 
derjenige, welchem der Wegfall des zunächit Berechtigten unmittelbar zu 
jtatten fommt.8) Doch greift dieſe Negelung nur ein, jofern nicht ein anderer 


ı) 8 2174 BGB. 

?) Hipp, Wer fann nad deutichem bürgerlichen Rechte mit Vermächtnifien be: 
lajtet werden? (in der Feitichrift der Univerſität Erlangen zum 80. Geburtätage des 
Prinzregenten Quitpold) 1901, S. 107. 

5 * 2147 BGB. Bermäctniänehmer ift aud) der von ar wegen Beſchenkte 
im Falle ded 8 2301 Abi. 1 BGB. 4) 8 2148 BOB. 

x ®) 88 289, 293 I 12 ALR. Ececius IV $ 252 Anm. 13; Dernburg III $ 136 
Anm. 13. 

) Zit der Gegenjtand des Vermächtnijies unteilbar, jo haften die mehreren 
——— dem Gläubiger gegenüber als Geſamtſchuldner. $ 431 BGB. Ebenſo 
verbleibt e8 bei der Megel des 8 2058, falld das Vermächtnis den Erben gemein- 
ſchaftlich auferlegt iſt. Vgl. oben ©. 1134, Anm. 7ff. 

) Die Fälle, daß Erben und Bermäc)tnisnehmer gleichzeitig mit demjelben 
Bermächtniffe bejchwert jind, unterliegen der jreien Auslegung, es wird ſich für ſie 
regelmäßig eine entſprechende Anwendung des $ 2148 ergeben. Mot. V S. 137. 
Keine Regel iſt auch für den Fall gegeben, daß das Vermächtnis alternativ, d. h. 
mehreren Beſchwerten in der Weiſe auferlegt iſt, daß es von dem einen oder von 
dem anderen zu leiſten iſt. Nach der Abſicht des Erblaſſers wird ſolchenfalls ein 
Gejamtichuldverhältnis nach $421 BGB. anzunehmen fein. Mot. V ©. 138. an 
Anm. 3; Pland:Ritgen V ©. 328 Anm. 2; AM. Endemann 111 $ 68 Anm. 6. 
Bol. Dernburg a. a. DO. Anm. 12, 16. 

) 8 2161 BGB. & 279 I 12 ALR. Mot. V ©. 189, 190. Dernburg 
a. a. D. Anm. 10ff.; Eccius IV $ 256 Anm. 51; Meiſcheider ©. '330. Bol. $ 2187 
Abi. 2 BSP. 


SS 2149, 
2150, 
2160, 


Der Bedadıte. 


Borauss 
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Prälegat. 
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Wille des Erblafferd anzunehmen ift, was namentlich 3. B. der Fall fein 
wird, wenn das Vermächtnis eine Leiltung betrifft, die von dem Beichwerten 
nur perjönlic) vorgenonmen werden Fann.!) 

Auch im Falle der Nacherbfolge belaitet das Vermächtnis die Erb- 
ſchaft als jolche, doch fann nach dem Willen des Erblafjer8 auch nur der 
Borerbe?) oder nur der Nacherbe als beichtwert zu gelten haben. 

II. 1. Die Fähigkeit, Vermächtnisnehmer zu fein, richtet jich nad) 
den für die Erbfähigleit geltenden Grundjäßen, doch gilt die Abweichung, 
daß der Bedachte zur Zeit des Erbfall® noc nicht erzeugt zu fein 
braucht.®) 

2. Bedacht werden kann ſowohl der Erbe als aud) eine dritte Perjon. 
Hat der Erblaijer bejtimmt, daß dem eingejeßten Erben ein Erbſchafts— 
gegenitand nicht zufallen ſoll, ſo gilt der Gegenjtand als den gejeglichen 
Erben vermacht!); zu dieſen rechnet hierbei jedoch nicht der Fiskus.) 

3. Sit der Erbe bedacht, jo liegt ein Vorausvermächtnis vor; 
diefes kann entweder ausſchließlich den Miterben des Bedachten oder 
anderen VBermächtnisnehmern auferlegt jein (Vorausvermächtnis im weiteren 
Sinne), es kann aber der bedachte Erbe auch jelbjt mitbejchwert fein (Vor: 
ausvermächtnis im engeren Sinne). Das gemeine Recht ließ im leßteren 
Falle das Vermächtnis infoweit unwirkſam fein, als es den Erben jelbjt 
bejchtverte, weil niemand Berechtigter und Verpflichteter in einer Perſon 
jein fünne; der Erbe behielt zwar die ganze Zuwendung, den ungültig ver- 
machten Teil jedoch iure hereditario, nicht iure legati.d) Nach der Auf: 
faffung des BGB.) entipricht jedoch diefe Regelung, da fie zur Folge 
hat, daß der Erbe in vielen Beziehungen ungünftiger fteht als andere Ver— 
mächtnisnehmer, nicht dem wahren Willen des Erblafjers; diejer geht viel- 
mehr dahin, daß der Erbe in Anjehung des Vermächtnisteils, welcher ihn 
jelbjt belajtet, zwar alle Nechte eines Erben behalten, zugleich; aber auch, 
joweit die Eigenschaft als Vermächtnisnchmer ihm eine günjtigere Stellung 
gewährt, auch dieje Stellung einnehmen fol. Um diefem Willen entjprechen 
zu können, läht daS BOB. deshalb im Anſchluß an das ALR. das Bor: 
ausvermächtniS in jeinem ganzen Umfang allen Nachlaßbeteiligten gegen: 
über als vollwirkſames Vermächtnis gelten.s)”) 


') Bgl. $ 280 I 12 ALR. TDemburg a. a. ©. Anm. 13; Eccius IV $ 252 
Am. 14, 

2) Der Vorerbe hat in diefem Falle das Vermächtnis aus den ihm verbleibenden 
Nupungen der Erbſchaft zu beftreiten. Mot. V ©. 123, 124, 

») $ 2160 BGB. Gleiches galt für das ALR. 

*) 8 2149 Sag 1 BGB. Nicht hierher gehört der Fall, daß ſich der Erb- 
laſſer die Ergänzung feiner Verfügung über den Gegenitand vorbehalten hat 
($ 2086 BOB.). ) $ 2149 Sa 2 BOB. 

°) Dernburg, Band. III S$ 115, 116; Meiſcheider S. 336 fi. 

7) Mot. V S. 139, 140. 

», 8 2150 BOB. 88 262, 263 I 12 ALR. Brot. II S. 6884, 6855 (Bo. 5 
S. 162, 163). Endemann III $ 68 Anm. 14 ff; Strohal S. 117 ff.; Planck-Ritgen 
V €. 329; Dernburg III $ 137; Eccius IV $ 252 Anm. 19 ff. 

) Verjchieden von dem Vorausvermächtnis ift die Anordnung, durch welche 
der Erblafjer einem Miterben einen beftimmten Gegenstand auf jeinen Erbteil zumeift. 
Vgl. Strohal S. 117 Anm. 4; Pland:Ritgen V ©. 330 Aum. 3. 
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Wie im ALR. bildet das Vorausvermächtnis eine von dem Erbteile 
des Bedachten unabhängige, völlig jelbitändige Zuwendung; der Bedachte 
fann e8 behalten, auch wenn er die Erbichaft ausichlägt!), und die Unwirk— 
ſamkeit der einen Zuwendung zieht noch micht ohne weitere® die der 
anderen nad) jich.2) Wie jedes andere Vermächtnis ift e8 (ohne Anrechnung 
auf den Erbteil des Bedachten) aus dem Nachlaſſe vorweg zu berichtigen?) 
und auf jeine Teilung finden, falls e8 mehreren Erben zujammen hinter: 
lafjen ift, ausichließlich die für die Vermächtniffe geltenden Grundſätze An- 
wendung, auch wenn die mehreren Erben zur Erbjchaft ſelbſt zu ver: 
Ichiedenen Bruchteilen berufen jind.t)) Das Gleiche gilt bei Wegfall 
eines der mehreren Wermächtnisnehmer Hinfichtlich der Anwachſung. 

4. Bei der Beitimmung der Berjon des Bedadten kann ſich der 
Erblajjer abweichend von dem für die Erbeinjeßung geltenden Grundjage 
der Hülfe anderer Perſonen bedienen®): 

a) Der Erblaſſer kann Mehrere mit einem Vermächtnis in der Weile 
bedenfen, daß der Beichwerte oder ein Dritter zu beitimmen hat, wer von den 
mehreren vom Erblafjer Bezeichneten das Vermächtnis erhalten joll.”) Auch 
ohne ausdrückliche Uebertragung jteht dieſes Beſtimmungsrecht dem Beſchwerten 
dann zu, wenn der Erblafjer die mehreren Bezeichneten in der Weije be- 
dacht hat, daß nur der eine oder der andere das Vermächtnis erhalten joll.®) 

Die Bejtimmung des Beichwerten erfolgt durch Erklärung gegenüber 
demjenigen, welcher das Vermächtnis erhalten joll, die Beitimmung des 
Dritten erfolgt durch Erklärung gegenüber den Bejchwerten.?) 


J Das Borausvermächtnig fan aber aud nur für den Fall ausgejegt fein, 
daß der Bedachte wirklich Erbe werde. Vgl. Strohal S. 118 Anm. 5 

) 8 2085 BOB. 

) 8 2046 BGB. 8$ 271, 273 I 12 ALR. Neicht der Nachlaß nicht zur 
Dedung jämtlicher Bernähtnife aus, jo ijt bei ihrer vorzunehmenden Kürzung das 
Vorausvermächtnis in voller Höhe in Aniat zu bringen. $ 1992 BGB. Bal. 8 226 
Abi. 2 KO. Auf den Pilichtteil it auch das Vorausvermächtnis Are Bei $ 2307 
BER. 8 396 IT 2 ACH. 

) Sind z.B. A zu ’/, B zu ®/, als Miterben berufen und ihnen beiden zu— 
ſammen 400 als Vorausvermächtnie ausgeiegt, jo erhält jeder 200. 88 2157, 2091 
BGB. Wären jedem 400 im voraus vermacht oder nur einem von ihnen, ohne daß 
gejagt ift, wer der Beſchwerte fein jolle, jo würde dagegen A auf 100, B auf 300 
— 82148 BGB. Nach römiſchem Rechte hätte A 300, B 100 erhalten! Bol. 

. 34 N 12 D. de legat I. Dernburg, Band. III $ 116 Anm, 2. 

b) Bol. ferner 88 2110 Abſ. 2, 2373 BGB. Die jelbjtändige Stellung des 
Boraußvermächtnifies fann für den Nachlahgläubiger inſofern von Bedeutung werden, 
ald ein im Aufgebotsverfahren ausgejchlofiener Gläubiger jih un das Prälegat nicht 
mehr halten fan, wenn es beveit3 berichtigt it. $ 1973 Abſ. 1 Sap 2. Bal. 
ss 1974, 1989 BGB. Prot. II a. a. O. Endemann a. a. D. Anm. 17. 

®), Die Zulafiung gewiſſer Ausnahmen von der Regel des $ 2065 Abf. 2 BGB, 
iit für Vermächtniſſe mit Rückſicht auf die Bedürfniiie des praktiſchen Lebens für not— 
wendig gehalten worden. Vgl. Prot. II S. 6618, auch S. 6626 (Bd. 5 ©. 25, 26, 29.) 

') $ 2151 Ab. 1 BOB. Der Kreis der Perjonen, unter welchen die Wahl zu 
erfolgen bat, muß ein befchränfter fein, 3. B. Dienitboten, Berwandte. Entiprechendes 
galt für dad ALR. Eccius IV $ 252 — 16ff., 33. 

®) $ 2152 BOB. Bal. $ 262 BGB. 

*») $ 2151 Abj.2 BGB. Bol. 5 1308. BOB. Die Ertlärung it unwiderruflich. 
Eine ridyterliche Nachprüfung der getroffenen Beitimmung ift ausgeſchloſſen. Brot. II 
S. 6624 (Bd, 5 ©. 28). 
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Kann der Beſchwerte oder der Dritte die Beſtimmung nicht treffen 
oder geben ſie innerhalb einer ihnen vom Nachlaßgericht auf Antrag eines 
der Beteiligten gejtellten Frijt!) eine Erklärung nicht ab, jo find die Be- 
dachten Gejamtgläubiger.?) Ein jeder von ihnen fann nunmehr auf 
Leiftung des ganzen Vermächtniſſes Klage erheben), wer e8 erhält, ift im 
Zweifel nicht zur Teilung verpflichtet.) 

b) Der Erblaffer fann den Beichwerten oder einen Dritten auch be: 
jtimmen Jafjen, was jeder von mehreren Bedachten von dem vermachten 
Gegenitand erhalten joll.d) Erfolgt die Beſtimmung nicht, jo ſind die 
Bedachten zu gleihen Teilen berechtigt.®) 

III. Für den Fall, daß der zunächſt Bedachte das Vermächtnis 
nicht erwirbt, fan der Erblafjer wie im ALR. den Gegenjtand des Vers 
mächtnifjes einem Anderen zuwenden (Erjabvermächtnis). Auf die 
Berufung des Erſatzbedachten finden die für die Einjeßung eines Erſatz— 
erben geltenden Borfchriften der SS 2097 bis 2099 entiprechende An- 
wendung.”) 

IV. Ebenjo kann der Erblaffer, wie im ALR. entiprechend der Nach— 
erbeinjeßung auch ein Nachvermächtnis anordnnen.d) Als folhe Anordnung 
jtellt fich jede Verfügung dar, durd; welche der Erblaffer den vermachten 
Gegenſtand von einem nach dem Anfalle des Vermächtnifies eintretenden 
beitimmten Zeitpunkt oder Ereignis an einem Dritten zuwendet.?) Mit Eintritt 
des Falles des Nachvermächtniſſes wird der zunächit Bedachte zur Heraus— 
gabe des vermachten Gegenjtandes an den Nachvermächtnisnehmer ver: 
pflichtet, und erlangt leßterer ein entiprechendes Forderungsrecht.1%) Hat der 
Erblaffer den Zeitpunkt oder das Ereignis, mit dem das Nachvermächtnis 
fällig werden joll, nicht bejtimmt, jo kann die Herausgabe erjt mit dem 


) Gegen die Friſtſetzung jojortige Beichwerde gemäh $ 80 RFrG. 

?) 8 151 Abi. 3 Zap 1 u. 2 BOB. 

°) Vgl. Dernburg III $ 135 Anm. 18 ff. Auch nach erhobener Klage kann 
der Beſchwerte noch immer an einen anderen Bedachten leilten, dies gilt auch dem 
Kläger gegenüber als Erfüllung, doch werden die Prozekloiten dann regelmäßig dem 
Beichwerten zur Laft fallen müjlen. Brot. IT S. 6619 (Bd. 5 ©. 26). Bgl. 
5 428 BOB. 

+), 8 2151 Ubi. 3 Satz 3 BGB. Anders $ 430 BGB. 

9) 8 2153 Abſ. 1 Sap 1 BGB. Bol. Cap 2. 

®e) $ 2153 Abi. 2 BGB. Zur Abgabe der Teilungserklärung fann wie im Falle 
des 8 2151 eine Friſt geießt werden. Ob jeder der Bedachten etwas erhalten muß 
oder einige übergangen werden fünnen, und ob die einzelnen Teile gleichwertig fein 
müſſen, iſt Auslequngsfrage. 

9 8 2190 BGB. 88 458—465 I 12 ALR. Um das Recht aus der Erſatz— 
berufung auf ſeine Erben übertragen zu können, braucht der Erſatzbedachte nur den 
Erbfall, nicht auch den Fortfall des zunächit Bedachten erlebt zu haben. Vgl. oben 
S. 1158 zu Anm. 6. 

v8 2191 BGB. 88 53, 466, 467, 489 I 12 ALR. Mot. V ©. 208. 

», 8 2191 Nbj. 1 BGB. Es wird hier nur eine Auslegungsvorichrift für die 
Fälle gegeben, in denen dem Worbedachten die Herausgabe der Erbſchaft nicht aus— 
drücklich auferlegt iit und es deshalb zweifelhaft fein fann, ob thatſächlich ein Nach— 
vermächtnis oder ein den Erben belaftendes zweites Vermächtnis vorliegt. Mot. V 
©. 209. Frommhold zu $ 2191 Anm. 1 

‚, 8 2174 BOB. Bol. Cojad IT 8 402 Anm. 5 ff. 
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Tode des erſten Vermächtnisnehmers verlangt werden.) Der Herausgabe— 
anſpruch erſtreckt ſich hierbei im Zweifel auch auf den Teil des Vermächt— 
niſſes, welcher dem erſten Vermächtnisnehmer infolge des Wegfalls eines 
Mitvermächtnisnehmers durch Anwachſung oder Erſatzberufung ange— 
fallen iſt.?) 

Der für die Nacherbeinſetzung geltenden Regel entſprechend liegt in 
der Anordnung eines Nachvermächtniſſes im Zweifel auch diejenige eines 
Erſatzvermächtniſſes. Iſt zweifelhaft, ob jemand als Erſatzvermächtnisnehmer 
oder als Nachvermächtnisnehmer bedacht iſt, jo gilt er als Erſatzvermächtnis— 
nehmer.3) 

Hat der Exrblafier einen Abkömmling, der zur Zeit der Errichtung 
der letztwilligen Verfügung feinen Abkömmling hat oder von dem der 
Erblafjer zu dieſer Zeit nicht weiß, daß er einen Abkömmling hat, für bie 
Zeit nad) dejjen Tode mit einem Nachvermächtniſſe beſchwert, jo ift anzu— 
nehmen, daß letzteres nur für den Fall gelten jolle, daß der vorbedachte 
Abkömmling ohne Nachkommenſchaft jtirbt.t) 


8 272, 


3. Gegenftand des Vermächtniſſes. 


I Gegenjtand eines Vermächtniſſes kann alles fein, was zum Gegen— 
ſtand eines Sculdverhältnifjes gemacht werden Fann.?) 

Hinſichtlich der Beitimmung des Gegenftandes jteht der Erblaſſer 
dem für die Erbichaft geltenden Grundſatze gegenüber injofern freier da, 
als es genügt, daß der Gegenjtand nach feinen Anordnungen ermittelt 
werden fann: 

1. Der Erblaffer kann bei der Anordnung eines Vermächtnijjes, deſſen 
Zweck er beitimmt hat, die Beitimmung der Leiftung dem billigen Er— 
meſſen (nicht auch dem freien Belieben) des Beſchwerten oder eines Dritten 
überlafjen.%) Der Bedachte ift hierbei an die durch den Beſchwerten ge= 
troffene Bejtimmung nur gebunden, ſofern fie der Billigfeit entipricht, 
andernfall3 wird die Beitimmung durch Urteil getroffen.) Der Bejtimmung 
des Dritten gegenüber können die Beteiligten vichterlihe Enticheidung nur 
beantragen, fall8 die getroffene Beitimmung offenbar unbillig ijt.®) 

2. Der Erblafjer fann ein Vermächtnis auch in der Art anordnen, 
daß der Bedachte von mehreren individuell oder auch nur der Gattung 


1) 88 2191 Abi. 2, 2106 Abi. 1 BGB. Die Wirkjamkeit des Nachvermächt: 
nifjes iſt im übrigen wie diejenige anderer Vermächtniffe grundjäßlic an die Friſt 
von 30 Jahren gebunden. Vgl. 88 2162, 2163 BOB. 

8 2191 Nbi. 2, 2110 Abi. 1 BGB. 

” 88 2191 Abi. 2, 2102 BGB. 9 88 2191 Abi. 2, 2107 BGB. 

> —** $ 2174 BB. Mot. VE. 

156 BGB. Die 8$ 315— 319 80 finden entſprechende Anwendung. 

Fr Abſ. 3 BGB. Die Vermächtnisanordnung muß aljo wenigiten® derart be— 
ſtimmt fein, daß eine vichterliche Brüfung überhaupt möglich ift, andernfalls ijt fie 
unwirkſam. ) 8 319 Abſ. 1 BGB. 


Leste, Allg. Preuß. Landrecht. 75 
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88 2154, nach beftimmten Gegenjtänden nur den einen oder den anderen erhalten joll.!) 
2155. Die Beitimmung des Gegenjtandes erfolgt in dieſem Falle durch Wahl; 
wie im ALR. ſteht das Wahlrecht regelmäßig dem Beichwerten al3 dem 
Schuldner der Leijtung zu, doch kann es der Erblafjer auc dem Bedachten 

oder einem Dritten übertragen.?) 

Kann der Dritte die Wahl nicht treffen oder verzögert er fie über 
eine ihm vom Nachlaßgericht auf Antrag eines der Beteiligten geitellte 
Frift hinaus, fo geht das Wahlrecht auf den Beſchwerten über.s) 

Die Wahl erfolgt jeitend des Beſchwerten und des Bedachten durd) 
Erklärung gegenüber dem anderen Teile, jeitens des Dritten durch Erklärung 
gegenüber dem Bejchwerten.t) 

Gattungs⸗ 3. Der Erblaſſer kann die vermachte Sache auch nur der Gattung 

vermaͤchtnis. nach beſtimmen.s) Der Beſchwerte hat dann eine den Verhältniſſen des 
Bedachten entiprechende Sache zu leiſten) und zivar, wie im ALR., ohne 
Nüdjiht darauf, ob ji) Sachen der betreffenden Gattung im Nachlafje 
vorfinden oder nicht; doch kann nach dem Willen des Erblafjers die Leiftung 
auch nur aus zur Erbſchaft gehörenden Sachen zu bewirken jein?), ſodaß 
da3 Vermächtnis unwirkſam wird, wenn zur Zeit des Erbfalld feine Sachen 
der betreffenden Gattung im Nachlaſſe vorhanden find. 

Die Auswahl der Sahe hat im Zweifel durch den Beichwerten zu 
erfolgen ®), doch kann fie der Erblafjer wie beim Wahlvermächtnis dem Be- 
dachten oder einem Dritten übertragen.?) 

Entjpricht die von dem Bedachten oder dem Dritten getroffene Be- 
jtimmung den Verhältniſſen des Bedachten offenbar nicht, fo Hat der 


) 8 2154 Abſ. 1 Sak 1 BGB. SS 388—400 I 12 ALR. Mot. V ©. 171,172. 
Es entfteht hier ein alternatives Schuldverhältnis, auf das die 88 262—265 BGB. 
anzumenden find. Brot. II ©. 6940, 6941 (Bd. 5 ©. 195). Eine Wahl kann auch 
dann notwendig werden, wenn nicht feitzuitellen ift, welche von mehreren in dem 
Nachlaſſe vorhandenen Sachen der betreffenden Art der Erblafjer gemeint hat. Vgl. 
$ 389 I 12 ALR. Eccius IV $ 252 Anm. 38; Dernburg III $ 153 Anm. 2, 

7, 8$ 262, 2154 Abi. 1 Sat 2 BGB. Eccius a. a. O. zu Anm. 38 ff. 

) 8 2154 Abſ. 2, $ 2151 Abſ. 3 Sap 2 BGB. $ 80 RFrG. Meifcheider 
S. 395 Unm. 7. Nah ALR. 8 396 I 12 ging das Wahlrecht auf den Vermächtnis: 
nehmer über. Wegen deö lleberganges des dem Beſchwerten zuftehenden Wahlrechts 
auf den Bedachten und des umgekehrten Falles vgl. $ 264 Abi. 1 u. 2 BOB. 

*, 8 263 Abſ. 1, $ 2154 Abſ. 1 Satz 2 BGB. 

6) 8 2155 BGB. 88 401-404 I 12 ACH. 

6) Hehnlich $ 404 112 ALR., vgl. Mot. V ©. 173. Abweichend $ 243 Abi. 1 
BGB., doch fommt diefer jubjidiär zur Anwendung, falls die Verhältnijje des Bedachten 
feinen genügenden Anhalt zur Beſtimmung des Gegenftandes bieten. Strohal S. 145 
Anm. 2; Frommhold Anm. 2b zu $ 2155. 

) Sog. gemiſcht-generiſches Vermächtnis, das möglicherweije ald Wahlvermächt: 
nis, nicht als Gattungsvermächtnis gewollt jein kann. Vom Gattungsvermäctnis ift 
auch das Vermächtnis einer Sahgejamtheit zu unterjcheiden; jolches liegt vor, wenn 
der Erblajjer jämtliche im Nachlaſſe vorhandene Gegenſtände einer gewifien Gattung, 
z. B. feine Pferde, jeine Bibliothef, jeinen Weinkeller vermaht hat. Vgl. Der: 
burg III $ 148; Ecciuß IV $ 252 Anm. 66 ff. 

6) Dies ijt nicht beſonders ausgeiprochen, folgt aber aus Abſ. 1 u. 2 des 
$ 2155 wie auch aus dem Wejen der Gattungsſchuld. Meifcheider 8 100 Anm. 3 u. 10. 

) $ 2155 Abi. 2 BGB. Die nach) $ 2154 für die Wahl des Dritten geltenden 
Vorjhriften finden Anwendung (auch wenn dem Bedachten dad Wahlrecht zujteht). 
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Beichwerte fo zu leijten, wie wenn der Erblafier über die Beitimmung der 88 2157, 
Sache feine Anordnung getroffen hätte, der Beſchwerte beitimmt aljo wie 2 
im Regelfalle die zur Erfüllung des Vermächtniffes dienende Sache jelbit.!) zyg4 
II. Sit derjelbe Gegenitand mehreren Perſonen vermacht, jo teilen Gemein: 
ſie ſich ihn nach den gleichen Grundjägen, welche für die Teilung der Erb- — 
ſchaft gelten ?), bei fehlender Beſtimmung der Anteile alſo wie im ALR. 
zu gleichen Teilen.?) 
Fällt einer von den mehreren mit demjelben Gegenjtande Bedachten yumahiung. 
vor oder nach dem Erbfalle fort, jo wächſt deſſen Anteil den übrigen Be— 
dachten entjprechend dem preußischen Rechte nad) dem Verhältnis ihrer Anz 
teile an.t) Sind einige der Bedachten zu demjelben Anteile berufen, fo 
tritt die Anwachſung zunächſt unter ihnen ein.°) 


Der Erblafjer kann die Anwachſung ausjchliegen); dies kann aud) 
ſtillſchweigend geichehen, doch iſt entjprechend dem preußiichen Nechte ?) die 
Ausichliegungsabiicht aus dem Umſtand allein, daß der Erblafjer die An— 
teile der Bedachten ausdrüdlich bejtimmt hat, noch nicht zu folgern.®) 


Wie ein anwachſender Erbteil geht aud) der anwachſende Vermächtnis: 
anteil mit den auf ihm ruhenden Lajten über und gilt in Anfehung der 
Vermächtniſſe und Auflagen, mit denen er oder der urjprüngliche Anteil 
beſchwert iſt, als bejonderes Vermächtnis.?) 


III. 1. Individuell beſtimmte Sachen gelten wie nad) ALR. als Umfan 
in dem Zuftande vermacht, in dem fie fi zur Zeit des Erbfalls be Bemlar. 
finden 0); bis dahin eingetretene Veränderungen treffen deshalb den Be— 
dachten, doch joll, falls dem Erblafjer wegen einer nad) der Anordnung 
des Vermächtniſſes erfolgten Bejhädigung der Sade ein Anjprud auf 
Erſatz der Minderung des Wertes zujteht, im Zweifel da8 Vermächtnis 
19 auch auf diefen Anjpruch erjtrecden.t!) 


',$ 2155 Abſ. 3 BGB. Es findet weder eine neue Auswahl durch den 

Wahlberechtigten jtatt, noch beitimmt etwa das Gericht die Leijtung. 
2157, 2089-2093 BGB. 

) 8 2091 BGB. Dernburg III S 135 Anm. 6ff.; Eccius IV 8 252 Anm. 18. 

) $ 2158 Abi. 1 Sap 1 BGB. 88 368-370 I 12 ALR. Die Anwachſung 
iſt ausgeſchloſſen, joweit der vermachte Gegenitand real geteilt iſt. Ob Realteilung 
vorliegt, iſt Auslegungsfrage, ſie iſt auch bei dem Vermächtnis einer Forderung nicht 
ohne weiteres als gewollt anzunehmen. Bol. Planckh-Ritgen V ©. 337 Anm. 1 zu 
$ 2158, Anm. 2 zu $ 2157; binfichtlich der Annahme und Ausſchlagung des an- 
wachfenben Teiles vgl. unten S. 1195 Anm. 8. 

&, 8 2158 Abi. I Sat 3 BOB. 

9 2158 Abi. 2 BGB. Ebenio $ 372 I 12 ACH. 

) Dernburg III 5 135 Anm. 13; Meilcheider S. 366 Anm. 22; Mot. V ©. 186. 

", 8 2158 Abi. 1 Sab 2 BOB. 

°») $ 2150 BOB. Bol. $ 2005 BGB., oben ©. 1157 zu Ann. 4 und D. 
Nah ALR. brauchte der Borbedahte für die auf dem amwachlenden Teile ruhenden 
Vermächtniſſe nur in Höhe des Zuwachſes aufzufommen. 88 371, 287 1 12 ALR., 
oben ©. 1157 Anm. 6. 

%, Mot. V ©. 163. Prot. II S. 6914, 6915 (Bd. 5 ©. 179, 180). $ 305 
I 12 ALR. Dernburg III S 139 Anm. 1. 

1) 8 2164 Abi. 2 BEL. Für den Fall volljtändiger Zerftörung oder Ent: 
ziehung der Sache gilt $ 2169 Abi. 3 BGB. 
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Mit der Sache jelbit ift im Zweifel auch das zur Zeit des Erbfalls 
vorhandene Zubehör als vermacht anzujehen.t) 

2. It ein zur Erbichaft gehörender Gegenjtand vermacht, der mit 
fremden Rechten belajtet ijt, jo fann der Bedachte wie nah) ALR. im 
Zweifel nicht deren Bejeitigung vom Beſchwerten beanipruchen 2); fteht je- 
doch dem Erblaffer ein Anjpruch auf Bejeitigung der Belaftungen zu, jo 
gilt im Zweifel auch diejer Anſpruch als vermadht.3) 

Dieje Auslegungsregel findet Feine Unwendung auf Hypotheken, Grund: 
ichulden oder Rentenſchulden, die dem Erblaſſer ſelbſt an einem ver: 
machten Grundjtüde zuftehen; ob dieſe al3 mitvermadht zu gelten haben, 
ift lediglich nad) den Umſtänden des einzelnen Falles zu beurteilen.*) 

3. Iſt ein zur Erbichaft gehörendes Grundſtück vermacht, auf dem 
eine Hypothek für eine Schuld des Erblafjers oder für eine Schuld Tajtet, 
zu deren Berichtigung der Erblaſſer dem Schuldner gegenüber verpflichtet 
ift, jo würde die Uebernahme der dinglichen Belaftung allein noch nicht 
dazu führen, daß der Vermächtnisnehmer auch materiell die Hypothefen- 
ſchuld trägt; denn durch Befriedigung des Gläubiger würde der Bedadhte 
die perfönliche Forderung gegen den Erben erlangen, und letzterer anderer: 
jeit8 bei Inanfpruchnahme durch den Gläubiger noch nicht die Hypothek 
eriverben.d) Dem thatſächlichen Erfolge nach hätte fomit der Erbe das 
Grundftüd von der Hypothek zu befreien. Dieſes Ergebnis betradhtet das 
BOB. ald dem vermutlichen Willen de8 Erblafjer3 widerjprechend, weil 
nach der heutigen wirtichaftlihen Auffafjung der Hypothek zu ihrer Dedung 
in erſter Linie das Grundſtück ſelbſt bejtimmt ift, jodaß diejes nur abzüglich 
der auf ihm ruhenden Hypothefen al8 vermacht anzujehen ift. In Ueberein- 
ſtimmung mit dem preußifchen Nechte läßt deshalb das BGB. nicht nur die 
dingliche Belaftung auf den Vermächtnisnehmer übergehen, fondern bejtimmt 
darüber hinaus, daß der Bedachte im Zweifel dem Erben gegenüber 
zur rechtzeitigen Befriedigung des Gläubigerd infoweit verpflichtet iſt, 
als die Schuld durch den Wert des Grundſtücks gededt wird.‘) In 
Höhe dieſes Wertes muß hiernach der Bedachte, ohne zwar perjönlicher 
Schuldner des Gläubigers zu werden, dieſen doch in derjelben Weije be= 
friedigen al3 wenn er Sich hierzu dem Erben gegenüber vertragsmäßig 
verpflichtet hätte.) Der Wert des Grundjtüds ift hierbei nach dem Zeit: 





1) 8 2164 Abſ. 1 BGB. Nur das geſetzliche Zubehör (88 97, 98 BGB.) 
gilt als vermadht. 

) 8 2165 Abi. 1 Sat 1 BGB. 88 325, 326 I 12 ALR. Dernburg III 
8 140 Anm. 1 u. 2; Eccius IV $ 252 Anm. 52. °, 8 2165 Abi. 1 Sap 2 BOB. 

“, 8 2165 Ab. 2 BGB. Ergeben die Umſtände feinen Anhalt dafür, daß der 
Erblajjer die Hupothef dem Erben hat entziehen wollen, jo muß fie ald dem Erben 
verblieben angejehen werden; jo aud) die Herricende Meinung für das preußiiche 
Recht. Eccius a. a. O.; Demburg a. a. D. Anm. 9. Entſch. RG. Bd. 23 No. 40 
©. 189. Brot. II ©. 6922 fi. (Bd. 5 ©. 184 ff). 

5, 8$ 1143, 1164 BOB. 

6 8 2166 Abi. 1 Sap 1 BGB. $ 326 I 12 ALR. Brot. II ©. 6928 ff. 
(Bd. 5 © 188). Mot. V ©. 167, 168. Eccius IV 8 252 Anm. 52. Dern— 
burg III $ 140 Anm. 3 und 4; Endemann III $ 72 Anm, 10. 

',$ 329 BGB. Der von Gläubiger belangte Erbe kann aljo in Höhe des 
Grundftüidswerte® Regreß gegen den Bedachten nehmen ($ 1164 BGB.), während 
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punkt, in welchem das Eigentum auf den Vermächtnisnehmer übergeht, und 
unter Abzug der der Hypothek im ange vorgehenden Belajtungen zu be- 
rechnen.!) Sit dem Erblafjer gegenüber ein Dritter zur Berichtigung der 
perſönlichen Schuld verpflichtet 2), jo beſteht die Verpflichtung des Ver— 
mächtnisnehmers im Zweifel nur infoweit, als der Erbe die Berichtigung 
nit von dem Dritten erlangen fann®), und fie entfällt gänzlich, wenn es 
fih um eine Sicherungshypothek Handelt, für die ein Höchitbetrag be— 
ſtimmt ift.4) 

4. Sind neben dem vermachten Grunditüd andere zur Erbſchaft ge- 
hörende Grundftüde mit der Hypothek beichwert, jo beichränft fich die 
Verpflihtung des Vermächtnisnehmers dem Erben gegenüber im Zweifel 
auf den Teil der Schuld, der dem Verhältniſſe des Wertes des vermachten 
Grundjtüds zu dem Werte der jämtlichen Grundjtüde entipricht.5) 

5. Eine entiprechende Verteilung der Belaftung hat zwiſchen dem 
Erben und dem Vermächtnisnehmer zu erfolgen, wenn auf dem vermachten 
und auf anderen zur Erbichaft gehörenden Grumdjtüden eine Gejamt- 
grundjchuld oder eine Geſamtrentenſchuld Lajtet.e) 

Gehört eines der mithaftenden Grundftüde nicht zur Erbichaft, und 
war der Erblafjer zur Zeit des Erbfalld gegenüber dem Eigentümer diejes 
nicht zur Erbichaft gehörenden Grundjtüds oder einem Necht3vorgänger 
diejes Eigentümers zur Befriedigung des Gläubigers verpflichtet, jo liegt 
dem Vermächtnisnehmer dem Erben gegenüber die Verpflichtung ob, Die 
Schuld bis zur Höhe des Wertes des vermachten Grundſtücks zu 
berichtigen. ”) 

IV. 1. Soweit ein vermacdhter bejtimmter Gegenjtand zur Zeit des 
Erbfalls nicht zur Erbichaft gehört, läht da8 BGB. das Vermächtnis 
regelmäßig unwirkſam fein und zwar, abweichend vom ALR., ohne zu 
unterjcheiden, ob der Gegenſtand dem Beichwerten, dem Bedachten oder 
einem Dritten gehört, und ob der Erblaſſer davon, daß die Sache eine 


(eßterer die perfönliche Forderung gegen den Erben nur infoweit geltend machen kann, 
als er den Gläubiger über den Grundſtückswert hinaus befriedigt hat. 

ı) 8 2166 Abi, 1 Sap 2 BGB. Strohal S. 139, 140; Küngel in Gruchots 
Beitr. Bd. 41 ©. 595 ff. 

2) 3. B. wenn der Erblafier die Bürgichaft für eine Schuld des Dritten über- 
nommen und die Hypothek zur Dedung der Schuld hat eintragen lafjen. 

) 8 2166 Abi. 2 BGB. Der Nachweis der fruchtloſen Belangung des Dritten 
gehört zur Begründung des Klaganſpruchs. 

* 8 2166 Abi. 3 BOB. Für das preußische Necht war es jtreitig, ob bei 
der dem 8 1190 BGB. entiprehenden Kautionshypothef der Erbe oder der Bedachte 
die Forderung zu berichtigen Hatte. Vgl. Dernburg III $ 140 Anm. 6; Eccius IV 
8 252 Anm. 52. An der Regel des $ 2165 Abſ. 1 wird durch $ 2166 Abſ. 3 nichts 

eändert. Die dingliche Belajtung geht alio auch bei der Kautionshypothel auf den 
edachten über. Pland:Ritgen V ©. 344 Anm. 4. 

5) 8 2167 BGB. Berrägt z. B. die Geſamthypothel 15000, der Wert des 
vermadhten Grundſtücks 10000 und derjenige des mithaftenden Grundſtücks 20000, 
jo haftet der Bedachte fiir 5000. Der Wert jedes einzelnen Grundjtüds ijt nad) 
8 2166 Abi. 1 zu berechnen, 9 8 2168 Abi. 1 BB, 

)2 8 2168 Abſ. 2 BGB. Steht umgelehrt dem Erblajfer gegen den Eigen- 
tümer des nicht zur. Erbichaft gehörenden Grundftüds ein Anſpruch auf Befriedigung 
des Gläubigers zu, fo gilt $ 2165 Abi. 1 Sap 2. 


88 2166, 
2167, 
2168. 


Geſamt⸗ 
hypothet. 


Vermãchtnis 
eines nicht 
zur Erbſchaft 
gehörenden 
Gegen: 
ftandes. 


88 2169, 
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fremde fei, Kenntnis gehabt hat oder nicht!) Als nicht zur Erbichaft ges 
hörig gilt hierbei auch der Gegenjtand, zu deſſen Veräußerung der. Erblafjer 
verpflichtet ijt.?) Kann der Bedachte nachweijen, daß der Gegenjtand ihm 
auch für den Fall zugewendet fein fol, daß er nicht zur Erbſchaft gehört, 
jo bleibt das Vermächtnis wirkfam.?) 

Ueber die Zugehörigkeit zur Erbichaft entjcheidet lediglih der Zeit— 
punkt des Erbfalls; das Vermächtnis bleibt deshalb insbejondere dann 
unwirkſam, wenn der Erblafjer den vermachten Gegenjtand zwar zur Zeit 
der Anordnung des Wermächtnifjes beſeſſen, ihm aber jpäter veräußert oder 
auch ohne feinen Willen verloren hat. 

2. Hat eine vermachte Sache dem Erblaſſer nicht eigentümlich gehört, 
jondern ſich nur in jeinem Bejige befunden, jo it das Vermächtnis nod) 
nicht gegenjtandslos, vielmehr gilt im Zweifel der Beſitz der Sache als 
vermacht und ziwar ohne Unterichied, ob der Erblafjer davon, daß die 
Sache nicht in feinem Eigentume jtehe, Kenntnis gehabt hat oder nicht); dieje 
Auslegungsregel ijt jedoch dann ausgeſchloſſen und das Vermächtnis des— 
Halb unwirkſam, wenn der Beſitz der Sache dem Bedachten Feinen recht- 
lihen Vorteil gewähren Fanı. 5) 

Das Vermächtnis fann auch dann wirkſam bleiben, wenn der vers 
machte Gegenftand zwar nicht zur Erbichaft gehört, dem Erblaſſer aber 
ein Anſpruch auf deſſen Leijtung oder, fall3 der Gegenjtand nad) der An— 
ordnung des Vermächtniſſes untergegangen oder dem Erblafjer entzogen 
worden ijt, ein Anſpruch auf Erſatz des Wertes zufteht; im Zweifel muß 
bier diejer Anſpruch als vermacht gelten. ®) 

3. Gehört der vermachte Gegenjtand zur Zeit des Erbfalld nicht zur 
Erbichaft, bleibt aber das Vermächtnis wirkſam, weil er aud für Diejen 
Fall zugewendet iſt, jo hat der Beichwerte den Gegenitand dem Bedachten 
zu verjchaffen.?) 

Sit der Beſchwerte zur Verichaffung des vermachten Gegenjtandes 
außer jtande, weil 3. B. der Eigentümer ſich weigert, ihn zu verkaufen, 


) 8 2169 Abi. 1 Halbjap 1 BGB. Mot. V ©. 142. Prot. II ©. 6894 fi. 
(Bd. 5 ©. 1671). $ 377 ff. 112 ALR. Dernburg III $ 138 Anm. 13, 14, 8 142 
Anm. 2; Eccius IV $ 252 Anm. 61 ff; Meiicheider S. 372, 376, 377. 

2) 8 2169 Abi. 4 BGB. 

) $ 2169 Abi. 1 Halbjap 2 BGB. Vol. $ 2170 Abi. 1 BGB. 

*) $ 2169 Abi. 2 Halbjap 1 BGB. Brot. II ©. 6895, 6896 (Bd. 5 ©. 168, 
169). Gleiches war für das ALR. anzunehmen; $ 385 I 12. Eccius a. a. 0. 
Anm. 47; Dernburg 111 $ 138 Anm. 18. 

) 8 2169 Abſ. 2 Halbſatz 2 BGB. Prot. a. a. DO. Endemann III $ 69 
Anm. 16; Strohal S. 136 Anm. 10, 

) $ 2169 Abſ. 3 BGB. Entiprechend iſt auch ein etwaiger Bereiherungs: 
anſpruch als vermacht anzujehen. Strohal S. 134 Anm. 6. Bol. auh 8 2172 
Abſ. 2 Satz2, 82164 Abſ. 2. Iſt an Stelle des vermachten nicht mehr vorhandenen 
Hegenjtandes ein Erjaßgegenitand gleicher Art getreten, jo kann diefer als vermacht 
anzujehen jein. Vgl. Mot. V ©. 155, 156. Pland:Ritgen V ©. 347 nm. 5. 
Wegen des ALR. vgl. Dernburg und Eccius a. a. O. 

8 2170 Abſ. 1 BGB. 8 377 112 MER. Betreffs dev Verpflichtungen, 
die dem Beſchwerten in Anſehung des vermachten Gegenſtandes obliegen, val. $ 2182 
Abi. 2 u. 3 BGB. 
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jo tritt an die Stelle des Gegenſtandes ſein Wert.) Iſt die Verſchaffung 5%, ri 


zwar an ſich möglich, aber nur mit unverhältnismäßigen Aufwendungen zu 
bewerfitelligen, jo kann der Beichwerte ſich von der Leitung des Gegen- 
ſtandes durch Entrihtung des Wertes befreien. ?) 

Sit die Verihaffung um deswillen nicht möglich, weil der vermachte 
Gegenjtand zur Zeit des Erbfalls dem Bedachten bereit gehört, jo kann 
der Wille des Erblafjer doc dahin auszulegen jein, daß dem Bedachten 
die Anjchaffungskoften zu erjeßen find oder daß ihm jonjtige Vorteile zu— 
gewendet jein jollen, wie 3. B. der Anſpruch auf Befreiung von den auf 
dem Gegenjtande ruhenden Lajten oder, fall3 der Bedachte zur Veräußerung 
des Gegenjtandes verpflichtet it, auf Befreiung von Diejer Verpflichtung. ) 


V. 1. Sit die zugewendete Leiſtung zur Zeit des Erbfalls unmög— Uırmögliche 


und ve 


li oder verftöht fie gegen ein zu dieſer Zeit beitehendes gejegliches Ver— 
bot, jo it das Vermächtnis unwirkjam.t) Kann jedoch die Unmöglichkeit 
oder Werbotswidrigfeit gehoben werden, jo jteht jie der Gültigfeit des 
Vermächtniſſes dann nicht entgegen, wenn diejes unter der Bedingung zu= 
geivendet iſt, daß die Leiſtung möglich oder erlaubt wirdd); ebenjo bleibt 
das Vermächtnis gültig, wenn die unmögliche oder verbotene Leiſtung 
unter einer anderen aufjchiebenden Bedingung oder unter Beitimmung eines 
Anfangsterminsd vermacht ift, und die Unmöglichkeit oder Verbotswidrigfeit 
vor dem Eintritte der Bedingung oder des Termind gehoben wird.) 

2. Ein Fall der Unmöglichkeit der Leijtung liegt insbeſondere dann 
bor, wenn eine vermachte beivegliche Sache mit einer anderen Sade in 
jolher Weile verbunden, vermijcht oder vermengt worden ijt, daß nad) den 
ss 946— 948 BGB. das Eigentum an der anderen Sache ſich auf fie 





') 8 2170 Abſ. 2 Sap 1 BGB. $ 378 I 12 ACH. lieh den auferordent- 
lihen Wert vergüten. Vgl. Hierzu Mot. V ©. 149. Brot. II ©. 6900 (Bd. 5 
©. 171). Frommhold Anm. 3 zu 8 2170. 

) 8 2170 Abi. 2 Sa 2 BGB. Geht in diefem Falle die vermachte Sache 
nad) dem Anfalle des VBermächtnifies infolge eines vom Beſchwerten nicht zu ver- 
tretenden Umſtandes unter, jo wird der Beichiwerte von der Verpflichtung zur in 
irei. $ 275 Abi. 1 ($ 281 Abi. 1) BGB. Brot. II ©. 6899 (Bd. 5 ©. 171). 

2) Mot. V ©. 150, 151, 160, 161. Brot. II ©. 6900, 6901 (Bd. 5 ©. 171, 
172). Strohal ©. 143— 145: Frommhold Anm. 4b zu $ 2169; Pland=Ritgen V 
©. 348 Anm. 3. Das ALR. lieh dad Vermächtnis ſchon dann unwirkſam fein, wenn 
die vermachte Sahe dem Bedachten zur Zeit der Anordnung des WVermächtnifies 
gehört hatte, mochte er jie auch jpäter wieder veräußert haben; hatte der Bedadhte 
die Sache erit nad Anordnung des Bermächtnifjes erworben und bejah er fie zur a. 
des Erbjalld noch, jo waren ihm die Anſchaffungskoſten zu vergüten, bei unentge 
lihem Erwerbe blieb dag Vermächtnis ohne Wirkung. 88 379 ff, 323, 324 112 Q 7 

9 82171 Sap 1 BGB. Auch nah preußiihem Rechte war die Unmöglichkeit, 
abgejehen von dem Falle des $ 381 I 12, nad) der Zeit des Erbjall® zu beurteilen; 
das gemeine Recht (regula Catoniana J. I. pr. D. 34, 7) lieh den Zeitpuntt der 
Tejtamentserrihtung maßgebend fein. Demburg III $ 142 zu 2, Pandelten IIl 
$ 104 Anm. 7. Eine nad dem Anfalle des Bermächtnijjes eintretende Unmöglichkeit 
der Leiſtung richtet ſich nad) den allgemeinen für Schuldverhältnijje maRgebenden 
Borjchriften der SS 2755. Verſtößt das Vermächtnis gegen die quten Sitten, jo gilt 
$ 138; ob ein folder Verſtoß vorliegt, ijt regelmäßig nad) dem Zeitpunlkte der Teita- 
mentserrichtung zu beurteilen, vgl. jedoch aud) Bland:Ritgen V ©. 350 Anm. 3. 

») 8 2171 Saß 2, $ 308 Abi. 1 BGB. 

) 8 308 Nbf. 2 BGB. Oben S. 144 Anm. 2. 


otene 
Yelitungen. 


88 2171, 
2172, 
2173. 


Vermachte 
Forderung. 


1192 Fünftes Buch. Erbrecht. 





erſtreckt oder Miteigentum eingetreten iſt, ſowie wenn die vermachte Sache 
in ſolcher Weiſe verarbeitet oder umgebildet worden iſt, daß nach $ 950 
BOB. derjenige, welcher die neue Sache hergeftellt hat, Eigentümer ge— 
worden ijt.!) 

Sit die Verbindung, Vermiſchung oder Vermengung durd einen An— 
deren al3 den Erblafjer ohne deſſen Wiſſen und Willen und in der Weije 
erfolgt, daß der Erblajjer dadurd Miteigentum oder ein Recht zur Weg- 
nahme der verbundenen Sache erworben hat, fo bleibt zwar die Leiftung 
der Sade an fih unmöglich, doch ſoll im Zweifel das Miteigentum oder 
das Net zur Wegnahme der Sache als vermacht gelten.?) In dem Falle, 
daß die Verarbeitung oder Umbildung durch einen Anderen erfolgt und 
diefer Eigentümer der neuen Sache geworden iſt, ilt der Anſpruch auf 
Erſatz des Wertes ald vermacht anzujehen. ®) 


3. Eine unmögliche Leiftung liegt auch vor, wenn eine Forderung 
vermacht iſt, die zur Zeit des Erbfalls bereit erlojchen iſt. Steht Die 
vermachte Forderung dem Erblafjer jelbit zu und iſt ihr Erlöfchen vor dem 
Erbfalle durch Leiſtung des gejchuldeten Gegenjtandes herbeigeführt, fo 
bleibt da8 Vermächtnis im Zweifel derart wirfjam, daß an Stelle der 
untergegangenen Forderung der geleijtete Gegenjtand jelbit als zugemwendet 
gilt.4)5) Notwendige Vorausſetzung ilt Kierbei aber, daß der Gegenjtand 
zur Beit des Erbfall3 noch in der Erbichaft vorhanden ift; war jedoch 
die Forderung auf die Zahlung einer Geldjumme gerichtet, jo gilt 
im Zweifel die entjprechende Geldſumme als vermacht, auch wenn fic eine 
ſolche in der Erbichaft nicht vorfindet. ©) ?) 


ı) 8 2172 Abſ. 1 BGB. Dad Vermächtnis bleibt wirfiam, wenn der Erb: 
laſſer das Alleineigentum erlangt ($ 947 Abſ. 2), dagegen unwirkſam, wenn im Falle 
des Abſ. 2 der Andere das Nlleineigentum erworben hat. Wegen des preußiichen 
Rechtes vgl. $$ 317—321 I 12 ALR. Eccius IV $ 252 Anm. 54 ff, Demburg II 
$ 141 Anm. 5 ff. 

) 8 2172 Abi. 2 Sa 1 BGB. 

) $ 2172 Abſ. 2 Satz 2 BOB. 

*) 8 2173 Sa 1 BGB. Brot. II ©. 6906, 6907 (Bd. 5 ©. 175, 176). Die 
Ausnahme iſt aufgeitellt, weil e8 dem Erblafjer bei dem Vermächtnis einer Forde— 
rung weniger darauf anfommıt, dem Bedachten das Forderungsrecht, ala den Gegen- 
ſtand zuzumenden, auf dejien Leijtung die Forderung gerichtet it. Mot. V ©. 157, 
158. Die Auslegungsregel wird 3. B. dann nicht zutreffen, wenn der Bedachte ſelbſt 
Schuldner war und erjt im Prozeßwege zur Leiftung gezwungen iſt. Bol. Prot. a. 
a. D. Stand die Forderung dem Beſchwerten oder einem Dritten zu, j bewendet 
es bei der Regel des $ 2171. Hat der Schuldner der vermachten Forderung nad) 
dem Erbfalle mit einer ihm gegen den Nachlaß oder den Erben zuitehenden 
— aufgerechnet, ſo hat der Erbe die Bereicherung herauszugeben. Vgl. 
Entwurf 1 8 1856. Mot. V ©. 158, 159. Prot. II 6908, 6909 (Bd. 5 ©. 176, 175. 

°) Das Erlöihen der Forderung muß durch Leiftung, darf aber nicht durd) 
Erlaß oder Aufrechnung herbeigeführt jein, 

°) 8 2173 Sat 2 BGB. Die Regel gilt aud dann, wenn der Erbfafjer die 
gezahlte Summe wieder ausgeliehen hat; nad) ALR. 8 413 I 12 bildete abweichend 
die neue Schuldforderung den Gegenjtand des Vermächtniſſes. Dernburg III $ 150 
Anm. 15, Eccius IV $ 252 Anm, 87. 

) Weber das Befreiungsvermächtnid (legatum liberationis) und das Schuld» 
vermächtnis (legatum debiti) hat da8 BGB. befondere Beitimmungen nicht aufs 
gejtellt. 
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4. Rechtswirkung des Vermächtniſſes. 


I. Die rechtliche Wirkung des Vermächtniſſes ift vom BGB. wejent- 
lich anders ausgejtaltet al3 im bisherigen Rechte. 

Nah ALR. erivarb der Vermächtnisnehmer, abgejehen von dem ihm 
in jedem Falle zuftehenden perjönlichen Anipruche, mit dem Tode des 
Erblaſſers unmittelbar das Eigentum an dem vermadhten Gegenjtande, jo- 
fern diefer individuell bejtimmt war und zum Nachlaffe gehörte (fog. Vindi- 
fationslegat).!) Nur infoweit erlitt dieſes Recht eine Einjchränfung als 
der Legatar ſich nicht ohne Zuftimmung des Erben in den Beſitz der ver- 
machten Sache ſetzen durfte.2) 

Im Gegenjage hierzu läßt da3 BGB. aus der Vermächtnisverfügung 
für den Bedachten ftet3 nur ein perjönliches Forderungsrecht gegen den 
Beichwerten auf Leiltung des vermachten Gegenſtandes entitehen ®); eine 
dingliche Wirkung vermag der Erblajjer der Vermächtnisanordnung in feinem 
Falle mehr beizulegen.t) Abweichend vom ALR.:) bedarf es aljo ſtets 
einer befonderen Uebertragung des Eigentums an dem vermachten Gegen- 
itande feiten® de Erben an den Vermächtnisnehmer, insbejondere bei 
Örundjtüden der Auflaffung, bei Rechten der Abtretung. 

Dieje Stellungnahme de8 BGB. hätte an fich zur Folge, daß, wenn 
der Erblafjer eine ihm gegen den Erben zuftehende Forderung oder ein 
Recht vermacht hat, mit dem eine Sache oder ein Necht des Erben belajtet 
iit, die Forderung oder das Recht mit dem Erbfalle durch Vereinigung 
von Recht und Verbindlichkeit (Konfufion) oder von Recht und Belajtung 
(Konfolidation) untergehen und das Vermächtnis unwirtjam werden würde. 
Diefer Folge begegnet da8 BGB. jedoch durch die Vorjchrift, daß die durch 
die Vereinigung erlofchenen Nechtsverhältniffe in Anſehung des Vermächt— 
niſſes als nicht erlojchen gelten.) 


») 8 288 I 12 ALR. Dernburg III $ 144, Eceius IV $ 276 Anm. 23f. 

2) & 311 I 12 AU. 

», & 2174 BGB. Der Grund diejer Stellungnahme it hauptiächlich der, daß 
dem Erben ermöglicht werden joll, nötigenfalls zum Zwecke der Schuldentilgung über 
den Vermächtnisgegenſtand verfügen zu können, da diefer Zwed durd; die vom ALR. 
aufgeitellte Verfügungsbeichränfung nur in unvolllommenen Mahe erreicht murde. 
Auch jollte der Widerjpruch vermieden werden, in dem ein unmittelbarer Erwerb des 
Vermächtniſſes zu dem fir den rechtsgeſchäftlichen Verkehr mit beweglichen Sachen 
angenommenen Traditionsprinzip und — wenn auch in geringerem Mae — zu dem 
Gruͤndbuchſyſteme gejtanden haben würde. Mot. V ©. 133ff., 176; Prot. II S. 6950 ff. 
(Bd. 5 ©. 201 ff). Wegen des ALR. vgl. Eccius IV $ 276 nad Anm. 32, 

) Die VBorichrift des 8 2174 30. ift zwingenden Rechtes. 

) Vgl. hierzu Eccius a. a. DO. Anm. 28, 29. Demburg a. a. D. Anm. 7 
und 8 150 Anm. 7. 

°, 8 2175 BGB. Die Negel greift nur foweit ein, als das Vermächtnis in 
Frage kommt; iſt z. B. mur ein Bruchteil einer Forderung vermadt, jo bleibt die 
nicht vermachte Rejtforderung erloihen. Mit der Forderung bleiben auch etwaige 
Nebenrechte, wie Piandrechte, Bürgfchaften u. dgl. beitehen. Strohal ©. 135 Anm. 9; 
Endemann III $ 69 Ann. 28. Vgl. $ 1976, $ 1991 Abj. 2, 8 2143, 2377 BOB. 


5r 2174, 
2175. 


Erwerb des 
Bermädts 
nliies. 


88 2162, 
2163 


2176 bis 
2179. 


Anfall des 
Bermücts 
nifles. 
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II. Zeitlich trifft die Entjtehung des Vermächtnisanſpruchs, der 
„Anfall“ des Vermächtniſſes, regelmäßig mit dem Erbfalle zufammen.!) 
Bon dieſer Regel gelten jedocd) folgende Ausnahmen: 

1. Sit das Vermächtnis unter einer aufichiebenden Bedingung oder 
unter Bejtimmung eines Anfangstermind angeordnet und tritt die Be— 
dingung oder der Termin erjt nach dem Erbfall ein, jo erfolgt der Anfall 
des Vermächtnijje8 mit dem Eintritte der Bedingung oder des Termins.?) 

2. Sit der Bedachte zur Zeit des Erbfall3 noch nicht erzeugt, oder 
wird jeine Perjönlichfeit durd ein erit nach dem Erbfall eintretendes Er- 
eignis bejtimmt, jo erfolgt der Anfall des Vermächtniſſes im erjteren Falle 
mit der Geburt, im letzteren alle mit dem Cintritte des Creignifjes.?) 

Der Anfall muß in diefen Ausnahmefällen jedod) jpäteitens binnen 30 
Sahren nad) dem Erbfall erfolgen, widrigenfall® das Vermächtnis un- 
wirkſam wird.) Cine Ueberjchreitung dieſer Zeitgrenze ift nur in dem 
gleihen Fällen jtatthaft, in welchen auch die Einjegung eine Nacherben 
nach dem Ablaufe von dreißig Jahren wirkſam bleibt.) 

3. Erfolgt der Anfall des Vermächtniſſes nicht gleichzeitig mit dem 
Erbfalle, jo wird in der Zeit bis zu feinem Eintritte die Anwartſchaft des 
Bedahten auf das Vermächtnis in gleicher Weile geihügt, wie der An— 
ſpruch auf eine Leitung, die unter einer aufichiebenden Bedingung ge— 
ichuldet wird.) Der Bedachte kann insbejondere nad) erfolgtem Anfalle 
von dem Beichwerten Schadenserjaß verlangen, wenn dieſer in der Zwiſchen— 
zeit die Erfüllung des Bermächtniffes durch fein Verjchulden vereitelt oder 
beeinträchtigt hat. 

Mit dem Erbfall erwächſt dem Bedachten aud die Möglichkeit, feine 
Anwartichaft auf das Vermächtnis auf jeine Erben übertragen zu können ?)3); 
ob er hierzu nad) dem Willen des Erblafjers berechtigt jein ſoll, ijt Auslegungs⸗ 
frage, die jedoch bei bedingten Vermächtniſſen im Zweifel zu verneinen ijt.) 


)8 2176 BOB. $ 285 I 12 ALR. Der vom römiſchen Rechte gemachte 

Unterichied zwiſchen dies legati cedens und veniens entfiel für dad ALR. wie für das 
GB., da nach beiden der Erwerb des Vermächtnijies unabhängig vom —— 

antritt iſt. Dernburg, Rand. III $ 107: Preuß. Privatr. III 8 143 Anm. 

) 8 2177, 8 158 Abſ. 1, $ 163 BGB. Vgl. 8 2269 Abſ. 2, 8 2280 "BR. 

sg 2178 BOB Wird der Bedachte zwar erſt nadı dem Erbfalle eboren, 
war er aber bereit8 vorher erzeugt, jo findet $ 2178 keine Anwendung, die Wirkung 
de3 Vermächtnisanfalls wird vielmehr auf den Erbfall zurüdbezogen. 8 1923 
Abi. 2 BGB. Entiprechend verbleibt es für Stiftungen bei der Regel des $ 84 BGB. 

*) 8 2162 BOB. Vgl. hierzu und zu $ 2163 oben S. 1165 zu $ 2109 BOB. 
In den Falle zu 2 rs es, daß der Bedachte innerhalb der dreigigjährigen Friſt 
erzeugt ift. )$ 2163 BGB. 

°, 88 2179, 158. BGB. Anderweitigen Schutz gewähren die zur Sicherung 
bedingter und betagter Ansprüche beſtimmten prozeß⸗ und konkursrechtlichen Vor— 
ſchriften. Vgl. 8 916 Abſ. 2 0 SS 54, 67, 96, 154, 156, 168, 171 RD. 
Dben ©. 58 Ann. 6. Vgl. 88 482, 486 112 ACH. Dernburg III $ 146 Anm. 7, 8. 

) Diefe Möglichkeit bejtcht nur in den oben zu I bezeichneten Fällen, in denen 
zu 2 it hie begrifflich ausgeſchloſſen. 

) Der Erbfall erlangt bier die Bedeutung eines Voranfalls. Strohal 
S. 126, 127. 

982074 BSB. Endemann III 8 71 Anm. 13. Nach ALR. wurde das 
Recht auf das Vermächtnis, auch wenn es bedingt war, mit dem Erbfall erworben, 
es war deshalb ſtets vererblich. Vgl. oben ©. 1148 Anm. 2, 
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III. Der Anfall des Vermächtniſſes vollzieht ſich entiprechend dem 
bisherigen Rechte kraft Geſetzes; doch ift der Bedachte nicht gezwungen, die 
ohne fein Wiffen und Willen erworbene VBermächtnisforderung aud gegen 
feinen Willen zu behalten, vielmehr jteht ihm wie beim Erbſchaftserwerbe 
das Recht der Ausihlagung zu!) Der Erwerb de8 Vermächtnis 
ſpruchs ift ſomit zunächſt nur ein vorläufiger, zu einem endgültigen wird 
er erit dann, wenn der Bedachte von dem Ausichlagungsredhte feinen 
Gebrauch macht.?) 

Für die Ausübung des Ausſchlagungsrechts iſt wie im ALR.s) ab— 
weichend von der für die Erbſchaft geltenden Regel eine Friſt nicht vor— 
geſchrieben, es erliſcht deshalb erſt dann, wenn der Bedachte das Ver— 
mächtnis angenommen, d. h. jeinen Willen, es behalten zu wollen, 
erflärt hat.*) 


1. Die Annahme ſowie die Ausfchlagung erfolgt wie im ALH. durch 
untoiderrufliche Erklärung gegenüber dem Bejchwertend); eine Form für 
dieje Erflärung iſt nicht vorgejchrieben, fie kann auch durch ſchlüſſige Hand— 
lungen erfolgen. Die Erklärung kann erit nach dem Eintritte des Erbfalls 
abgegeben werden‘) und iſt unwirkſam, wenn jie unter einer Bedingung 
oder einer Zeitbeſtimmung erfolgt.?) 


2. Wie die Erbichaft muß aud) das Vermächtnis entiweder ganz an— 
genommen oder ganz ausgeichlagen werden, die Aunahme oder Ausichlagung 
eines Teiles iſt unwirkſſam.) Sind dem Bedachten dagegen mehrere Ver— 
mächtnifje geſondert außsgejeßt, jo jteht ihm frei, das eine anzunehmen und 


1) 8 2176 BGB. 88 288, 366 I 12 ACH. 

) Der „Annahme“ fommt biernady bei dem Vermächmiſſe diejelbe beichränfte 
Bedeutung zu wie bei der Erbſchaft. Vgl. oben S. 1043 zu II 

) Demburg III 8 143 Anm. 9. Eccius IV $ 276 Anm. 14, 

*) $ 2180 Hof. 1 BGB. Eine Ausnahme gilt, wenn die Ausichlagung des 
Vernähtnifies Bedingung für die Geltendmachung des Pflichtteilsanſpruchs iſt. 
$ 2307 Abi. 2 BSP. 

®) 8 2180 Nbj. 2 Sap 1 BGB. Die Erklärung iſt empfangsbedürtig, SS 130 
bis 132 BGB. Auch dem Naclahpfleger oder dem Tejtamentövollitrecter gegenüber 
fann Die Erklärung mit Wirkſamkeit abgegeben werden, jofern die Bermäctnis: 
forderung gegen F geltend gemacht werden kann. Strohal S. 129 Anm. 14. 
Pland:Ritgen V 362 Anm. 2. 

) 8 2180 Abi. 2 Sa 2 BGB. Nuch bei bedingten und betagten Vermächt— 
nifien fan die Erklärung bereit8 vom Erbfall ab erfolgen, der Anfall des Vermächt— 
niſſes braucht, wie nad) ALR., nicht abgewartet zu werden. Bol. Bland:Ritgen 
V ©. 363 Anm. 4a und die dort Aufgeführten, insbefondere Meiicheider S. 356 ff. 

) Für Die Abgabe der Erklärung durch geichäftsunfähige oder beichräntt ge- 
ihäftäfähige Perjonen, jowie durdy Ehefrauen und Gemeinjchuldner gilt das oben 
©. 1645, 1046 zu V Bemerfte, Die Anfechtung der Erklärung richtet fi nad) den 
allgemeinen Vorſchriften der SS 119ff., 142Ff7., die für die Erbicdaft gegebenen be- 
—— Beſtimmungen der 88 1954 ff. find nicht entſprechend anwendbar. Mot. V 

. 188. 
9) $ 2180 Abi. 3, 8 1950 BGB. Gleiches galt für das APR. Demburg 
a, a. O. Anm. 8. Die einmal erklärte Annahme oder Ausichlagung alt auch Für 
die dem Vermächtnis anwachſenden Teile. Vgl. 88 2158, 2159. Prot. II ©. 6880 jr. 
(Rd. 5 ©. 220), Endemann IIT S 71 Am. 6. 


88 2176, 


Annahme und 
Aus: 
ſchlagung. 
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58, 2180, das andere auszujchlagen, fofern nicht etwa ein entgegenftehender Wille des 
Sn Erblafjerd erhellt.!) 

Das Ausihlagungsrecht des Bedachten ift vererblid. Won mehreren 
Erben des Bedachten fann jeder den jeinem Erbteil entiprechenden Teil 
des Vermächtnifjes jelbitändig ausjchlagen.?) 

Wirkung der 3. Wird die Ausichlagung erklärt, jo gilt wie im ALR. der Anfall 

— an den Ausſchlagenden als nicht erfolgt, und der Gegenſtand des Ver— 
mächtniſſes fällt den etwa berufenen Erſatz- oder Mitvermächtnisnehmern 
zu, in Ermangelung ſolcher verbleibt er dem Bejchwerten.?) 

Die dem ausſchlagenden Vermächtnisnehmer auferlegten weiteren Ber- 
mächtniffe und Auflagen bleiben jedoch bejtehen.*) 

Schlägt einer von mehreren Erben des Bedachten feinen Anteil an 
dem Vermächtnis aus, jo fällt diefer den Miterben des Ausjchlagenden 
nad Verhältnis ihrer Erbteile zu.>) 

Falligleit des IV. Rom Anfalle des Vermächtniſſes ijt feine Fälligkeit zu unter: 

ne ſcheiden, d. h. der Zeitpunkt, zu welchen die Erfüllung des Vermächtnifjes 
beanjprucht werden fann. Der Erblaffer kann die Zeit der Erfüllung über 
den Anfall hinaugsjchieben®), fie auc) dem freien Belieben des Be— 
Ihwerten überlafjen; in diefem Falle wird die Leiftung im Zweifel 
mit dem Tode des Beichwerten fällig”), doc bleibt dieſer berechtigt, fie 
jederzeit vorher zu bewirten.$) 

Sit der Beichwerte ein Vermächtnisnehmer, jo ift er, jofern der Erb- 
fafjer nicht einen noch jpäteren Zeitpunkt bejtimmt hat, zur Erfüllung erit 
dann verpflichtet, wenn er die Erfüllung des ihm jelbjt zugewendeten Ver— 
mächtniſſes zu verlangen berechtigt ijt.?) 19) 





i) Bgl. Prot. II ©. 6978, 6979 (Bd. 5 S. 210). Dernburg III $ 143 Anm. 10; 
Eccius IV $ 276 Anm. 12, 

2) 8 2180 Abi. 3, $ 1952 Abf. 1 u. 3 BGB. 

») 8 2180 Abi 3, 8 1953 Abi. 1 u.2 BGB. Val. $ 517 BGB. $ 366 I 12 
ALR. Der Erfapbedadhte braucht, um fein Recht auf jeine Erben übertragen zu 
fönnen, nicht den Wegfall des zunächſt Bedachten, jondern nur den Anfall des Ver— 
mächtniſſes, und wenn bereit® vor diejem eine vererbliche Anwartſchaft beitanden 
hatte, auch nur den Eintritt diejer erlebt zu haben. Strohal ©. 130 Anm. 17; 
Bland-Ritgen V ©. 363 Anm. 5. 

i 4) 88 2161, 2187 Abi. 2 BGB. $ 367 I 12 ALR. Bol. auch oben ©. 1047 
nm. 6. 

°), Strohal S. 131 Anm. 18, ©. 308 Anm. 29. Vgl. oben S. 1045 Anm. 5. 

°) Dies ift z. B. der Fall, wenn der Erblafjer bejtimmt hat, daß das Ver: 
mächtnis aus bejtimmten nod) nicht fälligen Kapitalien berichtigt werden fol. Vgl. 
Strobal S. 127—129. 

?) 8 2181 BGB. Anders $ 271 Abſ. 1 BGB. Val. Meijcheider S. 60 
Anm. 43, 44. Mot. V ©. 31, Brot. II ©. 6610, 6611 (Bd. 5 ©. 21). 

*), 8 271 Abi. 2 BOB. 

98 2186 BGB. Der Anſpruch des Untervermächtnisnehmers ift von der 
Annahme des Hauptvermäcdtnifjes durd) den Beſchwerten nicht abhängig, er braudt 
nur nachzumeilen, dab Ddiefer Erfüllung verlangen fann. Der Beichwerte muß 
dann die Ausjchlagung darthun (oder fich gemäß $ 2187 ſchützen). Mot. V ©. 192, 
193. Strobal S. 129. Die Vorſchrift gilt aud) für den Fall, daß die Beſchwerung 
in einer Auflage beiteht. 

10) An Anſehung des Ortes der Erfüllung gelten die allgemeinen Borjchriften 
ss 269, 270 BOB. 
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V. Die Erfüllung des Vermächtnisanfpruch® hat im allgemeinen 88 2182, 
nad) den für Schuldverhältniffe geltenden Regeln zu erfolgen; abweichend _ 
vom ALR. haftet der Beichwerte hierbei für jede auch nur fahrläſſiger⸗ ne 
weife verjchuldete Unmöglichkeit der Leijtung.!) niſſes. 

1. Handelt es ſich um ein Gattungs- oder Verſchaffungsver— 
mächtnis, ſo liegen dem Beſchwerten im weſentlichen die gleichen Ver— 
pflichtungen ob wie dem Verkäufer eines Gegenſtandes dem Käufer gegen— 
über.“) Der Beſchwerte hat insbeſondere den vermachten Gegenſtand dem 
Bedachten zu übergeben und das Eigentum daran zu verjchaffen 9), auch 
für Mängel im Rechte Gewähr zu leijten, die nötige Auskunft zu erteilen 
und die zum Beweiſe des Rechtes dienenden Urkunden auszuliefern.t) Iſt 
ein Grundjtüd Gegenitand des Vermächtniſſes, jo haftet der Beſchwerte 
im Zweifel jedoch nicht für die Freiheit des Grunditüds von Grunddienit- 
barkeiten, beichränften perjönlichen Dienitbarfeiten und Neallaften.>) 

Bei dem Gattungsvermächtnis hat der Bejchwerte außerdem auch noch 
für Sahmängel aufzulommen; der Bedachte kann, wenn die geleitete Sache 
mangelhaft ijt, Lieferung einer mangelfreien Sache verlangen, darüber hin- 
aus fann er ftatt der Lieferung Schadenserjag wegen Nichterfüllung bean- 
jpruchen, falls der Beichwerte den Fehler arglütig verjchrviegen hat.°) ?) 

2. Abweichend von den allgemeinen Vorjchriften ift die Herausgabe Zruchte. 
der Früchte für den Fall geregelt, daß ein beftimmter zur Erbichaft ge 
hörender Gegenftand vermacht ijt.?) Das Recht auf die Früchte fteht 
hier dem Bedachten nicht erſt von dem Zeitpunkte zu, in welchem 
der Beichwerte in Verzug geraten oder der Vermächtnisanſpruch rechts— 
hängig geworden ift, vielmehr kann er fie, wie im ALR., bereit3 von dem 





ı) 8 276 BGB. 8 308 I 12 ALR. Dernburg III $ 144 Anm. 12, Be: 
jondere Sicherungärechte für die Erfüllung itehen dem Bedachten, abweichend vom 
bisherigen Rechte (vgl. 88 290, 291, 482, 486 I 12 ALR., Dernburg III $ 146), 
nicht zu, insbeſondere iſt fein Erſatz geichaffen für die Sicherheit, die der Legatar 
durch die bisherige dinglihe Wirtung des Vermächtniſſes erlangte. Dem Erblaſſer 
ift es überlafjen, durh Ernennung von Tejtamentsvollitwedern Vorſorge zu treffen. 
Brot. II ©. 692 fi. (Bd. 5 ©. 209). Dem Beichwerten ift aud), abweidyend vom 
ALR. (8 306 I 12), feine bejondere Berwaltungspflicht auferlegt. Mot. V ©. 195, 
200. Eccius IV $ 276 Anm. 35, 36. 

) 8 2182 Nbi. 1 u. 2 BGB. $ 397 I 12 ALR. Ubi. 2 giebt nur eine 
Auslegungsregel, Feine Dispofitivnorm wie Abj. 1. 

9 8 433 bi. 1 BGB. Richtet ſich das Verſchaffungsvermächtnis auf ein 
Recht, welches zum Beſitz einer Sache berechtigt, jo ijt auch dieie Sache zu übergeben. 

4) 88 434— 437 BOB. Für das Verichaffungsvermäctnis bleibt die aus $ 2170 
ſich ergebende Haftungsbeſchränkung beſtehen. 

) $ 2182 Abſ. 3 BGB. Vgl. $ 436 BGB. 

8 2183 Sab 1 u. 2 BGB. Auf diefe Ansprüche finden ebenfalls die Regeln 
vom Kaufe entiprechende Anwendung. Satz 3. Vgl. 88 459. BGB. Pland-Ritgen 
Bd. 5 ©. 366 Anm. 2. 

) Bei dem Berichaffungsvermächtniiie bejteht feine Gemwährleiftung für Sach— 
mängel, die Sache iſt jo zu leiften, wie fie fich vorfindet. Endemann IIT 8 72 
Anm. 24. Hit ein zur Erbiaft gehörender Gegenitand vermacht, jo entfällt jegliche 
Gewährleiftung. 

) Bezüglich des Gattungs-, Wahl: und Verſchaffungsvermächtniſſes bewendet 
es bei den allgemeinen Regeln. Hier muß alfo der Bedachie den Beihwerten in Er: 
füllungsverzug ſetzen. Frommhold Anm. 1 zu $ 2184. 


SS 2154, 
2185, 


Ktofteit der 
Grfüllung. 
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wendungen. 


Beihräntung 
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Unfalle des Vermächtniſſes ab beanipruchen, doch beſchränkt ſich der Anipruch 
auf die thatjächlich gezugenen Früchte!) Für zwar gezogene aber nicht 
mehr vorhandene Früchte hat der Beſchwerte Erjaß zu leijten, falls er in 
Kenntnis des Vermächtniffes ihren Untergang verjchuldet hat, andernfalls 
haftet er nur in Höhe der etiva erlangten Bereicherung.) Für verjäumte 
Früchte bejteht Fein Erſatzanſpruch. 

Sleih den Früchten ijt auch das herauszugeben, was der Be— 
ichwerte jonft no auf Grund des vermachten Rechtes erlangt Hat’), da- 
gegen ijt für Nußungen, die nicht zu den Früchten gehören, z. B. für das 
Bewohnen einer vermachten Villa, vom Bejchwerten Fein Erjaß zu leiften.t) 

3. Die Kojten der Erfüllung des Vermächtniſſes hat, abweichend 
vom ALR.), dev Beihwerte al3 Schuldner der Leiltung zu tragen. ®) ?) 

Für Verwendungen dagegen, welde der Beſchwerte nad dem 
Erbfall auf den Gegenjtand des Vermächtniſſes gemacht hat, kann er, jofern 
e3 ſich um eine beſtimmte zur Erbichaft gehörende Sache handelt, Erſatz 
nach) den Vorjchriften verlangen, die für das Verhältnis ziwiichen dem Be— 
jiger und dem Eigentümer gelten. Den Verwendungen jtehen die Auf: 
wendungen gleich, welche dev Beſchwerte zur Bejtreitung von Lajten der 
Sache gemacht hat.‘) 

VI. Der Vermächtnisanſpruch kann eine Einſchränkung erleiden, wenn 


— und ſoweit der Nachlaß nad) Deckung der übrigen Nachlaßverbindlich— 


feiten zur Berichtigung des Vermächtnifjes nicht ausreicht.) Iſt das Ber: 
mächtniß einem Vermächtnisnehmer auferlegt, jo kann diefer die Erfüllung 








) 8 2184 Sap 1 Halbſatz 1 BGB. 88 305 ff. T 12 ALR. Eceius IV $ 276 
Anm. 24, 41, 42. Mot. V S. 194—196. Prot. II ©. 6983 ff. (Bd. 5 S. 221f.). 
Es handelt ſich hier nur um Dispofitivvorichriften, der Erblafjer lann abweichende 
Beitimmungen trefien. 

?) Prot. II ©. 7004, 7005 (Bd. 5 5. 231, 232). 

’, $ 2184 Sa 1 Halbiag 2 BGB. 

+, 8 2184 Gab 2, $ 100 BGB. Bei derartigen Nupungen Handelt es ſich 
meiitend um Annehmlichkeiten, die im Verkehre nicht ald Vermögenswerte angejehen 
werden, auch wenn durch fie Erjparnifje erzielt werden ſollten. Als dem mutmaß— 
lichen Willen des Erblaſſers entiprechend ift es deshalb anzufehen, daß für jolche 
Nupungen fein Erjap gewährt werde. Brot. II S. 6956, 6987, 7005 (Bd. 5 ©. 
223, 232). 

5), 8 312 I 12 ULN. 

9) Mot. V ©. 193. Peifer ©. 131. Wilfe, Kommentar zum Erbredt ©. 181 
Anm, 4, 

) Eine Vergütung fir jeine Bemühungen bei der Abwicelung des Nachlafies 
wie nad) $ 355 ff. I12 ALR. kann der beſchwerte Erbe von den Vermächtnisnehmern 
in feinem Falle verlangen. Mot. V ©. 205. Eccius IV $ 276 Anm. 72. Dem: 
burg III $ 134 Anm. 8. 

9) 5 2185 BGB., 88 994 ff. BGB. Siche oben 8 119 zu V ©. 438f. Ob 
und wieweit $ 2185 audı auf das Verſchaffungs-, Wahl: und Gattungsvermächtnis 
Anwendung finden fann, iſt Sache der Auslegung des einzelnen alles. Mot. V 
©. 203; Brot. II ©. 7011 (Bd. 5 S. 236). 

®) Val. 88 1975 ff. BGB. Wegen der Kürzung ded Vermächtniſſes in dem 
Falle, daß der Erbe mit einem Pflichtteildanipruche belajtet oder ſelbſt pflichtteil®- 
berechtigt iit, vgl. $$ 2318, 2322 BGB. Ein Necht darauf, daß ihm ein Teil des 
Nachlaſſes von Vermächtnijien frei bfeibt (quarta Faleidia), hat der Erbe nad) BOB. 
ebenjowenig wie nach ALR. 
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(aud) nad) der Annahme des ihm zugemwendeten Vermächtniſſes) inſoweit 
verweigern, als dasjenige, was er aus dem Vermächtnis erhält, zur Er— 
füllung nicht ausreicht.!) 

Hierbei haftet derjenige, welcher an die Stelle eine wegfallenden 
Vermächtnisnehmers tritt, für die Erfüllung des Vermächtniſſes nicht weiter 
al8 der urſprünglich Beichwerte gehaftet haben würde.?) 

1. Ein bejonderes Kürzungsrecht jteht entiprechend dem bisherigen 
Nechte dem Bermächtnisnehmer zu, welchem die ihm ſelbſt gebührende 
Leitung auf Grund der Beichränkung der Haftung des Erben oder wegen 
eined Pflichtteilanipruch8 gekürzt wird; er kann, fofern nicht ein anderer 
Wille des Erblafferd anzunehmen ift, die ihm auferlegten Beſchwerungen 
nad) Verhältnis der ihm jelbjt widerfahrenden Kürzung ebenfall3 kürzen, 
jollte auch der erhaltene Reit des Vermächtniſſes an ſich zur Dedung der 
Beſchwerungen ausreichen.?) Ein entiprechendes Kürzungsreht jteht dem 
nit weiteren Vermächtniffen (oder Auflagen) bejchtverten Untervermächtnis- 
nehmer zu, ſoweit ihm die Leiltung des Untervermächtnijjes jeitend des 
Erjtvermächtnisnehmers auf Grund des $ 2187 verweigert wird, 

2. Der auf Grund des den beichwerten Erben oder Bermächtnis- 
nehmer zuftehenden Kürzungsrecht3 eintretende Abzug findet regelmäßig 
bei allen Vermächtniſſen verhältnismäßig jtatt, doch kann der Erblajjer 
durch Verfügung von Todeswegen anordnen, daß ein Vermächtnis oder 
eine Auflage den Vorrang dor den übrigen Beſchwerungen haben joll.*) 


s 274. 
V. Auflage”) 


I. Eine Auflage (modus) liegt nah BOB. vor, wenn der Erblajjer 
durch Tejtament den Erben oder einen Vermächtnisnehmer zu einer Leiltung 
verpflichtet, ohne einem Anderen ein Necht auf die Yeiltung zuzuwenden.) 
Die Auflage, die im BGB. im Anſchluß an die Vermächtnifje geregelt 
wird, unterjcheidet ji) von dem Vermächtniſſe dadurd), daß bei dem Ver— 


ı) $ 2187 Ab. 1 BGB. Auf die Durchführung diejes Nechtes finden die fiir 
die Haftung des Erben geltenden Borichriiten des $ 1992 entiprechende Anwendung. 
Der Bermächtnisnehmer muß aljo nötigenfall$ jein Vermächtnis zum Zwecke der Be- 
friedigung des Gläubiger im Wege der Zwangdvollitrefung herausgeben, falls er 
nicht die Herausgabe durch Zahlung des Werte abwenden will. S 2187 Abi. 3 
BGB. Die Beihränkung feiner Haftung kann der Vermächtnisnehmer nur geltend 
machen, wenn fie ihm im Urteile vorbehalten ift, $ 786 EPO. Wegen des ALR. 
vgl. $ 293 112. Eccius IV $ 276 Anm. 52, 

) 8 2161, 8 2187 Abi. 2 BGB. Much der eintretende Erbe haftet nicht über 
den Betrag des beichwerten Vermächtnijjes hinaus. 

») 8 2188 BGB. SS 334, 351 I 12 (8 434 II 2) ALR. Mot. V ©. 207. 
Val. Eccius IV $248 Anm. 138, $250 Anm, 65. Dernburg III $ 207 Anm. 32, 33. 

) 8 2189 BOB. Bol. 8 226 Abi. 3 KO. 

5) Mot. V ©. 211ff. Prot. II ©. 7017. (Bd. 5 ©. 240 ff). Endemann III 
8 73; Strohal $ 38; Beiler, Teftamentsreht $ 5 ©. 182 ff.; Dernburg-Biermann, 
Randelten III $ 84. 

°) 8 1940 BGB. Vgl. 88 508—515 I 12 ALR. (Zwed, Endzwed). 


88 2187, 
2188, 
2189. 


Begrift. 


58 2192, 


219. 


Analogie mit 


Bermädts 
niffen. 


Berion bes 


Beglinftigten. 
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mädhtnifje dem letztwillig Bedachten ein Forderungsrecht, ein Elagbarer 
Anſpruch auf Erfüllung zufteht, während bei der Auflage dem durch fie 
Bedachten ein Anſpruch auf deren Bollziehung fehlt. 

Die Auflage begründet aljo nur eine Leiltungspflicht des Beſchwerten, 
fein Forderungsrecht des Bedachten. 


II. Die Auflage wird nad Analogie des Vermächtniſſes behandelt 
insbefondere gelten bei der Frage, wer mit einer Auflage beichwert werden 
fann, wer im Zweifel als bejchwert gilt und in welchem Verhältniſſe 
mehrere Beſchwerte die Lajt zu tragen haben), jowie in Anfehung des Sapes, 
daß, wenn der Beſchwerte wegfällt, derjenige an feine Stelle tritt, welchem 
der Wegfall des zunächſt Beichwerten unmittelbar zu ftatten fommt?), 
diefelben Vorſchriften wie bei dem Vermächtniſſe. 

Der Erblafier fann eine Auflage nicht in der Weile anordnen, daß 
ein Anderer zu bejtimmen hat, ob fie gelten oder nicht gelten joll, eben- 
jowenig fann die Beltimmung des Gegenjtandes der Auflage weder einem 
Dritten noch dem Bejchwerten überlafjen werden ?), foweit es ſich nicht um 
eine Auflage handelt, deren Ausführung in der einen oder in der anderen 
Weiſe erfolgen ſoll oder bei deren Ausführung eine nur der Gattung nad) 
bejtimmte Sache zu leijten ift.t) 

Eine Auflage, die auf eine zur Zeit des Erbfalls unmögliche Leiftung 
gerichtet it oder gegen ein zu Diejer Zeit bejtehendes geſetzliches Verbot 
verjtößt, it unwirkſam.“) Die Unwirkjamfeit der Auflage hat aber die 
Unwirkſamkeit der unter der Auflage gemachten Zuwendung nur dann zur 
Folge, wenn anzunehmen ijt, daß der Erblajier die Zuwendung nicht ohne 
die Auflage gemadht haben wirde.®) 

Sit die Zeit der Erfüllung einer Auflage dem freien Belieben des 
Beichwerten überlajlen, jo wird die Leiltung mit dem Tode des Be— 
ſchwerten fällig.”) 

Wenn der Erblafjer den Zweck einer Auflage beitimmt hat, jo kann 
er die Beitimmung ded Inhalts der Leiltung, wie bei dem Vermächtniſſe, 
dem billigen Ermeſſen des Beſchwerten oder eined Dritten überlafjen.$) 

Na, der Erblafjer kann jogar bei der Anordnung einer Auflage, deren 
Zweck er bejtimmt hat, die Beitimmung der Perſon, an welche die 
Leiſtung erfolgen fol, dem Beichwerten oder einem Dritten überlafjen.?) 
Steht die Beitimmung dem Beſchwerten zu, jo fann ihm, wenn er zur 
Bollziehung der Auflage rechtskräftig verurteilt ift, von dem Kläger eine 
angemejjene Friſt zur Vollziehfung mit der Rechtsfolge bejtimmt werden, 
daß nach dem fruchtlojen Ablaufe der Friſt der Kläger berechtigt it, Die 
Beitimmung zu treffen.t) 

Steht die Beſtimmung einem Dritten zu, fo erfolgt die Erklärung 
gegenüber dem Beichwerten. 


1188 2192, 2147, 2148 BOB. 7) 88 2192, 2161 BGB. 
9) 88 2192, 2065 BOB. ) 88 2192, 2154, 2155 BGB. 
5) 88 2192, 2171 BOB. eo, 8 2195 BB. 

) 88 2192, 2181 BGB. 8), 88 2192, 2156 BGB. 


*) 8 2193 Abf. 1 BGB. :%) 8 2193 Abi. 2 BGB. 3 255 Abi. 2 CRO. 
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Kann der Dritte die Beitimmung nicht treffen oder trifft er fie nicht 
innerhalb der ihm auf Antrag eines Beteiligten vom Nachlaßgerichte!) be- 
jtimmten Frift, jo geht das Beitimmungsrecht auf den Bejchwerten über. 
Bu den Beteiligten gehören in diefem Falle der Bejchwerte und diejenigen, 
welche die Vollziehung der Auflage zu verlangen berechtigt jind.?) 


III. Die Auflage gewährt dem Begünjtigten fein Klagerecht auf Er 


füllung der Auflage, gleihwohl kann die Vollziehung der Auflage von be= 
itimmten Perfonen erzwungen werden, denen die formale Befugnis beigelegt 
ift, die Erfüllung der Auflage im Klagewege herbeizuführen. 

Berechtigt zu dem Verlangen auf Vollziehung der Auflage find: 

1. der Teftamentsvollitreder, wenn ein folder vorhanden ijt?); 

2. der Erbe; 

3. der Miterbe; 

4. derjenige, welchem der Wegfall des mit der Auflage zunächſt Be— 
Ichwerten unmittelbar zu jtatten fommen würde.) 

5. Liegt die Vollziehung im öffentlichen Intereſſe, jo kann auch die 
zuftändige Behörde die Vollziehung verlangen.d) Für die Geltendmachung 
des Anſpruchs auf Vollziehung ift in Preußen der Minifter zufjtändig, 
dejjen Gejchäftsbereich nach dem Zwecke der Auflage betroffen wird. Er 
fann mit der Oeltendmachung des Anſpruchs eine nachgeordnete Behörde 
beauftragen.®) Ueber die Zeit der Leiltung entjcheiden die allgemeinen 
Vorichriften des Rechtes der Schuldverhältnijfe. 

IV. ®Vird die Vollziehung der Auflage infolge eine® von dem Be— 
jchwerten zu vertretenden Umjtandes unmöglid oder ift der Beſchwerte 
zur Vollziehung einer Auflage, die nicht durch einen Dritten vollzogen 
werden fanı, rechtöfräftig verurteilt, und find die zuläjfigen Biwangsmittel?) 
erfolglos gegen ihn angewendet, jo kann derjenige, welchem der Wegfall 
des zumächit Bejchwerten unmittelbar zu jtatten fommen würde, die Heraus- 
gabe der Zuwendung nach den Vorjchriften über die Herausgabe einer 
ungerechtfertigten Bereicherung 8) injoweit fordern, al die Zuwendung zur 
Vollziehung der Auflage hätte verivendet werden müjjen.?) Denn da nad 
dem vermutlichen Willen des Erblafjerd der mit der Auflage Beichwerte 
die Zuwendung nur mit der Beſchwerung erhalten follte, jo ift der Be- 
dachte um die Kojten ungerechtfertigt bereichert, wenn er die Vollziehung 
der Auflage vereitelt und Die zu deren Erfüllung erforderlichen Koſten 
eripart. 





1) —— die Verfügung des Nachlaßgerichts findet die ſofortige Beſchwerde ſtatt. 


3 8 2193 Abſ. 3 BGB. 
) 88 2203, 2208, 2223 BGB. 
9 Alſo beim Wegfalle des geſetzlichen Erben der nächſtberufene Erbe, der Erſatz— 
erbe oder der Nacherbe. Der Pflichtteilsberechtigte hat die gleiche Befugnis nicht. 
5), 8 2194 BGB. 
we. & ®) RER, ? der Verordnung zur Ausführung de BGB. vom 16. November 1899 
2). 


$ 80 


9 8 2196 BOB. 
Ledte, Allg. Preuß. Landredit. 76 


58 2198, 
2194, 
2196. 
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VI. Teftamentsvollitreder.‘) 


$ 275. 


1. Geihihte und Weſen der Teitamentspollftrerfung. 


I. Das Inſtitut der Tejtamentsvollitreder iſt aus der alten lango— 
bardifchen Treuhand hervorgegangen.) Als in Deutichland Teitamente 
auffamen, machte ſich dem Umſtande gegenüber, daß diefe Feine Erbesein— 
ſetzung enthielten, jondern nur aus einer Reihe von Vermächtniſſen bejtanden, 
das Bedürfnis geltend, für ihre Vollziehung Sorge zu tragen. Die Mög: 
lichkeit, dies zu thun, bot die beitehende, den Zwecken der Vergabungen von 
Todeswegen dienende Recht3einrichtung der Treuhänder (Salmannen). 

Waren letztere bis dahin durch Nechtögeichäft unter Lebenden dazu 
berufen worden, die Ueberantwortung des vermachten Gutes an den Erben 
zu vermitteln, jo bejtellte man fie nunmehr einjeitig im Teſtament und 
vertraute ihnen die Vollziehung des legten Willen® an. Hatte vordem 
die Auflafjung des vergabten Vermögens dazu gedient, dem Treuhänder 
die notwendige Machtbefugnis zur Vollziehung des legten Willend zu ver- 





) Mot. V ©. 217ff.; Denlſchrift S. 288ff.; Prot. II ©. 70305. (Bd. 5 
©. 2 N); Pland-Ritgen ve. 380 F.; Strohal a. a. O. 88 39, #0; Endemann in 
sg 2 —55; Cofad II 8$ 395, 396; Meifcheider, Die letztwilligen Verfügungen 88 111 
bis 1 ee Die Fehre von den TejtamentSvollziehern nach gemeinem und preuß. 
— in Iherings Jahrbücern Bd. 20 S. I1fj.; Sturm, Die Lehre von den Teita- 
mentövolljtredern nad) dem BGB. (1898); Brettner im Archiv für bürgerliches Recht 
Bd. 17 ©. 213 ff.; Sedt, Beitrag zur Lehre von der Tejtamentövollitredung (1900); 
Marcus im Sechfiſchen Archiv Bd. 8 ©. 52ff.; Niger im Sächſiſchen Archiv Yb. 98. 
461ff.; Märder, Vachlaßbehandlung (17. Aufl. ) ©. 161ff.; Hellwig, Anſpruch und 
Klagreht (1900) ©. 74 ff.; Schulge, Die langobardiſche Treuhand und ihre Um— 
bildung zur Tejtamentsvolljtredung (Heft 49 der Gierfeihen Unterfuchungen zur 
deutichen Staat®- und Rechtsgeſchichte (1895); Andree, Rechtliche Natur der Teſtaments⸗ 
vollitrefung (1900); Schulge, Treuhänder im geltenden bürger!. Recht (1901, Abdrud 
aus Iherings Jahrbüchern Bd. 43); Arnold, Der Tejtamentövolljtreder (1902); 
Deutſch, Die Vorläufer dev heutigen Tejtamentsvolljtreder im römiſchen Rechte (Difi. 
1899); Weihler, Das deutſche Nachlaßverfahren (1900) S. 175 ff.; Beleler, Die 
Lehre von den Erbverträgen, Teil I S. 284ff.; Stobbe, Deutiches Privatrecht 
Bd. 5, 88 308, 309; Heusler, Inititutionen des Deutſchen Privatrechts, Bd. 2 
$ 202 S 652ff.; Koeppen, Lehrbuch $ 87; Dernburg III 8$ 164—169; Eccius IV 
Ss 255; 5%. Scholz, Ueber Tejtamentsvollzieher (1841); M. Rojenthal, Die rechtliche 
Natur der Teftamentserefution (Diſſ. 1883); Beiier, Handbuch) des Tejtaments- 
recht3 (1902). 

) Dem römiichen Nechte war das Inſtitut der Tejtamentsvollitveder unbekannt; 
ihm ftand ein Vollitreder des letzten Willens des Erblafjers jtet8 in dem Erben zur 
Verfügung, deſſen Einjegung notwendiges Erfordernis des Tejtament® war. Um 
die Ausführung einzelner Angelegenheiten zu ſichern, half man ſich in der Weife, da 
dieje zur Bedingung einer Honorierung gemacht wurde; aud der modus wurde ver- 
wendet. Für die Ausführung frommer Stiftungen sollte in der chriftlichen Kaiferz eit 
nötigenfalls der Biichof forgen. Bgl. Kocppen, Lehrbuh $ 8 ©. 583; Sturm, Die 
Lehre von den Tejtamentsvollitredern & 1. 
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leihen, jo wurde jet da8 Tejtament als der Titel anerkannt, der ihn be- 
rechtigte, den Nachlaß jeiner Gewere zu unterjtellen.t) 

Diefe Sitte, die Ausführung der leptwilligen Anordnungen durd) Be— 
itellung einer Vertrauensperjon ficherzuftellen, erhielt ſich auch, als mit dem 
allmählichen Eindringen römischer Rechtsanſchauungen die Einfegung eines 
Erben notwendiger Beltandteil der Tejtamente wurde und nunmehr in 
dem Erben eine Perjon zur Verfügung jtand, der die Vollziehung der 
teftamentarischen Bejtimmungen nod) zur bejonderen Pflicht gemacht werden 
fonnte. Sie behauptete ihren Platz als deutiche Nechtsgewohnheit auch 
dann noch weiter, al3 ihr mit der Rezeption de römiſchen Nechted der 
Gedanke der Univerfalfuccejlion, der Repräjentation des Erblaſſers durch 
den Erben, in voller Schärfe gegenübertrat. 

Die damit erwachlende Aufgabe, den inneren Gegenjaß beider Rechte 
zu überbrüden und der deutjchen Einrichtung einen Pla im Syſteme des 
rezipierten Nechte8 anzuweiſen, geitaltete jich für Theorie und Praris zu 
einer der fchwierigiten und ift dies auch den jpäteren Kodififationen gegen- 
über geblieben, welche fich ſämtlich auf wenige, überdies unflare Nechts- 
läge bejchränften.?) 

Streitig wurde namentlich die Form der Berufung des Volljtreders, 
feine Befugnis, den Nachlaß zu verwalten oder nur die Volljtredung des 
legten Willend zu bewirken, jowie feine Prozehlegitimation. 

Die zur Entjcheidung der einzelnen ‘ragen notwendigen Normen 
verfuchte man lange Zeit hindurch hauptjächlich aus der Vergleichung der 
Stellung des Tejtamentsvolljtreders mit der de3 Vormundes zu gemwinnen.?) 
Unter dem jtärkeren Einfluffe romaniftiicher Lehren trat jedoch allmählich 
die Mandatstheorie in den Vordergrund, die in dem Bolljtreder einen Be- 
auftragten des Erblafferd oder auch des Erben erblidte; fie war zur Zeit 
der Entitehung des Allgemeinen Landrechts die herrichende Lehre, hat 
jedoch feinen weiteren Einfluß auf dieſes gewonnen.*) 


Wenn diefe Theorie zur Zeit als aufgegeben betrachtet werden fann, 
jo erjtarb mit ihr doch nicht der Gedanke, in der Tejtamentsvollitredung 


) Die Ausführung der Tejtamentsvollftrefung wurde unter dem Einflufje des 
fanonischen Rechts zur Nechtspflicht ausgejtaltet und behördlicher Kontrolle unterjtellt. 
Schultze, Treuhänder ©. 79. 

?) Cod. Maximil. Bavar, civ. III, 2 88 15—20. ALR. I, 12 88 557—562. 
Anh. $ 157 zu $ 421 II 18. Code eivil art. 1025—1034. Oeſterr. Gejepb. $ 816. 
Sächſ. Geſetzb. 88 2230—2245. 

) Executores ultimarum voluntatum tutoribus aequiparantur. Auch mit 
einem. Schied8richter ift der Teitamentövollitreder von einigen verglichen worden. 
Dagegen Bejeler, Zeitichrift für deutiches Net Bd. 9 ©. 171. Vgl. auch Meifcheider, 
Die Teptwilligen Verfügungen $ 111 ©. 450Ff. 

) Dad ALR. ($ 557 I 12) bezeichnet den Tejtamentsvollitreder zwar ald Be- 
vollmächtigten des Erblaſſers und venveiit auf die Vorichriften über die Vollmachts— 
aufträge (Tit. 13 Nbichnitt 1), damit joll aber nicht auf einen dem Tejtamentävoll: 
jtreder von dem Erblafjer erteilten Vollmachtsauftrag hingewieſen, jondern nur angedeutet 
werden, da die Quelle der dem Teſtamentsvollſtrecker verliehenen Befugnifie der leßte 
Wille des Erblajjerd ift. 8 557 befagt ſelbſt, daß die leptwillige Verordnung für 
den Vollſtrecker als Vollmacht und Inſtruktion anzufehen fei. 
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ein Vertretungsverhältniß zu finden; nur führte man die Berechtigung zur 
Vertretung nicht mehr wie die Mandatstheorie auf eine vertragsmäßige 
Auftragserteilung, jondern auf eine einfeitige Bevollmächtigung ſeitens des 
Erblafjers als auf ihre Grundlage zurüd. Streitig blieb jedoch die Frage, 
wer der durch den Tejtamentsvollitreder Vertretene fei. Die meijten 
Anhänger hatte die Anficht gefunden, daß der Erbe durch den Tejtaments- 
vollitreder vertreten wirde.!) Bon einigen ijt von der Annahme eines per- 
lönlihen Vertretungsverhältnifjes ganz abgejehen und der Volljtreder als 
Vertreter des Nachlafjes hingejtellt.?) 

II. Das BGB. hat den meijten bisherigen Streitfragen durd eine 
eingehende Regelung der Tejtamentsvollitrefung ihre wejentliche Bedeutung 
genommen, die dogmatiſche Konjtruftion des Inſtituts aber der Wifjenjchaft 
überlaſſen; es jpricht zwar von der Stellung des Tejtamentsvollitreders als 
von einem „Ante*°), diejer Ausdrud kann aber zur Erklärung der rechtlichen 
Natur des Inſtituts nicht verwendet werden; denn die Grundlage des Amtes 
ift nicht etwa, wie 5. B. die des Vormundes, eine öffentlichrechtliche, fondern 
eine rein privatrechtliche, insbeſondere ijt die Annahme der Stellung in das 
freie Belieben des Vollſtreckers geitellt. Der Ausdrud will lediglich be- 
jagen, daß die Stellung des Tejtamentsvollitreders eine von den Anord— 
nungen dritter Perjonen unabhängige it, und daß feinen Rechten aud) 
Pflichten gegenüberjtehen, die mit Rückſicht auf das ihm durch den Erb- 
lajjer bewiejene Vertrauen über da8 Maß einer bloßen privatrechtlichen 
Verantwortlichkeit hinausgehen.*) 


) Hinſchius, Förſter, Gerber, Unger, früher auch Eccius. Vgl. gegen dieje 
Auffaſſung Eccius IV $ 255 Anm. 19ff.; Meiſcheider ©. 464; Schultze, Treuhänder 
S. 65 ff; Strohal S. 163. 

N) Stumm a. a. D. und in Iherings Jahrbüchern Bd. 20 ©. 120, der die 
Tejtamentsvollitredung als ein „poſitives Inſtitut“ des Erbrechts bezeichnet, welches 
dem Tejtamentsvolljtveder das Necht und die Pflicht giebt, dem Erblaſſer die Treue 
über den Tod hinaus zu wahren, und zum Zweck der Vollziehung feines Willens den 
Nachlaß zu vertreten. ©. 15 a. a. D. Hierher gehört auch Ecciuß a. a. D., ber 
die Verwaltung deö Teſtamentsvollſtreckers als eine eigentümliche juriftiiche Perſön— 
lichkeit bezeichnet. Diefe Anjicht war unannehmbar. Bal. hierzu Schulge, Treuhänder 
S. 71; Demburg, Bandeften III $ 124 läßt den ZTeitamentsvollitreder für den 
Nahla handeln, auch in jeinem Preuß. Privatrecht III $ 164 Hält er die Auffafjung 
für die richtige, wonad) der Tejtamentsvolljtreder den Nachlaß vertritt; ev jcheint ihn 
aber im Anſchluß an die Beieleriche Lehre von der formellen Nepräjentation des Erb- 
laſſers durch den Tejtamentsvollitreder (im Gegenjage zu der materiellen Vermögens: 
vertretung durd die Erben) nicht als Vertreter des Nachlaſſes als ſolchen, fondern 
als Vertreter des Willen! des Verjtorbenen bezeichnen zu wollen. Vgl. hierzu Eccius 
IV 8 255 Anm. 19; Weihler, Das deutihe Nachlafverfahren S. 177. Die Recht— 
jprehung hat in der Auffaſſung der Tejtamentsvollitredung geichwanft und den Tejta: 
mentsvollſtrecker bald als Vertreter des Erben, bald als den des Erblaſſers bezeichnet. 
Dad RS. hat in der Enticheidung Bd. 32 No. 39 ©. 153 zulegt den Standpunft 
vertreten, dab der Tejtamentävollitreder weder ald Vertreter oder Mandatar des Erb- 
laſſers noch des Erben anzujehen jei, daß er vielmehr jelbjtändige Rechte und Plichten 
ausübe, welche ihm durd) das Tejtament zweds Ausführung des legten Willens über: 
tragen find. Vgl. jedoch die Urteile de3 NG. Bd. 9 Nr. 56 ©. 209; Bd. 16 Nr. 43 
©. 185; Bd. 25 Nr. 62 ©. 292; Bd. 28 Nr. 65 ©. 294, 

®s) SS 2197, 2201, 2202, 2215, 2221, 2224, 2225, 2226 BGB. 

) Mot. V ©. 219. Schultze, Treuhänder ©. 82, 83; Pland-Ritgen V ©. 381; 
Strofal ©. 162, 164. Dafür, dab weiteres aus der Bezeichnung der Teſtaments— 


$ 276. Beitellung, Aufgaben und Befugniffe des Tejtamentsvollitrederd. 1205 





Ebenjowenig kann aber auch die Stellung des Tejtamentsvollitreders 
nach der ihr im BGB. zu teil gewordenen Gejtaltung aus einem bloßen 
Bertretungsverhältnifje heraus erklärt werden. Vertreter des Erblafjers 
fann der Bolljtreder Schon um deswillen nicht fein, weil dieſer verjtorben 
ift und nicht mehr Träger rechtlicher Befugnifje zu jein vermag; aber aud) 
als Bertreter des Erben kann der Vollitreder nicht aufgefaßt werden, denn 
er handelt ohne deſſen Willen und unter Umftänden gerade gegen dieſen. 
Die Stellung des Volljtrederd ſtellt ſich vielmehr dar als die eines Treu- 
händers im deutjchrechtlichen Sinne, der jelbjtändig kraft eigenen Rechtes 
und im eigenen Namen, wenn aud), nicht im eigenen nterefje, für Die 
ihm anvertraute Ausführung der Anordnungen des Erblafjerd jorgt.!) 

Dieje Auffaffung würde auch der gejchichtlichen Entwidelung der Tejta- 
mentsvollitrefung, an welche das Gefeß bei der Normierung des Inftituts 
gerade Hat anknüpfen wollen, am ehejten entiprechen.?) 


s 276. 


2. Beitellung, Aufgaben und Befugniffe des Teftaments- 
bollitrerers. 


I. 1. Die Tejtamentsvolljtredung kann nur durch einſeitige letzt— 
willige Verfügung (Tejtament) angeordnet werden), ihre Anordnung ijt 


volljtredung als eines Amtes nicht gefolgert werden fann, Spricht auch der Umftand, 
daß der Entwurf I ebenfalld diejen Ausdrud verwendete, obwohl er im $ 1903 Abf. 1 
den Teſtamentsvollſtrecker als gejeglichen Vertreter des Erben bezeichnete. 

Aus der Berweifung des $ 2218 BGB. auf die Vorichriften über den Auf- 
trag können Schlüſſe auf die rechtliche Stellung des Tejtamentsvollitreders nicht 
gezogen werden; dieje Verweifung ift nur im Intereſſe der Kürze des Geſetzes erfolgt. 

) Bgl. hierüber Schulge, Treuhänder ©. 73 ff.; Gierfe, Der Entwurf und das 
deutiche Recht, S. 521 und Verhandlungen des 21. YJurijtentages Bd. 3 ©. 227 
(„Träger einer, fozialen Funktion”); fo jett auch Dernburg, BR. I $ 172 ©. 502. 

2) Prot. II ©. 7087 (Bd. 5 ©. 281), ©. 8746 (Bd. 6 ©. 349). Immerhin 
hat die Meinung, daß der Tejtamentävollitreder der Vertreter des Erben jei, auch 
für dad BGB. Gereitö zahlreiche Verteidiger gefunden. gl. die Citate bei Schulte, 
Treuhänder ©. 65. Hellwig, Anſpruch und Klagrecht ©. 74 meint, „der Teita- 
mentsvolljtreder vertritt, joweit er die Verwaltung des Nachlaſſes hat, das in ihm 
ſich daritellende jelbjtändige Sondervermögen“. Seuffert, Kommentar zur CPO. 
(8. Aufl.) Anm. vor $ 50 ©. 66 bezeichnet den zur Verwaltung befugten Tejtaments- 
volljtreder als Vertreter des Erben in Anfehung des feiner Verwaltung unteritellten 
Nachlaſſes. Nah der Auffafjung von Arnold ©. 26 ift der Tejtamentsvollitreder 
der dem Erben ald Subjekt des Nachlaſſes kraft erblafjeriihen Willens beitellte Ver- 
treter, welchem vom Tejtator, dejjen Vertrauensmann er ijt, eine mehr oder minder 
große Machtſphäre über den Nachlaß eingeräumt wurde. 

>) 8 2197 BGB. Auch im einem Erbvertrag ift fie nur als einjeitige, nicht 
als vertragsmäßige Verfügung gejtattet. Für das preußiſche Recht wurde auf Grund 
eines Reſtriptes vom 19. Mai 1804 (Rabe, Samml. preuß. Geſetze und Verord- 
nungen Bd. 8 ©. 60) im Gegenfage zu $ 557 112 ALR. aud die Möglichkeit einer 
vertragämäßigen Beitellung verteidigt. Eccius IV $ 255 Anm. 49; Sturm, Lehre 
von den Teftamentsvollitretem S. 30, 31. 


8 219. 


Anordnung. 


— 


— 


Ernennung. 
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auch dann zuläſſig, wenn der Erblaſſer es bei der geſetzlichen Erbfolge zum 
Teile oder ganz belaſſen will. 

Die Teſtamentsvollſtreckung kann einem oder mehreren Teſtaments— 
volljtredern übertragen werden. 

Für den Fall, daß ein Tejtamentsvollitreder vor oder nad) der An— 
nahme des Amtes wegfällt, kann ein Erjagvolljtreder ernannt werden.!) 

Die Perfon des Tejtamentsvollitreders kann der Erblafjer jelbjt aus- 
wählen, er kann ihre Beſtimmung aber aud) einem Dritten überlajjen ſowie 
das Nachlaßgericht um Ernennung erjuchen.?) 

Der bejtimmungsberechtigte Dritte hat die getroffene Wahl dem Nad)- 
laßgerichte gegenüber in öffentlich beglaubigter Form zu erklären ®); fein 
Ernennungsrecht erlifcht, wenn ihm auf Antrag eines Beteiligten durch das 
Nachlaßgericht eine Friſt geitellt und bis zu deren Ablaufe die Wahl nicht 
vorgenommen ijt.4) 

Das Nachlaßgericht, welches die Notwendigkeit und Zwedmäßigfeit der 
Ernennung pflihtmäßig zu prüfen hat, aber nicht verpflichtet ift, dem Er- 
juchen jtattzugeben, joll vor der Ernennung die Beteiligten hören, wenn 
die Anhörung ohne erhebliche Verzögerung und ohne unverhältnismäßige 
Kojten geſchehen Fann.>) 


) 8 2197 Abi. 2 BGB. (eine wohl jelbjtverftändliche Beitimmung). Val. auch 
—— S. 468. 

) 8 2198 Abi. 1 Satz 1, $ 2200 Abſ. 1 BGB. Wegen der hierin liegenden 
Abweichung vom Prinzipe des N 2065 ur Brot. II ©. 7032, 7033 (Bd. 5 ©. 249); 
mit Recht bezeichnet Sturm a. a. O. 64,65 es als einen Wideriprud zu dem 
Treueverhältnis, auf dem die T eftamentSvollftredung beruht, daß die Ernennung nicht 
fediglid) durd den Erblaſſer erfolgen dar. Vgl. aber aud Endemann III $ 53 
Anm. 5; Meiſcheider ©. 466. 

„) 8 2198 Abi. 1 Sap 2 BGB. 88 129, 130 Abſ. 1 und 3 BGB. 8 167 
Abi. 2, 88 183, 184, 191, 200 RFr.®. Art. 115, 117, 122, 123 Vızrd. Wegen 
— der Extlärung vergl. $ 2228 BGB. Die Erklärung iſt ummider- 
ruflid). 

*) 8 2198 Abi. 2 BGB. Hat der Erblafjer für diefen Fall feine Vorkehrung 
getroffen, jo erlischt das Beſtimmungsrecht. Pland:Ritgen V ©. 388 Anm. 2 au 
$ 2168; Meiicheider a. a. O. ©. 467; Fiſcher-Henle (Handausgabe), Anm. 
zu $ 2200 BGB. Gegen die Friftfeung. fofortige Beſchwerde $ 80 RFrG., bei * 
lehnung des Antrags auf Friſſbeſtimmung einfache Beſchwerde $ 16 RZ. Be: 
teiligter it jeder, der eim rechtliches Intereſſe an der Tejtamentsvollitredung hat. 
Brot. II ©. 7036 (Bd. 5 ©. 251); mit Nüdficht auf $ 2213 BGB., 8 748 CRD. 
jind außer den Vermächtnisnehmern auch jonjtige Nachlaßgläubiger hierher zu rechnen. 

*») $ 2200 Abi. 2 BGB. Gegen die Ernennung jofortige Beſchwerde gemäß 
881 RFrG. die den Beteiligten wie auch dem Ernannten jelbit (außer jeinem Ab- 
lehnungsrecht aus $ 2202) zuzuſprechen ift, denn leßterer fann zwar das Amt felbit 
annehmen wollen, fid) aber durd; den Umfang, in dem ihm die Volljtredung über: 
tragen iſt, beſchwert fühlen. AM. Pland:Ritgen V S. 390 Anm. 3 zu $ 2200. 
Wegen Einfichtnahme der Ernennungsverfügung und Erteilung; einer Abichrift oder 
Ausfertigung val. SS 78, 85 RFrG. Gegen die Ablehnung des Ernennungserfucens 
ſteht den Beteiligten keine Beſchwerde zu, da jie an der Ernennung nur ein Interefie, 
fein Recht auf sie haben. 8 20 Abſ. 1 RFrG. Pland-Ritgen a. a. D. Das Er- 
nennungserjuden muß ausdrücklich ausgeiprochen fein, es genügt jedenfall® nicht (wie 
dad Kammergeriht Jahrbuch KG. Bd. 20 No. 6 S. A 21 annimmt), dag aus 
dem Tejtamente lediglich der Wille des Teitators erhelle, daß der Erbe den Nachlaß 
nicht erhalten oder in defjen Verfügung beichräntt fein ſolle. Wal. auch Prot. II 
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Der Erblafjer kann den Tejtamentsvollitreder ermächtigen, einen oder 
mehrere Mitvolljtreder, jowie einen Nachfolger zu ernennen.t) 

Liegt ſolche Ermächtigung nicht vor, jo ijt eine vollitändige Ueber— 
tragung des Amtes jeitens des Volljtreders an einen Dritten nicht möglid), 
dagegen vermag er ich für einzelne Gejchäfte Vertreter zu bejtellen.?) 


2. Fähig zur Uebernahme der Tejtamentsvollitredung ift jeder, der 
zu der Zeit, zu welcher er dad Amt anzutreten hat?), unbeſchränkt geichäfts- 
fähig ift und auch nicht etwa nach $ 1910 zur Bejorgung feiner Ver— 
mögensangelegenheiten einen Pfleger erhalten hat.t) 

Frauen bedürfen zur Annahme des Amtes nicht der Genehmigung 
ihres Ehemannes5), auch jteht letterem fein Kündigungsrecht nach Analogie 
des $ 1358 zu.®) 

Juriſtiſche Perſonen jind an fi) von der Uebernahme der Tejtaments- 
vollitrefung nicht außgeichlofjen ?), Dagegen ijt die Ernennung von Behörden 
unwirkſam; leßtere find auf ihren amtlichen Wirkungskreis bejchränft.s) 

3. Die Annahme jowie die Ablehnung des Amtes erfolgt durd) 
Erklärung gegenüber dem Nacjlafgericht.?) Eine Pflicht zur Uebernahme be- 


S. 7035, 7036 (Bd. 5 ©. 251, 252): die Gerichte jollen nicht in übertriebener Weije 
mit der Fürſorge für Privatinterefjen belaftet werden. Meiicheider S. 467, 468. 

’) 8 2199 Abſ. 1 und 2 BGB. Gleichgültig ift, ob der Teitamentävollitreder 
direft vom Erblaſſer oder von einem Dritten emannt ift, die Ermächtigung dürfte aber 
nicht zuläffig fein, wenn die Ernennung des Teitamentsvollitreders durc das Gericht 
erfolgt. Es würde der Stellung des Gerichts nicht entiprechen, wenn der Tejtaments- 
volljtreder einen Mitvollitreder ernennt, obwohl das Gericht vielleicht abjichtlich von der 
ihm zuftehenden Ermächtigung, mehrere Tejtamentsvollitreder zu ernennen, nicht Ge— 
braud; gemacht Hat. Auch die durch Abi. 2 des $ 2200 angeordnete Anhörung der 
Beteiligten jpricht gegen die Anwendbarkeit des $ 2199 im alle des $ 2200, AM. 
Coſack II $ 395 zu Anm. 3; Meifcheider S. 468, 469; Bland-Ritgen V ©. 388 
Anm. 1 zu $ 2199. Ob der gemäß $ 2199 Ubi. 2 beſtimmte Nachfolger fid) eben- 
fall® wieder einen Nachfolger bejtellen fann, wird im Zweifel zu verneinen jein. 
AM. Meiſcheider S. 469. Die Emmennung der Mitvolljtreder oder des Nachfolgers 
erfolgt durch eine in öffentlich beglaubigter Form dent Nachlaßgerichte gegenüber 
abzugebende Erklärung. $ 2199 Abi. 3 BOB. 

?) Mot. V ©. 219. $ 2218 Abſ. 1, $ 664 BGB. Gleiches galt für das preuß. 
Net, vgl. Eccius IV $ 255 Anm. 65, 66. 

) $ 2201 BGB. In llebereinftimmung mit dem preuß. Rechte iſt lediglich der 
Zeitpunft entfcheidend, in welchem das Amt übernommen werden joll ($ 2202 Abſ. 1), 
nicht etwa der des Erbfalls. Mot. V S. 220. Eccius IV S 255 Anm. 54. 

) 88 104, 106, 114 BGB. Die Beſtellung eines Pilegers für einzelne Ver— 
mögensangelegenheiten oder für die perſönlichen Angelegenheiten ijt einfluhlos. 

>) Nach preuß. Rechte bedurflen Ehefrauen der Zujtimmung des Ehemanns. 
Demmburg III $ 165; Sturm a. a. D. ©. 32 jcdeint hieran auch für das BGB. 
feſthalten zu wollen, 

9) Es handelt ſich bier nicht um das Prinzip des $ 1358, nicht um Dienite, 
u denen ſich die Frau einem Dritten gegenüber verpflichtet hat. AM. Frommhold 

nm. 4 zu $ 2202; Pland-Ritgen V ©. 393 Anm. 3 zu $ 2202, 
) En jedoch $ 2210 Sa 3 BGB. Denlhkſchrift S. 288. 
) Pland:Ritgen V ©. 386 Anm. 2 zu $ 2197; Eccius IV $ 255 Anm. 56; 
abweichend Weihler ©. 183. 

°, $ 2202 Ubi. 2 BGB. Nach preuß. Nechte bedurite es feiner ſolchen Er 
—— das Amt begann mit der Uebernahme ohne weiteres. Eccius IV & 255 
Anm. 61. 


58 2199, 
220 
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88 2202, beſteht nicht, doch kann Diefe zur Auflage einer Zuwendung gemacht 
‚ Bu): 

2208. Die Annahme oder Ausfhlagungserklärung, welche unwiderruflich it ?), 
fann erſt nad Eintritt des Erbfalls abgegeben werden), fie ijt unwirk— 
jam, wenn fie unter einer Bedingung oder einer Zeitbejtimmung abgegeben 
wird, Die Erklärung bedarf feiner befonderen Form, konkludente Hand- 
lungen genügen jedoch nur, fofern fie in fonjtigen dem Nachlaßgerichte 
gegenüber abgegebenen Erklärungen bejtehen.*) 

Zur Erklärung kann dem Ernannten auf Antrag eines Beteiligten 
eine Friſt beitimmt werden, mit deren Ablaufe das Amt als abgelehnt gilt, 
jofern die Annahme nicht vorher erklärt wird.5) 

Beginn. Nimmt der Ernannte das Amt an, fo beginnt diejeg mit dem Zeit— 
punfte der Annahme.) Eine gerichtliche Verpflichtung des Tejtament3voll- 
jtreder8 (nad) Analogie des Vormundes) findet nicht jtatt, doch iſt ihm auf 
Antrag ein Zeugnis über feine Ernennung zu erteilen.) 

Regelmäßiger II. Der Erblafjer ift berechtigt, die Aufgaben, die dem Tejtaments- 
te vollſtrecker obliegen und die Machtbefugniffe, die ihm zuftehen follen, näher 
zu regeln. Unterläßt der Erblaffer eine dahingehende Beitimmung, jo 

umfaßt der gejegliche Wirkungskreis des Tejtamentsvollitreders®): 

a) die Ausführung der legtwilligen Verfügungen des Erblafjers, 

b) die Auseinanderfeßung der Miterben. 

Ausführung 1. Der Tejtamentsvollitreder hat das Recht und die Pflicht, die leßt- 

ee willigen Verfügungen des Erblafjers zur Ausführung zu bringen, ob dieſe 
wie VBermächtniffe, Auflagen, Stiftungen im Intereſſe Dritter liegen oder 
ob dies nicht der Fall ift, wie z. B. bei Anordnungen über da8 Be— 
gräbnis oder die Kindererziehung, iſt gleichgültig.*) 


) Ob dies gewollt it, ift Thatfrage. Bol. Mot. V S. 221. Pland:Ritgen 
V ©. 393 Unm. 2e zu $ 2202; Frommhold Anm. 3 zu $ 2202; Etum a. a. 
D. ©. 67. 

2) Dem Tejtamentsvollitreder jteht e8 aber frei, gemäß $ 2226 fofort wieder 
zu kündigen. 

2 8 2202 Nbi. 2 Sat 2 BOB. — — Eröffnung des Teſtaments 
iſt nicht notwendig. Mecheider a. a. O. S. 470. 

) Der Ernannte beantragt z. B. die amtliche Aufnahme des Nachlaßverzeich— 
niſſes gemäß $ 2215 Abſ. 4 BGB. oder die Ausſtellung eines Zeugniſſes über die 
ng zum Teſtamentsvollſtrecker gemäß 8 2368 BoD. Bol. auch Prot. II 

S. 7038. (Bd. 5 ©. 252.) Einfichtnahme der Erklärung: $ 2228 BOB. 

°»), 8 2202 Abi. 3 BGB. Gegen die Frijtbeitimmung jofortige Beichwerde gemäß 
s81 Abi. 1 RFrG. 

°, 8 2202 Abi. 1 BGB. 

— 8 2368 BGEB. Boſchan, Nachlaßſachen (1903) 8 82 S. 294ff. 

9) 88 2203, 2204, 2208 Abſ. 1 Sap 1 BGB. Vgl. hierzu Prot. II ©. 7062 
bis 7064 (Bd. 5 ©. 267 fi.) 

9) Mot. V ©. 226, 227. Fromnihold Anm. 4 zu $ 2203. Sturm a. a. O. 
S. 77. Pland:Ritgen V ©. 394 Anm. 2 zu $ 2203. Entih. RG. Bd. 25 
Nr. 62 ©. 294, Bd. 43 Nr. 79 ©. 335. Ausgeſchloſſen find jedoch ſolche Anord— 
— deren Inhalt die Ausführung durch einen Vollſtrecker nicht zuläßt, wie 

die familienrechtlichen im Falle der 88 1909 Abf. 1, 1917 Abi. 2 BGB. 
Siegen der Ausführung von Stiftungen vgl. 8 83 BGB., Art. 182 Abi. 3 AS. 
3 BG 
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St dem Teftamentsvollitreder die Befugnis, die leptwilligen Ver— 
fügungen des Erblafjerd zur Ausführung zu bringen, entzogen, jo fann er 
im Zweifel wenigjtens die Ausführung von dem Erben verlangen!) 

Bei der Ausführung der Verfügungen des Erblaffers hat dem Tejta- 
mentsvollitreder lediglich deſſen Wille als Nichtfchnur zu dienen, ab- 
weichende Beſchlüſſe der Erben binden ihm nicht. Entjteht Streit über 
den Sinn?) oder die Ausführung einer Verfügung, fo kann der Teftaments- 
vollitreder mit NRücjiht auf den ihm bei Ausführung einer unwirkſamen 
Verfügung drohenden Schadensanipruh den Erben im Wege der Zeit: 
jtellungsflage zur Aufgabe jeines Widerſpruchs nötigen. Umgefehrt kann 
aber aud) der Erbe gegen den Tejtamentsvollitreder auf Unterlafjung der 
Ausführung feiner Meinung nad) unwirkſamer Verfügungen Klage erheben.3) 

2. Der Tejtament3vollitreder hat die Auseinanderjfegung unter den 
Erben zu bewirken. Eine Bermittelung durd) das Nachlaßgericht ift aus— 
geihlofien, jelbft wenn eine ſolche von allen Beteiligten beantragt werden 
jollte.#) 

Maßgebend für die Teilung find grundjäßlich die etwaigen Bes 
jtimmungen des Exrblafferd, in Ermangelung folder die gejeglichen Teilungs- 
vorfchriften, doch kann der Erblaſſer die Auseinanderjeßung auch dem 
billigen Ermefjen des Tejtamentsvollftreders überlafjen.>) 

Vereinbarungen der Erben betreff3 der Teilung binden den Voll— 
ſtrecker nicht ®), doch wird er ſolchen, ſoweit fie nicht etwa dem Willen des 
Erblaſſers zuwiderlaufen, möglichit entgegenzutommen haben, auch wenn fie 
von gejeglichen Teilungsvorjchriften abweichen jollten. Ueber den 


98 2208 Abi. 2 BGB. Sog. beaufjichtigender Tejtamentsvollitreder, im 
Gegenſatze zu dem gejeplihen Normalfalle des verwaltenden und ausführenden 
Teltamentövollitreders. 

) Ein Recht, zweifelhafte Stellen des Teſtaments mit bindender Kraft für die 
Erben audzulegen, jteht dem Teftamentsvollitreder nicht zu, der Erblafjer fann ihm 
eine ſolche Befugnis auch nicht verleihen. Vgl. jedoh Pland:Ritgen V ©. 395 
Anm. 5 zu 8 2203. Siebe auch $ 561 I 12 WER; Eccius IV 8 255 Anm. 71. 
Weißler a. a. O. ©. 187; Frommhold Anm. 3 zu $ 2203 S. 195; Endemann III 
8 53 Anm. 13. 

) Das für die Feſtſtellungsklage gemäß & 256 EPO. notwendige redjtliche 
Interefie wird auf feiten des Teitamentsvolljtrederd regelmäßig gegeben fein, falls 
er den legten Willen auszuführen bat. Sagt dagegen der Erbe, jo wird es ſich 
in jedem einzelnen Falle fragen, ob er nicht wegen Rorliegens bloßer Berwaltungs: 
fragen zunächſt die Beendigung der Tejtamentsvoflitredung abzuwarten hat; er darf 
nicht durch fortgejeßte Klagen die Ausführung der leptwilligen Verfügungen ungebühr- 
lit) hemmen. Bgl. Prot. II ©. 7067, 7068 (Bd. 5 S. 270). Stumm a. a. O. 
©. 69; Meifcheider S. 485, 486 Anm. 13. 

9 8 2204 bj. 1 BGB. $ 86 Nbi. 1 RFrG. Die Erben fünnen die Aus: 
einanderjegung nach Mahgabe der Vorſchriften über die Gemeinſchaft ausſchließen oder 
aufichieben.. $ 2042 Abi. 2 BGB. 

8) 8 2048 BOB. Soll billiges Ermeſſen entſcheiden, jo ijt die getroffene Be- 
jtimmung nur dann nicht verbindlich, wenn fie offenbar unbillig ift; die Beltimmung 
erfolgt in diefem Falle durch Urteil. 

°) Bol. hierzu Prot. IT S. 8745, 8746 (Bd. 6 S. 348, 349). Dieje bemerken: 
„es ſei nicht zu bezweifeln, daß der Tejtamentsvollitreder, fofern er jid mit den Erben 
veritändige, befugt jei, zu einer von den Anordnungen des Erblajierd abweichenden 
Auseinanderiegung die Hand zu bieten.” Gin derartiges Verfahren dürfte jedoch dem 


Auseinanbers 
ſehung. 


83 2204, 


Rerwaltung. 
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Auseinanderſetzungsplan ſind die Erben vor der Ausführung zu hören.!) 
Erhebt ſich Widerjprud, jo ijt diefer im Prozeßwege zu bejeitigen.?) Der 
Vollſtrecker iſt aber berechtigt, aud) troß des Widerſpruchs den Plan zur 
Durchführung zu bringen, wenn er auch für etivaigen Schaden dem 
Widerjprechenden verantwortlich bleibt. 

An die vom Tejtamentsvollitreder feſtgeſetzte Auseinanderjegung find 
die Erben gebunden, al3 ob fie von ihnen vereinbart wäre.?) 

Sind bei der Auseinanderiegung minderjährige Perjonen beteiligt, 
jo ijt die Genehmigung des VBormundfchaftsgerichts nicht erforderlich.*) 

III. Um dem Tejtamentsvollitreder die Durchführung feiner Aufgaben 
zu ermöglichen, it ihm die Verwaltung des Nachlafjes übertragen; 
dieje jteht ihm als Mittel zur Erfüllung feiner Aufgaben aber nur joweit 
zu, al3 es die Ausführung des lebten Willens erforderlich macht und ſie 
der Erblaſſer nicht eingejchränft hat.?) 

1. Kraft jeines Verwaltungsrechts ijt der Tejtamentsvollitreder ins— 
bejondere berechtigt, den Nachlaß in Beſitz zu nehmen und über die 
Nachlaßgegenſtände zu verfügen.) Soweit der Zwed der Verwaltung «8 
erfordert, darf er die Nachlafverbindlichkeiten berichtigen’), die Nachlaß— 
forderungen einziehen (beide auc im Wege der Aufrechnung), die Nach— 
laßgrundjtüde veräußern®) und belajten u. dergl.; er iſt auch berechtigt, 
das Aufgebotsverfahren zum Zwecke der Ausichliegung von Nachlaßgläubigern ®) 
jowie das Konkursverfahren über den Nachlaß zu beantragen !0) und die 
Zwangsverſteigerung eines Nachlaßgrundſtücks herbeizuführen.!!) Zu dem 


zwijchen Erblajier und Tejtamentsvollitreder bejtehenden Treueverhältnifie nur dann 
entiprechen, wenn die Befolgung der Anordnungen den Nachlaß oder die Anterejien 
der Erben erheblid; gefährden wirde. Vgl. $ 2216 Abi. 2. 

) & 2204 Abi. 2 BGB. 

?) Der Teitamentsvollitreder ift für diefen Prozeß aktiv wie paſſiv legitimiert; wird 
der Plan vor Erhebung der Klage oder deren Beendigung vom Tejtamentsvollitreder 
zur Ausführung gebradıt, jo verbleibt dem widerſprechenden Erben nur der Bereiche: 
rungsanjpruch gegen die Miterben und die Schadenserjagllage gegen den Teſtaments— 
vollitveder. 2) Mot. V ©. 2289. 

) Pland:Ritgen V S. 396. Bal. $ 1822 Nr. 2 BGB. 8 97 RFrG. 

5), 8 2205 Satz 1 ımd $ 2208 Abi. 1 Sak 1 BGB. Prot. II S. 7064, 7081 
(Bd. 5 ©. 268, 277). 

) 8 2205 Sap 2 BOB. Wit der Belibergreifung envirbt der Teftamentsvoll- 
jtreder den unmittelbaren, der Erbe den mittelbaren Belit. $ 865 BGB. Soweit 
der gute Glaube in Frage kommt, enticheidet der des Vollſtreckers. Unterliegen der 
Berwaltung des Tejtamentsvollitreders nur einzelne Naclapgegenjtände, jo jteht ihm 
der Beſitz und die Verfügung auch nur in Anſehung diefer Gegenftände zu. $ 2208 
Abi. 1 Satz 2 BGB. 

) Mot. V ©. 231, 232. Prot. II ©. 7089, 7143, 7516 (Bd. 5 ©. 282, 
313, 529). 

) Der Teftamentsvolljtrecter bedarf hierzu, aud; wein bevormundete Erben vor: 
handen jind, feiner Genehmigung des Vormundichaftsgericts. Bei der Eintragung 
der Erben in das Grundbud iſt die Ernennung des Tejtamentsvollitrederd von 
Amtswegen mit einzutragen; die Eintragung der Erben lann vom Teitamentsvoll- 
ftredter beantragt werden, jie iſt aber nicht Borausjegung der vom Tejtamentövoll- 
jtveder gejtellten Eintragungsanträge. $ 53, $ 41 Abi. 2 RGBO. Wegen der Ein- 
tragung des Tejtamentövollitreders in das Sciffäregiiter vgl. $ 111 Abſ. 2, $ 118 
RFrG. 98991 Abi. 2 u. 3 CPO. $ 1970 BOB. 

, 8 217 Abſ. 1 KU. 1) 8 175 8VG. 
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Antrag auf Einleitung der Nacylafverwaltung it er dagegen nicht befugt, 88 2206, 
diefer ift Sache des Erben. a 

Zu umentgeltlihen Verfügungen ift der Vollitreder nur beredtigt, 2214. 
joweit fie einer fittlihen Pflicht oder einer auf den Anftand zu nehmenden 
Rücklicht entiprechen.!) 

Als notwendige Ergänzung der dem Vollitreder verliehenen Ver— 
fügungsmadt ift die des Erben entiprechend beichränft: joweit und fo- 
lange ein Nachlaßgegenſtand der Berwaltung des Bollitreders unterliegt, 
fann der Erbe über ihn nicht verfügen.?) Die Unwirkſamkeit einer trotz— 
dem getroffenen Verfügung iſt aber feine abjolute, ſondern bejteht nur im 
Berhältniffe zwiſchen dem Tejtamentsvolljtreder und dem Erben, der gut— 
gläubige Dritte wird gejchüßt.) 

Soweit der Erbe beichräntt ift, sind es auch jeine perjönlichen 
Gläubiger, dieje können ſich nicht an die der Verwaltung des Vollſtreckers 
unterliegenden Nachlaßgegenſtände halten.*) 

2. Zur Durdführung der Verwaltung it dem Vollſtrecker weiter 
das Recht eingeräumt, Verbindlichkeiten für den Nachlaß einzugehen. Die 
Befugnis hierzu jteht ihm aber nicht unbejchränkt, jondern nur zu, joweit 
die Eingehung der Verbindlichfeit zur ordnungsmäßigen Ver— 
waltung erforderlich ijt.) 

Betrifft die Verbindlichkeit jedoch die Verfügung über einen Nachlaß— 
gegenftand, über den der Volljtreder dinglich zu verfügen berechtigt iſt, 
jo kann die Verbindlichkeit vom Vollitreder auch dann eingegangen werden, 
wenn die Verwaltung dies nicht erfordern jollte.*)?) 


'ı) $ 2205 Sat 3 BOB. 

”, 8 2211 Abi. 1 BGB.; es iſt aber nur die ae nicht die obligatorische 
Verfügungsmacht des Erben aufgehoben. Mot. V ©. 233. Die Beichränfung des 
Erben gilt auch für die Zeit zwilchen Erbfall und Beginn der Teftamentsvoll- 
itredung (Pland:Ritgen V ©. 406. Anm. 1 zu $ 2211), jowie für ſolche Ber- 
fügungen, die im Wege der Zwangsvolljtredung und des Arreites erfolgen; fie behält 
ihre Wirkſamkeit auch für das Konkursverfahren. Brot. II S. 7095—7097 (Bd. 5 
S. 286, 287). Bol. aud) Schule, Treuhänder ©. 66. 

s) g 2211 Nbf. 2, 8 135 BOB. 8S 892, 893, 932ff., 1032, 1207 BGB. 

*) 8 2214 BGB. 8 748 CPO. Die civilprozejjuale Folge diefer Vorſchrift 
ergiebt $ 748 CPO. Prot. II ©. 7537 (Bd. 5 ©. 512). 

9 8 2206 Abi. 1 Satz 1 BGB. Sog. laufale Beſchränkung des Tejtamentsvoll- 
itrederd. Endemann IIT$ 53 Anm. 27. Zu Gunjten des Släubigers ſoll nad) Meinung 
der II, Kommiſſion (Prot. II S. 7515, Bd. 5 ©. 528) die Eingehung einer Ver— 
bindlichfeit al zur ordnungsmähigen Verwaltung erforderlich gelten, wenn der Gläu— 
biger bei der Eingehung annehmen durfte, daß fie zu diejem Zwecke erfolge. Dies 
dürfte als richtig anzuerkennen fein, der Gläubiger vermag nid)t die objektive Not- 
wendigteit zu prüfen, a. M. Meijcheider ©. 503. 

) 8 2206 Abi. 1 Sag 2 BGB. Die Vermutung, die für das Necht des Vollſtreckers 
über Nachlaßgegenſtände zu verfügen, bejtebt, jpricht auch dafür, daß er VBerbindlichfeiten 
zur Berfügung über Nachlagegenitände eingehen darf. Iſt der Vollſtrecker gemäß $ 2208 
in dem Verfügungsrechte beſchränkt worden, ſo kann er inſoweit auch keine Verbindlich— 
feiten zu ſolchen ihm entzogenen Verfügungen übernehmen, ſofern nicht etwa die Ein— 
gehung ber Verbindlichkeit zur ordnungsmähigen Verwaltung des Nachlafjes erforderlid) 
jein folte, Bol. auch Endemann III 8 53 Anm. 29; Meiicheider S. 501 ff. 

) Der Vollitreder vermag 3. B. einen Slaufvertrag zum Erwerb eines Grund— 
ſtücks für den Nachlaß nur abzufchliegen, wenn der Kauf zur orömung&mäßigen Ver: 
waltung des Nachlafjed erforderlich iit, zum Zwecke dev Veräußerung eines Nachlaß— 
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Der Erblaſſer kann die Verpflichtungsmacht des Vollſtreckers ein— 
ſchränken oder ausjchließen!), er kann aber auch anordnen, daß der Voll— 
jtreder in der Eingehung don Berbindlichkeiten für den Nachlaß nicht bes 
ſchränkt fein joll; zu einem Schenfungsverjprechen ift der Volljtreder aber 
auch in dieſem Falle nur berechtigt, ſoweit defjen Abgabe einer fittlichen 
Pflicht oder einer auf den Anftand zu nehmenden Nücdjicht entjpricht.?) 

Die innerhalb feiner Befugniffe ($ 2206 BGB.) vom Volljtreder 
eingegangenen Berbindlicheiten find Nacjlaßverbindlichkeiten im Sinne des 
$ 1967 BGB.; der Erbe haftet für fie nur dann perjönlich, wenn er die 
Beichränfung feiner Haftung verloren hat’); im Nachlaßkonkurſe gehören 
jie zu den Mafjeichulden.*) 

Dem Dritten, der mit dem Tejtament3vollitreder fontrahiert, ift es 
überlafjen, au$ den Teftamente feitzuftellen, wieweit die Befugniffe des 
legteren gehen. Um die Schwierigkeiten, die ſich Hieraus für den Voll— 
jtreder im Verkehr ergeben würden, zu bejeitigen, ift der Erbe auf Ver— 
langen des Vollſtreckers verpflichtet, feine Einwilligung zu der Eingehung 
der Berbindlichkeiten zu erteilen, zu deren Uebernahme der Vollſtrecker 
berechtigt ijt.5) 

Die erteilte Einwilligung befreit den Vollitreder von feiner Verant— 
wortlichkeit dem Erben gegenüber und nimmt legterem die Möglichkeit, die 
Wirffamkeit der eingegangenen Verbindlichkeit wegen mangelnder Legiti- 
mation des Vollſtreckers anzufechten. 

Das Recht, die Beſchränkung jeiner Haftung geltend zu machen, 
bleibt dem Erben aber troß erteilter Einwilligung erhalten.®) 

IV. Der Tejtamentsvollitreder fann auch zur Erfüllung anderer Auf- 
gaben als derjenigen feines regelmäßigen Wirkungsfreije berufen werden. 

1. Der Erblafjer fann dem Polljtreder die Verwaltung des Nach— 
lafjes als Selbſtzweck ohne Zuweiſung weiterer Aufgaben übertragen oder 
anordnen, daß der Bollitreder die Verwaltung nad Erledigung der ihm 
ſonſt zugewiejenen Aufgaben fortzuführen hat. Im Zweifel it anzunehmen, 
daß ein folder Tejtamentsvollftreder in der Eingehung von PVerbindlid)- 
feiten für den Nachlaß nicht bejchränft fein foll.?) 


rundſtücks dagegen ohne weiteres, auch wenn die Veräußerung an fid) nicht notwendig 
Bin jollte, jofern letztere nur nicht durch den Erblafjer überhaupt unterjagt iſt. 

8 2208 Abi. 1 Sab 1 BGB. 

) 8 2207 BGB. 

) Eines Vorbehalts der Haftungsbeſchränkung bedarf e8 in einem gegen ben 
Tejtamentsvollitreder ergangenen Urteile nicht. $ 780 Abſ. 2 CPO. Bat. aud) 
Schultze, Treuhänder S. 74 Note 20. 

*, 8 224 No. 5 KO. 

») 8 2206 Abſ. 2 Halbjaß 1, 8$ 183, 184 BGB. Ob die Verbindlichkeit auf 
Grund des $ 2206 Abi. 1 oder des $ 2207 eingegangen iſt, bleibt gleichgültig. Ber: 
weigert der Erbe die Einwilligung, jo jteht dem Zejtamentsvollitreder, nicht aber 
dem Dritten die Klage auf Erteilung der Einwilligung zu. Vgl. aud) Weihler a.a. ©. 
&. 191; Strohal ©. 156, 157. 

*, 8 2206 Abi. 2 Halbſatz 2 BGB. 

7) 8 2209 BGB. Dem bisherigen Rechte war die Mebertragung der Verwal: 
tung an den Teitamentsvollitreder nur, wie die des $ 2205, ald ein Mittel zum 
Awede der Vollziehung des letzten Willens, nicht als jelbitändige Aufgabe befannt. 
Eecius IV $ 255 Anm. 295. Eine derartige Verwaltung entzieht den Nachlaß 
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Die Anordnung einer derartigen Verwaltung wird unwirkſam, wenn 
feit dem Erbfalle dreißig Jahre verjtrichen find. Doc kann der Erblafjer 
anordnen, daß die Verwaltung bis zum Tode des Erben oder des Teſtaments— 
vollitreder8 oder bis zum Eintritt eine8 anderen Ereignifjes in der Perſon 
des einen oder anderen fortdauern foll. Sit aber der Erbe oder der 
Tejtamentsvollitreder eine juriftiiche Perſon, jo behält es bei der dreißig- 
jährigen Friit jein Berwenden.!) 

2. Der Erblafjer kann einen Teſtamentsvollſtrecker auch zu dem Zwede 
ernennen, daß dieſer bis zum Eintritt einer angeordneten Nacherbfolge 
die Nechte des Nacherben ausübt und deſſen Pflichten erfüllt?) 

3. Der Erblafjer kann endlich einen Tejtamentsvollitreder auch zu 
dem Zwede ernennen, daß diejer für die Ausführung der einem Vermächtnis- 
nehmer auferlegten Bejchwerungen jorgt.?) 


5 277. 


3. Rechtsſtellung des Teſtamentsvollſtreckers gegenüber dem Erben. 


I. Der Teftamentsvollitreder hat dem Erben unverzüglich (ohne ſchuld— 
haftes Zögern) nad) der Annahme des Amtes ein Verzeichniß der feiner 
Verwaltung unterliegenden Nachlaßgegenjtände und der befannten Nachlaß- 
verbindlichkeiten mitzuteilen, e8 auch beim Vorliegen der Vorausjeßung des 
$ 260 Abi. 2 BGB. eidlich zu befräftigen.t) 

Die Aufnahme des Verzeichniſſes hat im übrigen in derſelben Weije 
zu erfolgen, wie da8 von dem Vorerben gemäß $ 2121 BOB. aufzuitellende 
Berzeiäniß.‘) 5) 


bei Bugriffe i der — — des Erben und kann deshalb den Zwecken der exheredatio 

bona mente dienen, . 88 2338, 2214 BGB., 8 863 CPO. Cine Anfechtung 

= Anordnung ijt Bas möglich, als eine Pilichtteilsverfeung vorliegt. Brot. II 
. 7128-7135 (Bd. 5 ©. 305—307), Denkſchrift S. 288, 

ı) 88 2210, 2163 Abi. 2 BOB. Die zeitliche Beſchränkung ijt notwendig zur 
Berhütung einer dauernden Feſtlegung des Nachlaſſes: ohne dieſelbe könnte der Erb— 
laſſer ohne gejeßliche Genehmigung eine Stiftung oder, ohne den landesgejeglichen 
Errordernifien zu genügen, ein Familienfideilommiß begründen. Brot. II ©. 7133, 
7134 (®d. 5 ©. 307). 

8 2222 BGB. Durd die Beitellung eines ſolchen Teitamentsvollitreders 
erübrigt fi die Ernennung eines Pilegerd aus 88 1909, 1913: fie ift namentlich 
auch jür die Fülle der Enterbung aus guter Abjicht wichtig. 8 2338 Abi. 1. Denk— 
ichrift ©. 289; Prot. II ©. 7136 (Bd. 5 ©. 160). 

») 82223 BGB. Die Vorfchriften der 88 2197 ff. BGB. finden, ſoweit angängig, 
Anwendung; hiernach hat der gemäß $ 2223 eingefeßte Tejtamentsvollitreder die dem 
Vermächtnisnehmer auferlegten Beihwerungen jelbjt auszuführen, bei abweichender 
Beitimmung des Erblafjerd ijt er im Zweifel wenigitens berechtigt, die Ausführung 
von dem Vermächtnisnehmer zu verlangen. ($ 2208 Abi. 2.) Ob der Bollitreder, 
dem gemäß $ 2203 die Ausführung der feptwilligen Verfügungen ganz allgemein 
übertragen iſt, gleichzeitig für die Ausführung der dem Vermächtnisnehmer auferlegten 
Beſchwerungen zu forgen hat, iſt Frage des Einzelfall®, die im Zweifel zu bejahen 
iſt. Vgl. Mot. Ve. 245, 246. Prot. II ©. 7150 (Bd. 5 ©. 317). Ueber die 
Gründe, die zur er der Borichrift des $ 2223 BGB. geführt haben, val. 
Meijcheider a. a. O. 86— 489. 

*) 8 2215 Abi. A. * 2218, 666 BGB. 

°, 8 2215 bi. 2-5, $ 2121 BGB. ©. oben ©. 1169, 1170. 
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88 2216, Das Verzeichnis erjegt nicht daS von dem Erben behufs Wahrung der 
u Haftungsbeichränfung einzureichende Inventar; bei Aufnahme des letzteren 
3220. Hat der Teitamentsvollitreder aber dem Erben die erforderliche Beihilfe zu 

leijten, auch ift der Erbe nicht gehindert, das vom Vollſtrecker aufgejtellte 
Verzeichnis als jein Inventar einzureichen !), jofern e8 den Erfordernifien 
eines ſolchen entipricht.?) 

Der Erblaſſer kann den Vollſtrecker von den ihm hinſichtlich der 
Aufnahme des Verzeichniſſes obliegenden Verpflichtungen nicht befreien.®) 

— II. Der Teſtamentsvollſtrecker iſt dem Erben gegenüber zur ordnungs— 

mäßigen Verwaltung des Nachlaſſes verpflichtet“); er hat dieſe perſönlich 
zu führen und darf ſeine Obliegenheiten im Zweifel nicht auf einen Dritten 
übertragen. Er iſt verpflichtet, dem Erben die erforderlichen Nachrichten 
zu geben, auf Verlangen über den Stand der Teſtamentsvollſtreckung 
Auskunft zu erteilen und nach Beendigung des Amtes Rechenſchaft ab— 
zulegen.) 

Macht der Vollſtrecker Aufwendungen für den Nachlaß, die er den 
Umjtänden nad) für erforderlich Halten darf, jo find fie ihm vom Erben 
zu erjtatten.®) 

Hat der Erblafjer Anordnungen für die Verwaltung durch letztwillige 
Verfügung getroffen, jo find diefe vom Volljtreder zu beachten; ſollte jedoch 
ihre Befolgung den Nachlaß erheblich gefährden, jo können fie vom Nachlaß— 
gericht auf Antrag des Vollſtreckers oder eines Nachlafbeteiligten außer 
Kraft gejeßt werden.?) 

— III. Der Teſtamentsvollſtrecker hat den Nachlaß im allgemeinen erſt 

gegenftänden. Dann an den Erben heraußzugeben, wenn der Zweck der Bolljtredung er- 

reicht it®), e8 bejtehen aber zwei Ausnahmen): 

1. Nachlaßgegenjtände, deren der Vollitreder zur Erfüllung feiner 
Obliegenheiten offenbar nicht bedarf, Hat er dem Erben auf Verlangen zur 
freien Verfügung zu überlaffen; mit der Ueberlaffung erlischt fein Recht 
zur Verwaltung der Gegenjtände.!) 





) Oder jih gemäß $ 2004 BGB. auf dasjelbe zu beziehen, jofern es dem 
Nachlaßgerichte bereits eingereicht ift. 

’) Es muß dann insbefondere auch die an und für ſich nicht notwendigen Wert: 
angaben enthalten, $$ 2001—2003 BOB. 

8 2220 BOB. Verweigert der Tejtamentsvollitreder die Erfüllung der 
Verpflichtungen, fo mul der Erbe Hagen, ein Einjchreiten des Nachlaßgerichts det 
nicht ftatt. *) $ 2216 Abi. 1 BOB. 

») ss 2218, 664, 666 BGB. Bei einer länger dauernden Berwaltung kann 
der Eıbe jährlich Rechnungslegung verlangen. 

°, 88 2218, 670 BOB. Der Erbe haftet perjönlid nur, joweit er die Be: 
ihränfung jeiner Haftung verloren hat. Endemann III $ 55 Anm. 13. 

) 8 2216 bj. 2 BGB. Die Beteiligten find, ſoweit thunlich, zu hören. Gegen 
die Enticheidung des Gerichts findet Beſchwerde gemäh 88 82, 19, 20 RFrG. jtatt. 

*) 88 2218, 667 BGB. Der Tejtamentsvollitreder hat auch alle heraus: 
zugeben, was er erſt durch die Verwaltung erlangt hat, 

) Diefe Ausnahmen können aber vom Erblaſſer aufgehoben und abgeändert 
werden. 

) g 2217 Abi. 1 BGB. Zur Ueberlaſſung eines Nachlaßgrundſtücks gehört 
—* — rare zur Löſchung der Verfügungsbeichräntung aus 8 53 RGBO. 
Mot. 42 
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2. Wegen Nachlaßverbindlichkeiten, die nicht auf einem Vermächtnis 88 2217, 
oder einer Auflage beruhen, ſowie wegen bedingter und betagter Vermächt- bis 2219. 
niffe oder Auflagen fann der Vollitreder die Ueberlafjung der Gegenjtände 
nicht verweigern, wenn der Erbe für die Berichtigung der Berbindlichkeiten 
oder für die Vollziehfung der Vermächtniſſe oder Auflagen Sicherheit 
feiftet.!) 

Der Erbe kann die Herausgabe gegen Sicherheit aljo nur inſoweit 
nicht verlangen, als unbedingte und unbetagte Vermächtniſſe oder Auflagen 
in Frage kommen. 

IV. Wegen jchuldhafter Verlegung der ihm obliegenden Verpflichtungen Sqgadens. 
ift der Tejtamentsvollitreder dem Erben und, joweit ein Vermächtnis zu wit. 
vollziehen ift, aucy dem Wermächtnisnehmer verantwortlich.?) 

Hat der Volljtreder die Erledigung eines Gejchäfts einem Vertreter 
übertragen, jo haftet er nur für eim ihm bei der Mebertragung zur Lait 
fallendes Verſchulden, ſofern ihm die Uebertragung geitattet war.?) 

Verſchulden eines Gehülfen hat der Tejtamentsvollitreder wie eigenes 
zu vertreten, doc, kann der Erblaſſer die Haftung wegen Fahrläſſigkeit wie 
auch die wegen Vorſatzes erlafjen.t) 

Der Erblafjer fann dem Tejtamentsvollitreder von den zu I, II und 
IV erwähnten Verpflichtungen feine Befreiung gewähren.) 


s 278. 


4. Stellung des Teitamentspollitrerfers im Prozeife.‘) 


I. Die Stellung des Teftamentsvollitrederd im Prozejje war im Zeuheres 
bisherigen Nechte eine zweifelhafte und höchſt bejtrittene. m 
Für das frühere Recht war in der Nechtiprehung des Reichsgerichts 
anerkannt, daß der Tejtamentsvolljtreder als jolcher nur die Konjtituierung, 
Verwaltung und Verteilung des Nachlaffes zu betreiben habe, aber bei 
Streitigkeiten über das Erbrecht weder zur Vertretung der Tejtaments- 
erben gegen die Ansprüche gejeglicher Erben, noch zur Vertretung gejeh- 
liher Erben gegen Anjprüche Mitberufener berechtigt jei.”) Auch erachtete 


) 8 2217 Abſ. 2 BGB. Die Sicherheit wird dem Vollſtrecker bejtellt. Vgl. 
Endemann III $ 55 Anm. 26. 

) 8 2219 BGB. Die Haftung dem Erben gegenüber bejtimmt fid) nad) $ 276, 
die den Nachlaßgläubigern gegenüber nah SS 823. BOB. Hat der Tejtaments- 
vollftreder zu Unrecht Nachlaßgelder für ji) verwendet, jo muß er jie von der Zeit 
der Verwendung an verzinjen, der Erbe kann aber auch den nachweislich höheren 
Schaden geltend machen (S$ 2218, 668 BGB.). Vgl. auch $ 266 Nr. 1 RStGB. 
Sturm a. a. D. ©. W—12. ) 88 2218, 664 BGB. 

9 88 2218, 664, 278 BOB. s, $ 2220 BOB. 

9) Hellwig, Anſpruch und Klagredt S. 74ff.; Schulge, Treuhänder S. S4jf.; 
Boehm, Die Berugnis des Tejtamentsvollitreders zur Prozeßführung in: Das 
Recht (1900) S. 269 Ff.; Boehm, Erbrecht (2. Aufl.) $ 62 ©. 190 ff.; Peijer, Teſta— 
mentsreht S. 232 ff.; Sturm, Die Lehre von den Tejtamentsvollitredern ©. 78 ff.; 
Arnold, Der Tejtamentsvollitreder $ 5 ©. 55ff. Hellwig, Lehrbud des Deutichen 
Civilproʒzeßrechts, Bd. 1 (1903) ©. 301. 

) Entih. RG. Bd. 9 Nr. 56 ©. 208; Bd. 32 Nr. 39 ©. 152; bei Gruchot 
Bd. 32 Nr. 65 ©. 968. 
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man den Tejtamentsvollitreder nicht für befugt, in dem von dem Tejtaments- 
erben wider ihn auf Herausgabe des Nachlafjes erhobenen Nechtsftreite 
die Nechtögültigfeit der Erbeinjeßung anzufechten.!) 

In Prozeſſen gegen die Nachlaßſchuldner galt er als aktiv legitimiert, 
Beitandteile des Nachlaſſes zu verfolgen ?), dagegen war es ftreilig, ob er 
gegenüber den Nachlaßgläubigern und Legataren als Bellagter fi ein- 
laffen durfte oder mußte.?) 

II. Nah BGB. it dem allgemeinen Berfügungsrechte des Vollitreders 
entfprechend, dieſer auch ausjchließlich berechtigt, ein jeiner Verwaltung 
unterliegende3 Recht gerichtlich geltend zu machen.) 

Das in einem jolhen Prozeß ergebende Urteil wirft für und gegen 
den Erben.) 

III Bird ein Anjpruh gegen den Nachlaß erhoben, fo ift zu 
unterjcheiden: 

a) ob dem Tejtamentsvollitreder die Verwaltung des ganzen Nach— 
laſſes zuſteht, oder 

b) ob ſeiner Verwaltung nur einzelne Nachlaßgegenſtände unterliegen 
oder ob ihm die Verwaltung überhaupt entzogen it. 

1. Im erjteren Falle, aljo wenn der ganze Nachlaß der Verwaltung 
des Tejtament3volljtrederd unterliegt, iſt jowohl der Vollitreder als auch 
der Erbe paſſiv legitimiert®) und zwar erjterer auch jchon vor Annahme 
der Erbichaft durch den Erben.”) 

Das Urteil, daS in dem gegen den Tejtamentövollitreder ans 
geitrengten Prozeß ergeht, wirkt für und gegen den Erben.) Im Urteile 
bedarf e8 eines Vorbehalt der beichränkten Haftung nicht ($ 780 Abſ. 2 
ERD.); der Erbe kann troßdem die Beichränfung feiner Haftung geltend machen. 

Dagegen wirft da8 auf die Klage gegen den Erben erlafjene Ur- 
teil zwar zu Gunſten des Tejtamentsvollitrederd injofern, als der mit 
jeinem gegen den Erben erhobenen Anjpruche rechtskräftig abgewiejene Dritte 
nicht Befriedigung aus dem Nachlaſſe verlangen Fann?); ein den Erben 
verurteilendes Erkenntnis wirkt aber nicht gegen den Tejtamentsvollitreder, 
es bildet feinen geeigneten Titel, um gegen diejen vorzugehen; denn der 


1) Entih. NG. Bd. 16 Nr. 29 ©. 139. 

) Entich. NG. in Gruchots Beiträgen Bd. 32 Nr. 131 ©. 1183 ff. 

3, Eccius IV 8 255 zu Anm. 42, 

*) 8 2212 BGB. Nicht blos im Wege der Klage, fondern aud) mitteld Ein- 
rede, Aufrechnung, Widerklage. 

°, 8 327 Abi. 1 CPO. Die Ausfertigung des Urteild kann für den Erben 
erjt nad) beendeter Teſtamentsvollſtreckung erteilt werden, gegen den Erben auch vor: 
her. 8 728 Nbi. 2, $ 727 ERD. 

°, 8 2213 Abi. 1 Sap 1 BGB. 

) 8 2213 Abſ. 2, 8 1958 BOB. 

s, 8 327 Abſ. 2 CPO. Bon dem gegen den Teftamentsvollitreder ergangenen 
Urteile fann ſich der Gläubiger noch während der Dauer der Verwaltung eine Aus— 
fertigung gegen den Erben erteilen lajjen ($ 728 Abſ. 2 CPO) und auf Grund der 
jelben die Zwangsvollittedung in das nicht zum Nachlaſſe gehörende Vermögen des 
Erben betreiben, jofern diejer die Beſchränkung ſeiner Haſtung verloren wi b 
Strohal S. 161 Anm. 22. Pland-Ritgen V S. 411 Anm. la, « Ubi. 3 AM 
Endemann III 8 54 zu Anm. 30. Frommhold Anm. 4 zu $ 2213. 

9) Brot. II ©. 7533 (Bd. 5 ©. 539). 
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Teftament3volljtreder, nicht der Erbe, iſt über den Nachlaß zu verfügen 
berehtigt. Um die Zwangsvollſtreckung in den Nachlaß zu betreiben, bedarf 
e3 vielmehr ſtets eines Urteils gegen den Tejtament3vollitreder.!) Diejer 
muß entweder direkt auf Leiltung oder, fall die Klage gegen den Erben 
erhoben it, auf Duldung der Zwangsvollitredung in die feiner Verwaltung 
unterliegenden Gegenftände belangt werden.?) 

2. Unterliegen der Verwaltung des Vollitrederd nur einzelne Nach— 
laßgegenjtände, oder jteht ihm die Verwaltung überhaupt nicht zu, jo it 
die Geltendmachung eines gegen den Nachlaß gerichteten Anſpruchs nur 
gegen den Erben zulällig?) Will der Gläubiger jeine Befriedigung 
aber au3 den einzelnen der Verwaltung des Tejtamentsvollitrederd unter: 
liegenden Gegenjtänden fuchen, jo bedarf es neben dem Urteile gegen den 
Erben nod der Verurteilung des Teitamentsvollitrederd zur Duldung der 
Bwangsdvollitredung.t) 

IV. Ein Pflichtteilsanipruch it nur gegen den Erben zu richten, 
ohne Rüdjiht darauf, ob dem Vollſtrecker die Verwaltung des Nachlafjes 
zujteht oder nicht.d) Will ſich der Pflichtteilsberechtigte an die der Ver— 
waltung des Vollſtreckers unterliegenden Gegenstände halten, jo muß der 
Erbe auf Leiſtung und der Volljtreder zur Duldung der Zwangsvoll— 
Itredung verurteilt jein.s) 

Beiteht die Pflichtteilgverleßung gerade in der Ernennung des Voll— 
itreders, jo ift die lage nur gegen leßteren zu richten.”) 

V. Für einen Erbſchaftsanſpruch iſt der Tejtamentsvollitreder weder 
aktiv noch paſſiv Tegitimiert®); ebenjowenig iſt er zu einem Prozeſſe, deſſen 
Gegenſtand das Erbrecht allein bildet, befugt.?) 


')8 748 Abi. 1 EPD.; ausgenommen iit der Fall des S 749 CRD. 

?) Der Tejtamentsvollftreder kann auch neben dem Erben auf Leiftung verklagt 
werden. Weder dieje noch die auf Duldung der Zwangsvollſtreckung gerichtete Klage 
braucht gleichzeitig mit der gegen den Erben erhoben zu werden. 

"8 2213 bl. 1 Sap 2. Strobal S. 160 Anm. 20. 

9 8 2213 Abſ. 3 BOB. 8 e Abi. 2 CRD. 

) $ 2213 Abi. 1 Sa 3 BG 
— — 2213 Abſ. 3 BOB. 8 Tas Abi. 3 CRD. (Prot. II S. 7121, Bd. 5 

. 301) 
8 2306 Abſ. 1 BGB, Frommhold Anm. 2 zu $ 2213. Pland-Ritgen V 
. 413 Anm. 2 zu $ 2213; Marcus a. a. O. ©. 75. Auf die Frage, ob eine 
Bikhteilöverfepun“ vorliegt, ann der Feitanentsvollftreder in einem anderen Pro— 
zeffe nur eingehen, wenn das Pflichtteilsrecht nur inzidenter Streitgegenſtand iſt. 
Prot. II ©. 7120, Bd. 5, ©. 300. 

») © Bland- Nitgen V ©. 383, 384. Arnold ©. 62. AM. Hellwig, An— 
ſpruch und Klagereht S. 74ff., Hipp bei Windſcheid-Kipp Bd. 3 8567 ©. 304 Wr. 4. 
Für Prozeſſe über die formelle Nechtögültigkeit des Tejtaments iſt der Teitaments- 
volljtreder ſowohl aktiv wie paifiv legitimiert, ſoweit die Tejtamentsvollitredung in 
Stage fommt. Frommhold Ann. 3 zu $ 2203 BGB. 

9) Vgl. über diefe Frage Mot. V ©. 237; Prot. II a. a. ©. 


Leste, Allg. Preuß. Landrecht. 77 
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5. Mehrere Teitamentspollftreder. Vergütung. 
Beendigung des Amtes. 


I. Der Erblaſſer kann die Amtsführung mehrerer Teſtamentsvollſtrecker 
im einzelnen regeln; fehlen dahingehende Anordnungen, ſo wird das Amt 
gemeinſchaftlich, bei Fortfall eines Vollſtreckers von den übrigen allein 
geführt.!) 

Jeder einzelne Tejtamentsvollitreder it berechtigt, ohne Zuftimmung 
der anderen Bollitreder diejenigen Maßregeln zu treffen, welche zur Er: 
haltung eines der gemeinfchaftlichen Verwaltung unterliegenden Nachlaß» 
gegenftandes notwendig find.?) 

Sm übrigen ift bei allen Beſchlüſſen Einjtimmigfeit erforderlich. 

Bei Meinungsverfchiedenheiten enticheidet dad Nachlaßgericht.s) Gegen 
die Enticheidung jteht jeden Tejtamentsvollitreder jelbjtändig die Be- 
jchwerde zu. 

Betraf die Meinungsverichiedenheit die Vornahme eines Nechtsgeichäfts, 
jo ijt die Beichwerde die jofortige und die Verfügung tritt erft mit der 
Rechtskraft in Wirkſamkeit, e8 jei denn, daß das Gericht bei Gefahr im 
Verzuge die jofortige Wirkfamfeit anordnet.t) 

Mehrere Teftamentsvollitreder, denen ein Verſchulden zur Lajt fällt, 
haften als Gejamtjchuldner.®) 

II. Für die Führung feines Amtes Tann der Tejtamentsvollitreder 
eine angemefjene Vergütung verlangen, fofern jolde nicht vom Erblajjer 
ihrer Höhe nach bereit3 feitgejeßt oder gänzlich ausgeſchloſſen worden: ijt.*) 

Im GStreitfalle entjcheidet über die Angemefjenheit einer Vergütung 
wie auch über deren Höhe das Prozefgericht. 

Sit der Tejtamentsvolljtreder vom Erblajjer mit einer Zuwendung 
bedacht, jo iſt e8 Thatfrage, ob die Zuwendung die Vergütung des 
Tejtamentsvollitreder8 gleichzeitig in ſich enthält oder den Anſpruch auf 
legtere unberührt läßt.”) Soweit erſteres der Fall ijt, kann die Zuwendung 
nicht als Vermächtnis behandelt werden. 

Hat umgekehrt der Erblafjer eine Vergütung für den Vollſtrecker feſt— 
gejeßt, fo muß dieje, ſoweit jie die Grenzen der Angemefjenheit überjchreitet, 
als ein Vermächtnis angejehen werden.®) 


', 8 2224 Abi. 1 BOB. 

”, & 2224 Ni. 2 BGB. Im Gegenfaße zum Abj. 1 kann der Erblaſſer eine 
abweichende Anordnung hier nicht treffen, eine ſolche würde unwirkſam fein. 

) Das Gericht mu fich der Meinung eines der Teftamentsvollitreder an— 
Ihliehen, es fanın aljo feine anderweitige Anordnung treffen. 

1,88 82, 53, 60 RFrG. Weißler a. a. O. ©. 199, 200. 

°) 8 2219 Abi. 2 BSP. 

8 2221 DHL. 

> Mot. V 245. 

8 1939 BGB. Vgl. unten ©. 1225 Anm. 6. 
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Der Anſpruch auf die Vergütung bildet eine Nachlahverbindlichkeit, 
im Falle des Nachlaßkonkurſes eine Mafjeichuld.!) 

III. Abgejehen von den in der Natur der Sache liegenden Endigungs— 
gründen wie der Erledigung der dem Wollftreder obliegenden Geſchäfte?), 
dem Unmöglichwerden ihrer Ausführung, dem Eintritt einer auflöjenden 
Bedingung oder des vom Erblajjer vorgejehenen Endtermins, erlifcht das 
Amt des Vollſtreckers: 

l. a) mit dem Tode des Tejtamentsvolljtrederd. Das Amt ijt um: 
vererblih. Der Erbe des Teitamentsvollitreder8 hat den Tod dem Erben 
des Tejtator3 unverzüglich anzuzeigen und unaufichiebbare Geſchäfte einſt— 
weilen zu bejorgen, bis der Erbe anderweite Fürjorge treffen Fannı®); 

b) mit dem Berlujte der vollen Gefchäftsfähigfeit oder mit der Be- 
jtellung eines Pfleger8 zur Bejorgung der Vermögensangelegenheiten des 
Vollftrederd gemäß 8 1910%); 

ec) durd; Kündigung des Amtes jeitend des Tejtamentsvollitreders. 
Die Kündigung ift dem Nachlaßgerichte gegenüber zu erklären, fie kann 
jederzeit erfolgen, geichieht fie aber zur Unzeit, jodaß der Erbe für die 
Belorgung der Gejchäfte nicht anderweit Fürjorge treffen kann, jo iſt der 
Volljtreder ſchadenserſatzpflichtig, es ſei denn, daß ein wichtiger Grund zur 
Kündigung vorgelegen hat. Liegt ein ſolcher Grund vor, ſo iſt der Voll— 
ſtrecker zur Kündigung auch dann berechtigt, wenn er auf das Kündigungs— 
recht verzichtet hat); 

d) durch Entlafjung.d) Sie kaun auf Antrag eines Beteiligten 
— nicht von Amtswegen — vom Nachlahgericht ?) ausgeiprochen werden, 
wenn ein wichtiger Grund, 3. B. grobe Pflichtverlegung oder Unfähigkeit 
zur ordnungsmäßigen Geichäftsführung, vorliegt. Der Entlafjungsgrund 
braucht Fein verjchuldeter zu jein.®) 

Bor der Entlafjung joll der Bollitreder, wenn thunlich, gehört werden; 
gegen eine wider jeinen Willen erfolgende Entlafjung jteht ihm die jofortige 
Beſchwerde zu.) 

2. Erliiht da8 Amt des Vollftreders, jo gilt es — abgejehen von 
dem Falle der Entlafjung und des Todes — zu jeinen Gunſten doch nod) 
jolange als fortbejtehend, biß er von dem Erlöfchen Kenntnis erhalten hat 
oder das Erlöſchen fennen muß.!1°) 


9 Ss 224 Wo. 6 KO. 

2) Bol. aber auch $ 2210 BGB. vben ©. 1213. Nachlaßkonkurs und Nachlaß— 
verwaltung bejchränten zwar die Verwaltungsthätigfeit des Tejtamentsvollitreders, 
beendigen jein Amt aber nicht. Mot. V ©. 226. 

») 88 2225, 2218, 673 Satz 2 BOB. *, $ 2225 BGB. 

9) 8 2226, 671 Abi. 2 u. 3 BOB. Einfichtnahme der Kündigungserklärung: 

S 2228 BB. Val. auch Pland-Ritgen V ©. 427 Anm. 3 zu $ 2226 gegen Mei: 
Üpeiber ©. 474. 8 2227 BGB. 

) Die Entlafjung fonnte nad) biäheriger Praxis nur im Prozeßweg erfolgen. 
Entſch. NS. Bd. 23 No. 44 S. 205, Bd. 46 No. 20 ©. 70. 

) Konlurseröffnung — das Vermögen des Vollitrederd wird in der Negel 
einen —— * rund darſtellen. 

—* 2227 Abi. 2 BGB.; $ 8 Abi. 2, 88 78, 85 RFrG. 

88 2218, 674 BOB. Die Entlafjung durch das Nachlaßgericht ift dem im 
$ 674 ee Widerrufe gleichzuachten. Im Falle des Todes des Vollſtreckers 
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Die in unverſchuldeter Unkenntnis vor der Beendigung vorge— 
nommenen Verfügungen ſind deshalb gültig, vorausgeſetzt, daß ſich auch der 
Dritte in gutem Glauben befand. 

Kannte nur der Dritte die Beendigung, ſo wird er durch das mit 
dem Teſtamentsvollſtrecker vorgenommene Rechtsgeſchäft zwar verpflichtet, 
aber nicht berechtigt. 

Kannte nur der Teſtamentsvollſtrecker die Beendigung oder mußte er 
jie fennen, jo wird der gutgläubige Dritte nur geſchützt, ſoweit grundbuch— 
mäßige Nechte!) in Frage kommen, it aber ſchutzlos Hinfichtlih des Er- 
werbes von Rechten und beweglichen Sadyen. 

Mit der Beendigung des Amtes wird das dem Bolljtreder über feine 
Ernennung vom Nachlaßgericht erteilte Zeugnis Fraftlos.?) 


VII. Errichtung und Aufhebung eines Teftamente. 
$ 280. 
1. Fähigkeit zur Errichtung eines Teitaments.’) 


I. Nah ALR. konnte jeder, ſoweit er unter Lebenden über jein Ver- 
mögen verfügen durfte, auch für den Todesfall Verfügung treffen.t) Die 
Fähigkeit hierzu fehlte gänzlich: Perjonen unter 14 Zahrend), bevormundeten 
Geiſteskranken) und den Tauben und Stummen, die ihren Willen tweder 
Ichriftlich noch mündlich ausdrücden fonnten.”) 

Beichränkt tejtierfähig waren gerichtlich für Verſchwender erklärte 
Berjonen: fie fonnten nur über die Hälfte ihres Nadjlafjes frei verfügen, 
die andere Hälfte durften fie ihrem Ehegatten und ihren Verwandten 
bis zum jechsten Grade durch letztwillige Verfügung nicht entziehen.®) 


gilt da8 Amt in Anjehung feiner Erben bis zu dem Zeitpunkt als fortbejtehend, bis 
zu welchen der Erbe des Teſtators für die Bejorgung der vom Vollſtrecker geführten 
Geſchäfte Fürſorge treffen fann ($ 673 BGB.). 

) $$ 892, 893 BGB. 8 53 RGBO. 

2) 8 2368 Abſ. 3 BGB. 

) Mot. V ©. 247 ff.: Denlihrift S. 292 ff.; Endemann III $ 25; Strohal, 
Erbrecht $ 19; Meiicheider, Die leptwilligen Verfügungen $ 2 ©. 4ff.; Maerder, 
Nachlaßbehandlung (17. Aufl.) S. 86Ffi.; Mener $ 25; Dernburg III 8 104: Wind- 
ſcheid-Kipp Bd. 3 8 539; Jaſtrow, Formularbuch u. Notariatsreht (13. Aufl. 1900) 
I ©. 166 ff. 48 9. 112 ALR. Eccius IV $ 245. 

) 88 16—19 I 12 ALR. Minderjährige zwiichen dem 14. und 18, Jahre 
fonnten nur mündlich zu gerichtlichem Protofolle teitieren. 

°, 88 205. I 12 ALR. Nicht bevormundete Beiftesfranfe fonnten in lichten 
Zwiſchenräumen gültig teitieren (wegen der Beweislaſt vgl. Eccius IV 8245 Anm. 7 ff.); 
bei bevormundeten Geiſteskranken war auch der Gegenbeweis, daß fie bei der Tejta: 
mentserrichtung handlungsfähig geweien, ausgeſchloſſen. OTr. Bd. 58 ©. 158. 

) 88 26, 123 I 12 ALR. Vgl. unten S. 1228 Anm. 4, Teftierunfähig waren 
er und Nonnen, weil jie als verjtorben galten. 88 1199ff., 1206ff. II 
11 R. 

) 88 27—34, Anh. $ 42 zu $ 565 I 12 ALR. Ueber die rechtliche Natur 
diefer Beſchränkung vgl. Eccius IV $ 245 Anm. 18ff.; fie erftredte fich nicht auf die 
Fähigkeit, ein Tejtament zu widerrufen. 
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II. Nah BGB. bejtimmt ſich die Teftierfähigfeit grundjäßlich nad) 32 2299, 





den für die Geichäftsfähigfeit geltenden Vorjchriften. 5943 
1. Unfähig, ein Teſtament zu errichten, ift demnad): 3347. 
a) der Geichäftsunfähige, DUB. 


b) wer ſich im Zuſtande der Bewußtlofigfeit oder vorübergehender 
Störung der Geijtesthätigfeit befindet.!) 

Sämtliche übrigen Perſonen find teitierfähig und zwar prinzipiell 
auch die in der Geſchäftsfähigkeit Beſchränkten, dieje bedürfen zur Errichtung 
eine Tejtament3 auch nicht der Zuftimmung ihres gejeglichen WVertreters.?) 

Es gelten aber folgende zwei Ausnahmen: 

a) Minderjährige erlangen die Tejtierfähigfeit exit mit vollendeten 
16. Lebensjahre?); 

b) wer wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunffucht ent- 
mündigt it, vermag nur ein folches Tejtament zu errichten, welches ſich 
auf den Widerruf eine8 dor der Entmündigung errichteten Tejtaments 
bejchräntt.t) 

2. Reine rechtliche, jondern eine thatjächliche Verhinderung tritt für 
den Erblaffer ein, der nicht in der Lage it, jeinen legten Willen in 
einer der vom Geſetze zugelajjenen Formen Eunbzugeben. Tejtierunfähig in 
diejem Sinne find ftunme oder ſonſt am Sprechen verhinderte Perjonen, 
welche 

a) minderjährig find oder 

b) Gejchriebenes nicht zu lejen vermögen oder 

c) nicht Schreiben Fönnen.?) 

3. Die Tejtierfähigkeit muß wie nach ALR.s) im Zeitpunkte der 
Tejtamentserrichtung vorhanden jein, nachträglicher Erwerb oder Verlust 
der Fähigkeit iſt einflußlos. Auch eine nach exlangter Fähigkeit erfolgende 
Bertätigung oder Genehmigung heilt nicht den zur Zeit der Errichtung 
vorhanden gewejenen Mangel der Teitierfähigfeit. 

Fir Entmündigte gelten folgende Bejonderheiten: 

a) Erfolgt die Entmündigung wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung 
oder Trunkſucht, jo tritt die Unfähigkeit zur Tejtamentserrichtung ſchon mit 


») 88 104, 105 BOB. 

?) 8 2229 Abi. 1 BGB. 

’) & 2229 Nbi. 2 BOB. 

*), $ 2229 Abi. 3, 8 2253 Abſ. 2 BGB. Siehe unten ©. 1241. 

5) 88 2238, 2247, 2243 BOB. Mot. V ©. 251, 252. Da bier nur eine 
formelle, keine rechtliche Tejtierunfähigfeit vorliegt, jo iſt das Teftament, das eine joldye 
Perfon im Auslande nach defien Rechte in jormgültiger Weije errichtet, aud im Ans 
lande gültig. Art. 11 Abſ. 1 EG. 5. BGB. Käme mangelnde Geichäftsfähigfeit in 
Frage, jo wirde das Teftament a Art. 7 Abi. 1 EG. 5. BGB. nicht gültig fein. 
Strohal a. a. D. ©. 52. Jaſtrow I ©. 181 Anm. 16. Planck-Ritgen V ©. 435 
Anm. 3, ©. 453 Anm. 5a. 

88 11, 12 I, 12 ALR. Beruhte jedoch die Unfähigkeit auf einem rechtlichen 
Hindernifje, fo befeitigte deſſen Pen Dr Ungültigkeit. $ 13 a. a. O. Eceius IV 
$ 245 Anm. 32. Vgl. Mot. VE. : 


83 2229, 
2230. 
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der Stellung des Antrags ein, auf Grund deſſen die Entmündigung 
erfolgt.!) 

b) Stirbt ein Entmündigter — gleichviel aus welchem Grunde die 
Entmündigung erfolgt ift — vor dem Eintritte der Unanfechtbarfeit des 
Entmündigungsbeihlujjes, jo jteht die Entmündigung der Gültigleit des 
von ihm errichteten Teſtaments nicht entgegen.?) 

ce) Errichtet ein Entmündigter nad) der Stellung des Antrags auf 
Wiederaufhebung der Entmündigung ein Tejtament, jo ijt dieſes troß der 
Entmündigung gültig, jofern leßtere dem Antrage gemäß wieder aufgehoben 
wird.3) 

4. Die Tejtierfähigfeit richtet fi) nad) dem Rechte des Staates, 
dem der Erblafjer zur Zeit der Tejtamentserrihtung angehört hat. 
Erwirbt ein Ausländer vor vollendetem 16. Lebensjahre die Reichsange— 
börigkeit, jo behält er die nach dem Nechte jeine® Heimatsſtaats etwa 
bereit3 erworbene Tejtierfähigleit, jofern er eine nad) diefem Nechte gültige 
Verfügung don Todeswegen errichtet oder aufgehoben hatte.*) 


) 8 2229 Abi. 3 Sag 2. Abweichung von $ 661 Abi. 2, $ 683 Abi. 2 CPO. 

Durch diefe Beitimmung foll verhütet werden, daß der Entmündigte die Zeit von der 
Stellung des Antrags bis zur Entmündigung benugt, um aus unlauteren Beweg— 
ründen, etwa aus Rachſucht, jein Vermögen durch legtwillige Verfügungen jeiner 
Familie zu entziehen, und dab aus Belorgnis vor einer jolhen Entziehung der Antrag 
auf Entmündigung überhaupt unterlafien wird. Brot. II ©. 7163, 7164 (Bd. 5 
©. 324). Vgl. die verwandte Vorjchrift der SS 32, 33 I, 12 ALR. Die Rüd- 
beziehung des Antrags findet bei der Entmündigung wegen Geiſteskrankheit nicht 
jtatt, bei dieſer tritt Tejtierunfähigfeit für die Zeit vor der Entmündigung nur ein, 
wenn die Borausjegungen des $ 104 BGB. vorliegen. $ 661 CPO. Endemann III 
$ 25 Anm. 26. Strobal ©. 5l Anm. 1. Meiſcheider S. 13 Anm. 27. Planck— 
Ritgen V ©. 433 Anm. la, ©. 434 Anm, 2c. Die Unfähigkeit dauert (bei 
Geiſteskranken auch während lichter Augenblide) bis zur Wiederaufhebung der Ent: 
mündigung fort. 88 672, 678 (572), 679 CPO. Die Beantragung der Entmündigung 
jteht der Aufnahme eines Teftaments nicht entgegen, denn es fteht nicht feit, ob die 
Entmündigung auch thatſächlich erfolgt. 

) $ 2230 Ubi. 1 BOB. SS 664, 684 CRD. Die Anfehtungsflage braudıt 
noch nicht erhoben geweſen zu jein. Hat die Anfechtungsflage Erfolg, jo ergiebt ſich 
die Gilltigkeit des Teſtaments ſchon aus $ 115 BGB. Erlebt der Entmündigte den 
Eintritt der Unanfechtbarfeit des — m ne jo behält e8 bei den 
Borichriften der CPO. 88 661, 683 über den Eintritt der Wirfjamteit der Ent- 
mündigung fein Bewenden. Brot. II S. 7166 (Bd. 5 ©. 326); Dentidrift ©. 293. 
Vol. auch die folgende Anmerkung. 

», $ 2230 Abi. 2 BOB. 88 676 ff., 685 F. CRD. Der Nachweis, daß der 
Erblafjer das Tejtament in einem Zuftande frankhafter Störung der Geijtesthätigkeit 
errichtet habe ($ 104 Abi. 2), ift aber, wie auch in dem Falle zu b) nicht ausgeichlofien. 

) Art. 24 Abſ. 3 CS. 5. BGB. Oben ©. 1008 zu b. Nach preukiichem 
Nechte war die lex domieilii zur Zeit ded Todes des Erblafiers enticheidend. Wegen 
der Mebergangsvorichriften vgl. oben S. 1010, 1011. Meijcheider ©. 7, 10, 11, 21. 
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2. Die Teftamentsformen des BEB.!) 
s 281. 


a) Ordentliche Teitamentsformen. 


Die ältefte Tejtamentsform des römiſchen Nechte3?) war die münd- 
liche Errichtung vor dem Volke; diejes pflegte fich zweimal im Jahre unter 
der Leitung der Pontifices in den Kuriatkomitien zur Entgegennahme leßt- 
williger Verfügungen zu verjammeln (testamentum calatis comitiis). Im 
Kriege trat an die Stelle der Kurien die Heeresverſammlung (testamentum 
in procinctu).?) 

Neben diejer Errihtungsform entwidelte jih noch vor dem Zwölf: 
tafelgejeße das private Manzipationstejtament (testamentum per aes et 
libram.), welches da3 öffentliche Tejtament bald ganz verdrängte. In den 
Formen der mancipatio (vor fünf Zeugen und dem libripens) veräußerte 
der Erblajjer fein Vermögen zum Scheine (imaginaria venditio) an den 
familiae emptor und wies Ddiejen zugleich mündlich) an, wie er mit Dem 
Nachlaß verfahren jollte.t) Dieje Anweifung wurde jpäter jchriftlich erteilt 
und die darüber gefertigte Urkunde (tabulae testamenti) von dem Erblafjer 
bei der mancipatio al3 fein Tejtament erklärt.) Wer in einer ſolchen Ur- 
funde als Erbe eingejegt war, erhielt von dem Prätor die bonorum possessio 
secundum tabulas testamenti®) und wurde gegen den civilen Inteſtaterben 
ſchließlich auch dann geſchützt, wenn die Manzipationsförmlichkeiten nicht 
beachtet worden waren.) 


i) Litteratur bei $ 239, und ferner Weihler, Nachlaßverfahren ©. 137 ff.; 
Weizfäder-Lorenz, Formularbud für die freiw. Gerichtsbarteit; Eichhorn, Das Teſta— 
ment (4. Aufl. 1900); Mugdan, Die Errihtung von Tejtamenten und Erbverträgen 
in Preußen (1900); Marcus, Brivattejtament und Notteitament (1899); Albrecht, 
Formen und Inhalt gültiger Teitamente (4. Aufl. 1900); Tränfner im Sächſ. Archiv 
Bd. 7 ©. 345 ff.; Rüger, daſelbſt Bd. 9 ©. 415 ff.; Brod, Das eigenhändige Tejta- 
ment (1900); Mantey in Gruchot3 Beiträgen Bd. 43 S. 641 ff.; Hölder in Sperings 
Jahrbüchern Bd. 41 ©. 303 ff.; Albanus, Das Notteftament (2. Aufl. 1900); Mei- 
icheider 88 11—15; Meyer, Erbredt 88 26-30; Jaſtrow, Formularbuch und No- 
tariatsrecht (1900); Peiler, Handbuch des Teftamentsreht3 (1902); Götte, Der 
Preußiſche Teftamentsrichter (1901). 

2) Koeppen, Syitem ©. 54 ff.; Windſcheid-Kipp Bd. 3 88 541—545; Dernburg- 

Biermann, Band. III 88 69 ff.; Danz, Röm. Rechtsgeſchichte Bd.2 8 165; v. Czyhlarz, 
Inſtitutionen (5./6. Aufl.) $ 129. 
») J. 2, 10 de test. ord. D. 28, 1 qui test. facere poss. C. 6, 23 de test. 
Streitig ijt, ob die Teftamentserrichtung der Zuftimmung der Kurien bedurfte oder 
ob dieje fih nur zum Zwecke des Zeugniffes verfammelten. Dernburg, Pand. III 
8 69 Anm. 3; Endemann III $ 21 Anm. 2 und die dort Citierten. Vgl. auch oben 
S. 1039 Anm. 5. 

) Derartige mündliche Auflagen hatten nad) den XII Tafeln verbindliche Kraft 
(cum nexum faciet mancipiumque, uti lingua nuncupassit, ita ius esto). Bruns, 
fontes, S. 24 tab. VI, 1. 6) Gaius Inst. II $ 103 ff. 

®) Si tabulae non minus quam septem testium signis signatae extabunt. 
Bol. Lenel, Edietum perpetuum ©. 278. 

?) MReifript des Antoninus Pius, Gaius Inst, II $ 119, 120. 


Ober 
fehichtliches. 


3 2231. 


ALR. 
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Auf diefer Grundlage entitand das ordentliche, vor fieben Zeugen 
ſchriftlich oder mündlich zu errichtende Privattejtament des jujtinianiichen 
Rechtes!) Seit der chriltlichen Kaiſerzeit fanden jedoch auch wieder öffent: 
liche Teitamente Anerkennung, fie wurden dem Kaiſer übergeben oder vor 
der obrigfeitlihen Behörde errichtet.?) 

In Deutichland erlangte von Ddiefen Formen hauptjählic die leßt- 
erwähnte praftiiche Bedeutung. Zujtändig zur Entgegennahme des Teita- 
ment3 wurden außer dem Gerichte vielfach die Notare oder nur dieje; die 
Errichtung jelbit konnte durch mündliche Erklärung zu Protofoll (testamentum 
apud acta conditum) oder durd) Uebergabe einer Schrift erfolgen (t. iudiei 
oblatum).?) 


Das ALR. hat das Privattejtament nicht rezipiert und als einzige 
ordentliche Form die öffentlihe Errichtung vor dem Gerichte zugelafien; 
der Erblajjer hatte jeinen legten Willen entiveder mündlih zu Protokoll 
zu erflären oder eine beveit3 vorher fertiggeitellte eigenhändig geichriebene 
oder wenigſtens unterjchriebene Urkunde als fein Tejtament dem Gericht 
offen oder verſchloſſen zu übergeben.) 


Abweichend vom ALR. hat da3 BGB. als öffentliche Tejtaments- 
form außer der Errichtung vor dem Richter auch die vor dem Notar aufs 
genommen, außerdem aber ald weitere ordentlihe Form die private Er— 
richtung durch eigenhändige Niederichrift zugelafien.) 

A. Daß öffentliche Tejtament.) 

I. Zuftändig für die Errichtung eines öffentlichen Teftaments ift jeder 
Amtsrichter und jeder Notar, an den der Erblajjer ſich zu dieſem Zwecke 


!) Jnst. 2, 10; Dig. 28, 1. ©. 6, 23. Nov. Theodosii II lit. XVIc. 2, Die 
ordentliche Form war eridhwert bei dem Teitament des Blinden, es bedurfte ins- 
bejondere der Zuziehung eines Notar (tabularius) oder eines adıten Zeugen; bei dem 
Zeitamente des Schreibensunfundigen mußte jtatt des Erblafjers ein octavus sub- 
scriptor unterichreiben. Erleichterte Formen beitanden, abgejehen von dem völlig forn- 
freien Soldatenteitamente, für das testamentum tempore pestis conditum (die Zeugen 
brauchten jich nicht in unmittelbarer Nähe des Tejtators aufzuhalten), für das t. ruri 
eonditum (ed gemügten fünf Zeugen) und für das t. parentum inter liberos (e$ 
brauchte vom Erblajjer ohne Zuziehbung von Zeugen nur eigenhändig unter Angabe 
des Datums und der Erbteile geichrieben zu jein). Dernburg, Band. III $ 72. 

®) |, 19 Cod. 6, 23. 

) Endemann IIT $ 26 Anm. 16, 17; Dernburg, Band. IIT $ 71; Meiicheider 
$ 11 ©. 28, 29. 

9 88 66—92 I 12 ALR. Eccius IV $ 249. 

5, $ 2231 BOB. 

°) Für die Errihtung des öffentlichen Tejtaments gelten neben den SS 2232 
bis 2246 BGB., ſoweit dieje einen Punkt ungeregelt laſſen, die 88 169-182 RFrG. 
(insbeiondere $ 176 Abſ. 3 RFrG), ferner die allgemeinen Vorjchriften über die 
Errichtung gerichtlicher und notarieller Urkunden, 3. B. über die Art der Verjiegelung 
und Aufbewahrung der Urkunden; lettere haben jedoch mur die Bedeutung von Ord— 
nungsvorichriften, jomweit jie nicht die Folgen des Mangels der fachlichen Zuftändigfeit 
regeln. & 168 RFrG. Urt. 151 EG. 3. BGB. Jaſtrow I ©. 20, 169; Strohal 
©. 55; Coſack II $ 354 Anm. 15, 16; Bland-Ritgen V zu $ 2232. $ 168 RFrG. 
wird aber auch dahin ausgelegt, daß für Tejtamente die Vorichriften des BGB. aus— 
ichliehliche Geltung haben jollen, jo: Endemann III $ 28 Anm, 4 u. 8, Frommhold 
Anm. 1 zu $ 2232, 
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wendet!), doch kann landesgeſetzlich beſtimmt werden, daß die Errichtung 
nur vor einem Gericht oder nur vor einem Notar erfolgen fann.?) 

II. Zur Aufnahme des Tejtament® muß der Richter einen Gerichts— 
jchreiber oder zwei Zeugen, der Notar einen ziveiten Notar oder gleichfalls 
zwei Zeugen binzuziehen.®) 

1. Gewifje Perjonen jind jedoh von der Mitwirkung, ſei es als 
Richter, Notar, Gerichtsichreiber oder Zeuge, ausgeſchloſſen und zwart): 

a) der Ehegatte des Erblaſſers, auch wenn die Ehe nicht mehr bejteht, 
und wer mit dem Erblafjer in gerader Linie oder im zweiten Grade der 
Seitenlinie verwandt oder verſchwägert it, ſowie ferner, wer zu dem beur- 
fundenden Beamten in einem dieſer Verhältniſſe fteht >); 

b) wer in dem Tejtamente bedacht wird oder zu einem Bedachten in 
einem VBerhältnifje der zu a) bezeichneten Art ſteht.“) 


8 231 Nr. 1 BGB. $ 167 Abi. 1 RG. Art. 31 Abi. 1 PrFrG. 
Vorausjegung it, daß der Beamte überhaupt in amtliher Eigenschaft thätig geweſen 
it, die Gültigkeit des Teſtaments wird dagegen nicht dadurd berührt, daß es von 
dem Beamten außerhalb der Grenzen feines Bezirkes aufgenommen iſt oder daß es 
nach der Geſchäftsverteilung von einem anderen Richter aufzunchmen gemejen wäre. 
Eine ausschließliche örtliche Zujtändigfeit fiir die Teſtamentserrichtung beiteht hiernach 
nit. Art. 151 Cap 2 EG. 3. BGB. $ 200 Abi. 2 RFiG; Art. 39 PrFrG. (vgl. 
jedoch $ 167 GBS. 8 2 RFrG.). 823 AG. z. GBG. Mot. V S. 271. Jaſtrow 
1©.87. Für das ALR. galt gleiches. 88 67—71, 73 112 ACH. Eceius IV 
$ 249 Anm. 18, 19. 

2) Art. 141 EG. 3. BGB. Preußen bat von bdiefem Vorbehalte feinen Ge— 
brauch gemacht, Richter und Notar find im gleicher Weile zuftändig. Art. 31 Abi. 1 
PrFrG. Endemann III 8 28 Anm. 2 u. 3; Mand:Ritgen V ©. 437 Anm. 4, 

) 88 2232, 2233 BGB. Wegen des Gerichtsichreibers vgl. Gef. betr. die Dienſwer— 
hältniffe der Gerichtöichreiber vom 3. März 1879 (65. ©. 99), Art. 131 PrrWG. 
und Gerichtsichreibereiordunung v. 17. Dezember 1899. In dringenden Fällen fann 
die Vertretung eines behinderten Gerichtsſchreibers durch eine jede vom Richter be- 
rufene Berjon erfolgen. Bol. 8 9 des Gel. v. 3, März 1879, Eine Beeidigung 
der Zeugen iſt nicht vorgejchen; foflen zufällig amwejende Perſonen ala Zeugen mit: 
wirken, a find fie auf dieje Mitwirkung bejonders hinzuweiſen. Cine dem Vorbehalte 
ded Art. 149 EG. 5. BGB. (Zuziehung einer befonders bejtellten Urfundsperfon an 
Stelle des Serichtäichreibere Ir der beiden Zeugen) entiprechende landesgejebliche 
Vorſchrift befteht für Preußen nicht. 

Ob die Errichtung mündlich oder durch Nebergabe einer ( Schrift erfolgt, macht 
feinen Unterichied. Mot. V S. 265. Prot. II S. 7179, 7180 (Bd. 5 5. 332, 333). 

°) 88 2234, 2236 BGB. Die Zeugen fünnen unter fich verheiratet, verwandt 
oder verſchwägert jein. Werlöbnis iſt fein Ausſchließungsgrund. Nach ALR. beein- 
flußte Verwandtichaft des Richters und der übrigen bei der Errichtung mitwirtenden 
Perſonen mit dem Erbiajjer, Erben oder Yegatar die Gültigkeit des Tejtaments nicht, 
dagegen waren nahe Berwandte ded Richters von der Mitwirkung als Zeugen aus: 
geihlofien. $ 120 I 12 ALR. Eccius IV $ 249 Anm. 13 und 57. 

%, 8 2235 BGB. „Bedacht“ iit der Erbe und der Vermächtnisnehmer 88 1937, 
1939, 1941 BGB. Tie einem mitwirtenden Tejtamentsvollitreder ausgejepte Ver: 
gütung bildet, ſoweit fie fi) in den Grenzen des üblichen hält, feine Zuwendung im 
Sinne des $ 1939 BGB.; ſoweit fie dieſes Maß überichreitet, ift fie nichtig. Die 
Emennung jelbit bleibt bejteben. Mot. V ©. 265, 266. Prot. II S. 7181 (Bd. 5 
©. 334), Pland-Ritgen V ©. 447, 448; Endemann 111 8 28 Anm. 16; Strohal 
$ 21 Anm. 7; Frommhold Anm. 2 zu $ 2235. Die gemeinrechtliche Rorichrift des 
8. C. Libonianum iſt vom BGB. wie ſchon vom ALR. abgelehnt worden. Windſcheid— 
Hipp Bd. 3 $ 546 Anm. 3—6. 


RS 2231 
bis 2236, 


Mitwirkende 
Berfonen. 


8 2237. 
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Die Mitwirkung einer ſolchen Perſon bewirkt im Falle zu a) Die 
Nichtigkeit des ganzen Teftaments, im Falle zu b) die Nichtigkeit der Zu— 
wendung an den Bedachten.!) 

ec) Als Zeugen jollen?) zu der Errichtung eine Tejtament3 ferner 
nicht zugezogen werden: 

a) Minderjährige; 

ß) wer der bürgerlichen Chrenrechte für verlujtig erklärt ift, während 
der Zeit, für welche die Aberfennung der Ehrenredhte erfolgt ilt®); 

y) wer nad) den Vorjchriften der Strafgeſetze unfähig it, ald Zeuge 
eidlich vernommen zu werden *); 

ö) wer als Gefinde oder Gehülfes) im Dienjte des Richters oder 
des beurfundenden Notars jteht. 

2. Die zugezogenen Zeugen müjjen im übrigen, auch wenn einer der 
Ausichliegungsgründe der SS 2234—2237 nicht vorliegt, die Fähigkeit 
befigen, die Vorgänge bei der Errichtung wahrzunehmen.) Nicht mitwirken 
fann deshalb, wer des Gebrauchd der Vernunft beraubt iſt), ferner der 
Blinde)®, der Taube?) und wer der deutichen Sprache nicht mächtig iſt 


) Soweit bei —— des Teſtaments durch Uebergabe einer Schrift letztere 
gleichzeitig den Erforderniſſen des eigenhändigen Teſtaments entſpricht, bleibt die Zu— 
wendung beſtehen. Jaſtrow I ©. 171 Anm. ba. Zu Abſ. 2 des $ 2235 BGB. 
vol. & 2085 BOB. Nah ALR. I, 12 88 133 ff. führte die amtlihe Mitwirkung 
einer Berjon, die zum Erben eingejeßt werden jollte, die Nichtigkeit des Tejtaments 
nur dann herbei, wenn es mündlich zu Protokoll errichtet wurde; die Ausſetzung 
von Vermächtniſſen an eine ſolche Perſon mußte von Erblafjer bei der Unterjchrift 
oder am Rande bei der gehörigen Stelle bezeugt werden, widrigenfall® das Vermächt— 
nis hinfällig wurde. In jchriftlichen Tejtamenten fonnte der Richter und jede jonjtige 
bei der Abnahme des Tejtaments mitwirfende Perſon ohne weiteres ald Erbe oder 
Vermächtnisnehmer eingejegt werden. Wegen der Erbeseinjegung von Zeugen vgl. 
aber $ 119 a. a. ©. Eccius IV $ 249 Anm. 63-—65. 

) $ 2237 BGB. Nur Ordnungsvorſchrift, deren Uebertretung auf die Gültigfeit 
des Tejtamentes ohne Einfluß it. 

)1 88 32, 34, 36 REtrGB. Mot. V ©. 267. Prot. II ©. 7183, 7184 
(Bd. 5 ©. 335). Meiſcheider S. 35 Anm. 22, 

98 161 RStrGB. 

9 re. ijt ein dauernde Dienſtverhältnis ald Berufsgehiilfe des Notars. 
Entih. NG. Bd. 4 No. 122 ©. 427. Der dem Notar zur Ausbildung überwieſene 
Referendar kommt nicht in Betracht, er fteht nicht „im Dienfte* des Notard, Mot. V 
©. 267, 268. Jaſtrow I ©. 30. 

°, Wer nicht in der Lage ift, das Errichtungsprotofofl zu unterſchreiben, iſt 
ihon mit Rüdjicht auf die Notwendigkeit der Unterſchrift ($ 2242 Ab. 3) zum Zeugnis 
unfähig. Frauen find zuläfiige Zeugen; nach $ 115 I 12 ALR. konnten nur Männer 
Tejtamentszeugen jein. Mot. V S. 269. Pland-Nitgen V ©. 450; Endemann III 
828 Anm. 21; Gofad II $ 354 I 3; Strohal ©. 57. 88 117, 118 I 12 UL. 

) Es fommt nur auf den thatjädhlichen Geiſteszuſtand des Zeugen bei der 
Errihtung des Tejtament3 an, eine etwa erfolgte Entmündigung iſt an fich ohne 
Bedeutung. Pland-Ritgen V ©. 450; Jaſtrow I ©. 29 Anm. 3, AM. Ende: 
mann III $ 28 Anm. 21; Frommhold 8 2237 Ann. 2, welche gejchäftsunfähige 
und beichränft geichäftsfähige Perjonen für ungeeignet halten. 

) Der Blinde fann nicht bezeugen, daß das zur Unterſchrift vorgelegte Schrift: 
ſtück auch wirklich das Errichtungsprotokoll geweſen iſt. 

) Der Taube kann die mündliche Erklärung des Erblaſſers ($ 2238 BGB.) 
und die Vorlefung des Protokolls ($ 2242 BGB.) nicht verftehen; dies trifft aud) 
bei dem der deutjchen Sprache Unkundigen zu, 
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(außer im Falle des $ 2245). Die Zuziehung eines joldhen Zeugen bewirkt 
Nichtigkeit des Tejtaments. 

3. Die bei der Errichtung des Teſtaments mitwirkenden Perſonen 
müfjen während der ganzen Verhandlung bis zum Abichlufje des Pro- 
totoll3 durch Unterzeichnung jeitens des Erblafjerd und jämtlicher Mitwirkenden 
zugegen jein!); bei notwendiger zeitweiler Entfernung einer mitwirfenden 
Perſon darf der Verhandlung nicht Fortgang gegeben werden.?) 

III. 1. Wie nad) bisherigem Rechte kann die Errichtung des öffentlichen 
Tejtaments in doppelter Weiſe geichehen?) und zwar in der Weile: 

a) daß der Erblafjer dem Richter oder dem Notar feinen legten Willen 
mündlich erflärt®), oder 

b) daß der Erblaffer eine Schrift (offen oder verichlojjen) mit der 
mündlichen Erklärung übergiebt, daß die Schrift jeinen letzten Willen enthalte.>) 

Diefe Schrift kann von dem Erblafjer oder von einer anderen Perjon 
geichrieben jein®), jie braucht nicht unterſchrieben und nicht datiert 
zu jein, es ift auch gleichgültig, welches Schreibmaterial, welche Sprache 
und welche Schriftzeichen angewendet jind.?) 


ı) 8 2239 BGB. Anders S 174 RFrG. für die Beurkundung von Rechts— 
geichäften unter Lebenden, wo die Anweſenheit nur bei der Vorleſung, Genehmigung 
und Unterzeihnung der Urkunde gefordert wird. Die Mitwirkenden Folien auch bei 
der Verfiegelung des Tejtaments zugegen fein ($ 2246 BGB.), doc ijt dies im 
Gegenſatze zu $ 2239 nur eine Ordnungsvorjchrift. Mot. V S. 263. Cojad II 
$ 354 zu 3. Pland:Ritgen V S. 454. Mad AL. I, 12 $ 115, 122 braudıten 
die bei Schreibendunfähigteit des Erblafjers zugezogenen Zeugen nur bei der Bei- 
fügung des Handzeichen® oder bei der Erklärung des Erblafiers, daß ihm das Pro- 
tofoll vorgelejen jei und er den Anhalt genehmige, zugegen zu jein. Wat. hierzu 
Eccius IV 8 249 Anm. 29. 

?) Brot. II ©. 7178 (Bd. 5 S. 332) geben dem Bertrauen zur Praxis Aus- 
drud, daß fie in einer furzen, durch notwendige Bedürfnifie veranlaften Entfernung 
einer der mitwirfenden Perjonen, während welcher ein Fortgang der eigentlichen Ver: 
handlung nicht jtattgefunden habe, feine Verlegung des Geſetzes erbliden werde. In 
dem bloßen Weiterdiftieren der bereit3 abgegebenen Erklärungen des Erblafjers dürfte 
z. B. ein ſachliches Verhandeln nicht zu erbliden fein, der Erblajjer darf aber nicht 
etwa in Abweſenheit eine der Mitwirkenden das Protofoll unterichreiben. Ende: 
mann III $ 29 Anm, 1. Weihler S. 144. Pland-Ritgen V S. 454. 

) 88 2238 BGB., 100ff. I, 12 ALR. 

#4) Die Erklärung, welche grundſätzlich in deuticher Sprache zu erfolgen hat 
($ 8 NFr6.; $ 186 GBG.), hat zum mwenigiten in einer mündlichen Bejahung der 
jeiten® des beurfundenden Beamten zu jtellenden Fragen zu bejteben, eine Erklärung 
durch Zeichen, z. B. durch Kopfniden auf Befragen, ift nicht jtatthaft (anders für 
dad preuß. Recht: Entih. NG. Bd. 31 No. 48 ©. 225). Jaſtrow I ©. 173 
Anm. 5. Strohal S. 57 Arm. 14. Pland:Ritgen V ©. 451. 

°) Die Ueberreihung der Schrift muß durd den Erblafjer perſönlich geichehen. 
Die Schrift darf keinen bloßen Entwurf für die Aufnahme des Tejtaments daritellen, 
jondern muß den legten Willen in endgültiger Faſſung enthalten; der beurfundende Be- 
amte muß jich hierüber vergewijjern; für das HER. jchrieben dies die 88 107 bis 1111, 
12 ausdrüdlich vor. Einfichtnahme ift, falls fein bloßer Entwurf vorliegt, ohne Zus 
ſtimmung des Erblajjerd nicht ſtatthaft. Mot. V ©. 270. 

% Die Schrift kann auch von dem Erben oder Vermächtnisnehmer jelbjt ge- 
ichrieben fein; nach ALR. I 12 $ 101 mußte fie von dem Erblafjer wenigſtens eigen- 
händig unterichrieben jein, 

) Der Stoff, auf dem geichrieben ijt, muß jich aber verjiegeln und amtlich aufs 
bewahren lafien. Die Schrift kann auch auf mechaniſchem Wege (Schreibmajchine, 


—— 


Errichtungk⸗ 
form. 


88 2238, 
2213. 
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Die Schrift, welche aus mehreren Schriftftüden beftehen kann, muß 
den legten Willen vollftändig enthalten, fie darf nicht zur Ergänzung der 
in ihr enthaltenen Anordnungen auf eine andere, nicht beigefügte Schrift 
Bezug nehmen !), dagegen kann der Erblafjer bei Ueberreihung der Schrift 
noch weitere Verfügungen mündlich zu Protofoll erflären.?) 

2. Dem Erblafjer jteht die Wahl zwilchen den beiden Erricdhtungs- 
formen frei; wer aber minderjährig it oder Gejchriebenes nicht zu 
lejen vermag, kann das Tejtament nur durd mündliche Erklärung), 
und wer nach der Ueberzeugung des Richters oder des Notars ſtumm 
oder jonjt am Sprechen verhindert ijt, kann es nur durch Uebergabe einer 
Schrift errichten.t) 

Für taube Perjonen giebt das Gejeß feine bejonderen Vorjchriften 5), 
jie unterliegen feiner Beichränfung in der Wahl der Errichtungsform und 


Drud) bergeftellt fein. Die Schriftzeihen fünnen die jeder beliebigen Sprache jein; 
auch Stenographie iſt anwendbar. Mot. V ©. 270. Jaſtrow I ©. 175 
Anm. 10c. Endemann III 829 Anm. 11. Pland-Ritgen V ©. 452, Anm. 3e 
zu $ 2238. 

') Testamentum mysticum, Mot. V ©. 32, 293, 294. Dertmann, testamen- 
tum mysticum (1887); Strobal ©. 54 zu 1I. Für das ALR. vgl. 88 47, 48 I, 12. 
Eccius IV S 251 Anm. 11. 

?) Ueber die Frage, ob es zuläflig iſt, daß der Erblaijer bei mündlicher Er- 
richtung des Tejtaments zur Ergänzung feiner Erllärungen auf eine gleid)zeitig über- 
reichte Schrift Bezug nimmt, vgl. Bland-Nitgen V ©. 452 Anm. 4. Jaſtrow I &. 174 
Anm. 8b. Frommhold $ 2238 Anm. 4. 

) 8 2238 Nbj. 2 BGB. Mot. V ©. 277. 8171, 12 ALR. Gejchriebenes 
heißt: die Schrift, welche der Erblafier als jein Tejtament überreihen will; fann 
er 3. B. nur lateinische Lettern leſen, jo darf die Schrift nicht mit deutichen Xettern 
geidhrieben fein. Worauf die Lejensunfähigkeit beruht, Blindheit, vorübergehende 
Augenkranfheit oder mangelnde Bildung, it gleihgültig, Der nur Screibens- 
unfäbige kann öffentlich, mündlich und ſchriftlich teitieren. Nah ALR. I, 12 
$$ 113, 122 konnten Blinde, Leſens- und Schreibensunfähige außer durch münd— 
lihe Erklärung auch durch Webergabe einer offenen Schrift tejtieren, die Schrift 
mußte der Michter ihmen vorlefen und ihre Erklärungen in einem der Schrift 
beizufüigenden und mit ihr zu verjiegelnden Protokoll aufnehmen. Konnte der 
Schreibensunfähige auch fein Handzeichen ziehen, jo muhte er die Erklärung abgeben, 
ap ihm das Protokoll vorgeleſen jei und er den Anhalt genehmige. Eccius IV $ 249 
Anm. 54 ff. 

*, $ 2243 Abi. 1 BGB. Mot. V ©. 276, 277. Der Erblajier braucht nicht 
wirklich jtumm oder am Sprechen verhindert zu fein, e8 kommt nur auf die Lleber- 
zeugung des Richters oder des Notars an, daß die Verhinderung am Sprechen zur Zeit 
der Tejtamentserrichtung (z. B. bei einem ärztlichen Sprechverbote) bejtehe. Iſt der 
am Spredien Verhinderte (Stumme) minderjährig oder nicht imjtande, Gejchriebenes 
zu leſen (blind), oder zu jchreiben, jo iſt er (thatjächlich) teftierumfähig. Siehe oben S. 1221 
u 2. Nah ALR. jollten Stummen und Tauben die an fie zu richtenden ‘ragen 
Ichriftlich vorgelegt und von Stummen jchriftlidy beantwortet werden; bei Schreibens- 
unfäbigfeit jollten Stumme ihre Zuftimmung auch durch Zeichen erklären können; 
fonnten ſich Stumme oder Taube weder jchriftlich noch mündlich ausdrüden, jo waren 
jie tejtierunfäbig. 88 26, 123 I, 12 ALR. Cccius IV $ 249 Anm. 58; $ 245 
Anm. 12, 13. Meiicheider S. 40 Anm. 10. Binfichtlid der Taubjtummen nahm 
das Obertribunal (Entſch. Bd. 32 ©. 64, Strieth. Arch. Bd. 20 S. 230) an, daß bei 
ihnen bloße Zeicheniprache nicht genüge, und daß fie tejtierunfäbig feien, fofern fie 
nicht jchreiben und Gejchriebenes nicht lefen könnten. Eccius 1V $ 245 Anm. 14. 
Bol. dazu Entſch. NG. Bd. 18 ©. 301. 

) Ebenjowenig über das von einem Blinden zu errichtende Tejtament. 
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zwar auch dann nicht, wenn fie nicht zu leſen vermögen. Sit ein Tauber 
nicht imftande, Gejchriebenes zu leſen, alio 3. B. blind, jo joll eine 
Bertrauensperjon zugezogen werden, die fi) mit ihm zu verftändigen 
vermag.) 

Treffen mehrere Mängel oder Gebrechen zufammen, jo beiwendet es 
bei den Folgerungen, welche aus den für den einzelnen Mangel oder das 
einzelne Gebrechen gegebenen Vorſchriften zu ziehen find.) 

3. Ueber die Errichtung des Teſtaments in ordentlicher öffentlicher 
Form muß in allen Fällen ein Protofoll in deutſcher?) Sprache auf- 
genommen werden. 

a) Das Protokoll muß regelmäßig enthalten): 

a) Ort und Tag der Verhandlung; >) 

6) die Bezeichnung des Erblafjerd und der bei der Verhandlung 
mitwirfenden Perjonen. 

Hierzu gehört auch die Angabe des Namens, doch jchadet jeine 
Hortlafjung oder die Angabe eines falihen Namens dann nicht, wenn 
die getroffene Bezeichnung derart it, daß die Perjönlichfeit genügend 
erfennbar und die Möglichkeit einer Verwechſelung ansgeſchloſſen ijt.) 

E3 it auch anzugeben, ob der Richter und Notar die Beteiligten 
fennt oder, jofern dies nicht der Fall ijt, in welcher Weije er fich Gewiß— 
heit über ihre Perjönlichkeit verjchafft hat; ?) 

y) die von dem Erblajjer als jein letzter Wille abgegebenen münd— 
lihen Erklärungen und im Falle der Uebergabe einer Schrift die Feſt— 


1) Ordnungsvorſchrift für Preußen PrFG. Art. 41 Abi. 2. Die Vertrauens: 
perion kann auch der Gerichtäichreiber, der zugezogene zweite Notar oder ein zu— 
gezugener Zeuge oder einer der Beteiligten jein. 

?) Mot. V ©. 278. Hiernad) it auch der Taubjtumme, der entweder in der 
Lautſprache joweit ausgebildet iſt, daß eine Berftändigung mit ihm möglich ift, oder 
der lejen und jchreiben kann, tejtierfähig; erſterenfalls fann er fich der Form des 
$ 2238, leßterenfall® des eigenhändigen Tejtaments und der Form des $ 2243 be- 
dienen. it der Taubjtumme in der Lautiprache nicht ausgebildet, und vermag er 
nicht zu lejen oder zu jchreiben, fo ijt er tejtierunfähig. Jaſtrow I ©. 53 Anm. 4, 
S. 180 Anm. 3, Planck-Ritgen V ©. 462 Anm. de zu $ 2243. 

)88 RFrG. 8186 GBG. Mot. V ©. 271. In deuticher Sprache auch 
bei Sprachfremden ($ 2244 Abſ. 2); eine Ausnahme bildet nur der Fall des $ 2245. 

*) 8 2241 BOB. 

) Eine unrichtige Angabe bewirkt Nichtigfeit des Tejtaments. Beſchluß OLG. 
Roitod von 6. Juni 1901 (RIA. Entſch. Bd. 2 ©. 119), Jaſtrow I ©. 38 Anm. 9; 
a. M. Pland:Ritgen V ©. 456, 457. 

9) Es kann z. B. ein Kinftlerpfeudonym ausreichend jein. Mot. V €. 271, 
272. Brot. II ©. 7187 (Bd. 5 ©. 337). Pland-Ritgen V ©. 457. Endemann III 
Ss 29 Anm. 21. Frommhold S. 223. Etrohal ©. 58 Anm. 15. Vgl. dagegen 
Jaſtrow I ©. 36, 37 Anm. 6. 

) Ordnungsvorichrift des $ 176 Abi. 3 RFrG. Kann fich der Beamte die 
Gewißheit über die Perfönlichkeit nicht verichafien, wird aber gleichwohl die Aufnahme 
der Verhandlung verlangt, jo follen dev Sadwerhalt und dasjenige, was zur Feſt— 
jtellung der Perjönlichkeit beigebracht iſt, in das Protofoll aufgenommen werden. Be— 
itehen bei dem Richter oder Notar Zweifel, ob der Erblafier die zur Teſtaments— 
errihtung erforderlihe Fähigkeit oder Einficht befipt, oder ericheint die Gültigfeit des 
Tejtamentd aus fonjtigen Gründen bedenflich, jo jollen die Zweifel dem Erblajjer 
mitgeteilt und der Inhalt der Mitteilung jowie die von dem Erblafjer darauf abs 
gegebenen Erklärungen in dem Protofolle fejtgejtellt werden. Art. 40 Ubj. 1 PrFrG. 


8 2211. 


Protololl. 


SS 2241, 
2242, 
22413. 
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jtellung diefer Uebergabe und der dabei abgegebenen Erklärung, daß die 
Schrift jeinen legten Willen enthalte. !) 

Dieje Erklärung muß von Berjonen, welche nad) der Meberzeugung?) 
des Nichterd oder des Notars jtumm oder font am Spreden ver— 
hindert find, bei der Verhandlung eigenhändig in das Protokoll oder 
auf ein bejonderes Blatt geichrieben werden, das dem Protofoll als Ans 
lage beigefügt werden mufß.3) 

Das eigenhändige Niederichreiben der Erklärung ſowie die Ueber— 
zeugung des Nichterd oder des Notars, daß der Erblaſſer am Sprechen 
verhindert ift, muß im Protofolle feitgeitellt werden.*) 

b) Das Protofoll muß vorgelejend), von dem Erblafjer genehmigt ®) 
und von ihm eigenhändig unterjchrieben ?) werden. Die Vorleſung, Ge— 
nehmigung und Unterzeichnung muß in Protokolle feitgeftellt werden.®) 

Erflärt der Erblafier, daß er nicht jchreiben könne, jo wird jeine 
Unterjchrift durch die Feititellung dieſer Erklärung erjeßt.?) 

Das Protokoll joll dem Erblafier auf Verlangen auch zur Durchſicht 
vorgelegt werden.!%) Die Vorlegung joll bei tauben Berjonen auch ohne 
Verlangen erfolgen und, daß dies geichehen, im Protokolle feitgejtellt werden. *!) 


ı) $ 2241 Nr. 3 BOB. Jaſtrow I ©. 177 Anm. 6 zu $ 2241. Zweckmäßig 
ericheint eine nähere Beichreibung der Schrift, ob jie offen oder verichlofjen und ver: 
fiegelt, ob fie mit einer und mit welcher Aufichrift verfehen iſt u. dgl. 

?, Eingebende Ermittelungen find aljo nicht erforderlid, e8 genügt die lleber: 
jeugung der injtrumentierenden Berfon. 

»» 8 2243 Abſ. 1 Sap 2 BGB. Die Erklärung muß von dem Exblaffer in 
Gegenwart fämtlicher mitwirfenden Perſonen niedergejchrieben werden, die Ueberreichung 
einer vorher niedergeichriebenen Erklärung würde nicht die erforderliche Sicherheit bieten, 
daß fie vom Erblajier herrührt und jeinem Willen entipricht. Mot. V ©. 277. Die Unter: 
zeichnung der Erklärung durch den Erblaſſer ift nicht erforderlich. *) 8 2243 Abi. 2 BGB. 

0) 82242 Abſ. 1 San 1 BGB. Die Borlejung darf aud) dann nicht unterbleiben, wenn 
der Erblafier taub ist, oder wenn die Beteiligten ſich das Protokoll durchgelejen haben oder 
wenn es laut diktiert worden it, denn die Vorlefung erfolgt gegenüber dem Erblafjer 
und den mitwirfenden Berjonen. Jaſtrow IS. 46, 47, vgl. Endemann III $ 29 Anm. 23. 

9) Seitens eines jtummen Erblaſſers bedarf e8 feiner bejonderen Genehmigung. 
s 2243 Abi. 2 Sap 2 BGB. Mot. V ©. 277. Jaſtrow I ©. 181 Anm. 15. 

?) Aus dem Protofolle muB hervorgehen, daß jeder Beteiligte jelber (ohne ſich 
eines Anderen zum Schreiben zu bedienen) jeinen Namen unterjchrieben hat. Zahrb. KG. 
Bd. 20 No. 33 S. A 128. Vgl. aud) Jaſtrow I ©. 48 Anm. 6. Auch der Blinde 
muß unterzeichnen, ſofern er jeinen Namen jchreiben kann. Mot. I ©. 188. 
Jajtrow I ©. 48, 49. Der Nachweis, daß die Vorlejung, Genehmigung und Unter: 
zeichnung des Protokolls geſchehen iſt, kann nur durch die Feititellung im — eführt 
werden. Prot. II ©. 7199, 7200 (Bd. 5S. 344, 345). 9 82242 Abſ. 1Satz 2 BGB. 

») 82242 Ubf.2 BGB. Der Grund der Verhinderung braucht nicht feitgeftellt zu 
werden, es iſt auch gleichgültig, ob die Erklärung überhaupt der Wahrheit entſpricht. 
(Mot. V S.273.) Erklärt der Exrblaffer dagegen nicht unterichreiben zu wollen, jo iſt 
darin eine Verweigerung der Unterjchrift zu erblidten, welche die Errichtung des Teſtaments 
unmöglid; madıt. Jaſtrow I S.49. Vgl. auch Jahrb. KG. Bd. 20 No. 34 S. A 130 (der 
Beteiligte muß felber die Erklärung abgeben, daß er nicht jchreiben Fünne). Die Bei— 
fügung von Handzeichen iſt überflüflig, fie reicht nicht aus, die Unterſchrift oder die 
Feititellung der Erklärung im Prototolle zu erjeßen. Der Beweis, dal der Erblafier 
thatjächlich habe jchreiben fünnen, iſt ausgeſchloſſen. Mot. V ©. 273. 

‚0, 8 2242 bi. 1 Satz 3 BGB. 

ı, Art. 41 Abſ. 1 PrFrG. Hit für den Fall, dah der taube Erblafjer Ge: 
jchriebenes nicht zu lejen vermag, eine Vertrauensperſon zugezogen worden (ſ. oben 
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Das Protokoll muß jchließlih von allen mitwirfenden Perjonen und 
in deren Gegenwart unterichrieben twerden.!) 

4. a) Erklärt der Erblafjer, daß er der deutjchen Sprache nicht mächtig 
fei®), jo muß für den Fall, daß nicht jämtliche Perfonen ihrer Verficherung 
nad) der Sprache mächtig jind, im der fid) der Erblafjer erklärt, ein ver: 
eideter Dolmeticher zugezogen werden ®), in deſſen Perſon feiner der Aus— 
Ihliegungsgründe vorliegen darf, die einen Zeugen an der Mitwirkung bei 
der Tejtamentserrichtung verhindern wiürden.t) 


©. 1229 Anm. 1), jo foll im Protofolle fejtgejtellt werden, dal; der Erblajjer nach der 
leberzeugung des Richter8 oder Notar& die Vertrauensperjon verjtanden hat. Das 
Prototoll joll auch von der Vertrauensperſon genehmigt und unterjchrieben werden. 
Art. 41 Abi. 2 PrFrG. 

98 2242 Abſ. 3, $ 2233 BGB. Die Mitwirkenden müfjen aljo wenigſtens 
ihren Namen jchreiben können, ijt einer von ihnen hierzu nicht imftande, jo muß die 
Verhandlung unter Zuziehung einer jchreibensfähigen Perſon wiederholt werden. Mot. V 
©. 273, 274. Jaſtrow I ©. 52. In Uebereinftimmung mit dem preuß. Rechte 
(Eccius IV $ 249 Anm. 29) wird die Gilltigkeit des Teſtaments auch dann nicht zu 
bezweifeln jein, wenn der Erblafjer jtirbt oder geichäftsunfähig wird, nachdem das 
Protofoll zwar von ihm jelbit, aber bevor es von den mitwirfenden Perſonen unter- 
ichrieben ift. Jaſtrow I ©. 179; Pland:Ritgen V ©. 460. Nbweichend Mot. V 
©. 274; Cojad II $ 354 bei Anm. 14. 

’), $ 2244 BGB. Weiß der Richter, daß die Erflärung der Wahrheit nicht ent- 
ipricht, jo iſt es feine Pflicht, die Aufnahme des Tejtaments abzulehnen; $ 186 GBG. 
Bol. auch Küntzel in Gruchots Beitr. Bd. 41 ©. 589; aM. Pland:Ritgen V ©. 463. 

’) Die Unterlafjung der Zuziehung oder die Zuziehung eines unbeeideten Dol- 
metjcher8 begründet die Nichtigkeit des Teſtaments. Wegen der Beeidigung des Dol- 
metjchers, deren Regelung den Landesgeſetzen überlafjen it (Mot. V ©. 278), vgl. 8 5 
des Geſ. v. 28. Aug. 1876, betr. die Gejchäftsiprache der Behörden (HS. ©. 389), wegen des 
allgemeinen Dolmetichereids vgl. $ 19 der Dolmeticherordnung vom 18. Dez. 1899 
(JMBl. ©. 856), die Allg. Verf. v. 5. Febr. 1900, IMBl. ©. 48 ($ 10) und vom 
5. März 1901, IMBL. ©. 51. Falls die Veeidigung nicht auf Grund der Dol: 
meticherordnung erfolgt ift, muß der Dolmeticher auch für den betreffenden Land- 
er bejtellt jein, jonjt ift er nochmals beſonders zu vereidigen. Wal. die 

idednorm des $ 10 der Allg. Berf. v. 5. Febr. 1900, IMBl. ©. 48. Iſt der 
Dolmetſcher im allgemeinen beeidigt, jo ift eine Berufung auf den geleijteten Eid nicht 
notwendig (abweichend von $ 191 Abj. 2 GVG.). Ein Verzicht auf die Beeidigung 
ist nicht zuläffig (abweichend $ 179 Abi. 1 RFrG.). Jaſtrow I S. 57 Anm. 7, 
©. 182 Anm. 3. Pland-Nitgen V ©. 463. Bol. aud) Jahrbuch KG. Bd. 21 No. 3 
©. A 7. Der Dolmetſcher gehört nicht zu den mitwirtenden Perjonen im Sinne des 
$ 2239 BGB., braucht alfo nicht während der ganzen Verhandlung zugegen zu fein, 
jondern nur ſolange alö jeine Amwejenheit zweds der erforderlichen Webertragungen 
erforderlich iit, vgl. Jaſtrow I S. 182 Anm. 4; Pland-Ritgen V ©. 454, 463; 
Frommhold S. 225; Jahrbuch NG. Bd. 21 No. 55 ©. A 219, Mot. V ©. 279. 
Der Gerichtsichreiber, der ziweite Notar und die Zeugen lönnen nicht gleichzeitig die 
Thätigfeit des Dolmeticher8 übernehmen, letzlerer muß vielmehr ſtets außer den ſonſt 
mitwirtenden Perjonen zugezogen werden. Jahrbuch KG. Bd. 21 No. 55 ©. A 219, 
vgl. auch Allg. Verf. des preuß. Juftizminifters v. 14. März 1900, IMBI. ©. 80, 
81. Wird bei einer Amtshandlung des Notar die Beeidigung eines Dolmetichers 
erforderlich, jo erfolgt fie durd; das Amtsgericht, in dejien Bezirfe der Notar feinen 
Amtsſitz hat oder die Thätigkeit des Dolmetichers jtattfinden fol, in dringenden Fällen 
fann die Beeidigung auch durd den Notar erfolgen. Art. 86 PrFrG. Bol. hierzu 
Jahrbuch KG. ah. 3 No. 4 S.A 12 (JMBl. 1901 ©. 52), aber auch die Allg. Verf. 
v. 5. März 1901 (IMB. S. 51). Hinfichtli der Gebühr, welche für die zwecks 
Mitwirkung bei notarieller Tejtamentserrihtung erfolgte Beeidigung zu erheben it, 
vgl. Jahrbuch KG. Bd. 21 No. 3BS. 9. Bol. auch $ 55 preuß. GKG. und $ 5 Abi. 2 
Gebührenordnung für Notare vom 25. Juni 1895. *, 88 2234—2237 BOB. 
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Das — in deutſcher Sprache aufzunehmende — Errichtungsprotokoll 
muß in dieſem Falle in die Sprache, in der ſich der Erblaſſer erklärt, 
überſetzt werden. Die Ueberſetzung muß von den Dolmeticher angefertigt!) 
oder beglaubigt und vorgelejen werden; sie ijt jodann dem Protokoll als 
Anlage beizufügen. 

Das Protokoll muß — außer den jonjtigen Erfordernifien ($ 2241) — 
die Erklärung des Erblaſſers, daß er der deutſchen Sprache nicht mächtig jei, 
den Namen des Dolmetjchers jowie die Feititellung enthalten, daß der Dol— 
metjcher die Ueberſetzung angefertigt oder beglaubigt und fie vorgelejen hat. 

Das Protofoll muß auch von dem Dolmetjcher unterjchrieben werden. 

b) Sind jämtliche mitwirfenden Perjonen ihrer Verfiherung nad) 
der Sprache, in der ſich der Erblafjer erklärt, mächtig?), jo ijt die Zu— 
ziehung eines Dolmetjchers nicht erforderlich); die Enticheidung über die 
Zuziehung unterliegt dem Ermeſſen des Richters oder des beurfundenden 
Notars; auc bei Abgabe der Verficherung*) kann die Zuziehung ſtets an— 
geordnet werden. 

Unterbleibt die Zuziehung eines Dolmetichers, jo muß das Protokoll 
in der fremden Sprade aufgenommen werdend) und die Erklärung des 
Erblafjerg, daß er der deutihen Sprache nicht mächtig fei, ſowie die Ver- 
fiherung der mitwirtenden Perjonen, daß fie der fremden Sprache mächtig 
feien, enthalten. 

Eine deutiche Ueberſetzung ſoll als Anlage beigefügt werden.®) 

5. Das über die Errichtung des TejtamentS aufgenommene Protokoll 
ſoll ne Anlagen, insbejondere im Falle der Errichtung durch Uebergabe 
einer Schrift nebit dieſer Schrift, von dem Nichter oder dem Notar mit 
dem — )) verſchloſſen ®), mit einer das Teſtament näher bezeichnenden 

Brot. 11 ©. 7192 (Bd. 5 341), Der Erblaffer braucht die Ueberſetzung 
nicht zu unterſchreiben und auch der he nicht, jojern er fie ſelbſt Brei 
hat. Jaſtrow I ©. 184 Anm. 9 und 15c. 

% Die VBerfiherung iſt maßgebend, ihre Umvichtigfeit berührt die Gültigleit des 
Teſtaments nicht. Der verhandelnde Nichter oder Notar bat fich aber zu überzeugen, 
daß die Verficherung aud) glaubhaft it. Mot. V S. 279. Hit bei gemeinfchaftlichen 
Tejtamenten oder Erbverträgen nur der eine Teil der deutichen Sprache nicht mächtig, 
jo fann nicht nach 8 2245, jondern mur nach 8 2244 BGB. verfahren werden, 
Jaſtrow I S. 185 Anm. 4. Strobal S. 60 Anm. 19; Planck-Ritgen V ©. 465. 

8 2245 Abi. 1 BGB. 

) Pland:Ritgen V ©. 466 Anm. 4; Jaſtrow I ©. 185 Anm. 5, 

°) Val. hierzu Mot. V ©. 279, 280. Brot. II ©. 7193, 7194 (Bd. 5 
©. 341, 342). Endemann III $ 29 Anm. 30; Pland-Ritgen V ©. 465. 

s) Daß die Ueberſetzung vorgeleſen, beglaubigt, unterichrieben, „oder im Broto: 
tolle erwähnt werden müſſe, ift nicht vorgeichrieben. Jaſtrow II ©. 282 Anm. 7; 
Bland-Ritgen V ©. 466. 

’) Stempel oder Siegelmarfe genügt nicht. Ueber den Begriff des Siegels 
vgl. die Allg. Berl. v. 24. Jan. und 6. April 1900 (IMBl. ©. 45 und 297) 
jowie Jahrbuch KG. Bd. 20 No. 4 ©. A 14 (JMD. 100 ©. 404). Jaſtrow I 
©. 66, 187; Pland:Ritgen V ©. 467. 

#) Notare haben die von ihnen (zum Zwecke der Veritempelung) zu verwenden: 
den Stempelmarfen ausichlieglih auf den al® Teil der Urkunde anzujehenden Um— 
— neben der Aufſchrift zu verwenden. Allg. Verf. des Finanzminiſters vom 
9— 1901; vgl. Allg. Verf. des Juſtizminiſſers v. 2. Nov. 1901 (ZMBI. 
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Aufſchrift verſehen und in beſondere amtliche Verwahrung gebracht 
werden.!) 

Die Verfiegelung und die Heritellung der Aufichrift hat in Gegen- 
wart jämtlicher mitwirfenden Perjonen zu erfolgen; die Aufichrift, welche 
weiteres als die Bezeichnung des Erblafjerd und des Ortes und Datums 
der Teſtamentserrichtung nicht zu enthalten braucht, ift von dem Richter 
oder dem Notar zu unterjchreiben. 

Die Regelung der amtlichen Verwahrung ift den Landesgejeßen über- 
laffen.?) In Preußen erfolgt jie, und zwar aud bei notarieller Er- 
rihtung, bei den Amtsgerichten; jie it von dem Amtsgerichte (Teitaments- 
richter) anzuordnen und von dem Amtsrichter und dem Gerichtöjchreiber, 
die als Verwahrungsbeamte bejtellt find, gemeinjchaftlich zu bemirken.?) 

Dem Erblajjer joll über das in amtlihe Verwahrung genommene 
Teftament ein Hinterlegungsjchein erteilt werden, der in Preußen von 
dem Amtsrichter und dem Gerichtsſchreiber zu unterichreiben und mit dem 
Gericht3jiegel zu verjehen ijt.t) 

6. Verlet der Richter, Notar oder Gerichtsjchreiber bei der Er- 
richtung des Teſtaments die ihm obliegende Amtspflicht dergeitalt, daß das 
Teftament ungültig it, jo haftet er gemäß $ 839 BOB. für den aus der 
Nichtigkeit entjtehenden Schaden und zwar nicht nur dem Erblafjer, jondern 
auch den im Tejtamente Bedachten, denen infolge der Nichtigkeit eine Zus 
wendung entgeht.) 

B. Das Privattejtament. 

I. Die private Errichtung eines Teſtaments erfolgt durch eine von 
dem Erblaſſer unter Angabe des Ortes und Tages eigenhändig geſchriebene 


') $ 2246 BGB. Ordnungsvorſchrift. Nach preuß. Rechte verblieb das bei 
Mebergabe einer Schrift aufgenommene Protokoll offen bei den Akten und wurde nicht 
mit eingefiegelt. 88 110, 103 I 12 ALR. Mit Rüdficht auf die nah BGB. aud 
in diefem alle erfolgende Einjiegelung des Protofolld bedarf e8 jeßt der Aufnahme 
eines Vermerles über die Erridtung und Verſchließung des Tejtaments. Vgl. Weiz: 
jäder:Lorenz ©. 96, 98. 

Mot. V ©. 296. $ 200 RFr6. 

9) Art. 81 *. z. BOB. $ 47 der Geſchäftsordnung für die Gerichtsſchreibe— 
reien der Amtögerihte. Die Rüdnahme des Teſtaments aus der amtlichen Ber: 
wahrung gilt ald Widerruf. $ 2256 Abj. 1 BGB. Streiten ſich zwei Amtögerichte, 
die fein gemeinjchaftliches obere Gericht im Sinne des $ 20 A®. 5. GBG., Art. 130 
PrFrG. haben, über die Zujtändigfeit zur bejonderen amtlichen ———— eines 
Teſtamenis, fo iſt zur Entſcheidung des Streites vor der Eröffnung des Teſtaments 
der Juſtizminiſter, nach der Eröffnung (bezw. — — SE Tefta= 
mente) dad SKammergericht berufen. Jahrbuch KG. Bd. 21 No. 57 ©. A 226 
Hinfichtlih der Vorausſetzung der Gebühr für die —— — einer —* 
fügung von Todeswegen vgl. Jahrb. KG. Bd. 21 No. 2 S. B7 

) Der Hinterlegungsſchein iſt ohne Antrag zu erteilen und zwar auch bei nota= 
rieller Aufnahme direft an den Erblafjer. Art. 81 8 3 Abſ. 3 AG. 5. BGB; 8 47 
No. 11 der Geihäftdordnung für die Gerichtäfchreibereien der Amtögerichte. Bol. 
VWeizläder:Lorenz ©. 98 Anm. 7, ©. 101, 102, 

6) Bal. Zur. Wocenichrift von 1901 ©. 488 u. 815. Wilfe, Kommentar ©. 220; 
Pland-Ritgen V ©. 445. AM. Endemann III $ 29 Anm. 35; Frommhold ©. 218 
Anm. 3 zu $ 2232, die den Schadenserjaganjpruch nur dem Erblaſſer zubilligen 
wollen. 


Lese, Allg. Preuß. Landrecht. 78 


88 2246, 


Haftpflicht. 


Eigens 
bändiges 
Teitament. 


g 2231. 
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und unterjchriebene Erklärung. (Eigenhändiges oder holographijches Teſta— 
ment).!) 

a) Das Tejtament muß gejchrieben fein; jede mechaniſche Herjtellung 
der Schrift, z. B. dur Schreibmajchine, iſt ausgeſchloſſen, dagegen ijt es 
gleichgültig, welcher Schriftzeihen und welches Material (3. B. Sciefer- 
tafel und Kreide) der Erblafjer ſich bedient; er kann zur Erklärung jeines 
Willens auch jede beliebige, ihm geläufige Sprache wählen; 

b) der Erblafjer muß das Tejtantent jeinem ganzen Inhalte nad) 
jelbjt jchreiben; Zufäße von fremder Hand, die mit Willen und Willen 
des Erblafjerd zugefügt find, bewirken die Nichtigkeit des Tejtaments.?) 
Nichtig iſt deshalb 3. B. dad Teftament, in dem die Ortdangabe der Er- 
rihtung des Tejtaments nicht eigenhändig vom Erblajjer gejchrieben ijt.?) 
Das Tejtament muß vom Erblafjer mit jeinem Namen) unterjchrieben und 
mit der Angabe des Ortes und Tages der Errichtung verjehen werben. 
Beides braucht nicht gleichzeitig mit der Niederjchrift des Textes zu ges 
ſchehen, jolange jedoch eines diefer Erfordermifje fehlt, iſt das Tejtament 
nicht vollendet>); für jpätere Zufäße zum Teſtamente gilt die gleiche Er- 
rihtungsweile. Die Unterjchrift muß dergeitalt am Schluffe des Tejtaments 
itehen, daß fie in erfennbarer Weije ſich auf die ganze Erklärung einjchließ- 
lid) der Angabe des Ortes und Tages der Errichtung bezieht.) Der Tag 
braucht nicht falendermäßig bezeichnet zu jein, e8 genügt 3. B. zu fagen: 
Kaiſers Geburtstag, Himmelfahrtstag 1903. 

Daß die Angabe des Ortes und der Zeit der Errichtung der Wahr: 
heit entjpricht, aljo diejenige ift, an welchem die Errichtung vorgenommen ift, 
ift nicht erforderlich. Unrichtige Orts- und Zeitangaben bewirken für ic) allein 
noch nicht die Nichtigkeit des eigenhändigen Teſtaments. Die Angabe des 
Ortes und des Tages der Errihtung muß nur dem Willen des Erblafjerd 
entiprechen und muß eine dem Orte und der Zeit nach rechtlich mögliche fein.”) 


) g 2231 Nr. 2 BGB. Das eigenhändige Tejtament iſt erſt durch den Reichs— 
tag mit Rückſicht auf ſeine in den deutſchen Gebietsteilen des franzöſiſchen Rechtes 
beftehenbe Geltung aufgenommen. Als Tejtamentsform iſt es durd; eine Novelle 
Balentinians III i. Jahre 466 für das weſtrömiſche Reid) — — die ge— 
ſchichtliche Entwicklung bei Brod, Das eigenhändige Zejtament. Mot. V ©. 3,2. 
Brot. II ©. 7167 ff. (Bd. 5 ©. 326f). Dentſchrift S. 294. BRK. S. 176: —— 
des Reichsſtags v. 27. Juni 1896 8 Ber. S. 3007 ff.). Code eivil Art. 970. 

) So auch Endemann III $ 27 Anm. 8, 9; Meiicheider S. 30, 31; Fromm— 
hold ©. 216 Anm. 2b zu $ 2231; Brod ©. 75, 76; Meyer ©. 159; aM. Eofad II 
$ 353 Nr. 2; Pland-Ritgen V S. 438 zu b; Wille Anm. 4e zu $ 2231 BGB.; 
anfcheinend auch Jaſtrow I S. 168 Anm. 8b zu $ 2231. 

® Jahrbuch KG. Bd. 21 No. 56 S.A 222. 

*) $ 126 BOB. Handzeichen reihen nicht aus, ebenjowenig Unterzeihnungen, 
wie j B. „Euer Vater“, „der Obige“. Unterjchriit mit der Firma (vorausgejept, 
daß der Erblafi er Alleininhaber ijt) dürfte ebenjo zuläſſig jein, m die Unterzeichnung 
mit einem vom Erblaffer geführten Pſeudonym. Weihler ©. 

°) Dad Datum kann aud an einem jpäteren Tage als bie Unterjchrift auf die 
Urkunde gejet werden, die Beifügung des Datums bildet dann den legten Teil der 
Tejtamentserrihtung- Entih. RO. Bd. 43 No. 90 S. 379. 

®) Bol. Jahrbuch KG. Bd. 21 No. 13 ©. A 56. Meyer © ©. 160. Coſack II $ 353 
Anm. 5. —S 827 Anm. 12. Jaſtrow I S. 168 Anm. 7a. Planck-Ritgen VS. 4839. 

) So auch Sudtel S. 61; Coſack II $ 353 Anm. 2; Planck-Ritgen V 
=. 440 Anm. 4d zu $ 2231 BGB.; Weihler ©. 157; Meyer ©. 158; Tränfner 
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II. Der Erblafjer kann das Privatteftament jelbjt verwahren oder durd) 882247, 
jeden Dritten verwahren lajjen; auf jein Verlangen muß es in amtliche Se 
Verwahrung genommen werden.!) In Preußen?) ift zu diejer Verwahrung 2359. 
jedes Amtsgericht verpflichtet, an as fich der Erblajjer wendet; eine perjün= gerwanrung. 
liche Uebergabe des Teſtaments durch den Erblajjer ijt nicht notwendig, er 
kann es mit einem jchriftlichen Antrag einjenden. Ueber das in Verwahrung 
genommene Tejtament erhält der Erblafjer einen Hinterlegungsichein.?) 

Der Erblajjer kann jederzeit die Rücgabe des in amtliche Verwahrung ge= 
nommenen Tejtament3 verlangen; die Rückgabe darf nur an den Erblafier 
perſönlich erfolgen, auf die Wirkſamkeit des Tejtaments ift fie ohne Einfluß.) 

Nach dem Tode des Erblajjerd ijt jeder, der das Tejtament im Be— 
fite hat, verpflichtet, e8 unverzüglich nad) erhaltener Kenntnis von 
dem Erbfall an das Nachlaßgericht abzuliefern.>) 

III. Die materielle Rechtswirkung des Privattejtaments iſt die gleiche wirkung. 
wie die des öffentlichen Tejtaments, jeine Beweiskraft al8 die einer bloßen 
Privaturfunde jedoch eine mindere. Das eigenhändige Tejtament beweijt 
fein Datum überhaupt nicht, wie eine Privaturfunde niemals die Richtig— 
feit der in ihr beurkundeten Parteierflärung beweilt. Wer aus dem Privat- 
teftamente Rechte herleitet, muß im Bejtreitungsfalle nachweifen, da das Tejta- 
ment echt, d. 5. feinem vollen Inhalte nad) einſchließlich der Unterjchrift und 
der Angabe de3 Ortes und Tages vom Erblajjer jelbit gejchrieben ijt.) 

Deshalb kann der Nachweis der Erbfolge vor dem Grundbuchamte 
durch Vorlegung eines Privattejtaments nicht geführt werden, es verlangt 
die Vorlegung eines Erbiceins.”) 

IV. Die Wahl der privaten Errihtungsform ſteht jedem frei, nur 
Minderjährige und folche Perſonen, welche Gejchriebenes nicht leſen können, 
find von ihrer Benußung ausgejchlojjen.®) 


$ 282. 
b) Außerordentliche Teftamentsformen.’) 


A. Nach dem Vorgange der bisherigen Rechte hat da8 BOB. neben den 
ordentlichen Tejtamentsformen für Fälle, in welchen deren Beobachtung un- 


im Sächſ. Arhiv Bd. 7 ©. 354; Jahrbuch KG. Bd. 24 Wr. 16 ©. A 45; aM. 
Endemann III $ 27 Anm. 16; Frommhold ©. 216 Anm. 2b zu 8 2231 BOB.; 
Mantey in Gruchots Beiträgen 3.43 © ©. 641 ff. Ueber die frühere NRechtiprechung des 
franzöſ. Rechtes vgl. Entih. RG. Bd. 7 No. 83 ©. 292; Bd. 29 No. 82 ©. 328, 
330; Bd. 43 No. 90 S. 378 und Entſch. v. 18. 10. 1901 Kur. Wochenschrift Bd. XXX 
S. 814. Entih. RG. v. 20. Januar 1899 Deutiche Nuriten= Zeitung S. 217. Bal. 
auch Art. 4 Nr. 6 WO. y $ 2248 BOB. 

?) Art. 81 AG. 5. BGB. Gejichäftsordnung für die Gerichtsichreibereien der 
a $ 47 umd „85 5 Abſ. 7. Weizſäcker-Lorenz ©. 99, 100. 

) 8 2248 Sab 2, $ 2246 Nbj. 2 BOB. 98 2256 Abſ. 2 u. 3 BGB. 

5), 8 2259 BGB. Jahrbuch KG. Bd. 21 No. 2 S. B 7. Die Ablieferung 
zur Eröffnung begründet feine amtliche Verwahrung. 

) 88 416, 440 CRD. Pland-Ritgen V S. 443. Jaſtrow I S. 167 Anm. 6 
zu 8231. Frommbold $ 2231 Anın. 3. Endemann III $27 zu 3. Beihler ©; 159, 160. 

18 36 ROBO. °) $ 2247 BOB. Siche oben ©. 1221. 

9 J Marcus, Privatteſtament und Notteſtament nach dem BGB., 2. Aufl. 
1900; Albanus, dad Motteftament; Beijer, Teitamentsreht S. 302 ff.; J. Marcus, 


78* 


8 2249. 


Notteftament. 


Doris 
teftament. 
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möglich oder doch mit erheblichen Schwierigkeiten verknüpft ſein würde, 
zwei erleichterte außerordentliche Errichtungsformen zugelaſſen; ihre Be— 
deutung ijt infolge der Einführung des eigenhändigen Tejtaments indefjen 
eine wejentlich geringere als im früheren Rechte. 

I. Das Tejtament vor dem Gemeindevorjteher (Dorfteitament). 

Sit zu bejorgen, daß der Erblafjer früher jterben werde, al3 die Er- 
richtung eines Tejtament3 vor einem Nichter oder vor einem Notar möge 
fich iſt), jo kann der Erblafjer jein Tejtament in öffentlicher Form mündlich 
oder durch Uebergabe einer Schrift vor dem Gemeindevorjteher jeines 
Aufenthalt3ortes und vor zwei von dieſem zuzuziehenden Zeugen 
errichten.?) Hält ſich der Erblaffer in dem Bereich eines durch Landes— 
gejeb einer Gemeinde gleichgeitellten Verbandes oder Gutsbezirkes auf, ju 
fann die Errichtung vor dem Vorſteher dieſes Verbandes oder Bezirkes’ 
und vor zwei von dem Vorſteher zuzuziehenden Zeugen erfolgen. 

Der Borjteher?) — hierin liegt die einzige Erleichterung diejer Form 
— tritt völlig an die Stelle, welche der Richter oder der Notar bei dem 
ordentlichen öffentlichen Tejtament einnimmt, e8 gelten insbejondere für ihn auch 
die gleichen Ausichliefungsgründe t), wie für Die leßteren; ebenjo müſſen auch 
die mitwirfenden Zeugen die Eigenichaften gültiger Teitamentszeugen befißen.>) 

Das Verfahren bei der Errichtung ift ebenfalld dasjelbe wie bei 
der eines ordentlichen öffentlichen Tejtament3®), nur muß das aufzunehmende 
Protokoll, abgejehen von den ſonſtigen Erfordernifjen, noch die Feitjtellung 
enthalten, daß die Errichtung vor einem Richter oder vor einem Notar 
nicht mehr möglich jein werde. Ohne dieje Feititellung ift da8 Tejtament 
nichtig; ob die Beſorgnis thatjächlid; begründet war oder nicht, fteht der 
Gültigkeit des Teſtaments nicht entgegen.’) 

Die Wirkung und die Beweiskraft des Dorfteftament3 iſt — abgejehen 
von der kürzeren Geltungsdauer (jiehe $ 2252 Abſ. 1) — die gleiche wie 
die eines —— öffentlichen Teſtaments, insbeſondere kommt ihm 


— der preuß. Miniſter der Juſtiz und des Innern vom 23, Juni 1900, 
betr. die RN von Tejtamenten vor dem Gemeinde- oder Gutsvorſteher (1901). 

!) Dies kann der Fall fein, jelbit wenn ein Richter oder Notar am Orte ift. 

) 8 2249 Abſ. 1 BGB. Das gemeinrechtliche testamentum ruri conditum, 
Windſcheid-Kipp Bd. 3 8 544 Nr. 3. Val. 88 93—99 I 12 ALR. Das preuf. AG. 
; BGB., Ueberſchrift des Art. SO nennt dies Tejtament Notteftament. Minderjährige, 
ſowie Berionen, die Geſchriebenes nicht lefen fünnen, find auch beim Dorfteſtament 
auf die Form der mündlichen Erklärung beichräntt. S 2238 Abi. 2 BGB 

% In Preußen find die jelbitändigen Gutsbezirke in dieſer Beziehun, den Ge⸗ 
meinden gleichgejtellt. Art. 8O Abſ. 1 AG. ; BGB. An Stelle des Soritehers 
oder neben diejem kann in Preußen von dem Juſtizminiſter eine andere Perſon be: 
jtellt werden. Art. 8O Abi. 2 AG. 3. BGB., vgl. auch Abſ. 3 wegen der Beeidigung 
eines etwa zuzuziehenden Tolmetichers. Dal. auch Art. 150 EG. 5. BGB. Tas 
in Breußen beftehende Dorfgericht iſt als ſolches zur nicht zuſtändig. 

*), 58 2234, 2235 BOB. ) 88 2234—2237 BOB. 

°) Die amtliche Verwahrung des Teſtaments erfolgt bei dem Amtsgerichte, zu 
il Bezirke die betr. Gemeinde gehört. Art. 81 82 No. 3 AG. 5. BEL. Pol. im 

rigen die Anweiſung des Juſtizminiſters und des Minifters des Innern v. 23. Juni 
1906. betr. die Errichtung von Tejtamenten vor dem Gemeinde: oder Gutsvorjteher 

Beilage zum JMB. No. 32). 

) $ 2249 Abſ. 2 BOB. 
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auch bei Eintragungen in das Grundbuch Ddiejelbe Bedeutung zu wie $ 2350. 
diejem.!) 
In den Konſulargerichtsbezirken und in den deutihen Schuß- 
gebieten kann im Falle des $ 2249 Abi. 1 BGB. dad Nottejtament 
durch mündliche Erklärung vor drei Zeugen nah $ 2250 BGB. er- 
richtet werden; der $ 2249 Abj. 2 BOB. findet entiprechende Anmwendung.?) 
1. Das Tejtament vor drei Zeugen. Teftament bei 
1. ®er fi) an einem Orte aufhält, der infolge des Ausbruchs einer Yknı 
Krankheit oder infolge jonjtiger außerordentliher Umſtände dergejtalt ab— 
gejperrt ift, daß die Errichtung eines Tejtaments vor einem Nichter oder 
einem Notar nicht möglich oder erheblich erſchwert iſt, kann das Tejtament 
außer vor dem ©emeindevorjteher und zwei Zeugen auch durch münd— 
lihe Erfärung vor drei Zeugen erridhten.?) 
Die Zeugen müfjen die Eigenjchaften gültiger Tejtamentszeugen (So- 
lennität3zeugen) bejigen*) und während des ganzen Errichtungsaftes gegen- 
wärtig jein.>) 
Erflärt der Erblafjer der deutſchen Sprache nicht mächtig zu jein, 
jo iſt die Errichtung des Teſtaments nur möglid, wenn die Zeugen 
ihrer Verſicherung nad) der Sprache des Erblafjerd mächtig jind; 
unter Zuziehung eines Dolmetjcher kann dieſes Teitament nicht errichtet 
werden.) 
Ueber die Errichtung des Tejtaments ijt ein Protokoll aufzunehmen, 
das den für das ordentliche Tejtament geltenden Worjchriften entjprechen 
muß.?) 
Das Protokoll hat nur die Beweiskraft einer Privaturfunde und 
fann glei) einem Privatteftamente durch den Erblajjer ſelbſt verwahrt 
werden oder von ihm in amtliche Verwahrung gegeben werden. 
2. Wer ſich während einer Seereiſe an Bord eine deutjchen, Seeteitamen 
nicht zur Kaiſerlichen Marine gehörenden Fahrzeugs außerhalb eines in- 


ı) 8 36 RGBO. Jahrbud KG. Bd. 24 No. 25 ©. A 88. 
$ 38 des Reichsgeſetzes über die Konfulargerichtsbarteit v. 7. April 1900 
(RGBl. S. 221) und $ 3 des Schutzgebietsgeſetzes v. 10. Sept. 1900 (RGEBl. 
©. 813). 

9 8 2250 Nbi. 1 ge Das Vorbild ift das gemeinrechtlihe testamentum 
pestis tempore conditum, aud) 88 98—204 I 12 ALR. Wer am Sprechen 
verhindert ijt, kann jich diejer Seen Ag deshalb überhaupt nicht bedienen. 

9 88 2234, 2235, 2237 No. 1-3 BOB. Die $$ 2236 u. 2237 No. 4 find 
ihrer Natur nad) hier nicht anwendbar, 

Die fortdauernde Anweſenheit der Zeugen iſt zwar micht vorgeichrieben 
(8 2239 BGB. iſt nicht ald anwendbar erklärt), ergiebt jich aber daraus, daß die Er- 
lärung des Erblaſſers vor 3 Zeugen abzugeben ijt; der Natur der Sacıe nad) 
fann dies nur auf die Erklärung in allen ihren Teilen bezogen werden. Mot. V 
©. 285. Weißler ©. 162; Eichhorn S. 140; Herzjelder bei v. Staudinger V ©. 511. 
AM. Pland-Ritgen S. 472 Anm. 3. 

9) 8 2250 Abi. 2 Sap 3 BGB. 

) 8 2250 Nbi. 2 Sap 1 und 2 BGB. Wer dad Protokoll jchreibt, ift 
gleihgültig, e8 kann aud) von einem der Zeugen gejchrieben werden; es muß 
aber von allen drei Zeugen untericrieben werden. (Bgl. auch Prot. II S. 7201, 
Bd. 5 ©. 346.) 
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88 2251, ländiſchen Hafens befindet, kann ebenfalls ein Teſtament durch mündliche 
2252. Erklärung vor drei Zeugen nad; $ 2250 BGB. errichten. !)?) 


III. Gemeinfam ift den aufßerordentlichen Tejtamenten ($$ 2249, 
2250, 2251 BGB.) die zeitliche Beſchränkung ihrer Gültigkeit, fie gelten 
als nicht errichtet, wenn feit der Erridtung drei Monate verjtrichen find 
und der Erblafjer noch Lebt.) 

Beginn und Lauf der Frift find gehemmt, jolange der Erblafjer 
außer jtande ift, ein Teſtament vor einem Nichter oder vor einem Notar 
zu errichten.t) 

Für das Seetejtament wird die Friſt durch eine vor ihrem Ablauf 
angetretene neue Seereije des Erblaſſers dergeitalt unterbroden, daß jie 
nach der Beendigung der Reife von neuem zu laufen beginnt.d) 

Wird der Erblafjer nach dem Ablaufe der Frift für tot erklärt, jo 
behält das Teſtament jeine Kraft, wenn die Frijt zu der Zeit, zu welcher 
der Erblafjer den vorhandenen Nachrichten zufolge noch gelebt hat, nod 
nicht verjtrichen war.*) 

Militär- B. Das Militärteftament.’) 


ie I. Durh Mandate der römischen Kaiſer jeit Titus hatten im 
römiſchen Nechte Soldaten das Privilegium in jeder beliebigen Form und 
mit jedem beliebigen Inhalte zu tejtieren. Juſtinian bejchränfte dieſes 
Privilegium auf die im Felde jtehenden Soldaten. Das Soldatenteftament 
behielt noc ein Jahr nach der Entlafjung Kraft, wenn dieſe nicht ehren- 
rührig war. Die NotariatSordnung von 15123) bejchränfte das Privileg 
auf die Zeit des Gefecht? und verlangte überdies die Zuziehung von zwei 
Zeugen. In diefer Gejtalt ging das Soldatentejtament in das gemeine 
de über. 


J 9251 BGB. Vgl. auch 8 205—207 I 12 AEN. RGeſ. v. 22. Juni 
1899 betr. das See der Kauffahrteiſchiffe RGBl. S 319). 

) Wegen des Marineteftamentd vgl. unten ©. 1240 TIL. 

) $ 2252 Abſ. 1 BEB. $ 187 Abi. 1, $ 188 Abſ. 2 BGB. Ein in dem 
— — Teſtamente widerrufenes Teftament tritt wieder in Kraft. Eine 
ähnliche — — galt für die außerordentlichen Teſtamente des ALR. Vgl. 
g8 201, 207 1, 12 (OR. 

‘) 8 2952 di6t er BOB. Die Möglichfeit, ein Privatteftament zu errichten, 
bleibt außer Betradt. 

5) 8 2252 Abi. 3 BGB. 

°) $ 2252 Ubi. 4 BOB. Das Teitament ijt nur dann ungültig, wenn bie 
Friſt Schon zu der Seit verjtrichen war, zu welcher der Erblaſſer der legten Nachricht 
zufolge nod gelebt bat. Dit dagegen nicht bekannt, daß der Erblajier noch nad) dem 
Ablaufe der Friſt gelebt hat, jo ſoil das Tejtament gültig bleiben, ohne daß Rückſicht 
auf den Zeitpunft genommen wird, in welchem der Erblafjer nad} der Todeserflärung 
als veritorben gilt. Vgl. Pland:Ritgen V S. 474 Anm. 4 zu $ 2252. Abweichend 
Prot. 11 ©. 7200, 7201 (Bd. 5 ©. 346); Endemann III $ 30 Anm. 15; Fromme 
hold Ann. 3 zu 8 2252. 

) Tit. Inst. de militari testamento 2, 11; Tit. D. de testamento militis 29, 
1; Tit. Cod. 6, 21; Fitting, Zur Gejchichte des Soldatenteitament? (1866); Steidle, 
Das Soldatenteitament (1593); v. Czyhlarz, Anititutionen $ 132; Koeppen, Lehrbuch 
8 71; Windſcheid-Kipp Bd. 3 $ 544; Dernburg, Pand. a $ 73; Demburg III 
$ 114; Eccius IV & 249; Endemann III 8 31; Meyer 8 30. 

s) Bol. Notariatsordnung II 8 2. 
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In Preußen war das militäriſche Teſtament durch die $$ 177—197 
I 12 ALR. und die Anh. 88 36—38, 41 geregelt, deren Vorläufer eine 
Patent- und Lirkularorder Friedrich des Großen vom 18. Mai 17471) 
war; dieſe Bejtimmungen wurden durch das Gejeg vom 8. Juni 1860 
(SS. ©. 240) aufgehoben, daS wiederum dur das Reichsmilitärgeſetz 
vom 2. Mai 1874 (RGEBl. ©. 45) $ 44 erjeßt worden ijt.?) 

Das Neich3militärgejeg hat ausſchließlich die Form der Errichtung 
militäriicher letzwilliger Verfügungen erleichtert, ihr Inhalt unterliegt 
ſchlechthin den Vorjchriften des BOB. 

I. Privilegierte militärijche legtwillige Verfügungen zu errichten, find 
reichsgeſetzlich nachjtehende Perjonen berechtigt: 

1. alle Angehörigen des aktiven Heeres (Dffiziere, Aerzte, Militär- 
beamte, Givilbeamte der Militärverwaltung und Mannjchaften) jowie die 
nach $$ 155 bis 158 des Mil.Str. GB. vom 26. Juli 1872 den Militär- 
geſetzen unterworfenen Perjonen, wenn fie in Kriegszeiten oder während 
eine8 Belagerungszuitandes entiveder ihre Standquartiere oder, im alle 
ihnen ſolche nicht angewiejen iind, ihre bisherigen Wohnorte im Dienjte 
verlafjen haben oder in diejen angegriffen oder belagert werden. 

Kriegsgefangene oder Geißeln haben diefe Berechtigung, jolange fie 
ji) in der Gewalt des Feindes befinden.3) 

2. Privilegierte Militärteftamente fünnen in drei Formen gültig 
errichtet werden: 

E3 genügt: 

a) wenn fie von dem Tejtator eigenhändig gejchrieben und unter- 
ihrieben find; Orts- und Zeitdatum der Errichtung ift alfo, abweichend 
von dem eigenhändigen Tejtamente des BGB.“, nicht erforderlich); 

b) wenn fie von dem Teitator eigenhändig unterjchrieben und von 
zwei Zeugen) oder einer Urfundsperjon (Kriegsgerichtörat oder Ober: 
friegägerihtörat®)) oder einem Offizier, bei vermwundeten oder kranken 
Militärperfonen auch von einem Militärarzt oder höheren Lazaretbeamten 
oder Militärgeiftlichen, mitunterzeichnet find; 

c) wenn von einer der unter b genannten Urkundsperſonen unter 
Zuziehung zweier Zeugen) oder noch einer Urfundsperjon über die münd- 
lihe Erklärung des Teſtators eine jchriftlihe Verhandlung aufgenommen 
und diefe dem Tejtator vorgelejen, jowie von den mitwirfenden Perjonen 
unterſchrieben iſt. 

Bei verwundeten oder kranken Militärperſonen können die unter ce 
erwähnten Urfundsperjonen durch Militärärzte oder höhere Lazaretbeamte 
oder Militärgeiitliche vertreten werden. 


!) Corp. Const,. March. cont. III ©. 154. 

?) Art. 32 EG. 5. BGB. 

) eichömilitärgeie v. 2. Mai 1874 8 44 Nr. 1. 

*) Bgl. oben S. 1233, 1234. 

°, Die Zeugen jind —— und — nicht die Eigenſchaft von 
Inſtruments zeugen zu haben O. 

°) Vgl. $ 20 EG. zur DltärftrafgerihtBorhmung v. 1. Dez. 1898. 


Marines 


teftament. 


Geſandten⸗ 
teſtament. 
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3. Sit in dem privilegierten Teſtamente (2a, b) die Zeit der Errich— 
tung angegeben, jo itreitet die Vermutung bis zum Beweiſe des Gegen: 
teil3 für die Richtigkeit dieſer Angabe.!) 

Die Urkunde zu 2e hat in betreff ihres Inhalts und der in ihr 
angegebenen Zeit der Mufnahme die Beweiskraft einer öffentlichen Ur- 
funde. 

4. Die Wirkſamkeit des privilegierten Teftaments ift zeitlich beſchränkt; 
es verliert jeine Gültigkeit mit dem Ablauf eines Jahres von dem Tage 
ab, an welchem der Truppenteil, zu dem der Tejtator gehört, demobil ge- 
macht ift, oder der Teitator aufgehört hat, zu dem mobilen Truppenteile 
zu gehören oder als Kriegsgefangener oder Geihel aus der Gewalt des 
Feindes entlaffen ijt.?) 

III. Die Formvorſchriften des Militärtejtaments finden jetzt entiprechende 
Anwendung auf Perjonen, die zur Beſatzung eines in Dienjt gejtellten 
Schiffe8 oder Fahrzeugs der Kaijerlihen Marine gehören, jolange da3 
Schiff ſich außerhalb eines inländijchen Hafens befindet oder die Perſonen 
als Kriegsgefangene oder Geißeln in der Gewalt des Feindes jind. Gleiches 
gilt für andere an Bord eines jolhen Schiffes genommene Perjonen, jo= 
lange das Schiff fi außerhalb eines inländischen Hafens befindet und Die 
Perſonen an Bord jind. Die Frift, mit deren Ablaufe hier die letztwillige 
Verfügung ihre Gültigkeit verliert, beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem 
das Schiff im einen inländiichen Hafen zurüdfehrt oder der Verfügende 
aufhört, zu dem Schiffe zu gehören oder als Kriegsgefangener oder Geißel 
aus der Gewalt des Feindes entlafjen wirb.®) 

IV. Abgejehen von der privilegierten Form militärischer Tejtamente, 
jind auch die Kriegsgerichtsräte oder Oberkriegsgerichte im Felde beim 
Heeret) und bei der Marine) zuftändig zur Aufnahme von Tejtamenten 
und Erbverträgen in den ordentlichen Formen des BGB. Die Kriegs— 
gerichtäräte und Oberfriegsgerichtsräte nehmen dabei die Stellung des 
Nichterd ein. Die Geſchäfte des Gerichtsjchreibers verfieht der Militär- 
gerichtöichreiber, und al8 Zeugen dürfen abweichend von $ 2237 Nr. 1 
BOB. auch minderjährige Perfonen mitwirken, die dem aktiven Heere 
angehören. 

C. Das jog. Öejandtentejtament der preußiihen Gejandten und 
gejandtichaftlichen Perjonen bei fremden Höfen während ihres Aufenthalts 
im Ausland ift von dem BGB. nicht aufgenommen worden.®) 


A ) Alſo anders als beim eigenhändigen Teftamente des BGB., |. oben 
>. 5. 

) Ueber die Aufbewahrung — ——— Teſtamente vgl. 8 11 
Geſetz ov. 8. Juni 1860 (GS. ©. 240); $ 129 Prär®. 

a 44 EG. 3. BGB. 8 44 —— früher galt das preußiſche 

Geſetz v. 8. Juni 1560 8 12. 

‘) Reichögefeh, betr. die jreiwillige Gerichtsbarkeit und — Rechtsangelegen⸗ 
heiten in Heer und Darine v. 28, Mai 1901 (RGB. ©. 185). 

98 184 RFrG.; 8 20 EG. z. DRtitärftraigerihnordmung v. 1. Dez. 1898. 
9) Vgl. Preuß. Sejeh v. 3. April 1823 (5. ©. 40). 
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$ 283. 


3. Aufhebung des Teitaments. 


Die Aufhebung eines Tejtaments erfolgt !): 

a) durch Widerruf; 

b) durch Errichtung eines neuen Teftaments, dejien Inhalt mit dem 
des früheren Tejtaments in Widerſpruch jteht. 

I. Der Widerruf jet Teftierfähigfeit voraus, jedoch jteht er aus— 
nahmsweiſe auch den wegen Geiſtesſchwäche, Verjchwendung oder Trunf- 
jucht Entmündigten zu.?) 

1. Der Widerruf erfolgt regelmäßig durch Tejtament®); für Diejes 
gelten die gleichen Regeln, wie für die Erridhtung jedes anderen Teſta— 
ments; es bedarf nicht derjelben Form, in der das zu widerrufende Teita- 
ment errichtet iſt. Ein ordentliches öffentliches Teitament kann 3. B. durch 
ein Privattejtament widerrufen werden. 

Der Widerruf kann ſich auf den gejamten Anhalt oder auch nur auf 
einzelne Verfügungen des früheren Tejtaments erjtredent), er braucht auch 
nicht den einzigen Inhalt des neuen Tejtament3 zu bilden, dieſes fann 
weitere letztwillige Verfügungen treffen. 

Auch der Widerruf kann widerrufen werden); geichieht dies, jo 
werden die durch das Widerrufstejtament betroffenen Verfügungen wieder 
wirfjam, als wenn jie nicht widerrufen worden mwären.®) 

2. Der Widerruf kann aud in der Weile erfolgen, daß der Erblajjer 
in der Abjicht, daS Tejtament aufzuheben, die Teſtamentsurkunde vernichtet 
oder an ihr Veränderungen vornimmt, durch die der Wille, eine jchriftliche 
Willenserklärung aufzuheben, außgedrüdt zu werden pflegt.’) 

Hat der Erblafjer die Urfunde vernichtet oder in der bezeichneten 
Weiſe verändert, jo wird vermutet, daß er die Aufhebung des Tejtaments 
beabjichtigt habe.®) 

Die Veränderung fann das ganze Teitament, wie auch nur einzelne 
Teile betreffen, der Erblafjer jtreicht 3. B. den Namen nur eined von 
mehreren Erben aus; die teilweile Veränderung oder die Aufhebung ein- 
zelner Berfügungen könnte jedoch nur bei dem Privattejtament (oder bei 


8 2253, 2258 BGB. Ebenſo 88 5635f. I 12 ALR. Demburg III 
88 171—173. 

8 2253 bj. 2. ee Entmündigte bedarf nicht der Zujtimmung feines ge- 
jeglichen Vertreters. Ss 2254 BR. * So aucd nah ALR. 8 564 I 12. 

®) Gemäß S 2254 J er nad) 38 2255, 12006 BOB. 

98 2257 BGB. Meiicheider S. 518, 549 ff. 

” R 2255 Nbj. 1 BGB. Sind mehrere Haupteremplare des Zejtaments an- 
gefertigt, jo genügt die Zerſtörung eines Exemplars, die Vernichtung einer Abjichrift 
dagegen nicht. Entih. RG. Bd. 14 No. 43 ©. 184. Endemann III $ 50 Anm. 16. 
Frommhold Anm. 4 zu $ 2255. Pland-Ritgen V ©. 477, Anm, 3a zu $ 2255. 

Bol. . 4 I 12 ACH. 

255 Abi. 2 BGB. Die Vermutung dürfte auch in dem Falle beſtehen, 
daß * ——— auf Geheiß des Erblaſſers (als ſein Gehülſe) die Zerſtörung vorge— 
nommen bat. Planck-Ritgen V ©. 477, 478, 8 2255 Anm. 3 zu a und b; a.M. 
Endemann III 8 50 zu Anm. 15; Frommhold Anm. 2 zu $ 2255. 


38 2253 
bis 2258, 


Widerruf. 


Vernichtung 


der Urkunde. 


88 2256, 


2258 
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dem eigenhändig ges und unterjchriebenen Militärteftamente, $ 44 No. 2a 
des Reichsmilitärgeſetzes) möglich fein. 

Wird ein vor einem Richter oder vor einem Notar oder dor einem 
Semeindevoriteher errichtete Tejtament dem Erblafjer aus der amtlichen 
Verwahrung zurücdgereicht, jo gilt e8 mit der Rückgabe als widerrufen.!) 
Db der Erblaffer bei der Rückgabe dieje Folge fennt oder nicht, ijt gleich- 
gültig, auf eine Widerrufsabjicht kommt es nicht an.?) 


Der Erblafjer kann die Rüdgabe jederzeit verlangen, fie darf nur an 
den Erblaſſer perſönlich erfolgen.?) 


II. Errichtet der Erblafjer mehrere Tejtamente zeitlich hintereinander, 
jo haben dieje nebeneinander Geltung, jofern ihre Beitimmungen nicht 
miteinander in Widerjpruch tretent); joweit ein Widerjpruch bejteht, wird 
da8 frühere Tejtament durch das jpätere aufgehoben.>) 


Bei Widerruf desjenigen Tejtaments, welches das frühere aufhob, 
erlangt da3 frühere jeine urjprünglide Wirkſamkeit wieder.®) 


Das aufhebende Tejtament muß voll wirkjam fein, es ſetzt insbeſondere 
unbejchränfte Tejtierfähigfeit voraus.’) Verliert es jeine Wirkſamkeit (3. B. 
beim Nottejtament durch Zeitablauf), oder wird es widerrufen, jo erlangt 


1) $ 2256 Abſ. 1, $ 2249 BGB. Meijcheider S. 549 Anm. 5. Ein Widerruf 
fann aber möglicherweie auch jhon in dem Antrag auf NRüdgabe liegen; leßterer 
muß aber wenigitend den Formen des Privattejtament3 entiprechen und dann aud) 
die Widerrufsabjicht erkennen laſſen. Vgl. $ 570 II 2 ALR. 


?) Der Erblafier muß im Nugenblide der Nüdgabe widerrufsfähig jein. 
Das aus der Verwahrung herausgegebene, durch Uebergabe einer Schrift er- 
richtete öffentliche Tejtament kann nidt ala Privatteſtament weitergelten, auch wenn 
es den Erfordemifjen eines folchen entiprechen jollte. Cojad II $ 358 Anm. 9. 
Küntzel in Gruchots Beiträgen Bd. 41 ©. 600ff. Pland-Nitgen V ©. 480 Anm. 5 
zu $ 2256. AM. Strohal ©. 178. 

) 8 2256 Abi. 2 BOB. Nur wenn ein Verlangen des Erblafierd vorliegt, 
hat die Rückgabe die Wirkung des Widerrufs. Nach $ 571 I 12 AL. konnte die 
Rückgabe außer an den Tejtator aud an einen von diefem gerichtlich bejtellten Bevoll- 
mäcdhtigten erfolgen. Die Aufnahme eines Protokolls iſt nah BGB. nicht vorgeichrieben, 
jedodh muß bei Nichtaufnahme der Antrag auf Nücgabe jchriftlich oder zu Protokoll 
gejtellt jein, auc; bedarf es einer Quittung über den Empfang. Die Zuziehung eines 
Gerichtsſchreibers iſt ebenfall® nicht notwendig. Wal. Weizjäder-Lorenz S. 103. 

#) Dies gilt auch dann, wenn der Erblajier der Meinung gewejen it, daß 
das frühere durch das jpätere Tejtament ohne weiteres aufgehoben jei. In Ueber: 
einjtimmung mit dem ALR. it damit der gemeinrechtliche Grundjag: nemo cum 
pluribus testamentis decedere potest verworfen. Doch regelte das ALR. das Ber: 
hältnis der mehreren Tejtamente zu einander weſentlich anders als das BGB. Vol. 
ss 5725. I 12 ALR. Eccius IV S 256 zu Anm. 36ff. Meiicheider S. 519 zu 
Anm. 13 u. 14. 

) 8 2258 Abi. 1 BGB. 

98 2258 Nbi. 2 BGB. 

) 8 2253 Abſ. 2 findet feine Anwendung. Eine blohe Korrektur des früheren 
Teſtaments iſt nicht jtatthaft. Will der Erblafier 3. B. (beim Privattejtament) dem 
Erben, dem er 2000 ausgejegt hat, nur noch 1000 zuwenden, jo darf er nicht die 2 
in eine 1 ändern, jondern muß ımter Angabe de Datums und Ortes und voller 
Namensunterichrift eine neue die frühere aufhebende Verfügung treffen. 


8 284. Eröffnung des Teftament?. 1243 





das frühere Teftament feine urſprüngliche Wirkſamkeit mwieder.!) Dies ift 2.2 2259, 
jedoch nicht der Fall, wenn das jpätere Teftament lediglich nicht zur Aus— u 
führung gelangt, 3. B. weil der Bedachte vor dem Erblafjer ftirbt oder die —* 
Zuwendung ausichlägt.?) 


8 284. 
4. Eröffnung des Tejtaments. 


I. Jedes Teftament ift nad) dem Tode des Erblafjers alsbald gericht: Eröffnung. 
fih zu eröffnen?), eine entgegenjtehende Anordnung des Erblafjers iſt 
nichtig.*) 

Zuftändig für die Eröffnung it das Nachlaßgericht; hat jedod) ein 
anderes Gericht als das Nachlaßgericht das Tejtament in amtlicher Ver: 
wahrung, jo liegt die Eröffnung diefem anderen Gerichte 0b.) 

Zweds Eröffnung iſt jeder, der ein nicht in amtliche Verwahrung 
gebrachte Tejtament im Beige hat, verpflichtet, es unverzüglich nad 
erlangter Kenntnis vom Tode des Erblafjerd an das Nachlaßgericht ab- 
zuliefern.d) Wer ein rechtliches Intereſſe an der Tejtamentseröffnung hat, 
kann defjen Ablieferung im Klagewege durchieben, bei verzögerter Ablieferung 
auch Schadenserſatz beanjpruchen.”) Das Nachlaßgericht kann den Beſitzer 
des Teſtaments auch durch Ordnungsitrafen zur Ablieferung anhalten, auch 
von jedem, wenn Grund zu der Annahme befteht, da er ein Tejtament 
im Beige hat, zu deſſen Ablieferung er verpflichtet ift, Die Leitung des 
— verlangen.®) 


1) Nach ALR. $ 580 I 12 jand in dieſem Falle die gejepliche Erbfolge An— 
wendung, jofern nicht die Aufhebung des früheren Teſtaments etwa in der irrtüm— 
lihen Meinung geihehen war, daß der in diejem eingeſetzte Erbe verjtorben fei, und 
der ou Arien Beweg rund aud zum Ausdrucke gebracht = 

©. 304, , Entuf 1 8 1936. Bal. Brot. II ©. 7216, 7217 (Bd. 5 
S. 354, Sr. wa S. 174, 175. 

s) D. h. zu öffnen und zu verfünden, alio den Anhalt durch Verlejen kund— 
zumachen. Eröffnung und Oeffnung find alſo nicht identiſch. Die Gültigkeit des 
Teſtaments hängt von der Eröffnung nicht ab. Bal. Brot. II ©. 7219 (Bd. 5 
©. 356). 88 208 ff. I 12 ALR. Jahrbuch KG. Bd. 21 No. 14 ©. A 61. Au er: 
öffnen iſt jedes Shriftitüd, das ſich äußerlich als Teſtament darjtellt. Jahrbuch 
KG. Bd. 22 No. 63 S. A 261. 

98 2263 BSR. Nach preuß. Rechte konnte der Erblaſſer über Zeit und Art 
der Publikation des Teſtaments Anordnungen treffen. Strieth. Arc. Bd. 92 ©. 268. 
Eccius IV S 253 Anm. 4. 

9) 8$ 2260, 2261 BGB. An diefem Falle iſt das Tejtament nebjt einer be- 
—— Abſchrift des Eröffnungsprotokolls dem Nachlaßgerichte zu überjenden, eine 

— Abſchrift des Teſtaments iſt zurückzubehalten. Durch dieſe dem $ 237 I 12 
ALR. entiprechende Borfchrift joll die mit der Verſendung verbundene Gefahr des 
Berluftes einer noch nicht eröffneten Teſtamentsurkunde thunlichit vermieden mwerden. 
Mot. V S. 307. Brot. II S. 7220 (Bd. 5 ©. 356). 

2 2259 BGB. Ebenſo $ 241 I 12 ACH. 

9 tdemann III 8 51 zu Anm. 6. Frommhold Anm. 2a zu $ 2259. Pland- 
Ritgen V ©. 483 Anm. 2 zu $ 2259. 88 809, 810 BGB. 88 422, 426 CRD. 

® 8 83 RFrG. Die Eidesleiftung findet vor dem Nachlafgerichte jtatt, dieſes 
erläßt auch den Haftbefehl bei grundloſer Verweigerung des Eides, 88 901 ff. CPO. 
Auch die zwangsweiſe Wegnahme des Teſtaments kann angeordnet werden, Art. 17 


83 2259, 
2260 


= ’ 


2 
2264, 


Eröffnungs: 
termin. 


Eröffnungss 
protololl. 
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Die Ablieferungspflicht beiteht auch für nichtgerichtliche Behörden und 
Notare, in deren amtlicher Verwahrung das Tejtament ſich befindet, Das 
Nachlaßgericht hat in ſolchem Falle die Ablieferung des Teſtaments zu 
veranlajjen.!) 

II. Sobald das Nachlaßgericht Kenntnis von dem Tode des Erblafjers 
erlangt, hat es von Amtswegen (aljo ohne einen dahingehenden Antrag 
eined der nterefjenten abzuwarten) zur Eröffnung des in jeiner Ver— 
wahrung befindlichen Teitaments einen Termin zu bejtimmen, zu dem die 
gejeglichen Erben des Erblaſſers und die ſonſtigen Beteiligten, joweit thun- 
lich geladen werden jollen.?) 

In dem Termin ijt das Tejtament zu öffnen, den Beteiligten 
zu verfünden und ihnen auf Verlangen vorzulegen. Die Verkündung darf 
im Falle der Borlegung unterbleiben.®) 

Ueber die Eröffnung it ein Protokoll aufzunehmen‘) War das 
Teſtament verſchloſſen, jo ijt in dem Protofolle feitzuitellen, ob der Ber: 
ſchluß unverjehrt war. Das Nachlaßgericht hat die Beteiligten, die bei 
der Eröffnung nicht zugegen geweſen find, von dem fie betreffenden Inhalte 
des Tejtaments in Kenntnis zu feßend), es hat auch jedem, der ein recht- 
liches Interefje glaubhaft mat, Einjicht von dem eröffneten Tejtamente 
zu geitatten, jowie auf Verlangen Abjchrift des Teſtaments oder einzelner 
Zeile zu erteilen.®) 


PrFrG. Die Unterdrüdung des Teſtaments hat Erbunmwürdigfeit gemäß $ 2339 
No. 4 BGB. zur Folge und if nad) $ 274 No. 1 RStGB. als Urfumdenfälihung jtrafbar. 

'ı) $ 2259 Abi. 2. Für Preußen kommt dieje Vorichrift nicht in Betracht, da 
hier die amtliche Verwahrung ausichlieglich bei den Amtsgerichten jtatifindet. Art. 81 
AB. 3. BGB. Jahrbuch KG. Bd. 21 No, 14 S.A 61. Weißler ©. 169. 

) $ 2260 bi. 1 BGB. Wegen der Ladung vgl. 8 16 RFrG. und AB. v. 
10. Dez. 1899 $ 2 (AM. ©. 728). Nadı $ 216 I 12 ALR. konnte der Nichter 
von Amtswegen erit dann zur Eröffnung jchreiten, wenn dieſe binnen 6 Woden 
nad) dem Tode von niemand beantragt wurde. 

) 8 2260 Abi. 2 BGB. Das Tejtament ift auch zu verkünden, wenn nie- 
mand in dem Termin ericheint. Dies erfcheint jchon deshalb erforderlich, weil jonft 
bei einem gemeinjchaftlihen Teitamente ($ 2273 BGB.) das Protololl nicht ergeben 
würde, auf welche fonderungsfähigen Verfügungen des überlebenden Ehegatten die 
Eröffnung fih nicht eritredt. Bol. auch $ 1944 BGB. AM. Weißler ©. 171; 
Götte S. 87, 88; fiehe aud Jahrbuch KG. Bd. 24 No. 2 S. B5, 9 Die Be 
on eines Vertreters für die unbefannten oder abwejenden Erben, wie fie $ 224 
I 12 ULM. erfordert, findet nicht ſtatt. Sind mehrere Teftamente vorhanden, fo 
find dieſe jümtlich zu eröffnen, auch wenn in einem fpäteren Teitament eines ber 
früheren widerufen jein follte. 

9 8 2260 bi. 3 BGB. Nıt. 53 bid 55 PrrG. Vgl. Weizläder : Lorenz 
©. 105, 106. Der Zuziehung eines Gerichtsichreibers bedarf es nicht. Es empfiehlt 
lich, der biöherigen preußischen Praxis entiprechend, die Eröffnung auf dem Tejtamente 
zu vermerfen. 

) $ 2262 BGB. Die Mitteilungen liegen dem Nachlaßgericht aud dann ob, 
wenn die Eröffnung des Tejtaments von einem anderen Gerichte vorgenommen it. 
Das Erbichaftsjteueramt erhält beglaubigte Abichrift des Teitaments ohne Abjchrift 
des Eröffnungsprotofolls. Allg. Verf. v. 17. 10. 1899. IMBl. ©. 293, 294, 

°e), 8 2264 BOB. Die Abjchrift ift auf Verlangen zu beglaubigen. Auch Aus- 
fertigungen des Teſtaments können verlangt werden, von Privatteitamenten jedoch 
lediglich) beglaubigte Abjchriften. Weizſäcker-Lorenz S. 107, 108. Rausnig ©. 589, 616. 
ggg v ©. 489, 490 Anm. 3 zu 8 2264. Val. auch Aahrbud KG. Bd. 20 
Mo. 78 ©. A 280. 
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III. Befindet jih ein Tejtament jeit mehr al3 54 Jahren in amt— 
liher Verwahrung, jo ijt mit der Eröffnung vorzugehen, jofern nicht be= 
kannt ift, daß der Erblafjer noch lebt. Die Eröffnung erfolgt in derjelben 
Weiſe wie die jede anderen Tejtaments.!) 








$ 285. 


VII. Gemeinſchaftliches Teftament.?) 


I. Das Wejen des gemeinjchaftlichen Teſtaments befteht darin, daß 
mehrere Perfonen ihren legten Willen gemeinjam in einem und demjelben 
Rechtsakt errichten (testamentum simultaneum). 

Das ALR.?) erwähnte von den gemeinschaftlichen Teitamenten nur die 
wechjelfeitigen, d. h. diejenigen, in welchen jich die mehreren Erblajjer 
gegenfeitig als Erben einjeßen oder jonjtwie bedenken, und gejtattete deren 
Errichtung lediglih Ehegatten (testamentum reciprocum sive mutuum). 
Ob damit anderen Perjonen als Ehegatten das Recht hatte entzogen fein 
ſollen, auch ſolche gemeinjchaftliche Teſtamente zu errichten, welche feine 
wechjeljeitigen find, in denen aljo die mehreren legtwilligen Verfügungen, 
ohne in einem inneren Zuſammenhange zu jtehen, nur äußerlich zu einer 
Urkunde zujammengefaßt find, war jtreitig.) 

Das BGB. jchränft das Necht, gemeinſchaftlich zu tejtieren, ausdrüd- 
ih auf Ehegatten ein.) 


) Art. 82 AG. 5. BGB. Mot. V ©. 307. Die Frijt ift in der Weije be- 
rechnet, dab von der präfumierten Lebensdauer von 70 Jahren die Jahre der Teitier- 
unfähigfeit in Abzug gebracht find (70— 16—54). Nach ALR., welches die Teſtier— 
fähigkeit mit dem 14. Jahre beginnen ließ, betrug die Frift 56 Jahre. $ 218 I 12 

R. Für die unter der Herrichaft des ALR. errichteten Tejtamente bleibt die 
56 jährige Friſt in Geltung. 

) Stobbe, Deutiched Privatreht Bd. 5 $ 307; G. Hartmann, Zur Lehre von 
den Erbverträgen und gemeinjhaftlichen Tejtamenten (1860); Löwenwald, Die ges 
meinschaftlichen Tejtamente im BGB. (1899); DO. Fiiher im Archiv für bürg. Necht 
Bd. 6 S. 54ff.; Märder (17. Aufl.) S. 185; Endemann III 88 44, 45; Strobal 
8 43; Meifcheider S. 540ff.; Peiſer, Tejtamentäreht $ 11 ©. 331ff.; Dernburg III 
SS 182—184; Eccius IV & 257. 

” 88 614—616 I 12; 88 482—494 II 1 ALN. 

+) Die Möglichkeit der Errichtung eines derartigen testamentum mere simul- 
taneum erfennt fiir Ehegatten OTr. Bd. 82 S. 209 ausdrüdlid; an. Bal. Eccius IV 
$ 257 Anm. 5. 

5) 8 2265 BGB. Nach Entwurf I war die Errichtung gemeinichaftliher Teita- 
mente gänzlich ausgeichlojien. Die Motive (V S. 253—257) bezeichnen die Rechts: 
entwidlung, welde die Nusgeitaltung des gemeinihaftlihen Teſtaments begünjtigt 
hatte, als eine abwegige; es halte eine unflare Mitte zwiichen Erbvertrag und Teita- 
ment, jei erfahrungsgemäß von jchweren Webeljtänden begleitet gewejen und habe von 
jeher eine Quelle von Rechtöftreitigfeiten gebildet. Die II. Kommilfion (Brot. II 
©. 7338 ff, Bd. 5 ©. 426ff.) hielt im Gegenjage hierzu die Zulafiung des gemein- 
ichaftlihen Tejtaments, da es der Gewohnheit weiter Kreiſe entipräche, für notiwendig, 
wenn auch mit der Beichränfung auf Ehegatten. Daß diejen ein dahingehendes Necht 
verliehen ift, entipricht der deutihen Auffafiung vom Wejen der Ehe; für die Ehe: 

atten, welche während der Dauer der Ehe alle wichtigen Angelegenheiten in beider: 
Tetisem Einverjtändnifie zu erledigen pflegen, beiteht auch das Bedürfnis, für den 


5 2265. 


Begriff. 


58 7266, 


2267, 
2268. 


Wirffamteit. 


For, 


1246 Fünftes Buch. Erbredt. 








II. Die Wirkjamfeit des gemeinjchaftlichen Tejtaments hängt deshalb 
in erjter Linie davon ab, daß von feiner Errichtung ab bis zum Eintritte 
des Erbfall3 eine gültige Ehe zwilchen den beiden Erblajjern beitanden 
hat. Die Umwirkjamfeit tritt aber auch fchon dann ein, wenn der erit: 
verjterbende Ehegatte zur Zeit ſeines Todes auf Scheidung wegen Ver— 
ſchuldens des anderen Ehegatten zu klagen berechtigt war und die Stlage 
auf Scheidung oder auf Aufhebung der ehelichen Gemeinjchaft erhoben 
hatte.!) 

Die Unwirkſamkeit erjtrect ſich grundjäglich auf den ganzen Inhalt 
des Tejtaments, dagegen behalten in Falle der Auflöjung der Ehe vor 
dem Tode eines der Ehegatten jowie im Falle der Erhebung der Scheidungs- 
klage diejenigen Verfügungen ihre Wirkjamfeit, von denen anzunehmen ift, 
daß ſie nach dem Willen der Ehegatten auch dann bejtehen jollten, wenn 
die Ehe vor dem Tode aufgelöjt werden wiirde.?) 

III. Das gemeinjchaftlice Tejtament kann in allen den Formen er: 
richtet werden, welche für das Einzelteftament zugelafjen jind.3) 

1. Gejchieht die Errichtung (gemäß $ 2249 BGB.) vor dem Ge— 
meindevorjteher (Gutsvorjteher), jo braucht die Bejorgnis, daß der Erblafjer 
früher jterben werde, als die Errichtung vor einem Richter oder Notar 
möglich ift, nur in der Perſon eines der Ehegatten vorzuliegen.t) 

2. Bei dem eigenhändigen gemeinjchaftlihen Teſtamente genügt es, 
wenn nur ein Ehegatte das Tejtament (einjchließlic; der Verfügungen des 
anderen Ehegatten) in der vorgejchriebenen Form niederjchreibt, und der 
andere Ehegatte die jchriftliche Erklärung beifügt, daß das Teftament aud) 
al3 fein Tejtament gelten jolle. Der beitretende Ehegatte muß diefe Er- 
flärung unter Angabe de3 Ortes und Tages eigenhändig jchreiben und 
unterjchreiben.®) 


Todesfall ihre Verhältnifje durch gemeinichaftlihe Verfügung —*— zu fünnen. Denk— 
ichrift S. 297. Verlobten iſt die Erridhtung eines gemeinichaftlichen Tejtaments nicht 
geitattet, ein jolches gelangt — durch jpäteren Abſchluß der Ehe nicht zur Wirkſam— 
feit. Strohal ©. 180 1 Anm. 5. 

') 8 2268 Abi. 1 BGB. Wird die Ehe geichieden oder die eheliche Gemein 
ſchaft aufgehoben, jo bleibt das Tejtament auch bei Wiederverheiratung oder Wieder: 
herjtellung der Gemeinſchaft unwirſſam. (Vgl. aud) oben 8 202 ©. 822 zu V.) 
Nach 8 489 II 1 ALR. verlor bei Eheicheidung das ganze wedhjelfeitige Tejtament 
von ſeibſt ſeine Gültigkeit, doch iſt dieſe Vorſchrift auch lediglich auf die korreſpektiven 
Verfügungen bezogen worden. Eccius IV $ 257 Anm, 48. Prot. II ©. 7376 
(Bd. 5 ©. 447). 

) 8 2268 bj. 2 BGB. Brot. II a. a. D. ($ 486 II 1 ALN.) Striethorit, 
Archiv Bd. 96 ©. 208. 

) Die Errichtung kann jeitens beider Ehegatten nur in derjelben Form er: 
folgen, die Erfordernifje der gewählten Form müſſen deshalb in der Perjon beider 
Ehegatten vorliegen; it daher z. DB. einer der Ehegatten nicht imjtande, Gejchriebenes 
zu leſen, jo kann das gemeinichaftliche Tejtament nur zu Protofoll erflärt werden. 
Ss 2238 Abi, 2 BSP. +) 8 2266 BOB. 

°, $ 2267 BGB. Die bei öffentlicher Errichtung des Teſtaments übergebene 
. braucht von feinem der Ehegatten ge- oder unterichrieben zu fein, Bgl. oben 

.‚ 1227. Nach $ 484 II 1 ALR. mußte der überreichte Aufiag von beiden Ehe- 
ie wenigitens wumterichrieben jein. Das Brivattejtament kann auc in der Weije 
errichtet werden, daß jeder Ehegatte jeine Verfügungen jelbjt nieder- und unterjchreibt, 
e3 liegen dann noch nicht (wie die Prot. II ©. 7342 (Bd. 5 ©. 429), Fiſcher-Henle 
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IV. Den Inhalt des gemeinjchaftlichen Teftaments können die Ehe: 
gatten beliebig gejtalten, ihre beiderjeitigen Verfügungen brauchen in feiner: 
lei innerem Zujammenhange zu ftehen, ſodaß ihnen nur die äußere Form 
des Teſtaments gemeinfam ift (testamentum mere simultaneum). 

Der ehelichen Lebens- und Vermögensgemeinichaft entiprechend, wird 
jedody die Regel fein, daß ich die Ehegatten in dem gemeinjchaftlichen 
Tejtamente gegenjeitig zu Erben einjeßen oder fonjtwie mit Zuwendungen 
bedenfen (testamentum reeiprocum sive mutuum). 

1. Haben die Ehegatten bei einem jolchen wechjefjeitigen Tejtamente 
gleichzeitig bejtimmt, daß das beiderjeitige Vermögen nad) dem Tode des 
zulegt verjterbenden Ehegatten an einen Dritten fallen joll, jo frägt es 
jich, wie ji) gegenüber einer foldhen Anordnung nach dem Tode des einen 
Ehegatten die Rechtsſtellung des Weberlebenden ſowie die des eingejeßten 
Dritterben gejtaltet. 

a) Nach preußiichrechtlicher Auffaffung fiel in diejem alle der Nach— 
laß des eritverjterbenden Ehegatten dem überlebenden als Worerben, dem 
Dritten als Nacherben (fideilommifjarischer Subjtitut) zu; den Ueberlebenden 
beerbte der Dritte dagegen als Erjagerbe (Wulgarjubititut) an Stelle des 
in erfter Linie berufen geweſenen vorverftorbenen Ehegatten.!) 

b) Auch nah BGB. können die Ehegatten die Vererbung in diefer Weile 
regeln. 

Von der Erwägung aber ausgehend, daß Ehegatten bei ihren gemein- 
ſchaftlichen Tebtwilligen Verfügungen ihr beiderjeitiges Vermögen als ein 
einheitliche8 Ganzes zu betrachten pflegen, läßt das BGB. im Zweifel 
annehmen, daß der Dritte für den gejamten Nachlaß als Erbe des 
zuleßt verjterbenden Ehegatten eingejeßt ift.?) 

Der überlebende Ehegatte iſt aljo nicht Worerbe und der Dritte nicht 
Nacerbe des erjtverjterbenden Ehegatten, jondern der Dritte wird Erbe 
des zulegt verjterbenden Ehegatten und zwar dergeitalt, daß mit dem 
Tode de3 letzteren das gejamte dann noch vorhandene Vermögen beider 
Ehegatten als ein einheitliche8 Ganzes auf den Dritten übergeht. 

ec) Der Unterjchied beider Konftruftionen zeigt ſich im twejentlichen 
darin, daß bei Anwendung der Auslegungsregel des BGB. der überlebende 
Ehegatte über das beiderjeitige Vermögen unter Lebenden frei verfügen 


zu $ 2267, Jaſtrow I S. 190 Anm. 2; Löwenwald S. 85 annehmen) zwei Teitamente 
vor. Frommhold Anm. 3 zu $$ 2266, 2267 BGB.; Strobal S. 179 Anm. 4; 
Pland:Ritgen V ©. 494 Anm. 3 zu $ 2267; v. Staudinger-berzfelder V ©. 528. 
Das Orts- und Beitdatum der Erklärung des beitretenden Ehegatten und das des 
Teſtaments braucht nicht das gleiche zu jein; die Erflärung darf aber fein 
früheres Datum aufweiſen ald das Tejtament. Brod, Das eigenhändige Tejtas 
ment ©. 91; Endemann III $ 27 Anm. 14; Pland-Nitgen V ©. 494 Anm. 2b; 
AM. Jaſtrow I S. 191; Hölder in Iherings Jahrb. Bd. 41 ©. 324. 

) Eccius IV 8 257 Anm. 34ff.; Entih. RO. Bd. 5 Nr. 66 ©. 243, Bd. 25 
Nr. 29 ©. 140; Gruchots Beiträge Bd. 29 ©. 914. Für das gemeine Recht: Entſch. 
RG. Bd. 27 Nr. 34 ©. 148, Bd. 38 Nr. 57 ©. 214. 

2) 8 2269 Abſ. 1 BGB. Pland:Ritgen V ©. 496, 497 Anm. 1 und 2 zu 
$ 2269; v. Staudinger:Herzfelder V ©. 530; Endemann III $ 45 zu Anm. 13 u. 14. 
Mot. V S. 337 ff. Brot. II S. 7305, 7306 (Bd. 5 ©. 406). 


8 2269. 
Inhalt. 


8 2269. 
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fann, und daß der Dritte in diefem Falle, um ein Erbrecht zu erhalten, 
den Tod des lebtverjterbenden Ehegatten erlebt haben muß.) Nach der 
erfterwähnten Konjtruftion erhält dagegen der Dritte bereit? mit dem 
Tode des erjtverjterbenden Ehegatten ein im Zweifel vererbliche8 und ver- 
äußerliches Unrecht auf deſſen Nachlaß, auch fann der überlebende Ehe— 
gatte nur über fein eigenes Vermögen frei verfügen, während er hinſicht— 
(ich de8 übrigen den Beſchränkungen eine Vorerben unterliegt, joweit er 
nicht durch das Teſtament von diejen befreit it. 

d) Iſt der Dritte, an den nad) dem Tode des lleberlebenden der 
beiderjeitige Nachlaß fallen fol, nicht nad) Namen oder jonjtigen Merkmalen 
näher bezeichnet, jondern find nur „die nächiten Verwandten“ berufen, jo 
find diejenigen als eingejeßt anzufehen, welche zur Zeit des Todes des 
Ueberlebenden die nächſten jind, jofern nicht aus den Erklärungen des 
Erjtverjtorbenen erhellt, daß die Zeit jeine® Todes maßgebend fein joll.?) 


e) Iſt der als Erbe eingejegte Dritte gegenüber dem erjtveriterben- 
den Ehegatten pflichtteilsberechtigt, jo kann er bei dem Tode dieſes erjt- 
verfterbenden Ehegatten den Pflichtteil fordern, ohne die ihm für den 
Tall des Meberlebenden gemachte Zuwendung auszujchlagen, denn Die 
Seltendmahung des Pflichtteilsanipruch® hat den Berlujt der Zuwendung 
aus dem gemeinschaftlichen Teſtamente nicht zur Yolge.?) t) 

2. Eine entiprechende Auslegungsregel wie zu b ftellt da8 BGB. für den 
Fall auf, daß die Ehegatten im einem gemeinfchaftlihen Tejtament ein 
Vermächtnis angeordnet haben, das nad) dem Tode des überlebenden 
Ehegatten erfüllt werden ſoll: im Zweifel ift hier anzunehmen, daß das 
Vermächtnis dem Bedachten erft mit dem Tode des Weberlebenden ans 
fallen joll.?) Als der Zumendende ift in Ddiefem Falle, wenn auch das 
Vermächtnis auf dem beim Tode des Weberlebenden vorhandenen Ge— 
jamtvermögen ruht, doch nur der Weberlebende anzujehen.‘) 


Es kann jedoch auch im Willen der Erblafjer liegen, wie dies für das 
preußifche Recht meilten® angenommen wurde’), daß das Vermächtnis in 
voller Höhe den Nachlaß jedes der Ehegatten belajte, ſodaß der Bedachte 
bereit3 mit dem Tode des Erjtverjterbenden einen vererblichen und ver— 
äußerlichen Anſpruch erwirbt, und nur die Fälligkeit dev Zuwendung bis 
zum Tode des Ueberlebenden hinausgeſchoben üt. 


I, Stirbt der Dritte vor dem überlebenden Ehegatten, jo erwirbt der Dritte 
keinerlei Recht, kann jedoch Erſatzberufung gemäß $ 2069 BGB. eintreten. 

) Mot. V ©. 338, 

3, Bol. Pland:Ritgen V ©. 498 Anm. &; v. Staudingersberzfelder V S. 530 
Unm. 3; Wille ©. 244 Anm. 4. Anders das ACN., vgl. Eccius IV $ 257 
Anm. 46. 

*) Die Vorihrift des $ 2269 BGB. hat erhebliche Bedeutung bei der Berech— 
nung der Erbichaftäjteuer. Vgl. Entih. RG. Bd. 38 Nr. 57 S. 217; 8 28 preuß. 
Erbichaftsiteuergeieß v. 19. Mai 1891; Gumbinner in der Deutichen Jurijten-Zeitung 
1900 ©. 182, 

5, 88 2269 Abi. 2, 2176 BGB. 

9 Vland. Ritgen V ©. 499 Anm. 3 zu $ 2269 BGB. 

) Eccius IV $ 257 Anm, 38. Entih. RG. Bd. 11 Nr. 56 ©. 258. 
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3. Die in den gemeinschaftlihen Teftamente von den Ehegatten ge- 8 2270. 
troffenen Verfügungen können Forrejpeltiv fein, d. 5. fie können der— —2 — 
geſtalt in einem inneren Zuſammenhange ſtehen, daß anzunehmen iſt, jeder 
Ehegatte würde ſeine Verfügungen nicht ohne die des anderen Ehegatten 
getroffen haben!) Ob und inwieweit die einzelnen Anordnungen des 
Teſtaments nach dem Willen der Ehegatten in einem derartigen Abhängig 
feitöverhältniffe ftehen jollen, ift Frage der Auslegung. 

Nach Vorgang des ALR.?) ift nach dem BOB. jedoch Korreipeltivität 
im Zweifel anzunehmen, 

a) wenn ſich die Ehegatten gegenjeitig bedenken, 

b) wenn dem einen Ehegatten von dem anderen eine Zuwendung 
gemacht und für den Fall des Ueberlebend des Bedachten von dem be- 
dachten Ehegatten eine Verfügung zu Gunſten einer Perjon getroffen wird, 
die mit dem anderen -— dem bedenfenden — Ehegatten verivandt ijt oder 
ihm ſonſt nahe jteht.?) 

4. Die Korrejpektivität hat zur Folge, daß die Nichtigkeit oder der 
Widerruf der einen Verfügung die Umwirkjamfeit der anderen nach ſich 
zieht*); diefe Wirkung erſtreckt fi jedoh nur auf Erbeinjegungen, Ver: 
mächtnifje oder Auflagen.®) 

Wird die Verfügung mur thatjächlic unwirkſam, z. B. weil der be- 
dachte Dritte vor dem Erblaſſer jtirbt oder die Zuwendung ausjchlägt, jo 
berührt dies die Wirkjamfeit der entiprechenden Verfügung nicht, ſofern 
nit ein entgegenjtehender Wille des Erblaſſers erſichtlich ijt.*) 

V. 1. Wie nad ALR. jo fann aud) nad) BOB. jeder Ehegatte Widerruf. 
die von ihm in einem gemeinjchaftlichen Teſtamente getroffenen Verfügungen 
in gleicher Weile wie beim Einzeltejtamente beliebig widerrufen.”) 


») 8 2270 Abſ. 1 BGB. Die rechtliche Natur diejed Verhältniſſes ijt bejtritten, 
für das preußiiche Recht wurden die beiderjeitigen Verfügungen als wechjeleitig be— 
dingte angejehen. Die II. Kommilfion war darüber einig, daß der zwiſchen den 
beiderjeitigen Berfügungen beitehende Zuſammenhang nicht der einer wechjelmäßigen 
Bedingtheit und ebenjowenig der einer vertragsmäßigen Gegenleiftung jei, jondern 
darauf beruhe, daß jede der beiden Verfügungen mit Nüdjicht auf die andere ge- 
troffen fei, und man glaubte den wifjenichaftlih prägnanteiten, wenngleich im Gelee 
nicht verwendbaren Ausdrud für das Verhältnis in den Worten zu finden, daß 
zwiichen den beiden Verfügungen der „Zulammenhang des Motivs“ beitehen müſſe. 
Prot. II ©. 7380, 7381 (Bd. 5 ©. 450, 451). 

2) 88 493, 486 II 1 ALR. Eccius IV $ 257 zu Anm. 25 u. 19. 

» 8 2270 Abi. 2 BOB. Strohal S. 181; Pland-Ritgen V ©. 501 Anm. 4b 
zu 8 2270. Abweichend Endemann III $ 45 zu Anm. 10 und Frommhold Anm. 2b 
zu 8 2270, welche annehmen, dai der erjtverjterbende Ehegatte auch die Berfügung 
zu Gunſten des Dritten getroffen hat, jodak der Gegenftand der Zuwendung an den 
überlebenden Ehegatten und den Dritten der gleiche ift. Bgl. $ 493 II 1 AR. 

1) 8 2270 Abi. 1 BGB. 

°) & 2270 Abi. 3 BGB. Die Ehegatten können aucd noch andere Anordnungen 
in dem gemeinſchaftlichen Tejtamente treffen, welche wechjelieitig von einander abhängig 
fein follen, z. B. Ernennung eines Teitamentsvollitreders, Entziehung des Pflichtteils; 
auf fie eritredt fich die geieglihe Wirkung der Korreipeftivität aber nicht; für den 
Fall der Nichtigkeit oder Aufhebung einer ſolchen Verfügung bewendet es bei der 
Borichrift des $ 2078 BGB. Strohal S. 182, 183; Endemann III 8 45 Ann. 12; 
Pland-Ritgen V S. 502 Anm. 6 zu $ 2270. Brot. II S. 7394, Bd. 5 ©. 459. 

9) Strohal ©. 181 Anm. 7. ) Vol. 8 494 IT 1 AL, 


Lesle, Allg. Preuß. Landrecht. 9 


88 2270, 
3271, 
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Auch die Form des Widerrufs folgt den für das Einzelteftament 
geltenden Regeln, doch hat die Rücknahme eines gemeinſchaftlichen 
öffentlihden Tejtaments aus der amtlichen Verwahrung die Wirkung 
des Widerruf nur, wenn fie durch beide Ehegatten gemeinjchaftlich erfolgt.') 

2. Für die Form wie für die Zuläffigkeit des Widerrufs Forrejpef- 
tiver Erbeinfeßungen, Vermächtniſſe oder Auflagen gelten jedoch) 
folgende Bejonderheiten ?): 

A. Der Widerruf einer derartigen Fforreipeftiven Verfügung kann 
bei Lebzeiten beider Ehegatten einfeitig nur durch eine dem 
anderen Ehegatten gegenüber abgegebene gerichtlich oder notariell beurkundete 
Erklärung erfolgen.?) 

Durch Verfügung von Todeswegen können aud; beide Chegatten, 
aber nur gemeinjam, d. 5. durch ein neues gemeinjchaftliches Teſtament 
oder durch einen Erbvertrag widerrufen.) Ein Einzelteftament oder ein 
von einem Ehegatten mit einem Dritten gejchlofjener Erbvertrag iſt jelbft 
bei Zuftimmung des anderen Ehegatten zur Aufhebung forreipeftiver Ber: 
fügungen nicht geeignet.®) 

B. Das Recht zum Widerruf erlijcht grundſätzlich mit dem Tode 
des anderen Ehegatten ®), jofern die Ehegatten es fich nicht für den Todes— 
fall ausdrüdlic vorbehalten haben.”) 

Es gelten jedoch folgende 2 Ausnahmen: 

a) der lleberlebende kann feine Verfügung aufheben, wenn er das 
ihm Zugewendete außjchlägt ®); 


ı) 8 2272 BGB. Auch ein jonjtiges amtlid) verwahrtes gemeinichaftliches Teſta— 
ment ($$ 2231 Nr. 2, 2250 Abi. 2, 2251) lann nur von beiden Eheleuten zurück— 
genommten werden, doc) gilt die Rückgabe in diefem Falle nicht als Widerruf. 

2, 8 2270 Abſ. 3 gilt auch für $ 2271, da leßterer den $ 2270 ohne Ein- 
ſchränkung citiert. Strobal S. 183 Anm. 8 zu $ 43; Coſack II $ 360 Anm. 14; 
Pland:Ritgen V ©. 502 Anm. 1 & R 2271. 

°», 88 2271 Abſ. 1 Sag 1 BGB., 2296, 130—132 BGB. $$ 167 ff. RFrG. 
Brot. II S. 7386 (Bd. 5 ©. 454). Dentichrift S. 297. Der gerichtlichen oder 
notariellen Erklärung bedarf e8 auch einem Privattejtamente gegenüber. Die Er: 
Härung kann nicht durch einen Vertreter abgegeben werden, aud) bedarf ein in der 
Geſchäftsfähigkeit beichränkter Erblafjer nicht der Genehmigung feines gejeglichen Ber: 
treterd. Bol. SS 2064, 2229 Abi. 1, 2253 Abi. 2 BGB. Bill der Ehegatte gleich⸗ 
aeitig nicht korreſpeltive Verfügungen einfeitig widerrufen, jo bedarf e8 neben der Er: 
lärung noch der Errichtung eines Tejtaments. 

) Daneben jteht den Ehegatten die Rüdnahme des öffentlichen gemeinicdait- 
lihen Tejtaments zwecks Widerrufs ſowie die gemeinjchaftliche Vernichtung eines 
ſonſtigen gemeinichaftlihen Teſtaments frei. 

», 8 2271 Abi. 1 Sap 2 BGB. Küntzel in Gruchots Beiträgen Bd. 41 
S. 605 ff.; Cojad IT $ 360 Anm. 18; Endemann III $ 45 Anm. 18; Frommhold 
Anm. 2b zu 8 2271; Planck-Ritgen V ©. 504 Anm. 2b zu $ 2271; Peifer ©. 340, 
341. AM. Strohal ©. 185—187. 

9 8 2271 Abſ. 2 Halbfah 1 BGB. Nah ALR. behielt der Ueberlebende auch 
nach dem Tode an fid) das freie Widerrufsrecht, er verlor e3 erjt mit der Annahme 
der Erbichaft des Eritverjtorbenen. 8 492 II 1 ALR. Entich. NG. Bd. 31 No. 52 
©. 238. Eccius IV $ 257 Anm. 23, Wegen des Unterſchieds zwijchen der Auffaſſung 
des ALR. und der des BGB. vgl. Pland-Ritgen V ©. 504 Anm. 3 zu & 2271. 

) Frommhold Anm. 3 zu $ 2271; Pland-Ritgen V ©. 507 Anm. 3a zu 8 2271. 

) 8 2271 Ubi. 2 Halbiap 2 BGB. Die Aufhebung kann gemäk $ 2258 
wie auch nach SS 2253, 2254 BGB., nicht jedoch nach 88 2255, 2256 BEP. er: 
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b) jelbjt nad) der Annahme der Zuwendung, ift der Ueberlebende zur 
Aufhebung berechtigt, wenn der Dritte, der durch die aufzuhebende Ver— 
fügung bedacht ift, fich einer Verfehlung ſchuldig macht, welche die Ent- 
ziehung des Pflichtteil3 rechtfertigen würde. Die Aufhebung erfolgt nad) 
Maßgabe des $ 2336.') 

it die Zuwendung an den Dritten durch beide Ehegatten gemein- 
ichaftlich verfügt, jo verliert der Dritte durch die einjeitige Aufhebung des 
Ueberlebenden auch dann jedes Recht auf die Zuwendung, wenn die Aus— 
legungsregel des $ 2269 Anwendung zu finden hat.?) 


C. Durch die mit dem Tode de3 anderen Ehegatten eintretende 
Bindung des Weberlebenden wird nur der willfürlicye Widerruf auöge- 
ſchloſſen; weder kann eine Anfechtung des Teſtaments durch den Ueber— 
lebenden gemäß $$ 2281, 2078, 2079 als ausgejchlofjen betrachtet werden, 
noch werden Pflichtteilsrechte Dritter durch das Tejtament berührt.) 


D. Sit durch die forreipeftive Verfügung ein pflichtteilsberedjtigter 
Abkömmling der Ehegatten oder eines der Ehegatten bedacht, und hat ſich 
der Abkömmling in ſolchem Maße der Verjchwendung ergeben oder ijt er 
in ſolchem Maße überjchuldet, daß jein jpäterer Erwerb erheblich gefährdet 
wird, jo kann der bedenfende Ehegatte die Zuwendung umd zwar vor wie 
nad dem Tode des anderen Ehegatten durch die gemäß $ 2338 zum 
Zwede der Pflichtteilsbejchränktung in guter Abſicht zuläfligen Anordnungen 
beichränfen.*) 


VI Das gemeinfchaftliche Tejtament iſt alsbald nad) dem Tode 
eines der Ehegatten zu eröffnen. Bei der Eröffnung find die Verfügungen 
de3 überlebenden Ehegatten, joweit jie ſich ſondern Lajjen, weder zu 
verfünden, noch jonjt zur Kenntnis der Beteiligten zu bringen.) Wird 
deshalb die Vorlegung vder Einfichtnahme des Teſtaments verlangt, jo 
müflen die Verfügungen des Weberlebenden zuvor verdedt oder im irgend 
einer Weile unzugänglic; gemacht werden.®) 


folgen. Die Bernichtung wie aud die Rücknahme des gemeinichaftlihen Teſtaments 
darf nur dur beide Ehegatten gemeinjchaftlih erfolgen und ift deshalb nad, dem 
Tode des einen mn. ausgeichlojjen. 

1) 88 2271 9 bi. 2 Sub 2, 2294, 2333 ff. BGB. Ebenſo für das ALR. 
Entih. RG. Bd. 22 ©. 276. Dernbung Im 8 184 Anm. 19. 

_ ?) Endemann III $ 45 zu Anm. 23; Pland:Ritgen V ©. 507 Anm. 2 zu 
g 2271. 
) Frommhold Anm. 4 zu $ 2271, Endemann III $ 45 zu Anm, 25; Strohal 
S. 188; Pland-Ritgen V ©. 507 Anm. 3d, S. 509 Anm. 8. Ebenſo für das 
preuß. Nedht: RG. Bd. 22 ©. 276; dod) war der Weberlebende lediglich wegen 
Uebergehung von Noterben zur Anfechtung jeiner Verfügungen noch nicht beredhtigt. 
Eccius IV $ 257 Anm. 45. 

*, 8 2271 Abi. 3 BGB. 

°, $ 2273 BOB. Laſſen ih die letztwilligen Berfügungen des überlebenden 
Ehegatten von denen des veritorbenen nicht fondern, fo iſt die Verlündung auch be- 
züglid der letztwilligen Verfügungen des überlebenden Ehegatten rechtswirkſam; das 
Teitament ift deshalb nicht wieder zu en und zur amtlichen Verwahrung zu 
bringen. Jahrbuch Ro. Bd. 24 No. 2 S „Bd. 21 No. 3 S. D T. 

6) Jaſtrow II ©. 303; Götte ©. 89. 


79* 


ß8 2271, 
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Bon den Verfügungen des verjtorbenen Ehegatten iſt eine beglaubigte 
Abſchrift zu fertigen, die bei Gericht offen aufbewahrt wird; das Tejtament 
ift jodann wieder zu verichliegen und in Die bejondere amtliche Ver— 
wahrung zurüdzubringen.!) 


War ein Privattejtament zur Eröffnung abgeliefert ($ 2259), jo 
wird es nicht zurücgereicht, fondern verbleibt in der Verwahrung des 
Gerichts; in bejondere amtliche Verwahrung wird es nur auf Berlangen 
des überlebenden Ehegatten genommen.?) 


Haben fich bei der Verfündung die Verfügungen des überlebenden 
Ehegatten nicht jondern laſſen, jo erübrigt fid) die Anfertigung einer Ab- 
ichrift jowie die Wiederverichliegung des Teſtaments. 


Befand fid das gemeinschaftliche Tejtament bei einem anderen Ge— 
richt als dem Nachlaßgerichte des erjtverjtorbenen Ehegatten in amtlicher 
Verwahrung, jo ilt, falls eine Wiederverichliefung zu erfolgen hat, dieſe 
und die weitere amtliche Verwahrung von jenem Gerichte, nicht von dem 
Nachlaßgerichte zu bewirken.?) 


Vierter Abſchnitt. 
Erbvertrag und Schenfung don Todeswegen. 


z 286. 


1. GErbvertrag.*) 


Il. Der Erbvertrag bildet wie das Teftament eine Verfügung von 
Todeswegen, jteht dieſem auch in jeinen erbrechtlihen Wirkungen gleich); 
was beide im wejentlichen scheidet, ift die au der vertragsmäßigen 


) Jahrbuch KG. Bd. 20 No. 69 S. A 262, Nach preußiſchem Rechte hing 
die erneute Niederlegung von dem Belieben des Leberlebenden ab. Anh. 8 430 zu 
AST. IT 4 8 10. Eccius IV $ 257 Anm. 49. Wegen der Gebihr für die Er- 
Öffnung eines gemeinichaftlidhen Tejtaments vol. Jahrbuch NG. Bd. 24 No. 2 
S. B 5. 


Planck⸗Ritgen V S. 511 und 512 zu $ 2273. AM. Frommhold zu 8 2273; 
un ©. 215 Anm. 2; Saftrow IT S. 304 Anm. 4; Fiiherspenle Anm. 2 zu 
$ 2273. 

) Jahrbuch KG. Bd. 20 No. n S. A 202. 

) Mot. V S. 310ff.; Prot. — ar (Bd. 5 S. 365 ff.); Dentichrit 
S. 298ff.; Pland: Ritgen ve. sısH ff.; Staudinger: — ve. 6538ff.: 
Strohal 88 4447, S. 188 ff.; Endemann 1 ss 56—6 63 Gojad II $ 361; Watthiaf 
IT $$ 135, 136; Enneccerus: dehmann II 88 222-229; Maercker, Nachlahbehandium 
(17. Aufl.) S. 207 ff.; Nünpel in Gruchots Beiträgen” Bd. 41 ©. 609 Fi. ; Schiffner, 
Erbverträge zu Sunften Dritter in Iherings Jahrbüchern Bd. 40 ©. 88 fi.; Hellwig, 
Verträge auf Leiltung an Dritte S. 591 ff.; Scifiner, Der Erbvertrag nad) dem 
BOB. (1899); Nüger im Sächſ. Archiv 3.9 €. 423 ff.; Befeler, Die Lehre von 
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Anordnung der Erbfolge jich ergebende Unmwiderruflichfeit des Erb- 
vertrags.!) 


Die Römer betrachteten jede vertragliche Bindung des lebten Willens 
wegen des in ihr liegenden Eingriff in die Tejtierfreiheit al3 einen 
Verſtoß gegen die guten Sitten und verjagten dem Erbvertrage deshalb 
die Anerfennung.?) 


Auch dem älteren deutjchen Nechte war der Erbvertrag als ſolcher 
unbelannt, doch bot es mit den ihm eigentümlichen Vergabungen von 
Todeswegen den Anlaß zu jeiner Entwidlung.?) Anerkennung als Recht3- 
injtitut fand der Erbvertrag erit nad) der Rezeption auf Grund eines 
allgemeinen deutjchen Gewohnheitsrechts. 


Das BOB. hat im Anſchluß an das ALR. und die meijten Partikular- 
vehte den Erbvertrag mit Nüdjicht auf feine weite Verbreitung im 
deutjchen Pechtsleben übernommen, wenn es auch nicht die Gefahren 
verfannte, die fih aus dem Grundſatze jeiner Unwiderruflichkeit er- 
geben.t) 


Es beſchränkt die Anwendung des Erbvertragd auch nicht, wie ein- 
zelne der bisherigen Rechte, auf bejtimmte Perjonen (Ehegatten, Verlobte) 
oder bejtimmte Fälle , jondern läßt fie unbejchränft zu; e8 ermöglicht 
hierdurch, den Erbvertrag (abgejehen von jeinem praktiſch wichtigiten 
Falle, dem Abſchluſſe zwiſchen Ehegatten und Verlobten) Zwecken dienlich 
zu machen, für welche, wie z. B. für die Einkindichaft?), beiondere Vor— 
ſchriften nicht gegeben find. 


II. Hinfichtlich der Fähigkeit zur Scliegung des Erbvertrags it zu 
unterjcheiden zwifchen dem „Erblafjer“, d. h. demjenigen, welcher durch den 


den Erbverträgen Teil I—II (1835--1840); ©. Hartmann, Zur Lehre von den Erb- 
verträgen und gemeinjchaftliden Tejtamenten (1860); Stobbe Bd. 5 88 299, 310 
bis 312; Windſcheid-Kipp Bd. 3 $ 529 Anm. 2—4 und $ 568 ©. 316 ff.; Hofmann 
in Gruchot3 Beiträgen Bd. 3 ©. 649 ff; Dernburg IIT 8$ 174— 181; Eccius IV $ 247. 

') Ueber den Begriff und die rechtlihe Natur des Erbvertrags vgl. oben 
©. 1041, 1042. 

") i. 15 6. de pactis conventis 2, 3; 1. 5 C. de pactis conv. tam super dote 
5, 14; 1. 4 C. de inutil, stipul. 8, 38. 

* Ueber * ER Entwilung vgl. Stobbe V S$ 298, 299, 310 und 
oben ©. 1040, 

“85 Draft 308. SS 617 ff. 1 12 ALR.; Mot. V ©. 310, 311; Brot. II 
S. 7241}. (8. ©. 368 ff); Ubbelohde, Archiv Für civil. Praxis Bd. 75 ©. 54ff. 
Gegen die Aufnahme des Erbvertrags in das Geſetz wurde in&bejondere geltend ge 
macht, dab der Erblajfer durch ihm gezwungen werde, bei den einmal getroffenen 
Verfügungen auch vielleicht völlig veränderten Verhältniſſen gegenüber jtehen zu 
bleiben. Mit Rüdjiht darauf, dak die Vermögens: und Tyamilienverhältnifie des 
Einzelnen dem Wechjel unterworfen jeien, fünnten jie für den Todesfall in angemefjener 
Weiſe erjt kurz vor dem Tode des Erblajierö geregelt werden oder nur dann, wenn 
die Regelung bis zum Tode frei widerruflich ſei. Die legtivillige Verfügung ſei daher 
das Naturgemähe für die Verfügung von Todeswegen, die Widerruflichkeit entipreche 
ihrem Weien. 

9) Brot. II S. 7247, 7248 (Bd. 5 ©. 372). Das ALR. (88 717—752 II 2) 
erfannte die Einkindſchaft ala bejonderes Rechtsinititut an. Eccius IV $ 221. 


räbigteit. 


gg 2274, 
227 7b, 
2276. 
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Vertrag über ſeinen Nachlaß verfügt, und dem anderen Vertragſchließenden, 
der die Erklärungen des Erblaſſers entgegennimmt. 

1. Der Erblaſſer kann, wie auch nach ALR., den Erbvertrag nur 
perſönlich abſchließen, und muß unbeſchränkt geſchäftsfähig jein.!) 

Ein Ehegatte kann jedoch als Erblaſſer mit feinem Ehegatten, ebenjo 
ein Verlobter mit feinem Verlobten einen Erbvertrag abjchließen, auch wenn 
er in der Gejchäftsfähigfeit bejchränft ift, er bedarf aber der Zujtimmung 
jeines gejeßlichen Vertreters; iſt leßterer ein Vormund, jo ift auch Die 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erforderlich.?) 

Die Zuftimmung kann formlos und, gleichwie die Genehmigung, vor 
wie nach Abſchluß des Vertrags erteilt werden.) Ein ohne Zuftimmung 
oder Genehmigung geichloffener Vertrag entbehrt zwar der rechtlichen 
Wirkfamfeit, iſt jedoch nicht wichtig, der Erblafjer kann ihn nad erlangter 
unbejchränfter Gejchäftsfähigfeit formlos genehmigen.*) 

2. Die Fähigkeit des dem Erblajjer gegemüberjtehenden anderen Ver: 
tragjchließenden richtet jich nach den allgemeinen für Rechtsgeſchäfte unter 
Lebenden geltenden Vorfchriftend); er kann fich beim Vertragsichluffe ver- 
treten laffen und bedarf bei bejchränfter Geichäftsfähigfeit nicht der Zus 
jtimmung jeines gejeglichen Vertreters, ſoweit es jich bei dem Abſchluſſe für 
ihn um die Erlangung rechtlicher Vorteile handelt.*) 

III. 1. Der Erbvertrag fann nur vor einem Richter oder vor einen 
Notar bei gleichzeitiger Anmejenheit beider Teile gejchlofjen 
werden. 

Auf die Errichtung finden die für die Tejtamentserrichtung gegebenen 
Borichriften der SS 2233 bis 2245 Anwendung; was nad) diejen Vor— 
ichriften für den Erblaffer gilt, gilt für jeden der Vertragichliegenden.‘) 
Hiernach kann der Erbvertrag wie im ALR. mündlich zu Protofoll erflärt 
werden oder in einer Schrift enthalten jein, die von den Vertragichließenden 
dem Gericht oder dem Notar mit der Erklärung zu überreichen ijt, daß 


1) 88 2274, 2064, 2275 Abſ. 1 BGB. 88 618, 621 I 12 ALH. Bei 
mangelnder Geſchäftsfähigkeit ift der Vertrag nichtig. 

8 2275 Abi. 2 u. 3 BOB. Prot. II ©. 7254, 7255 (Bd. 5 ©. 376). Der 
Vertreter hat nur jeine Zuſtimmung zu erflären, der Abſchluß des Vertrags muß 
durch den Erblaſſer perfönlich erfolgen. 

®) 88 108, 182 Abſ. 1 u. 2, 19828 BGB. 

*#, Der Vertrag iſt deshalb aud) bei jehlender Zuftimmung oder Genehmigung 
von dem Richter oder dem Notar aufzunehmen. Strohal ©. 191. Pland:Ritgen 
V ©. 518 Anm. 2b zu $ 2275. AM. Endemann III $ 59 Anm. 9, Frommhold 
Anm. 2 zu $ 2275, die einen ohne Zuſtimmung oder Genehmigung geichloffenen Ver: 
trag als nichtig anſehen. 

5) Sofern er nicht etwa wie bei dem ziweifeitigen Erbvertrag ebenjall® als Erb— 
laſſer auftritt. Siehe unten S. 1256. Trifft dev annehmende Teil gleichzeitig ein— 
jeitige letztwillige Verfügungen, jo * er teſtierſähig ſein und den Vertrag perſön— 
lich abſchließen. Siehe unten S. 1268. 

°, $ 107 BGB. 

)8 2276 bl. 1 BGB. SS 621, 622 I 12 ALR. $ 167 Abi. 1 RO. 
Art. 141 EG. 3. BGB. Net. 31 Abi. 1 PrFrG. Die Form der Errichtung ijt 
alfo wie im ALR. die des ordentlichen öffentlichen Teſtaments. Ein Mangel der 
Form führt die Nichtigkeit des Erbvertrags herbei. 
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fie den Vertrag enthalte. Beide Vertragſchließende müfjen fich aber der— 
jelben Form, 3. B. bei Minderjährigfeit eines von ihnen, beide der münd— 
lihen Erklärung bedienen.!) 

Wird bei Schließung des Erbvertrags der annehmende Teil vertreten, 
jo it deſſen etwaige Minderjährigfeit oder Unfähigkeit, Geichriebenes zu 
lefen, ohne Bedeutung, es kommt lediglich auf die Fähigkeit des Ver— 
treters an.?) 

2. Eine Formerleichterung gilt für den Erbvertrag zwiſchen Ehegatten 
oder zwiſchen Verlobten, fall er mit einem Ehevertrag in derjelben Ur: 
funde verbunden wird; da beide Verträge in der Negel ein untrennbares 
Ganzes bilden, genügt für ihn die für den Ehevertrag vorgeichriebene 
Form), jedoch ift auch in dieſem Falle perjönlicher Abſchluß durch den 
als Erblafjer auftretenden Ehegatten oder Verlobten erforderlic).t) 

Wird der Erbvertrag mit einem anderen Vertrag in derjelben Ur— 
funde verbunden, jo müfjen die für beide Werträge vorgeichriebenen Formen 
beobachtet werden.) 

IV. Die über einen Erbvertrag aufgenommene Urkunde joll, jofern 
nicht die Parteien das Gegenteil verlangen, in gleiher Weile wie ein 
Tejtament verfchloffen, mit einer Aufichrift verliehen und in bejondere 
amtlihe Verwahrung gebracht werden.*) 

Die Unterlafjung der Verjchliefung und Verwahrung gilt im Zweifel 
al3 verlangt, wenn der Erbvertrag mit einem anderen Vertrage, 3. B. 
einem Ehe: oder Annahmevertrag, in derfelben Urkunde verbunden: ift.”) 

Erfolgt die bejondere amtliche Verwahrung, jo joll jedem der Vertrag: 
ſchließenden ein Hinterlegungsichein erteilt werden.®) 


) Bol. hierzu Jaftrow I ©. 193, Pland-Ritgen V S. 520. Endemann III 

$ 59 Anm. 12. Frommhold Anm. I zu $ 2276. 
$ 2238 Abi. 2 BGB. Jaſtrow I ©. 195 Anm. 4d zu $ 2276. Pland- 
Ritgen V S. 520, 521 Anm 2b zu $ 2276. 

8 2276 Abi. 2, $ 1434 86 . Statt der 88 2233—2245 BOB. finden in 
dieſem Falle die S 169— 182 RFrG. Anwendung, es bedarf deshalb — abgejehen 
von dem Falle des 8 169 — nicht der Zuziehung eines Gerichtäfchreibers, eines 
zweiten Notard oder ziveier Zeugen. 

“3 2274. Jaſtrow I S. 195 Anm. 8b. Pland:Ritgen V ©. 521 
Anm. 3. AM. Endemann III $ 59 Anm. 16. Frommbold Anm. 2 zu $ 2276. 

5) Bei Verbindung mit einem Erbverzichte kann deshalb z. B. der Erbvertrag 
nicht durch Uebergabe einer Schrift errichtet werden. $ 2348 BGB. Die Form des 
Ehevertrags genügt auch dann, wenn in dem Erbvertrag einjeitige letztwillige Ver— 
fügungen getroffen werden. Siehe unten S. 1267. Die Formerleichterung gewährte 
das ALR. nur den Verlobten, diefe konnten den Vertrag auch notariell ſchließen 
(Entih. RG. Bd. 17 No.49 ©. 210). Für Ehefrauen war die gewöhnliche Form jogar 
dahin erjchwert, dak die Errichtung nur durch mündliche Erklärung — nicht durch 
llebergabe einer Schrift — und nur unter Zuziehung eines Beijtandes erfolgen konnte, 
jofern die Ehefrau von ihren gejelichen oder vertragsmäßigen Rechten etwas aufs 
geben follte. SS 441, 442 II 1 ALR. Eccius IV & 247 Kine 25, 18. 

9) 88 2277 Abſ. 1 Sap 1, 2245 BOB. Art. 81 82 Abi. 4, $ 3 AG. z. 
BGB. Auf mur einfeitiges Verlangen lann die Verichliefung nicht unterbleiben. 
Sit der Erbvertrag in der Form des Ehevertrags (8 2276 Abi. 2) errichtet, jo 
greift $ 2277 nicht Plap. 

)8 2277 Ubi. 1 Sat 2 BGB. Unterbleibt die Verſchließung und bejondere 
amtliche Berwahrung, fo geht die Urſchrift des Vertrags zur gewöhnlichen amtlichen 
Verwahrung. Mot. V S. 319. Art. 42 PrFrG. s, 8 2277 Abi. 2 BGB. 
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Auf übereinſtimmenden Antrag der Parteien kann die beſondere amt— 
liche Verwahrung jederzeit wieder aufgehoben werden. Der Vertrag wird 
dann wieder in die gewöhnliche amtliche Verwahrung des Gerichts oder 
des Notars genommen; eine Rückreichung an die Parteien ſelbſt iſt aber, 
und zwar abweichend vom bisherigen preußiſchen Rechte, auch bei Auf— 
hebung des Vertrags nicht ſtatthaft.!) 

V. Seinem Inhalte nach iſt der Erbvertrag enger begrenzt als das 
Teſtament: vertragsmäßig, d. h. mit bindender Wirkung für den Verfügen— 
den, können in ihm nur Erbeinjegungen?), Vermächtniſſe und Auf— 
lagen getroffen werden ?); er fann jich, wie nach ALR.t), auf die eine oder 
die andere dieſer zuläjligen Verfügungen beichränfen und braucht aljo eben- 
jowenig wie das Tejtament auf eine Erbeinjegung gerichtet zu fein. 

1. Bertraggmäßige Berfügungen fünnen in dem Erbvertrage, wie 
nach ALR., von nur einem oder von beiden Bertragjchließenden getroffen 
werden, je nachdem ijt der Erbvertrag ein einjeitiger oderein zweijeitiger. 
Letzterenfalls liegt jedoch an ſich auch nur die durch einen Rechtsakt her— 
beigeführte formelle Verbindung ziveier einfeitigen Erbverträge vor.5) 

2. Vertragserbe jowie Vermächtnisnehmer kann nicht nur der dem 
Erblafjer gegenüberjtehende andere Bertragichließende, jondern aud ein 
beliebiger, am Bertragichluffe nicht teilnehmender Dritter fein. Der Ver— 
trag fann auch, abweichend vom ALR., ausichließlih zu Gunſten des 
Dritten geſchloſſen werden.) 

3. Bei dem zweiſeitigen Erbvertrage können die beiderſeitigen Ver— 
fügungen voneinander völlig unabhängig ſein. Die Vermutung ſpricht 
jedoch dafür, daß die Verfügungen des einen Erblaſſers mit Rückſicht auf 
die des anderen getroffen ſind und zwar auch dann, wenn ſich die Erb— 
laſſer nicht gegenſeitig bedenken.) Die Wirkung eines derartigen Zus 


) Mot. V ©. 341. Prot. IT ©. 7309 (Bd. 5 ©. 409). Weizſäcker-Lorenz 
S. 103 Anm. 1. Jaftrow I S. 197—199; II ©. 319. Pland:Ritgen V ©. 523 
Anm. 5; abweichend Frommhbold Anm. 4 zu 8 2290. $ 623 I 12 ALR. Eccius 
IV 8 247 Anm, 23. Die Rüdnahme aus der bejonderen amtlichen Werwahrung 
gilt nicht als Widerruf, ?) Keine Enterbungen. 

) $ 2278 Abi. 1 u. 2, $ 1941 Abi. 1 BGB. Beiden Vertragichließenden 
ſteht es frei, daneben einjeitig alle Verfügungen zu treffen, die im Tejtamente zu— 
läſſig ſind. Siehe unten S. 1267. 

) Eine vertraggmähige Bindung des Erblafjers in Anſehung von Auflagen 
war dem ALR. wie auch dem Entwurf I unbefannt. Mot. V ©. 335, 336; Brot. II 
©. 7303, 7304 (Bd. 5 ©. 405). Die Anerkennung des jelbjtändigen Vermächtnis— 
vertrags erfolgte für das ALR. auf Grund der 88 620, 629 I 12 ALR. Eecius IV 
$ 247 VI. gl. auch $$ 452, 454 II 1 ALR. (Ehevermächtnis). 

°) Eccius IV zu $ 247 Anm. 13, Endenann III $ 58 Nr. la. Frommbold 
Anm. 1 zu $ 2278. PBland:Ritgen V ©. 523 Anm. 1 zu $ 2278, 

°) Eccius a. a. D. Anm. 2. Endemann a. na. O. zu Anm. 12. Der annehmende 
Vertragsteil erhält fein eigenes Necht auf die Leiltung an den Dritten; ein Recht 
auf Bollziehung einer Auflage ſteht ihm nur zu, fotern er zu den im $ 2194 
bezeichneten Perſonen gehört. Frommhold Anm. 2 zu $ 2278. Pland-Ritgen V 
S. 524 Anm. 2e zu 8 2278. 

) 8 2208 Abſ. 3 BGB. Mot. V ©. 344, 345. Endemann III $ 58 Anm. 4 
u. 6. Frommhold Anm. 1 zu 88 2278 u. 2298. Pland-Ritgen V ©. 523, 552 
Anm. 1 zu $$ 2278 u. 2298. Der Gegenbeweit, daß ein derartiger innerer Zu— 
ſammenhang nicht gewollt ift, fteht frei. 
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jammenhanges ift die, daß die Nichtigkeit einer der vertragsmäßigen Ver- 382279, 
fügungen die Unwirkſamkeit des ganzen Vertrags zur Folge bat.!) 2298. 
4. Auf die vertraggmäßigen Verfügungen finden die für letztwillige Entforesiende 


Verfügungen gleihen Inhalts geltenden VBorichriften entiprechende An- int. 
wendung.?) — 
a) Wie im ALR.S) iſt insbeſondere die Wirkung der vertragsmäßigen —* 


Erbeinſetzung die gleiche wie die der letztwilligen: der Berufene erlangt 
durch den Vertragsabſchluß noch keinerlei Recht unter Lebenden, er muß 
den Tod des Erblaſſers erlebt haben, um ein Erbrecht zu erwerben. 


Nach dem Eintritte des Erbfalls kann der Vertragserbe in gleicher 
Weiſe wie der Teſtamentserbe die Erbſchaft annehmen oder ausſchlagen; 
gehört er zu den geſetzlichen Erben, ſo kann er, abweichend vom ALR., 
als Vertragserbe ausichlagen und auf Grund feines gejeglichen Erbrechts 
annehmen.) Diejes Necht jteht ihm auch dann zu, wenn er einer der 
Bertragichließenden ijt; denn in dem Abjchluffe des Erbvertrags kann weder 
die Annahme der Zuwendung, noch, jofern nicht ein entgegenjtehender 
Parteiwille erhellt, ein Verzicht auf das geſetzliche Erbrecht gefunden 
werden.d) Auch ein vertragsmäßiger Verzicht auf das Ausſchlagungsrecht 
ijt abweichend vom ALR. nicht zuläjfig.‘) 

b) Eine Bejonderheit gilt Hinfichtlich der Vorichriften des 5 2077; 
jie find auch dann entjprechend anzuwenden, wenn in einem Erbvertrage 
zwijchen Ehegatten oder Verlobten ein Dritter bedacht iſt. Die Zuwen— 
dungen an dieſen verlieren aljo bei Nichtigkeit der Ehe oder Auflöfung der 
Ehe oder des Verlöbniffes ihre Wirkjamkeit in gleicher Weije, wie Zu: 
wendungen des Erblafjerd an jeinen Ehegatten oder Verlobten jelbit.‘) 


.38 2298 Abſ. 1 BGB. Bloße nachträglich eintvetende Unwirkſamlkeit der 
Verfügung, 3. B. durch Tod des Bedadıten vor dem Erblafjer, hat diefe Folge nicht. 
Strohal 211 Anm. 2. Frommhold Anm. 2 zu 8 2298. Planck-Ritgen V 
S. 552 Anm. 2. 

7,8 2279 Abi. 1 BGB Bat. inäbefondere BGB. 88 1922, 2087 fi. 
(Erbeinjeßung), 1939, 2147 ff. (Bermädjtnis), 1940, 2192 ff. (Auflage), 88 2066 fi. 
(Auslegung), 88 2094, 2095, 2158, 2159 (Anwachjung), 88 116—118 (Willen®- 
mängel). 

) 88 631, 632 I 12 ALR. Eceius IV $ 247 Anm. 27 u. 28. 

*) 8 1948 Abſ. 1 BGB. Pal. auch Abj. 2 ebendort. 88 641, 642 I 12 ALR. 
Eccius 1V 8 247 Anm. 34. 

) Mot. V ©. 326, 327. Prot. U S. 7272, 7273 (Bd. 5 ©. 387, 388). 
Endemann III $ 57 zu Anm. 13, $ 61 zu Anm. 7. PBland:Ritgen V ©. 524 
Anın. 2a zu 8 2278; ©. 540 Anm. 4. 8 1950 des Entwurfs I jtellte als Aus: 
legungsregel auf, daß im Zweifel in der vertragsmähigen Feſtſetzung fein Verzicht 
auf das gelepliche Erbrecht zu finden jei. Für das preußiſche Recht war es jtreitig, 
ob der in jeinem Pflichtteile verlegte Vertragserbe, in gleicher Weife wie der Tejta- 
mentserbe, nicht wenigitens Ergänzung des Plichtteild fordern fonnte. Eccius IV 8 247 
Anm. 35; Demburg III $ 177 Anm. 16. Dem Ehegatten ſtand ein ſolches Necht 
nicht zu. 8 438, 448 II 1 NACH. 

°, 8 643 I 12 ALR. Pland:Ritgen V ©. 526 Anm. 2e zu $ 2279, 

', 8 2279 Abi. 2 BGB. Auf Zuwendungen des Erblaſſers an jeinen Ehe— 
gatten oder Berlobten iſt $ 2077 auch dann anzuwenden, wenn der Erblajier den 
Erbvertrag nicht mit feinem Ehegatten oder Verlobten, ſondern mit einem Dritten 


geſchloſſen hat. 


Anfechtung. 


Anfechtungss 


arinde. 
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ec) Auch die für gemeinjchaftlihe Tejtamente aufgeitellte Auslegungs- 
regel des $ 2269 findet auf Erbverträge zwilchen Ehegatten, durd) den 
dieje fich gegenjeitig al3 Erben einjegen, entiprechende Anwendung.) Haben 
die Ehegatten daher in einem ſolchen gegenjeitigen Erbvertrage bejtimmt, 
daß nad) dem Tode des Ueberlebenden der beiderjeitige Nachlaß an einen 
Dritten fallen foll oder haben fie ein Vermächtnis angeordnet, welches 
nach dem Tode des Leberlebenden zu erfüllen ift, jo it im Zweifel 
anzunehmen, daß der Dritte für den gejamten Nachlaf beider Ehegatten 
eingejeßt ijt, oder daß das Vermächtnis erit mit dem Tode des Ueber— 
lebenden dem Bedachten zufallen joll. 

Für Erbverträge zwilchen Verlobten und anderen Perſonen ſowie 
jofhen Erbverträgen zwiichen Ehegatten, welche nicht gegenjeitige find, gilt 
diefe Regel nicht.?) - 

VI. Dem Grundjage des $ 2279 entjprechend finden auch die für 
die Anfechtung letztwilliger Verfügungen gegebenen Borjchriften auf den 
Erbvertrag Anwendung, doch ift abweichend mit Rückſicht auf die Unwider— 
ruflichfeit des Erbvertrags auch dem Erblaffer ein Anfechtungsrecht ge— 
währt, das fich nach den beionderen Borjchriften der 88 2281 bis 
2284 richtet. 

1. Die Anfechtungsgründe — Irrtum, Drohung und Webergehung 
eined Pflichtteildberechtigten — jind für den Erblafjer die gleichen wie für 
die Nachlaßbeteiligten bei der Anfechtung letztwilliger Verfügungen), dod) 
ift bei der Anfechtung wegen Uebergehung eines Pflichtteilsberechtigten nur 
erforderlich, daß der Pflichtteilsberechtigte zur ‚jeit der Anfechtung vor— 
handen ijt; die infolge der Anfechtung eingetretene Nichtigkeit des Erb- 
vertrag3 bleibt bejtehen, aud) wenn der Pflichtteildberechtigte Diß zum Ein- 
tritte des Erbfalld wieder fortfällt.?) 

2. Der Erblaffer fann die Anfechtung nur perſönlich, nicht durch 
einen Vertreter, erklären; it er in der Gejchäftsfähigfeit beſchränkt, jo be- 
darf er nicht der Zuftimmung jeines gejeßlichen Vertreters.) 

Für einen geichäftsunfähigen Erblafjer kann jedoc der Vertreter mit 
Senehmigung des Vormundſchaftsgerichts das Anfechtungsrecht augüben.*) 

3. Die Anfechtung hat dem anderen Bertragichließenden gegenüber, 
nach dejlen Tode?) dem Nachlaßgerichte des verjtorbenen Bertragsteils 
gegenüber zu erfolgen; letzteres joll die Erklärung dem Dritten mitteilen.®) 

Die Anfehtungserflärung bedarf in beiden Fällen der gerichtlichen 
oder notariellen Beurfundung.?) 


ı) 8 2280 BGB. Siehe oben ©. 1247, 1248, 

?) Bei gegenjeitigen Erbverträgen unter Ehegatten muß alſo, jofern der Wille 
der Erblaſſer nicht deutlich erhellt und der Kläger fi) auf die Auslegungsregel ſtüßt, 
der Bellagte den abweichenden Willen der Srblajier beweiien, bei anderen Erb- 
ea treten die allgemeinen Beweisregeln ein. 

8 2281 Abi. 1 erjter Halbiag, SS 2078—2080 BGB. 

‘) s 2281 Abi. - zweiter Halbſatz BOB. 9) 8 2282 Abi. 1 BGB. 

°, $ 2282 Abi. 2 BOB. 

n Es kann fich dann nur noch um Verfügungen zu Gunsten Dritter handeln. 

9 8 2281 Abi. 2 BGB. 

», $ 2282 Abſ. 3 BGB. 
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4. Die Anfechtung iſt jeitens des Erblajjers binnen Jahresfriit zu 
erflären.!) Die Friſt beginnt regelmäßig mit dem Zeitpunkt, in welchem 
der Erblafjer von dem Anfechtungsgrunde Kenntnis erhält, im alle der 
Anfehtung wegen Drohung aber mit dem Zeitpunkt, in welchem Die 
Zwangslage aufhört.?) 

Hat der gejeßliche Vertreter eines gejchäftsunfähigen Erblajjers die 
rechtzeitige Anfechtung des Erbvertrags verjäumt, jo fann nach dem Weg- 
falle der Gejhäftsunfähigkeit der Erblajfer den Vertrag in gleicher Weife 
anfechten, wie wenn er ohne gejeglichen Vertreter geweſen wäre.) 

5. Der anfechtbare Erbvertrag kann von dem Erblajier beitätigt 
werden, jedoch nur durch ihn perjünlich und fofern er unbejchränft gejchäfts- 
fähig ift.‘) Die Bejtätigung bedarf feiner bejonderen Form.) Mit der 
Beitätigung wird der Erbvertrag allen Erbinterefjenten gegenüber uns 
anfechtbar. 

6. Das Anfehtungsrecht der (im $ 2080 BGB. bezeichneten) Nach— 
laßbeteiligten richtet fich lediglich nad) den für die Anfechtung Tektwilliger 
Verfügungen geltenden VBorjchriften, doc ijt e8 dadurch bedingt, daß der 
Erblafjer zur Zeit feines Todes noch anfechtungsberechtigt war.") 

Gehört der Vertragsgenoſſe des Erblafjers nicht zu den im $ 2080 
bezeichneten Perjonen, jo jteht ihm ein Anfechtungsrecht nur nad) den all- 
gemeinen Vorjchriften der SS 119. BOB. zu, dieſes kann er aber vor 
wie nad) dem Erbfalle geltend machen.?) 

VI. Die dem Erbvertrag eigentümliche, ihn vom Tejtamente 
ſcheidende Wirkung ift die durch ihm hHerbeigeführte Bindung des Erb- 
lajjer8 in Anjehung der Verfügung über fein Vermögen. Dieſe Bindung 
ijt aber wie im ALR. nur eine erbrechtliche 9); die Befugnis, über fein 


9 8 2283 Nbi. 1, S$ 124, 2082 BB. 

) $ 2283 Abſ. 2 BGB. Auf den Zeitpunkt der Abſchließung des Erbvertrags 
kommt es nicht an (abweichend $ 124 Abj. 3 BGB.). Auf den Lauf der Friſt finden 
die 88 203, 206 entiprechende Anwendung; dem in = Geichäftsjähigkeit beichränften 
Erblajjer egenüber läuft die Arift jedod) ohne den im $ 206 bejtimmten ſechsmonat⸗ 
lichen Aufſchub ab, da er zur Anfechtung der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Ver— 
treters nicht bedarf. Strohal ©. 196 Anm. 7; Frommhold Anm. 2 zu $ 2283; 
Pland: Ritgen V ©. 530 Anm. 2 zu $ 2283. 

8 2283 Abſ. 3 BGB. Die Erlangung beichränfter Geichäftsfähigteit genügt 
zur Ausübung des rg $ 2282 Abſ. 1Satz2 

8 2284, 144 Abſ. 1 BGB. Mot. V ©. 323. Bei beſchränkter Geſchäfts— 
fähigkeit iſt aud) Ehegatten und Berlobten das Beltätigungsrecht verjagt. Durch 
Verſäumung der Anfehtungsfrift kann jedoch auch der beichräntt Geſchäftsfähige die 
Unanfechtbarfeit des Erbvertragd herbeiführen. 

9) 8 144 Abſ. 2 BGB. Mot. V ©. 323. Prot. II ©. 7271 (Bd. 5 ©. 386). 
Endemann III $ 61 Anm. 18; Strohal S. 197 zu Anm. 8; Jaſtrow II ©. 318; 
Pland:Ritgen V ©. 531 Anm. 1 zu $ 2284. AM. Hellwig ©. 660 fi.; Frommhold 
Anm. r € 8 2284. 

22855 BOB. Die Nachlakgläubiger haben fein Anfechtungsredt. 
> —— Anm. 3a zu $ 2281; Planck-Ritgen V ©. 528 Anm. 1 zu 
1 


*) Die Bindung des Erblaffers richtet fich bei den vor dem 1. Jan. 1900 ge- 
ſchloſſenen Erbverträgen nach den bisherigen Geſetzen; nach dieſen bemift ſich ins— 
beſondere alſo das Anfechtungsrecht und das Recht unter Lebenden über den Nachlaß 


8 — 


— 
frift. 
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Vermögen durch Nechtsgeihäft unter Lebenden Beitimmung zu treffen, 
bleibt dem Erblafjer unbeichränft.!) 

1. Zum Schutze des Bedachten gegen einen Mißbrauch diejed freien 
Verfügungsrechts gelten jedod nad) Vorgang des ALR. folgende Sonder— 
bejtimmungen: 

A. a) Hat der Erblaffer in der Abficht, den Vertragserben zu be- 
einträchtigen, eine Schenkung gemacht, jo kann der Vertragserbe, nachdem 
ihm die Exrbichaft angefallen ift, die Herausgabe des Geſchenkes nad) den 
Vorjchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung 
fordern.?) Abweichend vom ALR.?) kommt es auch auf den Umfang der 
Schenkung nit an, jondern lediglich auf die Benachteiligungsabficht des 
Erbfafjers; jolche wird regelmäßig für ausgefchloffen zu gelten haben bei 
Schentungen, welche durch den Anjtand oder eine fittliche Pflicht geboten 
find oder die der Erblajjer aus den regelmäßigen Einkünften, nicht aus 
dem Stamme feines Vermögens leijtet.*) 

Ob der Beichenkte die Benachteiligungsabficht kennt oder nicht, iſt 
gleichgültig. 

Entgeltlihe Verfügungen würden, auch wenn fie in Benachteiligungs- 
abjicht vorgenommen find, dem Herausgabeanſpruche nur dann unterliegen, 
fofern fie eine verjchleierte Schenkung in ſich jchließen.?) 

b) Der Anfpruch aus $ 2287 entiteht erjt mit Anfalle der Erbichaft; 
bei Lebzeiten des Erblajjers kann der Vertragserbe auch nicht etwa Siche— 
rungsmaßregeln gegen eine Verminderung des zukünftigen Nachlaſſes er- 
greifen, insbejondere fteht ihm in jeiner Eigenjchaft als Erbe abweichend 
vom ALR. auch nicht das Necht zu, die Entmündigung des Erblafjers 
wegen Verſchwendung zu beantragen.®) 

c) Der Umfang des Anſpruchs auf Herausgabe bejtimmt ſich nad) 
sg 818, 819 BGB. Iſt der Vertragserbe nur auf einen Teil der Erb- 
ſchaft eingefeßt, jo bejchränft fic fein Anſpruch auf einen entiprechenden 


au verfügen. Art. 214 Abſ. 2 EG. z. BGB. Niedner Anm. 5 zu Art. 214; Jaſtrow 
I ©. 319 Anm. 4. ©. oben ©. ion. 

) 8 2286 BOB. $ 624 I 12 NACH. 

?) $ 2287 Abſ. 1, 88 818 ff. BGB. Hat der Erblaſſer in gleicher Abſicht nach 
Abichluh des Erbvertrags ein Schentungsveriprechen erteilt, jo kann der Erbe die 
Erfüllung verweigern und zwar auch nadı Ablauf der im Abſ. 2 vorgejehenen drei- 
jährigen Friſt. 917 Entwurf I 1952 Abſ. 2. Mot. V ©. 330. Brot. II ©. 7286, 
7286 (Bd. 5 ©. 394). 

N Dad ACH. Te nur übermäßige Schenkungen widerrufen und zwar ohne auf 
das Borhandenjein einer VBenachteiligungsabficht Gewicht zu legen. $ 625 T 12 MER. 
Eccius IV $ 247 zu Anm. 29, 

‘) Mot. V S. 330 (Entwurf 1 $ 1952 Abſ. 3) Prot. ITS. 7282, 7283 
(Bd. 5 S. 392, 343). 

5), Mot. a. a, ©. Prot. IT ©. 7281 (Bd. 5 ©. 391). Der Eriverber lann 
fich aber, joweit in der dolojen Veräußerung ein Verſtoß gegen die guten Sitten zu 
jinden iſt, gemäß $ 826 BGB. haftpflihtig machen. Fiſcher-Henle Anm. 2 zu $ 2287; 
Pland-Ritgen V ©. 534 Anm. 2b zu $ 2287. 

6) 8 626 I 12 ALR. Brot, II S. 7276, 7277 (Bd. 5 ©. 388, 389). Das 
Recht des Bertragderben, auf Entmündi ung ee gen ſich lediglich nach 
den allgemeinen Vorſchriften der SS 646 Abſ. 1, 680 9 
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Bruchteil des Gejchenkes.!) Dem auf einen Teil der Erbſchaft eingejegten 
Bertragderben jtehen wegen der durd die Schenkung erfolgten Minderung 
feines Vermögens Erſatzanſprüche gegen die Miterben, welche feine Ber: 
tragserben find, nicht zu.?) 

d) Der Anjpruch verjährt in drei Jahren von dem Anfalle der Erb- 
haft ab, ohne NRüdficht darauf, wann der Vertragserbe Kenntnis von der 
Schenkung erhalten hat.3) 

B. Ein noch weiter gehender Schuß wird, in wejentlicher Ueberein- 
ſtimmung mit dem preußifchen Nechte?), dem vertraggmäßig mit einem 
Vermächtniſſe Bedachten gewährt: 

Das Vermächtnis eines beſtimmten Gegenſtandes iſt der Regel nach 
unwirkſam, ſoweit der Gegenſtand zur Zeit des Erbfalls nicht zur Erb— 
ſchaft gehört.) Der Erblaſſer könnte daher trotz ſeiner vertragsmäßigen 
Bindung das Recht des Vermächtnisnehmers durch Zerſtörung oder Ver— 
äußerung des vermachten Gegenſtandes vereiteln.“) 

Gegen eine derartige Schädigung ſeines Rechtes wird der Bedachte, 
vorausgeſetzt, daß der Erblaſſer, in der Abſicht ihn zu beeinträchtigen, ge- 
handelt hat, in folgender Weije geſchützt: 

a) Hat der Erblaffer den Gegenjtand des vertragsmäßig angeordneten 
Vermächtniſſes zerftört, beifeite geſchafft oder beichädigt?), jo tritt, ſo— 
weit der Erbe dadurd außer jtand gejeßt ift, Die Leiltung zu bewirken, 
an die Stelle des Gegenjtandes der Wert.®) 

b) Hat der Erblaſſer den Gegenjtand in der gleichen Abjicht ver: 
äußert oder belajtet, jo ift der Erbe verpflichtet, dem Bedachten den Ge- 
genftand zu verfchaffen oder die Belajtung zu befeitigen; it der Erbe 
hierzu nicht imjtande, jo muß er Werterfaß leiſten. Durch Entrichtung 
des Wertes kann der Erbe fich von feinen Verpflichtungen auch dann be— 
freien, wenn die Verihaffung oder Beleitigung unverhältnismäßige Auf— 
wendungen erfordern wiürde.?) 

Sit die Veräußerung oder Belajtung ſchenkweiſe erfolgt, jo kann der 
Bedachte, joweit er nicht von dem Erben Erjaß erlangt, von dem Be— 


) Val. Entwurf I $ 1952, Entwurf II $ 2153, welde eine bejondere dahin 
gehende Beſtimmung vorfahen. Mot. V ©. 328. 

2?) Frommbold Anm. 2b zu $ 2287; Pland:Ritgen V ©. 535 Am. 7 zu 
8 2287. Das Geſetz giebt jedoch Feine Beſtimmung. rot. II S. 7285, 8750 
(Bd. 5 ©. 394, Bd. 6 ©. 351). Die gegenteitige Abſicht ift damit verteidigt, daß 
der Beichenfte den Miterben vorgeht und diefe die Schenfung gerade jo gegen ſich 
gelten laſſen mühten, wie der Erblafier jelbit. Fiſcher-Henle Anm. 5 zu $ 2287. 

») 8 2287 Abi. 2 BGB. Prot. II S. 7285 (Bd. 5 ©. 394). 

*) Eccius IV $ 247 Anm. 63, 64. Schiffner S. 133 Anm. 14. 

6, 88 2169, 2171, 2279 BGB. 6) Dentichrift S. 300. 

) Hierher gehören auch die Fülle des $ 2172 BGB. 

°, 8 2288 Abf. 1 BGB. Wie im Falle des $ 2287 entiteht der Erſatzanſpruch 
erst mit dem Erbfall; erfagberechtigt ift der Bedachte, nicht der Vertragsgegner als 
folder. Endemann III $ 62 Anm. 10. Die Vorichriften des $ 2288 find im übrigen 
feine bloßen Auslegungsregeln, fie unterliegen nicht der Abänderung durch den Erb: 
lafier. Prot. II S. 7303 (Bd. 5 ©. 405). Frommhold Anm. 3 zu $ 2288; Pland- 
Nitgen V ©. 537 Anm. 4 zu $ 2288. 

”) 88 2288 Abſ. 2 Sap 1, 2170 Abſ. 2 BGB. 


Sg 2288, 


Schuß des 
Bermädhtnis: 
uehmers. 


1262 


Fünftes Buch. Erbredt. 


8 2288, jchentten die Herausgabe des Geſchenkes nad) den Vorfchriften über Die 


BER. Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung jordern.!) 
—— 2. Die durch den Erbvertrag herbeigeführte erbrechtliche Bindung 


auf anders Des Erblaſſers äußert ſich in dem Einfluſſe, den der Erbvertrag auf vor 
Hinuen von Oder nach ſeinem Abſchluß errichtete anderweitige Verfügungen von Todes- 
Todeswegen. wegen augübt: 

a) Eine früher errichtete legtwillige Verfügung des Erblafjfers wird 
durch den Erbvertrag aufgehoben, joweit fie das Recht des vertragsmäßig 
Bedachten beeinträchtigen würde ?); daß ziwilchen ihr und dem Erbvertrag ein 
Wideripruch beiteht, wie dies $ 2258 für die Aufhebung durch Tejtament 
erfordert, ijt nicht notwendig.) Iſt 3. B. A Teptwillig zum Alleinerben 
eingejegt, B mit einem Wermächtnifje bedacht und C zum Tejtamentsvoll- 
jtreder ernannt, jo wird durch die vertraggmäßige Ernennung des D zum 
Alleinerben auch da8 Vermächtnis und die Anordnung der Tejtament3voll- 
jtrefung unwirkſam, was nicht der Fall jein würde, wenn D durch Tejta= 
ment berufen worden wäre. Fällt der Erbvertrag bis zum Eintritte des 
Erbfall3 wieder fort, jo behält die letztwillige Verfügung ihre Wirkſamkeit 9; 
gelangt er jedoch lediglich nicht zur Ausführung, weil 3. B. der Vertrags: 
erbe vor dem Anfalle der Erbichaft jtirbt oder dieſe ausſchlägt, jo behält 
es bei der Aufhebung der legtwilligen Verfügung jein Bewenden, fofern 
diefe Aufhebung bei Abjchliegung des Erbvertrags in dem Willen des Erb- 
laſſers gelegen hatte.?) 

b) Entiprechende8 wie zu a gilt in MUebereinjtimmung mit dem 
ALR.e) hinſichtlich ſpäter errichteter Verfügungen (Tejtamente oder Erb- 
verträge des Erblajjer8 mit einem Dritten); joweit dieje das Recht des 
vertragsmäßig Bedachten beeinträchtigen würden, jind fie unwirkſam) falls 
jich nicht etwa der Erblaſſer das Necht, derartige Verfügungen zu treffen, 
vorbehalten hat. Liegt eine Beeinträchtigung nicht vor, was insbejondere 
der Fall ift, wenn der Erbvertrag über einen anderen Teil des Vermögens 
verfügt oder wenn er jpäter wegfällt, jo behalten die jpäteren Verfügungen 
ihre volle Wirkſamkeit.ꝰ) 


’»), 8 2288 Abi. 2 Sap 2 BOB. 

8 2289 Abi. 1 Sab 1 BGB. Für den Fall, daß die Verfügung als lorre⸗ 
ſpektive in einem gemeinſchaftlichen Teſtamente getroffen iſt, ſ. oben ©. 1251 zu 
Anm. 1 und 2. 

2) Das preußiſche Recht legte auf den Wideripruch des Inhalts Gewicht. Eccius 
IV $ 256 Anm. 42. Bol. auch Mot. V ©. 331. 

) 88 2258 Abi. 2, 2279 BGB. Coſack IT $ 361 Anm. 45. 

»), Mot. V ©. 331. Pland-Ritgen V ©. 539 Anm. 2d zu $ 2289. 

°) 8 627 1 12 ULR. Bol. auch die Sonderbejtimmung des $ 628 ebendort. 
Eccius IV $ 247 Anm. 16, $ d52 Anm. 11. 

’), 8 2289 Abi. 1 Satz 2 BGB. Das dem Erblafier aus $ 2297 zuftehende 
Hecht bleibt unberührt. 

*, Endemann III $ 60 Anm. 2; Strohal S. 204 Anm. 1; Gojad II $ 361 
Anm. 53, 54; Frommbold Anm. 1b zu $ 2289; Pland-Ritgen V ©. 539 
Anm. 3a zu $ 2289. Der Erbvertrag bewirkt aljo feine Beichränfung der Teſtier— 
fähigkeit. (Val. auch Eccius IV $ 247 Anm. 17a, 53). Die jpätere Verfügung 
behält auch dann ihre Wirkjamteit, wenn der Erbvertrag lediglidy nicht zur Aus— 
führung gelangt, 3. B. infolge Vorveriterbens oder Ausichlagung des Erben, denn ein 
Aufhebungswille, der dem jpäteren Tejtamente die Wirkung entzieht, liegt nicht vor. 
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Ausnahmsweije bleibt eine jpätere legtwillige Verfügung ſchlechthin 
wirfjam, joweit der Erblafier durch jie einem in dem Erbvertrage be- 
dachten pflichtteilsberechtigten Abkömmlinge gegenüber diejenigen Anord- 
nungen trifft, welche zum Zwecke der Pflichtteilsbejchränfung in guter Ab— 
ſicht zuläſſig ſind.!) 

VIII. Den Vertragſchließenden ſteht es, wie im ALR., jederzeit 
frei, den Erbvertrag ſeiner Vertragsnatur entſprechend im ganzen oder 
hinſichtlich einzelner vertragsmäßiger Verfügungen wieder aufzuheben. 

1. Die Aufhebung hat regelmäßig durch neuen Vertrag zu erfolgen.?) 
Der Erbvertrag kann nur von den Perjonen aufgehoben werden, welche 
den Erbvertrag miteinander geichloffen haben. 

Nach dem Tode eines der Vertragichliegenden iſt eine vertragsmäßige 
Aufhebung nicht mehr möglich; die Befugnis, die Zujtimmung zur Auf— 
hebung des Erbvertrags zu erklären, geht nicht etwa auf die Erben des 
anderen Bertragichließenden über.?) 

Iſt die aufzuhebende Verfügung zu Gunjten eines Dritten getroffen, 
jo ift dejjen Einwilligung nicht erforderlich.*) 

Der Aufhebungsvertrag bedarf derjelben Form, wie der Erbvertrag 
jelbjtd) und kann aud), wie diefer, von dem Erblafjer nur perjönlich ge: 
ichlofjen werden.) Iſt der Erblaffer aeihäftsunfähig, jo kann deshalb 
eine vertragsmäßige Aufhebung überhaupt nicht erfolgen”); it er in der 
Geſchäftsfähigkeit beichränft, jo bedarf er nicht der Zuſtimmung feines ge- 
jeglichen Vertreters.$) 

In Anſehung des anderen Vertragichließenden bewendet es, joweit 
eine Vertretung in Frage kommt, bei den allgemeinen Grundjäßen ; ijt 
er in der Gejchäftsfähigfeit beſchränkt, jo iſt außer der Zuſtimmung 
de3 gejeßlichen Vertreters die Genehmigung des Vormundichaftsgericht3 er: 
forderlich; letzterer bedarf es jedoch dann nicht, wenn der andere Ver— 


J 8 2289 Abi. 2 BGB. Der Erbvertrag braucht nicht mit dem Abkömmling 
als en... egner heſchloſſen zu ſein. 

Abſ. 1 BGB. Am preußiſchen Rechte geſchah die im beiderſeitigen 
——— erfolgende Aufhebung nicht durd) Vertrag, fondern durch Widerruf unter 
a rien des Vertragsgegners. Eccius IV $ 247 Yıım. 15; Dernburg III $ 178 
zu Anm. 4. 

) Soweit der Bertragdgegner jelbjt bedacht ijt, wird der Vertrag mit jeinem 
Tode unmwirtiam, es bedarf deshalb feiner Aufhebung. Stirbt der Erblafier zuerit, 
jo erhalten die Bedadhten mit jeinem Tode ein feites, nicht mehr entziehbares Recht, 
die Möglichkeit einer Aufhebung des Vertrags entfällt damit. Endemann III $ 60 
Anm. 20. Mot. V S. 340. Dem nad dem Bertragsgegner veriterbenden Erblafjer 
bleibt aber der Rücdtritt gemäh $ 2297, $ 2298 Abi. 2 Say 3 offen, auch fann der 
bedadıte Dritte ihm gegenüber vertraggmäßig auf die Zuwendung gemäß $ 2352 
verzichten. 

) Mot. V ©. 348. Coſack II $ 361 Anm. 24. 

) 8 2290 Abi. 4 BGB. 

) 8 2290 Abi. 2 BGB. entiprehend dem Grundſatze der 88 2064, 2274 
BGB. Mot. V ©. 340. 

) Der Vertreter des geihäftsunfähigen Erblaffers kann aber mit dem Bedachten, 
jofern dieſer nicht gleichzeitig Vertragsgegner ift, einen Erbverzichtävertrag ſchließen. 
$ 2347 Abi. 2 BGB. Endemann III $ 60 zu Anm. 23. 

®) Denn durch den Aufhebungsvertrag ap der Erblajier lediglich von einer 
Verbindlichkeit befreit. 8 107 BGB. Mot. V ©. 340, 
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tragsteil unter elterliher Gewalt jteht und der Vertrag unter Ehegatten 
oder unter Verlobten geichlojjen wird.!) 

2. Neben der Form des $ 2290 gelten erleichterte Aufhebungsformen 
für vertragsmäßig angeordnete Vermächtniſſe und Auflagen, jowie für Erb: 
verträge zwilchen Ehegatten. 

a) Eine vertragsmäßige Verfügung, durd) die ein Vermächtnis oder 
eine Auflage angeordnet iſt, kann von dem Erblajjer dur Teſtament 
unter Zujtimmung des Vertragsgegners aufgehoben twerden.?) 

Das Tejtament kann in jeder zuläjligen Form errichtet werden.) Die 
Zuftimmungserflärung bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung!), 
jie fann vor wie nad) der Errichtung des Teſtaments, als empfangs- 
bedürftige 5) Willenserklärung jedoch nicht mehr nach dem Tode des Erblafjers 
erklärt werden und ijt unmiderruflich.®) 

Steht der zuſtimmende Vertragsgegner unter Vormundjchaft oder unter 
elterliber Gewalt, jo it zu der Zujtimmungserllärung die Genehmigung 
des VBormundichaftsgerichts in gleicher Weiſe erforderlid) wie zur vertrags- 
mäßigen Aufhebung des Erbvertrags.’) 

Sit ein Dritter mit dem aufzuhebenden Vermächtniſſe bedacht, jo be- 
darf e8 dejjen Zujtimmung nicht. 

b) Ein zwilchen Ehegatten gefchlofiener Erbvertrag kann aud) durch 
gemeinihaftlihes Teſtament der Ehegatten aufgehoben werden.s) 

Die Aufhebung kann ſich auf einzelne vertragsmäßige Verfügungen 
bejchränfen ); ob die aufzuhebende Verfügung zu Gunften des anderen Ehe: 
gatten oder eines Dritten getroffen war, ijt gleichgültig.10) 

Bei bejchränkter Geichäftsfähigkeit desjenigen Ehegatten, welcher den 
Erbvertrag als annehmender Teil geichloffen hat, bedarf das Teftament, 


8 2290 Abſ. 3 BGB. Bei Aufhebung eines zweijeitigen Erbvertrag® müfjen 
die Erfordernijie des Nbj. 2 und 3 des $ 2290 in der Perſon beider Vertrag: 
ichliegenden erfüllt jein. Schließt eine unter Pflegichaft jtehende, in der Gejchäfts- 
fähigkeit nicht bejchränfte Perſon den Nufhebungsvertrag perſönlich oder durch einen 
Bevollmächtigten ab, jo bedarf fie auch als Vertragsgegner nicht der Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts. Mot. V S. 340. 

)z 8 2291 Nbi. 1 BGB. Prot. II ©. 7323, 7324 (Bd. 5 ©. 415 bis 417). 
Die Zuftimmung kann entiprechend dem $ 2290 Abſ. 1 nicht von dem Erben bes 
Vertragsgegners erklärt werden. 

) Bu öffentlicher Errichtung des Teitaments bedarf es nicht der Anweſenheit 
beider Bertragichlieenden vor Gericht oder Notar. Brot. II ©. 7324 (Bd. 5 ©. 417). 

*) 8 2291 Abi. 2 Halbjap 1 BGB. Endemann III $ 62 Anm. 16. Fromm: 
hold zu $ 2291. ) 88 130-132 BGB. AM. Jaftrow II S. 322 Anm. 8. 

) 8 2291 Nbi. 2 Halbi. 2 BGB. (abweichend von $ 183 BGB.). 

) 8 2291 Abſ. 1 letzter Halbiap BGB. Endemann Ill $ 62 Anm. 17. 
and:Ritgen V ©. 543 Anm. 2e. 

®) 88 2292, 2254, $ 2258 Abi. 1 BGB. Brot. II ©. 7374 (Bd. 5 ©. 446). 
Im preußiihen Nechte war die Frage bejtritten: NG. Bd. 26 No. 59 ©. 309. 
Die Ehe muß ziwiichen den beiden Ehegatten bereit bei Abſchluß des Erbvertrags 
bejtanden haben. Cojad II $ 361 Anm. 23. Frommhold zu $ 2292. Pland-Ritgen 
V ©. 544 Ann. 2 zu $ 2292. 

) Jaſtrow II S. 321 Anm, 2. Auch Erbeinjeßungen können durch gemein- 
ichaftlihes Tejtament aufgehoben werden. 

0, Endemann III 8 60 Anm, 6. Strobal S. 206 Anm. 4a. Frommbold 
zu $ 2292, 
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joweit e8 auf Aufhebung des Erbvertrags abzielt, der Zujtimmung des 88 2292 
gejeplichen Vertreter des Ehegatten; ijt der Vertreter ein Vormund, jo ift bis 2295 
auch die Genehmigung des VBormundicaftsgerichts erforderlich.!) EUER 

IX. A. In Durchbrehung des Grundjaßes der Unwiderruflichfeit des 
Erbvertrags giebt das Gejep dem Erblaffer in drei Fällen die Mög: 
lichkeit, einjeitig ohne Buftimmung des Vertragsgegners von dem Erb- 
vertrage zurüdzutreten.?) 

1. Der Erblaſſer kann zurüdtreten, wenn er ſich den Rücktritt im Rorbehalte, 
Vertrage vorbehalten hat.d) Der Vorbehalt kann fi) auf einzelne ber; " Metritt. 
tragsmäßige Verfügungen beichränten. 

Mit dem Vorbehalt, auch wenn er völlig unbejchränft ift, nimmt der 
Erbvertrag noch nicht, wie nad) ALR., den Charakter eines Teſtaments an 
und unterjteht deſſen Negelnt); es wird fich jedoch joldhenfall3 in der Regel 
fragen, ob die Parteien überhaupt einen Erbvertrag haben jchließen oder 
die einzelne Verfügung, auf die fich etwa der Vorbehalt beichränft, als 
vertragsmäßige haben angejehen willen wollen.>) 

2. Auch ohne Vorbehalt, auf Grund eines gejeßlichen Nücktrittsrechts, Geſetliches 
kann der Erblaſſer von einer vertragsmäßigen Verfügung zurüdtretens); Mint 

a) wenn der Bedadhte jich einer Verfehlung jchuldig macht, die den 
Erblafjer zur Entziehung des Pflichtteild berechtigt oder, falls der Bedachte 
nicht zu den Pflichtteiläberechtigten gehört, zu der Entziehung berechtigen 
würde, wenn der Bedachte ein Abkömmling des Erblajjers wäre.) Ein 
Verzicht auf dieſes Necht ift nicht zuläffig, dagegen erlischt es durch Ver— 
zeihung 9); 

b) wenn die Verfügung mit Rüdficht auf eine rechtögeichäftliche Ver- 
pflichtung des Bedachten, dem Erblafjer für deſſen Lebenszeit wiederkehrende 
Leiftungen zu entrichten, insbeſondere Unterhalt zu gewähren, getroffen ift 
und die Verpflichtung vor dem Tode des Erblafferd aufgehoben wird.?) 


) 8 2292 zweiter Halbjap, $ 2290 Abf. 3 BGB. Endemann III 8 60 Anm. 7. 
Strohal S. 206 Anm. 5 u. 6. Frommhold zu $ 2292. Pland:Ritgen V ©. 544, 
545, Anm. 3 zu $ 2292. 

”) Die 88 2293. BGB. beziehen jih nur auf den Nüdtritt des Erblaſſers. 
Der Bertragsnatur des Erbvertrags entiprechend, ift aber auc; dem Vertragsgegner das 
Recht einzuräumen, fich den Rücktritt vorzubehalten; ohne ſolchen Vorbehalt hat er 
fein Rückiritisrecht. Mot. V E. 342. Schiffner ©. 186. Frommhold Anm. 1 zu 
8 2293. PBland:Ritgen V ©. 546 Borbem. 3 zu $3 2293— 2298. AM. Endemann 
118 a Anm. 29. 

’, 8 2293 BGB. Mot. V ©. 342, 343. Endemann III $ 57 zu Anm. 6, 
$ 60 zu 4. 

*,8 635 I 12 ALR. (dad ALR. fpridt vom Vorbehalte des Widerrufs, 
nicht vom Nüdtritt). Eccius IV 8 247 Anm. 17. Sciffner S. 183 ff. Endemann III 
8 60 Ann. 29. Frommhold Annı. 2 zu 8 2293. Pland:Nitgen V ©. 546 Anm. 1 
zu 8 2293. 6) Mot. V ©. 313. 

9) Das geiepliche Rücktrittsrecht kann auch nach dem Tode des anderen Ver— 
tragſchließenden entſtehen, ſofern der Bedachte ein Dritter iſt. Planck-Ritgen V 
©. 551 Anm. 2 zu 8 2297. ) 88 2294, 2333 fi., 1565—1568 BOB. 

8 2302, 2337 BGB. Frommhold Anm. 3 zu $ 2294. 

vr, $ 2295 BGB. In Betracht fommt hauptjäclic; der Leibrentenvertrag und 
der Erbverpfründungdvertrag, durch den der Berpfliditete — in der Negel eine Ber: 
forgungsanftalt — die lebenslängliche Serpfleaung des Erblafjerd übernimmt. Ende: 
mann III $ 58 Anm. 17ff. Jaſtrow II 
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Wird die Verpflichtung nicht oder nicht gehörig erfüllt, oder iſt fie 
3. B. wegen Nichtigkeit überhaupt nicht zur Entitehung gelangt, jo jteht 
dem Erblafjer fein Rücktrittsrecht, jondern lediglih ein Anfechtungsrecht 
gemäß SS 2078 Abi. 2, 2281 BGB. zu.) 

B. Die Form des Nüdtritt3 ijt eine verjchiedene, je nachdem er bei 
Lebzeiten oder nach dem Tode des anderen Vertragichließenden erfolgt. 

1. Bei Lebzeiten beider Vertragichließenden erfolgt der Rüdtritt durch 
Erklärung gegenüber dem anderen Bertragichliegenden. Die Erklärung 
bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung.?) 

Der NRüdtritt kann nicht durch einen Wertreter erfolgen. Sit der 
Erblaſſer geichäftsunfähig, jo iſt deshalb der Rücktritt ausgeſchloſſen; iſt er 
in der Gejchäftsfähigfeit beichränft, jo bedarf er, da er durch den Rüdtritt 
nur einen rechtlichen Vorteil, die unbeichränfte Verfügungsmadt, erlangt, 
nicht der Zuſtimmung jeines gejeglichen Wertreters.?) 

2. Nach dem Tode des anderen Bertragichließenden kann der Rücktritt 
nur dur Tejtament erfolgen.) Gejchieht er wegen einer Berfehlung 
des Bedadhten ($ 2294), jo finden die für die Pflichtteilßentziehung geltenden 
Vorſchriften des $ 2336 Abſ. 2—4 entiprechende Anwendung, insbejondere 
muß alfo der Nüdtrittsgrund zur Zeit der Tejtamentserrichtung bejtehen 
und im Tejtament angegeben werden. 

C. Durch den Rücktritt gelangen die vertragsmäßigen Verfügungen, 
binfichtlich deren er erklärt ift, zur Aufhebung. Erjtredt ſich der Nüdtritt 
nur auf eine einzelne Verfügung, jo kann er doc auch die Unwirkſamkeit der 
übrigen Verfügungen zur Folge haben, fofern anzunehmen ijt, daß der 
Erblafjer die leßteren nicht ohne die erjtere getroffen haben würde,>) 

D. Befonderes gilt wie im AL.) hinfichtli des Rücktritts von 
einem zweifeitigen Erbvertrage. Haben ſich in einem ſolchen Vertrag 
eine oder beide Parteien den Rüdtritt vorbehalten, jo wird mit Rück— 
fiht auf die vermutete Korrejpektivität der beiderjeitigen Verfügungen durch 


ı) Strobal S. 211 Anm, 1. Frommhold Anm. 2 zu $ 2295. Rücktritts— 
und Anfehtungsreht fünnen aber auch nebeneinander gegeben fein. Pland-Ritgen 
V ©. 549 Anm. 2 zu $ 2295. 

?) $ 2296 Abi. 2, 8 130—132 BGB. SH 168 FF. RFrG. Die Erklärung muß 
dem anderen Bertragichliegenden zugehen, feinem Erben gegenüber fann fie nicht ab- 

egeben werden. Endemann III $ 60 Anm. 20. Strohal ©. 210, 211 Anm. 15. 
land:Ritgen V ©. 551 Anm. 1 zu $ 2296. Die Erklärung braucht nicht den 
Rücktrittsgrund anzugeben (anders $ 2297). Scifiner ©. 177 Unm. 16. Fromm: 
hold Anm. 2 zu 8 2294. Pland-Ritgen V ©. 548 Anm. 3 zu $ 2294. AM. 
Strohal ©. 209 Anm. 12. Wegen des biäherigen Rechtes vgl. Gruchot, preuß. 
Erbr. II ©. 372 fi. 

) 8 2296 Abj. 1, $107 BGB. 

*) 8 2297, 8 2254, $ 2258 Abſ. 1, $ 2229 Abi. 3, $ 2253 Abi. 2 BGB. Es 
fommen in diefem Falle nur noch Zuwendungen an Dritte in Betradht; ijt der Ver: 
tragsgegner zugleid) der Bedadhte, jo wird mit feinem Tode der Erblafjer ohne 
weiteres frei. Frommhold Anın. 1 zu $ 2297. Der Widerruf des Teſtaments ijt 
ei ss 2253 ff. ſtatthaft; erfolgt er, jo erlangt der Erbvertrag feine frühere Wirt: 
amkeit. 

2) 8 2085, 82279 Abſ. 1BGB. 

) 88 637 ff. I 12 ALR. Eccius IV $ 247 Anm. 50ff. 
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den Rücktritt eines Vertragichließenden im Zweifel der ganze Vertrag auf- 
gehoben.!) 

Erjtredt ji) der Vorbehalt nur auf eine einzelne Verfügung, jo 
wird es regelmäßig im Willen der VBertragichließenden liegen, daß diefe 
Verfügung von dem übrigen Vertragsinhalt unabhängig, ihr Beitand für 
den Bejtand der übrigen Verfügungen nicht enticheidend fein folle.?) 

Mit dem Tode des anderen Bertragichliegenden erliicht dag Nüdtritts- 
recht, ſoweit nicht ein anderer Wille der Parteien anzunehmen ijt.3) Der 
Ueberlebende kann jedoch jeine Verfügung durch Tejtament aufheben, fofern 
er das ihm durch den Vertrag Zugewendete ausjchlägt.*) 

Die Folgen der Aufhebung jind die gleichen wie die eines bei Leb— 
zeiten beider Vertragsteile erfolgten Rücktritts, insbejondere fällt mit ihr 
auch die Zuwendung fort, welche der Verjtorbene zu Gunsten eines Dritten 
getroffen hat. 

Die Ausichlagung braucht ſich jedoch nur auf die vertragsmäßigen 
Zuwendungen zu erjtreden, einjeitige Zuwendungen kann der Weberlebende 
behalten, ohne jein Aufhebungsrecht zu derlieren.?) 

X. Wie nah ALR.s) kann in dem Erbvertrag — auch in einem 
einfeitigen — jeder der Vertragichließenden neben dem vertragsmäßigen 
Inhalt einjeitig alle Verfügungen treffen, die durch Tejtament getroffen 
werden fönnen?); insbejondere können auch Erbeinſetzungen, Vermächt— 
niffe umd Auflagen einfeitig angeordnet werden; es iſt Frage der Aus— 
legung, ob fie als vertragsmäßige oder al8 nicht bindende, widerrufliche 
Verfügungen gewollt find, für die Vertragsmäßigkeit pricht feine Ver— 
mutung.®) 

Auch kann abweichend vom ALR.?) eine vertragsmäßige Verfügung, 
jofern fie als folche nichtig ift, aber den Erfordernijien eines Teſtaments 
entſpricht, als Tebtwillige Verfügung aufrecht erhalten werden, doc muß 


9 8 2298 Abi. 2 u. 3 BGB. Dem Müdtritt aus gejeplichen Gründen 
(88 2294, 2295) kommt folche Wirkung nicht zu. Wegen des Einflufjes des NRid- 
tritt auf einjeitige Verfügungen vgl. $ 2299 Abi. 3. Eiche unten S. 1268 
Anm. 4. 

) Brot. II ©. 7320 (Bd. 5 S. 414). 

” Das geſetzliche Rüdtrittsrecht bleibt beitehen. 

*) 8 2298 Abi. 2 u. 3 BGB. Bol. Hierzu und zu dem folgenden: Strohal 
S. 212. GEndemann III $ 60 Anm, 37. Frommhold Anm. 3b zu $ 2298. 
Pland:Ritgen V S. 554 Anm. 3c zu $ 2298. 

” Band-Ritgen a.a.D. AM. Schiffner S. 189 Anm. 14. Frommbolda.a.D. 
vgl. auch Brot. II S. 7330 (Bd. 5 ©. 421). 

9 8 646 I 12 ALR. Dernburg IIT $ 177 Anm. 185. Eccius IV $ 247 
Anm. 18. 

) 8 2299 Abi. 1 BGB. Der Erbvertrag fann aber nicht, wie Endemann III 
$ 57 ©. 246 annimmt, nur einfeitige Verfügungen enthalten, joldenfall® liegt fein 
Erbvertrag mehr vor. 

* Abweichend Entwurf I $ 1956 Abſ. 2 u. 3. Mot. V ©. 334, 335. Bal. 
Brot. II ©. 7294 ff., 7393 (Bd. 5 ©. 398 ff., 458). Endemann III $ 57 Anm. 23, 
$ 60 Anm. 10. 

) 8 619 I 12 ALR. Eccius IV $ 247 Anm. 14. 
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dies dem erkennbar zum Ausdrud gebrachten oder wenigſtens anzunehmenden 
Willen des Erblaſſers entiprechen.!) 

Für die einjeitigen Verfügungen gelten im übrigen diejelben Negeln, 
welche zur Anwendung zu gelangen hätten, wenn die Verfügungen durch 
Tejtament getroffen worden wären. Insbeſondere muß der Berfügende 
tejtierfähig fein?) und, fall® er den Erbvertrag als nur annehmender 
Teil jchließt, die Verfügungen gleich dem Erblafjer perſönlich treffen. 

Auch der Widerruf einer im Erbvertrage getroffenen legiwilligen Ver— 
fügung kann in derſelben Weije erfolgen, als wenn fie durd; Tejtament 
angeordnet wäre; die Verfügung kann aber auch in einem Bertrag auf- 
gehoben werden, durch den eine vertragsmäßige Verfügung aufgehoben 
wird.d) Die einjeitigen Verfügungen treten ferner dann außer Kraft, wenn 
der Erbvertrag, in dem fie angeordnet find, durch Ausübung des Nüdtritt3- 
vecht3 oder durch Vertrag aufgehoben wird, e8 jei denn, daß ein anderer 
Wille deffen, der die Verfügung getroffen hat, anzunehmen it.) 

XI Nad dem Tode des Erblafjers iſt der Erbvertrag von dem 
Nacjlaßgericht oder dem Gericht, in deſſen amtlicher Verwahrung er ſich 
befindet, zu eröffnen.d) Eine die Eröffnung verbietende Anordnung iſt 
nichtig.) Die Eröffnung hat unter entſprechender Anwendung der für 
die Tejtamentseröffnung gegebenen Vorſchriften zu erfolgen, insbefondere 
find aljo aud) hier die Verfügungen des überlebenden Teiles, foweit fie ſich 
jondern lafjen, weder zu verfünden, noch jonjt zur Kenntnis der Beteiligten 
zu bringen.?) Befand ſich ein zweijeitiger Erbvertrag in der bejonderen 
amtlichen Verwahrung, fo ift von den Verfügungen des überlebenden Ehe— 
gatten eine beglaubigte Abjchrift anzufertigen und der Erbvertrag fodann 


)18 140 BOB. Wut. V ©. 317, I ©. 218. Strohal ©. 201 Anm. 16, 17, 
Endemann III $ 57 Anm. 23, Pland:Ritgen V ©. 515 Borbem. 4c. Gofad II 
8 361 Anm. 42 und Hellwig ©. 602 bejahen im Zweifel die Frage, ob die Auf: 
rechterhaltung dem Willen des Erblafjerd entſpricht; die dürfte zu weit gehen. 

2) E3 lann daher ein z. B. wegen Verſchwendung entmündigter Ehegatte, ob: 
wohl er (mit Zuftimmung feines gejeglihen Vertreters) einen Erbvertrag ſchließen 
fann, in dieſem doch feine einjeitigen Verfügungen treffen. 

», 8 2299 Abſ. 2 BGB. Schiffner ©. Anm. 18. 

*) $ 2299 Abi. 3 BGB. Frommbold Anm. 3b zu $ 2299. Pland: Ritgen 
V &. 556 Anm. 3e zu 8 2299. Prot. II ©. 7325 (Bd. 5 ©. 417, 418). Auch die 
Nichtigkeit der vertragsmähigen Verfügungen kann die der einfeitigen zur Folge haben 
. B. dann, wenn in einem ziweijeitigen Erbvertrage beide Bertragsteile einfeitige 
Berfügungen getroffen haben und der Vertrag nicht zwiſchen Ehegatten geichlofjen 
it, denn ein gemeinjchaftliches Teitament — was andernfalld® vorliegen wiirde — 
kann nur von legteren geichloffen werden. Vgl. Strohal ©. 193 Anm. 11. Pland- 
Nitgen V ©. 556 Anm. 2 zu $ 2299. 

9) 8 2300 BOB. Auch die nicht in bejondere amtlihe Verwahrung gebrachten 
Erbverträge find zu eröffnen, wenn es fich bei diefen auch nur um eine —— 
des Inhalts, nicht um ein Oeffnen handelt (jofern nicht etwa eine verſchloſſene Schrift 
übergeben iſt). NG. Beſchluß v. 1. April 18901. JMBl. S. 121, abweidyend Jahr: 
budt FG. Bd. 20 Mo. 40 S. A 151, Bd. 21 No. 14 ©. A 67. 

*, 8 2263 BOB. 

)8 2273 Satz 1 BGB. Beim einfeitigen Erbvertrage würde e8 fi nur um 
die Nichtverkündung der etwaigen vom Vertragägegner getroffenen Teptivilligen Ver— 
fügungen handeln. Strohal S. 215 Anm. 1. 
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wieder zu verſchließen und in die beſondere amtliche Verwahrung zurück— 
zubringen.!) 

Die Einficht des eröffneten Erbvertrags kann jedem inſoweit gejtattet 
werden, al3 er ein berechtigtes Intereſſe glaubhaft macht; das Gleiche gilt 
von der Erteilung einer Abjchrift.?) 


$ 287. 
2. Schenkung bon Todedtwegen.?) 


In der Schenfung von Todeswegen, mortis causa donatio, unter- 
warf das römiſche und gemeine Recht diejenigen Schenkungen einer be— 
jonderen eigentümlichen Negelung, welche nur für den Fall wirkſam jein 
jollten, daß der Beſchenkte den Schenker überlebe. Mit Nüdficht auf dei 
ähnlichen Zweck übertrug man auf fie eine Neihe der für Vermächtniſſe 
geltenden Vorjchriften und gelangte auf dieſe Weife zu einem befonderen 
in der Mitte zwijchen den Schenkungen unter Lebenden und den Vermächt- 
nifjen jtehenden Nechtsinftitute.t) 

Das ALR.5) fah eine in der bezeichneten Weile bedingte Schenkung 
nur dann als Schenkung von Todeswegen an, wenn jie im SHinblid auf 
eine bejtimmte Todesgefahr gemacht war oder wenn fich der Gejchenfgeber 
den freien Widerruf biß zu jeinem Tode ausdrüdlich vorbehalten hatte; 
e3 ließ die Schenkung in Ddiefen Fällen die Wirkungen eines tejtamen- 
tariihen Vermächtniffes annehmen, Alle übrigen mit dem Tode des Schenfers 
irgendwie in Verbindung gebrachten Schenkungen behandelte das ALR. da- 
gegen grundſätzlich als Schenkung unter Lebenden, mochten fie auch als 
Schenkung von Todeswegen bezeichnet oder die Uebergabe des Geſchenkes 
bis nad dem Ableben des Gebers verjchoben fein. 

Auh da3 BGB.) Hat die Schenkung von Todeswegen als ein be- 
jondere8 Rechtsinſtitut nicht anerkannt; es unterjcheidet lediglich danadı, 
ob die Schenkung, deren Beitand von dem Ueberleben des Beſchenkten ab- 
bängig jein ſoll), durch Leiltung de3 zugewendeten Gegenjtandes voll- 


ı) 8 2273 Saß 2 u. 3 BGB. 

?) Das Recht auf Einficht beftcht nur gemäk $ 34 RFrG., nicht gemäß $ 2264 
BGB.; diefer ift im $ 2300 nicht als entiprechend anwendbar erflärt. Pland:Ritgen 
a.a. ©. Am. la. €. AM. Frommhold Anm. a zu & 2300 

») Strobal S. 201ff.; Endemann III $ 63; Windſcheid⸗ Kipp III $ 675; 
Dernburg-Biermann III $$ 117, 118; Dernburg 0 $ 154; Koeppen, Khrbuch 
$$ 141 bis 143 ©. 819 ff. Ortloff im Archiv f für bürgerl. Recht, B. 21 ©. 330 ff. 366 ff. 

9 Tate Pand. II $ 106 zu Anm. 16, III 8$ 117, 118; Preuß. Privat. 
recht III 8 1 1 J. de donat. 2, 7. Tit. D. 39, 6 de mortis causa donat, 
Tit. Cod, 8, 57 (bo). m, c.d. 

8) 88 1134—1139 T ıl ALR. Eccius II $ 122 Anm. 190ff.; Dernburg III 
$ 154 Anm. 14 ff. 

) 8 2301 BGB. Mot. V S. 350--352. Brot. II S. 7396-7400 (Bd. 5 
&. 460 —462). 

) Iſt das Vorverſterben des Schenkers nicht zur Bedingung gemadt, fondern 
ſoll ſein Todestag lediglich zur Beſtimmung der Zeit dienen, von welcher ab die Er: 
fülung des Schenkungsverſprechens gefordert werden lann, fo liegt eine gewöhnliche 


g 2301. 
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Recht. 
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zogen wird oder ob es nur bei dem Schenkungsverſprechen verbleibt. 
Erſterenfalls finden durchweg die Schenkungen unter Lebenden Anwen— 
dung, denn es liegt eine Verminderung des gegenwärtigen Vermögens 
des Schenkers, feine Belaſtung ſeines Nachlaſſes, vor.!) Hierbei wird die 
Bedingung, daß der Beſchenkte nach dem Geber verjterbe, in der Regel 
als eine auflöfende anzujehen fein, bei deren Eintritt die Zuwendung mit 
dingliher Wirkung an den Schenker zurüdfällt.?) 

Bleibt dagegen das Schenkungsverfprechen bei Lebzeiten des Schenfers 
unerfüllt, jo unterliegt e8 den Vorjchriften über Verfügungen von Todes— 
wegen, und zwar werden — entiprechend dem Vertragscharalter der 
Schenkung — regelmäßig die Normen des Erbvertragd Anwendung zu 
finden haben.) Die Schentung muß deshalb in den Formen des Erb- 
vertrag verſprochen ſowie angenommen fein. 

Sollte das Schenkungsverjprehen etwa mangels Annahme nicht 
als Erbvertrag behandelt werden können, jo wird es ſich doch unter 
Umftänden, zumal mit Hinblid auf die Möglichkeit der Errichtung eines 
eigenhändigen Tejtaments, als Tebtwillige Verfügung aufredht erhalten 
lajjen.t) 

Das Gleiche wie für Schenkungsverjprechen gilt — entiprechend der 
für Schenkungen unter Lebenden erfolgten Regelung — für ein jchenf- 
weile unter der Bedingung des Ueberlebens des Beſchenkten erteilte ab8- 
trafte8 Schuldverijprechen oder Schuldanerfenntnis.5) 


Schenkung unter Lebenden vor. Endemann III $ 22 bei Anm. 16; PBland-Ritgen 
V ©. 559 Anm. 1 zu $ 2301. Der Fall, dab die Schenkung in Hinblid auf 
eine beitimmte gegenwärtige Qebensgefahr veriprochen ift, wird vom BGB. nicht be- 
—* hervorgehoben. Eine ſolche Schenkung wird mit dem Ueberſtehen der Gefahr 
raftlos. 

982301 Nbj. 2 BGB. Der Schenter kann ſich alſo, der Vertragsnatur der 
Schenkung entiprechend, den freien Widerruf nicht vorbehalten. Frommhbold S. 269 
Anm. 2 zu $ 2301 BGB.; Endemann III S. 270 Anm. 16. AM. Hellwig, Ver: 
träge auf Leitung an Dritte ©. 594; Pland:Ritgen V S. 560 Anm. 3. 

?) Die —— kann auch als aufſchiebende gewollt fein. Mot. V ©. 352, 
Frommhold Anm. 2 zu 8 2301; Planck-Ritgen V ©. 560 Anm. 3. Vgl. auch 
Endemann III $ 63 Anm. 15: Strohal ©. 203 Anm. 23. 

) $ 2301 Abſ. 1 Sap 1 BGB. Da es ſich meiſtens um die Schenfung 
einzelner Gegenjtände handeln wird, jo wird der Beſchenkte regelmähig als Ver: 
mächtnisnehmer anzujehen jein; es fann aber aud eine Erbeinjepung in Frage 
fommen. Strohal ©. 202 Anm. 21; Pland:Nitgen V S. 559 Anm. 2. 

) Strohal S. 202 Anm. 22; Frommhold Anm. 3 zu $ 2301; Pland-Ritgen 
a. a. D. AM. Endemann III 8 22 Anm. 15, $ 63 Anm. 17. 

5) 8 2301 bj. 1 Sag 2, $ 518 Abſ. 1, 88 780, 781 BGB. Pland:Ritgen 
VE. 560 Anm. 4; Strohal S. 202 Anm. 20. Bol. aber auch Hellwig S. 594 
Anm. 216; Frommhold Ann. 4 zu $ 2301. 
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J. Geſchichtliche Entwickelung. 
$ 288. 


1. Römiſches Noterbredt.‘) 


J. Das Noterbrecht iſt ſeinem Weſen nach eine Beſchränkung der 
Teſtierfreiheit zu Gunſten der Inteſtaterben. Das römiſche Recht kannte 
ſolche Beſchränkung in zweifacher Richtung: ſie betraf entweder die Form 
oder den Inhalt des Teſtaments. 

1. Eine im Intereſſe gewiſſer Perſonen aufgeſtellte Formvorſchrift 
war es, daß der Teſtator ihrer im Teſtament entweder durch Erbein— 
jegung (honor institutionis) oder durch Enterbung (nota exheredationis) 
gedenfen mußte, formelles Noterbredt. 

2. Gewiſſe Perfonen hatten ein Anrecht darauf, daß der Tejtator 
ihnen einen Teil ihrer Inteſtatportion im Tejtament zuwendete, jog. 
materielles Noterbredt oder Pflihtteilsredt. 

Der geihichtlihe Entwidelungsgang war hierbei der, daß die Juris— 
prudenz den sui heredes ein formelles Noterbrecht gegen das Tejtament 
des Vaters gewährte, daß jodann das prätorische Edift die Notwendigkeit 
formeller Erbeinjegung oder Enterbung auf alle liberi ausdehnte, und daß 
durch die Praxis des Gentumviralgericht3 materielle Hülfe zu Gunſten der 
Dejcendenten, der Afcendenten und der Gejchwifter gebracht wurde. Juſti— 
nian hat dann das formelle und das materielle Noterbreht mit einander 
verſchmolzen. 

II Nach altem Civilrechte mußte der pater familias jeine sui here- Cirile ius. 
des, aljo diejenigen Hausfinder, welche durch jeinen Tod sui juris wurden, 
in jeinem Tejtament entweder zu Erben einjeßen oder ausdrüdlich enterben.?) 
Die exheredatio verlangte eine jolenne Wortform (exheres esto oder ex- 
heredem esse iubeo); der filius familias mußte nach klaſſiſchem Nechte 
nominatim enterbt jein, während für die Enterbung der übrigen sui 
(Haustöchter, Enfel) die exheredatio inter ceteros (ceteri exheredes 
sunto) zuläſſig twar.?) 

1) Frande, Dad Recht der Woterben und Bilichtteilßberechtigten (1831); 
A. Schmidt, Das formelle Recht der Noterben (1862); Koeppen, Lehrbuch 88 88 
bi8 105; Koeppen, Syſtem S. 96—166; Bangerow, Pandelten Bd. 2 88 467 ff.; 
Bering, Römiſches Erbrecht S. 373 ff.; Windſcheid-Kipp Bd. 3 88 575—593; Demn- 
burg= Biermann 111 88 146--156; v. Czyhlarz, nftitutionen (5. Aufl. 1902) 
88 137—140; Hölder, Beiträge zur Gejchichte des röm. Erbrechts ©. 92ff.; Gai. 
1I 123—143; Ulpian XXII 14—23; Tit. Inst. de exheredatione liberorum 2, 13; 
Tit. D. de liberis et postumis 28, 2; D. de bonorum possessione contra tabnlas 
37, 4; Tit. Cod. de liberis praeteritis 6, 28; Cod. de postumis heredibus institu- 
endis vel exheredandis vel praeteritis 6, 29; Cod. de bonorum possessione contra 
tabulas 6, 12. 

2) Sui heredes aut instituendi sunt aut exheredandi, Ulpian XXI 14. Die 
exheredatio mußte fich immer auf die ganze Erbichaft beziehen. 

2) Seit Jujtinian war für alle sui die. exheredatio nominatim facta vor: 
geichrieben. Cicero, de oratore I, 38 $ 175; $ 5 J. de exhered. liberorum 2, 13. 
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War der suus weder zum Erben eingejeßt noch in gehöriger Form 
erherediert, jo lag eine Präterition vor, jelbit dann, wenn er mit einem 
noch jo großen Vermäcdhtniffe bedaht war. Die Wirkung der Präterition 
war verjchieden, je nachdem ein filius familias oder ein anderer suus 
präteriert war: 

1. Die Präterition eines filius familias machte da8 Tejtament ab 
initio nichtig, und es blieb aud) nichtig, wenn der Hausſohn noch vor dem 
Tejtator jtarb.t) 

2. Die Präterition anderer sui (3. B. Tochter, Enkel) machte das 
Tejtament nicht nichtig, aber die Präterierten wurden jo behandelt, ala 
wären fie ebenfall3 als Erben injtituiert (scriptis heredibus acerescunt).?) 
Erſt Juſtinian bejtimmte, daß die Präterition jedes suus diejelbe Folge 
haben jollte, wie die Präterition des filius familias, d. h. die Nichtigkeit 
des Tejtaments. 

3. Für jeden postumus (Sohn, Tochter oder Enfel) galt die Regel: 
postumi agnatione rumpitur testamentum, d. 5. das Erjcheinen eines 
postumus nach der Tejtamentserrichtung (fei e8 durch Geburt oder durch 
Adoption, ſei es durd; Wegfall des Vaters bei Lebzeiten des Groß— 
baterd) machte das Tejtament nichtig.?) 

III. Entiprechend der Ausdehnung der erjten Intejtatllafje durch Auf: 
nahme der emanzipierten Kindert), erweiterte der Prätor auch daS formelle 
Noterbrecht erheblich durch Erjtredung auf jämtliche liberi.>) 

Während bei den männlichen liberi die Enterbung ſtets nominatim 
erfolgen mußte, genügte für die liberi weiblichen Geſchlechts die exhere- 
datio inter ceteros. 

War eines der Kinder präteriert, jo war nad) prätoriücher Auffafjung 
da8 Tejtament keineswegs nichtig, der Prätor gab aber im Falle der 
Präterition die bonorum possessio contra tabulas. 

Zur Wgnodzierung der bonorum possessio contra tabulas waren 
nicht nur Die präterierten Kinder berechtigt (ipsi committunt edietun), 
jondern auch den im Tejtament eingejetten findern wurde (commisso 
per alium edicto) die bonorum possessio c. t. erteilt. 

Dagegen wurde den erheredierten Kindern Die b. p. contra tabulas 
niemals erteilt; fie blieben von der b. p. contra tabulas ausgeſchloſſen. 

Der Prätor erteilte die bonorum possessio contra tabulas ben 
Berechtigten auf ihr Verlangen mit der Wirkung, daß fie ich in den 
Nachlaß teilten, wie wenn fie die einzigen Inteſtaterben wären.®) 


" Dies war die von Aujtinian rezipierte Vehre der Sabinianer, während die 
Brofulianer das Teftament nur dann für nichtig erklärten, wenn ber präterierte Sohn 
den Teſtator überlebte. Gai. II, 123; pr. J. 2, 13, ?) Gai. II, 124. 

») Ulpian XXII $ 18; 1. 12 D. de liberis 28, 2. Ueber die jpätere Wöglih: 
feit der Einjeßung und Enterbung der postumi vgl. Schmidt a. a. O. ©. 2dff.; 
Ulpian XXII $ 19; 1. 29 D, de liberis 28, 2 (lex Gallus, darüber Amann, Die 
Grundſätze der heutigen Pandektenkritit geprüft an der jogen. lex Gallus 1878). 

9) ©. oben S. 1023. 

) Gai. II 135—137; Ulpian XXI $ 23, XXVIIT 88 2-4; 88 4 J. 2, 
13; tit. D, de bonorum possessione contra tabulas 37, 4; tit, Cod. de b. p. c. t. 
quam praetor liberis pollicetur 6, 12. 

*) Der exheredatus zählte bei der b. p. contra tabulas nicht mit. 
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Durch Agnition der b. p. contra tabulas verloren die teſtamentariſchen 
Erbeinjegungen, Vermächtniſſe jowie Freilaſſungen ihre Wirkung; nur 
einige Vermächtniſſe zu Gunjten der Eltern und Kinder des Erblajjers 
wurden durch das edietum de legatis praestandis aufrecht erhalten (ex- 
ceptae personae), und zwar bis zum Betrage eines Kopfteils.!) 

IV. Das materielle Noterbrecht (Bflichtteilsrecht) verdanfte feine Bertepung 
Entwidelung der Praxis des Gentumviralgerichtt. in Teftament, das den IM Ffat— 
VBorichriften des formellen Noterbrecht3 zwar entſprach, aber die nächſten 
Angehörigen materiell nicht bedachte, verlekte das officium pietatis gegen 
diefe Angehörigen und wurde als pflichtwidrig angejehen (testamentum 
inofficiosum). Ein ſolches Tejtament durften die übergangenen An— 
gehörigen sub colore insaniae?) mit der querela inofficiosi testamenti 
anfechten.?) Mit der Querel forderten die Pflichtteilberechtigten Um— 
jtoßung des Tejtaments "wegen der ihnen durch die unverdiente Aus- 
ſchließung zugefügten Kränfung und der dadurch befundeten Yieblofigkeit, 
und zwar mit dem Erfolge des Eintritt der Intejtaterbfolge. 

1. Pflichtteilsberechtigt waren im jujtinianischen Rechte vor der No— 
velle 115 die Dejcendenten, die Ajcendenten und die Gejchwiltert) des 
Erblaſſers, legtere aber nur dann, wenn ihnen eine persona turpis vor— 
gezogen war. Dieſe Perjonen hatten aber nur dann Anjpruch auf den 
Pilichtteil, wenn fie die nächſten Inteſtaterben des Tejtator8 geweſen jein 
würden.) 

2. Urſprünglich betrug der Pflichtteil (portio debita, pars legitima) 
nad) Analogie der quarta Falcidia den vierten Teil der ntejtatportion; 
Zuftinian erhöhte den Pflichtteil in der Novelle 18 auf !/, der Inteſtat— 
portion, wenn dieje !/, des Nachlaſſes oder mehr betrug, und auf Y/,, 
wenn die Sntejtatportion weniger als !/, des ganzen Nachlafjes betrug. 

3. Die Zuwendung des Wflichtteil® konnte durch Erbeinjeßung, 
durd; Vermächtnis oder durh Schenkung von Todeswegen erfolgen, aud) 
waren manche Zuwendungen unter Zebenden (dos, propter nuptias donatio, 
militia) in den Pflichtteil einzurechnen. Beſchränkungen des Pflichtteils 
durch Hinzufügung einer Bedingung, —— oder Auflage waren un— 
zulaſſig und wurden ſeit Juſtinian gejtrichen.®) 


!) Tit. D. de legatis praestandis 37, 5. Schmidt a. a. ©. ©. 126 ff. 

) L. 2 D. de inofficioso testamento 5, 2. Das Tejtament wurde wie dad 
eines Wahnfinnigen angeiehen. Das römische Recht feige hierin dem griechiichen Rechte; 
nad) attiichem Rechte fonnten die Verwandten den Teitator nad) jeinem Tode der 
ucarvie beſchuldigen und das Tejtament umſtoßen. Schulin, Das griechiiche Tejtament 
verglichen mit dem römiſchen (1882) ©. 16. 

) &. Hartmann, Ueber die querela inofficiosi testamenti nad) Haffishem Rechte, 
1864; Unzner, Die querela inofficiosi testamenti nad) dem Rechte vor der Novelle 
115 (1891). ) Bon den Gejchwijtern nur die germani und consanguinei. 

6) Eine Ausnahme machte die successio in querelam, d. h. der entjerntere 
Pflichtteilsberechtigte rüdte dann nad, wenn der nähere Inteftaterbe die Querel ent: 
— —— fonnte, z. B. als indignus, oder nicht anſtellen wollte. L. 31 
pr. D. 

) L 32 Cod. 3, 28. Der Tejtator konnte aber anordnen, daß der Pflicht: 
teilöberechtigte mehr ala ben Bilichtteil erhalten follte, den feinen Pilichtteil über: 
jchreitenden Teil jedoch nur für den Fall, daß er fich ein ihm auferlegte® onus ge- 
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4. Vorausſetzung der querela inofficiosi testamenti war, daß dem 
Pflichtteilsberechtigten nichtS oder weniger als der Pflichtteil zugewendet 
war. Die Klage war gerichtet gegen den tejtamentariihen Erben und 
ging im vorjuftinianischen Rechte auf Reſciſſion des Teitament3 und 
Zahlung des vollen Sntejtaterbteils. Juſtinian ſchränkte die Querel auf 
den Fall ein, daß dem Pflichtteilöberechtigten garnicht zugewendet war. 
Pag eine Zuwendung vor, die den vollen MPflichtteil nicht erreichte, jo 
jollte nur auf Ergänzung des Pflichtteil® mit der actio ad supplendam 
legitimam (actio suppletoria) geklagt werden.) 


Noterbrecht V. Deſcendenten und Aſcendenten des Teſtators konnten nad) der 

der Novelle Novelle 115°) nicht nur den Pflichtteil, ſondern auch die Erbeinſetzung 
beanſpruchen.) Sie durften fortan nur noch aus einem der in der No— 
velle 115 aufgezählten Gründe enterbt oder nicht eingejeßt werden; der 
Grund mußte ausdrüdlic; im Tejtament angeführt werden.t) Die Nichtig- 
feit des Enterbungsgrundes hatte der tejtamentariiche Erbe zu beweijen. 

1. Waren Afcendenten oder Dejcendenten ohne Angabe des Grundes 
enterbt oder übergangen, jo waren alle im Tejtament enthaltenen Erbein— 
jeßungen ungültig, während der übrige Inhalt des Tejtaments, wie 
Vermächtniſſe, Yupillarfubftitutionen, VBormundsernennungen, beftehen blieb. 

Aicendenten und Dejcendenten traten dann tanquam ab intestato an 
die Stelle der eingejegten Erben. Ueber die Natur diefer Ungültigfeit 
berrichte jchon jeit den Gloſſatoren Streit. 

a) Die eine Meinung erklärte das gegen die Formvorſchrift der 
Novelle veritoßende Tejtament für abjolut nichtig und gab den Inteſtat— 
erben die hereditatis petitio ab intestato. Sog. Nullitätsjyitem.d) 

b) Eine zweite Meinung betrachtete daS Tejtament als inoffizidß und 
deshalb anfechtbar mit der querela inofficiosi testamenti. Sog. In— 
offiziofitätsjyitem.®) 

ec) Eine dritte Meinung wollte Nichtigkeit annehmen, wenn fein Ent: 
erbungsgrund angegeben fei, und Anfechtbarfeit, wenn zwar ein Enterbungs- 


gr lajie, ig, eautela Socini; vgl. Entih. NG. Bd. 31 Wr. 41 ©. 198, Bd. 36 
r. 64 S S —2— 

') Die querela inofficiosi testamenti war eine actio vindietam spirans, deren 
Biel in erjter Reihe darauf ging, dem Berlegten Sihne und Genugthuung für die 
erlittene Kränkung zu verichaften. Deshalb war jie fubjidiärer Natur, d. 5. nur 
jtattbaft, wenn der Verlepte fich nicht durd) eine andere Klage helfen tonnte, 82 
J. 2, 18. Sie verjährte mit Ablauf von 5 Jahren und wurde durch jede ausdrück— 
liche oder ſtillſchweigende Anertennung des Teitaments ſeitens der Pflichtteilsberech— 
tigten ausgeſchloſſen. Ueber die querela inofficiosae donationis und dotis vgl. Wind- 
icheid- Kipp Bd, 3 8 580. 

) Novelle 115 cap. 3, 4, 5. 

) Es genügte heredis institutio ex re certa., 

) Es find 14 Enterbungdgründe in Anjehung der Dejcendenten und 8 in An- 
ſehung der Aſcendenten; vgl. Windſcheid-Kipp Bd. 3 $ 5090. 

®) Dieje Anficht vertraten Martinus, VBangerow Band. Bd. 2 8 485, Schmidt 
a. a. D. ©. 176, 178 und das Reichägericht, Entih. Bd. 11 Nr. 48 S. 23 30. 

9) Sinhünger diefer Meinung waren Donellus, Eujacius, Brinz Band. Bd. 3 
(3. Aufl.) S. 107; Köppen, Lehrbuch ©. 619; Windicheid- Kipp Bd. 3 $ 591; 
TDernburg- -Biermamı II 8 154. 
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grund angeführt, diefer Grund aber unwahr und daher mit der Querel 
anfechtbar jei. Sog. gemiſchtes Syitem.!) 

2. Waren die Defcendenten und Aſcendenten zwar als Erben ein- 
geießt, aber auf weniger al3 den Betrag ihres Pflichtteils, jo konnten jie 
nur die Ergänzung ihres Pflichtteil® mit der actio ad supplendam legi- 
timam verlangen. 

3. Das Pflichtteilsrecht der Gejchwijter wurde in der Novelle 115 
nicht berührt, e8 blieb daher beim alten Rechte?) 


$ 289. 


2. Deutiches Noterbreht und Plichtteilsrecht.?) 


1. Solange im deutſchen Nechte legtwillige Verfügungen unzuläjlig 
und dadurch die Kinder dagegen geichüßt waren, ihr elterliches Erbe durch) 
teftamentariiche Verfügung zu verlieren, ergab fich fein Bedürfnis, für die 
Kinder durch ein Noterbrecht zu jorgen.t) Erſt, als mit der Zuläſſigkeit 
teftamentarischer Verfügungen für den Erblaffer die Möglichkeit gegeben 
war, das Inteſtaterbrecht zu bejchränfen, ergab ſich aud das Bedürfnis 
eines Schußes der nächjten Verwandten gegen die Beeinträchtigung ihres 
gejeglichen Erbrecht3 durch Verfügungen des Tejtatore. 

Seit der Rezeption des römifchen Nechtes, das auch für das deutjche 
Recht die Anerkennung der Teitierfreibeit des Exrblafjers in Anfehung des 
ganzen Nachlafjes brachte, erlangten Dejcendenten und Aſcendenten ein 
Recht auf einen bejtimmten Teil ihrer Anteitatportion. Das formelle 
römische Noterbrecht, wonach gewiſſe Perjonen ein Recht auf die Ehre der 
Erbeinjeßung hatten, blieb aber dem deutichen Nechte fremd. Das for- 
melle Noterbrecht wurde zu einer materiellen Pflichtteilsrecht; eine förmliche 
Erbeinjegung wurde nicht mehr gefordert, es genügte, dal dem Noterben 
ein bejtinnmter Teil des Nachlafjes, wenn auch durch Vermächtnis, zugewendet 
wurde. Eine Verlegung des Pflichtteilsrechts berechtigte den Noterben 
nicht zur Umftogung des Tejtaments, jondern mur zur Klage auf Ge— 
währung oder Ergänzung des Prlichtteils. 

Soldergeitalt ging das Wflichtteilsrecht in die meiſten Partikular— 
rechte über. Am modernen Nechte ift die rechtliche Natur des Prlichtteilg- 
rechts eine andere al3 im römijchen Rechte. Das Pflichtteilsrecht gewährt 
fein Erbrecht, jondern nur eimen Anjpruch gegen den Erben auf eine 
Geldleiſtung. 

Der Pflichtteilsberechtigte iſt nicht Miterbe, ſondern forderungsberechtigt 
gegenüber dem Erben. 


) Dieſe Meinung vertrat Puchta, Band. 8 493, 

2) Entſch. NG. Bd. 14 Nr. 45 S. 187, 190. — Ueber die beſtrittene Frage, in 
welchem Berhältniffe die Novelle 115 zum aften Präteritionsrechte jtand, vgl. Köppen, 
Lehrbuch S 95 ©. 620; Windicheid-Hipp Bd. 3 $ 502; Schmidt a. a. DO. ©. 182. 

) Stobbe, Deutiches Privatreht, Bd. 5 8 305; Heusler, Inſtitutionen des 
Deutichen Privatrehts Bd. 2 $ 189 ©. 608 ff. 

+) Wegen der Vergabungen von Tudedwegen j. oben S. 1040. 
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II. Auch nad) ALR. war die Auffaffung des Pflichtteilsanſpruchs 
al3 eines Geldanſpruchs in der Theorie und Praris zur herrichenden ge= 
worden!); auch das ALR.?Y) kannte fein formelle, fondern nur ein 
materielles Noterbredjt (Pflichtteilsrecht). 

Die Tejtierfreiheit war zu Gunſten der Verwandten in auffteigender 
und abjteigender Linie und der Ehegatten eingejchränft, und dieſe Be- 
ihränfung bejtand darin, daß der Berechtigte ein Forderungsrecht auf ein 
Wertquantum aus dem Nachlafje Hatte, d. h. die Zahlung einer dem Werte 
der Pflichtteildquote gleichfommenden Geldfumme beanfpruchen fonnte. Wäh— 
rend bei den Verwandten in aufiteigender Linie und bei dem Ehegatten 3) 
der Pflichtteil jtet3 die Hälfte des dem Berechtigten nad) der gejeßlichen 
Erbfolge zufommenden Anteil3 betrugt), war der Pflichtteil der Kinder, 
wenn nur ein oder zwei Kinder vorhanden waren, auf ein Drittel, 
wenn drei oder vier Kinder vorhanden waren, auf die Hälfte, und 
wenn mehr al3 vier Kinder vorhanden waren, auf zwei Drittel der 
Inteftatportion fejtgeitellt.>) 

Für die Berechnung des Pflichtteild war der Geldiwert des Nachlajjes 
zur Zeit des Todes des Erblaſſers maßgebend; diefer Geldwert war im 
Zweifel durch Schätzung Sacpverftändiger zu ermitteln. Nah ALR.S) 
fonnte der Pflichtteil mit Bedingungen oder anderen Einfhränfungen nicht 
belaftet werden; war e8 dennoch gejchehen, jo konnte der Pflichtteilsberechtigte 
auf Aufhebung der Einichränfung Hagen. | 

Der Pflichtteil konnte durch Erbeinjegung, durd; Vermächtnis oder 
durch Schenkung von Todeswegen zugewendet werden.?) 

Einzurechnen war auf den Pflichtteil alles, was einem Kinde auf den 
Sterbefall, e8 jei unter welchem Namen es wolle, von den Eltern zu— 
gewendet war®); ferner der Betrag der erhaltenen Ausftattung und der 
der Ausgleihung unterliegenden Geſchenke.) Durch andere Anrechnungen 
fonnten die Eltern den Pflichtteil nicht jchmälern !%), nur wenn der Erb- 
ane für einen jeiner Ablömmlinge Schulden, zu deren Anerkennung er 


) Scufpenftein, Beiträge zur Lehre vom Pilichtteilsrechte, 2, Ausg. S . 88fl., 
S. 132, 150ff., 203; Demburg III $ 196; Gccius IV 8 248; Hinihius in 
Kochs Kommentar zum ALR. zu 8 432 II 2; Eniſch. RS. Bd. 6 Nr. 69 ©. 247, 
Bd. 21 Nr. 50 ©. 272; Bd. 23 Nr. 49 ©. 324, 229; RG. in Grucots Beiträgen 


Bd. 32 Nr. 82 ©. 1034. ”) 85 391 ff. II 2 ACER. 
) Geſchwiſter waren an ALR. nicht ne Sparez, Amtliche 
Vorträge ©. 146. *) 8 502 II 2, 8 631 II 1 ALR 


®) 8 391 II 2 ACH. * Gunſten der est Defcendenten und der 
Afcendenten galt, wenn die Deicendenten gejegmäßig enterbt waren, Guccejfion in 
den Plichtteil. 88 354, 357, 358, 504 II 2 MEHR. Bei Konkurrenz von Enfeln 
galt der Grundjap, da Entel niemals eine größere Quote erhielten, als ihr vor: 
verjtorbener Afcendent erhalten haben mürde; ihr Pilichtteil beſtimmte ſich alio nad 
der Zahl der Stämme. Entih. OTr. Bd. 17 ©. 305. 

*) 88 398, 432-434 II 2 ACH. 

’) Nah Märkiihem Rechte war Erbeinjegung oder Enterbung — 
zu machte das Teitament ungültig. Entſch. OTr. Bd. 12 ©. 419, Bd. 63 

245. 


») 8 396 112 ALR. Nicht einzurecönen waren nach ausdrücklicher Beſtimmung 
des ALR. Gerade, Niftel, Heergeräte, Lehne, — 8397 112 AUR. 
9 8 393 II 2 ACH. ) 8 394 II 2 ALR 
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nach den Geſetzen nicht verpflichtet war, dennoch bezahlt hatte, konnte er 
anordnen, daß das Gezahlte auf deſſen Prlichtteil anzurechnen jei.!) 

Der Pflichtteilsaniprud war im ALR. nach der herrichenden Meinung 
vererblich, abtretbar und pfändbar.?) Die Klage des Pflichtteilsberechtigten 
unterlag einer zweijährigen Verjährung.®) 


IT. Das Pflichtteilsrecht des BGB) 
$ 290. 


1. Pflichtteilsberechtigte. Vorausſetzung des Bflichtteilsrechts. 


1. Auch) das BGB. kennt fein formelle Noterbrecht, jondern nur ein 
materielles Pflichtteilsrecht, durch das die Freiheit des Erblaſſers, 
über fein Vermögen von Todeswegen zu verfügen, zu Gunſten der nahen 
Angehörigen beichräntt wird. Das Pilichtteildrecht ift im BOB. Fein 
Erbrecht, fondern wie im preußiichen Landrecht ein perſönlicher Anjprud) 
auf eine Geldfunme, nämlidy ein Anipruc auf die Hälfte des Wertes des 
geſetzlichen Erbteils. 

Pflichtteilsberechtigt ſind nach BGB. die Abkömmlinge, die Eltern 
und der Ehegatte des Erblaſſers, nicht die entfernteren Vorfahren und 
nicht die Geſchwiſter. Die entfernteren Ablömmlinge und die Eltern find 
nur unter bejtimmten Vorausſetzungen pflichtteiläberechtigt.5) 

Ein Pilichtteilsrecht ſteht demjenigen Familiengliedern nicht zu, welche 

1. durch Vertrag mit dem Erblaffer auf ihr gejegliches Erbredt 
verzichtet haben ®); 

2. auf das Pflichtteilsrecht verzichtet haben”), oder auf welche ſich 
die Wirkung dieſes Verzichts erjtredt®); 





8 395 II 2 ACH. 

2) So auch Eccius IV $ 248 Note 142; Gruchot, Erbrecht Bd. 3 ©. 213; 
Schulpenitein, Beiträge S. 190; aM. Dernburg III $ 207 Note 6 und früher 
OTr. Entſch. Bd. 49 S. 207; Striethorft, Ardiv Bd. 92 ©. 316. 

) 8 440 II 2 AL. 

4) Mot. V ©. 382 ff.; Denkſchrift S. 301ff.; Prot. II ©. 7449. (Bd. 5 
€. 490 f.); Pland-Ritgen V ©. 582 ff.; v. Staudinger:Derzielder Bd. 5 S. 583 Ff.; 
Frommhold S. 270f.; Wille S. 263 ff.; Endemann IIT 88 124-—134; Coſack LI 
s88 409—415; Ennerceruß: Lehmann (2. Aufl.) Bd. 2 88 335— 342; Mattbiah Bd. 2 
RS 156—162; v. Buchta 8 54; Hipp in Windſcheid-Kipp Bd. 3 N 693 S. 396 fi.; 
Sciffner, Pilichtteil, Grbenausgleicung | und die jonitigen geieplichen VBermächtniiie 
nad dem BOB. (1897); Strobal 88 49-58; Meiicheider, Teptwillige Verfügungen 
88 129, 130 ©. 520— 530; Küngel in Gruchots Beiträgen Bd. 41 ©. 613—638, 
814-821; v. Zuhr, Zur Lehre vom Pflichtteil nach dem BGB. in der Deutichen 

uriften- Zeitung 1901 S. 121; Märder, Nachlaßbehandlung (17. Aufl.) S. 324 ff.; 
Strobal, Das Pilictteilsrecht der entfernteren Ablömmlinge und der Eltern (Defanats- 
programm) 1899; Rüger im Sächſiſchen Archiv Bd. 9 S. 450ff.; Brettner im Archiv 
für bürgerl. Recht B.5 ©. 66ff.; UÜbbelohde in Iherings Jahrbüchern Bd. 39 
——— Ne; — Das Pflichtteilsrecht der Enkel, im Archiv für die civil. Praxis 
77 
5), 8 2309 BGB. ») 8 2346 Abi. 1 BOB. 
) 8 2346 Nbj. 2 BEP. ) 8 2349 BOB. 


58 2309, 
2316 
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88 2308, 3. welchen der Erblafjer den Pflichtteil rechtmäßig entzogen hat!); 
2309 


, 4. welche für erbunmwirdig erflärt find.?) 
re Unberührt find die Tandesgejeglichen Vorichriften geblieben, nad) welchen 


dem Fiskus oder einer anderen jurijtiichen Perſon in Anjehung des Nad)- 
lafjes einer verpflegten oder unterjtüßten Perſon ein Pflichtteilsanſpruch 
zujteht.) 

Sit der Erblaſſer nach dem Anfrafttreten des BGB. verjturben, jo 
it das Pilichtteildrecht des BGB. anmwendbar.t) 


Voraus⸗ II. Pflichtteilsberechtigt ſind alle diejenigen Perſonen, welche im ge— 
ir rer gebenen Falle zur gejeblichen Erbfolge berufen fein würden, aber durch 


rechts. Werfügung von Todeswegen (Teitament, Erbvertrag) des Erblafjerd von 
der geſetzlichen Erbfolge ausgeſchloſſen jind.>) 
Unter diefer Vorausſetzung find pflichtteilsberecdhtigt: 

——— 1. die Abkömmlinge des Erblaſſers und alle Perſonen, welche den 
tinge. Ablömmlingen bei der geſetzlichen Erbfolge gleichgeſtellt find, z. B. legiti— 
mierte, adoptierte Kinder.“) Ein zur Zeit des Erbfalls lebender Ab— 
kömmling ſchließt die durch ihn mit dem Erblaſſer verwandten Abkömmlinge 
von der geſetzlichen Erbfolge aus.) Daraus folgt, daß dieſem entfern— 
teren Abkömmling auch dann Fein Pflichtteilsrecht zufteht, wenn ihn der 
Erblafjer durc Verfügung von Todesiwegen von der Erbfolge ausgeichloffen 
hat, denn er ijt Schon kraft Gejeßes durch den ihm vorangehenden Abkömm— 
ling ausgejchlojjen. 

Jedem Erbitamme darf der Pflichtteil nur einmal gewährt werden ®), 
die entjernteren Ablömmlinge find daher injomweit nicht pflichtteilsberechtigt, 
als ein Abkömmling, der fie im Falle der geſetzlichen Erbfolge ausſchließen 
würde, den Pflichtteil verlangen kann oder das ihm Hinterlafjene annimmt?) 
Deshalb find Enkel und Urenkel nicht pflichtteilsberechtigt, wenn ihr nod) 
lebender Parens den Pilichtteil erhält. 

a) Wenn der näcdjititehende Abkömmling für erbunwiürdig!0) erklärt 
ift, jo iſt er auch nicht geſetzlich erbberechtigt, ſchließt alſo entferntere Ab— 
fümmlinge nicht aus. Die Ablümmlinge des erbunwürdigen Ablömmlinges 
jind daher pflichtteilsberechtigt.!!) 

b) Hat der nächjt berufene Abkömmling durch Vertrag mit dem Erb» 
lafjer auf jein gejegliches Erbredt verzichtet, fo ijt er von der gejeßlichen 
Erbfolge ausgeichlojfen, wie wenn er zur Zeit des Erbfall3 nicht mehr 
lebte1?), er hat deshalb auch fein Pflichtteilgrecht. Hat fi die Wirkung des 
Berzichtd auf die Ablömmlinge des Verzichtenden ausdrüclich nicht eritredt, 
jo jind Dieje pflichtteilsberechtigt; anderenfalls, wenn fich die Wirkung des 


1) 88 2333-2337 BGB ?) 88 2344, 2345 BOB. 
2) Art. 139 EG. z. BOB. 

9 Art. 213 EG. 5. BGB. 

5) 8 2303 BSP. 


*) Val. oben ©. 1030. ’, 8 1924 bi. 2 BOB. 
°, Mot. V ©, 401; Prot. II S. 7487 (Bb. 5 ©. 512). 
9 8 2309 BOB. ıw 88 2344, 2345 BOB. 


, In Ermangelung von Abfömmlingen find alſo die Eltern des Erblaſſers 
pilichtteiläberechtigt. 2) 8 2346 Abſ. 1 BGB. 
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Erbverzichts auf die Abkömmlinge des Verzichtenden miterſtreckt!), ſind die 
Eltern des Verzichtenden pflichtteilsberechtigt. 

War der Erbverzicht nur auf das Pflichtteilsrecht beſchränkt 
worden ?), jo iſt der Thatbeſtand des $ 2309 BGB. an ſich gegeben; der 
Berzichtende kann den Pflichtteil nicht verlangen. Die pflichtteilsberechtigten 
entfernteren Ablömmlinge (und die Eltern de3 Erblafjers) find aber in 
ihrem Pflichtteilgrechte injoweit bejchränft, al8 der Erblajjer dem Ber: 
zichtenden gleichwohl etwas hinterlafjen und der Verzichtende das Hinter: 
lajjene angenommen hat, und zwar ijt der Pflichtteilsanfprudy in diejem 
Falle geihmälert um den Wert des dem (verzichtenden) nächitberufenen 
Abkömmlinge Hinterlafjenen.?) 

c) Hat der nähere Abkömmling einen ihm hinterlafjenen Erbteil aus- 
gejchlagen*), jo kommt es zumächjt darauf an, ob der ihm hHinterlafjene 
Erbteil zwar größer ijt als die Hälfte des gejeglichen Erbteils, aber mit 
Beichränkungen oder Beſchwerungen hinterlafjen; in diefem Falle kann er 
den vollen Pflichtteil verlangend) und der entferntere Abkömmling ift 
dann nicht pflichtteilsberechtigt.6) Iſt der hHinterlafjene Erbteil geringer 
als die Hälfte des gejeglichen Erbteild, jo erwirbt der entferntere Ab— 
fümmling einen Pflichtteildanjpruch injomweit nicht, al8 der nähere Abkömm— 
ling neben dem ausgejchlagenen Erbteile noch einen Pflichtteilsanſpruch in 
Höhe de8 Wertes des an der Hälfte fehlenden Teiles hat.’) 

d) Hat der Erblafjer den näheren Abkömmling durch Tejtament von 
der gejeplichen Erbfolge außgejchlofjen®), jo kann diefer den Pflichtteil ver- 
langen), und deshalb jind die entfernteren Abkömmlinge nicht pflichtteils- 
berechtigt.1%) Iſt dem von der Erbfolge ausgeichloffenen Abkömmling auch 
der Pflichtteil rechtmäßig !!) entzogen, jo find die entfernteren Abkömmlinge 
pflichtteilöberechtigt.1?) 

2. Pflidhtteil3berechtigt find ferner die Eltern des Erblajjerd13), ſo— 
jern ihnen ein gejeßliches Erbrecht zufteht, alfo wenn fein Abkömmling 
vorhanden oder ein vorhandener weggefallen ift.14) Pflichtteilsberechtigt ift 
auch die uneheliche Mutter!) und der Vater eines legitimierten Kindes 16), 
dagegen nicht der Adoptivvater 17) umd auch nicht der jchlechtgläubige Vater 
bei nichtiger Ehe.!s) Entferntere Ajcendenten haben fein Pflichtteilsrecht. 

3. Plichtteilsberechtigt ift auch der Ehegatte des Erblafjers, joweit 
ihm ein gejegliches Erbrecht zufteht.1?) 

1) 8 2349 BOB. ?) 8 2346 Abi. 2 BOB. 

) Nüngel in Gruchots Beiträgen Bd. 41 S. 450; ———— S. 277 Anm. 26; 
Enneccerus-Lehmann Bd. 2 (2. Aufl.) S. 855. ı) 8 1953 BOB. 

9 > der en jeinen Pflichtteil wirklich verlangt, iſt gleichgültig, 

°) 8 2306 Abi. 1 Sap 2 BGB. War in diefem Falle der Erbteil um: 
beichräntt > unbejchwert hinterlajjen, jo fann der nähere Abkömmling, der den 
Erbteil ausſchlägt, den Pilichtteil nicht mehr verlangen. 

$ 2305 BGB. Strohal a. a. ©. $ 50; Pland-Ritgen V ©. 577 Anm, 4; 


Frommhold S. 277 Anm. 2c. ) 8 1938 BOB. 
») $ 2303 BSP. ), 8 2309 BGB. 11, 88 2333, 2336 BOB. 
", 8 2309 BGB. Mäheres bei Strobal a. a. O. ©. 223jf. 
8 2303 bj. 2 BHB., $ 2309 BOB, 9 88 1925, 1930 BGB. 
'») 8 1705 BGB. 6) 8 1736 BOB. ‚7, 88 1759, 1767 BGB. 


'"), 8 1701 BGB. nr, 8$ 1931, 1933 BOB. 


88 2303, 
2305, 
2306, 

2309. 
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88 2308 II. Für die Berechnung der Höhe des Pflichtteil8 ift der gejeßliche 

bis 2306. Erbteil maßgebend; die Hälfte des Wertes des gejeßlichen Erbteild bildet 

‘ rer den Pflichtteil.!) Hat der Erblafjer dem Pilichtteiläberechtigten den Pflicht 
teil zugewendet, jo ijt eine folche Zuwendung im Zweifel nicht als Erb- 
einſetzung anzujehen.?) 

IV. Sit der Pflichtteilsberechtigte als Erbe berufen, aber nur zu einem 
Erbteile, der geringer iſt, al8 die Hälfte des geſetzlichen Erbteils, jo kann 
er von den Miterben als Pflichtteil nur den Wert des an der Hälfte 
fehlenden Teiles beanjpruchen.?) Der Pflichtteilsberechtigte iſt aber nicht 
berechtigt, den Erbteil auszuſchlagen und ſtatt deſſen den vollen Pflicht: 
teil zu jordern.t) 

Beldränkun. Sit der al3 Erbe berufene Pilichtteilsberechtigte durch die Einjeßung 

u. eines Nacherben, die Ernennung eined Tejtamentsvollitreder8 oder eine 
Teilungsanordnung beſchränkt, oder ijt er mit einem Vermächtnis oder 
einer Auflage bejchwert, jo ift für die Rechte des Pflichtteilsberechtigten, 
der verlangen kann, daß ihm der Pilichtteil frei von Beihränfungen 
und Belajtungen gewährt wird, folgende Unterjcheidung zu machen: 

1. Ueberjteigt der dem Wflichtteilsberechtigten hinterlaſſene Erbteil 
nicht die Hälfte des gejeglichen Erbteils, ijt er aljo entweder geringer oder 
nur ebenjo hoch al3 der Pilichtteil, jo gilt die Beihränfung oder die Be— 
ſchwerung als nicht angeordnet.?) 

2. Iſt dagegen der hinterlafiene Erbteil größer als die Hälfte des 
geſetzlichen Erbteils, jo hat der Pilichtteilsberechtigte die Wahl‘), ob er 
den Erbteil mit den Beichränfungen und Beſchwerungen annehmen oder 
ob er den Erbteil ausichlagen und jtatt deſſen den vollen Pflichtteil in 
Geld verlangen will.) In diefem Falle beginnt die Ausjchlagungsfriit 
erſt, wenn der Pflichtteilsberechtigte von der Beſchränkung oder der Be- 
ſchwerung Kenntnis erlangt. 

Iſt der Pflichtteilsberechtigte nur als Nach erbe eingeſetzt, jo gilt 
dieſe Einſetzung kraft poſitiver Vorſchrift als eine Beſchränkung der Erb— 
einjegung.®) 

V. Der Erblaffer ift nicht berechtigt, den Pflichtteilderben durch Zus 
wendung eines Vermächtniffes zu befriedigen. Der mit einem Vermächt— 
niffe bedachte Pflichtteilserbe kann vielmehr unter Ausihlagung des Ber: 
mächtnijjes den Pflichtteil verlangen. Schlägt er jedody nicht aus, jondern 
nimmt er das Vermächtnis an, jo kann er den Pflichtteil nur injoweit 
fordern, als diefer nicht durch den Wert des Vermächtnifjes gedeckt wird. 
Hierbei wird der volle Wert des Vermächtniſſes in Anrechnung gebradt 
und etwaige Beichräntungen und Beſchwerungen bleiben bei der Ermitte- 


) $ 2303 Abi. 1 Sap 2, $ 2310 BGB. 
?, 8 2304 BSP. Auslegungäre el. » $ 2305 BOB. 
y Der periönlihe Anipruc auf den Wert des an der Hälfte fehlenden Teiles 
beſteht unabhängig davon, ob ber ek — den Erbteil annimmt oder 


ausichlägt. Strohal a. a. O. ©. 218. ) 8 2306 Abi. 1 Sap 1 BOB. 
°, Alſo kraft Geſetzes, ohne Anordnung des Erblaſſers, wie bei der cautela 
Soeini; vgl. oben S. 1273 Anm. 6. ', 8 2306 Nbf. 1 Sag 2 BGB. 


) 8 2306 Abſ. 2 BGB. Hit der Pflichtteilßberechtigte nur als Erjagerbe be= 
rufen, jo fann er fofort den Pilichtteil verlangen, ohne vorher ausichlagen zu müſſen. 
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lung de8 Wertes außer Anjab, jo daß jie der Pflichtteilsberechtigte über: 
nehmen muß, wenn er das Vermächtnis annimmt.!) 

Sit mit dem Vermächtniſſe der Erbe beichwert, jo kann er den 
Pflichtteil3berechtigten unter Bejtimmung einer angemefjenen Friſt zur Er— 
Härung über die Annahme des Vermächtniſſes auffordern. Mit ihrem 
erfolglojen Ablaufe gilt da8 Vermächtnis als ausgefchlagen.?) Ein mit 
dem Vermächtniſſe bejchtverter Vermächtnisnehmer hat das Necht der Friſt— 
bejtimmung nidht.®) 

VI. Die Ausfhlagung der Erbſchaft oder des Vermächtnifies (58 2306, 
2307) kann von dem Pflichtteil3berechtigten angefochten werden, wenn Die 
Beichränfung oder die Beichtverung zur Zeit der Ausichlagung weggefallen 
und der Wegfall ihm nicht bekannt geworden ijt.) Auf die Anfechtung 
der Ausichlagung eines Vermächtniſſes finden die für die Anfechtung der 
Ausſchlagung einer Exrbichaft geltenden Vorfchriften 5) entiprechende An— 


88 2307, 
2308, 


2310, 
2311. 


Anfechtung 
der Aus⸗ 
ſchlagung. 


wendung. Die Anfechtung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Be: . 


Ihwerten.®) 
$ 291. 


2. Berechnung des Prlichtteils.’) 


J. Die Grundlage für die Gejtaltung des Pflichtteilsrecht3 bildet die 
gejegliche Erbfolge. Der Bflichtteil bejteht in der Hälfte des Wertes des 
geſetzlichen Erbteil3.d) Für jeden Pflichtteilsberechtigten wird der Pflicht: 
teil geſondert fejtgejtellt (distributive Methode). Zum Zwecke der Feititellung 
der Größe des Pilichtteil® muß aber bejtimmt werden, welche Perjunen bei 
der Beitimmung des für die Berechnung des Pflichtteil3 mahgebenden Erb- 
teils mitzuzählen find. 

1. Bei der Berechnung des Erbteils werden diejenigen gefeßlichen 
Erben mitgezählt, welche durch legtwillige Verfügung von der Erbfolge 
ausgejchlojjen find oder die Erbihaft ausgeſchlagen haben oder für 
erbunmwiürdig erklärt find.) Der Wegfall eines Miterben fommt aljo dem 
Pflichtteil3berechtigten nicht zu jtatten, er hat eine Erhöhung des Pilicht- 
teil3 der anderen Berechtigten nicht zur Folge. 

2. Nicht mitgezählt wird dagegen, wer durch Erbverzicht von der 
gejeßlichen Erbfolge ausgeſchloſſen ijt.!%) Ob der Erbverzicht ohne oder 
gegen Entgelt jtattgefunden hat, macht feinen Unterjchied. 

II. Der Berechnung des Pflichtteil$ wird der Bejtand und Der 
Wert des Nachlajjes zu Grunde gelegt; maßgebend hierfür ijt der Zeit— 
punft des Erbfalld.1) Eine nad dem Erbfall eintretende Werterhöhung 


'ı) 8 2307 Abi. 1 BGB. 2) 8 2307 Abi. 2 BOB. 

) Strobal a. a. ©. ©. 219 Anm. 8, *) 8 2308 Wbj. 1 BGB. 

°) Vgl. $ 1954 BOB. Auf die Anfechtung der — einer Erbſchaft 
finden —* Vorſchriften direkte Fa ) $ 2308 Nbf. 2 BGB. 

— Strohal a. a. O. 88 5 ; Endemann III $ 130. 

I 8 2303 BOB. » 8 2310 Sag 1 BGB. 

$ 2310 Sap 2 BGB. Abweichend $ 488 II 2 ALR. Wer dagegen nur 

auf ben Der verzichtet — wird mitgezählt. 

1»18 2311 Abſ. 1Satz 1 BGB. 
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oder Wertverminderung trifft nur den Erben, den Pflichtteilsberechtigten 
berührt ſie nicht. Der Wert des Nachlaßbeſtandes iſt, ſoweit erforderlich, 
durch Schätzung zu ermitteln; eine vom Erblaſſer getroffene Wertbeſtimmung 
iſt aber nicht maßgebend.!) Hat jedoch der Erblaſſer angeordnet, daß einer 
von mehreren Erben ein zum Nachlaſſe gehörende Landgut übernehmen 
foll, fo ift, wenn der Miterbe von dem Rechte Gebrauch madjt, der Er- 
tragswert aud für die Berechnung des Pilichtteil3 maßgebend.?) Der 
Erblafjer kann aber auch einen anderen Uebernahmepreis beftimmen, dann 
ift Diefer maßgebend, wenn er den Ertragswert erreicht und den Schäßung$: 
wert nicht überjteigt.?) ine ſolche Anordnung über den der Pflichtteils- 
berechnung zu Grunde zu Legenden Wert eines Landguts kann der Erb- 
laſſer auch dann treffen, wenn er nur einen Erben hinterläßt.t) Voraus— 
jegung für die Wirkjamkeit der Anordnung ift aber in beiden Fällen, daß 
der Erbe das Landgut übernimmt und daß er zu den (nad $ 2303) 
pflichtteilsberechtigten Perionen gehört.) 

Rechte und Berbindlichkeiten, die von einer aufichiebenden Be- 
dingung abhängig find, bleiben bei der Teititellung des Wertes des Nach— 
lafjes vorläufig außer Anſatz. Nechte und Berbindlichkeiten, die von einer 
auflöjenden Bedingung abhängig find, werden als unbedingt, alfo zum 
vollen Werte angejeßt.) Tritt die Bedingung jpäter ein, jo hat die der 
veränderten Rechtslage entiprechende Ausgleichung zu erfolgen.) Eine 
Sicherheit für die jpätere Ausgleichung hat der Pflichtteilsberechtigte nicht 
zu leiſten. Ungewijje oder unfichere Rechte jowie zweifelhafte Ver- 
bindlichkeiten werden ebenſo behandelt wie Rechte und Verbindlichkeiten, die 
von einer aufichiebenden Bedingung abhängig Tind.$) 

Für Die Feititellung eines ungewiſſen und für die Verfolgung eines 
unficheren Rechte zu jorgen, ift der Erbe dem BPlichtteilsberechtigten 
gegenüber verpflichtet, foweit e3 einer ordnungsmäßigen Verwaltung ent- 
jpricht.®) 

Bei der Berechnung des Pilichtteild der Eltern bleibt der dem Ehe— 
gatten des Erblafjers gebührende Voraus außer Anſatz 10); der Ehegatte 
geht aljo mit feinem Anſpruch auf den Boraus den Eltern des Erblafjers 
vor, deren Pflichtteil nur von dem nad Abzug des Voraus verbleibenden 
Reſte des Nachlaſſes zu berechnen ift. 

Sit der Plichtteilsberechtigte nicht ſelbſt Erbe, weil er von der gejeß- 


ge rg lichen Erbfolge ausgeichloffen oder weil er die Erbſchaft wegen Beichrän- 


laſſes. 


kungen oder Beſchwerungen ausgeſchlagen hat, ſo hat ihm der Erbe auf 
Verlangen über den Beſtand des Nachlaſſes Auskunft zu erteilen.!!) Der 
Erbe muß ihm alfo ein Verzeichnis über den Beſtand des Nachlaſſes vor- 
legen, und er ijt auch, fall Grund zu der Annahme beiteht, daß das Ver— 
zeichnis nicht mit der erforderlichen Sorgfalt aufgeſtellt worden iſt, zur 


1) 8 2311 Abſ. 2 BOB. 
») $ 2312 Abi. 1 Sap 1 BOB. Bl. $ 2049 BOB. 


s) 8 2312 Abi. 1 Sat 2 BOB. *) 3 2312 Abi. 2 BOB. 

s) 8 2312 Abi. 3 BGB. 

‘) $ 2313 Abl. 1 Sap 1 BOL. 8 2313 Abi. 1 Sap 2 BOB. 
‘) $ 2313 Abi. 2 Sap 1 30%. 9 8 2313 Ab. 2 Sap 2 BGB. 


0) 8 2311 Abi. 1 Sag 2, $ 1932 BGB. 1j $ 2314 bl. 1 Gap 1 BOB, 
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Leiftung des Offenbarungseid verpflichtet.) Der Pflichtteilsberechtigte 
fann auch verlangen, daß er bei der Aufnahme des ihm vorzulegenden 
Verzeichnifjes zugezogen und daß der Wert der Nacdjlapgegenitände ermittelt 
wird; er fann ferner verlangen, daß das Verzeichnis durch die zuftändige 
Behörde?) oder durch einen zuftändigen Notar aufgenommen wird.®) 

Die hierfür erforderlihen Kojten fallen dem Nachlaffe zur Lajt.t) 

III. Nach ALR.?) war auf den Pflichtteil der Betrag der erhaltenen 
Ausjtattung und der der Kollation unterliegenden Gejchenfe einzurechnen. 

1. Nah dem BGB.°) hat ſich der Pflichtteildberechtigte Zuwendungen, 
die ihm der Erblafjer bei Lebzeiten gemacht hat, nur dann auf den Pflicht- 
teil anzurechnen, wenn dies bei der Zuwendung bejtimmt worden ilt. 
Diefe Beitimmung des Erblaſſers braucht aber Feine ausdrüdliche zu jein, 
vielmehr kann ſich die auf Anrechnung gerichtete Abjicht der Beteiligten 
auch aus den näheren Umftänden ergeben, jo dal aljo diefe Abjicht auch 
in einer jtilljchweigenden Willenserklärung zum Ausdrude gelangen fann.?) 
Die Anrechnung findet aber nur jtatt, wenn fie bei der Zumendung vom 
Erblafjer angeordnet und wenn die Zuwendung vom Pflichtteilsberechtigten 
al3 anrechnungspflichtige angenommen worden ijt.®) Eine einjeitige An- 
ordnung der Anrechnung iſt weder unter Lebenden noch durch Verfügung 
von Todeswegen jtatthaft, auch findet kraft Geſetzes niemals eine An- 
rechnung jtatt.®) 10) 

Der Wert der Zuwendung wird bei der Beſtimmung des Pflichtteils 
dem Nachlaſſe hinzugerechnet; der Wert bejtimmt ſich nach der Zeit, zu 
welcher die Zuwendung erfolgt iſt.!) Bon dem jo erhöhten Nachlaſſe wird 
der Pflichtteil berechnet und von dem ermittelten Betrage des Pflichtteils 
wird der Wert des Vorempfanges in Abzug gebracht. Sit der Pflichtteils- 
berechtigte ein Abkömmling des Erblafjerd, jo muß er ſich aud) den Vor— 
empfang eines weggefallenen Abkömmlinges, an dejjen Stelle er getreten ijt, 
auf den Pflichtteil anrechnen lafjen.!?) 

2. Sind mehrere Abkömmlinge vorhanden 13), die im Falle der 
gejeglichen Erbfolge unter jich eine Zuwendung des Erblafjer8 zur Aus— 





98 260 BGB. 
?) In Preußen find zuftändig die Amtsgerichte, die Dorfgerichte, der Orts— 
vorfteher, der Bürgermeilter oder der Gemeindevorjtand (Art. 31, 38, 108, 111, 118 


PrFrG.). ) 8 2314 Abſ. 1 BGB, 4) 8 2314 Abi. 2 BOB. 
5) & 393 II 2 ACH. °) 8 2315 Abi. 1 BGB. 
) Küngel in Gruchots Beiträgen Bd. 41 ©. 619. 
) Endemann III $ 131 ©. 594. ) Vgl. BRK. ©. 117, 118. 


10) War der Erblafjer zur Gewährung der —— geſetzlich verpflichtet, z. B. 
zu einer Ausſteuer ($ 1620), fo iſt ſie auch nicht auf dem Pflichtteil anzurechnen. 
Strobal a. a. D. ©. 246; Pland-Ritgen V ©. 587 Anm. b. 

"1, 8 2315 Abi. 2 BGB. Sind mehrere Pilichtteildberechtigte vorhanden, jo 
werden nicht jämtliche Zuwendungen dem Nachlafje auf einmal hinzugerechnet, ſondern 
jede einzelne Zuwendung wird nur bei der Berechnung des Pflichtteils desjenigen 
dem Nachlaſſe meinen Ye welcher die Zuwendung empfangen hat. Strohal a. a. 
O. ©. 249, Coſack II $ 413, III 2b, Pland:Ritgen V S. 587. AM. Fromme 
hold ©. 283, 284 Anm. 3a, 4; Endemann III $ 131 Anm. 20, 

ı) 8 2315 Nbi. 3, $ 2051 Ubi. 1 BGB. 

19) Ob die Abkömmlinge wirklich Erben werden, ijt gleichgültig. 
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z 2316. gleichung bringen müßten !), jo bejtimmt jich der Pflichtteil eines Abkömm— 
linge8 nad) demjenigen, was auf den gejeßlichen Erbteil unter Berüdfichtigung 
der Ausgleihungspflicdyt bei der Teilung entfallen wirde.?) Der Pflicht: 
teil jedes einzelnen Abkömmlinges beträgt aljo die Hälfte desjenigen Be— 
trag3, der im Falle der geieplichen Erbfolge unter Berüdfichtigung der 
Ausgleihungspfliht auf feinen Erbteil entfallen würde. 

Der Erblafjer hat z. B. einen extraneus zum Erben eingejeßt. Bon 
jeinen Kindern hat N. eine Ausftattung von 5000 Mark, B. eine ſolche 
von 3000 Mark empfangen. Der Nachlaß beträgt 20000 Mar. 

In diefem Falle berechnet fich der Erbteil des A. auf 


9 925 
EEE — 14000 — 5000 — 9000 Marl; ſein Pfuchtte 


beträgt die Hälfte, aljo 9000 _ 4500 Marf. 


2 
2 4 
Der Erbteil des B. beträgt ende — * = 14000 — 3000 


— 11000; fein Pflichtteil beträgt die Hälfte, aljo — —- —= 5500 Marf. 


Ein Abkömmling, der durch Erbverzicht von der gejeblichen Erbfolge 
ausgeichlojjen ijt, bleibt bei der Berechnung außer Betradht.®) 

Sit der pflichtteildbercchtigte Abtümmling als Erbe berufen, und be- 
trägt fein Pflichtteil nad) den vorjtehenden Regeln mehr als der Wert 
de3 hinterlaffenen Erbteils, jo kann der WPflichtteiläberechtigte von den 
Miterben den Mehrbetrag als Prlichtteil verlangen, auch wenn der hinter: 
laſſene Erbteil die Hälfte des geſetzlichen Erbteil3 erreicht oder überjteigt.*) 

Beilpiel: Der Erblaffer hat jeine Eöhne U. und B. zufammen zu 
5/g, Seinen Sohn E. zu 1/, als Erben eingejeßt; der Nachlaß beträgt 
30000 Mark. A. hat eine Ausjtattung von 4000 Mark, B. eine jolche 
von 2000 Mark empfangen. 

Der gejebliche Erbteil des GE. beträgt 12000 Mark, fein Pflichtteil 


* — 6000 Mark, da er nur 5000 Mark als Erbteil hat, ſo kann 


er noch 1000 Mark zuſätzlich als Pflichtteil verlangen. 

Eine Ausſtattung, die der Erblaſſer einem ſeiner Abkömmlinge gewährt 
hat’), kann der Erblaffer nicht zum Nachteil eines Pflichtteilsberechtigten 
von der Berüdjihtigung ausſchließen“); fie iſt aljo aud) dann zur Aus: 
gleihung zu bringen, wenn der Erblaffer bei der Gewährung der Aus— 
jtattung ihre jpätere Ausgleihung verboten hatte. Hat der Erblafjer bei 
einer Zuwendung, die unter den Abkömmlingen zur Ausgleichung zu bringen 
it, angeordnet, daß der Empfänger die Zuwendung fich auf feinen Pflicht- 
teil anrechnen jolle, jo kommt fie auf dem Pflichtteil doch nur mit der 
Hälfte des Wertes in Anrechnung’) Diefe Beitimmung beruht darauf, 











—⸗ 


N g 2050 BGB. 7) 8.2316 abſ. 1 Sap 1 808, 
:) 8 2316 Abi. 1 Sap 2 BOB 33 2 BOB. 
) 8 1624, 8 2050 Abi. vos. °) 8 2316 Abi. 3 8 


') & 2316 Abi. 4 BOB. 
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daß die Zuwendung bereit? ganz in Rechnung geitellt iſt bei der Be— 
jtimmung des gejeglichen Erbteils, aljo bei dem die Hälfte des gejeßlichen 
Erbteil3 betragenden Pilichtteile bereit3 zur einen Hälfte ihres Wertes in 
Anrechnung gelangt it und daher nur noch mit der anderen Hälfte ihres 
Wertes auf den Pflichtteil in Anrechnung kommen fann.') 


$ 292. 
3. Pflichtteilsanſpruch und Pflichtteilslait. 


I. Der Pflichtteilsanipruch entjteht kraft Geſetzes mit dem Erbfall, 
alfo mit dem Tode des Erblaflerd?); iſt er von dem Eintritt eines Um— 
ſtandes abhängig, der erjt nach dem Erbfalle ſich ereignet?), jo entjtcht der 
Pflichtteilsanſpruch zwar erft nach dem Erbfalle, wird aber jo behandelt, 
als wäre er ſchon mit dem Erbfall entitanden.t) Der Erwerb des 
Pflichtteilsanſpruchs iſt jofort ein endgültiger, nicht erit ein vorläufiger, 
durch Nichtausfhlagung bedingter; der Erwerb des Pflichtteilsanſpruchs 
fann aljo nicht durch Ausihlagung rüdgängig gemacht werden, die Aus— 
ichlagung würde der Wirfung entbehren.d) Der Anſpruch iſt vererblic) und 
übertragbar®), der Pfändung jedoh nur unterworfen, wenn er durch 
Vertrag anerfannt oder rechtshängig gervorden ijt.‘) Soweit der Anjprud) 
pfändbar ift, gehört er im Falle des Konkurſes des Pflichtteilsberechtigten 
zur Konkursmaſſe. Der Pilichtteilganjpruch begründet eine Nachlaßver— 
bindlichfeit, der Pflichtteilerbe erlangt eine Forderung gegen den Erben. 
Sculöner der Forderung iſt nur der Erbe, und wenn der Pflichtteils- 
berechtigte felbjt Erbe ijt, der Miterbe; gegen einen Tejtamentsvollitreder 
fann der Anſpruch auch dann nicht geltend gemacht werden, wenn ihm die 
Verwaltung des Nachlaſſes zuiteht.®) 

Der Pilichtteilsaniprud fann, außer im allgemeinen Gerichtsitande 
des Erben, bei dem Gericht erhoben werden, bei welchen der Erblaſſer 
zur Zeit ſeines Todes den allgemeinen Gericht3jtand gehabt hat.°) 

Die Pflichtteilsberechtigten find Nachlaßgläubiger, für welche grund 
jäglich 10) diefelben Regeln gelten, wie für die übrigen Nachlahgläubiger. 

Der Pilichtteildanjpruch verjährt in drei Jahren von dem Zeitpunkt 
an, in welchem der Pflichtteilßberechtigte von dem Eintritte des Erbfalls 
und von der ihn beeinträchtigenden Berfiigung Kenntnis erlangt, ſpäteſtens 
aber in dreißig Jahren von dem Eintritte des Erbfalld an.!!) Die 


Dieſe NE von * Reichstagskommiſſion aufgenommen; vgl. BRK. 
©. 178. Bland-Ritgen —593. 

K 8 2317 Abſ. 1, R 1083 308. 

’) 88 2306, 2307 BOB. (ai wenn er den Erbteil, * Vermächtnis —— 

) Strohal a. a. O. ©. 238 —— O 

", 8 2317 Abi. 2 BGB. 4 Ar 1 CRD. 

*) 8 2213 Abſ. 1 Sap 3 BGB. Pal. $ 748 Abi. 3 ED. r oben S. 1217 IV, 

„ 27 ERD., forum hereditatis. 

usnahmen: 8 1972, $ 1973 Ab. 1 Cap 4, $ 1974 Abi. 2, $ 2060 Nr. 1; 

N 1991 Abi. 4 BEB.; 8 229, 8 226 Abſ. 2 Nr. 4, Abi. 3 Satz 1 KO. 

8 2332 Abi. 1 BOB. 
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Verjährung wird nicht dadurch gehemmt, daß die Anſprüche erſt nach der 
Ausſchlagung der Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes geltend gemacht 
werden fünnen.!) 

I. Der Erbe allein haftet dem Pflichtteilsberechtigten für die Er: 
füllung des Pflichtteilsanſpruchs, er allein hat die Pflichtteilslaſt zu 
tragen ?); mehrere Erben haften unter einander nad) dem Verhältnis ihrer 
Erbteile.3) Iſt aber der Erbe mit Vermächtniſſen oder Auflagen bejchwert, 
jo fann er die Vermächtnisnehmer oder die Auflagenempfänger zur ver- 
hältnismäßigen Mittragung der Pflichtteilslaft heranziehen.*) 

1. Iſt der Erbe mit Vermächtniſſen oder Auflagen beichwert, jo 
fann er die Erfüllung joweit verweigern, daß die Pflichtteilslajt von ihm 
und dem VBermächtnisnehmer oder Auflageberechtigten verhältnismäßig 
getragen wird, d. h. er kann die Vermächtniſſe und Auflagen ſoweit 
fürzen, daß die Pilichtteilslaft von ihm und den Bedachten nad) dem 
Verhältniffe defien, was jeder von ihnen aus dem Nachlaß erwirbt, ge: 
tragen wird.) Einem pflichtteilsberechtigten Vermächtnisnehmer gegenüber 
darf freilich der Erbe das Vermächtnis nur joweit kürzen, daß jenem der 
Pflichtteil verbleibt.®) 

2. Iſt der Erbe jelbit pflichtteilßberechtigt, jo fann er wegen ber 
Tflichtteilslaft die ihm auferlegten Vermächtniſſe und Auflagen joweit fürzen, 
daß ihm fein eigener Pflichtteil verbleibt.”) Dieſe Vorſchrift bezieht ſich 
aber auch nur auf die Verteilung der einem fremden Pflichtteilsberechtigten 
gegenüber bejtehenden Pflichtteil3lajt zwilchen dem Erben und den Ver: 
mächtnisnehmern und Auflageempfängern; der zur Dedung diejer Pflicht: 
teilslaft erforderliche Betrag ift der Höchftbetrag, um den der Erbe Die 
Vermächtniffe und die Auflagen fürzen darf.®) 

3. Sit von mehreren Erben ein Erbe felbjt pflichtteilsberechtigt, fo 
fann er nach der Teilung die Befriedigung eine anderen Pflichtteils- 
berechtigten jorweit verweigern, dab ihm fein eigener Pflichtteil verbleibt. 
Für den Ausfall, den der Pflichtteilsberechtigte erleidet, haften die übrigen 
Erben.?) 

4. Mehrere Erben haben die auf dem Nachlaſſe ruhende Pflichtteils- 
lajt im Verhältniffe zu einander nad) Verhältnis ihrer Erbteile zu tragen. 
Iſt aber einer von ihnen an Stelle des Pflichtteilsberechtigten gejeßlicher 
Erbe geworden, entweder weil der Pflichtteilberechtigte von der Erbfolge 
ausgeſchloſſen ift ($ 1938), oder weil der Pflichtteilsberechtigte jeinen geſetz— 
lihen Erbteil ausgeſchlagen hat ($ 2306), jo hat diefer im Verhältniſſe 
der Miterben unter einander die Pflichtteilslaft und, wenn der Pflichtteils- 
berechtigte ein ihm zugewendetes Vermächtnis annimmt, das Vermächtnis 





98 2332 Abi. 3 BGB. 

v 88 2303, 1967 BOB. ») 88 2058—2063 BOB. 

9 Not. 88 434, 435 II 2 AM. 

°) 8 2318 Abſ. 1 BGB. Die Vorfchrift ift nur dispofitiv, vgl. 8 2324 BGB. 
Dieje Kürzung iſt aber injoweit ausgeichlofien, als der Erbe die Pflichtteilslaſt —— 
einen Anderen abwälzen kann ($ 2323 BGB.). *, 8 2318 Abſ. 2 BOB 

9 8 2318 Abi. 3 BGB. 
°, Küntzel in Gruchots Beiträgen Bd. 41 ©. 614, 615; Strohala.a.D. ©. 242, 243. 
*, 8 2319 BGB. Haftung bis zur Teilung: 8 2059 VOL. 
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in Höhe des erlangten Vorteils allein zu tragen!) Das Gleiche gilt im 
Zweifel auch dann, wenn der Eintritt eines anderen Erben an Stelle des 
Pflichtteildberechtigten auf einer Verfügung von Todeswegen beruht.?) 
Das BGB. jtellt aljo den dispofitivend) Rechtsſatz auf, dak im Verhält— 
nijje mehrerer Erben zu einander die Pflichtteilslaft von demjenigen zu 
tragen ift, welchem der Ausschluß des Pflichtteilsberechtigten zum Vorteile 
gereicht. 

5. Schlägt der Pflichtteildberechtigte ein ihn zugeiwendetes Vermächtnis 
aus, um auf Grund der Ausichlagung den Plichtteilsanjpruch geltend zu 
machen ($ 2307), jo hat im Berhältnifje der Erben und der Vermächtnis- 
nehmer zu einander derjenige, welchem die Ausjchlagung zu jtatten fommtt), 
die Pflichtteilslaft in Höhe des erlangten Vorteil zu tragen.d) Auch diefe 
Vorſchrift ift nur eine Dispojitive.‘) 

6. Hat der Pilichtteilsberechtigte eine mit einem Vermächtnis oder 
einer Auflage bejchwerte Erbichaft oder ein damit bejchwertes Vermächtnis 
ausgeichlagen, jo kann derjenige, welchen die Ausichlagung zu jtatten 
fommt, da8 Vermächtnis oder die Auflage joweit Fürzen, daß ihm der zur 
Dedung der Pflichtteilslaſt erforderliche Ertrag verbleibt.”) 


7. Die Haftung des Erben gegenüber dem BPflichtteilsberechtigten 
kann der Erblafjer nicht ändern, wohl aber kann er durch Verfügung von 
Todeswegen die Pilichtteilslaft im Verhältniffe der Erben zu einander 
ander8 ordnen, als fie fich nach den Worjchriften des $ 2318 Ubi. 1 und 
den der $$ 2320 bis 2323 regeln würde.®) 


$ 293. 


4. Ergänzung des Pflichtteils.?) 


I. Im Anschluß an das bisherige Necht gewährt auch das BOB. 
dem Pflichtteiläberechtigten Schuß gegen freigebigfeiten des Erblafjers 
unter Lebenden, 


Während aber daS gemeine Recht!) und das ALR.!!) dem Pflichtteils- 
berechtigten ein Anfechtungsrecht oder ein Widerrufsrecht gegen den 
Beichenkten gewährten, räumt das BOB. dem Pflichtteilsberechtigten einen 
Anſpruch in erjter Reihe gegen den Erben, der für den regelmäßigen 
Pflichtteilsanſpruch haftet, und erjt in zweiter Neihe gegen den Beichenkten 


') 8 2320 Abi. 1 BGB. ) $ 2320 Nbf. 2 BGB. ) $ 2324 BOB. 

*) Dies kann jein der Erbe oder ein mit dem Vermächtnifje beſchwerter Vermächtnis— 
nehmer ($ 2147) oder der Erjaßvermäctnisnehmer ($ 2190) oder der anwachſungs— 
berechtigte Mitvermächtnisnehmer ($ 2158). 9 8 2321 BOB. 

*, 8 2324 BOB. ) 8 2322 BOB. », 8 2324 BOB. 

*%) Mot. V S. 449ff.; Denticrift S. 304; Prot. II S. 7605 ff. (Bd. 5 ©. 581 ff.); 
Endemann IIT 8 133; Strohal $ 58; Eccius IV 8 248 IX; Dernburg III $ 212, 

1, Windiceid:ipp Bd. 3 8 586; Noeppen, Lehrbuch $ 102 (Querela inoffi- 
eiosae donationis s. dotis). 

") 88 1113—1116 I 11 ACR., vgl. auch 88 637— 639 I 11 ALR. (Leib: 
rententauf). 


58 2320 
bis 2324. 
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— ein, und zwar einen Anſpruch auf Ergänzung des Pflichtteils.) Das 
2330. BOB. geht davon aus, daß bei der Berechnung des Pflichtteild der ver- 
ſchenlte Gegenjtand in den Nachlaß einzurechnen ift, ſo daß der Pflichtteils- 
berechtigte von dem Erben wegen der Schenkung noch den Betrag 
fordern fann, um den jich der Pflichtteil erhöht, wenn der gejchenkte 
Gegenſtand dem Nachlaſſe hinzugerechnet wird.?) 
Voraus: II. Der Anſpruch auf Ergänzung des Pflichtteil8 ijt gegeben, wenn 
a ea der Erblafjer einem Dritten, d. h. einem Anderen al3 dem Pflichtteils- 
anſpruchs. berechtigten), eine Schenkung!) gemaht hat. Auf die Größe der 
Schenkung fommt es ebenjowenig an, wie darauf, ob fie au dem Stammes 
vermögen oder aus den Einkünften des Erblafjer8 gemacht ift. Auc wird 
eine Abjicht des Erblajjers, den Pflichtteil zu verlegen, nicht erfordert.5) 
Eine verbrauhbare Sade®) fommt mit dem Werte in Anſatz, den 
jie zur Zeit der Schenkung hatte; andere Gegenjtände (Sache, Recht) find 
mit dem Werte zur Zeit des Erbfall zu veranjchlagen, hatte diejer Wert 
jedody zur Zeit der Schenkung einen geringeren Wert, jo wird nur diefer 
in Anja gebradt.’) 
Zeitliche Bes Der Ergänzungsanjpruch ijt zeitlich bejchränft, denn bei der Be— 
ſchrantung. rechnung des Pflichtteils bleibt eine Schenfung unberüdjichtigt, wenn zur 
Beit des Erbfall3 zehn Jahre feit der Leiftung des verjchenkten Gegen= - 
jtandes verjtrichen jind; ift die Schenkung an den Ehegatten des Erb- 
laſſers erfolgt, jo beginnt die Frijt nicht vor der Auflöjung der Ehe.®) 

II. Sit der Pilichtteilanipruch deshalb ausgeichlojjen, weil dem 
Pilichtteilsberechtigten die Hälfte des gejeglichen Erbteil3 unbeſchränkt und 
unbejchwert hinterlafjen it), jo kann diejer gleichwohl bei dem Vorliegen 
einrechnungspflichtiger Schenkungen die Ergänzung des Pflichtteild verlangen; 
der Ergänzungsanjpruch hat das Beſtehen eines ordentlichen Pflichtteils- 
anſpruchs nicht zur Vorausſetzung. Sit dem Pflichtteilsberechtigten mehr 
al8 die Hälfte hinterlajien, jo ilt der Ergänzungsanfpruch injoweit aus— 
gejchlojien, al3 der Geldwert des mehr Hinterlafjenen reicht.10) 

IV. Hat der Pflichtteilsberechtigte jelbit ein Gejchent von dem Erb- 
lafjer erhalten und hat diejer bei der Schenkung die Anrechnung auf den 
Plichtteil angeordnet, jo ift das Geſchenk dem Nachlaſſe Hinzuzurechnen und 
auf den Gejamtbetrag des Pflichtteild und der Ergänzung anzurechnen. 


) Das BGB. ſchließt fih dem code eivil art. 920 ff. an; vgl. Förtſch ©. 129. 

) 8 2325 Abi. 1 BGB. Entwurf I $ 2010 jprad) von einem außerordent- 
lihen Pilihtteil; das BGB. wählt die Bezeihnung Ergänzung des Pflicht— 
teils. Mot. V ©. 457. 

* Jede Schenfung im Sinne der 88 516, 517 BGB., alſo ſowohl das Schen— 
fungsverjprechen als auch die vollzogene Schenfung. Nur ſoiche Schenkungen kommen 
nicht in Betracht, durch die einer fittlihen Pflicht oder einer auf den Anjtand zu 
nehmenden Nüdjicht entiprochen wird. 8 2330 BGB. Die Begründung einer 
Stiftung durch Rechtsgeſchäft unter Lebenden ift einer Schenkung gleichzuitellen. 
Bingner im Sädj. Archiv Bd. 6 ©. 19; Wilfe, Erbret € ©. 281 Anm. 3 zu $ 2325; 
Frommhold ©. 293 Anm. 2a; ‚Bland- Nitgen V ©. 603 Anın. 2a. 

) * Windſcheid⸗Kipp Bo 38 586 — 10. ', 8 92 BOB. 

’), $ 2325 bi. 2 BGB. ) 8 2325 bj. 3 BOB. 

) 88 2305, 2306 BEP. ‚», 8 2326 BOB. Val. $ 2329 BGB. 
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Hat dagegen der Erblaffer die Anrechnung des Geſchenkes auf den Pflicht: 
teil nicht angeordnet, jo iſt der ordentliche Pflichtteil ohne Rückſicht auf 
da8 Gejchenf zu bejtimmen, bei der Berechnung der Ergänzung aber das 
Geſchenk dem Nachlafje Hinzuzurechnen und zugleih dem Pflichtteilsberech- 
tigten auf die Ergänzung anzurechnen.!) 

Hat ein dor oder nach dem Erbfalle weggefallener Abkömmling des 
Erblafjer8 von dieſem ein Geſchenk erhalten, und ift an die Stelle des 
weggefallenen ein anderer pflichtteilsberechtigter Abkömmling getreten, jo 
muß diejer jich auch das Geſchenk des Weggefallenen anrechnen lafjen.?) 

V. Sit der Erbe, gegen den ein Anjpruch auf Ergänzung des Pflicht: 
teils von einem Pflichtteilberechtigten erhoben wird, jelbjt pflichtteilsberechtigt, 
jo kann er die Ergänzung des Pflichtteil3 ſoweit verweigern, daß ihm fein 
eigener Pflichtteil mit Einjchluß deſſen verbleibt, was ihm zur Ergänzung 
des Plichtteil8 gebühren würde.) 

Der Pflichtteilsberechtigte kann ich in diefem Falle wegen feines Aus- 
fall3 an den Beſchenkten halten.t) 

VI. Der Anſpruch auf Ergänzung des Pflichtteils ift grundjäglich in 
erjter Linie gegen den Erben zu richten. Soweit aber der Erbe zur Er- 
gänzung des Pflichtteils nicht verpflichtet ift, kann der Pflichtteilberechtigte 
von dem Beſchenkten die Herausgabe des Geſchenkes zum Zwecke der 
Befriedigung nad) den Vorichriften über die Herausgabe einer ungerecht: 
fertigten Bereicherung fordern.?) 

1. Der Erbe it zur Ergänzung des Pflichtteils nicht verpflichtet und 
die Haftung des Beichenkten tritt ein: 

a) joweit der Erbe für die Nachlaiverbindlichfeiten nur bejchränft 
haftet®) und der Nachlaß wegen Unzulänglichkeit zur Dedung der Pflicht- 
teildergänzung nicht ausreicht. 

Hat der Erbe das Recht auf bejchränfte Haftung verloren, fo kann 
der Pflichtteil3berechtigte den Beichenkten wegen der Ergänzung des Pflicht: 
teil8 nicht in Anjpruch nehmen ?); 

b) wenn der Erbe jelbjt pflichtteilsberechtigt it und die Ergänzung 
des Plichtteil8 eines anderen Pflichtteilsberechtigten verweigern kann.®) 

e) Iſt der Pflichtteilsberechtigte der alleinige Erbe, jo haftet der Be- 
ichenfte in erſter Reihe.?) 

2. Der Beſchenkte fann die Herausgabe des Geſchenkes durch Zahlung 
des zu der Ergänzung fehlenden Betrags abiwenden.!%) Inter mehreren 
Beſchenkten haftet der früher Beſchenkte nur injoweit, al8 der jpäter Be- 
ſchenkte nicht verpflichtet ift.1!) 

VII. Eine Zuwendung, die aus dem Gejamtgute der allgemeinen 
Gütergemeinjchaft, der Errungenfchaftsgemeinfchaft oder der Fahrnisgemein- 





ı, 8 2327 Abi. 2 — Bal. — Gruchot Bd. 41 ©. 819, 820; 
Strobal a. a. ©. ©. 277, 278, 82 Abi. 2, 8 2051 Abi. 1 BOB. 

3 8 2328 BOB. +) 8 2329 Bon, „gndemann II $ 133 ©. 611. 

s) 8 2329 Abi. 1 Satz 1 BEB. $ S18fl. 8 

9 88 1975 ff., a 1991 BOB. ) ——* a. a. O. S. 275. 

9 $ 2328 BGB »), 8 2329 Nbf. 1 Sat 2 BOB. 

, 8 2329 Abi. 2 BR. 11) 8 2329 Abſ. 3 BGB. 


88 2327, 
2328, 


2329, 
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88 2331 jchaft erfolgt, gilt al3 von jedem Ehegatten zur Hälfte gemacht. Die Zus 
bi - wendung gilt jedoch, wenn fie an einen Abkömmling, der nur von einem 
der Ehegatten abjtammt, oder an eine Perjon, von der nur einer der Ehe- 
gatten abitammt, erfolgt, oder wenn einer der Ehegatten wegen der Bus 
wendung zu dem Geſamtgut Erſatz zu leiten hat, als von diefem Ehegatten 
gemacht. Dieſe Vorjchrift findet auf eine Zuwendung aus dem Gejamtgute 
der fortgeſetzten Gütergemeinjchaft entſprechende Anwendung.!) 
VIII. Der Anſpruch des Pflichtteilsberechtigten gegen den Beſchenkten 
auf Herausgabe des Geſchenles verjährt in drei Jahren von dem Eintritte 
des Erbfalld an.?) 


$ 294. 
5. Entziehung und Beichränfung des Pflichtteils.’) 
Entstehung 1. Nad dem Borgange des gemeinen Nechtest) und des ALR.S) kann 


* a auch nach BGB. der Erblaffer einem Pilichtteilsberechtigten durch Teßt- 
willige Verfügung den Pflichtteil entziehen.) Dieſe Entziehung kann aber 
nur aus ganz bejtimmten, im Gejeß einzeln aufgeführten Gründen erfolgen. 

—— A. Einem Abkömmlinge kann der Erblaſſer den Pflichtteil entziehen: 

über, einem 1. wenn der Abkömmling dem Erblaffer, dem Ehegatten oder einem 

;ömmlinge, anderen Abkömmlinge des Erblafjerd nad) dem Leben trachtet ?); 

2. wenn der Abfümmling ſich einer vorjäglichen körperlichen Bee 
fung des Erblafjerd oder des Ehegatten des Erblafjers jchuldig macht, i 
Falle der Mifhandlung des Ehegatten jedoch nur, wenn der — 
von dieſem abjtammt ®); 

3. wenn der Abkömmling ſich eines Verbrechens oder eines ſchweren 
vorjäglichen Vergehen gegen den Erblafjer oder deſſen Ehegatten jchuldig 
macht ?); 

4. wenn der Ablömmling die ihm dem Exblafjer gegenüber gejeblic) 
obliegende Unterhaltspflicht böswillig verlegt 10); 

5. wenn der Abkömmling einen ehrlofen oder unfittlichen Lebens: 
wandel wider den Willen des Erblafjers führt !!). 

gegenüber B. Dem Vater jowie der Mutter fann der Erblaſſer den Pflichtteil 

den Eltern, entziehen ie), wenn der betreffende Elternteil: 

1. dem Erblaffer, defjen Ehegatten oder einem Abkömmlinge des Erb- 
ne un dem Leben trachtet 13); 


)8 2331 BGB. ) 8 2332 Nbj. 2 BGB. 

3) Mot. V ©. 428 ff. Denfihrift ©. 305. Wrot. in S. 7553 ff. (Bd. 5 
S. 551.) Schiffner, Pilichtteil, — —— 88 18, 

*) Windſcheid⸗Kipp III 88 589, 590. 88 — 418 II 2 ACR. 

*) 8 2333 BOB. Des BEL. gebraucht nicht, wie da8 ALR., den Ausdruck: 
Enterbung, weil nadı BGB. das Pilichtteilsrecht fein Erbrecht iſt. 

Val. $ 400 II 2 ALM. ) 8 402 II 2 ACH. 
) 88 401—403 II 2 ACH. ı) 8 408 II 2 ACR. 
8 409 II 2 ALH. ın 8 2334 BOB. ı2, 8 507 II 2 ACH. 
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2. ſich eines Verbrechens oder ſchweren vorjäglichen Vergebens gegen 88 2335, 
den Erblafjer oder deſſen Ehegatten jchuldig macht!); ne 

3. die ihm dem Erblaffer gegenüber gejeßlich obliegende Unterhaltspflicht i 
böswillig verleßt. 

C. Dem Ehegatten kann der Erblaffer den Pflichtteil entziehen, gegenüber 
wenn der Ehegatte fich einer Verfehlung jchuldig macht, auf Grund deren run 
der Erblafjer nach den $$ 1565 biß 1568 auf Scheidung zu flagen be- 
rechtigt iſt.) Daß die Klage wirklich erhoben iſt, wird nicht gefordert. 

II. Der Plichtteil kann nur durch Tegtwillige Verfügung entzogen 
werden; der Grund der Entziehung muß zur Zeit der Errichtung bejtehen 
und in der Verfügung angegeben werden. Der Beweis des Entziehungs- 
grundes Tiegt demjenigen ob, welcher die Entziehung geltend macht.) 

Iſt einem Abkömmlinge der Pflichtteil wegen ehrlofen oder unfitt- 
lichen Lebenswandel3 entzogen), jo ift die Entziehung unwirkſam, wenn ſich 
der Abkömmling zur Zeit des Erbfalld von dem ehrlofen oder unfittlichen 
Lebenswandel dauernd abgemwendet hat.°) 

Das Net zur Entziehung des Pflichtteil8 erlischt durch Verzeibung. 

Eine Verfügung, durd) die der Erblafjer die Entziehung bereit ange- 
ordnet hat, wird durch eine jpäter folgende Verzeihung wuvirkfam.®) 

III. Die Enterbung in guter Abficht (exheredatio bona mente), ——— 

die dad gemeine Recht“)) zuließ, wenn die Enterbung im Intereſſe des tetıs. 
Pflichtteilsberechtigten und feiner Familie lag, iſt auch in das ALR.S) 
übergegangen. Nach preußiſchem Rechte konnten Eltern die Kinder in der 
Verfügung über den Pflichtteil alsdann einfchränten, wenn das Kind der— 
geitalt in Schulden verjunfen war, daß durch dieſe jein Pflichtteil ganz oder 
doc) foweit, daß ihm davon der nötige Unterhalt nicht bliebe, verzehrt 
werden würde: ferner, wenn dad Kind fich einer unordentlichen oder ver— 
ſchwenderiſchen Wirtichaft jchuldig gemacht Hatte, und wenn ein Kind wegen 
Wahnſinns oder Blödfinns feinen Sachen ſelbſt vorzuftehen unfähig war. 
Die gejepmäßige Urſache der Einſchränkung mußte im Tejtament ausdrücklich 
angeführt fein. Im übrigen bejtand die Einjchränfung in einem Veräußerungs— 
verbot unter Lebenden, in der Ausichliefung der Gläubiger des Kindes 
von der Subſtanz des Erbteild und in der fideilommifjarischen Subjtitution 
der Abkömmlinge des Kindes oder, beim Mangel von Deicendenz, der 
Subjtitution feiner Gejchwilter und deren Abkömmlinge. Der Niekbraud) 
des Pflichtteils fonnte dem Kinde nicht entzogen werden, auch konnten Die 
Gläubiger des Kindes ſich an den Nießbrauch injoweit halten, al3 er zum 
notdürftigen Unterhalte des Kindes nicht erforderlih war. Die Eltern 
fonnten aber auch einem Rinde den vollen Erbteil hinterlafjen und Dabei 
anordnen, daß der Erbteil für die Enfel erhalten werden jollte, 


) RE; $ 508 I1 2 ACN. 
335 Abi. 1 BGB. 88 632, 499 IT 1 ALR.; vgl. — Art. 5987 
AG. > * 8 2336 Abi. I BOB. 9 8 2333 Nr. 5 BOB. 
)8 —* Abſ. 4 BGB. Den Beweis hat ber Ltönaming. = führen. 
*) 8 2337 BEB.; 88 414—416 II 2 NEN. 
) Windicheid- Kipp hu 3 8 583; Sloeppen, Lehrbuch ©. 649; 1. 18 D. de 
lib. 28, 2. *, 88 41 —431 II 2 ALN. 
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8 2338. IV. Das BGB! hat jih für die Beibehaltung der exheredatio 
36%. bona mente entichieden und jich hierbei im wejentlichen an das preußiſche 
Recht angejichloffen, indem e8 eine Beichränfung des Pflichtteilsrechts in 
guter Abjicht zuläßt. 
Voraus: l. Die Beihränfung des Pflichtteils iſt nah BOB. nur zuläſſig 
ferungen. gegenüber einem pflichtteilsberechtigten Ablönmlinge, der ſich in ſolchem 
Maße der Verſchwendung ergeben hat oder in ſolchem Maße über— 
ſchuldet iſt, daß ſein ſpäterer Erwerb erheblich gefährdet wird. 
Beicräntung 2. Treffen dieſe Vorausfeßungen zu, jo kann der Erblafjer das 
rind a Pflichtteilsrecht des Abkömmlinges durch die Anordnung beichränfen, daß 
Ragerden, nach dem Tode des Abkömmlinges defjen gelegliche Erben das ihm Hinter- 
lafjene oder den ihm gebührenden Pflichtteil al3 Nacherben oder als 
Nahvermächtnisnehmer nad) dem Verhältnis ihrer gejeplichen Erbteife 
erhalten jollen. Der Erblajjer kann auch für die Lebenszeit des Ab— 
durch Gr, kömmlinges die Verwaltung einem Tejtamentsvolljtreder übertragen; in 
— dieſem Falle hat der Abkömmling Anſpruch auf den jährlichen Reinertrag. 
Teſaments- Der Erblaſſer kann die Einſetzung einer Nacherbſchaft und die Einſetzung 
volftrederd. eines verwaltenden Teſtamentsvollſtreckers nad) feiner Wahl entweder ver- 
eint anordnen oder jede diefer beiden Anordnungen für fich allein treffen.?) 

V. Die Beſchränkung des Pflichtteil3 in guter Abficht kann nur 
durd) legtwillige Verfügung getroffen werden. Der Grund der Beichränfung 
muß zur Zeit der Anordnung beitehen und in der Verfügung angegeben 
werden. Der Beweis des rundes liegt demjenigen ob, welcher die Be— 
ihränfung geltend madt.?) Die Anordnungen find umvirffam, wenn zur 
Zeit des Erbfalld der Abkömmling ji) dauernd von dem verjchtwenderijchen 
Leben abgewendet hat oder die den Grund der Anordnung bildende Ueber— 
ſchuldung nicht mehr beiteht.t) 

VI Im Falle der Beichränfung des Pflichtteilsrechts durch Nach: 
erbjolge und durch die Ernennung eines verwaltenden Tejtament3vollitreders 
find die Nußungen der Erbſchaft und der Anipruch des Abkömmlinges auf 
den jährlichen Reinertrag der Pfändung jeitend der perjönlichen Gläubiger 
des Abkömmlinges nicht untenvorfen, ſoweit fie zur Erfüllung der dem 
Abkömmlinge feinem Ehegatten, feinem früheren Ehegatten oder jeinen 
Verwandten gegenüber geſetzlich obliegenden Unterhaltspfliht und zur 
Beitreitung feines jtandesmäßigen Unterhalts erforderlich find. Für die 
Nachlafgläubiger und für die auc dem Nacherben oder dem Teftaments- 
vollitreder gegenüber wirkſamen Nechte gilt jedoch dieſe Pfändungs- 
een, nicht.5) 


1) 8 2338 BGB. 
’) Brot. II ©. 7588, 7589 (8b. 5 ©. 570) 

) $ 2338 Abi. 2 Sat 1 BOB. *) 8 2338 Abf. 2 Sap 2 BGB. 
') 8 863 CRO. 
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Schöter Abſchnitt. Erbunmwürdigfeit.') 


I. Das römische Recht Fannte zahlreihe Fälle, in denen Erben wie 
Vermächtnisnehmern das, was jie aus der Erbichaft erworben hatten, wegen 
Unmwürdigfeit (Indignität) wieder entzogen wurde und als ereptorium an 
den Fiskus, ausnahmsweiſe auch an andere Perjonen, fiel. Als Gründe, 
aus denen Erbumwürdigfeit angenommen wurde, kamen in Betracht Ver— 
fehlungen gegen die Perſon und den legten Willen des Erblafjers und 
Berfehlungen gegen das Geſetz. Das gemeine Necht hat die Indignitäts— 
fälle des römiſchen Rechtes zwar rezipiert, doch nahm eine weitverbreitete 
Prari8 an, daß der Erwerb des Erben nicht dem Fiskus zuzuweiſen, 
jondern daß der nad) dem Unwürdigen nächjte Verwandte al3 berufen an— 
zujehen jei. Das ALR.?) jchloß ſich der römischen Indignitätslehre nicht 
an; nicht der Fiskus trat an die Stelle des Unwürdigen, jondern derjenige, 
welcher jonjt beim Wegfalle des Unwürdigen berufen gewejen wäre. Auch 
das BOB. hat das Entreißungsrecht des Fiskus befeitigt; an die Stelle 
des Fiskus tritt der nach dem Unwürdigen berufene Erbe. 

Die Erbummwürdigfeit wirft nad) BGB. nicht kraft Geſetzes, ſondern 
fann nur durch Anfechtung geltend gemacht werden ®); auch wirkt jie nicht 
allgemein, jondern nur gegenüber einem bejtimmten Erblafjer (relative Erb- 
unwürdigfeit). 

II. Erbunwürdig im Sinne de BOB. iftt): 

l. wer den Erblafjer vorſätzlich und widerrechtlic) getötet oder zu 
töten verſucht oder in einen Zujtand verjeßt hat, in Folge deſſen der Erb- 
laffer 6iß zu jeinem Tode unfähig var, eine Verfügung von Todeswegen 
zu errichten oder aufzuheben >); 

2. wer den Erblaſſer vorjäßlich und widerrechtlich verhindert hat, eine 
Verfügung von Todeswegen zu errichten oder aufzuheben ®); 

3. wer den Erblajjer durch argliitige Täufchung oder widerrechtlic) 
durch) Drohung bejtimmt Hat, eine Verfügung von Todeswegen zu errichten 
oder aufzuheben ’); 

4. wer ji in Anjehung einer Verfügung des Erblafierd von Todes: 
wegen einer nach den Vorjchriften der SS 267 bis 274 StrGB. jtrafbaren 
Handlung (Urkundenfälihung) ſchuldig gemacht hat.‘) 


) Mot. V ©. 516ff.; Prot. II ©. 7695 ji. (Bd. 5 ©. 634 ff.); Planck-Ritgen V 
S. 623 ff.; Strobal $ 60; Endentann III $ 82; Gofad II 8 419; Enneccerus⸗ 
Lehmann IT $ 343; Küntzel in Gruchots Beiträgen Bd. 41 S. 821ff.; Stobbe V 
88 280, 306; Windiheid- Hipp Bd. 3 88 669, 670; Koeppen, — $ 18; 
W. Ed, AIndignität und Enterbung (1894); v. Buchta (3. Aufl.) ©. 498, 499; 
Dernburg III 8 101; Eecius IV 8 278. n) 88 599 ff. I 12, 8 18 II 16 AR. 

») 8 2340 Abf. 1 BGB. +) $ 2339 BOB. 

») 8 2339 Abſ. I Nr. 1 BGB. („Blutige Hand nimmt fein Erbe“, Stobbe V 
$ 280 Anm. 5). 8 599 I 12 ACH. 

*) 8 2339 Abj. 1 N. 2 BGB. $ 605 I 12 AR. 

) 8 2339 Abi. 1 Nr. 3 BGB. 

*, 8 2339 Abſ. 1 Nr. 4 BGB. Vgl. Künpel a. a. O. ©. 822, 
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Die Erbunwürdigfeit tritt in den Fällen der Nr. 3 und 4 nicht ein, 
wenn dor dem Eintritte des Erbfall3 die Verfügung, zu deren Errichtung 
der Erblafjer bejtimmt oder in Anjehung deren die jtrafbare Handlung 
begangen worden ijt, unwirkfjam geworden ijt, oder die Verfügung, zu deren 
Aufhebung er bejtimmt worden it, unwirkſam geworden jein witrde.!) 

III. Erbunwürdigkeit begründet feine Erbunfähigfeit, deshalb wird 
der Anfall der Erbſchaſt durch erjtere nicht verhindert. Der Erbſchafts— 
erwerb fann aber von jedem angefochten werden, dem der Wegfall des 
Erbunmwürdigen, fei es auch mur mittelbar, auch nur bei dem Wegfall eines 
Anderen zu jtatten kommt.?) 

Die Anfechtung ift erſt nach dem Anfalle der Erbichaft ($ 1942) zu= 
läffig; einen Nacherben gegenüber fann jedoch die Anfechtung jchon erfolgen, 
jobald die Erbichaft dem Vorerben angefallen ift.?) Die Anfechtung ift 
nur binnen Jahresfriit jeit dem Zeitpunfte zulällig, in welchem der An— 
fechtungsberechtigte von dem Anfechtungsgrunde Kenntnis erlangt, fie iſt 
ausgeichloffen, wenn jeit dem Erbfalle dreißig Jahre verjtrichen find.t) 

IV. Die Anfechtung erfolgt durdy Erhebung der Klage, die darauf 
zu richten ift, da; der Erbe für erbunwürdig erklärt wird. Die Wirkung 
der Anfechtung tritt erſt mit der Nechtöfraft des Urteils ein.d) Iſt ein 
Erbe rechtskräftig für erbunwürdig erklärt, jo gilt der Anfall an den Erb- 
unmürdigen al3 nicht erfolgt und die Erbſchaft fällt rückwirkend demjenigen 
an, welcher berufen jein würde, wenn der Erbunwürdige zur Beit des 
Erbfalls nicht gelebt hätte, jedoch vorbehaltlich des Nechtes der Ausſchlagung; 
der Anfall gilt als mit dem Eintritte des Erbfalls erfolgt.) Die Anfechtung 
ift ausgeichloffen, wenn der Erblafjer dem Erbunwürdigen verziehen hat.’) 

V. Der Anſpruch eines unwürdigen Vermächtnisnehmers oder Pflicht- 
teilsberechtigten ift aus denfelben Gründen, wie bei der Erbunwürdigkeit 
anfechtbar; doch erfolgt hier die Anfechtung nicht im Wege der Klage, 
ſondern durch Anfechtungserflärung gegenüber dem Unmwürdigen.3)?) Gegen- 
über einer gerichtlichen Geltendmachung des Vermächtnisanſpruchs oder des 
Pflichtteilsanfpruchs fann die Anfechtung auch durch Einrede erfolgen, 
mitteljt deren der zur Leitung Verpflichtete die Leiftung auch nach Ablauf 
der in $ 2082 BGB. vorgejchriebenen Frijten verweigern fann. 


ı) 8 2339 Abi. 2 BGB. BRE. ©. 179. 
2?) 8 2341 BGB. 
2340 Abſ. 2 BOB. 

*) 8 2340 Nbf. 3, $ 2082 BGB. Nuf den Lauf der Frift finden die 88 203, 
206, 207 BGB. entiprechende Anwendung. 

) 8 2342 BGB. 
6) { 2344 BGB. 
R ’) 8 2343 BGB. Die Berwveislaft fir die Verzeihung liegt dem Erbunmür- 
igen ob, 

*) Nach $ 143 BOB. 

9 8 2345 BGB.; der $ 2342 iſt nicht fiir anwendbar erklärt! 
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$ 296. 


Siebenter Abſchnitt. Erbverzicht.') 


I. Nach römiſchem Rechte waren Erbverzichte auf das fünftige Erb- 
recht gegenüber einer noch lebenden Perjon unmwirkjam.?) Das deutfche 
Recht kannte Erbverzichte Schon vor der Rezeption des römiſchen Rechtes ®), 
und das Fanonijche erklärte den Erbverzicht bei eidlicher Beſtärkung für 
bindend.t) Die Zuläjfigfeit des Erbverzichts, ald einer Art der Erbverträge, 
durch welchen ein künftige Erbrecht aufgegeben wird, war in der gemein- 
rechtlichen Praxis nicht bezweifelt, und auch die neuere Gejeßgebung hat 
ihn allgemein anerfannt.5) 

Während der Sachſenſpiegel feine bejondere Form für den Erbverzicht 
aufitellte, verlangten andere deutſche Nechtsquellen zur Gültigkeit die ge— 
richtliche Abſchließung oder wenigstens Abſchließung unter feierlichen Formen.) 
Das gemeine Recht verlangte, wie bei den Erbeinjeßungsverträgen, feine 
Form.) 

Das ALR.s) erwähnte den Erbverzicht nur, ſoweit Ablömmlinge auf 
die Erbichaft ihrer Eltern verzichteten, und gejtattete den Abſchluß foldher 
Verträge nur den volljährigen, aus der väterlichen Gewalt entlafjenen 
Kindern mit ihren Eltern vor dem ordentlichen Gerichte. Außerdem ließ 
da8 ALR.?) Verträge unter den gejeglichen Miterben gelten, durch welche 
einer fünftigen bejtimmten Erbjchaft entjagt oder die Teilung einer ſolchen 
Erbihaft im voraus angeordnet wurde. Zu Gunſten eines Fremden galten 
dergleichen Berträge nur alddann, wenn der Erblajier dem Bertrag als 
Mitkontrahent ausdrücklich beitrat.19) 

II. Auch das BGB. hat den Erbverzicht aufgenommen und zwar als 
einen Vertrag zwiſchen dem Erblaſſer und dem künftigen Erben, durch den 
eine unmittelbare Aenderung der Berufung zur Erbfolge herbeigeführt wird. 

Der Erbverzicht iſt fein obligatoriſcher Vertrag, ſondern ein Ver— 
trag mit erbrechtlichen Wirkungen und unterſcheidet ſich weſentlich: 


ı) Mot. V ©. 470ff.; Prot. II ©. 7634 ff. (Bd. 5 ©. 508ff.); Pland: 

Ritgen V ©. 633 ff.; Frommhold ©. 311ff.; Strohal $ 59 ©. 280 ff.; Endemann III 
64; Coſack II 8 418; Matthiaß IT $ 139; Enmeccerus: Lehmann II 8 344; 

füngel in Gruchots Beiträgen Bd. 41 ©. 821, ©. 912b; Hellwig, Die Verträge 
auf Leitung an Dritte; Pfaff und Hoffmann, Exkurſe über öjterr. allg. bürgerl. 
Recht Bd. 2 ©. 3lff.; Beieler, Erbverträge Teil II 88 24—28 ©. 215ff.; Stobbe V 
88 313, 314; Demburg:Biermann, Bandeften TII S 127; Dernburg III 88 180, 
181; Eccius IV $ 265. 

) L. 16 D. de suis et legitimis 38, 16; I. 3 Cod. de collat. 6, 20. 

°, Eine große Rolle ſpielte der Erbverziht für das Familienrecht des Adels, 
um der Berjplitterung des Familienguts vorzubeugen. Die Tochter verzichtete den 
Brüdern gegenüber gegen eine Abfindung auf alle Anſprüche an das Familiengut 
(Erbverzicht adeliger Töchter); er galt meift nur „bis auf dem ledigen Anfall“, d. h. 
bis zum Erlöichen des Mannesjtammes. 

*) Cap. 2 in VIto de pactis I 18. 

5) Nur der Code civil (art. 791, 1130, 1189, 1600) verwarf den Erbverzichts: 
vertrag (Entſch. RG. Bd. 15 Nr. 81 ©. 325). 6) Stobbe Bd. 5 ©. 304, 312. 

Seuffert3 Archiv Bd. 19 Nr. 167; Bd. 28 No. 144. 
9) 88 483 ff. IT 2 ACH. 8649 I 12 AOM. ‚, 8 650 I 12 ACH. 
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1. von der Ausſchlagung einer Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes, 
die erſt nach dem Erbfall erfolgen kann; 

2. von dem Bertrage, der unter künftigen gejeglichen Erben über 
den gefeglichen Erbteil oder den Pflichtteil eine von ihnen bei Lebzeiten, 
aber ohne Mitwirfung des Erblafjerd, geichlofjien wird.) Diejer Vertrag 
hat nur obligatorische Wirkung. 

III. Durch den Erbverzicht ändert der Erblaſſer mit Zuſtimmung des 


en OPerzichtenden die gefepliche Exbfolge. In Anjehung des geſetzlichen Erb- 


ber — 


Erforderniffe. 


rechts iſt der Erbverzicht beſchränkt auf Verwandte ſowie den Ehe— 
gatten des Erblaſſers?); dagegen kann der als geſetzlicher Erbe an letzter 
Stelle jtehende Fiskus, ebenfowenig wie er eine ihm als geſetzlichem Erben 
angefallene Erbichaft ausihlagen Fann?), auf eine Erbichaft durch Vertrag 
verzichten. 

Die Wirkung des Erbverzichtd beſteht darin, daß der Verzichtende 
von der gejeßlichen Erbfolge ausgeichlofjen ijt, wie wenn er zur Zeit des 
Erbfalls nicht mehr lebte. Wer aber durch Erbverzicht von der gejeßlichen 
Erbfolge ausgeichloffen ijt, hat auch Fein Pflichtteilsrecht, das ſich als Aus⸗ 
fluß des geſetzlichen Erbrechts darjtellt.t) 

Der Erbverzicht kann auf das Pflichtteilsrecht beſchränkt werden >), 
aber es muß auch für jtatthaft erachtet werden, daß der Verzichtende auf 
jein gejeßliche8 Erbredit unter Vorbehalt des Pflichtteilsrechts verzichtet.®) 

Das BOB. läßt aber auch einen Verzicht auf dag tejtamentarifche 
Erbredt ſowie auf leitwillig angeordnete Vermächtniſſe zu.) Diefem 
Verzicht iſt gleichgeftellt der Verzicht auf eine Zuwendung, Die in einem 
Erbvertrag einem Tritten gemadt ilt.®) 

IV. Was die Fähigkeit zum Mbichlug eines Erbverzichtävertrags 
anlangt, jo iſt zwiichen dem PVerzichtenden und dem Erblaffer zu unter: 
icheiden.?) 

1. Der Berzihtende braucht den Vertrag nicht perfönlich zu ſchließen, 
muß aber, wenn er ihn perlönlich jchließt, vollfommen geihäftsfähig fein. 
it er in der Geichäftsfähigleit beichränft, jo bedarf es zum Abſchluſſe 
des Erbverzichts der Einwilligung jeines geſetzlichen Bertreter8 1%); dieſe 
Eimilligung allein genügt aber nicht, vielmehr bedarf es zur Wirkſamkeit 
des Erbverzicht3 grundjäglicd der Senehmigung des Vormundſchafts— 
gerihts, und zivar jtetS, wenn der PVerzichtende unter Vormundſchaft 
jteht. Steht er unter elterlicher Gewalt, jo genügt ausnahmsweiſe die 


') 8 312 Abſ. 2 BGB. Ein Vertrag über den Nachlaß eines noch lebenden 
Dritten, oder ein Vertrag über den Pflichtteil oder ein Vermächtnis aus dem Nachlaß 
eines noch lebenden Dritten ift nah BGB. nichtig. 8 312 Abi. 1 BGB. 

2) 8 2346 BOB. ») g 1942 Abi. 2 BOP. 

) 8 2346 Abi. 1 Sat 2 BGB Mot. V ©. 472. Es laun aber im Ber: 
trage da® Gegenteil vereinbart werden. ) 8 2346 Abi. 2 BGB. 

6) Mot. V ©. 472. Strobal S. 286. 9 8 2352 Sap 1 BGB. 

s\ 8 2352 Sap 2 2 BB. Auf eine Zuwendung an den anderen Vertrag: 
ſchließenden fann diefer nicht verzichten, fie fann nur dur Aufhebung des Erbvertrags 
nad) 8 2290 BGB. bejeitigt werden. 

*), BRH. S, 179. 10) 88 107, 114 BOB, 
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Einwilligung des gejeglichen Vertreterd, wenn der Erbverzicht unter Ehe— 5 2347 
gatten oder Verlobten geichloffen wird.) s 50. 

Ein ohne die erforderliche Einwilligung des geſetzlichen Vertreters 
oder ohne die Genehmigung des VBormundichaftsgericht3 gejchloffener Erb— 
verzicht fan durch formloje Bejtätigung des Verzichtenden nad) er— 
langter unbeſchränkter Geichäftsfähigfeit wirffam werden.?) 

2. Der Erblaffer kann den Vertrag nur perjönlich jchließen und be— 
darf, wenn er in der Gejchäftsfähigfeit beſchränkt ift, nicht der Zuftimmung 
ſeines gejeglichen Vertreterd. it der Erblafjer gejchäftsunfähig, jo kann 
der Vertrag durch den gejeßlichen Vertreter gejchloffen werden; er bedarf 
aber dann noch der Genehmigung des VBormundjchaftsgerichtd, und zwar 
ftet3, wenn der Erblafjer unter Vormundſchaft jteht; jteht er unter elter- 
licher Gewalt, nur dann, wenn der Vertrag nicht unter Ehegatten oder 
unter Verlobten gejchloffen wird.) *) 

V. Der Erbverzichtövertrag bedarf der gerichtlichen oder notariellen dorm. 
Beurkundung), und zwar bedürfen die Erklärungen beider Teile der amt- 
lihen Beurkundung, doc) ijt die gleichzeitige Anweſenheit beider Vertrag- 
ſchließenden nicht erforderlic).®) 

VI. Die im bisherigen Rechte jtreitige Frage, ob die Abkümmlinge 
des Berzichtenden an den Verzicht gebunden find”), enticheidet da3 BGB. 
mit Rüdjiht auf die Bedürfniffe des praftiichen Lebens pofitiv dahin, daß, 
wenn ein Abkömmling oder ein Seitenverwandter des Erblajjers 
auf das geſetzliche Erbrecht verzichtet, fich die Wirkung des Verzichtd auf’ 
alle Abkömmlinge des Verzichtenden erjtredt®), gleichgültig, ob der Erb- 
verzicht gegen eine dem Verzichtenden vom Erblaſſer geleitete Abfindung 
erfolgt oder nicht und ob die Abkömmlinge die Erben des re 
geworden find oder nicht.) 

Dieſe Vorjchrift enthält aber feine Auslegungsregel, jondern nur eine 
Dispofitivvorichrift. 

VO. Im Falle eines fog. relativen Erbverzichts, aljo wenn jemand Erswerzict zu 
auf das gejegliche Exbrecht zu Gunften eines Anderen verzichtet, frei Hnlten eines 
da8 BOB. die Auslegungsregel auf, daß ein folcher Verzicht nur für den 
Hall gelten fol, wenn der Andere Erbe wird.!®) 





ı, 8 2347 Abſ. 1 BOB. ) 8 108 Abi. 3 BGB. Strohal S. 284 

») 8 2347 Abſ. 2 BGB. 

+) Eine Ehefrau bedarf zu einem Erbperzichte nicht der Genehmigung des Ehe: 
manned. Bland-Ritgen V ©. 536 Anm. 4 zu 8 2347. 

») 8 2348 BOB. 88 128, 152 BGB. 

9 Alfo anders wie beim Erbvertrage. 8 2276 BOB. 

’) Vgl. Stobbe V $ 314 Nr. 5 ©. 313. Nach ALR. II 2 8 358 waren die 
Kinder an den Verzicht ihrer Eltern nur ſoweit gebunden, als jie ihrer Eltern Erben 
geworden waren. 

u) Maßg ebend war die Erwägung, daß die Beteiligten in ſolchen Erbverzichts— 
fällen, wie anlihfich der Auswanderung von Familienmitgliedern, Abfindung einzelner 
Kinder vom bäuerlichen Hofe, das Nechtöverhältnis regelmähig fo auffahten, daß eine 
antizipierte Erbfolge jtattfindet und der Verzichtende für jeinen ganzen Stamm das 
Erbrecht aufgiebt. Prot. II S. 7644—7650 (Bd. 5 ©. 607, 608). 

) $ 2349 BGB. ‚) 8 2350 Abi. 1 BEL. 


Lesle, Allg. Preuß. Landrecht. 82 


58 2350, 
2351. 


Aufhebung 
des Erbver⸗ 
zichts. 
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Verzichtet ein Abkömmling auf das geſetzliche Erbrecht, ſo iſt im 
Zweifel anzunehmen, daß der Verzicht nur zu Gunſten der anderen Ab— 
kömmlinge und des Ehegatten des Erblaſſers gelten ſoll.) Der Verzicht 
iſt alſo unwirkſam, wenn die Eltern oder entferntere Verwandte des Erb— 
laſſers oder zuletzt der Fiskus zur geſetzlichen Erbfolge gelangen. 

VIII. Ein Erbverzichtsvertrag kann durch Vertrag wieder aufgehoben 
werden.?) 

Der Aufhebungsvertrag bedarf derſelben Form wie der Erbverzichts— 
vertrag, alſo auch der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. Der 
Erblaſſer kann den Aufhebungsvertrag nur perſönlich ſchließen und bedarf, 
wenn er in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt, zu dem Abſchluſſe nicht 
der Genehmigung ſeines geſetzlichen Vertreters.) Iſt er geſchäſtsunfähig, 
ſo kann der geſetzliche Vertreter den Vertrag für ihn ſchließen und zwar 
in der Regel nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. 

Die Wirkung des Aufhebungsvertrags iſt die, daß dem früheren Be— 
rufungsgrunde kein Hindernis mehr im Wege ſteht, ſodaß alſo die geſetz— 
liche Erbfolge wiederhergeſtellt wird.*) 


Achter Abſchnitt. Erbſchein. 
$ 297. 


1. Erbidein.‘) 


I. Das Inſtitut des Erbicheins”war dem gemeinen Rechte unbekannt, 
erſt die neuere Partifulargejeßgebung_brachte e8 zur Entwidelung, um dem 
Erben Dritten gegenüber jeine Legitimation in einer den Bedürfnifien des 
Nechtsverfehrs entiprechenden Weile zu erleichtern. Das BGB. Hat die 
Einrichtung übernommen und zur weiteren Ausgeſtaltung gebradjt®); als 
Vorbild für feine Bejtimmungen diente vornehmlich das preußiſche Geſetz 


ı) 8 2350 Abſ. 2 BGB. Bal. 88 486, 487 II 2 UN. 

) 8 2351 BGB. Am früheren Rechte bejtritten, Stobbe V $ 314 Anm. 22. 

) Kar den Erblajier gelten diejelben Vorſchriften wie beim Erbverzichtävertrage, 
$ 2347 Ubi. 2 BGB.; für den Verzichtenden gelten die allgemeinen Grundfäße über 
den Bertragsichluß, alſo audh $ 107 BGB. +) Mot. V ©. 476. 

) Mot. V ©. 557 ff., Dentichrift S. 307 ff., Brot. II ©. 77595. (Bd. 5 
©. 670ff.); Pland-Ritgen V ©. 642 ff.; v. Staudinger-Herzfelder V ©. 671; Strohal 
a. a. DO. 88 67—69; Endemann III $$ 115—117; Cofad II $ 400; Böhm, Erb: 
recht (2. Aufl.) $ 80; Märder (17. Aufl.) S. 347 ff.; Weißler, Nachlaßverfahren 
©. 206 ff.; Ehlinger, Der Erbihein nad dem BGB. (1902); Jaſtrow, Formular: 
bud II ©. 335 ff.; Voß in Gruchots Beiträgen Bd. 43 ©. 655 ff.; Eichhorn, ebendort 
Bd. 45 ©. 224 ff. und DIZ. 1901 ©. 201— 203; Boſchan in Gruchots Beiträgen 
Bd. 46 ©. 294 ff.; Boſchan, Die Nachlaßſachen in der — Praxis 1903; 
Marcus, DIZ. 1899 ©. 474—476; v. Jacubeziy, im „Recht“ 1901 ©. 575, 576; 
Du Chesne, Der Erbidein in der Ueberganggzeit, in Gruchots Beiträgen Bd. 45 
©. 49ff.; v. Neibnig, Der öffentliche Glaube des Erbſcheins im Vergleich mit dem 
öffentlichen Glauben des Grundbuch, 1902; Ecciuß IV $ 261; Dernburg III $ 228, 

9) An Stelle der Aufnahme des Erbſcheins wurde aud die Schaffung eines 
öffentlihen Erbichaftäregijters in Vorſchlag gebracht. Prot. II ©. 7762, 7763 (Bd. 5 
©. 672). 


* 
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vom 12. März 1869 betr. die Ausjtellung gerichtliher Erbbeicheinigungen.!) $8_2358, 
In Abweichung von diefem Geſetze ſtellt fich jedoch der Erbichein des BGB. 77. 
niht nur als ein Zeugnis über das Erbrecht ſelbſt dar, jondern beim 
Vorhandenjein von Miterben auch al3 ein Zeugnis über den Umfang des 
Erbredt3; auch kann jedem Miterben nicht nur ein gemeinfchaftlicher (über 

die Perjon und die Anteile jämtlicher Erben Auskunft gebender) Erbſchein, 

ſondern auch ein nur fein Erbrecht und die Größe feines Erbteils be- 
zeugender Teilerbſchein erteilt werben.?)®) 

I. Die Erteilung des Erbſcheins erfolgt auf Antrag durch das Antrags: 
Nachlaßgericht.) Antragsberechtigt ift jeder Erbed) und zwar abweichend erechtigie. 
vom bisherigen preußichen Nechte auch der durd) Verfügung von Todes- 
wegen berufene.%) Dem Erben jteht derjenige gleich, welchem der An— 
teil eine Miterben durch dingliche Verfügung übertragen worden ijt?); 
denn auf Grund joldher Verfügung tritt der Erwerber des Anteil un— 
mittelbar in das Erbrecht des Veräufererd ein und ift deshalb auch im 
Erbſchein als Erbe anzugeben.s) 

An Stelle des Erben kann auch fein Gläubiger die Erteilung be- 
anjpruchen, wenn er des Erbſcheins zum Zwede der Zwangsvollſtreckung 
bedarf.?) Eine gleiche Befugnis ift auch dem Ehemann einer Erbin jorwie 
dem Tejtamentsvollitreder zuzuiprechen, jofern die Erbichaft ihrer Verwaltung 
unterliegt.!) 


') 88. ©. 47375. Das Geſetz hatte für die ganze Monarchie Gültigkeit. Den 
Anftoß zur Entwidelung der preußiichen Erbbeicheinigung gab namentlich die Hypo— 
thefenordnung von 1783, die Tit. II Abſchn. 2 $ 73 zur Eintragung der Antejtaterben 
ein Attejt des Nachlahgerichts erforderte, jofern die Erbfolge nicht gerichtsfundig war. 
Bol. auh AGO. I, 584. 88 4852—492 19 ALH. 

) 88 2353, 2357 BOB. 

s) infichtlich der Weberganggzeit ift Art. 213 EG. 5. BGB. mahgebend; 
ie Joſef in Gruchots Beiträgen Bd. 47 ©. 341, 346; hiernad) enticheidet das 

te Hecht, wenn der Erblafjer vor dem Inkrafttreten des BGL. veritorben iſt; iſt 
der Erbfall erſt nach dem 31. Dez. 1899 eingetreten, ſo kommt das neue Recht zur 
Anwendung und zwar bei der gewillkürten Erbfolge auch dann, wenn die Verfü igung 
von Todeswegen noch unter der Herrichaft des alten Nechtes errichtet iſt. Hinſichtlich 
gemeinſchaftlicher Teſtamente gilt dies auch für den Fall, daß der eine Ehegatte be— 
reits vor dem 1. Jan. 1900 verſtorben iſt, Rechtſpr. d. OLG. II ©. 378; Jahrb. 
KG. Bd. 20 Nr. 41 ©. A 158 

98 2353 BOB. Wegen der Zujtändigfeit des Nachlaßgerichts vol. 8 73 
RFrG. Art. 147 EG. 5. BGB. Eine bejondere Form ift für den Antrag auf Er: 
teilung — un. en. 

. Nacerbe kann die Erteilung nicht vor dem Eintritte des Falles der 
Racherbfolge, der Fiskus fie erſt dann verlangen, wenn vom Nachlaßgerichte feitgeitellt 
ift, dah ein anderer Erbe nicht vorhanden iſt ($ 1966 BGB.). 

) Entwurf I beichränkte den Erbicein auf die geſetzliche Erbfolge; durch 
feine Zulafjung für die gewilltürte Erbfolge erübrigte ſich auch die Aufnahme des Er: 
u 56 — Rechtes (59 des Geſ. v. 12. März 1869). 

182 

9 > Aller der Erbſchaft oder eines Erbſchaftsteils ſteht das Antragsrecht 
nicht zu, auch kann der Erbſchein nicht auf feinen Namen ausgeſtellt werden; er 
hat ar die rechtliche Stellung Sr Erben; ſ. unten $ 299. 

) 88 792, 896 CPO. $ 17 3V6. 
10) Der Ehemann muß — nachweiſen, daß die Ehefrau die Erbſchaft an— 
enommen hat. Hinſichtlich des Antragsrechts des Teſtamentsvollſtreckers vgl. Jahrb. 
G. Bd. 22 Nr. 13 ©. A 56 und dagegen von Jacubeziy, im „Recht“ 1901 ©. 575. 
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58 2354, Sit der Erbichein einem Antragsberechtigten bereit3 erteilt, jo Kann 
2355, ferner jeder, der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht, eine Ausfertigung 
verlangen.!) 
Voraus⸗ III. Beantragt der geſetzliche Erbe die Erteilung des Erbſcheins, ſo 
ng muß er angeben ?): 

1. die Zeit des Todes des Erblafjers®); 

2. da3 Verhältnis, auf dem fein Erbrecht beruht (Verwandtichaft 
vder Ehe); 

3. ob und welche Perjonen vorhanden find oder vorhanden waren, 
durch die er von der Erbfolge ausgeichloffen oder jein Erbteil gemindert 
werden würde; betreffendenfall® auch in welcher Weife die Perfon weg— 
gefallen ift, ob durch Tod, Ausschliegung, Erbverzicht, Ausichlagung oder 
Erbunwürdigkeitserklärung. Ob der Wegfall vor oder nad) dem Erbjall 
erfolgt ift, macht hierbei feinen Unterjchied, e8 find alfo fämtliche Perjonen 
aufzuführen, welche zu irgend einem Zeitpunfte vor Stellung des Antrags 
gelebt haben und, ſofern fie noch lebten oder nicht als verjtorben anzufjehen 
wären, den Antragjteller ausſchließen würden t); 

4, ob und welche Verfügungen des Erblajjerd von Todeswegen vor: 
handen jind; 

5. ob ein Rechtjtreit über jein Erbrecht anhängig ift. 

Wird der Erbichein von einem Teſtaments- oder Bertragserben ver: 
langt, jo wird fi regelmäßig die Angabe zu 2, erübrigen, und zu 3. bedarf 
es nur der Angabe, in welcher Weile der etivaige Wegfall vorgehender oder 
gleichberechtigter Erben erfolgt it, denn ob joldye überhaupt berufen find, 
muß ſich bereit3 aus dem Tejtament oder aus dem Erbvertrag ergeben. 
Zu 4. find nicht nur fämtlihe vom Erblaffer hinterlaffenen Verfügungen 
von Todesiwegen anzugeben, fondern it auch diejenige Verfügung zu be- 
zeichnen, auf welche der Antragiteller jein Erbrecht ftüßt.>) 

Wird die Ausstellung eines gemeinjchaftlichen Erbſcheins beantragt, 
jo find auch jämtliche Erben und ihre Erbteile anzugeben ®), auch muß der 
Antrag, jofern er nicht von allen Erben gejtellt wird, die Angabe enthalten, 
dat die übrigen Erben die Erbichaft angenommen haben.?) 


') 8 85 RFrG. Daneben jteht jedem, der ein berechtigtes Anterefie glaubhaft 
macht, dad Recht auf Einfichtnahme und Erteilung einer Abjchrift zu. S 78 RFrG. 

2) 8 2354 BOB. 

9) Es ift nicht unbedingt notwendig, daß der Zeitpunkt des Todes falender: 
mäßig genau angegeben wird. Mot. V ©. 559, Boſchan in Gruchots Beitr. Bd. 46 
©. 298. 

) Abweichend die bisherige preußiſche Praxis, nach welcher der Fortfall von 
Perſonen, für deren Eriftenz feine Vermutung ſprach, dem Gerichte nicht nachgewieſen 
zu werden brauchte. Maerder 14. Aufl. ©. 13, Eccius IV $ 261 Anm. 9. Bol. 
ferner Pland:Ritgen V ©. 647 Anm 2c., Eichhorn in Gruchots Beitr. a. a. 
S. 228, 229, Bolhan a. a. D. ©. 310, 311. 

6) 8 2355 BOB. 

°) & 2357 Abi. 2 BOB. 

", 8 2357 Ubi. 3 Sat 1 BGB. Hinfichtlid des Antragitellerd ſelbſt bedarf 
es feiner bejonderen dahingehenden Angabe, da aus dem Antrag auf Erteilung des 
Erbſcheins regelmäßig der Wille, die Erbichaft anzunehmen, zu folgern jein wird. 
Strohal ©. 371 Anm. 1, Pland-Ritgen V ©. 647 Anm. 1 zu $ 2354. 
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IV. 1. Bon den hiernad notwendigen Angaben hat der Antragiteller sg, 226, 
die Zeit des Todes des Erblafjerd, das Verhältnis, auf das er fein Erb- 
recht gründet, jowie den Wegfall derjenigen Perjonen, durch welche er von gemein 
der Erbfolge ausgejchlojjen oder jein Erbteil gemindert werden würde, ftellers. 
durch öffentlihe Urkunden nachzuweiſen.) Der Tejtaments- und Ver— 
tragderbe hat auch die Urkunde vorzulegen, auf der jein Erbrecht beruht, 
und die zur Prüfung ihrer Nechtsgültigkeit etiwa erforderlichen Nachweiſe 
zu bejchaffen.?) 

Sind die Urkunden nicht oder nur mit unverhältnismäßigen Schwierig- 
feiten zu bejchaffen, jo genügt die Angabe anderer Beweismittel?), 3. B. 
die Benennung von Zeugen oder die VBorlegung von Akten (Prozeß-, Grund- 
buchakten), in denen das Berwandtichaftsverhältnis oder der Anhalt der 
betreffenden Verfügung von Todesiwegen bereits feitgeitellt worden ijt.*) 

2. In Anjehung der übrigen erforderlichen Angaben wird von dem 
Antragiteller, da es jich bei ihnen im wejentlichen um Thatſachen negativer 
Natur handelt, ein direkter Beweis nicht verlangt, er hat jedoch vor Ge— 
riht oder vor einem Notar an Eidesjtatt zu verjidhern, daß ihm 
nichts befaunt jei, was der Nichtigfeit feiner Angaben ent- 
gegenjteht.) Die Verlicherung liegt dem Antragjteller ob, auch wenn 
er nicht der Erbe ijt; für eine gejchäftsunfähige oder nur befchränft ge- 
Ihäftsfähige Perjon it die Verfiherung von ihrem geſetzlichen Vertreter 
abzugeben, doc kann fie von Minderjährigen und nur wegen Geijtes- 
ſchwäche, Verjchwendung oder Trunkſucht Entmündigten unmittelbar erfordert 
werden.®) 

3. Sit die Ausjtellung eines gemeinjchaftlichen Erbicheins beantragt, 
jo hat der Antragjteller auch den Nachweis für die ſich auf die übrigen 
Erben beziehenden Angaben zu bejchaffen?), die eidesjtattliche Verficherung 
bleibt jedocdy regelmäßig von allen Erben abzugeben, fofern nicht das 


) 8 2356 Abſ. 1 Satz 1 BGB. Wegen ded Begriffs der öffentlichen Ur— 
funde vgl. $ 415 CPO. Yn Betracht fommen hauptjächlich ſtandesamtliche Urkunden, 
ferner Todeserllärungsurteile, Scheidungs- und Erbumvirdigkeitsurteile, Erbverzichts- 
verträge, Urkunden über an an Kindesitatt. Vgl. Eichhorn a. a. O. ©. 230 ff., 
Nitter im „Net“ 1902 ©. 

) Hinfichtlich der dem hehe obliegenden Nachweispflicht vgl. aud) 
Boſchan in Gruchots Beitr. Bd. 46 ©, 301, 302 

R 2356 Abi. 1 Sab 2 BGB. 

gl Eihhorn in Gruchots Beitr. Bd. 45 S. 233, Boſchan a. a. O. ©. 311. 

r 356 Abſ. 2 Satz 1 BGB. Mot. V ©. 561. Die Abgabe der Ber: 
fiherung bildet fein Nechtögeihäft, ihre Beurkundung richtet ſich deshalb nach Landes: 
recht (Art. 53 ff. PrFrG.). Die 88 168 ff. RFrG. finden feine Anwendung. Die Ver— 
jiherung ijt „vor Gericht“, nicht vor dem Nachlaßgericht a als ſolchem abzugeben; wegen 
bei —————— vgl. Jahrb. KG. Bd. 25 No. 16 S. A 60; wegen der Zuſtän— 

gteit —* Art. 31 PrrG. Eine falſche Verſicherung unterliegt aud) ann dem $ 156 
StrGB. wenn fie vor einem Notar abgegeben wird (RO. inStrafi. Bd. 18 Nr. 64 S. 246). 

9) Bol. $ 473 Abi. 2 CPO. Eichhorn a. a. O. S. 235, 236, Jahrb. KG. Bd. 11 
©. 50. Durd) einen Bevollmächtigten fann die eidesftattliche Berjicherung nicht ab- 
gegeben werden; abweichend die bieherige preußiiche Praxis. Jahrb. KG. Bd.6 ©. 15, 
Dernburg III 8 228 Anm. 12, vol. hierzu Voß a. a. O. ©. 671. Jaſtrow II 
©. 336; Weihler ©. 216; Pland:Ritgen V S. 651, Anm. 2a zu $ 2356. 

)8 2357 Abſ. 3 Sap 2 BOB. 
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332356, Nachlaßgericht die Verficherung eines oder einiger don ihnen für ausreichend 

2357,2358, erachtet!); in dieſem Falle hat ſich die eidesitattlihe Verficherung ins- 
bejondere auch auf die Angabe zu erjtreden, daß die übrigen Erben die 
Erbſchaft angenonmen haben.?) 

4. Segliche Beweis- oder Verjicherungspflicht entfällt, ſoweit es ſich 
bei den von dem Antragiteller gemachten Angaben um Thatjachen handelt, 
die bei dem Nachlaßgericht offenkundig find®); auch abgejehen von dieſem 
Falle kann das Nachlafgericht die eidesitattliche Verſicherung erlaſſen, 
wenn es fie unter bejonderen Umftänden für nicht erforderlich erachtet 4), 
was z. B. der Fall fein wird, wenn der Erblaffer das unmiündige Kind 
feiner noch lebenden Eltern war oder wenn die Verficherung bereit von 
Miterben abgegeben: ift.>) 

Er V. Hat der Antragjteller die ihm obliegenden Nachweiſe geführt, hält 
— das Nachlaßgericht dieſe aber zur Begründung des Antrags nicht für aus— 
des Rachlafr reichend, jo hat e8 von Amtswegen unter Benußung der etiva von dem 

gerichis. Antragiteller angegebenen jonjtigen Beweismittel ®) die notwendigen weiteren 
Ermittelungen zu veranjtalten und die geeignet erjcheinenden Beweiſe auf: 
zunehmen.) Der Umfang und die Art diefer Ermittelungen unterliegt 
dem freien Ermefjen des Nachlaßgericht3®), doch ſoll dieſes, jofern ein Rechts— 
jtreit über das Erbrecht anhängig ift, vor Erteilung des Erbſcheins den 
Gegner des Antragitellers hören ?); deögleichen foll, fall8 die Verfügung, 
auf der das Erbrecht beruht, nicht in einer dem Nachlaßgerichte vorliegen= 
den öffentlichen Urkunde enthalten ift, derjenige über die Gültigkeit der 
Verfügung gehört werden, welcher im alle der Unwirkſamkeit der Ver— 
fügung Erbe fein würde!) Die Anhörung kann in beiden Fällen unter- 
bleiben, wenn jie unthunlich ijt.!!) 

') $ 2357 Abi. 4 BOB. 

?) Pland:Nitgen V ©. 652 Anm. 2b, Eßlinger ©. 60, 61, abweichend 
namentlich Eichhom in Gruchots Beitr. Bd. 45 ©. 236, 237 und in der DZ. 1901 
©. 202, 203, auch Boſchan a. a. D. in Gruchots Beitr. Bd. 46 ©. 315. 

») 8 2356 Ab. 3 BOB. 

*, 8 2356 Abi. 2 Sap 2 BGB. Nach preußiſchem Nechte war ein Erlaß der 
Verfiherung nicht ſtatthaft (Jahrb. KG. Bd. 13 Nr. 14 ©. 64). Der Erlaf der 
Verſicherung führt infolge der mit ihm eintretenden Kofteneriparnis ($ 81 Pr®K®.) zu 
einer gewiſſen Bevorzugung ded Antragſtellers (Boihan a. a. ©. ©. 317). Tas 
Gericht kann die Form der Berfidherung den thatjächlichen Verhältniſſen anpajjen. 
Mot. V S.562. Eichhorn a. a. O. ©. 236. Bgl. aud) die für das preuß. Recht 
ergangene Enticheidung des Jahıb. KG. Bd. 23 Wr. 18 ©. A 71. 

*) Mot. V ©. 561. 

9) Das Nachlaßgericht iſt nicht auf die von dem Antragſteller angebotenen Be- 
weile bejchränft. AM. Eichhorn in Gruchots Beitr. Bd. 45 ©. 242; vgl. gegen diejen 
Boſchan ebendort Bd. 46 ©. 294 ff., Eßlinger ©. 63, Voß a. a. D. ©. 670ff. 

N 8 2358 Abi. 1 BOB. 

°) Die Ermittelungen haben ſich insbejondere auch auf die Errichtung eines Te- 
ſtaments zu eritreden, wenn diejes ſich zwar äußerlich als formgültig darſtellt, — 
wohl aber Bedenlken über die vorſchriftsmäßige Errichtung beſtehen. Jahrb. KG. Bd. 23 
Nr. 17 S. A 66. 

) 8 2360 Abſ. 1 BGB. Das Nachlaßgericht kann die Erteilung des Erb: 
ſcheins bis zur —— des Rechtsſtreits ausſetzen. 

10) 8 2360 Abſ. 2 BGB. Die Anhörung ſoll alſo ſowohl dann erfolgen, wenn 
das Teitament ein nicht öffentliches ift, al auch dann, wenn ein öffentlich errichtetes 
nicht vorgelegt werden fann. 1, 8 2360 Abi. 3 BGB. 
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Zur Vervollftändigung der angeftellten Ermittelungen kann das Nach- 88 2358, 
laßgericht auch eine öffentliche Aufforderung zur Anmeldung der anderen 33 
Perſonen zuſtehenden Erbrechte erlaſſen.) 


VI. Das Ergebnis des geſamten Beweisverfahrens iſt von dem Nach- Ertellung und 
laßgerichte materiell zu prüfen, und e8 darf den Erbichein mur erteilen, — 
wenn es die zur Begründung des Antrags erforderlichen Thatſachen für 
feſtgeſtellt erachtet.)) ine Darlegung, aus welchen Gründen es zu 
ſeiner Entſcheidung gelangt iſt, hat das Gericht in dem Erbſcheine nicht 
zu geben, doc darf es ſich auch andererſeits nicht etwa auf eine bloße 
Namhaftmahung der zur Erbichaft Berufenen oder auf eine bloße Feititellung 
von Thatjachen bejchränten und jedem überlafjen, die Folgerungen aus 
diefen jelbjt zu ziehen, jondern e8 muß auf Grund eigener Entſcheidung 
das Erbrecht jelbjt und den Umfang des Erbrechts bezeugen.*) 

Sit der Erbichein einem Vorerben zu erteilen, fo ift auch anzugeben, 
daß eine Nacherbfolge angeordnet ift und unter welchen Vorausſetzungen 
fie eintritt, auch ift die Perfon des Nacherben jo genau, wie es zur Zeit 
der Ausjtellung des Erbſcheins möglich ift, zu bezeichnen.d) Iſt der Nach— 
erbe nur auf den Ueberreſt eingefeßt oder iſt der Vorerbe zur freien Ver— 


1) 8 2358 Abi. 2 BGB. Die Art der Belanntmadhung und die Dauer der 
Anmeldungsfrift bejtimmt ſich nach den für das Aufgebotsverfahren geltenden Vor: 
ichriften. $$ 948—950 ECPO. Die Aufforderung dient nur dazu, die Ueberzeugung 
des Gerichts, daß andere Berechtigte nicht vorhanden find, zu befejtigen, es ergeht 
deshalb weder eine Androhung von Rechtsnachteilen für den Fall der Nihtanmeldung 
noch ein Ausſchlußurteil Hinfichtlich der nicht angemeldeten Erbrechte, aud) find ver: 
jpätete Anmeldungen zu berüdjichtigen. Mot. V ©. 562, 563. Nach $ 4 des Wei. 
v. 12. März 1869 erfolgte das Nufgebot unter der Verwarnung, daß nad) Ablauf 
des Anmeldetermind die Austellung der Erbbeicheinigung erfolgen werde. Hinſicht— 
lih der AZuläffigkeit des Aufgebots vgl. auch Beſchluß des KG. v. 9. Juli 1901 
Rſpr. d. OLG. III ©. 258 ff. 

) $ 2359 BOB. Die Entiheidung erfolgt nad) freier Ueberzeugung. $ 15 
RFrG. 286 CPO. Die Erteilung des Erbſcheins ijt auch ſchon dann abzulehnen, 
wenn nur die Größe der Erbteile nicht feitgejtellt werden kann. Sit z. B. eine Witwe 
hinterblieben, jo kann bei gelepicer Erbfolge die Ausjtellung des Erbſcheins innerhalb 
der Empfängnigzeit für die übrigen Erben nur erfolgen, wenn die Witwe ihre Nicht- 
ſchwangerſchaft nachweiſt, andernfall® kann nur ein Teilerbjchein für die Witwe jelbit 
erteilt werden und dies auch nur dann, wenn beveit3 Kinder vorhanden find. Gind 
jolhenfall® notwendige Verfügungen über die Erbichaft zu treffen, jo muß ein Pfleger 
gemäß N vos bejtellt werden. Vgl. Mot. V ©. 559; Jahrb. KG. Bd. 22 

r. 14 © A 6l. 

) Gegen die Ablehnung der Erteilung des Erbſcheins findet Beihwerde gemäß 
Ss 195. RFrG. jtatt, nicht aber gegen die Erteilung; ijt dieje einmal erfolgt, jo iſt 
nur der Antrag auf Einziehung jtatthaft. & 2361 Abi. 1 BOB. 

) Als notwendige thatjächliche Angaben hat der Erbichein Namen (Stand) und 
Wohnſitz des Erblafjers und der Erben, jowie den Todestag des eriteren zu enthalten. 
Der Angabe des Berufungsgrundes (Gejeß oder Verfügung von Todesiwegen) bedarf 
es nicht. Die Form des Erbſcheins richtet jich im übrigen nach Landesrecht (vgl. 
Art. 53. PrFrG.), die 88 168 ff. RFrG. finden Feine Anwendung, da der Erbichein 
feine Beurkundung von Rechtsgeſchäften enthält. Vgl. auch die Beijpiele bei Mar- 
cus a. a. D. und Eichhorn in Gruchots Beitr. Bd. 45 ©. 251 ff. 

6) $ 2363 Abſ. 1 Sab 1 BGB. Das Nachlahgericht muß fejtitellen, wen 
zur Seit der Ausſtellung des Erbicheind das Nacherbfolgerecht zutommt. Jahrb. KG. 
Bd. 24 Wr. 53 ©. A 180. 
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32 2368, 


2365. 


Wirkungen 
bes 
Erbſcheins. 


Teffentlicher 
Glaube. 


fügung über die Erbſchaft berechtigt, jo hat der Erbſchein auch hierüber 
Auskunft zu geben.!) 

Hat der Erblajjer einen Tejtamentsvollitreder ernannt, jo iſt die Er- 
nennung in dem Erbichein anzugeben?) damit für Dritte erlichtlih iſt, 
daß die Verfügungsmacht des Erben feine unbeichränfte it. Die Perſon 
und der Umfang der Vertretungsmacht des Volljtreders iſt nicht zu be- 
zeichnen, denn derartige Angaben würden fid) nicht mehr auf die Legiti- 
mation des Erben beziehen, für welche der Erbſchein allein bejtimmt ijt.®) 

VI. Dem Erbichein fonımt Beweisfraft und öffentliher Glaube zu. 

1. Die Beweisfraft iſt feine volle, doch bejteht biß zum Beweiſe des 
Segenteil3t) die Vermutung, daß demjenigen, welcher in dem Erbſchein 
al3 Erbe bezeichnet ijt, das in dem Erbichein angegebene Erbrecht zujtehe, 
und daß er nicht durch andere als die angegebenen Anordnungen beichräntt 
jei.d) Die Vermutung wirkt für und gegen jedermann, fie legitimiert den 
Erben aktiv und legt jeinem Gegner die Beweislajt dafür auf, daß er 
thatjächlic nicht Erbe jei®), fie giebt aber auch dem Dritten ein Mittel in 
die Hand, die Paflivlegitimation des Erben darzuthun.?) 

Für Angaben, welche der Erbjchein über feinen gejeglich vorgejchriebenen 
Inhalt Hinaus enthält, jpricht die Vermutung nicht, auch hat fie Hinficht- 
li der Beichränfungen, welche in dem Erbichein angegeben ſind (Nach— 
erbeinjegung, Tejtamentsvollitredung), nur die Bedeutung, daß andere als 
die angegebenen nicht vorhanden find, Dagegen wird nicht vermutet, daß 
die en Beſchränkungen auch thatjächlich bejtehen.®) 

2. a) Der Erbichein hat öffentlihen Glauben?): jein Inhalt gilt, 
jomweit die zu 1. dargelegte Vermutung reicht, unter Ausſchluß des Gegen- 
beweije zu Gunſten desjenigen ohne weitere als richtig, welcher durch 
Nechtsgeichäft von dem in dem Erbichein als Erbe Bezeichneten einen Erb- 
ſchaftsgegenſtand, ein Necht an einem ſolchen Gegenjtand oder die Befreiung 


») 8 2363 Abi. 1 Sab 2 BOB. Iſt die Verfügungsmacht des Vorerben nur 
in einzelnen Beziehungen erweitert, fo ijt die Aufnahme eines entiprechenden WVermertes 
nicht notwendig, fie wird fich aber empfehlen, jofern feine Ueberladung des Erbicheins 
zu befürchten ijt. Vgl. Prot. II ©. 7783, 7784 (Bd. 5 ©. 674, 683). 

?, 8 2364 Abi. 1 BGB. Der Angabe bedarf e3 dann nicht, wenn bei Er: 
teilung des Erbſcheins bereits feſtſteht, daß es zum Eintritte der Teſtamentsvoll— 
jtredung nicht mehr fommen kann. 
= * Mot. V S. 566. Jahrb. KG. Bd. 23 Nr. 2 S. B 6. AM. Eßlinger 

. 16, 17. 

9 Der rt fann auch durd) ——— ir werden. $ 292 
CPO. Mot. V ©. 567. 365 BOB. 

°) Die Vermutung bat auch demjenigen gegenüber daitung, welcher jelbjt Erbe 
zu jein behauptet. 

) Die Erteilung des Erbſcheins hat ge eine ähnliche Bedeutung, wie die 
Eintragung in das Grundbuch. Dentihrift S. 308. Bal. $ 891 BGB. Hinficht- 
li) der Bedeutung des Erbſcheins als egitimationsmnittel vgl. insbeſondere & 36 
RGBO. 8 107 RFrG. $ 17 388. 

°) Bgl. Ehlinger a. a. D. ©. 75. AM. Weißler ©. 227; Pland-Ritgen V 
S. 664 Anm. b. 

) Die Regelung des öffentlichen Glaubens des Erbſcheins entjpricht im De 
lichen der in den $$ 592, 893 für das Grumdbuch gegebenen. Oben ©. 385 ff. 
auch Endemann III $ 117 Anm. 11. 
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von einem zur Erbichaft gehörenden Rechte erwirbt.!) Gleiches gilt auch 
für alle ſonſtigen zwiſchen dem Erbicheinerben und einem Anderen vor— 
genommenen Nechtögejchäfte, welche Verfügungen über erbichaftliche Rechte 
enthalten), jowie für den Fall, daß ein Dritter auf Grund eines foldyen 
Nechtes eine Leiftung an den Erbjcheinerben bewirft.?) 

Den bezeichneten Nechtsgejchäften kommt aljo aud bei Unrichtigfeit 
des Erbſcheins die gleiche Rechtswirkung zu, welche eintreten würde, wenn 
der ihnen an fich enigegenjtehende Mangel nicht vorhanden gewejen jein 
würdet), und der die Leijtung bewirfende Dritte erhält diejelbe Rechts— 
jtellung, welche ihm zukommen würde, wenn die Leiſtung an den wirklichen 
Erben erfolgt wäre.) 

Keinen Schuß genießen bloße obligatorische Nechtsgeichäfte®) und eben- 
jowenig ſolche Verfügungen, welche nicht den Erwerb einzelner Nachlaß— 
gegenjtände, jondern den eines Erbteils al3 ſolchen betreffen.”) Der Erwerb 
muß auch in jedem Falle ein vrechtsgejchäftlicher jein; der Eraft Geſetzes 
3. B. auf Grund ehemännlicher Nutznießung eintretende oder der durd) 
Bwangdvollitredung oder Arrejtvollziehung erfolgte Erwerb wird nicht 
geichügt®); dagegen macht e8 feinen Unterjchied, ob der Erwerb entgeltlich 
oder unentgeltlich erfolgt it, der Schuß des öffentlichen Glaubens tritt in 
beiden Fällen in gleicher Weije ein.°) 

b) Nicht notwendig ijt, daß derjenige Dritte, welcher die Schuß- 
wirkung des öffentlichen Glaubens für jich in Anjpruch nimmt, gerade im 


ı) 8 2366 BOB. Auch Verfügungen über Forderungen, 3. B. durch Ab: 
tretung, können in Betracht fommen, vgl. Strohal ©. 382 zu Anm. 17. Nicht not: 
wendig ijt, daß das Rechtsgeſchäft gerade zwiſchen dem Erbſcheinerben und dem Er— 
werber abgeſchloſſen iſt; ein rechtsgeſchäftlicher Erwerb würde z. B. auf Seiten des 
Nachlaßſchuldners auch dann — wenn ein Dritter durch Vertrag mit dem 
Erbſcheinerben eine beſtehende Nach ßſchuld übernimmt ($ 414 BGB.), oder wenn 
lepterer auf eine Nachlaßhypothek verzichtet (8 1168 BGB.), Strohal S. 383, 384 

?) 3. B. Aufrechnung und Stundung und zwar aud) dann, wenn fie nicht‘ 
vom Erbicheinerben ausgeben, jondern —— gegenüber ſeitens des Dritten erklärt 
werden. Bol. Strobal S. 388ff. Auch eg Nechtögeichäfte wie 3. B. die Kün— 
digung gehören hierher. ) 8 2367 BGB. ) Mot. V ©. 570. 

9) Leiſtet 3. B. ein Bürge, jo wird er nicht nur jelbjt befveit, jondern e3 geht 
Eee Forderung gegen den Hauptichuldner auf ihn über ($ 774 BGB.), Strohal 

5 ff. 

5) Denn der Erbicheinerbe gilt nicht als Vertreter des wirklichen Erben (Mot. 
V ©. 569); ber Gegenfontrahent des Erbjcheinerben fann fich alfo wegen Heraus 
gabe des ſchon Geleifteten und wegen Erjaßes des negativen Vertragdinterejjes nur 
an dieſen halten und hat gegen den wahren Erben keinen Anſpruch auf Erfüllung. 
Endemann III $ 117 ©. 525. Zu der Frage, ob der wirkliche Erbe eine vom 
Erbicheinerben unter Ueberlaſſung des Beſitzes vorgenommene Vermietung oder Ver: 
pachtung eines Grundſtücks gegen ſich IE nn. muß, vgl. Strohal S. 390 
Anm. 26 und andrerjeit® Pland-Ritgen 670 Anm. 2, 

'), 8 2033 BGB. Nuch der Erbichaftsfäufer ($ 2371 BGB.) genieht feinen 
Schutz. Strohal S. 378, 580, Pland-Ritgen V ©. 666 Anm. 3. 

9) Vgl. oben ©. 387 Anm, Uff. Auch die Prozekführung eines Dritten mit 
dem Scheinerben wird nicht geichügt, fie bildet fein Rechtsgeſchäft. AM. Hellwig, 
Velen und fubjeltive Begrenzung der Rechtskraft (1901) $ 64 und im „Redht“ 
Jahrg, 1902 S. 63 fi. 

) Im Falle einer unentgeltlichen Verfügung bleibt dem wirklichen Erben jedod) 
der ——— auch gegen den gutgläubigen Empfänger bezw. den Erb— 


5 2366. 
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88 2366, Vertrauen auf den Erbicein gehandelt hat; der Schuß kommt ihm viel- 
2370. mehr auch dann zu jtatten, wenn zwiſchen jeinem Handeln und dem Bor: 
handenjein des Erbſcheins keinerlei urſächlicher Zufammenhang bejtanden 
hat; er iſt geichüßt, felbjt wenn er von der Erteilung des Erbicheing feine 
Kenntnis gehabt hat und ihm dies nachgewielen werden follte!) Andrer- 
jeit3 kann der Dritte, auch wenn er gerade im Vertrauen auf den Erb: 
ſchein gehandelt hat, ich auf den an den öffentlichen Glauben gefnüpften 
Nehtsihuß nicht berufen, wenn der Erbichein für fraftlos erflärt oder 
eingezogen iſt, jollten ihm dieſe Thatiachen auch unbekannt geblieben jein. 
Ausgeſchloſſen ift die Schutzwirkung in jedem Falle, wenn der Dritte 
die Unrichtigleit des Erbſcheins fennt oder weiß, daß das Nachlaßgericht die 
Nücdgabe des Erbſcheins wegen Unrichtigfeit verlangt hat.) Maßgebend 
für die Kenntnis des Dritten iſt hierbei der „Zeitpunkt des Abjchluffes des 
Nechtsgejchäfts; ift aljo zu einem Erwerbe die Eintragung in das Grund: 
bud) erforderlich, jo muß der qute Glaube des Dritten bis zur Vornahme 
der letteren bejtanden haben, es genügt nicht, daß er nur bei Stellung 
des Antrags auf Eintragung vorhanden gewejen iſt.) Erfolgt die zum 
Erwerb erforderliche Einigung erſt nach der Eintragung, fo enticheidet Die 
Zeit der Einigung. 

Schuß Dritter 3. In ähnlicher Weife wie beim Erbicheine tritt auch einer Todes— 
de erklärung gegenüber die Schutzwirkung des öffentlichen Glaubens ein. 
erttärung. Hat ſich nämlich ein Dritter mit demjenigen eingelafjen, welcher Erbe der 
für tot erklärten Perſon fein würde, wenn dieſe thatlächlih in dem im 
Todeserflärungsurteile feitgefeßten Zeitpunkte gejtorben wäret), jo gilt der 
Betreffende, auch wenn ihm Fein Erbſchein erteilt it, zu Gunſten des 
Dritten felbit dann als Erbe, wenn der für tot Erflärte thatjächlich jenen 
Beitpunft überlebt hat oder vor diefem Zeitpunfte geitorben it. Der Dritte 
iſt alfo in der gleichen Weiſe gejchüßt, als wenn der vermeintliche Erbe 
wirklich Erbe geweſen wäre. Dieſe Schußwirkung beichränft ſich jedoch 
auf die in den 88 2366, 2367 bezeichneten Nechtsgejchäfte und iſt aus— 
geichloffen, wenn dem Dritten nachgewiefen wird, daß er die Unrichtigkeit 
der Todeserflärung gekannt oder gewußt hat, daß die Todeserklärung in- 

folge einer Anfechtungsflage aufgehoben worden: ift.°) 
Gegenftänds VII. Der Exrbichein hat regelmäßig Geltung für den gejamten Nach— 


ee seötnem laß: falls jedoch zu einer Exbichaft, für die es an einem zur Erteilung 


icheinerben (weitergehbend $ 6 Abi. 2 de Gel. v. 12, März 1869). Bei einer ent: 
geltlihen Berfügung kann der wirkliche Erbe auf die Gegenleiltung, welche der Erb- 
Icheinerbe empfangen hat, nach Maßgabe des $ 2019 Anlprud) erheben, 

i) Mot. VS. 569, 570. 

», $ 2366 BGB. (lekter Sa). Tas preuß. Recht (8 6 Abi. 1 des Gel. v. 
12. März 1569) lie die „Medlichteit” des Dritten enticheiden. Nur die Kenntnis 
ſchließt nach BGB. den quten Glauben aus, nicht auch grobfahrläſſige Unlenninis. Die 
Kenntnis muß dem Dritten bewiejen werden, es trifft ihn feine Beweislaſt für feine 
Gutgläubigfeit. Sg oben ©. 383 zu Anm. 2. 

) Abweichend $ 592 Abi. 2 BGB., oben ©. 385 Anm. 6. 

9 8 18 BOB. 

) 8 2370 Abſ. 1 BGB, 8 970 CRD. Hinfichtlid) des Nachweiſes der Kennt— 
nid der Dritten vgl. auch Küngel in Gruchots Beitr. Bd, 41 ©. 831. 
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des Erbſcheins!) zuftändigen deutſchen Nachlaßgerichte fehlt?), im Inlande 8 2369. 
befindliche Gegenjtände gehören, jo kann auch die Erteilung eines nur zur 
Verfügung über dieſe Gegenjtände legitimierenden Erbſcheins verlangt 
werden.d) Hierbei gilt jeder Gegenitand, für den von einer deutjchen Be- 

hörde ein zur Eintragung des Berechtigten bejtimmtes Buch oder Regifter +) 

geführt wird, als im Inlande befindlih. Ein Anſpruch gilt als im Inlande 
befindlich, wenn für die lage ein deutjche8 Gericht zujtändig ilt.>) 

Auf die Erteilung eines ſolchen gegenjtändlich bejchränkten Erbicheins 

finden jämtliche für den unbejchränft gültigen Erbichein gegebenen Vor- 
Ichriften Anwendung, insbejondere iſt aud in ihm das Erbrecht und die 
Größe des Erbteild zu bezeugen, der Unterjchied zwiſchen beiden Arten 
bejteht lediglich in dem geringeren Umfange der Geltung des beſchränkten 
Erbicheins.®) 

Zuftändig für die Erteilung des bejchränften Erbicheins iſt jedes 
Gericht, in deſſen Bezirke ſich Nachlaßgegenjtände befinden, und zwar in 
Anſehung aller im Inlande befindlichen Gegenjtände.”?)) 

IX. 1. Das Prinzip des öffentlichen Glaubens gebietet, den Erbſchein gingiegung 
wieder zu bejeitigen, jobald fein Inhalt mit der wirklichen Rechtslage nicht ""d Straftlos- 


mehr übereinftimmt®); dementiprechend hat das Nachlaßgericht 1%) ihn ein= ee 
zuziehen, fobald ſich jeine Umrichtigfeit herausjtellt. Der Antrag auf Ein: 
ziehung kann von jedem gejtellt werden, dejjen Necht durch den unrichtigen 
Erbichein beeinträchtigt wird, doc, kann das Nacjlaßgericht die Nichtigkeit 


ı) D. h. eines für die Erbichaft im u re gültigen Erbſcheins. 

?) Dies ijt dann der Hall, wenn der Erblafier ein Ausländer ift, der zur Zeit 
des Erbfalld im Inlande weder Wohnfig noch Aufenthalt hatte. $ 73 Abi. 3 RFrG. 
Iſt der Erblafjer ein Deuticher, jo kann es niemals an einem zur Ausjtellung eines 
unbejchränft et Erbſcheins zuftändigen Nachlaßgerichte fehlen. $ 73 Abi. 2 RFrG. 

) 8 2369 Ubi. 1 BOB. Wegen des preuhiichen Nechtes vgl. $ 8 des Gel. 
v. 12. März; 1869 und Art. 2 des Gef. v. 5. Juni 1895 (GS. ©. 185); bei diefem 
handelte es ſich jedody nur um ein Berfügungsatteit, nicht um eine eigentliche Erb— 
beicheinigung. 

) 3. B. Mujterregifter, Rolle für Gebrauchsmuſter, Eintragsrolle für Urheber: 
rechte, cn Scifföregifter, Grundbuch, Reichs- und Staatsſchuldbuch. 

5), 8 2369 Abi. 2 BGB. 

9) In dem bejchränkten Erbichein ift, feinem Zwecke entiprechend, jedoch zum 
— zu ge es er nur zur Berfügung über die Inlandgegenjtände legitimiere. 

873 

®) Die Ausjtellung gegenftändlich bejchräntter Erbicheine außer dem Falle des 
$ 2369 iſt nicht zuläflig, vgl. jedoch aud die Verfügungsatteite der SS 37, 38, 99 
REGBD., Art. 10 AG. 3. REBO., des 8 11 Abſ. 2 des Gej. betr. das Reichsſchuldbuch 
(in der Fafiung des $ 188 RFrG.) und des $ 12 des Bei. betr. das Staatsſchuldbuch 
(in der Faſſung des Art. 16 AG. 3. BOL.). Vgl. ferner $ 81 Abi. 5 preuß. GG. 
(in der Faſſung v. 6. Dft. 1899, GS. ©. 326), nad) welchem die Gebühr für den 
Erbichein, Veh er nur zur Verfügung über ein Grundjtüd oder ein im Grundbud) 
eingetragenes Recht gebraudt werden joll, nur nad dem Werte des Gegenjtandes 
zu ee ift, über den verfügt werden foll. Da in diefem Falle bei der Werts- 
beredinung die auf dem Grundſtücke ruhenden Schulden nicht in Abzug gebracht werden, 
ift es bei ländlichen Berhältnifien, in denen das Grundſtück meiſtens den gejamten Nach— 
la bildet, ratfamer, von der VBergünjtigung des Abſ. 5 feinen Gebrauch zu machen. 

9 Mot. V ©. 563. 

10) D. h. dasjenige, welches den Erbſchein erteilt hat, jollte es auch an ſich un— 
zuftändig gewejen fein. PBland-Ritgen V ©. 658 Anm. 1. 


38 2361 


bis 2364, 


2370. 


Herausgabe 
des 


Erbicheins. 


Auskunft. 
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des Erbſcheins auch von Amtswegen jederzeit nachprüfen und über ſie Er— 
mittelungen veranjtalten.!) Gleichgültig iſt hierbei, ob die Unrichtigkeit von 
vornherein vorhanden war oder erſt durd eine jpätere Menderung der 
Sachlage, 3. B. durch Unwirkſamwerden einer angeordneten Nacherbfolge, 
herbeigeführt iſt. 

Mit der Einziehung (d. h. mit ihrer thatlächlihen Durchführung, aljo 
nit der Ablieferung oder Wegnahme, nicht ſchon mit dem fie anordnenden 
Gerichtsbeichlufje) wird der Erbſchein Eraftlos.?) 

Kann der Erbichein nicht jofort erlangt werden, jo hat ihn das Nach— 
laßgericht durch Beihluß für kraftlos zu erklären.) Der Beichluß, gegen 
den feine Beſchwerde jtattfindet#), ijt nach den für die öffentliche Zuſtellung 
einer Ladung geltenden Vorjchriften der Eivilprozeßordnung) bekannt zu 
machen. Mit dem Ablauf eined Monats nad) der legten Einrüdung des 
Beichluffes in die öffentlichen Blätter wird die Kraftloserklärung wirkjam.®) 

2. Neben der dem Nachlaßgerichte zujtehenden Einziehungsbefugnis ift 
dem wirklichen Erben das Recht beigelegt, jelbitändig gegen jeden Beſitzer 
eines unrichtigen Erbſcheins vorzugehen und von.ihm die Herausgabe des 
Erbicheind an das Nachlaßgericht zu verlangen.’) Ein gleiches Recht jteht 
dem MNacherben, und zwar auch ſchon vor Eintritt der Nacherbfolge, ſowie 
dem Tejtamentsvollitreder zu.S) 

Der wirkliche Erbe kann auch ferner von demjenigen, weldem ein 
unrichtiger Erbichein erteilt worden ijt®), über den Beitand der Erbichaft 
und über den Verbleib der Erbicaftögegenjtände Auskunft verlangen.!®) 

Das Net auf Herausgabe des Erbſcheins ſowie der Anſpruch auf 
Auskunftserteilung jteht auch einem irrtümlich für tot Erflärten ſowie dem- 
jenigen zu, dejjen Tod ohne Todeserllärung mit Unreht angenommen 
worden ijt!!), fofern im Anſehung dieſer bereit3 ein Erbſchein erteilt 
worden ijt.1?) 





’) $ 2361 Abſ. 1 Sap 1, Abſ. 3 BOB. Zur Einziehung genügt, dab nad) 
den neuen Ermittelungen die zur Begründung des Antrags auf Erteilung des Erb- 
ſcheins erforderlichen Thatjachen nicht mehr für fejtgejtellt erachtet werden können. 

RITA. Bd, 2 ©. 66. 

ng 2361 Abi. 1 Satz 2 BGB. Zwangsmittel zur Durhführung der Ein- 
ziehung können nur nad) Maßgabe der Landesgejege angewendet werden. Vgl. Art. 
15—17 PrFrG. Gegen den Einziehungsbeihluß findet die Beſchwerde gemäß $ 19, 


20 RFrG. ſtatt. )82361 Abi. 2 BGB. 
) 884 RFrG. Es kann nur die Ausitellung eined neuen Erbſcheins beantragt 
werden. :), 8 204 CPO. 


6) Die Erteilung eine neuen Erbſcheins ijt von dem Ablaufe der Friſt oder 
der thatfächlichen — der — nicht — Prot. II S. 8763 
(Bd. 6 ©. 357, 358). Voß a. a. O. 678, Pland:Ritgen V ©. 659 Anm. 4. 

)8 2362 Abi. 1 BGB. Meot. x ©. Be. 

) 8 2363 Abſ. 2, $ 2364 Abi. 2 BGB. 

»), D. h. derjenige, auf defjen Namen der Erbichein ausgejtellt ift; auf ben 
Beſitz des Erbicheins fommt es bier, abweichend von Abſ. 1 des * 2362, nicht an. 
Mot. V S. 564. 0, $ 2362 bj. 2 BGB. 

3.8 auf Grund einer irrtümlichen Rekognoszierung einer Seiche. Ende⸗ 
mann 1118 117 Anm. 27. Mot. V ©. 598, 7, 8 2370 Abi. 2 BGB. 
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g 298. 


2. Tejtamentspollitrederzeugnis. 


Wie der Erbe einen Erbſchein, jo kann auch der Teftamentsvollitreder 
vom Nacdlaßgerichte zum Zwecke feiner Legitimation die Austellung eines 
amtlichen Zeugnifjes über feine Ernennung verlangen.t) 

Das Zeugnis braucht im allgemeinen nur über die Ernennung jelbjt 
Auskunft zu geben, der Umfang der Befugnifje des Volljtreders iſt jedoch 
dann darzulegen, wenn der Erblafjer fie der regelmäßigen Machtitellung 
eines Tejtamentsvollitrederd gegenüber abweichend geordnet hat?), insbe— 
jondere bedarf es einer dahin gehenden Angabe, wenn der Tejtaments- 
pollitreder in der Verwaltung des Nachlafies bejchränft ift oder wenn der 
Erblafjer angeordnet hat, daß der Vollftreder in der Eingehung von Ver: 
bindlichkeiten für den Nachlaß nicht befchränft fein joll.’) 

Auf die Erteilung des Zeugnifjes finden die Vorfchriften über den 
Erbichein entiprechende Anwendung.) Der Teitamentsvollftreder hat hier: 
nad) die Zeit de Todes des Erblafferd anzugeben, das feine Ernennung 
enthaltende Tejtament zu bezeichnen) ſowie weiter anzugeben, ob und 
welche jonjtigen Teitamente de8 Erblafjerd vorhanden find, und ob ein 
Nechtsitreit über die Gültigkeit feiner Ernennung anhängig iſt. Sind 
mehrere Vollitreder ernannt und iſt einer von ihnen weggefallen, jo be- 
darf e8 auch der Angabe, in welcher Weife der Wegfall erfolgt iſt. 

Diefe Angaben hat der Tejtamentsvollitreder in entfprechender Weife 
wie ein Erbe, der die Erteilung eines Erbicheind beantragt hat, zu be= 
weijen und eidesitattlich zu verfichern; ebenjo liegt andererjeit3 dem Nach» 
laßgerichte Hinfichtlic) ihrer Die gleiche Prüfungs: und Ermittelungspflicht 
ob, wie bei Erteilung eines Erbicheind. Iſt die Ernennung des Boll- 
jtredfer8 nicht in einer dem Nachlaßgerichte vorliegenden üffentlihen Ur- 
funde enthalten, jo joll vor der Erteilung des Zeugniſſes der Erbe, wenn 
thunlich, über die Gültigkeit der Ernennung gehört werden.®) 

Die Wirkungen des Zeugnifjes entiprechen ebenfall3 denen de3 Erb— 
ſcheins, doch geht der dem Zeugnis innewohnende öffentliche Glaube injofern 
weiter, als er fich auch auf die von dem Tejtamentsvollitreder für den 
Nachlaß eingegangenen obligatorifchen Rechtsgeſchäfte erjtredt.?) 


1) 8 2368 Abi. 1 Sap 1 BOB. 

?) 3. B. wenn mehrere Vollitreder ernannt jind und der Erblaſſer die Führung 
des Amtes unter ihnen abweichend von den Beitimmungen des $ 2224 BGB. ge- 
regelt hat. Jahrb. KG. Bd.22 Nr. 65 ©. A 269 und Nr. 8 ©. B 34; vgl. audı 
FPland:Ritgen V ©. 671 Anm. 2. 

) 8 2368 Abi. 1 Sap 2 von. 2208, 2207 BOB. 

) 8 2368 Abi. 3 Halbjah 1 BGB. 

) Im Falle der $S 2198, 2199 BGB. auch die das Tejtament ergänzenden 
Urkunden. 9 8 2368 Ab. 2 BGB. 

) Prot. II ©. 7797 (Bd. 5 ©. 661). Strohal S. 392, Pland:Ritgen V ©. 673 
Anm. 3ff. Eine Gewähr dafür, dal dad Amt des Vollſtreckers nod) beitehe, bietet 
das Zeugnis dagegen nicht. 


8 2368. 


Teltaments: 
voll ſtrecker⸗ 
zeugnis. 


8 2368. 


Ge⸗ 
ſchichtliches. 
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Iſt das dem Vollſtrecker erteilte Zeugnis unrichtig, ſo hat das Nach— 
laßgericht es einzuziehen, oder wenn es nicht ſofort erlangt werden kann, 
durch Beſchluß für kraftlos zu erklären.) Mit der Beendigung des 
Amtes des Tejtamentsvollitreder8 wird das Zeugnis ohne weitere von 
ſelbſt Eraftlo8.?) 


g 299. 
Neunter Abſchnitt. Erbſchaftskauf.“) 


I. Nach vorjuſtinianiſchem Rechte konnte der Delat die ihm deferierte, 
aber noch nicht erworbene hereditas legitima durch in iure cessio an einen 
Anderen mit der Wirkung übertragen, daß der Ceſſionar ebenſo Erbe wurde, 
als wenn er felbjt per legem zur Erbichaft berufen worden wäre.) Das 
gegen war das tejtamentariiche Erbrecht unveräußerlich und jeine Ueber: 
tragung nichtig.d) Streitig war, ob die Veräußerung einer Ddeferierten 
gejeglihen Erbichaft in das jujtinianische und demnächſt in das gemeine 
Recht übergegangen ijt.®) 

Schlechthin zuläffig war jedod die Veräußerung einer bereit er— 
worbenen Erbichaft; nur begründete eine ſolche Veräußerung feine Unis 
verjalfuccejfion, denn das Erbrecht jelbjt blieb nad) der Regel semel heres 
semper heres unveräußerlih. Gegenſtand der Veräußerung war nicht die 
Erbichaft als ſolche, jondern die einzelnen zur Erbichaft gehörenden Gegen- 
jtände. Demgemäß erwarb der Erwerber das Eigentum an den Nadjlak- 
ſachen nicht vor der Tradition, bis dahin blieb der Veräußerer Eigentümer 
der Nachlaffachen ); Forderungen waren durch Ceſſion zu übertragen.®) 
Für die Nachlaßverbindlichkeiten haftete der Erwerber nur, wenn er die 
Schulden dem Erben gegenüber durch Schuldübernahme übernommen hatte. 
Die Nachjlafgläubiger und Legatare behielten troß der Veräußerung das 
Necht, fih an den veräußernden Erben als ihren Schuldner zu halten.?) 


) Gegen den Beichluß, durch welchen das Zeugnis für kraftlos erflärt wird, 
findet Belchiperbe nicht ſtatt. $ 84 RFrG. 
°) $ 2368 Ubi. 3 Halbjap 2 BOB. 
9) Mot. II S. 352 ff.; Prot. II ©. 1824 ff. (Bd. 2 ©. 112ff.); BRK. ©. 179; 
zus Nitgen V ©. 677 #.: v. Staudinger- Herzielder V ©. 700ff.; Frommhold 
©. 324 ff.; Wilke 8 313ff.; Strohal 88 97, 98; Endemann 1118 83; Gofad II 
397; Enneccerud: Lehmann IT (2. Aufl.) 8 346: Matthiaß II 8 179; v. Buchka 
(3. Auft.) S. 503 ff.; Böhm, Erbredit (2. Aufl.) 110, 111; Eccius in Gruchots 
Beiträgen Bd. 43 ©. 631; Koeppen, Syitem $ 6 S. 324ff.; Koeppen, Lehrbud) 
8 17 ©. 125,8 45 ©. 279 f.; Windſcheid-⸗Kipp TIL $ 621; Dernburg:Biermann 
III 8 168; Avenarius, Der Erbichaftätauf im röm. NRedt (1877); v. Brume, Der 
Exbichaftätauf des Preuß. Landrechts (1892); Dernburg III S$ 234— 236; Eceius 
IV82 
2 Gaius II 34ff., III S5ff.; Ulpian fragm. XIX 12 ff. 
5) Gaius II 36, II 86. 
®, Dafür Buchta, Band. $ 503, Windicheid $ 601 Anm. 4; dagegen Koeppen, 
Lehrbuch S. 143, Dernburg:Biermann III $ 167. 
) L. 6 Cod. 4, 39. 
°) L. 5 Cod. 4, 3951.28 8D. 18, 4. 
») ]. 2 Cod. 4, 39; 1. 28 D. 39, 5 
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Der Erbichaftsfäufer war aljo Singularjuccefjor des Erben, nicht Univerjal- 
jucceffor des Erblafjers. Nur wer vom Fisfus eine Erbichaft erwarb, 
galt al3 Univerjalfuccefjor.?) 

Nah ALR.?) lag nur alsdann ein wirklicher Erbichaftsfauf vor, wenn 
da8 Erbrecht ſelbſt oder ein Teil des Erbrecht3 verkauft worden tvar.?) 
Bei diefem Erbichaftsfaufe trat der Käufer in alle Rechte und Pflichten 
des Erben ein?) und die Sache wurde fo angejehen, als wenn die Erb- 
ſchaft ſogleich dem Käufer und nicht dem Verkäufer angefallen wäre>); 
der Käufer wurde aljo Univerjalfucceffjor des Erblafferd. Sofort mit 
dem Abjchlujje des Kaufes ging Eigentum und Gefahr der Erbichaft 
auf dem Käufer über‘) und zwar ohne Lebergabe bei beweglichen Sachen 
und ohne Auflaffung bei Nachlafgrundftücden.?) 

Die Verhältniſſe zwiſchen dem Erbicaftsfäufer und den Schuldnern 
der Erbjchaft waren nach den bei Ceſſionen angenommenen Grundjäßen 
zu beurteilen®); doch bedurfte e3 zur Uebertragung einer Forderung feiner 
Ceſſion. Das Recht der Erbichaftsgläubiger und Legatare wurde durch 
den Verkauf der Erbſchaft nicht geändert, denn es ſtand ihnen frei, ſich 
wegen ihrer Befriedigung entweder an den Käufer der Erbichaft oder an 
den Erben jelbjt zu halten.?) 

II. Das BOB. fteht grumdfäßlich auf dem Standpunkte des römijchen 
Nechtes und behandelt den Erbichaftsfauf nur als ein obligatorijches 
Beräußerungsgejchäft. Gegenjtand des Erbſchaftskaufs iſt nach dem 
BGB. eine dem Verkäufer bereit angefallene Erbſchaft.!') Ein Ber: 
trag über den Nachlaß eines noch lebenden Dritten ift nichtig.!!) 

Der Erbſchaftskauf bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beur— 
fundung!?) und, wenn der Erbe unter elterlicher Gewalt oder unter Vor— 
mundſchaft jteht, der Genehmigung des Vormundjchaftsgerichts.1®) 

Während aber der Miterbe feinen Anteil an der Erbichaft mit 
dingliher Wirkung veräußern kann, jo daß der Käufer unmittelbar in die 
Stelle des veräußernden Miterben tritt, iſt der Alleinerbe nicht im 
Stande, die Erbichaft als Ganzes durc einen einheitlichen Uebertragungsaft 
auf den Käufer zu übertragen !#), vielmehr muß er, um feinen Pflichten aus 
dent Kaufvertrage zu genügen, die einzelnen Nachlaßgegenftände gejondert 
nad Mafgabe der für ihren Erwerb geltenden Normen (Uebergabe, Auf: 
lafjung, Ceſſion) auf den Käufer übertragen. 


1) L. 1 Cod. 4, 39; 1. 41 D. 49, 14. 
?) 88 445 ff. I 11 ALN. 
”), 8 447 I 11 ACH. 
*, 8 454 I 11 ALM. 
5) 8 456 I 11 AL. 
*%) 8 474 I 11 AO. 
) Entſch. Ob.Trib. Bd. 80 ©. 261; Jahrb. RS. Bd. 1 Nr. 69 ©. 115. Der 
Beſitz mußte aber bejonders erworben werden. 
) 8471111 aen. 
) 88 462, 463 I 11 ALR.; se — alſo ein direftes Klagerecht gegen den 
———— io0) 8 2371 BOB. 
'),$ 312 BOB. Ei F 2371 BGB. 
N 1643 “bj. 1, $ 1822 Nr. 1, $ 1686 BO 
$ 2033 BOB. ©. oben ©. 1113 zu Anm. 7 
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III. Gegenjtand des Erbichaftsfaufs bildet die Erbichaft, d. h. alles, 
was zur Zeit des Verkaufs zur Erbichaft gehört!); insbejondere gelten, beim 
Mangel abweichender Abrede, als mitverfauft die Vorteile, welde ſich 

1. aus dem Wegfall eine Vermächtnifjes oder 

2. aus dem Wegfall einer Auflage oder 

3. aus der Ausgleihungspflicht eines Miterben ergeben. 

Dieje Vorteile gebühren aljo beim Mangel einer anderen Abrede dem 
Käufer.?) 

Dagegen ijt im Zweifel nicht al3 mitverfauft anzufehen ein Erbteil, 
der dem Verkäufer nach dem Abſchluſſe des Kaufes dur) Nacherbfolge 
oder infolge des Wegfalld eines Miterben anfällt, fowie ein dem Ver— 
fäufer zugewendetes Vorausvermäctnis.?) Ebenjo gelten Familienpapiere 4) 
und Familienbilder im Zweifel nicht als mitverfauft.?) 

IV. Durch den Erbſchaftskauf wird der Verkäufer verpflichtet, dem 
Käufer alles zu gewähren, was er haben würde, wenn er an Stelle des 
Verkäufer Erbe geworden wäre. 

l. Der Berfäufer iſt aljo verpflichtet, dem Käufer die zur Zeit des 
Verkaufs vorhandenen Erbichaftsgegenjtände herauszugeben. Dieje Heraus- 
gabepfliht wird aber gleichzeitig dahin erweitert, daß der Verkäufer aud) 
alles dasjenige dem Käufer herauszugeben hat, wa8 er vor dem Verkauf 
auf Grund eines zur Erbichaft gehörenden Rechtes oder als Erjaß für die 
Zerſtörung, Beihädigung oder Entziehung eines Erbichaftgegenjtandes oder 
durch ein Nechtsgefchäft erlangt hat, das ſich auf die Erbſchaft bezog 
(Surrogate).®) 

2. Hat der Verfäufer vor dem Verkauf einen Erbichaftsgegenjtand 
verbraucht, unentgeltlich veräußert oder unentgeltlich belaitet, jo ift er dem 
Käufer zum Erſatze des Wertes und im Falle der Belajtung zum Erſatze 
der Wertminderung verpflichtet, e8 jei denn, daß der Käufer den Verbrauch 
oder die unentgeltliche Verfügung bei dem Abjchluffe des Kaufes gefannt 
hat.) Der Schenker einer Exbjchaft it jedoch in den gleichen Fällen 
dem Beichenkten zum Werterjaße nicht verpflichtet.®) 

Im übrigen kann der Käufer wegen Berjchlechterung, Unterganges 
oder einer aus einem anderen runde eingetretenen Unmöglichleit der 
Herausgabe eines Erbichaftsgegenjtandes vom Verkäufer nicht Erjaß ver— 
langen.?) 

3. Die Pflicht des Verkäufers zur Gewährleiitung ijt beim Erbſchafts— 
fauf eine begrenzte; fie it, im Anjchlug an das ALR.!), ſoweit vertrags- 
mäßig nicht eine weitergehende Haftung übernommen ijt, folgendermaßen 
geregelt: 


) 88 2372—2375, 2379 BOB. 

2, 8 2372 BOB. 

) 8 2373 Sat 1 BGB. 

) Darunter fallen Urkunden rechtlicher Art, Perjonenjtandsattejte, Korreſpon— 
denzen, Briefihaften, Tagebücher, Familiennotizen (Brot. II ©. 1827; Bd. 2 ©. 114). 

) 8 2373 Sap 2 BGB. Vgl. auch $ 479 I 11 ALR. 

°) 8 2374 BOB. ) 8 2375 Abſ. 1 BOB. 

) 8 2385 Abi. 2 BOB. », $ 2375 Abi. 2 BOB. 

10) SS 484—486 I 11 ALR. 
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a) Fehler einer zur Exrbichaft gehörenden Sache hat der Verkäufer 
überhaupt nicht zu vertreten, weil Gegenjtand des Erbichaftsfaufs nur Die 
Erbihaft im ganzen ijt, wie fie fich zur Beit des Kaufabſchluſſes befindet, 
nicht die einzelnen zur Erbichaft gehörenden Sachen !) 

b) wegen eine8 Mangels im Rechte beichränft ſich die Verpflichtung 
des Verkäufers zur Gewährleiſtung auf die Haftung dafür ?), 

«) dat ihm das Erbrecht zufteht; 

6) daß es nicht durch das Recht eines Nacherben oder durch die Er- 
nennung eine Tejtamentsvollitreders bejchränft iſt; 

y) daß nicht Vermächtniffe, Auflagen, Pflichtteilglajten, Ausgleichungs- 
pflichten oder Teilungsanordnungen bejtehen; und 

d) daß nicht unbejchränfte Haftung gegenüber den Nachlafgläubigern 
oder einzelnen von ihnen eingetreten tft. 

Der Verkäufer hat jedod) den Mangel in jeinem Rechte nicht zu ver— 
treten, wenn der Nläufer den Mangel beim Abjchluffe des Naufes fennt; 
verichuldete Unkenntnis jteht aber der Kenntnis nicht gleich.) Cine Ver: 
einbarung, durch welche die dem Verkäufer obliegende Pflicht zur Gewähr- 
leiftung wegen eine® Mangel3 im Rechte erlafjen oder bejchränft wird, ijt 
zwar an ſich ftatthaft, aber nichtig, wenn der Verkäufer den Mangel 
argliftig verjchweigt.*) 

Macht der Käufer einen Mangel im Rechte des Verkäufers geltend, 
jo liegt ihm die Beweiglajt ob.) 

War der Verkäufer nicht Erbe, jo hat der wahre Erbe gegen den 
Erbichaftäfäufer den Erbſchaftsanſpruch wie gegen den Erbichaftsbejißer.‘) 

V. Der Käufer iſt dem Verkäufer gegenüber verpflichtet (abgejehen 
von der allgemeinen Berpflichtung des Käuferd zur Bahlung des verein- 
barten Kaufpreijes und zur Abnahme der gekauften Sache) ?), die Nachlaß— 
verbindlichkeiten®) zu erfüllen, joweit nicht der Verkäufer dafür haftet, 
daß fie nicht bejtehen.?) Dieſe Pflicht des Erbichaftsfäuferd reicht aber 
nicht weiter, als der Verkäufer hierzu im alle der Beſchränkung jeiner 
Haftung verpflichtet iſt und erjtredt jich überhaupt nicht auf Vermächtniſſe, 
Auflagen, Pflichtteilslaften und Ausgleichungspflichten; dieſe hat der Erb- 
Ihaftsfäufer nur zu tragen, wenn ſie ihm beim Abjchluffe des Erbſchafts— 
kaufs befannt waren.!®) 

Hat der Verkäufer vor dem Verkauf eine Nachlaßverbindlichkeit er- 
füllt, jo fann er von dem Käufer Erjaß verlangen.!!) 


1) 8 2376 Abi. 2 BEP. 
) 8 2376 Abſ. 1 BOB. » 8 439 BGB. 
*) 8 443 BOB. Die bafsung des  Battufen regelt jich im allgemeinen nad) 
ben en der 88 320—327, 440 B ) 8 442 BOB. 
9) $ 2030 BGB. v. Staudinger- Serfeider V S. 707 Anm. 4; Pland:Ritgen 
V ©. 690 Anm. 13. ) 8 433 Abſ. 2 BEP. 
° 88 1967—1969 BGB. 
$ 2378 Abi. 1 BGB. Alſo Erfüllungsübernahme nad $ 415 Abi. 3 BGB. 
1°) Ueber die Pflichten des Käufers gegenüber den Nachlaßgläubigern vgl. 88 
2382, 2383 BOB. 
1) 8 2378 Abi. 2 BGB. Anders nad) $ 480 T 11 ALR., das den Erjaß- 
anfpruch mur zuließ, wenn er beim Bertaufe vom Verkäufer vorbehalten war, 
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VI. Die infolge des Erbfalls durch Konfuſion oder durch Konſolidation 
erloſchenen Rechtsverhältniſſe gelten im Verhältniſſe zwiſchen den Parteien 
(Käufer und Verkäufer) als nicht erloſchen. Dritten gegenüber aber, z. B. 
Bürgen gegenüber, bleibt die durc die Vereinigung herbeigeführte Wirkung 
beitehen, fie werden alſo frei.!) Eine Forderung aljo, Die dem Verkäufer 
gegen den Erblafjer zuftand, gilt im Verhältniffe zwiſchen dem Verkäufer 
und dem Käufer als nicht erlojchen, vielmehr al3 noch bejtehend und iſt 
dem Verfäufer von dem Käufer zu bezahlen; der für die Forderung des 
Verkäufers haftende Bürge wird aber frei. Erforderlichenfall ijt ein 
ſolches durch Vereinigung erlofchenes Nechtsverhältnis wieder herzuftellen. 

VI. Bon dem Abjchluffe des Kaufes an trägt der Erbihaftsfäufer 
die Gefahr des zufälligen Unterganges und der zufälligen Verſchlechterung 
der Erbichaftögegenjtände. Bon diefen Zeitpunkt an gebühren ihm aud) 
die Nubungen und trägt er die Laſten.?) 

Die auf die Zeit vor dem Verkaufe fallenden Nutzungen verbleiben 
dem Verkäufer, der für dieje Zeit, aljo für die Zeit bis zu dem Erbicafts- 
fauf auch die Laſten der Exrbichaft, mit Einſchluß der Zinſen der Nach— 
laßverbindlichfeiten, zu tragen hat.?) Die von der Erbichaft zu entrichtenden 
Abgaben (Erbichaftsiteuern) fowie die außerordentlichen Laſten, welche auf 
den Stammmvert der Erbichaftsgegenjtände gelegt anzufehen find*), treffen 
jedoh in jedem Falle den Käufer.“) Hat ſolche der Verkäufer bejtritten, 
jo kann er von dem Käufer Erſatz verlangen. 

Die von dem Verkäufer vor dem Verkaufe auf die Erbſchaft gemachten 
notwendigen Verwendungen hat ihm der Käufer zu erjeßen; für andere 
vor dem Verkaufe gemachte Aufiwendungen hat der Käufer nur injoweit 
Erjaß zu leiften, als durch fie der Wert der Erbſchaft zur Zeit des Ver— 
fauf8 erhöht ift.®) 

VII. Ron dem Abſchluſſe des Erbſchaftskaufs an haftet der Käufer 
fraft Gejeßes gegenüber allen Nacjlaßgläubigern und zwar aud denjenigen 
gegenüber, zu deren Befriedigung der Käufer dem Verkäufer gegenüber 
nicht verpflichtet ift. Neben der Haftung des Käufers bleibt die Haftung 
des Verkäufers fortbeitehen?), beide haften als Gejamtidhuldner.®) 
Diefe unmittelbare Haftung des Käufer den Gläubigern gegenüber kann 
nicht durch Vereinbarung zwilchen dem Käufer und dem Verfäufer aus: 
gejchlofjen oder beichränft werden.) Trotz einer folchen Vereinbarung 
haftet der Käufer den Gläubigern unmittelbar. Dagegen kann eine Schuld- 
übernahme in der Weiſe vereinbart werden, daß der Käufer an die Stelle 
des Verkäufers tritt; die Wirkſamkeit diefer Schuldübernahme hängt aber 
von der ER der Gläubiger ab.!) 





— 


$ 2377 BOB. 

$ 2380 BGB. Anders 5 446 BOB. 

$ 2379 Sag 1 u. 2 BHB. 

an gehören 3. B. Straßenregulierungsfojten, Kanalifationstoftenbeiträge. 
18 2379 Satz 3 BG B. 

2381 BOB. Anders nad) 5 481 111 ALR., Erſatz nur bei Vorbehalt. 
7,8 2382 Abſ. 1 BGB.; vgl. $ 419 BGB. ®) Nach 88 221. BOB. 
®, 8 2382 Abi. 2 BOB. '», 88 414, 415 BGB. 
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Für die Haftung des Käufers gelten die Vorſchriften über die Be- 
ſchränkung der Haftung des Erben. Haftet der Verkäufer zur Zeit des 
Verkaufs unbeſchränkt, jo haftet auch der Käufer unbejchränkt.)) Dem 
Käufer fteht aber das Necht, die Beſchränkung feiner Haftung geltend zu 
machen, neben dem Verkäufer jelbjtändig zu und es wird nicht dadurch aus— 
geichloffen, daß der Verkäufer jeinerjeitS das ihm zuftehende Recht ver: 
foren hat.?) 

Der Käufer kann ſich aljo aller gejeglichen Mittel zur Geltendmachung 
feine Rechtes der beichränkten Haftung bedienen: er iſt zu dem Antrag 
auf Erlaß des Aufgebot3 der Nacdjlaßgläubigerd), auf Anordnung der Nach— 
laßverwaltung oder Eröffnung des Nachlaßkonkurſes“) berechtigt, e8 jtehen 
ihm ferner die auß den 88 1973, 1974, 1990—1992 BGB. ſich er: 
gebenden Rechte fowie die in den SS 2014-2017 BGB. beitimmten 
aufichiebenden Einreden zu.) Dem Erbjchaftsfäufer kann ferner eine In— 
ventarfrijt beitimmt und es kann von ihm der Dffenbarungseid verlangt 
werden. Die Errichtung des Inventars durch den PVerfäufer oder den 
Käufer fommt aber aud) dem anderen Teile zu jtatten, jofern diefer nicht 
unbeſchränkt haftet.®) 

War zur Zeit des Erbichaftsfaufs das Aufgebot der Nachlaßgläubiger 
noch nicht eingeleitet, ſo kann ſowohl der Käufer als der Verkäufer (Erbe) 
das Aufgebot beantragen; der von dem einen Teile geſtellte Antrag und 
das von ihm erwirkte Ausſchlußurteil kommen auch dem anderen Teile 
zu gute,”) 

IX. Im Intereſſe der Nachlaßgläubiger, deren Nechte durch den Erb: 
ichaftsfauf beeinflußt werden, weil die Schließung des Erbichaftsfaufs ins— 
bejondere die Folge hat, daß die Gläubiger den Konkurs nicht mehr gegen 
den Verkäufer, jondern nur noch gegen den Käufer beantragen dürfen ?®), 
ift dem Werfäufer den Nachlafgläubigern gegenüber die Pflicht auferlegt, 
zur Vermeidung der Haftung für Schadenserjaß den Verkauf der Erbichaft 
und den Namen de3 Käufer unverzüglich (ohne jchuldhaftes Zögern) ?) 
dem Nacjlaßgeriht anzuzeigen. Die Anzeige des Verkäufer wird durch 
die Anzeige des Käufers erjeßt.!%) Das Nachlafgericht hat die Einficht der 
Anzeige jedem zu gejtatten, der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft madht.!!) 

X. Die Vorjchriften über den Erbichaftsfauf finden entiprechende An— 
wendung auf den Kauf einer von dem Verkäufer durch Bertrag (5. B. 
Erbichaftsfauf) erworbenen Erbſchaft jowie auf andere Verträge, die auf 
die Veräußerung einer dem Veräußerer angefallenen oder anderweit bon 
in erworbenen Erbſchaft (3. B. Taujchvertrag, Schenkung) gerichtet jind.!?) 


78 2383 Sag 1 u. 2 BOB. 
2, Bland: Nitgen V ©. 697 Anm. 1 zu $ 2383, v. Staudinger-Herzfelder V 
©. 713 Anm. B. *) $ 1000 680. 
+, 8 232 KD. Bol. hierüber Pland-Ritgen V ©. 699 ff. und Strohal ©. 584. 
9 ©. oben ©. 1067 fi. ) 8 2383 BOB. 
8 1000 CPO. Ueber das Erlöfchen der Haftung des Käufers, wenn der 
Erbteil den Miterben infolge des von ihmen geltend gemachten Vorlaufsrechts über: 
tragen ijt, vgl. oben ©. 1114 bis 1116. #) Brot. II Bd. 5 ©. 129. 
$ 121 BGB. 10) 8 2384 Nbj. 1 BGB. 1,8 2384 Abſ. 2 BOB. 
1 8 2385 Abi. 1 BB. Val. auch $ 1000 Abi. 2 CPO., $ 233 KO. 
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de AT. | 
Einleitung. 
1,3 | 23° 
4 235, 24! 
14 98 
17, 19 gi, 98 
23—2%7 37° 
23—45 10°, 11% 
27 75 
28 11° 
29 115 
32 114 
34 ı11?, 97° 
35, 41 11? 
46, 49 25 
51 gi 
5458 26* 
59 ı 265 
60 ‚235, 26° 
62—72 260 
77, 78 115° 
85 235, 1208 
86 | 120°, 323° 
8R—94 1138 
99 165°, 454° 
100 166% ? 
107 ‚111° 
Zeil 1. 
I. Titel l. 
4 gzu 
10—12 28° 
12 1014? 
13 28 
14—23 28° 
24 278 
25 33° 
27—28 | 351, 803 
27—29 | 63° 
30, 31 357 8 
34 Fr 
35, 36 296 
37 ‚298 
38 328 
39 28°, 1013* 
40, 41 8312 5 











55 des NER. Seite 
43 | 832° 
45 832° 
I. Titel 2. 
1,3 | 226° 
1-3 | 51° 
4,5 | 528 
6—9 | 56* 
10-16 57° 
12 319° 
32-35 1110* 
36 | 1098* 
32-40 52 
4 57°, 176° 
42—47 548 
44, 45 | 5565 
fi. 56? 
48—104 | 55° 
51 56? 
60 | 55% s 
2, 63 183° 
105—107 | 56° 
106 55" 
108 55% 6 
110 59%, 785* 
120, 121 | 57° 
123, 124 | 12043 
131—134 | 353" 
135 120°, 226° 
140 5275, 596° 
I. Titel 3 
7-2 | 136? 
30, 31 61° 
42—43 8i, g® 
43, 44 g2* 
45 101° 
46, 47 101% 10 
48, 49 | 102% 8 
l. Titel 4. 
1 | 61° 
2—5 66° 
6 80°, 304' 
7 ‚808, 81° 
8-13 | gie 
15 | 57° 
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15—19 

17, 19 

20 

20—28 

23—27 

23—30 

31 

32 

33, 34 

36, 37 

41 

42 

45 

47 

52 

53-56 

57—62 

65—74 

75-78 

75 

76 

77 

78 

79, 80 

81, 82 

83 

84, 85 

86, 87, 88, 
89, 90 

92 

99 

99-- 169 

101, 102 

105— 107 

112, 113 

114 

115, 116 

119 

121—125 

131 

136 

145—150 

150 

154 

161, 162 

163 

163— 169 


81° 

| 58: 
64! 
65913 

ı 638 

. 635"? 

724, 666* 

7 








I. Titel 5. 
1-4 143° 
1 84! 
2,4 85! 
14 ‚35° 
15, 16 36? 
18 101° 
23 278 
37, 38 82° 
1814 
40-50 | 144° 
46 100* 
46 ff. ' 181% 
51 ı 143° 
51—57 143% 
51—73 121° 
56 ı 12235 
5867 144° 
1 100 
72, 73 | 122°, 145° 
74—77 | 1505 
7 851 
78-108  |73 
79 | 85 
84, 85 86* 
90—103 85° 
91, 94 ı 85. 10 
95 101! 
96-101 85" 
103—105 86 
108, 107 855 
111,119: has, 
113, 114 ya 
115 11° 
116-118 | 75! 
117 80°,86°, 227° 
120—126 86 
125 84', 86° 
131 75°, 164°, 
253? 
133 758 
135 75%, 145", 
452°, 455 
136 75", 301° 
137 | 754 
138, 139 75" 
142 754, 77% 
144, 145 | 7511, 18 
146, 147 \76' 
148 754 
152 75% 
153 150® 
155 76° 
156—162 | 76° 
165 771, 275% 
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172 ff. 
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ı 154° 

154! 
ı 153® 
ı 156 
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230°, 262®, 
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‚ 196°, 197! 
197°, 199°, 
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200 
198, 202° 
195% 5 5,929' 
1938 
195° 
194°, 229° 
184% & 9 
| 2008 10, 438® 
2005 ®, 326! 
| 201° 


ı 198°, 2038, 
| 26010,263° 
207" 
187% 4, 1891, 
198°,228%, 


' 134%, 229°, 
230° 

126! 

134°, 1491 

1256, 134* 

1345, 148%, 
259" 

134°, 148° 

326° 

134 

326! 
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1105, 178° 
179:, 956° 
179? 
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I. Titel 6. 





1 333% 
1—21 | 125* 
2—4 333? 
3 341’ 
5,6, 7 125°, 333° 
8,9 3399, 341° 
10 ‚345° 
10—16 333° 
18-21, 24-26 | 126% 5 
24 341* 
25, 26 341% ®, 345° 
28 342? 
29—35 336° 
33—35 337% 
36, 37 ı 1137, 114! 
19, 40 337° 
41 —44 337°, 3384 ® 
50 340* 
50-53 339* 
51 336? 
53 137", 340° 
54 111" 
56 ff. | 137! 
57 ‚337%, 338°, 
ı 340% 

60—64 339* 
65—69 340' 
67 340° 
70—78 ı 3423 
17 336° 
78 ı 3435 
79 1248 
80, 81 ı 1249 
83 -91 | 352° 
87 125° 
91 126? 
96, 97 125° 
98—110 351* 
39 351° 
107 ı 352° 
109 351° 
11] 1350” 
112—114 350"? 
115—122 350? 
123-—129 350"? 
133 336" 
137, 138 348? 

I. Titel 7. 
1 355! 
1— 160 | 355* 
2 355 
3, 4, 5 | 355% ® 
6 | 359° 





| 
‘ 


DS 
— 


113 
117,122,123 
131, 134 
134—154 
135, 136 
141—143 
141—145 
144, 145 
146—154 
148, 150 


151 











dm. | Geile | ss demen. |  eeite 
355% 189 ff. 60" 
3586 189-203 436? 
4445 190 4375 
\ 366° 191 ff. 60 
| 436° 204 326°, 438? 
5819 204-211 | 439° 
3801 210, 211 | 1275, 499’ 
326" 212. 326: 
355% 212—217 | 438 
356° 216, 218 | 4396 7 
| 3556, 357° [222 4368 9 11 
358% 229240 436% ® 
5810 241 436° 
358% 243, 244 436° 
581° 
56 
* I. Titel 8. 
357° 1,2 391°, 392° 
358" 3—5 | 57° 
3560" 6-8 392° 
407° M 391° 
356" 10-12 | 3921 
407% 14 391°, 447° 
460" 15 4473 
360" 16, 19, 20 | 392 
355°, 369° |2: 391°, 441", 
365%, 303° 44210 
| 3581 26 113", 3925 
357° 27, 28 1141, 392° 
3581 2982 401° 
355° 33101 | 39210 
355% 36, 37, 60 | 345* 
| 355" 65, 80 3925 
3604 96 F. 20" 
1145 96—100 | 401° 
3605 102-117 | 401° 
360° 102189 | 3931 
361%, 362°, [118-122 | 4001, 401' 
3046 123 \ 3928 
364° 125127 29° 
444° 125128 | 395° 
3550 128 — 
Br 131 2213, 395; 
+ 132 3924 
463" 133 ‚2, 401" 
336%, 432" |135, 136 | 401° 
330° 137147 | 22° 
4444 138140  , 401" 
432, 444° [141 3925 


184— 186 
184— 187 
189 


366° 

444° 

432", 441°, 
442! 

432! 


‚436° 
| 444° 
| 330%, 437° 


142-144,146 | 401°! 


148 
149—184 
152, 153 
155 
156 
162—167 
169—174 


2210, 401° 
40019 

‚ 401"? 

ı 402! 
401! 


\4oo: 
o⸗ 




















55 des ALN Seite | Ss des nun. | 
174 ag 291, 292 | 396% ® 
177 396° 293—296 | 365" 
185, 186 22%, 402° 1205 443' 
187 221%, 395° 1298,299-303 413% 5 
189, 190 | 392% ıw 304 | 4165 
191 3931 304—306 | 4141 
307 414? 
I. Zitel 9. 308—311 4143 
1-3 | 452% 312, 313 14 
5 4109 314—323 
6 4055 327-332 | 414! 
7-18 420° 333 ı 439° 
9—13 4935 334 535, 414° 
15 4048, 421% [334 ff 54? 
16, 17 421? 335, 336 | 417 
19-22, 26-29] 423° 337, 338 | 414° 
43-—45 495° 340-342 | 397° 
46-48, 57-59 | 423° 350 1110° 
59, 60 444" 353 ' 10057 
61 425! 362 342° 
61-72 423° 367 , 30°, 358%, 
62—66 425° 1021° 
67—69 423° 367 ff. | 374: 
70, 71 4241, 425° [367—370 | 1042" 
74 498 368 | 358%, 1004", 
75, 76, 78 |Nyogıs 1021° 
79 377 1053? 
82 4agu 380 1054®, 118° 
83, 84 42812 381 10544 3 
85—88 42814 382 1110* 
89, 9193 |429: 383 10435 
94—96 429* 384, 385 | 1044% 4 
97 429° 386 1049°, 1093°|5 
98 53° 388 | 104919 
107, 108  |4216 ° 389 709°, 1043®, |: 
109, 110 |421% — 1046! 
1115. 215 394, : 
aa 42110 396 11046 
114 421° 397 ' 1045? 
118-120 [4226 ? 398—400 | 1044! 
122 36510, 429», | 401 1019", 1047° 
443! 405 \ 1019", 1047" 
123, 124 [42210 ® 413 ' 10438 
128 ff. 21? 414 10624 
139 101° Na ff. 10s6 
170 ff. 21? 418, 419 | 1056° 
170—190 [421° 420, 421 | 1043%, 1056° 
172 365" 422 1056’ 
178 3651, 11,443?| 422 ff. ' 10824 
220 58° 423 ' 10565 
221 53", 61°, 424 ' 1056, 1083* 
417°1,464' | 426 . 1083® 
293-274 |374°, 405° |427 1056? 
275 53* 430 ‚ 1084* 
985, 286  |401* 434, 435 | 1056*, 1087% 
287, 288 [396° 436, 438 | 10865 © 
289, 290  1396* 439 1087° 











Seite | sonen. 





440, 441 | 1088? 

440—442 | 1088! 

444 1056°, 1069' 

452 1057',1059°, 
1067' 

452—455 | 1070' 

454 ff. 1059? 

460 ff. 1050? 

471 10515, 1054® 

471 ff. 1035° 

472 1053° 

476—481 | 1054° 

478 1054® 

482—492 | 1299" 

498 ' 1098* 

500—503 | 103! 

501 1117 

504—506 104? 

508, 509 104", 302: 

510 | 104°, 302: 

511 104°, 455° 

512 ff. 107* 

516 107° 

518—523 | 107* 

523,524-526 | 1081 ? 

528, 529 | 108! 

535542 | 108° 

535578 | 103° 

543, 544 | 455". 

545 106® 

546 105* 

552 110° 

554, 555 | 110° 

562, 564 | 109% 5 

564 | 111°, 1124 

565—567 | 113° 

575—578 | 110% 

579 411!, 452° 

579-624 | 411° 

579—628 | 103? 

579-669 | 410° 

580 | 452° 

581 57°, 452° 

589,590-595 | 452° 

596 ff. | 452° 

599 411"? 

605 ff. 452° 

613 412° 

620 ff. 452° 

622 774 

625 ff. | 45210 

625—628 | 411° 

629 | 105° 

629-640 | 411° 

629—664 | 103° 

641—647 | 411° 

648—655 | 411° 
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— 
S5 des MER. Seite | SS des UCH. | Seite | SE dEMEM. | Seite 


























649 ff. 452:0 124—127 | 183° 314—318 | 213° 
656664 | 1038 128—134 | 192° 316,317,318 | 210° 
656—663 4A1i⸗ 129 1925 320 176°, 210° 
I. Titel 10. 129—134 | 406° 327, 328 | 211!° 
1 405° 130 406° 331, 332 | 154° 
3 4081 133 1925 333-339 | 208" 
11 4nıs [135, 136 | 183°, 184" ®, | 336,337,338 | 209% # 
10 3877", 434 186° 363375 | 2156 
15, 16 145! En 
16_17 758 137, 138 | 188°, 196%, |367—372 | 215" 
230* 376 3928 
21—25 444' 
er 120° 139 181* 377 164° 
140-142 | 100° 378 168! 
I. Zitel 11. 143—147 | 186°, 188° |393 164°,.2188, 
1 180° 147, 149 188° 536" 
12 1825, 189° |150, 151 ) 394 75°, 1646, 
20 988 163—156 | 187: 218°, 536! 
20—27 182° 155 | 198° 395 168°, 537° 
23—25 1821? 159—163 | 187? 402 166% 7, 596° 
28 57° 164—174 | 1878 403 | 166% 7, 535° 
28-45 181! 175 ff. 184% 5, 185°] 404 166° 
30 181° 183,184,185 | 184% [407 1688 ? 
32 205° 184—187 | 185* 412—417 | 1701, 168° 
33-35, 37 | 1228 192 ff. 194° 413 1701, 168? 
38 122: 197, 198 | 1938 420 167: 
39—45 182: 199 1017, 194° |423,424,425 | 1675 6 
46—55 1895 199—206 | 206" 427-441 | 167° 
48—51 145°, 189° | 207 ff. 194° 427 ff 186° 
54, 58-69 | 1896 ® 207—214 | 181%, 205° |431 167° 
70 61! 207, 208 | 196° 436 194° 
70-74 685 215 190° 444 168? 
71 61’, 68° 216—220 | 190" 445 ff. 1311? 
75 182* 221 189° 446 144® 
76 189° 222 187° 447 1311⸗ 
76 ff. 183? 224, 226 | 190° 454 ' 10981, 1311* 
78 183° 227 18910 456, 462 | 13115 ® 
78—82 55° 229 142. 463 ‚1728, 1311° 
78 ff. 1818 230 190° 471 13118 
79 183° 258 88% 3 474 374', 1311° 
83—91 55°, 1817 |262—265 | 89° 479 ' 13128 
92—94 183° 264, 265 | 2091 480 1313" 
95 148°, 191° [266 190* 481 ‚ 1314® 
97 139° 266-271 | 154", 156° |484—486 | 1312 
98 141°, 142*, 1267-270 | 190* 511-526 | 279° 
190° 272—294 | 154° 527 181? 
99 1413 287 231° 527-545 | 300° 
100 148°, 1915 1296 2108 528 ff. 181° 
102,103,104 | 141°, 142": |297 21 547—576 | 3044 
5 59° 298 210" 577-579 | 3038, 577: 
105—108 | 191° 301, 302 | 210% ® 578 120', 328° 
106, 10o7 160° 03 439° 579,580,581 | 303°, 304% ® 
108 59°, 181° |303—305 | 211° 582 ff. 53" 
109-116 189" 306, 307° | 211% 602 302°, 486° 
112 1424 308, 309 | 210° 605 302" 
117—120  |181° 311 20910 606, 607 | 300* 
117—123  |191° 312 16518, 210° |612, 613 | 3008 
120 191° 314—317 | 211! 614 300° 
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SS des MER. Seite _ ie | — s des sum. | ei Selte s des ACH. | 
615, 616 301* 930 | 137" | 1158, 1159 2997 
619, 620 302° 932 | 259*, 260°, | 1162, 1164 | 223% ® 
621—624, 3024 264? 11651167 | 222° 

626— 630 } 933—935 | 260% 1169—1177 | 223"? 
637—639 1287" 935 131° 
646 172? 936 265° I. Titel 12. 
647, 648 302* 938 2624 1 1179 
649, 650 301° 939 141°, 1424, |1—8 1041* 
653 250% 1°, 319° 265° 2 1179 
654—660 |253° 940 1424, 265° 13 1041°, 1152° 
655 253* 943—946 | 263° 4 1152°, 1153? 
656 147° 947 260°, 261%, |5 1041°, 1179 
658-660 | 253* 2862 6 1041'!, 11795 
661—073 | 251° 951 . 2623 8 10419 
6574-—-706 2517 951—953 | 261? 9. 1220* 
676, 677 252 954 260% 11, 12 1221° 
715 250° 957, 958 2655 ? 16 34° 
727 75", 250° 1959 265° 16—19 1220° 
732 251° 960 265! 17 34°, 1220° 
738, 739 527°? 966 ff. 266° 20 ff. 1220* 
758 131° 967 265* 23—25 1149 
761, 762 131°, 252° |968, 969 | 263° 26 1220?, 12284 
769--777 | 252% 971, 972 | 266°, 267° |27—34 1220* 
776, 777 131° 981-987 | 181° 27, 28 88, 36° 
778 ff. 123! 984 | 147° 32, 33 1222! 
793 3198 988 ı 273! 36, 39 1014® 
793--796 95010 988—995 | 2728 45 1018®, 1019%, 
795 989 273* 1154 
803-852  |252 992 274° 47, 48 1228! 
818 140°, 123° 1994 2739 49 1140* 
819, 820 123? 995 274* 50, 51 1158! 
821 1241, 140° | 1037 215°, 217° 152  1158% 8 
822, 823 253! 1039 216° 53 1184*® 
824, 827 25210 1040— 1045 | 217° 53 ff. 1160? 
827—834 140° 1053 2165, 224° 155 1164® 
830 | 123°, 140° | 1058-1062 | 217° 56 1159? 
833, 834 | 140° 1060 64%, 217° 157 1164® 
841 | 123° 1061, 1062 217° 58, 59 1161% 3 
843, 845 | 124* 1063 ' 76°, 217°, |63, 64 11476 7 
853 —860 | 95010 218° 66 76°, 1140* 
855 2520 1064 218° 66—92 1224* 
860 1425 1065 75%, 218° |67--71, 73 | 1225' 
866 | 251° 1065 —1069 | 218° 93—99 1236? 
869-924 | 253° 1068 218!° 98—204 1237° 
870,873,874 | 254% ® 1076, 1079 | 2194 ® 100 fi. 12273 
878, 879 2574, 258°, | 1081, 1083 219% ® 101 | 1297° 

259" 1084 2197, 10 101—107 | 1167° 

880 1255 1087, 1088 | 144°, 216° |103 1233! 
882 165! 1089-1168 | 222° 107—111 12275 
883, 884 326! 1090 217° 108-111 | 857° 
900 254° 1113—1116 | 222°, 1287": 110 1233! 
920 254%, 259° |1123—1128 | 219°, 221°? |113 | 1228® 
925 259* 1128 219°, 221° ]115 1226°, 1227! 
925—980 | 260* 1134—1139 , 225°, 1260° | 117, 118 1226 
926 267° 1152—1155 | 222* 119 1226! 
928-930 260° 1156, 1157 | 222% 120 1225 





















































ze DEEACH. | Gelte | 85 des ACH. | Seite | $$ des AL. Seite 
122 19271, 1228| 371, 372 | 11878 e 12423 
123 1220", 1228| 377 11765,1190%°1 572 ff. ' 12424 
133 ff. 12961 378 11911 580 1243! 
172, 173 1180? 379 ff. 1191® 599, 599 ff. 12935 ® 
177—197 1239 381 1176°, 1191* | 605 12938 
201 1238° 385 | 1190* 614—616 | 1245° 
205—207 1238! 386 579 617 ff. ı 1042*, 1253* 
207  1238° 388-400 | 122°, 1186' 6is 1254: 
208 ff. 12439 389, 396 | 118648 619 1267° 
216 1244? 397 1197? 620 1256* 
218 1245' 399 324 621, 622 19544 7 
294 1244° 401—404 | 121, 11865 |623 : 1256! 
237, 241 12435 6 404 11868 624, 625 | 12604 8 
242 | 1046* 413 ' 11926 626 1260° 
244, 245 | 1109° 415 | 319° 627 1262° 
254 '1154,11555, | 423 ı 47115 629 1256* 
1156! 458 1158? 631, 632 | 1957° 
255 1154® 458-465 | 1184" 635 1265* 
256-258 | 1153? 459 1159! 637 fi. ' 1266° 
259, 260  |1162*,1163*,|460, 462 | 1158° 641, 642. 1047®, 1257* 
1020? 464, 465 | 1158 5 643 ı 1257° 
961 | 11535 466 1160°,1166®, | 646 ' 12676 
262, 263 | 1182%, 1153? 11758,1184° | 649 | 144°, 1295° 
264, 265 | 11548 467 1184® 650 129510 
288,269,270 11545 © 468 ff. 1174* 
271, 273 | 1183° 470 1169% 
279 '1181® 471 1169°, 1174* I. Titel 13, 
280 1182: 472 117011,11738 
281 1156!, 1159" 1478 88°, 1020°, |ı 91! 
281 ff. | 10375 11472,1163? | 5 911,926,274°, 
281—287 | 1155° 480 1147°® 275? 
282 | 11574 481 1176! 6 2745 
284 | 11565 482 1194°, 1197: |7 2755 
285 1019° 483 888 81 94! 
286 | 1157° 485 1148? 9 974 
9287 | 1157%, 1187? | 486 1194°, 1197: | 11, 13—17 | 275% ? 
288 1374", 1193", | 489 | 11474 9, 18 275°, 1043* 
| 11941,1195' 11624, 1184*] 21 2715 
289 11815 504 | 1147° 22 98°, 2715 
290, 291 1197! 507 88°, 1149° | 28 2715 
293 11815, 1199' [508 —515 | 1199* 30—36 92: 
298 1105* 519, 520 | 114197 36 339* 
305 1187'0 521, 522 | 11434 37, 38, 39 | 276% 5 « 
305 ff. 198° 526 11444 4 39-48 96° 
308 | 1197! 526-530 | 10143 40 276° 
311 3741, 1193? [527 ' 11451 46 137', 276° 
312 11985 527—531 | 1144*, 1145? |47, 48 276° 
317--321 | 1192: 534 | 1161? 49—53 276° 
323, 324 | 1191° 538 1159°, 1163° | 54—58 276! 
325, 326 1188% # 540-543 | 1142 60, 61 1277, 276510 
330 131° 546, 549 | 11455 + 62—64 76 
334, 351 11993 556 1141° 6569 2773 
355 fi. ‚11987 557 1208 70 277° 
366 1195", 1196°] 557-562 | 1203? 71—73 127: 
367 1196* 561 1209? Bi 73 | 277° 
368--370 | 1187* 563 ff., 564 | 12414 + 74-79 19749 
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85 des AOR. | Seite | 55 des ALR. Seite | SS des aen. | Seue 

80, 81 | 977° 275, 276 —* 251 | 120°, 308° 
83 96°, 277° 1277 | 326° 252, 256 | 306° 
85 'gı: 258,258-276 | 306% ıı 
90 974, 276° I. Titel 14. 259, 260 | Nayyı 
91 94: 9 | 289% ®, 283:1269, 2709‘ 
96 97⸗ 10 2829 277 ı 306° 
98-117 975° 11 136°, 283° 1279 ' 306° 
98—118 965 12, 13 2837, 12 281, 282 | 307% 
103 1043* 13-16 284! 283 #. 308* 
119-128 | 275° 14 263 i⸗ 284, 285 | 309: 
119—141  |96° 17, 18 2834 8 284—291 | 308% 
128 974 20—23 283° 292—295 | 308® 
129—139 | 275° 24, 235 28314 18 294, 295 | 309! 
140, 141 94! 26—34 ı 283° 297 ' 308° 
142—146 | 961° 42 2849, 10 298 308" 
147—149 | 93° 43 ı 2841, 285* |300—305 | 308%? 
154 91* 44, 45 284° 306 ' 308° 
159 277° 46, 47 | 284° 309 . 306° 
159-200  |94° 48 147°, 283* |310 ı 307° 
160 2777 8 54 131°, 284*, |320, 321 | 311° 
164 2760 360° 328-329 | 311 
167, 168 95° 55 284 330 ‚ 306'° 
171 974 63, 65 ' 176? 331-333 | 310° 
172—180 | 2778 68 3605 338, 339 | 309* 
185 277! 73 130! 342—346 | 310* 
186 278° 73—75 284% 349 310% 
186—195 |277° 76 283*, 284° | 354 127? 
187, 188 278% 4 76-78 133°, 249°, | 356 310? 
193, 194 | 278* 284 356—362 | 309° 
197 ‚279! 80-82 284° 357 30910 
197—200 | 278° 83, 84 285! 358 3101 

954 85, 86, 87 | 284% 8 359-362 | 311% 
201—216 | 96° 90, 91 | 2834 2 373 ı 308° 
210 176? 92 ff. 158® 373-379 | 308" 
214 9778 101, 102 | 15810 374 308° 
217, 218 27955 103 ff. 1588 376,380-384 | 3065 
219-221 279* 109-177 | 279° 385 3108 
228, 29 279° 132 921 389 3068 
230 279°, 325° |133—144 | 127° 413—465 | 22° 
231 |279°, 281° |136, 137 1288 413—465 | 116° 
232 3955 169—170 | 40' 430 | 116? 
234 ‚279°, 281° |178—199 | 116° er 
235 9799 184 1188 Il. Titel 15. 
236, 237 12816 ® 186,187,188 | 1165 ® 1 | 4081, 432" 
238—241 281° 188, 189 | 117% 8 TR, : 430° 
249 | 281° 190 117? 3 459° 
256 128", 280° | 191, 192 | 116°, 117° J10 100° 
257 2807 194 1188 11 430°, 432" 
261 | 280° 200 305° 12—15 431! 
262 fi. 3ag1 + 203 75° 306° |13 430° 
262—274 | 3308 210 168° 24ff. 408* 
262—280 | 282° 213 311° 24—26 441? 
265—272  |326° 214 159%, 311° |28 329° 
266, 267 3267, 9 215 ı 311? 28—32 326" 
270, 271 396° 248 | 147° 34 444° 
274 281° 249 ı 306? 42 409, 595! 
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5 des ACH. | 


Seite 














42—45 








408° 
45 416° 
45-47 319°, 409°, 
| 432° 
46 ‚416? 
47 fi. | 323° 
48 ff. 319" 
I. Titel 16. 
4-42 | 157° 
7 111! 
10 156° 
14 326! 
15 ' 1314, 197° 
16 139°, 197° 
17 125°, 139° 
18 | 139° 
20 1395 
24 | 140° 
26 | 139° 
27 130% ? 
31 156° 
33 * 
40—42 1560 
45—48 1298 
46 164* 
47, 48 166° 
49, 51 1295 
52 130° 
53 131° 
54, 55 3498 
56 131° 
67 129° 
61, 62 301% 
3 901° 
64, 65 140° 
68 139° 
74ff. 123! 
86 ff., 101 | 157° 
125 fi. 158° 
133—148 | 158! 
149 156!° 
150, 151 157° 
151 ff. 161° 
152 157° 
153-159 | 157° 
166 ff. 1 326°, 328° 
167 3285 
168, 169 | 328° 
170, 172 61* 
172, 173  |329° 
176 61? 
178 120°, 328° 
179 1207, 328° 
181, 182 |328* 





202,203,204 
205, 206 
207 
210—212 


| 











' 315%, 316° 
3157, 317% 


315°, 316° 


315% 9, 316° 


7 | 318° 
ı 1721 
| 318°, 317° 
: 316° 


318° 
316°, 318° 
317° 


ı 318! 
| 318* 


316°, 318" 4 
316? 


' 315° 


160° 
162° 
178? 
168° 
169! 
307° 
120* 


ı 1614 ® 


161° 
284° 
163® 
163? 
163* 
163° 
161% ® 
112°, 120%, 
162° 
163° 
171» 
312° 








| s des AOR. | 
405—449 | 156" 
407 312* 
408—410 313? 
412 | 313° 
415, 416 | 313° 
417—419 312° 
420, 421 313? 
422 312® 
426—428 313° 
429—435 312! 
440, 441 3125 
442, 443 | 318" 
445—449 312° 
450—475 156" 
452 251° 
476—506 156° 
482, 483 377 
486 1060°, 1068* 
491 1117'? 
492, 493 178° 
495 | 311° 
500,503,504 | 1057° 
5075. | 105% 
I. Titel 17. 
1 \ 296" 
1—4 | 447° 
2 ı 296'* 
4 297°, 1110? 
5 297° 
10 291*, 297°, 
298? 
10 ff. 997: 
11 297° 
11—24 298? 
12—18, 21 | 297? 
25 ff. | 297! 
36 1116® 
36 ff. 297: 
37 Hi. 297! 
45 297° 
46, 47, 51 | 299° 
60 297°, 11 
61 ı 481% ®,1110#, 
i 1114" 
61—65 297'? 
65 1114"! 
66—68 ı 29711 
69 ı 297° 
75 | 298° 
76, 77 104, 208%, 
112111 
83, 84 131° 
87, 89 57°, 298'? 
88, 90ff. | 299m 3 
94 299° 





u 
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SE des ACH. 

97, 98 1300. 1121"°| 300, 301 | 294° 29-32 
103 11115 : ‚2944 33 
111-114 |298% 2945 6 34 
115 | 1110*,1116°, 39912 36—41 

| 11216 2 399", 400° 136—42 
117 | 1110® 400% 37, 39 
118 ı 1118° 399% 42 
118-122 | 1119! 39919 45, 46 
124, 125 11225 49—52 
127 1111?, 1134® I. Titel 18, 52 
128 1111? 55 
131 ı 11344 6 
131 ff. 1111? 56 ff. 
134 11348 60 ff. 
137 |11119,11345, 71 

1139® 72 

151, 152 11113 ® 76 
153 ı1119° 76--78 
169 287% 80, 81 
170 288 94 
175 288° 

2 8 ( 
— 1 813-819 | 486° J 
190 2888 104, 105 
191 288%, 2925 I. Titel 19. 113 
192 2928 114 
198 ff. 291° 116, 117 
201, 202 288* 118, 119 
206, 207 Vasoı 121, 122 
208, 209 | 123-—126 
210 289* 127—138 
211 13619, 28810 131—135 
212 2881, 290° 136— 138 
213 2880 139 
216, 217 | 290° 480° 139 ff. 
219—223 | 289° 180° 139— 156 
219-229 128? 104 139—153 
222, 223 290° 154— 156 
225-227 | 127°, 290° I. Titel 20. 159 ff. 
228, 229 290% ' 500% 3, 577° | 164 
230-239 290° | 578° 166— 168 
239 2908 ° ı 500%, 578° |171 
241—244 | 295° | 495*, 500° [181 
242—244 295° 188 
244 2911: 196 
245—248 | 292° 197 
251—258 291, 295° 197— 19 
252 ff. 2884 197 ff. 
2 | 295 210. 
261 291° 216 
270-272 | 292% 23 ı 118%, 517° [217, 218 
277 2928 4 25 ‚544° 221 
278—2%0 35 25 ff. 588? 225 

2925, 293° 126 | 4955, 588* 

292° 27 543° 226 
292—299 | 292° 28 589° 243 








| 5 DEEACR. | Eeite 2 de. | Er 


Seite 








545°, 592° 


582.2, 583° 
583° 
586* 


' 176? 


586° 
125° 
5gg10 


589? 


























1326 Quellenregifter. I. Preußiſches Allgemeines Landrecht. 

SDSALR. | Selle ] 8 des NER. Seue SD NER. | Seite 
243 ff. 104! 594—596 | 213 101 462* 
246 577° 607 214° 101—109 | 473%, 4741 
247,248 112°, 577° [608 | 213% 5 110 4627, 464°, 
253, 254 597% 609, 610 | 215: 471°, 703° 
259 597! 615 ' 214°, 483° [111 469° 
271 g119 618-620 | 213” 119, 120 | 469° 
71 ff. 57gu 621—622 | 214% 121—123 | 465! 
272 —274 579 626—629 | 2135 124 ff. 4655, 785° 
273,274 16110 12 630, 631 | 2126 5 11738 
281 511" 632,635,636 | 485" 130, 131 | 127%, 231'0 
281-298 607! 646, 648 | 1045 2 465" 
282-284 6iiu 650 ff. 481* 132 469%, 686, 
286 319%, 581%, |651—654 | 481° 11723 

616% 4 134, 135 | 465° 

988 611* I. Titel 21, 140—142 | 468! 
289 613" 2 463° 141 | 468° 
293—295 6050 25 296° 143 60% 
296 613° 11 7858 143 fi. 60! 
300-328 599: 12 465°, 785° | 144,150,166 | 60* 
329-389 578" 12—14 2334 168 ' 60%, 464° 
405, 406 | 100% 13, 14 | 469° 170 60% 
411, 415 5006 5 16 11723 171 601 4 
430 500" 17 465" 173 869" 
441, 442 517% 19, 20 468°, 1170" | 173—175 | 47210 
467, 468 555° 22 461" 176 | 462°, 4711? 
aro ff. ‚53° 23 595, 46% | 178 462%. 471.4 
497, 498 | 380% 25 463° 179, 180 | 471% 
500 | 378% 29 5958, 60° |181, 12 | arı" 
502, 503 13801 30 | 595, 465° | 184 104", 3775 
511 | 809° 37 594, 785° 4723 
513 537! 38 7855 190-194 | 486? 
515-519 609° 41 464⸗ 227, 228 | 4796 
520, 521 15276 42 | 462*, 473*, |229 248% 9 9 
522 zog! 477: 229 ff. 75. 
534, 5355 104 15, 46 468" 230 248° 
536 132, 1331 147 465°, 466° |231 2488, 249"? 
536 ff. 440° 48 469° 231--233 | 360° 
537 132% 51, 52 466? 232 248, 249° 
538 132°, 440° 156 | 7858 232237 | 131% 
539 1325 60 466° 233 ı 248° 
540, 541 1327, 8 64 469° 234 249° 
542 133" 68, 69 4659 1 235 250° 
543 1325 70 467:°, 785° |237 249%, 250" 
556 ‚133° zi 473., 4771, 1238—240 | 249° 
558 1278, 133% | 4791, 785° |241 249! 
559 ff. ‚1331 75 7858 242—244 | 249° 
568 fi. 2122, 213? | 75 ff. 703! 245 1316 ® 
568—630 481? 75-79 467 247 249? 
569, 569-573 2124 80, 81 7858 218-251 | 249° 
572 482° N a 472 250 ı 249° 
575577 at. a RS 11734 254 126’ 
576 1213%, 483° |97 "go | 785° 257 248.0 
578-583 21310 87-90 467% 258 2268 6 
584 ‚2148 88 467°" 259 ‚226°, 243° 
590 2124 96 104? 259-261 | 242% 
594 165" 98 454° 260, 261 | 2438 




































HDEBAER. | Cette | $$ des AQM. 
262, 263 232%, 2431 | 603 2465 
264266 243% 614 946) 
267—269 | 297° 
270 220° I. Titel 22, 
273 Da 942: [3-10 398°, 156° 
974 9308 399", 457° 
278,279 12338 11,12 451° 
280 1275, 2310 |13 449°, 452° 
280-286  |2318 14 452° 
288290 | 9315 16 51° 
291 227°, 22», [25 456° 
u 458° 
297 2335, 245: |30 452" 
299 2285, 23% |32—36 464" 
309--312 12343 37 164° 
312, 315 1294 4345 455' 
316,317,320 | 2346 a6 a 
394 12338, 240° 47 B 398", 456‘ 
325329 ) € 49, 5U 104?, 455° 
2,0 ar [50 260 
339__337, 334 2 “ 
342-344, 343 | 244? 55 ff. 22 
344 2408 4,2415 7] 55 f- 457 
345 101? 240°; a 55—62 451* 
ur 56—58 4605 
350357 [2393 59—61 160° 
358 12366, 237. |62 460° 
363365 |249 63—79 461° 
— Bi 71 457° 
371-374 [2415 80 458° 
375 2418 81 . 48, 
376, 377 |147°, 241» [146-186 | 461° 
383 1228», 212° [187-196 | 4617 
= FH 197242 | 461° 
F a 199, 200 | 536 vo 
= 246 240: [235,236 | 158° 
388 231. 725° [243 —— 
389, 300 [2317 Er . 
395 2345 246 RR 
so 11 
„> 7 de I. Titel 93. 
401 244° 56, 58 | 21° 
403 75'8, 9445 
A443 Dani 
pe ee Teil IL. 
56 
er > II. Titel 1. 
451 2465 1,2 6324 
452476 | 947° 3. 6441 
474-476 | 247° 4 644 
478-596 | 2431 13 6455 
597 9338, 246° |16 5431 








I te | &$ des ACH. 





18 


69 


100,101-118 ! 


112 
112—117 
113, 114 
120 
122, 123 
124—127 
128—132 
133—135 
136 
171 
174 
174—183 
175 
176 
184 
185, 186 
187 


187—191 
188 





6475, 87817, 
| 879% 


| 6472 
| 645'3 
| 634* 
' 659°, 666* 
6357, 659", 
| 665%, 666° 
ı 664% > 
668? 
66710, 668:0 
| 63611, 5 
640% 
ı 637% 
629% 67 
75, 626", 
| 730° 
626° 
‚91? 
274 
62619 
631° 
ı 626!° 
6282. + 
6288, 630° 
627? 
ı 627? 
6295 
' 630% % 7 
629° 
626°, 630 
626° 
651? 
680" 
686"? 
6790 
679° 
| 686" 
' 680° 
686° 
687°, 7149 8, 
826° 
687°, 785° 
685”, 7128, 














ı 27%, 7044, 
| 730° 
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Seite | SS DES ACH. |  Celte | 55 des HEN. Seite 


55 DES AOM. 


Quellenregifter. I. Preußiſches Allgemeines Landredt. 





1997. 
200 


201 
202— 204 


205 


249 
251,252,253 
254 
255 
256 


685, 704, 











320 


| 706%, 738* | 320 ff. 
6935, 11,694°,[ 321 


697°, 724", 
1046! 

694° 

694°, 784° 

ı 695°, 729° 

ı 695% 7, 729°, 
730° 

5939 8 

27%, 682°, 
695! 

693° 

696? 

| 729° 

784° 

6947, 696° 

695° 

696°, 714° 

ı 784! 

696° 

784" 

714° 

696° 

596°, 714°’ 

6938 4 11, 
697°?,701?, 
702° 

784 

713* 

697* 

698, 

00 

700* 

713* 

6978, 7141, 
784! 

784! 

729° 

497°, 7104 

710% 

TOL?, 702°, 
723? 

703° 

701°, 703°, 
718* 

723% ®, 724° 





713° 
185° 





| 698°, 7044 
696°, 704. 


321—324 
322, 323 
324—337 
325—328 
326, 327 
328 

329 


330 
329 —333 
334 
335 —337 


335, 336 
337 
338 
339, 340 
345 
348 
350 


350—355 
352 


361 
361—363 
363 
365 
365—367 
365-369 
371, 372 
373 
377 
378 


379 
380 
381—383 


685", 7044, 
7061°, 
719%, 
7854,787' 


"680" 


6837, 704", 
766* 
ı 683° 
084? 
766* 
706* 
71410 





7ali⸗, 
790"? 
741°, 790" 
' 720°? 
704, 785" 
7081, 709%, 
‚741°, 790" 
704", 739° 
720? 
719% 
721’?, 784° 
| 732? 
| 762° 
' 692°, 762°, 
780? 
11? 
11?, 6928, 
730'',780°, 
Bon" aan. 
an" 
| 7299 10, 762° 
7299 10 
' 730”, 762° 





274 
762° 
732" 
790 
| 731? 
; 7901 
ı 733* 
' 731°, 7901 
118 
| 731°, 790 
734! 
734°, 790° 
| 734°, 7358, 
736°, 738* 
734°, 7368, 
738*, 790* 
7369, 7406: 8, 
741:9,790° 
736*, 790° 





383—385 
384, 385 
386 
387, 388 
389 


389 ff. 
330 


413 











748' 
740% 8,743’ 


| 740% 8, 79010 
| 736" 


685", 739°, 
7419 5,766*, 
7908 18 

15 

740% 8, 741, 
7431, 748! 

7406 7 

745°, 76912 

740°, 7904 

7625 

762° 

765° 

763° 

764 


' 7634 ® 





7708 
766° 
766" 
766* 
7665 
745°, 766°, 
7691? 
7299 
769? 
11° 
745!, 769' 


ı 740, 76918, 


791%, 745° 
743°, 745? 
730% 11,74512, 

77410,7826, 

7914 


‚ 782" 


' 730", 791" 
ı 79714 
' 730" 





ı 791°: 


792? 
1257° 
1255° 


| 1257° 


1256* 
1245* 
1246° 
1249? 
1246' 
1250* 
1249% ® 
1249" 
11° 
1291? 
68810 











$$ des ACR Eeite | $$ des ALR. | 

546, 547 784! 687 
548 699? 688 
5485-551 7841! 688—693 
550 725? 692 
554 686" 694, 695 
555 136'!, 686° | 696, 697 
559 700° 698 
560 689", 700°, 1699 

7o1!, 785° 
561 686°, 7844 [700-702 
564 | 725? 703 
570 ff. 725? 04 
570—581 785 16 705 
572 ff. 725° 707 
586 703! 708—710 
589 486? 711-713 
595 686° 716 
598—613 724°, 785° 1716-718 
614ff. 46114 719 
619 696", 784° 1720 
620 696* 720-722 
621—627 1028! 721 
622 ff. 1027 722 
625, 626 750° 723—726 
628, 629 750* 724 
628—630 1034* 725 
631 1276* 726 
632 1291? 
634 744", 746!, | 728, 729 

749'9,769* | 732 
635 746! 733—735 
635-661 750" 736 
640, 641 ı 748* 738—740 
642, 643 750% + 741, 742 
644, 645 ' 750% 5 743 
647 | 750% 
648 748°, 750° [745 ff. 
649 748* 745--750 
649—652 | 750° 751—782 
653 ı 751° 751—754 
653⸗661 746! 755 
661, 664 1708 758 
665 90* 5, 32! 759 
665—667 29° 761 
666 676°, 792? 1766-782 
669 794? 773-775 
670 796°, 809° 1 776--782 
671 797', 809° 1783 ff. 784 
672 797° 796 
673 796° 798 f. 
674—676 796° 805 
677 799! 809 
677-693 | 7984 Bılff. 
679 680° 811—8%0 
682 680", 801: |827, 829 
685 ı 799° 836--932 








Reste, Allg. Preuß. Landredt. 


























1329 
) Seite 5 des MER. | Seite 
800° 033-934 | 658° 
799: 934 63510 
\ 802% 935 645* 
293 936 643", 660° 
805! 937 646°, 661° 
| 7955 942-946 | 643° 
ı 803° 943, 945 | 66143 
7985,  |946, 947 | 82? 
80457  |950,951,952 | 658° 
805° 952959 | 871 
805° 980, 961 | E71: 
805° 963965 | 671° 
8058 967 6718 
‚ 806° 968 641° 
\ 806: 969 64510 
805° 970 63510 
8298 971 635", 659": 
7955 972 641° 
| 7985 973,974,975 | 658°, 66810 
| 807° 977 637° 
807: 978 69312 
8083 978-984 | 641%, 6421 
807° 980 693% 
6754 980-983 | 786° 
688: 981 69312 
687.2, 688: [983 69317 
6875, 714°, [985 645.0 
826° 990,991,992 | 63510 
675° 008... | 959" 006° 
7698 994,995,996 | Nayıs » 
819° 997, 998 611° 
646° 999 637°, 641%, 
812 642169312, 
8114 7 | 786: 
7441, 746', | 1000 641° 
7696 1001 | 64711, 978" 
8237 1002 grgı 
810° 1002-1005 | 6471? 
786: 1006 647° 
724°, 785: | 1008-1012 | 6427 
748° 1014 | 671° 
746! 
804! II. Titel 2. 
748’ 
78515 1 | 833°, 8345 
gızu 2 835*, 836° 
724° 2—4 8345 ? 
8197 » 5 | 8346 
7143 7 | 8384 9, 841? 
812% 7—20 836° 
| gie 8 841? 
686", 8121019 8335, 839° 
g12' 11 | gggıo 
748° 15 | 8370 
103441 16 83710, 841? 
6574 17, 18 837° 


84 











1330 Duellenregifter. I. Preußiſches Allgemeines Landredt. 
zz des ACH Seite 55 des ACH. | Seite 55 des AO. 
19 835° 372—374 
20 845’ 378 
22—25 835" 8771, 878° 1383, 384 
26-39 836! 384—390 
40 833°, 835° 391 
| 836°, 393 
837:° ı 497°, 878? 1394 
41 836°, 837" „gr 395 
41—48 836" 396 
50 638!° 338°, 857° 1397, 398 
50—57 671°, 891'° ’, 1399 —418 
54 638", 892° 400,401-403 
57 638'°, 893* 402,408,409 
58 849° 412 
59 849° 414—416 
59-64 640" 419-431 
61 851? 432 
63 ı 842° 432 —434 
63—65 842° 434 
64 | 847° 435 
; 843° 440 
66, 67 640"? 443 
74, 75 856° 444 ff. 
76—83 22% 448 
78 856" 483 fi. 
81, 82 857% + 486, 487 
84 33', 897°, 
944! 489 —499 
85 857° 490 
86—89 856° 491 
90 - 91 856*1, 874 492,493,494 
g2f., 94 8586 10 495,496,497 
98 ff. | 8591 499 
101, 102 859% 502, 504 
103—107 818% 507 
108 ı 856° 
112—117 8577 555 — 591 
121,122,123 | 8501 4 3 570 
139—146 338*, 857° 596 
147 867° 596— 600 
147—157 860* 597 
148, 149 867° 598 
150 867" 303, 304 1129!,1131?, ] 601 
153 868? 1133! 601 - 611 
154 867"! 305 1129! 603 
157 867° 306 1128? 604 
158 861! 309 1133! 605 
158 ff. 461°! 312 1128°, 1133? | 606 
159 861’, 866%, 1323 1129? 607 
868* 327—330 1129! 609 
161 | 843* 348 ff. 1027* 612 
161— 164 843 354,357,358 | 1276° 621 
167 338%, 857° 1358 1297? 621—627 
168, 169 860°, 868", 1359-365 1128 622 
| ‚869° 363 1130? 626, 627 
170—175 30 368 fi. | 757° 628 





























1128‘ 

1129’, 1132' 
1128' 

1276° 

1276°, 1283° 
1276'° 

1277° 

1183’, 1276” 
1276% ® 
1290° 
1290, ? 
1290% 10, 11 


| 641° 


12916: ® 
1276! 

1276* 

1199°, 1286' 
1286* 


1277° 
1144? 
1150* 
1281'° 
1295* 
1298! 
1027° 
1027? 
1027* 
1027*, 1031? 
10975 9 10, 


11, 12 


1276% > 
1290"? 


631', 1030* 








QDuellenregijter. J. Preußiſches Allgemeines Landrecht. 1331 
5 des NER. | Seite | Ss denen. | Seite |» des AUR Seite 
629, 630 \ 896°, 997° j 447 137%, 286! 
633, 634 900° 1I. Titel 4. 448, 449 988° 
638 18951, 897° |21 ff. 475 451 286! 
639 894% 29 48? 455 287° 
641 681*, 895° 147 FF. 20°, 57" 1305 — 2464 | 268° 
642 22», 897°, 180ff. 495° 1392 599° 
944° 95 995° 1437 ff. 481° 
652 895°, 1030? 1227, 228 481! 1735 7513 
656 1030° 2280, 2293 | 151° 
659 1030° II. Titel 5. 2294— 2299 | 29° 
666 912°, 913'* 5177-186 | 21°, 255%, 12453,2456ff. | 75"? 
667 915* | 257° 
I —— 
7 —195 257° ' 7 
674, 675 913° — — 9 
677 343 II. Titel 6. 3 6819 
681 16413, 912%, |ı 39° 14 681%. 8055 
| 917* 2 39, 39°? 18 | 1038 
632 918°, 920° |3—10 39 10 1035. 6815 
683 | 919° 11-21 39° 83.84 Iogie> 
684 681°, 918° [13 39 88 814 
685 en 20 44° 
687 13? 22—24 40" . 
688 918: 3,3 40, 44° II. Zitel 10, 
692,693, 694 | 921% ° 26 ff. 41° 1-3 | 936* 
694—698  \9181, 921° |34,35,44,48 | 44° 68, 69 ı 936* 
701 921° sur 42: 88-91 1 346°, 971: 
702 920° 63, 66 44° 9%, 91 346% ® 
703-706 ‚921° 68 43° 127—145 | 3465, 347° 
707 91915, 921? |73—80 47° 145 347° 
7 919? 74 49° , 
708-710 920g! 81 40, 40* II. Titel 11. 
711, 712 920° 3 ı 42*, 1014° 117 40% ?, 936* 
713 gig"! 83 21'°,44°,45°| 19 936° 
714—716 922° 84, 85, 97 | 44*® 108—110 58* 
714, 715 ı 639° 114—176 41! 183 58° 
715 | 920* 147 42° 260—264 37° 
716 ı 912° 160,165,172 | 44* 453 58’ 
717—752 | 758'9, 1253’ 180 40°, 44° 453 ff. 2238 
753—777 924° 186 44° 676—685 2214, 58°, 
754 22:5 189, 190 439 8 1005? 
192 40°, 49° 699—771 2313 
192—202 44% 3 710 23 
II. Titel 3, 193, 194 49° 761 58° 
772 ff 219 
14 8425, 847° II. Titel 7. 778 4615 
15, 16 842*, 847° 119 I 409% 7 782, 784 ff. | 462? 
17 842°, 845° |308—494 | 486° 784—799 Zu. 
. rt — 430 103* 799 462! 
43°, ® 462: 
9 g4g"? II, Titel 8. —— = ä 
29 843° 108, 191 | 409? 831, 833 } * 
31, 31ff 10277, 12 444 286! 857 —936 486? 
31—53 1027? 444 ff. 75 14 914 481° 
35—40 1027' 444 —455 285° 1182—1209 | 1017* 
46 ff., 47 102713 14 446 28519 1199 882°, 1220? 





























84* 





1332 Duellenregifter. 1. Preußiſches Allgemeines Landredt. 

S$ des AUH. un. | Seite | sresnen. | erite | wownen. | este 
1199 f. 97°, 1220° 125 1028°, 10355 | 847 ı 1107% 
1206 ff. 1220? 30 ff. 2]? 847 ff. | 324 

253, 383 ff. | 56° 852 1107" 
II. Titel 12. 852 ff. 395 
34—38 2913 II. Titel 18. 853 1107" 
54 40° 3,45 9274 5 6 953 9973 
67 | 406 7 6.7 927 962,962-965 
— 10, 11 994° 966.967,968 | 1994? 
II. Titel 13. 12, 14, 15 | 9273 969° 
13 | 44° 15—18 991? 970-976 | 878"? 
19 9973 977 ff. 870! 
II. Titel 14. 1992 9921 984 868* 
21 157° 51—55 991? 9961002 | 995° 
2a ff 21* 170 9704 1005 9278 
39 ‚103° 235 997! 
236, 237 977, 8 II. Zitel 19. 
II. Titel 15. 301-307 | 970" 41 495, 147° 
2, 3, 7, 25 571 372-375 1050* 42 40°, 47° 
44, 47 57 410 7518 43 47' 
229, 230 56°, 509° | 736 ji. 693" 50-75 23°, 1037? 
782 ff. 780° 
II. Titel 16. 790 78910 Anhang. 
8-15 404°, 421° |821 ggarı 36—38, 41 | 1239 
16 1028? 823,823-825, 42 | 1220°% 
16 10355 828 293 52 528 
18 1293? 835 30°, 32: 76 774 
20 231, 1036'° [839, 840 321, 3 100 g18g"3 
22 23°, 1037? |842 11078 12 104 29% 
24 1054? 842—847  |323 157 | 1203? 
II. Bürgerlides Geſetzbuch. 

des DOOR. 2 ei | dewon | Seue | sonen. | este 

1 28, 9941, 20 28, 1013: 161 46 
1013°,1017°|21— 30 41 62 524* 

2 33, 634% 21, 2 16°, 41»° 63 3597 

3-6 34 25 | 95: 74 43, 44 

3 635" 2, 642°| 20, 30--48 | 42 77 79 

6 66°, 723%, |33 25°, 43. 80-88 48 

726 35 43° 80 143° 

7 Fi 38 43°, 1005° [81 77, 143? 

7211 40 42°, 1005° [82 49! 

8 on, 945: [40-44 43 83 485, 1208° 

9 Inge, 37° 42 46, 49°, 176° | 84 49°, 1015° 

10 68012, 689% + |45—53 44 1162 

11 849 857° |45 10129 89 50 

12 | 38,333°,8121 | 46 1013! 90 51,193°,226" 

13—16 '29 49 Ang! 91 57, 267° 

15 | 28° 52 856° 92 52, 57,86813 

17 | 29° 53 176° 93 53", 54, 401° 

18 30, 32, 676*,|54 46,176°,296° | 94 52,54°,24510 
724°, 7701.|55—63 41 95 15% 415! 
1013° 55-79 45 96 51, 54, 

19 32 5679 | 46 | 51m 









































110-113 
110 
111 
112 


113 
114 


115 
116 


116—118 
117 
118 
119 


120—122 
121 
122 
123 
124 
125 


126 


131, 
133 
134 


132 








Duellenregifter. 











111° 








1104° 


II. Bürgerliches Geſetzbuch. 





230 —231 
232—237 
232 —240 
233 


en 240 | 


24 


zz des BB, I Seite 
55, 181° 138 | 81, 123°, 
604°, 773° | 1444, 273°, 
'55,181",246$ 329°, 680° 
58, 245%, 1139 73, 82, 84t, 
401° 144", 1142? 
| 59,464',582° | 140 82, 1268: 
60,436°,437" | 141 82, 660° 
61, 436°  |142 71, 73, 83, 
141,33, 35°, 658°, 670", 
63,626°,108* 1151: 
64, 91° 143 83, 668° 
355, »,63,66°| 144 84, 84012, 
63, 1254° 1151, 
64, 99°, TOH° 12594 5 
64 145—148 85 
65 149-151 | 86 
865% 10 151—155 | 182%, 297° 
100, 706° | 152 '85 
867°, 868°, | 153 '85, 1006" 
9455 154—155 | 84°, 86 
66, 945° 156-157 | 87, 121° 
3558, 66°, | 158 156°, 209", 
108* 277°, 1149 
66, 1222? [158-162 | 88Ff. 

62%, 68°, 92°, |159, 162 | 114943 
626° 163 90, 156% 
6591 164 41, 42', 67°, 
62%, 68, 169° 91,683°,855° 
69, 273° 165, 166 | 92, 683° 

70, 84, 663°, | 167 93 ff. 
1150? 168 95, 278 
71, 84 169-170 94, 9 
65 171-172 | 93ff. 
69, 83 173 Y5 ff. 
72, 203° 174 94 
72 175 96, 133 
80, 144%, 1176 96 
218°, 227°1177—179 | 97. 

48, 65,75 ff., | 180 98, 99% 
85%, 227* | ısı 99, 855° 
78, 85° 182 64°, voff. 
79, 14499 1745, 965! 

79, 94° 183 63, 100, 

273° 636" 12 

42%, 621, 74,| 184 33, 631, 64, 
83, 87,, 97, 100, 
1391 2 | 173°, 705 

42°, 74, 122° 965° 

68,87*,1141° | 185 ı63', 99 

625,80°,144°, 3848, 579" 
273°, 329° | 186 101 

62*, 631, 81,|187—188 | 101, 206°, 
84, 1211? 211° 

81 158-193 102 

58., 631, 81,]194 ' 1035f., sın]2 
298!, 519°, | 195 | 105, 983*, 











1333 
ls des BB. | Seite 
196 105, 107? 
197 ' 106, 107°, 
i 816° 
198 | 106, 211°, 
| 1104" 
199 ı 107 
200-202 | 107 FR 
200 1104° 
202 133°, 1092* 
202 17 204' 
203 ı 108, 286', 
668*, 1044°, 
\ 1084" 
204 ; 108, 943°, 
983 
205—209 109 
206 108, 668°, 
1044°, 
1084° 
207 109!, 412° 
208 109* 
209 1095, 162* 
210 4128 
211—213 110 
214—218 111 
219 110 
220 —222 111 
222 - 224 112, 121! 
222 156* 
223 121!, 577° 
224 119° 
225 113, 204? 
226 335’, 392° 
226—228 114 
227 222°, 334, 
361! 
228 334, 393° 
229 115, 116°, 


235°, 334, 
61! 
115, 116 
117, 133% 
236: 


| 617* 





118 

119 ff. 

25', 87%, 121, 

199°, 228° 

121, 142°, 
1924, 205", 
1186° 

15610 


1 675, 122f. 


122 ff. 
123 
gu’ 


124 








259 — 261 
260 
261 
262 


262—265 
263 
264 


265 
266 
267 — 269 


267 














| 125, 140! 








129 

ı141%, 157°, 
‘161 

| 15796, 1688, 


161, 171%, |: 


i 590° 
130, 1414, 
159°, 232° 
1131, 141%, 
| 159 
131,139,142, 
161, 252°, 
| 590",1196° 
132, 252° 
107, 1325, 
159°, 231% 
107, 133, 
I 14217, 231% 
‚12247, 135, 
| 138, 148, 
| 225°, 250" 
‚149, 156* 
80°, 126, 
136 ff., 178° 
137, 1172? 
42%, 126,137, 
201°, 941° 











281 


Seite [s des BOB. 





| ss SETS Eee 





282 
283 





d 


‚[288,289,291 
290 


tS 
=) 
—— 


— 


313 





320—327 
321 
322 
323 





323—325 
324 
325 


326 | 


397 | 


149 ff., 155 


Gelte 
135, 138,200 | 328—332 
138, 139, 329 
262° 330 
124°, 139, 1333—339 
150',225',1333 
262° 335 
139, 178° 339 
‚139 340—342 
124° 343 
140 fi. 344, 345 
137 346 
123 
140" 346—358 
ı 59* 
129°, 264° | 347 
141 
ı 264° 350—354 
ı 142 351—354 
141' 352 
136 333 
1427 354 
ı 59" 355 
142? 356 
: 126° 357, 358 
ı 143, 272° 359, 360 
13516, 143 361 
144 
11915 © 362 
524,78,175°, 1363 
216?, 218° 
78, 218”, 364— 368 
1012®, 366 
1296", 368 
1311" 369 —372 
78, 80*, 182°, ] 371 
218° 372—376 
145 377—382 
| 56°, 181? 382 
189, 1185° |383, 384 
ı 122% 385, 386 
107, 1328, 387 
146 ff.,261°, | 388 
262° 
187 389 
148 390 
142'°, 146$j. 
148 ff., 150, |391 
229°, 244',1392 
255° 393—395 
259! 394 
149, 265%° 1396 
124%, 1495}, | 397 
224°, 225°, 
265* 398 
140°, 150, 
2254 3 399 














49',164,183%, 
218°, 417° 


| 584, 814,165, 


24458, 623° 








400 | 80',1601,165 | 208° 
401 166 | 207° 
402 168, 417° | 59° 
403 179,168, 170 207, 208! 
404 ı 168 1054 8, 107? 
405 68°, 169 113* 
406 161!, 168 208, 220’ 
406-408 564 193 
407 81'!, 170 208 ff. 
408—410 | 169%, 170, 209 
171 210 
4ll 28°, 79, 171 211 
412 171, 237 127°, 211, 
413 49°, 171 1115? 
414 172, 1314'° 210 ff. 
415 99*, 172 F., 210%, 211 
131410 213 
416 77, 174 212, 2131, 
417 173 214, 483° 
418 173, 531? 624, 213 
419 52*,175,216°? 214 
420 176 107 
421 177, 555t, 213, 215, 
1181',1314® 48444, 
492-425 178 1115°, 1116? 
425 110°, 156° 214 
426 171%, 179, 214, 483%, 
308° 1115? 
427 1768, 177, 213, 1115° 
290° 165, 213, 
428 177, 1184° 483°, 1005°, 
429 156°, 178 1115* 
430 179, 1142°, 215 
1184* 216 f., 224. 
431 179°, 1181° 216, 10465, 
432 177, 179, 1196? 
11425 78, 80*, 218, 
433 51°,167,180, 1270° 
183, 189 ff., 221, 307° 
220°, 267, 219 
1197° 1005'° 
434 515, 167,183 136, 168! 
434—436 188, 220°, 168, 180°, 
1197* 477 105°, 107°, 220 
437 143°, 167, 113*, 198, 1524 193°, 220 
186, 220° 203ff. 207°, 1525 49°, 87, 
438 167, 186 263°, 268 151°, 224 
439 181, 185, 1478 105, 203°, 1526 497,877,126*, 
187°, 1313° 204 ff. 263° 151%, 225 
440 167°, 187, [479 203°, 205, 1527 49', 87’, 
220° 207°, 263° 151°, 224 ff. 
440-443 |188, 220° |480 107°, 113*, |528 221, 225, 
442 148°, 1313 199°, 202, 624? 
443 1313* 205, 220°. 1529 221 
444 183, 185 2674 530 222, 223, 
445 148°, 167, 1481 206° 1005*: 


180 482—486 | 206 531 222 
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532, 533 
534 
535 
536 


543 
544 
545 
546 
547 


548 
549 
550 
551 


552 
553 
554 
555 
556 
556 —558 
557 
558 


559 
559—561 
559— 563 
561 
561—563 
563 
564 
564—567 
565 


566 
567 — 569 
570 


571,572,573 


573—577 
574—576 
578 
579 
580 
581 


582 
552—584 
584 














126°, 1973, 


231, 2825 
233 
234 
233 
131°, 232, 
245° 
232 ff. 
234, 242 
140*, 242 
242° 
133, 234 
233 
1245, 244° 
105°, 107°, 
231, 587° 
234, 245° 
235 
617° 
105° 
236 
9451? 
240, 244° 
227 
234°, 230ff. 
244°, 470° 
77,80%, 245! 
241, 244° 
283, 37° 
237, 470° 
238 
470° 
239 
237, 470° 
232° 
77, 80°, 226, 
2425.,245°, 
| 617° 
227 
245 
131° 

















Seite | 5 des BER. Seite 
555 er 654, 655 271 
586 241°, 247 656 1211, 272 
588 —590 | 247 657 | 143%, 272 
590 617° 657—660 | 273 
591—594 246 658 ı 274! 
591 245°, 725' 1661 ı 274 
595-597 244 662 254°, 274ff. 
595 470° 663 | 275 
597 124° 664 129*, 137°, 
598—600 248 165°, 289° 
599 136 664-667 | 276 
500 193* 665 ı 289* 
601 127°, 282° 1666 | 1277, 289° 
601—604 249 667, 668 ı 289% 
603 435° 668—671 277 
604 131°,248,2501 669, 670 126°, 290°, 
605, 606 249, 250 956'° 
607 350FF. Buff. 945, 289° 
608, 609 131°, 253 672—674 278 
610 147°”, 253 673 278, 1005"? 
611—614 254 674 g4' 
613 129, 165°, 1675 1238 127°, 
1005"? 275°, 279 
614 131° 676 279 
615 142'? 677 192°, 231°, 
615-617 255 280 
618—620 256 678 137, 280 
520—623 257 679—683 281 
624 256 879 846" 
025 259 680 136 
626 — 630 258 681 128! 
631 254°,259,264 | 682 281 
632 07°, 264 083 126° 
633 126°, 140%, 1684 282 
193°, 260ff., | 685 982, 7291 
267 846* 
634 155°, 261 ff. | 686 280 
635, 636 262 687, 688 | 282 
637 — 040 263 688— 691 283 
638 105°, 107°, 1689 67°, 283 
113*, 204°, | 690 136 
268 691 129*, 137° 
640 267 585" 
641 123°, 131°, 1692—699 284 
268 693 126°, 133 
641—646 264 fl. 695 131°, 285 
642 142"? 6597 130, 284 
644 142'?, 192*, | 698 123° 
267 699 131° 
647 266, 416, 700 67°,130',285 
size " [701 137, 285 ff. 
648 266,498,503*] 702 286 
649, 650 | 266, 267 703 105°, 287 
651 ı 181, 193%, 704 287, 618" 
267 ff. 705 46', 288 
652 126*, 26877. 1 706, 707 288 
653 675,271 1708 136, 29810 





709713 
713 
714 
115 
716, 717 
718 - 723 
722 
723 
724, 725 


726,727,728 


729—733 


752 


761 
762 
763, 764 
765 


780, 781 


782 
783, 784 
754—787 
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‚128° 
93', 290 
94°, 291 
| 290 

291 


292, 295°? 


80',94°,292ff. 


292, 293 
292, 293 
294 

‚295 
291° 

i 288" 
293° 

296 

ı297 

598° 
298 
297°, 598° 
157%, 176° 


77,80*,118?, 
306 

306 ff., 310° 
112,237*,307 
176*, 308 
107, 161°, 


157:°, 

171% 937%, 

| 13053 

140*, 310 

siof. 

311 

zief. 

218", 314, 
12706 

ı315 

ı 77, 316 

317 







































ss des BOB. | Eeite | $8 des BOB. 1: Seite 
788-792 | 318 837, 838 | 346 
92 171°, 319 834 | 347, 880! 
793 63', 143°, 340 | 176", 177°, 
319 3378, 347, 
794, 795 320, 321 g72: 880°, 
79% 320° 971° 
797, 798 321 841 347, 880°, 
799, 800 322 | 971° 
801 : 105% ©, 107?,1842 350 
321, 399 ' 342 —846 256° 
302 321, 324° [843 | 124°, 350fj. 
803—806 323 844 ı 28°, 124°, 
807 —809 324 3368, 351 fi. 
s10, 811 325 845 124°, 336*, 
812 82", 164, 352 
217°, 229*, 1847 a 165, 
2509, 327 f., 350 ff.,903°, 
1099", 1108° 1006° 
813 108’, 328 848-851 352 
814 121!, 329 852 73, 105°, 
815 224", 328, 107°, 1441, 
630* 342° 
816 63', 170, 853 73, 105!, 
251°, 329, 332', 342° 
538°, 948° 1157° 
817 329 ff. 354 355 ff. 
818 59°, 217° 854— 856 357 
221°, 224*, 1856 358, 423° 
330 ff., 857 356, 358, 
11006 7, 1005°, 
1103? 1043* 
819 217%, 331 358 114°, 360 ff. 
820 123°, 224°, 1859, 860 114°, 361 
331 861, 862 105°, 362 5f., 
821 105', 332, 1099*,1108° 
1152? 863, 864 ı 305 
822 | 332 365 53*, 112 
23 | 383, 73,114°, | 359, 361ff. 
| Jen 203, 566 "360 ff., 363 
251°,333}f., | 867 107, 365 ff., 
343 422» 
524 ı 335 ff. 868 359, 862°, 
825 336, 903* 1210* 
826 73,114',335, | 869 361 fi., 366 
338, 1260° 1870 359, 578 
827 136°, 337 ff. 1871 590⸗ 
828 136°, 338j., | 872 | 358 
872° 873 | 78,84%, 174°, 
829 ı 337%, 338 | 183*,369ff., 
830 | 337 | 374°, 386 ff. 
831 428, 137°,340 | 874 ı 373 
832 339, 340ff., | 875 | 375 
857°, 872° | 876 | 99% 100°, 
833 | 337*, 343 3707., 533" 
534 343 877 78, 378, 383 
835 , 21*,337°,344 | 878 | S1',372,376, 
336 345 | 505 


29 


905 

906 

307, 908 
909, 910 
911 
912 
92— 
913 
914 
915 
—916 
917 
918 
919 
920, 921 
929, 923 
994 


917 
































Quellenregifter. II. Bürgerliches Geſetzbuch. 
Pr won | die [si dwmon. | ee [m mmson | ee Seite | 5 des BER. See 
373, 378 fi, 925 '49!, 80, 84*,|986 236°, 407, 
511° 87°, 1748, 4311, 434 ff, 
| 84°, 380 ff., 1834, 218°, |987 59°,.200,436, 
| 383 402 11004, 
382 926 56°, 181° 1102:° 
373 403 ff. 988 59%, 436 
ı63!, 266%, 1927 105°, 374, 1989 155*, 200, 
| 383 ff 485 404, 411’ 436, 1102° 
385 928 83°, 374, 990 436 
383, 523* | 404ff., 421° |990—993 | 437 
108°, 385 [929 1491, 84°, 993 59%, 110010 
385 | 183%, 406 [994 200°, 2825, 
62*, 384 929-931 | 218% 438ff., 1101 
156°, 377 1930 | 2181, 407 ff 995 126°, 438 ff. 
368 931 ! 165%, 236°, 1996 439, 1101 
187°, 369, 407 ff. 997 127°, 439 
38510, 434°, | 932 ı 68°,81°,187°, |998— 1003 | 440 
548° 408, 948* | 1000 107, 132°, 
68°,811,187°,1933, 934 | 408, 409 1102? 
386 ff., 5381935 409, 623°  |1001--1003 | 11023 # 5 
63', 81', 388 | 936 81", 410, 1004 394, 430, 
| 104°, 388 Ff., 435*, 593° 4415.,583" 
' 390, 442°, 603! 1005 107,430,443 
531° 937, 938 411 ff. 1006 366, 4328 #, 
539 939.940-945 | 412 433, 442 
389 ff. 945 413 1007 430, 444 ff., 
' 390 946 414. 583"1,1099* 
| 525° 947 415 1108 
521? 948 415, 433 1008, 1009 | 447 
104° 949 416 1010 297°, 448 
391 950 415°, 416 11011 400*, 
'103*, 374ff.,1951 416 1012 54°.238°, 448 
| 4117, 482° | 952 — | 417 1013—1017 ! 449 
'103s, 113 1953 61°, 433 1015 80, 84° 
104°, 391, [954 243°, 584'° | 1017 56°,145',450 
459* 955 uisj. 1018 54, 2387, 
392 956 54h, 243°, 451, 453 ff. 
428, 115°, 245°, 419, | 1019 451, 456 
361', 393 582 1020—1022 | 457 
392 957 420 1021 452, 491° 
104°, 393 ff., | 958 345', 420  |1021-—-1025 | 458° 
395 959, 960 | 421 1022 491° 
396 961-963 | 422 1024 47111 
396, 433 964 423 1025-1028 | 459 
124°, 397 1965-969 | 424 1029 114°, 3554, 
491° 970-972 1425 365%, 460 
397 971 424! 1030 54%,59°,2389, 
37810, 397 1973, 974 | 426 461, 479* 
398 975 425 1031 56°, 462 
397 976 426 1032 68°, 81!, 84°, 
124°, 398 |977—980 | 427 —— 
399 981-984 | 428 1033 103°, 
25*, 399 982 427° 1034 469 
400 984 429, 763° 11035 528, 79,470, 
401 985 251°, 430ff., 1170? 
104* 399,401 Isauu osl 1036—1038 | 463 
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1037 
1039 


1040 
1041 
1041—1044 
1045— 1047 
1047 
1048 
1049 


1050 
1051— 1054 
1052 
1055 
1056 
1057 


1058 
1059 


1060 
1061 
1062 
1063 


1064 
1065 
1066 
1067 
1068 
1069 
1070 
1070— 1073 
1071 


1072 
1074— 1078 
1075 
1078 
1079—1084 
1085, 1086 
1087 
1088 
1089 
1090 


1090—1093 
1093 


1094 
1095 
1096 
1097, 1098 
1099, 1100 


465 

595 6, 107, 
464, 1172° 

429°, 464 

465 

466 

467 

467, 1173* 

63, 700% 

127°, 282°, 
465 ff. 

469 

468 

468, 1171% 3 

469 

470 

105°, 107%, 
471 

469 

165, 192%, 
471 


458°, 471 
471, 10065 
56°, 4805 

378, 472, 








51%, 473 

471, 473 

610° 

474 

| 996 9, 100°, 
610* 

378 

475 

615 

614° 

476 

477 fi. 

478 

479 

477 

| 114°, 355", 
365°, 458°, 
479, 1006" 

480 

56°, 2385, 

1006' 

54, 481 ff. 

482 


56°, 483 
214°, 482ff. 
484 ff. 














1101, 1102 | 485 


1103 
1104 
1105 


1106 
1107—1109 


1110, 1111 
1112 
1113 


1113—1183 
1114 
1115 


1116 


1117 


1118 
1119 
1120 
1120—1123 
1121 
1123 


1124 
1124—1126 
1125 
1126 
1127, 1128 
1128—1131 
1131 
1132 


1133—1135 
1136 
1137 
1138 
1139 
1140 
1141 
1142 


1143 


1144 


482 
485 
19*, 54,458', 


507 ff., 523, 
5782 
494, 496°, 


520, 526 
494, 520 ff., 
526, 538 
516, 604° 
508", 517 
56°, 511 ff. 
513 
512 
105°, 2327, 
511 
62+,845,232° 
514 


612° 

84°, 511 

515 

516 

416°,510,511 

495, 555 ff., 
560 


541°, 547, 
587° 

521,536,548, 

‚964 


547 fi. 
540, 545,564 
158°, 161', 


157,522,541 





u 
— 
— 


&: 





1163—1167 | 
1164 


1167 
1168 


1168-1170 | 


1169 
1170 


1171 


1172 
1172—1176 
1173, 1174 
1175 
1176 
1177 
1178 
1179 
1180 


1181 
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522,524,541 


54310, 572° 
493, 544, 
546, 549 ff. 


‚ 546 


545 


ı 5224, 533, 


543, 546 


ı 535° 


525, 535 

165°, 166°, 
502, 535, 
596* 


| 77, 1648, 


405* 62ff. 


164°, 540 
522, 545 ff. 
545 

522, 524° 
156°, 494, 
495, 501, 
520 ff., 526, 
529 . 544 
1745842 


536, 558, 


1188° 


ı 522 


83,173°,530, 


105°, 1588, 
159'°, 543, 
607: 

556 ff., 558 

495 

557 ff., 562 

173" 556,562 


557 
| 532 ff., 536, 


544! 
533 fj., 562 
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1182 495,536,558 | 1218 | 107, 586 
1183 561, 969° [1219 | 182°, 1961, 
1184 266°, 495, 584, 587 [1259-1272 | 600° 
562 ff. 1220 685 1260 601, 607* 
1184—1100 | 494 1221 196%, 585 11261 602 
1185 495, 519°, |1222 582° 1262, 1263 | 603 
563, 568 11223 586 fi. 1263 —1266 ! 604 
1186 494, 495, |1224 158°, 161°, [1266-1268 | 605 
564, 568 587 12691272 | 607 
1187 495, 504, [1235 157°, 171°, 11272 601 
537°, 563jf 597° 1273 514, 117° 
1188 105%, 504, |1226 ' 105°, 107%, 19978, 3781, 
564 ff., 607° I 584, 687 577°, 609 
1189 95'.566,607°| 1227 583, 5900 | 1274 11713’608 ff, 
1190 165°, 166%, 11228 182°, 577, 1 
495, 563 fi, 585, 5885.,| 1274-1276 | 610 
667 593, 597 11277, 1278 | 611 
1191 117°, 494, |1229 —* 1279, 1280 | 612 
495, 5714. | 1230 590, 593 1281 613 
1192 157,494,495, | 1231, 1232 | 590 1282—1286 | 614 
501°, 539°, | 1233 589 1283, 1285 
Brill. 12341238 | 591 1287 
1193 '571, 573 [1984 619 
1194 130', 573 [1235 | 589,693,618 | 1288 
1195 323° 494,495] 1237 593. 619 | 1289 
1196 494,495,573 | 1238 593,595,622° 
1197 532. 544°, |1239—1241 | 592 1290, 1291 
673 1239 595° 12921294 
1198 494,501%,532,| 1240 196°, 593, [1295 
534f6., 574 692? 1296 
1199 117° 494, [1241 619 1297, 1298 
496, 539°, | 1242 129%, 591, | 1299 
574 593 1300 
1199-1202 | 575 1943 590 ff., 593 
1200 539° 1243-1246 | 594 
1203 496,501°,576] 1245 995%, 100°, | 1301 
1204 883, 493°, 592, 618 | 1302 
577, 588 [1246 592 
1205 84%, 117, 11247 693, 595 [1303 
578 ff., 581] 1248 592 1304 
1206 >79, 582 11249 1611, 171%, 
1207 68°, 81°, 579 590 1305 
1208 580 1250 165°, 166%, 
1209 88, 117%, 199%, 5774 
5804, 618 ff 586, 590, | 1306 
1210 582 596 H 1307 
1211 587 1251 596 1308 
1212 582 1252 577, 596ff. | 1309 
1213 582,584 [1253 597 1310 
1214 59° 127°, [1254 108°, 597 Jısıı 
128°, 684, [1255 998 ®, 100°, |1312, 1313 
\ 586 598 1314 - 
1215 685 1256 3781, 598 [1315 
1216 1272, 28%, | 1257 117%, 129%, [1316 
584, 587 234°, 577, 11317 
1217 586 617 ff. * 
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2194, 2218, 
678, 680", 
| 686f5.,814", 
1005? 
1361 219°, 6s7 ff. 
1362 689, 694, 
742°, 7635 
1363 14'1, 524 893 
1364 637, 693 
1365 693°,694,696 
1366 694 
1367 694, 7087 
1368 695 
1369 696, 990' 
1370 696, 766° 
1371 696 
1372 70,694,1170° 
1373, 1374 | 697 
1375 9°,608, 725° 
1376, 1377 | 699 off. 
1378 700 
1379 698 
1380 715 
1381 700 
1382 689 
1382-1385 | 701 
1385, 1386 | 702 
1387 715, 718, 
21, 
1388 702,715°,718 
1389 | 680,693*,702 
1390 ı 126°, 701%, 
| 7083 
1391 | 107, 710 
1392 zu 
1393 712 
1304 6978, 702, 
| 710° 
1395 | 99°, 10, 710° 
1396 997 
1397 DO er 
1398 706, 737° 
1399 62:,84°,685*, 
706 ff. 
1400 715 ff. 
1401 706 ff, 717, 
i 
1402 706, sagte 
1403 707 
1404 707, 735° 
1405 99%, 708 
1406 217%, 709, 
1 1 
1407 640°, 709, 
716 ff. 
1408 166,703, 718 


14111414 
1415 
1416 
1417 
1418 


1419 
1420 


1421 


1422 
1423 
1424 
1425 
1426 


718, 720 


715*,721,826 

722 

35°, 36', 

702'®, 711, 
22 





| 692, 729 


171%, 374, 
731f.,739°, 
742°, 754', 
763 16 

733 

734, 742? 
34 


Digitize 


dbv 
wi “ Yy 


Google 


Quellenregiſter. 
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1342 

des BGB. 

1454 73914, 740 

1455 99°, 737, 
740, 742 

1456 135, 737° 

1457 738 

1458 733 

1459 176°, 736", 
739°, 740ff. 

1460 739°, 741 ff. 
827! 

1461, 1462 | 741 

14163 743 

1163—1467 | 744 

1467 135°, 137°, 
743, 769° 

1468 36', 745 

1468— 1471 | 745 

1469 741° 

1471 746, 774° 

1472—1476 | 747 

1475 743 

1476, 1477 | 748 

1478 748ff. 804° 

1479 748 

1480 176°, 74110 
749 

1481 743, 749 

1482 750 

1483 751 ff. 

1484 752 

1485 753 

1485 — 1487 | 754 

1487 752, 755 

1488 755 

1489 756 

1490 75310, 756'? 

1491 78, 79, 753, 
756 

1492 757 

1492—1497 | 758 

1494 31 

1495 36', 759" 

1498-1500 | 759 

1501 78, 756? 

1501—1506 | 760 

1502 759, 1005° 

1503 759 

1506, 1507 | 753 

1508 730°, 752 

1509 36', 753 

1510 753 

1511—1516 | 761 

1516, 1517 | 78, 100°, 757 

1518 ‚761 

1519 ‚171*, 374, 
763 











1520 
1521 
1522— 1526 
1524 
1525 
1526 
1527 
1528 
1529 


1530—1534 | 
1535—1537 | 


1538— 1543 
1543 
1544— 1547 
1546 
1547 
1548 
1549 


1550 
1551— 1555 
1555 
1556, 1557 
1558 
1558—1561 
1560 
1561 
1562 
1563 
1564 
1565 
1565 — 1569 
1566 
1567 


1568 


1578 
1578—1581 
1579 
1580 
1581 
1582 














59%, 763  |ı1585 166,678',818 
762, 766 1586 B21 Fi. 

763 1587 728', 822 
79, 765 1588 626,656,806* 
764 ff. 1589 6447, 6457, 
766 ff. 831#.,8949, 
767 ff. 1030° 

769 1590 644, 832 ff. 
768 1591 1413, 833 ff, 
770 904°, 1013° 
1284 1592 835, 899", 
317, 769 10139 
771 1593 836 ff., 1005° 
524, 57°, [1594 105°, 837 

171, 772 |1594—1597 | 838 

772 1595 91°, 840° 
773 1596 839 

772 1597-1599 | 840 

774 1598 87*,91°, 837 
684° 1 

776 1600 647, 835 
79 1601 291°, 842, 
684% 9, 777 876° 

777 1601-1615 | 2194 

778 1602 843, 876° 
794, 809° 1603 844 

796 #. 1604 216°, 817? 
829 1604—1606 | 845 

98 1605 687° 
| 680°, 690 ff., | 1606-1608 | 846 

98f. 11607 1714 
656, 690°, | 1608 678°, 8144 
| 795”, 8001, | 1609-1612 | 847 
ı 8004|. 1609 678° 
795*, 803, |ı610 876°, 900°, 
1.899. 106210 
807 1611 843 
105°, 8068 | 1612-1615 | 848 
| 809 1612 893°, 900" 
| 808 fj., 825° | 1613 1045, 140°, 
748°, SIOFf., 2915 
893? 1614 1631°, 68710 

795, 819. [1615 221°, 847, 
820 ff. 10057, 
79, 811 1062: 
221°, 813f. | 1616 152, 849, 
219 909"? 
814 ff. 1617 850, 867°, 
813, N I6H. 90913 
813, 816ff. | 1618 126*, 850 
813, 817, 116191621 | 851 
| 1005°° 1619 | 8531 
































Quellenregifter. II. Bürgerliches Geſetzbuch. 1343 
$ des BER. $$ des BOB. 58 des DER. | Seite 
1620 1131* 1661— 1663 1698 859%, 876°, 
1621 | 642 1662 ' 881'%, 884, 
1621—1624 | 852 1664 891 
1623 166 1699— 1702 | 892 
1624 180*, 193®, 1699 | 6391, 659°, 
7445, 755, | 930, 1030 
764, 1131? 1700 | 219* 
1625 853 ‚11702—1704 | 893 
1626 642%, 854 1703 | 219% 
1627 34, 854,868’ 1705 15%, 645”, 
1628 5 832*, 894, 
1629 356 1030° 
1630 99°?,839?,855 1706 79, 895 
1631 856, 875 870, 878 fi. 1707 893?,806,930 
1632 857 1671, 1672 | 878. 1708 17°,219*,897 
1633 —1635 | 858 1673 876°”, 879 1708—1710 | 900 
1634 854, 876, 1674 864, 880 1709 ı 171*, 896%, 
8843, 933° | 1675 874 897 
1635 818? 1676 36!, 880, 1710 131*, 901 
1636 859, 892° | 886°, 890°, 11711 ‚ 901 
1637 679°, 860 931, 986° ]|1712 ' 902, 1005? 
1638 860 FF., 868°, 1676—1678 | 870, 881 1713 902, 1005°, 
870 1677 ' 931, 986* 1062* 
1639 861 1678 886! 1714 163'°, 901, 
1640 802, BTTt, 1679 ' 31, 880%, 962"° 
879° 882, 930 11715 17°, 105° 
1641 223’, 225°, 856'', 880", 107?, 336°, 
862 832, 885*, 898°, 903 
1642 862, 888* : 930, 986’ 11716 902 ff. 
1643 65°, 99°, ' 128°, 866°, 11717 898 ff., 902, 
863ff.,870°, ı 8784, 921° 1013? 
045°, 1718 898 ff. 
1113"! 1719 15*, 638*, 
1311"? 644, 904, 
1644 865 9126 930, 
1645 865, 869° 1030 
1646— 1648 | 866 1720 644*, 905 
1647 870, 986° 1721 905 
1648 126°, 866 1722 906 
1649 — 1651 | 867 1723 644°,906,930 
1649 642*, 860% 1723—1726 | 907 
1651 843, 850%, 1724 87° 
861’, 868° 1725 644° 
870° 1726 99° 
1652 868 1687 885*, 856 1727—1733 | 908 
1653 869, 888" 1688— 1690 | 887 1730 78, 907 
1654 868 1690 1087 1733—1737 | 909 
1655 869 1691 1093 1734 907 
1656 59°,861,870, | 1691—1693 | 888 1735 644° 
878'°, 889° | 1693 870, 886° 1736 906,912*,930 
1657 —1659 871 1694 889, 890° 1731 644°, 1030 
1658 166, 869 1695 854 1738 910, 930 
1659 869*, 872 1696—1698 , 890 1739 219%, 909 ff. 
1660 872 1696 931 1740 910 
1661 642, 687°, | 1697 879', 883, 11741 15', 639°, 
694° 885° 930,931 912, 1031? 


Duellenregifter. II. Bürgerliches Geſetzbuch. 

















1344 
z des BOB. | Seite 
1742 “913 
1743 “fe 
1744 34°, 913 
1745 ‚913 
1746— 1748 '914 
1746, 1747 | 916 
1748 78, 91°, 99°, 
Br 
1749 9133 ®, 
1750 80, 91°, 913 
1750—1752 | 914 
1753, 1754 |915ff. 
1755 916 
1756 915 
1757 639% ®, 917, 
921, 930 
1030 
1758 0918 
1759—1761 | 921 
1759 918°, 1031! 
1760 8381, 9215 
1762 645°, 919, 
922*,1030'° 
1763 919, 1030 
1763—1766 | 920 
1764 1031 
1765 219%, 639'°, 
930, 969° 
1766 219%, 917"3 
1767 917°, 921% ®, 
1031 
1768 87*, 930 
1768—1770 | 922 
1771 645'', 923, 
930 
1772 0923 
1773 854, 876°, 
881'°, 855 io 
920°, 930 
1774 931, 997° 
1775 934, 943"! 
1776 887', 920°, 
932f.,937*, 
940 
1777 28°,933,957° 
1778 694!, 896°, 
933°, 934, 
985°, 991? 
1779 7, 934, 
937°, 973°? 
1780 935, 977* 
1781, 1782 |935 
1783 887°, 891°, 
936, 981* 
985! 
1784 28°, 936 


| 85 des vow. 








17851788. 
1756 


1787 
1789— 1791 
1791 


1792 


1793 
1794— 1796 
1795 


1797 


1810 
1811 
1812 


1813 
1814 


1815 


1815— 1820 
1820 
1821 
1822 


1823 
1824 
1825 
1826 





937 

930°, 935, 
938, 969" 

938 

938 

887°, 939, 
977° 

887% 3,929'°, 
939, 957 

929,941,954*° 

942 


943 
9291°, 
9680* 
944 ff. 
934", 944° 
947, 958, 
967°, 10524, 
1084° 
861*, 948 
2235, 225°, 
862°, 948 
946 
948 
1178, 1181, 
476, 613'%, 
99 ff. 
‚613%, 


951 fi, 955", 
958 
949, 958 


958, 


59%, 954, 959 

323°, 8775, 
953 

3237, 8776 7, 
953 

954 

8781 

65°,863",960 

65°, 865, 

9611.,1045°, 

1113, 

1123*, 

13117 

99°,955°,963 

963 

959, 962,964 

96310 


1827 


1828 
1829—1831 
1831 
1832 
1833 


1834 
1835 


1836 
1837 


1838 
1839 
1840, 1841 
1842 
1843 
1844 


1845 


1846 
1847 


1848 


1849 
1850 
1851 
1852 
1852—1856 
1855 
1857 
1858 
1859 
1860— 1864 
1865, 1866 
1867, 1868 
1869 
1870—1872 
1872—1875 
1873 
1874 
1876—1882 
1876 
1878 
1883— 1885 
1883 
1884, 1885 
1886 — 1889 
1856 
1887 


Seite 


Seite | " des 800. | ß 


961'®, 963, 


123°, 947! 
126°, 956, 
958, 10740 
956 ff. 

930", 947, 
966, 1074° 


976% 9,9775 0 
976° 

977 

978 

958° 

976° 


97719, 989* 
936" 


Quellenregiſter. 
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1345 














5 des BER. Seite 
1888 937! 1932 
1889 930°, 969 |1933 
1890 128°, 947° 11934 
1890—1892 | 982 1935 
1891 958 
1893, 1894 |983 1936 
1895 31, 982 1937 
1896 36* 
18261899 | 984 1938 
1899 | 920"? 
1900—1902 | 985 1939 
1902 852° 
19031905 | 986 1940 
1906-1908 | 36°, 66°, 987 
1909 637°, 861°, [1941 
866°, 870, 
970, 988 fi. | 1942 
1910 709°,988,992 
1911 709°, 929, 
993 
1912 28°, 507*,994 
1913 5074, 9945}., | 1943 
11624  |1944 
1914 49, 929", 
988, 995 | 1945 
1915 31, 1288, 
176°, 504, | 1946 
637°, 957°, | 1947 
989, 992 ff., | 1948 
10524 1949 
1053? 1950 
1916, 1917 | 990 ff. 1951 
1918 28°, 989, 
9917, 994 
1918—1920 | 992 1952 
1919 989, 9959, 
10535 1953 
1920 989+ 
1921 31, 989% 5, 
993 
1922 44%,52°,358°, 
374,1002ff.,| 1954 
1021, 1037, 
1043, 1059 | 1955 
1923 287%, 994%, | 1956 
1012ff,  |1957 
1037, 1038, | 1958 
1156 
1924 1029 1959 
1925 1031 
1926 1032, 1033° | 1960 
1927 1031ff.,1047'] 1961 
1928 1032 
1929 1033 1962 
1930 1028 1963 
1931 1033 ff, 


1034, 





1034, ı 


1034, 

1037, 
1154°,1155° 

44°, 1035 ff. 

48% 1019", 
1041 

1029, 1038, 
1286 

104], 1179 
1218* 

87°, 1042, 
1199° 

48*, 1019%, 
1041 ff. 

44°, 374, 
1002, 1013, 
1021, 1035, 
1042 ff, 
1095? 

1043 

105°, 1044, 
1244° 

79,94°,1044, 
1048 

1046 

87°, 1046 

1047, 1257' 

1047 

1046, 1195* 

1038, 1046, 
11573, 
11624 

1006°, 1045, 
1196? 

216°, 1002, 
1029, 1038, 
1039, 1044, 
1049°, 
1157°,1196° 

105°, 1044, 
1048 

1048 

1047 

1048 

1048, 10915, 


28°, 1053 


1964— 1966 | 1035, 1054 
Lesfe, Allg. Preuß. Landrecht. 


Seite 











1974 


1975 


1976 


1977 
1978 


1979 
1980 


1981 
1982 
1983 
1984 


1985 
1986 
1987 
1988 
1989 
1990 


1991 


44*, 1054, 
12993 
1034',1049”, 
1062, 1212 
687", 90218, 
1062 
1063 
1061, 1063 
1065ff.,1092, 
1138, ® 
1065, 1138? 
1061,1065ff., 
1068',1075, 
1078!,1079, 
1183°,1315 
105°, 1067, 
1068!,1075, 
1078,1090®, 
1315 
1053, 1061°, 
| 1062, 1068, 
1072, 1090 
156%, 1044'®, 





175°, 1070, 
1077°,1078 
1063°, 1069, 
1071,1081* 


ı 1072 

ı 1072, 1079 
1072 
1068ff.,1071, 
1073, 1090, 
1094 

1073 ff. 

107, 1073 ff. 
1072" 
1074, 1079 
1078, 1090 
128°, 175°, 
1061,1062' 





126°, 


Duellenregifter. 
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1996 


1999 


2009 


2010 
2011 


2012 


2013—2016 
2013 


2014 


2014—2017 
2015 


2016 
2017 
2018 


2019—2021 
2019 





| 1083, 1084 


1157° 


1089 

44*, 1035 ff., 
1085, 1095 
1052:3, 1085, 
1095 

1090 

1069", 1072, 
1079?,1081° 
107, 1061, 
1091 

1315 

107, 1061, 
1064,1091 ff. 
1092 

1052°, 1092 

32°, 1098°, 


1099*, 1105, 
1113?,1306° 
1101 

126°, 1101 

59°, 1100%, 
1102 ff. 





Seite 


| ve son. | 





Selte 








1103 

1104 

1105, 1108 

128°, 1105ff. 

1106 

1099, 1105, 
1107,1313® 

32, 724", 
1099, 1107}. 
10045, 1112 

78, 510%, 
1112 ff., 





1299°,1305°, 


1311" 
481°, 1115 
212%, 481°, 
1115°,1116? 
1115°, 1116 
1116 
1116ff.,1121° 
241’, 1098, 
1117 
1112, 1114 
1113, 1137° 








1117, 1119, 
1120 

1120, 1139* 
1122 
1117'1,1135, 
1183° 

1209 

1123 

852, 1129, 
1131, 1132° 
1038# #, 
1129 ff., 


1129°,1157° 


1130 

1130 

744°, 1132 
1133 

176°, 817°, 
1134,1181* 


2062 
2063 


2070, 2071 
2072 
2073 
2074 


2075 
76 
2077 





1072, 1135 


| 1140, 1177° 


91?, 11409 
1140 ff., 
1183*,1206? 
1143, 1162* 
1143 

1144 

1144, 1159, 
1248! 

1145 

1146! 

1142, 1146 

88', 1148, 
1156,1194° 

sg, 

881, 8, 

318, 
1257 

71°, 84, 
1149 ff., 
1151,1249$, 
1251, 1266 
718 84", 
1150ff., 1251 
1151, 1259 
1152 #. 
1015®, 1141 
82°, 1142, 
1183,1226' 
1142, 1153, 
1182 
1041'°,1153, 
1160° 
1019*, 
1046'°,1154 
1154 

1154*, 1155 
1153ff.,1156, 
1159°,1187° 
1154, 1156 
1155 

1037°, 1086, 
1155 ff. 
1037*, 1086, 
1154°,1157, 
1187? 

1157 

1158 

1184 

1159 

1155®, 1159 
89°, 


1158°, 1161 


Duellenregifter. II. Bürgerliches Geſetzbuch. 











ss des BER. | Eeite | 5 des BOB. | 
2103 89%, 1147, 2151 
1161 
2104 1020, 1036, 
1147, 116212152 
2105 85", 1020, 12153 
1036,1161®,] 2154 
1162',1163 
2106 1162', 1164 | 2155 
2107 1163 2156 
2108 28°, 11481, 12157 
1164 2158, 2159 
2109 1165 
2110 1176, 1183” 1 2160 
2111 1175°, 2161 
1176 ff. 
2112 1166 2162 
2113 223°, 225°, 
1167f[., 
1174 2163 
2114 1167, 1171 
2115 1168, 1174 
2116 1168 2164 
2116-2119 | 1169. 2165 
2120 99%, 100°, 12166 
1172 2167, 2168 
2121 1087°, 1169, 12169 
1174, 1213 
2121—2123 | 1170 2170 
2122 1174 2171 
2124 126°, 1173 12172 
2125 127%. 28%, 
1173 2173 
2126 1173 2174 
2127 1170 
2128 107, 1170 
2128—2130 | 1171 
2130 128°, 1173 12175 
2130—2133 | 1172 
2134 1173, 1175? 1 2176—2179 
2135 1174 2178 
2136 1167', 1169, | 2180 
1174 
2137 1167', 1174 12181 
2138 1168', 1175 |2182, 2183 
2139 374, 1099', 
1175 2184 
2140, 2141 | 1176 2185 
2142 ı 1177 2186 
2143 156°, 1044'°, 12187 
: 1176 2188, 2189 
2144, 2145 | 1177 ff. 2190 
2146 ‘1178 2191 
2147, 2148 | 1041", 1181 | 2192 
2149 1036, 1154, 
1182 
2150 1158’, 1182 








Seite 





176®, 177°, 
1041'', 
1183 fi. 
1041'', 1183 
177°, 1184 
122°, 177°, 
1186 

121’, 1186 
1185 

1187 

1037’, 1187, 
1195° 
1182 

1047*, 1158°, 
1181,1196* 
58', 1038?, 
1165°, 
1185',1194 


56°, 1187ff. 

1188, 1189? 

1188 ff. 

1189 

3588, 118711, 
1190, 12615 

119057.,1197* 

1351, 1191ff. 

135", 1190", 
1192,1261? 

1192 

358°, 10348, 
1063°,1181, 
118419, 
1185°, 1193 

156°, 104413, 
1193 

1194 

28? 

87°, 216°, 
1006°,1195ff. 

1196 

121°, 1190°, 
1197 

59%, 1198 

1198 

1196 

1181°, 1199 

1199 

1158°, 1184 

1184 ff. 

497, 877, 
1038°, 
1047°, 
1158", 1200 





2217— 2219 
2218 


2219 
2220 
2221 
2222, 2223 
2224 
2225—2227 
2228 
2229 


2230 
2231 


2231—2236 
2237 
2238 


2239 
2240 











1347 
| 5 de BOB. Seite 
2193 1146', 1200ff. 
2194 1146', 1201 
2195 ‘1200 
2196 1201 
2197 1205 ff. 
2198 1206 
2199 1207 
2200 1206 
2201 1207 
2202 87*, 1207 ff. 
2203 1123'°,1208 
2204 1121, 1123'°, 
1208 ff. 
2205 223%, 225°, 
1210 ff. 
2206 1211 
2206-2209 | 1212 
2207 | 223, 225° 
2208 1121, 1208 
2209 1174? 
2210 1207°, 1213, 
1219? 
2211 1211 
2212 1216 
2213 1049* 1093, 
1206*, 
1216 fi. 
2214 1211, 1213? 
2215 1087°, 1213 
2216, 2217 | 1214 


1215 
1285, 1207%, 
1213 ff., 
1219", 

1220 
176°, 1218 
1214, 1215° 
1218 
1213 
1218 
1219 
1206° 
8°, 34°, 35", 

361, 1041°, 

1221 ff. 
35°, 1222 
77, 78, 1224, 

1234 
1225 
1226 
78, 1221, 

1227 ff, 

1236°, 

1255° 
1227 
1229 


85* 





ss deb BI 889. 





al - Seite 











2241 
2242 
2243 


2244 
2245 
2246 
2247 
2218 
2249 


2250 
2251 
2252 
2253--2258 
2253 
2256 


2258 
2259 


2260, 
2262 
2263 
2264 
2265 


2261 


2281-2284 
2283— 2285 
2286 
2287 


2288 
2289 
2290 
2290— 2292 


1229 fi., 1232 


1230 fi. 

1221, 1228, 

| 1230 

1231 

1227, 1232 

' 1227, 1233 

1221, 1235 

1235 

1236, 1242', 
1246 

1237 

1238 

1236, 1238 

1241 

1019°, 1242 

1233, 1235, 
1242 

1242, 1262 

1235,1243ff., 
1252 

1243 ff. 

1244 

1243*, 1268" 

1244 

1245 

1246 

1146”, 1246 

1247 ff.,1251, 
1258 

1249 fi. 

1250 fi. 

91°, 1251, 
1208’ 

1253 fi. 

35*,36', 1254 

80, 730°, 

1254 ff. 

1255 

48°, 1256 

1257 ff., 12620 





1258, 1266 
ı 1258 
ı 1259) 


l 
l 
110 De: todo 
| 222°, 1261 ff. 
il 


Io0, 91 N 
1296° 
‚1264 


Quellenregiſter. 


| ss dei vov. 


2291 


2294 
2296 
2297 
2208 
229 
2300 
2301 
2302 
2303 
2303 -- 
2304 
2305 
2306 


2306 


2307 


2308 
2309 
2310 
2311 
2311—2314 
2312 
2314 
2315 
2316 
2317 


2318 
2319 
2320— 2324 | 
2) 2329 
2323, 2324 | 
9325 
2326 
2327, 2328 | 
2329 
2330 


| 








II. Bürgerliches Geſetzbuch. 


Seite 


| 78 
2292— 2295 | 


1265 
1266 
78,91?,1266 
1262°,1263®, 
1266 
1256 ff, 
1263°,1267 
1267 fi. 
1268 


1181°,1269#f. 


1042°, 1265* 


1150°,1278ff. 
1280 


1153* 
1279 


1120°,1217°, 


1077°,1183°, 

1195*,1281, 
1285°, 1287 
1281 


1150°,1277 FR. 


1280', 1281 
1034*, 1281 
1282 
1123° 
1087°?, 1283 
1283 
1284 
608'*, 1006”, 
1285 
1198", 
1286 
1287 
1198? 
1286° 
222", 1288 
| 1288 
1259 
1288", 1289 
2258, 1288 


1286 


2331— 2334 | 1290 


2332 
2333 
2335 
2336 


2337 
2338 


2339 
2339— 2345 





105*, 107, 
1285 fi. 

| 642°, 1279 

1291 


' 1251, 1266, 


127911,1291 
1265*, 1291 
361, 1213°, 
1251, 1292 
11504, 1244®, 
1293 
1294 








s des 888. 
2340 


2341 
2344 


2345 
2346 


2347 


2347-— 
2348 


2350 


2349 


2350 
2351 
2352 


2353 


2354, 2355 
2356 
2357 
2358 
2359 
2360 
2361 
2362 


2363 


2364 
2365 
2366 
2367 
2368 


2369 
2370 


2372 
2373 
2374, 2375 
2376 


2377 





— — — — — 








Seite 

105°, 1293 

1161? 

1029, 1038", 
1039, 1156, 
1157, 1278 

1278 

1029, 1036°, 


1038, 1277, 
1279: 
1208 
78, 1298 
78, 1156, 
1263°, 1296 
753°, 1035, 
1299 


ı 1303°, 1308 


32°, 1106, 
1308 
1174°, 
1303 ff., 
1308 
1304 
1104', 1304 
1305 f. 
1305°, 1306 
1208°,1220°, 
1309 fi. 
1307 
32, 1306, 
1308"°,1311 


., 78, 2187, 


1107,11131°, 
1311% 12 


1312 


1183° 

1312 

193°, 1107°, 
1313 

156°, 1044", 
1314 
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= — 
des BOB. Seite 5 bes BGB. R Seite 
2378 59°, 1313 |2381 126°, 13145 | 2385 218°, 2208, 
2379 1312, 1314 |2382 1116*, 1314 1113"°, 
2380 59°, 1915, |2383 1116*, 1315 1312, 
1314° 2384 1178*, 1315 1315 


III. Einführungsgefeb zum Bürgerliden Geſetzbuch. 









Art. Eeite | Art, Selte | Art. Seite 

l 7e, 17° 27 16',650*,693°, 59 354°, 387°, 

2 19°, 24 8284, 1009% 3 392, 418°, 

3 19° 28 141°, 15% 16°, 429, 837°, 

4 19', 462° I 17%, 1008', 867", 908", 

5 19%, 950%, | 1009: | 910%, 919°, 
1036°* 29 13°, 1010? | 1004°, 1008", 

7-30 10’, 12, 14%, 130 ı 13?,828°,1009° 1011 
15'2,16,631°,]31 13? 59-152 20 

7 1008°, 1221? | 32 185, 106°, [60 495° 

8 15", 36°, 253°, 256°,|61 387° 
997" 348', 350°, 162 205,354°,493*, 

9 14*,164 2,3210, | 394°, 429%, | 1009:, 101%' 
331, 679° 649°, 846* 163 509°, 609%, 

10 16°, a1“, 47° 133 —54 18" 773°, 1004' 

11 17% 45, 631°,133 933° 4 20°, 354%, 
658°, '1007°) 34 321°, 6428, 1004°, 1009", 
12215 875°, 396** 1012? 

12 151%, 17, 333° | 36 ı 682%, 709°, 165 20°, 45, 5740, 

R 14°, 15%, 16, 775°, 776° 58°, 354%, 
17°, 650°, 137 946* | 374, 405* 
658', 679° 138 18° ‘6 20%, 45, 354° 

14 141°, 828° 39 | 123°, 154° 67 21°, 45, 2126, 

15 ‚14 12, 16, 4) | 652°, 659" 2545, 354" 
692°, 693°, |41 682%, 84910, 420°, 463, 
730! 945°, °970 481° 

16 14*,685°,689°, | 44 1240 68 464tt, 509°, 
709°, 731*, 146 634°, 635", ' 609°, 1009" 
775% 7 637°, 640°, 169 2148 45,345', 

17 14°, 16, 17! I 645% 5 354", 42015 1 
828% 7, 47 817, 348! 70—71 21°, 3548 
829° 50 705°,71%°,950° 71 344% "2 

18 .15', 836° 55 18°, 24°, 681%, | 72 | 354° 

19 15°, 853° | 895° 73 | 21°, 354°, 420° 

20 15°, 903% » 156 ı 18!, 19 74 217, 354° 

21 14°, 17°, 903° 157 ı 201, 25, 28°, 175 45, 151°, 467° 

22 15°, 906°, 33°, 262: 177 50* 
910%, 917: 635°, 653°, 178, 79 | 348! 

23 16°, 932% ®, ı 657°, 10117780 ı 2169, 253" 
070°, 998% 2157—59 1 495°, 832%, 461 

24 15°, 1006'*, | 906°, 996°, [81 | 163°, 165%, 
1007, 1008, ' 1009! ı 608% 
12224 58 | 20°, 25‘, 28°, 182 (| 44’ 

5 14°,16,1006", | 657°, 681°, [83 21° 45 
1007*, 1009° 906°, 996°, 184 21,45', 392° 

26 1010" | 1011° 85 44 
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At. Seite Art. | Gelte u | Selte 

B6 28", 45°, 392°, | 117 | 2528, 496°, 147 48°, 929%, 
1015’,1118" | 5708, Hg 996', 1088*, 

86—88 91" 118 22:0, 380° 1126°, 1299* 

87 281, 392°, 119 354*, 368°, | 148 1086° 
1017°,1118% . 149 1225° 

SS 2, 2027, 120 221, 377%, 1150 1236° 
1017* 465°, 489°, 1151 1224*, 1225° 

89 22°, 116, 343 490°, 491°, | 152 109°, 436° 

9 495', 498°, 510! 153 
563" 121 4 155, 156 86 

92 31° 122 354%, 396°, 1158 679° 

93 21:3 2339, 240° 401° 158—162 | 8°, 29! 

94 21, 252% [122-125 | 393 159 30°, 679° 
580°, 591°, | 123 354, 399° [160 1000° 
615° 124 a2, 354%, [163 gio, 45° 

95 2125, 374, 393°, 395°, | 164 480"? 
137°, 1528, | 4018 io 164—167 | 8 
253°, 255%, [125 | 394°, 443° | 167 497°, 509*, 
257°, 340°, | 126 | 374%, 408° 518° 
341°, 685° [127 | 403° 168 81:,410°, 952" 

96 151°, 302, 128 | 3921°, 453°, [169 942, 463° 
488!, 491° 455°, 460, [170 631* 

97 217%, 117.9, \ 48018 170—179 | 9, 9° 
705°, 712°, 1129 ' 374, 404: 171 242° 
773° 130 21°, 421° 172 239°, 242° 

98 2321, 773° 131 448® 173 9*, 448" 

99 22°, 3248, 132 2212, 491° |174--178 | 94, 324 
951% 11 133 2214, 588, 174 5 

100 320°, 3231 480°, 1005° | 176 323", 951'%, 

101 323° 134 221 38, 953"? 

102 223, 3944 8 ı 856', 897", 1177, 178 | 324° 

103 688°, 846" 5 80 

105 24, 349° 135 ae, 875°, 

106 882*2 i, 

107 343* 136 2217, gagr 

108 225, 349° 931°, 939'° 

109 227, 2128, 940', 957° 
354°, 374, 981° 
3931, 454", [137 761°, 11229 
481° 138 23', 1036" 

111 354°, 401° [139 23°, 1097", 

111—121 | 392° 1278° 

112 56°, 354°, 140 1050*, 1051! 
368°, 509° 141 78°, 3711, 

113 228, 45, 354*, 470°, 756%, 

374, 392° 1225°, 1254! 
451%, 454", [142 145!, 371! 
459", 490%°, | 143 23°, 3728, 
491 402%-11, 4497 

114 354, » 1126! 

491? 144 158°, 159°, 

115 19°, 229, 354, Ä 10 
451%, 460, |144—146 | 23%, 117° 
480°, 491° |145 117°, 158%, 

116 354*, 397°, 160°, 617° 
458', 491° |146 15897 v 
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IV. Reichsgrundbuchordnung. 
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192—195 9 1000°* 
193 496*, 563° | 8308 4 212 950° 
194 5343 203 | 830°, 853*, [213 779', 788° 
195 | 4967, 8 882. 1010%, 
196 509°, 609° 1204 g7Ut, 882" 10118, 
197 8 1278, 
198 9',650%, 6591, | 206 679°, 860' 1299* 
6764 2 207 893° 213-217 110 
199 9*, 6858, 688°, | 208 10%, 6312, [214 10114 2, 1260° 
689°,778°,801* 903°, 215 10115 6 
200 10',689°,712°, | 209 906°, 910", |216 1012° 
77810, 77918 921.0 217 | 10115 # 
781',787°,830] 210 10°,9917,992” | 218 \ 779* 
IV. ei 
HO.RELBD.| Seiite Selte I: ROBD.|  Ceiie 
1 3681, 373? | 570°, 5725, |3ı | 403: 
2 368', 523° | 575%, 615*, 134 | 7294, 7335, 
3 368", 509°, 969° 764', 778° 
523° | 369°, 3725», [35 729°, 733°, 
4 368: 384°, 4088, I 7 
5 368°, 510% ı 449! 36 ı 390°, 753%, 
6 454°, 482", 377%, 455°, | 1238”, 1237", 
488°, 510* 482+, 4895 7 1304' 
7 3681, 3728, 390% +, 450%, |37 753*, 1126", 
450*, 509° 532°, 563°, 1307° 
8 3728, 454' 615*, 1167° |38 5750, 753%, 
4824, 369° 1126", 
489% 4 | 372°, 3768, 13075 
9 370°, 5085 390", 3914 [39 5095 
11 368% 8 376°, 390°, |40 3717, 376°, 
12 50%, 348! 3914 384°, 3893, 
13 372%, 379", 3855, 391° | 403%, 505°, 
3837, 3858, ı 5974, 575° 532% 0, 575% 
3895, 3915, 2 41 403°, 10528, 
402°, 506%, : 390", 474'°, 1074, 
532°, 5585, Sul", 575*, 1114°, 
561° 6107, 611%, 1210* 
14 3895 969? 42 390%, 3918, 
15 507! 369°, 506°, B22", Hagı8, 
16 372 508'%, 575* 524°, 5316 ®, 
17 3791 5 94*, 157,369", 5381, 544°, 
18 372%, 379%, 371% 3,3729, 561", 575* 
383°, 385°, 3751, 370%, |42—44 541° 
391% 6, 403° 389', 390°, 143 390%, 391°, 
19 369°, 371°, 403°, 504°, 531°, 573%, 
372°, 376%, 5067 9, 521°, 3750 
385*, 389°, 523", 532°, 144 565", 1240° 
39135, 402%, 5371011,5725, 145 373° 
489°, 5068, 615%, 964: |a6 372%, 37ge 
5398, 537'°, 94*, 506% % 18, | 47 3765, 482", 
561", 563°, 615° 488°, 561’ 



























































1352 Quellenregiſter. IV. Reichsgrundbuchordnung. V. Handelsgeſetzbuch. 
Hd.NGrBO. | Seuꝛe  [sp:norwo.| Eee  |wo.noreo. | Gelte 
48 291°, 296'°, 160 520°, 521°, 71 379°, 380! 
507°, 7338, 59910 76 372%, 383°, 
753%, 764° 161 525% 8, 535°, 385°, 3914® 
49 | 372%, 452", 541 io 2 3685, 496° 
| 488°, 5556 °, 162 | 52am4 12,538, 82—102 | 367° 
| 566'° 541% 10 85 3675 
50 3734, 488°, 63 556° 86 368! 
489! 64 556°, 557° 187 9° 
51 566°, 573°, 165 532%, 535: [87-89 367* 
5750* 66 5246 89 372° 
52 372°, 389°, 67 522°, 524°, 90 367% ©, 453°, 
1167°,1174® | 531°, 544? 455° 
53 372°, 1210*, 168 ı 522°, 5241°%, 191 367? 
1214:9,1220' ı 531°, 541", |93, 94 368* 
54 | 372°, 3913 4, ıi 544? } 403°, 482", 
507%, 524°, 169 520', 52412, | 488° 
573%, 575% 532°, 541°, |97 ı 593% 
56 52210, 11 ' 561? 48 ı 370*, 403’, 
57 5231. 70 531%, 541% 10, 199 | 753%, 1126", 
58 506', 52381911 | 544%, 57210, 1307° 
59 ‚555°, 556' | 573°, 575% © 
V. — 
7 de des 908. | Selte | des HEN. Selte Is des HOR. Seite 
15 775 343, 344 | 306°, 309°, 381 181%, 267% 
22 243*, 47310, 708° 397, 398 | 6185 
699° 348 154* 410, 411 | 6186 ? 
25 699? 349 309° 42] 618° 
2527 175° 350, 351 | 306°, 315° 1424 407' 
27 1063° 352 123°, 140° 1429-431 | 287° 
37 333° 353 123% 440 618°, 619% « 
39 967° 354 | 25210, 2830 42 619° 
48 962° 355 | 124! 450 407! 
52 1277°, 962° [362 ı 275° 456 ff. 287° 
54 ı 962° 363 310°, 476%, 1474 407',603°,605"* 
62 334° | 958°, 962 78 604° 
86 957° 383 ff. 565°, 616° 482 6055 
70-72, 73 | 2581 ® 363—365 | 319! 492, 493 | 606’ 
7476  |817, 334° 364 316°, 320°, [510 | 6055 18 
75 153°, 154* 365 316° 606 ff | 287° 
76—82 961" 366 ' 41097, 580%, 1614, 623 | 619 
93-104 | 268° 618°, 619° 1647 407% 
99 ‚971° 367 409°, 580°, |673 287° 
105 288 616° 674 sg 
110 127° 368 | 591°, 619° |681, 687 | 259% 
124 291° 369 9 166° 725, 731 | 020° 
138 2955 369 — | 132*, 580° 1751 620° 
139 | 1063° 373 18210 755 | 605% 
140 | 295° 373-382 | 180° 755 ff. 620° 
156 | 471° 374 ; 18210 756 604° 
179 | 476° 375 I 191!, 267° 761 6055 33 
222 616: 376 150°, 156° 1765 607? 
261 967° 377 | 198°, 203° 1770 603°, 620° 
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VI. Eivilprozehordnung. 


VI. Eivilprojekordnung. 











ss der cpD. | Seite: 
13° 893" 
13—19 er 1105? 
14 3 
15 * 906 
20—23 
24 
25 \518?, 546° 
27 1105°, 1285° 
28 1134° 
29—31 96* 
33 365! 
40 823! 
50 47'!, 7123 
Hl 12° 
52 65’, 7125 ®, 
716°, 856" 
53 985'%, 992% 
54 | 962" 
58 ' 405° 
(2 Ur, 111° 
| 1137° 
65 186’ 
66 716! 
71 186’ 
72—74 110% 
75 159'° 
17 442" 
86 277° 
89 349* 
94 ‚12r 
99 | 827? 
114 ff. 327? 
145 110°, 1617, 
162° 
152, 153 839° 
167, 169 174% 
171 943°, 945°, 
1084? 
173 74 
180-196 | 74° 
203 802° 
204 96°, 1308 
205 96* 
207 109°? 
208-213 | 1083? 
222 101? 
231 38? 
239 827°, 1048’, 
10938, 
1178! 
241 1073°, 1094* 
242 1178? 
243 110° 
246 1073*, 1178? 





[re emo. 


256 











206°, 


Sene 
1097, 
630°, 
1034"%, 
1108" 
128°, 1108 
124', 139", 
150°, 261*, 
468%, 1171°, 
1200'° * 
364°, 430, 
459'', 983°, 
1108", 
1132®, '1209° 
233°, 9528 
106°. 221°, 
302", 815'°, 
848°, 901? 
365*, 446" 
140°, 331°, 
436*, 630°, 
731? 
199* 
2348, 


434°, 
8391, 


362", 


669% ©, 809, 
839 
1108'? 
140°, 731? 
1303? 
386", 
597°, 088", 
689°, 763°, 
769°, 8348, 
905°, 1013#, 
1089°, 13044 


824! 


1108* 
110°, 
126", 
162%, 
1092‘ 
690° 


124°, 
161’, 
349? 


829* 


162° 
350°, 815’, 
848%, 901? 


221°,350°,815° 


234%, 362°, 
397%, 540", 
674'', 1105° 

11788 ® 


|s ss der BO. 


608 
608-610 
509 
610 
611 
612 





613 








427° 


| 375°, 1301? 





1235* 


324°, 1243’ 


1243? 


ı 324° 


1235° 

1117 

945°, 088", 
1301* 


g98810 


— 262! 





‚674°, 


109°, 


1107, 162, 
3273, 924° 

110° 

327° 

a5", 35415, 
72310 

6438 

546° 

110°, 546° 

1245, 1268, 
349° 

673% 5, 680%, 
6908, 799°, 
8231 

821°, 822° 

074°, 8231, 
415 

690’, 820%, 
823" 

799° 

690°, 808°, 
824: 


8245 4 
| 8025, 8230 
662, 


666”, 
6741, 


823% 5, 955° 

6908, 
8231, 8385, 
841* 

674%, 8208, 
8245 v 
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s der sxD. u Seite | 56 der ERO. |  Ceite | 5; der uxo. Seite 
615 74°, 690°, |678 1222: 745 | 755%, 759: 
8168, 823° |679 946°, 1222: |746 871" 
616 6740, 809%, |680 ı 9461, 987% 1, |747 11148, 11181, 
810°, 825° ' .1260* 1137° 
617 690% ®, 825°, 1683 | 36°, 66°, 723°, | 748 1206°, 12114, 
84167 984°, 12921, 1217446, 
618, 619 825% ®, 841% [684 | 66°, 1222? 1285° 
620 7945, 806% 7, | 685 26°, 946° [749 1217" 
820°, 822°, |685 ff. 12223 750 7729 
8259 10 686 946! 750 ff. 550°, 570° 
621 690% 688 110', 546° | 756, 765 | 133%, 147° 
22 ‚801°, 807°, |693 110", 140°, |766 512%, 704%, 
' 8255, 841°, 630°, 731? 710°, Jisio, 
984° 696 109°, 731? 871° 
623 | 803# 697 1104 767 108144, 
624 6461, 797°, |699 546° 10941, 5, 
| 827° 700, 701 | 110 1095°, 11374, 
625 |675', 827°, |7 570? 1139 
8410 704—827 | 589° 769 1081:1, 10958, 
626 gii⸗ 705 799° 11374 
627 6756789, 688°, | 708 350°, 351° [770 108141, 10945, 
818", 822%" | 709 23310 1095, 1137* 
| 8251814 ,9961, | 717 124, 126° 1771 1297«, 329, 
\ 827°, 859° "| 720 621% 546*, 549", 
628 16672, 670°, [721 233° 621°, 622%, 
| 675%, 690%, | 726 133°, 147° 710%, 7167, 
| 827%, 839°, [727 234% Fr 742% 5, 769: 
| Sam 1035! 54611, 742°, |772 gi! 
629 661%, 674" 11374, 773 1168? 
630 859€ 117810, 774 709%, 717%, 
632 |661%, 674% 5 12165 742* 
633 6748 728 1095'°,11781°,| 775, 776 | 571? 
639 | 820°, 8235 1216» ® 1777 5898, ® 
640-644 | 853° 730-732 | 742°, 759° | 778 1049', 1080, 
641 8385, 839°, |735 47 109354, 1094 
8415 +, 8421, | 736 291° 779 1052°, 1093°, 
955° 737, 738 | 477% 10 1137'° 
642, 043 841% 1 739 716°, 717%, |780 749°, 1036", 
644 898? 720°, 765", 1052®, 1081°, 
645—687 |36’, 984° 773% 1082*, 
646 946!, 987, [740 734°, 742%, 10854 1, 
12608 767°, 772° 1089, 109547, 
656 946! 741 7085, 7098, 1137?,12128, 
657 987° 7175 1,7208, 1216 
660 984° 739°, 742%, | 781 749°, 1081°, 
661 | 66°, 7235, 765°, 767°, 10824, 10854, 
| 9847°, 129918 7735 1095, 1137° 
663 987° 741-743 | 772° 782 10925 
664 7265, 946', ]742 710%, 717% 1,1784 1068®, 1071°, 
1229: 720° 739, 10735 ®, 
666 946! 742°, 765°, 1080?,1094%? 
672 1222! 767°, 773: | 785 749°, 10739, 
v72f. 66° 743 740°, 759", 10811:,1094°, 
675 946! 7708 109569, 1137* 
v7 ff. 12998 744 746°, 759°, | 786 749°, 760°, 





u75—675 726* | 770* 1199" 





Quellenregifter. 


787 405° 
792 1299” 
7 106°, 313*, 
477°, 546" 
670°, 720%, 
746°, 770%, 
772° 
795 742’, 1126? 
797 1126? 
798 9781? 
799, 800 54610 
801 106° 
803 590*, 620°, 
621' 
803 fi. 1168* 
804 1297“, 236", 
577°,620%49 
1 2 
805 129’«, 236° 
623% 3 
806 196%, 596°, 
808 021448 
809 621”, 689%, 
742° 
810 63°, 649%, 
582°, 62919 
811 236', 245°, 
621° 
813 582° 
814 214”, 592°, 
621° 
814 ff. 182’, 589° 
815 621% % 10 
816 591% *, 592°, 
21112 
817 87°, 591 
622423 
818, 819 |6224 5 
820 692°, 622! 
821 685°, 617", 
6229 
2. ou 
1 
Bf. Bias, an: 
614'° 
Tr 567, 6235 
5654, 6236, 
6246 7 
616', 623° 
164°, 170®, 
55744 ‚sl, 
:F 623° 
» 168°, 170° 





857 


5 


Wir 


866-868 





VI. Eivilprogeporbnung. 
Geite $5 der RO, 

5391, 540°, 567 
565, 567%, 

568 

596*° 868 
170°, 624" 870 

742° 873—882 

0894 878 

504°, 615* 883-885 

624° 538 

350°, 35119, 
624°, 816", 

848", 901°, 1889 
902' 890 

163°, 165'! 

16512, 234%, 1894 
2445«, 254°, 

2908, 351°, 
623:,, 629°, 
630', 728°, 
818”, 852° 
608", 6244 *, 1805 
1285’ 
163°, 471% ?, 
ı 480°, 574°, 
576°, 606°, 
608°, 615’, 1896 
6244°7,746°, 
1136° 897 
606% *, 677* 
293*, 1113’, 1898 
1136* g0L fl. 

755°, 759°, 0903 
764°, 770° 1916 

608", 703°, 1917, 918, 
704% #, 710°, 919 
7184910, 923 
7232148699, | 928 
8715 h 11 928—932 
608, 869° 929 
870°, 930 
Fri 931 
872°? 932 
761°, 1213°, 

1292» 

450', 605°, 

1114* 

1168! 

512%, 5149, 935 
516°, 551%, [935 fi. 
605° * 

387', 495, 0936 
5497, 10 936—944 
563% 19 938 
570% 5°, 1940 
1080? 

374°, 504* 941, 942 
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Seite 


517*, 569%, 
5704, 571", 
1080° 

531°, 571% 4 

602°, 605° 

606 


675°, 825" 

81’ 

81°, 82748, 
1109* 

604° 


») Hıtızar 
Digitized 


by 


Google 


























ame [sro em 





98 1177 

999 709°, 739%, 
1064* 

1000 10644, 
1315° 1,12 

1003-1018] 322? 

1018 3224 3 

1019-1022] 322 

1023 324° 


385’, 485®, 
522°, 531%, 
543'*, 607°? 


1025 ff. 962" 


1356 Quellenregifter. VII. Konkursordnung. 
Ss der PD. — Ceite | ss der ago. 
945 124°,126°,348° 676* 
946 fi. 522° —976 | 30°, 677° 
948 1064° I7TT— 981 | 404° 
948—950 | 1054*, 1303! 1 982—986 | 5314, 543"? 
952 30', 1065’, 986 485°, 566° 
1092? 988 | 3857,489®, 
954 1065* 607° 
957 30', 676°, 989—1000 1064 
677°, 10654* | 990 ' 1064? 
958 '1065' 991 1052", 
960— 976 | 29? 1064# #, 
962 946°, 970" 1000, 1210 
970 32',676*,724°,1992--996 | 1064°-14 
770! 997 1091*, 1138® 














111° 








Seite I ss der KO. | . Seite 











88 der KD. | 
| 


6301, TO3", 
7agıa, 7241, 
72810, 7326, 
Tob*, 759%, 
7644, 852°, 
871°, 1046? 

2 74343 746°, 

os, 75, 
7645, 76834, 
7693, 72:0 

3 678°, 687°, 

BLE®, 8481, 

9017, 9038 


1 


6 387°, 505°, 
1069®, 1071' 
7 3875, 505°, 
1071? 
8 10715 # 
9 752°, 1046? 
12 10718, 1094® 
13 8ı!, 551° 
14 3838, 505°, 
602°, 1071° 
15 372°, 3875, 
505° 
16 298°, 746°, 


770®, 1120%* 


19, 20 939° 941°,244° 

2] 2397 938138, 
9398, 5144 

2 9571, 258° 

93 948,378°,279° 

24 | 384° 


ı 241* 
| 2788, 279° 
| 294! 
7118, 723®, 
| 1000" 
' 1070": 
| 1065" 
| 6995 
| 620° 
ı 585° 
235*, 236%, 
245", 2477, 
266°, 287°, 
581!, 1065* 
2991°, 746°, 
770°, 1121° 
| 888, 1628, 
1184* 
1077 
1078 


— 

= 

—2 

5 
— 

-1 

— 

5 








zz der HD. 

108, 109 | 723'° 

113 387° 

113 ff. 1084° 

117 1073'* 

118, 119, | 

120 585° 

126 ı 182.1, 214° 

127 5857, 8 

128 1168? 

152 fi. 1079! 

154 88°, 309"° 

1194° 

156 88°, 1194* 

161 1139! 

161 ff. 1079! 

163 111! 

164 106° 

168 88°, 30949 

1194® 

171 88°, 1194° 

173 | 1139! 

173 ff. ı 96215 

173-—201 | 313! 

190 | 111! 

193 178°, 307°, 

312°, 384° 

194 106° 

202 111! 

204 111!, 1079° 

206 ‚ 106* 

207, 208 | 43“ 

213 | 438, 47%, 49%, 
| 50° 
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Ser a. en] Seite | SS der RD. | Seue u &$ der KL. Seite 
214, 215 1076" ? 222 10665, 1070", ] 226 sion, 1049°, 
216 1049°, 1076”, | 12850 107759910, 

1090°,1139'° | 223 , 1070* 1078, 

217 1052"?,1074'',1224 | 1049°, 1052°, 1183®, 
10766 57, 1082", | 1199#, 
1139’,1210'° 1070411, | .1285'° 

218 7098, 739'®, 1077°, 227 I 1077? 

1076* 1078?, 230 107845, 1079°, 

219 1071',1076%®, 1087*, 1139! 

'.1081° 1212*, 232 1315* 

220 1076! 1219! 233 1315"? 

221 ‚ 1068*, 1076’, 1225 1068, 1070'*, | 235 


10925 ı  1077% 4 '[236 | 756: 


Sachregiſter. 


Die großen Zahlen verweiſen auf die Seiten, die hochgeſtellten Kleinen Ziffern auf die Fußnoten. 


Zu Band I,(NAflgemeiner Teil, Recht der Schuldverhältniffe, Sachenrecht) gehören die Seiten 1—624. 
3u Band II (Erbredt, Familienrecht) gehören die Seiten von 625 an. 


A. 


Abfindung von anteilsberechtigten Ab: | 


fümmlingen bei fortgejegter Güterge— 
meinichaft 760; A. des unterhaltöbered)- 
tigten Ehegatten 816. 

Abgeleiteter Wohnlik 37. 

Abhanden gefommeneSaden 409; Bindi- 
fation 433; Verpfändung 579 ; Verjteige- 
rung 594 ; fein Nießbrauch an abh. S. 463. 

Abholungsanjprud) 443. 

Ablömmlinge: Begriff 831°, 1129*; 
Abfindung von anteilsberechtigten U. bei 
fortgejegter Gütergemeinichaft 760; Aus: 
ihliegung von U. bei fortgejegter Güter: 
gemeinfchaft 761; Entziehung des Pflicht = 
teile8 1290; Erbverzicht der A. 1298; 
Miteigentum der U. bei Beendigung der 
allgemeinen Giütergemeinihaft 750; 
Pflichtteilöreht der A. 1277, 1278; 
Verziht der A. auf den Anteil am 
Geſamtgute bei fortgejegter Güterge— 
meinjchaft 756; zn der Annahme 
an Kindesjtatt auf die A. 919. 

Abkürzung der Verjährung 113. 

Ablegung des Klojtergelübdes 882. 

Ablehnung der fortgejegten Gütergemein— 
ichaft 752; N. der Offerte 85; A. der 
Vormundſchaft 937 ff. 

Ablieferungspflicht des Finders 427. 

Ablöjung von Grunddienjtbarfeiten 451, 
von Reallaften im Landesrecht 491, 
492; von Rentenſchulden 575; Aus— 
ihlu der N. 492. 

Ablöſungsrecht 543. 

Abjolute Scheidungdgründe 796. 

Abjonderungsredt der Pfandgläubiger 
im Konkurſe 585. 

Abjtammung, eheliche 833 ff.; internatio- 
nale8 Recht 14. 
Abftrafte Natur der jachenrechtlichen 

Nechtsgeihäfte 353. 

Abſtrakte Rechtsgeſchäfte 62, abjtr. Ber: 

träge 314. 





Abel: 





Abtretung: Einwand der fimulierten 


A. 169; A. von Forderungen 164 ff.; 
A. von Nebenforderungen 165, 166; 
A. des Anfpruches auf Herausgabe 359, 
407, 408, 520; 4. der Hypothek 535. 

Abwefende: Übergabe unter W. 406; 
Vertragsihluß unter A. 85; Vormund: 
Ihaft über U. 984; Willenserklärung 
unter A. 74. 


Abweſenheitspflegſchaft 992; A. für 


dad Wuseinanderjegungsverfahren bei 
der Erbengemeinjchaft 1124. 

Accessio temporis 111, 412. 

Accrescenz 1037, vergl. Anwachſung. 

ER de A 

Actio ad exhibendum 324; a. ad sup- 
plendam legitimam 1274 ff.; a. con- 
fessoria 459; a, de in rem verso 326; 
a. doli 335°; a. familiae erciscundae 
1110, 1123; a. finium regundorum 
399; a. negatoria 441 ff.; a. negotiorum 
gestorum contraria 325; a. Publiciana 
443; a. quanti minoris 198; a. red- 
hibitoria 197 ff.; a. suppletoria 1274. 

Actus 461. 

reih8jtändifcher = landfäjfiger 20; 
Autonomie ded A. 25; Sondererbredht 
des hohen NA. 1011; Erbverzichte des N. 
1295 ?; Ehe zur linfen Hand beim hohen 
A. 657; A. bei Annahme an Kindes— 
jtatt 918; A. uneheliher Kinder 895, 

Adelsprädikat 681. 

Adelsrecht im BGB. nicht geregelt 681. 

ange Klagen 860°. 

Aditio hereditatis 1020. 

Administratio bonorum 925. 

Adoptio 911; a. in solatium liberorum 
amissorum 911; plena, minus plena 912. 

Adoptivverwandtichaft: Ehehindernis 
der A. 645, 919%, 

Affinitas 832; a. illegitima 645. 

Afterbürge 306°. 

Aftermieter 359, 435. 

Aiterpfandredt 609. 
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Agere non valenti non currit prae-  Anfehtbarfeit der Ehe 662 ff.; Form 


scriptio 107. 668; Ausübung 666; Wirfung 669; 
Agnation 830, 832, 912, | — 662ff.; Ausſchluß der A. 666, 
Agrarredt 354. 

Aeatorifhe Geſchäfte 300°, \Anfehtbarkeit von Rechtögeichäften 76, 
Alimenta civilia 847. | 80, 82; Unfechtungsgegner 83; Anf.- 
Alimentationdanfprud des verarmten | Gründe 84. 


Verwandten 12, 842; des unehelichen Anfechtung: der Annahme an Kindes- 
Kindes 12, 842, 900FF. | Statt 916; A. der Ehe 662 fi., 669, 670; 
Alimente, Klage auf künftige W. 901°. Mr des Erbvertrages 1258; der Ehelic)- 
Allgemeine Gütergemeinichaft 692,73 175.; | feit 836 ff.; A. leptwilliger Verfügungen 
— — des Mannes 734; Rechte: | 140 ff. U. von Rechtsgeſchäften wegen 
stellung der Frau 738; Gelamtput 731, Irtums 70; wegen Drohung und arg- 
732; —— 733; Vorbehaltsgui üſtiger Täufhung 72, 73. 
734; Schuldenhaftung” 740; Zwangs- Anfehtungsflage 668, 674, 838, 841; 
vollftredung in das Gefamtgut 742; — der eg a P 
Beendigung 744ff.; Auseinand nfechtungsrecht: iſt Ten Anſpru 
745. wen IE FOREN erfeßung 103°; U. des Ehemanns wegen Un: 
Alluvion 374, 405. ebelichkeit 836. 
Altenteil 302; rechtliche Natur 487; Angebot der Leiſtung 141, 
Eintragung des A. in das Grundbud; ngebörige: Erjapanjpruc; der A. eines 
373; landesgeſetzlicher Vorbehalt 491. Verlobten 628. 


Anhörung der Berwandten jeiten® des 
ee Schuldverhältnis 121, Bormundichaftsgerichtes 970. 


Animo retinetur possessio 423*, 
—— Animus domini 358; a. donandi 216; 
ea s derelictus 405 a. matrimonii dirimendi 801 ; a.turbandi 


364 
Amtögeriht: Obewormundſchaftsbe— > ; i 
hörde 929; Zuftändigfeit in Yormund- Anlagen, ftörende und gefährdende 394; 


A. des Niehbraucherd 436; Inter: 
ihaftsfachen 996; Führung des Güter- | Nee nr 
rechtsregiſters 776; —— des Schiffs⸗ regt von A. bei Grunddienſt⸗ 

tegifter® 602. Unlandung: Eigentumderwerb an 
—— Haftung für Berlegung | Grundftüden durd U. 374, 405. 
der 9. | Anlegung der Grundbücer 368; W. von 
Amistiöten: Zejtamentserrihtung vor | Kindergeld 862, 888; A. von Mündel- 
em geld 948 ff. 
Analogie: Rechts-, Gejeped:N. 25°. | Anlieger am ftädtifchen Straßen 392 '°. 
Analphabeten: ſchriftliche Berträge von | Annahme der Erbihaft 1043; A. des 
A. 75, 77; Zeftamentserrihtung 1228, | Wermächtnifieg 1195: W. geichuldeter 
1236, Leiftungen durch den Vormund 954, 955; 
Anatocismus 123, 124. | 9. des Amtes eines Tejtamentsvoll- 
Aneignung 420ff. Eigenbeſitz als Boraus-  jtreders 1207 ; Annahme bei Verträi en 85. 
jegung für die U. 308; Erwerb von Annahme an Kindesftatt 34, ILL; 
Rechten an Grundftücen” durch A. 374; | Vorausſetzungen 912; Annahmevertrag 
Erwerb des Eigentum® an beweglichen 913; Alter des Annehmenden 913; 
Sadjen durd A. 405, 420ff. actus legitimus 913; Eimwilligung 
Aneignungsreht: des Staates an Dritter 914; Einwilligung der Mutter 
herrenlojen Grundjtüden 404; W. der eines unehelichen Kindes 896; Anfechtung 
Stadtgemeinden 405. der A. 916; Wirkung der A. '917, 1030; 
Anerbenredt 20, 354, 1012. Aufhebung der A. u22; internationales 
Anerkenntnis über das Erlöichen einer Recht 15. 
Schuld 158; A. unterbridt die Ber- — der Beſitzzeit bei der Er— 








jährung 109. ſitzun A. der Ausſtattung auf 
Anerlennung: ber re 840; der | den flichneil 1276, 1283, 1284; A. 

Vaterſchaft 898, 899, von Borempfängen auf den Pflichtteil 
Anfall: der Erbſchaft 108: 4. bes Ber: 1283. 

mächtnifje® 1194. Anſpruch 103; familienredtliher A. 


Anfangdtermin 90. unterliegt nicht der Verjährung 104. 
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Anfprühe aus dem Miteigentum 448. 

Anjprudsverjährung 103 ff. 

Anjipülung: Eigentumsenverb dur A. 
374 


Anstalten 49*; U. des öffentl. Rechtes 50. 

Anftaltsvorjtände: Bevormundung 
durh WU. 22, 931, 939, 973. 

Anteil, ideeller 447. 

Antichreje 584. 

Antihretifhes Pfandredit an Grund: 
ftüden 495. 

Antrag 85. 

Anwadjung 1037, 1155ff.; 4. von 
Vermäcdtniiien 1187; Haftung des 
Erben bei A. 1086, 1157; Ausſchließung 
der U. 1155°%; BZujammentrefien der 
A. mit der Erfaßberufung 1159. 

Anwartichaft, Vererblichkeit der A. 1006. 

Anmweijung 156, 315ff.; Beſitzerwerb 
durh A. 356. 

Anwendung der Borjchriften über Grund— 
jtüde auf das Erbbaureht 450. 

Anzeige des Erbichaftäfaufes 1315; bei 
Abtretung von Forderungen 164; der 
Geburt eines Kindes 836. 

Anzeigepflicht des Finders 423, 425; 
des Nießbrauchers 466; des Gegenvor- 
mundes 958. 

Aqua profluens 58. 

Arbeit: Erwerb der Kinder durd) Arbeit 
807. 

Arbeitögeräte ber Ehefrau 689, 694. 

Arglijt bei Verarbeitung fremder Sachen 
413 


Argliſtige Täufhung: Anfechtung von 
Rechtsgeſchäften wegen a. T. 72, 73; 
Anfehtung der Ehe wegen a. T. 665; 
a. T. bei leptiwilligen Verfügungen 1150. 

Arme: Einjegung der A. im Tejtanıent 
1145. 

Armenverwaltung, Bevormundung 
durd die A. 931, 940. 

Arreſt, dinglider 115, ungerechtfertigter 
U. 348. 

Arreityypothet 387, 495, 504, 568. 

Arreftvollziehung: Enverb im Wege 
der U. 387, 

Arrha sponsalitia 630%, 

Arrogatio 911. 

Nicendenten 831. 

Ailignation 171, 315. 

Auctoritatis interpositio 925, 926. 

Aufenthalt, Beitimmung des 4. des 
Kindes durch den Water 857. 

Aufgabe des Bejipes 421. 

Aufgebot unbelannter Hypothekengläu— 
biger 543; N. von Inhaberpapieren 
321, 322; 9. für Eheichließung 652; 
A. der Nachlaßgläubiger 1063 ff. 





Aufgebot: Erwerb von Rechten an 
Srundjtüden durh A. 374; Erwerb 
des Eigentums dur A. 404. 

Aufgebotsverfahren bei der Todes: 
erflänung 29; A. beim Grundſtücks— 
erwerb 404°; N. bei der Nachlaßregu— 
lierung 1061, 1063 fi. 

Aufhebung der allgemeinen Gütergemein- 
ihaft 745, 748; W. der Annahme an 
Kindesitatt 922 ff.; A. der ehelichen 
Gemeinschaft 793, E00, 819; W. des 
Erbvertrags 1263; A. der Errungen: 
Ihaftsgemeinicaft 769; U. des Familien: 
rats 979; 9. der Fahrnisgemeinſchaft 
774; der fortgejepten Gütergemeinſchaft 
757; U. der Gemeinſchaft 298; U. der 
Hypothek durch Rechtsgeihäit 561; A. 
von Rechten an Grundjtüden 375; A. 
des Teitamentes 1241 ff.; N. des Ver— 
löbnijjes 631. 

Aufhebungsgründe für Schuldverhält- 
nijje 156 ff. 

Aufgebungskllage für Beendigung der 
Berwaltung und Nußniekung des Ehe: 
mannes 722. 

Auffündigung der Vollmacht 94. 

‚Auflage 87, 1199ff.; Anordnung der 

\ MW durch Teſtament 1041; Begriff 1199; 

Behandlung der A. nad) Analogie der 

Vermächtniſſe 1200; Vollziehung der 

| A N. giebt kein Klagerecht 1200, 

201. 

Auflaſſung: Form 23; U. beim Eigen: 
tumserwerb an Grumdftüden 369, 402 ff.; 
Anfechtung der A. wegen Irrtums 402"; 
N. erträgt feine Bedingung oder Zeit: 
bejtimmung 403; Kojten der U. 403°; 
feine A. beim Erbichaftserwerbe 1043 ?, 

Auflöfende Bedingung 87, 89. 

Auflöjfung der Ebe 667, 792F.; 9. 

| ve Geſellſchaft 292; N. eines Vereins 








Aufrechnung 160ff.; A. verjährter For: 
derungen 112; 9. gegenüber Spiel: 
ihulden 303%; A. gegenüber dem Gejamt: 
gut der allgemeinen Giütergemeinjchaft 
132°; A. gegen die Mietzingforderung 
des Grundſtückserwerbers 238; U. von 
Erbihaftsichulden gegen Forderungen 
des Erben 1068; A. gegen Miterben 
iſt unzuläſſig 1112, 

— —————— 
699. 





Aufruhrgeſetze 22, 
Auſfſchiebende Bedingung 87, 88. 
Aufihiebende Ehehindernijje 634; der 
mangelnden Ehemündigfeit 635; der 
mangelnden elterlihen Einwilligung 641; 
der affinitas illegitima 645; der Adoptiv: 


©. 1—624 gehören zum IT. Band, S. 625 ff. zum IT. Band. 


verwandtichaft 645; der Wartezeit 646, | Ausfunfterteilung 128. 
647 ; der mangelnden Auseinanderjegung  Ausfunftspflicht des Erben 1069; N. 





647 ; der fehlenden dienstlichen Erlaubnis 
648 ff. | 
Aufſchiebende Einreden 108”. | 
Aufſichtspflicht des Vaters 857. | 
Aufſichtsrecht, ſtaatliches über Vereine 
44; A. d. Vormundſchaftsger. 873, 965ff. 
Aufſuchung von Sachen 365, 430. | 

Auftrag 92, 274ff.; U. zum Spiel giebt 
feine Klage 304 '; Haftung für Schaden 
bei der Auftragsausführung 339; Ver: 
erblichkeit des Anfpruch8 auf Ausführung 
des 9. 1005. 

Aufwand, ehelicher 680, 693, 702; bei 
allgemeiner Gütergemeinichaft 733; bei 
gejeglichem Güterſtande 702; bei Güter: 
trennung 728. 

Aufwendungen des Ehemannes 702, 
703; W. des Erben 1070, 1080; 9. 
des Hausfindes 850; N. des Vaters 
für das Kindesvermögen 866; A. des 
Vorerben 1173; 9. des VBormundes 
956; Ausgleihungspflicht bei N. für die 
Borbildung zu einem Berufe 1131; Ver: 
zinfung von A. 126. 

Ausbeute 464. 

Auseinanderjeßung bei Beendigung der 
allgemeinen Sütergemeinichaft 745 ff-; der | 
Errungenjhaftsgemeinihaft 770; der, 
Fahrnisgemeinſchaft 774; der fortgejepten 
Gütergemeinſchaft 758; N. im Falle der 
Geſamthypothek 556; N. unter Miterben 
1118ff.: A. zwiichen Bor: und Nacherben | 
1172; 9%. bei Wiedewverheiratung des 
Vaters 960. | 

Auseinanderjeßung unter Miterben 
1118 FF; Nusichliefung der A. durch 
Geſetz und leptwillige Verfügung 1118, 
1119 ff.; Ausichliegung der A. durch ı 
Vertrag 1120; Anfpruch auf N. unter- 
liegt nicht der Verjährung 1121; Be- 
wirfung der 9. 1120ff.; Verfahren 
1123 ff.; Koſten der A. 1126; N. durd) 
Tejtamentävollitreder 1209. 

Auseinanderjegungsplan 1125,1210. 

Auseinanderjegung&pflidt: Ehehin- 
dernis d. A. 647. 

Ausgleihung 1127 ff.: gefeßliche — ge— 
willfürte 1131; Subjefte der A. 1129, 
1130; Umfang der A. 1131; rechtliche 
Natur der A. 1132%; Durchführung der 
N. 1132, 1133; A. beim gefeplichen 
Süterjtande 722; A. bei der Errungen- 
ihaftögemeinichaft 769; A. bei der all: 
gemeinen Gütergemeinichaft 744; A. bei 
Vorempfängen aus dem Geſamtgute 1132. 

Ausgleichungsrecht der Geſamtſchuldner 
178. 


Leste, Allg. Preuß. Landrecht. 


des Erbſchaftsbeſitzers 1105; des Mit— 

erben 1133; des Vorerben 1170; des 

Vormundes und Gegenvormundes 966 ff. 

usländer: Anordnung der Vormund- 

ihaft über A. 932, 997; Anwendung 
de3 deutichen Rechtes auf A. 15; Ent: 
mündigung von A. 15, 36; Erlaubnis 
für Eheſchließung 648; Erwerb von 

Grundſtücken durh WM. 21, 28, 1017; 

Pilegichaft über A. 990; Todeserflärung 

von A. 16; Beerbung 1007; Sicherung 

des Nachlaſſes von A. 1051*; Geichäfts: 
fähigkeit von A. 15; A. als inländiiche 

Bormünder 937; eheliches Güterrecht 

von A. 692 ff. 

Ausländiſche Grunditüde 15°; a. Ver: 
eine 16, 41°; ausländiiches Recht, An: 
wendung 13, 1007; Webereinitimmung 
desjelben mit dem deutichen Rechte 16. 

Auslegung 23: grammatiſche — logijche 
25; N. der Willenserflärungen 67. 

Auslegungsregeln für Friſten und 
Termine 101; für Tejtamente 1141 ff. 

Auslobung 272Ff. 

Ausſchlagung der Erbſchaft 1006, 1021, 
1044, 1047 ff.; 9. der Erbichaft durch 
den Nacherben 1177; A. des Vermächt— 
nifjes 1006, 1195, 1196. 

Ausſchließung des Eheanjechtungsrechts 
666; A. eines Gejellichafters 295; 
N. eines Grundeigentümerd im Auf— 
gebot&verfahren 404; A. der Vermögens: 
verwaltung des Vaters 870; W. der 
Vertretungsmacht des Vaters 855; des 
Vorfaufsberechtigten 485; A. des Erben 
1054; A. eines unbelannten Hypothelen— 
gläubigers 543, 566. 

Ausſchließungsgründefür Teſtaments— 
zeugen 1226. 

Ausſchlußfriſt 105; A. bei Anfechtung 
der Ehelichkeit 838; A. bei Erhebung der 
Eheſcheidungsklage 808; N. beim Bor: 
fauf 215. 

Ausihlußurteil beim Fund 425; A. 
bei FFeititellung des Erbrechts des Fiskus 
1054; 4. bei Grundjtüden 404; A. der 
Nachlaßgläubiger 1061, 1065. 

Ausjonderungsrecht der Ehefrau im 
Konturje des Ehemannes 689, 700, 
768°; N. des Ehemannes im Konklurſe 
der Ehefrau beim geſetzlichen Güterſtande 
720 


A 


‘ . 
Ausſpielvertrag 304. 


Ausſtattung ehelicyer Kinder 852; 4. 
aus dem Geſamtgute der allgemeinen 
Gütergemeinihaft 744; Anrechnung der 
A. auf den Pilichtteil 1276, 1283, 1284; 


86 
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Kollationzpflicht bei A. 1125, 
1131; Schenfung einer A. 216, 
Ausſteuer ehelicher Töchter 8öl; der 
legitimierten Tochter 909; der unehe— 
lichen Tochter 896; A. unterliegt der 


1129, 


Ausgleichung 1131; Berweigerung der 
A. 642, 


Ausübung der Rechte 113; A. des Nieß— 
brauches iſt übertragbar 462; W. der 
elterlihen Gewalt durh die Mutter 
881, 885. 

Außercheliche Beiwohnung 894 ff. 900Ff. 

Außerkursſetzung von Inhaberpapieren 
323, 953; von Sparlajjenbüchern 951 ff. 

Außerordentlide Erſitzung 411;3 a. 
Teftamentsformen 1235 ff. 

Auszug 302; rechtliche Natur 487; Bor: 
behalte der Yandesgejege 491. 

Autonomie 24; A. der fouveränen und 
mediatijierten Häufer 25; A. des Adels 
25; Privat:9. 24°. 

Avuljion 374, 405. 


B. 
Bagatellfund 426. 
Bahneinheit 354, 497, 500°. 
Bankier, Zulafjung des Anatocismus für 
B. 124°, 


Bannredte 21, 354. 

Bargebot 553. 

Bau über die Grenze 397. 

Bäuerlihe Berhältnifie 22. 

Baugeldervertrag 253°. 

Baum auf der Grenze 401; B. ift Frucht 
eines Grunditüds 58; B. ift feine An— 
lage 395; iberfallende Früchte vom B. 
396; Wurzeln und Zweige vom B. 396. 

Baumeister, Titel des B. auf Ein: 
tragung einer Hypothek, Sicherungs— 
hypothek des B. 266, 497, 503. 

Baufervituten 461. 

Bauverdingung 266°. 

Bauwerk, Erbbaureht am B. 449. 

Bauwerfunternehmer, Sicherungs— 
hypothek des B. 266, 497, 503. 

Beamte 21; Erlaubnis zur Eheichliekung 
648; Erlaubnis für Uebernahme der 
Bormundicaft 936; der Mitgliedichaft 











im Familienrate 977; Haftung des B. 
bei Verlegung der Amtspflicht 346 ff.; 
Haftung des B. gegenüber dem Staate 
266°; Haftung des Staates für jeine 
B. 50, 348; Kündigungsrecht des B. 
bei Berfeßung 241; Wohnfig 37. 
Beauftragter, Haftung des B. 275;| 
Pflichten des B. 275 ff.; Tod des B. 278. | 
Bedingte Unmöglichkeit 143. 


Bedingungen 87 ff.; auflölende 87, 89; | Befriedigungsverfauf 


aufichiebende 87, 88; Beweislajt bei B. 





90; rüchwirtende Kraft der B. 88, 59; 
unerlaubte B. 87; unmögliche B. 87, 
90; unnüge B. 87; unverjtändlice B. 
90; unverftändlidye B. bei der Erbes— 
einfegung 1147; wiberfinnige B. 90; 
auflöjende — aufichiebende B. bei der 
Erbeseinjegung 1146ff.; beim Ber: 
mächtnis 1146; Unzuläfftgleit des B. 
bei der Auflaſſung 403; bei der An- 
nahme an Kindesftatt 913; bei der Ehe— 
licyfeitderflärung 907; bei der Ehe— 
ſchließung 653. 

Bedürftigleit des Schenker 221; B. 
als Borausfegung des Unterhaltsan— 
ſpruches 843. 

Becidigung ded Dolmetiherd 1231?, 

Beeinträchtigung des Eigentums 442; 
B. von Grunddienftbarteiten 459; B. 
des Nießbrauchs 472, 

Beendigung der allgemeinen Güterge- 
meinichaft 744 ff.; B. des Amtes eines 
Beiltandes 889; B. des Amtes eines 
Vormundes 980 ff.; B. der Bürgichaft 
310; B. des Dienjtvertrages 256; B. 
der elterlichen Gewalt 850°, 881 ff., 
890; B. der elterlichen Nutznießung 694, 
872; B. der Erbengemeinichaft 1118; 
B. der Errungenſchaftsgemeinſchaft 769; 
B. des Familienrates 979; B. der fort- 
gejepten Gütergemeinfchaft 757; B. der 
Geſellſchaft 292; B. des Nachlaßlon— 
furjes 1078, 1079; B. der Nachlaß— 
verwaltung 1074, 1075; B. des Nieh- 
brauches 471; B. der Pacht 244; 8. 
der Pilegichaft 989, 995°; B. der Teita- 
mentsvollitredung 1219; B. der väter: 
lichen Bermögensverwaltung 866; B. 
der Verwaltung und Nupniekung des 
Ehemanns 722ff.; B. der Bormundichaft 
979 f., 987. 

Beerbung von Ausländern 1007; 8. 
von iurifiifchen Berjonen 1012. 

Beerdigung, Koften der B. 847, 1062; 
befreite Vorerbichaft 1174; Eintragung 
derfelben im Grundbud 1174°. 

Befreite Vormundſchaft 973 ff., 985 ff. 

Befreiung vom ÜEheverbot 646; B. des 
Gaſtwirtes von der Haftung ex recepto 
286; B. ded Vormundes von der Ned): 
nungslegung 973. 

Befreiungsvermädtnis 11927. 

Befriedigung aus dem Grundſtücke 549; 
Nangordnung der Gläubiger bei der— 
jelben 552. 

Befriedigung der Nadjlakgläubiger aus 
dem Nachlafjie im Wege der Zwangs— 
volljtredung 1079, 1080. 

des Bfand- 


gläubigers 588 fi. 
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Bejriftung 90; prätluſive B. 105. Berlin, Recht der Stadt B. auf erbloje 
Beginn der Rechtsfähigkeit 28; B. der Berlafjenichaften der Bürger 1036, 1037. 
erjährung 106. Berufswahl, Enticheidung über die B. 
Beglaubigung, öffentliche 79. de3 Kindes durch den Gewalthaber 857. 
Begräbnisftätten 22, 58. ‚Berufung ur Erbfolge 1017 ff.; B. zu 
a der Eigentumstlage 432; | mehreren Erbteifen 1046, 1085, 1086; 
des Wohnfites 37. | B. F ——— 932 ff.; jucceffive 
Beherbergung, gewerbsmäßige 285. B. 1038 
Behörde, Unfähigkeit einer B. für Teſta— Berufungsgründe zur Vormundſchaft 
mentövollftretung 1207. 932; DB. zur Erbicaft im römiſchen 


Beiſtand, Begriff des B. im preufifdhen Rechte 1017, im gemeinen Nechte, im 
Rechte 927; B. der Mutter bei Aus-  preußiichen Nechte und BGB. 1018; 
übung der vollen elterlichen Gewalt Irrtum über den Berufungsgrund 1047; 
885, 886; Vermögensverwaltung des Verhältnis der B. zu einander 1019 ff., 
2. 888; Wirfungsfrei® des B. 887;| 1047; Verjchiedenheit der B. 1046. 
eg De Beendigung des Beihädigter, tonfurrierendes Verſchul— 

Deiträge der Geſellſchafter 288. A edel — Sachen, unerlaubte 

Beiwohnungsvermutung 834, 905. 359. Schadenserfa bei 8 125 

Belanntmadung, öffentliche, der Aus- 8 (he de8 Ctoffeg bei 3 
lobung 272, 27356. ®. der Vollmacht 95. A —— — 

Belenntnis, religiöfes 27, 934. urch den Unternehmer — 

Belaſtung einer Sache zu Gunſten eines Beſchenkte, mehrere, Haftung 221°, 
Miteigentümers 447; B. des Vermächt— Veihlagnapme 512; ®. von Grund» 
nisgegenftandes 1188, 1189. jtüden 53°, 550; Umfang derjelben 551. 

Belege, Erteilung von B. bei der Red: Beihränkt Geihäftsfähi e, Annahme und 
nungslegung 128. Ausſchlagung einer Erbichaft 1045; Ehe: 

Belohnende Schenlung 223, Ihliegung 636; Prozekfähigkeit in Ehe: 

Belohnung, Ausjegung einer B. für ſachen 673; Teftierfähi feit 1221; Ber: 
Herbeifchafung verlorener Sachen, für | jährung gegen beichr. G. 108. 
die Ergreifung eines Verbrechers 273". Beſchränkte Seichäftsfäßigfeit 64; beſchr. 

Beneficium abstinendi 1020; b. ceden- | _ ®. des Stellvertreter 92. 
darum actionum 309*; b. competentiae Beihräntte Haftung des Erben 1057, 
des Schenfer 219°; b. divisionis 308; | 1058ff., 1061; progefjuafe Geltend- 
b, excussionis 308°, 589; b. Gordia- machung derjelben 1093 ff.; Borbehalt 
num 586%; b. inventarii 1003°, 1055; | „der beichr. 9. im Urteile 1094. 











b. separationis 1055, 1057. Beſchränkte perjünlihe Dienftbarkeiten 
Bencfizialerbe im ALR. 1056, 1057. | 450, 479 ff.; Beſtellung derjelben 480; 
Benennung des Bormunds 933. Unvererblichteit 1006. 

— ——— B. eines Beſchränkte Teſtierfähigleit im preußi— 

Grundſtück ſchen Rechte 1220 
— 41. Beſchränkter Nießbrauch 479°, 


Berechnung des Pflichtteiles 1281. Beſchränkungen, nadbarredtlihe 22, 
Bereiherung, ungeredtfertigte B. 3255.) 393ff.; zeitlihe B. der Nacherbfolge 
Bereiherungsanjprud gegen den 1164ff.; B. des öffentlichen Glaubens 
— en Erwerber 410; B. bei Ver- des Grumdbuches bei der Sicherungs— 
indung, Bermifchun Ki und Verarbeitung eg! 563; B. des Pilichtteild 1291Ff. ; 


416; Umfang des B. 330. B. des Pilichtteilsberechtigten durd) Ein 
Bergelohn 429. jepung eines Nacjerben 1280; B. der 
Bergrecht 21, 354; gefepliches Vorfaufs- | Schenkungen 223; B. der Schlüffelge- 

recht im B. 481. walt 684; B. der Tejtierfreiheit 1271; 


Bergregal 420. B. de Vaters in der Vermögensver: 
Bergwerk als Beitandt. ein. Erbicd. 1170. | waltung 861; B. de3 Vermieters in der 
Bergwerk3eigentumd56';B.al3 Gegen: | Verfügung über die Mietiahe 231; 8. 








ftand der Hypothek 509. des Vermächtniſſes 1198 ff.; B. der 
Berihtigung des Grundbuches 388 ff.; | Bertretungsmacht des Vormundes 942; 
B. des Schiffsregiſters 603. B. der Wandelung beim Kauf 201. 
DEIaN BER, von Nadjlafverbindlich-  Beihreibung als Nebenbeftimmung bei 
keiten durch) den Erben 1070, 1077. Rechtsgeſchäften 87. 


86* 
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Beſchwerden gegen Eintragungen im Beſitzklage 360; Verbindung bderjelben 


Grundbuch jind nad) BGB. 
läjfig 380 

Beſchwerderecht des —— 
rates 973; B. des Mündels 946; B 
gegen Verfügungen des Bormundichafts- | 
gerichtes 999. 

Befeitigung von Grumddienjtbarkeiten 
durd; Gemeinheitsteilung 451: B. des 
Mangels beim Werfvertrage 261. 

Beſitz, vollitändiger, unvolljtändiger 355, | 
358; mittelbarer, unmittelbarer 350; 
fehlerhafter 360, 361; jurijtiiher 356%; 
Sachbeſitz, Rechtsbeſitz 355; Teübefiß 
359; redlicher B. 367; prekariſtiſcher B. 
365°. 

Befig, Arten 358 ff.; Aufgabe des B.| 
421; Beendigung des B. 357; Er— 
werb des B. 356 ff.; Erwerb durd) Ge- 
Ihäftsunfähige 356; Enverb durd; Stell: 
vertreter 357°; B. ala Gegenſtand eines | 
Vermächtniſſes 1190; N lage aus früherem 
B.443 ff. 1009°; Rechimaßigtei des B. 
366; Schutz des B. 360; ſymboliſche 
uebergabe des B. 357; Uebernragung 
des B. 356, 358; Vererblichkeit des B. 
356, 358, 1005, 1043°; Berlujt des B. | 
356 fj.; Vermutungen aus dem B. 366; | 
vorübergehende Verhinderung im ®. 
357. 

Beſitz des Ehemannes am Eingebracdhten | 
697; B. des Finders 350%; B. des 
Hinterlegers 359; B. des Mieters 35V; | 
B. des Niehbrauchers 359, 463: 9. des 
Nachlaßverwalters 1073; 2. des Rächter& 

359; B. des Pfandgläubigers 359, 583; 
unvoltjtändiger Beſitz desjelben 583°; | 
B. des Tejtamentsvolljtreders 1210; 
B. des Verlierer 359%; B. des Ber- 
mieterö 359; B. des Berwahrers 359; | 
B. des Vormundes 946. 

Beligdiener 357°, 361. 

Bejipent; iehungstiage 362. 

Beſitzer, — — des gegen- 
wärtigen B. 366, 432; Einreden des 
B. bei der Vindilation "435: Gegenanz= | 
jprüche des B. im Eigentumsjtreite 438ff.; | 
Geltendmadung von Verwendungen des | 
B. durch Klage 440; jus tollendi des 
redlihen B. im ALR. 127; Zurüdbe: | 
haltungsrecht des B. 440; Yivangävoll: | 
jtredungsrecht des B. wegen Verwen- 
dungen 440, 441. | 

Befipergreifung als Zeitpunkt des | 
Fruchterwerbes 419. 

Bejigermwerb durch Anweiſung 356; 2. 
durch Kinder 356. 

Befipfeititellungsflage 364”. 

Bejiggehülfe 357°, 


nicht zu: 








Befikzeit, 


| Bejtätigung 82, 84; 


mit der petitoriichen Stlage 365. 
Belipmittler, Vermittler 359°. 
Beſitzpfand 495, 577. 

Aa vr aka chi 1 im preußiſchen Nechte 

Beſitzſchutz 360: B. für Grunddienjtbar: 
feiten 460; B. für Reallaften den BGB. 
unbefannt 491. 

Bejipftörung 3635 B. durch mündliche 
Drohung 364; 2. Band überflicgende 
Geſchoſſe 364", 

Beſitzſtörungsklage 363, 364°. 

Bejigübertragung als Mittel der Ueber— 
gabe 406. 

Bejigverluft an Grundſtücken 358. 

Beſitzwille 355, 356 

— der B. bei der 

Erſißung 412. 


Beſſerungsanſtalt, Unterbringung von 


Kindern in einer 8. 856, 575; Unter: 
bringung des Mündels in einer B. U66. 
Beitallung 938. 
Bejtand, Haftung für den rechtlichen B. 
einer Forderung 167. 


Bestandteile, wejentliche, unweſentliche 


53, 54; Erwerb von B. 405, 417; 

hypothefariiche Haftung der B. 511. 

B. der Ehe 660, 
666; B. des Erbvertrages 1259; ge- 
richtliche B. des Kindesannahmever- 
trages 915. 

Beiteller, Mitwirtung des B. beim 
Werfvertrage 264; Pflichten des B. 
263 ff.; Wahlrecht des B. bei mangel- 
hafter Ausführung eines Wertes 260, 261. 

Beſtellung, öffentlihe B. zur Gejchäfts- 
bejorgung 275. 

Beftellung des dinglichen Vorkaufſs— 
rechtes 482; B. des Erbbaurechtes 449; 
B. der Inhaberhypothet 565; B. des 
Nießbrauches 462; des Nießbrauches an 
Rechten 473, 474; B. des Pfandrechtes 
578; des Pfandrechtes an Rechten 609; 
B. des Schiffspfandrechtes 601; B. des 
Tejtamentsvollitrederd 1205. 

Beſtellungskoſten bei landwirtichaft: 
lien Grundjtücden 439. 

Beftellungsprinzip 926, 929, 931, 
939. 

Bejtimmtheit der Leiftung 145. 

Beitimmung des Aufenthaltes der Kinder 
dur den Water 857; B. des Wohn: 
ortes durd) den Ehemann 680. 

Betrug 71, 72°, 

een Trennung von Tiih und B. 793, 

4. 


Beurkundung —R — 
materielle B. 78 


gerichtlihe oder 
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Beutereht 420", 

Bevormundung durd Anjtaltsvorjtände 
22; B. durd) die Armenverwaltung 931, 
940 


Beweggrund, Irrtum im B. 71. 

Bewesliche Sachen 54, 56; Bindifation 
432, 

Bewegungdgrund als Nebenbeitim- 
mung bei Rechtsgejchäften im preußiſchen 
Rechte 87. 

Beweislajt bei der Annahme der Erb— 
ſchaft 1043*; B. bei bedingten Gejchäften 
90; B. beim Darlehn 251; B. beim 
Dienjtvertrage 254; B. beim Erbſchafts— 
anjprudhe 1103ff.; B. bei Geltend- 
machung von Rechtsmängeln der Kauf: 
ſache 188; 8. bei Geltendmachung von 


Sahmängeln der Kaufjahe 196; B. 
beim Schadenerjaganfpruc wegen uner: 
faubter Handlungen 341; B. bei der um: | 


beichräntten Haftung des Erben 1091; 8. 
bei Unmöglichteit 138, 139; ®. bei voll» 
machtloſer Stellvertretung 97; B. beim 
Werkvertrage 263. 

Beweisvertrag 1581. 

Bewilligungen zu Grundbucheintra— 
gungen 372. 

Beylbrief 599. 

Bienen 422. 

Bigamie 643; B. abjoluter Eheſcheidungs— 
grund 797. 

Blankoceſſion von Briefbnpothefen 537; 
B. von Grundicyulden 573. 

Blinde, Tejtament der B. 1224'; Teita- 
mentserrihtung 1228°; Unfähigkeit des 
B. ald Zeugen beim Teftamente 1226; 
Unterjchrift des Tejtamentsprotofolls 
durch B. 1230°; Vertragsform für B. 
76, 77; Bormundicdaft über B. im 
preußiichen Rechte 984, 991. 

Blödſinn 35, 63. 

Blutige Hand nimmt fein Erbe 1293*, 

Blutihande als Ehenichtigkeitsgrund 


661; B. hindert die Ehelichteitserklärung 


eines Kindes 908. 
Blutsverwandte 831. 
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Bösliche Verlaſſung 798 ff. 

Böswillige Führung eines fremden Ge- 
ichäftes 282. 

Bote, unrichtige Uebermittlung durch B.71. 

‚Braut, Deflorationsanfprud) der unbe- 

ſcholtenen B. 629. 

Brautgeſchenke 630. 

Brautkinder 631, 1030, 10300. 

Brevi manu traditio 407, 408, 463, 520, 
578, 610. 

Briefgrundihuld 495. 

Briefbypothel 494, 519ff.; Abtretung 
derjelben 537; Entjtehung und Erwerb 
durd) den Gläubiger 520. 

Briefrentenijhuld 496, 

Briefwechſel 77. 

Bringſchuld 131. 

Brucdteile, Einjegung de Erben auf 
einen B. 1019, 1153 ff.; Erhöhung und 
Minderung dev B. der Erben 1154; 
Gemeinschaft nah B. 296. 

Brunnen 395. 

Bucheigentümer 434. 

Buchforderungen gegen das Reich oder 
einen Bundesjtaat 954. 

Buchgrundſchuld 495. 

a 494, 526 ff.; Abtretung 
5 


Buchrentenſchuld 496. 

Bürge, Einreden des B. 307; Haftung 
de8 B. 306; Negreh des B. 309, 310; 
mehrere B. haften als Gejamtichuldner 
307; Stellung von B. zwecks Sicher: 
beitsfeiftung 116, 118. 

BürgerlicheEhrenrechte, Zeugnisunfähig: 
feit bei der Zejtamentserrihtung im 
Falle des Verluftes der b. E. 1226. 

Bürgihaft 305ff.; Beendigung 310; 
Form 306; Subfidiarität der B. 308; 
B. für eine Spielihuld 304; B. bei 
Naturalobligationen 120; Bürgſchafts— 
erflärungen von Frauen 311. 








Buße 335, 350'%; Wererblichfeit der B. 


1006*, 
C. 


Bona fides, Begriff 408%; Erfordernis Capacitas 1013”, 


der b. f. bei der Erjigung 411. 


Bonität, Haftung für 
Forderung 167, 

Bonorum possessio 1021, 
edictalis, decretalis 1022; b. p. intestati 
1022, 1023; b. p. secundum tabulas 
1022; b. p. secundum tabulas testamenti 


Capitis deminutio minima 912. 


DB. der abgetretenen | Carbonianum, missio ex edicto C, 
| 105 


53° 


1022; b. p. | Catoniana regula 1191. 

‚Causa62; ce. detentionis 407; 
| bei Grunddienitbarfeiten 456. 
|Cautio Muciana 1147, 1148°. 


c. perpetua 


1223; b. p. contra tabulas 1022, 1272; | Cedent, Gewährleiftungspfliht des C. 


b. p. unde cogniti 1023; unde legitimi 

1023; unde liberi 1023, 1127; unde 

vir et uxor 1023. 
Börjentermingeichäfte 305. 


| 167; Haftung des E. 166; Negreipflicht 


des E. 167; Berhältnis zum Ceſſionar 
166. 
Cessio legis 164. 


1366 Sadıregijter. Die Zahlen verweiſen auf d. Seiten, d. hochgeſtellten auf d. Noten. 





Ceſſion 164ff.; fiduziariihe C. 169; E. | 

der Pindifation 430. | 

Gejjionar, Berhältnis des E. zum Ges 
denten 166 

Ghifane 113. 

Civilfrücht e 60. 

Civiliter uti bei Grundgerechtigkeiten 457 

Civilfomputation 101. 

Clausula rebus sie stantibus 147. 

Codieillus 1040, 1041. 

Collatio emancipatorum, dotis 1127. 


Deflorationsanſpruch 336°; 





Colonia partiaria 243. 

Commixtio 415. 

Communio bonorum prorogata 751. 

Compensatio lucri cum damno 125*, 
351", 

Compossessio pro indiviso 360", 

Condictio causa data, causa non secuta 
217*, 224°, 327; c. ex iniusta causa 


330°; c. indebiti 328; ce. indebiti aud- | 





geichlojien bei Naturalobligationen 12 
c. ob causam finitam 327; ec. ob turpem 
causam 329; ce. possessionis 330; c. 
possessionis der Erben 1099°, 1108; 
c. sine causa 326. 

Condominium pro indiviso 447. 

Confarreatio 792°, 

Confusio 156*, 415; ce. bonorum 1055. 

Consanguinei 832, 1024. 

Consensus facit nuptias 650. 

Constitutum possessorium 407, 408, 
520; ec. p. bei der Schenkung 2188: 
bei der sg des Niehbraudyes 463; 
c. » unzuläflig bei der Biandbejtellung 
578 


Consuetudo contra et praeter legem 23. 
Consuetudo revertendi 421. 
Contractus mohatrae 251°; 
raticius 583; c. socidae 247°, 
Culpa in concreto 136; c. in contrahendo 
97, 144, 333°; ec. in ceustodiendo 137; 
e. in eligendo 137, 276, 283, 289. 
Cura 925; ce. absentis 002; c. anomala 
492; c. bonorum 994; ce. debilium per- 
sonarum 991; c. furiosi 025; c. mino- 
rum 925; ce. prodigi 0925; ce. ventris, 
ventris nomine 004, 
Curator bonorum, ventris 004, 
Custodia 283. 


c. pigne- 


D. 

Darlehen 250ff., 285; eigentliches, un— 
eigentliches D. 250; D. mit fremdem 
Gelde 251. 

Darlehnsfähigkeit 253. 

Darlehnsvorvertrag 253. 

Datio in solutum 157. 

Dativkuratel 990. 








Dativtutel 926, 927. 


Debitor cessus 168. 
Debitum coniugale 680". 
Dedungsprinzip 552, 560*. 


D. der 
unbejcholtenen Braut 629. 
ui, 20, 354; Ausſchluß 
Deichlaſt von der Ablöſung 492. 
Deklaration, Legitimation unebelicher 
Kinder durd) obrigkeitlihe D. 907 
Delation der Erbichaft 1018. 
Delegation 171, 318°. 
Deliberationsfrijt 1044°, 
Deliftsfähigfeit 63. 
Deliftsobligationen 332 Ff.; 
tionales Recht 12, 15. 
Deliftsihulden, Llnvererblichkeit 
D. 1006°. 


der 


interna= 
der 


Deliktstheorie der auferehelichen Bei: 
wohnung 897° 
Deliftsunfäbigfeit 337ff.; ſubſidiäre 
Haftung bei D. 338, 339. 

Denkſchrift zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buche 6. 

Denuntiation 169. 

Depositum irregula, miserabile 285. 

Dereliftion 358; D. eines Grundjt. 421*. 

Derelinquierte Sadıen 421. 

Derogatorijche Kraft des Gewohnheits— 
rechtes 23. 

Deiertion 793, 799, 802. 

Deizendenten 831, 

Detention 356%. 

Diätenverbot 329°. 

Dienjtbarfeiten 450ff.; Ablöfung von 
D. 22; beſchränkte perjönlide D. 450, 
479 ff.; Verbot bejtimmter D. 22, 

Dienjte höherer Art 258. 

Dienjtleiftung, ——— der Ver— 
pflichtung für D. 

Dienſtpflicht en —— 849. 

Dienſtvertrag W3ff.; Beendigung des 
D. 256; Fürforgeplicht bein D. 255; 
Kündigung des D. 256 ff.; Pflichten des 
Dienftberechtigten und Dienftpflichtigen 
254; jtillichweigende Verlängerung des 
D. 259; Uebergangsbejtimmungen 9. 

Dienftverträge der Ehefrau 682, 685; 
D. des Minderjährigen 65; D. des 
Mündels 945. 

Dienjtzeugnis 258. 

Dies coeptus pro completo habetur 101. 

Dies interpellat pro homine 139. 


‚Dies legati cedens, veniens 1194', 


Differenzgeichäft 305. 

Dilatorifche Einreden 108". 

Diligentia quam suis 136, 288. 

Dingliche Rechte 353; d. Verträge 62. 

Dingliches Vorlauforecht 481 ff.; Aus— 
übung 483; Ausſchluß des Berechtigten 


485; Beitellung 482; Inhalt 482; Ber: | 
— 483°; Wirkung gegen Dritte, 
4 

Dingliches Wiederfaufsrcht 209. | 

Direkte Stellvertretung, Grundſatz der 
dir. St. | 

Dispofitionsurfunde 406. | 

Diſſens, veritedter 56. | 

Divortium 792. 

Dolmeticher bei der Eheſchließung 654; 
D. bei der Tejtamentöerrichtung 1231. 

Dolus causam dans 71; d. incidens 72. 

Dominium sine re 375. 

Domizilswille 37. 

Donatio propter nuptias 1128; Anrech- 
nung derjelben auf den Pilichtteil 1273; 
d. sub modo 224. 

Doppelche 643; D. als Ehenichtigkeits- 
grund 660. | 

Dorfgeridte, AZujtändigfeit der D. für 
die Jnventarerrihtung 1086; Zuftändig- 
feit der D. für die Nachlahfürjorge 1050, 
1051?. 

Dorftejtament 1236. 

Dos 691; Anrechnung der d. auf den 
Pilichtteil 1273; d. als Gegenjtand der 
Ausgleihung 1128. 

Dotalredht, römiſches 692. 

Dotalſyſtem 691. 

Draufgabe 152, 630. 

Dreihigfter 1063. 

Dresdener Entwurf 4. 

Drillinge 1118®, 

Drohende Verſchlechterung 518. 

Drohung 71; widerrechtliche D. ijt An— 
fechtung3grund bei der Ehe 666. 

Dünger 56. 





E. 
Edietum de legatis praestandis 1273. 
Editionspfliht 324. | 
Ehe 632, 633; Anfechtbarkeit der E. 
662 ff. ; Auflöfung der E. 792ff.; Ein- 
gehung der E. 632 ff.; gemiſchte E. 8: 56; 
internationales Eherech 14, 650; Legis 
timation durch nachfol ende €. 904; 
Nichtigkeit der E. 658 ff.; Salraments: 
natur der E. 633; Scheidung der E. 
792 ff.; ungültige E. 658; Ag 
beftimmungen bei der E. 9, 650; Wir: | 
fungen der E. 679 Ff.; G. zur linlen 
Hand beim hohen Adel 657. 
Ehebrud, abjoluter ER 
796; Ehehindernis 645; Erlaubnis zum | 
€. 7981; €. als Nichtigfeitsgrund 661; | 
Auftimmung des anderen Ehegatten — 
. 797; Legitimation der im E. er— 
De Kinder durch nachfolgende che 

















S. 1-624 ‚gehören zum I. Band, 


Eheliche Gemeinſchaft, 


S. 626 ff. zum Band. 1367 





Ehefrau, Annahme und Ausſchla ung 
einer Erbſchaft durch die E. 1045; Aus— 
ſonderungsrecht der E. im Konturfe des 
Ehemanne® 689, 700; bei ber Er— 
rungenſchaftsgemeinſchaft 768°; Beitel- 
lung der E. zum Bormunde des Ehe: 
mannes 985; Bevormundung einer voll 
jährigen €. 985; Dienftverträge der €. 
682, 685; — der E. 694; Er— 
werbsgeſchäft der E. 707; Geſchäfts— 

fügte der E, 680; gefeßlicher Titel 

der E. auf eine Hupothet am Bermögen 
des Ehemannes 497"; Leitun a des Haus⸗ 
weſens durch die E. b662 ame der E. 
681; Name der geichiedenen €. 811; 
rogehfäigtet und Prozekführung der 
12, 716f.; Schlüfjelgewalt 683; 
— der E. im Ba ee Güter- 
itande 710; Staatdangehörigkeit der €. 
682; Unterhaltspfliht der jchuldigen 
E. 814; Unterftüßung3wohnfig der €. 
682; ertign ngöbeichräntungen der €. 
704, 707; Bertretung des Ehemannes 
innerhalb des häuslichen Wirkungskreiſes 
683; Wohnfig der E. 37, 682. 
Ehegatten, Erbredt des überlebenden 
1026, 1027, 1033; GEntziehung des 
. 1291; Erbverträge zwischen 
E. 1254, 1255, 1257; Erbverzicht des 
E. 1296 ff.; gemeinfchaftliches Teftament 
der €. 1245; Haftung der E. gegen— 
einander 136, 6856; [egtwillige Zuwen⸗ 
dungen umerE. 1146; perſönliche Recht3- 
ſtellung der E. 670 if Pflichtteilsrecht 
der E. 1277, 1279; Unterhaltepflicht der 
E. 9, 686, 842; Unterhaltspflicht des 
ichuldigen €. 8i2; Uebergangsbeſtim— 
mungen 9; Voraus des überlebenden 
E. 1063; Schenkungen unter E. 223. 

Ehebindernifie, aufichiebende, tren— 
nende 634. 

Ehelich erklärte Kinder, vgl. Legitimierte 
Kinder; Einwilligung des Waters zur 
EHeichliehung 638. 

Eheliche NAbjtammung 833; internatio- 
nales Recht 836 

Aufhebung der e. 

G. 10, 793, 819; Wiederherſtellung 
derſelben —* 

Eheliche Gütergemeinſchaft, Erwerb von 
Rechten an Grundſtücken infolge e. ©. 

374. 


€ b eli 6 e Kinder, rechtliche Stellung 849 ff. ; 
Aufwendungen von e. K. 850; Aus- 
ſtattung 852; Ausſteuer 851; Dienft- 
pfliht 849; Einwitigung der Eltern 
zur Eheichliegung für e. 8. 637; inter: 
nationales echt 803: 849; Stand 


849; Nebergangsbejtimmungen 853; 
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—— 850; Wohnfiß 


Ebelihe rich, Verweigerung der ehel. 
Pil. 800*, 

Ehelider — 702; e. A. bei der 
allgemeinen Sütergemeinichaft 733; bei‘ 
Gütertrennung 728, 

Ehelihes Güterrecht 691 Fff.; geiepliches 
691; vertragsmähiges 729ff.; allgemeine 
Gütergemeinfchaft 731.5; Errungen- 
ſchaftsgemeinſchaft ——— Fahrnisge⸗ 
meinſchaft 771ff.; fortgeſetzte Güter» 
gemeinſchaft 749 ff.; Gitertrennung 72 

Ehelichkeit 833; Anerkennung der a | 
510; Sinfechtung, der E. 836. 

Ehelichfeitserf ärung 906ff. 

Ehelöjung 885. 

Ehemann, Anfechtungsrecht des E. bezüg- 
lich der Ehelichkeit 836; Aufrechnungsbe: | 
jugnis des E, 699; Aus ſonderungerecht 
des E. im Konturfe der Ehefrau beim 
in Güterſtande 720; Beſitz des 

697; Erwerb von Nu ungen durch 
den E. 701; Namenerteilung des E. 
an das uncheliche Kind der Ehefrau 
895; Prozehführung des E. 712, 715; 
Verfügungsbefhräntungen 698; Ver: 
waltung bei gejeßlichem Süterftande 
oe. Unterhaltspflicht des gejchiedenen | 

. 813. | 


Ehemündigleit 634 ff.; Erlangung der: 
jelben he Bolljährigkeitsertlänung 345; | 
wer ende Ehemündigfeit ijt aufichieben: 

hehindernis 635. 
enenicigtei 658 Ff., vergl. Nichtigkeit 
der Che. 

Ehejaden, Gerichtsbarfeit in €. 633; | 
Gerichtsſtand in E, 673; Brozehfähigfeit 
673; Verfahren in €. 673 # | 

Eheiceid ung 702f.; neh der €. | 
auf die elterliche Gewalt 858ff.; Gründe | 
795; internationales Recht 828, 829; | 
Uebergangsbejtimmungen 10, 829; Wir: 
fung 809. 

Ehejheidungsgründe 795ff.: Kompen- 
ſation von E. 809. 

Eheſcheidungsprozeß 822; Inter— 
imiſtikum im E.-Pr. 825; Klagänderung 
824; Koſtenvorſchußpflicht des Ehe— 
mannes 826; Mitwirkung des Staats— 
anwalts 822; Sühneverjud, 823; Urteil | 
827; Zuftändigkeit 823. 

Eneiheidungstedt, 











tanbeßberticieh | 


— —— 812. 
Eheſchließung, Deutſcher im Auslande 


Die Zahlen verweiſen auf d. Seiten, d. hochgeſtellten auf d. Noten. 





E. zwiſchen Vormund und Mündel 945; 
E. vor dem Pfarrer und zwei Zeugen 651. 


Ehevertrag 695, 729 ff.; internationales 


Recht 731; Verbindung des E. mit dem 
Erbvertrage 1255. 
Ehre, Verlegung der E. 333°, 335". 
Ehrloſes Verhalten 801, 805. 
[gipesjniätekung and. Vormund 945°, 
Eigenbeſitz, Erfordernis bei der Erjipung 
1. 


Eigenbefiger 358; Einleitung des Auf: 
gebotsverfahrens důcch den E. eines 
Srundjtüdes 404; Fruchterwerb des E. 
418; Haftung desjelben beim Einfturz 
von Gebäuden 395. 


‚Eigenhändiges Teftament 1233 ff. 


‚Eigen macht, verbotene 358, 360. 
Tan Sn Haftung für zugeficherte 
193 ff.; Irrtum über E. des anderen 

Ehegatten 664. 

en 391 ff.; Ansprüche aus dem 

E. 430 ff.; Ausichliegung des Grund—⸗ 

aigenuners 404; Begriff 391, 392; E. 
an Rechten 392; Erwerb und Verfuft 
des E. 402 ff.; "Erwerb des E. ohne 
Auflafjung 4035; Erwerb de E. an 
herrenlojen Srundftüden 404; Erwerb 
des E. in qutem Glauben 408; geteiltes 
E. 392; Nebenanjprüd)e aus dem €. 
436 Tr Uebergangsvorjchriften 392; 
Ulebertragung des E. 405; Umfang des € 
392; Vorbehalt des E. beim lauf 190; 
E. am ET! 525; am Schuld: 
ichein 417 

Eigentümer, Fruchterwerb des E. 417; 
Anſprüche des E. 430 ff., 436 fi. 

 Eigentümergefamthnpothet 556. 

Eigentümergrundjchuld 495, 573. 

Eigentümerhypothet 378', 495, 520, 
527 ff., 541, 571; €. im weiteren Sinne 
532; Entftehung der E. 530; Uebergang 
532: Unmvandelung in eine Srumdjchuld 
532. 

Eigentumsbeihränfungen 354, 392; 
E. jind feine Grunddienjtbarfeiten 454. 

Eigentumsderwerb am Gcdape 428; 
E. des Auftraggebers 276°". 

Eigentumsflage 430; E.-Feititellungs: 
tage 430; E.- Freiheitäflage 441. 

Gigentumstheorie 320. 

— 
406*, 578. 

Eigentumsvermutung des gegenwär— 
tigen Beſitzers 366, 432. 


Eigentumsverſchaffung beim Darlehn 


—9 beim Kauf 183 fi. 


656, 657; Form der E, 17, 650 5.5 | Eigentumsvorbehalt 190. 


E. von Ausländern 648, 649; E. des 


zum Bormunde beitellten Vaters 309; | 


Einbringung von Sadıen bei Gaſtwirten 
285. 


S. 1—624 gehören zum T. Band, ©. 625 ff. zum IM. Band. 


Einfluß der ——— auf die elter: | 
lie Gewalt 858 fi. 

MRIES DUBSBEIER zum Bürgerlichen. 
Gejepbuche 8 


Eingebradtes Gut 693; e. ©. bei der, 


GErrungenjhaftsgemeinichaft 762, 764; 
e. G. bei der Fahrnisgemeinjchaft 772, 
773; Brozehführung über e. ©. 
gejeplihen Güterjtande 713; Zwangs- 
volljtredung in e. &. beim gejeßlichen 
Süteritande 720. 

Eingehung der Ehe 632 Ff.; Form der- 
jelben 653. 


Eingetragene Bereine 45ff.; Ent: | 
ziehung der Rechtsfähigleit 46. 
Einigung 354, 357', 369; E. iſt ab⸗ 


ſtrakter dinglicher Vertrag 370, 406; 


E. beim Erwerbe von Srundftücen 402: | 
von beweglidien Sadıen 406; E. beim | 
Kauf 183; E. durch Stellvertreter 406; 
E. unter einer Bedingung oder Zeit 


beitimmung 406°. 
Einkindſchaft 758. 


Ginreden 107°; aufjchiebende E. des 


Erben gegenüber den Nadjlahgläubigern | 
1091, 1092; E. aus dem Rechte zum 


Befit, 364; E. des Beſitzers bei der, 


Cigentumsllage 435; €. bei der Klage 
aus früherem Beſitze 445; E. des Bürgen 


307; E. der Erbummwürdigfeit 1294; €. | 


des fehlerhaften Beſitzes 363, 364; E. 


gegen die Hypothek 546ff.; E. des nicht: 


erfüllten oder nicht gehörig erfüllten 
Vertrages 146ff.; peremtoriide E. giebt: 
einen Anſpruch auf Löſchung der Bor: 
merfung im Grundbud) 385; perem= 
toriihe E. des Berpfänders 549, 597; 
E. des Schenter8 219; Verjährung von 
E. 105; €. der Verjährung 112; €. 
der Inzulänglichteit des Nachlaſſes 1061, 
1066, 1079ff.; E. des Berpfänders 


587; E. der Vorausklage 308; E. der 


Wandelung und Minderung 204; €. 
des YZurücdbehaltungsrechtes 133, 484. 

Einridtung, Wegnahme einer E. 127; 
Wegnahme derjelben durch d. Mieter231. 

Einſchränkung der Unterhaltspflicht des 
ihuldigen Ehegatten SI4ff. 

Einjeitige Rechtsgeſchäfte 62; 
gegenüber dem eingebrachten Gute im 
gejeglihen Güterſtande 707; e. R. Min- 
derjähriger 65; Vertretung ohne Ber: 
tretungdmadht bei e. R. 98; Vollmacht 
bei denjelben 94, 

Einjegung „der Armen“ im Teftamente 

145. 

Einſicht des Grundbuches 368; zur Er- 
fenntni® der Verantiwortlichkeit erforder: 
lihe E. 338. 


im 


e. R. 
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Einſturz eines Gebäudes, drohender E. 

' 395; Haftung für denjelben 345. 

Einjtweilige Verfügung 383, 818; e. 
V. im Eheprozeh 675; e. ®. zur Er- 
langung des vorläufigen Erbichafts- 
bejiges 1109. 

Eintragung der Annahme an Kindes— 
jtatt und deren Aufhebung im Berjonen- 
ſtandsregiſter 924. 

Eintragung in das Grundbud) 372; 
Antrag auf E. 379; €. der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft 733; Beichwerde gegen 
E. 380; Bewilligung der E. 372; €. 
der befreiten Bore ihaft 1174°; €, 
beim Erwerbe des Eigentums an Glund 
ſtücken 403, 506ff.; E. der Geſamt— 
hypothek 555; Inhalt der E. 373; €. 
der Nacherbichaft 1167?; €. ber Nadı: 
lapvenvaltung 1072'?; E des Löſchungs⸗ 
vermerkes 561; E. des Staates als 
Grundeigentümer bei herrenloſen Grund— 
ſtücken 404; E. einer Vormerkung 383; 
Wirkung der E. 373; E. der Zwangs— 
hypothet 570. 

Eintragung eines Vereins 45ff. 

Eintragungen in das Güterrechtsregiſter 
775. 

Eintragungsbewilligung für das 
Grundbud 372; Erſetzung derjelben 
durch vechtöfräftiges Urteil 509. 

Eintragungsprinzip im Grundbuch— 
recht 368, 404. 

Cintragungäjwang, landesgejeplicher 
E. für Grunddienjtbarfeiten 453. 
Eintritt der Nacherbfolge 1164, 1175 ff. 
Eintrittsrecht 543; der Abkönmlinge 
1029; €. beim Piandverfauf 590. 
Einwand der offenbaren Unmöglichkeit 
der Empfängnis 898; €. der jimus 

lierten Abtretung 160. 

Einweijung in das Vermögen eines 
Berjchollenen 992. 

Einwendungen 108°; E. des Dritt— 
bejikers 435; E. gegen die Grundſchuld 
574, 

Einwilligung 100; E. des Ehemannes 

' zu Berfügungen der Ehefrau 704ff.; 

fehlende E. der Eltern iſt aufichiebendes 

| Ehehindernis 641; E. des gejeglichen 

Vertreters zur Eheſchließung und deren 
Erſetzung 635 ff.; E. des Vormundes 
zur Eheſchließung des Mündels 945. 

Einzelhypothet 557. 

Einziehung des Erbſcheins 1307. 

Eijenbahnunternehmer, Haftung der- 
jelben 22. 

Eijernviehvertrag 247° 

Elektrizität 51. 

Eljah- Lothringen 19, 1036. 
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Elterliche Gewalt des Vaters 853 ff.; 
der Mutter 884 ff.; Aufſicht des vor! 
mundſchaftsgerichtes 873ff.; Ausübung 
der e. G. durch die Mutter 855 ff.: Be: 


endigung der e. &. 850°; Verhinderung 


an der Ausübung 881, 885. 

Elterliche Nupniekung 867 ff.; VBeen- 
digung derjelben 872, 

Eltern, Einwilligung der E. zur Ehe— 
ſchließung 637; Entziehung des Pilicht- 
teiled gegenüber den E. 1290; Bilicht: 
teilredht der E. 1277, 1279; Unterhalts: 
pfliht der E. 843. 

Emancipatio Saxonica oder Germanica 


Empfängniszeit 833 ff., 899. 


Empfangsbedürftige Rechtsgeſchäfte 


62, 73. 

Empfangsbekenntnis 157. 

Empfangstheorie bei Willenserklä— 
rungen 74. 

Empfehlung 279. 

Em ol s, dem BGB. unbefannt 
448* 

Emtio spei, rei speratae 181. 

Endigung der Grunddienſtbarkeiten 454ff. 

Endtermin 90. 

Entbindungdfoften 902. 

Enteignung 22, 354; Eigentumserwerb | 
an Grundjtücen durch E. 374; Erlöjchen 
von Grunddienitbarteiten durch E. 456; 
geſetzliches Vorlkaufsrecht bei der E. im 
preußiihen Rechte 481. 

—— 1290; E. in guter Abſicht 


Entführung zur Ehe 642. 
entgangener Gewinn 125. 
Entgeltlidhe Geichäftsbeforgung 279. 
Entgeltlide Nechtögefchäfte 62. 
Entgeltlidfeit des Dienjtvertrags 254. 
Entlajjung des Tejtamentövollitreders 
1219; E. des Bormundes 981; E. des 
Mündel® aus dem Staatverbande 963, | 

Entleiher, Haftung des E. 249; Pilid): | 
ten des €. 249; Zurücbehaltungsrecht 
des E. 249°, 

Entmündigte, Geichäftsunfäbigfeit des 
E. 63; — —— 64, 
66; Unfähigkeit des E. zur Uebernahme 
er —— 935; Teſtierfähigkeit 

es 


Entmündigung 34ff.; E. wegen Geiſtes— 


ſchwäche, Verſa wendun und Trunkſucht 
35 ff., 984; E. von — ** 36; 
Nebergangsbejtinmun en 8; vorläufige | 
Vormundichaft über & 
Vorausſetzung der Vormundichaft über 
Volljährige 983. 

Entreprijevertrag 259”, 


. 986 ff.; E. als! 


'Entjagung 163. 

ERLIUER BUNG, billige 629. 
Entihädigungsanfprud der unebe- 
lichen Mutter gegen den Erzeuger 898" ®, 

Entjtehung von Grunddienjtbarfeiten 
452, 453. 

Entwehrung 186; €. beim Tauſch 215. 

Entweiden des Vaters 882. 

Entziehun 8 der nee 
des Vorerben 1171; E. des Gebrauches 
der Mietjache 230; €. des Pflichtteiles 
1290; E. der Rechis fahiglen bei ein- 
getragenen Vereinen 46; unerlaubte 
$. einer Sache 352; €. der Verwaltung 
des Kindesvermögens 866, 867", 870, 
.878 ff. 

Erbabjindung 1128. 

Erbbaurecht, Begriff und Inhalt 448 ff. ; 
Beitellung 449; bejondere® Grundbud): 
blatt für das E.:R. 368', 450; Erbbau— 

; _ recht als Gegenjtand einer Hypothel 509. 

a je, Vererblidjteit derjelben 





Erbe, Anſprüche des E. gegen den Erb— 
ſchaftsbeſiher 1096 ff., 1106; Aus— 
| ſchlagungsrecht des E. 1021; Aus⸗ 
ſchließung des E. 1054; aufſchiebende 
Einreden des E. 1091, 1092; Begriff 
des E. 1001; Berichtigung von Nach⸗ 
lafverbindlichkeiten durch den E. 1070, 
1077; €. braucht nicht als Srundftüc- 
| eigentümer eingetragen zu werden 403; 
Einjegung des E. auf einen Bruchteil 
1019; Einfehung bis zu einem Zeit- 
punkte 1019, 1020; abaniprud des 
E. für Aufwendungen 1070; Erjaßerbe 
1157ff., 1159%; gejeplihe €. 1017; 
Haftung des E. "für Nachlafverbindlich 
feiten 1055 ff.; Haftung des E. bei Be: 
rufung zu mehreren Erbteilen 1085, 
' 1086; AInventarerridtung des €. 1060, 
1082 ff.: Miterben 1004, 1109 ff.; Not- 
erbe 1018; Pflicht des E. = eeiftung 
des Offenbarung 8eides 1 
poſſeſſoriſche —— des E. ds: 
provijoriiche Bejorgung von Erbichafts- 
geichäften 1049; Pflichtteilslaſt des E. 
| 1256; rechtliche Stellung des E, 1042 ff.; 
| Nechtöverhältnig zwiichen dem E. und 
' den Nadjlafgläubigern 1134ff.; Schuß 
des E. 1108; Schupfriit 1091; unbe- 
ichränfte Haftung des E. 1082 ff. ; 1089 f.; : 
Verantwortlichkeit des E, 1069. 
Erbengemeinjchaft 1110', 1112, 
Erbendaftung, Grundſatz der beſchränk⸗ 
ten E. im BGB. 1057, 1058 ff. 1067; 
Grundſatz der unbedingten E. im römi- 
ſchen Rechte 1003; handelsrechtliche E. 
| .1003%. 


©. 1—624 gehören zum T. Band, ©. 625 ff. zum II. Band. 


Erbeseinjegung 1152ff.; E. auf Bruch-⸗ 


teile, ohne Bruchteife 1154; forreipeftive 
E. 12495f.; Nejolutivbedingung, Sus— 
penjivbedingung bei der E. 1146ff.; 
Umfang der E. 1153; unmöglide, un- 
jittliche, unverjtändliche Bedingungen bei 
der E. 1147; Beitbeftimmung bei der 
E. 1146; zeitlich begrenzte E. gilt ala 
Vorerbichaft 1162. 

Erbeserbe 1045. 

Erbfähigfeit 10125. 

Erbjalf 1001, 1012jf., 1043; Erbfall- 
ichulden 1062. 

Erbfolge 1001ff.; geießliche, gewillfürte 
E. 1018 ff., 1021 ff.; Erwerb von Rechten 
an Grundjtüden durch E. 374; E. nad) 
Stämmen 1029; Notwendigfeit der E. 
1002; Ilmmittelbarfeit der GE. 1002; 
vertraggmäßige E. 1018, 1252 fr. 

Erbieten, öffentlihes E. zur Geichäfts- 
bejorgung 275. 

Erblafjer, Begriff 1001; Beerdigung 
des E. 1062; Schulden des E. 1062; 
wirfliher Wille des E. 1141. 

Erbpadtredht 20. 

Erbredt angenommener Kinder 918; E. 
des überlebenden Ehegatten 1026, 1027, 
1033; E. desjelben im Märtifchen 
Provinzialrehte 787; Gegenitand des 
E. 1004 ff.; E. im objektiven, jubjeltiven 
Einn 1001, 1002; €. öffentlicher Körper— 
jichaften 23, 1036, 1037; €. des Staates 
1035, 1036, 1037, vergl. Fiskus; €. 
legitimierter Kinder 906, 909; inter: 
nationales €. 1006 ff. 

Erbrechtsgrenze 1026. 

Erbichaft, Annahme und Ausſchlagung 
der E. 1042; Begriff 1001; Erwerb 
der E. 1020, 1021; Gerichtsſtand der 
E. 1105, 1131°; Herausgabe der E. an 
den Nacerben 1172; Mihbraud an 
einer E. 477; rubende E. 1146; Schen: 
fung einer E. 225; vorläufiger Enverb 
der E. 1048. 

Erbihaftsanjprud 32, 1096ff.; €. 
einer fäljchlich für tot erklärten Perſon 
1099, 1107; Kläger, Bellagter beim €. 
1098, 1099; Gegenftand umd Umfang 
des E. 1100; Beweislajt beim E. 1103 ff. ; 
Ulebertragbarfeit und Vererblichkeit des 
€. 1105; Verjährung des E. 1104. 

Erbſchaftsbeſitzer 1099; accessio tem- 
poris des E. zu Gunjten des Erben 
412; Austunftspfliht des E. 1105; 
Gegenanſprüche des E. 1101; Haftung 
des E. nach Eintritt der Rechtshängig— 
teit 1102; Haftung des bösgläubigen 4 
1103; Herausgabepflicht gegenüber dem 
Erbſchaftsanſpruch 1100; Zurückbehal— 


| 
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tungsrecht des E. wegen Verwendungen 
1101 


Erbidaftsfauf 1310ff.; Anzeige 1315; 
Gegenſtand 1312; Gemwährleiftung beim 
E. 1312; Saftung für Sad): und Rechts— 
mängel 1313; für Nachlaßverbindlichleiten 
1314 ff.; Webergang der Gefahr 191, 
1311, 1314; Berpflitungen des Ver— 
fäufers 1312. 

Erbichaftstäufer, Grundſtückserwerb d. 
E. 374; Erbidyaftsaniprud) des E. 1099; 
E. erhält feinen Erbichein 1299%; Ver— 
pflihtungen des E. 1313. 

Erbſchaftsklage im preußiichen Rechte 
1097, 1098. 

Erbidaftsvermädhtnis 1161. 

Erbidein 1104!, 1298 ff.; E. des Vor: 
erben 1303; gemeinichaftlicher E. 1301; 
E. des Nacherben 1299°; Anhalt des 
€. 1303; Kraftloserklärung des E. 1307; 
Einziehung 1307; Bermutung aus dem 
E. 1304, 


Erbteil, Begriff des E. 1004; Berufung 
zu mehreren E. 1046; Erhöhung des 
gejeplihen E. 1037; fein Nachlaßlon— 
kurs über einen E. 1075. 

Erb= und Lagerbud) 499. 

Erbunwürdigkeit 760, 1293 ff.; Aus: 
dub des Pflichtteilsrechtes durch €. 
1278. 


Erbverpfründungsvertrag 1265°. 

Erbvertrag 1252 ff.; Anfechtung des E. 
1258; —— des E. 1263; Be— 
griff des E. 1019; Beſtätigung des E. 
1259; bindende Wirkung des E. 1259 ff., 
1262; einjeitiger, zweileitiger E. 1256, 
1266;  einfeitige bringen im €. 
1267; Fäbigfeit zum Abſchluß des E. 
1254; Form des E. 1254; rechtliche 
Natur des E. 1042; Unwiderruflichkeit 
des E. 1253; E. bei Entmündigung 
wegen VBerichvendung 36. 

Erbverzicht 1295 ff. ; Aufhebung desjelben 
1298; relativer E. 1297. 

Erfüllung der Schuldverhältnifie 156 f.: 
E. des Bermächtnijies 1197; E. durd) 
einen Geſamtſchuldner 178; teilweile E. 
147; Unmöglichkeit der E. 134; €. Zug 
um Zug bei Verurteilung des zurück— 
haltenden Schuldners 133; E. bei gegen- 
jeitigen Berträgen 146, 

Erfüllungsart, Erſchwerung, Unmög— 
lichkeit derſelben 134. 

Erfüllungsinterefje des Käufers 202. 

Erfüllungstheorie 121. 

Erfüllungsübernahbme 172°, 1313. 

Erfüllungsverzug 139. 

Ergänzung des Pflichtteils 1287 fi. 

Ergänzungspflegidafjt 990. 
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Erhaltung der Leihſache 249. 

Erhaltungstojten, gewöhnliche E. trägt 
der Beſitzer 438. 

Erhoffte Sadıe, Kauf einer e. ©. 181. 

Erhöhung der Bruchteile mehrerer ein- 
gejepter Erben 1154; €. des geſetzlichen 





dungen 1072, 1074; E. des Berlierers 
426 ji.; E. des Vermieters 233; E. des 
Bormundes 956; E. des Vorerben 1173; 
E. des Vaters für Verwendungen auf 
das Kindesvermögen 866; E. des Erben 
1070, 1080; E. des Ehemannes 702, 703. 


Erbteild 1037 ff.; Haftung des Erben | Erjagberufung 1144, 1158; Zufanımen- 


bei E. 1086; E. von Grund und Boden | 


402. 


trefjen derjelben mit dem Anwachſungs— 
rechte von Miterben 1159. 


Erklärungen durch da8 Telephon 74". | Erjagerbe 1157 ff.; Ausſchluß der An— 


Erflärungstheorie 67. 

Erlaß 163ff.; E. bei der Gejamtjchuld 
178; Erlaß der Kollationspflicht im ALR. 
1129°. 

Erlaubnis, dienftliche E. zur Eheſchließung 
647, 648; E. zur Uebernahme der Bor: 
mundſchaft für Beamte 936; E. zur 
Ucbernahme der Mitgliedihaft im Fa— 
milienrate 977; E. zum Ehebruch 798'; 
E. zur Eheſchließung für Ausländer 648. 

Erlaubte Brivatgejellichaft 39. 

Erlöfhen des Auftrags 277; E. der 
Hppothef kraft Gejepes 561; E. des 
Nießbrauchs 471; E. des Pfandrechts 
597; €. des Piandrechtes des Vermieters 
235; €. der Schuldverhältniſſe 156 ff.; 


E, der Unterhaltspflicht des jhuldigen | 


Ehegatten 861, 862; E. der Vollmacht 
94; E. des Wiederfaufsrechtes 211; E. 
des Zurüdbehaltungsrechts 133. 


Ermäßigungsredt des Nichterd beim 


Mäklerlohn 271; bei der Bertragsitrafe 
154, 

Erneuerung der Urkunde bei Inhaber: 
papieren 321. 

Erneuerungsidein 323, 476. 

Eröffnung des Erbvertrags 1208; €. 
des Tejtaments 1243 jf. 

Errichtung einer abgejonderten Wirtichaft 
832; E. des Tejtaments 1220 ff. 

Error condieionis 664°; error qualitatis 
in personam redundans 66#'. 

Errungenihaftsgemeinichaft 692, 
762.5; Aufgebung dev E. 769; Aus— 
einanderjegung bei der E. 770; Aus: 
gleichung bei der E. 769; Beendigung 
der E. 769; eingebrachtes Gut bei der 
GE. 762, 764; Geſamtgut bei der E. 
762, 763; Scuidenhaftung 766; Ber: 
bältnis der Ehegatten zu einander bei 
der E.708; Vorbehaltsgut bei der E. 762, 
705; Wiederherjtellung der E. 770; 
Zwangsvollſtreckung bei der E. 767. 

Erjak von Mehraufivendungen des Schuld- 
ners bei Annahmeverzug des Gläubigers 
142, 


Erjapaniprud des Beichwerten für 


Verwendungen beim Bermächtnifje 1198; | 


E. des Nacdhlahverwalters für Aufwen— 








wachſung durch Einjeßung von E. 1155* ®; 
Ausgleihungspflit des E. 1130; E. 
zugleich als Erbe eingejept 1159*; mehrere 
E. neben=, nacheinander 1159. 

Erjapmitglieder beim Familienrate 976. 

Erjappflicht des Niehbrauchers bei über- 
mähigem Fruchtgenuß 464. 

Erjagübernahme 553. 

Erjapvermädtnis 1184 ff. 

Erjigung 103, 410 ff.; ordentliche, außer- 
ordentlihe E. im ALR. 411; E. des 
Eigentümers an beweglien Sachen 
405; diejelbe an Grundjtüden unzuläjlig 
404; E. des Erbbauredts 449; E. von 
Erbihaftsfahen 1104; Eigenbeſitz ijt 
Vorausjegung für die E. 358; €. der 
Freiheit von öffentlihen Lajten und Ab— 
gaben 411; E. von Grundgerechtigkeiten 
im ALR. 452; E. von Reallajten 489; 
Uebergangsbejtimmungen für die E. 9", 
413*; Unterbrechung der E. 412; €. 
des Unterſagungsrechtes 455; Wirkung 
der E. 412, 

Eriparnijje der Kinder 868. 

Erjteher in der Zwangsverſteigerung 553. 

Erteilung des Erbſcheines durd) das 
Nachlaßgericht 1299; E. der Vollmacht 93. 

Ertragswert eines Yandgutes 1122. 

Erwerb der Ehefrau wird Vorbehalte: 
gut 694; E. von Grundjtüden durch 
Ausländer 21; E. durch ausländiſche Kor: 
porationen 392°; gutgläubiger Erwerb 
des Eigentums 408; E. beim Pfandver— 
fauf 594; €. des Kindes 807; E. der 
Nupungen durch den Ehemann 701; E. 
der Nußungen des Kindesvermögens durd) 
den Bater 868; E. von Rechten durd) 
juriftiiche Perfonen 45; E, von Rechten 
an Grundjtüden durch Tabularerjigung 
374, 375; E. durch Zwangsvollitredung 
374, 387; E. der Rechtsfähigleit 27 ff.; 
E. von Trennjtüden 403°; E. von Zus 
behör bei Veräußerung von Grundjtüden 
403; E. von Erzeugnifjen 405, 417. 

Erwerbsarten des Eigentums an be= 
weglihen Sachen 405. 

Erwerböbeihränfungen der Religiöſen 
21, 27, 1017; €. der toten Hand 21, 
1015. 
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Erwerbsgeſchäft, jelbitändiges €. der! Falsus procurator 97%, 
Ehefrau 707; €. eine® Kindes und Familiae emptor 1223. 
Nupnießung des Vaterd an demjelben Familienfideikommiß 20, 354; Er: 


869; E. eines Minderjährigen 65; jelbjt- | 
jtändiges €. eines Miindels 945. | 

Erwerbövereine 41. 

Erzeugnijfe des Grundjtüdes 53; Er- 
werb von E. 405, 417; Hypothelarifche, 
Haftung der E. 511. | 

Erziehung, religiöfe E. der Kinder22,33; 
r. €. der Kinder aus gemilchten Ehen 
856; r. E. unehelidyer Kinder 897, 944; | 
r. €. des Mündels 944. 

Erziehung, Sorge des Vormundes für, 
die E. des Mündels 944. | 

Er iehungsanjtalt, Unterbringung des 

indes in einer E. durd) das Vor— 
mundichaftsgericht 875. 

Erziehungsreht des Vaters 856; Ent- 
ziehung desſelben durch das Bormund- 
RABEN 875; Mißbrauch desjelben 
856. 

Eventualaufrehnung im Prozeß 162. | 

Evictio imminens 187. 1; 

Eviftion 186, 193. 

Ex asse fit dupondium 1154®. | 

Exceptio, e. ne praeiudicium fiat here- | 
ditati 1098, 1106; e. non numeratae | 
pecuniae 527, 564; e. non impleti, 
non rite impleti contractus 146, 
148; e. plurium conceumbentium 898, 
905; Verzicht auf diejelbe 899; e. red- 
hibitoria 204°; e. rei venditae et tra- 
ditae 435; e. vitiosae possessionis 363, 
364. 

Ercek in Notwehr 114". 

Ex damnato coitu procreati 895. 

Exheredatio 1271; e. bona 
1213’, 1291. 

Exhibitionspflicht 324, 

Erpromifjion 171. 

Erjtinftivverjährung 103. | 

Extraneus, adoptio durd) einen e. 912. 





mente | 





F. 
Fahrl igkeit, Haftung des Schuldners 
für F. 136. 
Fahrnisgemeinſchaft 692, 771ff.; 
Aufhebung der F. 774; fortgejepie 
Gütergemeinjchaft bei F. 774; Sejamt: 


gut und Eingebrachtes bei 63 772; | 


Vorbehaltsgut bei F. 773. 

Fahrnisklagen 444. 

Fälligkeit der Leiltung 131; %. des 
Bermächtnifies 1196; $. bei der Auf: 
rechnung 161; 

Fallrecht 1026. 


ſchaftsanſpruch derjelben 1099, 1107. 


'Fideiussor indemnitatis 306®; 


F. beim Verzuge 139. 
Fälſchlich für tot erllärte Perſon, Erb: | 


i 
1 


ſitzung von Grundgerechtigkeiten gegen 
F. 452''; geteiltes Eigentum beim nz 
392; Nachſolge fegitimierter Kinder in 
F. 906, 910; Gondererbredt bei F. 
1011; Spezialfucceifion in F. 1004; 
Succeſſion angenommener Kinder in 
F. 919. 

Familienname 38, 681; 
lichteit desjelben 1005'. 


UInvererb: 


'Familienrat 929,975 ff., 986; Aufhebung 


des F. 979; Einfegung des F. 975; 
Geſchäftsführung im F. 978; Unfähigfeit, 
Untanglichfeit zum F. 977; Hechteftellung 
des %. 977 ff. 
Familienrechte, 
ſelben 1005?. 
Familienſchriftſtücke 1122 
Familienſtiftung 47°, Fr 
Fanftpfand 500, 576, 577 
Fehler der Kaufiache 194. 
Fehlgeburt 1014°, 
Feld- und Foritpolizeigejebe 22°. 
Fenſter- und Lichtrecht 401. 
mE recher, Bertragdantrag vermittelt 


U* 

— 401. 

Fictus possessor 431, 1097, 1100. 

Fideicommissum 1180; vgl. er: 
mächtnis. 

Fideifommiß, Einfünjte des F. gehören 
zum nichtireien Kinde&vermögen 868; 
feine Anrechnung auf den flichtteil 
1276°; vgl. Familienfideitommih. 

Fideifommihbefiger, Fruchterwerb des- 
jelben 418; Schaßerwerb 429. 


Unvererblicjfeit der: 


f. in 
omnem causam 307'. 

Fiducia 576. 

Fiduziariſche Ceſſion 169. 


Fiduziariſche Stiftung 49. 


Fiduziariſches Geſchäft 578. 
Fiktionstheorie 39", 
Filiationsklagen 8374 
Filius familias 853", 


| Findelfinder 931, 997. 


Finder, Begriff des F. 123; Beſitz des 
F. 359% Haftung des F. 136, 424; 
— des F. 423ff.; Rechte des F 


Piero 425. 

Fiſchereirecht 21, 354; Filchereiregal 
420; Fifchereigerechtigteit als Gegenjtand 
der Hypothek 509. 

Fiskus, Aneignungsreht des %. an 
herrenlofen Grundjtüden 404; Anfall 
des Bereinsvermögend an den F. 44, 


1374 Sadregiiter. Die Zahlen verweilen auf d. Seiten, d. hochgeftellten auf d. Noten. 


1012, 1013; des Stiftungsvermögeng | 
49°; Eigentum des F. an hinterlegten 
Sachen 117; Feſtſetzung des Erbrechts 
des F. 1054; geſetzlicher Titel des F. 
auf Gintragung einer Hypothet 497°; 
geiepliches Erbrecht des ?5. 1002, 1035; | 
Grundſtücke des F. 455°; Haftung des 
F. für die Vertretungsorgane 50; F.“ 
hat fein NAusichlagungsrecht bei einer 
GErbichaft 1021, 1035, 1043; feine Jn= | 
ventarfriit 1035, 1085; Ausihlu des 
Erbverzichts für den F. 1036, 1296; 
Necht des F. auf das Vermögen er: 
lojchener juriſtiſcher Perſonen 44, 49°, 
1012, 1013; Pflichtteilsanſpruch des F. 
1278; Pflicht des F. für Auskunft: 
erteilung und Leiftung des Offenbarungs- 
eids über den Nachlaß 1055; Fiskus 
als Borerbe 1036; ald Nadjerbe 1102. 

Firgeichäfte 262”, 

Flupbetten, Eigentumserwerb an ver- 
lafienen F. 374, 405. 

Forderungen, Abtretung von F. 1645f; 
älligfeit der F. bei der Aufrechnung 
161; Niehbraucd an 7. 474; Pländung | 
von F. 623; von hypothelariſch geficherten 
F. 624; Uebertragung von F. 164; 
Verlauf einer %. 1855; Vermächtnis | 
einer F. 1192, | 

Vorderungsreht des Vermächtnis: | 
nehmers 1193. 

Form der Abtretung 164; F. der Abtretung 
einer Hypothek 536; F. des Annahme 
vertrags bei der Adoption 913; F. des 
Aufhebungsvertrags bei der Adoption 
922; F. des Auftrags 275; F. der Bürg- 
ſchaft 306; F. der Eheichliehung 650 ff., 
653; F. des Ehevertragd 730; F. der 
Einwilligung 99; F. der Einwilligung des 
gefeplichen Vertreters zur Eheſchließung 
636; F. des Erbſchaftskaufs 1311; F. 
des Erbvertrags 1254; F. des Erb— 
verzichtsvertrags 1297; gerichtliche oder 
notarielle F. 75ff.; F. des Geſellſchafts— 
vertrags 288; F. der Inhaberpapiere 
320; F. des Kaufvertrags 182; F. des 
Leibrentenvertrags 301; F. der letzt— 
willigen Verfügungen 1007ff. 1179ff., 
1223ff.; mangelnde F. bei Rechtsge- 
ſchäften 76, 80; F. des Mietvertrags 
227; F. der Quittung 157; F. der, 
Rechtsgeſchäfte 74 ff.; F. des Schenfungs- 
veriprechens 217; F. d. Schenfungdwider- 
rufs 222; F. des Schuldanerkenntniſſes 
und des Schuldverſprechens 315; F. 
der Teſtamente 1223ff.; F. der außer— 
ordentlichen Teſtamente 1235ff.; F. des 
Vergleichs 312; F. des Verlöbniſſes 
626ff.; F. des Vermächtniſſes 1170ff.; 











F. des Verwahrungsvertrags 282; 
F. der Vollmacht 93; F. der Willens— 
erflärungen 74ff. 

Formfreiheit, Prinzip der F. 74. 

Formmangel als Ehenichtigkeitsgrund 
659. 

Fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 749ff.; 
Ablehnung derſelben ſeitens des über— 
lebenden Ehegatten 752; Wuseinander- 
jeßung bei f. &. 758; f. ©. bei der 
Fahrnisgemeinfchaft 774; Endigung der 
f. ©. 757; Gejamtqut 753; Geſamt— 
bandeverhältnis bei f. &. 754; Schulden- 

baftung 755; Subjefte der f. ©. 753; 
Zwangsvollitredung bei f. G. 755. 

Forum hereditatis 1255°, 

Frachtführer, geſetzliches Pfandrecht 
desſelben 410’, 618. 

Fradtverfehr 287. 

rauen, Mblehnungsreht der F. bei 
Uebertragung der Bormundichaft 938; 
Bürgichaftserklärungen von F. 311; 
Täbigfeit der F. zu Tejtamentäzeugen 
1226°; Bormundihaft der F. 935ff.; 
über F. 924, 926. 

Freiheitsentziehung, widerreditl. 352. 


Fremde Sadıe, Berfauf einer f. ©. 181. 


Friſten 101. 

Früdte 58ff.; F. auf dem Halm 53; 
a an F. 53; Erwerb jtehender 
und hängender F. durch den Käufer 
419; Herausgabe der %. beim Ber: 
mächtni® 1197; juriftifche, natürliche 
F. 58, 60; Piändung von ungetrennten 
F. 549; F. eines Rechtes, einer Sache 
58, 59; Ueberfall von F. 396; Ber: 
teilung der F. 59, 60. 

Fruchterwerb 358; F. des Eigentümers 
und de3 dinglid) Berechtigten 417; des 
qutgläubigen Befiper® 418; der obliga- 
toriich Berechtigten 419. 

Fruchtrecht, preußiiches 418°. 

Fructus pendentes 551; f. percipiendi 
436, 1102. 

Früherer Bejig, Anſpruch aus demfelben 
430; Klage aus fr. Bei. 444 ff. 

Fund 423; Erwerb des Cigentums 
durdı F. 405, 425. 

Fundſachen, zoflpflidhtige 429. 

Fürſorge für den nasciturus 1053, 1054. 

Fürforgeerziehung, Gejep über die— 
jelbe vom 2. Juli 1900, 966; ftaatliche 
F. der Kinder 875. 

Fürſorgepflicht beim Dienftvertrage255. 

Fürſorger 876. 

Fuß, rheinländiſcher 395°. 

Fütterungskoſten bei der Leihe 249; 
F. bei der Miete 231; Erjaß derjelben 
bei der Wandelung 200°. 
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Gehülfen, Haftung für ©, A Haftung 
283. 


6. | des Verwahrers für ©. 
Sarantie, Uebernahme der G. für Eigen: ı Geiſteskrankheit, ala Eheſcheidungs— 
ſchaften der Kaufſache 203. rund obne Berichulden eines Teiles 
Sarantiefrijten 204°, ' 795%, 803; Entmündigung wegen ®, 
Garantieverträge 305°. \ 35, 66; ©. des Baterd 859 ff. 


Bajtwirte, Einbringung von Sachen bei | Geiftesſchwäche, Entmündigung wegen 
G. 285; geſetzliches Pfandrecht 6175| ©. 35, 66; Eheſchließung der wegen 
Haftung der ©. 137; Berjährung 106. ©. Entmündigten 636; Teſtierfähigleit 

Gattungskauf, Sewährleiftung beim G.  derfelben 1221. 

205. Geiſtige Gebrechen 992. 

Gaͤungsſchuld 121; Gläubigerverzug Geiſtliche Geſellſchaften 21. 
bei der G. 142; nachträgliche Unmöglich: | Geld, Anlegung von Geld durd den Ehe: 
keit, Unvermögen bei der G. 135, 136; | mann 699; durd den Vater 862; durd) 
Verz zug bei der &. 139; Wahlrecht des den Bormund 948 ff.; gefundened G. 


Schuldners bei der ©. 121°. 428; gutgläubiger Erwerb von G. 409; 
Gattungsvermädtnis 121, 1186; gr Veräußerung von ©. 409; Verfügungs: 
füllung desfelben 1197. recht des Ehemanned über ©. 649; 


Gebäude, Bejtandteile des Srundftüds Berpfändung von G. 580, 588°; Bin: 
53; drohender Einjturz, Ablöſung von |; difation von G. 432. 
Teilen eined G. 395; Zubehör des G. Geldentſchädigung, Schadenserſatz 


55. durch G. 124. 
Gebäudegerechtigkeiten 460. Geldrente 688; Gewährung des Unter— 
Gebäudeverjiherung, hypothelariſche halts durch eine G. 847, 900. 

Haftung derjelben 515. Geldſchuld 123; ©. it Bringichuld 131. 
Gebot, geringites 552, 559. Geltendmachung, der Unehelichkeit eines 
Gebraud 20°, Kindes 837; prozeſſuale G. der be- 
Gebredlichfeitspflegichaft 929%, ſchränkten Haftung des Erben 1093 ff. 

991 ff. "Geltung, zeitlide und örtliche G. der 


Geburt, Anzeige der ©. 836; ©. als Rechtsnormen 7 ff.; im Erbrecht 1010ff. 
Beginn der Rechtsfähigkeit 28; Ein- Geltungsbereich, zeitlider ©. des 
tragung der G. in das PBerjonenftande- | BGB. 7 ff.; örtlicher 10 ff. 
regijter 836. ‚®emeindevorjteher, Tejtamente vor 

Gefahr bei gegenjeitigen Verträgen 148; | demjelben 1236, 
beim Werkvertrage 264; Uebergang der Gemeindewailenrat 929, 971ff.; An- 
G. beim Kauf 191 jj.; beim Verſendungs- zeigepflicht desjelben 931; Beſchwerde— 
fauje 192; beim Kauf in Bausch und) recht des G. 973; Organijation des ©. 





Bogen 191. 972; Pflichten des ©. 972 ff. 
Gefährdung der Perſon des Kindes 874; | Gemeine 40. 

des Vermögens desjelben 876. Gemeine Lajten 486; g. 2. der Kauf: 
Gegenanſprüche des Beliterd im Eigen: | jache 184. 

tumsjtreite 438 ff. Gemeines Recht 19%, 
Gegenrecht 108°. Gemeinheitsteilung 22; Beſeitigung 


Gegenſeitige Verträge 145 ff.; Gefahr, von Grunddienſtbarkeiten durch G. 451; 
bei g. V. 148; Unmöglichfeit 148; Ver- Erwerb von Rechten an Grundſtücken 
zug 150; Zug um Zugleiftung 146; durch &. 374. 

Burüdbehaltungsrecht 132°. Gemeinſame Lebensgefahr 28, 1013. 

Gegenjeitigfeit der Forderungen bei Gemeinſchaft 296 ff.; Aufhebung der 
der Aufrechnung 161. G. 298; G. quoad sortem, quoad usum 

on ftand 51; G. der —— 288; Rechtsgemeinſchaft zur geſamten 

158; G. des Kaufes 180, Hand 287; G., eheliche, Aufhebung der: 

Segenvormund 029; Ausfunftapflicht jelben 10, 793, 819 ff; Miederberitel: 
des ©. 967; Befieilung 939, 9573 lung derjelben 822 
Genehmigung. desjelben bei Anlegung Semeinigaftlice Annahme an Kindes: 
von Mündelgeld 948, 958, 959; Haftung | jtatt 917, 918. 
des ©. 958; Inventar: Aufnahme 947, | Gemeinichaftliches Eigentum 447; 9. 
958; Nechte und Bilichten des ©. 957 ff. | Erbichein 1301; g. Hypothekenbrief 524; 

Seheimer Borbebalt 68. g- Vermächtnis” 1187; g. Urkunden 325: 

Gehorſam, kindlicher 851. g . Teſtament 1245 ff; ; Eröffnung de8: 
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ſelben 1251; Form 1246; Inhalt 1247; 
forrejpeftive Verfüigungen 1249; Wider: 
ruf desjelben 1249 fi. 

Gemiſchte Ehe, Mündel aus g. E. 944; 
Een Erziehung der Kinder aus 9. | 


Gemiſchte Echenfung 224. 

Gemiſcht— generiſches Vermächtnis 11865. 

Genehmigung 100; G. der Ehe 667; 
G. des ðedenvoruundes 948, 058, 
959; ©. des geſetzlichen Vertreters 64; | 
G. des Gläubiger bei der Schuldüber: | 
nahme 172; G. von Rechtsgeſchäften 
bei volimachtlofer Vertretung 96 ff. ;| 
ſtaatliche &. bei Stiftungen 47; G. des 
Bormundicaftsgerichtes 960, 985. 

General-, Spezialhypothefen 490. 

Seneral-, Spezialvollmaht 96. 

Seneraljucceifion 1003. 

Generalvormundicdaft 940. 

Generiſche Obligation 121. 

Genoſſenſchaftstheorie 34". 

Genuskauf 181%, 

Senusobligation 121. 

Gerade, Spezialerbfolge in die &. 1003; 
feine Anrechnung der G. auf den Pflicht: 
teil 1276®. 

Gerichtliche VBeitätigung des Annahme: | 
vertrags und Aufhebungsvertrags bei 
der Annahme an Nindesjtatt 915, 922. | 

Ga und notarielle Beurkundung | 
75 ff., 78. 

Gerichtsbarkeit in Eheſachen 633. 

Gerichtsſchutz beim Beſitz 360, 362. 

Gerichtsſtand 673; G. der Erbſchaft 
1105, 1134®, 

Gerichtsvollzieher, Stellung desjelben 
zum ei 275°. 

Geringſtes Gebot 385*, 552. | 

Germani 832. 

Bejamte Hand 287, 447; Anwendung 
der g. H. bei mehreren Erben im preu- 
—5 — Rechte 1110; im Bürgerlichen | 
Geſetzbuche 1112; g. 9. bei der allgc- 
meinen Gütergemeinjchaft 731; bei der 
fortgeſetzten Gütergemeinjchaft 754. 

Gejamtgläubiger 177; mehrere durch | 
n Vermächtnis Bedadıte find G. 
1184. 

Geſamtgrundſchuld 559, 1180. | 

Geſamtgut bei der allgemeinen Güter- 

emeinichaft 731, 732; &. bei der fortge: 
* Gütergemeinſchaft 753; G. bei der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft 762, 763; 
©. bei der Fahrnisgemeinſchaft 722; Auf: 
rechnung beim G. 732°; Bwangsvoll- 
jtredung in das ©. 742; Auagleihungs- | 
pflicht der Erben bei Borempfängen aus 














den &. 1132. 


Die Zahlen verweiſen auf b. Seiten, d. hochgeſtellten auf d. Noten. 





Gejamtgutsverbindlichfeiten bei der 
allgemeinen Gütergemeinſchaft 740; G. bei 
der fortgejegten Gütergemeinſchaft 755; 
6. bei d. Errungenſchaftsgemeinſchaft 766. 

|efamtonporket 495, 555 ff.; ©. auf 
einem Vermächtnisgrunbftüce 1189; Aus- 
einanderjegung bei der ©. 556; Eigen- 
tümergejamthypothet 556; Eintragung 
der G. im Grundbuch 555; ©. bei Teilung 
des belajteten Grunditüctes 510; Ber: 
teilung der ©. 556; Zwangsvollitredung 
in die &. 558 ff. 

Gejamtnadfolge 1001. 

Hejamtpreis, Wandelung bei mehreren 
für einen G. verfauften Eadyen 202. 


Geſamtrentenſchuld beim Bermächt- 


nifie 1180, 


Geſamtſchuldner 176°, 177; Ausglei- 


chungsrecht desjelben 178; "Erfüllung 
durh einen G. 178; Erbichaftefäufer 
und Erbichaftöverfäufer haften als G. 
1314; Mitvormünder ald &. 956; Mit: 
erben ald &. 1134; mehrere durch ein 
unteilbares Vermächtnis Belaftete haften 
ale G. 1181*. 
Sejamtihuldverbältnis 177 ff. 
Geſandtenteſtament 1240. 
Geſchäftsbeſorgung, entgeltlihe 279. 
Geſchäftsbetrieb, wirtihaftliher 41'. 
Geſchäftsfähigkeit 63ff.; beichränfte 
G. 64; ©. der Studierenden 65'. 
Seihäftsführer, Paftung des G. 136, 
281; Pflichten desjelben 280; Verwen— 
dungen desjelben 281. 
Geihäftsführung des Familienrates 
978; ©. der Gereichafter 288ff.; ©. 
ohne Auftrag 279 ff. 
Geſchäſtsherr, Pflichten desjelben bei 
der Geihäftsführung ohne Auftrag 281. 
Geſchäftsunfähige, Annahme und Aus: 
jchlagung der Erbichaft 1045; Feige 
356; Eheunfähigleit 635; "geiftung 
als "Erfülung 157°; Teitierunfähn Pe 
1221; Unfähigfeit desfelben zur Bor: 
mundichaft 935; Berjährung gegen ©. 108. 


| Geſchäftsunfähigleit 63; des Auftrag⸗ 


gebers 277; G. des Siellberireiero 91; 

G. als EHenichtigfeitägrund 659. 
Geſchlecht 27. 
Geſchlechtsvormundſchaft 926. 
Geſchwiſter, volle und balbbürtige ©. 

644, 832; Einjegung der ©. ald Erben 


1143*; Erbrecht der G. 1031; feine 
Unterhaftspflicht der ©. 842, 
Geſellſchaft 287 ff.; erlaubte, uner— 


laubte 39; Anwendung der Vorichriften 
über die G. auf nicht recht&fähige Vereine 
296; Beendigung der G. 292; Begriff 
der '®. 287; Form des Bejellichaits- 


©. 1—624 gehören zum J. Band, ©. 625 ff. sum I. 





vertrags 288; Fortdauer der &. 294; | Gewährleijtun givsgen wngei im Rechte 


Geihäftsführung der G. 288; Kündigung 
292; Liquidation der G. 294; Rechts— 
verhältnis der G. nad) innen 288, nad) 


augen 290; Bermögen der ©. 291; 
J 354, 355. 


Bertretungsmadht bei der &. 290, 291; 
Verteilung von Gewinn und Verluſt 291 ; 
Bermögensdauseinanderfepung bei Be: 
endigung der G. 294. 
Geſellſchafter, Ausicheiden eines G. 
295; Ausſchließung desjelben 295; ge- 
ihäftsführender ©. 289; Haftung des 
G. 136; Konkurs eines G. 293; Rechts⸗ 
verhältnis der G. zu einander "288; zu 
Dritten 290; Tod eines ©. 293. 
Gejellihaftsvermögen 291. 





183 ff.; wegen Sachmängel 193 ff., 260; 
wegen Viehmängel 205 
Semäprteiftungspfticht des Gedenten 


Sewähricaftsflagen beim Kauf 197. 

Gewährung des Unterhalts an ein Kind, 
Verletzung desjelben 876. 

Gewalt, elterlihe 853ff.; e. G. des Va— 
ters 853 fi.; der Mutter 884 ff. 

Gewalt, höhere 71’, 286', 809; h. Gew. 
bei der Verjährung 108. 

Gewalt, thatjächliche 356, 358. 

Gewalt, väterliche 853. 

Gewerbe, jchimpfliches 806. 


Gejep 23; Lüden im G. 25, 26; Gejeßes- Gewerbefreißeit, Verträge gegen die- 


analogien 25°, 

Geſetzliche Erben, Einjepung derjelben 
im Teftamente 1143; Verträge derjelben 
über ihre Erbteile 14. 

Geſetzliche Erbfolge 1021ff.; a. E. des 
Fisfus 1035; des überlebenden Che: 
gatten 1033; der Verwandten 1028. 

Geſetzliche Pfandredte 617; g. Pi. an 
Grundjtüden 497. 

Geſetzliche Verbote 304; g. Veräußerungs— 
verbote 80. 

Geſetzliche Zinien 123. 

Gejepliher Eintritt in fremde Schulden 
175 


Gefeblicher Nießbrauch 461. 
Gejepliher Vertreter, Ausübung der 
le des Ehemannes durch dejjen 


oe) epüihes Güterrecht 691 ff. ; vgl. Güter: 

— Vorbehaltsgut der Ehefrau 

Befehlihen Vorkaufsrecht 212; der Mit: 
erben 212. 


Geſinde 37. 
Geſinderecht 21. 


jelbe 81°. 

Gewillkürte Erbfolge 1039 fi. 

Gewinn, entgangener 125. 

Gemwinnanteilicheine 322. 

Gewiſſensfreiheit, Verträge gegen 
diefelbe 81”, 

Gewohnheitsrecht 19,23, 24; gemeines 
G. 23; Reichs ewohnhensrecht 24; dero⸗ 
datoriſch Kraft des G. 23. 

Gewöhnliche, außergewöhnliche Repa— 
raturen beim Nießbrauch 466. 

Gläubiger, Mehrheit von Gl. 176ff.; 
Verzug des Gl. 141. 

— 8B von Forderungen bei 
der Aufrechnung 161. 

Glücksſpiel 304. 

Gold- und Silberſachen, Pfandverkauf der— 
— 592, 593; Verſteigerung derſelben 


Grad der Verwandtiſchaft 832. 

Grenzabmarkung 399. 

Grenze, Baum und Strauch auf der 
401; Weberbau über die Gr. 397, 


399. 


— — 
lage 399. 


Grenzſcheidungs 


Geſtohlene Sachen 409; kein Nießbrauch Grenzüberbau 397, 489. 


an denſelben 463°; Verpfändung 579; 
—— 594; Vindikation g. ©. 


Sejundbeitsbejcädigung 350. 

Beteiltes Eigentum 392. 

nn Geſchäfte 300°; gew. Verträge 
3°. 


Sewährleijtung beim Erbſchafiskauf 
1312; ©. beim Gattungsfauf 205; ©. 
beim Kauf 183 ff.; G. bei der Miete 
228ff.; ©. der Teilnehmer einer Ge⸗ 
meinfchajt 299; ©. bei Berjteigerung 
der Pfandfacen 595; ©. beim BViehfauf 
206; ©. des Unternehmers beim Wert: 
vertrage 260. 


Leste, Allg. Preuß. Landrecht. 


‚Größe 


Örenzverwirrung 39. 

Grenzzeichen 399, 

als Eigenihaft eines Grund: 
ſtückes 194. 

Großeltern, Erbrecht derielben 1032. 

Großvater als geſetzlich berufener Vor— 
mund 933. 

Grundausbeutungsverträge 181!. 

Grundbud, Anlegung des ©. 368; Be: 
rihtigung des ©. 388; Einrichtung des 
G. 368°; Einficht des G. 368; Ein— 
tragungen in das G. 372; Öffentlicher 
Glaube des G. 385, 548; Widerſpruch 
egen die Richtigfeit des ®. 390; Bus 
ih chreibung im G. 368, 510. 
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Grundbuchämter 402”. 
Grundbuchbeamte, Haftung der &.348. 
Srundbuchiyitem 367. 
Grundbuchweſen 23. 
Grunddienſtbarkeiten 450ff.; 
von G. 451; Anlagen bei ©. "457; Be: | 
ſitzesſchutz bei ©. 460; Kollifion von ©. 
458; Verlegung von G. 458; Nechts- | 
hu bei G. 459; Endigung 454: In: | 
balt 451; Vegründung 453; Ausübung | 
von ©. 457; Beihränkungen des In⸗ 


Ablöſung | Güterrehtsregiiter 17 


Güterrecht, eheliches GY1 ff.; geſetzliches 


691; internationales 692; vertrags— 
mäßiges 729ff.; Uebergangsbeſtimmungen 
9 


4ff.; Bedeutung 
desſelben 774; Eintragung der Aus— 
ſchließung der "Schtüffelgewalt 684; der 
Sütertrennung 729; Ausſchluß des 
öffentlichen Slauben® für das ©. 775; 
Deffentlichleit des G. 778; Negifter: 
behörde 776; Verfahren 776. 


halts von G. 456; Erlöjhen durch Kon- Guͤlerſtand vertragsmäfjiger 692; ©. ge: 


fufion 377. | 
Grundfchuld 571ff.; Entitehung der ©. | 
572; Grundſchuldbrief 495, 572; auf! 
den Inhaber 323°, 573; Fälligkeit der | 
G. 573; Einwendungen gegen die G. 
574; feine Konfufion bei ©. 377; Nich- 
braud an einer ©. 473, 476; Weber- 
gangsbeftimmungen für die 6. 9; Um— 
wandelung der G. 574; Zwangsvoll— 
itredung in eine G. 574, 624. | 
Grundſchuldbrief 495, 572; ©. auf 
den Inhaber 323%, 573. | 
Grundſtücke, allgemeine Vorjchriften über 
Rechte an ®. 367 ff.; Aneignung von | 


jeglicher 693; Ausgleihung 723: Pro⸗ 
zeßführung ief Konkurs der Ehefrau 
720; des Ehemannes 723; Rechtsſtellung 
de3 Mannes 697 ff; der Frau 704 ff.; 
Verhältnis der Ehegatten zu einander 
721 ff.: Schuldenhaftung 718 ff.; Ueber: 
leitung eines bejtchenden G. durd das 
Landesrecht 778 Fi. 


Gütertrennung 691, 727ff.; chelicher 


Aufwand bei der G. 728; Eintragung 
der G. im Güterrechtsregiſter 729; Ver— 
waltung des Frauenvermögens durd) den 
Ehemann 728ff.; Vorbehaltsgut der 
Frau 729. 


G. 404; Befriedigung. aus dem &. 549; | Gutgläubiger Dritter, Schuß desielben 


Beichlagnahme von ©. 53%; Erwerb des 
Eigentums an G. 402 ff.; durch Aufge- 
bot 404; Erwerb durch ausländijiche | 
juriftifche” Berjonen 1017; Dereliftion | 
von G. 421%; 
herrenloje G. 404; Mietverträge über | 
G. 227; nicht im Grundbuch eingetragene 
G. 404°; Veräußerung eines vermieteten 


bei Ehenichtigfeit 671; g. Beſitzer, Haf: 
tung desjelben 437; 2 Erwerb beim 
Piandverfauf 594; 0. Erwerber, Schuß 
desjelben bei der Briefdypothet 538, 


Erfikung von ©. 404; Gutsüberlajjungsverträge 150. 


H. 


236; durch den Konkursverwalter Habitatio 480. 


239; Verbindung von fremden Sachen Haftgeld 152. 
mit einem G. 414, 415; Vertiefung | Haftpflicht bei Emichtung von Teſta— 
eines ©. 395 ff.; Lindifation von G. menten 1233, 
434; Zufammenlegung gr a 22; Haftung des Auftraggebers 339; 9. des 


Zwangsvollitredung in ©. 54 

Grundjtüdseigentümer, ——— 
des Staates als G. herrenloſer Grund— 
ſtücke 404; nachträgliche Verfügung: | 
beichränfung ded ©. im Falle der Ein 
tragung einer Hypothel 505. 

Srundftüd sſserwerb durch Stellvertreter 
388. | 

Grundſtückskauf, Gefahrüber gang beim 
G. 191, 192°; Kojten der Auflafjung 
beim ®. 191. 

Srunditüdspfandredht 403 ff. 

Gütergemeinſchaft, allgemeine 731 ff.; 
fortgejeßte 749 ff.; Ueberleitung der fand- 
rechtlihen G. 789. 

Suter Glaube, Begriff desjelben 408; 
Erweiterung des g. Gl. im Handels: | 
recht 410; Erwerb im g. SI. 408; g. 
Gl. bei der Eheſchließung 671, 891, 892, 





Beamten gegenüber dem Staate 266°; 
9. des Beauftragten 275, 339; 9. des 
Beiſtandes gegenüber dem Kinde 889; 
9. ded Beſchwerten bei Erfüllum 
Vermächtniſſes für Mängel im F 
und fir Sachmängel 1197; 
Blödfinnigen für unerlaubte —— 
337; H. des Bürgen 306; H. 
Eedenten 166; 9. der Ehegatten — 
einander 686: H. des eigenmächtigen 
Belipers 437; 9. des Eigentümers bei 
Keallaften 490; . des Entleihers 249; 
9. des Erben für) achtaferbindlichteiten 
1055 ff. ; 9. des Finders 424; H. des Gaſt⸗ 
wirts ex recepto 285; 9. des Geſchäfts⸗ 
führers 281; 9 des Geichäftsführers ohne 
Auftrag 281 ; 9. d. &egenvormundes 958; 
H. des Gewalthabers für widerrechtlichen 
Schaden des Kindes 857; 9. des 





S. 1—624 gehören zum I. Band, S. 625 ff. zum IT. Band, 
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Srundbuchbeamten 348; 9. des Grund: 
jtüdes für Hypothekenzinſen 517; 9. 
des gutgläubigen Bejikerd 437; H. der 
Ktorporationen für Handlungen ihrer 
Vertreter 42; H. mehrerer Bejchentter 
221°; 9. des Nacherben für die Nadı- 
laßverbindlichkeiten 1177; H. des Nieh- 
brauchers an einem Vermögen 478; 9. 
des Pächters bei Gebäudeeinſturz 395; 
H. des Schenkers 219; H. des ſchlecht— 
gläubigen Beſitzers 436; H. des Schuld- 
ners bei Erfüllung ſeiner Verbindlich— 
feiten 136, 137; 9. des Spruchrichters 
347; 9. des Staates für jeine Beamten 
50; 9. des jtrafbaren Beſitzers 437; 
9. des Tejtamentsvolljtreders 1215; 
9. des Tierhalter 343; 9. des Inter: 
nehmers beim Werkvertrage 260, 261, 
262; 9. des Vaters bei Ausübung der 
elterlichen Gewalt 856; 9. desjelben für 
Schulden des Kindes 872; 9. desfelben 
gegenüber dem Rinde 137; 9. des Ber: 
fäufers für Sachmängel 193; 9. des 
Berleihers 136, 248; 9. des VBenwahrers 
283; 5. des vollmadıtlojen Vertreters 
97; 9. des Borerben 1177; 9. des 
VBormundes 955; H. des Wormund- 
ſchaftsrichters 970ff. 880; H. des Wahn: 
jinnigen für unerlaubte Handlungen 337; 
H. bei Neallajten 490; 9. für Ange: 
jtellte 137, 339; 9. für den Einfturz 
eines Gebäudes 345; 9. für fremdes 
Berihulden 339; 9. für Gehülfen 137, 
339; 9. für Lajten der Kauffache 184; 
9. für Schaden bei Ausführung eines 
Auftrags 339; H. durh Schaden von 
Tieren 342ff.; 9. für ungerechtfertigten 
Arreft und Zwangsvollſtreckung 348 ff.; 
9. für Berlegung einer Amtspflicht 346; 
9. für Verlepung einer Auffichtspflicht 
340f.; H. für Zufall jeitens des Gaſt— 
wirts 286; beim Berzuge 140; hypo— 
thefarijche H. der Erzeugnifje 511; der 
Miet: und Bachıtzinsforderung 511; prin= 
zivale 9. des Staates für die Grund— 
buchbeamten 50°, 348; rechtsgeſchäftliche 
Beitimmung der Haftung 137; bei 
Anwachlung und Erhöhung des gejep- 
lien Erbteils 1086; bei ee zu 
mehreren Grbteilen 1085, 1086; be— 
ſchränkte oder unbeſchränkte Haftung im 
Bürgerlichen Geſetzbuche? 1057, 1058 ff. ; 
1061; unbejchräntte 9. 1082 if, 
Hammerihlagsredt 401. 
Handelsfauf, Unterſuchungspflicht bei 
demjelben 203°. 
Handelsrechtliche Vollmacht 93°, 
Handelsrechtliche Zinſen 123”, 
Handgeld 152. 


yet la ha 217. 
‚Handlungen gegen die guten Sitten 335. 

Handlungsfähigkeit 03. 

‚Hand mu Hand wahren 408. 

Hannover 20. 

Hauptmängel beim Viehlauf 206. 

Hauptreparaturen beim Nießbrauch, 
Tragung derjelben 466°. 

Hauptſache, Wandelung wegen Mängel 
der 9. 201. 

Hausgeſetze 20", 
aushaltungsgegenjtände 689, 701. 
ausfind, Aufwendungen eines 5.850; 

Vermögen grohjäbriger 9. 861; volle 

Bermögensfähigfeit der H. 860°, 

Häusliche Gemeinſchaft, Aufnahme des 
Dienjtverpflichteten in diefelbe 256; Her: 
jtellung der 9. ©. 799; Begriff der h. 
G. 7909ff.; vgl. Lebensgemeinicaft. 

Hausobjervanzen 21". 

Haustiere 421, 

Hausvater, Sorgfalt eines ordentlichen 
H. 955. 

Haußdverfajjungen 20. 

Hauswejen, Leitung desjelben durch die 
Ehefrau 682. 

Hebammen, Anzeigepflicht derjelben bei 
Geburt eines Kindes 836. 

Hebung der Unmöglichkeit 144. 

Heden, Anlage von lebendigen H. 402. 

Heilung mangelhafter Veräußerungsge— 
ſchäfte 403"; feine H. mangelhafter x 
durd die Erfüllung 80. 

Heirat, Aufhebung der Annahme an 
Kindesitatt durch Heirat 923; 9. des 
Kindes endigt die elterlihe Nutznießung 
873; H. der Tochter beendigte nad) ALR. 
die elterlihe Gewalt 882, 

Heiratöregijter, Eintragung der Che 
in dasjelbe 655. 

Heiratsvermittlung 271. 

Hemmung der Verjährung 107. 

Herausgabe, Aniprudh auf 9. der 
Brantgejchente beim Werlöbnis 630; 
Anipruc des Gewalthabers auf H. des 
Kindes 857; 9. der Früchte bei Er— 
füllung des Vermächtniſſes 1197 fi. ; Uns 
möglichkeit der H. der Kaufſache im 
Falle der Wandelung 200. 

Heredes domestici, sui et necessarii, vo- 
luntarii 1020 ff. 

Heredis institutio excepta re certa 
1154'; h. ex re certa 1153?. 

Hereditas iacens 1002, 1020, 1021; 
h. legitima, testamentaria 1017. 

Hereditas nondum adita non trans- 
mittitur ad heredes 1020. 

Hereditas petitio 1022, 1096ff.; her. 
pet. ab intestato 1274; h. p. parti- 
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aria 1098; possessoria 1022; fidei- 
commissaria 1096; utilis 1107. 
Heres ex re certa 1153?, 
Herfommen vgl. Objervanzen. 
Herr enhaus, Vererblichleit der Mitglied: | 
ichaft im preufiichen 9. 1005”. 
Herrenloje Grundſtücke 404; Aneignung | 
von h. G. 420; Aneignungsredht des 
Staated an denfelben 404; Erwerb von | 
Rechten an h. ©. 405. 

Herjtellung des ehelichen Lebens, Klage 
auf Herjtellung des ehelichen Lebens 680. 
Herjtellung der häuslichen Gemeinſchaft 

799, | 
Hilflojes Berlafien des Kindes 882, 
Hingabe an Erfüllungsftatt 157. 
Hinterleger, Beſitz desjelben 359; 

Pflichten des 9. 284, 
Hinterlegung 23, 158ff.: 9. als 

Surrogat der Erfüllung 158 ff.; 9. | 

durch Ueberſendung mit der Poit 159°; 

geſetzliches Piandreht bei der 9. 617; 

9. von Inhaber- und Ürderpapieren 

durch) den Ehemann 711; durd den 

Bormund 953; H. zur Sicherheitäleijtung 

17. 
Hinterlegungsort 159. 
Hinterlegungspflicht des Vaters im 

Falle der Gefährdung des Kindesver- 

mögens 877; 9. des Bormundes 953 ff. 
Hinterlegungsicein f. die Tejtaments- 
men 1233; für den Erbvertrag 

1255 
Hinterlegungsftellen in Preußen 953. 
Höchſtperſönliche Rechte 1005. 
Hoffnungskauf 181. 

Höhe des Pflichtteils 1273, 1276, 1280. 
Hohenzollern 19. | 
Höhere Gewalt 286', 809; h. ©. bei! 

Verjährung 108. 

Holographiſches Teſtament 1234; vgl. 

Eigenhändiges Teſtament. 

Holſchuld 130. 
Holzungsgerechtigkeiten 461. 
Homo sui iuris 853. 











BINDEND AOLEIIEN 461. 
Hyperocha 595. 

Hypotheca 576. 

Hypothek, Arten 494: Arreſthypothek 


387, 568; 9. auf einem Vermächtnis: 
grundſtücke 1188; Ausſchluß der Kon— 
fuſion bei der H. 377; Befriedigung 
aus dem Grundſtücke 549ff.; Befriedi— 
gung des Gläubigers 540ff.; Begriff | 
der H. 498 fi.; Brieihnpothet 494, Ei - 
Buchhypothek 494, 526 ff.; Eigentümer: 
hypothek 527 ff.; Einreden gegen die H. 
546 fi.; Eintragung der Hupothefenzinjen 
und Nebenleiftungen im Brundbud) 508, 





Hypothekengläubiger, 


509; Entſtehung der H. 503ff.; Er— 
loſchen der H. 562; H. für bedingte und 
fünftige Forderungen 508; für ju— 
riftiiche Perjonen 507; für eine Nach— 
laßmaſſe 507; 9. für Wedel 495; 
Gegenſtand der H. 509 fi.; Gejamthnpo- 
thet 555 ff.; ftung des Grundjtücds 
für Zinjen un Roften der Kündigung 
und Rechtsverfolgung ber H. 517; In— 
haberhypothek 507, 565; Kautionshnpo- 
ıbef 567 .; 9. ift fein accefjoriiches 
Recht 494, 501; Marimalhypothet 567 ; 
Orderhypothek 565; rechtliche Natur der 
9. 498 ff.; Schuß der 9. 517; Siche— 
rungsbypothet 562 ff.; Teilung der 9. 
535; Uebergangsbejtimmungen für Die 
9. g, 496; llebernahme einer H. 174ff.; 
llebertragung der 9. 535 ff.; Umfang 
der 9. 509 ff.; Untergang der 9. 561; 
Verkehrshypothek 495 ff.; Verpfändung 
von 9. 609"; Zwangshypothek 387, 
569 ff.; Zwangsvollſtreckung in das 
Grundſtück zur Befriedigung der H. 
549 fi. 
Hypothekariſche Klage 544. 
Hnpothetenbrief 494, 519ff.; Aus— 
ſchluß desjelben bei der Sicherungs- 
hypothet 519°, 563; Ausschluß des öffent- 
lien Glaubens des Grundbuches durd) 
den 9. 525; Eigentum am H. 417, 
526; Erneuerung des 9. 524; Form 
des 8. 522; ge H. 524; 
Inhalt des 9. rechtliche Natur 
des H. 52 ff; —— 524; 
Vorlegung des 6. 523, 
Hypothekenbücher im preuf. Rechte 499. 
Aufgebot un: 
befannter 9. 543; efriedigung der 9. 
540 ff. 549 ff.; Befriedigum ng derjelben 
durch den Eigentümer des Grundſtücks 
541. 
Hypothekenordnung, 
von 1783 499. 
Hypothekenzinſen, Haftung des belaſte— 
ten Grundſtückes für H. 517. 


allgemeine H. 


Hypothetiſche Unmöglichkeit 143. 


J. 
Ideale Vereine 40. 
Idealkollation 1133. 


Ideeller Anteil 447. 


Identität, Irrtum über die J. des Ehe— 
gatten 663. 

Sllegitimitätsflage 838. 

Illoyale Handlungen 335. 

Imaginaria venditio 1223. 


Immaterieller Schade 125, 629; Uns 


vererblichfeit ded Anſpruchs auf Erſatz 
desjelben 1006. 


Immissio hereditati 1020. | 
Immiſſionen 393; Schuß gegen die 
jelben 394. | 
Impedimenta matrimonii, impedientia, | 
dirimentia 634; imped. ligamınis 643. | 
Impensae necessariae, utiles, volup- | 
tuariae 438, 1097. 
Impotenz 665%. 
Inbegriff von Grundftüden 201°; J. 
von Sadıen 51, 52. | 
Incestuosi 904. | 
In diem additio 154. 
Indignität 1293; vgl. Erbunwürdigkeit. 
Andividualredhte der Miterben 1117. 
Indoffable Anweiſung 319. 
Inhaber 354; 3. der elterlichen Gewalt 
854; jelbjtändiger, unfelbjtändiger J. 
357°. 





Inhabergrundſchuld 495, 573. 

Inhaberhypothet 507, 565; Aus: 
Ihließung des unbefannten Gläubigers | 
bei der %. 566. 

Inhaberpapiere 319ff.; Aufgebot von 
J. 321, 322; Außerkursſetzung von J. 
323, 953; Begriff der J. 319; Erwerb 
von J. durd) einen Slaufmann 400; 
gutgläubiger Erwerb von J. 409; Hinter: 
legung von J. durd; den Ehemann 711; 
dur) den Vater 877; durch den Bor: | 
mund 953; Inkursjegung von 9. 323; | 
Niekbraud) an 3. 476; Pfandreht an 
I- 616; Umfchreibung von J. des Kindes 
dur) den Bater 877; Umichreibung | 
auf den Nanen des Mündels 953; 
Uebergangsbeftimmungen 324°; Ber: 
äußerung von J. 409; Verpfändung 
von %. 580; Bindilation von 9. 432. 

AInhaberpfandredt an Schiffen 607. 

Inhalt der Rechtsgeſchäfte 80. 

Inkapazität der Tejtamentszeugen 
1225. 

Inkaſſo, Abtretung zum %. 169. 

In legitimis hereditatibus successio non | 
est 1023. | 

JInoffizioſitätsſyſtem 1274. | 

In poenam heres non succedit 1006°. 

In praeteritum non vivitur 816°, 848°, 

Injeln, Eigentumserwerb an entjtehenden | 
J. 374, 405. 

Institutio heredis excepta recerta 1154'. 

Insula in flumine nata 374, 405. 

Interceifionen 305°. 

Interdietum de liberis exhibendis 
857'% i. adipiscendae possessionis 
1022; i. quorum bonorum 1022; i. uti 
possidetis 444. 

Intereije, öffentliches I. an der Voll: | 
ziehung einer Auflage 224; vermögens- | 
rechtliches 3. 120. | 


I 





! 
| 
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Interejienfollijion beim Mällerver— 
trag 271. 

Interimiftilum im Eheprozek 675, 825. 

Internationales Privatredt 10 ff.; An- 
nahme an Kindesſtatt 15, 916; eheliche 
finder 15, 836; eheliches Güterrecht 
11, 14, 692; Ehevertrag 731; Ein: 
aehung der Ehe 14, 17, 650, 657 ff.; 
Form der Verträge 12; Erbredit 14, 
15, 1006 ff.; Geſchäftsfähigleit der Aus: 
länder 15; Handlungsfähigkeit 11, 14; 
Legitimation unehelicer Kinder 15, 906; 
Obligationenreht 12, 17; perjönliches 
Eherecht 14, 685; Rechtsfähigkeit 11, 
14; Rückverweiſung 16; Sadenredt 11, 
17; Scheidung der Ehe 14, 828; Teitier- 
fäbigfeit 1222; Todeßerflärung 14; un 
ehelihe Kinder 15, 903; unerlaubte 
Handlungen 15; Uebereinſtimmung des 
deutjchen und ausländiichen Rechtes 16; 
Unterhaltapflicht gegenüber unehelichen 
Kindern 14; Verjährung 12; Verichoflen- 
beit 15; Vorbehalte der Landesgeſetze 
17; Bormundihaft 996; Wiederver- 
heiratung einer deutichen Ehefrau eines 
Berichoflenen 15, 679; Weitervermwig. 16. 

Inteftaterbfolge 1023 ff. 

Intejtaterbredt, außerordentliches J. 
der liberi naturales gegen den Vater 894. 

Inteftatlodizill 1180. 

Inventar bei der Landgüterpadt 247; 
— —— des Ehemannes über J. 
700; J. der Erben, Ausſchluß der In— 
ventarerrichtung für den Fiskus 1085; 
für den Nachlaßpfleger und Nachlaß— 
verwalter 1085; Begriff des 3. 1082; 
Errichtung des %. durch den Erben 
1060, 1082 ff. ; durch den Miterben 1140; 
Form der J. 1086; Friſt 1033; Inhalt 
1087; Koften des 3. 1087; Berfahren 
bei der Aufnahme 1087; Bermutung 
aus dem J. 1089; Zuftändigleit für 
die Errichtung 1086. 

Inventarfriſt 1083 ff.; Berfäumung der: 
jelben 1037. 

Inventarijationspflidt des Vor- 
mundes 947, 

Ipso jure compensatur 162. 

Irreguläre Berjonalfervituten 4797. 

Irrtum 69.5; Anfechtung von Rechts— 
geichäften wegen J. 70; Anfechtung der 
Ehe wegen J. 663; J. im Beweggrunde 
71; J. bei legtwilligen Verfügungen 1149; 
J. über den Berufungsgrund zur Erb- 
ſchaft 1047; J. über die Identität des 
anderen Ehegatten 663; J. über die Perſon 
des Geſchäftsherrn 280; J.über die Ver— 
mögensverhältnifie eines Ehegatten 665. 

Iter 461. 
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I 
Jagdrecht 354. 
a 420. 
icium duplex 400*%, 1110®, | 

Jura discontinua 411. 

Suratorijche Kaution 118. 

—— — Mängel 193; der Mietſachen 

guriftifde Perſonen 38 ff.; Beerbung 
derſelben 1012; Erbfähigkeit j. P. 1014, 
1015; j. P. als Miterben 1119; j. P. 
des öffentlichen Nechtes 50; Eintragung 
von Hypotheken für j. B. 507; Nieh- 
— j. P. 471; Pflichtteilsrecht j. P. 
1278; Schentung an j. P. 218; Ueber— 
nahme der Tejtamentsvolljtredung durch 
j. ®. 1207; Uebergangsbejtimmungen 
8, 45. 

Surijtiiche Unmöglichkeit 134. | 

Jus ad rem 120, 226, 353, 500; ius in 
re 220. 

Jus cogens 26"; i. singulare 26. 

Jus liberorum 1024. | 

Jus oflerendi 543, 59%. 

Jus possessionis, possidendi 355, 

Jus recadentiae, revolutionis 1026. 

Jus tollendi 127, 439; j. t. des Mieters 
231; des Piandgläubigers 584. 

Jus variandi 177. 

Justa causa ald Worausjeßung für die ı 
Hinterlegung 159. 

Justitium 809. 

Jujtizminifter, Zuſtändigkeit desjelben 
für die Ehelichkeit3erflärung in Preußen 
907. 





Namımergericht, Zuſtändigleit desjelben 
in Bormundichaitsiachen 499. 

Naptatorijche Verfügungen 1147. 

Starten und Marken des täglichen Lebens 
323. 

Kaſſen, öffentliche, Leiſtungsort für Zah: 
lungen aus denielben 131. 

Kauf 180ff.: K. auf Probe 208; Begriff 
des K. 180; Form des K. 182; 8. 
fremder Sadıen 181; 
180 ; Sewährleijtung wegen Rechtsmängel 
183 ff.; wegen Sachmängel 193ff.: K. 
in Pauſch und Bogen 1815, 191; 
Kaufpreis 180; 


Käufer, 


Keuſchheit, 
‚Kinder, ehelihe X. 15, 833 ff.; 


Segenitand des K. Kirchenbaulaſt 


Kauf bricht nicht Miete 236 ff. 

Naufeigen 772. 

Abnahmeverzug des K. 1907; 
Anjprud des K. aut Schadenserſatz 
wegen Nihterfüllung 202; Kenntnis 
und grobfahrläifige Unfenntnis des K. 
von Sadjmängeln 195, 196; Pflichten 
des K. 189ff.; Rechte des K. 186. 

Kaufmann, Erwerb von Inhaberpapieren 
durch denſelben 409; Verpfändung von 
Sachen durch einen ft. 580. 

Kaufpreis 189; Stundung desjelben 190; 
Berzinfung des nicht gezahlten st. 190. 

Kauſale Rechtsgeſchäfte 62. 

Kaution, juratoriiche 118, 

Kautionshypothel 495, 567; K. beim 
Vermächtnis 1189*; Uebergangsbeſtim— 
mungen 9; Umwandlung der K. 568; 
K. der Kinder im Falle der Wieder: 
verheiratung des Vaters 879. 


Kautionspflicht beim Nießbrauch 468°. 
Keller, Erbbauredht an einem K. 449. 
‚Kenntnis des Käufers von Sadhmängeln 


195. 

Gelübde der K. 793. 

Kt. aus 
anfechibaren Ehen 893; 8. aus gemijch- 
ten Ehen 856 ff.; K. aus nichtigen Eben 
635 fi., 891ff., 1030: Einfegung der K. 
ald Erben 1143; gejegliher Titel der 
K. zur Hupotgel an Grundjtüden des 
Vaters 497°; Haftung der K. für un— 
erlaubte Handlungen das: Haftung des 
Inhabers der elterlichen Semwalt für 
widerrechtlihen Schaden der 8. 857; 
Sorge des Vaters für die Perſon des 
ft. 853; für das Bermögen desſelben 
860; unehelihe 8. 15, 844 ff.; Unter— 
halt der 8. bei gejchiedener Ehe 818; 
Haftung des Bater8 für Schulden der 
Kinder 872; Wohnfip der 8. 37; Befip- 
erwerb der ft. 356. 


Kindergeld, Anlegung desjelben durch 


den Vater 862; durd) die Mutter 888. 


Kindskauf 214, 
Kirche, Eriikung von Rechten gegen die 


K. 411; Erbfühigfeit der 8. 1014. 
22;  landesrechtlicher 
Vorbehalt für diefelbe 491. 


Nirhengemeinden, Rechtsfähigkeit der- 


jelben 40. 


Koſten der Uebergabe Kirhenplaß 22. 


beim 8. 153; 19 fünftiger Sachen 180, Kirchenſtühle, Vererblichkeit derſelben 


181; Berfeftion des Kaufvertrags 182: 
K. nad) Probe 208; Uebergang der Ge— 
fahr beim K. 191 ff.; Viehfauf 205 ff. 

Wägeloiten beim K. 183; Wandelung 
und Minderung beim K. 197 ff.; 8. zur 
Probe 208, | 


Kirchliche 


1005. 
irgenzucht 656. 
Verpflichtungen bezüglich der 
Eheſchließung 656. 


Klagbarkeit, ſelbſtändige Kl. der Zinſen 
124, 


©. 1—624 gehören zum I. Band, ©. 625 ff. zum II. Band. 
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Klage, adjektiziihe Kl. 860%; Kl. auf 
Herjtellung des ehelichen Lebens 680, 
683, 690, 691; Kl. auf Heritellung der 
häuslichen Gemeinschaft 799; Kl. aus 
früherem Beſitze 445; Erhebung der 
Kl. unterbriht die Berjährung 109; 
bupothetariiche Kl. 544 fi. 

Klageänderung im Eheprozeh 824. 

ae 103. 

Klaglojigfeit des Ehemällerlohnes 272; 
Kl. des Verlöbniſſes 627; Kl. der Na— 
turalobligationen 120. 

Kleider der Ehefrau 689, 694; Kl. der 
Kinder 867. 

Kloaten 39. 

Klojtergelübde, Ablegung eines Kl. 882. 

Ktoalitionsfreiheit, Verträge gegen die— 
jelbe 81’. 

Kodififationsprinzip 18, 19. 

Kodizill 1180. 

Koerijtenz von Forderungen bei der 
Aufrechnung 162; Prinzip der toerijtenz 
im römijchen Erbrecdhte 1013. 

Kognation 831, 832, 

Kollation 1127 Fff.; val. Ausgleihung, 
Erlaß der K. im ALR. 1129. 

Kollationspflicht bei der Ausſtattung 
1128 ff., 1131. 

Kollifion von Grunddienftbarkeiten 458. 

Kollijionsnormen 18. 

Kommijjionär, gejegliche® Pfandrecht 
desjelben 410”, 618. 

Kommodat 248. 

Kommorienten 28. 

Kompenjation 160f.; K. gegenüber 
Spielichulden 303°; K. von Scheidungs— 

ründen 809; Ausſchluß der K. bei 
Naturalobligationen 120. 
Kompenſationsrecht ded Schuldners 
egenüber dem Geijionar 168; K. des 
erwahrers 284°. 

Kompenfationsvertrag 163. 

Kompetenz, Recht der 8. 221. 

Konfejjorientlage 459. 

Konfujion 377; Ausſchluß derjelben bei 
der Erbengemeinjchaft 1112; beim Erb- 
ſchaftskauf 1314; bei der Hypothek und 
Grundihuld 377; bei Nachlaßverwaltung 
und Nachlaßkonkurs 1068; beim VBermächt- 
nifje 1103; K. eines dinglichen Rechtes 
mit einer Miteigentumsquote 447°; Er— 
löihen von Grunddienitbarkeiten durch 
K. 455; Erlöſchen von Schuldverhält- 

niſſen durd K. 156. 

Kontubinentinder 894, 907; Erbrecht 
derjelben 1025. | 

Konkurrenz mehrerer Finder 423°; N. 
mehrerer linterbaltöberechtigter 846; ft. | 
mehrerer bei der Auslobung 275. 





Konkurs des Auftraggebers 278; K. des 
Beauftragten 279; K. des Gejellichafters 
293; 8. des Ehemannes bei der all- 
gemeinen Gitergemeinichaft 743; bei 
der Errungenichaftsgemeinjchaft 768,770; 
beim gejeglihen Güteritande 723; 8. 
der Ghefrau beim geſetzlichen Güter— 
jtande 720; K. des überlebenden Ehe— 
gatten bei fortgefegter Gütergemeinſchaft 
755; 8. des Vermögens eines Kindes 
872; 8. des Vaters beendigt deſſen Ver- 
waltung des Kindesvermögens 866, 870. 

Konkursgläubiger im Nadlapfonkurje 
1077. . 

Konkursverwalter bat fein Aus 
ichlagungsredht für den Erben 1046. 


‚Konnerität 132, 


KRonnojjement 406. 


 Konjensprinzip, materielle, formelles 


K. im Grundbuchrechte 369, 371. 


| 
Konienjualfontratte 250. 


Konjolidation, Ausſchluß derjelben beim 
Erbichaftsfaufe 1314; bei der Nachlaß— 
verwaltung und dem Nachlaßkonkurſe 
1068; beim Vermächtnis 1193; Erlöſchen 
des Nießbrauches durch K. 472, 474; 
Erlöſchen des Pfandrechtes 598. 

Konſulargerichtsbezirke, Tejtaments- 
errichtung in K. 1237, 

Konjumtibilien 57%. 

Kontolorrent, Zulafjung des Anatocis- 
mus beim handelörechtlichen K. 1241. 

Kontrahieren mit jich jelbit 98. 

Konvaledzenzprinzid bei Verfügungen 
Nichtberechtigter 100. 

Konventionalitrafe 152ff.; Zinſen in 
Form der K. nicht zuläflig 123". 


Konverſion von Nedtsgeichäften 82. 


Konzentration beifliternativobligationen 
121, 122, 

Konzeſſionsſyſtem 40, 41. 

Kopfteil 1029, 1032. 

Körperverletzung 350 ff. 

Korporationen, öffentliche, privilegierte 
50; 8. des öffentlichen Nechtes 50; 
Haftung der K. für Handlungen ihrer 
Vertreter 42, 

Korrealobligation, aktive, pajjive 176. 

Storreipeftive, Berfügungen in ge- 
meinschaftlihen Tejtamenten 124%. 

Koſtbarkeiten als Gegenſtand der Hinter— 
legung 158; Hinterlegungspflicht des 
Vormundes bei K. 954. 

Koſten der Abnahme des Offenbarungs— 
eids im Erbrecht 1089; K. der Ab— 
nahme beim Kauf 191, 192; K. der 
Auflaſſung 403*; beim Grundſtückskauf 
191; K. der Berichtigung des Grund— 
buchs 300; K. der Erfüllung des Ver— 
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mächtniſſes 1198; K. der Erziehung | 


de8 Mündels 944; K. der Grenzab- 


markung 399; 8. der Herausgabe bei 


der rei vindieatio 434; 8. der In— 
ventarerrichtung des Erben 1087; des 
Bormundes 947; K. der Sicherheits— 
leiftung des Vormundes 969; K. der 


Uebergabe beim Kauf 183; 8. des 


MWägens und Meſſens beim Kauf 183; 
K. der Berjendung beim Kauf 191, 192: 
K. der Quittung 158; K. der Verlegung 
einer Grumddienftbarfeit 458; K. des 
Wirtſchaftsplans beim Niehbrauche 463; 
K. des Verfahrens bei der Erbausein- 
anderjegung 1126; 8. des Nachlaßver— 


gan und Rirtichafteplans bei der 


acherbichaft 1170; Uebernahme der K. 
bei der Berjendung der Kaufſache ver: 
ändert nicht den Leiltungsort 130. 

Koftenanjhlag beim Werkvertrag 266; 
Haftung eines Beamten gegenüber dem 
Staate bei lleberfchreitung des K. 266°. 

Koftenvorihußpflicht des Ehemannes 
im Ehejcheidungsprozeh 826. 

Kraftloserflärung des 
Kr. 


eine® Inhaberpapiers 321; Sr. 


der Vollmachtsurkunde 96; Kir. von Ur— 


funden 22. 
Kreationstheorie 320. 
Kreditanjtalten, Eintragung von Hypo— 
thefen für Kir. im Grundbuch 509; Bor: | 
behalte fir die Landesgeſetze 497; Zus 
lafjung des Anatocismus für Pr. 1342, 
Kreditauftrag 311. 
Kreditgefährdung 335. 
Kundgebung der Vollmacht 93. 
Kündigung bei hohem Zinsfuß 123; 


K. des Auftrags 277; K. des Darlehns | 
K. des Dienjtvertrags 256 fi; | 
293; K. der; 


der —— 292, 
Hypothel 545; der Leibe 250; K. 
der Miete 240; Fe tündigungsfrift 
241, 242; K. der Pacht 244; K. des 
Bertvertra & durch den Beiteller 266; 
K. des Teitamentdvollitreders 1219. 

Kündigungsreht des Bürgen gegen= 
über dem Hauptjchuldner bei Bürgichaften 
für fortwährende Verbindlichkeiten 311%; | 
K. des Ehemannes bei Dienftverträgen 
der Ehefrau 685. 

Künftige Sachen, Kauf derſelben 180,181. 

Kupon 323. 

Kurator, Begriff en im preußiſchen 
Rechte 927, 994; 8. für eine ruhende | 
Erbichaft 1146, 

Kurheſſen 20. 


Nursfäbigfeit eines Wertpapiers 186. 


Kursmäkler 269. 


Erbicheing | 
1307; eines Hypothelenbriefs 522, 524; 





Kü — —— des Vermächtnisnehmers 
Kuxe 56. 


L. 
Ladeſchein 406. 
Laesio enormis 189. 
Lagerbücher 499. 
Lagerhalter, ———— Pfandrecht des- 
ſelben 4105, 618 
Sagerihein 406. 
Landesgeſetze, privatrechtliche Vorſchrif— 
ten der L. 18; Vorbehalte für die L. 19. 
Yandesgefegliche Borbehalte für das 
Grundſtückspfandrecht 496; für die Neal: 
lajten 491 ff.; fiir das Leibgedinge 491. 
Sandesgewohnheitsredt 24. 
Yandesherr, Vorbehalt de Vormund— 
ſchaftsrechts des L. 996. 
Landesherrliches —— ala 
194; 1. Grundſtücke 45 
[üoxbeatultnsrentenbanf 22, 
Landgut, Zubehör desjelben 56; Ein- 
jegung eines 2. zum Ertragswert bei 
Auseinanderjepung von Miterben 1122; 
Rückgewähr des L, bei Beendigung des 
Nießbrauchs 469; llebernahme eines 
2, zum Ertragswerte 761. 
Landgüterpacht, Smventar bei 
| jelben 247. 
Landwirtſchaftliche Grundjtüde, Nüd- 
derjelben beim Nießbrauche 469; 
indifation eines I, &. 439, 
—— einer Sache oder eines Rechtes 
a Erſitzung der Freiheit von öffent> 
fen Lajten 411; 8. der Kaufſache, 
| Haftung für Ddiefelben 184ff.; L. der 
Mierfahe 231; gemeine, ungewöhnliche 
L. der Kaufſache 184; öffentliche, privat: 
rechtliche L. beim Nießbrauch 467; Tra— 
gung der Yajten bei der Nutznießung des 
Ehemannes 701. 
Yebensalter, Berechnung desjelben 101. 
Lebensfähigkeit 28. 
‚Lebensgefahr, gemeinfame 1013. 
Lebensgemeinſchaft, ehelidhe 679. 
‚Xebensnadjtellung 798. 
Lebensſtellung der unehel. Mutter 900. 
'Xebendvermutung 32. 
‚Lebensverfiherungßverträge 
151. 





der⸗ 


150, 

2 egalitätsprinzip im Grundbuchrechte 

369, 500. 

Legaiſchnidverhältnis 583°, 

Legatum debiti 1192’; 1. liberationis 
11927; ]. partitionis 1153; l. per dam- 
nationem; per vindicationem; per prae- 
ceptionem, |. sinendi modo relictum 
1180. 
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Legitimatio per rescriptum prinecipis | 
906; 1. per subsequens matrimonium 
904. | 

Legitimation unebelicher Kinder 904 ff.; 
L. durch nachfolgende Che 904; durch 
Ehelichteitserllärung 906; durch obrig- | 
teitliche Deklaration im preußiichen Rechte 
907; internationales Recht 15. 

Segitimationspapiere 323, 951'?; | 
Erwerb des Eigentums an denjelben 
409°; qualifizierte L. 324, 953. 

Yegitimierte Slinder, Einwilligung der 
Eltern zur Eheichliegung 638; Erbrecht 
l. 8. 906, 1030; Staatsangehörigfeit 
1. 8. 906; Unterſtützungswohnſitz und 
Wohnſiß 906. 

Lehn 20; Ausihluß der Anrehnung von 
X. auf den Pilichtteil 1276°; Erſitzung 
von Örundgerecdhtigfeiten gegen X. 452. ; 
L. gehört zum Seien Bermögen des 
Kindes 867; Nachfolge angenommener 
Kinder in L. 919; Nachfolge legitimierter 
Kinder in 2. 906; Sondererbrecht für | 
2. 1011: Spezialerbfolge in 2. 1003. | 

Yehngüter 354. 

Lehnrecht, Begriff d. Agnation im L. 831. | 

Lehnsbeſitzer, Fruchterwerb desſelben 
418; Schatzerwerb der L. 429. | 

Lehrverträge ded Mündels 901. 

Leibesfruücht iſt keine Trägerin von 
— 28; Pflegſchaft für dieſelbe 993, 
1054 





Leibgedinge 302; Eintragung desſelben 
in das Grundbuch 373; —8* für | 
das Landesrecht 491. | 

Leibrente 300 ff.; Unvererblichkeit der | 
x. 1006; Berjährung der L. 301, 302; 
Vorausleiſtung der X. 301. 

Leibrentenkauf 300. 

Leibrentenvertrag 151, 1265°. 

Leibzucht, Eintragung derjelben in das | 
Grundbuh 373; Borbehalt für das 
Yandedredht 491. | 

Leibe 248ff.; Kündigung 250; Unent— 

eltlichleit der U. 248; Berjährung der 
niprüce aus der 8. 249°, ?. 


Leih ſache, Erhaltung und Rücdgabe der- | 


jelben 249; Verſchlechterung an derjelben 

240. 

Reiftung, 
L. erfüllungshalber 157°; 


2. an Erfüllungsftatt 157; 
L. durd) | 
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Reiftungszeit 131. 

Leiterrecht 401. 

Leptwillige Verfügungen, Anfechtung 
derjelben 1149 5f.; Auslegung derielben 
1141ff.; Bedingungen und Zeitbeitim- 
mungen bei I. V. 1146ff.; Fähigleit 
zur Errichtung von l. V. 34; Form der 
1, 8. 1179, 1223; im internationalen 
Rechte 1007 ff. 

Lex Aquilia 342; 1. Atilia 925; ]. com- 
missoria 154, 156, 545, 588, 611; 1. 
domieilii 11, 693', 1008®; 1. Julia et 
Titia 925; 1. Julia de adulteriis 792; 
l. loci actus 12, 631, 1007; 1. originis 
11, 1007; 1. Plaetoria 925; 1. posterior 
derogat priori 18; |. rei sitae 11, 17, 
693", 1008; 1. specialis 26. 

Liberi naturales 894, 904. 

Lichte Augenblide 63°; Tejtierjäbigfeit 
in L %. 1220°, 1222", 

Liedlohn 553. 

Lieferungsvertrag 181. 

Liegenſchaftsrecht 367 ff, 

Liquidation bei Auflöfung eines Vereins 
44; 8. der Gejellichaft 294, 

Liquidität bei der Aufrechnung 161; 
feine 2. von forderungen bei Ausübung 
des Zurückbehaltungsrechts 132. 

Litispendenz, Verjährung derjelben 110%, 

Locatio — conductio operis 259. 

Locus regit actum 12, 17. 

Lohgruben 395. 

Xofusprinzip 378. . 

Löſchungen im Grundbuch 375ff.; L. 
der Hypothel 561; L. einer Vormerkung 
355; L. eines Widerſpruchs 391; un— 
richtige L. 389; Zuſtimmung Dritter 
zur X. 376. 

Löſchungsanſpruch 408, 410, 441. 

Löſchungsbewilligung 507", 

Xotterievertrag 304. 

Lucida intervalla 63$, 

Yurusansgaben, Erſatz von U. des 
Erbſchaftsbeſitzers 1101. 


Mm. 
Mädchenname 811. 
Mahlſchatz 630. 
Mahnung als Interbrehungsgrund für 
die Verjährung 110; M. als Boraus 
jebung für den Eintritt des Berzuges 139, 


Dritte 129; Fälligkeit der 2. 131; Gegen:  Mäflerlohn 269, 271. 


itand der 2. 121; Inhalt der 2. 121;3 Mällervertrag 268ff.; Auslagen beim 


Teilbarfeit der 8. 176; Unmöglichkeit | 


der 2. 133 ff.; Unteilbarkeit der L. 179; 
Unbejtimnitheit der. 145; Verpflichtung | 
zur L. 121; Verzug bei der 2. 139ff. 

Keiftungsort 129ff.; ©. bei Zahlungen | 
aus öffentlichen Kajien 131. 


M. 270; Intereijentolliiion beim D. 271. 
Mala fides superveniens 412”, 
Malitiosa desertio 798. 

Mancipatio 1223, 
Mandatstheorie bei der Teitaments- 
volljtvedung 1203. 
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Mandatum qualificatum 311; 
plex 311", 

Mängel, Gewährleiftung wegen M. im: 
echte beim Kauf 183 ff.; Gewährleiſtung 


wegen Sachmängel beim Kauf 193 Ff.; | 


Sewährleiftung des Vermieters 228 fr.; 
M. der Hauptſache bei Wandelung 201; 


vertragsmähige Feſtſetzung der | 


gewähr beim Kauf 196. 
Mangelbafte Form d. Rechtsgeſchäfte so. | 
Manifeitationspflidt 128. 
Marineteitament 1238?, 1240. 
Märkiſches Plovinzialrecht, Ueberleitung 

desſelben 786ff. 
Marktpreis 189. 
Mas a mare 831. 


Maſchinen als Subftanzteile von Ge: | 


bäuden 56'. 
Maffegläubiger im Nadlahtonkurje 
1078. 
Maſſeſchulden im Nachlaßkonkurſe 1078. 
Maſtungsrechte 461, 


Materialien der Gejepe ald Auslegungs: | 


mittel 25. 

Matrimonium ratum non consummatum 
793. 

Mauer, gemeinihaftlie 401. 

Marimalbupothef 495, 536; Umwan— 
delung derjelben 568. 

Marimalpfandredt an Schiffen 607. 

Mehraufwendungen, Erjag von M. 
des Schuldners bei Annahmeverzug des 
Släubigers 142, 

Mehrheit von Erben 11095.; M. von 
Schuldnern und Gläubigern 176 ff. 

Meinungsverjdiedenheit zwiſchen 


dem Gewalthaber und dem Pfleger des 


Kindes 855 fl. 

Meiſtgebot 553. 

Meliorationsdarlehn 22. 

Mengefauf 214, 

Mentalrefervation 68; M. bei der Ehe: 
ſchließung 663. 

Meßkoſten beim Kauf 183. 

Metus reverentialis 73. 

Miete, Begriff der M. 226; Form der 
M. 227; Endigung des Mietverhält- 
nijjes 240 ff.; Gegenſtand der M. 226; 
Kauf bricht nicht M. 226%, 236 ff.; 
Nüdgabe der Mietfahe 233; Inter: 
miete 234; Uebergangsbeitimmungen 9. 

Mieter, Anzeigepflicht desſelben 233; 
Ausſchluß des AZurüdbehaltungsrechts 
des M. gegenüber dem Vermieter 133, 
231; ins tollendi des M, 231; Belik 
des M. 359; Bilichten des M. 232; 
Verſetzung des M. 241; Verjährung 
der Anſprüche des M. 231; Tod des 
M. 241. 


ın. sim- ! 


Mietſache, Rückgabe derjelben 233; Ver— 
wendung auf die M. 231. 

Mietzins 232; hypothetariſche Haftung 
der Wietzinsforderumg 511; Verfügung 
über die M. 514. 

Miles pro parte testatus etc. 1018*. 

Militärbrieftauben 422. 

Militärperjonen 28°; Erlaubnis zur 
Eheſchließung 648; Genehmigung bei 
der Uebernahme der Bormundidaft 937 ; 
der Mitgliedihaft im Familienrate 977; 
Wobhnſitz der M. 37. 

Militärteftament 1238 ff. 

Militia 1128; Anrechnung derjelben auf 
den Bilichtteil 1273. 

Minderjährige, beichränfte Geſchäfts— 
fäbigfeit der M. 64; Geichäftsunfäbig- 
feit 63; Betrieb eines jelbitändigen Er- 
werbsgejchäftes durch M. 65; Dienft: u. 
Arbeitsverträge M. 66; einjeitige Nechts- 
geihätte M. 65; elterliche Gewalt iiber 
MM. 854; Haftung der M. für uner— 
laubte Handlungen 338; feine Wieder: 
einſetzung der M. in den vorigen Stand 
66; BPilegichaft über M. 969; Teitier- 
fähigfeit der M. 1220%, 122]; Teita: 
mentserrichtung 1228, 1235, 1236?; 
Untauglihfeit M. zu Bormündern 935; 
Run gegen M. 108; Verträge 

. 64; Vormundſchaft über 'M. 930 ft; 
— — der M. bei der Teita- 
inentderrichtung 1226; Ywangderziehung 
der M. 22, 875 ff. 966. 

Minderjährigkeit 33; M. als auf- 
ichiebendes Ehehindernis 635. 

Minderung der Bruchteife bei der Erbes- 
einjegung 1154; M. beim Kauf 197*, 
198, 202; Einrede der Minderung 204: 

| Recht des Beſtellers auf Minderung bei 

mangelhafter Ausführung des Werkver- 

trages 261. 

Minderungsflage 198 ff. 

Missio in possessionem ventris nomine 
1053°; m. ex edicto Carboniano 1053*. 

Mißbrauch der elterlichen Gewalt durch 
den Bater 874; M. der Erziehungs: 
aewalt durd; denjelben 856; M. der 
Rechte 113. 

Mißgeburten 28. 

Miphandlung, grobe 804. 

Mitbewertung von Anlagen bei Grund— 
dienitbarteiten 457. 

Mitbejip 359, 361, 362; Einräumung 
des M. zum Zwecke der Pfandbejtellung 
579. 








'Mitbürgen 307. 

Miteigentum 446ff.; M. mehrerer 
Erben zur gelamten Sand 1110; An- 
iprüche aus dem M. 448; M. bei Ber: 
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bindung und Vermiſchung beweglicher 
Sadıen 415; geſetzliches Vorlkaufsrecht 
des Miteigentümers im BGB. bejeitigt 
48219; gejepliches Vorlaufsrecht der Mit- 
erben 1114, 1115. 


Mm 


' Mortis causa donatio 225, 1269. 
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orgengabe, Spezialerbfolge in die- 
jelbe 1003. 


Motiv, Jrrtum im M. bei leptwilligen 
Verfügungen 1150. 


Miteigentümer 360; Piandredit an|Muciana, cautio M. 1147, 1148®; prae- 


dem Anteile eines M. 598, 599; Wer: 
pfändung des Anteild eines M. 582. 

Miterben 1004, 1109ff.; Auseinander: 
jeßung unter den M. 1118ff.; Aus— 
gleichung der M. bei der Auseinanderz 
jeung 1132, 1133; Auskunſtspflicht 
der M. 1133; Belajtung eines Erb— 
teils durch einen M. 510; Erbicafte- 
anſpruch der M. 1098; Gejamthande- 
verhältnis der M. im preußiſchen Nechte 
1110; geſetzliches Vorkaufsrecht der M. 
212, 4818, 1114ff.: Haftung der M. 
gegenüber den I Sg ar 1134; 
Individualrechte der M. 1117; Inven— 
tarerrihtung duch einen M. 1140; 
Offenbarungseid der M. 1133; Pflicht: 
teilsberechtigte find feine M. 1275; 
Prozeßführung der M. 1117; Berfügun 
über den Erbteil durch einen M. 11097, 
1110, 1113; Verfügung eine® M. über 
den Anteil an einzelnen Nachlaßſtücken 
1113, 1114; VBenwaltung des Nadjlafjes 
durch die M. 1116ff.; Weigerungsredht 
F M. gegenüber den Nachlaßgläubigern 
1136. 

Miterbteil, defien Pfändung 1120, 1136. 

Mitgliederverfammlung eined Ber: 
eins 42. 

Mitgliedichaft 43; M. im Yamilienrat 
976; Umvererblidykeit der M. 1005 
Vererblichleit der M. im preußijchen 
Herrenhaufe 1005’, 

Mittelbarer Befiker 359, 408; Zuläffig- 
n der Eigentumsklage gegen denjelben 
431°, . 


Mittelöperjon 91. 

Mitverſchluß bei der Berpfändung 579. 

Mitvormund 934, 942 ff.; Ablehnungs- 
recht desjelben 938, 

Mitwirkung des Beitellers beim Wert: 
vertrage 264. 

Mobiliargemeinjchaft 771; vgl. Fahr— 
nisgemeinichaft. 

Mobiliarpfandredht 493*, 576 ff. 

Modus 87, 1199: vgl. Auflage. 

Modus acquirendi 353, 500. 

Mohatrae contractus 251°. 


sumtio M. 688. 

Mühlenrecht 20, 354. 

Miündel, Fürjorge für die Perfon des 
M. 943f.; für das Vermögen des- 
jelben 946 fi.; Koſten der Erziehung des 
M. 944; Todeserflärung des M. 946; 
Unterbringung des M. in einer Er— 
ziehungs= oder Beflerungdanitalt 966. 

Mündelgeld, Anlegung desjelben 948 Fj.; 
Genehmigung des Gegenvormundes bei 
der Anlegung 948, 958; Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts 948. 

or ra Anlage von Geld 949, 

50. 


Mündeljidhere Papiere 949 ff. 

Mundium 625. 

Munition, verichofiene 421. 

Muntihap 650. 

Münziorten, Zahlung in bejtimmten 
M. 123. 


Mujter, Kauf nadı M. 208. 

Mutter, Anlegung von Kindesgeld durd) 
die M. 888; Ausſchluß der elterlichen 
Gewalt der M. über uneheliche Kinder 
596; rg der elterlichen Gewalt 
der M. 890; Beiltand der M. 885, 
886; elterliche Gewalt der M. 884 ff., 
917°; Entihädigungsanfpruc der un— 
ehelihen M. gegen den Erzeuger des 
Kindes 898!,?, 902 ff.; Erziehungsrecht 
der M. 885; — der M. am 
Kindesvermögen ‚ 856; Nebengewalt 
der M. 858, 884; Pilichtteildrecht der 
unehelihen M. 1279; Ruben der elter- 
lihen Gewalt der M. 890; Sorge der 
M. für die Berjon des Kindes 858, 859; 
für die Perſon des unehelichen Kindes 
896; Vermögendverzeichnis des Kindes: 
vermögens 858; Bollgewalt der M. 584; 
Vormundicdaft der M. 934, 935; Wie- 
derverheiratung der M. 890; Zwilchen- 

ewalt der M. 884; Einwilligung der 
t. zur Eheſchließung 636, 637 ff., 896. 


N. 
Nachbarrecht 354, 393 ff.; nachbarrecht— 
liche Beſchränkungen 22, 


Mönche, Rechtsfähigleit derjelben 27; Nahbürge 306°, 


Erbfähigfeit der M. 1017; Teſtierun— 


fähigkeit der M. im ALR. 1220, 


Mora acceipiendi 14]; m, solvendi 139. 


Moraliiche Perjon 40, 
Morganatifche Ehe 657. 


Naceile, Recht der N. 361. 

Nacderbe 1014, 1015, 116058; Anfall 
der Erbihaft an den N. 1175 5f.; Aus— 
ſchlagungsrecht des N. 1177; Einjegung 
des Nacherben auf den Ueberreſt 1174 jf.; 
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Einjegung eines Tejtamentövollitreders | 
für den N. 1213; Erbidaftsaniprud | 
des N. 1098; Erbicein des N. 
1299°; Haftung des N. für Nadlaf- 
verbindlicheiten 1177 ; rechtliche Stellung | 
des Vor: und Nacherben 1166 ff. | 

Nacderbfolge 1160ff.; Unordnung der- 
jelben 1160 ff.; Einjeßung eines Teſta- 
mentsvolljtreders im Falle der®. 1213; | 
Eintritt der N. 1164, 1175 ff.; Gegen: | 
jtand der N. 1176 Ff.; Vorausſetzungen 
der N. 1160 ff.; zeitliche Beſchränkung 
der N. 1164 jf. 

Nachgewähr fehlender Eigenjchaften einer 
verkauften Sache 196, 199; Klage auf 
N. beim Kauf 196, 199. | 

Nachlaß am Pachtzinſe 243. 

Nachlaß, Begriff desjelben 1002; Ein- 
rede der Unzulänglichleit des N. 1061, 
1066, 10775.; Mangel genügender 
Maſſe 1072; Eintragung einer Hypothel 
jür einen N. 507; Siegelung des N. 
1050; Ueberfchuldung des N. 1071; N. 
verpflegter oder unterftügter Perjonen 
23; Verträge über den Nachlaß eines 
nod) lebenden Dritten 144, 1012, | 

Nachlaßgericht, Anfechtung der Ehe 
gegenüber dem N. 669, 670; Anfechtung 
der Ehelichteit eines Kindes gegenüber 
dem N. 840; Aufficht des N. über den 
Nachlaßverwalter 1074; Beitimmung der 
Anventarfriit dur das N. 1083; Er- 
nennung des Teſtamentsvollſtreckers durch 
das N. 1206; Eröffnung der Tejtamente 
durch das N. 1243; Erteilung des Erb— 
ſcheins 1299; Fürforge des N. 1050 ff. 

Nachlaßgläubiger, Aufgebot desjelben | 
1052, 1061, 1063 ff.; Ausſchlußurteil 
1061, 1065; Befriedigung der N. aus 
dem Nachlafie im Wege der Zwangs— 
volljtredung 1079, 1080; Privataufgebot 
der N. durd) den Miterben 1139; Necht3- 
verhältnis zwiichen den Erben und den 
N. 1134; Vermächtnisnehmer iſt 
Nachlaßgläubiger 1181. 

Nachlaßkonkurs 1060, 1062, 1064, 
1067 ff., 1075 ff., 1094, 1139; Antrags- 
berechtigte 1076; Beendigung des N. 
1078, 1079; stontursgläubiger 1077; 
Mafjegläubiger 1078; Neihenfolge der 
Gläubiger 1077; Zwangsvergleich 1078. 

Nachlahpfleger 1049, 1051, 1052; 
Ausſchluß der Inventarfrijt für denjelben 
1052, 1085. 

Nachlaßpflegſchaft 1052Ff. 

Nachlaßverbindlichkeiten 1049, 1054, 
1062 ff.; Anſpruch aus dem Vermächtnis | 
iſt N. 1181; Haftung des Erben für die 
N. 1055 f.; Haftung des Vor- und Nach 





erben für diejelben 1177; Haftung für 

N. im Falle des Erbſchaftskaufs 1314 ff.; 

Eingehung von N. durd) den Teſtaments— 

—— 1212; Pflichtteilsanſpruch iſt 
N. 1285. 

Nachlaßverwalter, Anſpruch desielben 
auf Vergütung und Erſatz von Auf— 
wendungen 1072, 1074; Aufjicht des 
Nachlaßgerichts über den N. 1074; 
Ausschluß der Inventarfriſt für den N. 
1085; Beſitz des N. am Nachlaſſe 1073 ; 
Beitellung des N. durch das Nachlaß— 
geriht 1072; Pflichten des N. 1073, 
1074; Redtsjtellung 1073. 

Nachlaßverwaltung 1053, 1060, 1062, 
1067 fi., 1072f., 1094, 1139; Antrags» 
berechtigte 1072; Beendigung der NW. 
1074, 1075; Wirkung der Anordnung 
einer N. 1073. 

Nachlaßverzeichnis 1051; N. des 
Tejtamentsvollitreders 1213. 

Nachträgliche Unmöglichkeit 134 ff.; ver- 
ichuldete, zufällige 134; objektive, ſub— 
jettive 134, 135; Beweislaft bei nad): 
träglidher U. 138, 134. 

Nahvermädhtnis 1184, 

Näherrechte 212, 481. 

Name ded angenommenen Kindes 918; 
N. der Ehefrau 681; der geichiedenen 
Ehefrau 811; N. des ehelidyen Kindes 
849; N. des legitimierten Kindes 909; 
N. des unehelichen Kindes 895; Er- 
teilung de Namens ſeitens des Er: 
zeugerd an das uneheliche Kind 895; 
Schuß des Namens 38, 

Namenpapier 323, 

Namenredht 38. 

Nasciturus, Fürſorge für denjelben 1053, 
1054; Bilegicyaft für den n. 994. 

Nasciturus pro iam nato habetur etc, 
28, 1013. 

Naſſau 20. 

Nationalitätsprinzip 10, 13, 997. 

Naturales liberi 904. 

Naturalijation 919. 

Naturallomputation 101°, 

Naturalobligationen, Klaglofigkeit der- 
jelben 120; Ausſchluß der Aufrechnung 
bei N. 120, 162®, 

Naturalrejtitution 124; N. bei der 
Negatorienklage 443. 

Natürliche Früchte 58. 

Natürliche Unmöglichkeit 134. 

Nebenbejtimmungen bei Rechtsgeſchäf— 


ten 87. 
Nebenforderungen, —— der⸗ 
ſelben 165; Erlöſchen von N. bei der 


Sculdübernahme 173. 
Nebengemwalt der Mutter 858, 884. 


S. 1624 gehören zum I. Band, ©. 625 ff. zum II. Band. 
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Nebenleiftungen, Berjährung des An: | 
ipruches auf diejelben 112. | 
Nebenrehte, Uebergang derjelben auf | 
den Gejjionar 166; Erlöfchen der N. 
bei der Schuldübernahme 173. 
Nebenjache, Wandelung wegen Mängel | 
der N. 201. | 
Necessarii heredes 1020 ff. 


Negativer Schuldanerkennungsvertrag 
163. 


des N. 450; Rechtsſchutz 472; Leber: 
tragbarfeit des N. 471; Webertragung 
der Ausübung des N. 165', 471; Un: 
vererblichfeit des N. 1006, 
Niekbrauder, Anzeigepflicht des N. bei 
aufergewöhnlihen Neparaturen 466; 
Nusichluß des N. vom Schagerwerb 429, 
464; Bejig des N. 359, 463; Erjap: 
pflicyt des N. bei übermäßigem Frucht— 
genuß 464; Erſatzanſpruch des N. für 
Negatived Vertragdinterejje 144, 220. Verwendungen auf die Nießbrauchsſache 
Negatorienklage 430. 465; Frruchterwerb des N. 418, 464; 
Negotiorum gestio 280. Haftung des N. bei Gebäudeeinſturz 395; 
Negotium claudicans 64; n. mixtum | Haftung des N. für die Laſten der Nieh- 
cum donatione 224. | brandhsiache 467; ius tollendi des N. 
Nemo cum pluribus testamentis dece- | 127,465; Pflichten des N. 465 ff.; Nechte 
dere potest 1242, des N. 463ff.; Nechtöftellung des N. 
Nemo pro parte testatus, pro parte in- | gegenüber den Önpothefengläubigern 511. 
testatus decedere potest 1018 ff., 1154'. Nießbrauchsſache, Erhaltung derjelben 
Nihtberehtigte, Verfügungen derjelben | 466; gerichtliche Verwaltung der N. 468; 
100; Berpfändung durh N. 579. Laften der N. 467; Verpachtung der 
Nihteigentümer, Erwerb vom N. 404,| N. 469. 
408; Zabularerfigung ded im Grund: Nomina sunt ipso iure divisa 176, 
buche eingetragenen N. 404°, 1109, 1112*, 1134. 
Nihterfüllung, Ecadenserjaß de Nominatio auctoris 431, 442. 
Käufers wegen N. 202; Schadenserjap Nonnen, deren NRectsfähigkeit 27; Erb: 
wegen N. bei Unmöglichkeit der Leiftung | fähigkeit der N. 1017; Teſtierunfähig— 
137 ff. keit der N. im ALR. 12207, 
Nihtgebraud, Erlöihen von Grund:  Nonusus 103, 455. 
dienlibarfeiten durd N. 455; N. eines | Normativbeftimmungen, Syitem der 
Rechtes 103. N. 4. 
Nichtigkeit 76, 80; N. der Rechtsge- Notar, Zuſtändigkeit desjelben für die 


ichäfte 82; N. der Ehe 658 ff.; Geltend- | 
machung derjelben 661; Gründe für die 
N. der Ehe 659 fi. 


Auseinanderjegung bei der Ürbenge- 
meinjchaft 1126; Zuftändigfeit des N. 
für die Tejtamentserrihtung 1224; Be: 


Nihtigfeitsllage 643, 661, 674. urfundung durch denjelben 75ff. 
Niederlafjung, Ort der N. 130. Notdürftiger Unterhalt 847. 
Nießbrauch 461 ff.; beichränfter N. 479%; | Noterbredt, formelle, materielles 
uneigentliher N. 472; N. an Sachen  1271ff.; römisches N. 1271 ff. 
467f1.; an Grundjtücen mit Inventar | Notjelbithülfe 393. 
465; an Landgütern und Iandwirtfchaft: | Notjtandshandlung 393. 
lihen Grundſtücken 469; an verzinslichen Nottejtament 1236. 
Forderungen 475; an unverzinslichen | Notmweg 398. 
Forderungen 475; an einem Nießbrauche Notwehr 114. 
462; an Rechten 450, 473ff.; an einem | Notwendige Verwendungen 438. 
Inbegriff von Sadıen 470; N. an wieder:  Novation beim Parlehn 251%; N. dem 
fehrenden Leiftungen 474; an einem! BGB. unbelannt 156. 
Vermögen 476; an einer Grundichuld | Noxae datio 342. 
und Rentenſchuld 476; an Order: und Nullitätsſyſteme 1274. 
Inhaberpapieren 476 ; an einer Erbichaft | Nüpliche Verwendungen 326; Erſatzan— 
477; Ausihlup des N. an abhanden | ſpruch des Beſitzers für diejelben im 
gekommenen, geitohlenen und verlorenen Eigentumsſtreite 4397. 
Sachen 463°; Beendigung des N. 471; | Nutznießung des Ehemanns 461, 693, 





Betellung des N. 462; Erfikung des | 
N. an beweglihen Sachen 411°, 463°; | 
gewöhnliche, außergewöhnliche Nepara= 
turen beim N. 466; Nautionspflicht 
beim N. 468"; NKollifion des N. mit 
anderen Rechten 471"; rechtliche Natur 


701ff.; N. der Eltern 461, 867ff.; M. 
des Vaters 867 fi.; N. der Mutter 885 ff.; 
Ausübung derjelben durd) den gejeßlichen 
Vertreter 704; Beendigung der N. des 
Ehemanns 722; Nidytübertragbarteit des 
NedytesausderN. 703; Wiederheritellung 
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der N. 726; Beendigung der elterlichen | Berechtigten gegen den Nichtberechtigten 
N. 872; durch die Heirat der Tochter | 388; Umfang des d. Gl. 386; Ver— 
694; Entziehung der N. durch dad Vor: | jagung des Schutzes des ö. Gl. 357; 
mundichaftsgericht 873; Erwerb der | Wirkung des ö. Gl. 386 fi. 
Nubungen 868; N. ohne Ausübung Oeffentliches Erbieten für Bejorgung 
derjelben 870, 878; Unübertragbarteit | | _ von Geſchäften 275. 
der N. 871; Ver icht auf Die 3. 873. | Oeffentliches Intereſſe an der Voll— 
Nutzungen 598; 3 der Kaufſache 190', | ziehung einer Auflage 224. 
191; Herausgabepflicht derielben im Oeffentliches Tejtament 1224 ff. 
Falle der Wandelung 200: Enwverb der | | Deffentlichfeit des Giüterrechtöregifters 





N. durch den Ehemanu 701; dur den) 778, De. des Grundbuch® 368. 





Vater 868. ‚Offerte, in incertam personam 272; 
Nupungspfand 584. ; rechtliche Natur der DO. 85. 
Offertentbeorie 210%, 
O. Okkupation 420; vgl. Aneignung. 
DObereigentum 39. Olim et hodie possessor, semper pos- 
Oberfläche des Grundjtüds 302; Ber: sessor 411'?, 

tiefung derjelben 395 ff. |Operae liberales, illiberales 254'. 
Obervormundichaft, jtaatlihe 927, | Dralfideifommih 1180% 

929, 906, 'Orderpapiere, Nießbrauch an denjelben 
Objektive Unmöglichkeit 134. 476; Bindifation von O. 432 
Dbligation 119; alternative ©. 121, | Orderpfandredht an Scifien 607. 

11S6'; ; generifche O D. 121. Drdnungsitrafen gegen den Gegen— 
Objervanzen 23 ff. vormund und den Bormund 966; gegen 
Octavus subscriptor 12241. ' Mitglieder des Familienrates 978, 


Defen an gemeinjchaftliher Wand 401. Ort der Herausgabe bei der Vindikation 
ee Unmöglichkeit der Empfängnis | 434; DO. der Hinterlegung 159; O. der 
Reiftung 129, 130; O. der Rüderftat: 
—— bei der Auskunft— tung beim Darlehen 252. 
erteilung 123; bei der Rechnungslegung | Dertlidye Geltung der Rechtsnormen 7 ff. 
128; Pflicht des Erben zur Leijtung des | Ortögerichte, ihre Zuftändigleit für 
Offenbarungseids 1069; O. des Miterben die Snventarerrichtung 1086; für die 
1133; DO. des Tejtamentsvolljtreders | Nachlaßfürſorge 1050, 1051?, 
1213; Koften des O. 129, 1089; Ber: DOrtsüblichteit 25%; DO. enticheidet bei 
weigerung des D. 1089; Auftändigkeit der Grenzabmarfung 399. 
fir die Abnahme des D. 129. | 


Dffenlegung d. Vermögendverzeichnifjeg, | P. 
Verbot derſelben bei befreiter Vormund- Pacht 226, 242ff.; P. eines landwirt— 
ſchaft 975. ſchaftlichen Grundſtücks oder eines Land— 


Oeffentliche Abgaben bei der Kaufſache quts 245 ff.; Gegenitand der P. 243; 
185. Form des — 244; Beendi— 





Oeffentliche Beglaubigung 79. ung der Pacht 244; eines Grund— 
Deifentlige Bekanntmachung der Aus: Hide jamt Inventar 247; NRüdgewähr 
fobung 272, 273; der Vollmacht O5. der Pachtſache 244, 346, Sur: Zeilpadıt 


Oeffentliche Beflellung zur Geſchäfts- 243; Unterpacht 244; Uebergangsbe— 
beſorgung 275. ftinnmungen für Die B. 9. 
Deffentlihe Laſten 485; beim Niep- Pächter, Beſitz desjelben 359; Frucht— 
brauche 467; ö. 2. beim Grundſtücks- erwerb de8 P. 419; Fruchtgenuß des 
fauie 184 ff.; gemeine Laſten 184, 48663 P. 243; unterliegt nicht der Beſchlag⸗ 
ö. 8 der Mietiache 231; Eriigung der) nahme 538, 551; Haftung des P. beim 
Freiheit von ö. L. 411; —8 der) Einſturz von Gebäuden 395; ius tollendi 
ö. 8. von der Nblöfung 492. des P. im ALR. 127; gefebliches Pfand⸗ 
Oeffentlicher Glaube des Erbſcheins1304. recht des Pächters bei der Grundſtücks— 
Oeffentlicher Glaube des Grundbuchs pacht 247, 617; Pflichten des P. 243; 
368, 385 ff. 548; Ausſchluß des ö. ©. Rechtsſtellung des P. gegenüber den SV: 
durch) den Hypothekenbrief 525; Be: | pothefengläubigern 511; Tod des P. 244. 
Ichränfung des ö. Gl. bei der Siche- Pachtzins 243; Nachlaß am P. 243; 
rungshypothek 563; Erſatzanſpruch der hypothekariſche "Haftung der Bachıtzins- 
durch den ö. GL. gejchädigten wirklich | Forderung 5ll; Verfüggn. üb. d.P. 514. 
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Pactum de cedendo 166; p. de con- | Bjandgrundjtüde, Schuß gegen Ber: 


trahendo 210°; p. de mutuo dando | 
253; p. de non amplius oppignorando 
519; p. de non cedendo 165; p. de 
non praestenda evictione 188; p. dis- 
plicentiae 154; p. fiduciae 576; p. ne 
distrahatur 519; p. reservati dominii 
190. 
Paraphernalvermögen 691. 
Ba : a tel 1025, 1026; Parentelenordnung | 
1028, | 
Parteifähigfeit 712. 
Paſſive Korrealität 176. 
Patengeſchenke des Kindes 867. | 
Pater est, quem nuptiae demonstrant | 
834°. | 
Pater familias 853. | 
Paterna ;‚paternis, materna maternis 
1026. 
Patria potestas 853. 
Batronatslaften 487%. 
Ratronatöredte 468, 
Peculium castrense, «quasi castrense, pec. 
adventicium irregulare 867'% !, 
Peremtoriiche Einreden 108°; der Ber: | 
jährung 112, 
Berfektion des Kaufvertrags 182. 
Periculum interitus, deteriorationis 191. 
Persona turpis 1273. 
Perſonalfolium 367. 
Berjonalpflegichaft 929, 988. 
Berjonaljtatut 11, 13; ®. des Erb: 
lajierd 1006; P. des Mindels 997; 
P. der Verlobten 631. | 
Perjonen 27ff.; moraliihe P. 40; na— 
türlide P. 27; juriftiihe P. 38ff.; 
Erbſchaftsanſpruch fälſchlich für tot er: 
Härter ®. 1099, 1107; Scadenserjaß 
bei Verlegung von P. 125, 350; Tötung 
von P. 351. | 
Perjonenvereine 39. | 
Perſönliche Dienjtbarfeiten 450; be- 
ichräntte p. D. 479ff.; Beſiztzesſchutz 
bei perſ. D. 460. | 
Rerjönlihes Bedürfnis als Umfang der 
beichräntten perjönlihen Dienjtbarteit 
480 | 


Berjönlihes Vorkaufsrecht 212, 

Bertinenz 54; vgl. Zubehör. | 

Pfandbriefdarlehn 508. 

Pfandgewere 498. 

Piandgläubiger, Abjonderungsredit 
derjelben im Konkurſe 585; Beſitz des 
Pi. 359, 583;, Erfapanjprud für Ver— 
wendungen 584; ius tollendi des Pi. 
584; Prlichten des Pi. 585; Nechte des 
Pf. 583; Recht des Pi. am Erlöje der 
Pfandſache 595; Verkaufsberechtigung 
des Pf. 58. 











ſchlechterung derſelben 517. 

Pfandhalter 566. 

Pfandleihe 21; öffentliche Pi. 584°, 

Piandleiher, Darlehnsgewährung durch 
diejelben 252. 

Plandredt 576ff.; accefloriihe Natur 
des Pf. 500; Pi. an Forderungen 611ff.; 
an Grundftüden 4935f., 497; Pf. an 
Grund- und Rentenſchulden 615; Bf. 
an Schiffen 599; Pf. an Wertpapieren 
615; Pi. an Rechten 6075.; Pf. an 
beweglihen Saden 576ff.; Begriff des 
Pf. 577; Beitellung 578, 601, 609; 
Beitellung eines Ph. für eine Spiel- 
ihuld 304°; Entjtehung des Bi. 577; 
Gegenſtand des Pf. 587; geiepliches Pi. 
617; an Grumdjtüden 497; gejeßliches 
Pf. des Frachtführers 618; des Gaſt— 
wirte® 287, 617; des Hinterlegers 617; 
des Unternehmers beim Werlvertrage 
265 ff., 617; des Verpächterö 245, 617; 
des Pächters bei der Grundjtüdspacht 
247, 617; des Vermieters 234, 617; 

Inhalt des Pf. 577; Erlöſchen des Pf. 
597, 610; preußijches Pfandrecht 498 ff.; 
privilegiertes Pf. 580; Rang des Bi. 
580; Umfang der Haftung 582; beim 
Pf. an Wertpapieren 617; Unteilbarkeit 
des Pf. 582; Uebergang des Pi. 596; 
Verkaufsrecht der Pfandjache 588; Wir- 
tung des Pf. beim Pf. an Forderungen 
613. 

Pfändung 620f.; Pf. des Anteils eines 
Miterben am Nachlafie 1113, 1120, 
1136; Pf. des Anteild am Gejellichafts- 
vermögen 293; eigenmädtige Bf. 116; 
gerichtliche Pf. von ungetrennten Früchten 
582; Bi. des Anſpruches auf Eigentums: 
Uebertragung eines Grundjtüds 504; 
Pf. von Forderungen 623; von Sachen 
622; von Zubehör eines Grundſtücks 
512; von ungetrennten Früchten 549. 

Pfändungspfandreht 620ff. 

Pfandverkauf 588; Abweichungen bei 
demjelben 592; Ausſchluß der Haftung 
für Sahmängel 196; Privatpfandver- 
fauf 589; Verfahren 591 ff. ; Wirkung 593. 

Pfarrgüter 461. 

Bilanzen 53. 

Pflegekindſchaft 924. 

Pileger 931°; Bejtellung eines Pfl. im 
Falle der teilweijen ntziehung der 
elterlihen Gewalt 876; im alle der 
Entziehung der Bermögendverwaltung 
ded Vaters 878; bei Anfechtung der 
Ehelichleit eines Windes 839; bei Ber: 
waltung des freien Kindesvermögens 861 ; 
bei Ausſchluß der Vertretungsmacht des 
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elterlichen Gewalthabers 855; Beichrän- | BPrädialjervitut vgl. Grunddienjtbar- 
fung des Bormundes durd einen Pfl. keiten. 
941, 942; Stellung des Pit. 988. Praedio utilis 456. 

Pflegſchaft 928, 929, 987 ff.; Perional:, PBräklufivfrift beim Beſihanſpruch 365; 
Nealpflegichaft 929, 988, 993; Pil.über bei Anhaberpapieren 321. 
Ausländer 990; über eine Leibesfrucht | Brälegat 1182 ff. 
993; für unbefannte Beteiligte 994, 995; | Praescriptio actionum 103. 
für Gebrechliche 991 Ff.; für Abwefende Praesumtio Muciana 688. 
und Berichollene 992 ff. ; für ein Sammel: | Prävention, Grundſatz der Pr. 1080. 
vermögen 995; Aujftändigkeit bei der | Bräventiverziehung ded Kindes 875. 
Pfl. 990; Uebergangsbeftimmungen 10. | Preisausſchreiben 274. 

Pflichtteil TI: Anrechnung der Aus- Prekariſtiſcher Beſitz 365°. 





ftattung auf den Bil. 1276, 1283, 1284; | 

Berechnung des Pfl. 1281 ff.; Beichräns | 
fung des Pil. 1291 ff.; Entziehung des 
Pfl. 1290; Ergänzung des Rfl. 1287 ff. ; | 
Höhe des Pfl. 1273, 1276, 1280; Ber: | 
erblichkeit des Anſpruchs auf den Bil. 
1006; Vorausſetzungen des Bil. 1278. | 

Pflihtteilganiprud 1285 ff.; 
Entjtehung 1285; Pl. des Fiskus 1278; 
rechtlihe Natur und Verjährung des 
Bil. 1285; Pfändbarteit des Pl. 624. 

Pilichtteilsberehtigte 1273, 1277 ff.; 
Pl. find feine Miterben 1275; Be: 
Ichränfung der Pl. durch Einſetzung eines 
Nacherben 1280; Uebergehung der Bil. 
in leptwilligen Verfügungen 1150. 

Pilihtteilsreht 1275 Ff.; Pl. der Ab— 
fümmlinge 1277, 1278; angenommener 
Kinder 918; der Eltern und des Ehegatten 
1277; legitimierter Kinder 906, 909. 

Pflicht- und Anjtandsgeichente 225; bes 
Vormundes 948; des Vaters 862. 

Pflugrechte 400. 

Pfründenredt 21, 461. 

Phyſiſche Mängel der Kaufſache 193; 
der Mietjache 228. 

Pignoris causa indivisa est 582, 

Pignus 576. 

Plapredt vgl. Erbbauredt. 

Polizeibehörde, Anzeige des Finders 
bei der P. 424. 

Rollizitationstheorie bei der Aus: 
lobung 272. 

Portio debita 1273; p. statutaria 1026. 

Portio portioni adcereseit 1157°. 

Possessor pro herede, 
1097, 1098, 1099. 

Possessorium ordinarium 444; p. sum- 
mariissimum 360, 

Poſt, Uebergabe von Sachen unter Nb- 
wejenden durch die Poſt 406. 

Poitfund 429. 

Postum ii agnatione rumpitur testamen- 
tum 1272. 

Postumus nondum conceptus 1014. 

Potejtativbedingung bei letztwilligen 
Zumendungen 1147. 


deſſen Privatauf 


pro possessore | 


Prekarium 248, 360°; Pr. für ein con- 
stitutum possessorium nidjt geeignet 
407°. 

Rrinzipale Haftung de8 Staates im 
Grundbuchrechte 50°. 

Rrioritätscejfion, Stellentaufd) bei der- 
jelben 380, 

re der Nachlaßgläubiger 


durd die Miterben 1139. 


‚Rrivatautonomie 24°, 
\Brivatfürjtenreht 20". 


Privatgejellihaft, Unterfchied der er: 

laubten Pr. von der Sozietät 39°. 

Privatpfändung 22. 

Brivatpfandverfauf 580. 

\Brivatrehtlihe Laſten der Kaufſache 
184, 185; der Mietſache 231; des ein- 

ebrachten Gute8 702; pr. 2. beim 

| iehbrauch 467; bei Neallaften 487. 

Privatteftament 1224, 1233 ff.; eigen- 
bändiges Pr. 1233, 

Privilegierte Geſellſchaft 40. 

Privilegierte Pfandredhte 580. 

Privilegium 26. 

'Privilegium Paulinum 793°. 

Probe, Kauf na — auf — zur Br. 
208, 209. 

Pro herede gestio 1020, 1043, 

Promiſſar 150. 

—— Begriff der P. im ALR. 

| 91. 


Protokoll über die Errihtung des öffent- 

lihen Teſtaments 1229 ff. 

Prozeßfähigkeit in Eheſachen 673; 

Prozeßfähigkeit Minderjähriger bei ſelbſt 
jtändigem Betriebe eines Erwerbsge— 
ihäfts 65. 

Prozehführung, Pr. des Ehemannes 
im geieglichen Güterſtande 712, 715; 
über Eingebrachtes 713; über Borbe- 
halt 714; Pr. der Ehefrau 716ff.; Pr. 
des geihäftsführenden Gefellichafters 
290°; Br. der Miterben 1117fi.; Pr. 
nicht recht&fähiger Vereine 47; Pr. des 
Vormundes für den Mündel 945. 

Prozeßkoſten, Tragung derjelben im ge— 
jeglichen Güterſtande 718. 
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Prozeijuale Stellung des Tejtaments: Näumungsurteil, Vollitredung des— 


vollſtreckers 1215 fi. ſelben 233'°, 
Prozeßvergleich 313. Raupenfraß 464. 
Pieudonym, Schutz desjelben 38%, Realfolium im Grundbuche 367. 
Pubes minor 025, Nealgewerbeberehtigungen 21, 354. 
Bublizianijche Klage 432". Reallaſten 485ff.; Ablöfung derjelben 
Bublizitätsprinzip im Grumdbud | 22, 492; Entjtehung der R. 488; ohne 
rechte 368, 498. Gintragung int Grundbuche 489: Er- 
Punktation 86. löſchen der R. 489; Haftung des Eigen⸗ 
Pupillarſubſtitution 1140% | tümers bei R. 490: RN. im Bürgerlichen 
Purgatio morae 140, Geſetzbuche 488ff.; öffentliche, privat: 
Rutativehe 67]. ln N. 486 if; rechtliche Natur der 
Butativfinder 891. 485 ff.; fubjettivdingliche, perfün- 
* R. 488; Rechtsſchutz der R. 491; 
O. (andesrechtliche Borbehalte 491 ff.; 
Zualifi zierte Legitimationspapiere 394, Teilung des belajteten Grundjtüds 490; 
953. | des berechtigten Grundjtüds 490; 
Quartadivi Pii 911°; qu. Faleidia 1198°, | Zwangsvollftredung in eine N. 624. 
1273. Nealoblation 141. 
Quajidejertion 794, 798, 790. Realpflegſchaft 929, 088. 


Quaſipoſſeſſoriſcher Schuß bei Grund- Realſchenkung 217. 

dienjtbarteiten 365, 460; bei beichränften  Nealjtatuten 11]. 

perfönlihen TDienjtbarfeiten 365, 480. Nealvertrag 250, 282. 
Duafipupillarjubftitution 1140%. Reception des römischen Rechtes 1. 
Quasiususfructus 690, 472. Rednungslegung 127ff.; R. des Be- 
Querela inofficiosae donationis s. dotis auftragten 276; des Seichäftführers ohne 

1287'9%; qu.inofficiosi testamenti 1273 5f. Auftrag 281; des geichäftsführenden Ge⸗ 
Qui suo iure utitur, neminem laedit jellichafters 280: des Vaters im Falle 

119”, der Gefährdung des Kindesvermögens 
Quittung 157; Kojten derjelben 158; | 877; des Vormundes 967; Befreiung 

lleberbringer der Du. gilt al empfange- | des Vormundes von der Pilicht zur R. 

berechtigt für Leiſtung 158; vorbehalts- 973. 

loſe Du. des Kapitalempfanges gilt als Recht auf die Sache 120. 

Erlaß rüdjtändiger Zinfen im preußiſchen Recht der belegenen Sache 11, 1008. 





Rechte 124. Recht zur Sache 120, 353. 
Quotennießbrauch 465. Rechte, abſolute 103, 119; Ausübung 
Quotenvermächtnis 1153. der R. 113; R. "als Gegenstand des 
Quot generationes, tot gradus 832°, Kaujſes 180; der Pacht 226, 243; des 

Nießbrauchs 450, 473ff.; des Pfand— 
N. rechts 607ff.; des Eigentums 392; 
Nang der Piandrehte an beweglichen des Beſitzes 355; höchſtperſönliche N. 

Sachen 550. 1005; natürlihe NR. 120; relative N. 
Rangänderung bei Rechten im Grund⸗ 103; dingliche R. 353; unvererbliche R. 

buch 380 ff.; Wirkung derjelben 381. 1005; unverjährbare R. 194; verpfänd- 


Rangordnung von Rechten an Grund | bare N. 609; Mißbrauch der Rechte 
jtüden 378; R. der Släubiger bei der’ 1135 Necht zum Beſitz, Einrede aus 
Befriedigung aus dem Grundſtücke 552; denjelben 364; Nechte an Grundjtücden, 
Nangordnung der Konfursgläubiger im allgemeine Worjchriften für  diejelben 
Nachlaßlonkurſe 1077; N. der Nachlaß— 367 57.5 Nenderung des Inhalts von R. 
— 1080; R. der NEIN an Grundjtüden 378; Aufhebung von 
tigen N. an Gr. 375; Auflafjung bei R, an 

Rangverhältnis arnbbnrsenäplase| Gr. 369; Entjtehung 369; Einigung, 


Rechte 378 HR. Eintragung 370ff.; kraft Geſetzes ein: 
Rangvorbehalt 381ff. tretende Rechtsanderungen 373; Rang— 
Raptus, Beſeitigung desſelben als Ehe- ordnung im Grundbuch 378ff.; zeiniche 

hindernis 642°, a von R. an Grundftücen 
Najerei 35, 63. | 
Raterteilung 279. | las Stellung der ehelihen Kinder 
Näumungsfriiten 21, 233. 849ff.; der unebelichen Kinder 894 jf. 


Leslbe, Allg. Preuß. Landrect. 88 
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Rechtloſigkeit unehelicher Kinder im 
deutſchen Rechte 894. 
Rechtmäßigkeit des Beſitzes 366. 
Rechtsanalogie 25°. 
Rechtsbeſitz 355, 460. 
Rechtsfähigkeit, Beginn derſelben 28; 
Begriff der R. 27; „End e 28; Erwerb 
und Berluft der N. 
Berfonen 38 ff. 
Rechtsgeſamtheit 52. 
— 61ff.; anfechtbare N. 
Infechtbarkeit der R. 82; Arten 
der R. 62; R. geaen die guten Sitten 
50 ; fiduziariiche NR. 578; genehmigungs: 
bedürftige N. des Vaters 862ff.; des 
Vormundes 958ff.; Form der N. 74ff.: 
Inhalt der R. 80; Konverſion von R. 
82; man eihafie Form der R.80; Nichtig- 
feit der 
feit der R. 81. 
Rechtshandlung 37, 61. 
Redhtsmängel der Kaufſache 183ff.; der 
Mietiahe 230; Gewährleiftung des 
Schenlers wegen R. 220. 
Rechtsnormen, Aufhebung derſelben 26; 


Geltung, zeitliche und örtliche der N. 


7ff.; zwingende, nachgiebige R. 26°, 
Rechtäpflege, Stilljtand derjelben 108. 
Rechtsquelle 23. 


Rechtsſchutz bei Grunddienftbarkeiten | 


459; beim Nießbrauche 472; bei Real- 
fajten 491; beim Beſitz 362 ff. 
Nechtäverhältnis, Beſitz ald R. 356. 
Nehtsverihaffung, Piliht des Ver— 
fäufers für N. 183. 
Nechtsverwirfung, Vorbehalt der R. 
156. 


Nehtswohlthaten der Frauen bei der 


Bürgichaft 311. 

Redlicher Beſitzer 367; ius tollendi des- 
jelben im ALR. 127. 

Negalien 21, 
bare R. 21°; Bernfteinre 
Jagd⸗, Fiichereiregal 4 

Regionalſyſtem 692°. 

Negrek des Bürgen 309, 310; 
jpringender Regreß bei der ‚Seffion 167. 

— der Geſamtſchuldner 179. 

Regressus per saltum 167. 

Regula Catoniana 1101*. 

Reichsabſchied von Speier 1024. 

Reichsadel 20. 

Reichsbank als Hinterlegungsftelle für, 
Mündelpapiere 952; für Inhaberpapiere 
beim Nießbrauche 476; beim gejeglichen 
Süterjtande 711; bei der Vorerbichaft | 
1168. 


420; Berg, 


Reichsfiskus als gejeplicher Erbe, 


1036. 


276.5 R. juriffifchen | 


. 62, 76, 80, 82; Umvirffam: 


354; niedere oder nutz⸗ 


fein 


Tie Zahlen verweilen auf d. Seiten, d. hochgejtellten auf d. Noten. 


Reichsgericht, Zuſtändigkeit desſelben in 
Vormundſchafisſachen 999. 
Reichsgeſetz vom 20. Dez. 1873 1. 
R sgeſetze gehen Landesgeſetzen vor 


— — ———— 24. 
Reichskanzler, Anordnung der Retor— 
ſion durch denſelben 13; Ehelichkeits— 
erklärung durch den R. 907; Diepen- 
fation von den Altersvorſchriften bei 
Annahme an Kindesitatt 913. 
Reichsmilitärgeſetz 1239. 
Reichspolizeiordnungen 926. 
Reichsrecht bricht Landesrecht 24. 
Reihenfolge der Gläubiger bei Beirie- 
digung aus dem Grunditüde 552; der 
Konlursgläubiger im Nachlahfonfurje 
1077; der Nadrlahgläubiger 1080; der 
Unterbaftspflichtigen 845. 
‚Rei vindicatio 430. 
Neftapapiere 323. 
Relative Scheidungsgründe 804 ff. 
Relative Unmöglichteit 143. 
Religion des Kindes 856. 
Neligionsdiener, Erlaubnis zur Ueber— 
nahme der Bormundichaft für N. 936; 
Erlaubnis zur lebernahme der Mitglied- 
ichaft im Familienrate 977. 
Religionsgeſellſchaften 21; Erlangung 
der Nechtsfähigfeit durch diejelben 40, 44. 
Religionsunterricht der Kinder, Be- 
| jtimmung desjelben durd) die Eltenn 856. 
| ‚Religiöf e —— ehelicher Kinder 856; 
unehelicher Kinder 897; der Kinder aus 
gemijchten Ehen 856. 
Religiöſes Belenntnis 27; Nücdficht- 
nahme auf dasjelbe beim Dienftvertrage 
2 bei der Auswahl des Bormundes 
ı 934 
'Relocatio tacita 241, 242°, 
Remedium ex lege ultima Cod. 6, 33, 
1109. 
Remiſſion des Pachtzinſes 243. 
Remuneratoriſche Schenkung 223. 
Rente beim Ueberbau 397; beim Not: 
wege 398; bei Berlepung einer Perſon 
350; bei Unterhalts ewährung an un— 
eheliche Kinder 900; Berjährung der 
Anfprüce aus einer R. 106; Echenfung 
einer R. 219. 2 auch Leibrente. 
Nentenbanten 49 
Rentenbrief 492. 
Nentengüter 20, 354, 493, 1012, 
Nentenfauf 300. 
Rentenfhuld 496, 574; Ablöjung der: 
ſelben 575; Niebraud) aneiner R. 476; 
Umwandlung derjelben 576; Zwangs⸗ 
volljtredung in eine R. 575, 624. 
Rentenvermächtnis 300° 





Reparaturen, BEER, 
wöhnliche beim Nießbrauche 466; beim 
gejeglihen Güterſtande 701%; R. einer 
Anlage bei Grumddienjtbarfeiten 457. 

Replica compensationis 162. 

Repräjentationsthevrie 91. 

Repudium 79. | 

Res habilis 411; r. merae facultatis 104; 
r. publicae, sacrae 57", 

Nejolutivbedingung 87, 89; R. bei 
der Erbeseinjegung und dem Bennächt: | 
nijje 1146 ff. | 

Res succedit in locum pretii etc, 52°, 

Restitutio cum omni eausa 438°, 

Reſtitutionsklage 643. 

Reitfaufgeldhnpothef 508. 

Netentionsredt vgl. Zurüdbehaltungs- | 
recht. | 

Retorjion 13. | 

Retraft 481; rechtliche Natur desjelben 
482. 

Reugeld 152. 

Reuvertrag 156. 

NRevenüenhypothet 405; Uebergangs— 
beitimmungen 9. | 

Rüdbürge 306°. 

— ——— beim Darlehn 

52. 


Rüdforderung der Schenkung 221ff.; 
der Leiſtung bei unvolllommenen Ver— 
bindlichkeiten 121; R. geleiſteten Unter— 
haltes 848. 

Rückgabe aus der Verwahrung 284; R. 
der Leihſache 249; der Miettache 233; 
der Nießbrauchsſache 469; des Schuld: 
ſcheins 158; des Teitaments 1235, 1242. 

Rückkehrbefehl im Eherecht 799. 

Rücknahme aus der Hinterlegung 





159. 
Rückſchaffungsanſpruch d. Vermieters | 
236. 


Rüdjtau 393°, 
Rüdtritt vom Erbvertrage 1265. 
Rüdtritt vom Berlöbnis 627. | 
Rücktritt vom VBertrage 154fj.; Aus— 
ſchluß desjelben 155; Ausübung des 
R. 155; Zufall beim R. 155. 
Nüdtrittsreht des Beitellerd beim 
Wertvertrage 262; R. bei gegenfeitigen 
Berträgen 149; R. ift fein Anjpruch 
103°; Zufall beim R. 155. 
NRüdverweijung 16, 828, 1009. 
Rückwirkende Kraft der Geſetze 7 
Bedingungen 88, 89. 
Rückwirkung der Beitätigung bei nid)- 
*7 und anfechtbaren Rechtsgeſchäften 
‚ 84; der Erfüllung einer Bedingung 
88, 89; der Genehmigung von Rechts— 
geichäften 100. 


; der 


©. 1624 gehören zum I. Band, ©. 625 ff. zum II. Band. 
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außerge- Ruhen der elterlichen Gewalt 858, 859, 


s70, 80ff. 884, 890; R. der Ber: 
jährung 107 ff.; R. der Erjigung 412, 


2. 


Sachbeſchädigung 352. 
Sachbeſitz 355. 


Saden 51ff.; bewegliche, unbewegliche 
54, 56; teilbare, unteilbare 57; ver: 
brauchbare 57; vertehrsfähige 57; ver: 
tretbare 57; herrenloje 420; derelin— 
quierte 421; geftoblene, verlorene, ab: 
handen gelommene 409, 463”; Borlegung 
von ©. 324, 

Sadenreht 353ff.; geichlojiene Zahl 
der ©. 353, 

Sachentziehung 352. 

Sadhgejamtheit 52; Vermächtnis an 
derjelben 1186’; Verpfändung einer ©. 
582; Vindifation einer ©. 434, 

Sahinbegriff 52; Nießbrauch an dem: 
jelben 470. 

Sadılegitimation der Ehefrau im ge: 
jeglichen Giterjtande 713, 

Sewährleiftung für ©. 
beim Kauf 193#.; bei der Miete 228 ff; 
bei der Schenkung 220; beim Wert: 
vertrage 260. 

Sadmiete 2236 ff. 


'Salmann 1202. 


Samen 53. 

Sammelvermögen, Pilegichaft für das: 
jelbe 995; rechtliche Natur des S. 005. 

Sammlung, öffentlide 49. 

Satzung, ältere, jüngere ©. 498; ©. des 
Vereins 41. 

Satzungsgewere 498. 

Sävitien-ald Eheiheidungsgrund 793, 

——— NEIN Sch. 125, 350, 
629. 

Schadenseriag-124ff.; Bewirtung des- 
jelben 124, 125; Umfang des Sch. 125; 
Sch. wegen Nichterfüllung beim Kauf 
202; bei Unmöglichleit der Leiitung 
137ff.; Sc. wegen unerlaubter Hand- 
lungen 332f.; Sch. wegen Berzugs 
139, 142; Sc. wegen Körperverlegung 
und Sejundheitäbeichädigung 350; wegen 
Tötung einer Perion 351; Berjährung 
des Anſpruchs auf Sch. 104°, 342. 

Schadenserfapaniprud, Sch. aus Tun— 
erlaubten Handlungen 341; Verjährung 
desjelben 342; Verfolgung von Sc. 
im Befipprozefie unzuläſſig 365; Sc. 
des Verlobten 627; Sch. des Ange: 
börigen eines Verlobten 628, 

Schadlosbürge 306°. 

Scäfereigeredhtigfeit 461. 

Shap 428ff.; Sc. als Beflandteil der 


88* 


Nacherbſchaftsmaſſe 1176°%; Schagerwerb 
des Lehnsbeſitzers 429, 

Scheidebrief 7936. 

Scheidung der Ehe 7ff.; Einfluß der— 
ſelben auf die elterliche Gewalt 858ff.; 
Gründe zur Ed. 795; Wirlung 809; 
internationales Recht 828, 829; Ueber— 
gangsbeſtimmungen 10, 829. 

Scheidungsgründe 795ff.; 
jation derielben 809. 

Scheidungsklage, Ausſchlußfriſt für die, 
Erhebung derjelben 808. 

Scheidungsrecht, Verluſt des Sc. 807. 

Sceingeichäft 68. 

Schenker, Mlimentationsaniprud des | 
verarmten Sc. 221; Gewährleiftung 
von Sach- und Rechtsmängeln 219ff.; 
Haftung des Sch. 219. 

Schenkung 215ff.; Annahme einer Sc. 
durch geſchäftsunſähige Perſonen 64; 
Begriff der Sch. 216; belohnende Sch. 
223; Beſchränkung der Sc. 223; Form 
der Sch. 217; gemiſchte Ed). 224; | 
Nealichenlung 217; Nüdtorderung bei 


Kompen— 





der Sch. 221jf.; Vertragsnatur der 
Sch. 217; Widerruf der Sch. 222; 


Widerruf durd den unjchuldigen Ehe— 
gatten 817; Widerruf von Schenkungen | 
des Erblaſſers 1287; Webermai; der 
Sch. 222; Sch. an juriftiihe Per: 
onen 218: Sc. unter einer Auflage zu 
Gunſten Dritter 151, 224; Sch. einer 
Ausſtattung 216°; einer Erbicaft 225; 
des künfligen Vermögens 144; Cd). 
von Todeswegen 225, 1269ff.; im Erb- 
vertrage 1260; Anfechtung der Sc. 
des Erblajiers 1287; Sc. in Todes 
gefahr 1269; Sch. unter Ehegatten 223; 
Vollziehung der Auflage bei einer Sc). 
224, 225; Ed. des Baterd aus dem 
Kindesvermögen 862; des Vorerben 
1167, 1168; des Bormundes 948. 
Schenkungsverſprechen, Form des: 
jelben 218; Bererblichfeit des Sch. 1005. 
Schenkungswiderruf 222, 817, 1287; 
Vererblichteit desielben 222, 1005. 
Scherz 69. 
Schichtung 758. 
Schiedsmannsvergleich 313. 
Schiffe, Inhaber- und Urderpfandredht | 
an demjelben 607; Berpfändung von 
Sch. 599, vgl. Schiff&pfandrecht; Zwangs- 
verjteigerung von Sch. 605. 
Schiffsgläubiger, gejeplihes Pfand— 
recht der Sc. 620. 
Schiffspart, Pfandrecht an einer Ed. 
601; Zwangsvollſtreckung in dieſelbe 606. 
Schiffspfandrecht 599 ff.; Befriedigung | 
des Gläubiger 605; Beltellung des 
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Cd. 601; Haftung des Schiffes nebjt 
Zubehör 604; Inhaber- und Order: 
pfandrecht 607; Rangverhältnis des 
Ed). 602; Wirkung des Sch. 603. 
Sciffsregijter 500; Berichtigung des— 
jelben 603; Eintragung des Teſtaments— 
vollitredas in das Ed. 1210°%; Ein: 
tragung eines Wideripruch® gegen die 
Nichtigkeit des Sch. 603; Ausſchluß des 
öffentlichen Glaubens für das Ed). 601; 
Defientlichfeit des Sch. 602, 


Schiffszubehör, plandrechtliche Haftung 


desjelben 604. 


Haftung 
desjelben 430. 

Sclüffelgewalt der Ehefrau 683; Be- 
Ichränfung devielben 684. 

Schmerzensgeld 350. 

Schmuckſachen der Ehefrau 680, 694; 
Sch. des indes 867. 

Schonzeit des Wildes 420% 

Schoßfall 1026, 1031; unbedingter Sc. 
10315, 1032. 

Schreibensunfähige, Tejtamentserrich- 
tung der Sch. 122°; jchriftliche Ver: 
träge des Sch. 75. 

Schreibmaschine, Errichtung des Teſta— 
ments vermittels einer Sch. 12277, 1234. 

Schriftlidleit ald® Form für Rechts— 
geichäfte 75, 77. 

Schriftjtüde, Familien, Nachlaäßſchrift— 
ftüde 1122. 

Schulbaulaſt 22; Tandesgejeplicher Bor: 
bebalt 491. 

Schuld, gejeglicher Eintritt in fremde Sc). 
175. 


Schuldanerkenntnis 314. 

Schuldanerfennungsvertrag, nega- 
tiver 163. 

Schuldenhaftung bei allgemeiner Güter: 
gemeinjchaft 740; bei der Errungen: 
ſchaftsgemeinſchaft 766; bei der Fahr: 
nisgemeinjchaft 773 ff.; bei der fortge- 
jepten Gütergemeinſchaft 755; beim 
gejeglichen Güterſtande 718 ji.; Sch. des 
Kindes 871ff.; Sch. beim Nießbrauch 
an einem Bermögen 477. 


| Schuldfrage, Enticheidung derjelben im 


Eheicheidungsprozefje 809, 801. 
Schuldner, Haftung desjelben bei Er: 

füllung der Verbindlichkeiten 136, 137; 

Unvermögen des Ech. zur Leiſtung 135. 


Schuldſchein, Eh. beim Darlehen 251; 


Eigentum am Sch. 417; neue Sc. für 
Zinsrüdjtände 123; Nüdgabe des Sch. 


.) * 
Schuldübernabme 171ff. 
Sculdverhältnid, Begriff 119; Er: 
löichen des Ed. 156Fff.; vermögens— 


rechtliches Intereſſe beim Sch. 120; | 

Konzentration des Sch. 121; Sch. aus 

ungerechtfertigtev Bereicherung 325 ff.: 

Sc). aus unerlaubten Handlungen 332 f.; 

Sch. aus Berträgen 143 ji; Begrün. | 
dung und Inhalt derjelben 143, Fe 
Unmöglichkeit 143. 

Echuldvermädhtnis 11927. 

Schuldverfhreibungen auf den Ans 
baber 143?, 319 ff.; Hypothel für die: 
jelben 495, 503; Nießbrauch an den: 
jelben 476;  Webergangsbejtimmungen 
9%; vgl. auch Jnhaberpapiere, 

Scduldveripreden 314. 

Schuß des Beſitzers, Selbjtichug 360, 361 ; 
gerichtlicher Schuß 360, 362; vgl. Belt. 

Schuß des Namens 38, 

Schupfrijt für den Erben 1091. 

Schwägeridaft 832; als Ehehindernis | 
644. 

Schwangere Mutter, Unterhaltsaniprud) 
derjelben 1053 ff.; Vormundſchaft der- 
ſelben 926. 

Schwebezujtand bei Bedingungen 88 ff. | 

Schwertmagen 831!. 

Serinium 499. 

Seetejtament 1237 ff. 

Sekuritätsceſſion 169. 

Selbjthülfe 115, 361, 393; ©. des Ber- 
mieters 235. 

Selbitfontrabieren 98; des Gitellver: | 
treters 98; des Baters als des Inhabers 
der elterlihen Gewalt 855; des Vor: 
mundes 99, 

Selbſtſchutz 361. 

Selbjtverteidigung 114, 361. 

Semel heres, semper heres 1019*, 1146, 
1160, 1310. 

Senatus consultum Juventianum 1007; 
Orphitianum 1024; Pegasianum 1160°; | 
Tertullianum 1024; Trebellianum 1160°, | 

Separata oeconomia SS), 

Separatio quoad mensam et thorum 
93, 819. 

Separation vgl. Trennung. 

Sequejter 504. | 

Servitus, s. stillieidii; fluminis reei- | 
piendi; ne prospeetui officiatur 460; | 
s. oneris ferendi; tigni immittendi 457, 
460; 8. praediorum urbanorum — rusti- 
corum; continune — discontinuae; af- 
firmativae — negativae; apparentes-non 
apparentes 451. 

Servitus in faciendo consistere nequit 
451°, | 

Siderheitsleijtung 116ff.; ©. zur] 

Abwendung des Zurückbehaltungsrechts 

133; ©. für verjährte Forderungen 112; 

©- des Ehemannes im gejeglichen Güter 








S. 1—624 gehören zum J. Band, S. 625 ff. zum IT. Band, 


itande 710, 711; des Niehbrauchers 468; 
des Baterd im alle der Gefährdung 
de3 Kindesvermögens 878; des Borerben 
1170; des Borkaufsberechtigten bei 
Stundung des Kaufpreiſes 21-4; S. des 
Bormundes 030, 968; ©. für dad Ge— 
bot in der Zwangsverſteigerung 554. 
Siderung der Ehefrau im geieglichen 
Güterſtande 710; S. des Nadılafies 1051, 
Sicherungshypothet 562; ©. des 
Unternehmers beim Werkvertrage 206; 
des Baumwerkunternebmers 467, 503; 
gegen den Erfieher eines Grundſtücks 
554; an Grundſtücken des Vormundes 
für die Kinder 968; accefjoriiche Natur 
der ©. 494, 495; Ausſchluß der Er- 
teilung eines Hypothekenbriefs für Die 
©. 519°; Beichränfung des öffentlichen 
Glaubens des Grundbuchs bei der ©. 
563; llebertragung der ©. 564; Um— 
wandefung in eine Verkehrshypothel 564. 
Siegelung des Nachlaſſes 1050; S. des 
Zeitaments 1227', 1232, 1233. 
Sielredt 20, 354. 
Simulation, Ginwand derſelben 
der Abtretung einer Forderung 160. 
Singularjuccejiion 1003, 
Sklaverei 27. 
Societas leonina 292°; societates mere 
personales 39. 
Societät, Unterſchied derielben von der 
erlaubten Privatgeſellſchaft 39°. 
Soldatentejtament 1018, 1224, 
1238 ff. 


= 
z 


bei 


‚Solidarebligationen 176. 
'Solutionis causa adiectus 156", 


Sondergut bei der allgemeinen Güter: 
gemeinichaft 733; bei der fortgeiegten 
Siitergemeinichaft 754. 

Sondernacfolge in eine Forderung 
164; in eine Schuld 171. 

Sonderrecdte der jouveränen Häuſer 19, 
1011, 

Sonntage 102. 


‚Sorge für die Perſon des Kindes, ©. 


des Vaters 853ff.; der Mutter 858, 
s59; Sorge der Mutter für die Berion 
des unehelihen Kindes 8096; Sorge für 
das Vermögen des Kindes 860 FF. ; Sorge 
fiv die Perſon de3 Miündels 943ff., 
985: ©. fir das Vermögen des Mündels 
946ff. 905. 5 

Sorgfalt eines ordentlichen Hausvaters 
955; im Verkehr erforderliche S. 136. 

Sparkaſſen 22; Zulafiung des Anato: 
cismus für diefelben 124°, 

Sparkaſſenbuch, Außerkursſetzung des: 
ſelben 951ff.; Vindikation eines Sp. 
432°; eines geſtohlenen Ep. 409”, 
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Spediteur, geleplichen Pfandrecht des⸗ 
ſelben 410°, 618 | 
Spezialität, Prinzip der Sp. im Grund: m 
buchrechte 369, 498. 

Spezialjucceijion, erbredtliche 1003. 

Speziesobligation 121; nadträgliche | 
Unmöglichkeit und nachträgliches Unver— 
mögen bei derjelben 135. 

Spezififation 413; vgl. Verarbeitung. 

Spezififationsfauf 190; handelsrecht— 
liher Sp. 267®, 

Spiel 303; Feine Klage aus dem Auf: | 
trage zum Sp. 304! 

Spielgewinn, feine Rückforderung des: 
jelben 329°, 

Spielſchulden, Ausſchluß der Aufrech— 
nung bei Sp. 303°; Beſtellung eines 
Pfandes für eine Ep. 304", 

Spillmagen 831’. 

Springender Regreß, Ausichlu des: 
jelben bei der Ceſſion 167. 

Sprudridter, Haftung de Spr. 347. 

Staat, Auſſicht des St. über Vereine 44; 
Erwerb von herrenlojfen Grundſtücken 
durch den St. 404; Haftung des St. 
für feine Beamten 50; prinzipale Haj- 
tung des St. im Grundbuchrechte 50°; | 
Strandredht des St. 420. 

Staatdangehörigfeit 10, 13; St. am 
genommener Kinder 919; ehelicher Kinder 
349; legitimierter Kinder 906; unebelicher 
Kinder 826; St. bejtimmt das Berfonal: 
jtatut des Erblajierd 1006 

Staatdanwalt, Mitwirkung im Che: 
ſcheidungsprozeß 822 

Staatögenehmigung für die Ausgabe 
von Inhaberpapieren 321. 

Staatsſchuldbuch 21, 950. 

S aa tsſchulden, Rückzahlung derſelben 





Staatsverträge 19, 998. 

Städelſcher Erbfall 1015*. 

Stadtgemeinden, Nectsfähigfeit der- 
jelben 40, 

Stammpgitter 20, 354; Sondererbrecht 
bei denjelben 1011; Spezialerbfolge in 
St. 1004, 

Stand 27; ehelicer Kinder 849; ange: 
nommener Kinder 919; Einfluß der Ehe- 
Icheidung auf den St. 812, 

Standesbeamter, Eheſchließung vor den: 
jelben 654; AZufrändigfeit des St. 655. 

Standeäherren, Vorbehalt des Bor: 
mundjchaftsrechtes der St. 006. 

Standesmähiger Unterhalt 219, 813, 
1053; der Mutter eines erwarteten 
Nacherben 1176. 

Statut ded Vereins 41. 

Statuta personalin, realia, mixta 11. | 








 Stellvertretung 90f.; 





Statutentheorie 11. 
Stellentaujch bei der Prioritätsceifion 
380. 
Stellvertreter, beichräntte Geſchäfts— 
fähigkeit desielben 92; Einigung durch 
St. 406; Erbantretung durd St. 1043*; 
Erwerb von Grumditüden durch ©t. 
388°; bona fides de St. 408°; Erwerb 
des vefihers dur St. 357°; Geichäfts- 
fähigkeit des St. 92; Haftung des voll- 
machtlofen St. 97; Selbjtlontrahieren 
des St. 98; BWillengmän el der St. 92. 
t. mit Bertre- 
tungsmacht 92f5.; ohne diejelbe 96ff.; 
Ausſchluß der St. bei Errichtung des 
TeftamentS 1140; bei Erteilung der 
elterlichen Einwilli igung zur Eheſchließung 
639; bei der Eheſchließung 653; Orund- 
jaß der direlten St. 90. 


‚Sterben madt Erben 1012. 


Stiefgeſchwiſter 832°, 


Stiefverwandtſchaft 832. 


Stiftung 39, 47ff., 143°; Entſtehung 
der St. 48; Srbfäbigteit der ©t. 1015; 
fiduziariiche &t. 49; Familienftiftung 
49; Verfaſſung 48; Berluft der Rechts⸗ 
fähigfeit 49; Widerruf 48, 

Stillihweigende Vergütung 
Dienftvertrage 254. 

Stillfhweigende Verlängerung des 
Dienjtvertragd 259; des Mietvertrags 
241 


Stillichweigende Vollmacht 96. 
S Uſchweigende Willenserklärungen 


beim 


— Auftrag 275. 
Stillftand der Rechtöpflege 108. 
Stimmkauf 329°, 
Stodwertöeigentum 53. 

Störung, vorübergehende der Geiſtes— 
thätigfeit, Teſtierunfähigleit bei der— 
jelben 1221; Willenderflärung bei der— 
jelben 63; DeliftSunfähigfeit bei derjelben 


337, 338; als Ehenichtigkeitsgrund 
660. 

Strafbare Handlung ſtrafunmündiger 
Kinder 875. 


‚Strafbarer Befiker, Haftung desfelben 
437. 


Strandgut 429, 

Strandredt des Staates 420. 

Straßen, Anlieger an jtädtiihen Str. 
392°, 


Sträuder 395; auf der Grenze 401; 
Wurzeln und Zweige von Str. 396. 
Streitgenoffen, Miterben find not— 
wendige Str. 1111?, 1117, 1134. 
Streitverfündung bei Eviftion 

Kaufſache 186. 


der 





Stumme, Vormundſchaft über diejelben 
im preußiichen R. 984, 991; Errichtung 
des Tejtament3 durch St. 1228. 

Stundung des Staufpreiies 190. | 

Subjeftiv=dinglihe Rechte 377, 381, 
450; hypothekariſche Haftung derjelben | 
514, | 

Subjeftive Unmöglichkeit 134. 

Subjtanz 52; Gefährdung der Hypothefen- 
gläubiger durch Veränderung der ©. 
eined Grundſtückes 517%, 

Subjtitution beim Auftrage 276, 278%; 
bei der Berwahrung 283. 

Subftitutionsbefugnis bei der GStell- 
vertretung 96. 

Substitutus substituto censetur sub- 
stitutus instituto 1159”; substitutus sub- 
stituto huic quoque censetur substitutus 
esse qua instituto 1159%. | 

Successio graduum 1024; s. ordinum et 
graduum 1025, 1028; s. in stirpes 
1024; s. in querelam 1273°; s. ex 
pacto et providentia maiorum 1004; 
s. in universitatem, per universitatem 
1003. 

Sühnetermin in Ehejachen 799”. 

Sühneverjud 823. 

Sui heredes 1023. 

Sui et necessarii heredes 1020. 

Superficies, vergl. Erbbauredt. 

Superficies solo cedit 53. 

Surrogation 138, 689, 696, 700, 734, | 
861, 865; dingliche S. 1099, 1100, | 
1113, 1176. 

Surrogierte8 VBorbehaltägut der Ehe— 
frau 696. 

Sufpenjivbedingung 87, 88; bei der, 
en und dem Vermächtnifje 
1 : 


| 
| 





I 
| 





Sumbolijche Uebergabe 578; des Be- 
us 357; bei Berpfändung von Schiffen 
599. 


Symboliſche Berpfändung 611. 
Synallagmatijche Verträge 145 ff., vgl. | 
Gegenſeitige Berträge. 
Syſtem der Normativbejtimmungen 41. 
| 


T. 

Tabulae testamenti 1223. | 

Tabularerjigung, Erwerb von Rechten 
an Grundjtüden durch T. 374, 375; | 
T. durd) den eingetragenen Nichteigen- 
tümer 404°; T. von Hupothefen und 
Grundihulden im BGB. audgeichlojien 
503°, 

Talon 323. 

Tajhengeld 64. 

Taube, keine Borjchriften fir diejelben | 
im BGB. 421. 


| 





| 


S. 1—624 gehören zum I. Band. S. 625 ff. zum II. Band. 
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Taubenfang 21. 

Tauber, Unfähigfeit der T. zu Teſta— 
mentszeugen 1226; Bormundjchaft über 
T. im preußiſchen Rechte 984, 991. 

Taubfjtumme, Errichtung des Teſtamen— 
tes dur T. 1229"; Vertragsform für 
T. 76, 77. 

Tauſch 215; Deliktsfähigfeit des T. 338. 

Täuſchung 71ff.: T. über die Vermögens— 
verhältniſſe des anderen Ehegatten 665; 
argliſtige T. als Anfechtungsgrund bei 
der Ehe 665. 

Teilbare Sade 57. 

Teilbartfeit der Leiitung 176. 

Teilbejig 359; Teilbefiger 361, 362. 

Teilerbſchein 1299. 

Teilhaber an einer Gemeinſchaft, Rechte 
und Pflichten desjelben 296. 


Teilhypotheken 535. 


Teilhypothekenbrief 524. 

Teilleiftungen 129. 

Teilnahme am Kaufe, Verbot derjelben 
182. 


Teilnehmer an einer Gemeinſchaft, Rechte 


und Pilichten derjelben 296; Vorkaufs— 
recht des T. 297. 


Teilpacht 243. 


— 


Teilung von Grundſtücken 510; T. der 
Hypothel 535; T. des berechtigten 
Grundſtücks bei Grunddienſtbarkeiten 
458 ff.; bei Reallaſten 490; Teilung des 
belajteten Grundſtücks bei Grunddienit- 
barkeiten 458 ff.; bei Reallaſten 490. 
Teilungsplan für den Erlös in der 
Bwangdverfteigerung 554. 
Teilweije Erfüllung 147. 
Teilweije Unmöglichfeit 138. 
Telegramm al® Schriftform 77. 
Telegraphijce Uebermittelung von 
Willenserflärungen, unrichtige 71. 
Telephon, Erklärungen durch dasjelbe 
74!, 
Tempus bei der Erjigung 411. 
Termine 101. 
Territorialitätsprinzip 10. 
Teitament, allgemeine Vorjchriften über 
T. 1140 ff.; Aufhebung des T. 1241 ff.; 
Auslegungsregeln für das T. 1141 jf.; 
Arten des T. 1224; Begriff des T. 
1019, 1040, 1041; eigenhändiges T. 
1233 ff.; Eröffnung des T. 1243 ff.; 
Errihtung des T. 1220 ff.; Fabigteit 
ur Teſtamentserrichtung 1220, 1221; 
—— des T. 1223 ff.; gemeinſchaftliches 
T. 1245 ff.; T. in fremder Sprache 
1231ff. 1237; öffentliches T. 1224ff.; 
privates T. 1233 ff.; Protofoll über die 
Tejtamentserrihtung 1229; Verſchluß 
und Verwahrung des T. 1232 ff. 
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Teftamentsiormen 1223 f.; öffentliche 
1224 jf.; private 1233 ff.: ordentliche 
1223 ff.; außerordentliche 1235. 

TZejtamentsurfunde 1241. | 

Teftamentsvolfitreder 1049, 1076°, 
1095, 1119, 1202 ff.; Aufgaben des⸗ 
jelben 1205; Befugnijje 1205, 1208 ir. ; 
Beendigung des Anıtes 1219; Beitellung 
des T. 1205; beauffichtigender , aus: 
führender T. 1209"; Eintragung des T 
im Grundbud und Scifisregiiter 1210%; 
Erbichein für den T. 1299; mehrere z.| 
1218; redtliche Natur des T. 1203, | 





T. 
1204; Schadenserſatzpflicht des T. 1215; | 
Stellung des T. im Prozeſſe 1215ff.; 
Vergütung des T. 1218; Zeugnis des 
T. 1309. 

Tejtamentdzeugen 1225, 1237; Aus: 
Ihliegungsgründe zu T. 1226 

Testamentum apudacta conditum 1224; 
t. calatis comitiis 1039, 1223; t. in 
proeinetu 1223; t. iudiei oblatum 1224; 
t. mysticum 1228’; t. parentum inter 
liberos 1224'; t. pestis tempore con- 
ditum 1224', 1237°; t. per aes et‘ 
liberam 1223; t. reciprocum sive mu- 
tuum 1245; t. ruri conditum 1224', 
1236?:; t. simultaneum 1245. 

Teftierfähigfeit 1220, 1221; 
derjelben im ALR. 1245; im BSB. | 
1221; T. der wegen Beridnvendung 
Entmündigten 35; internat. Recht 1222, 

Tejtierfreiheit, Beſchränkung derſelben 
1271; privilegierte T. des weſtfäliſchen 
und rheiniſchen Ritterſtandes 1012°, 

Zejtierunfäbigteit 1221. 

Thro n folge, Vererblichkeit derſelben 
1004 

Toronte n, geteiltes Eigentum beim Thr. 
392 





Beginn 





7 hüren, Anlagen neuer Th. 401. 
Tiere, Arten derſelben 421; Haftung für 
den durch T. verurjachten Schaden 34127. 

Tierhalter, dejien Haftung 343, 

Titel, geegliher T. zur Hypothek 497; 
für den Fiskus, die Ehefrau und die 
Kinder 497°; translativer T. 452. 

Titulus 411; t. acquirendi 353, 500; 
t. possessionis 49%. 

Tochter, Anspruch der unehelichen T. auf 
Ausſteuer 896; der legitimierten T. 909; 
der angenommenen T.917; Verbeiratung | 
der T. beendigt nicht die elterliche Ge: | 
walt 858. ) 

Tod, bürgerlicher 27; T. des Auftrag: 
gebers 277; des Beauftragten 278; des | 
Geiellichaiters 293; des Vermietere und 
Mieters 241; 
Entleibers 250, 





Tot 
Totſatzung 498. 

Tötung einer Perſon 351. 

Traditio brevi manu 407, 408; zuläſſig 


‚Tutor, Begriff des 


Die Zahlen verweilen auf d. Seiten, d. hochgeftellten auf d. Noten.; 


Todeserflärung, gerictlide 28 ff. 
Borausfepungen, Verfahren, Wirkung 
20 ff.; T. des Mündels 946; des Ehe— 
mannes bei geſetzlichem Süterflande 124; 
T. des Vaters als Beendiqungagrund 
der elterlichen Bewalt 832; Schuß Dritter 
int Falle d. Todeserllärung 1306; Wieder- 
verheiratung im alle der Todesertlärung 
676ff. 792; Uebergangsbeftimmungen 8. 

Todestag 32. 


Todesvermutung 28, 30; T. für in 


gemeinjamer Lebensgefahr umgelommene 
Perſonen 1013, 

Tontine 301. 

Tote erbt den Lebendigen 1021. 

eburt 1014, 


bei Bejtellung des Nießbrauchs 463. 


Tradition 405. 


Traditionsofierte 419; dinglid) wirt: 
jame T. 582! 

Traftat 86". 

Translativer Titel 452. 

Transmiſſion 1020°. 


 Transportgefahr, Tragung derjelben 


beim Kauf 192, 

Trauung 650, 651; nadträgliche Ver— 
weigerung der kirchlichen Tr, als Ehe— 
ſcheidungsgrund 806. 

Trennende Ehehinderniſſe 634 fi.; der 
mangelnden Eimwifligung des gejeplichen 
Vertreter8 637; der Doppelehe 643; 
der Verwandtichaft und Schwägerſchaft 
644; des Ehebruchs 645, 646. 

Trennjtüde, Erwerb derjelben 403°. 


Trennung als Zeitpunkt des Eigentum 


erwerbes bei Früchten 418; Tr. von 
Forderung und Hypothek 536; Tr. von 
Tiſch und Bett 793, 704. 

Treuhand 1202; Treuhänder 566, 579 

Treu ımd Glauben 121; beim Werkver- 
Irage 260. 

Trödelvertrag 279. 


Trunkſucht, Entmündig. weg. Tr. 35, 66. 


Trunfjüchtige, entmündigte, Geſchäfts— 
fähigkeit derjelben 66; Eheichliehung 636 ; 
Teitierfäbigteit 1221. 


Turpis persona 1273. 
Tutela 924ff.; t. impuberum, mulierum 


924. 


Tutor Atilianus, legitimus, testamen- 


tarius, dativus 025. 


T. im ALR. 927. 


des Pächters 244; des Ueberbau über die Grenze 397, 489. 
‚Ueberbringer einer Quittung 158. 


S. 1624 gehören zum I. Band, 


Ueberfallsrecht 396. 

Uebergabe, körperliche 356; ſymboliſche 
357, 578; Erfordernis der le. bei 
der Eigentumsübertragung beweglicher | 
Sadıen 405 ff.; Ue. unter Abweſenden 
406; We. in der Zwangsvollſtreckung 


4097; We. des Hypothekenbriefs 520; 
der verfauften Sache 183, 194; Ve. als 


Zeitpunkt des Gefahrüberganges beim 
Kauf 191; feine Uebergabe beim Erb: 
ichaftserwerbe 1043, 

llebergang der Gefahr beim Kauf 191; 
beim Erbichaitäfaufe 191°, 1311, 1314. 

llebergangsbejtimmungen Sff.; für 
das Grundſtückspfandrecht 49%. | 

lebergehung von Pflichtteilsberechtigten 
in einer legtwilligen Verfügung 1150; 
lle. der zur Bormundicaft Berufenen | 
034. 

lleberhangsredit 306. 

leberlebender Ehegatte, Ablehnung der 
fortgejegten Gütergemeinſchaft durch den- 
jelben 752; Erbrecht desjelben 1033. 

leberlegungsiriit bei Annahme der 
Erbichaft 1044°, 

lleberleitung, landesgeſetzliche Ue. be- | 
ſtehender Güterftände 778 it. | 

Uebermah der Schenkung als rund 
zum Widerruf derfelben im ALR. 222. 

Uebermäßiger Fruchtgenuß, Erjagpflicht 
des Nießbrauchers bei demſelben 464 

Uebermittelung, unrichtige, vonWillens— 
erklärungen 71. 

Uebernahme einer Hypothet 174; Le, der 
Verſendungskoſten verändert nicht den 
Leiſtungsort 130. 

Uebernehmer, Eimwendungen des Le. 
einer Schuld 173. | 

Ueberreit, Einjeßung des Nacherben auf 
den We. 1174. 

Ueberſchuldung des Nachl. 1071, 1070. 

Uebertragung der Amweilung 318; le. 
der Ausübung des Niekbrauchs 471; 
perfönlicher beſchränkter Dienjtbarfeiten 
480; Ve. des Eigentums 405; an Grund— 
ſtücken 145, 369, 402; von Forderungen 
164 ff.; Ue. von Forderungen fraft Ge— 
jeßes 171; We. der Hypothet 535 ff. ; 
lle. des künftigen Bermögens 144; le. 
des Pfandrechts 5096; der Inhaber— 
bupothel 565; dev Maximalhypothet 567; 
der Sicherungshypothet 564. 

Ultimathypothet 567. 

Umfang der Hypothek 500 FR. ; des öffent: 
lidien Glaubens des Grundbuchs 386; 
der Schadenserjappilicht 125; des Ber: 
mächtniſſes 1187 ff. 

Umschreibung von Anbaberpapieren in 
Namenspapiere 323; durd) den Ehemann | 


S. 625 ff. zum IT. Band. 1401 
711; duch den Vormund 953; durch 
den Vater 877. 


Umwandlung der Brief- und Budı- 
bupothef 526; U. der Hypothef in eine 
Grundſchuld 532; U. der Sicdyerungs- 
hypothek in eine Berfehrähupothet 564; 
U. von Grund- und Nentenichulden 196, 
574, 5765 U. der Stautiond- und 
Marimalhypothef in Verkehrshypotheken 
568. 

Umwandlung von Inhaberpapieren in 
Buchlorderungen gegen das Neid oder 
einen Bundesſtaat durd den Ehemann 
712; durch den Vater 877; durch den 
Vormund 954, 

Unauflöslichkeit, der 
Ehe 793. 

Unbedingtes Schoßfallsrecht 10317. 

Unbeſcholtenheit 629'%, 

Unbeſchrä nte Haftung des Erben 1082 ff., 
jiehe auch Haftung des Erben. 

Unbeſtimmtheit der Leiitung 145. 

Undank, grober U. als Widenrufsgrund 
für die Schenfung 222. 

Uneheliche Kinder, Adel derjelben 505; 
Epelichteitserffärung 906; Erbrecht 896; 
Eimvilligung der Mutter zur Che: 
ſchließung 638; Ausſchluß der Ber: 
wandtichaft zum unchelihen Vater 832; 
der Erbberehtigung gegen  denjelben 
1030; außerordentliches Erbrecht genen 
den Erzeuger im ALR. 1030*; Legiti— 
mation 904ff.; Name 895; rechtliche 
Stellung 10, 894ff.; Neligion 807; ve: 
ligiöje Erziehung 944; Staatdangebörig- 
fett 896 ; Unterhaltsanſpruch 842, 8987. ; 
Unterhaltspfliht 8096; Wohnjig 896; 
Uebergangsbeſtimmungen 903; interna 
tionales Necht 903; VBormundicaft 930. 

Une 3 elichleit, Geltendmachung derjeiben 
537 

J—— Nießbrauch 472. 

Unentgeltlichkeit des Auftrags 
der Leihe 248. 

Unerlaubte Bedingungen 85, 1147. 

Unerlaubte Handlungen 332ff.; Scha— 
denserſaß bei denſelben 338; Haflung 
für u. H. des Vormundes 941; u. H. 
Deutſcher im Auslaude 15; Verjährung 
des Schadenserſatzauſpruchs aus n. H. 
342, 

u nfäbigteit zum Amte des Bormundes 
935; zur Mitgliedichaft im Familien— 
rate '977; zum Teſtamentszeugnis 1225. 

Ungeredtiertigte Bereicherung 32571. 

Ungerechtfertigter Arreit und Zwangs— 
vollſtreckung 348. 

Ungetrennte Früchte, 
jelben 549, 582. 


Prinzip der U. 


2743 


Pſündung der: 
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Ungewöhnliche Laſten der Kaufſache 134. jährung des Anſpruchs auf U. für die 
Ungewöhnliche Verjährung 103, 411. Vergangenheit 104°; U. für die Ber: 


Ungültigfeit der Ehe 658. gangenbeit S16, 848. 
Unitas actus bei der Erridtung des Unterbaltsaniprud der Kinder im 
Teftaments 1227. Falle der Eheſcheidung 818; der Mutter 


Univerfalfideitlommin 1160; befriſtete eined erwarteten Nacerben 1176. 
oder — bedingte Erbeseinſehung Unterhaltspflicht der Ehegatten 686 fr.; 


als U. 114 U. des für jchuldig ertlärten Ehegatten 
u iinerteiklase Singularklage 1097, 812ff.; U. der Berwandten 842 fi.; 
Univerjalfucceiiion 1001 ff. U. des umehelihen Vater 897; u. 
Universitas 1002; u. iuris, facti 52. | zwiſchen dem umehelichen Kinde und 
Untenntnis, grobfabrläffige U. von Sad): den Berwandten jeiner Mutter 896; 

mängeln jeiten® des Käufers 196. U. des anfedıtenden Ehegatten im Falle 
Unmittelbarer Bejiger 409. ‘ der Wiederverheiratung nad erfolgter 


Unmögliche Bedingung 87, 90, 1147. Todeserflärung 678; U. des Baters 
Unmöglide Leitung, Bermächtnis einer en. den Kindern aus nichtigen 
u. & 1191. hen 892; U. der Mutter gegen den 
Unmöglidfeit 133ff.; urjprüngliche, Vater eines unehelichen Kindes 902 ff. 
nachträgliche 134; teilweife U. 138; Unterbaltspflidhtige, Reihenfolge der- 
juriftiiche U. 134; verſchuldete, zufällige jelben 845. 
U. 134; objettive, jubjeftive 134, 135; Unterhaltungsfoften beim Viehlauf 
ursprüngliche U. bei Verträgen 143; u. 207. 
bei gegenfeitigen Verträgen 148 ff.; U. U nterlaffen eines Bermögenserwerbes ijt 
beim Vermächtnis 1191; U. bei Alter— feine Schenfung 216, 
nativobligationen 122; U. bei Gattungs- Untermiete 234. 
obligationen 121; 1. der Natural: ; Unternehmer, Anſpruch des 11. eines 
num beim Schadenserſabe 1243 Bauwerkes auf Eintragung einer Hypo— 
der — abe der Kaufſache bei’ thek 497, 503; Belhafun des Stoffes 
* Wandelung 200; Einwand der offen: | durch den U. 267; geſetzliches Pfandrecht 
baren U. der Empfängnis 898; Hebung. 265 ff., 617; Haftung des 11. 260, 261, 
der U. 144. 262; Pflichten des 11. beim Werkvertrage 
Unmündige, Beihäftsunfähigfeit der: 260, 
jelben 63; Verjährung gegen U. 108; Unſerpacht 244. 


Vormundſchaft über U. 924 ff. Unterpfandsrecht 500, 
Unredlicher Käufer 187?, a I a 1 Erſitzung desjelben 
Unrichtige Llebermittelung von Willens: 

erflärungen 71. —— von Kindern 830. 


Unſchädlichkeitszeugnis 22; bei Real: Unterjtüßungswohnjig der Ehefrau 
laften 490; bei Veräußerung von Grund- | 682; fegitimierter Kinder 906, 909. 
jtüdSteilen 510. Unterfucungspflict beim Handels- 

Unſittliches Verhalten als Ehejcheidungs-  fauf 203". 
grund 804, 805; u. B. des auf Schei: | Untervermächtnisnehmer 1196°; Kür- 


dung flagenden Ehegatten 798. zungsrecht desjelben 1199. 
Untauglicdteit zum Familienrat 977; Unvererblichleit von Rechten 1005; 
zur Bormundicaft 935. ' des Niehbraudys 471; der beichränften 


Unteilbarfeit von Forderungen 176;  periünlichen Dienitbarfeit 480; ber auf- 
U. der Leiftungen 179; U. der Grund: ſchiebend bedingten leblwilligen Zuwen⸗ 
dienjtbarfeiten 454; U. des — dung 1148. 

582. Unverjährbare Rechte 104. 

Unterbrechung der Erſitzung 412; der Unvermögen des Schuldners zur Leiſtung 
Verjährung 109. 135. 

Unterbringung des Mündels in einer  Unverftändlidhe Bedingung bei letzt— 
Erziehungs- oder Bejjerungsanjtalt 966. | willigen Verfügungen 1147. 


UIntereigentum 392. Unverzinslide Forderung, Nießbrauch 
IIntergang eines Grundjtüds 455; U. an derielben 475. 
der Hypothek 561. Unvolllommene Rechte 120. 


Unterhalt 842 ff.; notdürftiger 816, 847; | Unvolllommene Berbindlichleiten, Rück— 
ſtandesmäßiger U. 219, 813, 1053, forderung der Xeiftung bei denjelben 
1176; Maß und Art des U. 847; Ver: | 121. 


©. 1—624 gehören zum T. Band, ©. 625 ff. zum II. Band. 
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Unvolljtändiger Beſitz des Pfand— 
gläubigers 583". 

Unvordenflidhe Verjährung 103, 411°. 

Unvorfihtiger Käufer 187?. 

Unmwejentlidhe Beitandteile 53, 54. 

des Erbvertrags 
1253. 

Unwirkſamkeit 62; der Rechtsgeſchäfte 
81; relative U. 84; U. von Verfügungen 
int Tejtamente 1142; U. des Erbber- 
trags 1257. 

u ngeitige Kündigung der Geſellſchaft 

Unzuct, widernatürlide 797. 

Unzulänglichfeit des Nachlaſſes 1061, 
1066, 1075, 1079. 

Unzuläffigfeit der Aufrechnung 163. 

N Erbredjt derjelben 1032. 

Urbeberredt, Bererblichfeit des U. 1006. 

Urkunden, gemeinjchaftlihe 325; Pflicht 
3 Berläufers zur Herausgabe von U. 
183. 


Urfundenedition 324; 3251, 

Urſprüngliche Unmöglichkeit 134, 143 ff. 
abjolute, relative 143; Hebung der U. 
144; hypothetiſche U. 143. 

Urteile im Eheſcheidungsproözeß, Au: 


jtellung derjelben von Amtswegen 827. | 


Usucapio libertatis 413, 
Uterini 832, 1024. 
Utiliter gestum 281. 


B. 

Vater, Ausſchluß der Vertretungsmacht 
des V. 855; Ausſchluß der Vermögens: 
verwaltung des V. 870; Aufiwendungs- 
anſpruch des V. 866; Benennung des 


i 


' Schenkungen des V. aus dem Kindes— 
| vermögen 862, 
Vaterſchaft, Anerkennung der B. 898ff., 
905; Beweis der ®. 898; Vermutung 
' der unehelichen V. 898. 
Vaterfhaftsvermutung 834, 905. 
' Beränderungen der Sauffadye im Falle 
der Wandelung 200. 
Berarbeitung, Argliit bei B. fremder 
Materialien 413; Eigentumserwerb durd) 
V. 405. 
erarmung ded Schenker 221; V. bei 
—— altspflicht der Verwandten 
47 


V 


Veräußerung eines nicht gebuchten 
Grundſtücks 404°; V. von Niepbraudhe- 
fachen durch den Niehbraucher 478; 8. 
von Geld und Anhaberpapieren 40V. 

Beräußerungsgeihäfte des pubes 
minor 925, 

Beräuferungsverbote, geſetzliche 80. 

Verbaloblation 141; V. eines Dritten 
141°, 

'Berbandsperjönlichfeit, Theorie der 

realen ®. 39!, 

Verbietungsrecht 451. 

Verbindung der Beſitzklage mit der 
petitoriichen Klage 365. 

‚Verbindung, Eigentumserwerb durd) 

V. 405, 413ff. 


| 


‚Verbot, geiepliches 50, 304; g. V. be- 


jtimmter Dienjtbarteiten 22; V. der 
Teilnahme am Kauf 182. 

Berbotene Leiſtung, Vermädtnis einer 
v. 2. 1191. 

Berbraudbare Sadıen 57; Verfügungs- 
recht des Ehemann über diejelben 699; 





Bormundes 933; Berufung des Vaters 
zum Bormund über jein volljähriges 
Kind 984; Einwilligung des V. zur 
Eheſchließung des indes 637, 662; 
elterliche Gewalt des B. 853ff.; Ehe— 
ichließung des zum Vormunde beitellten 
B. 969; Erziehungsrecdht des V. 856; 
Entziehung des Pflichtteils 1290, 1291; 
Vertretungsmact des V. 855; Selbjt: | 
tontrahieren des V. als des Inhabers | 
der elterlichen Gewalt 855; Haftung des 
B. gegenüber dem Kinde 137, 856; 
Ruhen der elterlichen Gewalt des V. 
858, 859; Berfügung&beichränfungen des 
B. 861ff.; Vermögensverwaltung des 
V. 860ff.; Haftung des V. fir Schulden | 
des Kindes 872; genehmigungsbedürftige 
Nechtsgeichäfte des V. 862 ff.; Sicher- | 
heitsleiftung des V. im Falle der Ge 
jährdung des Sindesvermögens 877, 
878; Unterhaltspflicht des unehelichen 
B. 807; Nupniehung des V. 867 ff.; | 





Nutznießung des Vaters an den v. ©. 
des Kindesvermögens 868, 869; Nich- 
brauch an v. ©. 472 ff. 

Verbrechen des Baters an dem Kinde 882. 

Vereinbarungen über Gewährleiftung 
beim Kauf 196; bei der Miete 230; 
beim Werkvertrage 263. 

Vereine, Auſſichtsrecht des Staates 44; 
ausländiiche V. 16, 41°; Auflöjung 43; 
Erbunfähigkeit nicht vechtsfähiger B. 
1015; Erwerb der Nechtsfähigfeit 41; 
eingetragene V. 45ff.; ideale, wirtichaft- 
lihe V. 41; rechtsſähige, nicht rechts— 
jähige 46, 47; Sitz des V. 41; Ber: 
fajjung 41; Vermögen des V. 44; Vor— 
itand des V. 41; Verluſt der Rechts— 
fähigleit 41; Haftung des ©. für Hand: 
lungen jeines B. 42. 

Vereinigung von Forderung und Schuld 
156. 


Vereinsrecht, öffentliches 44. 
Bereinsregijter 45. 
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Vereinsſatzung 41. 

Vererblichkeit des aufſchiebend bedingten 
Rechts 88; des Ausſchlagungsrechts der 
Erben 1045; des Ausſchlagungsrechts 
beim Vermaͤchtnis 1196; der Erjapans | 
ſprüche aus dem Verloͤbnisbruche 629; | 


des Wilichtteildanipruchs 1277; des 
Nechtes auf Nacerbfolge 1164; des 


Schenfungsveriprechens 1005 ; des Schen= | 
fungswiderrufs 222, 1005; des Wahl: 
rechts bei der Aiternativobligation 122; 
Hr Wieder: und Vorkaufsrechts 210, 
213. 

Verfahren in Eheſachen 613jf.; 
der Museinanderjepung im Falle der 
Erbengemeinſchaft 1123 ff. 

Verfalltlauſel 611. 

V A ng des Vereins 41; der Stiftung 





Berfehtung ſchwere V. dei Beſchenkten 


—— geſetzliches Pfandrecht des— 
ſelben 619. 

Verfügung 62, 959°, einjtweilige B. im 
ChHeicheidungspro; eile 675; korreſpektive 
V. in gemeinichaftlichen Teitamenten 
1249; feptwillige V. 10, 1019, 10419; 
V. Nichtberechtigter 100; Unwickjamkeit 
von B. im Tejtamente 1142 V. über 
Miet- und Pochtzins forderungen 514. 

Verfügungsbejhränfungen zu Guns 
jten bejtimmter Perjonen 357; V. der 
Ehefrau 704; V. des Ehemanns 695; 
R. des Waters 861ff.; V. des Borerben 
1166; 8. des Bormundes 948, 958 ff. 

Verſugungsrecht des Ehemannes im 
gqejeplichen Güterjtande 007; V. des 
Bermieterd 2315 V. des Miterben über 

jeinen Anteit 1113. 


V. bei 





Verführung, Schadenserſatz wegen V. 
einer Fraueusperſon 336. 

Vergabung von Todeswegen 1202. 

Vergeben, vorſätzliches des Vaters an 
dem Kinde 882. 

Vergeltungsrecht 13. 

Vergleich 312, 313; Anſechtung des— 
ſelben wegen Irrtums, Betrug, Zwang 
312; V. bei der Geſamtſchuld 178; V. 
über den Unterhalt unebelicher Kinderd01. 

Vergütung des Beiltandes 889; des 
Dienitverpflichteten 254; des Gegenvor— 
mundes 957; des geichäftsführenden 
Sejellichafterd 290; des Nachlaßver— 
walters 1072, 1074; des Tejtamentse | 
vollitreders 1218; des Unternehmers | 
eines Werkes 264; des Verwahrers 253; 
des Vormundes 956. 

Verhalten, ehrloſes und unſittliches V. 
des Vaters 874. 


Die Zahlen verweiſen auf d. Seiten, d. hochgeſtellten auf d. Noten. 





Verhältnis des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
zum Reichs- und Yandesrechte 18Ff. 
Berbeiratung der Tochter iſt Fein Be— 
endigungsgrund für die elterliche Gewalt 

858. 

Verhinderung des Vaters an der Aus- 
übung der elterlichen Gewalt 881, 851; 
an der Vermögensverwaltung 870; 
vorübergehende V. im Beſitze 357. 

Berität, Haftung für V. der abgetretenen 
Forderung 167. 

| Serläprung 102ff.; Begriff derjelben 
102 jf.; Beginn der V. 106; erwerbende, 
erlöjchende V. 103; Gegenftand der V. 
102 ff.; Hemmung der V. 107; Aus— 
ihlu der V. bei Aniprüden auf Be— 
richtigung de3 Grundbuchs und auf 
Eintragung eines Rechtes 390; Ber: 
jährungsfriiten 105; Unterbrediung der 
B. 109; Verträge über die V. 113; 
Birfung der ®. 111 ff.; internationales 
Recht 12; Uebergangsbeſtimmungen 8, 
9; unvordenflihe V. 19, 103, 411#; 
ungewöhnliche V. 103, All; V. gegen 
Unmündige 10855 8. des Anſpruchs 
auf wiederkehreude Leiltungen 104°; B. auf 
Schadenserſatz aus unerlaubten Hand: 
lungen 342; 3. auf Gewährleiitung beim 
Kauf 189, 2037. ; V. des Erſatzanſpruches 
des Vermieters 233; V. der Aniprüche des 
Beſtellers beim Werkvertrage 263; V. des 
Anſpruchs aus der Anweiſung 317; 
aus Nubaberpapieren 321; aus dem 
Verlöbniſſe 630; aus der Leihe 240% °; 
des Anſpruchs auf den Pilichtteil 1277, 
1285; auf Unterhalt 845; des An— 
ſpruchs des Mieterd auf Erjak von 
Verwendungen und Öejtattung der Weg— 
nahme 231; 8. von Auſprüchen zwiſchen 
Vormund und Mindel 943; V. des 
Erbſchaftsanſpruchs 1104; V. von Ein 
— 105; V. von Grunddienitbarfeiten 

455; V. der Leibrente 301, 302; 8. 
der Fitispendenz 110% V. von Nach— 
laßanſprüchen 1049°; W von Neben— 
leiſtungen 112; V. von Zinſen 106. 

Verjährungsfriſten 105; Abkürzung 
derſelben 113. 

Verkauf im Wege der Zwangsvollſtreckung 
182 


Verkäufer, Haftung des V. für Mängel 
183, 193; Pilichten des V. 183 1[.; 
Verwendungen des V. 192, 

Verfaufsberedtigung des Piandgläus 
bigers 588. 

— ARE Funde in denſelben 
427 


Veriehrsfahige Sachen 57. 
Verkehrshypothek 49ff. 


— 


Verlehrsſitte 25%, 86, 87, 121, 260. | 

Verkehrsſperre, Teitament im Falle, 
der 8. 1237. 

Verlagsrecht 23. | 

Berlängerung, ſtillſchweigende V. des 
Dienitvertragsd 259; der Miete 241. 

Verlaſſen, büljlojes V. des Kindes 582. | 

Verlaſſene Eacen 421, 

Verlaffung, bösliche TOS. 

Verlegung einer Grunddienjtbarfeit 458. 

Verleiher, Haftung desjelben 136, 248; 
Pflichten des V. 248. 

Verletzung einer Perſon 125, 340ff.; 
eines Rechtes 333ff.; V. der "Anzeige. | 
pflicht des Finders 495; B. der Rer: 
löbnistreue 628; 8, der Amlspflicht 
346; V. der Auffichtäpflicht 340ff.; 
ſchwere V. der ehelichen Pflichten 804. 

Verlierer, Beſitz desſelben 350°. 

Verlöbnis 625ff.; Aufhebung des VB. 
631; Deſlorationsanſpruch 629; Erſatz— 
anfprüiche beim V. 627, & 98: Form 
des V. 626ff.; Geſchente beim V. 630; 
Klagloſigleit des V. 627; Kollifions- 
normen 631; Rechtsnatur des V. 626; 
Rücktritt dom 2. 627; Uebergangsbe— 
jtimmungen 631; Verjährung der An: 
iprüche aus dem 2. 630. 

Verlobte, Ausſchluß des gemeinichaft- 
fihen Teſtaments zwijchen V. 12405; | 
Erbverträge zwiſchen V. 630%, 1254 ff., 
1257 #., 1264; Erbverzicht zwischen 8. 
1207: (etstivillige Zuwendungen unter 
B. 1146; Rückforderungsrecht d. V. bei 
Auflöfung des Verlöbnijies 221, 630; 
Schadenserſatzanſpruch im Falle des 





Rücktritts vom V. 627; Wohnſitz der, 
V. 655. 
Verlorene Sachen 409; Ausſchluß des 


Nießbrauchs an denielben 463°; Ber: 
pländung v. ©. 579; Verjteigerung 594; 
Bindifation 433. 

Verlust des Beſitzes BT fl; ; der bürger— 
lihen Ehrenrechte 935; V. der Medıts- 
jäbigfeit eines Vereins 43; einer Stif— 
tung 49; V. des © Sche dungsrechts 807; 
V. von Zinsſcheinen 322. 

Vermächtnis 1179ff.; Anfall des V. 
1194; Annahme und Ausſchlagung des 
V. 1195; Anordnung des V. durch 
Teſtament 1041; Anwachſung beim V. 
1187; Befreiungsvermächtnis 119253; 
Begriff des V. 1179; Beſchränkung des 
V. 1198; V. einer Forderung 1102; 
einer verbotenen Leiſtung 1191; eines 
nicht zur Erbſchaft gehörenden Gegen- 
ſtandes 1189 ff.; eines dem Bedachten 
bereit8 gehörenden Gegenitandes 1191; 
Erfüllung des V. 1197; Erſatzvermächt— 


S. 1-—624 gehören zun J. Band, 


S. 625 ff. zum IH. Band. 14105 


nis 1184; Erwerb des ®. 1193; Fällig— 

feit des B. 1196; Gattungsvermäctnis 

1186; Gegenjtand des V. 1185 1.5 ge: 

meinſchaftliches V. 1187; Herausgabe 

der Früchte beim V. 1197; Nadyver 
mächtnis 1184; Nefolutivbedingung beim 

V. 1146; Schuldvermäctnis 11927; 

Euspenfivbedingung beim 3. 1146; 

Umfang des V. 1187; Verichaffungs: 

vermächtnis 1190; Vorausvermächtnis 

1158, 1182 ff.; Wablvermächtnis 1185; 

Zweckvermächtnis 1185. 

ermädtnisnchmer, Grundſtücks⸗ 

erwerb desſelben 374; V. iſt Nachlaß— 

gläubiger 1181; Kürzungsrecht 1199; 

Rückſorderungsrecht des V. bei Schen— 

kungen des Erblaſſers 222; Schutz des 

V. beim Erbvertrage 1261; Unwürdig— 

feit des V. 1204, 

Vermieter, Beſitz desjelben 350; Erſatz— 
aniprüce des B. 233; geiepliches Pfand 
recht des V. 2341 ff. 617; Pilichten des 
V. 2275; Nüdichaftungsanfpruch des 
N, 995: Selbithülfe des V. 235; Tod 
des V 24]; Verjährung der Anſprüche 
des 2. 233. 

Bermietung der Niehbraudsiachen 
470. 

Vermiſchung, 
V. 405, 414 ff. 

Vermögen, bewegliches, unbewegliches 
V. 52%, 57; freies, nicht freies V. des 
Kindes soo: V. grohjähriger Hauskinder 
861; V. der Geſellſchaft 201; V. des 
Vereins 44; Verträge über das gegen— 
wärtige und zufünftige 8. 144, 175; 
Gefährdung des V. der Kinder 876; 
Nießbrauch an einem V. 476ff. 


V 


Eigentumserwerb durch 


| 

Vermögensauseinanderſetzung bei 
Auflöſung der Geſellſchaft 294. 

Vermögensfähigkeit, volle V. der 


Haudfinder 860”. 
Vermögensrechtliches Anterejie 120. 
Vermögensverhältniſſe, Irrimm und 

Täuſchung über die V. des anderen 

Ehegatten iſt kein Eheanfechtungsgrund 

665; weſentliche Berichlechterung in den 

2. eines Vertragsteiles 148. 
Vermögensvperwaltung der Eltern 

550; B. des Vaters 860; Ausführung 

derfelben 576; V. der Mutter 855, V. 

des Vormundes 946. 
Bermögenswert der Obligation 120%, 
Vermutung aus dem Belib 360; aus 

dem Erbicaitsinventar 1080; aus dem 

Erbichein 1304; 8. für die Nedlichkeit 

des Beſitzers 367; für die Nichtigkeit 

der Srundbucheintragungen 385; für 

Echenfungen 217; V. der unehelichen 


1406 Sadıregiiter. 


Vaterschaft 895; B. 
Beſitzers 432 ff. 
ae Ne rag ge 

Verpächter, geſetzliches Pfandrecht des- 
ſelben 245, 617. 

Verp achtung der Nießbrauchsſache 470. 

Verpfändbare Rechte 608. 

Verpfänder, Einreden desjelben 587, 
597; Rechte und Pflichten des V. 586 ff. 

Verpfandung V. durch Nichtberechtigte 

579: V. unter Miwerſchluß 579; V. 
des Anteild eines Miteigentümers 582; 
B. eines Wechſels 615, 616; V. von 
abhanden gelommenen Saden 579; von 
Forderungen 611ff.; 
609°; 
feiitung 217, 

Verpflegungspfliht beim Dienjtver: 
vertrage 255. 

Verſagung des Zurücdbehaltungsrehts 
133; der Ehelichleitäertlärung 909; des 
Unterhalts 805. 

Verihaffungsprinzip 180. 

Verihaffungsvermädhtnis 1190; Er- 
füllung desjelben 1197. 


zu Gunjten des 


Verſchlechterung der Leibiahe 249; 


der Mietiache 233; V. von Pfandgrund— 
jtüden 517; ®. von Grundjtüdszubehör 
518; wejentlihe ®. in den Bermögens- 
verhältnifien eines Vertragsteiles 148. 

Verſchollene, Pilegihaft für V. 902 ff. 

Verſchollenheit als Vorausfegung der 
ii 29; Verſchollenheitsfriſt 

9 

Verſchollenheitskuratel 992. 

Verſchulden 136; V. als Vorausſetzung 
für den Eintritt des Verzugs 139; 
V. des gejeplihen Vertreterd und des 
Gehülfen 126, 339; V. des VBormundes 
941; fonkurrierendes B. des Berleßten 
126, 342, 352. 

Verihuldungsprinzip 79 

Verihuldungstheorie 144. 

Verjhwägerte, Begriff 832; Ausſchluß 
der Unterhaltspflicht bei V. 842°, 

Verſchweigung, argliltige®. v. Mängeln 
der Kauflache 188, 196; V. von Nadı: 
laßichulden 1067. 

Berihwender, entmündigter V., Ge— 
ihäftsfähigt eit 35, 36, 66; Teftierfähig- 
feit 35, 1221; Fähigkeit zur Eingehung 
einer Ehe 636. 

—— —— wegen 

V. 35ff., 66, 636. 

Verf —— Rollen derjelben 130; beim 
auf 191, 

Berfendungsgeihäfte, Uebergang der 
Gefahr bei denſelben 192. 

Verſetzung des Mieters 241. 


von Hypothelen 
V. zum Zwvede der Sicherheits: | 


Die Zahlen verweiſen auf d. Seiten, d. hochgeſtellten aufd. Noten. 


— — — 


Free. der Nießbrauchsſache 466. 
Verfiherungsanfprücde, bypothelari- 
ihe Haftung derjelben 511, 515. 

Berjiherungsreht 23. 

Verjionsflage 282. 

Verjpreden, einjeitiges V. 143°; 

' der Leiltung an einen Dritten izöff. 

Verſteckter Diffens 86. 

Verſteigerung 87; Zuſchlag bei der: 
jelben 87; V. von abhanden gelommenen 
Sachen 594; nicht hinterlegungsfähiger 
Sadjen 158; ®. der Fundſache 427; 
öffentlihe ®. der Pfandſache durd) den 
Pfandgläubiger 584; Gewährleiſtung 
wegen Mängel bei derjelben 595; öffent: 
liche Berfteigerung beim Biehfaufe 207 ; 
Erwerb von Sachen im Wege der öffent: 
lihen ®. 409. 

Verjteigerungsvermerf, Eintragung 
desjelben im Grundbuche 550; Löſchung 
desjelben 554. 

Fe Are Grundſtücks 395 ff. 

Verträge 84ff.; Form derjelben 75ff.; 

| Antrag und Annahme 85; V. Minder- 

jähriger 64; 8. Taubftummer 20, 77: 

geragie B. 303°; Schuldverbältnijje aus 
.. 148 [E; abjtratte V. 314; gegen 

jeitige V. 145 ff.; V. zu Gunjten Dritter 
150ff.; Vertretung ohne Vertretungs- 
| macht bei 8. 96; V. über bewegliche 
Sadıen 76; über Grundſtücke 145; über 
Handlungen 76; über die Gewährleiftung 
beim Kauf 204; bei der Miete 230; 
| beim Werkvertrage 263; B. über das 
künftige Vermögen 144; über das gegen: 
wärtige ®. 78; über den Nachlaß eines 
noch lebenden Dritten 144; ®. über die 
Verjährung 113, 204. 
Bertragderbe 1042, 1254, 1256 /jf.; 

Anſpruch desjelben auf Herausgabe von 

Geſchenken des Erblafjerd 222. 

Vertragsfreiheit 120, 

Vertragsintereſſe, negatives 144, 220. 

VBertragsmähiges Güterredt 729 ff. 

Vertragsmäßiges VBorbehaltögut der 
Ehefrau 695. 

Vertragsnatur der Schenkung 217; des 

Verlöbniſſes 626. 

Vertragsſchluß unter Abweienden 85. 
Vertragsitrafe 152 fj.; beim Berlöbnijie 

627; Haftung eines "Riandes für ©. 

582; ! richterliches Ermähigungsredt 154. 

Vertragstheorie bei der Auslobung 272. 

‚Vertretbare Sachen 57; depositum ir- 
regulare an denjelben 285; Herſtellung 
einer vertretbaren Sache gilt als Kauf 267. 

Bertreter mit Vertretungsmacht 92; ohne 

dieſelbe 96; Haftung des vollmadhtlojen 
| 8. 97; Einwilligung des gejeßlichen ©. 


V. 








zur Eheſchließung 635; Verjchulden des 
gefeglihen B. 126; Haftung für V. 126, 
137, 339. 

Vertretungsmacht der Ehefrau 6853; 
d. geichäftsfüihrenden Gejellichafters 290; 
des Vaters 855, 859; des Vormundes 
941, 945, 054. 

Verwahrer, Beſitz desjelben 359; def 
tung des V. 136, 283; Leiſtung an 





einen V. im Falle des Miteigentums 
448; im Falle der Miterbichaft 11175, 
Verwendungen des V. 284; Zurüd: 
behaltungsrecht d. V. 137, 254; Pflichten | 
des V. 283 ff.; Verwahrung 282 jf.; ©. 
des Tejtaments 1232ff., 1235, 12368; | 
V. des Erbvertrags 1255; Gegenjtand 
der Verwahrung 283; gerichtliche V. von 
Srundjtüden 158; Verwahrungspflicht d. 
Tinders 424; des Pjandgläubigers 585. 

Berwalter, Beitellung eines V. im Falle | 
der Vorerbſchaft 1171; beim Niehbraud) 
468 


Verwaltung des Kindeövermögens durd) 
den Bater 860 ff.; gerichtliche Verwaltung 
der Nießbrauchsſache 468; VB. der Erb: | 
ichaft durch) den Vorerben 1171; V. des 
Nachlaſſes durch den Teitamentövoll: 
jtreder 1210ff., 1214; V. des Vor— 
mundes 946. 

Verwaltung und Nußniekung des Ehe: | 
mannes 693, 697.5; Beendigung der- 
jelben 722; Wiederherjtellung 726. 

Verwaltung und Nubniehung, elterliche 
850 


Verwaltungsbehörde, Einipruch der- 
jelben gegen die Eintragung eines 
Vereins 45, 46. 

Verwaltungsgemeinihaft 692; bei 
lleberleitung der landrechtlichen V. 782. 

Verwaltungsvertrag 279. 

Verwandte, Anhörung der B. feitens 
des Vormundicaftsgerihts 970; Ein- 
jegung der B. im Tejtamente 1143; ge: | 
jegliche Erbfolge dev V. 1028; Unter: 
baltspflicht der V. 842ff.; Wirkung der | 
Annahme an Kindesitatt auf die B. 
ded Angenommenen 920. 

VBerwandtidhaft 830; V. in gerader 
Linie, in Seitenlinie 831; Ehehindernis 
der V. 644. 

Verweigerung, ®. der Ausjteuer 642; 
der ehelichen Pilichten S00!, 805; Nad)- 
träglihe Verweigerung der firchlichen 
Trauung als Eheicheidungsgrund 806. 

Verweiſung auf ein bejtimmtes, micht | 
mehr geltendes Güterrecht 729. 

Verwendung von Geld beim Auftrage 
277; 8. von Mündelgeld durd) den 
Vormund 947. 
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Verwendungen 282°, 438; 8. des Be: 
auftragten 277; V. des Beſitzers 438; 
V. des Ehemannes 7O1*; des Beſchwerten 
beim Vermächtniſſe 1198; des geichäfts- 
führenden Gejellihafterd 289; V. des 
Geſchäftsführers 281; V. des Käufers 
auf die Kaufſache im Falle der Wande- 
lung 200; 3. des Niehbraudyers 465; 
V. des Mieterd 231; V. des Pfand— 
gläubigers auf die Pfandſache 584; 8. 
des Verläufers 192; V. des Verwahrers 
254; V. des Vorbefipers 440; V. des 
Wiederfäufers 211; V. des Bormundes 
956; ©. des Vorerben 1173; Erſatz von 
®. bei der hereditatis petitio 1097; 
Zurüdbehaltungsredyt wegen V. 132. 

VBerwendungsflage 326, 

Verwirkung der elterlidien Gewalt 852 ff., 
890; V. der Vertragsitrafe 153. 

Verzeichnis des eingebrachten Gutes 
694. 

Verzeihung 807; 8. bei Erbumvürdig- 
feit 1294. 

Verzicht 163; V. des Vaters auf die 
elterliche Nutznießung 873; 3. auf die 
Einrede der Verjährung 112; ®. auf 
die exceptio plurium 899; ®. auf den 
Erbteil 1029; V. eined Abkömmlinges 
bei der fortgejepten Gütergemeinſchaft 
756; 3. auf den Unterhalt unehelicher 
Kinder 901; B. auf den Pflichtteil 1277, 
1278; Erlöfchen des Pfandrechts durch 
V. 528; einſeitiger V. bei Aufgabe des 
Rechtes an einem Grundſtücke 375. 

Verzinslihe Forderung, Niekbraud an 
derjelben 475. 

Verzinſung von Aufwendungen 126; 
V. des nicht gezahlten Kaufpreijes 190; 
V. des Beauftragten bei Verwendung 
von Geld 277. 

Verzug des Gläubigerd 141; V. des 
Schuldners 139ff.; V. des Dienjtbe- 
rechtigten 255; V. der Erfüllung 139; 
V. bei der Geſamtſchuld 178; V. bei 
gegenfeitigen Verträgen 150; V. des 
Käufers bei der Wandelung 201; Haftung 
für Zufall während des V. 140. 

Berzugszinjen 140; Zinſen von V. 
140 


Via 461. 

Viehkauf 205ff.; öffentliche Verſteigerung 
bei demſelben 207. 

> — Gewährleiſtung wegen V. 
5 f. 


Vindikation 430ff.; V. geſtohlener, ver: 
lorener, abhanden gekommener Sachen 
433 ff.; V. eines Wechſels 432; eines 
Sparkaſſenbuchs 409°, 432°; V. eines 
landwirtichaftlihen Grundjtüds 439; 


1408 Sachregiſter. Tie Zahlen verweiſer 
Aufäffigfeit der V. gegen den mittelbaren 
Beſitzer 431°, 

Nindilationslegat 1180, 1181, 

Virginität 664. 

Vis maior 71’; 
siva 72, 

Vitalität 28. 

Vitalitienvertrag 172. 

Vitium latens, patens 191. 

Viventis nulla hereditas 1012. 

Rizinität 456, 

Nolljährige, Vormundſchaft über 8. 
983 ff.; Pilegichaft iiber diejelben 989. 

Volljährigkeit 33. 

Bolljährigfeitserklärung 34; V. be: 
gründet die Ehemündigkeit 634; Ueber: 
gangsbeftimmungen 8. 

Voͤllmacht 925F., 274; Auffündigung der 
V. 94; Erteilung, Kundgebung, Form 
der B. 93; Erlöichen der 8. O4; bandels- 
rechtliche V. 03°; jtilljchweigende B. 90. 

Vollmadtsurfunde 93, 4, 96; 8. 
unterliegt nicht dem Zurückbehaltungs— 
rechte 133. 

Vollmachtsvertrag 274. 

Vollziehung der Auflage 224; 2. 
der Wandelung oder Minderung 199. 

Voluntarii heredes 1020, 

Voraus 1027; V. des überlebenden Ehe- 
gatten 750, 1034; rechtliche Natur des | 
3. 1034; V. gehört zu den Nachlaß 
verbindlichfeiten 1063. 

Vorausflage, Einrede der V. 308, 

Vorausleiſtung der Yeibrente 301. 

Borausvermäcdtnis 1158, 1182 ff. 

Borbehalt, geheimer V. 68; V. des | 
Eigentums beim Kauf 190; V. der 
Nechtsverwirtung 156; V. der Rechte 
bei Abnahme einer mangelhaften Kauf: | 
iahe 203; V. des Wiederfaufs 211; 
V. der bejchränften Haftung des Erben | 
im Urteile 1004; 8. des Rücktritis von 
Erbvertrage 1265. | 

Borbebalte, landesgejeplihe 19, 20FF., | 
24, 354; bei herrenlojen Grundjtüden 
404; bei Reallaften 4915; für die! 
Sprzialerbfolge in gewiſſe Gitter 1004. 

Vorbehaltliofe Duittung des Kapital: | 
empfanges gilt im preußischen Nechte | 
als Erlaß geichuldeter Zinjen 124. 

Vorbehaltserbe 1056. 

Vorbehaltsgut der Ehefrau 6093; 8. 
bei der allgemeinen Giütergemeinichaft 
734; bei der fortgejegten Gütergemein— 
ichaft 754; bei der Grrungenichafts- 
gemeinichaft 762, 765; bei der Fahrnis— 
gemeinjchaft 773; bei der Gütertrennung 
729;  gejegliches, vertraggmähiges B. 
694, 695; ſurrogiertes V. 606; Zus | 


1103. 


v. absoluta, compul- 


| 
j 








rauf d. Seiten, d. hochgeitellten auf d. Noten. 


wendungen Dritter als V. 695; Rechts— 
jtellung der Fran beim V. 696. 

Borbejiger, Berwendungen desſelben 
440. 


Vorempfang, Ausgleichung bei B. aus 
dem Geſamtgute 1132; Anrechnung des 
V. auf den Pilichtteil 1253. 

Vorerbe 1020; Bejtellung eines Ber- 
walters im Falle der Einjeßung eines 
V. 1171; Fiskus ald V. 1036; Ver: 
wendungen des V. 1173; Haftung des 
V. für Naclafverbindlichkeiten 1177 ff.; 
Belaftung des B. mit VBermächtnijien 
1182; Herausgabe der Erbſchaft jeitens 
des 8. 1172; Herausgabe eines ver: 
mieteten oder verpachteten Grundjtüds 
1173; Hinterlegungspflicdht des V. 1168ff.; 
Inventarverzeichnis des B. 1169; recht— 
liche Stellung zwiſchen B. und Nach— 
erben 1166 f.; Berfügungsmadt und 
Berfügungsbeichräntungen des 8.1 166fF.; 
Schenkungen des V. 1167 ff.; Verwal— 
tung der Erbſchaft durch den V. 1171; 
Wirtichaftspfan des V. 1170; Sicher: 
heitsleiitung des V. 1170; Verantwort: 
lichteit des V. 1172; Befreiung des V. 
1174. 

Borflut 20°. 

Borfaufsberehtigte, mehrere ©. 213; 
Ausſchließung eines V. im Aurfgebots- 
verfahren 485. 

Vorkaufsrecht, dinglihes 212, 481 ff. 

Vorkaufsrecht, gejepliches der Miteigen- 
tümer 482'%; dev Miterben 212, 481*. 


Vorkaufsrecht, obligatorische 212 ff.; 


483; Ausſchlußfriſten bei demjelben 215; 
Stundung des Kauſpreiſes 214; Un 
vererblichkeit 213, 1005. 
Vorkaufsrecht der Teilnehmer an einer 
Gemeinſchaft 297. 
Vorläufige Vormundſchaft 36, 66, 986; 
Eheſchließung im Falle d. vorl. B. 636. 
Vorlegung von Sachen 324; V. des 
Hnpothefenbrieis bei Eintragung eines 
Wideripruch® in das Grundbucd 391°; 
Pilicht zur Vorlegung des Hypotheken— 
briefs 523, 525; V. der Schuldurfunde 
bei Eintragung einer Hypothek 505. 
Bo — bei gegenſeitigen Verträgen 
147. 


Vormerkung im Grundbuche 379, 382ff; 
Arten der V. 382, 383; Beſeitigung 
der V. durch peremtoriſche Einreden 
385; Eintragung der V. 383; V. zur 
Sicherung eines bedingten oder betagten 
Anſpruchs auf Eigentumsübertragung 
403; Wirfung der V. 384. 

VBormund über Minderjährige, Ausschluß 
der Bertretimgsmacht des V. 042; Aus— 


kunftspflicht des V. 966 ff.; Beendigung 
des Amtes eines V. 980 ff.; Beichräns 
fungen des V. in der Vermögensver— 
waltung 948; Bejchränfung in der Ver: 
tretungsmacht 942; Bejchränfung des 
B. durch Pileger 941; Beſitz des 2. 
946; Beſtellung des V. 938 ff. ; im Falle 
der Verwirkung der elterlihen Gewalt 
durch den Bater 883; im Falle der Ent- 
ziehung der elterlichen Gewalt des Vaters 
876; Eideszufchiebung an den V. 945®; 
Einwilligung des B. zur Eheſchließung 
des Mündels 045; Ehe zwiichen Bor- 
mund und Miündel 945; Entlajjung des 
V. 981; Hinterlegungepflicht des V. 
953; Inventariiationspflicht 947 ; Pflich⸗ 
ten des B. 941ff.; Prozeivertretung 945; 
Rechnungslegung 967 ; Schenkungen aus 
dem Miündelvermögen 948; Sichyerheits- 
feiftung 968; unerlaubte Handlungen 
des V. 941; Verantwortlichkeit 955; Ver: 
tretungsmacht 941; Selbſtkontrahieren 
des V. 99; Sicherungshypothek für das 
Mündel an Grundſtücken des V. 968. 
Vormundſchaft über Abweſende 992; 
V. über Ausländer 932, 997. 
Vormundſchaft, Begriff der ®. 924, 927; 
Alters-, Geſchlechtsvormundſchaſt 926; 
feine geſetzliche V. im BGB. 931; V. über 
Minderjährige 930 ff.; über Volljährige 
983 ff.; Uebergangsbeitimmungen 10. 





Vormundſchaft über Minderjährige | 


930 ff.; Anordnung 930 ff.; Ablehnung 
der V. 937 ff.; ——— zur V. 932; 
Beendigung des Amtes 979 ff.; befreite 
V. 973 ff, 985; Beitellung des Bor: 
mundes 938; Führung der B. 94lff.; 
Pflicht zur Uebernahme der V. 937; 
Unfähigkeit, Untauglichteit zue V. 935; 
Vorausfeßungen der B. 930. 
Bormundicaft über VBolljährige 983 if.; 


Sorge für die Perfon und das Vers 


mögen 985; Befreiungen 985; V. über 
die volljährige Ehefrau 985; Voraus: 
ſetzgn. für die B. 983 ff.; vorl. ®. 986 ff. 
Vormundſchaftsgericht 927°, 


glieder des Tamilienvat3 976; des 
Pflegers 990°; Entſcheidung bei Mei: 
nungsverichiedenheiten zwiichen dem Ge— 
walthaber und dem Pfleger des Kindes 
856; b. Meinungsdverjchiedenheit mehrerer 
Vormünder 943; Genehmigung von 
Nechtsgeihäften des Vaters 863; des 
Bormundes 960ff.; Genehmigung bei An- 
legung von Mündelgeld 948; Offizial- 
thätigfeit de V. 998; Unterjtügung des 
Vaters in der Erziehung des Kindes 856, 


Leste, Allg. Preuß. Landrecht. 


S. 1- 624 gehören zum I. Band, ©. 625 ff. zum II. Band. 


996; | 
Auffihtöreht desjelben 873 Ff., 965 ff.; | 
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Bormundihaitsordnung, preußiſche 
von 1875 928, 

Vormundſchaftsrecht, materielles 930; 
formelles 996 ff. 

Vormundſchaftsrichter als Vorfigender 
im Familienrate 976; Haftung des V. 
880, 970. 

Vorname 38. 

Vorrechte 26; Uebergang derſelben auf 
den Ceſſionar 166; Berüdfihtigung der 
N. bei der Zwangsverjteigerung 552. 

Vorrehtseinräumung 380, 381. 

Vorſatz des Schuldners 136. 

Vorſchußpflicht des Auftraggebers 277. 

Vorſtand eines Vereins 41; einer Stif- 

\ tung 48. 

Borübergehende Störung der Geiſtes— 
thätigkeit, Tejtierunfäbigteit bei derſelben 
1221; Willensertlärungen 64'. 

Vorverträge 86". 

Votum solemne castitatis 703. 

Bulgarjubjtitution 1157®, 

W. 

Wägekoſten beim Kauf 183. 

Wahlrecht des Beſtellers bei mangel— 

hafter Ausführung des Werlvertrags 

260, 261; W. des Käufers zwiſchen 

Wandelung und Minderung 198; W. 

des Schuldners bei Gattungsobligationen 

121*; W. bei Alternativobligationen 122; 

W. Dritter bei Alternativobligationen 

' 122% W. beim Bahlvermächtnifte 1186. 

Wahlvermähtnis 122°, 1185. 

Wahnijinn 35, 63. 

Wahnjinnige, Haftung derjelben für 
unerlaubte Handlungen 337, 338. 

Währung, inländiiche, ausländiiche 123. 

Baijenpflegerinnen 972. 

Waifenrat 972. 

Wald ald Beitandteil einer Erbichaft 
1170. 

Waldgenoſſenſchaften 21. 

Wandelung, Einrede der W. 204; W. 
beim Kaufe 197, 198 #.; W. beim Wert: 
vertrage 260, 2615 W. wegen Mängel 
der Haupti. 201; Zufall bei der W. 200. 

Wandelungsdflage 187, 197. 

Warenlager 52, 57. 

Wartezeit der Witwe als aufichiebendes 

Ehehindernis 646; Verheiratung der 

' Frau vor Ablauf der W. 8535. 

Wartrecht der nächſten Erben 1040. 

Waſſergenoſſenſchaften 20”, 

Wafjerredht 20, 58, 354, 

Waijerjtau 20°. 

Wechſel, Hypothek für W. 495; Ber: 
pfändung eines W. 615, 616; Vindi— 

|  fation eines W. 432. 


89 
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Wechſelbürge 310°. 

Wechſelſeitiges Teitament 1245. 

Wegegeredtigfeit 457, 458, 461. 

Wegnahme einer Einrichtung 127: durd 
den Mieter 231; durch den Pandgläu: 
biger 584. 

Begihaffung von Sachen von fremden 
Grundjtüden 365. 

Weigerungdredt der Miterben gegen- 
über den Naclafgläubigern 1136, 

Weiterverweiſung 16. | 

Wellerwände 402. | 

Werklieferungdvertrag 267. 

Werfvertrag 259ff.; Tragung der Ge- | 
fahr beim W. 264; geieplihes Pfand: | 
recht des Unternehmers 265 ff.; Haftung 
des Unternehmers 260 ff.; Pilichten des | 
Unternehmers 260; des Beſteller⸗ 263 ff.; 
Koſtenanſchlag beim W. 266; Kündie 
gungsrecht des Beitellerd 266; ®. über 
vertretbare, nicht vertretbare Sadıen 267; 
en der Aniprühe aus dem 

W. 263; a rag beim W. 264; 
Vereinbarung Über die Gewährleiftung 
wegen Mängel 263. | 

Wertpapier, Pfandrecht an W. 615; 
Verlauf eines W. 186; Hinterlegung. 
von W. 954. | 

Wette 303, | 

Widerflage im Eheſcheidungsprozeß 810. 

Widernatürlihe Unzucht 797. 

Widerruf der Anweijung 318; des Auf- 
tragd 277; der Auslobung 273; der 
Schenkung 222, 817; der Stiftung 48; 
eined Tejtaments 1241; eines gemein= 
Ihaftfihen Tejtaments 1240; der Voll: 
macht 94. 

Widerrufsrecht iſt fein Anſpruch 103°, 

Widerſpruch gegen die Nidhtigfeit des 
Grundbuchs 39ff.; Eintragung eines 
W. von Amtswegen 391; Eintragung 
eines W. auf Grund der 'exceptio non 
numeratae pecuniae 527; Gintragung 
eines W. ohne Vorlegung des Hypo— 
thekenbriefs 524; Löſchung des W. 391; 
Eintragung eines W. gegen die Richtig: 
teit des Schiffsregiſters 603. 

BOLENLLIRIEHANE in den vorigen Stand 
19, 66. 

Wiederherftellung der ehelichen Gemein—⸗ 
ihaft 822; der Errungenſchaftsgemein— 
ſchaft 770: der Nutznießung und Ver: 
waltung des Ehemannes 726. 

Wiedertauf 209 ff.; Vorbehalt des 
W. 211; dingliher W. dem BOB. un- 
befannt 485; Vererblichkeit des W. 1005. 

Wiederkehrende Leitungen, Nießbrauch 
an denjelben 474; Verjährung des An- 
ſpruchs auf diejelben 104°, 


Wiederverheiratung im Falle F 
Todesertlärung 30, 676ff., 792; 
des Vaters 969; der Mutter 8; — 
für die Perſon des Kindes im Falle der 
Wiederverheiratung eines Ehegatten nad) 
Todeserflärung des anderen 860; ®. 
eines Deutichen 15; W. als Beendigungs- 
grund f. d. fortgeſ. u 758. 


Bild, Schonzeit des W. 4 


'Wilderer, fein Eigentumserwerb des W. 
420; W. ift nit unfreiwilliger Reprä- 
fentant des —— 421. 

Wildſchaden 21, 343 

‚Billenserflärungen 61, 62, 66ff.; 
ausdrückliche, jtinichweigende ®. 67; 
Auslegung der W. 67; Form 74ff.; 
W. unter Anwejenden, Abmwejenden a 
unrichtige llebermittelung von W. 
Wirkfamfeit der ®. 73ff.; W. u 
über Gejchäftsunfähigen und beſchränkt 
Geſchäftsfähigen 74. 

Willensmängel 68ff.; W. des Stell 
vertreterö 92. 

IB ERBIBENE 66 ff. 

‚Windbrud 464. 

Wirkſamkeit der ®illenderflärungen 73H. 

Wirkung der Annahme an Kindesitatt 
917; der Aufrechnung 162; der Beſchlag⸗ 
nahme eines Grundſlücks 550; der Ehe: 
lichfeit8erflärung 909; der Ehenichtigfeit 
670 ff.; der Eheicheidung 809ff.; der 
Erjikung 412; der Hinterlegung 160; 
der Legitimation durch nachfolgende Che 
305-5 des Pfandverlaufs 593; der 
Han änderung im Grundbuche 381; 
des Schenfungswiderrufs 222; des Ver: 
zugs 139, 142; des Vorlaufsrechts 

* Dritte 483); der Vormerkung im 
ion De 384; des Burüdbehaltungs- 
rechts 133. 

Wirkungskreis desBeiſtandes der Mutter 
bei der Ausübung der elterlichen Ge— 
walt 887. 

Wirtſchaft, „Errichtung einer abgejonder: 
ten W. 

Wirtihaftliche Vereine 41, 

Wirtihaftsplan 463; bei Anordnung 
der Nacherbſchaft 1170. 

Witwe, Wartezeit derjelben 835. 

Wochenbettskoſten 903. 

Wohnort 37; Beitimmung desſelben 
durch den Ehemann 680. 

Wohnſitz 36ff., 692, 1006; Begründung 
und Aufhebung des W. 37; dienftlicyer 
W. 371%: abgeleiteter W. 37; W. an- 
en Kinder 919; der Ehefrau 

682; ehelicher Kinder 849; legitimierter 
Kinder 906, 910; der Militärperjonen 
37; unehelicher Kinder 896, 
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Wohnungsrecht 480; 
desjelben 1006. 

Wucher 123. 

Wurzeln 396. 


? Unvererblichkeit | 





Zahlung, Begriff 156'% 3. in beſtimm— 
ten Münzjorten 123; g aus öffentlichen 
Kaſſen 131. 

Zahlungsfähigkeit, Haftung für * 
167; Haftung des Mällers für 3. 272; | 
teine Haftung für 3. beim Kauf 186. | 

Sahtungsfrilten bei der Zwangäver- | 
fteigerung 553°. 

Zahlungsſperre 322, | 

Zankſucht 805. 
ehntrechte 492. 

Zeit als Nebenbeitinnmung bei Nedts- | 
geihäften 87; 3. der Leiſiung 131ff. 

Zeitbeftimmung, Hinzufügung einer 3. | 
bei der Erbeseinjegung 1146. 

Zeitliche Beihränfung der Nacherbfolge 
1164 ff. | 

Zeitliche Geltung der Rechtsnormen 7 ff. 

—— bei Errichtung des Teſtaments 

225; bei Schließung der Ehe 655. 
ginſen 123; rechtliche Natur 124; ges 
jegliche 3. 123; im Handelsrechte 123°; | 
Konventionalitrafe in Form von 3. un: | 
zuläffig 123; 8. beim Darlehn 252; 
Haftung des "Srundftücs für 3. der 
Onpoihet 517; Haftung des Pfandes | 
für 8. 582; Verjährung von 8. 106; 
3. für Verwendung verwahrten Geldes | 
284. | 

lol: 123. 
insfreiheit 123. 

Sinsquittungsicdeine bei der Grund: | 
ſchuld 573. 

Zinsrüdjtände, neue Schuldjcheine für 
4 123; Zögerungszinſen für 3. | 
124. 





Zinsſatzung 498. 

Zinsſcheine 323, 476; Berlujt von 3. 
322; Erjtredung des Pſandrechtes auf 
diejelben 617. 

Zögerungszinjen b.Zingrüditänden124. 

Zollpflihtige Fundſachen 429. 

Zubehör 54; Erwerb von 3. bei Ber 
äußerung von Grunditüden 403; beim 
dinglichen Vorkaufsrechte 483; Haftung 
des 3. gegenüber den Hypothekengläu— 
bigern 511, 512; Verichlehterung des 
3. eines Grumdftücs 518; 3. eines 
Landguts 56; Prändung von 3. eines 
Grundſtücks 512; 8. beim Kaufe 181. | 

Zucdtmittel des Vaters gegenüber dem | 
Kinde 856; 3. des Vormundes gegen: 
über dem Mündel 944. 





'Zurüdbehaltungsdredt 


Zuſchreibung 
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Zufall bei der Unmöglichkeit 134; bei 
der Wandelung 200; Haftung für 3. 
beim Rüdtrittörechte 155; beim Berzuge 
140; bei der Leihe 249; "bei Aufbewah: 
rung von Sachen dur) Gaſtwirte 286. 

‚su um Zug-Leiſtung bei gegenfeitigen 

erträgen 146, 

ae der Abtretung 165. 
ulaſſung des Anatozismus 124°. 

132 ff.; Er: 

löſchen 133; Ausſchluß des 3. bei der 

Miete und bei der Vollmachtsurkunde 

133; Wirkung des 3. 133; Sicherheits— 

feiftung zur Wbwendung des 3. 133; 

3. bei gegenfeitigen Verträgen 132°; 3. 

des Mieters 231; 3. des Verwahrers 284; 

3. des Entleiherg 249°; 3. des Finders 

425; 3. des Erben für Aufwendungen 

1070; 3. des Erbichaftsbeiigerd 1101; 

3. de8 Veſihers 440; 3. des dritten Er: 

werberö beim dinglichen Vorlaufsrechte 

484. 


| Zufammenlegung von Grunditüden 22; 


Bejeitigung von Grumddienitbarteiten 
durch diefelben 451. 
Zufanmentreffen von Erſaßzberufung 
und Anwacjungärecht der Miterben 1159, 
Zuſchlag bei der Berjteigerung 87, 554. 
von Grundftüden int 
Grundbuche 368, 510; hypothelariſche 
Fee der zugefchriebenen Grundſtücke 


gi dane Ausgleichungspflicht bei 2. 


| Butändigtelt für die Anordnung der 


Pflegſchaft 990; des Standesbeamten 
655; 3. im Eheprozeß 823. 

Zuſtandsrechte 625. 

Zuſtimmung zu Nehtsgeihäften 99 ff.; 
3. eined Dritten zu Lölchungen im 
Grundbuche 376. 

'Bwangserzichung Minderjähriger 
966; Zw. des Kindes 875 FI, 

Zwangshypothef 387, 495, 569; Ent: 
jtehung derielben 504; Ausſchluß der 
— EENNG im Grundbuche für Zw. 
382! 

Zwangsrechte 21, 354. 

Zwangsvergleid) im Nachlaßlonlurſe 
1078 


29 


2 


PER 549 jf.; Enverb 
von Rechten an Grundſtücken durch Zw. 
374; Wirkung der Zw. auf die Miete 
239; Ausführung der Zw. 552; Zw. 
im alle der Geſamthypothek 559; 3w. 
von Sciffen 605; Zahlungsfriſten bei 
der Zw. 553°, 

Zwanßsverſteigerungserlös 554. 

Zwangsverſteigerungsgebot 554. 


89* 
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Zwangsperwaltung 549 ff.; Zw. bei 
A 





Zweck als Nebenbeſtimmung bei Rechts— 
geſchäften 87. 





der Arreſthypothek nicht ſtatthaft 569. 


Zwangsvolljtredung, Emerb von Zwedvermädtnis 1185, 


Rechten durch Zw. in Grundjtücde 374, | Zwedvermögen, Theorie des jubjeftlojen 
387; Bw. in eine Schifföpart 606; in| Zw. 39. 

eine Neallajt 624; in eine Nentenjchuld | Zweige 396. 

576, 624; in eine Grumdicduld 574, Hmeifeitiger Erbvertrag 1266, 1267. 
624; in Grundjtüde 549; im Falle der | Zwillinge, Eintragung derjelben in das 
Geſamthypothek 558; Zw. bei Verur— Hal ge 836; feine Vor: 
teilung zur Leiftung Zug um Zug 133; fchriften im BGB. für Zw. 28, 

Zw. beim gejeglichen Giterjtande 714, | Zwingendes Recht 26°. 

716ff., 720; bei der allgemeinen Güter: | Zwiichengewalt der Mutter 884. 
gemeinschaft 742; bei der fortgejeßten | Zwiſchenraum 400. 

Gütergemeinſchaft 755, 758; bei der Zwiſchenſpediteur 618. 
Errungenichaftägemeinichaft 767; unge: | Zwiſchenverfügungen bei Grundbuch: 
rechtfertigte Zw. 348; Webergabe von | verträgen 379. 

Sachen in der Zw. 407. Zwifichenzinien 132; fein Abzug von 


Zwangdvolfjtredungsreht des Be-| Zw. beim Darlehn 252%. 


— 


8 
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Zwitter, keine Vorſchriften für diejelben 


jigers wegen feiner Verwendungen 440, 
441. im BGB. 28. 





Nachträge und Berichtigungen. 


15 Anm. 12 lies ſtatt Art. 7 Abſ. 2: „Art. 7 Abi. 3 EG. z. BGB.“ 

20 Anm. 3 lies ftatt SS 4755. II 4 ALR.: „SS 48ff. II 4 ALR.“ 

33 Marginale lies jtatt 184: „SS 187, 188.” 

41 Zeile 13 und 14 lied: „Vereinen, die ihren Sig nicht in einem Bundesitante 
haben (deutichen Wereinen im NAuslande) und zwar jowohl idealen wie 
wirtihaftlihen Vereinen fann Nechtsfähigfeit u. ſ. w.“ 

96 Anm. 5 und 6 lies ftatt 88 H8—118 und 88 119—141 ALR.: „SS 98—118 
I 13“ und „SS 119—141 1 13 ALR.“ 

121 Anm, 5 füge hinzu: „Sg 262 BGB.“ 

157 Anm. 2 lies ſtatt 88 4—42 I 16: „SS 40—42 I 16 ALR.“ 

159 Anm. 4 lies ftatt $ 214 I 14 ALR.: „Ss 214 I 16 NACH.“ 

171 Anm. 8 lies ftatt 88 390-406 I 16 ALR.; „SS 390-406 I 14 ALR.“ 

200 Anm. 11 lies jtatt $ 468 BGB.: „S 467 BGB.” 

206 Anm. 3 füge hinzu: „Berordnung, betreffend die Hauptmängel und Gewähr: 
frijten beim Biehhandel, vom 27. März 1899 (RGEBl. ©. 219).* 

212 Anm. 4 lies jtatt $ 590: „S 570 1 20 ALHR.“ 

216 Anm. 2 (Zeile 3 von unten) lies ſtatt $ 1604 BGB.: „S 1624 BOB.“ 

218 Anm. 12 füge Hinzu: „Vgl. jetzt Art. 6 AG. 3. BOB. und Verordnung zur 
Ausführung des BGB. vom 16. Nov. 1899 (95. S. 562).* 

223 Anm. 4 füge hinzu: „$ 533 BGB.“ 

228 Ann. 2 am Schluß lies jtatt 88 344, 345 15 ALR.: „SS 343, 344 15 
ALR.“ 


ALR.“ 
231 Anm. 6 lies ſtatt $ 287 I 11 ALR.: „S 287 I 21 ALR.“ 
231 Anm. 11 lies jtatt $ 536 Abi. 2 BGB.: „S 556 Abi. 2 BOB.“ 
239 Anm. 6 füge binzu: „Art. 7 des AG. z. 3BG. v. 23. Sept. 1899.” 
252 Anm. 5 füge hinzu: „Val. jept jedoh Art. 32 AG. 3. BGB.“ 
258 Anm. 5 lies jtatt $ 625 Abſ. 3 BOB.: „S 628 Abi. 2 BOB.“ 
262 Anm, 2 lies ftatt $ 634 Abi. 5 BGB.: „S 634 Abſ. 4 BGB.“ 
262 Anm. 3 lies ftatt S. 260 Anm. 9: „S. 260 Anm. 10." 
264 Zeile 5 von oben lies jtatt am Arbeitsvertrage: „am Arbeitsertrage.“ 
272 Anm. 1 lies jtatt $ 35 Abi. 2: „S 35 Abi. 3 Gewerbeordnung.“ 
275 Anm. 8 Zeile 6 lies ftatt $ 603: „S 663.“ 
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281 Anm. 10 Zeile 1 und 4 zu S. 280 lies jtatt $ 249 I 13 ALR.: „8 252 

I 13 ALR.“ 

294 Anm. 8 lies jtatt $ 732 Abſ. 1: „S 733 Abſ. 1 BGB.“ 

298 Anm. 7 lies jtatt $ 749 Abi. 2: „S 749 Abi. 3 BGGB.“ 

Am. 3 lies ftatt $ 759 Abi. 1: „S 759 Abi. 2 BOB.“ 

302 Anm. 8 füge hinzu: „Vgl. jept Art. 15 AG. 5. BGB.“ 

321 Anm, 2 füge hinzu: Vgl. aud) Art. 8 der Verordnung zur Ausführung des 
BGB. vom 16. Nov. 1899 (85. ©. 562)." 

323 Anm. 1 füge hinzu: „Art. 17 AG. z. BOB.” 

323 Anm. 5 füge hinzu: „und Art. 18 AG. 3. BGB.” 

329 Anm. 2 lies jtatt $ 2307: „S 2367 BGB.“ 

342 Anm. 3 lies jtatt 8$ 54, 55 I 16: „SS 54, 55 16 AR.“ 

344 Anm. 8 lies ftatt Gejeß vom 31. Oft. 1838: „Geſetz vom 31, Oft. 1848.“ 

348 Anm. 1 füge noch hinzu: „Art. 8 AB. 3. GBO.“ 

349 Ann. 1 füge hinzu: „S 717 Abi. 2 CRD.“ 

367 Anm. 3 füge hinzu: „AG. z. NGBO. vom 26. Eept. 1899 (85. ©. 307); 
Berordnung betr. das Grundbuchweien von 13. Nov. 1899 (85. ©. 519); 
Allg. Verfügung vom 18. Nov. 1898 zur Ausführung der Art. 4, 14 und 
36 der BD. betr. das Grundbuchweſen vom 13. Nov. 1899 (IMB. ©. 347); 
AB. vom 20. Nov. 1899 zur Ausführung der Grundbuchordnung (JMBi. 
©. 349). 

370 Anm. 6 lies ftatt $ 833: „S 883 BOB.“ 

371 Anm. 1 füge Hinzu: „Art. 12 8 2 AG. 3. BGG.“ 

372 Anm. 9 lies am Schluffe jtatt $ 16: „$ 15 RGBO.“ 

373 Anm. 7 füge Hinzu: „Art. 6 AUG. 5. GBO.“ 

379 Am. 4 füge hinzu: „Art. 4 AG. 3. GBO.“ 

392 Anm, 8 lies: „Art. 181 Abi. 1 EG. 5. BGB.“ 

402 Anm. 9 und 10 füge jept Hinzu: „Art. 26 AG. 3. AGB.” 

412 in der vorlegten und letzten Beile des Textes muß es heißen: „und ihr Be- 
jtehen nicht jpäter erfuhr.” 

425 Anm. 2 lies: „S 971 Abi. 1 Sap 1 und 2 BGB.“ 

425 Anm. 3 ließ: „S 971 Abſ. 1 Sap 3 BOB.“ 

431 Anm. 7 lies jtatt $$ 12-15 I 5: „SS 12—15 I 15 ALR.“ 

461 Anm, 11 fies ſtatt SS 158 ff. II 2 AER.: „SS 168 ff. II 2 ALR.“ 

485 Anm. 5 ließ jtatt $ 986: „$ 988 CPO.“ 

485 3. 19 v. o. fies ftatt Vorkaufsrecht: „Wiederlaufsrecht“. 

501 3.8 v. o. lies jtatt Grumdbuche: „Grundſtücke“. 

510 Anm. 8 lies ftatt $ 32 EEG.: „S 33 EEG.“ 

521 Aım. 2 „ „ BGB: „EBD.“ 

543 Anm. 7 „u 827:8 37 120 ALR.“ 

545 Anm. 9 „  „ erjolgloje: „erfolgreiche“. 

549 Anm. 10, „8 866: „8 865 ERO.“. 

553 Anm. 1 „ „ BEL: „3G.“. 

566 Am. 10, „849: „$ 44 Abi. 2 RGBO.“. 

570 Anm. 5 „ „ 81884: „S 1184 BGB.“ 

570 Anm. 11, „ Zap 2: „Sap 3 CPO.“. 

577 Anm. 9 „  „ MAbi. 2: „S 223 Abſ. 3 BGB.“. 

5% Anm. 8 „ u 8 878: „8 818 CPO.“. 

593 Anm. 6 „ „8396: „$ 936 Abi. 2 BGB.“. 

596 3. 2 v. u. lies ſtatt des: „der“. 

598 Anm. 3 fies jtatt $ 1255 Abſ. 1: „S 1256 Abſ. 1 BGB.“. 

607 Anm. „nn $ 1272: „8 1271 BGB.“. 

615 Anm. „. „Art. 94: „Art. 97 EG. 3. BGB.“. 

619 Anm. „8 440 Abi. 3 BGB.: „S 440 Nbi. 3 H6GB.“. 

619 Anm. Ss 440 Abſ. 4 BGB.: „S 440 Nbi. 4 6B.“. 

626 Anm. Anhangs-s 97: „Anhangs-$ 67 IT 1 ALR.”, 

640 Anm. „ „81407 Sab 2: „$ 1307 Sat 2 BGB.“ 

640 Anm. „nn 112: „II 1 ach“. 

652 Anm. "na At. 40: „Art. 46 EG. z. BGB.“. 


— 
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657 Anm, 4 lies jtatt 88 836—932: „SS 836—932 II 1 ALR.“. 

666 Anm. 13 „ „ 81346: „$ 1336 BGB.“. 

669 Anm. 12 „ „ 81343: „S 1342 BGB.“. 

669 Anm. 13 „ „ 81343: „$ 1342 BGB.“. 

671 Anm. 5 „ BGB.: „EBD.“ 

677 Anm. 4 „ „8 888: "8 958 Abi. 2 CPO.“. 

682 Unm. 12 „ „ Net. I 36: „Art. 36 I EG. 5. BGB.“. 

.7 „„123. Mai 1894: „12. März 189... 

688 Anm. 11, „ 81361: „$ 1362 BOB.“. 

690 3. 9 v. u. lies jtatt findet: „finden“. 

699 Anm. 4 lies ſtatt $ 1377 a 2: „sg 1377 Abi. 3 BGB.” 

„ n 852 Abſ. 2: „S 52 Abſ. 1 CPO.“. 

6 II 1: „gs 16 I1 AGO.“. 

198 II 1: ,„S 19 11 AGO.“. 

261: „8 260 BoB.. 

60 9 1 BGB.: 8 860 Abi. 1 CPO.“. 

80: „8 379 II 1 ALR.“ 

378, 379: „SS 387, 388 II 1 AQR.“. 

1154: „$ 1454 BOB. #, 

8 2 Abi 2: „g 2 Ubi. 2 und 3 KD.”. 

1498: „$ 1468 BGB.“ 

Art. 60: „Art. 63 AG. . BGB.“. 

811 Anm. „ 8 626: „& 628 CPO.“. 

811 Anm. „8 1577 bi. 2 Cap 1: „$ 1577 Abi. 2 Sap 2 BGB.“ 

822 Anm. 7 zu ©. 821 füge hinzu: „Gegen Gedel jet auch Friedberg, Lehr⸗ 
buch des tatholifchen und evangeliihen Kirchenrecht, 5. Aufl. 1903, 
S. 477 Note 49%. 

825 2.3 v. u. lies ftatt Bor: „Bon“. 

829 Anm. 2 lies ftatt $ an „sg 328 CPO.“. 

831 Anm. 2 „ „84 „8 42 11 NER.“ 

— —— 189 Abf. 1 Sap 2: „$ 1589 Abſ. 1 Sap 3 BGB.“. 

836 2.8 v. 0. ließ ftatt nah: „vor“, 

845 Anm. 7 ließ ſtatt $ 20 II 2: „gs 20 II 3 ALR.“, 

854 Anm. 8 RER n Abf. 1: „$ 1662 BGB.“. 

857 Anm. 5 „ 885: „g 84 IT 2 ULR“. 

858 3. 4 v. o. lies ftatt * Rechtes für die Berfon: „des Rechte der Sorge 
für die Perſon“. 

865 Anm. 4 lies ftatt & 1822 No. 5: „g 1822 No. 6 BOB.”. 

865 Anm. 5 „ „ $ 1822 No. 6: „$ 1822 Nr. 7 BGB.“. 

879 Anm. 11 „  „ 81673 Abi. 1: „S 1673 Abi. 2 BGB.“. 

882 Anm. 2 „u, „ Art. 106: „Art. 206 EG. 3. BGB.“. 

883 Anm. 13 „ „ 19 März 1891: „19. März 1881”, 

895 Anm. 10„  „ 8126: „$ 129 BGB.“. 

900 Anm. 10 „  „ 8103 Abi. 1: „S 1603 Abi. 1 BGB.“. 

903 Anm. 10 „ „ Art. 20 Sap 2 BGB.: „Nıt. 20 Sa r EG. z. BGB.“. 

906 Anm. 10 „ „ Art. 22 Abſ. 1 BGB.: „Art. 22 Abſ. 1 EG. 3. BGBB.“. 

909 Anm. 9 $ 1305 Abſ. 1 Sab 2: „$ 1305 Nbf. 1 Sak 3 BGB.“. 

914 3.18 v. 0. lieg itatt oder: „und“, 

916 Anm. : lies ftatt $ 751: „gs 1751 BOB”. 

920 Ann. x $ 682: „S 686 II 2 ALR.”. 

933 3.8 J o. lies statt entweder in den die Pperſon oder in den das Ber: 
mögen „betreffenden Angelegenheiten: „Sowohl in den die Perion als auch 
in den“ 

938 Anm. 13 lieg ftatt RFrG.: „BGB.“. 

940 Anm, 1 „ „ Art. 78 Abſ. 2 Satz 1: „Art. 78 81 Abſ. 2 Satz 1 
AG. 3. BGB.“. 

950 Anm, 4 lies ftatt vom 12. April 1896: „vom 12, April 1886“. 

956 Anm. 6 „ „ 81836 Abi. 1 Sab 1: „8 1836 Abi. 1 Saß 1—3 BGB.“ 

356 Anm. 7 u 0m 81836 Abi. 1 Sap 2: „S 1836 Nbi. 1 Sap 4 BGB.“. 


— 


714 Anm. 
725 Anm. 
732 Anm. 
736 Anm. 
736 Anm, 
739 Anm. 
756 Anm. 
758 Anm, 
82 Anm. 


ee 
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958 Anm. 2 lies ftatt $ 1799 Abi. 3: „S 1799 Abj. 2 BGB.“. 

963 Anm. 1 „ u 843 No. 3: „Sg 41 No. 3 Vorm.Ord.“. 

— Anm. 4 lies ftatt $ 1844 Abf. 1 Sap 2: „$ 1844 Abf. 1 Sap 3 BGB.“ 
73 


7 u» 859: „8 57 Ab. 1 No. 9 RFrO.“ 
976 "_ —J— 1861" Sag 1: 8 1861 Satz 2 BGB.” 
9783.70. m, 300: „100 Mart 
984 — 81 veꝛe“ vibj. 2: „8 683 Abi. 2 CPO.“ 
98 13 „ „81899 Abi. 2: „S 1899 Abi. 3 BGB." 
ee „ 6 „ „ 857 No 5: „Ss 57 No. 3 R5rO.“ 
99 ,», 5, , At. TRFG.: „Art. 7 Bızıd.“ 
1098 „ 1, „ Art. 68: „Art. 58 EG. 5. BGB.“ 
1016 I u m dom 15. November: „vom 16. November 1899.“ 
103 „ 4, , 88 621-697 II, 2: 88 621-627 II, 1 ALR.“ 
106, 2. d2oli Abi. 2: „8 2011 Sap 2 BOB.“ 
1041 8, 88112 ALR.: „s 7 I 12 WER.“ 


1044 geile 15 v. o. lies ftatt ſechs Monaten: „ſechs Wochen.“ 
nm. 5 lies ſtatt $ 1954 Abſ. 2 Ca PH „g 1944 Abi. 2 Cap 3 BGB.“ 
104 „ 6 „ „81944 Abi. 2 Sap 2: „S 1944 Abſ. 2 Sab 3 BGB.“ 
10455 „ 8 „u Nusnahmen $ 1643 Abi. 2 Sap I: „$ 1643 Abſ. 2 
Sak 2 BGB.“ 
1051 Anm. 1 lies ftatt Gef. v. 3. Mai 1879: „Bei. v. 3. März 1879." 


167° „u 4 „ „81971 Abi. 3: „8 1974 Abi. 3 BGB.“ 
10607 „5 „ „8191 Abſ. 2: „S 1974 Abſ. 2 BGB.“ 
1072 „ 14 „ „ 81981 Abi. 2: „S 1981 Abſ. 3 BGB.” 
072 „ 7, 8 56: „8 63 KO.“ 

1084 „9... 8 113}: „88 123 Ff. KO.“ 

1086 3.9.0. „ „ im diefem Falle gelten: „jonjt gelten.“ 
1087 3.3.0. „ „8 1690 Abi. 2: „S 1960 Nbi. 2.” 

1090 3.15v.u. „ „ 8 1984 Nbf. 2: „S 1981 Abi. 2.” 

1091 3.2.0. ,„ „ Anerfennung: — 

1092 Anm. 4 „ , 8202 Abi. 1: „8 202 Abi. 2 BOB.“ 
re ee „ $ 1691: „S 1961.” 

1103 Anm, 6 ließ jtatt $ 2024 Sap 2: F 2024 Sap 3 BOB.“ 
108 „ 10 „ „8253 Wbf. 1 No. 2: : „8 253 Abi. 2 No. 2 EBD.” 


113 „ 13 „ „8859 Abſ. 2 BGB.: „Ss 859 Abi. 2 CPO.“ 


15 „7 u ..8500 Abi. 2: „8 505 Abi. 2 BOB.“ 

136 „ 4, 386 Abi. 2 Prosr.: „8 86 Abi. 2 RO,“ 
138 , 5». 8997 B68.: „S 997 GRO.“ 

139 „8 . , 82061: „$ 2062 BGB.“ 

1206 4 $ 16. RFIÖ.: „8 19 Nr." 


1235 zu Anm. 7 "der vorigen. —— füge hinzu: „Vgl. jetzt auch das RG. Entſch. 
Bd. 51 No. 38 ©. 

1237 Anm. 3 lies jtatt 88 —* 204: „&s 198—204 I 12 ALN.“ 

1239 3. 14 „ „ vom 26. Juli 1872: „ vom 20. ‘uni 1872.” 

1242 Anm. 1 „ „ g5wn 2: „sg 570 112 agR.“ 





Die nadjitchenden Ankündigungen werden gefülliger Beachtung empfohlen. 








Bergleihende Darftellung des 


Bürgerlihen Gelekbudes 


und der Kandesrechte. 


Dem Leslkeſchen III. Band diejes Sammelwerkes in Bearbeitung und Nusjtattung 
entiprechend, jind als Ergänzung hierzu erjchienen: 


I. Band. Das Gemeine Reck, Son Dr. 6. v. Ruchſta, Witt. 
Seh. Legationsrat. Dritte, verbeiferte Auflage. 1899. Geb. M. 9.— 


II. Band. Der Code ridvil. on R. Iörtfh, Senatspräfident beim 
Reichsgericht. Zweite, underänderte Uuflage. 1899. Geb. M. 7.— 


Prof. Dr. von Tuhr jagt in der „Deutichen Juriiten- Zeitung“ „Die ‚Vergleichen: 
den Darjiellungen‘, urjprünglich mehr für das momentane Bedürfnis dev Einführungs- 
zeit geichrieben, werden ſich noch lange als nüpliches Hilfsmittel bewähren, um die 
Verbindung zwiſchen altem und neuem echte Herzuftellen. Sie werden bald die um— 
getehrte Funktion übernehmen, dev heranwachſenden AJurijtengeneration vorläufige Aus— 
funft über das im Jahre 1900 abgeſchaffte Privatrecht zu geben.“ 


Jeder Band bildet ein abgeſchloſſenes Ganzes und iſt einzeln Räuflid. 


Civilprozeßordnung, Ronkursprdnung, 
Handelsgeſeßbuch 
in alter und neuer Geſtalt. 
Vergleichend dargeitellt von 
Wirklichem Geheimen Legationsrat Dr. ©. v. Buchka, 
Profeſſor Dr. Fr. Detferr und Profeſſor Dr. 8. Lehmann. 
1899. Eleg. geb. M. 7.— 


„Das Bud) bietet bedeutend mehr, al das Vorwort bejagt. Die Erläuterungen 
zu ſämtlichen drei Geſetzen find bei aller Kürze fo umfajiend und zahlreich, daß fie 
nicht blos für die Uebergangszeit, jondern auf die Dauer Wert haben.“ 

Oberlandesgericjtsrat Kretzſchmar, Dresden, im „Sächſ. Ardiv f. Bürgerl. Recht“. 








Zu beziehen durch alle Buchhandlungen ſowie direlt vom Berlaae. 


Otto Liebmann, Verlagsbuchhandlung, Berlin W. 35. 


Preuß. Ausführungsgefeß zum BGB. 
unter Berüchjichtigung des ALR., Gemeinen und Rhein. Nechts 
fommentiert von den Auftizräten 


Dr. Joſef Stranz und Stephan Gerhard. 


Nebit einem Anhange: Die noch geltenden privatrechtlihen Beitimmungen 
des Allgemeinen Landrehts, des Code eivil und der wichtigiten Ergänzungsgeiege. 


1900. M. 10.80; eleq. geb. M. 12. - 


Im gleichen Formate wie das vorliegende Leske'ſche Werk, bildet 
dieſer ausführliche Kommentar gewiſſermaßen eine Ergänzung hierzu. 

Das Bud) it für alle Rechtsgebiete der Monarchie bejtimmt und verfolgt 
den Zweck eines für den täglichen praftijchen Gebrauch bejtimmten 
Kommentars, der in einen Anhange zugleich eine Zujammenitellung 
der wichtigiten in Geltung gebliebenen Beſtimmungen des bisherigen 
preußiichen Landesprivatrechts giebt. Es urteilen darüber u. a.: 


Blätter für Rechtspflege im Bezirk des Kammergerichts: „Die Berfaiier haben 
fich ihrer Aufgabe mit vollen Gelingen unterzogen. Der Kommentar wird den Praftifern 
die wichtigſten Dienjte leijten. Die Ergebnifje find auf Grund detailliertejter und 
forgfältigjter wiijenichaftliher Prüfung und eingehenditer Kenntnis der Rechtiprediung 
gewonnen. Außerordentlich erwünſcht it für den Praftifer der Anhang, jo daß das 
Werk dem preußifchen Juriſten als 

Supplement zu jedem Kommentar des BGB: 
willfommen fein wird.“ 


Zeitichrift für Deutiches Bürgerl. Recht: „Unter den Kommentaren zum preuß. 
Ausführungsgejep zum BGB. nimmt der vorliegende den eriten Rang ein,“ 


Juriſtiſche Monatsichrift für Poſen: „Das Werl muß den beiten Kommen- 
taren auf dem Gebiete des neuen Rechts beigezählt werden.“ 


J wo. — — — 
Der Preußiſche Teſtamentsrichter. 

Ein Handbuch für Richter, Notare, Referendare und Gerichtsſchreiber. 
Nach dem Rechte des Bürgerl. Geſetzbuchs, der Nebengeſetze des Reichs und Preußens 
und den Preuß. Ausführungsbeſtimmungen und Verfügungen dargeſtellt von 
Amtsrichter Heinrich Götte, Köslin. 

1901. Kart. M. 2.20. 

Juriſtiſches Litteraturblatt: „Ein ausgezeichnetes Vademeenm für die 
Bearbeitung der Teſtamentsſachen. Es giebt die einſchlägigen Beſtimmungen über— 
ſichtlich geordnet nach dem Gange des Verfahrens und erörtert alles, was bei ihrer 


Anwendung & berüdjichtigen it. Ein Bud aus der Praris für die Praxis 
im bejien Sinne des Wortes.“ 


Zu dezichen durch alle Buchhandlungen ſowie direft dom Berlage. 


Otto Liebmann, Berlagsbudhandlung, Berlin W. 35. 
Das 


Bürgerliche Heletzbuch in Frage und Antwort. 


Ein Repetitorium zum Selbjtjtudium 
von Yandgerichtsrat Dr. R. Höfling, Koburg. 


I. Band: Allgemeiner Teil, Schuldverhättnifie, Sachenrecht. 1899. In Tajchen- 
format. Geb. M.4. 
IT. Band: Familien- und Erbredit. 1900. In Taſchenformat. Geb. M. 3.20. 


„Das Bud, gehört zu dem Beten in feiner Art, was wir fennen gelemt 
baben. Wir halten e8 fir Studenten und Referendare, die fi zum Eramen 
vorbereiten, geradezu für unentbehrlich. Aber auch dem praktiſchen Richter und 
Anwalt dient es zur eingehenden und jchnellen Beantwortung der entjtehenden Fragen 
vortrefflid. Die Anordnung, Fragejtelung und Beantwortung ift gleich ausgezeichnet.” 
Leipziger Zeitung. 














Das Handelsgefehbun in Frage und Antwort. 
Ein Repetitorium zum Selbjtjtudium 
unter Berüdfihtigung des BGB, der Nebengejege und Rechtſprechung. 
Von Rechtsanwalt Dr. Karl Liebling. 


1901, Eleg. geb. Mt. 4.50- 


„In jehr geichidter Weile hat Verfafier es verftanden, eine fnappe Darftellung 
des HR. in die Form von 1749 Fragen und Antworten zu Heiden. . . . Ein die 
jonftigen Repetitorien weit überragendes Hilfsmittel für die Kontrolle 
des Wiſſens.“ Centralblatt für Rechtswiſſenſchaft. 


Liliput-Ausgaben. 
Tertausgaben mit Sachregiſter (Format 7:11 cm). 
Band 1: Bürgerliches Geſetzbuch nebjt dem Einführungsgejeg. Vierte, unver 
änderte Auflage. 33.—44. Tauſend. 
Band 2: Handelsgeſetzbuch, erg © Konkursordnung nebit den Ein- 
führumgsgejegen und den preußischen Ausführungsgefegen. 1.—20. Taufend. 
Jeder Band, dauerhaft in Leinen gebunden, 1 Mark. 








Die 
Seihäftsführung des Gemeindewaijenrats 
nach dem 
Bürgerlichen Gejegbuh und den daneben geltenden Gejeten. 


Bearbeitet von Amtsrihter U. Fuhrmann. 
1899, Kart. M. 1.20. 


Mnemokechnik im Bürgerlichen Grfekbud;. 


Bon Dr. jur. F. Franz. 
1903. 80 Pf. 





Zu beziehen durch alle Buchhandlungen ſowie direlt vom Verlage. 


Otto Liebmann, Berlagsbuchhandlung. Berlin W. 36. 








Kommentar zum 


Preußiſchen Stempelſteuergeſetz 
nebſt Tarif vom 31. Juli 1895. 


Mit Tabellen, Ausführungsbeſtimmungen, Reichsſtempel-, Erbſchaftsſteuergeſetz 
und einem Anhange. 


Von Juſtizrat Eruft Heinitz, Berlin. 
Zweite, gänzlich umgearbeitete Auflage. 
1901. M. 21.—; elegant gebunden M. 23.50. 


Juriſtiſche Ronotejariit ür Polen, Oft: und Weitpreuken: Ueber die Bedeutung dieſes Kom— 
mentars, der an Stlarheit, Oründl lichleit, Bollftändigteit und Trerftiidherbeit —— 
Gleichen tucht, ift fein Wort mehr zu verlieren. In den unteren und in ben oberen Anftanzen e egent 
auf Grund des Geſebe⸗ v. 31. Juli 18% kaum eine ſtempelrechtliche Entſcheldung, die ſich nicht auf Heinig 
fügt. Keln Gericht, kein Notar, feine Berwaltungsbehördbe arbeitet ohne ihn. 
Und nicht das geringite Verdienſt des Verf. iſt es, daß er den trodenen ‚Stoff mit wiffenihaftlihem 
Beifte erfüllt und de — ja vielfach Interefjant — bat’. 





Kommentar zum Reichsgeſeh über die 


Angelegenheiten der freiwillioen Gerichtsbarkeit 


vom 17. Mai 1898, 
Bon Juſtizrat Mdolf Weiler, Halle a. ©. 
1900. M. 7.50; eleg. geb. M. 9.50. 
Jettichrift für deutſches Bürgerl. Recht: „Die Abhandlungen zeugen von der vollen und fachlun- 


big praftifchen Beherrſchung des Reatshioffer jeitens bes Berfafiers. ... Das Werk bietet fiir den Juriſten 
eine Killle von A en ne ſowie eine Fundgrube ber Auftlärung und ——— 


—— — zum Geſetz betreffend die 


Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 


in der Faſſung vom 20. Mai 1898. 
Vierte, vollſtändig umgearbeitete Auflage. 
Von Juſtizrat Dr. J. Liebmann. 
1899. Gebunden M. 4.50. 

„Bon den zahlreichen Bearbeitungen des Geſeßes muß diefer Kommentar ald einer der beiten 
genannt werden. Hierfüt ſpricht fchon die Zahl der Auflagen, ganz beionder& die erichöpfenden Ausrin- 
rungen der einzelnen arten Sie find in erfier ginie für den Praltiter beftimmt, 

r 


der das Wert mit bem g ten Nupen gebrauchen wird. 
Notariatszeitichrift tür Elſak⸗ vLothringen. 


Gebühren- Tabellen für 


Gerichliche Urkunden und in Grundbuchfachen. 


Auf Grund des Preuß. Gerichtöfoitengeiehed vom 25. Juni 1595 
in der vom 1. Januar 1900 an geltenden Faſſung 


für den Sedraud der Amtsgeridte und Notare 
bis zum Wertsgegenitande von 500000 Mark aufgejtellt 


von Amtsgerichtsjefretät J. Giefe, Berlin. 
1900. M. 1.50, 














Zu beziehen dur alle Buchhandlungen ſowie dDireft vom Verlage. 


Otto Liebmann, Verlagsbuchhandlung, Berlin W. W. 35. 


Anleitung zur ſtrafrechtlichen Praris. 


Eiu Beitrag zur Ausbildung 
unjerer jungen Juriſten und ein Ratgeber für jüngere Praktiker von 


Dr. Hermann Kucas, 


Wirkl. Sch. Oberjuſtizrat, Minifterialdireltor im Juſtizminiſterium. 
1902. M. 8.—, geb. M. 9.—. 


Nuriftiiches eitteraturblatt: „Ver immer in_der ftrafrechtlihen Praris ſteht, fei es als Nichter, 
Staatsanwalt, Verteidiger, Yeiter "des Poltzeidienites u. j. w., wird das liberaus Mar und lebendig 
neichriebene Bud) faum aus Der Hand legen, bevor er cs zu Ende gelejen bat, und es wird ihm ein 
Wegweijer bleiben, bei deſſen Befolgung er das richtige Biel auf dieſem wichtigiten Gebiete der Rechts 
pflege ftets vor Augen haben wird.” 








Leipziger Jeitung: „Die Lucasihe Metbode iſt voll geeignet, das theoretiihe Wiſſen der jungen 
Inriften in die Brarıs umzuſehen. das Interefje fiir die viel unterichägte und mangelhafte Nechtsanwen- 
dung auf ſtrafrechtlichem Gebiet anguregen und eine wedentiprechende Handhabung des Mechts au fördern. 
Tazu dient auch die meiiterhafte Klarheit der Daritellung.“ 

„An der Hand einzelner fälle, wie fie das tägliche Leben bietet, will Verf. dem jungen Juriſten 
das Berftändnis für die Anwendung und die Tragweite der ftrafrechtlichen Nechtöfäpe erſchließen. Dies 
ift ihm in jo ausgezeichneter Wetje gelungen, dab das Studium der lebendia und anregend geichrichenen 
Anteitung der juriftiichen Jugend für ihre jtrafrechtlidhe Ausbildung nur reichiten Gewinn bringen kann. 
Das Buch bietet mit feinem reichen Inhalte aber auch für den Älteren PBrattiter eine jo anzichende 
Lettüre, daß er fie nur mit Freude genleßen wird. Oberjuſtizrat Baumbad im Süd. Ardiv. 


Einlegung und Begründung 
der Reviſion in Straflachen. 
Praktiſche Anleitung zur Anfertigung jtrafrechtlicher Reviſionsſchriften von 
Rechtsanwalt Dr. S. Löwenſtein, Berlin. 
1900. Kart. M. 2,20, 


Handkommentar zur Eifenbahnverhehrsordnung. 


Aus der Praris für die Praris bearbeitet von 
Dr. jur. W. Hertzer, u i. E. 
1902. Geb. Mm. 4. — 














Die Reichsgeſetze zum Shut des 


geiſtigen und gewerblichen Eigentums 


Erläutert von 


Reichsgerichtsrat a. D. Dr. M. Stenalein. 
Dritte, nen bearbeitete und vermehrte Auflage. 
1903. M. 5.40; geb. M. 6.—. 


Inhalt: Seiepe betr. Urheberrecht an Werken der bildenden Künjte, Schuß der Photograpbien, 
Urheberrecht an Mustern und Modellen, Batentgefjep, Geſeß betr. die Patentanwälte, 
Edup von Gebraudsmujftern, der Warenbezeihnungen, Urheberrecht an Werten der 
Yitteratur und Tonkunft, Über das Verlagsrecht und betr. unlauteren Wettbewerb. 


zu begiehen durch alle Buchhandlungen ſowie direft bom Verlage. 





Otto Liebmann, Berlagsbuchhandlung. Berlin W. 


vhaudausdade der Deutſchen Grundbuchordnung 


nebſt ſyſtematiſcher Darſtellung des materiellen Liegenſchaftsrechts. 
Für die preuß. Praxis bearbeitet von 
Landgerichtspräſident F DO. Philler. 
1901. Geb. M. 5.— 
„Der Verfaſſer verjteht e8, das zum Verſtündnis des Geſetzes Wichtige herauszugreifen und in Itapper, 


aber "Harer Eprade sum Ausdrud EL bringen.” Beitichrift fiir deutichen Giviiproseh. 


Reichsarfch über Die 
Zwangsverfleigerung und die Iwmanasperwaltung 


nebst Einführungsgesetz vom 24. März 1897. 
Für die Praxis erläutert von 
Landgerichtspräſident J. Günther. 
Zwei Bände. 1900. Eleg. geb. M. 6.—. Auch einzeln käuflich. 
. Die Tarſtellung iſt eine formvollendete, Die Ausführungen find ebenfo Kar wie gründlich und 


in reichen Beiſpielen und Aufzählungen erichöpfend. Der Doppelwert des Buches als eines Yeitfadens 
zum Studlum und eines Kommentars wird es der Praxle befonders willfommen machen.“ a trenjälg-, Berlin. 





Die Preußifche Geſindeordnung 
vom 8. November 1810 

nebſt ihren reichs- und — — Ergänzungen und einem Anhange: 

Das polizeiliche Berfahren in Gejindejachen. 


Grläutert von Dr. jur. U. Nubaum. 
1900. Kart. M. 2.20. 


Die Arnernnaen im Deutſchen Ahtienrechte 


nebſt Entwürfen für neue Statuten und Statulen-Anderungen. 
Mit Rüdjiht auf den praktischen Gebrauch dargeftellt und erläutert von 
Geh. Juſtizrat Dr. Nieffer, Bantdirektor in Berlin. 
1599. M. 4.50. 
ehr . Der hervorragende Juriſt und Praltiler giebt hier einen Leitfaden in die Neuerungen Des 


Aktienrechte, der aber jo vollftändig ift, dab er faft als Leitfaden fir das ganze Altienrecht 
dienen kann.‘ Teutiche Juriſten⸗Zeitung. 


Das Bankdepotaeleß vom 5. Juli 1896. 


Aus der Praris und für die Praris 
erläutert von 
Geh. Juſtizrat Dr. Rieſſer, Banfdireftor in Berlin. 
1897. Geb. M. 2.— 


Zu besichen durch alle ——— ſerie direlt vom Berlage. 


Zerifon | 
des Deutichen Strafrecht 


nad) den Enticheidungen des Neichsgerichts zum StrGB. 


zufammengejtellt und herausgegeben von 


Dr. A, Stenalein, Reichsgerichtsrat a. D. 
1900. Zwei Bände. 1950 Seiten. M. 32. Elegant gebunden M. 37. 
BE Bertvolles Gefhenkwerk. mg 


Der Präfident des Straffenates des Kammergerichts, Herr Geh. Ober: 
juftizrat 7 Groihuff, Berlin, im Jurift, Litteraturblatt: „Ein großartiges 
Werk! Es erleichtert die Einficht in die Entjch. des RG. fo erheblich, daß 
dadurch Die Rechtfprechung des Reichsgerichts Gemeingut aller praf- 
tifhen Kriminalijten wird... .“ 

Gruchots Beiträge zur Erläuterung des Deutihen Rechts: „. . . . Ein Blick 
in das Buch und ein Gebrauch von wenigen Tagen lehrt, daß es auf dem 
Arbeitstifche feines Rechtsanwalt und in feinem Beratungszimmer einer Straf: 
fammer fehlen follte. Der Nichtpraftiter fann fich fchwerlich eine Vor— 
ftellung von den Vorteilen machen, die der Befit des Werkes mit 
fih bringt. Wer aber faft täglich kämpft, um fich mit läftigem Zeitaufwande 
diejenigen Bände der NReichsgerichtsentjcheidungen zu verfchaffen, welche er zu 
gebrauchen meint — Die ja immer gerade ein anderer hat —, um nachher zu 
fehen, daß die zitierte Entfcheidung gerade den Rechtsgrundſatz, auf welchen 
es ihm ankommt, nur nebenbei behandelt, alfo nicht die richtige ift, ſodaß das 
Suchen von vorn beginnen fann, der wird das Buch mit lebhafter Freude 
begrüßen . . .“ 

Preuß. Berwaltungsblatt: „. . - Durch die überaus praftifchen Anordnungen 
wird die Verwendbarkeit des hochbedeutfamen Stengleinfchen Lexikons in einem 
derartigen Maße erhöht, dab es hinfichtlich des StrGB. ſowohl den Beſitz 
der Entfheidungsfammlungen wie den eines größeren Kommentars 
meifthin erübrigen dürfte,“ 

Juriſtiſche Monatsſchrift: „Das außerordentliche Werk eines der erften 
Kenner und Praktiker des Strafrechts ift auch außerordentlicher Anerkennung 
und Verbreitung würdig; es iſt ein muftergültiges Hand: und Nach— 
ſchlagebuch großen Stils. Die Umficht, Gründlichkeit und wiffenfchaftliche 
Tiefe der Darftellung find zu bewundern.” 


— Ausführlide Profpekte mit Textproben gratis und franko. — 














Zu bezichen durch alle Buchhandlungen ſowie direft Dom Verlage. Sun 


Otto Liebmann, Verlagsbuchhandlung, Berlin W. 35. 








Die ſtrafrechtlichen Nebengeſetze 
des Deutſchen Reiches. 


Dritte, gänzlich neu bearbeitete und vermehrte Auflage 


herausgegeben von 


Neichsgerichtsrat a. D. Dr. M. Stenglein. 
1903. Bolljtändig 1424 Seiten. Marl 31.—, cleg. geb. Mart 34.— 


Die dritte Muflage dieſes Hand» und Nachſchlagebuches, das jämtlihe ftraf- 
rehtlihen Nebengejege in ausführlicher Kommentierung enthält, ſtellt fich 
fait als ein ganz neues Wert dar. Bon den 113 Gejegen find gegenüber der 1. Auflage 
59, gegenüber *— 2. Auflage 49 Geſetze gänzlich neu aufgenommen bezw. neu bearbeitet. 
Es urteilen u. a.: 


Blätter für Befängnisfunde: „Wenn man fich in die Art der Etengleinjden en and deburg wertet, 
o kann man nur bedauern, Daß viele Einzel ejege keine Strafbeitimmungen enthalten und d 
der Nufnahme in diefes, der deutichen Wifjenihaft zur Ehre gereichende Werl entziehen.‘ 


— für bürgerlides Recht: „Die Bearbeitung ift muftergültig. Eine befondere Sierde unferer 
ftrafrehtlihen fommentierenden ditteratur.“ 


Litterar. Gentralblatt: ‚Die alteMeifterfchaft des in Wifienfchaft und Praris erfahrenen Verfaſſers 
wird den Rat und Belehrung fuchenden Praftiter jelten im Stiche laſſen. 


Prof. Stooß in der Schweizer, Zeitihritt für Strafreht: „Stenglein ift ein fo genauer Kenner 
der Materie, er veritcht es fo vortrefflih, Geſehe ſaßlich zu erläutern, daß der große Erfolg des Werles 
vorausgejehen werden konnte.’ 


Ausführliche Proſpekte mit zn der Geſetze N. 


Die Preußiſchen Atrafgelebe. 


Zweite, gänzlich neu bearbeitete und vermehrte Auflage. 
Erläutert von 


U. Groſchuff, G. Eichhorn, Dr. Delius, 


weil. Senatöpräfident. Senatspräfident. Zandgerichtsrat. 
1903. Erſcheint in Lieferungen. Subjfriptionspreis etwa Marl 20.— 





Diefe zweite, gänzlich neu bearbeitete und vermehrte Auflage verfolgt den Zwech, 
jämtliche im ganzen Gebiete Preußens noch gültigen, zum Teil nod) gamicht erläuterten 
Strafgefege, darunter auch alle Steuergefeße, unter voller Berüdfichtigung der Litteratur 
umd der bis auf die jüngfte Zeit ergangenen Rechtſprechung eingehend erläutert zu 
vereinigen, und jomit den Bedürfnijien der Richter, Staats-,Amts- und Nedts- 
anmwälte, Zandräte, Rolizei:, Kommunal- und Berwaltungsbeamten nad 
einem für den täglichen praftiichen Gebrauch bejtimmten Hand» und Nachſchlagebuche 
zu entfprechen, das die zahlreichen Einzeljchriften entbehrlich macht. 


Ausführliche Proſpekte mit Verzeichnis der Gefehe gratis, 


Zu beziehen * alle —— — —* direft v bom Berlage. 








Otto Liebmann, Derlagsbuhhandfung, 3 Berlin W. 3. 


Deulſche Juriſten- Zeitung. 


Herausgegeben von 
Dr. Laband, Dr. Stenglein, Dr. Staub, 
Rrofeffor, Reichögerihtsrat a. D., Juſtizrat. 
Erſcheint jeden 1, und 15. M. 3.50 vierteljährlich. Beſtellungen: Rojtanjtalten, 
Buchhandlungen ſowie direkt beim Verlag. 

Frühere Quartale à M. 3.50, komplette Jahrgänge auch eleg. gebunden AM. 16.— 
Die „Deutſche Juriſten-Zeitung“, längſt das verbreitetſte juriſtiſche Organ, 
iſt nach Inhalt, Zweck und Charakter ein Fachblatt großen Stiles. NIS Zentralblatt 
für den geſamten deutichen Juriſtenſtand läht fie feine irgendwie für den Juriſtenſtand 
wichtige oder intereflante frage unerörtert; fie beſchäftigt fih mit allen juriſtiſchen 
Tagesfragen, Gejehesvorlagen und den Gnticheidungen aus dem Gejamtgebiete der 
Rechtswiſſenſchaft, des Verwaltungsrechts und der angrenzenden Disziplinen und bietet 

ſomit einen Ueberblick über die jortichreitende Entwidlung diefer Materien. 


Prodenummer und Profpelte gratis. 


Das neue Deutsche Bürgerlihe Recht in Sprünpen. 


Don Profeſſor Dr. Georg Cohn, Zürich. 

I. Allgemeiner Teil. Zweite Auflage 1899. M. 2.—. II. Redt der 
Schuldverbältniife 1897. M. 3:—. DI Saden: und Familienrecht. 
1899. M. 6.—. IV. Erbredt. 1900. M. 3.—. 

Aedes Bändchen, elegant ausgritatfet, ifE ringeln häuflid. 


» Die Arbeit iſt das Reſultat einer ‚tefgründigen, aeiftigen Zufammenfafiung und einer Liebes 
vollen Eindringung in den Geiſt det BUGB. Der Verfaiier hat einen vollen Rechtsanſpruch darauf, daß 
ihm für das Wert eine Öffentliche Anerkennung gezollt werde, . .' 


Bıof. Dr. Meiti in der „Dentichen Juriiten- Zeitung“. 


Wegweiſer für den Rechtsverkehr 


zwiſchen 
Deutſchlund und den Vereinigten Stanten von Amerika. 
Zuſammengeſtellt jür die Bedürfniſſe der deutichen Praxis. 
Zweite, neu bearbeitete und wejentlid vermehrte Auflage. 


Bon Dr. jur. Paul C. Schuitzler, 


Attorney and counsellor at law in New-Vork. 


1903. Etwa M. 3.50. 


Die Praxis des Geſehes 
Bekämpfung des unlanteren Wettbeiwerbes. 


Dargeftellt auf Grund von 310 Enticheidungen nebjt Vorſchlägen z. Abänderung d. Gefeges. 
Im Auftrage des Bundes der Handel- und Gewerbetreibenden 


bearbeitet von H. Poeſchl. 


1903. M. 3.50, gebunden M. 4.20. 
Das Buch ftellt zugleih einen ausführlichen Kommentar zu dem Geſetze dar. 








Druck von C. G. Naumann in Leipzig. 
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